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Drnck  Ton  H.  Lmipp  Jr.  in  Tttblngtn. 


Vorrede. 


Während  einer  längeren  wissenschaftlichen  Laufbahn  pflegen 
manchfache  vereinzelte  Abhandlungen  zu  entstehen,  bald  aus  inneren 
bald  aus  äusseren  Gründen.  Ausgedehnt  über  eine  Reihe  von  Jahren 
veröffentlicht  an  verschiedenen,  nicht  immer  leicht  zugänglichen  Orten, 
wohl  auch  namenlos  erschienen,  entschwinden  solche  kleinere  Arbeiten 
leicht  wieder  dem  Gedächtnisse  und  Gebrauche. 

Die  meisten  Erzeugnisse  dieser  Art  verdienen  allerdings  kein 
anderes  Loos.  Vorübergehenden  Bedürfnissen  entsprossen,  haben  ne 
ihren  Zweck  längst  erfüllt;  und  in  einer  Vorkehrung  zu  bleibender 
Aufbewahrung  könnte  nur  eine  Anmassung  von  Seiten  des  Verfassen 
und  eine  Beschwerde  für  die  ohnedem  allzu  angeschwellte  Literatur 
erblickt  werden.  Es  giebt  jedoch  Ausnahmen.  Auch  kürzere  Arbeiten 
mögen  über  den  Tag  ihrer  Erscheinung  hinaus  Bedeutung  haben,  nnd 
nicht  alle  vereinzelte  Abhandlungen  sind  nur  flüchtig  ausgearbeitet 
Namentlich  werden  nicht  selten  wichtige  Fragen  in  dieser  Weise  aus- 
führlicher erörtert,  als  in  einem  Systeme  möglich  ist,  oder  von  Solchen, 
welche  ein  ganzes  System  nicht  unternehmen.  Arbeiten  der  letzteren 
Art  der  Vergessenheit  zu  entreissen  und  sie  zugänglicher  zu  machen, 

ist  ein  natürlicher  Wunsch  des  Verfassers,  und  dieser  verdient  nur 

« 
dann  einen  Tadel,  wenn  er  sich  in  der  Würdigung  der  Bedeutung  irrt 


« 


VI  Vorrede. 

Mir  selbst  steht  natürlich  kein  Urtheil  darüber  zu,  ob  ich  bei 
dem  Entschlüsse ,  einen  Theil  der  von  mir  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
fassten  einzelnen  Aufsätze  zu  einem  grösseren  Ganzen  zu  vereinigen, 
in  einen  solchen  tadelnswerthen  Irrthum  verfallen  bin.  Nur  sei  mir 
gestattet,  zur  näheren  Bezeichnung  der  Sammlung,  deren  erster  Band 
hier  vorgelegt  wird,  Einiges  zu  bemerken: 

Ich  theile  keineswegs  lauter  bereits  veröffentlichte  Arbeiten  mit. 
^  Wohl  die  Hälfte  des  jetzt  Vorgelegten  erscheint  hier  zum  erstenmale. 
Diese  letzteren  Abhandlungen  lagen  theils  seit  längerer  oder  kürzerer 
Zeit  abgeschlossen-  im  Pulte ,  einer  passenden  Gelegenheit  zur  Ver- 
öffentlichung wartend ;  theils  habe  ich  sie  erst  jetzt  entworfen,  wenn 
ich  nämlich  nach  geschehener  Zusammenstellung  des  Vorhandenen 
glaubte  eine  Lücke  ausfüllen  zu  sollen.  Bei  den  früher  bereits  ge- 
druckten Aufsätzen  ist  der  Ort  der  Veröffentlichung  immer  angegeben ; 
die  mit  keiner  solchen  Nachweisung  versehenen  sind  also  neu. 

Auch  die  früher  bereits  gedruckten  Abhandlungen  sind  jedoch 
nicht  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  wiedergegeben,  sondern  sämmt- 
lich  neu  bearbeitet.  Es  findet  jedoch  ein  grosser  Unterschied  hiebei 
statt  Bei  einzelnen  Arbeiten  fand  ich  keinen  Grund  zu  einer  wesent- 
lichen Aenderung;  solche  sind  dann  nur  in  der  Form  verbessert  und 
elVa  ergänzt,  wenn  ein  Punkt  übersehen  worden  war,  oder  wo  eine 
spätere  Thatsache  beziehungsweise  literarische  Erscheinung  Berück- 
sichtigung verlangte.  Andere' Abhandlungen  sind  dagegen  gänzlich 
umgestaltet,  und  zwar  nicht  blos  ausgedehnt  oder  abgekürzt,  sondern 
auch  in  Beziehung  auf  den  Inhalt  verändert.  Mehr  als  Eine  dersel- 
ben ist  auf  diese  Weise  ein  völlig  verschiedenes  Werk  geworden.  — 
Dass  gegen  ein  solches  Verfahren  Einwendungen  gemacht  werden 
können,  ist  mir  keineswegs  entgangen.  Wenn  eine  Arbeit  in  ihrer 
früheren  Gestalt  Berücksichtigung  gefunden  hat,  (sei  es  nun  Zustim- 
mung sei  es  Widerspruch,)  so  passen  die  darüber  gemachten  Bemer- 
kungen sowie  etwaige  Anführungen  nicht  auf  die  jetzige  Beschaffenheit. 


Vorrede.  VII 

Sodann  macht  die  Umarbeitung  auch  an  Solche,  welche  sich  bereits 
mit  der  ersten  Darstellung  bekannt  gemacht  hatten,  den  Anspruch 
auf  nochmalige  Berücksichtigung.  Dennoch  habe  ich  geglaubt  nicht 
anders  verfahren  zu  können  und  zu  sollen.  Es  schien  mir  nämlich 
nicht  bloss  mein  Recht,  sondern  auch  meine  Pflicht  zu  sein,  einen 
der  öffentlichen  Beachtung  nochmals  vorgelegten  Gegenstand  so  gut 
zw  erörtern,  als  ich  es  eben  jetzt  vermag;  und  für  völlig  verkehrt 
hätte  ich  es  gehalten,  wenn  ich  mit  Bewusstsein  Unvollkommenes 
oder  gar  Unrichtiges  zum  zweitenmale  verbreitet  hätte,  bloss  weil 
ich  es  früher  nicht  besser  verstand.  Sprechen  doch  dieselben  Gründe, 
welche  gegen  die  Umgestaltung  einer  einzelnen  Abhandlung  angeführt 
werden  mögen,  auch  gegen  die  Herausgabe  verbesserter  neuer  Auf- 
lagen eines  Buches!  So  lange  ein  Schriftsteller  lebt,  darf  und  soll 
er  an  seinen  Erzeugnissen  bessern;  eine  andere  Frage  ist  freilich, 
ob  sich  Leser  finden,  welchen  es  der  Mühe  werth  ist,  sich  mit  dem 
Umgestalteten  noch  einmal  zu  befassen. 

Die  Abhandlungen  folgen  sich  nicht  nach  der  Zeitfolge  ihrer 
Erscheinung,  sondern  sind  nach  Gegenständen  zusammengestellt.  Ich 
wollte  durch  diese  Anordnung  nicht  etwa  bloss  das  Auffinden  erleich' 
tem ,  sondern  namentlich  auch  das  in  Verbindung  bringen ,  was  ich 
über  einzelne  Fragen  derselben  Wissenschaft  gearbeitet  habe.  Ent- 
steht auch  durch  eine  solche  Nebeneinanderstellung  kein  System,  so 
tritt  doch  der,  wie  ich  mir  wenigstens  schmeichle,  folgerichtig  durch- 
gehende Grundgedanke  deutlicher  hervor,  und  es  stützen  sich  die 
verschiedenen  Anwendungen  desselben  gegenseitig. 

Sämmtliche  Abhandlungen  beschäftigen  sich  ausschliesslich  mit 
theoretischen  Staatswissenschaften ;  kritische  und  literargeschicht- 
liche  Arbeiten  sind  ganz  ausgeschieden.  Was  ich  von  früheren  Ver- 
suchen letzterer  Art  glaubt  ein  bleibenderer  Stelle  verwenden  zu  können, 
hat  in  meiner  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften  eine 
Stelle  gefunden.    Der  jetzt  veröffentlichte  erste  Band  enthält  Abband- 


Vin  Vorrede. 

lungen  aus  dem  öffentlichen  Rechte  —  Staatsrecht  und  Völkerrecht ;  -— 
der  Politik  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  wird  die  Fortsetzung 
gewidmet  sein. 

Heidelberg,  30.  KoTcmber  1859. 

B.  MoU. 
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Der  Gedanke  der  Beprftsentation  im  Verhältnisse  zu  der 

gesammten  Staatenwelt. 


Begriffsbeftünmiing. 

Zu  allen  Zeiten  und  auf  den  verschiedensten  Gesittigungsstufen  der 
Völker  hat  es  Gemeinwesen  gegeben,  in  welchen  die  Entscheidung  allgemeiner 
.\iigoIegenheit«n  bei  der  Gesammtheit  der  versammelten  freien  Bürger  war. 
Ebenso  sind  Staaten  nicht  selten  gewesen,  in  welchen  die  Leitung  der  öffentlichen 
Geschäfte  einer  kleineren  Anzahl  aus  eigenem  Rechte  zustand,  sei  es  dass 
sie  dieses  auf  göttlichen  Auftrag,  sei  es  dass  sie  es  auf  Eroberung  oder  auf 
gesellschaftliche  Stellung  grtlndeten.  Dagegen  ist  es  ein  verhältnissmässig 
neuer  Gedanke,  einer  Minderzahl  das  Recht  einzuräumen,  im  Namen  und 
im  Auftrag  der  Gesammtheit,  somit  einer  Seits  init  Rechtserwerbung  anderer 
Seits  mit  Verpflichtung  für  dieselbe,  öffentliche.  Geschäfte  zu  besorgen. 

Unzweifelhaft  ist  es  bei  der  weitverbreiteten  Anwendung,  welche  dieser 
Gedanke  geftinden  hat,  wissenschaftliche  Nothwendigkeit ,  den  Kern  dessel- 
ben vom  Standpuncte  des  Rechtes,   der  Sittlichkeit  und  der  Zweckmässig- 
kfit  zu  untersuchen;   und  man   darf  es  wohl  auffallend  finden,    dass  nur 
sehr  selten   tief  in  den  Gegenstand  eingedrungen  wird.    Sollte  der  häufige 
and  unbeanstandete  Gebrauch  von  Stellvertretung  in  den  Vorkommnissen 
des  bürgerlichen  Lebens  der  Grund  sein,   warum  man  ein  ähnliches  Ver- 
hältniss  in  staatlichen  Geschäften  als  sich  ebenfalls  von  selbst  yerstehend 
betrachtete :  so  wäre  diess  wenigstens  ein  vorschneller  Schluss.    Es  ist  an  sich 
gar  Wühl  möglich,  dass  sich  im  Privatrechte  ein  Verhältniss  als  gerechtfertigt 
and  nothwendig  erweisen  lässt,  gegen  dessen  Anwendung  im  Staatslebeh 
gültige  Einwendungen  gemacht  werden  können.    Die  Frage  muss  also  jeden 
Falles  in  Beziehung  auf  die  Staatsgeschäfte  besonders  untersucht  werden. 
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Die  Ansichten  der  Wenigen,  welche  sich  mit  der  inneren  Berechtigung 
der  Stellvertretung  im  Staate  beschäftigt  haben,  sind  sehr  auseinander  ge- 
gangen. Während  ein  bedeutender  Mann  in  der  Bestellung  von  Vertretern 
tiefe  Unsittlichkeit  und  Verfall  der  staatsbürgerlichen  Gesinnung  erblickt, 
erkennt  ein  Anderer  in  derselben  Einrichtung  eine  nothwendige  Erfüllung 
von  Pflichten. 

Bekannt  ist  einer  Seits  der  heftige  Ausfall  J.  J.  Rousseau's  auf  die 
Vertretung  *).  «Sobald,  sagt  er,  der  öffentliche  Dienst  aufhört  die  haupt- 
sächliche Beschäftigung  der  Bürger  zu  sein,  diese  lieber  mit  ihrem  Beutel 
als  mit  ihrer  Person  bezahlen,  ist  der  Staat  seinem  Untergange  nahe.  Muss 
man  zum  Kampfe  gehen,  so  zahlen  sie  Soldaten  und  bleiben  zu  Hause.  Soll 
man  sich  in  deil  Rath  begeben,  so  ernennen  sie  Abgeordnete  und  bleiben 
zu  Hause.    Aus  Trägheit  und  mit  Geld  haben    sie  dann  Söldner  um  das 

Vaterland  zu  unterjochen  und  Stellvertreter  um  es  zu  verkaufen Die 

Staatsgewalt  (souverain^te)  kann  nicht  repräsentirt  werden,  und  zwar  aus 
demselben  Grunde ,  warum  sie  nicht  veräussert  werden  kann .  ;  '"'^nxht 
wesentlich  in  dem  allgemeinen  Willen,  und  dieser  kann  nicht  repräsentirt 
sein.  Er  ist  er  selbst,  oder  er  ist  ein  anderer;  es  giebt  kein  Drittes.  Die 
Abgeordneten  des  Volkes  sind  also  nicht  seine  Vertreter,  sondern  nur  seine 
Beauftragte  (commissaires) ;  sie  köimen  keinen  schliesslichen  Entscheid  geben. 
Jedes  Gesetz,  welches  das  Volk  nicht  gutgeheissen  hat,  ist  ungültig;  es  ist 
gar  kein  Gesetz.» 

Guizot  dagegen  führt  in  seiner  «Geschichte  der  repräsentativen  Re- 
gierung» in  geistreicher  und  schlagender  Weise  aus  *) ,  dass  allerdings  die 
Repräsentation  rechtlich  nicht  auf  eine  angeborene  Selbstständigkeit  und 
Unabhängigkeit  jedes  einzelnen  Menschen  gestellt  werden  könne.  Die  An- 
nahme einer  solchen  Freiheit  und  Gleichheit  Aller  führe  entweder,  mit 
Rousseau ,  zu  *  der  rechtlichen  und  selbst  sittlichen  Unmöglichkeit ,  einen 
Stellvertreter  zur  Aussprechung  des  Willens  und  zur  Selbstbeschränkung 
der  Freiheit  zu  bestellen,  ja  sie  gehe  selbst  noch  über  die  von  Rousseau 
gezogenen  Schlussfolgerungen  hinaus  und  mache  jegliche  Ordnung  der  bür- 
gerlichen und  staatlichen  Gesellschaft  unmöghch.  Oder  aber,  es  könne  nur 
mittelst  einer  Reihe  von  Folgewidrigkeiten  die  Ernennung  eines  Stellvertreters 
zur  Ausübung  des  Willens  Anderer  vertheidigt  werden ;  wobei  man  nur  wieder 
die  Wahl  zwischen  zwei  gleich  Übeln  Einrichtungen  habe,  nämlich  z¥rischen 
einer  unbedingten  und  fast  sklavischen  Abhängigkeit  des  Stellvertreters,  welcher 
nur  die  ihm  von  seinen  einzelnen  Gewaltgebem  ertheilten  Aufträge  zu  voll- 
ziehen höLbe,  oder  zu  einer  vollständigen  und  alle  Selbstständigkeit  und  Freiheit 
des  Volkes  aufliebenden  Hef rschaft  des  Abgeordneten.    Guizot's  eigene  Lehre 


1)  Du  coDtrat  social.  III,  15. 

i)  8.  Bd.  n,  10.  Vorlesung.    (Brüsseler  Ausg.  von  1851,  8.  as  o.  tg.) 
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aber  geht  dahin,  dass  nicht  der  menschliche  Wille,  sondeni  die  höheren 
Gesetze  der  Vernunft,  Gerechtigkeit  und  Sittlichkeit  Recht  zu  mächen  befugt 
s«ien ,  und  dass  zu  dem  Ende  die  unter  den  Menschen  zerstreuten  und  un- 
gleich vertheilten  Vemunftclemente  gesammelt  und  zur  öffentlichen  Herrschaft 
gebracht  werden  müssen.  Das  beste  Mittel  hierzu  sei  nun  aber  eine  Wahl 
von  Stellvertretern  aus  der  gesammten  Volksmenge. 

Es  ist  wohl,  bei  aller  Achtung  gegen  diese  Denker,  erlaubt,  beiden 
Anschauungen  kurze  Gründe  entgegenzustellen.  Rousseau's  Verurtheilung 
der  Volksvertretung  beruht  theoretisch  auf  einer  längst  als  unrichtig  aner- 
kannten Auffassung  der  Staatsgewalt  und  des  Verhältnisses  des  Volkes  zu 
ihr;  practisch  aber  auf  einer  Voranssetzung  räumlich  und  wirthschaftlich 
äusserst  beschränkter  Verhältnisse,  wie  sie  in  den  meisten  Staaten  der 
Neuzeit  nicht  bestehen.^  Guizot's  Beweis  der  Nothwendigkeit  einer  Vertre- 
tong  aber  ist  nicht  nur  ällzukttnstlich,  sondern  auch  mehreren  entschiedenep 
Einwendungen  blosgestellt.  Einmal  ist  es  wohl,  nach  den  rechtsphilosophi- 
schen Begriffen  der  unendlichen  Mehrzahl,  eine  verkehrte  Behauptung,  dass 
der  menschliche  Wille  kein  (wohl  bemerkt  äusserlicbes)  Recht  machen  könne. 
Sodann  ist  es  ein  funkelnder  aber  unklarer  Gedanke,  dass  die  weit  und 
breit ,  jedoch  in  ungleichem  Maasse  zerstreuten  Bruchstücke  von  Vernunft 
gesammelt  werden  müssen  zur  Erzeugung  unantastbarer  Gesetze.  Endlich 
ist  von  einem  solchen  Samnüungsbedürfhisse  zu  der  Thatsache  der  wirklichen 
Zusammenbringung  mittelst  einer  Wahl  einzelner  Männer  aus  dem  Volke 
ein  gar  weiter  Sprung.  Wo  ist  ii'gend  eine  Sicherheit,  dass  diese  Gewählten 
gerade  die  Träger  der  Vemunftbruchstücke  seien? 

Glücklicherweise  lässt  sich  ein  anderer  Weg  zur  Begründung  des  Re- 
präsentativsystemes  einschlagen.  Es  ist  nicht  nur  möglich,  sondern  sogar 
weit  zweckmässiger,  die  Frage,  was  Repräsentation  sei  und  wie  sich  der 
Gedanke  zu  den  menschlichen  Einriehtungen  überhaupt  verhalte,  viel  ein- 
facher zu  fassen  und  unmittelbar  aus  dem  Leben  zu  beantworten. 

Ohn©  Besorgnis«  vor  Widerspruch  können  zwei  Thatsachen  nicht  nur 
als  richtig,  sondern  auch  als  in  den  verschiedensten  Verhältnissen  und  Mo- 
difikationen vorkommend  angenommen  werden.  Einmal,  dass  sehr  häufig 
ein  Mensch  eines  Rechtes  oder  eines  Interesses  überall  •  nicht  selbst  warten 
kann  und  daher  damit  zufrieden  sein  muss,  wenn  ein  Anderer  die  Besorgung 
auf  verständige  und  redliche  Weise  überaimmt.  Zweitens,  dass  es  für  eine 
grössere  Anzahl  von  Menschen,  welche  ein  gemeinscjiiaftliches  Recht  oder 
Interesse  besitzen,  eine  schwere  Aufgabe  ist,  die  Wahrung  und  Ausübung 
ihres  Anspruches  gegenüber  von  einem  Dritten  auf  wirksame  Weise  selbst 
zu  besorgen.  Bleiben  sie  nämlich  bei  solchem  Unternehmen  vereinzelt,  so 
haben  sie  nicht  blos  in  dieser  Zersplitterung  nur  «ine  geringe  Macht,  son- 
dem  es  ist  auch  höchst  wahrscheinlich,  dass  sie,  unter  sich  verschiedener 
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Meinung,  gegenseitig  ihre  Absichten  selbst  durchkreuzen  und  verhindern; 
ein  Zusammentritt  Aller  zu  einer  gemeinschaftlichen  Versammlung  aber  ist 
schwer&llig,  mannchfach  störend  und  bedenklich,  ja  sogar  bei  einer  grossen 
Menge  von  Theilnehmem  und  einer  bedeutenden  räumlichen  Entfernung  der- 
selben von  einander  geradezu  unniöglich.  Diese  beiden  Thatsachen  sind  nun 
die  Veranlassung,  dass  in  einer  üqjähligen  Menge  von  Fällen  des  täglichen 
bürgerlichen  Lebens  Vertretungen  von  Rechten  und  Interessen  durch  Andere 
als  die  Eigenthümer  selbst,  und  namentlich  durch  eine  kleinere  Anzahl  an 
der  Stelle  zahlreicher  Betheiligter  vorkommen.  Jeder  Vormund  oder  Ver- 
walter, und  jeder  Ausschuss  von  Gläubigern  oder  Actionären  ist  ein  Beweis 
YOD^er  rechtlichen  Thunlichkeit  und  von  der  thatsächlichen  Noth wendigkeit 
einer  Stellvertretung.  Kein  Civilrecht  kann  es  unterlassen,  das  Bestehen  von 
Curatoren ,  Mandataren  u.  s.  w.  anzuerkennen  und.  die  Rechtsverhältnisse 
derselben  zu  bestimmen. 

Kann  nun  aber  auch  bei  öffentlichen  Rechten  und  Interessen,  welche 
im  Besitze  Vieler  sind,  eine  gleiche  Vorkehrung  stattfinden?  Die  beiden 
Thatsachen  häufiger  persönlicher  Unfähigkeit  zur  eigenen  Handhabung  und 
grosser  Beschwerlichkeit  gemeinschaftlicher  Geltendmachung  von  Seiten  Vieler 
sind  natürlich  auch  hier  vorhanden;  daraus  folgt  denn  aber,  wenn  die 
Rechte  nicht  verloren  gehen  oder  mindestens  nutzlos  sein  sollen,  das  Bedürfuiss 
einer  Abhülfe.  Kann  nnn  auch  nicht  behauptet  werden,  dass  eine  Stell- 
vertretung der  persönlich  Unfähigen  oder  allzu  Zahlreichen  das  einzige 
denkbare  Mittel  zur  Rechtswahruug  sei,  so  ist  sie  doch  unläugbar  ein  an 
sich  brauchbares  Auskunftsmittel.  Die  Frage  ist  nur,  ob  in  dem  Wesen 
der  öffentlichen  Rechte  des  Bürgers,  also  in  einem  Ansprüche  auf  irgend 
einen  staatlichen  Eilifluss,  eine  Zurückweisung  oder  wenigstens  eine  Ab- 
mahnung vor  einer  Vertretung  begi-ündet  ist?  Hier  liegt  denn  aber  keine 
Ursache  zu  einer  Bejahung  vor.  —  Vom  rechtlichen  Standpuncte  aus 
hat  die  Sache  bei  allgemeinen,  d.  h.  einer  grösseren  Anzahl  von  Personen 
i;iistehenden ,  Befugnissen  nicht  den  mindesten  Anstand.  Bei  einer  so  weit 
ausgedehnten  Theilnahme,  wie  sie  bei  allgemeinen  staatsbürgerlichen  Rechton 
oder  auch  selbst  bei  den  Bcftignissen  einzelner  Klassen  stattfindet,  kann 
von  ganz  persönlichen  Eigenschaften  als  Bedingungen  der  Ausübung  nicht  die 
Rede  sein ;  solche  Eigenschaften  aber,  welche  bei  den  vielen  ursprünglich  Be^ 
rechtigten  etw^a  vorhanden,  sein  müssen,  lassen  sich  auch  bei  Vertretern  finden. 
Dass  ein  rein  persönliches  l*rivilegium  nicht  durch  einen  Andern  mag  aus- 
geübt werden,  eben  weil  es  nui-  dieser  Person  gegeben  ist,  ist  richtig ;  allein 
die  Befähigung  zur  Vertretung  eines  Rechtes,  welches  dem  Uebernehmenden 
auch  schon  selbst  zusteht,  ist  nicht  zu  beanstanden.  Auch  wird  die  Sti  Ilung 
des  Verpflichteten,  also  des  Staatsoberhauptes  in  der  Monarchie  und  des 
einzelnen  Unterthanen  in  der  Demokratie,  rechtlich  in  keiner  Weise   ver- 
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ändert  und  verschlimmert,  wemi  die  Einhaltniig  seiner  Leistung  nicht  von 
dem  unmittelhar  Berechtigten  selbst,  sondern  von  einem  Bevollmächtigten, 
und  nicht  von  allen  Berechtigten  einzeln,  sondern  je  von  wei^gen  Stellver- 
tretern verlangt  wird,  beziehungsweise  die  Vornahme  gemeinschaftlicher 
Handinngen  durch  letztere  erfolgt.  Der  Verpflichtete  kann  nur  verlangen, 
dass  er  nicht  tiber  das  feststehende  Maass  seiner  Verpflichtung  hinaus  in 
Ansprach  genommen,  und  dass  er  durch  die  Leistuhg  an  die  dieselbe  in 
Empfang  nehmende  Person  wirklich  liberirt  werde:  nun  aber  kann,  selbst^ 
redend,  ein  Vertreter  nicht  weiter  verlangen  als  sein  Gewaltgeber  oder 
Möndel,  und  ist  eine  Leistung  an  einen  gesetzlich  bestellten  Vertreter  voll- 
kommen genügend  zur  Erfüllung  der  Verpflichtung.  Was  aber  die  Ein- 
wendung betrifft,  Jass  ein  Stellvertreter  nur  Eine  Stimme  abgeben  und j|ar 
in  Einer  Richtung  handeln  könne,  während  doch  nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
die  verschiedensten  Meinungen  und  Absichten  bei  den  Vielen  von  ihm  ver- 
tretenen bestehen,  und  dass  somit  eine  gültige  Geschäftsführung  des  Einen 
tur  die  Vielen  nicht  stattfinden  könne:  so  ist  diess  aus  zwei  Qründ^n 
cmstichhaltig.  Einmal  kann  gar  wohl  die  Gesammtheit  der  Vertretenen  zu 
Gmisten  des  gemeinschaftlichen  Geschäftsführers  verzichten  auf  jeden  eigenen 
Willen  und  sich  zum  Voraus  unbedingt  einverstanden  erkläi'en  mit  dessen 
Handlangen;  ein  Fall,  welcher  bekanntlich  im  Privatleben  sehr  häufig  vor- 
kommt,  aber  auch  in  Beziehung  auf  öffentliche  Verhältnisse  ohne  allen  Anstand 
eintreten  mag.  Sodann  und  hauptsächlich  aber  handelt  es  sich  bei  dem  Ge- 
danken, die  staatsrechtlichen  Befugnisse  der  einzelne^  Bürger  durch  verhält- 
nissmässig  Wenige  wahren  und  üben  zu  lassen,"  nicht  davon,  jeder  subjectiven 
einsieht  Greltung  zu  verschaffen ,  (was  ja  gar  nicht  möglich  ist,  selbst  wenn 
die  Einzelnen  selbst  zusammentretep  zu  einer .  Versammlung  ,)sonder9  viel- 
mehr von  der  Herstellung  des  objectiven  Rechtes.  Hierzu  ist  dann  aber 
ein  richtig  gewählter  Vertreter  ganz  befähigt,  und  mit  der  Erreichung  dieses 
Zweckes  die  Forderung  des  Rechtes  beMedigt  *).  —  Es  gehörte  J.  J.  Rousseau's 
ganzer  verkehrter  Scharfsinn  dazu,  um  eine  sittliche  Unmöglichkeit  in  der 
Vertretung  staatlicher  Rechte  zu  finden.  Die  Uebertragung  einer  Handlung 
an  einen  Anderen  kann  doch  nur  in  den  zwei  Fällen  unsittlich  sein,  wenn 
es  aus  einem  an  und  für  sich  verwerflichen  Beweggrunde  geschieht,  oder  wenn 
voraussichtlich  ein  nützlicher  Zweck  dadurch  verbindert  oder  gefährdet  ist» 
Beides  findet  aber  hier  nicht  statt.  Die  Gründe  der  Uebertragung  öffent- 
licher   Rechte    an    Vertreter    sind    keineswegs    nothwendig    Feigheit    und 


1;  Hit  R«Gbt  hebt  Sorladi  Crispan,  Philosophie  du  droit  pnblic.  Bnu.,  1854,  Bd.  IX, 
S.  ti6  tg.  diesen  Punkt  hervor.  Nur  ist  es  nicht  f^enau,  wenn  er  annimmt,  die  Rechtfertigung 
einer  Vertretung  Vieler  liege  in  dessen  Geltendmachung  des  allgemeinen  Interesses. 
Nicht  von  Interesse  handelt  es  sich,  sondern  von  dem  Rechtssustande,  welcher  den  Vertretern 
zusteht  und  über  den  hinaus  sie  nichts  verlangen  können,  mit  dessen  Herstellung  ilire  Befugnisse 
ganz  encbdpft  sind. 
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Bequemliclikeit,  wie  Roasseaa  annimmt,  und  der  Erfolg  ist  nichts  weniger,  als 
Verrath  am  Vaterlande;  vielmehr  ist  die  Bestellung  von  Vertretern  in  den 
meisten  Fällen  eine  Nothwendigkeit,  wenn  nicht  das  Recht  selbst  nutzlos 
bleiben  soll,  und  leisten  die  Vertreter  erfahi*ungsgemäss  grosse  Dienste. 
Ja,  noch  mehr.  Wenn  auch  etwa  in  einzelnen  Fällen  die  Handhabung  der 
öffentlichen  Rechte  durch  die  Gesammtheit  der  Befügten  möglich  wäre,  würde 
es  sich  immer  fragen,  ob  nidit  diese  Beschäftigung  mit  der  Erreichung 
wesentlicher  Lebenszwecke  unvereinbar,  z.  B.  allzu  zeitraubend,  sei,  und 
müsste  im  Falle  einer  Bejahung  dieser  Frage  die  eigene  Wartung  der  Rechte 
sogar  als  unvernünftig,  folglich  unsittlich  bezeichnet  werden.  —  Was  endlich 
die  Zweckmässigkeit,  einer  Vertretung  betrifft,  so  hängt  freilich  von 
dm^  Einrichtung  im  Einzelnen  zu  viel  ab,  als  dass  ein  durchaus  maassgeben- 
des  Urtheil  gefällt  werden  könnte.  Allein  so  viel  ist  jeden  Falles  gewiss, 
dass,  wenn  nur  eine  Wahl  zwischen  gänzlicher  Unmöglichkeit  einer  eigenen 
und  unmittelbaren  Handhabung  von  Rechten  und  der  Uebertragung  derselben 
an  einzelne  Stellvertreter  besteht,  nicht  der  mindeste  Zweifel  über  die  Zweck- 
mässigkeit der  letzteren  MaassregeL  obwalten  kann.  Eine  solche  Unmög- 
lichkeit  liegt  aber,  wie  bereits  mehrfach  angedeutet  worden  ist,  gar 
nicht  selten  vor.  Die  Aufgabe  kann  also  nicht  sein,  die  etwaigen  Nachtheile 
einer  Uebertragung  im  .Gegensatze  gegen  eigene  Rechtsübung  in  abstracto 
zu  erörtern,  sondern  vielmehr  nur,  solche  Mittel  im  Einzelnen  aufzufinden, 
welche  Vortheile  zu  versichern,  Missstände  aber  abzuwenden  geeignet  sind. 
Dabei  ist  dann  wohl  zu  bemerken,  dass  die  Art  des  Rechtes  und  Interesses 
keinen  Unterschied  in  der  RäthUchkeit  einer  Vertretung  macht.  Mögen 
dje  in  Frage  stehenden  Befugnisse  jmd  Ansprüche  uiimittelbar  oder  nur 
mittelbar  auf  die  Entscheidung  eineaL £toatlichen  Angelegenheit  einwirken; 
mögen  sie  in  der  Theilnahme  an  einer  Handlung,  in  einer  Ueberwachung 
derselben  oder  gar  in  einem  selbstständigen  Auftreten  bestehen;  ist  von 
einem  Beschlüsse  oder  nur  von  einem  Rathe  und  einer  Bitte  die  Rede; 
habe  endlich  das  gesammte  Volk  ein  solches  Recht  oder  nur  dieser  oder 
jener  Theil  desselben:  immerhin  ist  eine  Stellvertretung  an  sich  möglich. 

Somit  ist  die  Anwendung  des  Gedankens  einer  Vertretung  auch  auf 
öffentliche  Rechte  im  Allgemeinen  verthddigbar ,  und  es  kann  sich  nun  von 
einer  näheren  Erörterung  handeln. 

Hierzu  ist  aber  vor  Allem  nöthig,  den  Begriff  der  Repräsen- 
tation genau  festzustellen. 

Die  verschiedenen  concreten  Anwendungen  der  Vertretung  haben  nicht 
selten  allzuenge,  einzelne  unrichtige  Theorieen  sogar  falsche  Bestimmungen 
herbeigeführt.  Wird  denn. aber  der  Gedanke  in  seiner  ganzen  Anwend- 
baijkeit  und  ohne,  vorgefasste  Absicht  ins  Auge  gefasst,  so  ergibt  sich,  dass 
die  Repräsentation  ojder  Vertretung  im  staatlichen  Sinne  diejenige  Einrichtung 
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ist,  vermöge  welcher  der  einem  Theile  oder  der  Gesammtheit  der  Unterthanen  " 
zostehende  Einflass  auf  Staatsgeschäfte  durch  eine  kleinere  Anzahl  aus  der 
Mitte  der  Betheiligten,  in  ihrem  Namen  und  verpflichtend  flir  sie  besorgt  wird. 
Nachstehende  Bemerkungen  rechtfei-tigen  die  einzelnen  Merkmale: 

• 

Absichtlich  ist  der  Ausdruck  Einfluss  auf  Staatsgeschäfte  gebraucht, 
und  nicht  etwa  «Antheil»  an  solchen ,  oder  dergleichen.  AUerdings  ist  es 
denkbar,  dass  den  Unterthanen  nach  den  Bestimmungen  einer  concreten 
Staatsordnung  auch  eine  förmliche  Theilnahme  an  gewissen  Handlungen  der 
Staatsgewalt  zusteht,  so  dass  sie  als  nothwendig  Mithandelnde  erscheinen 
und  dann  auch  ihre  Stellvertreter  eine  gleiche  Stellung  einnehmen.  Allein 
ein  so  weit  gehendes  Recht  ist  keineswegs  unbedingt  unentbehrlich  zur  Er^ 
rachung  nützlicher  Folgen,  und  es  ist  ein  solches  auch  keineswegs  immer 
thatsächlich  bei  Vertretungen  vorhanden.  Vielmehr  mag  es  je  nach  den 
Yerh^tnisseu  gar  wohl  für  genügend  erachtet  werden,  einen  beabsichtigten 
Scbotz  oder  Vortheil  schon  durch  einen  entfernteren  und  weniger  zwingenden 
Eiofloss  der  Bürger  zu  erreichen,  z.  B.  durch  Rathschläge,  Vorstellungen 
ood Beschwerden;  oder  aber  kann  eineControle  nach  geschehener  Handlung 
als  das  richtige  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  einer  Rechtsbestimmung  er- 
scheinen. In  allen  diesen  Fällen  ist  Repräsentation  ebenfalls  möglich,  und 
es  muss  daher  Begriff  und  Wort  entsprechend  weit  genonünen  werden. 

Ebenso  sind  mit  Vorbedacht  ali$  Gegenstand  des  Unterthaneneinflusses 
«StaatsgeschlUte»  im  Allgemeinen  erwähnt,  nicht  aber  bestimmte  einzelne 
Gattungen  derselben  hervorgehoben.  Immerhin  mögen  Erfahrung  und  Nach- 
denken zeigen,  dass  ein  Einfluss  von  Untci*thanen  bei  gewissen  Gattungen 
von  öffentlichen  Angelegenheiten  vorzugsweise  an  der  Stelle  ist,  weil  gerade 
bei  ihnen  Recht  oder  Int^esse  am  leichtesten  verkannt  und  hintangesetzt 
wird;  so  z.  B.  bei  der  Gesetzgebung,  bei  der  Ausmessung  der  Staatslasten, 
bei  der  Feststellung  der  öffentlichen  Ausgaben:  allein  nichts  hindert,  auch 
noch  andere  Handlungen  und  Aufgaben  der  Staatsgewalt  in  den  Bereich 
des  Einflusses  der  Unterthanen  zu  ziehen  oder  die  ebenerwähnten  unberück- 
sichtigt zu  lassen,  und  es  sind  in  der  That  in  manchen  Staaten  noch 
viele  weitere  Gegenstände  aufgenommen  worden,  während  eine  bestinamte 
Einwirkung  gerade  auf  die  eine  oder  .die  andere  der  oben  genannten  Vor- 
kommnisse für  aberfltlssig  oder  unzulässig  erachtet  wurde.  —  Namentlich 
ist  es  wesentlich  verfehlt,  wenn  der  ganze  Zweck  der  Repräsentation 
auf  eine  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  gestellt  *  und  zu  dem  Ende 
behauptet  wird,  dass  ein  freier  Mann  nur  solchen  Gesetzen  gehorchen 
könne,  welchen. er  unmittelbar  oder  mittelbar  zugestimmt  habe.  Abgesehen 
von  diesem  letzten  durchaus  willkürlichen  Satze  ist  kein  Grund  einzusehen, 
warum  das  Volk  gerade  bei  der  Gesetzgebung  einen  Einfluss  ausüben  und 
also  auch  seiner  Repräsentation  ein  solcher  zustehen  müsse.    Es  lässt  sich 


IQ  Der  Gedanke  der  Repräsentation 

gar  wohl  denken,  dass  durch  eine  andere  Einrichtung  für  die  Umsichtigkeit 
und  Gerechtigkeit  der  Gesetze  gesorgt  ist,  oder  dass  ein,  gleichgültig  jetzt 
oh  gerechtfertigtes  oder  ungerechtfertigtes,  Vertrauen  in  das  Staatsoberhaupt 
oder  einen  sonstigen  Gesetzgeber  jede  weitere  Ueberwachung  als  tiberflüssig 
erscheinen  lässt,  dennoch  aber  ein  Einfluss  votf  Unterthanen  in  anderen 
Beziehungen  besteht  und  hierzu  eine  Repräsentation  vorhanden  ist.  Man 
erinnere  sich  nur  an  so  manche  mittelalterliche  Ständeversammlungen,  welchen 
namentlich  bei  gewöhnlichen  Gesetzen  keinerlei  Theilnahme  zustand.  Eine 
Gleichstellimg  der  Repräsentation  mit  gesetzgebender  Gewalt  ist  also  einer 
Seits  ungerechtfertigte  Beschränkung  des  Begriffs,  anderer  Seits  unbewiesene 
Voraussetzung. 

Wenn  femer  oben  angenommen  ist,  dass  der  von  der  Repräsentation 
vertretene  Einfluss  der  «Gesammtheit  oder  einem  Theile»  der  Staatsbürger 
zustehen  könne,  so  ist  eine  solche  mögliche  Beschränkung  gerechtfertigt 
sowohl  durch  Theorie  als  durch  die  ausgedehnteste  Erfahrung.  Schon  in 
Beziehung  auf  Rechte  ist  es  keineswegs  undenkbar,  dass  nur  ein  Theil  des 
Volkes  bei  einer  Ueberwachung  oder  sonstigen  Schutzmaassregel  betheiligt 
ist.  So  z.  B.,  wo  eine  Abtheilung  in  Stände  besteht,  oder  wo  es  sich  von 
den  Rechten  bestimmter  Besitzklassen  handelt,  wo  den  Einwohnern  eines 
Theiles  des  Staatsgebietes  besondere  Vorzüge  zugesichert  sind  u.  s.  w.  Und 
noch  augenscheinlicher  liegt  es  vor  in  Beziehung  auf  Interessen,  welche 
natürlich  und  überall  nach  den  verschiedenen  Klassen  der  Gesellschaft,  nach 
örtlichkeiten,  selbst  nach  Abstammung,  sehr  von  einander  abweichen,  und 
wo  sogar  regelmässig  von  einei;  gleichmässigen  Erstreckung  über  die  ganze 
Bevölkerung  nicht  die  Rede  ist.  In  allen  diesen  Fällen  kann  aber  eine 
Repräsentation  der  Betheiligten  bei  einschlagenden  Staatsgeschäften  gar  wohl 
bestehen;  ja  es  ist.  sogar  eine,  weiter  unten  ausführlich  zu  besprechende, 
Anschauung,  dass  jede  Volksvertretung  am  zweckmässigsten  aus  denReprä- 
sentanten  der  verschiedenen  gesellschaftlichen  Kreise  zusammengesetzt  werde, 
und  dann  auch  in  der  Regel  nur  in  diesen  einzelnen  Bestandtbeilen 
auftrete.  Es  darf  also  schon  begrifflich  die  Repräsentation  nicht  blos  als 
eine  Stellvertretung  der  Gesammtheit  aufgefasst  werden.  Und  noch  weniger 
ist  es  möglich,  wenn  die  Erfahrung  berücksichtigt  wird.  Die  Vertretung 
des  gesammten  Volkes  ist  eine  verhältnissmässig  ganz  neue  Einrichtung, 
wenigstens  in  den  meisten  Staaten.  Jahrhunderte  lang  sind  in  der  Regel 
nur  einzelne  Stände  vertreten  gewesen,  welche  Macht  genug  besassen,  ihren 
Rechten  und  Interessen  eine  solche  Berücksichtigung  zu  verschaffen.  Wie 
man  nun  auch  einen  solchen  Zustand  aus  dem  Gesichtspuncte  des  Rechtes 
und  der  Zweckmässigkeit  betrachten  mag,  immerhin  ist  die  Thatsache  einer 
solchen  beschränkten  Vertretung  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,  und  sie  darf 
also  auch  bei  der  Feststellung  des  Begriffes  nicht  übersehen  werden. 
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Nicht  nnmittelbar  einleuchtend  mag  die  Bestimmung  sein,  dass  die  Ver- 
treter aus  der  Mitte  der  *Betheiligten»  hervorzugehen  haben;  es  lässt  sich  je- 
doch, wo  nicht  die  unbedingte  Nothwendigkeit,  so  doch  die  grosse  Räthlichkeit 
genflgend  nachweisen.  —  Dass' die  zur  Vertretung  bestimmte  kleinere  Anzahl 
aas  der  Zahl  der  Staatsangehörigen  zu  nehmen  sei,  versteht  sich  von  selbst, 
da  dem  Staate  gar  nicht  Verbundene  auch  nicht  organisch  mit  der  Besor- 
gung TOD  Staatsangelegenheiten  betraut  sein  können;  allein  immerhin  wäre 
es  denkbar,  dass  die  Vertreter  eines  Rechtes  oder  eines  Interesses  nicht 
persönlich  bei  dem  von  ihnen  zu  besorgenden  Geschäfte  betheiligt  wären. 
Wollte  und  könnte  man  sich  dabei  auch  nicht  auf  die  Bestimmungen  des 
bftrgerlicben  Rechtes  berufen ,  nach  welchen  Mandatare  bei  der  von  ihnen 
ZQ  vertretenden  Sache  keineswegs  selbst  betheiligt. zu  sein  brauchen;  und 
hielte  man  vielmehr  den  Gesichtspunct  fest,  dass  Repräsentanten  in/ staatlicher 
Ai^legenheit  ihren  Auftrag  durch  das  Gesetz,  wennschon  unter  vermittehi- 
der  Mitwirkung  von  Privatpersonen,  erhalten :  so  wäre  doch  wohl  auch  hier 
kein  zwingender  rechtlicher  Grund  einer  persönlichen  Verbindung  aufzufinden, 
ioch  ferne  Stehenden  könnte  an  und  für  sich  eine  Zuständigkeit  zur  Vor- 
nahme eines  Geschäftes  mit  der  Folge  einer  Verpflichtung  beziehungsweise 
einer  Berechtigung  übertragen  sein.  Dennoch  sind  nachstehende  Veran- 
lassongen  zur  Aufstellung  der  Forderung  einer  persönlichen  Betheiligung 
der  Repräsentanten  vorhanden.  Bei  den  in  Frage  stehenden  öffentlichen 
Handlungen  bedarf  es  vor  Allem  einer  genauen  Kenntniss  der  Verhältnisse 
ond  Wünsche,  so  wie  eines  aufrichtigen  und  nachhaltigen  Eifers  für  das 
Beste  der  Betheiligten.  Das  eine  und  das  andere  kann  nun  vernünftigerweise 
bei  Solchen  vorausgesetzt  werden,  deren  eigene  Angelegenheit  geordnet  werden 
soll,  namentlich  wenn  nicht  sämmtliche  zußillig  Betheiligte  oder  die  nächsten 
Besten  aus  denselben  zu  der  schützenden  Thätigkeit  aufgefordert  werden, 
sondern  ausgewählte  Männer.  Bei  Fremden  dagegen  ist  gleiche  Befähigung, 
wenn  auch  nicht  undenkbar,  so  doch  psychologisch  weniger  wahrschcin- 
Hch.  Und  da  es  den  zur  Vertretung  Berufenen  in  keinem  Falle  verwehrt 
ist.  sich  des  Rathes  Solcher  zu  bedienen,  in  deren  Kenntniss  und  Eifer  sie 
Vertrauen  haben,  obgleich  dieselben  der  Sache  persönlich  fremd  sind,  so 
ist  es  einfache  Forderung  der  Klugheit,  die  Vertreter  nur  aus  der  Mitte 
der  Betheiligten  selbst  zu  nehmen.  Sind  also  nur  bestimmte  Klassen 
zn  einer  Repräsentation  berechtigt,  so  muss  diese  lediglich  aus  Genossen 
bestehen;  bei  einer  Vertretung  des  gesammten  Volkes  dagegen  genügt 
es  im  Allgemeinen  Staatsbürger  zu  sein ,  und  dürfen  namentlich  die  Wahl- 
bezirice nicht  an  Bewohner  der  Örtlichkeit,  gebvnden. sein,  da  diese  Ein- 
theilungen  des  Gebietes  nur  zur  Erleichterung  und  gleichmässigen  Vtg*- 
theilung  der  Ernennimgen,  nicht  aber  zur  Hervorbringung  einer  Mbsaik  von 
örtlichen  Interessen  nnd  Berühmtheiten  bestimmt  sind. 
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Sehr  absichtlich  ist  es  geschehen,  wenn  in  der  Begriffsbestimmung  die 
Bezeichnung  der  Repräsentanten  nicht  ausdrOcküch  als  eine  «Wahl»  ange- 
geben, somit  für  die  Art  ihrer  Hervorhebung  aus  der  Menge  det  Betheiligten 
völlig  freier  Spielraum  gelassen  ward.  In  dehi  Begriffe  einer  Repräsentation 
liegen  zwingende  Bestimmungen  über  die  Bezeichnung  ihrer  einzelnen  Mit- 
glieder keineswegs;  vielmehr  geben  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Gattung 
von  Vertretung  das  Nähere  an  die  Hand.  Die  natürliche  Vertretung  ver- 
schiedener Kreise  der  Bevölkerung  kann  eine  sehr  verschiedene  sein.  Auch 
ist  eine  Wahl  durchaus  keine  nothwendige  Bedingung  der  Brauchbarkeit 
und  Berechtigung,  sondern  nur  überhaupt  eines  der  anwendbaren  Mittel. 
Es  giebt  noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Möglichkeiten  Vertreter  zu  be- 
zeichnen, und  mehreren  derselben  stehen  sogar  Vorzüge  zur  Seite,  welche 
denen  einer  Ernennung  durch  Wahl  ganz  ebenbürtig  sind.  Wenn  z.  B.  eine 
zu  einer  Repräsentation  berechtigte  Genossenschaft  oder  Korporation  schon 
durch  ihre  gewöhnliche  Einrichtung  taugliche  Organe  Imt,  so  ist  kein(jruud 
einzusehen ,  warum  dieselben  nicht  auch  den  der  Genossenschaft  zustehenden 
Einfluss  auf  Staatsgeschäfte  sollten  ausüben  können.  Femer  ist  es  gar 
wohl  möglich,  dass  die  Inhaber  bestimmter  Aemter.  mit  Angelegenheiten, 
welchen  eine  Vertretung  gegeben  seiü  soll,  hinreichend  vertraut  und  zu 
gleicher  Zeit  nach  ihrer  ganzen  Stellung  unbefangen  und  unabhängig  genug 
sind,  um  als  die  natürlichen  oder  wenigstens  als  sehr  brauchbare  Vertreter 
zu  erscheinen.  Sogar  eine  Ernennung  durch  das  Staatsoberhaupt  kann 
möglicherweise  Repräsentanten  schaffen,  welche  nach  geistigen  und  sitt- 
lichen Eigenschaften  als  befähigt  erkannt  werden  müssen,  (obgleich  aller- 

* 

dings  im  Ganzen  und  als  Regel  diese  Art  von  Bezeichnung,  nicht  zu  empfehlen 
ist,  da  die  von  der  Regierung  Ernannten  leicht  der  Unbefangenheit  und 
Unabhängigkeit  ermangeln  werden.)  Endlich  halten  sich  wohl  bei  einer 
erblichen  Berechtigung  zur  Vertretung  die  Gründe  für  und  wider  so  ziemlich 
die  Wage,  indem  einer  Seits.die  Möglichkeit  einer  geringeren  Befähigung 
and  Theilnahme,  anderer  Seits  die  Unabhängigkeit  von  jeder  Art  von  Com- 
mittenten  und  von  augenblicklich  strömender  Meinung  in  Betrachtung  kommt. 
Mit  Einem  Worte,  nichts  ist  unrichtiger,  als  Repräsentation  und  Wahl 
als  unzertrennlich  verbundene  Einrichtungen,,  die  letztere  als  den  einzigen 
erlaubten  Weg  zu  jener  anzunehmen.  —  Allein  selbst  wenn  die  Wahl  das 
beliebte,  und  unter  gegebenen  Umständen  vielleicht  nothwendige,  Mittel  ist, 
80  erfordert  noch  die  sehr  häufig  verbifeitete  Ansicht,  dass  jeder  bei  den 
zu  vertretenden  Rechten  oder  Interessen  irgendwie  Betbeiligte  auch  noth- 
wendigerweise  einen  Antheil  an  der  Bezeichnung  der  Repräsentanten  zu 
nihmen  habe,  mit  anderen  Worten,  dass  ein  allgemeines  Wahlrecht  schon 
der  Natur  der  Sache  nach  gefordert  werden  könne,  eine  entschiedene  Be- 
richtigung.   Die  Aufgabe  einer  Repräsentation  ist,  wie  bemerkt,  Ausübung 


in  der  Staatenwelt.  X3 

Ton  Einflnss  auf  bestimmte  Staatsgeschäfte  zur  Wahrung  gewisser  Rechte 
oder  Interessen.  Jeder  bei  diesen  Rechten  und  Interessen  Betheiligte  soll 
allerdings,  und  wird  auch  wohl  thatsächlich ,  aus  der  Vertretung  für  sich 
und  f&r  seine  besonderen  Verhältnisse  einen  Vortheil  ziehen.  Allein  mit 
diesem  Ansprüche  hängt  TheUnahme  an  der  Bezeichnung  der  Repräsentanten 
logisch  durchaus  nicht  zusammen;  soiidem  es  muss  vielmehr  ver^tändiger- 
weise  das  Hauptgewicht  darauf  gelegt  werden,  .dass  die*  zu  Mitgliedern  der 
Repräsentation  Bestimmten  vollkommen  tauglich  seien  zur  Besorgung  der 
ihnen  übertragenen  Geschäfte.  ^  Werden  sie  durch  Wahl  bezeichnet ,  so  hängt 
die  Erreichung  dieser  Forderung  zunächst  von  der  Einsicht  und  dem  reinen 
Willen  der  Wähler  ab ;  dass  aber  diese  Eigenschaften  gerade  bei  Allen 
vorhanden  seien,  welche  bei  den  zu  vertretenden  Rechten  betheiligt  sind  und 
welche  sonüt  Nutzen  ziehen  'sollen  von  der  Wirksamkeit  der  Repräsentation, 
ist  nicht  nur  nicht  vorauszusetzen,  sondern  im  Gegentheile  unwahrscheinlich. 
Da  nun  aber  eine  Beimischung  schlechter  Wähler  offenbar  eine  Gefahr  ftlr  das 
Ergebniss  der  Wahl  ist,  so  fragt  es^sich  bei  jeder  einzelnen  Gattung  von 
Wahlen,  wie  weit  unter  den  Betheiligten  bei  den  zu  vertheidigenden 
Rechten  die  wahrscheinliche  Tauglichkeit  zum  Wähler  verbreitet  ist.  Eine 
allgemeine  Wahrscheinlichkeit  kann  bei  kleineren  Wahlkorporationen  vor- 
kanden  sein ,  namentlich  wenn  das  Vorhandensein  gewisser  Eigenschaftei^ 
schon  Bedingung  der  Aufnahme  in  die  Genossenschaft  ist;  und  dann  vtl 
allerdings  auch  ein  allgemeines  Wahlrecht  gerechte  Forderung.  Allein 
eine  solche  Annahme  ist  unverständig  bei  der  Gesammtheit  aller  Bürger, 
und  es  muss  daher  einem  Ansprüche  auf  ein  unbeschränkt  allgemeines 
Wahlrecht  entschieden  .entgegengetreten  werden.  Die  grosse  Aufgabe 
der  Staatskunst  ist  hier,  cße  wahrscheinlich  Tauglichen,  diese  dann  aber 
freilich  auch  sämmtlick,  aufzufinden.  Nur  in  der  repräsentativen  Demo- 
kratie verhält  sich  die  Sache  anders.  In  ydi^ser  Staatsform  hat  die  Re- 
präsentation zu  regieren  an  der  Stelle  des  zum  Zusammratritte  in  Einer. 
Versammlung  allzu  zahfreichen  oder  aus  andern  Granden  nicht  beßlhigten 
oder  vrilligen  Volkes.  Hier  soll  also  das  einzelne  Mitglied  der  Repräsentation 
nicht  blos  auf  gerechte  und  gedeiliche  Zustände  gewisser  Verhältnisse  hin- 
wirken, sondern  es  hat  in  der  That  an  der  Stelle  einer  gewissen  Anzah\ 
seiner  zum  Mitregieren  an  sich  vollständig  berechtigten  Mitbtirger  deren  Recht 
auszuüben;  und  dass  hier  dann  auch  Jedeir  an  der  Wahl  des  für  ihn  Handeln- 
den Antheil  nimmt,  ist  nicht  mehr  als  recht  und  billijg.  Ob  die  Folgen  eines 
solchen  allgemdüien  demokratischen  Wahlrechtes  günstig  sein  werden ,  steht 
freilich  dahin;  aliein  diess  ist,  wenn  einmal  die  Volksherrschaft  besteht  und 
60  lange  sie  beste}ien  soÜ,  keine  der  Erörterung  offene  Frage.  Mit  der 
Annahme  der  allgemeMien  Regierüngsberechtigung  sind  auch  die  Folgen 
gegeben. 
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Dass  die  Handlungen  einer  Repräsentation  »verpflichten^«  für  die  Ge- 
sammtheit  der  Vertretenen  sind,  verstellt  sich  vpn  selbst.  Hätte  doch  sonst 
die  ganze  Einrichtung  keinen  Sinn  und  Nut2en.  Nicht  diess  also  ist  noch 
näher  zu  besprechen.  Wohl  abet  ist  es  eine  wichtige,  sich  daran  knüpfende 
Frage,  ob  die  Repräsentirten  die  Befugniss  haben  sollen,  auf  die  Hand- 
lungsweise der  Repräsentation  einen  unmittelbaren,  mehr  oder  weniger 
zwingenden  £influss  auszuüben?  Auch  hier  entscheidet  nicht  sowohl  das 
Recht,  als  die  Zweckmässigkeit,  da  in  dem  Begriffe  der  Repräsentation  an 
sich  eine  Bestimmung  nicht  liegt.  Die  Gründe  für  die  Zulassung  einer  Ein- 
wirkung beruhen  auf  der  Möglichkeit,  dass  die  Repräsentanten  entweder 
ihre  Pflicht  mit  Bewusstsein  versäumen ,  oder  aber  dass  es  ihnen  an  richtiger 
Kenntniss  der  Sachlage  und  der  Wünsche  der  zu  Vertretenden  fehlen  könnte. 
.G^gen  eine  zwingende  Einwirkung  wird  dagegen,  und  wohl  mit  grösserem 
Rechte,  geltend  gemacht,  dass  bei  bindenden  Vorschriften  über  Handeln 
und  Unterlassen  sowohl  die  Berathungen  unter  den  Mitgliedern  der  Reprä- 
sentation selbst,  als  die  ihnen  von  der  Regierung  gegebenen  Erläuterungen 
und  etwaigen  Widerlegungen  ganz  zweck-  und  wirkungslos  wären;  dass 
möglicherweise  Solche,  welche  unvollkommen  und  selbst  fälschlich  von  der 
wirklichen  Lage  der  Dinge  unterrichtet  seien,  die  Handlungsweise  zu  bestimmen 
'glitten;  dass  das  Urtheil-  vor  der  Erörterung  gefällt  würde;  dass  endlich 
^]bei  wesentlich  unter  sich  abweichenden  Aufträgen  an  verschiedene  Abtheilungen 
dei:  Repräsentirten  entweder  Beschlüsse  gar  nicht  gefasst  werden  könnten, 
oder  doch  schliesslich  gegen  das  Verlangen  der  Repräsentirten  gehandelt 
werden  mttsste.  Das  Gewicht  der  letzteren  Gründe  ist  allgemein  als  so 
bedeutend  erkannt  worden,  dass  sämmtlicheu  neueren  Verfassungen  das 
Verbot  einverleibt  ist,  den  Mitgliedern  der  repräsentativen  Körperschaften 
bindende  .Aufträge  zu  geben,  sie  vielmehr  nach  eigenem  besten  Wissen 
und  Gewissen  und  nach  Befund  der  Umstände  sich  zu  benelimen  haben 
sollen.  —  Wenn  dem  aber  so  ist,  so  folgt  allerdings  Zweierlei  weiter  daraus. 
Einer  Seits,  dass  das  Verbot  einer  zwingenden  Einwirkung  auch  nicht  auf 
mittelbare  Weise  umgangen  werden  darf,  also  z.  B.  durch  Misstrauens- 
adrcsse'n,  Aufforderung  die  Stelle  niederzulegen,  u.  dgl.,  oder  von  Seiten 
der  Repräsentanten  durch  bindende  Versprechen  vor  der  Wahl  oder  zum 
Behufe  derselben.  Anderer  Seits,  dass  bei  sämmtlichen  aus  Wahlen  hervor- 
gegangenen Repräsentationen  Neu>¥ahlen  in  nicht  allzu  grossen  Zwischen- 
räumen vorgenommen  werden  müssen ,  damit  ein  entschiedener  Widerspruch 
zwischen  der  Anschauung  und  Handlungsweise  der  Vertretenden  und  Ver- 
tretenen in  billiger  Zeit  und  vor  dem  Eintritte  einer  unheilbaren  Ver- 
stimmung gegen  die  ganze  Staatseinrichtung  eine  Lösung  finde  durch  die 
Bezeichnung  eines'  neuen,  voraussichtlich  mehr  im- Sinne  der  Wähler  sich 
benehmenden  Mitgliedes.- 
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Soweit  die  nähere  Erörterung  und  Rechtfertigung  des  aufgestellten 
Begriffes  der  Repräsentation.  Zwei  weitere- Bemerkungen  werden  aber  dazu 
beitragen,  das  Verhältniss  noch  unzweideutiger  in  das  richtige  Licht  zu 
setzen. 

Vorerst  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  der  Gedanke  der  Re- 
präsentatioji  nicht  blos  bei  allgemeinen,  das  helsst  sich  auf  den  ganzen 
Staat  beziehenden  Geschäften,  Anwendung  erleiden  kann;  vielmehr  nichts 
leichter  ist,  als  dieselbe  Einrichtung  auch  bei  blos  örtlichen  oder  sonst 
besonderen.  Geschäften  zu  benützen.  Es  kann  unzweifelhaft,  wenn 
eine  einzelne  Provinz  oder  selbst  ein  Bezirk  besondere  Rechte  und  Interessen 
bat,  deren  Vertretung  gegenül^er  von  den  betreffenden  örtlichen  Behörden 
durch  eine  Repräsentation  des  betheiligten  Landstriches  besorgt  werden. 
Ebenso  ist  bei  der  Verwaltung  der  einzelnen  Gemeinde  eine  Repräsentation 
gar  wohl  möglich,  wenn  entweder  die  Einwohnerzahl  allzu  gross  ist,  um 
za  einer  Versammlung  einberufen  zu  werden',  oder  wenn  man  ihr  die  Mühe 
uad  den  Zeitverlust  allgemeiner  Zusammentritte  ersparen  will.  Endlich  lässt 
sich  selbst  bei  einzelnen  Gattungen  von  Geschäften  eine  Vertretung  der  Be- 
theihgten  gegenüber-  von  dfer  Staatsregierung  d(?nken.  Möglich  wären  z.  B. 
Vertreter  der  Staatsgläubiger  gegenüber  von  der  Staatsschuldenkasse;,  es 
könnten  bei  einer  Abänderung  der  Grundlastenverhältnisse  oder  zur  Bö- 
seitigong  von  üörigkeitszuständen  Repräsentanten  der  Berechtigten  jQder  der 
Pflichtigen,  vielleicht  beider,  mit  Nutzen  einberufen  werden ;  unter  Umsünden 
könnten  Vertreter  kirchlicher  Genossenschaften  nicht  blos  im  Innern  der 
Vereine  selbst,  sondern  auch  gegenüber  von  der  Regierung  sehr  an  der 
Stelle  sein,  u.  s.  w.  In  allen  diesen  Fällen  würde  der  Zveck,  ein^n  gesetz- 
lichen Einfluss  auf  Staatsgeschäfte  von  Seiten  der  BetheiÜgten  möglich  zu 
macheu,  in  geordneter  und  wirksamer  Weise  erreicht,  und  es  ist  nicht  zu 
sagen,  ob  nicht  eine  bedeutende  Entwickelung  der  Sta^tsverhältuisse  in  dieser 
Richtung  liegt. 

Zweitens  aber  ist  eine  VerWarnimg  nothwendig  vor  einer  Verwechs- 
lung der  Repräsentation  mit  einigen  weniger  oder  mehr  ähnlichen  Einrich- 
tungen, welche  aber  doch  eine  verschiedene  Bedeutung  im  Staatslebeu  haben. 
Dergleichen  siud  mehrere  nicht  blos  denkbar  sondern  selbst  ausgeführt.  — 
Finipiil  gehört  hieher  die  schon  in  mehreren  Staaten  und  zu  sehr  verschie- 
denen Zeiten  beliebte  Ernennung  von  einzelnen  Beamten^  welchen  der 
Schutz  von  Volksrechten  gegenüber  von  Regierungsbehörden  übertragen  ist. 

• 

So  also  die  spartanischen  Ephoren;  die  römischen  Volkstribunen,  bestellt 
zum  Schutze  der  Plebs  gegen  den  patrizischeA  Senat;  der  Justiza.  major 
von  Aragon,  welcher  den  Auftrag  hatte,  die  königliohen  Räthe  zu  überwachen 
and  Verletzungen  der  gesammten  Landesrechte  zu  verhüten;  endlich  etwa, 
freilich  mit  der  Modifikation  einer  Überwachung   von  gesetzlicher  Privat- 
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gewalt,  die  früheren  österreichischen  ünterthansadvokaten  oder  die  englischen 
Sklavenprocuratoren  in  Westindien.  Hier  ^  ist  denn  überall  keine  Repräsen- 
tation, sondern  eine  durch  das  Gesetz  bestimmte  amtliehe  Stellung  und  Auf- 
gabe. Es  sind  nicht  etwa  einzelne  Wenige  aus  der  Gesammtzahl  der  Be- 
theiligten, ausgeschieden  worden,  weil  die  letzteren  allzu  zahlreich  gewesen 
wären,  um  einen  ihnen  gebührenden  Einfluss  fiuf  Staätsgeschäfte  auszuüben; 
sondern  es  war  eine  selbstständige  Einrichtung,  aUerdings  bestimmt  zw 
Yertheidigung  von  llechten,  aUein  nicht  dur9h  die  Betheiligten,  sondern 
mittelst  eines  eigenen  Theils  de»  Staatsorganismus.  Es  war  eine  Wache, 
bestellt  zur  Beobachtung  und  Beschränkung  einer  bestimmten  Gewalt ;  allein 
nicht  gezogen  aus  der  Zahl  der  Bedrohten,^ ja  so^ar  mit  Rechten  Versehen, 
welche  diesen  letzteren  selbst  nicht  zustanden.  Solche  Tribunate  sind  so 
wenig  eine  Form  der  Repräsentation,  dass  sie  im  Gegentheile  möglicherweise 
neben  einer  solchen  bestehen  könnten  zur  Ausübung  von  Rechten,  welche 
letzterer  nicht  zustünden,  oder  zu  deren  Handhabung  sie  nicht  für  tauglich 
erachtet  wäre.  —  Ebenso  wenig  ist .  von  Repräsentation  da  die  Rede ,  wo 
ein  Mitregierungsrecht,  einzelner  hervorragender  Staatstheilnehmer  be- 
steht, so  z.  B.  bei  grossen  Baronen,  den  Häuptern  der  Kirche,  den  jetzigen 
Standesherren.  Diese  sind  nicht  Stellvertreter  einer  grossen  Menge,  um 
dben*  dieser  zustehenden  Einfluss  zur  Geltung  zu  bringen ;  sondern  sie  üben 
ein  ihnen  selbst  zustehendes  Recht  aus,  und  würden  es  vielleicht  selbst  ftlr 
einen  grossen  Schimpf  halten^  dieser  Menge  zugerechnet  zu  werden  oder  als 
beauftragt  nät  d^en  Angelegenheiten  zu  gelten.  Die  fränkischen  Märzfelder, 
die  Parlamente  d^  normannischen  Barone,  die  Reichstage  der  sächsischen 
'Äaiser  waren  keine  repräsentativen  Versapimlungen ,  sondern  Zusammen- 
künfte lauter  aus  eigenem  Rechte.  Erscheinender  und  Mitregierender.  Mög- 
lich allerdings,  dass  audi  solche  ihre  eigene  Rechte  jährende  und  ausübende 
Magnaten  etwas  zum  allgemeinen  Nutzen  Gereichendes  von  der  Regierung 
verlangen :  allein  diess  geschieht  aus  richtiger  Einsicht  in  die  Zwecke  des 
Staates,  aus  Mitleiden,  oder  in  wohlverstandenem  eigenem  Vortheile ;  keines- 
wegs in  Stellvertretung  und  Auftrag.  Wenn  aber  Berechtigungen  dieser 
Art,  sei  es  als  geschichtliche  Reste  sei  es  aus  politischen  Gründen  neu 
errichtet,  neben  den  Repräsentatiwerfassungen  mi^cher  Länder  bestehen, 
•BOgaiv  mitten  in  dieselben  hineingestellt  und  mit  ihnen  zu  einem  Ganzen 
verbunden  sind:  so  mag  sich  etwa  das  eigenthümliche  Wesen  dieser  Selbst- 
berechtigüng  nicht  vorzugsweise  herausstellen  und  selbst  bei  unklarer 
Auffassung  verwischen;  alleip  für  eine  scharfe  rechtliche  und  politische 
Aufias^g  bleibJL  es  doch  immer  in  seiner  Eigenthümlichkeit  besteben.  — 
Endlich  muss  der  Gedanke  an  Repräsentation  ferne  gehalten  werden,  wo 
nur  eine  Abtheilung  von  Geschäften  zwischen  einem  Ausschusse  und 
4er  Gesammthöit  der  Berechtigteil  stattfindet.    Wenn  z.  B.  der  venetianische 
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Senat  Rechte  ausübte,  welche  der  gi-osscn  Versaijiinlung  der  Nobili  nicht  zu- 
standen, 80  geschah  dies  nicht  in  Beauftragung  der  letzteren,  sondern  in 
Folge  einer  durch  das  Gesetz  gegebenen  Stellung.  Und  eben  so  ist,  wo  ein 
engerer  und  ein  grosser  Ausschuss  in  der  Oemefnde  besteht  und  jener  eigene 
Rechte  ausflbt,  er  nicht  etwa  .Repräsentant,  sondern  dui*ch  das  Gesetz  selbst- 
ständig bestellt.  Bei  einer  solchen  Einrichtung  hat  jede  Abtheilung  ihr  be- 
sonderes  Recht,  .welches  sie  denn  auch  seihet  ausübt.  Die  grossere  Berech- 
tignng^  welche -etwa  der  weniger  zahlreichen  Abtheilung  zusteht,  ist  keine 
Uebertragung  von  den  Vielen,  sondern  eine  durch  das  Gesetz  unmittelbar 
gestellte  Aufgabe ;  und  wenn,  wie  natürlich ,  die  innerhalb  der  Zuständigkeit 
vorgenommenen  Handlungen  der  kleineren  Behörde  auch  die  grössere  binden, 
so  ist  dies  nicht  desshalb  der  Fall,  weil  diese  letztei'e  einen  Auftrag  dazu 
gegeben  hat,  sondern  weil  sie  in  dieser  Beziehung,  untergeordnet  ist. 


Aefohiehte. 

£s  iJBt-sehr  begreiffich,  dass  die  Repräsentation  verhältnissmässig  erst 
spät  in  der  Grejßchichte  der  staatlichen  Einrichtungen  erscheint;  aber  ehea  affr 
begreiflich,  dass  sie  eine  immer,  steigende  Wichtigkeit  erhielt  und  jetzt  &Mf 
grössere  Bedeutung  hat ,  als  "alle  andere  Theil^  des  Staatslebens.  -Um  eine 
Repräsentation  möghch.  zu  machen,  ist,  *  wie  sich  aus  dem  Vorstehenden  er- 
gibt,  zweierlei  nothwendig.  Einmal  muss  einer  grösseren  Anzahl  ein  be- 
stimmter Einfluss  auf  staatliche  Angelegenheiten  zustehen,  ohne  dass  doch  der- 
selben unmittelbar  eine.Stelle  in  der  Regierung  eingeiräumt  wäre.  Zweitens  aber 
muss  diese  zum  Einflüsse  gelängte  Menge  mit  einer  blos  durch  Stellvertreter 
auszuübenden  Wirkung  zufrieden  sein  j  sei  es  nun  wegen  offenbarer  Unmög- 
lichkeit  einer  Erscheinung  mit  gesammter  Hand,  sei  es  weil  ihr  mehr  an  dem 
Erfolge  als  an  der  eigenen  Theihiahme.. gelegen  ist.  Es  hat  nun  aber  lange 
gedauert,  ehe  diese  beiden  Vorbedingungen  zusammengetrotfen'lbnd. 

In  den  asiatischen  und  afrikanißchen  Theokratieen  and  Despotieen  war 
und  ist  noch  jetzt,  wie  kaum  erst  bemerkt  2u  werdet  braucht,  von  einem. 
Rechte   der  Unterthanen  an  Staatsangelegenheiten  Antheil  zu  nehmen  gar 
keine  Bede. 

An  der  anderen  Bedingung  fehlte  es  dagegen  in  den  Staaten  des  klas- ' 
tischen  Alterthumes.    Allerdings  war  hier  entschiedene,  wo  nicht  ausscMiess- 
bdie,  Theilnaine  bald  der  aristokratischen  Klassen;  bald  selbst  der  Gesammt- ' 
hat  der  Bürger  Torhanden;  allein  weder  Griechen. noch  Römer  begriffen  ein 
staatliches  nur   durch  einen  Stellvertreter  ausgeübtes  Recht.    Jeder  Bürger 
war  so  unmittelbar  mit  dem  Staate  verbunden,  nahm  so  vollstähdig  Theil  an 
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dem  öffentlichen  Leben,  «ein  Begriff  von  Freiheit  fiel  so  ganz  zusammen  mit 
dem  eines  Antheiles  an  den  öffentlichen  Geschäften,  dass  gar  kein  Platz  für 
eine  Mittelsperson  war.  In  dem  Vorschlage,  durch  einzelne  Wenige  aus  der 
eigenen  Mitte  politisehis  Bechte  anstehen  zu  lassen,,  hätten  diese  Völker  so 
wenig  ein  Recht  erblickt,  dass  eine  solche  Eiivichtung  vielmehr  einem  voll- 
ständigen Verluste,  wo  nicht  einem  schmähliehen  Hohne  gleich  erachtet  worden 
wäre.  Uebef  diess  bestanden  in  dieser  Zeit  und  in  diesen  Ländern  nur  Stadt-. 
Verfassungen,  wo  also  die  eigene  Ausübung  der  zustehenden  Rechte,  wie 
gross  oder  ]dein  diese  nun  sQin  mochten,  der  versammelten  Menge  nicht  un- 
möglich war. 

Auch  im  germanischen  Mittelalter  ist  die  Repräsentation  Jceineswegs 
sogleich  hervorgetreten,  und  nichts  ftann  irriger  sein,  als  dieselbe  auf  die 
Zustände  der  Deutschen  noch  in  ihrer  Höimath  oder  auchauf  die  Gestaltungen 
der  in  den  eroberten  römischen  Provinzen  entstandenen  Reiche  zurückzu- 
fahren. Der  bekannte  Satz  Montesquieu's,  dass  die  repräsentative  Regierung 
in  d^n  deutschen  Wäldern  gefunden  worden  sei,  ist  unrichtig,  wie  so  manche 
•einer  glitzernden  Behauptungen.  In  den  deutschen  Wäldern  waren  nur  all- 
gemeine Versanimlungep  sänuntlicher  freien  Männer,  aber  keine  Zusammen- 
tritte von  Abgeordneten.  Und  ebenso  waren  auf  den  fränkischen  März-  und 
Maifeldern  zwar  wohl  Versan^mlungen  der  sämmtlichen  yreltlichen  und  geist- 
ttAeu.Grossen^  sowie  des  gesanunten  zur  Waffenschau  einberufenen  und  den  Be- 
schlüssen des  Königs  und  seiner  Vasallen  .zustimmenden  Heeres;  aber  nirgends 
Repräsentanten.  Die  acht  germAnischen  Einrichtungen  der  Angelsachsen 
kannten  in  der  Wittenagemote  keinerlei  gewählte  Vertreter,  sondern  nur 
einzeln  und  im  eigenen»  Rechte  Erscheinende.  Auch  noch  weit  später  zeigt 
der  Lehenstäat  in  seiner  Blüthe  lediglich  die  persönliche  Theilnahme 
der  grossen  barone  sowie  der  Bischöfe  und^Aebte.  So  die  Reichstage  der 
deutschen  Kaiser  bis  zum  Untergange  der  Hohenstaufen ;  so  die  Parlamente 
der  normannischen  Barone  nach  der  Eroberung,  oder  die  der  französischen 
Könige  unter  den  ersten  Gapetingem.,  Selbst  im  Kleinen  zeigt  sich  die  näm- 
liche Erscheinimg.  Als  die  allmSlig  eich  bildende  Landeshoheit  in  den  ein- 
^Inen  deutschen  Territorien  ebenfalls  Berathungen  der  bedeut^dsten  Landes- 
^ngehöngen  herbeiltlhrte ,  waren  ^ä^hst  nur  die  einzelnen  Lehensmannen 
« in  eigenem  Rechte  anwesend.- —*  Erst  als  ungefähr  im  13 ten  Jahrhundert 
die  Städte  sich  emporarbeiteten  zu  einer  wirthschaftlichen  Bedeutung  und 
dadurch  zu  Macht  als  Qorporatidnen  und  zu  Berechtigung  der  Einzelnen  trat 
Repräsentation  ins  Leben,  und  zwar  fast  gleichzeitig  überall  in  allen  euro- 
päischen Reichen. .  Jetzt  nämlich  waren  die  beiden  Bedingungen  vorhanden  : 
ein  nicht  abzuweisender  Einfluss,. und  die Nothwendigkeit,  wohl  auph  der  voll- 
kommen freie  Wille,  die  neue  Stellung  nur  durch  Vertreter  geltend  zu  machen. 
Mit  der  wechselnden  Bedeutung  zuerst  des  Mittelstandes  der  Städtebürger, 
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dann  aber  aach  der  frei  werdenden  Bewoliner  des  flachen  Landes  stieg  nnd 
fiel  entsprechend  die  Bedeutung  nnd  Ansdehimiig  der  Repräsentation  bis 
zu  ihrer  jetzigen  Wichtigkeit  und  Verbreitung. 

Im  Uebrigen  sind  zWei  wesentlich  verschiedene  Arteu  von  Benützung 
derselben  wohl  "zu  unterscheiden. 

Die  eine  Hftl^  der  in  der  Geschichte  aufgetretenen  staatlichen  Re- 
präsentation ist  inMonarchieen  vorhanden  gewesen ,  und  besteht  Jioch 
in  solchen.  Bir  Zweck  ist'Schuti  gegen  etwaigen  Missbrauch  der  fürstlichen 
Gewalt ;  und  sie  machen  die  Ansprüche  der  gesamjpten  unter  dem  gemeinen 
Rechte  des  Landes  stehenden  Bevölkerung  geltend,  sei  es  neben  deil  Organen 
bevorrechteter  Stände,  sei  es  allein  stehend.  Diöse  Gattung  der  Repräsen- 
tation hat  in  England  begonnen  unter  Heinrich  III. ,  zunächst  mit  Einbe- 
rufung einiger  Vertreter  der  kleineren  Ritterschaft  in" jeder  Grafschaft,  i^id 
fast  unmittelbar  darauf  durch  Zuziehung  der  Abgeordneten  einzelner  Städte ; 
in  Frankreich  mit  der  Zuziehung  des  dritten  Standes  zu  den  Reichstagen 
ooter  Philipp  August;  in  Deutschland  mit  der  Zulassung  von Städteabgeord« 
oeten  zum  Reichstage  in  der  zweiten  Hälfte  des  13ten' Jahrhunderts.  Zuerst 
weit  znrQckstehend  gegen  die  mächtig  n,  aus  eigenem  Rechte  theilnehmenden 
and  persönlich  anwesenden  Stände,  hat  sich  die  Repräsentation  in  der  Mo- 
narchie, Ireilich  in  sehr  verschiedenem  Gange  in  den  einzehiefn  Landein,  mehr 
and  mehr  erhoben,  bis  sie  jetzt  an  innerer  und  in  der  Regel  auch  an  äusserer 
Bedeutung  weit  über  ihren  hochfahrenden  und  anfänglich  tief  auf  sie  herab- 
sehenden  ursprünglichen  Genossen  stäht.  In  England  ist  das  mächtige  Unter- 
haas  frühe  gross  geworden  durch  die  glückliche  Verbindung  ,der  Abgeord- 
neten des  ritterlichen  Grafschaftsadels  mit  den  Städtebürgem.  In  Frankreich 
war  zwar  der  dritte  Stand  der  Macht  und. dem  Hochmuthe. der  Geistlichkeit 
und  des  Adels  nicht  gewachsen  gewesen  und  hatte  sich  einer  äusserlich  und 
sachlich  bescheidenen  Stellung  fCkgen  müssen,  ja  es  hätte  am  Ende  sogar  das 
keine  Beschränkung  und  keinen  Rath  mehr  ertragende  Königthum,  fast*  wäh- 
rend zweier  Jahrhunderte,  die  allgemfinen  Reichsstände  gana  beseitigt  und 
nur  in  einzelnen  Provinzen  noch  Spuren  von  örtlichem  Rechte  und  dann  auch 
von  Vertretung  übrig  gelassen:  allein  die  welterischütternde  Umwälzung  von 
1789  hob  plötzlich  die  Repräsentation  auf  eine  früher  gar  uicht  gekannte 
Höhe,  auf  welcher  sie  sich  d^nn  auch,  freilich  mit  abwechselnden  Schicksalen 
und  namentlich  im  gegenwärtigen  Augenblicke  sehr  verdunkelt,  gehalten  hat 
Von  Frankreich  aber  aus  ist  die  Volksvertretung,  bald  bleibend  bald  nur 
als  vorübergehende  Erjscheinung,  in  alle  europäischen  Monarchieen,  mit  ein- 
ziger Ausnahme  Rtfsslands^  eingezogen.  Namentlich  in  Peutschland,  wo  auf 
dem  Reichstage  die  Städte  nur  eine  kümmerliche  Stellung  errungen  hatten, 
und  wo  auch  in  den  einzelnen  Territorien,  etWa  mit  Ausnahme  von  Sachseiif 
Meckleüborg  und  Württemberg,  die  Repräsentation  zu  keiner  grossen  Bedeutung 
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gelangte,  an  den  meisten  Orten  sogar  wieder  verkonunen  war,. auch  in  Deutsch- 
land hat  sie  in  Folge  der  fraxi^&sischen  Vorgänge  neue  Wurzel  geschlagen  und 
nimmt  jetzt,  um  die  Mitte  des  IQten  Jahrhunderts,  eine  höchst  einflnssreiche 
Stellung  im  Staatsleben  ein.  Hat  sie  auch  im'Gesammtorganismus  des  Bundes 
sich  nicht  festzusetzen  vermoeht,  ist  sie  zunächst  in  Oesterreich  nur  verheissen 
aber  nicht  ausgeführt,  und  hat  sie  selbst  in  einzelnen  kleineren  Staaten  nicht 
selten  noch  um  Anerkennung  ihrer  Rechte  und  ihrer  Bedeutung  zu  ringen:  so 
ist  doch  alle  Wahrscheinlichkeit  nicht  für  ein  abermaliges  Zurückgehen,  sondern 
im  Gegentheile  fär  Befestigung  und  Atisdehi]tung.  Ebenso  besteht  sie,,  und 
soweit  zu  vermuthen  auf  festen  Grundlagen,  in  Belgien  und  Holland,  in  den 
drei  skandinavischen  Reichen,  in  ^iemont,  und  selbst  in  Spanien  und  Por- 
tugal, sowie  in  dem  noch  halborientalischen  Griechenland.  Auch  ausserhalb 
Europa^s  hat  sie,  .wenigstens  zunächst  noch,  nämlich  so  lange  die  englischen 
Eolonieen  dem  Mutterlande  gehorchen  und  Brasilien  monarchisch  regiert  wird, 
eine  weite  Verbreitung  erhalten.  . 

Eine  wesentlich  hievon  verschiedene  Art  der  Repräsentation  ist  diejenige, 
durch  welche  in  mapchen  Staaten  der  Neuzeit  eine  Yolksregierung  ver- 
mittelt wird.  iBei  der  grösseren,  zum  Theile  selbst  abermässigeü,  Ausdehnung 
der  neueren  Staaten  ist  an  eine  Leitung  der  StaatsgeschUfte  durch  eine  allge- 
meine Bürgerversammlung  gar  nicht  zi^  denken,'  mit  Ausnahme  einiger  kl^iner 
schweizerischer  Hirtenländchen.  So  ist  denn  dje  Repräsentation  auch  auf 
diese  Staatsart  angewendet  worden.  Dass  hierin  eine,  grosse  Abschwächung 
der  Rechte  des  einzelnen  Bürgers  liegt,  ist  allerdings  unverkennbar;  auch 
zeigen  sich  allmälig  mancherlei  Uebelstände  im  Parteiwesen  and  in  den  rea- 
gierenden repräsentativen  Köi'perschaften ,  welche  früher  ganz  unbekannt 
waren  und  deren  Tragweite  und  vollständige  Entwickelung  sich  noch  nicht 
berechnen  lässt;  allein  nicht  nur  ist  augenscheinlich  eine  Wahl  von  Stellver- 
tretern und  Uebertragung  der  R'egierungsrechte  an  dieselben.die  einzige  Mög- 
lichkeit einer  verständigen  Staatsordnung,  wenn  einmal:  fürstliche  Gewalt 
nicht  bestehen  .soll ;  sondern  es  ist  ai^  noch  durch  die  Anwendung  der  Re- 
präsentation auf  die  unmittelbare  Regierung  ein  wichtiges  Problem  der  Staats- 
kuust  gelöst  worden,  nämlich  die  Errichtung  grosser  demokratischer  Bundes- 
staaten. Diese  demokratische  Anwendung  des  Gedankens  der  SteDvertretung 
ist  viel  neuer  als  die  zum  Schutze  der  Bürgerrechte  in  der  Monarchie.  Die 
ersten,  freilich  nicht  ganz  klaren,  Anfänge  wurden  in  den  vereinigten  Nieder- 
landen gemacht.  Eine  viel  bezeichnendere,  wenn  auch  nicht  lange  dauernde, 
Anwendung  erfolgte  in  England,  als  das  lange  Parliament  Karl  !•  die  Krone 
entrissen  hatte.  Allein  die  rechte  Bedeutung  und  einen  weltgeschichtlichen 
Aufschwung  nahm  die  demokratische  Repräsentation  erst  durch  die  Empörung 
der  englischen  Eolonieen  in  Nordamerika.  Hier  benützt  nicht  nur  zur  Regierung 
der  einzehien  atis  den  Eolonieen  entstandenen  Staaten,  sondern  auch  zur  Bildung 
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eines  grossen  demokratischen  Bandesreiches  ward  sie  flir  Unzählige ,  seihst 
in  anderen  Ländern  and  Welttkeilen,  zom  Ideale  einer  Staatseinrichtang. 
Eine  Zeitlang  schien  sie  darch  den  Sieg,  welchen  sie  in  Frankreich  errangen 
hatte,  zn  grosser  Zakonft  aach  in  Earopa  herafsn,  und  eine  ganze  Beihe  von 
ephemeren  Töchter-Repnhliken  in  Holland,  in  der  Schweiz,  in  Italien  ordneten 
sich  nach  diesem  Grandsatze..  Allein  als 'in  Frankreich  die  repräsentative- 
Demokratie  von  dem  Soldatenkaiser  wieder  nnterdrückt  ward,  erloschen  auch  • 
die  Nachahmungen  von  selbst,  so  dass  jetzt,  nachdem  ein  neacs  Aufflackern'  in 
Frankreich  ein  gleiches  Ende  durch  Prätorianer  erlitten  hat,  in  unserem 
Welttheile  nur  noch  die  Schweiz  sowohl  im  Ganzen  wie  in  ihren  hauptsäch- 
lichsten einzelnen  Theilen  als  repräsentative  Demokratie  eingerichtet  ist 
Dagegen  hat  sich  mit  einiger  Ausnahme  von  Brasilien  und  zunächst  noch 
der  im  Besitze  europäischer  Mäk^hte  befindlichen  Eolömeen,  die  Repräsentation 
als  Form  der  Yolksregierung  tlber  die  ganze  westliche  Halbkugel  aasgebreitet. 
Ob  Überall  zum  Glttcke,  und  ob  in  den  ehemaligen  spänischen  Besitzungen  mit 
gehöriger  Vorbereitung,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 

Es  ist  dem  Menschen  nicht  gegeben,  in  die  Zukunft  zu  blicken,  und 
auch  die  Lehren  der  Geschichte  geben  nur  Anhaltspunkte  zu  mehr  oder 
weniger  wahrscheinlichen  Yermuthungen.  Dennoch  ist  es  wohl  nicht  allzu 
kflhn  vorauszusagen,  dass  die  Regierungsanwendung  der  Repräsentation  in 
ihren  beiden  Gattungen  noch  klänge  nicht  ihre  weiteste  Ausdehnung  er- 
reicht hat,  und  also  noch  viel  Weniger  ihrem  Erlöschen  entgegengeht.  Viel- 
mehr scheint  ihr,  wenn  auch  Europa  eine  grössere  Stätte'  nicht  gewähren 
sollte,  eine  dem  Umfange  und  der  Bedeutung  nach  höchst  beträchtliche  Aus-« 
dehnung  mittelst  der  englischen  Eolouieen  bevorzustehen.  Namentlich  ist 
wohl  kaum  ein  gerechter  Zweifel,  dass  die  europäische  Bevölkerung,  welche 
den  f&nften  WelttheU  «ich  anzueignen  begonnen  hat,  nur  in  dieser  Form  zor 
Unabhängigkeit  vorschreiten  uhd  unsere  Gesittigung  nur  unter  den  Moda- 
litäten, welche  durqh  eine  solche  Regiernngsform  hervorgerufen  werden,  fest- 
halten und  wieiter  verbreiten  wird. 


m. 

■ 

Bedeutung  der  Bepräaentation. 

Durch  eine  repräsentative  Einfichtung  ist  Zweierlei  möglich  gemacht. 
Einmal  überhaupt  die  Theilnahme  Vieler  an  den  Staatsangelegenheiten  ohne 
eine  allgemeine  Versanmilung  derselben,  und  selbst  in  solchen  Fällen,  in 
welchen  die  allzu  grosse  Zahl  eine  gemeinschaftliche  Betheiligong  in  anderer 
Weise  verhindern  würde.  Zweitens  die  Möglichkeit,  die  bei  einem  Rechte 
oder  einem  Interesse  Betheiligten  bei  wichtigen  Gebarungen  mit  demselben 
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zu  vernehmen,  und  denselben  eine  Schotzeiimchtung  gegen  etwaige  Mis8brä^che 
oder  Mißsterständnisse  zu  gewähren. 

Die  Vereinigung  dieser  beiden  Möglichlceiten  gewährt  manchfachen 
Nutzen,  und  die  Repräsentation  gestattet  den  Stuten  neuerer  Zeit  Ein- 
richtungen, welche  ohne  si^  unausführbar  wären.  ' 

Vor  Allem  kann  nämlich  die  Einhaltung  der  Stäatszwecke  auch  in 
BeziehuAg  auf  solche  Theüe  des  Volkes  sichergestellt  weiden,  welche  sonst 
jeglicher  Macht  entbehren,  ihre  Forderungen  geltend  zu  machen.  DieGefal^r 
einer  Vernachlässigung  von  Rechten  und  Interessen  ist  da  nicht  gross,  wo 
die  Betheiligten  in  der  Lage  sind,  persönlich  und  selbstständig  ihre  Ansprüche 
geltend  zu  machien,  und  zu  dem  Ende  etwa  an  bestin^mten  Regierungshand- 
Inngen  Antheil  nehmen.  Wohl  aber  ist  es  möglich,  dass  noch  so  begründete 
Ermahnungen  an  die  Aufgaben  des  Staates  und  der  Regierung  unbeachtet 
bleiben,  w^nn  eine  grosse  Menge  von  Bürgern  in  untergeordneten  Verhält- 
nissen und  in  verschiedenen  Theilen  des  Landes  zu  bitten  oder  zu  fordern 
hat.  Theils  wird  sich  der  Einzelne  scheuen,  mit  einem  Gresuche  hervorzu- 
treten, bei  dessen  .Gewährung  er  nur  in  einer  kaum  bemerkbaren  Weise 
betheiligt  ist,  und  dessen  Betreibung  doch  ihm  allein  zur  Last  fiele,  vielleicht 
sogar  Unannehmlichkeiten  bereitete.  Theils  könnte  gar  leichjb  solchen  Ein- 
zelnen die  Zuständigkeit  zur  Betreibimg  bestritten  werden;  und  In  jedem 
Falle  hat  ihr  Auftreten  4ur  ein  geringes  Gewicht.  Theils  endlich  ist  es  sogar 
denkbar,  ja  w;ahrscheinlich,  dass  der  Einzelne  nicht  mit  sänuntlichen  Be- 
ziehungen der  Angelegenheiten  in  allen  Theilen  des  Landes  und  in  verschiedenen 
Schichten  der- Gesellschaft  vqllstä^dig  bekannt  ist,  so  dass  seine  Bemühungen 
entweder  einem  sehr  scheinbaren  Vorwurfe  von  mangelhafter  Begründung 
und  Einseitigkeit  bloss  liegen,  oder  aber,  wenn  sie  ausnahmsweise  erfolgreich 
libd,  wirklich  Schaden  stiften  können.  Dem  All^n  hilft  eine  ßtellvertretung 
at),  welche  im  Namen  Aller  zu  sprec}ien  und  zu  handeln  berechtigt  ist,  das 
ganze  Gewicht  der  hinter  ihr  stehenden  Menge  in  die  Wagsehaale  legt,  in 
ihrer  Mitte  aber  die  Elemente  einer  umfassenden  Eeantuiss  der  Angelegenheit 
besitzt.  Allerdings  setzt  die  ganze  Einrichtung  schon  eine,  wenigstens  be- 
linnende  Bedeutung  der  zu  Vertretenden  voraus,  weil  man  ihnen  sonst  auch 
diese  nicht  einräumt;  allein  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  ist. auch 
durch  die  Geschichte  hinreichend  bewiesen,  dass  wenn  erst  einmal  das  ge- 
meinschaftliche geordnete  Handeln,  erreicht  ist,  sich  das  Fortschreiten  der 
Bedeutsamkeit  und  die  immer  wirksamere  Geltendmachung  der  gemeinschaft- 
lichen Rechte  und  Interesse  so  "wie  überhaupt  der  gesammten  Stellung  von 
selbst  ergiebt.  So  kommen  Bestandtheile  des  Volks  im  Staatsleben  zu  der 
ihnen  gcbtihrenden  Geltung,  ohne  dass  eine  wesentliche' Aenderung  in  den 
allgemeinen  Grundlagen  oder  Regierungsformen  nöthig  wäre. 

Als  ein  zweiter  bedeutendef  Vortheil  darf  es  angesehen  werden,  dass 
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durch  reprisentatife  Köiperschaften  Nachrichten  Über  die  Zustände  des  Landes 
und  Volkes  zur  Kenntnis:  der*  höchsten  Staatsbehörden  gelangen  können, 
welche  auf  andere  Weise  kaom  zu  erhalten  wären.  Wenn  nämlich  an^h  eine' 
Regierung  .^ire  Pflicht  erfollt  und  sich  regelmässig  und  umfangreich  über 
die  thatsftchlichen  Yerhältnissei,  über  die  Wirkungeu  der  Gesetze  UQd  über 
die  Stimmungen  der  ünterthanen  zu  unterrichten  sucht,  so  geschieht  diess 
doch  nur  durch  .ihre  Beamtep.  Selbst  bei  ein^  (in  der  That  nicht  immer 
voraoszosetzenden)  vollkonmienen  Gewissenhaftigkeit  der  Berichtenden  liefern 
diese  immer  mvr  Anschauungen  von  d^r  einen  Seite,  nämlich  von  der 
der  Befehlenden;  .und  npr  unvollständig, 'vielleicht  gar  nicht,  kommt  die 
Au£Ea88iiBg  der  CFehotchendeu,  jsomit  unter  Umständen  der  Leidenden,  hier- 
durch zur  Kenntniss.  Die  ganze  und  volle  Wahrheit  erscheint  nur,  wenn 
ftuch  diese  sich  aussprechen.  Hierzu  ist  aber  eine  Veranlassung  und  Anf- 
muntemng,  wohl  selbst  ein  besonderer  Schutz,  nöthig,  was  AUes  dem  £in- 
zeben  abgeht,  bei  einer  Vertretung  aber  vorhanden  ist.  AUerdings  leistet 
eine  freie  Presse  grosse  Dienste  in*  vorliegender  Beziehung ;  allein  theils  ist 
es  doch  nur  zuAllig,  ob  und  wie  weit  die  Presse  sich  mit  einer  Angelegenheit 
beschäftigt ;  theils  ist  das  Mitgetheiite  keineswegs  inmier  zuverlässig,  und  erhält 
desshalh  auch' das  Riditige  oift  keine  Beachtung;  theils  und  hauptsächlich 
erfordert  die  Aufrechterhaliung  der  Pressfreil^eit  kräftige  Einrichtungen,  zu 
deren  Schutz  demr  eben  eine  Repräsentation  wieder  sehr  wesentlich  wo  nicht 
anbedingt  nothwendig  ist.  •  *  p 

Drittens  ist  auf  die  Beiziehnng  von  uuverwendeten  Kräften  grosses  G^ 
wicht  zu  legen»  Wie  bemüht  immer  das  Staatsoberhaupt  sein  mi^',  tüchtige 
Männer  zur  Besetzung  der  öffentlichen  A^mter  zu  gewinnen;  nimmermehr 
wird  ihm  doch  gelingen,  alle  im  Volke  vorhandenen  Talente  und  Gesinnungen 
im  Staatsdienste  unterzubringen,  und  zwar  aus  verschiedenen  Ursacheflf^  . 
Schon  die  Zahl  der  Aemter  wird  zu  solcher  Aufsaugung  nicht  gross  genug 
sein.  Ein  Theil  der  Befähigten  wird  keine  Lust  tragen  in  Dienste  zu  treten. 
Endlich  kann  und  wird  es  sich  oft  genug  begeben,  dass  ein  an  sich  zur  Be- 
sorgung von  Staatsgeschäften  ganz  befähigter  uod  williger  Mann  aus  irgend 
einem  Grunde  keinen  Beifall  findet  und  gar  nicht  oder  nur  auf  einer  unbe-^ 
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deutenden  Stelle. verwendet  wird.  Eine  Repräsentation  nun  ist  ffüx  viele 
solcher  brach  liegender  Brauchbarkeiten  eine  vortreffliche  Gelegenheit  sich 
nütdicb  zu  machen.  Es  mag  fi;eilich  auch  sein,  dass  sich  unruhige  Köpfe, 
Solche,  weicht  sich  übeirBchät2en  oder  denen  ein  unverdienter  örtlicher  Ruf 
zur  Seite  steht,  mit' eindrängen;  und,  es  wäre  thöricht,  zu  läugnen,  däss 
Menschen  dieser  Art  in  einer  efadhissreichen  Stellung  vielfach  schaden  können: 
allein  der  I^utzen  ist  doch  erfiidirungsgemäss  weit  überwiegend,  und  schon 
wiederholte  Male  war  bei  besonders  günstigen  Veranlassungen  Gelegenheit 
zu  staunender.  Ueberzeugung^,  welche  Menge  von  bisher  unverwendeten  Tälenten 
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'  dorcli  eine  Repräsentation,  an  das  Tagcisliclit  gezogen  werd^  kaniL  So  2.  B. 
ix;  der  grossen  verfassunggebenden  Versammlung  -in  Frankreich  und  in  dem 
deutsche^  Parlamente  in  Frankfurt. 

Von  grossem  Werthe  ist  sodann  in  ö^Lancher  Zeit,  dass  demokratische 
Bestrebungen  in  einer  Repräsentation  und  durch  dieselbe  Befriedigung  auf 
gesetzlichem  Wege  finden  können  und  ohne  der  Monarchie  gefährlich  zu  «ein. 
Solche  Neigungen  sind  mit  innerer  Nothwendigkeit  immer  und  ttberali  vor- 
han^den,  da  es  niemals  an  Menschen  fehlt,  welchen  das  ausschliessliche  Ge- 
horchen  lästig  und  die  Bevorzugung  höherer  Stände  und  gesellschaftlicher 
Stellungen  widrig  ist.  Von  Zeit' zu  Zeit  greift  diese  Gesinnung  sogar  weit 
und  breit  um  sich  und  ist  besonders  lebendig.'  Die  ^inem.  Repräsentanten 
zustehende  Möglichkeit,  seine  subjectiven*  Anschauungen  und  Plane  in  staat- 
liehen  Angelegenheiten  «geltend  zu  machen,  das  Recht,  jeden  beliebigen  Tadel 
öffentlich  auszusprechen ^  die  Gelegenheit,  die  RoUe  des  Gehorchenden  nut 
der  des  Bestimmenden  und  Verlangenden  wenigstens  auf  einigt  Zeit  zu  ver- 
tauschen^  gewäiirt  nun  eine  natürliche,  und  doch  bei  einer  wohlerwogenen 
repräsentativen  Einrichtung  nicht  gefährliche  Zufriedei&stellung  solcher  Nei- 
gungen und  Gelüste.  Und  wenn  cter  Repräsentation  die  Folge  gegeben  ist, 
dass  die  wiridiehe  Leitung  der  Staatsgeschäft^  den  hervorragendsten  Männern 
aus  ihrer  Mitte  ■  übertragen  wird,  jso  liegt  sogar  in.derEinriehtung  selbst  für 
jeden  irgendwie  Ehrgeizigen  und  Hervorragenden  eine  dringende  Mahnung, 
^  Widerspruche  gegen*  das  Bestehende,  in  den  Bestrebungen  nach  Gewalt- 
beschränkung iäi  in  den  Verbess^rungsforderungen  nicht  allzu  weit  zu  gehen, 
damit  nicht  eine  spätere  eigene  Thcilnahme  an  der  Regierung  entweder  un- 
möglich werde  qder  nur  mittelst  Folgewidrigkeit  und  Verläugnung  der  Ver- 
gaqgenheit  übernommen  werden  könne.  Es  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  diese 
j4ptQcksicht  immer  wirken  müsse  und  immer  gewirkt  habe;  allein  das  Beispiel 
von  England  zeigt  doch,  wie  sehl*  da,  wo  eine  repräsentative  Einrichtung 
vollk(Anmen  in  das  Blut  übergegangen  ist  und  allgemein  verstanden  wird, 
dieser  selbstgeschaffeue  Dämpfer  wirkt. 

•  *  Endlich  ist  es.  eine  Sache  von  der  höchsten,  selbst  welt^eschichtHdien 
Bedeutung,  dass  durch  die  Anwendung  des  Gedankens  der  Repräsentation 
eine  Volksherrschaft  auch  bei.  zahlreichen  Völkern  und  in  weit  ausgedehnten 
Grebieten  möglich  geworden  ist.  Die  Meinungen  über  die  Zuträglichkeit  dieser 
Staatsart  flb  die  höhere  menschliche  Bildui^g  und  über. ihre  Anwendbar]^eit 
in  verwickelten  und  altbegründeten'  gesellschaftlichen  Zuständen  mögen  sehr 
abweichend  von  einander  sein.:  «allein  selbst  ein  entschiedener  Gegner  der 
Einführung  ein^  demokratischen  Verfassung  in  seinem  eigenen  Vaterlande 
muss  doch  die .  Berechtigung  einer  solchen  Regierungsform  an  sich  zugeben, 
ja  sogar  die  ausschliesslidic  Möglichkeit  dieser  Staatsform  in  bestimmten  Ge- 
sittiguilgszuständen  und  bei  gewissen  geschichtlichen  Vorgängen.    Kann  es 


in  di&t  Staatenwelt  25 

doch  wohl  keinem  vemfinftigen  Steffel  unterliegen,  dass  ein  detn  Eolohisations- 
verhältaisse  entwachsenes  Volk,  welches  aus  ^elen,  strenger  Ordnung  und  Unter- 
würfigkeit angewohnten,  in  halbwilder  und  trotziger  SelbststäncQgkeit  heran- 
gewachsenen und  jeder  Pietät  gegen  ein  geschichtliches  Herrschergeschlecht 
baren  Elementen  besteht,  gar  keine  andere  Staatsart  ertrftgt.  Solcher  halb- 
fertiger  Völker  gibt  es  nun  aber  bereits  manche,  und  ihre  Zahl  wird  nach 
aller  menschlicher  Wahrscheinlichkeit  noch  bedeutend  wachsen.  Die  Möglich- 
keit einer  für  sie  passenden,  die  £trungenschaften  des  Bechtsstaates  und  der 
höheren  Gesittigung  in  Aussicht  stellende  Ordnung  ist  also  Von  der  höchsten 
Bedeutung  für  die  ganze  Geschichte  des  Menschengeschlechtes. 

Endlich  ist  noch  der  für  die  gesammte  Staatenbildung  sehr  wichtige 
Punkt  berYorzuheben,  <la8S  durch  die  Anwendung  repräsentativer  Einrichtungen 
die  Bildung  von  Bundesstaten  sehr  erleichtert  und  vervoUkommt  worden  ist. 
Indem  nämlich  mittelst  einer  Repräsentation  sowohl  der  gesamm^ten  Be- 
völkerung  des  tgross^n  (ranzen,  als  jedem  einzelnen  beitretenden  S^taate 
ein  Ycrhältnissmä^siger  Eidfluss  auf  die  Bundesangdegenheiten  möglich  ge- 
macht wird,  ist  die  Aufstellung  einer .  einheitlichen  und  fest  opganisirten 
Centralgewalt  ausführbar.  Durch  Theilnahme  an  den  repräsentativen  Körper- 
schaften des  Gesammtstaates  ist  die  gerechte  Forderung  auf  Einfluss  und 
Ueberwachung  befriedigt  und  der  einzelne  Staat  von  völliger  Nichtberück- 
sichtigung gesichert;  dann  kann  aber  auch  ohne^eid  und  Gefahr  die  handelnde 
Regierung  selbstständiger  gestellt  und,  wenn  man  es  passend  findet,  ganz 
Wenigen  uiid  sogar  einem  Einzelnen  übertragen  werden.  Die  grosse 
Schwierigkeit,  um  nicht  zu  sagen  Unmöglichkeit,  durch  men  blossen 
Gesandtencongress  eine  verständige  Bundeslßitung  zu  bewerkstelligen,  ist 
durch  Repräsentation  beseitigt  Allerdings  ist  dieser  Gedanke  bis  jet2t  nur 
in  demokratischen  Bundesstaaten  ^klich  ausgeführt;  allein  der  Beweis  ist 
kdneswegs  geliefert,  dass  nicht  auch  bei  gutem  Willen  eine,  natürlich 
modificirte,  Anwendung  auf  einen  «aus  Fürstenthümem  zusammengesetzten 
Bundesstaat  zu  machen  sei.  Diess  ist  nun  aber  nicht  Mos  für  solche  Völker, 
welche  schon  jetzt  in  der  Lage  sind,  nur  in  einer  tüchtigen  Bundesverfassung 
ihr  Wohl  und  vielleicht  ihre  Unabhängigkeit  zu  bewerkstelligen,  von  der 
höchsten  Bedeutung;  sondern  es  liegt  auch,  wenn  nicht  Alles  trügt,  in  dieser 
Richtung  noch  eine  grosse  Zukunft  füf  weitere  Gestaltungen.  Offenbar  streiten 
sich  in  der  itzigen  Entwicklung  der  Staaten  und  der  Gesittigung  zwqi 
mächtige  Gattungen  von  Rücksichten  um  den  Vorrang.  Emer  Seits  ist  durch 
das  fibermässige  Anwachsen  einiger  Staaten  und  durch  ihre  immer  noch  sich 
steigernde  Machtentwicklung  das  Dasein  kleinerer  Staaten  schon  aus  Gründen 
der  Sicherheit  und  Selbsterhaltung  ein  peinliches  und  unsicheres  geworden^ 
und  drängt  eine  äussere  Nothwendigkeit  zu  jrossen  und  also  mächtigen  Ge- 
staitnngen.    Auch  erfcMem   im'  innerü  Staatsl^ben  •  die   sich  nach  Zahl 
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und  Umftmg  stets  mehrenden  Forderungen  nach  Untersttltzang  der  Lebens- 
zwecke  des  Volks  höchst  bedenteade.  Mittel,  nicht  selten  die  entsprecSienden 
Anstalten  eine  grosse  räomliche  Aasdehnung  zn  ihrem  Gedeihen.  Anderer 
Seits  schreckt  mit  Recht  der  Anblick  von  Geistesverödong  und  von  -hftnfiger 
sachlicher  Yemachlässigong  der  Provinzen  eines  grossen  centralisirten  Staates 
vor  ein  einem  solchen  Zustande  zurück.  Der  Besitz  zahlreicher,  w^nn  schon 
kleinerer,  Mittelpunkte  von  Thätigkeit  und  Sorg&lt  ist  ein  unschätzbarer  Vor- 
theil  für  gleichmässige  Verbreitung  von  Bildung  und  StaiBitshttlfe,  so  wie  fllr 
die  Bewahrung  berechtigter  Stammeseigenthümlichkeiten.  Auch  ist  die,  durch 
leidige  Erfahrung  sattsam  erwiesene,  Herbeiführung  jäher  und  häufiger  Um- 
wälzungen durch  eine  allverscblingende  Hauptstadt  ein  Grund  zu  ernstem 

Bedenken.   Nur  eine  Bundeseinrichtung  kann  beiden  Arten  von  Forderungen 
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gerecht  werden;  denn  nur  sie  kann  Einheit  und  Macht  mit /Verschiedenheit 
und  Selbstständigkeit  der  Theile  verbindeii.  Eine  tüchtige  Bundesverfassung 
aber  ist  wieder  wo  nicht  bedingt  so  doch  sehr  erleichtert  durd^R^präsentation. 
Gerade  in  solcher  Buchung  ist  diese  jedoch  noch  in  ihren  ersten  Anfängen;  es 
ist  daher  «itahrscheinlich,  dass^sie.  fttr  künftige  Geschlechter  eine  noch  cin- 
endlich  grössere  Bedeutung  erlangt,  als  sie  für  die  Lebenden  schon  hat. 
Möglich,  dass  der  repräsentative  Bundesstaat  die  Rettungsarche  ans  den 
Staatsnöthen  ist,  an  welchen  die  Gegenwart  so  schwer  leidet. 

IV. 

^  Anwendung  in  vencUedenen  Zwecken. 

Es  ergibt  sicli  schon  aus  dem  im  Vorstehenden  Entwickelten ,  dass  die 
Repräsentation  zu  zwei  wesentlich  verschiedenen  Zwecken  benützt  werden 
kann.  Einmal  unmittelbar  zur  Regierung.  Zweitens  aber  nur  zum  Schutze 
der  Regierten  gegenüber  v(m  der  Regierung.  Je  nach  dem  einen  oder  nach 
dem  andern  Zwecke  x  ist  der  llmfong  der  ihr  •  einzuräumenden  Berechtig^g 
verschieden  und  erfordert  sie  auch  verschiedene  Einrichtungen. 

In  dem  ersten  Falle  ist  sie  eine  wesentlich  demokratische  Anstalt  und 
hat  die  Aufgabe,  den  sämmtlichen  stimmfilhigen  Bürgern  einen  wenigstens 
mittelbaren  Einfluss  auf  die  Führung  der  Staatsgeschäfte  zu  gewähren.  Hier 
ist  denn  der  Umfang  der  der  Repräsentation  einzuräumenden  Rechte  ledig- 
lich bestinunt  durch  den  Staatszweck  selbst..  So  weit  dieser  geht  und  so 
weit  zu  seiner JBrreichung  Anstalten  vorhanden  sind,  kann  die  Thäljgkeit  .der 
Bepräs.entation  ziun  mindesten  auch  gehlen,  und  zwar  nicht  etwa  blos  insoferne 
eine  öffentliche  Angelegenheit  sich  reflectirt  anf  das  Recht  und  das  Wohl 
des  Einzelnen,  sondern  auci  als  freie  und  selbstständige  Ordnung  des 
Nöthigen.  Dabei  ist  es  allerdings  möglich,  dasa  die  Repräsentation  nicht 
alle  Regierungsgeschäfte   selbst  vornimmt    Eine  neben,  ihr  stehende  in 
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anderer  Weise  gebildete,  aber  immerhin  auch  aus  dem  gesammten  Volke 
henrorgehende  Behörde  ist  ebenfalls  denkbar«  In  diesem  Falle  ist  eine  der 
doppelten  Innehabung  ^er  Staatsgewalt  entsprechende  Organisation  der  Gfe- 
sehälie  notbwendig;  und  zwar  qi^  diese  wieder  in  doppelter  Weise  einge- 
richtet werden.  Entweder,  nämlich  kann  eine  Abtheilung  der  Geschäfte 
zwischen  beiden  Begierungsanstalteii  stattfinden,  so  dass  etwa  die  Reprä- 
sentxition  die  Gresetzgebong,  die  Finanzen,  vielleicht  die  Aeniterbesetzong 
hat^  die  andere  Grewalt  dagegen  die  Polizeiverwaltung,  das  Heerwesen ,  die 
aaswärtigen  Angelegenheiten,  u.  s.  w.  Oder  ahar  es  kann  auch  ein  Zu- 
sammenwirken beider  Gewalten  aiUgeordnet  sein,  wo  denn  einer  Seits  über 
die  Initiative  anderer  Seit^  über  die  Ausführung  des  gemeinschaftlich  Be- 
sdüossenen  nähere  Bestimmungen  getrpfifen  sein  müssen. 

In  dem  andern  Falle  handelt.es  sich' nur  von  einer  Anstalt  zur  Be- 
schränkung der  monarchischen  Allge^^alt,,  um  den  Rechten  und  Intef  essen  der 
Unterthanen  im  Ganzen  oder  weiiigstens  einzelner  Abtheilungen  einen  Schutz 
ZQ  gewähren,  und  es  mag  das  Wesen  der  Vertretung . als  erhaltend  bezeichnet 
fferden.     Hier  ist.  denn   der  Umfang  der  für  die  Repräsentation  zu  ver- 
langenden Rechte  ein  weit  gerihgerer.    Wo, keine  Bedrohung  ist,  ist  auch 
kein  Grund  zum  Schützen;   und  da  die  zpr  Erreichung  der  Staatszwecke 
dienende  Kraft  der  Regierung  nicht  unnöthig  geschwächt  werden  darf,  auch 
es  thöricht   und   verderblich    wäre   die   Zeit    mit    nutzlosen '  Streitigkeiten 
zwischen  der  Staatsgewalt  und  der  Repräsentation  aus^mfüllen:   so  ist  eine 
genaue  Bezeichnung  deijenigen  Regierungshandlungen  notbwendig,   welche 
überhaupt  controUrt  werden  dürfen. .  Es  ist  also  vorerst  zu  entscheiden,  ob 
nur  Rechte  oder  ob  auch  Interessen  der  Bürger  Gegenstand  der  repräsentativen 
Thätigkeit  sein  sollen;   sodann  mus^  bestimmt  werdei;^,  ob  alle  möglicher- 
weise von  der  Regierung  verletzbaren.  Rechte  in  Schutz  genommen  werden 
können,  oder  nur  einzelne  bestimmte.    Steht  dieses  aber  fest,,  so  kann  und 
mnss  darüber  Vorkehrung  getroffen  werden,  bei  welchen  Fällen  die  Thätig- 
keit der  Repräs^tation  schon  als  eine  vorbeugende  auftritt,  so  dass  ohne 
deren  Eenntniss  und  Mitwirkung  dip  betreffende  Regierungshandlung  gar  iücht 
Torgenonimen  werden  darf,  über  die  mitbeschlossene  dagegen  aber  auch, 
wie  natürlich,  später  keine  Beschwerde  zulässig  ist,  welche  ja  die  eigene 
Handlung  angriffe.  Diese  Yorbeugungsrechte  einer  Repräsentation  sind  denn 
nur  Ausnahmen,  4a  dieselbe  in  der  Monarchie  nic^bt  regieren,  sondern  vieimebr 
dem  Staatsoberhaupte  die  Leitung  der  Geschäfte,  bleiben   soll.     In  allen 
indem  nicht,  unter  diese  beschränkte  Zahl  gehörigen  Fällen  von  Rechts- 
schutz ist  dieser  &nf  na^^hkommende  Besch\yerde  und  etwaige  Klage  beschränkt! 
Der  in  Frage  stehende.Unterschied  zwischien  den  Befugnissen'der  Repräsentation 
ist  jedoch,  nicht  aus  oberste  Reehtsgri^ndsätzen  zu  entnehmen,  sondern  vieK 
mehr  nur  nach*  Zweckmä9sigkeitsrfLcksichten  festzustellen. 
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Die  wesentliche  Verscl^iedenheit  dieser  beiden  Anwendungen  der  Re- 
präsentation veranlasst  denn  natürlich  auch  eine  Terschiedenheit  in.  den 
Maassregeln ,  welche  die  Staatskonst  zur  Erzielong  einer  möglichst  ontadel- 
haften  Wirksamkeit  der  Einrichtung  anzürathen  hat.  —  Bei  einer  regieren- 
den  BepräBentation  handelt  es  6ieh  vor  Allem  davon,  fOr  eine  persönliche 
Tüchtigkeit  der  Mitglieder  zu  sorgen,  indem  sonst  l)ei  xier  ohnediess 
schwerfälligen  Einrichtung  eine  üble  Leitung  der  Staatsangelegenheiten  un- 
vermei<üich  ist.  Da  nun,  zum  offenbaren  Nachtheile  des  Ergebnisses,  in 
.  einer  Demokratie  das  active  Wählrecht  nicht  beschränkt  werden  kann,  so 
bleibt  nur  das  Mittel  übrig,  die  Bedingungen  der  Wählbarkeit  so  festzu- 
stellen, d^ss  nur  Männer  von  reiferem  Alter  und  Urtheile,  von  gesicherter 
wirthschaftlicher  Lage  .und  von  einiger  in  Geschäften  bereits,  erlangten  Eennt- 
nisB  gewählt  werden  können.  '  An'  einer  solchen  Beschränkung  des  passiven 
Wahlrechtes  Anstand*  zu. nehmen,  wäre  ein. grosser  Fehler.  Das  Hecht  des 
Bürgers  einer  Demokratie,  sich  bei  den  öffentlicheti  Geschäften  zä  betheiligen, 
ist  nicht  gleichbedeutend  mit  einer  Befugniss,  auch  offenbar  Gemeinschäd- 
liches und  Widersinniges  nach  Laune  zu  vollbringen,  sondern  besteht  viel- 
mehr in  dem  gleichen  Ahtheile  Aller  an  gesetzlich  und  Ternünftig  geordneten 
Handlungen.  Also  mögen  immerhin  Alle  wählen ,  aber  sie  IsoUen  nur  Solche 
wählen  können ,  voir  welchen  eine  gute  Leitung  des  Staats  vernünftigerweise 
erwartet  werden  kann.  Auch  ist ,  durch,  strenge  Ordnung  sowohl  bei  dem 
Wahlgeschäfte  als  bei  den  Verhandlungen  det  repräsentativen  Yersanmüung 
selbst  für  vollständigen  Schutz  jeder  Meinung  zu  sorgen,  damit  nicht  rohe 
Gewalt  von  Factionen  oder  Pöbelhaufen  ah  die  Stelle  der  wirklichen  Meinung 
det  Mehrheit  trete.  Wenn  hier  nicht  die  rechten  Mittel  gefunden  und  die 
gefundenen  mit  Ernst  und  Bürgennuth  gehandhabt  werden,  so  geht  die 
Regierungsform,  auf  welche  so  grosses  Vertrauen  gesetzt  worden  ist,  und 
welche  als  ein  Wendepunkt  in  der  Geschichte  der'  Menschheit  erscheinen 
wollte,  ruhmlos  wieder  zu  Grunde.  Zeigt  doch  schon  itzt  die  Erfahrung 
Nordamerika's ,  dass  es  Weh  Verlassen  der  richtigen  Grundsätze  verständiger 
VatiBrlandsliebe  und  staatsmännischer  Einsicht  schwer  ist,  sich  gegen  dema- 
gogische Jlänke  und  einsichtsloses  Drängen  der  Menge  nach  immer  schranken- 
loserer Willkür  zu  behaupten.  Sie  zeigt  aber  auch,  dass  in  solchem  Falle 
eine  repräsentative  Regierung  keineswegs,  ein  Ideal  hoher  Gresinnung ,  staat- 
licher Weisheit  oder  auch  nur  einfadier  "Ehrbarkeit  und  Unbestechlichkeit 
ist.  —  Leichter  sind',  soweit  von  Grundsätzen  die  Bede  ist,  die  Bestimmungen 
über  eine  zweckmässige  active  und  passive  Wahlberechtigung  in  der  re- 
präsentativen Monarchie  zu'  treffen,  wenn  man  nur  an  der  Auffassung  festhält, 
dass  es  sich  jiicht  von  der  Ausübung  eines  Allen  gleichmässig  zustehenden 
Rechtes,  sondern  daVon  iiandelt,  taugliche  Mitglieder  für  die  Repräsentation 
zu  gewinnen.   Und  wenn  denn  auch  hier  in  der  Wirklichkeit*  gar  manchfach 
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gefehlt  wird,  so  i9t  diess  durch  den  Mangel  einer  richtigen  Unterscheidung 
zwischen  einer  regierenden  und  einer  nur  controlirenden  Repräsentation 
Terscholdet,  sowie  durch  gedankenlose  Nachahmung  der  in  repräsentativen 
Demolatitieen ,  und  wenigstens  zur  Hälfte  mit  Recht,  aufgestellten  Vorgänge. 
Die  Schwierigkeit  einer  den  Forderungen  der  Staatskunst  entsprechende^! 
£inrichtang  liegt  in  der  repräsentativen  Monarchie  ganz  wo  anders.  Es  ist 
nämlich  dafür  zu  sprgen ,  d^ss  kein  unauflöslicher  Dualismus  zwischen 
Regierung  und  Volksvertretung  hestehe.  Mit  dem  blossen  V^rhindbrn  einer 
von  der  Begierung  vorgeschlagegeiieB  Maassregel  ist  es  nattlrlich  in  allen 
jenen  Fällen  nidit  gethan,  welche  durchaus  irgend  eine  Handlung  der 
Staatsgewalt  erfordern.  Auch  käQn  es  auf  die  Dauer  nur  zu  einer  tief^ 
ZenüttoDg  des  gajizen  Staatslebens  führen,  wenn  die ,  Begierung  und  die 
Repräsentation  wesentlich  verschiedene  Auffassungen,  von  der  dem  Staate  zu 
gebenden  Richtung  haben.  Die  Möglichkeit  einer  HtUfcbaber  ist  eine  ver- 
sduedeue,  je  nachdem  es  sich  von  ganz  unabhängig  stehenden  Staaten 
handelt,  oder  von  solchen,  welche  einer  Bondesgewalt  untergeordnet  sind. 
Fihrend  nämlich  bei  letzteren  eine  allen  Bedtlrfhissen  und  gerechten  For- 
derungen entsprechende  schiedsrichterliche  Einriditung  nicht  unmöglich  ist, 
bleibt  bei  ganz  unabhängigen  Gewalten  nur  die  Wahl  zwischen  eitlem  fort 
ond  fort  In,  Thätigkeit  erhaltenen  Systeme  der  Gewinnung  einer  Regierungs- 
nujorität  in  der  Versammlung  und  dem  sogenannten  parlamentarischen 
Systeme,  d.  h.  einer  Leitung  der  Staatsgeschäfte  nach  den  Ansichten  der 
jeweil  in  der  Repräsentation  vorhandenen  Mehrheit,  somit  auch  einer 
Aendening  der  Personen  u^d  der  Maassregeln  bei  einer  Umgestaltung  dieser 
Mehrheit.  Leider  haben  beide  Mögliohkeiten  ihre  entschiedenen  Schatten- 
seiten, und  steht  der  Ergreifung  des  im  Ganzen  besseren,  nämlich  des 
parlamentarischen,  Syst^mes  die  entschiedene  persönliche  Abneigung  der 
meisten  Staatsoberhäupter  entgegen.  Dass  hier  die  schwache.  Seite  der 
ganz^i  repräsentativen  Einrichtung  liegt,  und  dass  die  ihm  desshalb  häufig 
gemachten  Vorwürfe  nicht  unbegründet  sind,  kann  eine  unbefangene ^Be- 
ortheilung  nicht  in  Abrede  ziehen ;  und  es  ist  daher  wohl  auch  keine^  allzu 
kühne  Vermuthung,  dass  sich  mit  der  Zei;t  ^diesem  Mangel  das  Bedürf- 
niss  nach  einem  andern  Staatsgedanken  knüpfen  wird,  es  müsste  denn  sein, 
dass  ein  ganz  genügendes  Abht^lfemittel  gefunden  würde. 

Doch,  dem  mag  sein  wie  ihm  will,  zunächst  besteht  noch  die  Reprä- 
sentation nicht  nur  in  praktischer  Ausübung ,  sondern  auch  noch  als  diejenige 
Form  des  staatlichen  Zusammenlebens,  welche  dem  Ideftle  näher  kömmt,  als 
irgend  eine  der  vorangegangenen.  Es  ist  somit  schliesslich  auch  noch,  der 
Frage  Beachtung  zu  schenken,,  bei  welchen  Arten  von  Staaten  dieselbe  über- 
hanpt  Anwendung  erleide?  Hier  leuchtet  denn  allerdings  ein,  dass  tiheils 
ganze   Staatsgattungen,   Uieils  wenigstens   einzelne  Formen  einer  Crattung 
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daza  nicHt  .passen.  Bleibt  nftmlich  anch,  als  unserer  ganzen  LebensanfCftssnng 
fremd  nnd-wahrscheiidich  nie  wiederkehrend,'  der  Staat  nach  antiker  Grestaltiftig 
ganz  ausser  Frag^;  and  wird  ferher  die  Theokratie  bei  Seite  gelassen,  da 

eine  Regienmg  nach  onmittelbareq  göttlicben  Geboten  itzt  der  ersten  Be- 

.  ,  .... 

dingnng  ihrer  Möglichkeit,  desGlanbens  an  eine  solche  Leitung  def  mensch- 
lichen Schicksale,  entbehrt:  so  bleiben  doch  selbst  untej^  d^n  mit  den  gegen* 
Wftrtigen  Anschauungen  und  .  Giesittigungsstuf^  Terti^giichen .  Staätssertai 
manche  v«i^  der  Bmfitzmig  einer  Repr&sentatioii  entschieden  auigesehlossen. 
Vor  AHem!  jene  Staaten ,  jjf  weichen  die  forstliche  Autorität  so  tedh  gestellt 
wird,  dass  jc^lioh^r,  auch* noch  so  gesetzlicher,  'Widerspruch  als  unzuISs^g- 
und  verbrecherisch  erscheint:  Hfer  ist  ein  unversöhnficher  äusserer  Wider- 
spruch und*  eine  innere  Unmöglichkeit;  und  zwar,  wqhl  bemerkt,  nichi  blos 
in  Betreff  einer  Anwendung  dar' Repräsentation  auf  *den  gesammten  Staai^ 
sondern  auch  fiOr  untergeordnete  Kreise/desselben.'  Auch  nur  eine  Provinziäl- 
oder  Gemeinde- Vertretung .  ist  in  einer  uubeschränkteu  Monarchie  durchaus 
folgewidrig,  und  fiberdiess.  aus  StaatsklUgheitsgrttnden  nicht  rathsam,  de6 
schlimmen  Beispieles  wegen.  Sodann  i^t  die  Anwendiing  der  VolksyertQstang 
nicht  verträglich  mit  'der  Aristokratie.  Allerdings  nicht  wegto  eines  grund- 
sätzlichen Widerspruches ,  wphi  aber  wegen  der  Bedenklichkeit  4er  Folgen. 
Es  entstfinde  die  offenbarste  Gefahr,  *dass  sicy  def  durch  eine  Repi^ 
sentation  gegebene  und  anerkannte  demokratische  Einfluss  bald  in  einen 
unruhigen  Nebenbuhler*  und  mit  del*  Zeit  in  einen  tOdtlichen  Feind  ver^ 
waihdeln.  könnte.  Die  äussere  Erscheinung  einer  regierenden  und  einer 
Qberwachenden  Versammlung  ist  allzuähnlich,  als  dass  nicht  imwillkttrlich 
Vergleichungen  ihrer  Tüchtigkeit,  ihrer  Sorge  für  das  Volkiswohl  und  ihres 
Zusammenhanges  mit  dem  Volke  entstehen  sollten ;  diese  GegenübevsteUungen 
tcber  wtirden  um  so  weniger  immer  zum  Vortheile  der  auf  eigenes  Recht  zur 
Regierung  sic&  Stfltzenden  ausfallen,  als  eine  Beherrschung  durch  eine  Anzahl 
in  allen  ilbrigen  Lebensverhältnissen  ziemlich  nahe'  l^tehender  am.  schwersten 
ertragen  .wird  und  den  Neid  am  empQndlichsitcn  reizt.  Endlich  noch  ist 
kein  Bedürfoiss,  zu  einer  ^epi^äsentation  zu  greifen,  in  jenen,  (freilich  seltenen) 
kleinen  Staaten  vorhanden,' deren  geringe  Bedürfhisse  und  wenig  ^ahlreiclie 
Greschäfte  möglicherweise  durcd  die  versammelten  Bürger  Selbst .  erledigt 
werden  können.  Zwar  ist  keine  Unverträgliclikeit  des  Gedankens  der  Ver- 
tretung mit  einem  solchen  Zustande ;  und  es  mag  sogar  sein,  dass  manche 
^Angelegenheit  in  dem  Räthssaale  besser  behandelt  würde,'als  in  der  offenen 
Volksversammlung:  aUeia  es  behält  bei  der  Abwesenheit  einer  äusseren 
NoChwendigkeit  der  Stolz  des  freien  Cannes,  eigene  Rechte  selbst  zu  wahren, 
begreiflicherweise  die  Oberhand.  -^  Dagegen  steht  theofetiscb  einer  Ein« 
fahrung  von  repräsentativer  Einrichtung  nichts  im  Wege  in  einer  Patriarchie, 
wo  gar  wohl  Abgeordnete  des  Stammes  mit  dem  Haupte  die  wichtigeren 
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Angelegenheiten  berathßn  können.  Ferner  zeigt  schon  die  Erfahrung,  dass 
dßt  haoshdrrliche •  Staat  gar  wohl  eUie  Repräsentation,  sei  es  einzelner 
Klaoien,  sei  es  seihst  der  Gesämmtheit,  erträgt.  Nor  kann  allerdings  hier 
meht  Von  einer  grondsätzlichen  Theilnahme  an  den  Staatsangelegenheiten 
im  Allgemeinen  die  Bede  sein,  als  welche  nicht  Sache  der  Landesangehörigen 
soHdom  nur  des  Landesherm  sind;  wohl  aber  von  einer  Beschfltzung  der 
dmrineii  ivit  dem  Landesherm  Terabredeteo  Gerechtsame.  Vor  Allem  aber. 
siiift  d&  £Snlierrsohaften  des  nenzeitigen  Rechtsstaates  sowie  die  VolHsherr- 
lehaftok^ak  junfimgreicherem  Gel[)iete  oder  grosser  Bevölkeruiig  diejenigen 
rtaatflche»  Formen,  in  welchen  die  Repräsentaibion  Anwendong  ^det,  and 
ftr  die  fide  selbst  'zar  Nothwendigkeit  gewordeh  ist.  Das  Verlangen  nach 
Rechtsscbatz  und  nach  Fördenmg  der  Interessen  ist  in  Gesittigdngszaständen, 
ftr  welche  diese  Staatsformen  passen,  weit  verbreitet  and  auf  die  Dauer 
vwideratehlich;  allgemeine  Versunmlungen  der  Bürger,«  oder  auch  nur 
inner  betheiligter  Abtheilungen  derselben,  silid  aus  physischen  Gründen 
OBSgJich,.  mit  jder  Mouarchie  überdiess  politisch  kaum  verträglich;  das 
Gesetz  der  Arbeitstheilung  macht  sich  auch  hinsichtlich  der  Besorgung  ge- 
aemadiaftlicher  Forderungen  geltend;  die  Einsicht  ist  gross  genug,  um 
eine  ZofriedensteUung  mit  dem  Beschränktem  erträgfich  zu  finden,  wo  das 
Weitere  nicht  erreicht  werden  kann:  dies^  sind  denn  aber  gerade  die  Be- 
fingungen  einer  Yertretung  durch  Wenige  aus  der  Mitte  der  Betheiügten. 
Da  non  Bber  beinahe  alle  Völker  europäischer  Gesittigung  sich  in  solchen 
7jisttoden  befinden,  somit  fast  drei  Welttheile  dem  Gedanken  und  selbst 
dem  Bedtlirfnisse  der  Repräsentation  zugänzlich  sind:  so  ist  auch,  das  Feld 
der  Anwendung  in  der  Gegenwart  und,  so  weit  wir  zu  beurtheilen  im  Stande 
sind,  in  der  Zukunft  unermesslich.  Es  mag  sein,  dass  zuweilen  in  einem 
Lande  und  selbst  in  weiterem  Umfange  während  eines  Zeitabschnittes  das 
Yertnmen  in  die  Repräsentativ -Einrichtungen  sich  mindert,  oder  dass  es 
ein^  glücklichen  Gewaltherrschaft  gelingt,  die  Anwendung  derselben  zurück- 
zudrängen nnd  selbst  ganz  aufzuheben:  solche  Schwankungen  sind  aber  nur 
Torübergehend.  So  lange  diese  Staatsform  die  Bedürfnisse  der  Völker  wenig- 
stens leidlich  befriedigt,  und  so  lange  kein  anderer  zufriedenstellenderer 
Gedanke  aufgefunden  ist,  wird  die  Vertretung  immer  wieder  verlangt  und 
eingeführt  werden. 


Gegenüber  von  einer  solchen  Erscheinung  von  weltgeschichtlicher  Be- 
deutung ist  denn  natürlich  auch  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  eine  sehr 
grosse.  Sie  hat  das  Wesen  der  Repräsentation  und  ihre  allgemeinen  Eigen- 
schaften, die  guten  sowohl  als  die  missUchen,  zu  ergründen;  sie  soll  die 
einzelneo  schwierigen  und  wichtigen  Fragen  gründlich  untersuchen  und  zu 
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dazu  nicHt  »passen.  Bleibt  nämlich  auch,  als  unserer  ganzen  Lebensauffassung 
fremd  und-wahrscheiuüch  nie  wiederkehrend,  der  Staat  nach  antiker  Gestaltifng 
ganz  ausser  Frag^;  und  wird  ferher  die  Theokratie  bei  Seite  gelassen,  da 
eine  Regierung  nach  unmittelbaren  göttEchen  Geboten  itzt  der  ersten  Be- 
dingung  ihrer  Möglichkeit ,  des  Glaubens  an  eine  solche  Leitung  def  mensch- 
lichen Schicksale,  entbehrt:  so  bleiben  doch  selbst  unte;^  d^n  mit  den  gegen-  ' 
wärtigen  Anschauungen  und  .  G^sittigungsstufen  YeFt]:ägltchen  Staätsarten 
manche  vei^  der  Benfftzung  einer  Repräsentation  entschieden  ausgeschlossen. 
Vor  AHem  jene  Staaten ,  )j^  welchen  die  fürstliche  Autorität  so  hock  gestellt 
wird,  dass  jeglioh^r,  auch' noch  so  gesetzlicher,  Widerspruch  als  unzuläs^g 
und  verbrecherisch  erscheint.  Hier  ist  ein  unversöhnlicher  äusserer  Wider- 
spruch und  eine  innere  Unmöglichkeit;  und  zwar,  wqhl  bemerkt,  nicht  Mos 
in  Betreff  einer  Anwendung  der'  Repräsentation  auf  den  gesammten  Staai, 
sondern  auch  für  untergeordnete  Kreise/desselben.  Auch  nur  eine  Provinzial- 
oder  Gemeinde- Vertretung .  ist  in  einer  unbeschränkten  Monarchie  durchaus 
folgewidrig,  und  überdiess  aus  Staatsklngheitsgründen  nicht  rathsam,  de§ 
schlimmen  Beispieles  wegen.  Sodann  ist  die  Anwendung  der  Volksyert]::etnng 
nicht  verträglich  mit  der  Ai-istokratie.  Allerdings  nicht  wegfen  eines  grond- 
sätzhchen  Widerspruches,  wohl  aber  wegen  der  Bedenklichkeit  4er  Folgen. 
Es  entstünde  die  offenbarste  Gefahr,  dass  sich  der  durch  eine  Reprä- 
sentation gegebene  und  anerkannte  demoki'atische  Einfluss  bald  in  einen 
unruhigen  Nebenbuhler  und  mit  der  Zeit  in  einen  tödtlicheu  Feind  ver- 
wahdeln.  könnte.  Die  Husserc  Erscheinung  einer  regierenden  und  einer 
überwachenden  Versammlung  ist  allzuähnlich,  als  dass  nicht  unwillkürlich 
Vergleichungen  ihrer  Tüchtigkeit,  ihrer  Sorge  für  das  Volkswohl  und  ihres 
Zusammenhanges  mit  dem  Volke  entstehen  sollten ;  diese  Gegenübevstellungen 
aber  würden  um  so  weniger  immer  zum  Vortheile  der  auf  eigenes  Recht  zur 
Regieinmg  sicli  Stützenden  ausfallen,  als  eine  Beherrschung  durch  eine  Anzahl 
in  allen  Übrigen  Lebensverhältnissen  ziemlich  nahe  Stehender  am.  schwersten 
ertragen  .wird  und  den  Neid  am  emp^ndlichs^ten  reizt.  Endlich  noch  ist 
kein  Bedürfhiss,  zu  einer  Qepi^äsentation  zu  greifen,  in  jenea  (freilich  seltenen) 
kleinen  Staaten  vorhanden,  deren  geringe  Bedürfiiisse  und  wenig  zahlreiche 
Geschäfte  möglicherweise  durcb  die  versammelten  Bürger  selbst  erledigt 
werden  könneu.  Zwar  ist  keine  Unverträglichkeit  des  Gedankens  der  Ver- 
tretung mit  einem  solchen  Zustande ;  und  es  mag  sogar  sein,  dass  manche 
^Angelegenheit  in  dem  Räthssaale  besser  behandelt  würde,  als  in  der  offenen 
Volksversammlung:  allein  es  behält  bei  der  Abwesenheit  einer  äusseren 
NoChwendigkeit  der  Stolz  des  freien  Itfannes,  eigene  Rechte  selbst  zu  wahren, 
begreiflicherweise  die  Oberhand.  -^  Dagegen  steht  theoretisch  einer  Ein- 
führung von  repräsentativer  Einrichtung  nichts  im  Wege  in  einer  Patriarchie, 
wo  gar  wohl  Abgeordnete  des  Stammes  mit  dem  Haupte  die  wichtigeren 
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Angelegenheiten  berathen  können.  Ferner  zeigt  schon  die  Erfahrung,  dass 
der  hausherrliche •  Staat  gar  wohl  euie  Repräsentation,  sei  es  einzelner 
Klassen,  sei  es  selbst  der  Gesammtheit,  erträgt.  Nur  kann  allerdings  hier 
nicht  ^on  einer  grundsätzlichen  Theilnahnie  an  den  Staatsangelegenheiten 
im  Allgemeinen  die  Rede  sein ,  als  welche  nicht  Sache  der  Landesangehörigen 
Bondttn  nur  des  Landesherm  sind;  wohl  aber  von  einer  Beschützung  der 
einzelnen  mit  dem  Landesherm  verabredeten  Gerechtsame.  Vor  Allem  aber 
sind  die  Einherrschaften  des  neuzeitigen  Rechtsstaates  sowie  die  VolHsherr- 
sdiaiten  mit  nmfangreicherem  Gebiete  oder  grosser  Bevölkerung  diejenigen 
staatlichen  Formen,  in  welchen  die  Repräsentaticm  Anwendung  findet,  und 
fbr  äie  sie  selbst  ^r  Nothwendigkeit  gewordeh  ist.  Das  Verlangen  nach 
Rechtsschutz  und  nach  Förderung  der  Interessen  ist  in  Gesittigiingszuständen, 
far  welche  diese  Staatsformen  passen,  weit  verbreitet  und  auf  die  Dauer 
unwiderstehlich;  allgemeine  Versammlungen  der  Borger,-  oder  auch  nur 
grosser  betheiligter  Abtheilungen  derselben,  sind  aus  physischen  Gründen 
anmöglich,,  mit  xier  Monarchie  überdiess  politisch  kaum  verträglich;  das 
Gesetz  der  Arbeitstheilung  macht  sich  auch  hinsichtlich  der  Besorgung  ge- 
meinschaftlicher Forderungen  geltend;  die  Einsicht  ist  gross  genug,  um 
eine  Zufriedenstellung  mit  dem  Beschränktem  erträglich  zu  finden,  wo  das 
Weitere  nicht  erreicht  werden  kann:  dies§  sind  denn  aber  gerade  die  Be- 
dingungen  einer  Vertretung  durch  Wenige  aus  der  Mitte  der  Betheiligten. 
Da  nun  aber  beinahe  alle  Völker  europäischer  Gesittigung  sich  in  solchen 
Zuständen  befinden,  somit  fast  drei  Welttheile  dem  Gedanken  und  selbst 
dem  Bedürfnisse  der  Repräsentation  zugänzlich  sind :  so  ist  auch  das  Feld 
der  Anwendung  in  der  Gegenwart  und,  soweit  wir  zu  beurtheilen  im  Stande 
sind,  in  der  Zukunft  unermesslich.  Es  mag  sein,  dass  zuweilen  in  einem 
Lande  und  selbst  in  weiterem  Umfange  während  eines  Zeitabschnittes  das 
Vertrauen  in  die  Repräsentativ -Einrichtungen  sich  mindert,  oder  dass  es 
einer  glücklichen  Gewaltherrschaft  gelingt,  die  Anwendung  derselben  zurück- 
zudrängen und  selbst  ganz  aufzuheben:  solche  Schwankungen  sind  aber  nur 
Torübergehend.  So  lange  diese  Staatsform  die  Bedürfnisse  der  Völker  wenig- 
stens leidlich  befriedigt,  und  so  lange  kein  anderer  zufriedenstellenderer 
Gedanke  aufgefunden  ist,  wird  die  Vertretung  immer  wieder  verlangt  und 
eingeführt  werden. 


Gregenüber  von  einer  solchen  Erscheinung  von  weltgeschichtlicher  Be- 
deutung ist  denn  natürlich  auch  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  eine  sehr 
grosse.  Sie  hat  das  Wesen  der  Repräsentation  und  ihre  allgemeinen  Eigen- 
schaften, die  guten  sowohl  als  die  misslichen,  zu  ergründen;  sie  soll  die 
einzelnen  schwierigen  und  wichtigen  Fragen  gründlich  untersuchen  und  zu 
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befriedigender  Lösung  bringen;  sie  nuiss  endlich  die  Anwendung  desSjstemeä 

im  einzelnen  Lande  schuldem. und  mit  dem  ganzen  Organismus  desselben  in 

Verbindung  bringen.  —  Dieser  Ruf  ist  denn  nun  nicht  ungehört  verhallt. 

Das  BedOrMss   für   das   Leben  war  zu   dringend   und   die  Aussicht  auf 

•  •    • 

Erwerbung  «ines  Verdienstes  zu  lockend,  als  dass  nicht  schon  vielÜEU^he 
Versuche  zu  %iner  Bearbeitung  des  repräsentativen  Systemes  gemacht  worden 
w&ren  ^),  sei  es  als  allgemeine  Lehre,  sei  es  in  bestimmter  Anwendung  auf 
einzelne  Staaten.  Dennoch  bleibt  immerhin  eiue  manchfacbe  Möglichkeit 
zu  Nachträgen  und  zu  Richtigstellungen.  Noch  sind  nicht  .sämmtliche  all- 
gemeine Oesichtspunkte  vollständig  und  zutreffend  erörtert,  nicht  alle  besonderen 
Fragen  endgültig  erledigt.  Die  nachstehenden  Arbeiten  sind  dazu  bestimmt, 
wenigstens  einen  Theil  dieser  Lücken  auszufüllen.*^ 


1)  8.  ttl)er  die  Literatar  des  «U^eBieiiien  ooastitiitioneUen  Staktireohtes  meine  Gesclriehte 
und  Litcnratur  der  Staattwia^nschaffenf  Bd.  I,  8.  S67  tg. 


2. 

üeber  die  yenohiedene  AnffasBung  des  repräsentatiyen 
Systemed  in  England,  Ftankreich  und  Deutschland  n. 

Es  würde  von  sehr  oberflächlicher  Kenntniss  und  von  geringem  Nach- 
denken zeugen ,  wenn  man  die'  Ausbildung  und  die  Wirkungen  des  Sjstemes 
der  Volksvertretung  als  gleichmässig  in  den  verschiedener^  Staaten  vor  sich 
gegangen  annähme.    Diess  konnte  in  der  That  gar  nicht  sein.    Ist  es  doch 
fiicht  nur  möglich,  sondern  sogar  nothwendig,  dass  sich  ein  und  derselbe 
Gedanke  auf  verschiedene  Weise  organisch  entwickelt,  je  nachdem  er  einen 
Stoff  zu  beleben  hat.    Sollte  auch  der  Zweck  im  Wesentlichen  der  gleiche 
bleiben,  so  entsteht  doöh  eine  mehr  oder  weniger  bedeutende  Abweichung 
in  der  Gestaltung  und  in  Beziehung  auf  die  Folgen ,  wenn  in  dem  einen 
Falle   eiir  gewisses  Element  besonders   ergriffen  und  in  den  Vordergrund 
gedrängt  wird,  welches  in  ^incm  andern  Falle  gar  nicht  vorhanden,  viel- 
leicht  gar  durch  ein  zweites  in  jener  Verbindung  wiederum  fehlendes  Mo- 
ment ersetzt  ist.    Dazu  kommen  noch  verschiedenartige  geschichtliche  An- 
knüpfungen, ungleiche  äussere  Schicksale,  mächtige  Persönlichkeiten.    Gar 
nicht  zu  reden  von  möglichen  absichtlichen  Verdrehungen  und  Ablenkungen. 
Beweise  dieser  Sätze  begegnen  uns,  wohin  wir  den  Blick  wenden.    Maji 
nehme   nur   den   grossen  Grundgedanken   der   christlichen   Religion.     Wie 
wesentlich  verschieden  hat  er  sich  entwickelt  in  den  unter  sich  abweichen- 
den Medien  theils  der  Jahrhunderte  theils  der  gleichzeitigen  Völker.    Oder 
den  germanischen  Gedanken  des  Werthes  der  Frau  in  seinen  so  bedeutenden 
Abschattungeu  bei  dem  spanischen,  dem  französischen,  dem  englischen  und 
dem  deutschen  Volke,  bei  demselben  Volke  in  den  verschiedenen  Ständen. 
Ferner  die  Sklaverei  in  ihrer  Auffassung  bei  den  Orientalen,   bei  den  an- 
tiken Völkern  und  in  den  europäischen  Kolonieen.    Die  Kolonisation  selbst, 
je  nachdem  Entledigung  einer  überschüssigen  Bevölkerung,  Gewinnung  von 


1)  Diese  Abhandlung  «tscUen  snerst  in  der  Tilbinger  Zeitsehr.  f.  StahtswlM.,  Bd.  m.  Hier 
'm  iie  maachfiich  omgearbeitet ,  namentlich  bedeutend  abgelKünt,  da  es  passend  erschien  i  die 
VonchUge  cor  Verbesseteng  des  repräsentativen  Systems  an  Einem  Orte  zu  vereinigen.  Als 
•oleher  abi^  war  die  Abhandlung  Kr.  10  dieses  Bandes  angezeigt 

T.  Mohl,  Staatsrecht.    Bd.  I.  3 
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Rohstoffen,  Handel,  Erzeugung  tropischer  Producte,  Gründung  einer  militä- 
rischen Stellung  oder  Ausdehnung  einer  Religion  der  nächste  Zweck  war. 
Die  Idee  der  Patriarchie  bei  einem  arabischen  Stamme  und  im  chinesischen 
Reiche,  u.  s.  w. 

Diesem  Schicksale,  in  Terschiedenen  Zuständen  wesentlich  anders  auf- 
gefasst  und  in  bedeutend  abweichenden  Richtungen  durchgeführt  worden  zu 
sein,  ist  denn,  wie  gesagt,  auch  der  Gedanke  der  Volksvertretung  im 
Rechtsstaate  der  Jetztzeit  nicht  entgangen.  Sieht  man  auch  ganz  ab  von 
der  Anwendung  der  Repräsentation  in  der  I^emokratie,  wo  dieselbe  schon 
rechtlich  zu  einem  ganz  andern  Organismus  wird:  so  findet  sich  auch  in 
den  FflristQnthümem  eine  wesentlich  verschiedene  Gebahrung.    , 

Zum  Verständnisse  dieser  Erscheinung  ist  es  nicht  nothwendig,  tief 
in  die  Geschichte  der  Anstalt  eimnidringen;  und  es  wäre  Überflüssig,  und 
folglich  nur  störende  Gelehrsamkeit,  zum  Zwecke  der  gegenwärtigen  Be- 
trachtungen die  Geschichte  der  germanischien"  Volksversammlungen  und  des 
Ursprunges,  Verlaufes  und  Unterganges  der  mittelalterlichen  Stände  zu 
entwickeln.  Gibt  doch  Jeder  zu,  dass  sich  in  England  aus  diesen  Einrich- 
tungen  im  Laufe  dier  Jahr)iunderte  und  unter  schweren  Umwälzungen  der 
Gedanke  einer  allgemeinen  Volksvertretung  gegenüher  von  dem  Fürsten  zum 
Schutze  der  Rechte  und  der  Vortheile  der  Gcssimmtheit  sowie  der  Einzelnen 
entwickelt  hat;  dass  letzterer  Gedanke  von  andern  Völkern,  und  iselbst  in 
andern  Welttheiien,  aufgefasst  und  in  jedem  Lande  dem  sonstigen.  Organis- 
mus angepasst  worden  ist;  dass  endlich  die  noch  weitere  Einführung  und 
vollständige  Ausbildung  oder  die  Wiedererlangung  des  Grundsatzes  der 
Volksvertretung  der  Angelpunkt  ist,  um  welchen  sich  die  Staatskunst  und 
vielleicht  das  Schicksal  eines  bedeutenden  Theiles  der  europäischen  Staaten 
auch  jetzt  noch  dreht.  Es  ist  somit  als  unbestritten  anzunehmen,  dass  nicht 
nur  die  geschichtliche  Unterlage  die  nämliche  ist  für  alle  europäische  Staa- 
ten, welche  jetzt  Volksvertretung  besitzen,  nämlich  die  germanische  Theil- 
.  nähme  .der  Vollberechtigten  an  den  auch  sie  betreffenden  öffentlichen  An- 
gelegenheiten-; sondern  auch,  dass  die  sämmtlichen  jetzigen  repräsentativen 
Verfassungen  in  unmittelbarer  Oder  mittelbarer  Abstammung  dem  britischen 
Parliamei^te,  als  gemeinsamem  Muster,  entnommen  sind,  und  zwar  alle  in 
Folge  desselben  Bedürfnisses,  d^m  erwachten  staatsbürgerlichen  Gefühle 
und  der  verbreiteteren  Einsicht  in  staatlichen  Dingen  den  gebührenden  und 
gesetzlichen  Einfluss  zu  gewähren.  Allein  eben  so  klar  liegt  thatsächlich 
vor,  dass  trotz  dieser  gleichen  geschichtlichen  Abstammung  dennoch  sehr  ver- 
schiedene Ausbildungen  der  Repräsentation  sich  entwickelt  haben.  Und  zwar 
sind  nicht  etwa  blos  Formen  und  minder  wesentliche  Theile  abweichend 
bestimmt;  sondern  eine  irgend  au&ierksame  Betrachtung  zeigt  alsbald,  dass 
sich  der  innerste  Geist  der  Anstalt  in  England  selbst,   in  Frankreich 
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and  endlich  in  den  zahlreichen  deutschen  repräsentativen  Staaten 
in  dreifacher  Richtung  und  Wirkung  entwickelt  hat.  Dessen  sich  voU- 
kommen  bei^nsst  zu  sein,  ist  aibei*  durchaus  nothwendig,  wenn  nicht  grobe 
Verstösse  in  Beurtbeilung  der  Ereignisse  und,  was  noch  schlimmer  wäre» 
ganz,  falsche  Ansichten  über  etwa  wünschenswerthe  Verbesserungen  eintreten 
sollen.  Daher  denn  nachstehender  Versuch  einer  klaren  Vergegenwärtigung 
dieser  Verschiedenheiten. 

In  England»  also  in  dem  Mutterlande  der  Einrichtung,  treten  drei 
charakteristische  Grpndzüge  entgegen. 

Der  erste  besteht  darin,  dass  der  Heischesatz,  die  Regierung  müsse 
lediglich  der  Aufdruck  der  im  Parliamente  herrschenden  Mehrzahl  sein,  seit 
der  Beyolntion  von  1688  allnaälilig  einen  entschiedeuen  und  auch  gar  nicht 
mehr  bestrittenen  Siej^  errungen  hat.  Das  Ministerium  ist  eigentlich  nichts 
anders,  als  ein  gemeinschaftlicher  Ausschuss  aus  den  beiden  Häusern,  zu- 
simmengesetzt  aas.  den  hervorragendsten  und  einflussreichsten  Mitgliedern 
d£r  Msgorität;  niemals  aber  eine  iem  Parliamente  gegenüberstehende,  ihm 
delleicht  sogar  feindliche  Gewalt»  entsprossen  aus  den;  Einzelwillcn  und 
den  persönlichen  Ansichten  de$  Fürsten.  Mit  einem  entschiedenen  Wechsel 
der  Majorität  wechselt  auch  das.Miiusterium,  und  so  bleibt  immer  Einklang 
zwischen  den  entscheidenden  Staatsgewalten,  wenn  schon,  natürlich,  der 
Kampf  zwischen  der  Mehrzahl  und  der  J^Cnderzahl  ein  heftiger  sein  kann. 
Unläogbar  ist  freilich,  dass  bei  diesem  Systeme  der  persönliche  Einfluss 
des  Fürsten  keiA  e&tscheidender  ist,  und  dass  letzterer  sogar  oft  lange 
Zeit  von  Ministem  umgeben  sein  kann,  welche  seiner  eigenen  pplitischen 
Meinong  nicht  angehören,  ihm  vielleicht  auch  menschlich  nicht  angenehm 
and  bcqnem  sind.  Dennoch  ist  es  unpassend,,  hier  von  einem  venetiani- 
sehen  Doge  zu  reden.  Auch  iu  der  jetzigen  Gestaltung  der  Dinge  bleibt 
für  einen  Regenten  von  Geist,  Willenskraft  und  Liebe  zum  Guteu  eine 
königliche  Stellung;  and  die  .«kaiserliche  Krone»  von  Grossbritajinien  und 
Irland  hat  wahrhch  die  Vergleichun^  mit  keiner  andern  zu  scheuen. 

Ein  zweiler  bezeichnender  Zug  der  englischen  Auffassung  des  Parlia- 
mentßs  ist  die  Einrichtung,  welcher  gemäss  die  volksvertretende  Versamm- 
hing  keineswegs  blos  die  negative  Rolle  0iner  Vertheidigung  vorletzter  und 
bedrohter  Volksrechte  und  einer  Abwehr  ungesetzlicher  Gewalt  oder  unge- 
sdiickter  Regierung  hat,  sondern  vielmehi*  einen  bedeutenden  Theil  der 
Y«rwaltang  des  Staates  unmittelbar  und  positiv  besorgt.  Nicht  nur  hat  das 
Oberhaus  eine  weit  aui^^dehnte  Gerichtsbajrkeit  in  letzter  Instanz;  sondern 
es  wird  überhaupt  eine  grosse  Anzahl  von  Geschäften  von  den  beiden  &äu- 
sem  mittelst  öffentlicher  und  Privat -Bills,  femer  durch  Enqueten  geordnet, 
welche  in  aDen  übrigen  Staaten  als  Aufgabe  der  Regierung  betrachtet  wer- 
den.   Es  mag  jetzt  unnntiTsucht  bleiben,  in  wie  ferne  das  Verwalten  mittelst 
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80  zahlreicher  und  in  schwerfälligen  Formen  .sich  bewegender  Versammlangen 
bequem  und  in  jeder  Beziehung  zweckmässig  ist:  aüein*  so  viel  ist  gewiss^ 
dass  in  dieser  Ausdehnung  der  parlamentarisdhen  Zuständigkeit  ein  weiterer 
Grund  liegt,  warum  in  England  der,  anderwärts  so  b^neridiche  und  stö- 
rende, Zwiespalt  zwischen  Regierung  und  Kammern  unbekannt  ist.  Was  das 
Farliament  selbst  besorgt,  kann  ihm  keine  Veranlassung  zu  einer  Bekritt- 
lung  oder  gar  Bekämpfung  der  Regierung  geben. 

Der  dritte  'Charakteristische  Grundzug  des  repräsentativen  Wesens  in 
England  ist,  dass  sich  das  Farliament,  und  somit  aiich  die  Regierung, 
wesentlich  auf  die  vorherrschenden  Elemente  im  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Leben  des  Landes  stützt ,  damit  aber  nicht  blos  -aitf  geschichtlichem 
Boden  steht,  sondern  in  der  That  der  Ausdruck  der  Wirklichkeit  ist.  —  In 
der  Hauptsache  ist  diese  Grundlage  auch  Jetzt  noch  die  Aristokratie,  allerdings 
in  dem  Sinne  und  in  der  Entwicklung,  welche  dieser  Theil  der  GeseUschaft 
in  England  hat.  Das  Land  besitzt  allerdings  einen  zahlreicheren  und  tflch- 
tigeren  Mittelstand,  als  irgend  ein  anderer  europäischer  Staat;  nirgends  ist 
sich  der  einzelne  Bürger  so 'bestimmt  seiner  Rechte  bewusst  und  so  gewöhnt, 
denselben  Geltung  zu  verschaffen,  als  eben  hier;  die  öffentliche  Meinung 
wird  durch  Presse,  Vereine  und  Versammhingen  in  regstem  Leben  und  in 
oft  unwiderstehlicher  Kraft  erhalten :  allein  das  Land  ist  wesentlich  aristo- 
kratisch durch  Gesetz  und  durch  Sitte.  Das  Gnmdeigenthum  ist  in  verhält- 
nissmässig  sehr  wenigen  Händen;  das  Erstgeburtsrecht  wird  ganz  allgemein 
geachtet,  dadurch  aber  die  Zusammenhaltung  unen^esslicher  Reichthümer 
und  beherrschenden  erblichen  Einflusses  auf  die  Umgebungen  weit  und  breit 
gesichert ;  die  Verwaltung  .eines  grossen  Theiles  der  inneren  und  täglichen 
Angelegenheiten  geschieht  ohne  Entgelt  von  Freiwilligen,  somit  blos  von 
den  Reichen;  die  gesellschaftliche  Stellung  der  Vornehmen  ist  hoch  und 
vom  ganzen  Volke  unbestritten  anerkannt  und  angestaunt  Diese  Aristo- 
kratie aber  ist  sehr  allgemein  für  die  öffentlichen  Geschäfte  gebildet;  und 
zwar  weniger  durch  peinliche  Fachstudien,  als  durch  allgemeine  mensch- 
liche Cultur,  durch  vornehmen  Sinn  und  durch  Theilnahme  am  öffentlichen 
Leben  von  Jugend  an.  Sie  hat  sowohl  äie  Einsicht  als  die  Gesinnung  zu 
fester  Regierung,  und  es  wird  ihr  diess  von  allen  Seiten  zugestanden.  Auf 
dieses  mächtige  Regierungselement  nun  ist  das  Farliament  fest  gegrOndeti 
und  zwar  nicht  etwa  blos  im  Oberhause,  sondern  eben  so  sehr  im  soge- 
nannten Hause  der  Gemeinen.  Die  fiberwiegende  Zahl  auch  der  Mitglieder 
des  letzteren  gehört  den  vornehmen  und  rjeicheri  Ständen  an,  wie  diess  schon 
dul-ch  die  grossen  Kosten  der  Wahlen  und  durch  die  Unentgeltlichkeit  der 
Leistungen  im  Farliamente  bedingt  ist,  und  sie  wird  auch  durch  den  Einflnss 
dieser  Klassen  gewählt.  Dadurch  erhält  denn  die  Staatsleitung  eine  grani- 
tene Unterlage,  auf  welcher  sie  ihren  Hebel  mit  Sicherheit  ansetzen  kann^— 
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Aflein  England  hat  mit  ächter  Staatsweisheit  den  Thatsachen  'Rechnimg 
getragen  und  neben  den  ariiBlokratischen  Bestandtheilen  des  Yolkdebens 
aach  andern  wichtigen  gesellschaftlichen  Gestaltungen  und  Kräften  einen 
Atttheil  an  der  Vertretung  und  Regierung  des  Laudes  eingeräumt,  sobald 
dereq  weitere  Ausschliessung  der  Sachlage  entschieden  nicht  mehr  ange- 
messen gewesen  wäre,  vielmehr-  denselben  eine  SteUung  ausserhalb  der 
gesetzlichen  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  und  vielleicht  selbst 
eine  feindselige  Haltung  zu  derselben  gegeben  hätte.  Wie  seiner  Zeit  im 
13.  Jahrhundert  diejenigen  städtischen  Korporationen ,  welche  sich  zu  einiger 
Bedeutung  eriioben  hatten,  neben  dem  Lehenadel  zum  Parliamente  einberufen 
vorden,  so  hat  die  Reformbill  von  1832  den  gewaltig  herangewachsenen 
Interessen  des  Gewerbe-  und  Handelslebens  einen  weitefn  Antheil  an  der 
Vertretung  eingeräumt,  und  zWar  mit  directer  Verkürzung  de)* Aristokratie. 
Und  da  diese  .Berflcksichtigung  den  wahren  Verhältnissen  noch  nicht  ganz 
za  entsprechen  scheint,  Bo  sind  schon  itzt  wieder,  und  zwar  von  allen 
politischen  Parteien  wenn  schon  in  abweichendem  Maasse,  neue  Plane  zu 
weiterer  Ausdehnung  des  Einflusses  der  gewerbenijen  Khissen  im  Gange.  Ob 
diese  Aenderungen  nicht  auch  ihre  Nachtheile  haben  werden,  namentlich 
durch  eine  unklarere  und  verwickeitere  Stellung  der  Parteien,  steht  aller- 
dings dahin;  aUein  weit  überwiegend  ist  jeden  Falls  der  Vortheil,  dass  das 
Parliament  fortwährend  auf  den  thatsächlichen  Zuständen  des  Landes  ruht 
ond  dadurch  immer  Herr  der  Ereignisse  bleibt. 

Ans  diesen  Grundzügen  ist  das  Bild  des  grossartigen  repräsentativen 
Staatslebens  Englands  zusammengesetzt.  Wir  sehen  eine  ausgesprochene 
Parteiherrschaft,  bei  welcher  die  Regierung  und  die  Mehrheit  der  Volks- 
vertretung immer  übereinstimmen,  weil  die  Leitung  der  öffentlichen  Ange- 
legenheiten augenblicklich  und  ohne  alle  Unordnung  von  den  bisherigen 
faülabem  auf  die  schon  zum  Voraus  anerkannten  Führer  der  Gegner  ül^er- 
geht,  sobald  die  letzteren  die  Stimmenmehrheit  gewinnen.  Wir  sehen  unter 
diesen  Parteien  heftiges  Jungen  um  die  Leitung,  allein  niemals  ein  An- 
kimpfen  gegen  die  Staatsgewalt  als  solche,  niemals  ein  Bemühen,  diese  in 
Principe  unmöglich  zu  machen  und  ihr  die  nöthigen  Regierungsmittel 
verweigern.  Würde  doch  jede  Partei  im  eigenen  Fleische  wüthen,. wenn 
Forderungen  stellte  und  Handlungen  begienge,  welche  ihr  selbst,  die  ja 
jeden  Tag  selbst  zur  Regierung  gelangen  kann,  Verle^fenheiten  bereiten 
oder  sie  zu  einem  schimpflichen  und  sie  verderbenden  Widerspruche  mit 
ihrer  eigenen  Vergangenheit  bringen  würde.  Wir  sehen  am  Staatsruder 
ein  Anzahl  hochgestellter,  welterfahrener  und  stolzer  Männer,  welche  unter 
sich  in  zwei  Parteien  zerfallen  mit  verschiedenen  Ansichten  und  Ueber- 
lieferangen  hinsichtlich  des  Maasses  einzelner  öffentlicher  Freiheiten  und 
gewisser  Begierungsgrundsl^tze,  die  aber  in  allen  Huuptsaclien  des  9taat- 
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Uchen*  Lebens  wesentlich  übereinstimmen,  so  dass  selbst  ein  Uebergang  der 
Herrschaft  von  den  einen  anf  die  anderen  verhältnissmftssig  geringe  Wirknngen 
auf  die  Leitung  des  Staatsschiffes  zur  Folge  hat.  Wir  sehen,  dass  das 
ganze  staatliche  Leben  anf  den  thatsächlich  überwiegenden  Elementen  des 
Yolkszustandes  sicher  roht,  und  dass  somit  nöthigen  FaUes  zur  Nieder- 
schlagung von  Anfechtungen  ausserhalb  des  Kreises  der  nebenbuhlerischen 
Parteien,  wie  z.  B.  von  Chartismus  oder  umwälzerischen  Verschwörungen, 
Kraft  im  Ueberflusse  vorhanden  ist.  Wir  sehen  endlich  eine  Gresetzgebong, 
welche  nicht  nur  alle  Rechte  des  einzelnen  Bürgers  l&ngst  unumwunden  an- 
erkannt hat  und  kräftig  schützt,  so  weit  solche  auf  der  Bildungsstufe  gefordert 
werden,  deren  staatlicher  Ausdruck  eine  Yer&ssung  mit  Volksvertretung  ist; 
sondern  die  auch  jene  allgemeinen  Einrichtungen  und  Maassregeln  ungestört 
gedeihen  lässt^  deren  Spiel  zu  dem  Gedeihen  dieser  Staatsart  nothwelidig 
ist  und  für  dieselbe  die  Lebensluft  bereitet,  wie  z.  B.  Pres^eiheit,  Volks- 
versammlungen, unabhängigste  Gemeindeverfassung.  Diess  Alles  aber  ist 
organisch  zu  einem  Ganzen  verwachsen,  dessen  einzelne  Theile  sich  gegen- 
seitig tragen  und  schützeh,  welches  in  deinem  Innern  keine  Widersprüche 
noch  zersetzende  Kräfte  birgt,  und  welches  daher  auch  die  sittlich  sowohl 
als  sachlic}i  riesenhaften  Erfolge  erzeugt,  welche  von  andern  Völkern  mit 
Bewunderung  und  Neid  angestaunt  werden. 

Wesentlich  verschieden  hiervon  war  die  Gestaltung,  welche  das  re- 
präsentative System  in  Frankreich  gewann.  Dasselbe  hat  mancherlei 
Phasen  durchlaufen.  Wenn  auch  ein  Zurückgehen  auf  die  alten  £tats  g^n^raux 
zum  richtigen  Verständnisse  der  in  der  kaum  abgelaufenen  Zeit  eingeführt 
gewesenen  Einrichtungen  nicht  erforderlich  ist,  da  der  Versuch,  die  ständische 
Verfassung  an  Jahre  1789  neu  zu  beleben,  an  den  Auffassungen  und  Leiden- 
schaften der  Zeit;  im  Allgemeinen  und  an  dem  Selbstgefühle  der  Abgeordneten 
des.  dritten  Standes  insbesondere  scheiterte,  und  ganz  neue  Wege  nach 
allgemeinen  theoretischen  Lehren  eingeschlagen  wurden :  so  kann  doch  nicht 
übersehen  werden,  dass  innerhalb  siebenzig  Jahren  vier  ganz  verschiedene 
Anwendungen  von  den  Grundgedanken  der  Repräsentation  gemacht  wurden, 
einige  derselben  sogar  zu  verschiedenenmalen.  Die  Verfassung  von  1791 
beseitigte. zwar  das  Königthum  noch  nicht  völlig;  allein  auf  der  Grundlage 
der  Gewaltentheilung  errichtet  und  von  Misstrauen  gegen  die  fürstliche 
Gewalt  erfüllt,  liess  sie  dieser  nur  engen  Raum,  während  sie  der  Volks- 
vertretung die  .hauptsächlichste  Macht  im  Staate  zutheilte.  Anwendungen 
der  Repräsentation  auf  die  Demokratie,  also  mit  gänzlicher  Beseitigimg  einer 
fürstlichen  Gewalt,  maehten  die  thatsächlichen  Zustände  des  Conventes,  die 
(allerdings  nie  ins  Leben  getretene)  Verfassung  von  1793,  sowie  die  Directorial- 
verfassung;  und  eine  Erneuerung  desselben  Gedankens  wurde  wä^hrend  der 
Republik  von  1848  bis  1851  versucht.    Eine  dritte,  freilich  kaum  mehr  als 
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scheinbare,  Handhabung  der  Repräsentatioa  war  während  des  ersten  Eaiser- 
reichB,  nnd  bildet  itzt  wieder  unter  dem  zweiten  Eaiserthum  di6  Verfassung 
Frankreichs.  £ndlich  abcnr  wurde  unter  der  Restauration  nnd  unter  dem  Juli- 
KAnigthnme  einer  in  sich  begründeten  Staatsgewalt  die  Volksvertretung  als 
beobachtende,  beschsänk^de  und  nur  in  einzehien  Ausnahmsfällen  mitwirkende 
Gewalt  gegenübergestellt. 

So  belehrend  nun  auch  eine  nähere  Prüfung  und  Gegeneinanderstellung 
dieser  verschiedenen  Verwendungen  der  nämlichen  Grundeinrichtung  und 
ihrer  Folgen  wäre,  so  jLönnen  doch  zuki  Behufe  des  gerade  itzt  vorliegenden 
Zweckes  —  nämüch  einer  Vergleiohung  der  versjchiedenen  Auffassungen  des 
Benräsentativsystemes  in  einer  Monarchie  —  lediglich  nur  dieVerfassungs- 
zllt&nde  von  1814—1848  dienen.  Die  repräseptative  Demokratie, 
gieichgflltig  ob  als.  allgemeine  regierende  Grewalt  während  des  Convents, 
oder  IÜ8  gesetzgebender  KArper  unter  dem  Directorium  und  der  Republik 
iiQQ  1848,  gehört  einer  ganz  andern  Staatsart  an  und  ruht  auf  einem 
wesentlich  verschiedenen  -rechtlichen  Grunde.  Die  Abgeordneten -Kanmiem 
der  beiden  Kaiserreiche,  um  von  den  Senaten  gar  nicht  zu  reden,  sind  nur 
Scfaeingestaltongen,  welche  keine  wirkliche  Bedeutung  haben  sollen  und 
loch  keine  haben.  Es  wäre  fast  ein  Spott  auf  .die  Volksvertretung,  sie 
ernstlich  als  eine  Auffitssung  derselben  zu  besprechen  und  wirkliche  Hand- 
habungen derselben  gegenüberzustellen.  Eine  solche  parlamentaiische  SteUung 
der  R^räsentation  ist  allerdings  in  diesem  Augenblicke  beseitigt  und  wird 
mit  amtlichem  Grimme  und  Hohne  verfolgt.  Aber  nicht  nur  ist  es  mehr 
als  wahrscheinlich,  dass  das  so  veränderliche  Volk  zu  einer  wenigstens 
ihnlichen  Einrichtung  früher  oder  später  ^Is  zu  einem  Gesittigungsbc^dürfiiisse 
zurückkehren  wird,  sondern  es  ist  jeden  Falls  der  Mühe  werth  näher  ins 
Ange  zu  fassen,  was  während  eines  vollen  Menschenalters  bestand  und 
aberdiess  weit  über  die  Gränzen  Frankreichs  hinaus  vielfach  wirkte.  — 
Eine  Zusammenfassung  der  Repräsentation  unter  der  Restauration  und 
onter  der  Julimonarchie  ist  aber  wohl  gestattet.  Zwar  beruhte  in  diesen 
t>eiden  Zuständen  das  KönigthuiQ  auf  einer  wesentlich  verschiedenen  Grund« 
läge;  allein  die  Volksvertretung  war  im  Ganzen  nach  Auffassuqg  .und  äusserer 
Gestaltung  die  nämliche.  Die  Beseitigung  der  Erblichkeit  für  die  Pairie 
macht  zwar  einen  bedeutenden  Unterschied;  allein  es  ist  doch  nur  ein.  ein- 
zehier  Zug  in  dem  Bilde,  welcher  abgesondert  gewürdigt  werden  kann. 

Die  wichtigsten  Eigenthümlichkeiten  dieser  Auffassung  und  Benützung 
der  Repräs^tatioA  sind  denn  nun  aber  nachstehende: 

Vor  Allem  fällt  in  die  Augen,  dass  —  wie  es  denn  freilich  nach  den 
vorangegangenen  Unorälzungen  alles  Bestehenden  in  Staat  und  Gesellschaft 
gar  nicht  anders  sein  konnte  —  das  System  der  französischen  Volksver- 
tretnng  nicht  aof  geschichtlichen  Grundlagen  erbaut  war,  sondern  auf  rechts- 
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philosophischen  Lehren.  Von  Anfang  an  war  eiQe.schßrfe  Tremmji  ud 
wesentliche  OegeneinandersteHung  der  Regierung  niid  dir  V<As?ertret^ 
als  Grundgedanke  aufgestellt.  Ersterer  blieb  die  ganze  snmitteUHir  ins 
Leben  eingreifende  öffentliche  Gewalt;  letztere  hattai  lediglieh  die  Art  der 
Ansfahning  zu  fiberwachen  und  die  Behörden  im  rechten  Geleise  za  erhattOL 
Hierdurch  wurden  denn  die  Rechte  der  Regierung  wesentlicl^  positiYer,  die 
der  Kammern  nur  negativer  Art;  und  es  entstand  überdless  die  schwierige 
Aufgabe,  zwei-  vö»  einander  unabhängige  nnd  in  ihrem  Principe  verschieden- 
artige Gewalten,  welche  keinen  g^mieinschalUichen  Roheren  Ober  sich  er- 
kannten, vereinigt  und  \jA  Streben  utLxAk  gleichem  Ziele  zu,  erhalten. .  Die 
praktischen  Folgen  aber,  wekhe  sich  auf  dieser  Grundlage  entwickelt 
waren  doppelter  Art.  —  Zunächst  war  der  Thfttigkeitskreis  der  französisJm 
Kammern  ein- wesentlich  geringerer,  als  der  des -englischen  Pariiamentes.  «In 
Frankreich  war  keine  Spur  von  einer  Theilnahme  der  ReprftMoitation  an 
der  Verwaltung.  Diese  blieb  vollständig  in  den  Händen  der  Regierung,  die 
Volksvertreter  aber  warteten  ab,  bis  eine  Regierungshandlung  ihnen  einen 
Grund  zu  einer  Beschwerde  oder  wenigstens  Erörterung  gab;  und  selbst 
ihre  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  an  der  Regelung  des  jährlichen 
Staatshaushaltes  war  nur  eine  vorbeugende  und  fiberwachende,  lyie  Wenig 
es  in  ihrem  Geiste  und  in  der  eigenen  Auffassung  ihrer  Stellung  lag,  positiv 
einzugreifen  und  selbst  leitend  ,aufzutreten ,  beweist  am  besten  der  kasm 
nennenswerthe  Gebrauch,  welchen  sie  von*  dem,  ihnen  wenigstens  seit  der 
Julirevolution  zustehenden.  Rechte  der  geset^eberischen  Initiative  machten. 
Damit  ist  freilich  nicht  gesagt,  dass  die  Kammern  nur  einen  geringen  Ein- 
fluss  gehabt  haben;  es  ist  nicht  einmal  gesagt,  dass  nicht  das  einzelne  Mit- 
glied gar  Manches  von  der  Regierung  für  sich  und  seine  Anhänger  nnd 
Wähler  zu  erlangen  im  Stande  gewesen  sei.  Allein  eine  Solidarität  der 
Regierung  und  der  Stände  in  allen  irgend  bedeutenden  Staatsmaassregeln  war 
nicht  vorhanden,  die  Stellung  .der  volksvertretenden  Gewalt  zur  Regierung 
und  zur  öffentlichen  Meinung  also  eine  von  der  in  England  bestehenden 
gi^  verschiedene.  Auch  4arf  nicht  ganz  flbersehen  werden,  dass  ans  der 
beschränkteren  Zuständigkeit  eine  eigenthQmliche  Geschäfbsbehandlung  in  den 
Kammern  hervorgieng.  Von  einer  Erledigung  zahlreicher  untergeordneter 
Angelegenheiten  jn  kleineren  Ausschüssen ,  mie  solche  in  England  stattfindet, 
war  in  Frankreich  nie  die  Rede.  Die  Berichte  der  Commissionen  waren 
immer  nur  die  Unterlage  ftlr  eine  ausffihrliche  und  in  der  Sache  sejLbst  ent- 
scheidende Verhandlung  in  den  Kammern  selbst ;  und  auch  die  Besprechungen 
and  Beschlüsse  in  den  vollen  Versammlungen  wurden  durch  die  geringere 
Zahl  der  zu  erledigenden  Aufgaben  bedingt.  Das  englische  Parliamentsmit- 
glied  ist  durch  die  Masse  der  Xrescfaäfte  in  der  Regel  zu  gedrängten,  sAr 
auf  die  Sache  eingehenden  Erörterungen  genöthigt ;  die  französischen  Kanunem 
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dagilgen  ftoonten  über,  ihre  Aufgaben  sich  in  aasfOhrlichen  und  schönen 
Beden,  in  allgemeinen  Grundsätzen,  in  Lärmstücken  für  das  Publicum  ergehen. 
(Wobei  freilich  die  Wirkung  der  beiderseitigen  yolkseigenthümlic}^£eit  auch 
nicht  gelftognet  sein  soll.)  —  Zweitens  -  aber  gieng  in  ^Frankreich  aus  der 
scharfen  Spaltung  von  Regierungsgewalt  und  von  Volksvertretung  tlie  sehr 
weit  gehende  und  in  seinen  Folgen  sehr  schädliche  Bemühung  der  Regierung 
om  den  AosfaU  der  Wahlen  hervor.  Natürlich  musste  auch  in  Frankreich 
ein  Ministerium  die  Stimmenmehrheit  in  den  Kammern  haben.,  um  bestehen 
zu  können;  und  allerdings  war  es  kaum  möglich  (wenn  schon  nicht  ohne 
Baspiel),  dass  die  Ministerien  anders  ttls  mit  bedeutenden  Kammermitgliedem 
besetzt  worden.  Allein  ein  völliges  Aufgehen  der  Regierung  in  der  parla- 
mentarischen Majorität  fand  doch  nicht  statt,  und  konnte  auch  in  der  That 
grundsätzlich  unter  den  gegebenen  Umständen  nicht  stattfinden  bei  dem  im 
Könige  verkörperten  selbstetändigen  Leben  der  Regierung.  Die  Nothwendig- 
kdt  einer  Mehrheit  führte  also  zu  dem  Bestreben  einer  Gewipnung  zahl- 
reicher Mitglieder  in  Jbeiden  Häusern.  So  bildete  «ich  denn  der  grosse  Unter- 
schied zwischen  den  französischen  und  englischen  Wahlen  und  Pairsemennun- 
gen,  sowie  zwischen  einer  französischen  und  englischen  Majorität  In  Eng- 
land sind  jene  Wahlen  und  Ernennungen  lediglich  Parteisache;  in  Frankreich 
wurde  auch  im  Interesse  der  Regierung,  als  einer  von  den  Kammern, ver- 
schiedenen Gewalt,  auf  die  Ernennungen  zu  Abgeordneten  und  Pairs  lebhaft 
eingewirkt  Während  also  dort  allerdings  die  am  Ruder  befindliche  Partei 
sich  bemüht,  so  viele  ihrer  Anbänger,  als  sie  vermag,  in  das  Unterhaus  zu 
bringen,  und  sie  auch,  seltene  Fälle  abgerechnet,  nur  aus  ihrer  Partei 
Pairs  ernennt  j  durch  Beides  eine  möglichst  lange  Dauer  ihrer  Herrschaft, 
d.  b.  ihres  Stimmenübergewichtes,  erstrebend;  giengen  in  Frankreich  neben 
den  Bemühungen  der  Parteien  offene  Anstrengungen  dahin,  Männer  in  die 
Kammern  zu  bringen ,  welche  dem  Principe  der  Regierung  als  solcher  geneigt 
seien.  Hierzu  wurden  aber  nicht  sowol  entschiedene  Parteimänner  gesucht, 
sonder^  im.Gegentheile  Solche,  welche  unter  allem  Wechsel  der  Verbältnisse, 
der  Parteien  und  selbst  der  Ministerien  auf  Seite  de^r  Staatsgewalt  stünden. 
In  England,  gehen  die  Umtriebe,  Bestechungsversuche  und  Ränke  inmuer  von 
selbstständigen  Einzelnen  oder  von  organisirten  Parteileitungen  aus,  niemals 
von  Beamten,  als  solchen;  in  Frankreich  war  das  letztere  im  höchsten 
Grade  der  FaU.  Die  ganze  Regierungsmascbine  wurde  in  Bewegung  gesetzt, 
von  der  Regierung  den  Wählern  Wohl  und  Wehe  in  Aussiebt  gestellt,  bei 
den  Gewählten  selbst  jede  Art  von  Gewinnungsversuch  gemacht.  Natürlich 
hatte  diess  aber  wieder  grossen  Einfluss  auf  die  Beurtheilung  der  Kammer- 
mebrheiten  in  der  öffentlichen  Meinung.  .  In  England  ist  die  ministerielle 
Mehrheit  die  stolz  herrschende,  zum  tapfer  errungenen  Siege  gelsmgte  Partei, 
mit  ihren  Führern  an  der  Spitze.    Hier  ist  von  einer  levis  potae  macula, 
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za  der  MaJoritAt  zn  gehören  und  desshalb  auf  Seiten  des  Hinisterinms  m 
stehen,  auch  bei  den  erbittertsteu  G^^m  keine  Rede.  Hass  und  Kampf 
ist  da;  aber,  keine  Verdächtigung  disr  Gresinnung,  keine  Verachtung.  Mini* 
steriell  sein,  heisst  hier  nur,  dem  eben  Jetzt  im  Vortheile  befindlichen  Heere 
angehören;  keineswegs  aber,  sich  verkauft  haben  oder  zur  Untersttttzong 
jedes  beliebigen  Grewalthabers  bereit  sein.  Es  ist  eine  Ehre  und  ein  Glflck, 
nicht  blos  ein  Entschluss  und  eine  Berechnung.  Und  geht  die  Mehrheit 
wieder  verloren,  so  wandert  die  ganze  Partei  auf  die  OppositionaUnbe^ 
dorthin  begleitet  'von  dem  ganzen  Theile  des  Volks,  dessen  Ausdruck  sie  ist 
Anders  War  es  in  Frankrddh.  Allerdings  gab  es  auch  hier  eine  grossere  oder 
kleinere  Anzahl  von  Männern,  welche  raü  dem  jeweiligen  Ministeürinm  in 
staatlichen  Ansichten  und  Absichten  persönlich  verbunden  waren,  welche  es  ass 
Ueberzeugung  oder  wenigstens  aus  gemeinschaftlichem  Interesse  stfttzten,  «nd 
welche  mit  seinem  Rficktritte  aufhörten,  ministeriell  zu 'sein.  Allein  die 
Mehrzahl  der  ministerieUen  Anhänger  war  ttar  die  Regierung,  alt  solche^ 
und  gegen  jede  Opposition,  als  solche.  Wenn  also  auch  die  leitendm 
Männer  und  selbst  die  Grundsätze  der  Regierung  wechselten,  so  blidben  sie 
doch  ministeriell,  d.  h.  sie  waren  itlr  die*  Regierung,  welcher  Art  diese  anch 
sei.  Ein  neues  Ministerium  fand  somit  eine  wohlgeordnete  Schaar  zu  adaer 
ünterstatzung  Bereit,  obgleich  es  von  derselben  bis  zum  Tage  zuvor  beklmpft 
worden  war.  Höchstens  machte  ein  Theil  derselben  eine  Viertelswtfndnag 
rechts  oder  links.  Diese  Art  von  Ministerialismus  hatte  aber  gar  tible  Folgn, 
und  zwar  nach  zwei  Seiten  hin.  Eiimial  konnten  die  von  der  Regiermg 
zur  Erlangung  und  Bewahrung  einer  Mehrheit  anzuwendenden  Mittel  nkÜ 
anders,  als  ihrem  eigenen  sittlichen  und  staatlichen  Ansehen  empfindlich  nrhnrtM 
Es  war,  möchte  man  es  noch  so  sehr  zu  v^schldem  suchen,  doch  nichts 
anders  als  Bestechung,  theils  der  Wähler,  theils  der  Gewählten  oder  in  die 
Pairskammer  Ernannten.  Dass  ein  dringendes  politisches  BedttrMss  dam  vor- 
lag,  kam  in  der  Beurtheilung  der  Menge  nicht  in  Betracht,  und  die  der 
Regierung  grundsätzlich  entgegenstehenden  zahlreichen  und  leidenschaftlicheii 
Parteien  erhoben  ohhediess  bittere  Beschwerden  und  sprachen  giftigen  Tadel 
aus.  Dringend  erschien  den  Meisten  der  Verdacht,  dass  die  Regierung  bewusst 
schlechte  Absichten  habe  und  in  antinationalem  Sinne  handle,  weil  sie  sich 
um  solchen  Preis  Unterstützung  verschaffen  müsse;  und  als  sehr  schwach 
musste  ihre  Wurzlung  in  den  wirklichen  Zuständen  des  Landes  sich  darstellen, 
wenn  ihr  die  natürlichen  Aeusserungen  des  Völksgeistes  keine  Stütze  gewährten. 
Auch  ist  gar  nicht  zu  längnen,  dass  in  nur  allzu  vielen  einzelnen  Fällen  die 
zur  Gewinnung  einer  Wahl  benützten  Zugeständnisse  nicht  im  Allg^rif^TOiMi 
Nutzen  lagen,  und  dass  unwürdige Meüschen  belohnt  und  in  bedeutende  Stdlen 
gebracht  wurden ,  wo  sie  dann  weiter  schadeten.  Diess  Alles  war  aber  im 
so  schlimmer,  als  auch  das  Ansehen  der  Repräsentation  ebenso  empfindlidi 
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litt,  and  so  eine  zweite  Sttttze  der  staatlichen  Ordnung  im  Herzen  getroffen 
Würde.  Da  unl&ngbar  die  Haltung  Vieler  unter  den  unbedingten  Regierungs- 
freonden  in  den  Kammern,  nicht  Ueberzeugung  sondern  persönliche  Berechnung 
wir,  iiüd  da  auch  die  öffentliche  Meinung,  freilich- ohne  tiefere  Einsieht,  den 
Ilaassstab  des  englischen  Gebahrens  seinem  Drtheile  zu  Grunde  legte,  so 
worden  die  Mehrheiten  regefanässig  das  Ziel  bitterer  Angriffe.  Die  Erwerbung 
solcher  Unterstützer  war  durch  nicht  eben  löbliche  Mittel  gelangen;  ihre  Be- 
kimpfang^  daioit  aber  aach  die  Bekftmpfiomg  der  Regierung,  machte  also  tob 
vorne  herein  Ansprach  auf  Selbstständigkeit  und  UneigennOtzigkeit  In  der 
Opposition  sein-,  konnte  und  wollte  in. Frankreich  entweder  so  viel  heissen, 
diss  man  der  bestehenden  Staatsgewalt  grundsätzlich  zuwider  sei,  oder' aber 
4as8  man  sich  sittlich  mit  ihr  nicht  vertragen  könne.  Es  war  ein  System 
oder  ein  edler  Charakterzug;  nicht  aber  ein  Beweis  von  einer  erlittenen 
Niederlage. 

EIb  zweiter  sehr  bezeichnender  Zag  der  französischen  repräsentativen 
ZostiUidie  war  die  ängstliche  BemOhong,  sowohl  das  acüve  als  das  passive 
Wahlrecht  aof  iffie  möglichst  kleine  Anzahl,  und  namentlich  lediglich  auf 
die  Bemittelteren  zu  beschränk en.  Ein  ftlr  die  wirthschaftKchen  Yer^t- 
lisee  dee  Landes  hoher  Census  schloss  die  unendliche  Mehrzahl  des  Volkes 
von  jedem  Antheile  an  der  Wahl  des  Abgeordneten  und  noch  weit  mehr  von 
onem  Sitze  in  der  Kammer  aus.  Die  Verweigerung  einer  Entschädigung  fftr 
die  Mitglieder  der  Kammern  trug  ndäh  Weiteres  bei  zur  Beschränkung  der 
Uebemafame  einer  Abgeonlnetenstelle  auf  einen  engen  Kreis.  Ist  es  nun  auch 
VBwöfelhaft  ein  ganz  fidscher- Gedanke,. fdfi  bestehe  ein* angeborenes  allge- 
mones  Wahlrecht  in  der  repräsentativen  Monarchie,  und  handelt  es  sich 
vidmebr  verständigerweise  nur  darum,  ^Wöhl  das.  Recht  zä  wählen  als  das 
gewählt  za  werden  nur  Solchen  zu  übertraget ,  von  wekhen  eit  gnter  Ge- 
brauch erwartet  werden  kann:  so  war  doch  fn  Frankreich  die  Beschränkung 
fiel  zn  weit  getrieben,  selbst  noch  währehd  der  Julimonarcbie,  unter  welche^ 
eine  Herabsetzung  des  Census*  eingetreten  war.  Die  Zahl  der  ausgeschlossenen 
Tanglichen  war  unverhältnissmässig  grösser ,  als  die  der  zugelassenenr.  lieber 
die  nachtheiligen  Folgen^eser  Einrichtung^  kann  kein  Zweifel  sein.  —  Zu- 
Qichst  war  sie  ein  beständig  bereiter  und  auch  beständig  benutzt^  Gegen- 
stand von  Beschwerden  und  von  Umtrieben.  Nicht  ohne  Schein  gab  sie 
Yeranlassnng  za  der  Darstellung,  dass  die  Nation  im'  grossen  Ganzen  ausge- 
5chk>8sen  sei -von  der  Vertretung  und  nur  die  Rechte  und  Interessen  eines 
kleinen  Theils  beracksichügt  werden.  Eine  solche  Ansicht,  gleichgttltig  ob 
begründet  oder  nicht,  konnte  aber*  einw  festen  Bewurzlung  des  ganzen 
Begierongssystemes  nur  hinderlich  sein. —  Ein  zweiter,  wie  der  Erfolg  zeigte, 
sehr  bedeutender  Nachth^il  war  es,  das$  die  im  Volke  wirklich  vorhandenen 
p(^tischen  Partden  sich  nur  sehr  anvollkommen;  wenn  llberhaapt,  in  den 
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Eanunern,  selbst  in  der  der  Abgeordneten,  abspiegelten.  Eigentlich  waren 
es  doch  nor  die  in  dem  reicheren  BQrgerstand  vorhandenen  Meinnngsabschat- 
tongen,  welche  in  der  Abgeordnetenkammer  vertreten  waren,  und  diese 
entsprachen  dem '  Zustande  der  ganzen  Gesellschaft  keineswegs.  In  der 
Pairskammer  aber  waren  zwar  verschiedene  .NieSerschiage  früh^r^r  und 
gegenwärtiger  Zustände ,  allein  theils  ohne  Zusammenhang  mit  dem  Volke, 
theils  ausser  numerischem  Verhältnisse  mit  der  Wirklichkeit.*  So  iam  es 
denn,  dass  sich  mächtige  Meinungen  ganz  ausserhalb  .des  offiziellen  stast^ 
Uchen  Lebens  und  Treibens  befanden  und  sich  also  aneh  nicht  als  parla- 
mentarische Parteien  organisirten ,  sondern  jn  offenen  und ""  geheimen  Ver- 
bindungen, welche  allemBestehenden  feindselig  waren,  ihre  Zwecke  verfiolgten. 
In  wie  weit  «ine  Theilnahme  an  den  Verfassungseinrichtungen  im  Landes 
und  die  Möglichkeit  eines  gesetzlichen  Einflusses  mittelst  derselben  die  re- 
volutionären Bestandtheile  versölmt  und  allmählig  zu  möglichen  Fadorai 
einer-  geordneten  Regierung  gemacht  haben  wOrde ,  ist  freilich  wdnrer  n 
sagen;  die  Stellung  sowohl  der  Restauration  als  des  JuUkflnigtluiaiBS  wäre 
immer  eine  schwierige  gewesen:  allein  es  darf  doch  ^angenommen  werdeft^ 
dass  ein  Theil  der  mit  den  thatsächlichfo  Verhältnissen  Cnzq^edenen 
sich  den  grossen  in  den  Kammern  gehörig  vertretenen  Parteien  anlriditig 
angeschlossen  hätte,  wodurch  denn  einmal  üie  Zahl  und  die  Bedeutong 
der  ganz  aussei  "Stehenden  vermindert  und  die  der  Theifiiehmer,  und 
somit  aneh  nöthigenfiills.  Vertheidiger,  der  gesetzlichen  Ordnung  gesteigert 
worden  wäre.  Die  Regierungen  hätten  ohne  Zweifel  mehr  in  den  Kamawin, 
aber  weniger  ausserhalb  derselben  zu  kämpfen  gehabt;  ihr  Sturz  kam  aber 
von  Auss^  <->  Endlich  glauben  wir  .uns  nicht  zu  irren,  wenn  wir  in  der 
besprochenen  Anlage  der  Volksvertretung  den  lezten  Grund  der  ver- 
derbltchen  Nebenbuhlerei  von  Männern  finden,  welche  im  Grunde  dieselbe 
Farbe  trugen.  In  allen  Landen  spitzen  sich  die  parlamentarischen  Kämpfe 
der  Parteien  leicht  in  einen  Zweikampf  der  Verfechter  zu;  und  es  liegt 
diese  auch  in  der  Natur  der  Sache,  sobald  jede  der  beiden  Parteien  einen 
durchaus  überragenden  Mann  be;sitzt,  der  sich  dann  mit  seinem  ebenbfirtigen 
Gegner  misst  und  des  Sieges  wej^en  messen  musAi.  «Solche  Gegner  sind  die 
perscnifidrten  Principien,  wekhe  sich  gegenüberstehen  und  deren  jedes  das 
andere  besiegen  möchte,  um  ein  anderes  System  einzuführen.  'Allein  nicht 
davon  ist  jetzt  die  Rede,  sondern  davon,  dass  in  Frankreich  &8t  immer  das 
widrige  und  für  die  Staatsleitung  im  höchsten  Grade  nachtheilige  Schau- 
spiel bitterer  Feindschaften  und  offener  Spaltungen  im  Schoosse  der  grossen 
Mehrzahl,  welche  dem  herrschenden  Staatssysteme  ergeben  war«  statt&nd. 
Während  die  dem  Grundsatze  des  Bestehenden  widersprechenden  Parteien 
viel  zu  schwach  in  den  Kammern  vertreten  waren,  um  zu  einem  emstliclien 
Kampfe  herauszufordern  und  die  Anhäüger  der  gesetzlichen  Ver&ssung  zu 
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einer  disdplinirten  and  nsuchhaltigen  Einheit  za  nöthigen,  z^fleischte  sich  die 
Mehrheit  imter  sich.  Und.  weil  kaum  ein  nennenswerther  Unterschied  in  den 
Ansichten  und  Absichten  bestand,  so  trat  die  Gehässigkeit  der  Eigensucht  und 
die  Gier  nach  persönlichem  Ytrtheile  um  so  greller  hervor.  So  fehlte  es  an 
sittlicher  und  staatlicher  Haltung  v  der  Ehrgeiz  befehdete  den  Genossen,  well 
es  an  emem  zu  fürchtenden  Feinde 'fehlte.  Dadurch  aber  ward  unendlich  ge- 
schadet. Während  die  Gebildeten  aller  Erdstriche  den  grossen  Prinzipien- 
kimpfea  im  englischen  P^ürliamente  mit  lautloser  Spannung  zt^iören,  untei* 
sich  zwar  getheüt  in  der  Bevorzugung  des  einen  oder  des  andern  Grund- 
satzes, aber  in  allgemeiner  Anerkennung  der  beiderseitigen  ehrenhaften  und 
geistesgrossen  Gegner:  erweckten  die  beständig  wiederkehrenden  persfln« 
liehen  AngnUe  von  Chateaubriand,  Deserre,  Yilldle,  Martignac,  von  Lafitte, 
Tkiers,  )i|rii6,  Goizot  nnr  Bedauern  und  Wideirwillen.  Der  Stumpfeste  be- 
griff^ das8  es  sich  hier  nur  um  Eigensucht,  nicht  um  einen  Grundsatz  han- 
dele. In  diesem  Fehler  ist  nun  aber  ein  Hauptgrund  des  Unterganges  der 
Jolmoiiardue  za  suchen.    Dem  persönlichen  Gelüste  wurde  nicht  nur  die 
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bsthare  Zeit  zam  Opfer  gebracht,  welche  so  nothweudigerweise  ^ur  Ver* 
besserang  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung,  der  geistigen  und  der 
Dateriellen 'Interessen  des  Landes,  damit  aber  zur  Befestigung  des  Regier 
nuigsprincipes  hätte  angewendet  werden  sollen;  sondern  es  nützen  auch 
diese  Schaqspiele,  namentlich  in  Verbindung  xpii  den  {tegierungsbemühuiigen 
am  eine  Mehrheit,  die  Grundlagen  des  Staatssystemes  allmählig  völlig  ab. 
Missachtong  wurde  der  schlimmste,  wennschon  nur  langsam  tödtende  Feind 
do' Begiarang.  Und  gegenüber  von  entschieden  feindseligen  Parteien  waren 
diese  Cadiösen  Kämpfe  ein  Bürgerkrieg  mit  allen  seinen  Folgen.  *  Wie  viel 
gflnstager  fib*  Frankreich  wäre  es  gewesen,  wenn  anstatt  einer  im  Innern 
sich  selbst  zerreissendea  Regierungsmehrheit  und  der  dem  ganzen  Gedanken 
des  bestehenden  Staates' feindseligen ^  somit  ganz  ausser  dem  regelmässigen 
Spiele  4^s  constitutionelleii  Organismus  stehenden,'  Menge  auch  hier  mehrere 
mit  dem  obersten  Principe  grundsätdich  einverstandene,  allein  über  dessen 
Anwendung  unter  sich  verscTiiedene ,  scharf  gezeichnete  Parteien  bestandet! 
ond  sich  mit  Theilnahme  der  Nation  um  den  Sieg^  ihrer  Ansichten  gestritten 
hätten.  Es  war  der  StröK  der  Blauen  und  der  Grünen  in  der  Rennbahn 
oder  der  Hader  über  dogmatische  Sjpitzfinjdigkeiten ,  während  die  Barbaren 
an  die  Thore  pochten. 

Endich  ist  no«h  einer  diitten  Ei^enthtlmlichkeit  des  frauzösisdien  re- 
präsentativen Systemes  Erwähnung  zu  thün ,  welche  napli  vei'schiedenen 
Seiten  hin  bedeutend*  wirkte,  hier  Gutes  dort  Nachthdliges  mit  sich' fCth- 
read.  Es  ist  dies  die  Abwesenheit  jedes  aristokiatischen  Elementes  im  Lande 
und  Volke',  sowie  jeder  korporativen  Ordnung  upd. Selbständigkeit.  Die 
(rleichheit  hat  in  Frankreich  unbedingt  den  ,'3i<'g  errungen  und  •  die  immer 
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weiter  gehende-  Gentralisation  .der  Yerwaltong  hat  alle  örtlichen  mid  gesell- 
schaftlichen selbständigen  Gestaltnngen  za  Staab  zennalt.  Ein  zahlreicher, 
allein  durchaus  atomistischer  Mittelstand  ist  das  Werk  und  der  Ausdruck  dieses 
Zustandes.  Die  Restauration  suchte  nun  Vernichtetes  wieder  zu  erbauen, 
Abgestorbene^  zu  beleben  und  fiel,  indem  sie  sich  auf  Phantome  stützte. .  Die 
Ju^monar(;hie  -war  allerdings  -einsichtiger  und  nahm,  aus  dem  Willen  Jenes 
Mittelstandes  hervorgegangen,  in  ihm  ihren  Standpunkt  und  suchte  in  ihm 
Halt.  Sie  war  offen  die  Regierung  des  gemeinen-  Rechtes.  Allein  der  Sr* 
folg  hat  gezeigt*,  dass  dies  nicht  genügte ,*das8  ein  Sandhaufen  keine 
Qnindlage  giebt.  Ihre  bestimmte  SUllung  war  allerdings  einer  Seits  ein 
Yortheä,  welcher  manche  Missstände  aufwog.  Die  Aufgabe  der  Regienmg 
und  der  Kammern  war  durch  die  klare  Gestaltung  der  YerhäUoisse  .mid 
durch  die  nidit  zu  verkennende  Hinweisung  auf  .eine  'bestimtte.^Biohtong 
ausserordentlich  vereinfacht.  Bevorzugte  Sonderinteressen  bestwiden. nicht; 
es  war  also  auch  nicht  mitVertic^m  derselben  zu  rechnen.  £bie  ZBfriedBih' 
aldlung  deijenigen,  deren  guter  Wille  bei  den  bestehenden  WaUqnlaDai 
pmftchst  allein  von  praktischer  Bedeatung  für  die  StaaUgewatten  jmU«, 
liess  ckh  leicht  bewerkstelligen,  weil  sie  sich  über  das,  was  ihneft  fromma» 
gaur  deutlich  waren,  und  weil  auf  aüderweitiige  W4Uische  keine  BüGksieht 
genommen  zu  werden  brauchte.  Die  Regierung  kam  nieauds  in. die  falsche 
I^me,  sich  entweder  ^ch  Unterstützung.  Weniger,  welche  aber  eine  bedea- 
tende  Stellung  hatten,  bei  derMenig^e  verhasst  zu  machen,  .oder  durch  For- 
derung der  allgemeinen  Interessen  sich  einen  unüberwindlichen  Widerstand 
über  den  Hals  zu  ziehen.  Davon  gar  nicht  zu  reden,  dass  diese  Zoatftnde, 
welche  in  vielen  Ländern  des  Festlandes  erst  noch  erstrebt  werden  wollen,'  . 
einer  einflussreichen  -Partei  im  Auslande  als  befriedigend,  ja  beaddenaw^rtk 
erschienen,  was  Frankreich  eine  ii^chtige  Handhabe  in  seuien  Beziehungen 
zu  fremden  Staaten  gab.  Aber  diese  durchgängige  Abneigung  gc^en  alle  Ari- 
stokratie und  gegen  jed^  korporative  Selbständigkeit  hatte  auch  ihre  grossen 
Schattenseiten.  Zunächst  war  von  einem  |Ür  das  Bestebende  «intretenden 
Einflüsse  einjer  über  daa  flache  Land  verbreiteten  und  hier  durch  freiwillige 
und  wohlthätige  Besorgung  öffentlicher  Angelegenheiten  einer  angesehenen 
und  beliebten  Avistokratie  gar  keine  Bede.  Eslshite  völlig  an  den  Tau- 
senden von  kleinen^Widerstandspuukten  gegen  eine  sei  es  plötzlich  einbrechende 
sei, es  langsam  unterwühlende  revolutionäre  Richtung.  Die  Masse  d^  Be- 
villkerung  war  lediglich  an  die  Begierungsbeamten  gewiesen,  welche  aber  einen 
ähnlichen  natürlichen  und  täglich  wirkenden  Einfluss  um  so  weniger  hatten, 
als  ihr  eigener  Mangel. an  alier  Selbständigkeit  sie  verdorben  und  iaeittiiche 
Mlasachtung  gebracht  hatte.  Die  zu  gleichmässigem  Staub  zerriebene  Masse 
bot  allerdingß  der  R^gieroing  keinen  unbequemen  Widerstand,  aber  auch  eben 
ßo  wenig  einen  Halt    Sodann  ifar  die  Vernichtung  alles  eigenen,  und  im  ^ 
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setzlich  unschriebenen  Kreise  selbständig  wirkenden  korporativen  Lebens,  sei  es 
nun  im  provinziellen,  sei  es  in  örtlichen,  sei  es  in  gewerblichen  oder  welcherlei 
sonstigen    gesellschaftlichen    Verhältqissen,  ein  grosses    Unheil.    Theils   in 
der  eben  angedeuteten  Beziehung«  indjem  einer  von  irgend  einem  Mittelpunkte 
ausgehenden  JBewegung  nirgends  ein  Damm  entgegenstand,  sie  nicht  einmal 
Dach  besonderen  Beziehungen  aufgefasst,  modificirt  und  dadurch  in  ihrer  All- 
gewalt gebrochen  wurde.   Theils  aber  weil  die  Masse  des  Volks  jeder  eigenen 
Besorgung  seiner  Angelegenheiten,  jeder  geordneten  farteiung  innerhalb  des 
Gesetzes  und  dadurch  jedet  selbständigen  Auffassung  auch  der  allgemeinen 
staatlichen  Fragen  ganz  entwöhn^  war.    Die  Erziehung  zu,  gemeinsam  ntttv* 
lieber  Wirl^samkeit,  die  Bildung  des  Charakters  zur  gesinnungsvollen  Fest- 
haltong  des  für  gut  und  nöthig  Erachteten,. die  Uebung  des  täglichen  Lebens  in 
gemeinaeiiaftlichem  und  dadurch  bedeutaidem  Auftreten  fehlte  vollständig.  Dejp 
FmzphiA^  welcher  der  Staatsgewalt  gegenüber  systematisch  isplirt  tmd  maebt- 
loe  gemacht  worden  wa^,  befand  sich  denn  natürlich  auph  ganz  in  demselben' 
Zmlaade  und  Gefühle   der  persönlichen  Schwäche   gegenüber  von   einem 
Stmne  oder  einer  Verschwörung  wider  die  Regierung.  -So  fand  denn  in  Franko 
reich  dUe  repräsentative  Thätigkeit  in  einem  vereinzelten  politischen  Vereint 
statt,  während  in  England  das  Parlia^ient  die  Korporation  der  Korporationen, 
sein  Geb^en  nur  die  oberste  Spitze  der  Selbstregierung  in  den  kleineren 
Kreisea  des  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Lebeos  ist.    Endlich  war  die 
Abneigung  gegen  alle  rechtliche  Bevorzugung  und  aristoki'atische  vBedoutung 
Schuld  daran,  dass  der  Pairskammer  in  Frankreich  keine  feste  und  wphlr 
thätige  Stellung  gegeben  werden  konnte.    Die  Restauratien  versuchte  es  zwar, 
und  die  Bestandtheile  ihrer  erblichen  Pairskammer  waren  in  der  Th^t  an 
ndi  nicht  zn  verachten.    Aus  den  Resten  der  alten  Geschlechter  und  den  be- 
dealensten  Männeri\  der  Revolution  und  des  Kaiserthumes  konnte  eine  ein- 
dmckmachwde  Versammlung  gebildet  werde,   der  es  auch  am  Gefühle  ihrer 
Würde  und  ihrer  Pflicht  nicht  gebrach.    Allein  sie  war  doch  noch  zu  neu, 
hauptsächlich  aber  zu  fremdartig  in  dem  ganzen  übrigen  Gebäude  des  Staates 
und  der  Gesellschaft,  als  das$  sie  hätte  .einen  wirklichen  Einfliiss  ausüben, 
einen  verlässlichen  Damm  wider  wilde  Wogen  oder  Treibsand  bilden  können. 
Unter  der  Julimonarchie  war  aber  nicht  einmal  so  viel  möglich.    Der  Hass 
gegen  alle  erbliche  Bevorrechtung  war  so  gross,  dass  die  Erblichkeit  aufge- 
geben werden  musste   und    man   ein  Oberhaus  aus  blos  lebenslänglichen, 
willkOrlich  vom  Könige  ernannten  Mitgliedern  einsetzte.    Oifenbar  war  dies 
das  Verkehrteste,  was  geschehe|i  konnte.    Hätte  man  sich  bei  einer  wirklich 
unfcrmeidlichen  Aufhebung  dqr  Eiblichkcit  der  l^airie  dazu '  entschliessep 
können,  einen  Wahlsenat  an  die  Stelle  zu  setzen,  etwa  in  der  belgischen 
Weise,  60  wäse  wenigstens  Folgerichtigkeit  und  Verstärkung  des  r^resen- 
tativen  Elemaites  gewonnen  worden^  und  Niemand  kann  sagen,  ob  sich  nicht 
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eine  solche  Versammlang  eine  glflckliche  Wirksamkeit  hfttte  erringen  mögen. 
Allein  selbst  ein  Anftnger  in  staatlichen  IMngen  mnsg  einsehen ,  dast  iiner 
Seits  der  Regierang  durch  eine  le^lich .  vom  Staatsoborhaopte  aasgehende 
Zusammensetzong  der  Poirskammer  ein-odgebührlicher  formeller  Einflass  auf 
die  Yolksyertretong  eingeräumt  wurde;  aber  auch,  dass  andererseits  fUr  die 
Befestigung  des  Kteigthumes  dnrch  eine  solche  Versammlung  von  Regierungs- 
^^nfinnem  nicht  das  Mindeste  in  der  Wirklichkeit  gewonnen  s^iii  koimte.  Von 
einem  sittlichen  Halte  durch  dieselbe  war  keine  Rede.  E3  bestand  einfiach 
neben  der  Versammlung  der  Volksvertreter  ein  grosser  Staatsrath  mit  unge- 
ftter- (Reichen  Rechten,  welcher  aber  duroh  ungesetzliche  Uebergriffe  der 
DepuUrten-Kamnler  (wie  z.  B.  bei  der  Verwilligung  des  Budgets)  und  durch 
efne  gewaltthätige  Öffentliche  Meinung  von  ;edep  Geltendmachung  seSiier  Stei^ 
Img  abgehalten  war.  Diese  Gestaltung  der  Pairie  mag  als  ein  Beiqtiel  von 
«dilaaep  Ausbeutung  einer  unüberlegten  Volksleidenschaft  aufgeführt  werden,- 
tmd  ihre  Instandbringung  \sllrde  anch  bei  eineiB'  weniger  geistreichen  und 
Idiensgewandten  Volke  zum' Erstaunen  berechtigen:  allein  das  reprftsenlative 
&|y«tem  ist  dadurch  im  Grunde  verdorben  und  die  Regierung  nicht  im  lOa* 
desten  befestigt  worden. 

Bedarf  es  nun  abei*  nach  tiieser  Hervorhebung  der  Einzelheiten  ncteh 
einer  besonderen  Zusammenfassung  zu.  einem  Bilde?  Wir  glauben  nidit; 
demi  Jedem  mUssen  bei  einigem  Ueberdeoken  die  guten  und  die  schlimmen 
Seiten  der  französischen  repräsentativen  Zustände,  wie  sie  in  der  paite* 
mentarischen  Zeit  von  1814  bis.  1848  bestanden,  selbst  einleuchten.  Ist  66 
doch  unverkennbar,  dass  hier  ein  staatliches  System,  welches  auf  der  Bil- 
dungsstufe des  betreffenden  Volkes  als  nothwendig  erschien  und  mit  deni* 
selben  übereinstimmte,  offen  angenommen  und  im  Wesentlichen  durehgefUirt 
war ;  dass  der  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  eingeräumte  Einflass  wenige 
stens  einen  bestimmten  beachtenswerthen  Theil.der  Bürger  zofriedenstdlte; 
dass  keinerlei  Ucberreste  früherer  Zustände  vorhanden  waren,  welche  za 
falschen  Schritten,  zu  halben  Massregeln  oder  zu  Unterlassoi^n  nOtUgen 
konnten;  endlich,  das^  die  staatlichen  Fragen  mit  voller  Freiheit,  gftnzend 
und  mächtig  behandelt  wurden.  Allein  eben  so  nnlängbar  ist  auch,  dass 
die  scharfe  theoretische  Scheidung  der  Regierung  und  der  Volksvertretung 
und  das  daraus  hervorgehende  selbstängige  Leben,  Ja  mit  allen  Mitteln  er- 
st}*ebte  Uebergewicht  der  Regierung  einen  Dualismus  eneugte,  welcher  nur 
mittelst  Verf&Isdiung  und  Verführung  des  repräsentativen  Elementes  praktisch 
ausgeglichen  witrde;  dass  die  Theihiahme  an  der  Vertretung  viel  zu  enge  be» 
gränzt  war;  dass  der  Mangel  an  jeder  ^Ibständigen  gesellschaftlichen  Oe** 
dtaltung  im  ganzen.  Volke  der  Repräsentation  Stütze  und  Vorübung  entzog; 
dass  aus  diesen  und  aus  anderen  Gründen  eine  tüchtige  und*  innerhalb  des 
Gedankens   der  Verfassung    stehende*  Parteibildung    schwierig,    wo    nicht 
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onmöglich  war;  endlich  dass  offenbare  Fehler  in  den  Einrichtungen  und 
in  dem  Verhalten  der  Einzelnen  begangen  wurden.  Jefdem  ,mu6s  also  auch 
einleachten,  dass  der  Gredanke  der  Volksvertretung  in  Frankreich  eine 
Entwickelung  erhielt,  welche  wesentlich  verschieden  war  von  den  englischen 
Zuständen,  und  dass  nur  Mangel  an  Kenntniss  oder  Nachdenken  das  über 
das  Staatsrecht  und  die  innere  Politik  eines  dieser  Länder  m  fällende  Urtheil 
ohne  Weiteres  auch  auf  das  andere  übertragen,  die  dem  einen  geltende 
Prophezeihnng  auch  auf  das  andere  anwendbar  erachtet  werden  durfte. 

Verschieden  sowohl  von  den  englischen  als  von  den  französischen  Zu- 
standen ist  wiederfun  die  Gestaltung,  welche  das  repräsentative  System 
Deutschland  gewonnen  hat.    Mag  immerhin. auch  hier  die  enghscheT« 
fassung  der  entfernte  gesdüchtliche  Ausgajoigspunkt  sein;  .und  mag  tetm 
noch  weit  ntiier  und  nachweisbarer  die  französische  Charte  vom  Jahre  18] 
ein  Master  abgegeben  haben,  nach  welchem  die  deutschen  ColistitiitlOii^      *  *4i. 
seit  dem  Jahre  1818  gebildet  würden :  so  haben  doch  hier  wieder  die  VeiK 
sduedenen  geschichtlichen  Grundlagen  und  höchst  fühlbare   äussere  Eio^  . 
ffirkmigea  ein  eigenthilndiehes  Ergebniss  hervorgebracht.  Bei  dessen  niberel^ 
Untersuchiing  glauben  wir  aber  allerdings  die  sämmtLuiben  constitutionellen 
Verfassungen  deutscher  Staaten  von  Preussen-bis  zu  den  reussischen  Landen 
als  ein  gleichförmiges  Ganzes  betrachten  nnd  behandeln  zu  können ,  weil  bei 
aller  Verschiedenheit  in  den  Einzelnheiten  doch  im  Grossen  dieselben  Grund- 
gedanken vorliegen  und  dieselben  Schicksale  die  Einführung  des  Buchstabens 
in  das  Leben  betroffen  haben,  desshalb  also  auch  vom  höheren  Standpunkte 
ans  mir  verschiedene  Spielarten  derselben  Gattung  erkannt  werden  können. 
Nor  jene  wenigen  Grundgesetze  müssen  wir  natürlich ,  als  völlig  fremd^ig 
and  unserer  Staatsform  gar  nicht  angehörig,  entfernt  halten,,  welche  dem 
alten  sttodiwehen  Typus  getreu  geblieben  sind.    Es  ^ind  hierher  jedoch  blos 
die  meeklenbnrgiBchen  Einrichtungen  zu  zählen,  da  Oesterreich  der  Zeit  gar 
keine  ständischen  Verfassungen  hat.    Irren  wir  uns  nun  aber  nicht  gänzlich, 
so  sind  es  drei  wesentliche  Elemente,  welche  die  Eigen thümlichkeit  der 
repräsentativen  dentsdien  Verfassungen  bilden,  nämlich:  die  Annahme  der 
französischen  Lehre  Yon  der  scharfen  Trennung  der  fürstlichen  G€;walt  und 
der  Volksvertretung;  die  Aufnahme  fremdartiger  Ueberreste  früherer  Zu- 
stande ;  endlich  der  Mangel  au  .mehreren  äusseren  Bedingungen  eijier  folge- 
richtigen und  kräftigen  läatwickelung. 

Wir  betrachtet  jedes  dieser  drei  Elemente  ausführlicher,  wie^solcbes  die 
unmittelbare  Wichtigkeit  der  Frage  verlangt. 

Uebei:  di^  Tatsache  der  allgemeinen  Annahme  des  französischen  Dog* 
ma's  von  der  scbmen  Trennung  der  Regierungsgewalt  und  des  Rechtes  der 
Staadeversammhmgen  kann  kein  Zweifel  obwalten.    In  den  sämnitlichen  'sei 
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1815  entstandenen  deutschen  Yerfassnngsurknnden  ist  ^e  Yereinigong  der 
gesammten  Staatsgewalt  in  den  Händen  des  Fürsten ,  so  wie  die  Beschrtnkiing 
der  Stände  auf  Beschwerden  nach  yollzogener  Handlung  und  auf  ausnahms- 
weise Zustimmung  zu  Gesetzen,  Steueitmilagen  und  etwa  Verträgen  mit  den 
unzweideutigsten  .Worten  ausgesprochen.  Von  einem  positiven  Mitregieren, 
namentlich  von  einer  Theilnf^mie  der  Stände  an  der  Verwaltung,  ist  nirgends 
die  Rede,  und  jeder  Versuch  zu  emem  s(4chen  Eingriffe  üidie  färsüichen 
Rechte  wflrde  um  so  mehr  mit  Entschiedenheit  und  Entrüstung  zorttckgewiesen 
werden,  als  aach  die  Grundgesetze  des  Bundes  die  wesentliche  Handhabung 
,Atr  Staatsgewalt  durch  die  monarchischen  Bundesglieder  und  die  nur  oon« 
"ftoUrende  Stelluög  der  Stände  zur  allgemeinen  Vorschrift  erheben.  Selbdt 
V  Mriche  Staaten ,  welche  in  älteren  Zeiten  während  der  Dauer  feudalständischer 
'  r^^^SnrifibfeBi^^  cüie  Besorgung  gewisser  Staatsgeschäfte  durch  ständische  An»- 
«BchfQwe  odet  gemeinschaftliche  herr-  und  landschaftliche  Behörden  gekannt 
jKatten,  in  welchen  vielleicht  eine  eigene  ständische  Steuerverwaltang  iL  d|^. 
elngefahrt  gewesen  war,  haben  alle  derartigen  Einrichtungen  als  nvertrig- 
Ueh  mit  dem  reprädentaiiyen  Principe  aufgegeben«  Die  Verwattang  der 
württembergischen  Staatsschuld  durch  die  Stände  und  die  Trennung  Ar 
hannoverischen  Eassenverwaltongen  machen  hier  die  eindge  (aUerffings'n 
Nachahmungen  kaum  auffordernde)  Ausnahme  von  dem  allgemein  angenom- 
menen Grundsätze.  Selbst  in  deü,  itzt  zum  grössten  Theile  wieder  ver- 
schwundenen, stürmischen  Aenderungen  der  Jahre  1848  und  49  wwr  eine 
Abweichung  von  dieser  Grundanschauung  nicht  zu  bemerken;  es  handelte  liA 
von  einer  Ausdehnung  der  staatsbürgerlichen  Freiheit,  nicht  von  einer  wimat 
heb  verschiedenen  Stellung  der  Vertretungen.  —  Was  nun  aber  die  FolgeB 
dieses  Zustandes  betrifft,  so  sind  sie  zwar  natürlich  im  Ganzen  dieselben  wii 
in  Frankreich;  jedoch  haben  sie  sich  theilweise  auch  anders  entwickelt,  MNRiU 
in  Folge  der  kleineren  Verhaltnisse  der  deutschen  Staaten,  als  wegen  te 
noch  manchfach  unvollkommenen  Anerkennung  des  repräsentativen  Prindpes 
von  Seiten  der  Regierungen.  Wie  in  Frankreich  findet  demnach  aach  in 
den  deutschen  constitutionellen  Staaten  eine  sowohl  grundsätzliche  als  tbat- 
sächliche  Gegenüberstellung  der  Regierung  und  der  Stände  statt.  Keineswegs 
vereinigt  sich  in  den  Ministerien  der  Wille  des  Staatsoberhauptes  und  die  gesetz- 
lich durch  die  Volksvertreter  ausgedrückte  vorwiegende  Meinung  des  Landes, 

* 

wie  diess  im. englischen  Parliamentc  der  Fall  ist;  sondern  beide  stehen  ein- 
ander als  verschiedene,  von  einander  ganz  unabhängige  Gewalten,  um  nicht  zu 
sagen  als  natürliche*  Gegner,  gespannt  gegenüber.  Der  kurze  Anlaof  m 
parlamentarischen  Ministerien  im  März  1848  hat  bald  «der  dem  früheren 
Grebahren  weichen  müssen,  und  es  gilt  die  kurze  Zeit  mrer  Dauer  in  den 
Regierungskreisen  als  ein  Zustand  unerträglicher  Unteijochüng  unter  eine 
demagogische  Gewalt.    Somit  war  von  Anfang  an,  und  ist  itzt  wieder,  «och 
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in  Deutschland  der  unglückliche  Dualismus  zwischen  Regierung  und  Volk. 
Ja  er  tritt  bei  uns  in  mehr  als  Einer  Beziehung  noch  schroffer  hervor  und 
hat  mehre  eigenthümliche  Nachtheile,  als  diess  seiner  Zeit  in  Franloreich 
der  Fall  war. 

Einmal  nftmlich  ist  in  den  deutschen*  constitutionellen  StaatßUr  noch  weit 
weniger  von  einem  Hervorgehen  des  Ministeriums'  aus  der  jeweil  in  der 
Mehriieit  befindlichen  Partei  die  Rede.  Die  Minister  sind  lediglich  der  Aus- 
druck des  persönlichen  Willens  des  Staatsoberhauptes  und  nicht  die  Führer 
einer  parlamentarischen  Schaar,  wie  diess  der  Reihe  nach  fast  in  allen 
deutschen  Staaten  offen  und  zum  Theile  mit  Hohn  ausgesprochen  worden  ist. 
Die  Mmister  werden  desshalb  auch  fast  gar  nie  aus  der  Mitte  der  Stände 
genommen,  sondern  aus  den  oberen  Staatsdienera.  Die  nächste  Folge  hievQQ^' 
ist  Mangel  an  einer  politischen  Homogenität  der  Ministerien  und«an  «ineni 
l»estimmten  Programme  derselben.  Es  sind  unter  sich  un verbundene  9.  m- 
veüen  sogar  einander  abgeneigte,  zu  verschiedenen  Zeiten  und  aus  ver> 
fcbiedenen  Ursachen  ins  Amt  gekonmiene  Beamte,  deren  jeder  der  Tflgir  . 
desjenigen  Theiles  des  Regierungswillens  ist,  welcher  ihm  durch  persönliches 
Vertrauen  des  Fürsten  übergeben  wurde.  In  Deutschland  sind  principiell 
Minister,  aber  keine  Ministerien;  und  wenn  jene,  bei  der  gemeinschaftlichen 
Qaelle  ihrer  Stellung  und  ba  dem  für  Alle  gleichmassig  geltenden  persön- 
lichen Gebote  des  Fürsten,  auch  ungefähr  dieselbe  Richtung  einhalten,  so  ist 
diess  eine  Folge  der  persönlichen  Verhältnisse,  nicht  eines  gleichen  politischen 
Mankens.  Selbst  in  Preussen  kann  ein  wesentlich  verschiedener  Zustand 
äetat  ngegeben  werden.  Desshalb  ist  denn  aber  auch  einerseits  der  Kampf 
ier  Begierongen  gegen  die  Stände  weit  kraftloser,  als  er  bei  geschlossenen, 
liaeB  bestimmten  staatlichen  Gedanken  vertretenden  Ministerien  sein  könnte; 
ttdereneits  wird,  unnöthiger-  und  schädlicherweise,  ein  von  Seiten  der 
Ifintster  ausgeübter  Widerspruch  gegen  einen  Yolkswunsch  von  der  öffent- 
liehen  Meinung  inmier  sogleich  auf  die  Person  des  Fürsten  zurückgeführt. 
Was  also  bei  dieser  Gestaltung  der  Dinge  von  den  Fürsten  an  persönlichem 
Einzelneinfluss  auf  die  öffentlichen  Dinge  gewonnen  wird,  diess,  und  wohl 
noch  weit  mehr,  geht  auf  der  andern  Seite  verloren  an  Beliebtheit  und  viel- 
leicht an  Zukunft.  Auch  darf  nicht  aus  den  Augen  gelassen  werden,  dass 
die  beständige  Bekämpfimg  der  Volksvertreter  durch  Beamte,  als  solche,  die 
Verwaltungsorgane  der  Regierung  nothwendig  in  eine  falsche  Stellung  bringt 
und  sie  in  der  -öffentlichen  Meinung  abnütJKt.  Wo  die  Minister  aus  den 
Kanunem^joritäten  hervorgehen,  wie  in  England,  wo  sie  also  ein  bestimmtes 
politisches  Systekn  vorstellen  und  vertreten :  da  kann  und  wird  ebenfalls 
heftiger  Kampf,  sein.  Allein  einmal  geht  er  gegen  einen  objectiven  Grund- 
satz, den  man  zu  entfernen  sucht,  nie  aber,  auch  nicht  indirekt,  gegen  die 
Person  der  Fürsten;  und  zweitens  setzt  er  die  Staatsdiener  keiner  Anfeindung 
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und  Verachtung  aus,  indem  nicht  sie,  als  solche,  sondern  die  Fahrer  der 
Partei  voranstehen,  diese  aber  nicht  eiAe  flbertragene Meinung,  sondern  ihre 
eigensten  Grundsätze  vertheidigen.  Wir  bezweifeln,  ob  dieser  bedeutende 
Naohtheil  von  Denjenigen,  welche  vor  den  parlamentarischen  Parteiregieningen 
einen  so  lebhaften  Abaithe«  vorgeben^  iü  ihrer  ganzen  Bedeutung  gehörig 
erwogen*  wird.  '^s?  ..." 

Eine  zweite  nothwaidige  Folge  der  grundsätzlichen  Oegentthersteilong 
von  Regierung  und  Ständen  in  deh  deutschen  Staaten  ist  die  beständige 
qrstematische  Kritik  der  ganzen  Verwaltung  von  Seiten  der  Kammern.  Dazu 
aind-sie  durch  ihre  ganze  jetzige  Stelhmg  berufen;  dids  erwartet  das  VoUc 
von  ihnen;  dadurch  verschaffen  sie  sich  zunächst  noch  einige  Bedeutung. 
I]l||i.'2war  sind,  wie  in-  Frankreich ^  die  Antwort  auf  die  Thronrede  und  die 
Ta|[%illigung  des  Budgets  die  Hauptschlachtfelder.  Doch  besteht  in  sofeme 
ein  wesentlicher  Unterschied,  als  in  einem  inächtig&,.in  seinem  Grange  nur 
von  sich  selbst  Oesetze  •  annehmenden  Reiche  hauptsächlich  grosse  Fragen 
deriUissem  und  Innern  Politik  erörtert  werden,  während  sich  in  den  kleinen 
deutschen  Staaten  Angriffe  und  Aenderungsvörschläge  um  die  letzten  Einzeln- 
heiten  der  Venmltung  drehen.  Im  Gapzen  kann  man  diess*  nicht  taddn, 
weil  hochfliegende  Reden  und  scharfsinnige  Grundsätze  Aber  Gegenstäade, 
welche  zu  ändern  ausser  unserer  Macht  liegt,  fiberflttssig  und  lächerlicn  sind, 
und  grosse  Politik  kleinen  Kammern  schlecht  ansteht;  weil  in  wenig  sahi- 
reichen und  aus  sehr  beschränkten  Gebieten  stammenden  Versammlung^ 
es  leicht  an  Männern  von  weiterem  Gesichtskreise  fehlt;  weil  endUah  A 
kleinen  Verhältnissen  die  Verbesserung  auch  eines  kleinen  Fehlers  immeiVm 
von  Wertb  ist.  Allein  Zweierlei  lässt  sich  doch  nicht  läugnen.  Eiini4 
dass  eine  in  solche  Einzclnheiten  eingehende  Kritik  oft  die  darauf  verwendete  v 
Zeit  der  Stände  und  der  Regierung  schon  dem  Grcldaufwande  nach  nicht  wiMiJ% 
ist.  Zweitens,  dass  durch  solches  Meistern  an  Kleinigkeiten  das  Verwalten 
zur  peinlichen  Schwierigkeit  gemacht  wird ,  und  zwar  zum  offenbaren  Nach- 
theile der  Sache,  indem  eine  jede,  auch  noch  so  vernünftige,  Abweichung 
vom  Buchstaben  der  Etatsposition  oder  des  Gesetzes  alsbald  Verdruss  zu 
machen  droht  und  daher  in 'den  meisten  Fällen  unterlassen  wird.  Durch 
eine  kleinliche  Kritik  wird  nothwendig  auch  die  Verwaltung  kleinlich;^  und 
.  überdiess  geht  der  Hauptzweck  der  ständischen  Ueberwachung  verlöten.  Ist 
es  doch  nämlich  einleuchtend,  dass  auch  in  unbedeutenden  Staaten  nur 
durch  einen  gerechten  und  mit  Beweisen  belegten  Angriff  auf  ein  scbädUehes 
Regierungssystem  oder  auf  einen  unfähigen  und  böswillig^  Mann  gründlich 
geholfen  werden  kann.  Preussen  allein  wäre  gross  genug  und  auch  durch 
seine  allgemeine  Machtstellung  befähigt,  um  einer  Bekämpfung  des  Regierunge- 
systemes  in  bedeutepderem  Maassstabe  Raum  zu  gewähren;  allein  noch  ist, 
wie  es  scheint,  die  politische  Durchbildung  der  Nation,  und  somit  auch  der 
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Kammern,  nicht  aof  den  hierzn  nöthigen  Standpunkt  gelangt.  Es  fehlt  noch 
tD  dem  Selbstgefahle  und  Selbstvertrauen.  Dass  zu  deren,  Weckung  die 
traurige  Regierangsweise,  welche  als  Reaction  auf  die  Ueberstürzungen  und 
aof  die  Schwäche  von  1848  folgte,  nichts  beigetragen  hat,  versteht  sich  von 
selbst;  allein  es  ist  ungerecht,  nur  ihr  die  Schuld^ beizulegen. 

Eine  dritte  Folge  der  Spaltung  der  Staatsgewalt  in  Regierungen  und 
StSndeversammlungen  ist  das  grosse  Bestreben  der  ersteren  nach  Einflnss 
Ulf  die  Zusammensetzung  der  volksvertreteuden  Kiyrppr.  Diess  fand  aller- 
dings aach  in  Frankreich  statt,  wie  wir  bereits ' bemerkt  ^ haben;  allein  in 
Deutschland  geht  die  Erscheinung-  oft  noch  viel  weiter.  Schon  die  Yer- 
fkssnngsarkiinden  enthalten  in  der  Regel  Bestimmungen  zu  dieseoi  Zwecke. 
So  werden  in  mehreren  Staaten  die  Mitglieder  der  Pairskammern ,  deren  Er- 
nennung der  Regierung  zusteht,  nicht  erblich,  ja  nicht  einmal  lebenslänglich 
ernannt,  sondern  nur  je  auf  Einen  Landtag,  damit  nur  ja  kein  selbstständiger 
IGsston  vorkomme.  In  anderen  Fällen  sitzen  sogar  in  der  Abgeordneten- 
kuuner  Männer  durch  Ernennung  der  Regierung.  Allein  die  Hauptsache 
ist  die  Einwirkung  der  Regierungsgewalt  auf  die  Wahlen.  Nur  allzu  oft 
erhalten  die  Beamten  den  Befehl,  die  Wahlen  in  ihren  Bezirken  auf  Männer 
m  richten,  welche  voraussichtlich  im  Sinne  der  Regierung  stimmen  werden; 
namentlich  werden  hierzu  Staatsdiener  bezeichnet,  als  welche  theUs  durch 
eigene  Üebelrzeugung  und  Grewohnheit,  theils  durch  manchfaehe  BefQrchtungs- 
nnd  HoffnnngsgrOnde  abhängiger  zu  sein  scheinen.  Zur  Durchsetzung  solcher 
Wahlen  wird  dann  der  ganze  Regierungsm^hanismus  angewendet. .  Dqr 
Auftrag  läuft  durch  alle  Grade  und.  Zweige  der  Diensthierarchie,  damit 
Idder  in  seinem  Kreise  wirke,  der  Eine  bewerkstellige  was  der  Andere  etwa 
flieht  vermöge.  Zuweilen  wird*  der  Zweck  noch  rücksichtsloser  verfolgt,  um 
du  mildeste  Wort  zu  gebrauchen.  Die  Beamten  werden,  wenn  es  nicht 
.durch  das  Gesetz  ausdrücklich  untersagt  ist,  nicht  nur  als  Wahlkandidaten 
in  ihren  eigenen  Bezirken  aufgestellt,  sondern  auch  wohl  noch,  zu  weiterer 
Einschflchterung,  als  Wahlcömmissäre.  Eine  den  natürlichen.  Verhältnissen 
widersprechende  Eintheilung  der  Wahlkreise  soll  künstliche  Mehrheiten. 
schaffen  n.  s.  w.  An  Erfolgen  kann  es  natürlich  nicht  fehlen,  namentlich 
m'cht  in  denjenigen  Staaten,  welche  einer  grossen  Anzahl  lon  Bürgern  das 
Wahlrecht  einräumen,  in  welchen  also  dasselbe  in  tieferi  Schichten  der 
Einsicht  und  des  Vermögens  hinabreicht.  Wir  wissen  kaum  einen  deutschen 
Staat  zu  nennen,  in  welchem  nicht  zu  dieser  oder  jener  Zeit,  in  grösserem 
oder  geringerem  Umfange  Beschwerde  über  unzurechtfertigende  Beeinflussung 
der  Wahlen  geführt,  zum  Theile  haarsträubende  Beispiele  aufgeführt  worden 
wären.  Nur  in  grösseren  Städten,  gegenüber  von  organisirten  religiösen 
Parteien,  im  Zusammenstosse  mit  einer  übermächtigen  Localillustration, 
endlich  in  aussergewöhnlich  aufgeregten  Zeiten  pflegt  der  Regierungskaüdidat 
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trotz  solcher  Einschüchtermags  -  oder  Taschenspielemiitteldien  den  Karzern 
in  ziehen.  An  sieheren  Majoritäten  in  den  Abgeordnetenkimmeni  fehlt  es 
daher  in  der  Regel  nicht:  und  somit  anch  nicfal  an  einer  Cmgehnng  des 
im  Grundsätze  liegenden  Dnalismos  und  an  dner  Mildernng  der  üeberwachnng 
Ms  zum  Erträglichen.  Aher  freilich  fehlt  es  anch  nicht  an  Nachtheilen, 
nnd  zvar  nicht  blos  Ar  das  Volk  (was  keines  Beweises  bedarf),  sondern 
namentfich  anch  för  die  Regierungen.  —  Vorerst  können  die  ach  unver- 
meidlich wiederholenden  Klagen  fiber  gewaltthätige  oder  sonst  nnTerantwort- 
liehe  Einmischungen  in  die  Wahlen  nicht  anders  als  einoi  schlechten  Eindruck 
hinsichtlich  der  Gewissenhaftigkeit  und  der  VerCassungsgesinnnng  der  ober- 
sten Gewalten  hinterlassen.  Sie  leiden  empfindlich  an  sitthcher  Achtung  und 
das  ohnedem  in  der  itzigen  Zeit  nicht  eben  vorherrschende  Gefühl  der  Pietät 
gegen  die  Träger  der  Macht  wird  noch  weiter  abg^schwicht.  Die  tiefer 
liegenden  Grftaide  sokher  Einmischungen  sind  der  Menge  unverständlich, 
und  es  sieht  diese  nur  die  offen  liegenden ,  allerdings  nichts  weniger  als  löb- 
lichen Handlungen.  —  Sodann  wird  auch  das  Vertrauen  in  die  auf  solche 
Weise  gebildeten  Ständerersammlnngen  sehr  beeinträchtigt,  und  zwar  theils 
zn  deren  eigenes  Schaden,  theils  aber  auch  zu  dem  der  Regierungen. 
Die  unlängbare  Vermischung  der  Vertretung  lässt  nicht  nur  bei  den  ein- 
zelnen mateneilen  Fragen  die  Ueberzeugung  nicht  aufkommen,  es  mSsse 
das  Geschehende  doch  das  Beste  sein,  weil  es  sonst  die  Tn^fimmimg  der 
frei  gewählten  Vertreter  nicht  erhalten  haben  wfirde;  5<mdem  es  entsteht 
anch  im  Allgemeinen  und  in  den  gesanuuten  staatsbürgerlichen  Beziehungen 
das  Verlangen  nach  weiteren  und  anderen  Einrichtungen.  Während  die 
Einführung  der  Volksvertretung  eine  Sättigung  der  staatlichen  Bedürfiüsae 
zur  Folge  haben  sollte,  erzeogt  das  jetzige  Verhalten  bei  den  Wahlen  nur 
allzu  häufig  eine  fortwährende  Gereiztheit  und  Veränderungslust  —  Eine 
weitere  üble  Folge  ist,  dass  sich  durch  solche  Beherrschungen  der  Wahlen 
die  unteren  Organe  der  Regierungen  auf  das  empfindlichste  abnützen.  Sie 
treten  den  Wünschen  ihrer  Untergebenen  entgegen,  und  verlieren  dadurch 
an  Beliebtheit;  sie  gebrauchen,  wenigstens  zn  weilen,  unlöbliche  Mittel,  und 
büssen  also  unheilbar  ihre  persönliche  Achtung  ein;  nicht  selten  wird  ange- 
nommen, dass  ^  nicht  einmal  ihrer  eigenen  Ueberzeugung,  sondern  nur 
einem  Befehle  folgen,  sie  können  daher  auch  künftig  nicht  verlangen,  dass 
man  ihre  Darstellungen  und  Fordtfrungen  als  wahr  und  redlich  gemeint 
erkenne;  sie  treten  nicht  auf  als  unparteiische  Organe  des  Gesetzes,  als 
selbstständige  und  kräftige  Männer,  sondern  es  bleibt  ihnen  nur  die  traurige 
gloria  obsequii,  diess  aber  muss  sie  f^  immer  tief  stellen  in  den  Augen 
unabhängiger  und  ehrenhafter  Untergebener.  Mjt  Einem  Worte,  sie  kommen 
in  eine  Lusche,  sie  leicht  sittlich  nnd  staatlich  verzehrende  Lage.  Der 
Schaden  hiervon  trifft  aber  nicht  blos  sie,  sondern  auch  die  Regierung  und 
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den  Staat    Womit  .will  man  denn  regieren,  womit  persönlichen  nnd  sitt- 
lichen £mfliiss  a!h8fd)en,  wenn  die  Organe  der  Reihe  nach  verhraacht  werdet^ 
als  wiHenlose  AnUmiaten,  falls  sie  picht  gar  als  Schergen  fremden  Grolles 
imd  Unreehtes  erscheinen?    Sind  die  Begierongen  so  flherreich  an  Kfttft 
tmd  an  Stfltzen,  nm  die  am  häufigsten  in  Ansprach  zu  nehmenden  seihst 
aHmfiUg   zu  unterhöhlen?    Können  und  werden  keine  Zeiten  der  Noth  und 
der  Geftthr  kommen,.*  in  welchen  ein  durch  ehren werthe  Persönlichkeit  nnd 
dnrdi  lang  erprobtes  rechtlidhes  und  gesetzliches  Wirken  erworbener  «Jßin- 
finss   der  unteren  Beamten   sehr  erspriesslich   wäre?    In  der  That,   ein 
Staatsmann  sollte  weiter  sehai.  —  Endlich  npch   ist'  zu  beklagen,   dass 
durdi  die  Begierungseinmischung  in  die  Wahlen  die  Ausbildung  des  Staats- 
bn^Ucfaen  Sinnes  und  Bewusstseins  gestört  wird.    Ei^  Bürger,  der  nicht 
änmal  seinen  Vertreter  frei  wählen  darf,  kann  sich  nicht  als  berechtigtes, 
somit  aneh  nicht  als  verantwortliches  Mitglied  des  Staates  ftthlen.    Wer 
immer  wieder  den  Sinn  des  Gesetzes  beugen  sieht  zur  Gewinnung  von  Vor- 
tbeOen,  vermag  nicht  in  Anhänglichkeit  an  dasselbe  und  in  nützlicher  aber- 
füflbischer  Scheu   vor  demselben  zu  erstarken.     Nichts  kann   nun   aber 
gefthrHdier  för  die  Regierungen  selbst  sein,  als  ein  Mangel  An  Rechts- 
geUbl  bei  dem  Volke.  Dass  auch  in  der  Zukunft  Schooß  schwere  Anfechtungen 
der  jetzigen  staatlicben  und  gesellschaftlichen  Zustände  liegen,  wird  kein 
Ventandiger  in  Abrede  ziehen.    Eine  Rettung  ist  aber  dann,  wenn  der 
Sturm  hereinbricht,  nur  ffXr  solche  Staaten  xmd  Regierungen  zu  erwarten, 
weldie  Ton  einem  tüchtigen,  mit  seinem  Rechte  bekannten,  mit  demselben 
mfriedenen,  auf  dasselbe  stolzen  Volke  getragen  werden.   Wer  sich  lediglich 
auf  einen  zusammenregierten,  willen-  und  kraftlosen  Haufen  und  auf  ver- 
brauchte und  verhasste  Beamte  stützen  kann ,  der  wird  selbst  auf  den  grossen 
Sehntthanfen  fallen.    Die  sichernden  Brandmauern  werden  dann  nicht  da 
zu  suchen  sein,  wo  man  nach  Belieben  in  das  Gebäude  der  Gesetizo  Löcher 
zum  Ein-  und  Ausschlupfen  schlug;  wo  man  eini^iss,  was  zu  hoch  und  zu 
fest  ta  werden  schien;  wo  man  keinie  festen  Verbindungen  zulfess,  sondern 
nur  einen  zwischen  Papierbogen  zur  Lage  einer  Mauer  cmporgehaltenen 

* 

Sandhaufen:  sondern  da,  wo  auf  der  festen  Grundlage  der  Verfassung  mit 
folgerichtigem  und  nachhaltigem  Eifer  eine  undurchbrechliche  Abwehr  gegen 
Unrecht  und  Willkür,  auch  gegen  die  eigene,  errichtet  wurde.  —  Allerdings 
ist  das  Crebahren  mit  den  Wahlen  lange  nicht  das  einzige ,  und  auch  leider 
nicht  einmal  das  bedeutendste  Hindemiss  einer  kräftigen  Entwicklung  des 
Sinnes,  für  Recht  und  Gesetz  im  deutscheh  Volke;  allein  es  trägt  entschieden 
mit  dazu  bei,  und  ist  auch  in  soferne  ein  Unglück. 

Als'  eine  zweite  Eigenthüralichkeit  der  deutschen  Gestaltung  des  reprä- 
sentativen Staates ,  ist  die  Aufnahme  .freihdartiger  üeberreste 
früherer  Zustände,  oben  bezeichnet  worden.     Allerdings  haben  theils 
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die  Yeränderongen ,-  welche  mehrere  Staaten  im  Jahre  1848  .in  diesor  Be- 
ziehung eintreten  Hessen ,  th^ils  namentlich  änch  tlie  prenseische  Yerfaasong 
diese  Yerhftltnisse.  zurückgedrängt;  dennoch  ist  noch  genog  Ton  denaelboi 
flbrig  geblieben,  nm  bemerkenswertbe  Wirkungen  zu  erzengen.    Und  zwar 
sind  solche  jEleste.  älterer  Einriditnngen  in  beiden  Kammern  vorbandeiL. 
-r*  Ein  Blick  auf  die  Zusammensetzungen  der  ersten*  Kamsier^  zeigte  .wie 
zahlreich  und  niciht  selten  höchst  wunderbar  die  Einschiebungen  sind,  welche 
die  hier  beabsichtigte  Vertretung  dnrch  vorzugsweise  selbstständige  Staats- 
bürger erhalten  bat.     UeberaU  .  finden  sich  die  Stimdeshcrren ,  also  eine 
Mittelklasse  zwischen  Fürsten  und  Unterthapen;  flbendl  Abgeordnete  des 
höheren  und  niederen  Adels,  wohl  geradezu  der  ehemaligen  Reichs-  edor 
Territorial-Rittersch^ften ,  welchen^  wenn  schon  in  niederem  Grade,  fthntidie 
Ansprüche  und  Erinnerungen  ankleben;  fast  überall  sind  geistlidie  Würden- 
träger beider  Kirchen,  zum  Theile  sogar  abgeschwächt  und  verwandelt  in 
blosse  weltliche  Yenyalter  ehemaliger  Stifter  imd  Klostergüter;  femer  Stell* 
Vertreter  der  Hochschulen  oder  Beamte  derselben.    In  Preussen  namentUdi 
sind  dei|  Vertretern  einer  blosen  Rangstufe  des  Adels.  Stellen  eingertamt. — 
Und  eben  solche  Misc)iungen  haben  auch  einzahle  Abg^rdnetenkammem 
erhalten.  Zum  Theile  ist  die  alte  Eintheilung  der  ständischen  Körperschaften 
in  verschiedene  berechtigte  Volksklassen,  als  da  sind  Stadtbürger,  LancUeute,- 
Geistliche,  beibehalten  worden ;  zum  Theile  sind  Vertreter  des  geschiditliGlieB 
oder  des  begüterten  Adels,  höhere  Greistliche  u..  s.  w.  denselben  zngetUeilt»- 
und  ist  also  mehr- oder  weniger  von  dem  einfiachen  Grundsatze  der  Vertretung, 
der  Gesammtheit  als  solcher  abgewichen.    Ausserdem  aber  sind  auch  noch 
nicht  selten  in  den  Verwaltungsformen  und  in  den  materiellen  Bestimmungen 
der  Grundgesetze  viele  Ucberreste  früherer  Staatseinrichtungen  und  Unter- 
thanenverhältnisse  bestehen  geblieben:  Der  constitutionelle  Grundgedanke  des 
Staatsbürgers  hat  sich  keineswegs  ganz  durchgearbeitet;  und  während  in  ein- 
zelnen. Beziehungen,  namentlich  wo  es  sich  von  Pflichten  handelt,  dem  Ge- 
danken des  neuzeitlichen  Staates  Rechnung  getragen  ist,  wird  in  andern 
Beziehungen  mit  ängstlicher  Zähigkeit  und  ganz  in  patrimonialem  Sinne  regiert 

Die  Folgen  dieser  Zustände  sind  denn  aber  verschiedener  und  ver- 
wickelter Art. 

Vorerst  sichern  allerdings  die  zuerst  genannten  anomalen  BestandtheOe 
der  Ständcversanimlungen  den  Regierungen  eiuflussreiche  Anhänger  iä  allen 
ihren  Bestrebungen  gegen  etwaige  demokratische  Gelüste.  Mögen  auch 
diese  Verbtlndeten,  wiesogleich  näher  anzugeben  ist,  keineswegs  iu  jeder 
Beziehung  bequem  und  getreu  sein ;  gegen  die  Ausdehnungen  des  Grundsaties 
der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  des  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams, 
des  Associationsrechtes  und  ähnlicher  Richtungen  der  volksthümlichen  Ansicht 
vom  Staatsleben  bteben  sie  fest  auf  Seiten  der  Regierungen ,  und  zwar  nm 
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so  fester ,  als  sie  selbst  bei  der  Erhaltung  von  Bevorzugungen  betheüigt 
god.  Daher  ist  es  denn  in  Deutschland  leicht  geworden,  die  logischen 
ind  die  praktischen  Folgesätze  der  allgemeinen  Bestimmungen  der  Yer&s- 
stmgsiirkiiiMien  Aber  die  staatsbürgerlichen  R^hte  schon  im  Schoosse  der 
gesetzgebenden  Versammluftgen  nieder  zu  halten.  Die  conservtftive  )^ch- 
tBBg  bat  dadurch  in  DeutscUand  eine  ganz  andere  Bedeutung  erhalten ,  als 
sie  in  England,  Frankreich,  Belgien  oder.  .Holland  besitzt.  Während  sie 
DlmHch  in  diesen  .Staaten  die  ganz  berechtigte  und  in  jedem  öffentlichen 
Wesen  nothwendige  Aufgabe  hat  oder  hatte,  die  bereits  bestehende  Entwicklung 
der  Grundgesetze  festzuhalten  und  nur  Ueberstürzungen*  mittelst  neuerungs- 
fflehtiger  und  noch  unerprobter  Versuche  za  verhindern,  geht  sie  in  Deutsch- 
land dahin,  die  vollständige  Durchbildung  der  in  den  Grundgesetzen  bereits 
msgespFOchenen  Normen. zur ttckzuhalten. 

Andererseits  aber  freilich  stehen  diese  ^eberre8t^  einei^  ifn  Ganzen  ver- 
fidiwandenen  staattiehen  ZustandesancÜ  den  Regierungen  vielfach  und  unflber- 
viidlich  im  Wege.  Namentlich  die  ersten  Kammern,  deren  Kern  zuweilen 
1»  Standesherren  besteht,  und  zu  deren  Umwandlung  durch  neue  Emen-r 
omgen  die  Regierungen  gar  nicht. das. Recht  haben,  sind  eine  Macht,  welche 
m  unzähligen  Fällen  Regierungsplane  gehindert  oder  verkrflppeli  haben. 
Wenn  es  sich  nämlich  trifft,  dass  entweder  eine  Regierung  Oberhaupt  von 
änem  yolkstbftmlichen  Geiste  belebt  ist  und  in  Folge  dessen  das  Wesen 
des  constitntionellen  Staates  entwickeln,  insbesondere  die  allgemeinen  Staats- 
bürgerliche  Rechte  kräftigen  will;  oder  wenn  'Sich  wenigstens  bei  einer 
Verwaltung  die  gleichmachende  Neigung  des  französischen  Regierungs- 
systemes  regt:  so  sind  jene  aus  Bevorzugten  bestehende  Bestandtheile  der 
Kammern  ein  höchst  bedeutendes  Hindemiss.  Es  begiebt  sich  nicht  selten, 
dass  die  Regierungen  selbst  von  ihn^n  als  in  umwälzerischem  Beginnen 
and  in  demagogischem  Unrechte  begriffen  hart  angelassen  werden,  und  nun 
entweder  bei  ihren  regelmässigen  Gegnern  Unterstützung  suchen  oder  einen 
auf  Zufriedenstellung  oder  auf  Machtausdelmung  berechneten  Plan  fahren 
lassen  mQssen.  Zur  Beseitigung  dieser  selbstsüchtigen  Widerstrebungen  ist 
dann  wohl  den  Fürsten  das  Recht  eingeräumt,  Mitglieder  der  ersten  Kam- 
mern auf  Lebenslang,  manchmal  sogar  nur  je  für  einen  Ländtag  zu  ernen- 
nen. AUeia  dieses,  vom  Standpunkte  der  Volksvertretung  ohnedem  sehr 
bedenkliche,  Mittel  reicht  bei  weitem  nicht  aus.  .Theils  ist  die  Zahl  der 
60  zu  Ernennenden  auf  ein  unbedeutendes  Verhältniss  zu  der  Gesammtzu- 
sammensetzung  der  Kammern  beschränkt,  theils  kann  es,  wenn  nicht  jedes. 
Vertrauen  in  die  Repräsentation  verschwinden  soll,  nicht  in  gehöriger  Aus- 
dehnung gebraucht  werden.  —  Aus  diesen  beiden  sich  oft  und  wunderlich 
dorchkreneenden  StrömungeA  entsteht  dann  aber  ein  vielfaches  Beharren  bei 
Alton  und  bei  Dingen,  welche  in  den  Grundgedanken* des  repräsentativen 
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Bechtsstandes  nicht  passen.  Wer  irgend  die  innere  Geschichte  der  deot- 
Bchen  constitnüonellen  Staaten  kennt,  wird  Fälle  in  Menge  umzufahren 
wissen,  in  welchen  entweder  die  Regierungen  Verlangen  des  Volkes  und 
Beschlösse  der  zweiten  Kammern  durch  die  ersten  Kammern  beseitigten, 
oder  wo  sie  selbst  von  den  üalsch-conservativen  Bestandtheilen  der  ersten 
Kammern  gehindert  wurden,  Forderungen  des  Staates  der  Neuzeit  und  Grnnd- 
sfttzen  der  Verfassungsurkunde  gerecht  zu  werden. 

Eine  dritte  Folge,  und  zwar  diese  zunächst  zu  beziehen  auf  die  Ueber- 
reste  der  früheren  Verwaltungsweise,  ist  der  Mangel  an  einem  zuverl&ssig^ 
mit  Sicherheit  erkennbaren  politischen  Sinne  des  Volkes.  Bald  bricht  ein 
lebendiges,  fast  stürmisches  Bewusstsein  staatsbürgerlicher  Rechte  hervor; 
der  Kandidat  der  äussersten  Widerspruchspartei  ist  der  Mann  der  Menge; 
nur  der  gegen  die  Regierung  oder  einzelne  Organe  derselben  derb  Auf- 
tretende gilt  für  gesinnungsvoll  und  alE^  ehrlich.  •  Bald  aber  lässt  sich  die- 
selbe Bevölkerung  auf  eine  &st  knabenhskfte  Weise .  einschüchtern,  überfliesst 
in  Loyalitätsbezeugungen,  gehorcht  dem  Zügel  des  täglichen  amtlichen  Rei- 
ters mit  blindem  Gehorsame.  Wie  keine  Hanlionie  in  dem  Gesetze  und 
Befehle,  so  ist  auch  keine  Einheit. des  staatsbürgerlichen  Bewusstseins. 

UniEweifelhaft  sind  diese  Zustände  im  Ganzen  sehr  nachtbeilig.  Mag 
auch  dann  und  wann  eine  Uebereilung  und  Ueberstürzung  durch  jene  Macht 
flberständiger  ^derinteressen  verhütet  werden,  so  ist  es  doch  unlängbar 
ein  grosser  Fehler,  wenn  eme  Verfassung,  welche  sie  nun  auch  sei,  sich 
nicht  folgerichtig  entwickeln  kann^  wenn  das  öffentliche  Leben  in  seinem 
Schoosse  aporgauische  Bestandth^ile  hat..  Nur  die  Uebereinstimmung  aller 
Einrichtungen  und  Gesetze  gibt  die  höchste  Summe  der  möglichen  Kraft;  und 
nur  die  Erreichung  aller  nur  irgend  durchführbaren  Folgesätze  der  gegebenen 
Rechte  erzeugt  Zufriedenheit.  Zu  dieser  Gleichförmigkeit  aber  kann  es  in 
dßn  deutsche^  constitutionellen  Staaten  nicht  kommen.  Selbst  bei  dem  besten 
Willen  der  Regierungen  ist  es  nicht  möglich;  und  von  einer  aUmähligen 
Hindrängung  Nichtwilliger  ist  ohnedem,  da  sie  solche  Bundesgenossen  in 
der  Repräsentation  selbst  haben,  keine  Rede.  Irgend  eine  Entschädigung 
für  diesen  grossen  Uebelstand  ist  aber  nirgends  zu  finden.  Man  spricht 
zwar  von  geschichtlicher  Entwicklung  und  Anknüpfung,  und  berühmt  sich 
einer  Verbesserung  der  geistlosen  arithmetischen  und  atomistischen  Auf- 
fEissung;  allein  diess  ist,  in  solcher  Auffassung«  eitel  Täuschung  und  Wort- 
klang. Es  ist  vor  Allem  nöthig,  sich  über  den  Begriff  der  geschichtlichen 
Entwicklung  deutlich  zu  werdenj  Nichts  kann  allerdings  richtiger  sein«  als 
dass  jede  Staatsgestaltung  die  sämmtlichen  thätsächlich  vorhandenen  Ver- 
hältnisse umfassen  und  dieselben  in  ihren  Organismus  aufoehmen  muss. 
Diess  ist  Pflicht  gegen  die  bestehenden  Rechte  und  Interessen,  und  ist  eine 
unverbrüchliche  KlugheitsregeL    Ebenso  kann  qian  ge^ne  zugeben,  dass  es 
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Qitzlos  Jm  nachüieilig  ist,  wenn  gleichgtdtige  aber  gewohnte  Formen  and 
Sitten  ohne  Noihwendigkeit  und  nor  der  Nachahmnngs-  oder  GleichmachongSr 
sacht  wegen  zerstört  ond  nicht  vielmehr  in  neae  dazu  taagliche  Zostände 
anig^uunpien  werden.  Femer  gibt  der  einfache  praktische  Verstand  an 
ät.  Hand,  daas  es  zntrftglicher  ond  leichter  ist,  eine  bereits  im  Keime  be- 
stehende, vielleicht  gar  aas  der  innersten  Eigenthümlichkeit  des  Volkes  ber- 
Toisprossende  Anstalt  weiter  aas  sich  selbst  zn  entwickeln,  als  sie  durch 
eine  fremde  ond  an  sieh  nicht  bessere  zn  ersetzen.  Endlich  wird  kein 
Staatsmann  bestreiten^  dass  es  thöricht  ist,  eine  theoretische  Folgerang 
mit  mhe  und  gegen  Widerstreben  darchzuführai ,  wenn  bedeotende  Ereig- 
nisse eine  bestimmte  Einrichtong  ins  Leben  gerofen  haben,  welche  denn 
dodi  als  das  Erzeagniss  der  Notbwendigkeit  sicherlich  aach  fftr  berechtigt 
gehatten  werden  muss.  So  weit  also  ist  geschichtliche  Entwick^long  and 
Anknüpfong  gat  ond  nothwendig.  Allein  es  kann  Von  ihr  nicht  die  Re^ 
sein,  wo  einem  neuen  Staats-Grundgedanken  innerlich  widersprechende  Theile 
beigemischt  sind.  Ein  Zusammenwerfen  nicht  zusammengehöriger,  sich  gegen- 
seög  aoflösender  ond  hindernder  Elemente  ist  keine  geschichüiche  Entr 
lickhing,  soodeni  eine  Wiederaufhebung  des  kaum  eben  Gewollten.  ]^ur 
der  mag  Solches  läugnen,  welcher  blosEine  bestimmte,  durch  alle  Bildungsi 
stafen  ond  Lebensansichten  durchlaufende  Grundansicht  des  Staates  ärnjinuant, 
dem  also  allö  noch  so  verschiedenen  Einrichtungeii  und  Bestrebungen  nur 
Kodificationen  desselben  Gedankens  •  sind,  welche  sich  ohne  bedeutende  Hin- 
demisse  nnd  ohne  innem  Widerspruch  mit  einander  yertauschen  and  ver- 
binden lassen.  Wer  ^ber  jede  Staatsgatjtnng  und  selbst  jede  gesqnd^rte 
Staatsart  als  ein  organisches,  wesentlich  eigenthümUches  Ganzes  erkennt, 
der  mnss  auch  da,  wo  durch  irgend  ein  Ereigniss  zwei  wesentlich  versdile-i 
dene  Verfassungen  in  demselben  Lande  aufeinander  gefolgt  sind,  eine  rei|i6 
Oarchfabrung  des  neuen  jetzt  nun  einmal  Bestehenden  und  allein  Berechtigten 
verlangen;  und  der  kann  es  nicht  als  eine  naturgemftsse  Verlpiüpfong,  son-« 
dem  vielmehr  als  eine  Verderbung  erkennen,  wenn  widerspänstige  Ruineii 
des  frohem  in  seinem  Wesen  verlassenen  Zustandes  in  das  jetzige  dtaiata- 
leben  hereinragen.  Dass  aber  die  alte  st&ndische  Vesfassung  und  der  re- 
präsentative Bechtsstaat  wesentlich  verschiedene  Staatsgedanken  sind,  muss 
doch  wohl  nidit  erst  noch  einmal  gezeigt  werden. 

Die  dritte  Eigenthümlichkeit  der  deutsdien  repräsentativen  Zustände  ist 
endUcb  derMangel  gewisser  äussererBediagungen  einer  freien 
Entwicklung,  nemlich  eine  mächtige  öffentliche  Meinung,  einer  freieü 
Presse  und  einer  völligen  äussern  Unabhängigkeit  des  Staates. 

Was  die  Notbwendigkeit  einer  Eindruck  machenden  und  kräftigen  öf- 
fentlichen Meinung  betrifft,  so  muss  Jedem  einleuchten,  dass  an  sich 
die  materiellen  Kräfte  zur  Erreichung  des  Zweckes  der  constitu.tiouellen  Ein- 
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hemdiAft  sehr  m^cJeicb  vertheilt  sind  zuischen  dem  Forsten  und  der  TOlks- 
Tcrtretenden  Versammhiiig.  Jener  ist  im  Besitze  der  ganzen  SUatsgewah; 
alle  Organa  desselben  sind  von  üim  bestellt  and  hingen  mehr  oder  weniger 
im  ümab;  erbat  allein  die  Yollziebang  des  gemeinschaftlieb  Beschlossenen; 
ftr  ihn  spricht  die  Gewohnbei  des  Gehorsams,  die  hohe  gesellschaftliche  Std- 
lang,  die  Leiehti^eit  dar  Erwerbnpg  persönlidier  Bdiebtheit  Auf  Seiten 
der  Stande  ist  mar  das  Recht  des  freien  Wortes  nnd  der  Weigerang  bei 
■nbegrtlndeten  Zimratbongen;  Tielldcht  die  Möglichkeit  einer  Klage  in  ftos- 
sersten  Fillen.  ffier  kann  denn  ein  Gleichgewicht  nnr  bestehen,  wenn  hinter 
den  Ständen  eine  michtige  Oifientliche  Meinong  ist,  auf  welche  sie  sich  sttttzen 
können,  Tim  der  ^  selbst  gehoben  and  ermuntert  werden;  die  ihren  Worten 
Nachdruck,  NachhaU  imd  Nachhalt  gibt  Eine  solche  gewaltige  öf entliche 
Meinong  ist  mm  aber  nor  möglich  in  einent  grossen  Lande  und  bei  freier 
Presse;  also  unter  Be^ngongen,  welche  in  einem  Theile  Ton  Deutschland 
immer  fehlen  müssen,  oder  wenigstens  thatsichMch  mehr  oder  weniger  ge- 
feilt haben.  Wie  'kann  in  den  yielen  kleinen  nnd  selbst  in  den  mittlem 
Staaten  Ton  einer  mächtigen  öffentlichen  Meinong  die  Rede  sein?  Aach  bei 
den  wichtigsten  Fragen,  deren  Aofwerfhng  in  FngjanH  Millionen  in  die  le- 
lesdigste  Bewegong  setzen,  dereQ  Behandhing  nicht  nnr  im  Lande  selbst, 
sODdem  TOD  der  ganten  gebildeten  Welt  mit  ingstlicho*  Spannong  verfolgt 
werden  wftrde,  ja  fllr  die  wir  selbst  in  Feoer  gerathoi  wtkrdoi,  wenn  wir 
nm  ihnen,  ds  im  fremde  Lande  bestehend,  hMen,  ist  bei  ons  nur  dne 
ferhilCnissmlssig  schwache  Regong  der  öffentlichen  Meinong  zu  bemerken. 
In  dem  zamSchst  betheil^^ten  Lande  ist  es  ein  Storm  in  einem  Glase  Wasser; 
aasserhalb  desselben  hört  man  daTon  nor  Weniges,  UnTolIstAndiges.  Man 
kennt  Terhlltnisse  ond  Personen  nicht,  hat  kein»i  onmittelbaren  Notzen 
oderNaÄthefl  Ton  der  Entsdieidong,  man  betrachtet  es  als  etwas  Fremdes. 
So  stehen  dieTorttimpfer  nemlich  allein,  ononterstfltzt,  damit  abor  auch 
weit  kichler  besiegt  Und  selbst,  wenn  dieselbe  Frage  dorch  alle  deutsche 
Kammern  die  Rande  macht,  so  geschieht  es  zn  verschiedenen  Zeiten;  die 
Brachstt^e  der  öffenUicben  Meinong  entstdien  ond  wachsen  nor  verein- 
zelt, also  schwadi  ond  onmftchtig.  Nor  ip  Preossen  sind  die  Elemente  zo 
einer  Eindrock  machenden  öffentlichen  Meinong  vorhanden;  and  wenn  sich 
in  diesem  grössten  der  deotschen  Staaten  das  constitotiondle  Leben  wird 
mehr  befestigt  ond  aasgebildet  haben,  so  moss  hieraos  aoch  cipe  bedeotende 
Wiiknng  entstehen,  zonftchst  Rlr  das  Land  selbst,  dann  aber  aoch  mittel-r 
bar  Ar  die  übrigen  Theile  Deotschbuids.  Zonächst  aber  ist  nodi  wenig  zo 
spüren.  Und  nor  als  ein  kleiner  Ersatz  einer  weitverbreiteten  ond  dadorch 
michtigen  Beschftftigong  des  Volkes  mit  den  öffentlichen  Angelegenheiten 
kann  es  betraditet  werden,  dass  bei  der  grossen  Zahl  der  über  Deotsch- 
laad  zerstreuten  Ständeversammlongen  immer  die  eine  oder  die  andere  etwas 
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bedenteqißre  versammelt  ist,  uid  dass  auf  diese  Weise,  da  doch  gewöhnlich 
irgend  ein  die  AufinerksamkeiJt  auf  sich  ziehender  Gegenstand  in  einer 
solchen  Yersammlong  verhandelt  wird,  die  Theiluahme  an  öffentlichen  An- 
gelegenheiten nie  ganz  aufhört.  Die  Sache  hat  offenbar  zwei  Seiten.  Wenn 
Blmücb  anch  einer  Seits  ein  Yorthed  zugegeben  werden  kann,  so  ist  es 
doch  auf  der  andern  Seite  zweifelhaft,  ob  nicht  die  Gewohnheit,  sich  fort 
oad  fort  mit  den  .in  fremden  Staaten  obschwebenden  Fragen  zu  beschäf- 
tigen, daran  gewöhnt,  alle  Staatsangel^enheiten ^  und  so  auch  die  eigenen, 
als  einen  Gegenstand  massiger  Neugierde  2u  betrachten.  Der  Deutsche  ist 
ohnedem  zu  kosmopolitischem  und  vagem  Antheilnehmen  nur  allzusehr  ge- 
neigt; eine  Zersplitterung  der  Aufiuerksamkeit  auf  vaterländische  Zustände 
thoft  ihm  daher  nicht  gut.  ■  *  .      . 

Wie  dem  nun  aber  sein  mag,  in  jedem  Falle  fehlt  es  an  4er  zweiten 
Bedingung  des  Gedeihens  der  constitutionellen Einrichtungen,  an  d^  vollen 
Pressfreiheit.  Eine  solche  ist  Deutschland  fast  seit  der  GrQndung  der 
men  YerDassungen  versagt,  diesen  dadurch  aber  die  Lebenslust  entzogen 
fewesen.  Fesslung  der  Presse  war  während  dreissig  Jahren  eine  der  Haupt- 
adgabe  des  deutschen  Bundes;  und  wenn  diess  denn  auch  in  dem  letzten 
Jahrzehnte  besser  geworden  ist  (alsbald  auch  nut  föhlbarem  Einflüsse  auf  die 
staatliche  Aasbildung  der  Nation),  so  fehlt  doch  immer  noch  viel  zum. Be- 
sitz des  richtigen  gesetzlichen  Maasses  der  freien  Gedankenäusserung.  Bei 
doem  Systeme  von  Goncessionen,  Entziehungen,  Cautionen,  Postdebitver- 
idgemngen,  willkürlichen  Yerboten  missliebiger  ausländischer  Blätter,  poli- 
zeilichen Beschlagnahmen  und  langsam  nachhinkender  gerichtlicher^  Entscheid 
dangen  kann  eine  grossartige  Tagespresse  nicht  entstehen  und  nicht  bestehen. 
Und  wenn  audi  in  Zeiten  grosser  Aufregung  diese  Schraüken  zeitweise  durch«» 
brochen»  werden,  oder  vielmehr  ihre  Aufrechterhaltung  nicht  rathsam  erscheint: 
so  werden  die  Zfigel  alsbald  wieder  angezogen ,  wenn  wieder  der  Muth  zu- 
rückkehrt Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Frage  über  die  Pressfreiheit  im 
Allgemeinen  und  in  den  deutschen  Yerhältnissen  insbesondere  zu  erörtern; 
allein  es  bedarf  dessen  auch  in  der  That  nicht  zum  Nachweise  des  aufge- 
stellten Satzes,  dass  es  an  einer  uothwendigen  Bedingung  freier  und  kräf- 
tiger Entfaltung  der  Yolksverti^etung  fehle.  Dass  eine  freie  Presse  hierzu 
nöthig  sei,  gehört  zu  den  Elementarsätzen  der  Staatslehre. 

Endlich  ist  es  auch  nicht  schwer  zu  zeigen,  dass  nur  in  einem  völlig 
selbstständigen  und  somit  vereinzelt  stehenden  Staate  die  inneren  Kämpfe 
zwischen  Regierungsgewalt  und  Yolksforderungen  zu  einem  beruhigenden, 
weil  den  wirklichen  Yerhältnissen  entsprechenden,  Ziele,  kommen  können. 
Ist  es  nämlich,  wie  soeben  angedeutet  wurde,  schon  an  sich  sehr  schwer 
und  in  der  Regel  das  Werk  vieler  Jahre  und  immer  wieder  erneuter  Kämpfe, 
Forderungen  von  der  Yolksseite  unuinwundene  Anerkennung  und  Durchfüb- 
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:k  den  Bestäunawen  des  Budes 
^MtiMkiFüh  ö»  YertesmMRiebHts.  nnd  es  bect  anck  in  der  Katar  der 
Sncbe.  disi  ikitm  Befkiingm  det*  Band  keine  Hfilfe  sdaien  köoMe,  nenn 
sie  scftel  die  Xncki  na  Widersttnde  Terioren  hin».  Anck  nodi  Bajem 
S«oli  direä.  den  BnadegbestiMninngtn  gelenntlick  Gehorsam 
ADdn  hiKichtlich  der  kleiner»  Scaaten  hat  sich  der  Band 
erst»  Jahren  seines  Bestehens  die  Aa£eabe  cesi^th.  die  Entwick- 
Inng  des  constilaQaoeDen  Geistes  in  nnterdricken.  <)0  bald  ihm  dieser  die 
nach  Belieben  m  den  Bandesseseoen  ence  sesteekte  Grenie  in  tbersehreiten 
drohte.  Die  üeherEisstiBBnnif  hiena  war  inaier  eine  ftst  allgemeine.  Die 
beiden  grossen  Staaten  rermieden  darcb  das  Xiederhahen  der  Teifissangs- 
emvictiiag  in  den  kleinen  ein  6bles  Beispiel  (^  ihre  eigraen  Linder; 
tberdiess  Terbandea  sie  skh  die  Raneransen  der^li^n  in  lekhter  Weise. 
Die  mnidtst  Bctheiligtea  aber  erwiesen  sich  becnrifbeherweise  gegenseitig 
den  Dienst.  An  Belegen  ^hh  es  wabrliob  nicht.  Schon  die  Schtassakte 
Too  1^(30  enihih  s«hr  weit  gehende  Bescbrinknngen,  neben  deren  Satzang» 
die  reprisentaären  Ter&ssangen  nnr  darcb  eine  laxe  AaskRUg  and  ge^ 
kgiLnüichen  ofoibaren  üngehorsini  bestehen  konnten.  Die  geheimen  Be- 
«cUtsse  Ton  1S34  aber  gar  blnen  eeradeia  das  eon^titatioaeDe  Srstem  aaf- 
gehoben,  wenn  der  Math  äe  za  Ter&ffentDchen  and  darnach  la  handeln  anCni- 
bringen  gewesen  wire.  Und  wie  der  Band  Folgerangen  riebt  aas  dem  Ton  ihm 
ab  anerlasshir  angestellten  monarvhiscben  Principe  hat  die  allgemeine  Aof- 
der  Grandieehte,   die  Exekntion   in  Karhessen,   die  anmittelbare 
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den,  ncMD  darf  es  wohl  ohne  Uebertreibung  sagsn,  unzähligen  Hinweisungen 
der  Landesregierungen  auf  den  Willen  und  auf  die  Verbote  des  Bundes, 
za  welchen  in  jedem  Falle  eine  Verlegenheit  gegenüber  von  den  St&nden 
alsbald  gegriffen  ward,  gar  nicht  zu  reden.  In  einem  kleinem-  Staate, 
welcher  sich  um  die  Beschlüsse,  der  Bundesversammlung  zu  bekümmern  hat, 
ist  semit  schon  wegen  des  Verhältnisses  zu  dieser  Gewalt  eine  consequente 
Bod  fireie  Entwicklung  des  Gedankens  der  Volksvertretung  ausser  Frage. — 
Und  man  wende  nicht  etwa  ein,  es  sei  die^  eine  unvermeidliche  folge  einet 
Bundeseinrichtung ,  in  welcher  eine  von  der  Richtung  der  Gresanyntheit  we- 
sentlich  abweichende  Entwicklung  des  einzehien  Giiederstaätes  nicht  geduldet 
werden  könne.  Diess  ist  ganz  richtig;  allein  es  kann  aus  dieser  Nothwen- 
digkeit  einer  Uebereinstimmung  zwischen  der  Gesammtordnung  und  den  Ein- 
zehiveriassiuigen  eben  so  gut  folgen,  dass  die  Einrichtungen  der  Gesammt- 
bdt  nach  denen  der  Glieder  getroffen  werden  müssen,  als  das  Umgekehrte. 
kaes  ist  sogar  das  Naturgemässere,  wenn  die  Theile  zu  der  Zeit  schon  . 
Twhanden  sind,  als  der  sie  umfassende  Organismus  geschaffen  wird.  Und 
wenn,  wie  diess  im  deutsche  Bunde  der  Fall  ist,  ^^n  einzelnen  Staaten 
die  Einrichtung  einer  landständischen  Verfassung  sogar  als  Verpflichtung 
Torgeschrieben  ist,  so  ist  diess  ein  weiterer  logischer  Grund  für  eine  allge- 
meine constitutionelle  Einriehtung  des  gesammten  Deutschlands.,  So  viel  aber 
ist  jeden  Falles  unbestreitbar,  dass  in  der  ganzen  Geschichte  der  Staaten 
kein  zvreites  Beispiel  einer  Einrichtung  vorliegt,  welche  es  einer  Anzahl  von 
Verpflichteten  gestattete,  sich  lediglich  durch  eine  Verabredung  unter  sich 
and  ohne  Theilnahme  der  Berechtigten,  von  der  Einhaltung  ihrer  V^rpfiich- 
tong  nach  Belieben ,  ganz  oder,  theilweise  zn  befreien.  —  Dieses  Verhalten 
des  Bimdes  zu  den  repräsentativen  Verfassungen  ist  um  so  mehr  zu  be^ 
klagen,  als  es  bei  einem  aufrichtigen  Wohlwollen  gegen  dieselW  möglich 
gewesen  wäre,  mittelst  einer  Bundeseinrichtung  eine  grosse  Lücke  in  dem 

* 

Systeme  auszufüllen,  für  welche  sich  bis  itzt  in  den  einzeln  stehenden  con- 
nitationellen  Staaten  kein  gesetzliches  Mittel  gefunden  hat,  und  welche  nur 
durch  die  parlamentarische  Handhabung  in  einigen  Staaten  thatsächlich  be- 
seitigt, oder  richtiger  gesprochen,  umgangen  wird.  Es  könnte  nämlich  in 
einem  Bunde  der  Dualismus  zwischen  Begierung  und  Ständen  durch  eine 
grosse  gerichtliche  Behörde,  welcher  eine  Entscheidung  der  Streitigkeiten 
zwischen  denselben  zustände,  unschädlich  gemacht  werden.  Nun  hat  zwar 
allerdings  dßr  deutsche  Bund  durch  das  Schiedsgericht  diesen  Bedürfnissen 
abhelfen  wollen :  allein  diese  Einrichtung  ist  so  kleinlich  und  flösst  so  wenig 
Vertrauen  ein,  dass  sie  bekanntlich  gar  nie  in  Wirksamkeit  getreten  ist  und 
als  ein  vOüig  todtgebomer  Gedanke  betrachtet  werden  muss.  £ls  sind  somit 
nur  die  Nachtheile  des  Verhältnisses  der  einzelnen  Verfassung  zu  der  Bundes- 
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gewalt  Yorhanden,   nicht  aber  auch  die  daraus  zu  ziehenden  Yortheile  ge- 
wonnen worden. 

Ist  nun  aber  diess  die  BeschaiEenheit  des  deutschen  repräsentativen 
Staatswesens,  so  lässt  sieh  anch  sicherlich  nicht  in  Abrede  ziehen,  dass 
sich  dasselbe  in  manchen  wichtigen  Punkten  anders  gestaltet  hat  als  in 
Frankreich  oder  gar  in  England.  Das  stra£fe  Gegenüberstehen  der  Regie- 
rungen, als  solcher,  und  der  Stände;  der  Mangel  an  inperem  Zusammen- 
hange und  an  staatlichen  Gedanken  in  den  Ministerien;  die  ins  Kleinste 
gehenden  Kritiken  und  Erspamissbemtlhungen  der  Kammern;  die  so  tief- 
greifenden Regierungseinflasse  auf  die  persönliche  Besetzung  der  ständischen 
Bänke;  die  vielerlei  Ueberreste  ganz  anderer,  in  der  Hauptsache  abge- 
storbener, Zustände;  die  Schwäche  und  Enge  der  öffentlichen  Meinung;  die 
Unsicherheit  der  staatsbürgerlichen  Ansichten;  der  Mangel  einer  Befriedi- 
gung mit  den  so  gestalteten  Zuständen;  die  Eingriffe  der  Bundesgewalt: 
diess  Alles  ist  Deutschland  eigenthümlich.  Es  ist  keine  Spur  von  einer 
englischai  Parteiregierung;  keine  Spur  von  einer  Besorgung  der  höchsten 
Yerwaltungsgeschäfte  durch  die  Kammern;  erst  ein  Anfang  von  einer  Durch- 
fährung der  staatsbürgerlichen  Freiheit  in  allen  Lebenskreisen  und  Theilen 
des  Staatsorganismus.  Eben  so  wenig  kennen  wir  die  gewaltige  Macht  der 
öffentlichen  Meinung,  wie  sie  in  Frankreich  vor  1848  war,  das  unantastbare 
Gefilhl  der  Gleichheit  vor  dem  Gresetze,  die  bis  zur  Leidenschaft  gehende 
Theilnahme  an  allgemeinen  staatlichen  und  völkerrechtlichen  Fragen,  an  der 
Ehre  und  dem  ^linflusse  des  Landes.  Ist  diess  nun  aber  unsere  Schuld? 
Sind  wir  weniger  fähig,  den  Gedanken  der  Volksvertretung  vollständig  auf- 
zufELSsen  und  kräftig  zu  handhaben?  Sicherlich  nein!  Ein  Blick  auf  die 
Landkarte  zeigt,  wo  die  Ursache  unseres  Zustandes,  unserer  Staatsauffassung, 
unseres  bürgerlichen  Gefühles  liegt.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  aber 
freilich  auch  höchst  unbillig,  wenn  Fremde  auf  unsere  constitutioneUe  Ent- 
wickelang und  Leistung  missachtend  und  spottend  blicken.  Hätten  die 
Engländer,  die  Holländer,  die  Belgier  das  erreicht,  was  sie  besitzen,  wenn 
nicht  ihre  Kämpfe  lediglich  innerhalb  ihrer  Gränzen  und  mit  den  Mitteln, 
welche  eine  kräftige  öffentliche  Meinung  gegen  eine,  zwar  auch  starke,  allein 
doch  allein  stehende  Regierung  aufzubringen  wusste,  zum  Ziele  geführt* 
worden  wären?  Und  ist  es  nicht  offenbar  Unverstand  oder  feiger  Hohn, 
wenn  auch  unter  uns  Manche  sind,  welche  über  die  verhältnissmässig  ge- 
ringe Errungenschaft  des  deutschen  constitutionellen  Lebens  spotten,  mit 
weiser  Miene  hinzeigen  auf  jene  Staaten?  Allerdings  ist  der  Erfolg  bis  jetzt 
ein  geringerer,  als  er  sein  könnte  und  sollte;  allerdings  ist  die  ganze  Ein- 
richtung in  Deutschland  eine  manchfach  verkümmerte  und  fruchtarme ;  aller- 
dings ist  diess  zu  beklagen,  und  zwar  keineswegs  blos  für  das  Volk,  sondern 
eben  so  sehr  und  vielleicht  sogar  noch  mehr  im  schliesslichen  Interesse  der 
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R^giernngen :  aUein  man  suche  nur  nicht  die  Schuld  in  unserer  Unfilhigkeit 
and  Unwürdigkeit,  man  werfe  nicht, «inen  Stein  auf  die  Anstalt  an  sich. 
UntCT  anderen  äusseren  Umständen  wäre  es  wahrlich  auch  in  Deutschland 
anders.  Dass  es  an  den  geistigen  Ex:|lften  dazu  nicht  fehlt ,  hat  das  !^rank^ 
forter  Parlament,  bei  allen  politischen  Fehlern  und  bei  gänzlichem  Misslingen 
soner  Angabe,  hinreichend  gezeigt,  und  würde  sich,  so  ist  mit  Bestimmtheit 
zs  hoffeBy  auch  bei  einer  jeden  späteren  Gelegenheit  herausstellen. 


V.  Mukli  SUAtoreebt  .Bd.  I. 
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ITeber  die  rechtliche  Bedeutung  yerfasBungswidrigw 

Oeafetse  1). 

Zu  den  sch^erigBten  Fragen  im  Staatsrechte  gehören  ohne  Zweifel 
diejenigen,  welche  sich  auf  den  hlos  verfassungsmässigen  Gehorsam, 
sei  es  der  einfachen  Bürger  sei  es  der  Behörden,  heziehen.  Leicht  kommt 
hier  die  Logik  m  Sätzen,  welche  praktisch  sehr  gefährlich  -erscheinen;  und 
manchen  umsichtigen  Staatsmann  will  es  hedOnken,  dass  man  im  Eifer  fftr 
äussersten  Rechtsschutz  die  Ordnung,  ja  die  Möglichkeit  des  Staates  den 
subjectiven  Ansichten  und  vielleicht  blossen  Yorwänden  der  Einzelnen  preis- 
gebe. £s .  ist  4äher  auch  zu  allen  Zeiten  darüber  theoretischer  Streit  ge- 
wesen; und  im  praktischen  Leben  ist  ohnedem  die  Behandlung  und  die 
Lösung  der  einschlägigen  Fi*agen  abweichend  und  unsicher. 

Strenge  genommen  si^d  in  der  Frage ,  ob  eine  Verpflichtung  zum  Ge- 
horsam gegen  eine  formell  gültig  erlassene  aber  dem  Inhalte  nach  mit 
einem  höherem  Gebote  im  Widerspruche  stehende  Staatsanordnung  bestehe, 
drei  wesentlich  verschiedene' Fälle  enthalten.  Es  ist  nämlich  zu  unterscheiden 
der  Fall»  1)  eines  mit  einem  göttlichen  Gebote  oder  einer  Forderung  der  ab- 
soluten  Vernunft   im  .Widerspruche   stehenden   Verfassungsgesetzes; 

* 

2)  eines  mit  der  positiven  Verfassung  des  Staates  nicht  zu  vereinbarenden, 
im  Uebrigen  formell  tadellosen  einfachen  Gesetzes;  3)  einer  gegen  ein 
Gesetz  verstossenden  Verordnung  der  Staatsgewalt.  Die  Verschiedenheit 
dieser  drei  Fälle  ist  aber  durchgehend.  Verschieden  ist  nämlich  im  allge- 
meinen Staatsrechte  der  Ausgangspunkt  zur  Beurtheilung  der  Gründe  fär 
und  gegen  die  Rechtsverbindlichkeit  einer  jeden  dieser  drei  Arten  von  Vor- 
schriften; verschieden  ist  der  Stand  der  Doctrin;  verschieden  die  positive 
Gesetzgebung  der  einzelne^  Staaten;   verschieden  die  Bedeutung  und  die 


1)  Die  Grundlage  dieser  Abhandlung  ist  zu  finden  in  der  Kritischen  Zettschiift  für  Rechts- 
Wiss.  u.  Gesetzgebung  des  Auslandes,  1852,  Bd.  XXTV;  hier  erscheint  sie  yölifg  umgearbeitA 
und  namentlich  emreitert. 
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Hio^^kdt  des  Torkommens  der  drei  Fragen  im  praktischen  Leben.  Und 
aaeh  dftiiB  liegt  endlich  noch  ein  Unterschied,  dass  bei  den  beiden  letzten 
FiUen  unterschieden  werden  Juinn,^  und  vielleicht  mnss,  zwischen  den  fftc' 
die  em&chen  Bftrger,  f&r  die  Yerwaltun^sbeamien  nnd.für  die  Richter  sich 
beranssteUendenllrgebnissen;  während  in  dem  ersten  Falle  von  einem  Unter- 
sdiiede  is  dieser  Richtung  nicht  die  Red^  ist,  da  das  Yerhältniss  zu  Gottes 
and  der  Vernunft  Gebot  für  alle  Menschen  dasselbe  ist.  Die«  nur  allzu 
hufige,  Nichtbeachtung .  dieser  Yerschiefienheiten  ist  natürlich  eine  reiche 
Quelle  von  Streit  und  von  Irrthum  0- 

Es  ist  nicht  die  Absicht,  im  Naehstehenden  alle  drei  Fälle  einlässlicb 
m  besprechen.    AUeiy  einige  allgemeine  Bemerkungen  ttber  joden  derselben 
ädkeisen  doch  am  PUitze,  um  .^en  relativen  Werth  und  die  St^ung  der 
besondem  Frage  zu  bezeichnen ,  welche  der  Gegenslwid  der  beabsichtigten  ^ 
Mrteroiigen  ^ein  wird. 

Was  nun,  zuerst,  4ie  Frage  aber  di& Rechtsverbindlichkeit  eines  Yer- 
fasgongs-GreSetzes  betrifft-,  welches  angeblich  mit  einem  höhern,  die 
Jtaiächen  unbedingt  verpflichtenden*  Gebote  im  Widerspruche  steht,  so  ist 
sehr  begreiflich,  dass  die  positiven  Gesetzgebungen  keine  Bestimmungen 
lüerflber  zu  entfaiedten  pflegen.  Sie  können  unmöglich  selbst  von  der  An- 
lahme  aus^^ehen,  dass  sie,  und  zwar  siihon  in  ihren  Grundlagen,  unvereinbar 
seien  mit  einer  höheren  Welt-  und  Pflicht -Aufüassung.  Di^  Yerfassung 
eines  jeden  Staate^  inuss  ja.  die  Üeberzeugung  haben,  dass*  sie  der  richtige 
Aasdrock  der  Lebensansicht  des  concreten  Yolkes  sei;  dann  aber  ist  iiin 
Widerspruch  der .  angenommenen  Art  unmöglif^h.  Allein  dennoch  wird  die 
Beantwortung  der  Frag^  weder  der  Wissenschaft,  noch  immer  dem  Leben 
erspart,  denn  es  ist  ja  thatsächlich  immer  möglich,  dass  die  Y^fassung 
eines  Staates  nun  eben  nicht  im  Einklänge  mit  den  genannten  Geboten 
steht.  So  Jfindcn  wir  denn  auch  in  allen  Systemen  d^s  allgemeinen  Staats- 
rechtes e|ne  Erörterung  d6r  beiden  Probleme,  was  zu  ^geschehen  habe,  wenn 
ein  Staatsgesetz  den  Geboten  Gcfttes  zuwiderlaufe,  und  ob  ein  Yolk  berechtigt 
sei,  eine  seinen  vernünftigen  Lebenszwecken  widersprechend^  Yerfassung, 
imNothfiille  mit  Gewalt,  zu  beseitigen?  Dass  die  Antworten  sehi*  verschieden 
aaslaUeii  je  iiach  dem  allgemeinen  religiösen  und  staatlichen  Standpunkte 
der  Entscheidenden,  und  dass  n£»nentiicl^  in  der  Regel  Diejenigen,  welche 


IV  So  Vemischt  s.  B.  Z5t».fl,  D.  StMtsrechtf  4te  Aufl.,  Bd.  n.^  S.  681,  Note  7,  die  Schriften 
iber  die  OUtigteit  gesetiwidrifj^^r  Verordnun^ea  und  Tjerliusaiigswidrlger  Gesetze  vollstübdig. 
Die  Ton  \hjtk  an^^efUHrten  belgisfshen^Schriftsteller  k ö  nn  en'^ftr  nicht  Verschiedener  Meinung:  ü1>er 
^  «atere  Fnfe  i^hi,  da  die  VerC-Urk.  ihres  Vaterlandes,  in  Art  107,  den  Richtern  die  An- 
««Ddamr  g«wtswl4il|:er  Anw^dnhgen  ausdrUeklioh  untersagt.  Auch  haben  sie  sich  that* 
tacMich  BOT  Ddt  der  zuzeiten  t'fage  beschäftigt.  Das  nämliche  ist  der  Fall  bei  dem  Verfasser 
gcgmwlidger  Zefleo,  welcher  flbercUess  sich  nicht  fttr,  sondern  gegen  Mie  Anwendbarkeit  ver- 
fmnngiwidrigei Oesf tag 4^nmd>&tz}ich  ausgesprochen  hat,  und  der  somit  f^ÜBoh  eingeordnet  ist* 
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die  reügi<>sen  Geboce  den  .YerfissiiiigsbealmiiDiiiigeo  Torgelieii-  ladsien^  ein 
Bedn  zm  einem  Ungehorsam  aas  absoluten  VennuiitffdBdeJi  nickt  einrimeii, 
und  omgekehrt,  kann  nicht  aofibUen,  ist  aber  hier  sieht  weiter  am  crfirtem. 
Y(Mi  der  höchsten  Bedentang  ist  es  «her  natürlich,  wenn  die  Frage  im 
wirklichen  Leben  anllritt,  entweder  weil  in  einem  bestimmten  FaUe  das 
bestehende  Veriassangsgesetz  Ton  der  Gewalt  anfrseht  erhalles  werden  will 
gegen  eine  verbreitete  Ueberieagnn^  Ton  seiner  UnTetn&nftig^eit  und  Ün- 
sittlichkeit,  oder  der  gewaltige  Satz  herantritt,  dass  man  Gott  mehr  gehorchen 
müsse  als  den  Menschen.  £s  sind  dies  die  tragisch^  Znstände,  in  wdchen 
mr  Abwendung  eines  dem  Gewissen  onertriglichen  Zwanges  oder  einer  mit 
TemfinfUger  Einsicht  onTermbaren  äosseren  Gestattmif  nur  die  Wahl  bleibt 
zwischen  Wln^^ong  der  Sittlichkeit  in  ihrem  innersten  Kerne  oder  einem 
Kampfe  mit  .der  Gewalt;*  nnd  wo  bei  dun  leWKeren  leicht  gefade  ftr  cflt 
Besten,  weil  f&r  die  Gewissenhaften  nnd  Ueberzengnn^ireiien,  das  Leben 
und  die  höchsten  GfUer  desselben  zu  Gnmdie  gehei.  Und  es  ist  wahrlich 
kein  Vorzog  unserer  Zeit,  dass  es  gerade  ihr  an  Beispielen  solchen  Wider- 
spruches so  wenig  fehlt.  Allerdings  sind  dieselben  meistens  Fälle  Ton  Un- 
vereinbarkeit der  bestehenden.  Yerfassongm  mit  Vemnnftllberzevgangen; 
aliein  es  .treten  doch  aoch  immer  wieder  Ereignisse  ein,  in  welchen  einer 
grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von  Menschen  Gottes  Gebot  als  unvereinbar 
mit  dem  obersten  Gesetze  des  Staates  erscheint  So  sehen  wir  z.  B.  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  durch  eine  bedeutende  Frage  dieser 
Art  bewegt>  indem  ein  Theil  der  nördlic^n  BevöU^enmg  dem,  allerdings 
materiell,  ganz  verfassungsmässigen,  Gesetze  Ober  die  Auslieferung  fittchtiger 
Sklaven  den  Gehorsam  y^rweigem  zu  müssen  glaubt,  weil  es  gegen  eili 
»höheres«  G^ßetz  Verstösse,  als  die  Verfassung  selbst  seL  So  widersetjKn 
sich  einzelne  kleine  Secten  dem  Verfassungsgebote  allgemeiner  Wehrpflicht 
aus  religiöser  Ueberzeugung.  So  hat  alim&lig  in  einzelnen  deutschen  StAatäi 
bei  manchen*  eifrigen  Katholiken  di^  Ueberzeugung  um  sich  gegriffen,  dass 
•die  in  den  Veirfassungsurkunden  bestimmten  jura  circa  sacra  der  Regieningen 
geg^ü  kirchliche",  somit  ani  Ende  göttliche,  Anordnung  sei.  —  Auf  eine  all- 
gemein angenommene  Lösung  dieser  Frage  ist  wohl  nie  zu  rechnä),  Weil 
immer  selbst  unter  gewissenhaften  und  ruhig  überlegenden  Männern  der 
eine  die  nächste  PÜicht  in  der  Elrhaltung  der  staatlichen  Ordnung,  als  der 
Bedingung  jeder  menschlichen  Entwicklung,  erbttcken  wird,  der  andere  da- 
gegen die  Erfüllung  der  von  ihm  erk^^mten  sittlichen  und  göttlichen  GetK>te 
allen  sonstigen  Bücksichten  vorsetzen  zu  müssen  glaubt. 

Es  ist  schwer  zu  sageu,  wai^um  die  zweite  Frage,  nämlich  die  über  die 
Kecbtsgültigkeit  eines  materiell  verfassungswidrigen  .Gesetzes, 
lange  eine  bei  weitem  geringere  Aufinerksamkdt  auf  «sich  zog.  Gewöhnlich 
wurde  sie  mit  dem  einfachen  Satze,  den  Niemand  bezweifelt,  der  aber  auch 
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keine  der  Schwierigkeiten*  löst,  abgefertigt ,'  dass  die  Gesetze  verfassongs- 
gemiflS  sein  sqHen.  Sichtlich;  allein  was  ist  Rechtens,  wenn  sie  es  nicht 
gnd?  BisYOn  £nem  spradien  ^chfast  nnr  die  amerikanischen  Staatsrechts- 
lehrer,  i.  B.  die  YdMbser  des. Föderalisten,  Story  nndKent,  ans- 
ftfarlidier  in  der  Sache  ati^^  da^  veranlasst  dnrch  dne  best immte  Einrichtung 
ihres  Vaterlandes,  Ton  «Welcher  weiter  nnten.die  Bede  sein  Wird.  Jgrst  all- 
wiäg  ist  anch  in  Europa,  ^namentlich  in  Belgien  und  Deutschland,  die  Be- 
deatang  der  Frage  näher  getreten  und  haben  öich  itzt  Stiriunen,  freilich  jn 
gerade  entgegengesetzter  Richtung,  hören  lasse*  0;  cloch  fehlt  nö(*  viel< 
dass  der  ganze  Gegenstand  vollstindig  nach  allen  Seiten  durchgearbeitet  sei. 
Jeden  Falles^  kann  weder  Seltenheit  noch  ünwichtigkelt.des  Verhältnisses  die 
Veraidassmig  eines  Stillschweigens  oder  einer  geringeren  Beachtpng  sein. 
OM  fflfig  anrichtig  is^  es  ninnentlicfa ,  wenn  selbst  von  Solchen ,  welche  dem 
Gegenstande  ihre  Aufinerksamkeit  zuwenden,  die  Ansicht  ausgesprochen 
vird,  es  sei  überh^iiipt  ctie  Frage  nui*  in  denjenigen  cbnstitutionellen  Staaten 
deokbar,  in  welchen  eine  «ystematisclie  Verfa^sungsurkunde  als  höheres  6e- 
seti  bestehe,  nachwc;}chem  sich  dann. die  gewöhnliche  Gesetzgebung  grund- 
sitzlich  zu  richten  habe.  Wenn  nftinlich  auch  bei  dieser  Einrichtung  die 
Frage  besonders  scharf  gestdlt  ist,  ilnd  sich  hier  %zar  Erkennung  der 
Thatsac^e  einer  Ver&ssnngswklrigkeit  eines  Gesetzes  besonders  deutliche 
Xerimale   finden:    so  hat  doch  jeder  Staat  eine  Verfassung,  vd.  b,   eine 

• 

Feststelhing  des  Zweckes  und  d^rRegiernngsform,  und  es  kann  iälso  auch 
Ider  ein  Gesetz  formell  tadellos,  dem  Inhalte' nach  verfassungswidrig  sein. 
Niemand  wird  z.  B.  im  Ernste  behaupten,  dass  das  engHsche  Parliament 
,  bei  seiner  sogenannten  Allmacht  und  bei  dem  Mangel  einer  Verfassungs- 
Urknüde  niemals  ein  mk  dem  Geiste  der  Verfasstlng  im  W^iderscrucht 
stehendes  Gesptz  zii  erlassen  vter^nöchte,  dessen  Verbindlichkeit  für  die 
ünterthanen  in  Zweifel  gestellt  werden  könnte.  Wie  et\^a,  we^n  dasselbe 
seine  eigene  Aufhebung  und  die  Einführung  der  unbeschränkten  Einherr- 
schaft'beschlösse?  Es  ist  in  solchen  Staaten  vielleicht  bestreitbarer,  dass  im 
concreten  Fa|le  ein  den  Grundlagen,  des  Staats  zuwideriaufendes  Gesetz 
voiüege;  allein  an  sich  kann  es  stattfinden.  —  Ist  mn  aber  (lie  Mög- 
lidikeit  eines  solchen  Verhältnisses  zugegeben,  so  ist  auch,  die  Art  tmd  die 
Wichtigkeit  der  sich  anknüpfenden  Folgerungen  yon  Seilst  klar.  Man  steigt 
allerdings  hier  nicht  bis  zu  den  letzten  Grt)nden  des  menschlicheii  Handelns 
tmd  bis  zu  der  innersten  Bedeutung  des  Staates  hinauf;  allein  es  muss 
doch  entschieden  .werden ;  ob  nach  Forderungen  des  Rechtes  und  der  Staats- 


I)  Die  StreH^chriften  l>e1^oher  Rechtssrelehrter  werden  nnten,   8.  72  nXher  besprochen  't 

'\;von  Deotichen  hat  sich  Vollert  (In  der  Tflb.  Zeitschr.  fUr  8t-W.,  Bd.  X,   R.  S3S  fg.) 
die  0&lti«rkelt  verfiiMan^wIdrifcer  Gesetze  Ais^esprochen  ,  Blnntschli,  AU^.  StH»ti-B., 
Mt  Av&,  9d.  L ,  8i  489  f];.  aber  fUr  dieselben. 
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klngheit  der  Gnmdsatz  des  1)los  verfasstmgsmftssigen  Gehorsams  auch  hier 
seine  Anwendnhg  findet.  Es  kann/ aus  theoretischen  nnd  pfaktischen  GtQq- 
den,  nijCht  zweifelhaft  gelassen. sein,  ob  eSn  die  Gftmdlagen  .deis  concreten 
Staates  verletzender  Akt  der  gesetzgebenden  GemH'ma  formelkn  Gründen 
gilt,  oder  dnrch  die  blosse  Gewalt  der  Logik  b^eeitlgt  werden  kann,  irnd 
ob  eine  .solche  Entscheidung,  der  snbjeetiven  Uebe^engnng  -eines  jeden  Eiiv- 
zelnen,  sei  es  Borgers  sei  es  Beamten,  zusteht^  ode;*  nur  bestimmten  Arten 
dfr  Letzteren  nhd  in  gewissen  Schranken;  oder'eb  es  .im  Begriffe  der  Staats- 
gewalt' liegt)  das»  eii^  solcher  Widerspruch  zwischen  Verfassung  und  Gesetz 
zunächst  ertragen  werden  mnss^  und  nur  etwa  auf  mittelbarem  Vfeie, 
namentlich  durch  eine  nachhaltige  und  ^kräftige  öffentliche  Meinung,  welche 
bestimmend  aufRegier^ng  und  Stände  einwirkt,  ieine  Verbesserung  herb^ige- 
fQhrt  werden  kann?  Es  ist  also  hier  der  Standpunkt  ftt  die  Untersticliung 
immerhin  noch  ein  hinreichend  hoher,  denn  ^S  ist  ^er  Seits  der  der  Ein- 
hßit  des  Staatsgedankens , '  der  Sicherung  des  Bürgers  gegen  VerflQschung 
seiner  Ansprüche  auf  den  eitmKtEil  festgestellten  iSweek,.  der  Unterwerfung 
jeder  Willkür  unter  ein  höchstes  Gesetz;  auf  der  ändern  Seite  der  Stand- 
punkt der  Nothwendigkeit  eines  unwiderstehlichen  einheitüchen  Willens,  der 
Uebereinstimmung  der  Staatsorgane  unter  siclv,  des  Segens  ^er  sicheren 
Ordnung.  Dass  es  aber  an  Fällen  der  Anwendung  nicht  fehlt,  dafür  sorgt 
in  jedem  Stdiäte  h^\d  mehr  bald  weniger  augenblfcklicher  Drang  der  Um- 
stände ^  Irrthum  des  Urtheih,  Gewaltthätigkeit  und  Selbstsucht.  Wenn  wir 
auch  nicht  weiter  blicken y  als  um  uns  her,  so  finden -wir  fast  in  allen 
deutschen  Staaten  (auch  abgesehen  yoq  solchen  Acten  der  obersten  Gewalt^ 
welche  schon  in  formeller  Beziehung  in  Frage  gestellt  werden  können)  ent- 
%eder  ^ben  jetzt  oder  doch  in  kurzer  Vergangenheit  wichtige  Gesetze  hin- 
sichtlich  ihfer  Verfassungsmässigkeit,  in  Frage  gestellt. 
<    Am  häufigste   natürlich    sind  die  Fälle,  in   welchen,  gleichgültig  ob 

■ 

mit  Recht  oder  Unrecht,  ein  Widerspruch  zwischen  einer  Verfügung 
des  Staatsoberhauptes  und  einem  G«esetze  behauptet  wifdt  Theils 
müssen  Regierungsverordäungen  fort  und  fort  erlassen  werden ,  und  ist  also 
schon  die  Möglicli^eit  eines  unabsichtlichen  Fehlers  grösser;  theils  aber  ^ht 
das  starre  Gesetz  der  subjectiven  Willkür,  der  selbstsüchtigen  Gewaltanwen- 
dung, wohl  auch  der  Lust,  einen  an  sich  erlaubten  Zweck  auf  leicjite^te 
Weise  zu  erreichen,  häufig  im  Wegei  Es-  wäre  thöricht,  die  Bedeutung,  solcher 
Gesetzesübertretungen  desshalb  zu  unterschätzen,  weil  sie  nichi  die  höchsten 
Interessen  des  Menschen,  nicht  einmal  den  Bestand  der  concreten  Staatsaof- 
fassung  in  Frage  stellen,  sondern  nur  in  der  Ausführung  das  Gesetz  bei  Seite 
lassen,  auch  eben  so  leicht  wieder  zurückgenommen  werden  köniien,  als  sie 
gegeben  wurden.  Dem  steht  gegenüber  theils  die  Häufigkeit  und  Leichtigkeit 
der  Begehung  des  Fehlers;  theils  der  grössere  sübjective  Reiz  zur  Vornahme; 


T^rfassnngswidriger  Gesetze.  71 

tlittlsder  üflistaiul,  dass  schliesslich  fibr  das  Leben  eineVerletzimg  der  Gmndsätze 
m  der  Anwendung  nicht  viel  tiesser  ist,  als  gänzlicher  Mangel  derselben. 
Und  selbst  der  Stam^wnkt,  welcher  'znr  richtigen  Entscheidung  der  Fräg^ 
ftber  des  Yorrag  dtatfunBellen  oder  der  materiellen  Gesetzm^lssigkeit  in  dies^em 
Faiie  einzanelunen  ist,  zeigt  die  Bedeutung  .der  Angelegenheit.  £5  handelt 
sich  Bfiinlich  hier  wesentlich,  von  derWahiPüng  der  bürgerlichen  Freiheit  and 
des  individneUen  Rechtes .  im  Gegensatze  mit  der  Stellang  des  Staatsober- 
hanptes  za  seinen  Beamten  and  mit  der  Rathsamkcit  einer  Beachtung  der 
thatsSehliciien  Zastftnde.,—  Die  tägli^h^  AnWiendbarkeit  dieser  Frage  mag 
dann  auch  .Ursache  sein,  dass  es  hier  ^lerclings  weder  an  gesetzlichen  Be- 
atinunimgen,  noch  an  theoretischen  nntersucböngen  fehlt.  Aber  freilich  ist 
die  Uebereinstnnmang  sowohl  der  einen  als  der  andern  onter  sich  und  mit 
einander  nicht  gross.    Was  in  England  und  in  Nordamerika  kein  Mensch, 

welcher  staatlichen  Ansicht  er.  soüst  auch  sein  mag,  bezweifelt;  was  in 

« 

Belgien  die  Yerfassung  anbedenklich  den  Gerichten  als  Pflic^it  vorschreibt: 
ist  in  Hessen  mit  ZiH^timmang.  des  Bandes  als  Verbrechen  erklärt,  in'äan- 
Mfer  and  selbst  in  Preassen  aasdrflcklich  nicht  nar  den  Yerwaltangsbe- 
bdrden.  sondern  auch  den  Gerichten  ontersagt^;  tmd  die  Ansicht,  welche 
seiner  Zeit  bei  den  Juliordonanz'en  die  «französischen  Gerichte  ontjBr  allge- 
meinem Bei&ll  J[>efö1gten,  wird  iit  Deutschland  von  namhaften  Männern  als 
der  Untergax\^  aller  Ordniing  erklärt  *).  Dass  aber  dieser  Widerstreit  im  Leben 
Aber  Tans^ide  Schweres*  verhängen  kann,  bedarf  picht  erst  des  Beweises. 


1)  S.  Prcoss.  Verf-Urk.,  Art  IM;  and  HamiOTer'icfae  Verprdnnng  vom  11.  Aug.  18S5, 
K^  m,  f.  4.  (bei  Zaehmrift,  Deutsche  VerflMsmiflrBge^etye.  Erste  Fortsetx.,  8.  93.) 

S)'E8  ift  nidit  unsere  Absieht,  diese  Frage  hier  ausfiihrileh  lu  erdrtem.  Das  in  dsr 
ta  Sagende  ist  Ubigst  ^on  Andern  yorifetragen;  and  da  oie  Enlscheidnng  eipes  Jeden 
Ar  die  eine  oder  Ar  die  andere  Itfeinong  schliesslich  doeh  nicht  darch  die  logische 
B«ireiBflUifvng  bestiniiiit  psa  werHen  scheint,  (welche nnlaogbar  gegen  die  gerichtliche  Anwend- 
baikeit  gesefs  widriger  ^fthle  ausfüllt,)  sondern  durch  die  allgemeine  politische  Richtung, 
aaaientUcb  dorch  die  mehr  dei;  Macht  der  Sti^atsgewalt  oder  mehr  der  gesetzlichen  Freiheit  kn- 
gewendete  Neigang  des  Bifrefifenden ;  so  ist  anch  nicht  so  prwarten,  daSs  durch  efne  fbrtgesetste 
Absrigqng  derCfrttndemdCkge^g^de  eine  grössere  Einhelligkeit  der  Meinungen  Erzielt  würde. 
Es  seien  daher  nar  Mtig9  ahgvritoene  Bemerkungen  rorgelegt  —  Vorerst  mag  denn  darauf  auf- 
rnffTkain  gemacht  Mta,  4ms  der  Streit  flbef  die  Frage  Immer  noch  fortgeht.  F  tt  r  di6  Anwendung 
ges^tswfdrif^  aber  ItinnflII  tadelloser  Verordnungen  haben-  sich  bis  itzt  hanptsftcblich  ansgespro- 
dben:  Weber,  Linde,  Stabel,  Stahl,  Zöpfl,  Jletd,  Bischof;  gegen  dieselbe  ^ber:  C.  8.  Za- 
charil,  a  6.  Wächter,  Pfeiffer,  Jordan,  Puchta,  Beseler,  Weishaar,  Bolley,  Reyscher,  1^.  Mohl, 
BhmtMldi,  H.  A.  Zachariä.  Zweitens  isi^zu  bemerken,  dass  die  arsprUngUch  slemlich  verwirrte 
md  sinn  Theile  (Linde)  den  elementarsten  Begriffen  des  constitutioneUfcn  Staatsrechts  wider- 
sproehcnde  BeweisÜihmng  Ar  die  GOitigkeit  gesetzwidriger  Verordnungen  allmählig  aaf 
Bwei  Sitae  surückgeAhrt  worden  ist:  kuf  .die  Behauptung,  dan  i^iir  dfe. Stände  zur  Prttfhng 
snd  Anfbehtong  der  BeiHeranfiTihandlungen  bestimmt  seien,  nicht  abe):  igich  die  Staatsbehörden; 
sedan  anf  eine  Wamang  vok-  der  Anarchie,  welche  nothwendiger#c1se  entstehen  mfisse,  wehn 
«In  Tliell  der  Gertchte. elnoi Norm  befolge«  ein  anderer  aber  sie  als  ungültig  betrachte.  Auf 
diese  Weise  ist  die  PfttAng  des  Standes  der  Frage  sehr  erleichtert.  Die  Wenigsten  wer- 
den sich  non  wohl  bei  ehtlleher  Untersuchong  der  logischen  Einsicht  entziehen  können,  dass 
der  erstgenanifte  Orand  eine  reifte  p'etitio  pducipii  Ist,  lindem  es  sich  Ja  eben  fHigt,  ob  ausser 
den  Ständen.*  (denen  natürlich  Niemand  das  Recht  und  die  Pflicht  ^iner  ITeberwAchnng  der 
Rdflerangthandlongen  bestreitet,)  nicht  auch  noch  Andere  Thettnebmer  des  Staates  in  die  Lage 
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.Bei  diesem  theils  mangelhaften,  dieäs  wenigstens  nnsieheni  Stande* 
der  D^etrin ,  ..und  bei'  der  grossen  and  vieloeitigen  praktischen'  Wichtigkeit 
&eT  Fragen  ist  unzweifelhaft  jeder  neue  Beitrag  znr  Erörterung  berechtigt ; 
doppelt,  wenn,  er  einen  der  noch  weniger  behandelten  l^onkle  an&immt.  Eine 
richtige  und  nützliche  Ordnung  der  vorliegenden  Probleme  ist  schwierig; 
allein  sie  kann  nicht  unmöglich  r8ein.*:ünd  ist  nur  erst  di^  Lehre  festgestellt, 
60  wird  sie  auch  die  Ausübung  ällm&hlig.  beherüschen.  Entgegenstehendes 
Misstrauen  wird  sich  beruhigen ,  wenn  es  sieht,  dass  sichere  Anhaltäpunkte 
und  bestimmte  Gr&nzen  gewonnen  werden*  können ;  uplautere  Selbstsucht  aber 
kann  sich  -afif  die  Dauer  der  Wahrheit  gegenüber  nicht  behaupten. 

Ais  ein  besonders  passender  Oeg^nstand  solcher  näherer  Untersuchung 
(Erscheint  denn  aber,  die  zweite. der  oben  au^e8tellten  Fragen»  n&mlich: 
welciie  rechtliche  Bedeutung  einem  zwar  formellrichtiger- 
lasa.senen  aber  miateriell  .verfassungswidrigen  Gesetze  in 
einem  constitutionellen  Staate  zukomme?  v 

•  Da  sich  "sowohl  die  Feinheiten  der  (Beziehungen  als  die  Schwierigkeitett 
der.' Lösung  deutlicher  in  einem  coiicr^n  Falle  erkennen  lassen,  ab  m 
/einer  abstract  iheoretischea  A]^seinandersetzung:  so  ist  es  wohl  nich^  onge* 
eignet,  zuerst  genauere  Mittheilung  zu  iQächen  von  einer  Verhandlung  Aber 
die  vorliegende  Fi:age ,  welche  sich'  vof  einigen  Jahren  zwischen  zwei  beden» 
tenden  belgischen  Rechtsgelehrten,  Yerhaegen  undFaider,  auf» der  Grund- 
läge  der  positiven  Gesetzgebung  und  Einrichtung  ihres  Landes  erhoben  hat '). 


kommen  können ,  die  reebtlic&e  Gfiltiirkeii  'eines  Beg)enmgiiet«s  zvan  B^oHb  des  eigenen  H^n> 
dfilB  zu  untennohen.'  Die  Antwort  auf  diese  Fnge.  ist  dami.ftber  an  den  ail^femeinen  Sfttfeo 
Aber  das  Wesen  der  Staatsgewalt  und  über  den  Terfusungamftssigen  Gehorsam  der  Uäterthänen 
zn, schöpfen.  Hinsichtlich  des  andern  Orandes  wird  es  sieh  daron  liandehi,  ob -nicht  die  Becfafs- 
nnsicherheit  weit  bedeutender  ist,  wenn  Ctosetse  durch  an  xtnd  fttr  sich  ungültige. Befbhle  be- 
seitigt «werden  können  $  und  ob .  nicht  überhaupt  diese  sogenannte  Anarchie  wesöntüdi '  gar 
nicht  verscliieden  ist  von  de^  täglich  vorkommenden  und  ohnä '  weiteres  Unhetl  verlaofienden 
abweichenden  Auslegung  eines  Gesetzes  durch  yerschiedene  Gj|Brichte.  —  Dritfens  sei  dathnf 
aufknerk^am  ^enoiicht,  dass  die  mit  vieler  Sicherheit  behauptete 'einstimmige  Verw^rfting  des 
PräAingsrecl^tes  durdi  die  deutschen  Gerichte  lediglich  nicht  besteht  Dto  enftchiedensten  Be* 
weise 'des  Ciegentheils  slndu.  A.'zu  ersehen  in  Seuffert's'At^v  firBnlnheidungen  oberster 
Gerichte ,  Bd..  IV ,  S.  999  fg.  —  Endlich  leuchtet  wohl  selbst  siemlkh  Uddem  Denkvermögen 
eiB>'  wid  günzlich  verkehrt  der  Von  U,  Bischoff  (D.  Yierte^j. -Schrift,  1S57,  H.  9.  8.  IW^.) 
gemachtb  Versuch  ist,  die  ganze  Frage  ^urch  eine  Hinweisung  auf  ^das  Recht  der  Heglemngen, 
in  NothilUlen  provisoriscli.e  Gesetze  und  Verordnungen  mit  eigentlich  gesetzlichem  Inhalte' zu 
erlassen ,  zu  beseitigöi.  Hiermit  wird  Ja  die  Frage  gv  nicht  einmal  beriUirt.  Dass  dn  pfovi- 
sorlsches  Gesetz,  weifu  es  wirklich  unter  den  Voraussetzungen  der  Verikssung  erlassen  worden 
ifft,  volle  rechtliche  Gültigkeit  hat,  und  son^t  auch  von  den  Gerichten  beachtet  werden  nmas, 
bestreitet  Kiemand;  ,^e  Frage  ist  aber  die,  ob  die  Gerichte  befhgt  sind  zu- prüfen,  in  wie  ferne 
im  concreten  Fajle  ein^  Verordnung  gültig  ist ,  also  auch  in  wie  feiiie  jene  Voranssetsungeo 
vorhanden  sind,  und  ob  sie  also  den  fraglichen  Befehl  als  verDsssungsmJissig  zu  erkeimen  babek? 
Ueber  diese  Frage  giebt  natürlich  die  allgemeine  Anerkennung  dea  Staatsnothrechtes  keinerlei 
Antwort,  und  so  ist  man  gar  nif^t  vom  Flecke  gekommen. 

1)  Die  zwischen  den  beiden  Gegnern  gewedvielten  Schalften  sind : 

Verhaegen,  E.,  Des  K>is  copstltutidnelles.  Bnu.  1S50.  ' 

Faider,  eh.,  £tude  sur  rapplicatipn  des  Idis  oonstitutionelles^  (In  demBullebn  del'Acv 
d^mle  roy.  de  Belgi^ii^  Bd.  XVXL)  '^ 
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Hfenn  knfipfeii  sicfa  dann  leicht  die  allgemeinen  Sätze  an,  welche  für  Wissen- 
schalt mvi  Lehen.  flherhaiH)^  ^nd  ttherail  in  Anspruch  genommen  werden 
müssen.    Der  hesondere  Streitfall  liefert  Gedanken,  nnd. dient  zur  Probe. 

Zar  VerdeirtücbBllg  des  Standpunktes  der  Streitenden  ist  Yor  A)lem 
n  hemerben,  dass  die  Erörterungen  ^ch  so  wenig  etwa  auf  die  (jesammtheit 
der  ohen  anseinandergesetzten  dr«i  Fragen  bezogen,  dass'sie  nicht  einmal  die 
rechtliche  Bedeatong  verfassangswidinger  Ges^e  in  ihrer  gani^en  Ausdehnong 
amfitfsen.  Sie  betrelBEen  vtohnehr  lediglich  die  Frage:  oh  die  Gerichte  ein 
▼erfissongswidriges  Glbsetz  anzuwenden  haben?  Ueber^die  Bedeutong  eines 
solchen  Gesettea  itlr'den  Bürger  öder  für  den  Yerwaltangsbeamtei^ 
«irde  gar  nicht  verhandelt..  ^ 

Sodann  ist  mitzatheilen,  dass  der  Streit  zunächst . dadurch  bervorge- 
ntfen  wurde ,  daas  die  belgischen  Gerichte  in  den  Entscheidungsgrttnd^n  px 
doer  Reihe  von  Drtheilen  ausdrückHoh  den  Satz  aufstellten,  es  6tehe  ihnen 
St  fieiseitesetzung  mes  formell  gültigen  Gesetzes  wegen  angeblich  verfM- 
■RgKwidrigen>Inhaltes  nicllt  zu. .  Diese  Jurisprudenz  nun  griff  Verhaegen 
ibmie  irrige  an,  der  Generaladvokat  Faider  aber*  bemühte  sich,  sie  aaf- 
mkt  zaerhaltqi,  |ds  an  siph  rechtlich  begründet  und  als  nothwendig  für 
ift'Bachtssich^rheit  und  für  die -Ordnung  im  Staate. 

Endlich  wird  es  noch  /Zur  leichtem  Einsicht  in  die  beiderseitige  Beweis- 
iUunmg  dienen,  wenn  derselben  noch  eine  wörtliche  Angabe  der  einschlagen- 
den  Bestimmungen  fier  belgischen  Verfassüngsurkunde  vorangesendet  werden. 

—  Eine  ansdf^ückliche  Bestimmung  darüber,  welche  rechtliche  Folgen 
die&la^ung  eines  mit  der  Verfassung  im  Widerspruche  befindlichen  Gesetzes 
haben  solle,  ist. in  9er  belgischen,  Verfassung  ^icht  enthalten.  Dagegen  be- 
rühren den  Cregeüstand.,  mittelbar  oder  unmittelbar,  nachstehende:  Artikel: 
Art  2$.  Alle  Gewalten  haben  ihre  Quelle  im  Volke.  Sie  werden  auf  eine 
der  Verfassung  gemässe  Weise  geübt,  r—  Art.  28.  Eine  authentische  Er- 
klärung der  Gesetze  (interp.  parvoie  d'autont^)  kann  nur  von  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  gegeben  werden.  —  Art.  88.  Dbr  König  hat  nur  diejenigen 
Rechte,  welche  ihm  ausdrücklich*  durch  .die  Verfassung  upd  durch  besondere, 
in  Uebereinstimmung  mit'  der  Verfassung  erlassene  Gesetze  übertragen  sind. 

—  Art.  107.  Die  Gerichte  aller  Grade  werden  (soDen).  die  allgemeinen,  pro- 
finziellen  Und  örtlichen  Veroi'dnnngen  und  Verfügungen  (arr^t^s  et  r6gle- 
mens)  nnr  in  so  weit  anwenden,  als  sie  den  Gesetzen  gemäss  sin^.  —  Art,  180. 
Die  Verfassung  kann  weder  im  Ganzen  noch  theilweise  suspendirt  werden.  -^ 
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Art.  131.  Die  gesetzgebrade  (Gewalt  hat  .das  Recht,  zn  erkUren,  dass  l^- 
stinunte,  von  ilur  bezeichnete  Bestimmungen  der  Verfassung  revidirt  werden 
sollten.  (Folgen,  dann  die  formellen  Vorschriften  fttr  eine  Yer&ssungs- 
ähderung.) 

*  -  Die. 'von  d^n  beiden  Gregn^m  ^aufgestellten  Ansichten  sind  nicht  etwa^  bloss 
in  Einzelnheiten  terschied^,  sondern  vielmehr  einander  geradezu  entgegen- 
Igesetzt.  Darüber  sind  sie  iiämlich  zwar  einverstanden,  dass  ein  schon  «for- 
mell nicht  verfassungsmässige»  (z.  B^  ein  nur  von^iner  Kammer  beschlosse- 
nos,  oder  ein  vom  EOnige  nicht  gutgeheissenes ;  o^er  flu  nicht  verkündeftes) 
Gesetz  gar  keine  rechtliche  Bedeutung  habe ,  gar  kein  Gesetz  s^i.  Allein . 
Yerhaegen  findet  in  der.  Verfa^sungs-Urkuhde  ilen  Beweis,  dass  ^xä  zwar 
in  der  Form,  tadelloses  allein  seinem  Inhalte  nach  verfassungswidriges  Ge- 
setz .fdr  die.  Gerichte  des  Landes  keinerlei  Yerjbindiichkeit  liabe;  somit 
zw^'  allerdings  von  ihnen  nicl|t  etwa  ein  für .  allemal  für  aufgehoben  erkl&rt 
werden  könne,  ~  weil  sie  keine  allgemeineii'Nprmen  zu  erlassen  haben,  — 
wohl  aber  in  jedem  einzelnenFalle,  wo  es  sachlich  ^ur  Anwendthig  zu  konunen 
hatte ,  als  ungültig  bei  Seite  gesetzt  werden  müs^e.  Seip  Gegner  dagegen 
i^  der  Ansicht,  dass  den  Grerichten  kein  IJrtheil^ zustehe  Qberdie  von  der 
gesetzgebenden  Gewalt  in  der  vorgeschriebenen  Form  erlassenem  Gesetze; 
sondern  dass  sie  dieselben,  wie  ßie  eben  seien,  anzuwenden,;  die  Wiederbe- 
seitigung sacihlich  tadelnswerther  Bestimmungen  aber  den  Factoren  der  ge- 
setzgebenden  Grewalt  allein  zti  überlassen  haben. 

Die  beiderseitige  Beweisführung  aber  ist,  in  möglichster  Zusammai- 
drängung,  nachstehende:  ' 

Yerhaegen  geht  von  den)  Satze  aus,  in  Belgien  habe  das  YoLk  drei 
völlig  gleichstehende  Gewalten  bestellt.  Hieraus  sclUiesst  er  denn ,  dass  die 
richterliehe  Gewalt  von  der  gesetzgebenden  keine  Vorschriften  anzunehmen 
habe  im  Bereiche  ihres  verfassungsmässigen  Auftrages.  Dieser  Auftrag  be- 
stehe  aber  in  der  Anwendung  der  Gesetze  auf  den  einzelnen  Rechtsfall ;  je4och 
natürlich  nur  gültfger  Oesetze.  Nicht  verfassungsmässige  Gesetze  seien 
gar  keine  Gesetze ,  denn  die  Gewalten  dürf^  nur  in  der  von  der  Verfassung 
vorgeschriebenen  Arl  ausgeübt  werden,  imd  *ein  auf  verfassungswidrige  Art 
zu  Stande  gekommenes  Gesetz  habe  somit  gar  keine  Bedeutung.  —  Ausser 
dieser  auf  das  allgemeine  System  der  belgischen  Verfassung  gejsttttzten  Aus- 
führung wird  dann  aber  au«h.  eine  ileih^  von  Beweisen  beigebracht ,  welche 
durch  logische  Schlüsse  aus  einzelnen  ArtikelA  der  Verfassungsurkunde,  ge- 
wonnen sind.  Und  zwar  sind  dieser  nuttelbaren  Beweise  zweierlei.  Theils 
wird  aus  dem  Inhalte  einiger  Artikel  ein  positiver  unterstützender  Schluss 
gezogen;  theils  aber. soll  ge^i^eigt  werden,  dass  andere  .Artikel ,  welche  man 
etwa  als  Beleg  fär  die  gegentheilige  Meinung  anführen  möchta,  bei*  richtiger 
Auslegung  diesen  Sinn  nicht  haben.    Die  positiven  unterstützendem  Beweise 
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BiBd  ^>er  nachstehende.  Zuerst  fii^det  Yerhaegeb  in  Art.  190 «  welcher 
die  anch  onr  theüweise  Snspensipn  der  Yerfasshng  untersagt,  in  so  ferne 
eine  unbedingte- Upgflltigkeit.verfassungswidHger  Gesetze,  sda  deren  i^fhalt 
lichts  sei  als  eine  6hiapenßion  derTerfassung  Aof  unbestimmte  Zeit.  Sodann 
schüesst  er  ans  den  in,  Art  131  genau  bestimmten  Formen  eine  Yerfassimgs- 
Andenmg  diU^uf ,  dass  .keine  andere  Art  einer  Aehderung  möglich  sei;  nun 
aber  Andere^  offenbar  ein  verfassungswidriges  Gesetz  die  Verfassung.  .Wenn 
sodann,  in  Art.  7d,  dem  Könige  jedes  andere  Eecht,  als  die  diicch^die  Yer^. 
fusung  verliehenen ,  abgesprochen  werde :  so  könne  er  doch  unmöglich  das 
Secht  haben,  zu  einem  verfassungswidrigen  Gesetze  seine  ^Zustimmung  zu 
geben.  Eine  Zurückweisung^  durch. richtigere  Auslegung  erh&lt  dagegen  .die 
Beziehung  auf  Artikel  28  und  107.  Wenn  nämlich  der  erstere'der  gesetz- 
gebenden Gewaltvdas  Recht  der  authentischen  Auslegung  der  Gesetze  ver« 
leihe,  so  folge  nicht  daraus,  dass  ein  von' ihr  erlassenes  verfassungswidriges 
Gesetz  eine  erlaubte  Auslegung  sd.  Yieknehr  verstehe  es  sich  von  s^bsi, 
diis  sich  die  Auslegung  innerhalb* der  Verfassung  zq  halten  habe,  da<«sonst 
me  parlamentarische,  Allmacht  bestände,  an  deren  Verleihung  das  belgisehe 
Valk  bei  Gründung  der  Verfassung  nicht'  entfernt  gedacÜt  habe.  Was  aber 
den  Art.  107  betreffe,  welcher  den  Qerichten  nur  eine  Nichtbeachtung  der 
gesetzwidrigen  Verordnungen  gestatte,  so  dürfe  keineswegs  durch  ein 
argumentum  a  contrario  geschlossen  werden,  dass  sie  also  alle  Gee(;.tz6) 
veldies  auch  deren  Inhalt  sei,  anzuwenden  haben:  vielmehr  müsse  durch  ein 
aignmentum  a  fortiori  geschlossen  werden,  dass  verfassungswidrige  Gesetze 
noch  weniger  auf  Anwendbarkeit  Anspruch  machen  konnex^.-  -r-  Die  ganze 
Beweisführung  aber  wird  abgerundet,  tfaeils  durch  ^die  Zurückweisung  der 
Furcht  vor  einer,  aus  der  Nichtanwendung  von  Gesetzen  entstehenden  An- 
archie; theils  durch  die  Aufstellung  einer  Reihe  von  Fäüen',  in  welchen  sich 
angeblich  aus  dem  entgegengesetzten  £rincip  unlösliche  Schwierigkeiten,  ent- 
wickeln. Endlich  sind  als  äussere  Anotoritäten  beigezogen  das  Beispiel  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  wo  über  das  Recht  der. Gerichte  zur 
Nichtanwendung  verfassungswidriger  Gesetze  g;ar  keih  Zweifel  bestehe,  and 
die  Namen  bekannter  Schriftsteller,  welche  theoretisch  dieselbe  Meinung 
tbeilen. 

Faider  dagegen  ist  zunächst  der  Ansicht^  dass  eigentlich  der  Stielt 
dn  ziemlich  müssiger  sei,  indem  verfassungswidrige  Gesetze-  nothwendig  eine 
grosse  Sjsltenheit  in  ^inem  constitutionelieQ  l^ande  seien.  IJ^ie  dreitheilige^u- 
sammensetzung  d^r  gesetzgebenden  Gewalt,  die  Wider^ruchsparthei  in  deren 
Mitte,  die  Gewalt  der  Presse,  .-der  öffentlichen  Meinung  und  der  Petitionen,  die 
OeffenUicULeit  der  Sitzungen  ^efen  genügende  SicherungsmitteL  AUein,  wenn 
die  Präge  dann  doch  angeworfen  werden  wolle,  so  sei,  und  zwar  mit  den 
eigenen  Bestimmungen  der, belgischen  Verfassung,. gegen  das  angebliche 
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Recht  der  «Gerichte  zu  e^tseheieten,  ein  itechli.  weleheii  diese  nie  in  A&spmch 
genommen  haben.  —  Was  zonäch^  dte  allgemeinen  Gründe  betreffe,  so  sd 
die  Behanptvng,  das&  in  Belgien  drei  *gl6ichgest«llt6  Gewalten  bestehen, 
geradezu  unrichtig.  Die  Verfassting  sage  liieTon  keinl^ort.  Nur  getrennt 
seien  d^GeWfidten;  allein  damit  sei  eine  natürliche  Ueber-  und  Unterordirang 
derselben  gar  wohj  vereinbar.  Üie  verfassungstnässige  Aufga^be  der  Gerichte 
sei  nur  die  Entscheidung  der  einzelnen  Rechlsfälle,  und  zwar,  wfis  <p<ri(üsche 
Bedite  betreife ,  nur  soweit  -die  Gesetze  sie  ihnen  zhweisen ,  und  in  'all^n 
FWen  nur  nach  den  iinen  Ton  lier  gesetzgebenden.  Gewalt  übergebenen  Ge- 
setzen. Ton  einem  Auftrage  der  Genehte;^e  VeKassung  zu  schützet  (wozu 
andere. Mittel  bestiipmt  seien),  oder  von  eineih  Rechte,  Urtheile  über  die 
Gesetze  zu  fäUen,  sei  in  der  Verfassung  milgends  di^Rede;  die  yersöhiedenen 
Gewalten,  dürfen  aber  nur  nach^Vörschrift  der  Verfassutig  angewendet  werden. 
Dass  eiÜ  verfassungswidriges  Gesetz  gar  kein  Gesetz  sei,' sei  lediglich  eine 
petitjo  prinpipii.  Namentlich  aber  müsse*  vom  allgemeinen  Standpunkte  aus 
die  grosse  Gefäfarliehkeit  der  gegnei^scheii ,  Lehce  hervorgehoben  werden. 
Wenn  es  jedenl  G^chte,  das  in  letzter  Instanz  spreche,  (und.  hierzu  gehöre 
selbst  unter  Umständen  der  einzelne  Friedensrichter  J  gestattet  wäre,  einem 
Gesetze  die  Vollziehung  zu.  verweigern,  so'  sei  kein  Recht  und  keine  Ordnung 
sidier.  Da  abier  jeder  andere  gleichgeordnete  Richifcer  in  seinem  Sprengel 
dem$(elben  Gesetze  Verfassungsmässigkeit  zugestehen  könne,  so  sei  überdi^v 
eine  wahr^  Anarchie  die  Folge.  Es  sei  vollkommen  unmöglich  anzunehmoi, 
dass  ctteselbe  Verfassung,  welche  2\ir. Schaffung  des  Rechts  durch  Gesetz  da 
Zusanünenwirken  aller  drei,  so.  gewichtigen,  Factoren  der  gesetzgel^^ndeö 
Machte  für  nöthig  erachtet  habe,  der  richterlichen  Gewalt,  welqhe  im  directen 
Gegensatze  hiermit  nie  vereinigt  sondern  immer  nur  vereinzelt  wirken  könne, 
eipe  Befugniss  zur  Beiseitesetzung  der  auf  solche  'Weise  entstandenen  Gesetze 
halie'  geben  wollen.  In  Beziehung  auf  die  aus  den  einzelneu  Artikeln  des 
'Grundgesetzes  g^^genen,  theils  mittelbaren  theils  unmittelbaren,  Beweis- 
sätze aber  s^  zu  zeigen,  einer  Seits,  dass  die  Art.  130,  131  und  78  das 
von  Verhaegen  Behauptete  nicht  enthalten;  anderer  Seits,  dass  Art.  107 

•  '  '  * 

mittelbai*,  Arti  28  ab^  unmittelbar  das  Gegenthell  vorschreiben.  Wenn  näm- 
lieh  behauptet  werden  wolle,  dass  ein  verfassungswidriges  Gesetz  die  Ver- 
*fassang  vnspendire,  so  h)ßisse  dies  dem  Begriffe  Suspension  Gewalt  anthun, 
'indem  vielmehr  tmläugbar  dieVMassung  eben  durch  das  fragliche  Gesetz  in 
ein^  ThAtigkeit  komme.  Sodann  .ser  es  ein  willJcürUcher  Zusatz ,  y^enn  die 
der  i^esetzgebenden  Gewalt  übertragene  Auslegung  der  Gesetze  auf  die  Grund- 
lage der  Verfassung  jbeschränkt  werden  wolle;  die  Gesetzgebung  sei  hierin 
ganz  nnbeachränkt  (souverai^).  Endlich  k<^me  nicht  gesagt  werden,  der 
König  fiberftchreite  «eine' Rechte,  weim  er^ejnem  verfassungswidrigen  Gesetze 
zustimme;  die  VerfEufsung  sM' durch  Einhalten  ihrer  (formelleil)  Vorschriften 
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gewahrt  Sei  aber  auf  diese  Weise  mehts  erwiesea,  so  fallei»«<iie  Gegenbe- 
weise um  so  schwerer  ins  Gewicht  tiie  in  Art.  107  den  Grerichten  gegebene 
Weisung^  geseUwidrige  V  e  r  0  r  4  n  u  iig  e  n  mcht  zu  beachten^sei  .die  Grenze, 
keineswegs  der  Anfang  des  I>fichtanwendungsrechtes.  Da  die  Gerichte  hin- 
tichÜicb  der  Gesetze  nicht  auch  entbunden  sei'eQ,  so  verstehe  sich  die  V^r- 
pfiiditang  zur  Anwendung  eigentlich  schon  ypn  seihtet  £s  konune  aber  noch 
die  Geschichte  der  Eütstehnng  des  Artikels  da^,  wo  sich  aus  d^  Verhand- 
lungen des  Kongresses jtuf  das  unzweideutigste  ergebe,  dass  nur  die  Bei- 
seitesetzung von  Verordnungen  hatbe  beschlossen  werden  wollen;  und 
zwar  aus  der  besonderen  Veranlassung  eines  vielfachen  •  holländischen.  Miss- 
bniuches.  An  Gesetzje  habe,  nachweisbar,  Niemand  dabei  gedacht.  Bazu 
komme  dann,^  als  directer  Beweis  der  Unterwerfung  der  Gerichte  unter  ein 
angeblich  veffassungswidri^es  ^Gesetz,  dass  in  Art.  2^  die  Auslegung  der 
Gesetze  äasschliessend  der  gesetzgebenden  Gewalt  übertragen  sei,^  somit  eine 

Ton  ihr  aii3ge]t^ende  Ausl^ung  unbedingten  Gehprsam.  von  AQen,  also  auch 

•     ■ 

^cn  den  Gerichten ,  fordere.  Die  angebliehe  Verfassungswidrigkeit  .des  Ge- 
setzes  sei  aber  hichts  andeies,  als  eine  Auslegung.  (Letzteres  ist  nicht  mit 
deutlichen. Worten  gesagt,  altein  unzweifelhaft  gemeint.)  Kaum  bemerkt  zu 
werden  braucht,  dass  der  Kasuistik  des  Gegners  ebenfivlls  spitzige  F&Ue  ^- 
gqseqgedetzt  werde^ ,  welche  die  Unmöglichkeit  /einer  Durchführung  seines 
Silies  beweisen. sollen;  und  dass  gegen  seine, Auctoritäten  das  Gewicht  wi- 
teiprechender  Namen  gesetzt  wird.  .  Das  Beispiel  d^r  Vereinigten  Staaten 
alter  wird  durch  die  Bemerkuag^  beseitigt,  dass  dort  die  'Verfassungen  aus- 
drücklich den  Gerichte;!  die  authentische  Auslegung  zuweisen,  welche  in 
Belgien,  wie  gezeigt,  uur  der  gesetzgebenden. Gewalt  gebühre. 

Das  Er^bniss  des  ganzen,  mit  ungewöhnlicher  Begabung  -ge- 
führten,-Streites  ist  nun  aber  wohl  für.  den  unbefemgeneA  Beurtheüer  ein 
doppeltes.  *.  .... 

Was  das  positive  belgische  Staatärec)it  betrifft,  so  muss,  die  Anschauung 
Faider's,  welcher  sich  auch  die  l^lgisch'eii.  Gerichte  selbst  anschliessen ,  als 
die  richtige  betrachtet,  weiden.  Sp  länge,  die  itzige  Gtehchtsorduung  des 
Landes  besteht,  ist  eine  Nichtanwendung  eines  Gesetzes  wögen  angeblicher 
Verfassungswidrigkeit  eine  praktische  Unmöglichkeit. 

Weniger  beMedigend  und  abstMessend  sind  die  Ausführungen  der  beiden 
Gegner  für  die  Lehre  im  Allgemeinen  und  als  Beitrag  zu  detai  constitatipnellen 
Staatsrechte  überhaupt  ^Theils^  wat  es  an  sich  nicht  ihre  AÜBicht,  eine  um- 
fassende theoretische  Untersuchung  anzustellen;-  theils  haben  sich,  wie 
diess  so  leicht  zu  gehen  pflegt^  die  Streitenden  zu  malichen  unhaltbaren^nnd 
sophiistischei;  Behüuptuügen  verführen  lassen.  Es  bleibt  also  ftr  einen  aU- 
gemeinen  Zweck  Manches  zu*  berichtigen  und  Andere3  selbststlndig  m  be- 
gründen und  zu  entwickeln  übrig.    Passenä  und  g,^^  die  Voif  än^er  ge- 
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recht  erachq^Bi  esd^^i'^  zuerst  diejepigen,  theils  negativen,  theils  positiven 
Sfttz^  von  theoretischer  Bedeatnng  henvorzoheben,  welche  dnrch  die  Streit- 
verhandlongen  gewonnen  worden  §ind,  dann  aber,  die'  Frage  in  ihrer  ganzen 
Tragweite  ins  Attge  zu  üadsen  und,  wo vinöglich  eine  vollständige  und  unan- 
greifbare  Antwort  zu  geben.  .      ^       .. 

Beginnt  man  mit  den  durch  deo Streit  gewonnenen  negativen  Sätzen, 
80  kann  nian  nicht  umhin  Faider  zuzugeben,  dass  die  Lehre  von  derGrewah- 
ertheilung  in  keiner  Weise  von  Bedeutung  für  die  Öttltigkeit  oder  Ungültig- 
keit eines  yerfassungswidrigeü  Gesetzea  ist.  laicht  nur  enthält -schon  die 
belgische  Verfassung  keineswegs  den  Grundsatz  einer  völligen  Gleichberech- 
tigung derselben,  sondern  zählt  iie  vielmehr  nur  auf,  und  weist  jeder  ihre 
Aufgabe  positiv  und  dhn^  Y^rgleichung  mit  den  beiden  andern  an,  wohiit 
denn  gar  w(^  verträglich  ist,  dass  eine  dieser  Aufgäben  6^  andere  bedingt, 
eine  der  Gewalten  der. andern  vorgeht;  jsondeirn  es  hat  überhaupt  und  im 
Allgemeinen  die  Wissendchafb  über  wenige  Sätze' so  entschieden  den  Stab 
gebrochen ,  als  über  die  Theorv^  der  gegenseitigen  Uhabhängigkeit  der  ein- 

* 

zelnen  Gewalten.  Dieselbe  ist  itzt  fast  ausnal^n8los  als  eine  durchaus  ver- 
kdirte    und   das    eigentlichste  ^  Wesen    des  Staatsorganismus  ^  verkennende 

earklärt. 

Sodann  hat  Faider  vorkommen  Recht,  weün  er  den  auf  die'Unver- 

bindli^hkeit  ^er  geset-zwidifigenVerorctuun^en  gestützten Schluss vom  : 

Klconereb  aufis  Grössere  für  einen  logistichen  Fehler  erklärt  und  ihm  lieme 

unmittelbare  . Beweiskraft  für   eine  Ungültigkeit    verfa«'suügswidriger  ' 

* 
Ges.etze  zuerkennt.    Wie  immer  es*  sich -mit  jenen  Verordnungen  verhalten 

mag,  so  ist  es  garwohl  möglich,  dass  aus  ganz  verständigeü  Gründen  etWIsks 
anderes  von  Befehlen  der  Regierung  als  von  Acten  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt gut;  und  das8  also  die  Anwendbai'keit  oder  Unanwendbarkeit  jeder  Art 
von  belebenden  Normen  besonders  zu  erweisen  ist. 

Ebenso  ist  zuzugeben,  dsäs  ejbwge  Verfassungsbestimmungen  über  die 
authentische  Auslegung  der  Gesetze  zu  der  vorliegenden  Streitfrage 
in  keiner  Art  voi^  Beziehung  stehen.  Wenn  die  Verfassungen  gewöhnlich^ 
wohl  zißn)l^ch  überflüssigerweise,  noch  l)espnders  bestimmen,  dass  die  Gewalt, 
welche  die  Gesetze  mache,  sie  auch  allein  authentisch,  d.  h.  durch  eine 
neue  allgemeine,  ebenfalls  als  Gesetz, gttltf|ge  Regel,  zu  interpretireh  habe: 
80  ist  in  der  Thät  nicht  abzusehen,  wie  diese  Bestimmnng  über  einen  Theil 
des  Gesetzgebcüigsfechts  irgend^  von  Einfluss  auf  Beantwortung  der  Frage 
seih  soll:  ob  ein  verfassungswidriges  Gesetz  rechtlich  anwendbar  ^ei?  Es 
wird  *  ja  in  Jenen  Erklftrungen  .des  Grundgesetzes  gar  nichts  anderes  und 
WBiti^res  besünunt,  als  dass  eine  authentische  Auslegung  jiichtvon  EinUm 
der  Factofon  der  gesetzgebenden  Gewalt,  z.  B.  dem  Könige  allein  oder  gax 
yofi  kge&d  einem  Dhtten ,  gegeben  werden  könne.    Will  man  hiervon  mük 
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die  ADwendang  machen,  dass  also  auch  den  Gerichton  J^eine  authentische 
Auslegung  zustehe :  so  steht  .^enn  lediglich  nichts  i(n  Wege ;  allein  es  wird 
auch  durch  diesen,  sich  ganz  vo^  selbst  verstehesdeil,  Sat^  nicht  das  Mindeste 
gewonnen  zur  Beantwortung  der  Fn^e,  ob  im  Falle  des  Widerspruches  eines 
Geset^s  mit  der  Verfassung  ersteres  oder  letztere  vorgehe?  Dass  diese  Frage 
ttberhaüpt  nicht  durch  eine  Bestimmung  über  authentische  Erklärung  erledigt 
ist,  geht  schon  daraus  hervof,.  dass  sie  in  voller  Stärke  auch  hinsichtlich 
eines  Aoslegungsgesetzes  selbst  zur  Sprache  iLommen.kann.  Auch  muss  noch 
bedacht  werden,  d^ss  gar  woM  verfassungswic&ige  Cresetze  denkbar,  sind, 
welche  in  keiner  Weise  als  authentische  Auslegungen  bezeiphnet  werden 
können  (wie  z.  B.  einfache  Aufhebungen  eines  Artikels  der  Verfa^ungs- 
Urknnde),  und  dass  somit  jene.  Art  vep  Auslegung  die  .vorliegende  .Frage 
nicht  einmal  deckt.  ^  ^    , 

Endlich  muss  (mit  Yerhaegen)  anerkannt  werden^  dass  der  Satz,  d|e  Grerichte 
sden  nicht  dazu  berufen,  Aber  die  Gesetze  zu  urtheilen.  sondern  sie  anzuweii- 
dei,  in  der  vorliegenden  Frage  nichts  eqtschBidet.  Er  ist  zwar  in  einem 
gewissen  Sinne  gimz  richtig;  allein  er.]¥ill  hier  in  einen  Art*  benutzt  werden, 
welche  mit  den  unbestrittensten  Elementarsätzen  der  Rechtsanwe^dang  im 
Widerspruche  steht,  und  w;elche.dfe*  uothWendige  Jhätigkeit  der  Gerichte 
ganz  vernichten,  wtlrde..  Allerdings  sind  die  Gerichte  nicht  dazu  berufen, 
eine  Kritik  über  den  Inhalt  der  Gesetze  in.  .der  Weise  abzugehen^,  dass  sie 
in  einer  allgemeinen  Erklärung,  und  vielleicht  gar  ohne  besoikligre  Y^ran- 
hssung  durch  einen  bestimmten* Rechtsstreit,  sich  ttber  den  Werth  dersfilben 
AossprSchen..  Es  steht  ihnen  femer  entschieden  nicht  ;m,.  ein  Gesetz  ftlr 
formell  ^i^gehoben  zu  erklären  wegen  angeblich  schlechten  Inhaltes.  Diess 
ist  nur  Sache. der  ge^cft^Sgebenden Gewalt.  Dagegen  aber  ist  es  in  alle  Wege 
ihre  Sache,  (Uirüber  zu  urthellen,  ob  e^ . angebohrtes  Geßetz  wirklich,  eines 
sei,  und  ob  und  wie  es  im  einzelnen  Rechtsstreite  Anwendung  finde.  Sie 
sollen  die  einzelnen  thatsächlichen  Fälle  unter  das  Oesetz  bringen ;  natärlich 
aber  nicht  unter  ein  Gesetz  überhaupt,  sondern  unter  das  richtige.    Sie 

■  «  * 

haben  also  unter  den  Gesetzen. die  nöthigeWahl  zu  treffen ,  und  haben  das 
Re^t  und. die  Pflicht,  zu  erjdären,  ob  ein.^on  einer  Parthie.  ^geführtes 
Gesetz  wirklich  für  den  Fall  pas$t  oder  oicht.  Wenn  mehrere  Gesetze  unter 
sich  im  Widerspruche  sind  —  Was  freilich  fdcht  sein  sollte,  aber  eben  ist  — 
habep  sie  nach  Regeln  der  Rechtswissenschaft  zu  entscheiden,  welches  im 
concreten  Falle  .vorgeht,  also  z.  B.  die  Ai^snahme  der  Regel;  das  neuere  dem 
älteren  Gesetze  u.  s.  yr.  Gar^n^cht^  andere«  geschieht  nun,  wenn  in  einem 
Eechtsihlle  die  Frage,  ei^tsteht ,  oj)  eine  Vorschrift  der  Yer&ssungsurkunde, 
oder  ob  ein  damit  im  Widerspruche  befindliches  späteres  Gesetz  Anwendung 
zu  finden  habe  ?  Wenn,  üer^  nun  <}as  Gericht ,  wie  es  nach  Grundsätasen  der 
Lo^  jmd  de$  Staatsrechtes  thun  muss,  deu^Sat2  dev.  Verfassong  als  den 
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üöheiTi^  durch  eisen  niedeni  Act  von  RechtsDormen  gar  nicht  antastKaren 
and  angetasteten,  vorzieht:  so  nrtheilt  es  nicht  Ober  dieses  Gesetz,  noch 
weniger  spricht  er  eine  Aofhebong  desselben. ans,  sondern  er  erklärt  nur, 
da^es  in  diesem  FaDe  weg|pn  Znsammeristosses  mit  einem  hohem  Cresetze 
keine  Anwendong  finde.  Es  ist  hier  ^on  gar  keinem  üebergreifen  in  eine 
andere  ^phär^,  Ton  einer  politischen  Handlosg,  tberhaapt  von  etwas  unge- 
wöhnlichem die  Rede;  es  iRrd  nur  ein  logisc&er  Schlnss  gemacht,  wie  der 
Richter  tflglich  gleiche  mid  timliche  madit.  'Welche  Folgen  daraus  enfsteheil, 
diess  geht  den  fechter  zonichst  nichts  an;  da  mögen  Die  zosehen,  wdc^ 
die  ^<»etze  zu  jnachai,  ond  also  auch  in  Vebereinstimmung  zu  bringen 
haben. 

Die  aß  festgestellt*  ans  dem^  Streite  herrorgehenden  positiven  Sätze 
sind  dagegen  nachstehende  be^le: 

Einmal  mnss  (mit  Yerhaegen)  behauptet  werden,  dass  ein  ver&ssnngs- 
widriges  Gesetz  gar  kein  Gesetz  ist,  d.  h.  ftlr  IHemaüd  Rechtsverbindlichkdt 
hat.  Jede  Gewalt  darf  nur  änf  verfassnngsmAssige  Weise  ausgeübt  werd^ ; 
wenn -sie  diese  Vorschrift  verletzt,  begeht  sie  selbst  Unrecht,  erzengt  aber 
kein  .Recht  im  objectiven  Silme.  Eine  blosse  petitio  prindpii  ist  es,  die 
Forde^ong  der  Yer&ssangsmfissigkeit  bei  Gesetzen  auf  die  äussere  Form  zu 
beschränken.  Handelt  es  sich  doch  im  Gegentheile  hauptsächlich  um  den 
Inhalt.  Welchen  Nntzen  ftlr  die  Festigkeit  der  Staatseinrichtungen  und  ftlr 
die  Rechte  der  BCbrger  hätte  der  blosse  Schein  der  Einhaltung  bei  wirklicher 
Yerietzung  der  Grundlagen  des  Zusammenlebens? 

Zweitens  aber  ist,  auf  der  andern  Seite,  nicht  zu  verkennen,  dass  es  Faider 
gelungen  ist,  Air  ddn  Fall  verschiedener  Entscheidungen  über  die  angebliche 
Yerihssungswidrigkeit  eines  Gesetzes  eine  grosse  Rechf  sunsicherheit  nachzuwei* 
9esL  Wenn  nun  aber  eine  noch  so  richtige  Kette  von  Si^hlüssen  die  AuflQ3ungile8 
Staates,  oder  die  Unmöglichkeit  einer  seiner  nothwen^igßten  Leistungen  her- 
beiführen würde,,  so  kann  e&vem(\nftigerweise  nicht  heissen:  iat  syUogi^nus, 
pereat  mundost  sondern'  es  hat  nicht  bloss  der  Staatsmann,  sondern  auch 
Jeder  .verständige  eiii&che  Bürger  nur  die  Wahl*,  entweder  der  Schlusdlblge 
an  jener  Stelle  die  Spitze  abzubrechen,  wp  sie  anfängt  gefiUirlich  zu  werden, 
oder  aber  den  obersten  Satz  zu  ändern  und  dann  also  auch  zu  anderen  Fol- 
gerungen  zu  gelangen.  Es  wär^  nnvemünltig ,  der  Theorie  die  .Wirklichkeit 
zu  opfern,  und  ein  (rrundsatz,  welcher  die  Grundlage  des  ganzen  Zusammen* 
lebens^,  die  Rechtssicherheit,  tief  und  unbestimmt  weit  erschüttern  kbnnte, 
darf  nicht  zugelass^  werden,  Welcherlei  Yordeisätze  auch  für  il^l frechen» 
Ifan  kann  somit  nur.  einverstanden  damit  sein ,  dass  den  Gerichten  ein  Recht 
nur  Nichtanwendung  eiües  Gesetzes  wegen  sachlicher  Yerfassungswidrigkett 
nicht  zustehen  kann,  so  lange  nicht  für  eine  schliesslich  entscheidende  Ein- 
ricfatung  zur  Beseitigung  von^  Widersprüchen  unter  denselben  getroffen  *i8t« 
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Aber  eben  so  einleuchtend  ist  freüicli,  dass  diese  Einräomong  keine  end- 
gflltige  BeantwortuDg  der  Frage  ist,  sondern  idelmchr  nur  ein  vorüber- 
gehendes Nothmittel  und  eine  dringende  Aufforderung  zur  Herstellung  des 
iD  sich  richtigem  und  die  Ziehung  richtiger  Folgerungen  möglich  machenden 
Zostandes. 

Diess  denn  der  aus  den  Streitschriften  der  belgischen  Staatsmänner  zu 
sehende  .Gewinn,  -r-  So  wichtig  nun  aber  auch  einige  dieser  Sätze  sind ,  so 
genflgen  sie  doch  keineswegs  zur  Aufbauung  einer  den  ganzen  Gegenstand 
Brnfassenden  Lehre  und  zur  abschliessenden  Erledigung  aller  Zweifel  und 
Einwendungen.  Es  bedarf  noch  einer  zusammenhängenden  Entwicklung,  einer 
positiven  Beweisführung  und  der  Berücksichtigung  mehrerer  ganz  übergange- 
ner Seiten  der  Frage.  Einen  Versuch  hierzu  sollen  nun  nachstehende  Er- 
örterungen liefern. 

Vor  Allem  ist  denn  zu  erinnern,  dass  die  Gültigkeit  materiell  ver- 
fusongswidriger  Gesetze  der  eigentliche  Gegenstand  des  Streites  und  der 
Untersachong  ist.  Dass  schon  formell  gegen  Yerfassungsbestimmungen 
ustossende  und  deren  Bedingungen  nicht  erfüllende  Befehle  keine  Gültigkeit 
itiben,  ist  kaum  von  irgend  Jemand  in  ZweifeJ  gezogen.  Solche  YerOffeut- 
iichungen  bestehen  ja  nicht  einmal  dem  äussern  Scheine  nach  als  (jresetze.  — 
Die  Frage  aber,  ob  Gesetze  der  ersteren  Art,  trotz  ihrer  inneren  Mängel, 
befolgt  werden  müssen,  ist,  wie  bereits  Eingangs  bemerkt,  in  dreifacher 
Beziehung  zu  beantworten:  hinsichtlich  der  Gerichte,  der  Verwaltungsbe- 
hörden, endlich  der  einzelnen  Bürger. 

L  Ein^h  liegt  die  Sache  bei  den  Gerichten.  Für  sie  ist  Zu- 
itindigkeit  zu  einer  Untersuchung  des  materiellen  Inhaltes  der  Gesetze  und 
der  daraos  hervorgehenden  Verfassungsmässigkeit  oder  Verfassungswidrigkeit 
unbedingt  zu  bcuimspruchen.  Die  Beweisfühiomg  ist  in  der  Hauptsache  oben, 
S.  79  o.  fg.,  bereits  kuirz  angegeben  und  namentlich  bemerkt  worden :  es  sei 
allerdings  nicht  Aufgabe  der  Gerichte,  eine  Kritik  der  Gesetzgebung  zu 
flben,  sondern  nur  die  bestehenden  Gesetze  anzuwenden ;  allein  diese  Anwen- 
dimg könne  nur  stattfinden  bei  gültigen  Gesetzen ,  und  ein  d^r  Verfassung 
dem  Inhalte  nach  widersprechendes  Gesetz  sei  selbstredeild  kein  gültiges. 
Es  kOnne  also  allerdings  der  {licfater ,  da  ihhi  keine  gesetzgebende  Gewalt 
zustehe,  ein  solches  verfassungswidriges  Gesetz  nicht  ein  für  allemale  auf- 

•  

heben ;  wohl  aber  könne  und  dürfe  er  es  im  einzelnen  Falle  nicht  anwenden^ 
und  zwar  wegen  seiner  Ungültigkeit.  —  Es  ist  nun  aber  wohl  nicht  unpas- 
8oid,  einzelne  Glieder  dieser  Beweisführung  näher  zu  begründen. 

Die  ganze  Argumentation  beruht,  wie  man  sieht,  lediglich  auf  dem 
Sitze,  dass  die  Vorschriften  einer  Verfassungsurkunde  (oder  einer  ihr  bxls* 
drücklich  gleichgestellten  Bestinmiang)  eine  höhere  Gattung  von  befehlenden 
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Normen  seien,  als  ein  gewöhnliches  Gesetz,  und  dass  sie  auch  von  dem  letzteren 
weder  stillschweigend  noch  ausdrücklich  geändert  werden  können. 

Dieser  Satz  ist  allerdings  nicht  an  und  für  sich  und  absolut  gültig,  und 
er  darf  nicht  als  ein  Axiom  ^es  constitutionellep  Staatsrechtes. in  Anspruch 
genommen  werden.  Es  kann  zwar  unzweifelhaft  so  angeqrdifet  sein;  es  ist 
aber  auch  möglich ,  dass  in  einem  bestin:imten  Staate  grundsätzlich  unter  d£n 
verschiedenen  Anordnungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  kein  Unterschied  ge- 
macht ist,  vielmehr  letzterer  zu  jeder\Zeit  ^und  wenn  sie  auch  nur  in  ihren 
gewöhnlichen  Formen  handelt,  rechtliche  Allmacht  beigelegt  wird.  Und  ob 
das  eine  ode^  das  andere  gilt,  ist  lediglich  eine,  thatsächliche  Frage.  Allein 
dennoch  kann  der  Satz  unbedenklich  der  rechtlichen  Erörterung  dieser  oi^d 
jeder  anderen  Frage  des  constitutionellen  Staatsrechtes  (mit  einziger  Aus- 
nahme von  England)  zu  Grunde  gelegt  werden.  Es  ist  nämlich  die  thatsäch 
liehe  Entscheidung,  seitdem  schriftliche  Yerfässungsurkunden  in  Amerika  und 
später  auf  dem  europäischen  Festlande  bestehen,  zu  Gunsten  der  höheren 
Gültigkeit  der  Yerfassungsurkunden  ausgefallen;  nnd  zwar  ganz  unwandelbar 
und  ausnahmelos.  Einmal  sind  schon  überhaupt  die  Yerfassungsurkunden  nur 
zu  dem  Zwecke  abgefasst  worden,  um  durch  ihre  Satzungen  e^ne  festere, 
unantastbarere  und  .über  die  Veränderlichkeit  und  Laune  der  gewöhnlichen 
gesetzgebenden  Gewalt  erhobene  Grundlage  für  das  Staatsleben  zu  erhalten. 
Selbst  also,  wenn  keine  ausdrückliche  Erklärung  über  das  Vei'hältniss  von 
Vei-fassungsbestimmung  und  gewöhnlichem  Gesetz  gegeben  wäre,  so  würde 
sich  die  Uiiterordnung  des  letzteren  unter  die  erstere  von  selbst  verstehen. 
Es  ist  aber,  zweitens,  zum  Ueberflusse  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
erlassen.  Die  Verfassungsurkunden  enthalten  sännntlich .  "besondere  Vor- 
schriften darüber,  auf  wH^he,  namhaft  erschwerte,  Weise  Abänderungen 
ihrer  selbst  vorgenommen  werden  können.  •  Diess  heisst  nun  doch  nichts 
anderes,  als  dass  eine  Bestimmung  der. Verfassungsurkunde  durch  ein  ge- 
wohnliches  Gesetz  nicht  gültig  aufgehoben  oder  geändert  werden  könpe.  Ist 
dem  aber  also,  so  muss  natürlich  auch  das  durch  einen  unmächtigen  Angriff 
wiikuugslos  angefochtene  Verfas&ungsgesetz  im  vorkommenden  einzelnen  Falle 
als  die  zu  befolgende  Norm  betrachtet  werden ,  und  nicht  das  von  Haus  ans 
wirkungslose  Gesetz.  —  Diess  ist  denn  auch  das  allgemeine  Rechtsbewusst- 
sein  der  ganzen  Zeit.  Was  in  den  Verfassungsurkunden  verzeichnet  ist,  soll 
unantastbar  sein  und  unter  allen  Umständen  befolgt,  nicht  nach  Belieben 
in  späteren  Gesetzen  Verändert,  gedeutelt,  aufgehoben  werden.  Nicht  bloss 
wegen  ihres  nützlichen  Inhaltes,  sondern  selbst  ohne  einen  solchen,  werden 
sie  als  die  Grundlage  des  Staatsgeläudes  geachtet  und  fast  über  ein  mensch« 
liches  Werk  hinaus  als  heilig  betrachtet  Und  webe  in  der  That  Dem,  wer 
hieran  rüttelt  1  Bei  einer  Erschütterung  der  Ver£a,ssung  und  der  Ueberzeu'* 
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goDg,  dass  sie  allem  andern  Wollen  vorgehe,  stehen  nicht  bloss  die  Rechte 
der  Borger ,  sondern  auch  die  der  Krone  auf  dem  Spiele  ^). 

Die  gegen  diese  Anschauung  vorgebrachten  Einwendimgen  sind  denn 
iber  folgmde  ') : 

1.  Die  Lehre,  nach  welcher  die  richterliche  Gewalt  in  gleicher  Höhe 
mü  der  gesetzgebenden  stehe  und  derselben  gleichberechtigt  erscheine ,  sei 
sdion  Uogst  und  allgemein  als  eine  üalsche  erkannt.  Der  Richter  sei  viel- 
nehr  der  gesetzgebenden  Gewalt  untergeordnet,  wie  jedtes  andere  Glied  des 
Staats  und  Regierungsorganismus.  —  Diess  ist  ganz  richtig,  bertthrt  aber 


1)  £■  ist  ia  der  ThAt  kanm  begreiflich,  wie  das  rechtliche  VerhUtnits  der  neueren  Ver- 
ftiHHiBKiii  so  den  gewöhnlichen  (Hsetsen . und  der  0|iuid  der  den  ersteren  beige^egteo 
hSbtn  Bedeutung  beanstaadet  werden  mag,  $o  Iclar  liegt  die  Geschichte  vor  und  so  anzwei- 
4e«ig  iliid  die  eigenen  ErkUlmngeir  dieser  Urkunden.  Dennoch  hat  iieactionäre  Sophistlk  auch 
SB  rütteln  gewagt;  and  swar  hat  U.  Bischof  diese  Auiiffabe  übemonunen.  —  Einmal 
steUt  dieser  Jonge  SdiriftsteUer  (in  der  D.  Vierte^f.-Schr. ,  H.  3,  8.  166  ^.)  die  Behanp- 
M|  nf ,  daas  die  Anerkennong  einer  wesentlichen  Verschiedenheit  zwischen  constitationeOem 
o^  fewohnUcbem  Gesetze  dem  monarchischeu  Principe  dlrect  widerstrebe.  Eine  solche  Ver- 
«UedcBheit  könne  por  auf  einer  Verschiedenheit  der  Auctorität  beruhen,  aus  welcher  die  beiden 
tim  der  Gesetze  abstammen;. nun  sei  es  aber  lediglich  eine  verwerfliche  Anschauung  der  Revo- 
Jaks,  dass  das  oonstituirende  Gesetz  vom  souveränen  Vojike  ailein  ausgehe  und  desshalb  von 
Jetan  späteren  Gesetze  geaditet  werden  mfisse. .  Hier  ist  nun  aber,  zunächst  offenkundig  un- 
vikr,  dass  die  Ver&ssungsurkunden  desshalb  als  eine  höhere  Gattung  von  Gesetzen  betrachtet 
üi  bihsadelt  werden,  wefl  sie  als  ein  Ausflnss  der  Volkssouveränetät  angesehen  werden.  Sie 
iad  als  ein  höheres  Gesetz  anerkannt,  weil  sie  hierfär  von  der  zustehenden  gesetzgebenden 
Gfvalt  erUlrt  sind;  gleiohgültig ,  welche  diese  letztere  ist,  fklls  sie  nur  zu  einer  solchen  Er- 
küiB^  befta^  war.  Selbst  octroirte  Verfkssungagesetze  sind  unbestritten  als  höchstes  Gesetz 
im  Landes  l>etrachtet,  fiUls  nur  unzweifelhaft  der  Regent  zur  Zeit  der  Octroirung  unbeschränkter 
Owetzgeber  war.  Sodann  ist  nicht  einzusehen,  in  wie  f^rne  die  staatliche  Stellung  eines  Fflrsten 
snreicinbar  aeifi  soll  mit  dem  Vorhandensein  gewisser,  nur  unter  erschifreicten  Bedingungen 
Abiaderbarer,  namentlich  durch  gewöhnliche  Gesetze  nicht  zu  beseitigender  Satzungen.  Nur 
vesn  man  das  monarchische  Princip  für  gleichbedeutend  setzt  mit  unbeschränkter  Gewalt,  ün- 
IsbondeBkalt  dueh  Versprechen  und  Rechtlosigkeit  der  Bärger,  kann  man' eine  solche  Behaup- 
tn«  anlkteUen.  Endlich  verdient  die  nicht  seiton  und  auch  hier  angewendete  Unart,  Jeden  bei 
iigead  einer  BeweisfiUurung  unbequemen  Satz  für  eine  Ausgeburt  der  Revolution  zu  erklären, 
iaait  aber  Dmenügen,  welche  ihn  fUr  richtig  anerkennen,  zwai*  nicht  zu  widerlegen  aber  doch 
n  verdichtigeD,  die  schärfste  wissenschaftliche  und  sittliche  Rüge.  —  An  einem  andern  Orte 
Mfaristenrerantwortlichkeit  und  Staatsgerichtshöfe  in  Deutschland.  Glessen,  1S59,  S.  41  ^.) 
SsUc  derselben  Verfioser  fidgende  Sätze  auf:  „Die  Verbindlichkeit  der  Normen  des  Gesetzgebers 
wi  dsHbalb  von  ihrem  Inhalte  nicht  abhängig,  ^eil  sein  Wille  der  höchste  im  Staate  sei.  In 
AMem  Stnne  mlLsse  also  das  Gesetz  allmächtig,  und  sein  Widerspruch  gegen  die  Verfassung  stets  nur 
sin  sdieiiibarer  genanfit  werden,  well  der  Gesetzgeber  selbst  zur  Bestimmung  des  Begriffes  von 
VgjSMumgsmässigkeit  die  Beftigniss  habe.**  Hier  ist  denn  nun,  zunächst,  lüar,  dass  der  Wire 
4es  Oesetsgebers  keineswegs  unbedingt  der  hödiste  im  Staate  ist.  Wenn  die  Gültigkeit  seiner 
VsiBehziflei»  auf  reehtiverbindllel^e  Weise  yon  der  Erfdllung  bestimmter  Bedingungen  abhängig 
Cesueht  Ist,  so  müssen  diese  eingehalten  werden,  oder  es  hat  die  fragliche  Norm  keine  ver- 
padHende  Kraft:  Eine  solche  Bedingung  ist  denn  nun  aber  die  Einhaltung  der  Verfassung  bei 
fwsiknliffhen  Acten  der  Gesetzgebung.  Und  was,  zweitens,  das  Recht  des  Gesetigebers  be* 
triit,  den  Begriff  der  V6rfkssungamäss(gkeit  festzustellen,  oder,  deutlicher  gesprochen,  eine 
Venu  als  Verfhssnngsgesetz  zu  erklären:  so  besteht  ds^elbe  allerdings,  allein  ebenfklls  wieder 
HnhslUing;  bestimmter  Bedhugüngen*  Diese  sind  nun  bei  einem  einfiachen  Gesetze  selbst- 
nicht  erfüllt;  also  kann  dasselbe  aueh  nicht  als  Verfsssungsgesetz  gelten,  beziehungs- 
reise  bestehende  Verfiusungsbesflmmungen  gültig  abändern.  Diese  Sätze  gehören  so  sehr  den 
1  Lehren  der  Jnristischen  Logik  an,  dass  man  sich  ümt  scheuet,  sie  auszusprechen. 

t:  VgL  Blnntschli,  allgem.  Staatsrecht    Ste  Aufl.,  8.  48»  u.  figr. 
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die  Frage  gar  nicht,  von  welcher  es  sich  handelt.  Jeder  gibt  allerdings  zu, 
dass  der  Richter  einem  materiell  verfassungsmässigen  Gesetze  zu  gehorchen 
habe^  ob  ihm  der  Inhalt  desselben  gefalle  oder  nicht.  Allein  da  eben  so 
wenig  irgend  Jemand  läugnet,  dass  ein  schon  formell  ungültiges  Gresetz- kei- 
nerlei rechtliche  Bedeutung  habe  und  auch  von  dem  Richter  nicht  beobachtet 
werden  dürfe:  so  ergibt  sich  hieraus  unzweifelhaft,  dass  der  Richter  nicht 
aller  und  jeder  Handlung  des  Gesetzgebers,  wie  sie  auch  immer  sein  möge, 
Gehorsam  schulde,  sondern  dass-  doch  ein  Unterschied  möglich  und  also  eine 
Untersuchung  anzustellen  sei.  Wenn  aher  kurzer  Hand  behauptet  wird,  dass 
jeden  Falles  bei  einem  materiell  verfassungswidrigen ,  äusserlich  jedoch  un- 
antastbaren Gesetze  für  den  Richter  eine  Verpflichtung  zur  Anwendung  be-- 
stehen,  so  ist  diess  eine  reine  pctitio  principii;  und  noch  dazu  eine  schon 
auf  den  ersten  Anblick  als  unrichtig  zu  erkennende,  indem  es  doch  klar 
ist^  dass  wenn  ein  Befehl  schon  wegen  eines  Formfehlers  nicht  beachtet  m 
werden  braucht,  diess  doppelt  nicht  stattfinden  kann  bei  einem  rechtswidrigen 
Inhalte. 

2.  Die  Gerichte  werden,  falls  ihnen  ein  Untersüchungsrecht  in  Betreff 
der  Gültigkeit  der  Gesetze  eingeräumt  werde,  zwar  nicht  grundsätzlich,  wohl 
aber  thatsächlich  über  die  Volksvertretung  gestellt.  Nun  seien  sie  aber 
nur  ein  einzelnes  Organ  des  Staatskörpers,  während  die  Repräsentation  das 
ganze  Volk  bedeute ,  und  der  Theil  dürfe  nicht  höher  gestellt  werden  als  das 
Ganze.  —  Diess  Alles  ist  schief.  Es  ist  gar  nicht  davon  die  Rede ,  die  Ge- 
richte über  die  Gesetzgebung,  ein  Theil  des  Organismus  über  diesen  selbst 
zu  stellen;  sondern  esiiandelt  sich  lediglich  davon,  ob  die  Gerichte  befugt 
sind ,  den  über  ihr  Recht  streitenden  Bürgern  eine  verfassungswidrige  Ent- 
scheidung aufzudringen,  oder  eine  Strafe  zu  erkennen,  obgleich  diess  das 
oberste  Gesetz  des  Landes  ausdrücklich  oder  in  seinen  Folgerungen  verboten 
hat?  Eine  .Bejahung  dieser  Frage  ist  nun  aber  vollkonmien  unvereinbar 
mit  dem  Begriffe  der  Verfassung  und  der  ob^n  geltend  gemachten  Verschieden- 
heit der  gesetzlichen  Bestimmung  im  constitutionellen  Staate.  Ob  bei  einer 
solchen  ausnahmsweise  Nichtbeachtung  eines  Befehles  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt ein  Tadel  auf  diese  fällt  wegen  eines  von  ihr  begangenen  Fehlers,  kann 
nicht  weiter  in  Betrachtung  kommen ;  trägt  sie  doch  die  Schuld  selbst  daran. 
Auch  die  gesetzgebende  Gewalt  ist  keine  heilige  und  unfehlbare  Person ;  son- 
dern sie  steht,  wie  Alles  im 'Staate,  unter  dem  Begriffe  des  Rechtes  und  unter 
den  P'orderungen  der  Logik. 

3.  Die  Bewahrung  der  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze  sei  der  Volks« 
Vertretung  übei*ti*agen ,  und  nur  ihr  allein;  wenn  sie  zugestimmt  habe,  so 
sei  Uebereinstimmung  aller  berechtigten  Factoren  des  Staatswillens  vorhanden, 
und  es  habe  somit  Jedär,  Bürger  oder  Beamter,  zu  gehorchen.  —  Unzweifel- 
haft richtig  ist,  dass  die  Stäudeversammluug  den  Auftrag  hat,  die  Verfassung 
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20  wahren  hat;  ehenso  ist  klar,  dass  für  sie,  wenn  sie  zn  einem  Antrage  oder 
einer  Handlung  der  letztem  zugestimmt  hat,  von  einer  Beschwerde,  Anklage 
nd  Verantwortlichkeit  der  Rathgeber  des  Fürsten .  nicht  mehr  die  Rede 
sein  kann.  AUein  hieraus  folgt  keineswegs,  dass  wenn  die  Ständeversämm- 
inng  selbst  gegen  die  Verfassung  handelt,  diess  zum  Rechte  wird;  noch  dass, 
wenn  sie  ihre  Pflicht  versäumt,  jedes  selbststfindige  Recht  im  ganzen  Volke 
damit  auch  erlöscht.  Vielmehr  wird  eine  sachlich  verfassungswidrige  Hand- 
lang dorch  eine  ständische  Zustimmung  keineswegs  eine  verfassungsmässige; 
and  ein  Gesetz,  welches  gegen  ein  klares  Gebot  der  Verfiassuhg  verstösst, 
wird  durch  eine,  gleichgtlltig  jetzt  ob  unbedachte  oder  mitschuldige.  Mit- 
Wirkung  der  Volksvertretung  nimmermehr  in  logischen  Einklang  mit  dem 
Grundgesetze  gebracht.  Diä  Stände  haben  ihr0  Pflicht  nicht  gethan;  allein 
dajnit  sind  die  Grundgesetze  des  Staates  keineswegs  aufgehoben  oder  ihrer 
allgemeinen  Folgen  beraubt.  Die  verpflichtende  Kraft  derselben  besteht  un- 
iDgetastet  für  Jedermann  fort.  Auch  der  Richter  bestreitet  den  Factoren 
der  Gesetzgebung  das  Recht  keineswegs,  die  Verfassung  auf  gesetzlichem 
Wege  zu  ändern,  wie  oft  und.  in  welcher  Beziehung  sie  solches  für  gut  finden 
jodgen;  and  er  gehorcht  auch,  wenn  es  vorschriftmässig  geschah,  alsbald 
md  onweigerlich,  das  heisst  er  wendet  die  der  veränderten  Verfassung  ent- 
sprechenden Gesetze  überall  an,  wo  es  die  Sachlage  erfordert:  allein  so  lange 
die  Verfassung  rechtlich  nicht  abgeändert  ist,  bestehen  für  ihn  die  ursprüng- 
lichen Bestimmungen  derselben  zu  Recht,  und  er  muss  sie  anwenden  nach 
seinem  Eide.  Er  will  dabei  keineswegs  als  eine  das  Volk  schützende  Er- 
ginzongs-  oder  Revisious-Gewalt  auftreten  an  der  Stelle  der  ihrer  Verpflich- 
tung nicht  nachkommenden  Ständeversammlung,  (als  wozu  ihn  die  Verfassung 
allerdings  nicht  beruft;)  sondern  er  erkennt  nur  etwas  nicht  als  Gesetz  an, 
was  als  solches  nioht  besteht.  Welche  Folgen  es  hat,  wenn  desshalb  eine 
gewisse  Absicht  anderer  Organe  des  Staatswillens  nicht  ausgeführt  werden 
kann,  hat  nicht  er  zu  bedenken;  auch  soll  er  sicherlich  nicht  nach  einem 
etwaigen  politischen  Urtheile  handeln  oder  etwa  Gewinn  für  die  Volksrechte 
zu  erschleichen  suchen.  Auch  wenn  das  verfassungswidrige  Gesetz  eine  Ans* 
dehnung  staatsbürgerlicher  Befugnisse  zum  Gegenstande  und  Zwecke  hätte, 
mtlsste  er  ihre  Anwendung  verweigern,  so  weit  diess  seines  Amtes  ist.  Würde 
es  sich  freihch  treffen,  dass  durch  die  Haltung  der  Richter  eine  Berechtigung 
der  Bürger  einen  Schutz  erhielte,  so  wäre  diess  kein  Unglück  und  sicher  kein 
Grund  anders  zu  handeln. 

4.    Zur  Beurtheilung  der  Verfassungsmässigkeit  oder  Verfassungswidrig- 
keit eines  Gesetzes  seien  die  gewöhnlich  doch  nur  im  Privatrechte  ausgebil- 
deten Richter  nidkt  befähigt,  sondern  es  sei  diess  eine  politische  Frage,  deren 
Beurtheilung  nur  Stafitsmähnem  zukomme.  —  Nichts  weniger.    Bie  Beur- , 
theünng  der  Verfassungsmässigkeit  eines  Gesetzes  ist  einfach  eine  Aufgabe 
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der  juristischen  Logik.  Warum  zu  ihrer  Lösung  rechtsgelehrte  Richter  nicht 
sollten  befähigt  sein,  ist  in  der  That  nicht  einzusehen.  Entscheidungen 
darüber,  ob  und  in  wie  weit  eine  gesetzliche  Norm  mit  einer  andern  über- 
einstimmt oder  durch  sie  im  besonderen  Falle  ausgeschlossen  ist,  sind  ein 
tägliches  Geschäft  der  Gerichte.  Gegenstand  und  Inhalt  der  in  ein  richtiges 
Verhältniss  zu  einander  zu  bringenden  Normen  thut  aber  dabei  gar  nichts 
zur  Sache,  erschwert  sogar  nicht  einmal  die  Vornahme  der  logischen  Schluss- 
folgerung. Wenn  irgend  etwas,  so  wird  man  sogar  behaupten  müssen,  dass 
die  Beurtheilung  der  Verfassungsmässigkeit  eines  Gesetzes  eine  weit  ein- 
fachere Denkoperation  ist,  als  sie  bei  mancher  anderen  Collision  von  Ge- 
setzen vorgenommen  werden  muss.  Dass  die  Richter  nur  im  Privatrechte, 
und  nicht  auch  im  öffentlichen  Rechte  ihres  Vaterlandes  ausgebildet  seien, 
ist  überdiess  lediglich  eine  unerwiesene  und  mit  den  Studienvorschriften  und 
Prüfungsordnungen  im  Widerspruche  stehende  Annahme.  Sollte  dem  aber 
wirklich  in  einem  bestimmten  Lande. so  sein,  so  folgt  daraus  nur,  dass  hier 
ein  wesentlicher  Mangel  in  der  wissenschaftlichen  Erziehung  der  einheimischen 
Rechtsgelehrtcn  stattfindet,  und  demgemäss  schleunigst  eine  Verbesserung 
vorgenommen  werden  muss ;  wahrlich  aber  nicht,  dass  allgemeine  Grundsätze 
nicht  gelten  und  rechtlich  nothwendige  Schlussfoigerungen  nicht  gezogen  werden 
dürfen.  Es  sind  in  der  That  mehr  als  auffallende  Sätze,  dass  ein  ungültiges 
Gesetz  gelte,  weil  der  Richter  persönlich  einer  Einsicht  in  die  merita  causae 
entbehre ;  und  dass  bei  schwieriger  Auslegung  dem  Richtet  das  Recht  hierzu 
genommen  und  irgend  einer  (nicht  einmal  wesentlich  rechtsgelehrten)  Behörde 
übertragen  werden  müsse !  Vertheidigungen  solcher  Art  beweisen  eine  schwache 
Sache. 

5.  Es  führe  unmittelbar  zur  Anarchie,  wenn  ein  Gesetz  von  einem  Or- 
gane des  Staates  nach  subjektiver  üeberzeugung  für  anwendbar,  von  einem 
andern  dagegen  als  ungültig  betrachtet  und  behandelt  werden  könne.  —  Hier 
ist  denn  zu  unterscheiden: 

a)  Es  entsteht  Verwirrung  -und  Rechtsunsicherheit  wegen  Verschieden- 
heit der  Auslegung  unter  den  Gerichten  selbst.  Diess  kann  allerdings  nicht 
geduldet  werden ;  und  wäre  hiergegen  kein  Mittel  zu  finden ,  so  müsste  man 
sich  sogar  gegen  dia. Anwendbarkeit  der  ganzen  Lehre  erklären  wegen  der 
unerträglichen  Absurdität  ihrer  Folgen;  möchte  auch  die  logische  Beweis- 
führung noch  so  tadellos  erscheinen.  Wir  selbst  besinnen  uns  keinen  Augen- 
blick einzuräumen,  dass  in  allen  solchen  Ländern,  in  welchen  keine  genügende 
Vorkehrung  gegen  den  Eintritt  einer  solchen  Rechtsverwirrung  getroffen  ist, 
den  Gerichten  vorläufig  die  Beurtheilung  der  Verfassungsmässigkeit  der 
Gesetze  nicht  zustehen  kann.  Eine  feste  Rechtsordnung  istf  die  erste  Forde- 
rung in  jedem  Staate ;  alles  Weitere  kommt  erst  nach  ihr.  Ein  Triumph 
wegen  dieser  Einräumung  käme  jedoch  zu  frühe.    Es  ist  nämlich  bereits  oben, 
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S.  82,  angedeutet  worden,  dass  Mittel  zur  Beseitigung  des  Cebelst^ndes  ge- 
troffen werden  können.  Wo  namentlich  eine  Staatsanwaltschaft  besteht, 
hat  es  nicht  den  mindesten  Anstand ,  eine  Bestimmung  zu  treffen ,  nach  wel- 
cher alle  Richtersprüche ,  in  welchen  ein  Gesetz  wegen  angeblicher  Vcr- 
£issnngswidrigkeit  keine  Anwendung  erkidet ,  vor  eine  höhere  Instanz,  schliess- 
lich vor  das  oberste  Gericht  als  Cässationshof  zu  bringen  und  von  diesem 
hierüber  einen  Spruch  zu  veranlassen.  Wenn  denn  nun  noch  weiter  ge- 
setzlich angeordnet  wird,  (was  ebenfalls  keiner  Schwierigkeit  unterliegt,)  dass 
dieses  ürtheil  künftig  ah  Gemeinbescheid  massgebend  für  sämmtliche  <5e- 
richte  des  Staates  sei ,  so  ist  damit  jede  Verwirrung  im  Rechte  beseitigt. 
Aber  auch  da,  wo  die  Gerichtsordnung  eine  Staatsanwaltschaft  mit  der  Be- 
fiigniss  einer  Berufung  an  die  hohem  Gerichte  wegen  Nichtbeachtung  der 
Gesetze  in  unterer  Instanz  nicht  keiint,  lässt  sich  wohl  eine  genügende  Aus- 
kunft treffen.  Entweder  mag,  ausnahmsweise,  dem  Richter  selbst  die  Pflicht 
nferlegt  werden,  dass  er  seine  Zweifel  über  die  Verfassungsmässigkeit  eines 
Gesetzes  und  somit  über  dessen  Anwendbarkeit  im  einzelnen  Falle,  dem 
obersten  Gerichte  zur  Entscheidung  vor  Fällung  seines  ürtheiles  vorlegt; 
oder  aber  kann ,  wenn  dieser  Eingriff  in  die  Selbstständigkeit  der  unteren 
Instanzen  nicht  räthlich  erscheint,  der  unterliegenden  Parthei  überlassen 
werden,  die  Frage  im  Wege  der  Berufung  höher  hinaufzutreiben,  wobei  es 
nichts  Weiteres  bedarf,  als  dass  in  solchen  Fällen  die  Beschrünkung  der 
Appellabilität,  in  Beziehung  auf  den  Werth  des  Streitobjektes  u.  dergl.,  allge- 
mein beseitigt  wird.  Man  wird  so  ziemlich  sicher  sein  können,  dass  kein 
unterliegender  die  Anwendung  dieses  Rechtsmittels  unterlässt;  und  soljte  dem 
etwa  in  einzelnen  Fällen  so  sein,  so  sind  diese  als  freiwillige  Verzichte  zu 
betrachten,  und  von  einer  .allgemcitfen  Rechtsunsicherheit  und  Anarchie  ist 
dann  so  wenig  die  Rede,  als  überhaupt  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein 
Bürger  nicht  auf  deinem  strengen  Rechte  beharrt,  sondern  frdwillig  sich  in 
irgend  ein  Abkommen  fügt.  Die  ganze  Einwendung  hat  also  lediglich  nur 
die  Bedeutung,  dass  es  für  eine  Pflicht  jedes  Staates  erklärt  werden  muss, 
irgend  eine  genügende,  mit  seiner  Gerichtsordnnng  im  Einklänge  stehende 
Vorkehrang  zur  Beseitigung  saclilich  verschiedener  richterlicher  Aussprüche 
m  treffen ,  damit  ein  Zustand  aufhöre ,  in  welchem  aus  praktisch  uubeseitig- 
baren  Gründen  logisch  richtige  Grundsätze,  welche  überdies«  von  Nutzen 
ftr  die  Verfassung  des  Staates  sind,  nicht  zur  Ausführung  gebracht  werden 
können. 

b)  Der  andere  mögliche^Fall  ist  der,  dass  die  sflmmtlichen  Gerichte, 
etwa  unter  Leitung  des  obersten  Gerichtshofes  ein  Gesetz  einstimmig 
wegen  angeblicher  Verfassungswidrigkeit  nicht  zur  Anwendung  bringen.  Dass 
ein  solcher  Zwiespalt  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  kann ,  unterlic  gt  keinem 
Zweifel;  er  würde  das  Vertrauen  der  Bürger  in  Gesetz-  und  Rechtsordnung 
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erschüttern  und  vielleicht  za  widrigen  Verhandlungen  zwischen  den  Gericbteii 
und  den  Faktoren  der  Gesetzgebung  führen.  Glücklicherweise  ist  hier  die 
Hülfe  klar  vorgezeichnet.  Entweder  nämlich  sieht  die  Gesetzgebung  ein, 
dass  sie  in  der  That  einen  Fehler  begangen  hat ,  oder  dass  die  Sache  weit- 
greifender Massregeln  nicht  werth  ist :  dann  ändert  sie  das  verfassungswidrige 
Gesetz  ab ;  oder  aber  sie  erachtet  den  materiellen  Inhalt  und  den  Zweck  des- 
selben für  wichtig  genug)  um  zur  Rettung -desselben  eine  Verfassungsänderung 
oder  ein  förmliches  Verfassungsgesetz  anzuordnen,  in  welchem  Falle  die  Ge- 
richte natürlich  gehorchen  müssen.  —  Wollte  man  hiergegen  geltend  machen, 
dass  auf  jene  Nachgiebigkeit  der  Gesetzgebung  keineswegs  sehr  zu  rechnen 
sein  werde,  bei  der  Anweiidung  einer  Verfassungsänderung  aber  der  ganze 
Streit  nur  ein  blosses  Scheingefecht  sei ,  indem  die  Gerichte  höchstens  wäh- 
rend einiger  Zeit  äie  Ausführung  des  von  ihnen  beanstandeten  Gesetzes  hin- 
äuszuschieben  vermögen :  so  wäre  doppeltes  darauf  zu  erwidern.  Einmal  muss 
doch  angenommen  werdei),  dass  die  Gesetzgebung  einer  einstinmiigen  Ansicht 
der  öerichte  über  die  Verfassungswidrigkeit  eines  Gesetzes  ernathafte  Rech- 
nung tragen ,  und  nicht  bloss  aus  Rechthaberei  oder  Aei^er  ihren ,  vielleicht 
früher  von  ihr  aus  dem  jetzt  geltend  geflachten  Gesichtspunkte  gar  nicht 
betrachteten ,  Beschluss  aufrecht  erhalten  werde ,  und  zwar  gar  durch  eine 
Aenderung  an  der  Verfasßung.  In  einem  solchen,  begreiflichQrweise  grosses 
Aufsehen  machenden  Falle  werden  die  Gründe  und  Gegengründe  von  allen 
Seiten  erörtert  und  beleuchtet  werden,  und  die  öffentliche  Meinung,  welche 
auch  die  Factoren  der  Gesetzgebung  zu  beachten  alfe  Ursache  haben,  wird 
gebieterisch  Nachgiebigkeit  auf  der  Seite  verlangen,  gegen  welche  das  ür- 
theil  ausfällt.  Sodann  aber  ist  jeden  Falles  eine  Verfassungsveränderung 
keine  so  einfache  Sache.  Abgesehen  davon,  dass  Veränderungen  an  dem 
Grundgesetze  schon  aus  allgemeinen  politischen  Gründen  für  die  Meisten 
etwas  sehr  Bedenkliches  haben,  und  selbst  bei. an  und  für  sich  zureichenden 
Gründen  vermieden  zu  werden  pflegen,  ist  auch  die  Zustandebringung  einer 
Aenderung  in  den  meisten  Staaten  sehr  erschwert.  Leicht  kann  es  sich  also 
begeben,  dass  die  zuj:  Vertheidigung  des  verfassungswidrigen  Gesetzes,  ent- 
schlossene Zahl  nicht  genügt,  um  eine  yerfassungsänderung  durchzusetzen. 
In  dem  letzteren  Falle  bleibt  es  dann  einfach  bei  der  Nichtanwendung  durch 
die  Gerichte  in  jedem  einzelnen  Falle,  und  es  ist  auch  hier  dann  von 
Anarchie  keine  Rede.  • 

6.  Indessen  aber,  wird  ferner  noch  eingewendet,  sei  jedenfells  bis  zn 
irgend  einem  Austrage  der  Sache  Ungehorsanv,  Ungewissheit  und  mannig- 
facher Schaden  vorhanden.  —  Unzweifelhaft.  Allein  die  Frage  ist,  ob  nicht 
diese  Uebelstände  weit  niedriger  anzuschlagen  sind,  als  die  Möglichkeit  eiijer 
Durchlöcherung  der  Verfassung  durch  ungerechtfertigte  Gesetzgebung?  Diess 
entschieden  zu  bejahen,  darf  man  keinen  Anstand  nehmen.  In  derQandhabuqg 
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f 
der  Rechtsordnung  der  Zweckmässigkeit  den  Vorzug  vor  dem  Rechte  zu 

geben,  ist  an  und  für  sich  widersinnig:  und  es  lässt  sich  überdiess,  wenn 
damit  einmal  der  Anfkng  gemacht  ist,  gar  nicht  absehen,  wohin  es 
führen  und  was  schliesslich  vom  Rechte  übrig  bleiben  wird.  Soviel  ist 
jedenfalls  gewiss,  dass,  wenn  in  Einem  Falle  die  Abstufung  der  Normen 
und  die  unbedingte  Unterordnung  der  niedrigeren  unter  die  höheren  nicht 
eingehalten  wird,  wieder  Grund  noch  Möglichkeit  vorbänden  ist,  sie  in  an- 
deren Fällen  zu  vertheidigen ,  und  die  Grundsätze  über  d^s  richtige  Ver- 
hältniss  der  Gesetze  unter  sich  und  ihre  Fügung  zu  einem  folgerichtigen 
Ganzen  aufrecht  zu  erhalten.  Dann  wird  namentlich  auch  die  Anwendbar- 
keit gesetzwidriger  Verord^iungen  und  die  Beseitigung  älterer,  an  sich  gül- 
tiger, Gesetze  durch  solche  auftauchen,  und  die  Logik  Deijenigen  zu  Ehren 
kommen,  welche  diess  jetzt  schon  verlangen.  Damit  hat  denn  fiber  jede 
Sicherheit  der  Rechtsordnung  und  jede  Bedeutung  der  Verfassung  für  die- 
selbe völlig  ein  Ende.  Die  in  Frage  stehenden  Uebel  können  unter  Um- 
bänden bedeutend  sein;  allein,  die  nächste  Folge  ist  doch  wohl  nur  die, 
dass  für  .möglichst  schnelle  Herbeiführung  eines  schliesslichen  Entscheides 
gesorgt  werden  muss.  Dass  von  einer  Unmöglichkeit  zu  bestehen  und  von 
einer  ünerträglichkeit  der  Zustände  nicht  gesprochen  werden  kann ,  beweist 
das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika .  am  besten.  Dort 
besteht  das  Recht  der  iGerichte ,  verfassungswidrige  Gesetze  im  Kreise  ihrer 
Thätigkeit  nicht  in  Anwendung  zu  bringen,  seit  vollen  70  Jahren,  und  es 
ist  dasselbe  schon  in  sehr  vielen  FWen  wirklich  zur  Anwendung  gekommen ; 
von  einer  Anarchie  ^  oder  überhaupt  von  grossen  Uebelstäuden ,  welche  aus 
dieser  Uebung  entstünden,  weiss  aber  Niemand  etwas.  Im  Gegentheile  sind 
die  Menschen  dort  so  vetrstockt,  gerade  in  diesem  Schutze  durch  die  Ge- 
richte eine  grosse  .weitere  Sicherstellung  der  Verfi^ssung  im  Ganzen  und 
der  Rechte  des  Einzelnen  im  Besonderen  zu  finden.  —  Am  wenigsten  kann 
aber  endlich 

7.  mit  Bluntschli  ein  Grund  gegen  die  Aufstellung  des  stricten  Rechts- 
grundsat2es  darin  gefunden  werden,  dass  bei  den  gesetzgebenden  Eörpep- 
schaften  eia  lebendiges  Gefühl  ihrer  Pflichten  gegen  die  Verfassung  voraus- 
gesetzt und  von  ihnen  die  beständige  Einhaltung  ihrer  Schrankin  gehofft 
werden  dtlrfie.  —  Unzweifelhaft  wird  von  Seiten  einer  verfassungsgetreuen 
Gesetzgebung,  wenigstens  absichtlich^  keine  Beeinträchtigung  der  Verfassung 
stattfinden.  Allein  bei  richtigem  Verhalten  tritt  auch  kein  Zusammensjoss 
mit  der  Anschauung  und  mit  der  Pflicht  der  Gerichte  ein,  und  der  aufg;e- 
Btellte  theoretische  Satz  bleibt  lediglich,  auf  wissenschaftlichem  Felde  und  phne 
Anwendung,  also  auch  ohne  denkbaren  Nachtheil  im  Leben.  Es  muss  doch 
aber  auch  ein  gegentheiliges  Verhalten  und  eine  Täuschung  jenes  ^t- 
müthigen  Vertrauens  als  ^ine  Möglichkeit  in's  Auge  gefasst  werden.    Woher 
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soll  dann  Hülfe  kommen,  wenn  num  nicht  wagt,  aus  unzweifelhaften  Vorder- 
sätzen logisch  unanfechtbare  Schlüsse  zu  ziehen?  Ob  nun  gar  niemals,  mit 
oder  ohne  Absicht,  das  Vertrauen  in  die  verfassungsmässige  Gesinnung  einer 
gesetzgebenden  Gewalt  getäuscht  w*orden  ist,  diess  mag  die  Geschithte,  bis 
in  die  neueste  Zeit  herunter,  beantworten.  Hätte  es  nicht  z.  B.  Preussen 
sehr  wohlgethan,  wenn  in  Art.  106  seiner  Verfassungs- Urkunde  gerade  das 
Gegentheil  von  dessen  itzigeu  Inhalte  angeordnet  gewesen  und  solches  be- 
folgt worden  wäre? 

n.  Auf  den  ersten  Anblick  scheint  dieselbe  Schlussfolgerung,  welche  bei 
den  Gerichten  entscheidet,  bei  den  Verwaltungsbehörden  ebenfalls  statt- 
finden zu  müssen.  Auch  sie,  sollte  man  glauben,  haben  nur  gültige  Gesetze 
zu  vollziehen,  und  nicht  schon  solche,  welche  sieh  blos  dafür  ausgeben.  Den- 
noch wäre  diese  Ansicht  eine  unrichtige,  und  es  verhalten  sich  die  Hechte 
und  Pflichten  .der  Verwaltungsbeamten  zu  der  vorliegenden  Frage  wesentlich 
anders ,  als  die  der  Richter. 

Es.  ist  nämlich  zu  bedenken,  dass  die  Aufgabe  der  Verwaltung  nicht  so- 
wohl darin  besteht,  die  gegebenen  Gesetze  auf  einzelne  Fälle  anzuwenden, 
als  dass  ihr  die  Ausführung  eines  ganzen  Systemes  von  Richtungen  und 
Anstalten  zur  Erreichung  des  Staatszweckes  obliegt.    Hierzu  ist  denn  nun 

aber  einheitlicher  Befehl  und  strenge  Leitung  von  oben,  somit  Gehorsam  bei 

*  

den  Untergeordneten  nothwendig.  Wenn  den  Verwaltungsbeamten  gestattet 
wäre ,  eine  von  der  des  Staatsoberhauptes  oder  der  von  ihm  gesetzten  ober- 
sten Behörden  abweichende  sul]gektive  Abweichung  zur  Geltung  zu  bringen, 
80  könnte  die  ganz^  Thätigkeit  des  Staates  gelähmt  werden  und  würde 
jeden  Falles  uliberechenbare  Verwirrung  und  Unsicherheit  in  weiten  Kreisen 
entstehen;  die  oberste  Gewalt  wäre  in  die  Unmöglichkeit  versetzt,  ihre 'Plane 
durchzuft\hre9  und  auf  das  Eintreten  der  Vollziehung  ihrer  Maassregeln  zu 
rechnen.  Von  welchen  Folgen ,  selbst  vielleicht  für  den  Bestand  des  Staates 
oder  für  das  Leben  der  Bürger,  diess  z.  B.  in  auswärtigen  Angelegenheiten 
oder  bei  Gesundheitsmaassregeln  sein  könnte,  bedarf  nicht  erst  eines  Nach- 
weises. Die  ganze  Stellung  des  Verwaltungsbeamten  ist  eine  wesentlich  ge- 
horchende,  auch  was  den  Inhalt  der  ihm  ertheilten  Befehle  betriflft;  und  diess 
zwar  im  Interesse  der  Erreichung  des  Staatszweckes  selbst. 

Der  Fall  eines  Zweifels  über  die  Verfassungs-  und  Gesetzmässigkeit* 
eines  erhaltenen  Befehles  kommt  denn  nun  allerdings  einem  Verwaltongsbe- 
amten  häufiger  vor.  In  der  Verwaltung  begiebt  es  sich  nämlich,  und  zwar 
keineswegs  ganz  selten;  dass  nur  die  Alternative  ist,  entweder  mit  vollem 
Bewusstsein  und  mit  der  ganzen  Einsicht  in  die  Verantwortlichkeit  formell 
gesetzwidrige  Handlungen  vorzunehmen,  selbst  gegen  die  Verfassung  zti  Ver- 
stössen, oder  eine  für  nöthig  erachtete  Maassregel  zu  unterlassen.  Hier  un- 
bedingt f^r  die  Einhaltung  des  formalen  Rechts  zu  entscheiden ,  giengö  gegen 
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den  gesonden  Menschenvef'stand  und  gegen  den  Staatszweck.  Der  Fall  ist 
ein  ganz  anderer ,  als  bei  der  Aufrechterhaltung  des  Gesetzes  in  der  Rechts- 
ordnung. Im  Gebiete  des  Rechtes  thut  vor  Allem  die  unbedingte  Gewiss- 
heit noth,  dass  das,  was  als  Recht  erklärt  ist,  auch  wirklich  als  solches 
gehalten  wird.  Ob  und  welcherlei  Unzuträglichkeiten  sich  daraus  ergeben 
mögen,  ist  Nebensache,  und  zwar  um  so  mehr,  als  es  sich  immer  nur  von 
einzelnen  Verhältnissen,  nicht  aber  von  allgemeinen  Maassregeki  handelt. 
Bei  der  Verwaltung  dagegen  ist  die  Erreichung  bestimmter  sachlicher  Zu- 
stände die  Aufgabe.  Wenn  es  sich  also  zeigt,  dass  eines  der  regelmässigen 
zu  Erreichung  eines  solchen  Zwecks  bestimmten  Mittel  in  einem  concreten 
Falle  aosnahmsweise  denselben  nicht  nur  nicht  fördert,  sondern  ihm  sogar 
entschieden  im  Wege  steht:  so  ist  es  allerdings  Sache  der  Ueberleguhg,  ob 
die  Nichterreichung  der  Aufgabe  oder  die  Beiseitsetzung  des  Mittels  der  klei- 
nere Uebelstand  ist.  Zu  diesen  Mitteln  gehören  denn  nun  namentlich  auch 
die  verschiedenen  Arten  von  allgemeinen  befehlenden  Normen,  von  der  Ver- 
{issmigsbestimmung  herab  bis  zu  der  einfachen  Verordnung.  Sie  haben  keine 
Bedeatang  an  sich,  sondern  nur  in  so  ferne  sie  die  Verwirklichung  der 
Staat saufgabe  sichern;  und  es  tritt,  wenn  ihre  Allgemeinheit  im  Wege  steht, 
die  oben  gestellte  Frage  in  den  Vordergrund.  Ob  nun  die  Verletzung  der 
Regel  das  geringere  oder  das  grössere  Uebel  sei,  konnnt  auf  die  Verhält- 
aisse  des  einzelnen  Falles,  namentlich  auf  die  Grösse  des  in  Frage  stehenden 
Nutzens  und  auf  die  innere  Bedeutung  der  Norm  an,  und  die  Entscheidung 
kann  gegen  die  starre  Einlialtung  der  allgemeinen  Vorschrift  ausfallen.  Pflicht 
der  leitenden  Behörde  igt  es  dann ,  in  diesem  Sinne  zu  haiSdeln  und  anzu- 
ordnen. —  Nattlrlich  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  Gesetzes-  und  Ver- 
£Bissungsverletzungen  rein  in  das  Belieben  der  VecwalUingsbehörden  gestellt 
seien;  vielmehr  sind  dieselben  selbstredend  verantwortlich  dafür.  Nicht  nur 
bleibt  der  Bruch  immer  formales  Unrecht;  sondern  es  ist.'äuch  gar  kein  ua- 
bedentender  sacluicher  Nachtheil  ftlr  den  Staat,  wenn  eine  gesetzliche  Norm 
offen  missachtet  wird  ,f  sei  der  Grtind  welcher  er  wolle.  Es  ist  also  auch 
muner  in  das  wohlerwogene  und  gewissenhafte  Ermessen  des  zur  Wahrung 
der  Verfassung  Berufenen  gestellt,  ob  sie  bei  völliger  Unmöglichkeit  der 
Gesetzesvollziehung  Straflosigkeit ,  bei  überwiegendem  Nutzen  wenigstens  Ver- 
zeihbarkeit  annehmen  könneü  und  wollen.  Mit  andern  Worten,  es  ist  Sache 
der  Volksvertretung  in  jedem  einzehien  Falle  zu  prüfen,  ob  die  Verwaltung  bei 
einem  Gesetzes-  und  Verfassungsbruche  in  gutem  Glauben  handelte,  und  ob 
der  beabsichtigte  Nutzen  eine  Verletzung  der  regelmässigen  Ordnung  tiberwiegt 
oder  nicht.  Im  Verneinungsfalle  hat  sie  eine  Verwahrung  einzulegen  oder  gar 
eine  Klage  anzustellen,  bei  Bejahung  dagegen  eine  Bill  of  indemnity  zu  be- 
willigen. Nur  ist  dabei  zu  bemerken,  dass,  wie  immer  dieses  Urtheil  aus- 
failen  and  was  dessen  Folge  für  den  Leichtsinnigen  und  Gewissenlosen  oder 
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für  den  muthigen  und  pflichtgetreuen  üebertreter  sein  mag,  jeden  Falles 
nur  die  obersten  Anordnenden  und  nicht  die  unteren  Vollziehenden  die  Ent- 
scheidung über  Einhalten  oder  Beiseitsetzung  der  allgemeinen  Normen .  zu 
treffen  haben,  und  nur  jene  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können, 
wenn  nicht  die  Einheit  der  Staatsgewalt  und  die  Kraft  zur  Durchführung 
der  Staj\tszwecke  vernichtet  sein  soll  >). 

Ist  dem  nun  schon  so  bei  einfachen  Befehlen  der  Vorgesetzten  oder  bei 
gesetzwidrigen  Verordnungen,  so  kann  von  einem  Rechte  und  einer  Pflicht 
der  Verwaltungsbeamten,  einem  verfassungswidrigen  Gesetze  die  Anwendung 
zu  versagen,  noch  weniger  die  Rede  sein.  Hier  ist  selbst  die  Frage,  ob  nicht 
die  Volksvertretung  die  Verletzung  zu  einer  Verantwortung  geeignet  finden 
könnte,  bereits  entschieden  zu  Gunsten  des  die  Vollziehung  befehlenden 
Vorgesetzten;  4ie  Repräsentation  stimmt  ja  ausjdrücklich  der  Handlungs- 
weise zu,  und  es  steht  nicht  einmal  die  Möglichkeit  in  Aussicht,  dass  die 
ertheilte  Anweisung  wieder  zurückgenommen  werden  müsste.  Hat  daher 
auch  eine  Norm  solcher  Art  an  sich  für  den  Verwaltungsbeamten,  so  wenig 
als  für  einen  sonstigen  Staatsangehörigen,  eine  rechtliche  Bedeutung,  so  ist 
er  doch  in  keiner  Beziehung  in  der  Lage,  derselbe  den  Gehorsam  zu  ver- 
weigern. Sie  jst.  fttr  ihn  vollziehbar,  weil  seine  vorgesetzte  Behörde  sie 
ihm  eröffnet  hat. 

Diess  haben  denn  nun  auch  die  neueren  Verfassi\ngen,  wenigstens  die 
des  Festlandes,  selbst  anerkannt.  Sie  erklären,  zum  Theile  mit  ausdrück- 
lichen Worten,  dass  die  Pflicht  des  bloss  verfa^ungsmässigen  Gehorsams 
sich  in  der  Staatsverwaltung  nicht  auf  die  Untergeerdneten  beziehe, 
sondern  diese  die  ihnen  von  den  regelmässigen  und  zuständigen  Vorgesetzten 
ertheilten  Dienstbefehle  zu  befolgen  haben,  die  Verantwortlichkeit  für  letztere 
aber  ausschliesslich  eben  diese  Oberen  treffe.  Höchstens  wird  in  einigen 
Verfassungen  die,  an  sich  sehr  wenig  wirksame,  Bestimmung  beigefügt ,  dass 
der  untergeordnete  Verwaltungsbeamte,  welchem  ein  seiölr  Meinung  nach 
gesetz-  oder  verfassungs\^idriger  Befehl  zugehe,  v^r  Allem  eine  Vorstel- 
lung bei  dem  Vorgesetzten  zu  machen,  bei  Beharren  desselben  aber  zu  ge- 
horchen habe. 

Dass  die  Befolgung  dieser  Vorschrift  die  Verwaltung  in  Widerspruch 
mit  den  Gerichten  setzen  kann,  und  dass  ein  solcher  Zustand  sein  grosses 
Bedenken  hat,  unterliegt  freilich  keinem  Zweifel.  Allein  nichts  wäre  un- 
richtiger, als  hieraus  einen  Schluss  rückwärts  auch  auf  eine  Gehorsams- 
pflicht, der  in  ihrem  Amte  vom  Befehle  Vorgesetzter  unabhängigen,  Grerichte 


^)  In  wie  ferne  die  Qehorsamspflicbt  des  Unteripoordneten  auch  ihre  Grftnze  hat,  a.  B.  im 
Falle  der  Anordnnufi:  eines  f^enieinen  Verbrechens  oder  eines  in  die  amtliehe  Zuständigkeit  gaa 
nicht  einschla^renden  Auftra^res,  kann  hier  —  als  die  Hauptfrage  nicht  berührend  —  fUg^ch 
anerörtert  bleiben. 
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zo  machen.  Vielmehr  tritt  im  Gegentheile  das  den  Gerichten  zustehende  Becht 
der  Ißchtbefolgong  in  eine  um  so  entschiedenere  Bedeutung  und  ist  um  so 
fester  zn  halten.  Wirkt  dann  doch  die  Verletzung  der  Verfassung  wenigstens 
nicht  in  allen  Theilen  des  Staatslebens,  und  wird  dne  nicht  zu  Ober« 
sehende  Mahnung  gegeben,  die  ganze  Angelegenheit  nochmals  einer  ernst- 
haften Prüfung  zu  unterziehen  und  durch -eine  allseitige  Rückkehr  zur  Ver- 
toong  die  Behörden  desStaates  wieder  unter  sich  in  Einklang  zu  bringen. 

m.  Was  endlich  das  Verhalten  einfacher  Bürger  zu  verfassungs- 
widrigen Gesetzen  betrifft,  so  finden  unzweifelhaft  die  Grundsätze  über  den 
Hos  verfassungsmässigen  Gehorsam  hier  ihre  voUe  Anwendung.  Für*  den 
einzelnen  Staätsgenossen  ist  die  Verfassung  die  oberste,  allen  andern  Be- 
fehlen und  Anordnungen  vorgehende  Norm,  welcher  er  unbedingten  Gehor- 
sam schuldig  ist;  die  Gesetze  haben  für  ihn  nur  in  so  ferne  Gültigkeit,  als 
sie  ver&ssungsgemäss  sind;  die  Verordnungen  endlich,  wenn  tuid  soweit 
flmen  Gesetzmässigkeit  zukonmit.  Die  Anmuthung,  einem  verfassungswidrigen 
Gesetze  zu  gehorchen,  ist  für  ihn  ein  Widerspruch  an  sich;  und  dass  der 
filrger  nicht  blos  die  Form,  sondern  auch  den  Inhalt  der  Gesetze  einer  Prü- 
fimg  zu  unterziehen,  nach  dem  Ergebnisse  derselben  aber  zu  handeln  be- 
rechtigt ist,  ergibt  sich  einfach  daraus,  dass  er  ein  Recht  nicht  blos  auf 
die  Form,  sondern  auch  auf  den  Inhalt  der  Verfassung  hat. 

Hiergegen  will  denn  nun  freilich  eingewendet  werden,  dass  in  einem 
Staate  mit  Volksvertretung  das  gesammte  Volk,  also  auch  der  einzelne  Bür- 
ger, seine  Rechte  gegenüber  von  der  Regierung  an  seine  Repräsentanten 
abgetreten  habe  und  sich  dem  fügen  müsse,  was  diese  in  Staatssachen  be- 
schliessen.  Dieser  Satz  ist  jedoch  in  solcher  Ausdehnung  nicht  richtig ;  es 
muss  vielmehr  ein  Unterschied  gemacht  werden.  Dass  in  einem  Staate,  wel- 
cher eine  Volksvertretung  hat,  diese  allein  berechtigt  ist,  gemeinschaftlich 
mit  der  Regierung  gewisse  allgemeine  Maassregebi  vorzunehmen , .  und  dass 
sie  durch  ihre  Handlungen  die  Gesammtheit  der  Bürger  und  jeden  Einzelnen 
derselben  bindet,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Allein  diese  Berechtigung  einer 
und  diese  Verpflichtung  anderer  Seits  findet  doch  nur  statt,  insofeme  sich 
die  Volksvertretung  in  ihrer  Zuständigkeit  hält.  Eine  Handlung,  zu  welcher 
sie  selbst  kein  Recht  hat,  kann  auch  kein  Recht  und  k^ine  Rechtspflicht 
schaffen ,  sondern  ist  von  Hause  aus  nichtig  und  ohne  alle  Folgen.  Die  Zu- 
ständigkeit der  Volksvertretung  aber  wird  zunächst  bestimmt  durch  die  aus- 
drücklichen Satzungen  der  Verfassung;  und  sollten  diese  etwa  schweigen, 
durch  das  Wesen  und  den  Zweck  der  ganzen  Einrichtung.  Da  nun  aber 
selbstredend  keine  einzige  Verfassungsurkunde  besteht ,  in  welcher  der  Stflnde- 
vcrsammlung  das  Recht  einer  Mitwirkung  zu  verfassungswidrigen  Gresetzen 
au?drücklich  eingeräumt  ist;  und  da  es  eben  so  unzweifelhaft  nicht  stillschwei- 
jfT'd  in  dem  Wesen  der  Einrichtung  liegt,  die  Verfassung  auf  verfassungs« 
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widrigem  Wege  zu  ändern :  so  kann  auch,  von  einer  UeberlassuDg  einer  sol- 
chen Befugniss  durch  das  Volk  und  von  einer  Verpflichtung  zu  gehorchen 
für  dieses  nicht  die  Rede  sein.  Es  steht  also  der  einzelne  Bürger  im  Falle 
eines  verfassungswidrigen  Gesetzes  einfach  einem  Unrechte  gegenüber,  zu 
welchem  zuzustimmen  er  Niemand  das  Recht  gegeben  hat,  noch  auch  nur 
geben  konnte.  Wenn  nun  sicher  kein  Rechtsverständiger  behaupten  kann, 
dass  die  Rechte  des  Staatsoberhauptes  durch  eine  verfassungswidrige  Hand- 
lung der  Ständeversamiplung  gültig  beschränkt  und  gekränkt  werden  können, 
so  sollte  folgerichtiger  Weise  auch  keiner  den  Satz  aufstellen,  dass  die  Rechte 
der  Bürger  durch  eine  Handlung  solcher  Art  aufgehoben  werden.  Es  bleibt 
eben  in  diesem  Falle  Alles  beim  Alten,  d.  h.  beim  blos  verfassungsmässigen 
Gehorsam.  Die  eigenthümlichen  Ausnahmsbestimmungen  für  Verwaltungs- 
beamte aber  haben  natürlich  keinerlei  Bedeutung  für  Nichtbeamte ,  sondern 
sind  als  Ausnahmen  einschränkend  zu  erklären,  d.  h.  nur  von  jenen  Beamten 
und  für  sie  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Ebenso  wenig  ist  die  Einwendung  durchgreifend,  dass  die  Anerkennung 
eines  Rechtes  für  jeden  einzelnen  Unterthanen ,  einem  Gesetze  nicht  zu  ge- 
horchen weil  dasselbe  nach  seiner  subjektiven  Ansicht  verfassungswidrigen 
Inhaltes  sei,  zur  Anarchie  führe,  indem  keineswegs  etwa  blos  bei  wirklich 
verfassungswidrigen  Gesetzen  Ungehorsam  vorkonamen  könne  und  vorkommen 
werde,  sondern  auch,  sei  es  aus  Unverstand  sei  es  aus  bösem  Willen,  bei 
den  untadelhaftesten  Anordnungen.  Hier  waltet  ein  grobes  Missverständniss 
ob.  Das  Recht  des  einzelnen  Bürgers  auf  blos  verfassungsmässigen  Gehor- 
sam ist  keineswegs  gleichbedeutend  mit  einem  Rechte ,  nach  Belieben  nnd 
ungestraft  auch  gültige  Gesetze  nicht  zu  befolgen,  blos  weil  er  dieselben  für 
ungültig  hält  oder  diess  wenigstens  behauptet.  Vielmehr  bleibt  ein  Jeder 
sämnitlichen  gültigen  Gesetzen  unterworfen  und  hat  er  die  ganze  Schwere 
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der  Strafgewalt  des  Staates,  sowie  dessen  Recht  und  Macht  eine  unmittel- 
bare Befolgung  der  Befehle  zu  erzwingen ,.  zu  befahren,  wenn  er  unbefugt 
den  Gehorsam  verweigert.  Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  die  Regierung 
den  förmlich  ausgesprochenen  Ungehorsam  eines  Bürgers  gegen  ein  Gesetz 
nicht  ruhig  hinninmit,  sondern  ihn  desshalb  zur  Verantwortung  zieht.  Sache 
d^  eine  Nichtbefolgung  in  Anspruch  Nehmenden  ist  es  nun,  zu  erweisen, 
dass  er  im  Rechte,  das  heisst,  dass  das  in  Frage  stehende  Gesetz  ein  ver- 
fassungswidriges ist.  Kann  er  diesen  Beweis  nicht  zur  Ueberzeugung  der 
richtenden  Behörde  liefern.,  so  wird  er  nicht  nur  zum  Gehorsame  angehalten, 
soodem  auch  wegen  seiner  Widersetzlichkeit  gestraft.  Von  Anarchie  ist 
also  hier  so  wenig  die  Rede,  als  in  allen  andern  Fällen  von  Ungehorsam 
gegen  die  Gesetze,  welche  der  Staat  durch  seine  Macht  und  durch  sein  Straf- 
recht wieder  zur  Ordnung  bringt;  im  Gegentheile  wird  das  Ansehen  des 
Staates  durch  einen  solchen  Vorgang  gekräftigt  und  werden  die  Unterthanen 
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Ton  Gelösten  zu  ungerechtfertigtem  Ungehorsame  geheilt  werden.  Wenn 
aber  der  Richter  wirklieb  die  Verfassungswidrigkeit  des  in  Frage  stehenden 
Gesetzes  anerkennen  muss,  und  wenn  er  also  in  Befolgung  der  oben  aufge- 
stellten Lehre  den  Angeschuldigten  straflos  erklärt  wegen  Nichtbeachtung 
eines  rechtlich  gar  nicht  vorhandenen  Gesetzes;  so  ist  auch  hier  wieder,  wie 
(Hess  sattsam  bereits  ausgeführt  ist,  noch  lange  keine  Anarchie  vorhanden, 
sondern  vielmehr  im  Gegentheile  Aufrechterhaltung  des  Rechtes  in  einzelnen 
F&Uen,  in  welchen  es  bedroht  war,  und  Zurückweisung  von  Beamten  in  die 
Schranken  ihrer  Zuständigkeit,  was  ebenfalls  kein  Unglück,  sondern  im 
Gegentheile  eine  Wohlthat  für  Bürger  un«l  Staat  ist. 

Dass  unter  solchen  Umständen  der  Entschluss  des  einzelnen  Untertha- 
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Den,  sich  auf  seinen  blos  verfassungsmässigen  Gehorsam  zu  berufen  und  einem 
TOQ  ihm   für   verfassungswidrig  gehaltenen  Gesetze  den  Gehorsam  zu  ver- 
veigem,  f&r  Um  persönlich  nichts  weniger  als  unbedenklich  ist,  und  leicht, 
?d  es  bei   eigener  falscher  Beurtheilong  des  Gesetzes  §ei  es  bei  einem  un- 
r.itigen  Verfahren  des  Richters,  zu  sehr  schweren  Folgen  für  den  keck 
Vorangehenden  führen  kann ,  bedarf  keines  Beweises.  Es  gehört  daher  jeden 
FiUes  grosse  Yerfassungstreue  und  entschiedener  Muth  dazu,  sich  allen  die- 
sen Geüahren  auszusetzen;  und  es  ist  keineswegs  zu  erwarten,  dass  die  Fälle 
sehr  häufig  sein  werden,  in  welchen  das  Recht  im  constitutionellen  Staate  so 
sehr  auf  die  Spitze  gestellt  n^ird.    (Was  denn,  gelegentlich  gesagt,  auch  die 
Besoi^nisse  der  Angstmänner  sehr  zu  mindern  geeignet  sein  dürfte.)  Wo  aber 
immer  die  Achtung  vor  der  Verfassung  des  Landes  und  das  Bcwusstsein 
des  staatsbürgerlichen  Rechtes  so  weit  getrieben  wird  und  der  Einzelne  so 
opferbereit  ist,  kann  es  iiur  als  ein  erfreuliches  Zeichen  staatlicher  Durch- 
bildong  and  männlicher  Gesinnung  betrachtet  werden.    Fast  möchte  man  to 
well  gehen  zu  behaupten,  dass  selbst  ein  Missgriff  von  Seiten  eines" Bürgers 
nicht  viel  weniger  erfreulich  sei,  indem  einer  Seits  die  Gesinnung  sich  als 
die  nämliche  erweise,  auf  der  andern  Seite  die  Staatsgewalt  durch  Aüfrccht- 
erhaltnng  ihres  Rechtes,  zum  mindesten  gesagt,  nichts  verliere. 


4. 

üeber  die  Benutzung  der  ständischen  Verhandlungen  sur 

.  Auslegung  von  Gesetzen. 


Unter  den  manchfachen'  Folgen,  welche  die  Theilnahme  der  Ständever- 
sammlnngen  an  der  Gesetzgebung  erzeugt,  ist  keine  der  anbedentendsten 
die  Jedem  eröffnete  aktenmässige  Einsicht  in  die  Geschichte  der  Cresetzes- 
erzengung  und  die  Anf häufnng  höchst  zahlreicher  und  umfassender  Materia- 
lien zat  Auslegung.  In  den  constitutionellen  Staaten  treten  uns*  die  netten 
Gesetze  nicht  unversehens ,  bereits  vollendet  und  gleichsam  gewappnet  ent- 
gegen, wie  eine  Minerva  aus  einem  Jupitershäupte ;  sondern  wir  wohnen 
ihrer  Bildung  von  dcfm  ersten  Vorschlage  an  durth  alle  Stadien  und  Schick- 
sale der  Entwickelung  bei ,  genau  unterrichtet  über  die  allgemeinen  Absichten 
und  über  die  Begründungen  der  einzelnen  Sätze.  Und  wenn  denn  endlich 
das  Gesetz  zur  Nachachtung  und  Anwendung  bekannt  gemacht  ist,  wenn  es 
somit  genau  und  richtig  verstanden  werden  mu&s:  so  Uegen  neben  dem 
kahlen  Texte  des  Gesetzblattes  noch  kleine  Berge  von  erläuternden  Urkun- 
den. Da  sind:  der  erste  Entwurf  der  Regierung,  begleitet  mit  Motiven 
und  Einführungsvortrag ;  der  Hauptbericht  der  zur  Begutachtung  gewählten 
ständischen  Ck)mmission;  die  Protokolle  über  die  Verhandlungen,  mit  den 
Acusseruqgen  und  Anträgen  der  Ständemitglieder,  den  Erklärungen  der 
Regierungs-Commission ,  den  Beschlüssen  der  Kammer;  'die  Mittheilnngen 
über  das  Geschehene  an  die  ^(iere  Kammer;  von  dieser  wieder  die  Pro- 
tokolle; häufig  Rückäusserungen  und  Gegenvorschläge  derselben,  mit  den 
dadurch  weiter  hervorgerufenen  Berichten,  Verhandlungen  und  Beschlüssen; 
Schlusserklärungen  an  die  Regierung;  letzte  Antworten  derselben;  vielleicht 
'noch  Verhandlungen  über  die  formelle  Redaktion,  Beschwerden  über  Fehler 
in  derselben,  nachträgliche  Erläuterungen.  In  allen  diesen  Aktenstücken 
aber  sind  Nachrichten  enthalten   über  die  Absichten  und  Ansichten  der 
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Factoren  der  Gesetzgebung  und  einzelner  ihrer  Mitglieder,  Erläuterongen, 

Verwahrungen,  Voraussetzungen.    Kurz,  wenn  bei  den  auf  andere  Weise 

zu  Stande  gekommenen  und  nur  in  ihrer  Endabfassung  bekannten  Gresetzen 

nicht  selten  über  Unbekanntschaft  mit  dem  Willen  des  Gesetzgebers  geklagt 

werden  mus6,  ist  hier  des  Guten  beinahe  zu  viel. 

Und  zwar  ist  kein  Theil  der.  Gesetzgebung  und  des  Rechtes,  welcher 

durch  diesen  Zustand  nicht  berührt  .würde.    Unser  Zeitalter  ist  ein  gesetz-. 

-  • 

reiches.    Wenn  eine  ständische  Verfassung  auch  nur  erst  einige  Jahrzehende 

besteht,  so  sind  doch  immer  Schon,  ausser  dep  nöthi^en  F.inanzg^setzen,  neue  * 
Normen  über  strafrechtliche  und,  über  civilrechtliche  Materieu,  über  ge- 
richtliches und  aussergerichtliches  Verfahren  gegeben;  das  öffentliche  Recht 
pflegt  ohnediess  eine  Umwandlung  erjialtßn  zu  haben,  .und  auch  an  der' 
Poiizeigesetzgebong  wird  viel  zugesetzt,  verbessert  und- verbösert.  Nicht 
selten  sind  ganze  Gesetzbücher  das  Ergebnisse  dieser  Thätigkeit. 

Es  ist  somit  nicht  sowohl  zu  verwundern,  da^  schon  wiederholte  Ver- 
siide  gemacht  worden  sind,  das  Verhältniss  der  oben  aufgeführten  Mate- 
ralien zum  Texte  der  Oesötze  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Verwendung 
mm  Behnfe  der  Auslegung  wissenscljaftlich  genau  zu  bestimmen;  als  es 
ntlmehr  Staunen  erregen  muss,  dass  eine  in  diesem  Grade  praktisch  wich- 
tige Frage  so  spät  die  gehörige  Aufo^rksamkeit  auf  sich  zog.  Wenn  aber 
Ton  denjenigen  Rechtsgelehrten,  welche  sich  bis  jetzt  über  diesen  Gegen- 
stand äosserten,  sehr  dlvergirende  Ansicjiten  geltend  gemacht  werden,  so 
diss,  je  nachdem  die  eine,  oder  ,di^  atidere  als 'die  richtige  angesehen  und 
angewendet  wird ,  auch  wesentlich  verschiedene ,  tief  itfs  Leben  eingreifende 
Ergebnisse  folgen:  so  scheint  es  sehr  an  der  Zeit  zu  sein^  diesem  Wider- 
streite der  Meinungen  wo  möglich  ein  Ende  jeu  machen  und  der  richtigen 
Lehre  die  allgemeine  Anerkennung  zu  verschaffen.  Es  handelt  sich  hier 
möglicherweise  von  Leb^,  Freiheit  und  Ehre,  von  den  staatsbürgerlichen  ' 
Rechten  und  ihren  Garautieen,  von  Thronfolgerecht  und.  Thronfolgtordnung, 
Aber  welche  so  qder  anders  entschieden  werden  muss,  je  nachdem  diese 
oder  jene  Anwendung  von  den  AuslegungsnUttehi  gemacht  wird.  Die  zur 
Entscheidimg  zu  bringenden  Fragen  aber  sind  doch  nicht  so  verwickelt, 
dass  nicht  eine  gemeinschaftliche  Ueberzeugnng  sollte  zustande  zu  brin- 
gen sein.  * 

Die  im  Folgenden  versuchte  .Ausführung  ist  bestimmt,  zu  dieser  Ver- 
doigang  beizntrag^en  ^). 


1)  DU  TorUeffeade  Akhan^vng  «tychien  suent  im  Archive  des  Crimlnalreobti, 
18CS,  Stdck  S  and  S.  Sie  jprird  hier  im  Wesenüichea  anrerftndert  flreg:eben,  da  die  ausgeführten 
Amichteh  «och  itst  noch,  nach  wiederholter  Pfitfhng«  die  Ueberzeogwig  des  Yerikssers  sind; 
lock  liad  fiMMiufcftM'he .  Zoaäty  nnd  einige  Mödiflcationea  beigefltgt. 

T.  Mobly^tMltrecfat.    Bd.  L  7 
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Odgenwärtiger  Stand  d^  Aniichten. 

Das  Verdienst  der.  ersten  Anregung  nicht  nur ,  sondern  auch  einer  als- 
baldigen Formulirung  von  Lehrsätzen  hat  sich  C.  G.  v.  Wächter  in  seinem 
Commentar.  de,  lege  Saxon.  VIII.  Febr.  1834,  (Lips.,  1835.)  und  darpach  in 
seinen  «Abhandlungen  aus  dem  Strafrecht»  (Leipzig,  1835),  erworben.  Seit 
dem  dadurch  gegebenen  Anstosse  hat  eine  hedeutende  Anzahl  von  R^chts- 
gelehrten  thcils  in  eigenen  Schriften ,  theils  gelegentlich  sich  mit  der  Frage 
beschäftigt,  bald  ganz  zustimmend,  bald  nur  zum  Theile,  bald  eiidlich  ent- 
schieden Widerspruch  einlegend.  So  haben  sich  denn  drei  von  einander 
wesentlich  verschiedene  Ansichten  gebildet,  von  welchen  die  erste  den  sämmt- 
liehen  AeusScrmig^n  der  gesetzgebenden  Factoren  eine;  näher  bestimmte, 
Bedeutung  beiraisst ,  die  zweite  nur  einigen  derselben  eine  solche  einräumt, 
eine  dritte  endlich  gar  keinen  Werth  auf  sie  legen  will.  —  Es  sind  von 
jeder  dieser  Ansichten  nachstehend  die  Sätze,  deren  Begründung,  endlich 
die  Anhänger  aufzuführen  *).  . 

L  Wächter's  Ansicht  geht  von  dem  allgemeinen  Satze. aus,  dass  die 
ein  Gesetz  anwendende  Behörde  den  nachwei&barbn  Sinn  des  Gesetzes  zu 
befolgen  habf ,  und  dass  sie  desshalb  auch  die  Worte  des  Gesetzes  in  dem 
von  dem  Urheber  nachgcwicsencrmaSsen  damit  verbunde,nen  Sinne  anwenden 
müsse ,  unbekümmert  darum ,  ob  etwa  diese  Worte  mehr,  oder  weniger  aus- 
drücken, als  diesen  Sinn.    Als  der  nachweisbare -Sijin  erscheint  ;hm  aber: 

1)  derjenige,  über  welchen   sich  Regierung  und  Stände  förmlich 

«  »       ■        ,   *  ^^ 

vert'inbarcn ,    z.  B.  durch   ausdrücklichen  Ausspruch   einer  Voraus- 

Setzung.  \on  der  einen  und   eben   so  ausdrückliche  Zustimmung  zu 

I  derselben  von  der  andern  Seite.    Gleichgestellt  einer  ausdrücklichen 


1)  Wenn  hnNacbstehcnden-Dar  doatache  Bechts^elehrte  angeführt  werden,  soiCMcblebt 
d'ess,  weil ,  00  weit  dem  Verf.  bekannt  Ut ,  kein  französiaeher  oder  engÜBckef  Reohtn^elehiter 
sich  mit  der  vorlicf^enden  Frage  näiier  bef^^^t  hat.  Selbst  In  den  Monoffraphieen  Über  Gesetzes- 
apsie^ngr  von  Mailh^r  de  Chassat,  Cfrait^  de  Tinferpr^tation  dos  lois,  Paris,  162S),  und 
von  K.  Lieber,  ^Legal  and  pditlcal  heitneneutics,  Boston,  ](!39),  wird  der  Gesr^nstaad  ffmna 
Überganfi^en.  Und  wenn  sich  in  dem,  mambfach  bemerkenswertheu,  Werke  J.  P.  Bishop's, 
Commentarics  on  the  ccimlnHl  law,  Edl  2,  Bost.,  rS58,  8.  96,  eine  Ansicht  ausgesprochen  findet: 
so  ist  dieselbe  sb  durchaus  ol.ne  nähere  Begründung  oder  Ausführung  apodictisoh  kio^Mteltt, 
dass  es  genügt,  sie  bei  derjenigen  deutschen  Auffassung,  mit  welcher  sie  stofäich  zusammm- 
fallt,  Xur^  anzuHihren.  Am  meisten  darf  man  sich  noch  wundern,  dass  auch  in  den  "beiden 
kl&ssischen  Werken  über  parlHmentarisches  Verfahren  von  May  (Law,  p'tlv Ueg<)|i,  prooediags ef 
Parliament.  £d.  9,  Lotid.«  1855,)  und  Cushing  (Elements  of  the  law  and  pra6tiGe  of  legislative 
asscmblies.  Bost.,  1856)  der  Gegenstand  gar  nicht  erwähnt  ist.  Zwar  beschlEftigen  steh  .dlesalbea 
nur  mit  Verfertigung  von  Oesetzen  bis  za  ihrer  Promi^atioB,  und  nicht  mit  ihrer  Sfftteren  Ans- 
legnng-,  allein  es  wäre  doch  reichliche  Gelegenheit  gewesen,  sich  öh^  die  rechtUcbe  Bedtotnaff 
best  mmter*  Arten  von  A.eusserungen  und  Mittkeilungen  auszusprechen,  i.  B.  der  Motive,  d«r 
Erklärungen  der  Regierung  oder  eindi  Hanäet  ad  das  andcw  über  d»  Sia«  tfaier  BotiiB* 
piung  u.  s.  w.   ■ 
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Zastimmang  ist  Stülschweigea,  wenn  sich  der  andere  Theil  ausdcück- 
lieh  über  den  Sinn  erklärte,  den  er  einer  Stelle  zuschreibe; 

2)  der  in  den  Regiexungs-Motiven  oder  in  den  Erklärungen 
der  Regierungs-Commission  angegebene  Sinn,  falls  die  frag- 
libhe  Stelle  des  Gesetzes  nach  dem  von  der  Regierung  Ubcrgebenen 
Entwürfe  unverändert  von  den  Ständen'  angenommen  wurde ; 

3)  der  in  dem -ständischen  Commissions-l3e:richte  ausgedrückte, 
wenn  ton  dieser  Commission  eine  Aenderung  oder  ein  Zusatz  vorge- 
schlagen,  diese  aber  von  den  Kammern  und  von  der  Regierung 
4archau8  angenommen  und  in  das  -Geseti;  eingeschaltet  wurden ; 

4)  der  von  einem  einzelnen.  St^ndcJmitgliede  ausgesprochen^ 
wenn  dasselbe  einea  Vorschlag,  machte,  welcher,  unverän4ert^von  der 
fiegierong  nnd  von  beiden  Kammern  angenommen,  in  das  Gesetz 
überging.  Eine  Ausnahme  tou  diesenl  Satze  soll  nur .  dann  emtret^n, 
wenn  die^  Kammern  zv^r  den  Antrag,  so  wie  er  gestellt  wurde,  an- 
genommen, allein  demselben  ein  anderes  Motiv  in.'ihr^r  amtlichen 
Erklärung  an  die  Regierung  unterlegt  haben,  dem  auf  solche  Weise 
begrflndetf^  Antrage  aber  einfach  von  der  Regierung  zugestimmt 
wurde.  Im  Uebrigen  ist  den  nur  zur  Unterstützung  ihrer  Abstim- 
mungen  abgegebenen  Aeusserungen  und  Motivirungen  der  einzelnen 
Kammermitglieder  kein  Werth  für  die  Auslegung  desj^setzes  ein- 
geräumt; 

5)  der  gemeinschaftlich  von  .der  Einen  Kammer  und  von 
der  Regierung  anerkannte  Sinn  einer  Stelle,  falls  die  Rindere 
Kammer  ohne  Widerspruch  gege;^  diese  Auslegung  4ie  Stelle  an- 
nahm;  •      ^ 

6), der  von  Einer  Kammer  gefasste.und  von  der  Regierung  nicht 

widersprochene  Beschluss,  dass  ein  von  der  Regierung  vorgeschlai- 

gener  oder  auf  andere  Weise  in  Antrag  gebrachter  Satz  desshs^lb 

wegzulassen .  sei ,  weil  er  sich  von  selbst  verstehe.    Selbst  wenn  theo- 

retisch  diese  Ansicht  bestritten  werdei»  könnte ,  sei  sie  jetzt  als  der 

Wille  des  Gesetzgebers  anzusehen.  • 

ÄBgefOgt  werden  noch  zwei  wichtige  •  Sätze.    Einmal ,  dass  gdegent- 

liehe,  aber  in  kein  Gesetz  aufgenommene,  Aeusserungen  über  den  Sinn  und 

die. Anwendung  eines  bereit's  bestehenden  Gesetzes,  seien  solche  nun 

in  den  Motiven  d^r  Regierung  oder  in  den  Berathungen  und  selbst  den 

BcflcUttssen  der  Kämmet  enthalten,  keine  zwingende*  Anslegungsnormen  für 

•  .       • 

die  anwendißnde  Behörde, seien,  weil  ein  bestehendes  besetz  nur  durch  ein 
gebOrig  |iromalgirtes  Oesetz  oder  duixh  Gewohnheitsrecht,  nicht  aber  durch 
einfache  ständische  Beschlüsse  oder '  durch  Bemerkungen  der  Regierung 
abgeändert  werden  könne.    Zweitens,  dass  eine  von  der  Regierung  zwar 

7* 
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soll  dann  Hülfe  kommen,  wenn  man  nicht  wagt,  aus  unzweifelhaften  Vorder- 
sätzen logischi  unanfechtbare  Schlüsse  zu  ziehen?  Ob  nun  gar  niemals,  mit 
oder  ohne  Absicht,  da»  Vertrauen  in  die  verfassungsmässige  Gesinnung  einer 
gesetzgebenden  Gewalt  getäuscht  worden  ist,  diess  mag  die  Geschithte,  bis 
in  die  neueste  Zeit  herunter,  beantworten.  Hätte  es  nicht  z.  B.  Preussen 
sehr  wohlgethan,  wenn  in  Art.  106  seiner  Verfassungs- Urkunde  gerade  das 
Gegentheil  von  dessen  itzigeu  Inhalte  angeordnet  gewesen  und  solches  be- 
folgt worden  wäre  ? 

n.  Auf  den  ersten  Anblick  scheint  dieselbe  Schlussfolgerung,  welche  bei 
den  Gerichten  entscheidet,  bei  den  Verwaltungsbehörden  ebenfalls  statt- 
finden'zu  müssen.  Auch  sie,  sollte  man  glauben,  haben  nur  gültige  Gesetze 
zu  vollziehen,  und  nicht  schon  solche,  welche  sich  blos  dafür  ausgeben.  Den- 
noch wäre  diese  Ansicht  eine  unrichtige,  und  es  verhalten  sich  die  Kechte 
und  Pflichten  der  Verwaltungsbeamten  zu  dex*  vorliegenden  Frage  wesentlich 
anders,  als  die  der  Richter. 

E&  ist  nämlich  zu  bedenken,  dass  die  Aufgabe  der  Verwaltung  nicht  so- 
wohl darin  besteht,  die  gegebenen  Gesetze  auf  einzelne  Fälle  anzuwenden, 
als  dass  ihr  die  Ausführung  eines  ganzen  Systemes  von  Richtnn^n  und 
Anstalten  zui;  Erreichung  des  Staatszweckes  obliegt.  Hierzu  ist  denn  nun 
aber  einheitlicher  Befehl  und  stränge  Leitung  von  oben,  somit  Gehorsam  bei 
den  untergeordneten  nothwendig.  Wenn  den  Verwaltungsbeamten  gestattet 
wäre,  eine  von  der  des  Staatsoberhauptes  oder  der  von  ihm  gesetzten  ober- 
sten Behörden  abweichende  sul^ektive  Abweichung  zur  Geltung  zu  bringen, 
so  könnte  die  ganz^  Thätigkeit  des  Staates  gelähmt  werden  und  würde 
jeden  Falles  uhberechenbare  Verwirrung  und  Unsicherheit  in  weiten  Kreisen 
entstehen;  die  .oberste  Gewalt  wäre  in  die  Unmöglichkeit  versetzt,  ihre 'Plane 
durehzuftthreQ  und  auf  das  Eintreten  der  Vollziehung  ihrer  Maassregeln  zu 
reehnen.  Von  welchen  Folgen ,  selbst  vielleicht  für  den  Bestand  des  Staates 
oder  für  das  Leben  der  Bürger,  diess  z.  B.  in  auswärtigen  Angelegenheiten 
oder  bei  Gesundheitsmäassregeln  sein  könnte,  bedarf  nicht  erst  eines  Nach- 
weises. Die  ganze  Stellung  des  Verwaltungsbeamten  ist  eine  wesentlich  ge- 
horchende,  auch  was  den  Inhalt  der  ihm  ertheilten "Befehle  betrifft;  und  diess 
zwar  im  Interesse  der  Erreichung  des  Staatszweckes  selbst. 

Der  Fall  eines  Zweifels  über  die  Verfassungs-  und  Gesetzmässigkeit' 
eines  erhaltenen  Befehles  konunt  denn  nun  allerdings  einem  Verwaltungsbe- 
amten häufiger  vor.  In  der  Verwaltung  begiebt  es  sich  nämlich ,  und  zwar 
keineswegs  ganz  selten;  dass  nur  die  Alternative  ist,  entweder  mit  vollem 
Bewusstsein  und  mit  dej*  ganzen  Einsicht  in  die  Verantwortlichkeit  formell 
gesetzwidrige  Handlungen  vorzunehmen,  selbst  gegen  die  Verfassung  zu  Ver- 
stössen, oder  eine  für  nöthig  erachtete  Maassregel  zu  unterlassen.  Hier  un- 
bedingt nir  die  Einhaltung  des  formalen  Rechts  zu  entscheiden ,  gieng^  gegen 
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den  gesunden  Menschenvet^stand  und  gegen  den  Staatszweck.    Der  Fall  ist 
ein  ganz  anderer,  als  bei  der  Aufrechterhaltung  des  Gesetzes  in  der  Rechts- 
ordnung.   Im  Gebiete  des  Rechtes  thut  vor  Allem  die  unbedingte  Gewiss- 
heit noth,  dass  das,  was  als  Recht  erklärt  ist,  auch  wirklich  als  solches 
gehalten  wird.    Ob  und  welcherlei  ünzuträglichkeiten  sich  daraus  ergeben 
mögen,  ist  Nebensache,  und  zwar  um  so  mehr,  als  es  sich  immer  nur  voii 
einzelnen  Verhältnissen,    nicht  aber   von  allgemeinen  Maassregeln  handelt. 
Bei  der  Verwaltung  dagegen  ist  die  Erreichung  bestimmter  sachlicher  Zu- 
stlLnde  die  Aufgabe.    Wenn  es  sich  also  zeigt,  dass  eines  der  regelmässigen 
zu  Erreichung  eines  solchen  Zwecks  bestimmten  Mittel  in  einem  concreten 
FaUe  ausnahmsweise  deubclben  nicht  nur  nicht  fördert,  sondern  ihm  sogar 
entschieden  im  Wege  steht:  so  ist  es  allerdings  Sache  der  Ueberlegung,  ob 
die  Nichterreicbung  der  Aufgabe  oder  die  Beiseitsetzung  des  Mittels  der  klei- 
nere Uebelstand  ist.    Zu  diesen  Mitteln  gehören  denn  nun  namentlich  auch 
die  verschiedenen  Arten  von  allgemeinen  befehlenden  Normen,  von  der  Ver- 
fassungsbestimmung herab  bis  zu  der  einfachen  Verordnung.   Sie  haben  keine 
Bedeutung  an  sich,    sondern  nur  in  so  ferne   sie  die  Verwirklichung  der 
Staatsaufgabe  sichern;  und  es  tritt,  wenn  ihre  Allgemeinheit  im  Wege  steht, 
die  oben  gestellte  Frage  in  den  Vordergrund.    Ob  nun  die  Verletzung  der 
Regel  das  geringere  oder  das  grössere  Uebel  sei,  kommt  auf  die  Verhält- 
nisse des  einzelnen  Falles,  namentlich  auf  die  Grösse  des  in  Frage  stehenden 
Nutzens  und  auf  die  innere  Bedeutung  der  Norm  an,  und  die  Entscheidung 
kann  gegen  die  starre  Einiialtung  der  allgemeinen  Vorschrift  ausfallen.  Pflicht 
der  leitenden  Behörde  i$t  es  dann ,  in  diesem  Sinne  zu  haiideln  und  anzu- 
ordnen. —  Natürlich  soll  damit  nicht  gesagt  sein ,  dass  Gesetzes  -  und  Ver- 
fassungsverletzungen rein  in  das  Belieben  der  Verwaltiingsbehörden  gestellt 
seien;   vielmehr  sind  dieselben  .selbstredend  veräutwortliph  dafür.    Nicht  nur 
bleibt  der  Bruch  immer  formales  Unrecht;  sondern  es  ist.-äuch  gar  kein  un- 
bedeutender sachlicher  Nachtheil  für  den  Staat,  wenn  eine  gesetzliche  Norm 
offen  missachtet  wird  ,#  sei  der  Grund  welcher  er  wolle.    Es  ist  also  aucÄ 
hnmer  in  das  wohlerwogene  und  gewissenhafte  Ermessen  des  zur  Wahrung 
der  Verfassung  Berufenen  gestellt,  ob  sie  bei  völliger  Unmöglichkeit  der 
Gesetzesvollziehung  Straflosigkeit ,  bei  überwiegendem  Nutzen  wenigstens  Ver- 
zeihbarkeit  annehmen  könneü  und  wollen.    Mit  andern  Worten,  es  ist  Sache 
der  Volksvertretung  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen,  ob  die  Verwaltung  bei 
einem  Gesetzes-  und  Verfassungsbruche  in  gutem  Glauben  handelte,  und  ob 
der  beabsichtigte  Nutzen  eine  Verletzung  der  regelmässigen  Ordnung  tiberwiegt 
oder  ni(^t.  Im  Verneinungsfalle  hat  sie  eine  Verwahrung  einzulegen  oder  gar 
eine  Klage  anzustellen,  bei  Bejahung  dagegen  eine  Bill  öf  indemnity  zu  be- 
willigen.   Nur  ist  dabei  zu  bemerken,  dass,  wie  immer  dieses  Urtheil  aus- 
lallen und  was  dessen  Folge  für  den  Leichtsinnigen  und  Gewissenlosen  oder 
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fQr  den  muthigen  und  pflichtgetreuen  üebertreter  sein  mag,  jeden  Falles 
nur  die  obersten  Anordnenden  und  nicht  die  unteren  Vollziehenden  die  Ent- 
Scheidung  tiber  Einhalten  oder  Beiseitsetzung  der  allgemeinen  Normen .  zu 
treffen  haben,  und  nur  jene  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können, 
wenn  nicht  die  Einheit  der  Staatsgewalt  und  die  Kraft  zur  Durchführung 
der  StaOrtszwecke  vernichtet  sein  soll  *)• 

Ist  dem  nun  schon  so  bei  einfachen  Befehlen  der  Vorgesetzten  oder  bei 
gesetzwidrigen  Verordnungen,  so  kann  von  einem  Rechte  und  einer  Pflicht 
der  Verwaltungsbeamten,  einem  verfassungswidrigen  Gesetze  die  Anwendung 
zu  versagen ,  noch  weniger  die  Rede  sein.  Hier  ist  selbst  die  Frage ,  ob  nicht 
die  Volksvertretung  die  Verletzung  zu  einer  Verantwortung  geeignet  finden 
könnte,  bereits  entschieden  zu  Gunsten  des  die  Vollziehung  befehlenden 
Vorgesetzten;  die  Repräsentation  stimmt  ja  ausdrücklich  der  Handlungs- 
weise zu,  und  es  steht  nicht  einmal  die  Möglichkeit  in  Aussicht,  dass  die 
ertheilte  Anweisung  wieder  zurückgenommen  werden  müsste.  Hat  daher 
auch  eine  Norm  solcher  Art  an  sich  für  den  Verwaltungsbeamten,  so  wenig 
als  für  einen  sonstigen  Staatsangehörigen,  eine  rechtliche  Bedeutung,  so  ist 
er  doch  in  keiner  Beziehung  in  der  Lage,  derselbe  den  Gehorsam  zu  ver- 
weigern. Sie  Jlst  für  ihn  vollziehbar,  weil  seine  vorgesetzte  Behörde  sie 
ihm  eröffnet  hat. 

Diess  haben  denn  nun  auch  die  neueren  Verfassungen,  wenigstens  die 
des  Festlandes,  selbst  anerkannt.  Sie  erklären,  zum  Theile  mit  ausdrück- 
lichen Worten,  dass  die  Pflicht  des  bloss  verfa^ungsmässigen  Gehorsams 
sich  in  der  Staatsverwaltung  nicht  auf  die  Untergeerd^eten  beziehe, 
sondern  diese  die  ihnen  von  den  regelmässigen  und  zuständigen  Vorgesetzten 
ertheilten  Dienstbefehle  zu  befolgen  haben,  die  Verantwortlichkeit  für  letztere 
aber  ausschliesslich  eben  diese  Oberen  treffe.  Höchstens  wird  in  einigen 
Verfassungen  die,  an  sich  sehr  wenig  wirksame,  Be_stimmung  beigefügt,  dass 
der  untergeordnete  Verwaltungsbeamte,  welchem  ein  seiri^r  Meinung  nach 
gesetz-  oder  verfassungswidriger  Befelil  zugehe,  v^r  Allem  eine  Vorstel- 
lung bei  dem  Vorgesetzten  zu  machen,  bei  Beharren  desselben  aber  zu  ge- 
horchen habe. 

Dass  die  Befolgung  dieser  Vorschrift  die  Verwaltung  in  Widerspruch 
mit  den  Gerichten  setzen  kann,  und  dass  ein  solcher  Zustand  sein  grosses 
Bedenken  hat,  unterliegt  freilich  keinem  Zweifel.  Allein  nichts  wäre  un- 
richtiger, als  hieraus  einen  Schluss  rückwärts  auch  auf  eine  Gehorsams- 
pflicht, der  in  ihrem  Amte  vom  Befehle  Vorgesetzter  unabhängigen,  Gerichte 


))  In  wie  ferne  die  Oeliorsamspflicht  des  Unter/^cordneten  anch  ihre  Grfinze  hat,  s.  B.  im 
FaUe  der  Anordnnag  eines  f^emeinen  Verbrechens  oder  eines  in  die  amtliche  Znständigl&eit  gai 
nicht  einschla^nden  AoArages,  kann  hier  —  als  die  Hauptfrage  nicht  berührend  —  fQgUch 
anerörtert  bleiben. 
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zu  machen.  Vielmehl*  tritt  im  Gegentheile  das  den  Gerichten  zustehende  Eecht 
der  Nichtbefolgung  in  eine  um  so  entschiedenere  Bedeutung  und  ist  um  so 
fester  zo  halten.  Wirkt  dann  doch  die  Verletzung  der  Verfassung  wenigstens 
nicht  in  allen  Theilen  des  Staatslebens,  und  wird  eme  nicht  zu  über« 
sehende  Mahnung  gegeben,  die  ganze  Angelegenheit  nochmals  einer  ernst- 
haften Prüfung  zu  unterziehen  und  durch  eine  allseitige  Rückkehr  zur  Ver- 
fassung die  Behörden  desStaates  wieder  unter  sich  in  Einklang  zu  bringen. 

m.  Was  endlich  das  Verhalten  einfacher  Bürger  zu  verfassungs- 
widrigen Gesetzen  betrifft,  so  finden  unzweifelhaft  die  Grunds&tze  über  den 
blos  verfassungsmässigen  Gehorsam  hier  ihre  volle  Anwendung.  Für-  den 
einzelnen  Staatsgenossen  ist  die  Verfassung  die  oberste,  allen  andern  Be» 
fehlen  und  Anordnungen  vorgehende  Norm,  welcher  er  unbedingten  Gehor- 
sam schuldig  ist;  die  Gesetze  haben  für  ihn  nur  in  so  ferne  Gültigkeit,  als 
sie  verfassungsgemäss  sind;  die  Verordnungen  endlich,  wenn  und  soweit 
ihnen  Gesetzmässigkeit  zukommt.  Die  Anmuthung,  einem  verfassungswidrigen 
Gesetze  zu  gehorchen,  ist  für  ihn  ein  Widerspruch  an  sich;  und  dass  der 
Bürger  nicht  blos  die  Form,  sondern  auch  den  Inhalt  der  Geset2^e  einer  Prü- 
fung zu  unterziehen,  nach  dem  Ergebnisse  derselben  aber  zu  handeln  be- 
rechtigt ist,  ergibt  sich  einfach  daraus,  dass  er  ein  Recht  nicht  blos  auf 
die  Form,  sondern  auch  auf  den  Inhalt  der  Verfassung  hat. 

Hiergegen  will  denn  nun  freilich  eingewendet  werden,  dass  in  einem 
Staate  mit  Volksvertretung  das  gesammte  Volk,  also  auch  der  einzelne  Bür- 
ger ,  seine  Rechte  gegenüber  von  der  Regierung  an  seine  Repräsentanten 
abgetreten  habe  und  sich  dem  fügen  müsse ,  was  diese  in  Staatssachen  be- 
schliessen.  Dieser  Satz  ist  jedoch  in  solcher  Ausdehnung  nicht  richtig ;  es 
muss  vielmehr  ein  Unterschied  gemacht  werden.  Dass  in  einem  Staate,. wel- 
cher eine  Volksvertretung  hat,  diese  allein  berechtigt  ist,  gemeinschaftlich 
uiit  der  Regierung  gewisse  allgemeine  Maassregeln  vorzunehmen ,.  und  dass 
sie  durch  ihre  Handlungen  die  Gesammtheit  der  Bürger  und  jeden  Einzelnen 
derselben  bindet,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Allein  diese  Berechtigung  einer 
und  diese  Verpflichtung  anderer  Seits  findet  doch  nur  statt,  insofeiiie  sich 
die  Volksvertretung  in  ihrer  Zuständigkeit  hält.  Eine  Handlung,  zu  welcher 
sie  selbst  kein  Recht  hat,  kann  auch  kein  Recht  und  k^ine  Rechtspflicht 
schaffen,  sondern  ist  von  Hause  aus  nichtig  und  ohne  alle  Folgen*  Die  Zu« 
fitändigkeit  der  Volksvertretung  aber  wird  zunächst  bestimmt  durch  die  aus- 
drücklichen Satzungen  der  Verfassung;  und  sollten  diese  etwa  schweigen, 
durch  das  Wesen  und^  den  Zweck  der  ganzen  Einrichtung.  Da  nun  aber 
selbstredend  keine  einzige  Verfassungsurkunde  besteht ,  in  welcher  der  Stände- 
versammlung das  Recht  einer  Mitwirkung  zu  verfassungswidrigen  Gesetzen 
ausdrücklich  eingeräumt  ist;  und  da  es  eben  so  unzweifelhaft  nicht  stillschwei- 
ge iid  in  dem  Wesen  der  Einrichtung  liegt,  die  Verfassung  auf  ver£assun{[S« 
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widrigem  Wege  zu  ändern :  so  kann  auck  von  einer  Ueberlassung  einer  sol- 
chen Befiigniss  durch  das  Volk  und  von  einer  Verpflichtung  zu  gehorchen 
flkr  dieses  nicht  die  Rede  sein.  Es  steht  also  der  einzelne  Bürger  im  Falle 
eines  verfassungswidrigen  Gesetzes  einfach  einem  Unrechte  gegenüber,  zu 
welchem  zuzustimmen  er  Niemand  das  Recht  gegeben  hat,  noch  auch  nur 
geben  konnte.  Wenn  nun  sicher  kein  Rechtsverständiger  behaupten  kann, 
dass  die  Rechte  des  Staatsoberhauptes  durch .  eine  verfassungswidrige  Hand- 
lung der  Ständeversamiplung  gültig  beschränkt  und  gekränkt  werden  können, 
80  sollte  folgerichtiger  Weise  auch  keiner  den  Satz  aufstellen,  dass  die  Rechte 
der  Bürger  durch  eine  Handlung  solcher  Art  aufgehoben  werden.  Es  bleibt 
eben  in  diesem  Falle  Alles  beim  Alten,  d.  h.  beim  blos  verfassungsmässigen 
Grehorsam.  Die  eigenthümlichen  Ausnahmsbestimmungen  für  Yerwaltungs- 
beamte  aber  haben  natürlich  keinerlei  Bedeutung  für  Nichtbeamte ,  sondern 
sind  als  Ausnahmen  einschränkend  zu  erklären ,  d.  h.  nur  von  jenen  Beamten 
und  für  sie  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Ebenso  wenig  ist  die  Einwendung  durchgreifend,  dass  die  Anerkennung 
eines  Rechtes  für  jeden  einzelnen  Unterthanen,  einem  Gesetze  nicht  zu  ge- 
horchen weil  dasselbe  nach  seiner  subjektiven  Ansicht  verfassungswidrigen 
Inhaltes  sei ,  zur  Anarchie  führe ,  indem  keineswegs  etwa  blos  bei  wirklich 
verfassungswidrigen  (resetzen  Ungehorsam  vorkommen  könne  und  vorkommen 
werde,  sondern  auch,  sei  es  aus  Unverstand  sei  es  aus  bösem  Willen,  bei 
den  untadelhafbesten  Anordnungen.  Hier  waltet  ein  grobes  IMlssverständniss 
ob.  Das  Recht  des  einzelnen  Bürgers  auf  blos  verfassungsmässigen  Gehor- 
sam ist  keineswegs  gleichbedeutend  mit  einem  Rechte ,  nach  Belieben  und 
ungestraft  auch  gültige  Gesetze  nicht  zu  befolgen,  blos  weil  er  dieselben  für 
ungültig  hält  oder  diess  wenigstens  behauptet.  Vielmehr  bleibt  ein  Jeder 
sämmtlichen  gültigen  Gesetzen  unterworfen  und  hat  er  die  ganze  Schwere 
der  Strafgewalt  des  Staates,  sowie  dessen  Recht  und  Macht  eine  unmittel- 
bare Befolgung  der  Befehle  zu  erzwingen ,.  zu  befahren,  wenn  er  unbefugt 
den  Gehorsam  verweigert.  Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  die  Regierung 
den  förmlich  ausgesprochenen  Ungehorsam  eines  Bürgers  gegen  ein  Gesetz 
nicht  ruhig  hinnimmt,  sondern  ihn  desshalb  zur  Verantwortung  zieht.  Sache 
d^  eine  Nichtbefolgung  in  Anspruch  Nehmenden  ist  es  nun,  zu  erweisen, 
dass  er  im  Rechte,  das  heisst,  dass  das  in  Frage  stehende  Gesetz  ein  ver- 
fassungswidriges ist.  Kann  er  diesen  Beweis  nicht  zur  Ueberzeugung  der 
richtenden  Behörde  liefern.,  so  wird  er  nicht  nur  zum  Gehorsame  angehalten, 
soudem  auch  wegen  seiner  Widersetzlichkeit  gestraft.  Von  Anarchie  ist 
also  hier  so  wenig  die  Rede,  als  in  allen  andern  Fällen  von  Ungehorsam 
gegen  die  Gesetze,  welche  der  Staat  durch  seine  Macht  und  durch  sein  Straf- 
recht wieder  zur  Ordnung  bringt;  im  Gegentheile  wird  das  Ansehen  des 
Staates  durch  einen  solchen  Vorgang  gekräftigt  und  werden  die  Unterthanen 
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von  Gelüsten  zu  ungerechtfertigtem  Ungehorsame  geheilt  werden.  Wenn 
aber  der  Richter  wirklieb  die  Verfassungswidrigkeit  des  in  Frage  stehenden 
Gesetzes  anerkennen  muss,  und  wenn  er  also  in  Befolgung  der  oben  aufge- 
stellten Lehre  den  Angeschuldigten  straflos  erklärt  wegen  Nichtbeachtung 
eines  rechtlich  gar  nicht  vorhandenen  Gesetzes;  so  ist  auch  hier*  wieder,  wie 
diess  sattsam  bereits  ausgeführt  ist,  noch  lange  keine  Anarchie  vorhanden, 
sondern  vielmehr  im  Gegentheile  Aufrechterhaltung  des  Rechtes  in  einzelnen 
Fällen,  in  welchen  es  bedroht  war,  und  Zurückweisung  von  Beamten  in  die 
Schranken  ihrer  Zuständigkeit,  was  ebenfalls  kein  Unglück,  sondern  im 
Gegentheile  eine  Wohlthat  für  Bürger  und  Staat  ist. 

Dass  unter  solchen  Umständen  der  Entschluss'  des  einzelnen  Untertha- 
nen,  sich  auf  seinen  blos  verfassungsmässigen  Gehorsam  zu  berufen  und  einem 
von  ihm  für  verfassungswidrig  gehaltenen  Gesetze  den  Gehorsam  zu  ver- 
weigern, für  ihn  persönlich  nichts  weniger  als  unbedenklich  ist,  und  leicht, 
sei  es  bei  eigener  falscher  Beurtheilung  des  Gesetzes  sei  es  bei  einem  un- 
richtigen Verfahren  des  Richters,  zu  sehr  schweren  Folgen  für  den  keck 
Vorangehenden  führen  kann ,  bedarf  keines  Beweises.  Es  gehört  daher  jeden 
Falles  grosse  Verfassungstreue  und  entschiedener  Muth  dazu,  sich  allen  die- 
sen Gefahren  auszusetzen;  und  es  ist  keineswegs  zu  erwarten,  dass  die  Fälle 
sehr  häufig  sein  werden,  in  welchen  das  Recht  im  constitutionellen  Staate  so 
sehr  auf  die  Spitze  gestellt  wird.  (Was  denn,  gelegentlich  gesagt,  auch  die 
Besorgnisse  der  Angstmänner  sehr  zu  mindern  geeignet  sein  dürfte.)  Wo  aber 
immer  die  Abhtung  vor  der  Verf'assung  des  Landes  und  das  Bewusstsein 
des  staatsbürgerlichen  Rechtes  so  weit  getriebep  wird  und  der  Einzelne  so 
opferbereit  ist,  kann  es  hup  als  ein  erfreuliches  Zeichen  staatlicher  Durch- 
bildung und  männlicher  Gesinnung  betrachtet  werden.  Fast  möchte  man  so 
weit  geben  zu  behaupten,  dass  selbst  ein  Missgriff  von  Seiten  eines' Bürgers 
nicht  viel  weniger  erfreulich  sei,  indem  einer  Seits  ^e  Gesinnung  sich  als 
die  nämliche  erweise,  auf  der  andern  Seite  die  Staatsgewalt  durch  Aufrccht- 
erhaltung  ihres  Rechtes,  zum  mindesten  gesagt,  nichts  verliere. 
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Eine  zweite^,  jedoch  allerdings  minder  eingreifende,  Frage  ist  sodaxm, 
ob  eine  Untersuchung  der  letziangedeuteten  Art  bei  allen  Arten  von  Ge- 
setzen stattzufinden  hat;  oder  aber  nur  bei  solchen,  welch^^dieHangelhaftig« 
keit  ihrer  Abfassung  schon  an  der  Stime  trfigen^  dagegen  nicht  bei  den  Ge* 
setzen,  ^elch^  den  Unterthanen  als  unzweifelhaft  und  klar  erscheinen  mfissen? 

Erst  wenn  die  Antwort  auf  die^e  beiden  Fragen  dahin  ausfallen  sollte, 
dass  allerdings  ausser  den  Textesworten  auch  noch  weitere  Ausl^gmngs- 
quellen  benutzbar  seien ,  kann  von  einem  Fortschreiten  zu  der  weiteren 
Frage  die  Bede  sein:  ob  die  stUndisclien  Yerhändlutigen  und  Schriften  ein 
geeignetes  Mittel  zur  Auffindung  des  w^ren  Willens  des  Gesetzgebers,  sind, 
oder. ob  etwa  4ieselbq[i  sämmtUch  nur  nnsichem-  und  zweifelhaften,  somit 
jxi  einer  verlässigen  Gesetzesäuslegung  und  -Anwendung  unbrauchbaren  Stoff 
aa  die  Hand  geben  können  ? 

Wäre  auch  diese  Frage  im  AUgeäieinen  zu  Gunsten  der  ständischen. 
Schriften  tmd  Verhandlungen  beantwortet,  so  würde  es  sich  daniv  schKesb 
lieh  von  einer  genauen ,  absoluten  nn4  relativen ,  Würdigung  der  verschiet 
denen  Arten  von  Aeusserungen  tiandeln,  wobei  sich  dann  ergeben  würde, 
in  wie  fem  die  bis  itzt  aufgestellten  Sätze  richtig  sind. 

3. 

Sind  Gesetze  bloi  am  lich  lelbit ,  oder  anoh  au  anderen  düellen 

aussnlegent 

• 

üeber  diese  Frage  sind,  wie  bemerkt,  ganz^entgegengesetzte  Ansichten 
aufgestellt..  Nach  der  einen  Meinung,  welche  jnan  wohl  als  die  gegenwärtig 
gemeinhin  angenommene  bezeichnen  darf,  hat  der  Wille  des  Gesetzgebers, 
wie  immer  er  aufgefunden  sein  mag,  an  die  Stelle  der  bekannt  gemachten 
Worte  zu  treten,,  und  ist  er  von  den  Unterthanen  zu  befolgen.  Die  entgegen- 
stehende, von  Wenigen  getheilte,  Ansicht  aber  glaubt  den  Willen  des  Ge- 
setzgebers lediglich  in  den  promulgirten  Worten  erkennen  zu  dürfen  *).  — 
Es  ist  nothwendig,  zuerst  zu  untersuchen,  in  wie  ferne  etwa  die  eine  oder 
die  andere  dieser  Theorien  die  Wahrheit  verkennt,  oder  wenigstens  das 
richtige  Maass  nicht  hält,  und  erst  dann  dSe  als  gültig  erscheinenden  Grund- 
.  Sätze  selbst  zu  formuüren.    Allein  auch  zu  einer   solchen  Kritik  bedarf  es 

bestimmter  Anhaltspunkte,     und  somit  beginnen  wir  danlit,    einige  Sätze 

• 

aulzustellen,  gegen  welche  wohl  von. keiner  Seite  her  etwas  wird  eingewendet 


»    •  -        ,       -  ,        ■  . 

1)  Die  oben  anf^irefUhrfe  npilttlere  A.D«icht  ist  hier,  bei  der  Erörtemng  der  alljiremetneo 
Frage^  ob  unser  den  Wortetf  der  Gesetze  noch  andere  Aoslegnnffsmittel  zulässig  seien,  nidit 
besonders  sa  b^cksichtigen.  Üeber  Äese  allgemeine  Frage  ist  sie  im.  Wesentlichen  einTor- 
standen  mit  der  gewöhnlicben  Meinung.  Uire  Verscbiedeabeit  von  dieser .  betrifft  erst  das  Ein- 
zelne der  verschiedenen  ständischen  Bohriftaa  nfA  ErklämiigeD  oder  die  Fälle  d»r  AnwendbailKait 
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werden  k(Siineii,  and  von  welchen  ans  doch  zur  Wahrheit  gelangt  werden 
mag. 

1)  Es  phört  zu  dem  Begriffe  eines  Gesetzes,  dass  es  bekannt  ge- 
macht ist.  So  lange  die  vom  Gesetzgeber  gewollte  Bestimmung  nor  noch 
in  seiner  Absicht  liegt,  aber  den  Unterthanen  nicht  mitgetheilt  wurde,  ist 
der  verbindende  Act  der  Gesetzg^usg  noch  nicht  beendigt. 

2)  Diese  Bekanntm^chmig  müss  auf  die  herkömmliche  oder,  wo 
folches  genauer  bestimmt  ist,  auf  die  gesetzliche  W^ise  geschehen, 
wenn  sie  als  erfolgt  soll  betrachtet  werden  können.  Der  Unterthan  iat 
allerdings  schuldige  die  slUnmtlicben  Qesetze  zu  kennen  ;•  allein  es  kann  ihm 
die6€s  vernünftigerweise ;  und  ,  auch  nach  den  positiven-  Bestinänungen  der 
meisten  Staaten,  nui  dann  zugemuthet  werden«,  wenn  die  Bekanntmachung 
auf  eine  bestimmte,  sicher  erkennbare  und  nicht  zu  übersehende  Weise  ge- 
B^hen  ist  Nicht  selten  sind  bestimmte  Formen  fOr  diese  Bekanntmachung 
vorgeschrieben,  wie  z.  B.  eine  bestinänte  Ueberschrift  oder  Berufung,  die 
Unterzeichnung  eines  Minister?  u.  dergl. ;  auch  diese  Formen  müssen  beob*» 
achtet  sein,  wenn  die  Bekanntmachung  als  eine  richtige  und  beachtensv^erthe 
gelten  soll.      -  * 

3)  Der  Unterthan  hat  den  wahren  Sinn  des  Gesetze^,  ,imd  nur  den 
wahren  Sinn  desselben^  zu  kennen  und  zu  beobachten.  Die  Behauptung  des' 
entgegengesetzten  Satzes  enthält  eine  Absurdität.  Zur  Erken^mng  dieses 
wahren  Sinnes  dient  aber  die  Auslegung,  deren  somit  jedes,  aucL  das  ganz 
fehlerlos  abgefasste,  Gesetz  bedarf;  und  zwar  sowohl  für  sich  allein,  als  im 
Zusammenhange' mit  .dem  gesammten  Rechtssysteme.  /?  .    - 

4)  Die  Wort^  des  .Gesetzes  sind  die  Form,  in  welcher  der  Gresetz- 
geber  seinen  Willen  verkörpert,  nicht  abeit  dieser,  selbst.  Diese  Form  kann 
bei  ungeschickter  Handhabung  der  Spraqhregeln  oder  nachlässiger  Berück- 
sichUgung  des  Inhaltes,  mangelhaft  sein,  ohne  dass  der  Wille  des  Gesetz* 
gebers  diese9  Fehler  ursprünglich  theilt. 

Tritt  man  nun  von  diesem  Standpunkte  den  beiden  entgegengesetzten 
Thearieen  näher,  so  findet  sich,  dass   .  >  ' 

die  gemeine  Meinung  nicht  sowohl  einen  Beweis  der  von  ihr  an- 
genommenen  Sätze  liefert,  oder  auch  nur  dieselben  bestimmt  aufstellt, 
ordnet  uAd  begrenzt,  als  vielmehr  die  Bekanntschaft  mit  ihnen  und 
ihre  Wahrheit  als  sich  von  selbst  verstehend  voraussetzt.  Erst  aus 
den  Sitzen,  welche  $ie . hinsichtlich  der  einzelnen  von  ihr  als  zulässig 
erachteten  Qi^elle  aufstellt,  ergibt  sich  die  Bedeutung  und  der  Um&n'g 
der  Leja'e  vollständif^  Da  nun  -wirklich,  wie  sich  unten  das  Weitere 
ergeben  wird,  diese  ^sicht  in  der  Hauptsache  richtig  ist,  -so  mag 
denn,  auch  hier,  znt  Vermeidung  von  Wiederholungen,  eine  solche 
Auseinandersetzung    unterlassen    werden.*    Allein    nicht    übergajigen 


< 

ft 


log  Ueber  die  Benutzung  der  ständischen  Verhandlungen 

werden  darf,  dass  eine  nähere  Betrachtung  auf  mehrere,  Jceinesw^ 
unbedeutende  Ausstellungen  fuhrt,  indem  der  Grundsatz,  dass  die 
iGresetze  auch  aus  anderweitigen  Quellen  als  aus  den  ^^Arten  selbst 
auszulegen  seien,  allzu  absolut  aufgestellt  ist. 
So  wird  es  denn  vor  Allem  einen  begründeten  Widerspruch  kaum  finden, 
wenn  es  als  ein  Feliler  bezeichnet  wird,  d^s  diq  Auslegung  ans  entfernteren 
Quellen  nicht  auf  die  wirklich  bekannt  gema(;hten  WiUensäusscrungen  des 
fiesetzgebers  beschränkt,  sondern  ihnen  auch  die  Fähigkeit  der  ErgäJ^zong 
in 'der  Publication  völlig  übergangener  Bestimmungen  eingeräumt 
Werden  will.  Hier  muss  yielmehif  eine  Beschränkung  ihrer  Benutzung  cta- 
liin  eintretet!,  dass  in  allen  jenen  Fällen,  in  welchen  —  gleichgültig  jetzt^ 
aus  welchem  Grunde  und  durch  welchen  Fehler  —  ein  Theil  des  vom  Ge-^ 
setzgeber  Beschlossenen  in  den  bekannt  gemachten  Worteü  völlig  übergangen 
ist,  eine  förmliche  Ergänzung  des  concreten, Gesetzes  aus  sonstigen  Quellen 
als  nicht  «ulässig  erklärt,  sondern  das  nicht  Bekanntgemachte  auch  nicht 
als  Gesetz  betrachtet  wird.  Es  nmg  leicht  sein,  dass  die  geschehene  Uüter- 
lassung  als  ein  offenbarer  Mangel  nachzuweisen  xmd  die  vollständige  Absicht 
des  Gesetzgebers  urkundlich  zu  belegen  ist.  Allein  dieser  Beweis  berechtigt 
zu  keinem  an4ern  Schlüsse ,  als  dass  das  wirklich  Gewollte  so  bald  als  mög- 
liph  imch  als  Gesetz  nachträglich  bekannt  zu  machen,  und  etwa,  dass  die 
Unterlassung  der  Bekanntmachung  im  ersten  Gesetze  an'  dem  Schuldigen  zu 
ahnden  sei;  keineswegs  aber  zu  der  Forderung  an  die  Uhterthanen ,  Ab- 
sichten, welche  ihnen  gar  niclit  als  der  Staatswille  eröffnet  sind,  als  zwin- 
gend^  Normen  zu  gehorchen.  Sollte  die  durch  die. Auslassung  entstandene 
Lücke  vor  der  nachträglichfen  gesetzlichen  Ausfüllung  zu  theoretischen  oder 
zu  j^raktischen  Zwecken  ergänzt  werden  müssen,  so  ivürde  dieses  in  der  ger 
wohnlichen  Weise  nach  der  Analogie  der  bestehenden,  d.h.  der  bekannt 
gemachten,  Gesetzgebung  ^  geschehen  haben.  Die  ßonstwie  in  Erfahrung  ge- 
brachte, allein  nicht  ausgeführte,  Absicht  des  Gesetzgebers  kann  dal?ei  lediglich 
nicht  in  Beti'acht  kommen,  mag  sie  üun  die  auf  dem  oben  bezeichneten 
Hchtigen  Weg  gefundene  Entscheidung  bestätigen  oder  nicht.  Alles  dieses 
gilt  aber  sowohl  von  ganzen  abgeschlossenen  Theilen  der  Gesetzgebung,  als 
nur  von  einzelnen  Sätzen  und  Modificationen ,  welche  in  dem  promulgirten 
Texte  ausgelassen  sind.  Es  widerspricht  aber  diese  Lehre  dem  oben  anfge- 
>ste&ten  Grundsatze,,  dass  nur  der  wahre  Sinn  des  Gesetzes  zu  befolgen  sei, 
keineswegs.  Soweit  das  tresetz  bekannt  gemacht  ist,  soll  allerdings  dieser 
VB.hre'  Sinn  aufgesucht  werden;  allein  wo  nichts  promulgirt  ist,  kann  auch 
nichts  angewendet  werden ,  sei  es  nun  in  einem  richtigen  'sei  es  in  einem 
falschen  Sinne. 

Eine  zweite  Beschränkung  der  allzu  ausgedehnten  Benützung  ist  dann 
nothwendig,  wenn  die  bekannt  gemachten  Gesetzesworte   etwas  von  dem 
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nachweiebaren  Willen  des  Gesetzgebers  wes^tlich  Verschiedenes  aus- 
sagen. Einer  solchen  Stelle  des  Gesetzes  ist  allerdings  der  Unterthan  keinen 
Grehorsam  und  die  Behörde  keine  Ausführung  schulidig.  Nur  der  wirkliche 
nnd  wahre  Wille  der  gesetzgebenden  Staatsgewalt  verpflichtet;  keineswegs 
aber  das  nachgewiesene  Gegentheil  desselben.  Der  blosse  Schein  eines  wahren 
Willens  genflgt  nicht;  Weiteres  liegt  aber  in  dem  Bekanntgeinachten  nicht 
vor.  Allein  wenn  eine  solche  Stelle  aus  dem  Gesetze  wegfällt,  so  ist  es  da- 
gegen  keineswegs  erlaubt  ^  eine  andere  nicht  promulgirte  an  deren  Stelle  iax 
setzen.  Wäre  fbr  letztere  die  Absicht  des  Gesetzgebers  noch  so  unzweifel- 
haft ^erwiesen ,  so.  fehlt  ihr  doch  die  unerlässiichd  Bedingung  der  ordnungs-. 
gem&ssen  Bekanntmachung.  Es  ist  somit  in  solchem  Falle  zu  verfahren,  a^s 
wenn  eine  Lücke  im  Gesetze  wäre.  —  Allerdings  setzt  diese  Ansicht  das 
Recht  4es  Bürgers  und  des  Beamten,  den  Inhalt  der  Gesetze  hinsichtlich 
ihrer  verfassungsmässigen  Gültigkeit  zu  prüfen ^  voraus,  und.es  wird  die 
entgegenstehende  Meinung,  welcher  gemäss  den  Unterthänen  nur  »die  Prüfung 
der  formellen  Gültigkeit  der  Pdblic^tion  gestattet ,  dagegen  die  unbedingte  , 
Verpflichtung  des  Geborsanis  gegen  alle  der  äussern  Form  nach  nntadelhaftea 
befehlenden' Normen" auferlegt  werden  will,  .stillschweigend  als  unrichtig- ver* 
werfen:  allein  es  ist  auch  völlig  unmöglich j  den  blos  verfassungsgemftssen 
Gehorsam  des  Bürgers,  d.  h.  seine  ganze  rechtliche  Stellung  im  Rechtsstaaten 
in  Einklang  mit  der  blinden  Hochachtung  der  Form  zu  bringen  *). 


1)  £•  tet  weder  Baam,  noch  auch  eine  Kothwehdigkeit ,  dies^  wichtlsre  und  so  TlfliaHil  to*'  » 
iprochene  Frage  hier  auffOhrfiob  xa  erörtern.  Ein  Beitrag  dazu  ist  oben  Nr. 8,  8. 96,  fifgtiMü^' 
worden,  und  im  Uebrigen  mag  es  geniigen  zu  ))emerkeu,  dass  sich  andere  nanÄsftt'Vybl^i'a 
Ihddiger  Tei;fi)asnngBWidi1ger  Gesetze  als  L  i  n  d  e  (AtcIUt  für  civil.  Praxis  <  Bd.  XW«  ]f«b  11^'- 
Stahl,  (Philos.  des  Rechts,  2.  Aud.,  Bd.  II,  2,  8.  607  ü^^  und  ^Öpfl,  (deutsches  ataateedit, 
4.  Aofi.,  Bd.  n,  8.  630  tg.)  nicht  aufti^tg«n  lassen.  Der  von  Krag,  Grandsätze,  8.69  geiäiifllite 
Venach,  die  Anwendung  ^es  GrondsatzeA  des  blos  verfiusungsmKssigen  Geborsan»!  und  dar  B«- 
folgong  nar  gültig  wo.  8tande  gekommenem  Gesetze  als  «bsord,  tind  somit  unrichtig,  daipo- 
stellen,  ist  anglticklich  ansgefallen.  —  Wenn  er  hämlidi  damal  ipeint,  dass  das  Becht  und  die 
PHlefat  die  Entstehung' eines  Gesetzes  zu  prüfen,  dazu  führen  müsste,  djisß  der  Richter  nicht 
Uot  die  Uebereinstimmong  des  pubücirten  Gesetzes  mit  den  ständischen  Beschlüssen  ^uunter- 
SBchen  hätte,  sondern  auch  die  Gültigkeit  dieser  Beschlüsse  selbst,  ^ie  Dichtigkeit  4er  Abstim- 
mongeD,  ja  selbst  die  Richtigkeit  der  Wahlen:  so  vergisst  er  ganz,* dass  nach  ausdrücklichen 
BfiHiiimiingen  der  Verfossongen  nnd  Geschäftsordnungen  nur  die  •Kanunem  selbst  übet  d^ 
GtttigiLeit  der  Wahlen  so  wie  über  die  Fonnaiien  Uirer  Verhandlungen  zu  entscheiden  haben, 
md  dMt  Ihre  Beschlüsse  in  diesen  Dingen  formales  Recht ,  somit  für  Jeden  gültig  sind.  8oU 
aber  hierbei  etwa  gelegentlich  auch  geläugnet  'vferden  wollen,  dass  der  Richter  die  materieUe 
Terfkaaungfmassigkeit  der  ständischen  Beschlüsse  und  der  in-  Folge  derselben  in  das  Geseta 
aiii||«iioiimienen  Bestiniihungen  za  prüfen  babe:  se  ist  diess  Ja  e^en  der  Streitpunkt.  Wir  iin- 
Mm  Theiles  sind  allerdings  der  Meinung,  dass  er  Recht  and  Pflicht  dazu  habe,  da  ein  Terfka- 
ähngawidriges  Gesetz  ein  anheflbar  nichtiges  ist,  und  der  Richter  nur  gültige  Gesetze  anwendeo 
daifj  und  wir  sehen  also  in  dieser  Fqlgenmg  lediglich  nichts  Absurdes.  -^  Wenn  aber  aweitena 
gefragt  wird,  ob  etwa  dte  vom  Richter  in  "gutem  Glauben  ausgesprochenen  8trafen  sämmtiich 
nichtig  seien  and' vieUeietitzu  einer  Klage  auf  8chadeD6er8atz  berechtigen,  faU«  später  naclige- 
wiesen  werde,  dass  die  das  Gesetz  voti'rende  Kammer  nicht  legal  zusammenifesetzt  gewiesen 
lei:  so  besinnen  wir  uns  keinen  Augenblick,  diese  Frage  za  blähen,  falls  in  der  That  eine 
verliksaungvwidrig  gebildete  Kammer  das  fragliche  Gesetz  gegeben  und  der  Richter  die  P0i«b^ 


llO  üeber  die  BeDnUnng  der  at&odia^heii  Terhuidlaiigen 

Auf  wesentlich  gleiche  Weise  ist  endlich  noch  eine  dfitle  ADsnahme  da 
fa  begrflnden,  wo  das  promnlgirte  Gesetz  mehr  anordnet,  als  der  wirldieKe 
Wille  des  Gesetzgebers  war.  Aach  ein  solcher  Ueberschass  ist  als  gar  nicht 
vorhanden  za  beseitigen,  weil  zwar  eine  formell  gUltigG  Pronralgation  besteht, 
dieselbe  jedoch  keinem  Willen  des  Gesetzgebers-  entspricht,  und  somit  uo- 
gUltig  ist. 

■  Noch  weit  bedentendere  Ansstellungen  aber  werden  durch  eine  Fest- 
baltang  der- Eingangs  aufgestellten  allgemeinen  Sätze  hervoi^emfen  gegen 
die  der  gemeinen  entgegengesetzten  Ansicht,  dass  nämlich  lediglich  di« 
bekannt  gemachten  Worte  der  Gesetze  tkber  den  WiUen  djcs  Geset«« 
gebers  und  Aber  den  wahren  Sinn  der  Gesetze  Aoalctinft  und  Entscheidung 
geben  dOifeu. 

'.  i)ie  gegen  diese  Theorie  Torznbringendei)  Einwendungen  sind  doppelter 
Alt:  Ein  Tbeil  derselben  betrifft  den  Kern  der  Lehre  selbst;  ein  anderer 
neil  aberüt  gegen  Folgewidrigkeiten  nnd  Begriffsverwecfaselungen  des  «in- 
ikben  Bearbeiters  zu  wenden.  Es  wtLrf  ungerecht  nnd  in  der  Sache  nichts, 
-beweisend,  wollte  man  blos  subjective  Fehler  die  Theorie  selbst  entgelten' 
Jossen;  allein  henorge hoben  müssen  sie  dessen  nüg^chtet  werden,  am  aueh 
fa  dieser  Beziehung  das  Feld  zur  Aofiialune  einer  nach  allen  Seiten  richtigen 
i  Doctiin  £u  reinigen ;  und  es  ist  sogar ,  am  die  wesentlichen  Einwürfe  mftg- 
Ikihst  schm^  berauszustellen ,  nöthig,  mit  diesen  Nebeopunkten  zu  beginaeit 
Su  eischdnt  es  denn  einfach  als  eineFolgewidrigkeit,  penn  wieder- 
holt ')  von  4en  Anhängern  des  Wortes. eagegeben  und  selbst  verlegt  wird, 
dass  die  innere  Ueb^reinstimmong  des  Bekanntgemachten  mit  dem  wahren 
Willen  dfs  Gesetzgebers  soll  geprttfl  und  im  Falle  eines  Widerspruches  das 
unrichtig  Promulgirte  nicht' befolgt  werden.  So  richtig  sicher  diese  Forde- 
rung ist,  so.  ist  sie  doch  im  schneidenden  Widerspruche  mit  der  ganzen  in 
Frage  stehenden  Lehre,  indem  natQrlicb.  eine  solche  Unterencbung  nicht 
aus  den  Worten,  gegen  "welche  sie  ja  gehen  soll,  sondern  aus  anderweitigen 
Quellen  gefQhrt,  werden  kann. 

Zahlreicher  no<^  sind  Begriffsverwfchslungen  und  offenbare 
UissTerstandnisse.  —  Oder  ist  es  nicht  einleuchtend,  dass  eine  Forde- 
hiug  an  den  Gesetzgeber  verwechselt  ist  mit  -eine^  B^gel  fOr  den  Ausleger, 


wMiickdt  BsbkM  hatls,  dkUdba  uKDwenden.  -  Eins  •olche  Kanimn  konjita  kein  KülUffM 
Qtatlt  K«b«i;  und  nur  ml  Brand  ein)»  Kill^K«i(  GueBe«  kuiD  rechlUcfa  «ioaStnift  gagrUndet 
wardni'  In  alnna  aalchao  F«Ue  war  nicht  du  anceLllctae  neuei  londern  du  die.  imter  wl^ee 
tlnttKaden  gn  nldlt  aii%el)Obene ,  Oeteti  vtcuttenden.  Wenn  ainr  Va^wiiTutls  enlitel)t  biu 
der  Brimiing  iKhUldi  iuiti«viMad8t«i  Splttcha.'io  Ut  nur  der  Eichiv  B'ckuld  duan,' Dicht  dar 
8iaator*chiilduBr,  welohei  uur-ldsUcbe  ScMBne  wu  muWeiCBlhBfteB  Vouierwltzen  ileht.  Nicht 
Id  der  Wledaitaentelluni  dei  Bacbtai,  aondun  in  dtm  nnprünfllchan  UoraiJita  11^  dai 
achad«. 

1)  a.  flohaffrnth,  Tbeocte,  B,  «  ^ 
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wenn  eine  Reihe  von  noibwendigeh-  Eigenschaften  gut  abgefesster  Gesetze 
aofgefbhrt  und  namentlich  verlangt  wird,  dass  ein  Ges^  eine  vollständige 
Erklärung  enthalten  müsse  ^),  ^ese  Forderungen  nun  aber  Grtlnde  sein 
sollen,  warum  die-Auslegung  solcher  Gesetze  nicht  aus  anderweitigen  Quellen 
zu  schöpfen  sei?  Gerade  davon  handelt  es  sich  ja,  dass  jene  Eigenschaften 
nicht  vorhanden  sind,  das  Gesetz  aber  doch  in  seinem  wahren  Sinne  ausge- 
legt werden  muss.    Wozu  kann  hier  die  Vei*weisung  auf  eine,  nun  einmal 
nicht  befolgte,  Regel  für  den  Gesetzgeber  dienen,  und  wie  kann  sie  die  Auf- 
suchung anderer  Hülfe  überflüssig  machen?  ^  Eben  so  ist  es  ein  handgreif- 
liches Missverständniss ,  wenn  weitläufig  dagegen  gekämpft  wird,  dass  nickt 
der  blos  mögliche,  nqthwendlge  ü.  s.  w.  Wille  des  Gesetzgebers,  sondern 
nur  der  wahre  und  wirkliche  Gesetz  sei  und  beachtet  werden  dürfe  ').    Dies 
zieht  kein  Mensch  in  Abrede.    Die  Frage  ist  nur  die,  ob  bei  an  sicli  nicht 
klaren  Worten  der  Nachweis  des  wahren  Willens  irgendwo  anders ,  als  aus 
diesen   Worten  genommen  werden    dürfe  ?    Die  Benutzer  der   ständisch^ 
Schriften  z.  B.  sind  ^o  wenig  geneigt,  die  bekämpfte  Meinung  zu  vertheidigen^ 
dass  sie  im  Gegentheile  behaupten ,  nur  auf  ihrem  Wege  könn^  der  wabüil^' 
Wille  erforscht  werden,  während  das  Kleben  an  d^  mangelhaften  Worte^    '       v 
za  der  Darstellung  eines  blos  problematischen  oder   wohl  ganz  umratufaf' 
Willens  führe.  —  Nicht  minder  am  Tage  liegt  das  Missverständniss,   weno^^Ä 
gegen  die  Benutzung  der  ausserhalb  der  Gesetzesworte  liegenden  Auslegung|ll|i-' 
mittel  eingewendet  wird,  dass,  wenn  etwas  ausser  dem  Gesetze  auch  soA 
den  Willen  de^  Gesetzgebers  enthalten  soll,  es  ebenfalls  förmUch  als  Gesflli-^  -  . 
bekannt  gemacht  sein  müsste  ').    Wenn  etwas  ausser  dem  bekannt  ge^-*  . 
machten  Gesetze  auch  noch  Gesetzeskraft  haben  soll,  muss  es  aUerdiilgfe'.^''. 
promulgirt  sein.    Aber  hier  soll  ja  nur  dargelegt  werden,  was  denn  ^igettl!^. 
lieh  i  m  Gesetze ,  wie  es  bereits  bekaQnt  genmcht  ist ,  wirklich  steht.    Qaidi 
ungerecht  ist  daher  auch  der  angehakte  Vorwurf  gegen  Wächter  n.  J£^' 
dass  man  noch  über  das  Gesetz  stelle ,  was  nicht  einmal  selbst  Gesetz  jsei-. 
Stellt  man  doch  nichts  über  das  Geisetz,  sondern  beweist  man  nur,  was  in 
demselben  bereits  enthalten  ist.  —  Schwer  begreiflich  ist  es  endlich  noch, 
wenn  zum  Beweise,  dass  nur  das  ausdrücklich  Promulgirte  Gesetz  sei,  auf 
die  Vorschriften  von  Verl'assungsurkunden  hingewiesen  wird,  welbhe  eine 
Zustimmung  der  verschiedenen  Factoren  der  Gesetzgebung  verlangen,  und 
bierf&r  gewisse  Formen  vorschreiben  *).    Es  handelt  sich  Ja  lediglich  nicht 
davon,  ob  ein  GesjBtz  verfassungsmässig  zu  Stande  gekonunen  sei.  Dies  wird 


1)  ft.  Schftffrath,  Theorie,  8.  %l  fff. 

S)  Das^  8.  S3  i|r- ' 
3)  Das.,  8.  6^  tg. 
i)  Da«.,  %.f0tjs. 
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natOrlleli  vorausgesetzt.  Wer  wird  AusleguiigEregeln  {tu  ein  fonnell  schon 
[|DgOItiges  Gesetz  aufSHChen?  Die  Frage  tet  vielmelr  die:. wie  die  fönsell 
gOltigen.  Gesetze,  materiell  richtig  auszulegen  seien?  Zue  Beantwortung -dieser 
Frage  sind  'nun  aber  doch  sidterlich  jene  Vorschriften  nicht  gegeben. 

Allein  sieht  man  auch  ah  ron  diesen  züfUligeii  Mängeln  der  ÄuftMSHng 
nnd  AusfQhning,  so  bietet  dennoch  das  Wesentliche  der  Lßhre  noch  his- 
reidiende  Veranlassuiig  zar  Bek&mpfuBg. 

Diese  Lehre  besteht  nfimlich,  wie  bereits  oben,  S.  103,,aasfllhilicher  an-, 
gegeben  worden  ist,  darin,  dass  Erklämogen  der^taatsgewalt  und  ihrer 
einzelnen  FactOTeo,  welche  nicht  in  den  Worten  der  öeset^e  selbst  enthalten 
sind,  als  materieUe  Quellen  der  Gesetzesanslegung-  oageeignet  seien,  wenn 
si^  mit  dem  Wort  verstände  des  auszulegendeo  Gesetzes,  mit  der  quanUtatiTeu 
odgr  quaütativen  Beschaffenheit  seines  Sinnes  nicht  ahereinstinune;i  oder 
^ar  im  Widerspruch^  stehen,  insbesondere' aber  wenn  sie  zu  einer  beschH"" 
kenden  oder  erweiterndes  Auslegiyip .  führen  worden.  Aach  zur  Beseitigung 
von  V^worrenheit  in  dem  Gedanken  oder  zur  AnsfQllung.  von  Lückeii  seien 
sie  nicht  zu  verwenden.  Dagegen  sollen  sie  gebraucht  werden  können  ab. 
formdle  Beweismittel  der  (auf  anderem  Wege  gcfuHdenen)  Auslegung,  na-_ 
.  iienUich  der  grammatischen  und  der  dci^arativen  ').  .  Der  Hauptbeweis. 
.  dieses  Satzes  aber  wird  durch  die  .Behauptung  gdiefert,  da^s  nur  die.  avis 
den  Wui-lL'ii  de-  (.irsi-t^es  erheUende  EcklÄnmg  der  wirklich  zu  Stande  ge- 
kommene und  vtibiuillii'he  Wille  des  Gesetzgebers  sei,  und  dass,  audi  nur 
das  a&f  solche  Wei^e  Promnlgirte  der  Bürger  zu  kennen  sc^uldi^  sein  kOpjw, 

Hierüber  ist  denn  nun  Nachs,tehendes  zu  bemerken.  £s  ist  bereits 
als  ein  Elementarpriiicip  zugegeben,  dass 'nur  Bekanutgemachtes  gesetz- 
liche Noi-m  sei;  uiiJ  es  ist  aUch  hieraus  schon  abgeleitet  worden,  dass  ein 
Verschiedene»^  von  dem  Pron)utgirten  oder  ein  Über  dasselbe  Hinausgehendes 
Dicht  aus  anderweitigen  Gründen  aq  .die  Stelle  desselben  gesetzt,  Oider  eine 
Ifflcke  in  demselben ' anf  solche  Weise  ausgeftlllt  werden  darf.  .Allein  ein 
grosser  Irrtbum  fst  es,  wenn  ät>er  dieser  Wahrheit  der  zweite  eben  so  hoch 
stehende  Satz  ubei'sehen  wird,  dass  das  Gesetz  aar  in  seinem. wahran  Sinne 
auszulegen  und  anzuwenden  ist.  Dieser  wahreSinn  ist  nun  aber  kein  anderer, 
als  derjenige,  welchen  der  Gesetzgeber  selbst,  nachweisbar,  ausdrucken 
wollte.  Die  Behauptung,  dass  dieser  Nachweis  Ober  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers nur  ans  den  promflljiit^n  Worten  des  Gesetzes  selbst  geliefert  werden  ' 
könne,  ist  ledigUch . >nUkQrlich ,  anjl  viderspricht  der  tfiglicben  Sc^hrung; 
Allerdin([s  ist  die  nächste  und  ^chtigste  Auslegaugsquelle  das  Gesetz  seihst, 
sowie  die  übrige  Gesetzgebung,  nnd  nie  darf  deren  Benutzung  vereftunit 
werden.    Allein  da  die  AbfasEung  von  Gesetzen,   so  wenig  als  irgend  ein 

1)  8.  BebaffrXh,  8.  W  ly. 
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anderes  menschliehes  Geschäft  von  Unvoükommenheiten  frei  istj  so  begibt  es 
sich  nnr  allzu  häufig,  dass  der  Aufdruck  nnbestimmt  oder,  unrichtig  gewählt 
ist,  oder  dass  ein  Gesetz  in  dem  Verhältnisse  zum  ganzen  Rechtssysteme  die 
Forderung  der  Einheit  oder  der  Voüständigkeit  nicht  erfttUt.  Unmöglich 
können  diese  Mängel  imn^.ef  beseitigt  und  kann  der  wahre  Sinn  des  Gesetzes 
dargelegt  werden  durch  die  Betrachtung  und  Erörterung  seiner  eigenen 
Worte;  namentlich  dann,  wenn  diese  Worte  an  sich  nicht  einmal  a,uf- 
merksam  machen,  auf  das  «Vorhandenseüi  eines  Mangels,  was  bei  einem 
materiellen.  Verstösse  sehr  wohl  der  Fall  «ein  kann,  ünläugbar  aber  ist  es 
wenigstens  in  manchen  Fällen  möglicli,  die  hierzu  nöthigen  Notizen  aus- 
wärts herzu  erwerben.  Ist  dem  aber  also,  so  müssen  solche  auch  zur. 
Darlegung  des  wahren.  Sinnes  angewendet  w^erden.  Warum  sie  nur  zur  Be- 
stätigung der  auf  andere  Weise  gefundenen  Auslegung,  nicht  aber  auch  zur 
Ergänzung  und  Berichtigung  der  gewählten  mangelhaften  Form  gebraucht  .. 
werden  könnten  und  dürften,  ist  lediglich  nicht  einzusehen.  Und  völlig  irre- 
levant sind  die  gegen  hülfsweise  Zuziehung  von  Eenntnissquellen  ausserhalb 
des  Gesetzes  vorgebrachten  Einwendungen.  Wenn  geltend  gemacht  werden, 
will,  dass  der  Bürger  und  der  Beamte  nur  d^s  pronn^girte  Gesetz  ^JiLennen 
scholjdig  sei,  nicht  aber  auch  anderweitige  Verhandlungen  und  Rechtageschäfte " 
der  Staatsgewalten :  sp  ist  darauf  einfach  zu  erwidern ,  dass  er  den  wahren 
Sinn  des  Gesetzes  zu  kennen  schuldig  ist,  und  so;nit  auch  die  Mittel,  welche 
ZB  der  Einsicht  desselben  führen.  Diese  Forderung  aber  ist  auch  praktisch 
nicht  übertrieben,  da  die  Wissenschaft  es  sich  immer  schnell  zur  Au%|Jbt:^ 
macht,  die  nöthigen  AuslegungBi  zu  liefern  ^).  Eben  so  wenig  ist  der  Ein- 
warf  schlagend,  dass  Zweifel,  welche  .erst  durch  fremde  Schriften  u.  s.  w., 
oicht  aber  durch  die  Worte  des  Gesetzes  selbst  entstehen,  nicht  Zweifel  des 
Gesetzes  selbst  seien;  Die  Worte  an  sich  erwecken  verhältnissmässig  selten 
Zweifel,  sondern  diese  rühren  in  der  Regel  von  den  Kenntnissen  her,  welche 
der  Ausleger  zu  seinem  Geschäfte  mitbringt.  Solche  Kenntnisse  sind  es  denn 
auch,   welche  von  den  fremden  Auslegungsquellen,  z.B.   den  ständischen 


1)  Wenn  KrnflT)  Gmndsätze,  8.  78.  Note  14,  es  ganx  extravagant  findet,  dass  dar  Bürger 
«of  die  Literatur  über  die  Gesetze  verwiesen  werde,  während  schon  die  Fiction,'  dass  er  das 
Gesets  selbst  kenne,  zwar  notiiwendig  aber  .gewaltsam  sei:  so  waltet  ein  Missverständniss  dabei 
ob.    Von  einer  Fordemng,  dass  Jeder  einfache  Bürger  auch  di&  gelehrten  Gesetzeseommentare . 
regefmisaig  studire,  kann  natürlich  verständigerWeise  nicht  die  Rede  sein.   Allein  wenn  einmal 
OBZweifelhaft  feststeht^  dass  der  Bürger  den  wahren  Sinn  des  Gesetzes,  und  nicht  lije^end 
iM^fifi  scheinbaren,  sti  befblgen,  beziehungsweise  denselben  auf  sich  anwenden  zu  lassen  hat: 
K>  kann  ihm  die  Nothwendigkdt,  sich  betreffenden  Falls  nach  Jenem  Sinne  zu  erkundigen,  nicht 
erlassen  werden,  trenn  er  nicht  in  Schaden  kommen  will.    Die  gelehrten  Schriften  braucht  er, 
desshalb  nidit  selbst  zu  lesen  ;«4^ein  er  mag  bei  Solchen  Belehrung  suchen,  .welche  sie  kennen. 
Oder  ist  dlesies  etwa  anders ,  wenn  es  sich  von  der  Anwendung  des  römischen  Rechts  handelt  ? 
Giebt  es  niclit  Krug  selbst  zu,  bei  der  Anwendung  der  von  ihm  als  unklar  bezeichneten  Ge- 
setze?  £s  mag  eine  harte  Folge  juiseres  verwickelten  imd  künstlichen  Rechtszustandes  sein; 
allein  sie  ist  nicht  zu  ändern. 

T.  Mohl,  Staatsrecht.    Bd.  I.  9 
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Bchriften,  geliefert  werden.  Wenn  endlich  behailptet  wird,  dass  'ein  an  sich 
onvoUsiändiges  oder  unverständliches  Gesetz  einer  Auslegung  gar  nicht  fähig, 
somit  auch  nicht  bedürftig  sei:  so  widerspricht  diess  deü  anerkanntesten 
Rechtsregeln.  Im  Gegentheile  ist  näijulich  jedes  Gesetz  der  Auslegung  be- 
dürftig', und  muss  jedes  ausgelegt  werden,  sei  die  Sujikelheit  desselben  an 
sich  noch  so  gross  ^).  Da  jedes  Gesetz  anzuwenden  ist,  so  ist  auch  der  wahre 
Sinn  von^  jedem  tU  erforschen,  und  die  Auslegungsregeln  sind  bekanntlich 
noch  lange  nicht  erschöpft  mit  der  Erörterung  der  blossen  Worte. 

Soweit  die  Bemerkungen  über  die  bisher  aufgestellten  Theerieen.  Ist 
diese  Kritik  irgend  richtig  gewesen,  so  ist  der  Beweis  geliefert,  dass  beide 
die  Wahrheit  nicht  vollständig  erreichen;  am  wenigsten  freilich  die,  welche 
nur  deu  Worten  selbst  eine  Bedeutung  beilegt.  Während  die  gemeine  An- 
sicht es  nur  darin  verfehlt,  dass  sie  einem  au  sich  richtigen  Grundsatze  eine 
allzu  weite  Ausdehnung  gibt,  und  über  die  Beachtung  des  einen  wichtigen 
Satzes  einen  zweiten,  gleich  wichtigen  unberücksichtigt  lässt,  ist  die  ihr  ent- 
gegengestellte Lehre  in  der  Grundlage  falsch  und  kann  daher  nur  zufällig 
und  bei  Einzelnheiten  auf  die  Wahrheit  stossen. 

r 

Es  handelt  sich  somit  jötzt  davon,  an  die  Stelle  des  mehr  oder  weniger 
Verfehlten  eine  Lehre  zu  stellen,  welche  keinen  gegründeten  Zweifel  zulässt. 
Hierzu  ist  denn  aber  durch  die  bisherigen  EröPterungeu  der  Weg  bereits 
gebahnt;  und  namentlich  wird  es  eines  eigenen  Beweises  der  aufzustellenden 
Sätze  in  der  Regel  nicht  bedürfen,  da  ihre  Begründung  schon  in  dem  Vor- 
gdurachten  liegt. 

Der  Grundgedanke  ist,  dass  die  Aufgabe  der  Aufiindung  des  wahren 
Sinnes  des  Gesetzgebers  und.dieThatsache  der  geschehenen  Bekanntmachung 
auf  gleiche  Stute  gestellt  werden  j  und  dass  nur  deijenige  Satz  als  eine  den 
Bürger  und  die  Behörde  verbindende  Norm  angesehen  wird,  welche  die 
Forderungen  der  richtigen  Auslegung  und  der  Promulgation  zugleich  erfellfe. 

Dem  gemäss  ist  vor  Allem  zu  untersuchen,  ob  ein  Gesetz  vor  sehr  ift- 
mässig  d.  h.  verfassungsmässig  bekannt  gemächt  ist;  und  nur 
wo  dem  also  ist,  darf  der  beabsichtigten  Vorschrift  irgend  welche  weitere 
Beachtung  gegeben  werden.  £s  Wirkt  aber  dieser  Satz  nach  verschiedenen 
Seiten.  —  Einmal  ist  erforderlich,  dass  die  Bekanntmachung  in  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Form  und  in  der  gesetzlichen  Weise  geschah.  '  In  der  Mo- 
narchie hat  nur  das  Staatsoberhaupt  das  Recht,  die  Gesetze  zu  publiciren; 
eine  nicht  von  ihm  ausgehende,  z.  B.  etwa  von  der  Ständeversammlung  an- 
geordnete oder  von  einem  Prrvaten  ausgehende  Veröffentlichung  ist  also  keine 
veranstaltete,  geschehe  Promulgation,  wie  richtig  immer  der  Inhsjt  desBe- 


l)  8.  8«f  igiiy,  System  des  beii%en  BömUehen  Rechtet,  Bd.  I,  8.  S07  fg. 
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kanntgemachten  übereinstimmen  mag, mit  den  vorangegangenen  Verabredungen 
der  Geset^ebongsfactoren.  Auch  eine  ang(!bürliche  Verzögerung  der  Pu]bll« 
cation-dorch  das  Staatsoberhaupt  giebt  keihem  Dritten  ein  Recht  zu  einer  gültigen 
Veröffentlichung.  Die  Unterlassung  mag  zu  ständischen  Beschwerden  und 
deren  Folgen  führen;  allein  das  thatsächüch  nfcfat promulgirte  Gesetz  bestellt 
rechtlich  indessen  noch  nicht.  Eben  so  nothwendig  zur  formellen  Gültigkeit 
eines  Gesetzes  kann,  nach^  d^m  Jtechte  des  concreten  Staates,  eine  bestimmte 
Bekanntmachnngsweise  sein;  z.  B.  im  Gesetzesblatte,  durph  öffentlichen  An- 
schlag a.  dergl.  —  Zweitens  fragt  es  sich,  ob  das  thatsäcblich  Bekannt- 
gemachte auch  wirH^ch  uias  von  (Aem  Gesetzgeber  Beschlossene  ist ;  ob  also 
namentlich  da^  wo  eine  Zusämmenwirkung  verschiedenem  Factoren  verfassungs- 
gemäss  nöthig  ist,  das  Verabredete  auch,  wirklich  materiell  und  formell  vor- 
liegt? Da  es  hiebei  nicht  blos  um  die  Einhaltung  der  äussern  Form  zu  thun 
ist,  sondern  um  die  wirkliche  Wahrheit,  nur  die  erstere  aber  aus  den  be- 
kannt gemachten  Worten'  sich  ergibt,  so  ist  ein  Beweis  aus  anderweitigen 
sichern  Quellen,  welche  immer  sie  sein  mögen,  unbedenklich  gestattet.  Ein 
angebliches  Gesetz,  welches  aber,  lant  einer  solchen  Untersuchung,  von  den 
mit  den  Ständen  verabredeten  Bestimmungen  abweicht,  ist  nicht  die  von  der 
Verfassung  gewollte  und  mit  Rechtskraft  versehene  Bekanntmachnng  des 
Willens  der  gesammten  Factoren,  und. hat  somit  keine  rechtlichie  Gültigkeit. 
Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  unrichtige  Veröffentlichung  die  Form 
eines  eigenen  Gesetzes  oder  nur  als  Theil  eines  im  Ganzen  richtig  zu  Stande 
gekommenen  und  untadelhaft  promHlgül.en  Gesetzes  sei ;  soweit  die  Veröffent- 
lichung der  Thatsache  der  Verabredung  nicht  entsj^richt,  muss  sie  als  nicht 
erfolgt  betrachtet  werden  und  ist  ganz  unbeachtet  zu  lassen.  Ebenso  macht 
es  nor  in  Beziehung  auf  die  Verantwortlichkeit  des  Urhebers  der  falschen 
Bekmimtmachung ,  keineswegs  aber  hinsichtlich  ihrer  Gültigkeit  einen  Unter- 
Mhied,  ob  die  der  thatsächlichen  Ucibereinkunft  nicht  entsprechende  Veröffent- 
üchnng  absichtlich  oder  nur  durch  Nachlässigkeit  und  Missverständniss  erfolgt 
ist  ').     (In  wie  ferne  eine  solche  als  Gesetz  nicht  geltende  Publication  als 


1)  Mit  alfer  Entschiedenheit  mass  die  von  Krag,  Omndsfltze^  8.  69  fgr:  auii^estellte  Lehr« 
taxflck^wiesen  .werden,  dass  ein  verantwortlicher  ^nister,  ehen  setner  Verantwortlichkeit 
wegen,  bei  der  schlieundheii  Redactiou  kleine  materielle  AendejTungen  vornehmen  könne,  welche 
lieh  nach  der  «tändisdM  Bvrathong  als  nothwendig  heralisstellen.  Es  sei  lediglich  Qache  der 
Suade  nkht  des  Klchten,  ttun  hierfür  zu  indemnisiren  oder  nicht.  —  Zunächst  ist  von  „Indem- 
nisinin^  gar  nicht  die  Rede,  (und  hat  überdiess  eine  solche  durch  die  Ricliter  gtr  keinen  Sjnn,) 
Müdem  igir  daron^  ob  eine  Voud^sr  Verabredung  mit  den  Ständen  abweichende  GesetzespuUi- 
etlton  jnUdg  seL  J>ie  Bejahung  widerspricht  nun  aber  dem  ganzen  Gedanken  des  constituüonellen 
Staates.  Nur  in  so  ferne  Regierung  und  Stände  Übereinkommen,  ist  ein  Gteetz  möglich..  Öfa 
die  wUlküiUche  Abänderung  gross  oderklefn  ist,  macht  keiijen  Unterschied.  Und  was  ist  am 
Ende  eine «tkleine"  Abänderung?  Zeigt  sich  bei  der  schiiesslichen  Redaction  eine  Abweichung 
von  den  gemeinschaftlichen  Beschlüssen  als  materiell  zweckmässig,  so  mag  durch  Aussetzung 
der  Publication  des  ganzen  Gesetzes  bis  zur  nächsten  StKndeversamndutfi  oder  durch,  einst- 
weilige nnveräftderte  Veröffentlichung  aber  Vorlegung  einer*  Novelle  b#  «n^r  Gelegenheit 

8*    . 
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YerordnoDg  gelten  kann  ^  ist  eine  Frage  füi*  sieb.,  welche  theils  nach  ma- 
teriellen theils  nach  formellen  Rucksichten  zu  entscheiden  ist,  hier  aber  nicht 
weiter  in  Betrachtung  kommt.)  —  Drittens  folgt  noch  (wie  oben  bereits  er- 
örtert  wurde)  aus  dem  allgemeinen  Satze ,  dass ,  wenn  eine  von  dem  Gesetz- 
geber wirklich  beschlossene  einzelne. Bestimmung  thatsächlich  nicht  bekannt 
gemacht  ist,  sie  auch  nicht  als  Gesetz  betrachtet  wenden  darf. 

Unterliegt  dieThats^che  einer  mangellosen  Promulgation  keinem  Zweifel, 
so  tritt  nun  die  Aufgabe  einer  richtigen  Auslegung ,  d.  h.  der  Auffindung  des 
wahren  Sinnes  des  Gesetzes,  ein.  Und  zwar  muss  einer  Seits  jedes  Ge- 
setz eine  solche  Auslegung  besteben,  auch  wenn  es  noch  ^o  kurz  und  einfach 
w^e ,  indem  auch  hier  der  wahre  Sinn  zik  beweisen  ist ;  anderer  Seits  aber 
darf  keines  als  unauslegbär  zurückgewiesen  werden.  So  lange  ein  Gesetz 
nicht  auf  rechtlichem  Wege  aufgehoben  oder  abgeändert  worden,  ist  es 
anzuwenden,  und  zwar  in  seinem  wahren  Siniie,  wie  diesen  mensc^hliche 
Kunst  ausfindig  und  wuhrscheinlich  machen. kann. 

Unzweifelhaft  bieten  die  Worte  der  Gesetze  selbst  die  erste  und  wich- 
tigste Quelle  dar.  Sie  sind  zur  verständlichen  und  vollständigen  Darlegung 
dieses  Willens  bestimmt,  und  es  ist  somit  von  ihnen  mit  Recht  unmittelbar 
auf  denselben  zy  schliessen.  Es  findet  also,  welche  weitere  Auslegungsquellen 
auch  vorhanden  sein  mögen,  jeden  Falles  und  zunächst  die  gesammte  Tfaeorife 
der  gratbmatischen  Auslegung,  sowohl  auf  das  einzelne  Gesetz  an  sich,  al^ 
auf  seine  Einfügung  in  das  System ,  ihre  volle  Anwendung. 

Allein  es  genügt  diese  Auslegung  aus  den  Worten  keineswegs  allein. 
Theils  ist  es  immerhin  möglich,  dass  auch  anscheinend  ganz  richtig  ge- 
wählte Worte ,  welche  also  eine  völlig  verständige .  und  nach  allen  Seiten 
hin  unangreifbare  Bestimmung  zu  geben  haben,  'doch  dem  thatsächliehen 
wahren  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  entsprechen.  Theils  ist  ein  so  ge- 
nauer und  vollständiger  Ausdruck  des  gesetzgeberischen  Willens  keineswegs 
immer,  oder  auch  nur  sehi-  häufig,  vorhanden.  Je  ausgedehnter  das  Gesetz, 
je  verwickelter  sein  materieller  Inhalt,  je  vielseitiger  seine  Beziehung  zu 
anderen,  früher  .bereits  geordneten,  Rechtstheilen  ist,  eine  je  grössere 
Anzahl  von  Personen,  vielleicht  in  verschiedenen  Acteo,  an  der  Zustande- 
bringung  Antheii  zu  nehmen  hat:  desto  leichter  ist  es  möglich,  dass  die 
gewählten  Worte  den  beabsichtigten  Sinn  nicht  vollständig,  nicht  verständ- 
lich oder  selbst  nicht  richtig  ausdrücken.  Viele  Gesetze  leiden  an  allen 
diesen  Mängeln  zumal,  und  oft  in  einem  hoben  Grade.  Vergeblich  wäre 
es,  in  solchen. Fällen  durch  blosse  Betrachtung  und  Erläuterung  des  Ge- 


oder  «ndlich  (wenn  der  Fall  darnach  angeüian  ist)  durch,  ein  i^rovlsorisehes  Gebets  geholfen 
werden;  allein  nimmermehr  durch  einseitige  Abänderung  und  unrichtige 'PublicaUon.  £in.  aus 
ftrenger  Einhaltung  der*V9rfa88ung  entgehender  Schaden  ist  geringer  anj&uschlagen.,  als. der 
durch  ihre  Veiietsang  entstehende  t>oIiti8che  und  moralische  Nachtheil. 


,  zur  Auslegung  von  Gesetzen.  117 

setzestextes  die  Zweifel  lösöi  und  die  Fehler  entfernen  zu  wollen.  Un- 
zweifelhaft ist  es  also ,  und  zwar  ohne  Ausnahme  in  allen  Fällen ,  Recht 
and  Pflicht,  amch  noch  anderweitige  .vorhandene  Quellen  zu 
Rathe  ta  ziehen  und  durch  ihre  Benützung  den  wahren  Sinn  der  von  dem 

• 

Gesetzgeber  promulgirten  Bestimmung  zu  erforschen.  Keineswegs  liegt  da-  . 
bei  die  Abeicht  zu  Grunde ,  unter  allen  Umständen  einen  von  dem  nächstT 
liegenden  Wortverstande  abweichenden  Sinn  ausfindig  zu  machen;  es  soU 
nelmehr  nur  untersucht  werden,  ob  vielleicht  nicht  ein  solcher  vorband^ 
und  nachweisbar  sei,  Stimmen  die  weiteren  Auslegungsquellen  mit  dem  a^s 
den  Worten  selbst  gefundenen  Sinne  überein,  so  ist  es  nur  um  so  besser. 
Die  Aiifgabe  erstreckt  sich  aber  materiell  so  weit,  als  bekannt  gemachte 
Worte  geben.  Was  zu  deren  Verdeutlichung,  Vervollständigung  und  Be- 
nchtignng  dient,  ist  gestattet  und  notbweadig;  gar  nicht  Bekanntgemachtes 
dagegen  darf  allerdings  auch  aus  splchen  Qjaellen  nicht  als  Gesetz  erklärt 
werden.  Gleichgültig  ist  dabei  an  sich,  welcher  Art  diese  anderweitigen 
Quellen  sind,  wenn  sie  nur  einen  «ichem  Beweis  ihrer  Aussage  zu  liefern 
Termögen.  Das?  aber  eigene,  wohlüberlegte  Erklärungen  des  Gesetzgebers 
selbst  zü  der  zuverlässigsten  dieser  (Quellen  gehören ,  versteht  sich  freilich 
von  selbst.  Von  einem  eigenthümlichen  Verfahren  oder  besonderen  Regeln 
ist  übrigens  dabei  keine  Rede.  Eitler  Seits  finden  die  allgemeinen  Grund- 
sätze der  Auslegung  auch  bei  der  Anwendung  dieses  Materials  ihre  voUe 
Anwendung ;  anderer  Seits  müssen  die  verschiedenen  Handlungen  und  Rechts- 
geschäfte,  welche  als  Auslegungsmitt^l  dienen  sollen,  den  gewöhnlichen  Vor- 
schriften (hinsichtlich  der  Einwilligung,  der  Vollendung,  u.  s.  w.)  gemäss 
gühig  zu  Stande  gekommen  sein.  Natürlich  kann  der  Wunsch,  eine  wich- 
tige Erklärung  zu  Stande  zu  bringen ,  unbeweisende  Handlungen  oder  Reden 
nicht  verstä^-ken,  oder  unrechtlichen  eine  Kraft  und  Bedeutung  geben. 

* 

;  -4.  •■■... 

Bei  welchen  Arten  von  (besetzen  findet  eine  Anslegimg'  ans  firemdet 

Quellen  statt! 

Es  ist  nötbig,  an  dieser  Stelle  die  Hauptargumentation  za  unterbrechen, 
am  einen  NebenpuiÄt,  über  welchen  unzulässige  Ansichten  ausgesprochen 
worden  sind,  richtig  zu  stellen.  —  In  der  vorstehenden  Erörterung  war  im 
Allgemeinen  von  d^r  Auflegung  der  Gesetze  auch  aus  anderen  Quellen,  als 
den  blossen  Texteswort^,  die  Rede:  und  es  wurde  bemerkt,  dass  einer 
solchen  Auslegtmg  jede  Art  von  Gesetz,  da&  gäsunde  sowohl  als  das  man- 
gelhafte,  das  undeutliche  wie  das  unrichtig  ausgedrückte,  bedürfe.  Dieser 
Allgemeinheit  der  Auslegung  durch  äussere  Quellen  treten  nun  aber,  wie 
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oben  bereits  vorläufig  bemerkt  worden  ist,  Krug  und  Miibauser  ent- 
gegen. Jener  will  eine  solche  Interpretationsweise  auf  diejenigen  Gresetze 
beschränken,  welche  schon  in  ihrer  Abfassung  undeutlich  seien;  bei  an  und 
fttr  sich  klaren  Gesetzen  könne  weder  dem  Richter  ein  Anzweifele  des  ihm 
eröffneten  Sinnes  des  Gesetzes  zustehen,  noch  dem  schlichten  Bürger  die 
Einsicht  in  die,  unter  tadellos  scheinender  Fortfi  verborgen  liegende,  Noth- 
wendigkeit,  einer  weiteren  künstlicheh  Auflegung  ange'muthet  werden,  wie 
diess  allerdings  bei  Normen  der  Fall  sei,  welche  ihre  Mangelhaftigkät  an 
der  Stime  tragen.  Der  Zweite  aber  erklärt  sich  fttr  *die  Anwendbarkeit 
nur  bei  Gesetzen  von  zweifelhaftem  Sinne',  und  bei  solchen,  welche  einen 
"Widerspruch  oder  eine  Lücke  enthalten. 

Ist  dem  nun  also?  —  Man  darf  sich  wohl  nicht  bedenken,  diese  Frage 
unbedingt  zu  verneinen ;  und  vielleicht  ist  eine  Verwunderung  gestattet ,  wie 
solche  Meinungen  je  von*  Rechtsgelehrten  aufgestellt  werden  konnten.    ^ 

Was  nämlich  die  Krug'sche  Ansicht  betrifft  *),  so  geht  dieselbe  von 
der  Annahike  aus,  dass  «zwischen  Wort  und  Gedanken  eine  reale  Verschie- 
denheit  nicht  obwalten  könne.»  Kl^en  Worten  entspreche  itnmer  auch  ein 
richtiger  Gedanke.  Seien  dagegen  die  WcMe  in  irgend  einer  Beziehung 
unbestimmt  und  unklar,  so  theile  auch  der  Gedanke  diese  Eigenschaft;  und 
es  habe  gewiss,  ^enn  die  Wort«  bestimmt  und  klar  aber  unrichtig  gewählt 
Keien^  auch  der  Gesetzgeber  in  dem  Momente,  als  er  das  Gesetz  gab,  den 
anrichtigen  Gedanken  gehabt.  Der  in  der.  gesetzlichen  Fonp  verkörperte 
Wille  des  Gesetzgebers,  also  der  formell  gültig  publicirte  Befehl,  sei  das 
Gesetz,  und  diesen  wegzuinterpretiren  stehe  dem  Ausleger  nicht  zu.  Dah^ 
«denn  die  Worte  des  Gesetzes  für.  die  Auslegung  des  klaren  Gresetzes  die 
einzige  entscheidende  Quelle  seien.»  Die  Frage  aber ,  welches  Oesetz  denn 
ein  klarto  sei,  wird  dahin  beantwortet:  «ein  Gesetz  sei  für  klar  zu  achten, 
wenn  es,  in  steinern  vollen  Zusammenhange  betrachtet,  einen  vollendeten 
Gedanken  darstelle ,  dieser  Gedanke  weder  mit  anderen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen im  Widerspruche  stehe,  noch  auf  eine  wahre  Lücke  im  Gesetze 
hinführe ,  und  endlich  nichts  zu  4er  Annahme  berechtige ,  dass  derselbe 
auf  einer  durch  den  Sprachgebrauch  entschuldbaren  Nachlässigkeit  beruhe.» 

Wir  beanstanden  diese  Sätze  sammt  und  sonders,  und  vermögen  über- 

m 

diess  nicht  einzusehen,  welche  praktische  Anwendung  sich  vqn  der  Lehre 
machen  Hesse,  selbst  wenn  sie  an  sich  richtig  wäre. 

Offenbar  unbegründet  ist  4ie  Annahme,  dass  Wort  und  Gedanke  sich 
immer  decken.  Die  tägliche  Erfahrung  eines  Jeden  Widerspricht  .dem..  Richtig 
ist  nur,  dass  ein  klarer  Gedanke  auch  klar  ausgedrückt  werden  kann; 
allein  es  ist  weder  wahr,  dass  diess  immer  thatsächlioh  geschieht,  npch  ist 


1)  Dieselbe  ist  «uAhrUoh  entwiek^t  in  den  „Grondsfttsen  der  GeseUesaiulegnng/  6.  $s  %. 
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es  richtig,  dass  ein  (durch  irgend  einen  fehlerhaften  Gehranch  der  Sprache 
▼erschuldete)  Unklarheit  c|ße  Wortes  mit  Nothwendigkeit  auf  einen  unklaren 
Gedanken  schliessen  lässt. 

Allein  wie  dem  auch  sein  mag,  so  ist  es,  zweitens,  eine  ganz  nnbe- 
gründete  und  unzulässige  Annahme,  da^'s  der  nachweislich  vorher  und  nach» 
lier  einen  ganz  anderen  Gedanken  wollende  und  festhaltende  Gesetzgeber  bei 
dem,  irgendwie  verschuldeten,  Gebrauche  eines  fehlerhaften  Wortes  in  die- 
sem entadheidenden  Augenblicke  nothwendig  auch  einen  fehlerhaften  Gedanken 

* 

gehabt  habe  und  diesen  auch  hab^  promu]giren  wollen.  Im  Gegentheile  muss, 
nach  bekanntester  Regel,  folgerichtiges  Denken  bei  dem  Gesetzgeber  aiige^ 
nommen  werden ,  bis  zum  klaren  Gegenbeweise.  W^nn  sich  also  aus  ander- 
weitigen sicheren  Quellen  zeigen  lässt,  dass  der  Gesetzgeber  einen  ven  dem 
fehlerhaften  Worte  verschiedenen  Gedanken  wirklich  hatte  ^  so  ist  dieser  als 
sein  wahrer  Wille  anzunehmen  und  danach  das  Gesetz  auszulegen.  ^ 

Femer  kann,  wie  im  Vorstehenden  bereits  nachgewiesen  ist,  nicht  zu- 
gegeben  werden,  dass  das  verkündete  Wort,  als  die  Verkörperuiig  des  ge- 
setzgeberischen Gedankens,  das  Entscheidende  sei.  Der  wahre  Wille  des 
Gesetzgebers ,  so  weit  er*  publicirt  ist ,  ist  die  zu  befolgende  Norm.  Diess 
gibt  ja  Krug  in  allen  Fällen  eines  unklaren  Wortgebrauches  selbst  zu.  Aus 
welchem  verständigen  Grunde  soll  diess  nun  nicht  sein  dürfen,  wenn  zwar 
das  Wort  anscheinend  klar  ist ,  abei:  aus  anderweitigen  Quellen  überzeugend 
nachgewiesen  werden  kann,  dass  es  dennoch  kein  richtiger  Ausdruck  für 
den  wirklich  vorhandenen  Geilanken  ist?  Offenbar  liegt  hier  nur  ein  Schein 
vor,  der  doch  sicher  der  Sache  weichen  mu^s,  sobald  er  als  solcher  ent- 
deckt ist- 

EndUch  und  hauptsächlich  aber  ist  nicht  zu  begreifen,  welchen  anwend- 
baren Inhalt  der  ganze  Unterschied  zwischen  klaren  tjnd  unklaren  Gesetzen 
haben  kann  und  soll.  Die  Lehre,  dass  klare  Gesetze  nur  aus  ihren  Worten 
ausgelegt  werden  dürfen,  unklare  aber  mit  geschichtlichen  und  logischen. 
Mitteln  in  das  rechte  Verständniss  gebracht  werden  dürfen,  hätte  einen 
Sinn  und  eine  Anwendbarkeit,  wenn  alle,  pesetze  öusserlich  erkennbar  und 
onzweifelhafb  durch,  ein  äusseres ,  untrügliches  MorkmaW  in  «klare»  und  in 
«unklare»  abgetheilt  wären,  in  der  Art  etwa,  wie  sie  in  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, fremde  und  einheimische  u.  s.  w.  zerfallen.  Hier  mochte  denn 
etwa  die  Regel  (wenn  sie  als  richtig  erwiesen  werden  könnte,)  aufgestellt 
werden,  dass  die  Kategorie  der  klaren  Gesetze  auf  die  eine  Art,  die  der 

•  •    •  '     • 

unklaren  Gesetze  auf  die  andere  Weise  auszulegen  seien.  Allein  jene  Ab- 
theUung  besteht  bekanntlich  nicht  also.  Jedes  Gesetz  giebt  der  Gesetzgeber 
für  ein  klares;  und  das  Urtheil,  dass  es  ein  unklares  sei,  ist  erst  eine 
Folge  subjektiver  Beschäftigung  und  Auffassung.  Ein  Widerspruch  von  Seiten 
eines  Dritten  ändert  in  dieser  Ueberzeugung*  nichts.    Was  soll  denn  nun 
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entscheiden,  auf  welcher  Seite  die  Wahrheit  liegt?  Soll  etwa  die  Meinung 
Dessjenigen  Vorwalten,  welcher  sich  zufällig  zuerst  damit  beschäftigt,  und 
somit  ein  Gesetz  für  immer  als  klar  gelten  und  nach  seinen  eigenen  Worten 
aufegielegt  werden  dürfen,  weil  der  erste  -Ausleger  kein  Arges  hatte.    Sollen 
xiie  Rechtsgelehrten  oder  die  einfachen  Bürger  den  Aasspruch  thun?  und 
wie  soll  man  zu  diesem  gelangen?  Etwa  durch  Abstimmung?  Und  wenn  die 
fielehrten,  wie  zu  erwarten,  verschiedener  Meinung  sind,  welcher  ist  den 
..Genossen  vorzuziehen?  Offenbar  wäre  diess  alles  unpraktisch,  «um  iTheile  ge-. 
radezu  absurd.    Was  wird  also  durch  die  Aufstellung  eines  Unterschiedes  in 
der  Behandlung  gewonnen?  Besten  Falles  wird  die- Regel,  dass  zu  Erklä- 
rung  eines  klj^ren  Gesetzes  die  Wort6  ausreichen,  im  Allgemeinen  e^geräuint, 
alsbald  aber  im  concreten  Falle  Unklarheit  behauptet  und  zu  den  sonstigen 
Auslegungsreceln  gegriffen  werden.    Dieses  aber  mit  bestem  Rechte,  wenn 
aus  diesen  Quellen  wirklich  nachgewiesen  werden  kann,  dass  der  concrete 
*  wahre  Wille  des  Gesetzgebers  ein  anderer  war,  als  die  scheinbar  klaren 
Worte  ausweisen.    Und  wie  viele  Gesetze  werden  tiberdiess  von  dem  ent- 
schiedensten Anhänger  der  Krug'schen  Lehre  bei  Anwendung  der  oben  an- 
gegebenen schwerMigen  und  vcrklausulirten  Begriffsbestimmung  der?  Klar- 
heit als  unzweifelhaft  und  ohne  Weiteres  klar  bezeichnet  werden  können»?  — 
Auch  giebt  diess  Alles  Krug  eigentlich  selbst  zvl  (S.  75  fg.).    Er  räumt  ein, 
dass  ein  absolutes  Kriterium  für  die  Klarheit  eines  Gesetzes  sich  nicht  auf- 
finden lasse ,  «wodurch  sein  Satz  in  seiner  praktischen  Wirksamkeit  aller- 
dings sehr  beeinträchtigt  werde.»*  (Sic!)  Er  giebt  femer  zu,  dass  die  Klarheit   . 
auch  oft  nur  eine  scheinbare  sei,  und  sich  namentlich  die  Zweifel  erst,  bei 
der  Anwendung  ergeben.    Endlich  werde  man  häufig  durch  das  Studium  der 
Auslegungsquellen  auf  Zweifel  geführt  und  finde  man  eine  historische  Nach- 
richt, welche  zu  dem  Schlüsse  berechtige,  dass  der  Wille  des  Gesetzgebers 
ein  anderer  geworden  sei,  als  aus  den  Worten  hervorzugehen  scheine;  dann 
sei  allerdings  die  Anwendung  äusserer  Auslegungsqüellen  erlaubt.   Wenn  dem 
nun  aber  so  ist ,  und  es  ist  so ,  was  bleibt  denn  von  dem  ganzen  Unterschiede 
und  von  der  ganzen  für  so  wichtig  ausgeg^))enen  Regel  übrig,  als  der  nur 
von  irgend  Jemand  in  Zweifel  gezogene  Satz:  dass  vor  Allem  aus  den  Worten 

« 

des  Gesetzes.' der  Sinn  des  Gesetzgebers  zu  erforschen  sei,  und  es  bei  der 
auf  diese  Weise  gewonnenen  Auslegung  bleibe,  wenn  und  so  lange  nicht  aus 
anderweitigen  Quellen  ein  anderer  Sinn  nachgewiesen  werden  könne;  dass 
aber  die  Nachweisung  des  letzteren  gestattet  und  nothwendig  sei,  sobald  sich  . 
genügende  Gründe  f(ir  sein  Vorhandensein  darbieten? 

Krpg  ist  zwar  der  Ansicht,  dass  seine  Lehre  wenigstens  den  doppelten 
praktischen  Nutzen  habe:  1)  dass  wenn  Jemand  die  Klarheit  eines  Gesetzes 
zugebe  V  er  sich  dann  nicht  auf  äussere  Interpretationsmittel  gegen  diesen 
klaren  Sinn  berufen  dürfe ;  und  2)  dass  Cassation  eines  richterlichen  Urtheils 
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nur  sütttfinden  könne,    wo    dieses  gegen    klare  Gesetze  Verstössen  habe, 
iomit  die  Feststellung  des  Falleö  der  Klarheit  von  grosser  Bedaitung  sei.  • 
Aber  auch  hier  liegt  ein  erkennbarer  und  greiflicher  Nutzen  tiicht  Vor.    Ist 
es  doch  einleuchtend,  dass  Niemand  die  Klarheit  eines  Gesetzes  Zugeben  wird, 
fftr  dessen  von  dem  Worte  abweicl^ende  Auslegung  ihm  Quellen  bekannt  sind. 
Und  wenn  er  je i  in  ünkenirtniss . solcher  Quellen,  zuerst  die  Klarheit  aber- 
kannt hätte,  später  aber  auf  das  Vorhandensein  jener  aufmerksam  geworden 
wäre,  würde  er, -und  müsste  er  sogar  als  ehrlicher^ Mann,  alsbald  seine  An- 
erkennung  zuiUcknehmen.    Was  ist  dann  gewonnen?  —  Was  aber  die  Be- 
schrftnkuflls  der  Cassationsmöglichkeit  auf  Verstösse  gegen  klare  Gesietze  im 
Sinne  Emg's  betrifft:  so  niag  diese  BeblBuiptung  theils  an  sich  dahingestellt 
bleiben;  theils  aber  ist  einleuchtend,  dass  sie  zur  Aufklärung  der  hier  vor- 
liegenden Streitfrage  nicht  das  Mindeste  beiträgt.    Ob  diese  oder  jene  Art 
Ton  Gesetzesvprstössen  zur  Aufhebung  eines  richterlichen  Urtheiles  führt  oder 
nicht,  kanii  doch  unmöglich  darüber  entscheiden,  auf  welche  Weise  über- 
haupt Gesetze  richtig  auszulegen  sind.    Und  wenn  es  also  auch  wahr  wäre,  - 
(was  sehr  dahin  steht ,)  dass  nur  da  Cassation  stattfinde ,  wo  der  -Richter 
ein  lediglich  aus  .den  eigenen  Worten  auslegbares  Gesetz  verkannt  habe, 
so  kann  diess  doch  unmöglich  so  viel  bedeuten,   dass  auch,  wo  andere 
richtige  Auslegungsquellen  vorhanden  seien,  die  Gesetze  aus  ihren  Worten 
erklärt  werden  müssen,   dainit  um  so  leichter  Cassationsurtheile  ergehen 
können ! 

Mit  Einem  Worte :  der  .Versuch ,  die  Gesetze  in  klare  und  unklare  zu 
tlieilen  und  für  jede  der  beiden  Gattungen  verscluedene  Anslegungsquellen 
festzustellen ,  ist  die  Frucht  eines  verfehlten  Scharfsinnes ,  der  von  unrich- 
tigen Vordersätzen  ausgeht  und  zu  keinem  stichhaltigen .  Ergebnisse  führt. 
Vielmehr  bleibt  die  Lehre  unangefochten  bestehen,  dass  bei  jedem  Gesetze 
der  wahre  Sinn  seines  Urhebers  zu  erforschen  ist ,  und  dass  zu  dessen  Auf- 
findung alle  und  jede  an. und  für  sich  erlaubte  Auslegungsquellen  nicht  nur 
benützt  werden  können,  sondern  müssen. 

Und  wo  möglich  noch  weniger  kann  die  von  Mi  1  hauser  aufgestellte 
Meinung  Billigung  erhalten.  Einmal  nämlich  sind  gegen  sie  alle  die  oben 
vorgebrachten  Einwendungen  ebenfalls  gültig,  indem  auch  sie  je  nach  der 
angeblichen  Klarheit  oder  Unklarheit  der  Wofte  un(j[  des  Sinnes  die'  Aus- 
legungsmittel  bewilligen  will.  Sodann  aber  liegt  eine  offenbare  Folgewidrig- 
keit darin,  bei  Paronomieen  und  Lücken,  nicht  aber  auch  bei  änderen 
Fehlem  der  Darstellung  des*  gesetzgeberischen  Willen^,  eine  gewisse  Hülfe* 
filr  zulässig  zu  erachten.  '  Welcher  Grund  kann  vorhanden  sein,  Da$,  was 
erlaubt  ist  in  jenen  FMen,.  füi'  unstatthaft  zu  erklären  bei  einem  fehler-' 
haften  Ausdrucke,  einer  irrthümlichen  Auffassung? 

Nimmvmehr  also  können  diese  Mpdificationen  und  Beschränkungen  die 
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Wahrheit  ^tbalten.  Wenn  die  Benutzung  äusserer  AuslegungsqueUen,  oft- 
roentlich  aber  der  st&ndischen  Papiere  überhaupt  und  bei  irgend  einer  Grat- 
tung  von  Gesetzen  erlaubt  ist,  (wie  diess  Krug  uud  Milhauaer  zugeben,) 
60  ipuss  sie  bei  allen  stattfinden.  Der  Streit  kaonsich  nicht  um  die  zu  hei- 
lenden Uebel  drehen,  sondern  über  die  allgemeine. Taugßchkeit  oder  Uq- 
hrauebbarkeit  des  Mittels. 

» 

6. 

▼on  der  Verwiendimg  der  in  den  ft&ndiiohen  Sehriften  enthalten«! 

Aniiegnngflmittel  i^sbesoniäere. 

Steht  auf  diese  Weise  fest ,  dass  für  alle  Arten  von  Gesetzen  a^cll 
ausserhalb  der  Worte  liegende  Erklärungsmittel  gebraucht  werden  dürfen 
und  müssen ,  so  lässt  sich  nun  ohne  Störung  durch  allgemeine  Fragen  unter- 
suchen, ob  in  sepräsentativen  Staaten  die  in  deii  amtlichen  ^)  Schriften 
der  St&ude  enthaltenen  Erklärungen,  Beschlüsse  und  Aus- 
sagen passeade  Auslegungsmittel  für  die  von  Regierung  und  Volksvertretern 
gemeinschaftlich  zu  Stande  gebrachten  Gesetze  sind  ? 

Die  Bejahung  dieser  Frage  hat  vom  ersten  Augenblicke  an,  in  welchem 
ständische  Verhandlungen  zu  Gesetzesauslegungen  gebraucht  werden  konnten, 
in  Deutschland  nicht  den  mindesten  Zwfeifel  erlitten.  Es  wurde  von  Ge- 
lehrten,  Geschäftsmännern  und  Ständemitgliedern  als  etwas  sich  ganz  von 
selbst  Verstehendes  beti'achtet.  Zeuge  dessen  sind  eine  grosse  Menge  von 
Schriften  aus  allen  Tbeilen  der  Rechtswissenschaft,  in  welchen  neue  Gesetse 
und  Systeme  von  Gesetzen  erläutert  werden ,  unzählige  Aeusserungen  in  d^ 
ständischen  Verhandlungen  selbst.  Die  von  Wächter  zuerst  vorgenommene 
Formulinmg  der  Regeln  überraschte  nicht  wegen  dei:  Neuheit  des  Grund- 
gedankens  aH  sich,  sondern  als  der  unvermuthet  geordnete  wissenschafUiche 

*  . 

Ausdruck  eines  bisher  nur  nach  dem  Gefühle  und  fast  unbewusst  angewen- 


1)  Es  ist  hier  Ausdrücklich  herrorznhebeu ,  dass  in  der  granzen  gegenwärtigen  Unte^ 
Buchung,  nur  von  .Amtlichen  ständischen  Papieren  die  Rede  ist.  Diese  allein  haben  etne 
solche  Authenticität ,  dass  ihnen  ein  voller  Beweis  eines  Beschlusses  oder  einer  so^stig^  Thai- 
sache entnommen  werden  kann.  Bei  sonstigen,  von  Privaten  ausgehenden,  Nachrichten  ist  dien 
nicht  der  Fall.  Solche  mögen  immerhin,  mit  gehöriger  Vorsicht  benützt,  zur  allgemeinen  OriM- 
drung  'über  die  VerhiUtnisse  und  Hergänge  dienen ;  allein  zu  einer  bestimmten ,  das  einzdoi 
Wort  strenge  benützenden  Anwendung  haben  sie  nicht  Zuverlässigkeit  genug.  Am  wenigsten 
sind  die  in  Zeitungen  enthaltenen  Sitzungsberichte  zu  benutzen ,  we^  sie  die  Verhandlungei 
nach  sul]()ektiver  Auflassung,  abgekürzt,  und  nicht  selten  sogar  in  bestimmter  Partheirichtimg 
schuldem.  Selbst  ^enographirte  Berichte  sind,  fklls  sie  nicht  eiiler  strengen  Ck>ntrole  von  Seltn 
der  Yersammlnng  unterworfen  und  von  ihr  ausdrücklich  aneikannt  sind,  eine  unzuverlistlgf 
Quelle,  weil  auch  hier,  erfahrungsgemäss,  manchfkohe  Irrthümer  mitunterlapflo^,  namentUd 
aber  gar  häufig  in  denselben  von  den  Bedenden,  unter  dem  Vorwande  von  Berichtigungen,  naÜBh 
dtr  Band  oooh  geändert  wird.  • 
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dcten  Verfahrens.  Man  war  verwundert  zu  erfahren,  dass  «man  schon  bisher 
Prosa  gesprochen  habe.»  —  Allerdings  beweist  diese  allgemeine  A^iahme 
noch  nichts  für  die  Wahrheit.  Es  gibt  auch*  sehr  verbreitete  Irrthümer, 
welche  erst  eine  späte  Kritik  in.  ihrer  Nichtigkeit  zeigt.  Somit  ist  denn-  die 
Frage,  ob  die  ständischen  Schriften  ein  erlaubtes  Auslegungsmittel  seien, 
immerhin  zu  untersuchen. 

Hier  scheint  denn  vor  Allem  eine  Prüfung  der  in  neuester  Zeit  erhobe- 
nen Einwendungen  nöthig  zu  sein.  Es  haben  lAmlich  die  oben  genannten 
Rechtsgelehrten ,  welche  sich  Oberhaupt  -gegen  die  Anwendung  von  fremden 
AnslegnngsTiiitteln  erklärten,  die  Benutzbarkeit  der  ständischen  Schriften  noch 
besonders  in  Abrede  gestellt,  .und  zwar  sind  dreierlei  Gründe  vorgebracht 
wordep:  zwei  allgefoeinere ,  die  Gesammtheit  dieser  Urkunden  umfassende, 
und  ein  dritter,  nur  eine  einzehie  Seite  der  Frage  beiUhrender. 

Im  AJlg^meiuen  nämlich  wird  zuerst  behauptet,  dass  die  ständischen 
Schriften  etwas  den  Gesetzen  ganz  Fremdes  und  Heterogenes  seien, 
and  ein  von  ihnen  gaTiz  verschiedenes'Rechtsgeschäft  enthalten  ').  —  Hier  ist 
man  wirldich  in  Verlegenheit,  ob  man  detf  Sinn  der  Einwendung  richtig 
iofgefasst  habe,  so  unbegreiflich  ist  sie.  Wie  ist  es, nämlich  möglich,  di^ 
Vorschläge,  ein  gewisses  Gesetz  gründen  zu  wollen,  die  Auseinaüersetzung 
der  Motive,  welche  hiefür  im  Allgemeinen,  und  welche  ftlr  die  einzelnen 
Bestimniangen  sprechen ,  die  Berathungen  über  Zweck  und  Mittel ,  die  Be- 
schlüsse über  Verwerfung  oder  Zustimmung  im  Ganzen  und  im  Einzelnen, 
die  Erklärungen  über  den  wahren  Sinn  gewisser  Ausdrücke,  mit  Einem 
Worte  die  Handlungen  aUe,  durch  welche  das  Gesetz  Stück  um  Stück  vor 
onsem  Augen  zu  Stande  kommt,  und  die  amtlichen  Urkuuden  über  alles  dieses; 
wie  ist  es  möglich,  fragt  mail,  diese  Dinge  als  etwas  dem  Gesetze  Hetero- 
genes, von  ihm  Verschied^äs ,  mit  ihm  kein  homogenes  Ganzes  Bildendes 
zu  erklären  VI  Wie  würde  jeder  Rechtsgelehrte  urtheilen^  wenn  sich  Jemand 
beigehen  Hesse ,  schriftliche  Verhandlungen  über  einen  zu  schliessenden 
Vertrag  und  Protokolle  über  persönliche  Verh^indiungen  der  Contrahenten 
und  über  ihre  gegenseitigen  bindenden  Erklärungen  als  etwas  dem  endlich 
zu  Stande  gebrachten  Contfakt'e  ganz  Fremdes,  zu  dessen  Au^^gung  ganz 
unbrauchbares  zu  erklären  ?  Ein  Bestandtheil  der  Urkunde  selbst  sind  natür- 
lich solche'  Vorverhandlungen  nicht ;  sonst  wären  sie  ein  Thpil  des  Textes, 
and  kein  ausser  ihm  stehendes  Auslegungsmittel.  Allein  sie  sind  desshalb 
doch  mit  seiner  Geschichte  und  seiner  rechtlichen  Bedeutung  auf  das  Engste 
verhunden,  sind  der  natürlichste  Commentar  derselben,  sobald  überhaupt 
irgend  einer  zulässig  ist.  —  Doch  es  wäre  Zeitverschwendung,  hierbei 
Hager  zu  verweilen;  und  es  erscheine  fast  unrecht  gegen  den  Urheber  dieser 


1)  8.  Bcbaffrath,  Theorie,  8.  i9  nnd  &.  a.  O. 
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EinwendoDg ,     eine .  so    leichte   Gelegenheit   zum    Siege    über   Gebühr   za 
benützen. 

Die  zweite  allj^emein  lautende  Einwendung  geht  dahin,  dass  jeden  FaUes 
die  in  den  ständischen  Schriften  enthaltenen  Erklärungen  wegen  ihrer  innern 
UnZuverlässigkeit  zur  AuslegH&g  unbrauchbar  seien.  Es  wird  behaup- 
tet, dass  sie  weder  die  wahre  Ansicht  der  Factoren  der  GesetzgebuBg  über 
Absicht  und  Sinn,  der  Gesetze  tnthalten,  noch  objektive  Gründe;  dass  siiB 
keinen  rechtswissenschaftliqhen  Zweck  halben,  sondern  jBinen  rein  politischen. 
Sie  seien  nur  zur  üeberredung  der  andern  Fc^ctoren,  oft  nur  eines  Theiles, 
z.  B.  des  Bauernstandes,  bestimmt  ^).  —  Muss  nun  auch  zugegeben  werden, 
dass  die  Bedeutung  einei*  Gattung  dieser  Erklärungen ,  nämlich  der  MotivQ 
von  Anträgen,  von  den  Anhängern  der  gemeinen  Meinung  überschätzt  za 
werden  pflegt,  (wie  dies  unten  in  7,  a,  näher  erörtert  werden  wird,)  so  ist 
denn  doch  der  eben  aufgeführte  EinWand  nicht  nur  in  seiner  AUgcmeinheit 
unbedingt  falsch,  sondern  er  kann  selbst  nicht  einmal  in  Beschränkung  auf 
die  Motive  als  gtiUig  zugegeben  werden.  Was  das  Erste  betrifft,  so  pas^ 
die  Ausstellung  offenbar  auf  alle  übrigen,  in  d^n  ständischen  Schriften  ent- 
haltenen Aei;sserungen  gar  nicht,  so  namentlich  nicht  auf  bestimmte,  in 
Folge  von  Anträgen. und  .Erläuterungea  abgegebene,  wohl  tiberlegte  Erki^ 
runden  eines  oder  mehrerer  Factoren  der  Gesetzgebung  über  Annahme  und 
Verwerfung  gewisser  Punkte ,  über  ausdrücklich  gemachte  Voratissetzungen, 
Bedingungen  und  Beschränkungen,  kurz  über  bestimmten  Willen  in  be- 
stimmten Fällen.  Hier  kann  von  Unzuverlässigkeit  gar  nicht  die  Rede  sein. 
Ist  auch-  die  Erforschung  des  letzten  Grundes  einer  Erklärung  dem  mensch- 
lichen Auge  untersagt  y  so  vermindert  diess  die  rechtliche  GtÜtigkeit  des  ab- 
gegebenen Ausspruches  nicht  im  ipindesten.  und  nur  von  dieser  ist  liier 
die  Rqde.  Die  Einwendung  ist  aber  selbst  in'  ihrer  Beschränkung  auf  eine 
einzelne  Art  von  Mittheilungen,  gelinde  ausgedrückt,  wimderlich  übertrie- 
ben. Nur  in  den  wenigsten  Fällen  kann  für  einen  Factor  der  Gesetzgebung 
auch  nur  ein  Interesse '  vorliegen ,  einen  falschen  Grund  für  seine  Mitthei- 
lungen vorzuzeigen;  und  in  noch  seltenem  Fällen  wäre  das  Mittel  mit  Aus- 
siiiht  auf  Erfolg  anwendbar.  Und  dana,  ist  denn  die  Ehre  der  Regierungen 
and  Ständeversammlungen  gar  nicht  in  Anschlag  zu  bringen?,  Ist.es  doch 
dem  bittersten  Feinde  demselben  noch  nicht  beigegangen  zu  behaupten,  dass 
alle  ihre  Auseinandersetzungen  über  beabsichtigte  Gesetze  nur  Lüge  und 
Trug  seien,  und  berechnet  auf  Täuschung  unwissender  Gegner.  Eine  solche 
Behauptung  trägt  ihre  Verurtheilung  in'  sich  selbst.  Ein  Blick  in  die  näch- 
sten besten  ständischen  Verhandlungen  muss  eine  andere  Ansicht  erzeugen. 
-^  Natürlich  ist  mit  dieser  unserer.  Auffassung  Vorsicht  und  Unterscheidung 


1)  S.  8chaffrath,  Theorie,  8,  26. 
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im  Gebrauche  der  refschiedenen  in  ständischen .  Schriften  enthaltenen  Erklä- 
rungen sehr  wohl  vereinbar.  So  wichtig  solth^  imlner  sein  mögen,  so  hat 
doch  ihre  Verwendung  zur  Auslegung  eine  Grenz^,  über,  welche  hinaus  sie 
nnr  mit  Nachtheil  ffir  die  Wahrheit  gebraucht  werden  könqen,  und  sie  selbst 
sind  von  Terschiedener  Bedentung.  Dte  Aofsnohimg  der  hierzu  dienlichen 
Regeln  ist  eben  die  Aufgabe  fQr  unbefangene  Wissenschaft. 

Drittens  endlich  wird  die  Behauptung  angestellt,  dass  wenigstens  von 
der  Benutzung  s tili s c h w e i g eil d e r '  oder  gar  nur  fingirter  Zustimmungen 
keine  Rede  sein  dürfe ,  indem  juristische  Personen  nicht  durch  stillschwei- 
gende Zustimmung  oder  durdi  sprechende  Handlungeii  ihren  Willen  zu  er- 
klären im  Stande  seien,  einmal  weil  Gollegien  als  solche  körperlich  nicht 
handeln   können,    weder,  positiv  noch   negativ,    folglich  auch  nicht  durch 
Handlungen  oder  stillschweigend  ihren  übereinstimmenden  Willen  erkl&ren 
können ;   zweitens ,    weil  ständische  Yerhandlungan   immer  nur  durch  aus- 
drückliche Abstxnunungen  auf  ausdrüdkliche  Fragen  beschliessen  und  wider- 
sprechen können,  nie  aber  durch  Stillschweigen  *).    Ein  Beweis  für  diese 
Behauptungen  wird  nicht  gegeben;  und  es  bedarf  auch  >irohl  kaum  erst  der 
Bemerkung,  dass  sie  eben  so  sehr  den  anerkanntesten  Rechtssätzen,  als  der 
täglichen  Erfahrung  widersprechen.    Ist  es  doch  lediglich  nicht  abzusehen, 
warum  eine  moralische  Person,  und  so  namentlich  eine  ständische  Yersamm- 
lung,  nicht  eben  so  gut^  wie  jedes  andere  Rechtssubjekt,  in  vollkommener 
Kenntniss  der  Verhältnisse  und  frei  eine  Handlung  sollte  vornehmen  können, 
welche  nur  unter  der  Voraussetzung  erklärbar  ist,  da^s  eine  bestimmte  An- 
sieht  oder  Zustimmung  bei  ihr  bestsüid ;  •  und  warum  sollte  bei  ihr  in  sol- 
chem Falle  diese  Anicht  Qicht  als  rechtskräftig  bestehend  angenommen  werden 
können  und  müssen?    Sobald  zugegeben  werden  muss,  (und  wer  wird  diese 
Möglichkeit  läugnen  ?)  dass  die  Mitglieder  eines  solchen  GoUegiums  über  den 
Stand  der  Dinge  unterrichtet  sein",  und  das3  sie  demgemäss,  eine  bestimmte 
Ansicht  fassen  und  ausführen  können ,  ist  auch  nicht  <ier  mindeste  Grund  zu 
einem  Zweifel  vorhanden.    Und  ebenso  und  aus  denselben  Gründen  ist  unbe- 
greiflich ,   warum  nicht  auch  ein  ständisches  CoUegium  durch  Stillschweige 
seinen  Willen  soll  kund  thun  können ,  wenn  es  im  Falle  einer  andern  Ansicht 
und  Absicht  eine  Aeusserung  hätte  von  sich  ^geben  müssen.   Die  für  die  Ab- 
stimmungen festgestellten  Formen  können  ijicht  für'  die  ünerlaubtheit  einier 
solchen  Willenserklärung  aufgeführt  werden,  denn  sie  sind  natürlich  nur  für. 
die  Fälle  einer  Abstimmung  gültig,  niclit  aber  d^^,  wo  gar>icht  abgestimmt, 
sondern  der  Wille  auf  andere  Weise  erklärt,  wird.    Es  erscheint  somit  die 
ganze  Verwerfung  stillschweigender  landständischier  Zustimmungen  als  eine 
rein  willkürliche  und  rechtsünbegründete  Behauptung.  •—  Allein  dabei  soll. 
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nicht  geläugnet  werden,  dass  nicht  selten  schon  von  Aaslegern  ein  Miss- 
brauch  mit  der  stillschweigenden  Einwilligung  der  gesetzgebenden  Factoren 
'getrieben,  und  namentlich  ans  einem  nicht  erfolgten  Widerspruche  auch  in 
solchen  Fällen  eine  Zustimmung  gefolgert  worden  ist,  in  welcher  eine  Aeus- 
serung  gar  nicht  nöthwendig  war,  somit  das  Schweigen  a,uch  nichts  beweist. 
Dass  auf  diese  Weise  dem  Gesetzgeber  Dinge  untergeschoben  werden  kön- 
nen, an  welche  er  gar  nicht  gedacht  hat,  ist  nicht  zu  läugnen,  und  die 
Ton  Mittermaicr  üi  dieser,  Beziehung  gemachten;  oben  angefahrten,  Be^ 
merkungen  sind  aller  Beachtung  >¥erth.  Allein  im  Ganzen  folgt  aus  dieser 
Thatsache  nichts  weiter,  «Is  dass  auch  in  dieser  Beziehung  Vorsicht  nöthig 
und  daher  die  Aufsteilung  bestimmter  Regeln  zweckmässig  isf. 

Aus  diesen >  Erörterungen  dtlrfte  sich  nun  wohl  ergeben  haben,  dass 
wenigstens  diejenigen  Gi*flnde,  welche  bis  jet^t  gegen  die  Benutzung  des 
Inhaltes  der  ständischen  Schriften  zur  Gesetzeserklärung  vorgebracht  worden 
sind,  eine  genauere  Prüfung  nicht  aushalten;  und  dass  nur  die,  freilich  der 
vorliegenden  Frage  keineswegs  eigenthümliche,  Einräumung  gemacht  werden 
muss,  es-  sei  Missbrauch  durch  Uebertreibung  und  falsche  Anwendung  zu 
vermeiden. 

Ist  aber  mit  einer  Zurtlckweisuug  der  bisherigen  Angriffe  auch  schon 
dar  Werth  der  Sache  an  sich  und  positiv  bewiesen?  Sicherlich  nicht  Mög- 
licherweise könnten  ja  noch  andere,  gewichtigere  Gründe  gegen  die  ständi- 
schen Schriften  bestehen.  Deimoch  aber  will  die  Unternehmung  eines 
unmittelbaren  Bewdses  der  Zulässigkeit  als  völhg  überflüssig  erscheinen. 
In  dem,  was  zur  Widerlegung  der  gegnerischen  Gründe ,^  namentlich  lies 
ersten  derselben,  vorzubringen  war,  liegt  auch  ein  positiver  Beweis  voll- 
ständig entwickelt  vor.  Die  Urkunden ,  welche  die  Entstehung  des  Gesetzes 
in  allep  Einzelnheiten  und  Schritt  vor  Schritt  enthalten,  sind  nothwenüg 
richtige  Mittel  mr  Erforschung  des  beabsichtigten  Sinnes.  •  Allerdings  mögen 
sie  nicht  immer  in  allen  Prägen  die  gewünschte  Auskunft  ertheilen;  sie 
werden  bei  ihrer  eigenea  Verschiedenheit  eiiie  verschiedene  Beweiskraft  ha- 
ben; es  mag  neben  ihnen  noch  manches  andere  Auslegungsmittel  möglich 
und  nöthig  sein:  allein ^es  beweist  nur,  dass  sie,  wie  alles  Menschliche, 
unvollkommen,  nicht  abet,  dass  sie  nicht,  so  weit  sie  gehen,  brauch- 
bar sind. 

Dem  gemäss  scheint  es  völlig  erlaubt,  die  Frage  über  die  Anwendung 
der  ständischen  Schriften  als  entschieden  zu  betrachten , .  und  ist  es  nur 
nöthig^  theils  die  allgemeinen  Regeln  über  den  vorsichtigen  und  maass- 
hidtenden  Gebrauch  derselben  zu  formuliren ,  theils  aber  die  einzelnen  Arten 
von  Aeusserungen  nach  ihrer  besonderen  Bedeutung  zu  prüfen. 
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6. 

Allgemeine  Begeln  des  Oebraucl^ei. 

Ohne  gerade  auf  eine  anbedingte  Vollständigkeit  Ansprach  zu  machen, 
wird  eine  Aufzählnng  deijenigen  Regeln  genügen,  welche  den  richtigen  Ge- 
braach  der  stillschweig:enden  Beschlüsse,  die  Wahrung  des  Verhältnisses  der 
verschiedenen  Arten  von  WillensänsseruHgen  zu  einander,  endlich  die  Voll- 
ständigkeit der  Benutzung  des  vorhandenen  Materials  betreffen,  und  sowohl 
den  als  richtig  anzuerkennenden  Forderungen  der  Kritik,  als  den  Erfahrungen 
des  Lebens  entsprechen.  Etwaige  weitere  Gnmdsätze  könnten  nur  minder 
bedeutende  Nebenpunkte  betreffen. 

a)  Hinsichtlich  der  stillschweigenden  Beschlüsse  ist  Yor  Allem 
die  Eegel  in  das  Auge  zu  fassen ,  dass  eine  vollkommene  Kenntniss  der  Ver- 
bältnisse und  namentlich  auch  Bewusstsein  des  aus  der  Handlung'  zu  ziehenden 
Schlusses  vorhanden  sein  muss,  wenn  eine  physische  oder  juristische  Person 
durch  eine  concludente  Handlung  eine  Ansicht  oder  Absicht  rechtsverbindlich 
ausdrücken  soll.  Da  nun  eine  deutliche  Einsicht  in  solche,  vielleicht  feine 
und  technisch-eigenthümliche,  Rechtsgrundsätije  weder  bei  der  Regierung, 
noch  namentlich  bei  einer  Ständeversammlung,  ihrer  persönlichen  Zusammen- 
setzung nach,  immer  vorausgesetzt  werden  darf:  so,  kann  bei  beiden  von 
einer  sprechenden  Handlung  und  einer  daraus  abzuleitenden  WUlensmeinung 
nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  sie  entweder  ausdrücklich  auf  eine  solche 
Folge  einer  beabsichtigtep  Handlung  aufmerksam  gemacht  waren,  und  d€;n^ 
noch  dieselben  unterliessen ;  oder  wenn  wenigstens  aus  den  Verhandlungen 
anzweideutig  hervorgeht,  dass  ihnen  ein  klares  Bewusstsein  d^r  rechtlichen 
Folgen  im  einzelnen  Falle  beiwohnte.  .         , 

Zweitens.  Wenn  clie  Regierung  oder  ein  ständisches  Collegium  einer 
Handlung  pder  einem  Beschlüsse  ausdrücklich  eine.  Verwahrang  gegen  eine 
bestimmte,  daraus,  abzuleitende  Folgerung,  namentlich  gegen  die  dadurch 
geschehende  Anerkennung  eines  bestimmten  Satzes,  beifügt:  so  ist  diese 
Erklärung  zu  achten.  Ob  der  Betreffende  dabei  etwa  unlogisch  verfährt-, 
ändert  nichts ,  indem  er  theils  mit  vollem  Bewusstsein  eine  Folgewidhgkeit 
kann  begehen  wollen,  theils  jeden  Falles  sein  bestimmter  Wille  vorliegt,  von 
dessen  Kenntniss  es  sich  eben  handelt. 

Dritte  Regel.  Der  von  einem  der  Factoren  der  Gesetzgebung  gefasste, 
ausdrückliche  oder  stillschweigende,  Beschluss  kann  als  von  einem  der  üb- 
rigen stillschweigend  getheilt  nur  in  dem  Falle  betrachtet  werden,  wenn 
entweder  derselbe  durch  eine  Mittheilung  auf  ihn  aufmerksam  gemacht  War, 
and  nun  auch  er  auf  gültige  Weise  eine  stillschweigende  Einwilligung  be- 
thatigte  (s.  oben,  erste  Regel);  oder  aber  wenn  ihm,  auch  nicht  aufmerksam 
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gemacht,  durch  seine  Vorsätze  oder  Aeusserungehbewie'sen  werden  kann, 
dass  er  aus  eignem  Antriebe  dieselbe  Willensmeinong  hatte.  Als  genügende 
Mittheilung  aber  ist  nur.  eine  förmliche  nnd  directe  zu  J[)etrachten,  nicht  aber 
auch  etwa  ein  Bericht  in .  Tageßbl&ttem  über  das  Verfahren  des  andern  Fac- 
tprs,  öder  ein  Abdruck  der  ProtoeoUe  derselben*,  indem  man  solche  Schriften 
zu  kennen  nicht  schuldig  ist.  £s*  gilt  diess  ,^owohl  y.on  den  Beschlüssen 
selbst,  al^  von  ihren  Begründungen,  Motivirungen ,  Bediügungen.        >•     -^ 

Wenn,  viertens,  die  Verfassung- zu  einem  gewissen  Acte  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Stimmen  fordert,  so  kann  in  solchen  Punkten  von  einem  still- 
schweigend  gefassten  BesclÜHSse.niclit  .die  Rede  sein,  ausser  wenn  eine  der 
vorgeschiriebenen  entsprechende  Anzahl  von  .Jlitgliedfeni,  trotz  dem  dass  auf 
die  rechtliche  Folge  aufmerksam  gemacht  worden  war,  eine  Willensäussefung 
von  sich  gab,  welche  lediglich^ nur  unter  der  Voraussetzung  eines  Beschlusses 
über  den  fraglichen  Pjonkt  einen  Sinn  hat  *).. 

Bei  einer  genauen  Beachtung  dpr  vorstehenden  Eefgeln  wird  sich  nicht 
selten  der  FaJl  ereignen,  dass  zwar  einer  der  Factoreh  hinsichtlich  eines 
voji  allen  gefassten  Beschlusses  eine  auslegende  Erklärung  ausdrücklich 
gegeben  Jiat,  die  übrigen  dagegen  als  stillschweigend  in  diese  Modalüät 
einstimmend  nicht  betrachtet  werden  können,  wenn  sie  sich  schon  keines- 
wegs ausdrücklich  oder  durch  conclüdente  Handlungen  dagegen  erklärten. 
Hier  gilt  denn  nun  endlich,  fünftens,  di$  Regel,  dass  zwar  eine  solche  ein- 
seitige Aeusserung*  nicht  als  der  Wille  der  gesetzgebenden  Gewalt  angesehen 
und  jzur  Auslegung  mit  Beiseitesetzung  der  übrigen  et^^aigen  Quellen  benutzt 
werden  darf:  dass  aber,  wenn  eine  Auslegung  aus  anderen  zulässigen  Mitteln, 
z.  B.  den  Worten,  gefunden  wurde,  und  mit  dieser  der  wenigstens  von  dem 
Eine»  Factor-herrfthrende  Ausspruch  übereinstimmt,  die  Beiziehung  des  letztem 
W  ganz  besondern  Bestärkung  dient.  Sollten  daherAmehrere,  von  einander 
al)weichende  Außlegungen  an  sich  möglich  sein,  so  entscheidet  der  Ausspruch 
des.  einen  Factors  unbedingt  für  diejenige,  mit  welcher  er  übereinstimmt. 

.  b)  Das  richtige  Verh'ältniss  der  verschiedenen  Arten  von 
Willenßäu6serungen  zu  einander  scheint  gewahrt  zu  sein,  wenn 
nachstehende  Regeln  beobachtet  werden: 

.Vorerst  unterliegt  es  wqM. keinem  Zweifel,  da^s,  wem  derselbe  Factor 
der  Gesetzgebung  im  Laufe  der  Verhandlungen  ü'ber  denselben  Gregenstand 
zu  verschiedenen  Zeiten  widersprechende  Erklärungen  abgegeben  hat,  nur 
die.  spätere  anzuwenden  ist.  Theils  kann  sich  seine  Ansicht  durch  die  Ver- 
handlungen wirklich  geändert,  und  er  nun  in  der  spätem  Richtung  seine 
Zustimmung  {gegeben  haben;  theils  aber  mag  die  Veränderung  von  einer 
Concession' herrühren,  welche  den  übrigen  Factoren  gemacht  wurde,  um  das 
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ZastaiulekailuatfSdes  Gesetzes  möglich  zu  machen,'  in  welchem  Falle  dann 
auch  BOT  in  dem  Sinne  dieses  Zugeständnisses  ausgelegt  Werden  darf,  üeb* 
rigens  moss,  wenn  Von  zwei  taxih  widersprechenden  Erklärungen  die  frühere 
schriftlii^,  die  spätere  mühdlicb  abgegeben  wurde,  und  letztere  nur  ans  den 
Protocolien  über  die  Verhandlung  zu  entnehmen  iSt^  fiiit  vieler  Vorsicht  Ver*- 
fiihren  werden,  weil  hier  möglicherweise  ein  Irrthum  in  der  Aufzeichnung 
des  Gresprochenen  stattfinden  könnte!  Es  ist  daher  der  ganze  Inhalt  det^  Ver- 
handlung, in  welcher  die  mflndliphe  Erklärung  ^*fblgte,  sowie  der  Erfolg 
derselben  viroiü  zu  prüfen,  ob  sie  die  Richtigkeit  der  Auffassung  bestätigen; 
and  Qur  im  BejaliuqgsfaUe  kann  die  frühere  sdiriftliche  Erklärung  mit  Sicher- 
heit als  aufgegeben  behandelt  werden.  —  Sind  aber,  Zweitens,  an  sich  -wider- 
sprechende  Erklärungen  Ton.  demselben  Factor  und  in  Beziehung  auf  ver- 
schiedene  Gegenstände  gegeben,  so  müssen  dieselben  sämmtlich,  wie  sie 
lauten,  je  auf  ihre  Materien  angewendet  werden,  indem  es' sich  zunächst 
nur  davon  handelt,  die  wirkliche  Ansicht  des  betreffenden  Factors  ausfindig 

* 

m  madhen.  Sollte  auf  solche  Weise  ein  Widerstreit  unter  den  verschiedenen 
Theilen  des  Gresetze^  selbst  entstehen,  (was  aber  keineswegs  nöthwendig  ist,) 
so  müBste  freilich  dieser  wieder  durch  Anwendung  der  gewöhnlichen  Auslegungs- 

0 

gesetze  besßi£igt  werdep,  also  z.  B.  dur^h  Aufsuchung  der  Regel  und. der 
Ansnahine,  Zuweisung  abgesonderter  parallel  laufender  Gebiete  der  Wirksäin- 
keit  u.  s.'W.—  Wenn,  drittens,  der  einen  gewissen  Beschluss  näher  erläu- 
ternden Erklärung  eines  Factors  (Motiv,  Bedingung,  Voraussetzung,  Aus- 
legung)'eine  damit  unvereinbare  Erklärung  eines  andern  Factors  entgegensteht, 
fibrigens  dadurch  ein  gemeinschaftlicher  Beschluss  über  die  Sache  selbst  nicht 
verhindert  wird:  so  heben  sich  die  entgegengesetzten  Erklärungen  in  detArt 
auf,  dass  keine  derselben  zur  Auslegung  des  Beschlusses  gebraucht  werden 

darf,  sondern  diese  seine  Interpretation  anderwärts  her  zu*  erhalten  hat. 

»  • .  .  . 

Nur  wenn  (fleser  letztern  Erklärung  der  erste  Factor  nachträglich  seine  still- 
schweigenfle  Zustimmung  gäbe,  würde  sie,  als  gemeinschaftlicher  Willensact, 
auf  betreffende  Weise  verwendet  werden  können.  — ^  Schliessen  Sich  aber,' 
viertens f  die  von  verschiedenen  Factoren  abgegebenen,  von  einander  abwei.-. 
chenden  Erklärungen  nicht  gegenseitig  aus,  sondern  können  sie,  sich  ergän- 
zend, neben  einander  bestehen:  so  ist  jede  derselben  an  sich,' als  die  Willens'^ 
meinong  ihres  Urhebers  bezeichnend,  aufrecht  zu  erhalten.    In  wie  ferne  sie 
zur  Auslegung  des  Gesetzes  verwendet  werden  können,  ist  nach  der  allge- 
gemeinen  Regel  über  die  Verwendung  einseitiger  unwidersprochener  Flrklä- * 
rangen  zu  beurtheilen. 

c)  Von  den  Vorschriften  über  die  Vollständigk^eit  derBenutzung 
der  vorhandenen  Quellen  ist  wohl,  da  die  Un^tatthaftigkeit  einer 
nur  theilweisen  und  dadurch  falschen  Beziehung  von  selbst  klar  ist,  auch 

T.  Mohl,  Staatsrecht.    B4.  I.  9 
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dieser  Fehler  den  Auslegern  der  constitutionellen  (jeseUe^!]P^^MiitlicheD 
nicht  zur  Last  gelegt  werden  kann,  nur  eine  einige  noch  boflbnden 
hervorzuheben.  Sie  .betrifft  die  nicht  'Seltenen  FfiBe,  in  welchen  die 
ständischen  Verhandlungen  über  ein  Gesetz  ganz  oder  theiiweiM  in  gehei- 
men Sitzungen  Torgenommen,  und  auch  später  die  zur  ?idlständiges 
Orientirung  über  das  Vorgekommene  nöthigen  Schriften  der  OeffentlicbkeÜ 
nicht  übergeben  worden  sind..  Dass  hier  die  Auslegung  nach  den  sonst  coi 
Hand  befindlichen  Mitteln,  vorzunehmen  ist,  kann  im  Allgemeinen  keinen 
Zweifel  unterliegen;  und  es  muss  das  Ergebniss  derselben,  welches  es  nni 
sei,  zunächst  als  die  Wahrheit  angenommen  werden.  Auch  kann  natürlict 
den  Ausleger  keinerlei  Tadel  treffen,  wenn  er  etwa  den  nur  durch  besondere 
Nachweisungen  erkennbaren  wahren  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  aufias^^n 
sollte.  Zu  war&en  ist  hier  nur  vor  der  Anwendung  vereinzelter  Schrifteo, 
welche  möchten  bekannt  geworden  sein.  So  lange  nicht  die  vollständige 
Reihenfolge  des  zwischen  den  drei  Factoren  Verhandelten  und  FestgesteUteo 
vorliegt,  kann  eine  einzelne  Urkunde,  so  wichtig  sie  auch  scheinen  mag, 

nicht  ohne  die  entschiedenste  Gefahr  eines  Irrthum,)^  angewendet  werden. 

I 

Aus  einem  blossen  Fragmente  ist  der  wahre  Wille  des  Gesetzgebers  nichl 
nachweisbar  darzulegen;  also  darf  auch  von  demselben  kein  Gebrauch  ge- 
macht werden.  Es  ist  dabei  gleichgültig ,  ob  die  Erl^ärungen  subjectiv  an- 
vollständig sind,  d.  h.  von  dem  einen  oder  dem  andern  Factor  fehlen,  odei 
ob  sich  chronologische  Lücken  vorfinden,  indem  die  Urkunden  nur  über  ein 
bestimmtes  Stadium  der  Verhandlungen  vorliegen.  —  Sollte  übrigens  die 
Gesammtheit  der  eigentlich  geheim  zu  haltenden  Schriften  durch  irgend  eine 
Veranlassung  früher  oder  später  bekannt  werden,  so  dürfen  nicht  nur,  son- 
dern müssen  vielmehr,  die  in  denselben  enthaltenen  Nachrichten  zur  -Aus- 
legung  vollständig  benutzt  werden.  Nur  das  geheim  sein,  nicht  aber  auch  das 
geheim  gewe'sen  sein  oder  geheim. sein  sollen,  verbietet  die  Be- 
nutzung; und  es  ist  völlig  irrelevant,  soweit  von  Auslegung  die  Rede  ist, 
auf  welchem  Wege  ein  Nachweis  über  den  wahren  Willen  des  Gesetzgebers 
erlangt  wurde,  wenn  er  nvir  acht,  vollständig  und  darlegbar  ist.  Eine  gam 
andere,  hier  nicht  weiter  zu  untersuchende,  Frage  freilich  ist  die,  ob  und 
welche  Verantwortung  etwa  den  unbefugten  Bekanntmacher  staatlicher  Ge- 
heimnisse trifft. 

7. 
Von  der  Benut2^g  der  einzelnen  in  den  ständischen  fiohriftett 

enthaltenen  Erklärungen, 

a)  Die  Motive. 
Die  Art  der  von  den  gesetzgebenden  Factoren  herrührenden,  in  den 
ständischen  Schriften  enthaltenen  Erkläcnngen  ist  sehr  verschieden,  und  es 
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stehen  'flfltvS^Bieiben  in  wesentlich  abweichenden  Beziehungen  91  den 
Gesetzeü.  iiU  djBcÖBU  Auslegung.  Wenn  nun  schon  durch  die  Vorangehenden 
Erörtänuigeii  die  B^utzbarkeit  aller,  in  iso  ferne  sie*  einen  Kachweis  über  den 
wahren  WiQfAl^dB«  .GFesetzgebers  ertheilen,  gezeigt  sein  möchte:  so  ist  doch 
auch  isA  Verliimniss  der  einzelnen  Arten  zu  untersuchen^  und  dabei  anzu- 
geben, was  etwa  an  besondern  Abwendungsregeln  kä  Beziehung  auf  sie  auf- 
zustellen sei]\  mag. 

Za  diesem  Behufs  sind  denn  besonders  hervorzuheben ;.  Die  Motive 
nur  Begründung  von  Anträgen  und  Mittheilungen;  die  Bedingungen  und 
ToraoGsetzongen  einer  Znstimmhng;  -  dlB  Erklärungen  über  den  Sinn 
einer  Bestimmm^ng,  namentlich  auch  von  Selten  der  ftegi^rungscommis- 
sion;  die  Entscheidungen  von  Beispielen;  endlich  die  Verwerfungen,  von 
Anträgen. 

Was  zuerst  die  Motive  betrifft,  so  bedarf  ihre  Wichtigkeit  für  die  Aus- 
legung der  Gesetze  keines  Beweises.  Enthalten  sie  auch  nicht  unbedingt  die 
ntio  legis,  indem  keine  rechtliche  nodi  sonstige  Nothwendigkeit  vorliegt, 
in  derselben  den  ganzen  Gredanken  des  Gesetzes  in  seiner  geschichtlichen  und 
ijstematischen  Vollständigkeit  darzulegen,  sie  vielmehr  sehr  wohl  nur  bruch- 
ft&ckliche  Nachweise  über  Zweck  und  Ansicht  enthalten  können:  so  liefern 
sie  doch  kostbares  Material  für  ein  richtiges  Verständnis^  im  Sinne  des 
Gesetzgebers.  Um*so  nöthiger  ist  denn  aber  auch  eine  richtige  Würdigung 
und  Benutzung  derselben.  Um  zu  dieser  zu  gelangen,  müssen  jeden  Falles 
die  verschiedenen  Arten  von  Motiven  unterschieden  werden.  Es  tritt  aber 
dies«  Verschiedenheit  in  doppelter  Beziehung  hervor.  —  Einmal  hinsichtlich 
der  Person,  welche  ein  Motiv  ausspricht.  Auf  der  einen  Seite'  stehen 
nämlich  die  von  der  Regierung  ihren  Gesetzesbntwürfen  beigefügten,  so  wie 
die  von  einer  ständischen  Kammer  zur  Erläuterung  ihrer  Beschlüsse  aus- 
drücklich angegel)enen  Gründe;  auf  der  anderen  Seite  sind  die  yoQ  einer 
ständischen  Commission  znr  Begründung  ihrer  Anträge  an  die- betreffende 
Kammer  entwickelten,  ferner  diejenigen  Motive,  mit  welchen  das  einzelne 
Mitglied  eine  Motion  oder  «eine  Abstimnjiung  zu  beigründen  sucht.  —  Die 
zweite.  Verschiedenheit  der  Motive  aber  bezieht  sich  auf  den  Umfang  der 
gegebenen  Erläuterungen.  Ein  Theil  derselben  hat.  nämlich  lediglich  die 
Begründang  und  Rechtfertigung  .einer  einzelnen  Bestimmung  im  Auge  und 
erklürt  sich  über  deren  Sinn  und  vielleicht  Hber  die  vorgeschlagene  Form. 
Ein  anderer  Theil  spricht  sich  über  die  allgemeinen  gesetzgeberischen  Gründe 
and  Absichten  aus,  und  erläutert  nur  die  Richtung  des  vorgeschlagenen 
Gesetzes  im  Gänzen  oder  wenigstens  grösserer  Abschnitte  desselben,  enthält 
iber  keinerlei  Erörterungen  über  den  einer  einzelnen  bestimmten  Stelle  bei- 
zulegenden  Sinn. 
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mit  jOMm  gefallen  sind,  und  .jeden  Falles  sich  auf  keinen  Gegenstand  der 
gemeinßchaftlichen  Verhandlung  mehr  benehen.  Allein  wenn  dem  Beschlüsse 
ganz  oder  thcilweise  beigetreten ,  den  Motiven  i^ber  nicht  zugestimmt  werden 
will ,  so  hat  eine  Erklärung  darflbef  zvl  erfolgen ,  indem  sonst  mit  Recht  an- 
genommen werden  muss,  dass  der  Antrag,  in  dem  ausdrücklich  mitgetheilten 
Sinne,  abgenommen  worden  sei  '). 

Unter  d^r  .Voraussetzung  der  Richtigkeit  vorstehender  Ansichten,  ferner 
der  ^Unbestreitbarkeit  deß  Satzes,  dass  eine  mizweif elhafte.  Erklärung- tiber 
die  bei  öinem  bestimmtet  WHlens^cta  gehegte  Absicht  maassgebend  sei  flfir 
dessen  Auslegulig,  ergeben  sieh  denn  nun  itlr  den  Gebrauch  der  Motive  zum 
Behufe  der  InterpretMion  folgende  Regeln : 

Ist  ein  Motiv  ausdrücklich  zur  Erklärung  des  Sinnes  eines  bestünmteiL 
Theils  eines  Gesetzes  gegeben,  so  muss  dieser  —  so  weit  die  Peipson  des 
Erklärenden  und  sein  Einfluss  auf  das  Zustandekonunen  des  Gesetzes  in  Be- 
trachtung koitMnt —  in  dieser  Bedeutung  verstanden  werden;  eine  allgemeine 
Mittheilung  über  die  Absicht  und  Richtung  des  Gesetzes  giebt  den  Aus- 
schlag bei  einer,  nach  Maassgabe  der  sonstigen  Interpretationsquellen, 
zweifelhaften  Auslegung,  steht  aber  einer  besonderen,  einen  bestimmten 
Punkt  erläuterndei\  Motlvirung  nach. 

Motive  eines  Ständemitgliedes  oder  einer  ständischen.  Commissioii 
geben  'keinen  Beweis  über  die  wahre  Meinung  des  Gesetzgebers,  auch  wenn 
ihnen  in  der  betreffendeil  Versamiulupg  nicht  widersprochen  wurde.  Nor 
wenn  eine  besondere  Billigung  derselben  nachzuweisen  ist,  können  sie  ^ 
Auslegung  gebraucht  werden. 


1)  Die  hier  entwidselte  Ansicht  bat  die. Mitte  swischen  der  gemeinen  Theorie  und  der 
Mittei;maier,  a.  a.  O.,  8.  217,  aufgestellten  Lehre.  Da^  die  erstere  Comroissiocs-Motiven  n 
viel  Oe wicht  beilegrt,  durfte  ans  dem  Anf^efUbrten  sich  erireben.  Wenn  aber  Mittermater 
sieb  gegen  eine  stillschweigende  Einstimmung:  in  Motive  überhaupt ,  und  zwar  namentlich  deas- 
halb  erklärt,  weil  nicht  jeder  einzelne  Satz  dieser  Art  in  den  Kammersitzun^en  ausdrQcklich 
berathen  werden  könne;  weil  die  Mitglieder  hinsichtlich  des  Widerspruches  sich  fiUschlich  gefpeii- 
Miüg  aufeinander  verlassen;  weil  der  Dranpr  der  Geschäfte  eine  Erklärunflr  verbiete;  endUdi 
weil  die  Dellcatesse  daV(/n  abmahne  f  so  dürfte  doch  bieri^eKen  zti  bemerken  sein,  dass  alle 
diese  Eücksichten  die  rechtliche  FoV?e  eines  Stülscbweigens'  dann  nicht  entfernen  können,  wenn 
ein  ausdrücklicher  Widerspruch  nöthig  gewesen  würe,  am  die  gesetzliche  Annahme  einer  stUl- 
scbweigen'den  Zustimmung  zu  entfernen.  Die  Einwilligung  ist  einmal  durch  ((as  unzeitige  Still- 
scbwelgep  erfolgt;  aus  welchen  OrSnden  dless  geschah,  ist  für  die  Rechtsgaitigkeit  derselben 
unerheblich.  Wer  dies  vermeiden  woUte,  hatte  sich  ausdrücklich  zu  äussern*,  wIdrigeoMto 
verzichtete  er  auf  sein  Widerspruchsrecht.  Und  selbst  die  Forderungen  der  Billigkeit  und  eines 
geordneten  Geschäftsver&hrens  sdieinen  ein  strenges  Festhalten  an  dein  Reehtsgesetse  nÖthSg 
SU  machen.  Wenigstens  möchte  es  schwer  sein ,  In  Abrede  su  ziehen ,  dass  deijenige  Factor, 
welcher  eine  ausdrückliche  Bestimmung  hinsichtlich  seiner  Willensmeinung  mittheilte ,  gegrfiii- 
dete  Ursache  zu  einer  Beschwerde  hat ,  wenn  eine  gleichstehende  Behörde  nicht  einmal  dier 
Mühe  werth  fiuid,  sich  darüber  zu  äussern ,  und  nun  doch  t  aus  dem  Grunde  dieses  StiUsdiWi^ 
gens ,  die  geäusserte  Ansicht  als  irrelevant  erklären-  will.  Und  wie  soUen  —  so  wird  et  ge- 
ftattet  sein  zti  fragen  ~  Geschäfte  Twischen  verschiedenen ,  von  einander  unabhäisiglgen  Ter* 
Sammlungen  abgemacht  werden,  wenn  ^eh  jede  derselben  nach  BeUeben  der  Abgabe 
Aeusserung  über  ausdrückliche  Mitdiellung  der  andern  enthalten  könnte ,  uhd  gar  nfchts 
diMtr  UntariMwag  Mfon  wftrde  ?  . 
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Motive,  welche  von  einem  der  gesetzgebenden  Factoren  an  einen  Vit- 
&ctor  übergeben  wurden ,  sind ,  im  Palle  der  Annahme  des  durch  sie  ie- 
gründeten  nnd  erklärten  Antrages»  als  von  beiden  Factoren  getheilt  zu  be- 
trachten, wenn  sie  nicht  ausdrücklich  abgewiesen  oder  modifieirt  wurden.  . 

Wenn  aus  anderweitigen  Zeugnissen  erhellt,  dass  das  wirkliche  Motiv 
verschieden  von  dem  mitgetheilten  war,  so  ist  zu  ujterscheiden ,  ob  das 
tbatsflcblich  vorgelegte,  das  wahre  ausschliesst ,  oder  nicht.  In  drm  er§ten 
Falle  darf  nur  das  angegebene  Motiv  gebraucht,  somit  die  Erklärung ^es 
betreffenden  Factors  nur  in  dem  Siime  genommen  werden,  welcher  als  d^r* 
damit  m  verbindende  von  ihm  erklärt  wurde.  Nur  über  diesßif  Sinn  j^nd 
die  andern  Factoren  übereingekommen,  und  der  Mitivirende 'selbst  Ilat  ebA 
durch  seine  Aufstellung  des  Motives  erklärt,  dass  er  den  zu  fassenden  Be« 
fidilass  in  dieser  bestimmten  Richtung  ^  verstanden  und  angewendet  wissen 
wolle.  Ob  er  eigentlich  andere  Wünsche  hatte,  und  warum  er  die$e  night 
verfolgte,  ist  unter  solchen  Umständen  \JAl\g  gleichgültig.  Ist  dagegen. das 
nidit  angegebene  Motiv  neben  dem*  amtlichen  an\^endbär,  jand  ist  nicht 
etwa  das  letztere  ausdrücklich  aj?  das  einzige  erkläi'ti  jo.mig  immerl^n 
«ich  diesem  zweiten  die  ihuirif^Je  nach  ^ner  S^chaffeg^it ,  i]).Fiilge  d^^ 
allgemeinen  Auslegungsregeln  gebübir^nde^^dejifune^gj^ geben  werden,  ob 
aber  dieses  verschwiegene  Motiv  aus  ei|}er  entfernfen  Stelle  der  ständischen  ' 
Schriften  oder  aus  sonstigen  zuverlässigen  Quellen  erhallt,  ist  völlig  gleich- 
gültig. Ist  nämlich  der  Inhalt  der  ständischen  Yerhaudlungeu  ein  sehr 
wichtiges  Auslegnngsmittel,  so  ist  es  doch  nicht  das  einzige. 

Widerspricht  ein  Motiv  dem  Willensacte,  welchen  es  erklären  soll,  so 
ist  dasselbe  bei  Seite  zu  setzen  und  letzterer  aus  anderweitigen  Quellen  zu 
erläutern  ,*  indem  ein  falscher  oder  falsch  ausgedrückter  Grund  das  Dasein 
and  die  Verbindlichkeit  einer  Rechtshandlung  nicht  aufhebt. 

*  .  •    • 

b).  Die  Bedingungen  einer  Zustimmung. 

Nicht  selten  macht  einer  oder  der  andere  Factor  der  Gesetzgebung 
seine  Zustimmung  zu  einem  Gesetze,  oder  dem  Theile  eines  solchen  aus- 
drücklich davon  abhängig,  dass  dasselbe  nur  in  einer  bestimmten  Weise 
verstanden,  oder  nur  auf  eine  bezeichnete  Weise  .angewendet  werde.  Oder 
aber,  er  spricht  bei  seiner  Zustiriimung  aus ,  dass  er  einen  bestimmten.  Sinn 
oder  eine  bestimmte  Ausführung  bei  dieser  seiner  Einwilligung  voraussetzte. 
—  Natürlich  sind  die  übrigen  Factoren  an  eine  solche  Bedingung  an  nnd 
flkr  sich  nicht  gebunden ,  sondern  mögen  dieselbe  zurückweisen ,  wo  sich  dann 
ergeben  wird,  ob  der  *  Bedingende  nun  dennoch  dem  ursprünglichen  Vor- 
Bchlage  beitritt,  oder  aber  jetzt  das  Ganze  verwirft.  Haben  aber  die  an- 
deren Factoren  ihre  ausdrückliche  oder   stillschweigende  Zustimmung  zu 


•s 
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ei^ei^  Bedingung  gegeben ,  so  entsteht  dadurch  ein  förmlicher  Vertrag  unter 
ihnin ,  welcher  seine  Wirkung  auch  auf  den  Ausleger  übt.  Demgemäss  ist 
ein  Gesetz  ^uch  in  dem  Falle  im  Sinne  ein^r  beigefügten  Bedingung  oder 
Voraussetzung  auszulegen,  weijn  die  Natur  der. Sache  auf  eine  verschiedene. 
Ansicht  geführt  haben  würde.  Entsteht  hierdurch  ein  Widerspruch  zwi- 
•ßcheri  diesem  Gesetze'  und  den  übrigen,  so  ist  derselbe  nach  den  gewöhn- 
lichen Vorschriften  für  Paranomieen  zu  behandehi.  Die  Berücksichtigung 
eik^ir' feststehenden  Bedingung  ist  so  unabweisbar,  dass,  selbst  wenn  die 
*'  ^.Bjjngüng  mijt  den  Worten  des  Gesetzes  unvereinbar  wäre,  sie  vorzuziehen 
osjü^pdeinifl^er  der-  Wille  des  Gesetzgebers  ganz  unzweifelhaft  vorliegt,  und 
''**^      0t>mS.'die.  gOTl&^tcfti  WoBt^  nur  als  eine  fehlerhafte  Form  erscheinen. 

,  von  selbst  versteht  sich  übrigens,  dass  nur  Bedingungen  und  Voraus- 
6etzung^n,  welche  fÖräUiche  Factoren  der  Gesetzgebung  angestellt  habän^ 
v^  solcber  Bedeutung  .sind,  dagegen  ähnliche  Aeusserungen  von  einzelnen 
Mitgliedern  oder  von  Commissioi^n  keine  zwingende  ,Krafb.  enthaltei^.  Auch 
.  haben  *die  betreffenden  Kanunern  ^e^ii^. Verbindlichkeit,  sich  fßr  oder  gegen 
solche  Bemerkungen  Einzelner  auszuspr^^en ;  während  allerdings  die  übri- 
A'en  Fao^oren  densiron*e(Wi*Mitfaif|[}r  aufg6si|^l^  und  förmlich  niitgetheilten 
fi^ding^gen^  ausS^kUctf^^Vfideji^Sre^^  müssen,  wenn  sie  nicht  al&  still* 
schweigend  einwiOigenclte^esehen  werdeii  «Y^ollen. 

I 

*  ■  ' 

c)  Die  Erklärungen  über  den  Sinn  ei^er  Bestimmung. 

• 

Es  ms^g  nicht  eben  die  richtigste  Art  der  Abfassung  von  Gesetzen  sein, 
wenn  ein  über  den  Sinn  bestimmter  Worte  während*  der  Berathung  entstan- ' 
dener  Zweifel  nicht  zu .  einer  Richtigstellung  dieser  Worte  Veranlassung 
gibt,  sondern  sich  iüe  berathende  Versammlung  mit  einer  Erklärung,  veie 
der  Ausdruck  zu  verstehen  sei,  zufriedenstellt.  Allein  diese  nachlässige 
Behandlungsweise  ist  doch  nicht  selten,  theils  als  die.  schneller  abgemachte, 
zuweilen  wohl  auch .  als  die  geringerer  Gefahr  eines  Widerspruches  von 
Seiten  anderer  Faktoren  ausgesetzte.  Es  muss  daher  auch  ihr  Einfluss  auf 
die  Auslegung  untersucht  werden. 

Die  allgemeinen  Siegeln  hinsichtlich  solcher  Erklärungen  sind,  unter 
Bezugnahme  auf  das  bisher  Erötlerte,  leicht  zu  formuliren.  Etwas  schwie- 
riger ist  die  Anwendung  auf  einige  bestimmte  Fälle.  —  Was  aber  Jene 
betrifft,  so  lassen  sie  sich  in  folgende  Sätze  zusanmienfassen  : 

Vorerst  ist  einleuchtend,  dass  V09  einem  rechtlichen  Werthe  de^r  ge;: 
nannten  Mitthdlnngen  unter  alleh  Umständen  nur  dann  die  Bede  sein  kann, 
wenn  diejenige  physische'  oc(^er  moralische  Person,  welche  dieselben  gibt, 
zuständig  zu  einer  Erklärung  über  den  Sinn  de^  Gesetzgebers  ist.  Von 
Aoderen  vorgebracht,   sind  sie  nichts,   als  subjektive  Ansichten ,    welche 
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von  einem  doctrinellen  Werthe  sein  mögen,  allein  lediglich  keine  ZwangB- 
kraft  fQr  den  Ausleger  haben.  I^s  sind  somit. Erklärungen  einzelner  Stände- 
mitglieder  und  auch  ständischer  Commissionen  nur  dann  von  Bedeutung, 
wenn  sie  Ton  der  betreffenden  Kammer  als  auch  die  ihrige  angenommen: 
worden  sind  ')•  Unmittelbare  Wichtigkeit  haben  somit  nur  die  von  einem 
der  Factoren  selbst,  oder  gültig  in  seinem  Namen,  gemachten  Erklärungen. 
—  Ein  zweiter^  wohl  eben  so  wenig  in  Abrede  zu  ,ziehehder,  Satz-  ist  der, 
dass  eine  solche  Erklärung  jrar  dann  fOr  die  Auslegung  unbedingt  entr 
scheidend  ist,  wenn  sie  von  allen  drei  Factoren  dßr  Gesetzgebung,  ausr 
drflcklich  oder  stillschweigend ,  angenommen  wurde.  Nur  von  einem  der- 
selben gegeben,  oder  etwa  auch  noch  von  einem  zweiten  getheüt,  sind  sie 
allerdings  Beweise  dmUber,  wie  dies^  Factoren  das  Gesetz  ver8tan4en  haben 
widlen:  allein  diess  entscheidet  noch  nicht  aber  die  Zustimmung  des  Dnt«> 
teo,  und. somit  noch  nicht  nothwendig  Über  die  wahre  Auslegung  des  Ge- 
letzes.  Und  hier  ist  denn  namentlich  •  auf  die  Nothwendigkeit  einer  fOinn- 
kh«i  Mittheilnng  autinerksam.  zu  machen,  .indem  nur  in  solcfaein  ]F!aUe 
eine  genttgende  Veranlassung  zu  einer,  ausdrücklichen  oder  stiUschweigeut 
den,  beitretenden  oder  verwerfenden ,  WiUensänsserung  vorhaüden  ist.  — . 
Endlich  steht  noch  fest,  dass  eine  von  allen  drei  Factoren  gutgeheissene 
Erklärung  den  Sinn  des  Gesetzes  nicht  blos  bestimmt,  wenn  eine  Wahl 
iwischen  verschiedenen  gleich  möglichen  Auslegungen  der  Worte  besaht; 
sondern  auch  dann,  wenn  sie  dem  Wortlaute  zuwiderläuft.  Hier  sind  die 
gebrancäten  Worte  ein  fehlerhaftes  Mittel  zur  Ausdrückung  des  nachweis- 
baren wahren  Sinnes  des  Gesetzgebers,  und  es  hat  somit  der  letztere  den 
Vorzug.    Dass  d^r  Zweck  auf  eine  andere  Weise  (durch  BichtigsteUung  .der 


1)  Za  weit  g-eht  wohl  Krngr,  Orimdgätze,  8.  186,  wenn  er  den  Oommisslonen  ond  ihrer 
BcfidtterstAttUDg  eine  Zuatladigkeit  su.ErlüiLrangen  nidit  nur  Aber  den  Sinn  ihrer  eigenen  An- 
träge, fondem  «ach  über  den  des  Regierungsentwnrfes  zaschreibt.  Er  stützt  diese  Ansicht  ein- 
nzl  darattf,  dass  die  Ck>nuni8sionen  den  Anftrag  haben,  über  alles,  Was  sie  den  Kammtfit) 
entpfehleu^  die  nöthigen  Erlftateningen'  zn  geben ;  und  zweitens  darauf;  dass  die  Regientngftr 
Coaunissäre  duröh  Stillschweigen  ^  zu  solchen  Erklärungen  sich  dieselben  selbst  anei^en,  zu 
einer  Kenntniasnahme  derselben  aber,  seltwt  wenn  sie  in  ibrer  Abwesenheft  ^e^eben  seien,  die 
Verpfliditimg  haben.  Hiergegen  Ist  aber  zn  bemerken,  dass  die  Ootfunirtiönen  doch  nur  den 
Beruf  haben,  sich  über  den  Sinn  ihrer  eigenen  Anträge  zu  erklären,  keineswegs  aber  beauf> 
tragt  oder  auch  nor  in  der  Lage  sind ,  den  Sinn  der  Regiemng  mit  Sfcberheit  zu  erkunden. 
Die  FfelioB,  dass  eine  nieht  widersprochene  Aeuisemng  einer  Oommission  oder  ihres  Berlclit- 
erstatten  als  Ton  den  Regierungs-Conmüssären  adoptiit  zu  betrachten  sei ,  ist  unzulässig.  Ab- 
fesehen  daTon^  'd^ss  die  Regierung  ans  Zweckmässigkeitsgründen  ein. Interesse  dabd  haben 
kum ,  steh  ttber  eine  doeh  nicht  tmaassgebende  Anficht  einet  Unzuatäadlgen  nieht  zu  äasaem, 
16  kann  Ja  die  Ansicht  der  Commission  oder  ihres  Berichterstatters ,  gleichgültig  ob.  mit  oder 
okae  Schuld  der  Regiernngsorgane,.  diese  letztere  thatsächlich  unbekannt  ge1)11eben  iseien.  —  Die 
bler  vofifegende  Streitfrage  mag  praktisch  nicht  ▼<»>  gEOaser  .Wichtigkeit  sein ,  weü  die'Begie^ 
nuga-Gommissäre  aUerdings  weitaus  in  der  Regel  sich  Über  die  Erklärui^en  der  Kammer-. 
OommifilooeD  teUären  we^en,  und  zwar  nicht  blos  stillsohweigend  sondern  ausdrücktet;  4ülein 
«i  warn  dMb  derPnnkt  theoretiscb  richtig  bestimmt  seio. 


138  Ueber  die  Benatzun^  der  sländischen  Yerhandlangen 

Worte)  weit  passender  erreicht  Worden  wäre,  benimmt  dem  WiDcn.  des 
Gesetzgebers,  so  wie  er  einmal  ausgesprochen  ist,  seine  Kraft  nicht. 

Der  eigenthümUc^en  Fälle  von  Erklärungen,  welche  eine  nähere  Be- 
trachtung erfordern,  sind  aber  zwei.  .  ' 

Erstens  die  von  Biegiernngs  -  Commissäf  en  während  der 
Debatte  abgegebenen  mfindlichen  Erklärungen.  —  So  wenig 
nämlich  in  Zweifel  gezogen  wird,  dass  eine  in  den  verfassungsmässig  vor- 
geschriebeneof  Berathungen  beschlossene  und  mittelst  eines  hierzu  aner- 
kannten Organs  den  Ständen  förmlich  mitgetheilte  mündliche  Eröffnung  der 
Regierung  hinsichtlich  ihrer  Gültigkeit  und  tlechtsverbindlichkeit  einem 
schriftlichen  Erlasse  vollkommen  gleich  steht:  so  ist  doch  schon  >)  ent- 
schieden bezweifelt  worden,  dass  auch  solche  Erklärungen,  welche  im 
liaufe  der  mündlichen  Verhandlungen  mit  einer  den.  Kammern  von  den  zur 
allgemeinen  Yertheidignng  eines  Gesetzesentwurfes  bestimmten  Commissären 
abgegeben  würden,  als  Ausdruck  des  Regierungswillens  betrachtet  werden 
können.  Solche  seien,  wird  behauptet,  lediglich  die  individuellen  Ansichten 
dieser  Commissäre,  und  ßomit  von  keinerlei  Bedeutung  für  die  Auslegung 
des  Gesetzes.  —  Unzrweifelhaft  ist  ein  Unterschied  zwischen  verschiedenen 
Arten  solcher  Erklärungen  zu  machen;  allein  die  eben  angeführte  Ansicht 
geht  doch  zu  weit.  Es  ist  nämlich  zwar  zuzugeben,  dass  Commissäre  tin- 
möglich  über  alle,  während  einer  Berathung  sich  erhebenden  möglichen 
Fragen,  zum  Voraus  besonders  instruirt  und  zu  einer  Erklärung  über 
den  Willen  der  Regierung  ermächtigt  sein  können;  und  dass  sie  somit  in 
ihren' Antworten  Vieles  nur  mittielst  logischen  Schlusses  aus  den  ihnen  im 
Allgemeinen  bekannten  Absichten  der  Regieruug  abzuleiten  vermögen,  wobei 
Irrthüroer  wohl  mit  unterlaufen  können.  Es  ist  femer  einzuräumen,  dass 
die  Regierung  durch  eine  Zusicherung,  welche  eines  ihrer  Organe  gegen 
allgemeinen  oder  besondern  Auftrag  gegeben  hat,  rechtlich  keineswegs 
ge)l>ünden  wird.  Auch  mag  daher  der  den  Ständen  ertheilte  Rath,  sicher 
zugehen,  und  sich  nicht  mit  mündlichen  ZusicheruDgen  zu  begnügen,  son- 
dern alsbald  eine  iormelle  Berichtigung  des  vorgeschlagenen  Gesetztextes  zu 
verlangen ,  ganr  zweckmässig  sein.  Allein  auf  der  andern  Seite  ist  eben  so 
richtig,  dass  die  Gpnüni^s&re  ^^^  dem  Plane  der  Regierung  wohl  vertraut 
sän  können;  dass  in-  minder  bedeutenden  Punkten  die  Regierung  eine  von 
tkret  eigentlichen.  Absicht  abweichende  Antwort  eines  ihrer  Commissäre  leicht 
guiheisst,  zur  Vermeidung  von  Woit^figkeiten  und  Streitigkeiten,  während 
ihr  auf  der  andern. Seite  ein  förmlicher  späterer  Widerruf  einer  unrichtigen 
Erklftrung  eines  ihrer  Commissäre  vollkommen  freisteht  *);  namentlich  aber, 

1)  8.  Mitt«rmaier,  a.  a.  0.  Dentlben  Meinonir  Ist  anoh  ChanVean  Adolphe,  Prin< 
dp«8  "de  comp^tance  et  de  Jurlsdictloii  administrative.    Paris,  1841,  Bd.  I,  8.  CLVI. 

I)  So  bat  s.  B.  die  wttrttttDbeiglidie  Regieninir  im  J.  1838  bei  der  3eratl»uig  eines  Straf- 
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dass  eine  gedeihliche  Berathung  sehr  bestrittener  oder  ausführlicher  und 
verwickelter  Gesetzesentwttrfe  ^ai"  nicht  denkbar  wäre ,  wenn  in  jedem  Augen- 
blicke  die  Debatte  von  dem  Commissär  zur  Feststellung  von  Voraüssetzup«: 
gen  und  Vorfragen  abgebrochen  und  specielle  Instfuction  dngeholt  werden 
müsste.  Diesen  beiden  Seiten  der  Sache  ist  nun ,  wie  es  scheint ,  gebührende 
Rechnung  getragen,  wenn  hinsichtlich  der  iim  Laufe  der  mündMchen  Ver- 
bandlung^n  von.Regierungs-Commissären  gemachten  Ajeusserungen. der  Grund- 
satz aufgestellt  wird ,  dass  dieselben  zwar  allerdings  von  der  Regierung  aus- 
drflcklicli  für  unrichtig  erklärt  werden  können,  und  alsdann  nicht. nur  als 
nicht  geschehen,  sondern  sogar  als  entschieden  unrichtig  zu  betrachten,  und 
auch  in  diesem  Sinne  bei  der  Auslegung  zu  gebrauchen  sind;  dass  ^ber  die- 
jenigen Erklärungen  von  Commissären ,  welche  bis  zur  Beendigung  des  frag: 
liehen  Geschäftes  nicht  in  Abrede  gjßzogen  worden  sind,  als  von  der  Regie- 
rung anerkannt  betrachtet  werden  müssen.  Natürlich  kommt  der  Grundsatz 
der  Nachweisbs^keijt  hier  zu  besonderer  Anwendung,  und  nur  was  in  den 
amtHchen,  auch  der  Regierung  mitgetheüten ,  Protokollen  verzeichnet  ist, 
kann  als  beweisende.  Erklärung  einer  Regierungs  -  Gommissioti  angesehen 
werden  *). 

Eine  zweite  besonders  hervorzuhebende  Art  bilden  jene  gar  nicht  gelten 
vorkommenden  Erklärungen,  dass  eine  gewisse  Bestimmung  in  das  Gesetz 
nicht  aufzunehmen  sei,  weil  sich  der  fragliche  Satz  von  selbst  ver- 
stehe.  Eine  solche  Erklärung  kaAn  von  der  Regierung  ausgeben  zur  Ver- 
theid|gung  einer  angeblichen  Lück^  im .  Gesetzesentwurfe ,  oder  von  einer 
ständischen  Kammer  als  Grund  ihres  Beschlusses,  einen  vorgeschlagenen 
Artikel  wegzulassen.  —  Offenbar  ist  der  Werth  eines  Ausspruches  -  dieser 
Art  von  sehr  verschiedener  Bedeutung  für  die  Auslegung  des  Gesetzes,  je 
nach  den  näheren  Verhältnissen;  und  zwar  sind  hier  die  hinsichtlich  der 
Motive  geltenden  Grundsätze  ohne  Bedenken  anzuwenden,  weil  Erklärungen 
der  fraglichen  Ali;  zwar  nicht  dei'  Form,  allein  doch  dem  Sinne  nach  nichts 
anderes  sind,  als  Begründungen  eines  bestimmten  negativen  Zustande^  des 
Gesetzes.  Wenn  demnach  alle  Factoren  .der  Gesetzgebung,  ausdrücklich  o^er 
stillschweigend  zustimmend,  der  Erklärung  beigetreten  sind,  ^  gibt  sie  den 
wahren  Sinn  des  Gesetzes  an ,  auch  wenn  wirklich  an  und  iür  sich  dieser 
Sinn  sich  nicht  vqn  selbst  verstanden  hätto.  Im  Üebrigen  ist  dabei  aller- 
dings zu  beachten,  dass  die  Erklärung,  es  bedürfe  eines  bestimmten  Zu- 

Satzes  nicht,  weil  sich  dessen  Inhalt  von  selbst  verstehe,  in  Beziehung  auf 

■•  .       •  ■  • 

eine  genau  bezeichnete  Gesetzesstelle  gemacht  «sein  muss  und  nur  die^e  in 


g6Mtstrodies  nicbt  den  mJndeitep  Asfttand  genommen,  mfiqdliche  ErUärongeo  flixer  Commissär« 
später,  Jedoch  rechtzeitig,  fij  irrig  zu  erklären. 

1)  Vgl  die'  sehr  guten  BemeriungeA  von  Krag,  GroodMUse,  8w  Mi. 
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dem  genannten  Sinne  erklärt;  dass  aber  die  Zorückweisnng  eines  angetra* 
gencn  Artikels,  weil  derselbe  in  andern  Tbeilen  des  Gesetzes  oder  überhaapt 
^}  den  allgemeinen  Recbtsregeln  enthalten  sei,  nichts  entscheidet  Aber 
diese  letztere  Behauptung  und  nicht  berechtigt,  dieselbe  ohne  Weiteres  als 
einen  intergirenden  Theil  des  Gesetzes  .ai^zunehmen  und  anzuwenden.  Diese 
Behauptung  (cainn  auch  eine  irrige  gewesen  sein;  und  da  In  Folge  dieses 
Irrthumes  keiü  Beschluss  von  den  Gesetzesfactoren  gefasst  wurde,  somit 
auch  keiner  promulgirt  ist,  so  lässt  sich  blos'  auf  die  Behauptung  bin  nichts 
in  das  Gesetz  hineintragen.  Ist  die  Erklärung  eine,  thätsächlich  richtige,  so 
gilt  ^eilich  der  von  ihr  behauptete  Satz,  aber  nicht  weil  sein  SiChvon- 
selbstverstehen  ausgesj)rochen  wurde,  sondern  weil  er  auf  eigener  richtiger 
Grundlage  steht  ').  —  Als  eine  stillschweigende  Zustimmung  aber  ist  es, 
aus  ^her  bereits  erörterten  Gründen ,  immer  anzusehen ,  wenn  eine  solche 
Brklärung  den  übrigen  Factören  ordnungsgemäss  mitgetheilt,  ihr  dann  aber 
von  ihnen  nicht  widersprochen  worden  ist;  folglich,  wenn  sie  in  einem  den 
Kammern  übergebenen  Regierungsmotive  oder  in  einem  der  andern  Kam- 
mer mitgetheilten,  in  Gegenwart  eines  nicht  yddersprechenden  £egienmgs- 
Commissärs  gefassten  Beschlüsse  aufgeführt  ist.  Lediglich  als  die  einseitige 
Meinung  Eines  Factors  kann  dagegen  die  Erklärung  gelten,  falls  die  übrigen 
Factören  keine  Gelegenheit  zur  Aeusserung  hatten.  Nur  von  einer  ständischen 
Conmiission  abgegebene  Erklärungen  der  fraglichen  Art  endlich,  über  welche 
6iß  betreffende  Kammer  sich  nicht  aussprach,  sind  lediglich  Privatansichten 
und  von  ga;r  keiner  Zwangsbedeutung  für  die  Auslegung. 

«  • 

d)  Die  Entscheidungen  von  Beispielen. 

Von  sehr  geringem  Werthe  für  die  Feststellung  des  wahren  Gesetzes- 
slnues  sind  die  Beispiele,  welche  während  der  Debatte,  sei  es  zur  Deut- 
lichmachung,  sei  es  zur  Bekämpfung  eines  Satzes,  angeführt  zu  werden 
pflegen.  NiQht  nur  sind  dieselben  in  der  Eile  der  Rede  häufig  falsch  ge- 
wählt, oder  auch  wohl,  um  den  gewünschten  Eindruck  in  gehörigem  Mäasse 
hervorzubringen,  absichtlich  ausgeschmückt  *);  sondern  sie  beweisen  über- 
haupt  nur  Äine  rein  subjektive  Ansicht  des  Redenden.  Der  betreffende  Factor 
der  Gesetzgebuhg  ist  nicht  schuldig,  sich  fOr  oder  gegen  eine  solche  Argu-. 
mentationsweise  des  Einzelnen  auszusprechen,  und  es  kann  somit  auch  von 
einer  stillschweigenden  Billigung  hier  nicht  die  Rede  sein.  Selbst  wenn 
Regierungs-Commissäre,  sei  es  durch  eine  Fra^p^e  veranlasst  oder  aus  eige- 
nem'Antriebe,  sich  über  ein  Beispiel. erklärt  haben,  kann  dies  nicht  als  die 
bindende  Ansicht  der  Regierung  angesehen  werden,   da  die  Entscheidung 


i)  <S.  Krng,  a.  a.  C,  8.  1^1. 

S)  8.  Mittermafter,  a.  a.  O.,  8.  MO. 
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des  Ck)inmi88är8  mit  gänzlicher  Yerkennang  des  ihm-  bekannten  Willens  der 
Regierung  durch  einen  ganz  subjektiven  Fehler  in  der  Auffassong  oder  im 
Schlüsse  eptstanden  sein.  mag. 

Nor  in  dem  Einen  Falle  köni^n  Beispiele  von  grösserer  Bedeutung  sein, 
wenn  sie  in  schriftlichen,  also  wohl  Überlegten/ Aeuäserungen  eines  Ffictora 
an  die  übrigen  enthalten  sind^  als  Theil  seiner  Moüve^  oder  zur  Verdeut- 
lichung seiner  Ansicht.  Hier  können  sie  dazu  dienen^  die  von  ihm  über. 
den  Sinn  gewisser  Bestimmungen  gehegte  Ansicht  nachzuweisen.  Allein  nicht 
nur  ist  damit  noch  nichts  hinsichtlich  der  Meinung  der  übrigen  Factoren 
gewonnen;  sondern  es  ist  selbst  immer  noch  möglich,  dass  auch  hier  dem 
das  Beispiel  Vortragenden  ein  offenbarer  Irrthum  in  der  Entscheidung  nach- 
gewies/^n,  seine  wahr^  Ansicht  aber  aus  andern,  zuverlässigen  Urkundei) 
gezeigt  werden  kann.  ^     .  • 

e)  Die  Verwerfungen  von  Anträgen. 
Nicht  nur  die  Beschlüsse ,  durch  welche  ein  bestimmter  Inhalt  der  6e- 

■ 

setze  ausgesprochen  wird,  sondern  auch  diejenigen,  welche  entscheiden,  dass 
eine  gewisse  Bestimmung  nicht  au£zunehmen  sei,  dienen  zur  Auslegung  des 
richtigen  Sinnes.  Abgesehen  nämlich  von  dem  einzigen  (oben  erörterten) 
Falle,  wenn  die  Aufnahme  eines  Satzes  verweigert  wird,  weil  er  sich  schon 
von  selbst  verstehe,  beweisen  ablehnende  Erklärungen  immer,  dass  der 
beantragte  allein  verworfene  Inhalt  nicht  Theil  des  Gesetzes  und  seiner  An- 
wendung sein  soll. .  £in  solcher  Satz  darf  dann  also  auch  nicl^t  aus  andi^r^ 
Aoslegungsqutllen  abgeleitet  und  als  der  eigentliche  Sinn  d^s  Gesetzgebers 
dargestellt  werden.  Liegt  doch  der  ausdrückliche  Beweis  des  Gegentheils 
Tor.  Selbst  wenn  aus  anderweitigen ,  gebilligten  Theilen  de^  Gesetzes  ein 
richtiger  Schluss  auf  diese  Bestimmung  gemacht  werden  könnte ,  ist  derselbe 
zu  unterlassen.  Die  daraus  sich  etwa  ergebende  Folgewidrigkeit  zurecht  zu 
legen,  ist  Sache  der  gewöhnlichen  Auslegungsregehi  für  einen  Widerspruch  der 
Gesetze  unter  sich;  sie  aber  wieder  gs^nz  zu  entfernen,  Aufgäbe  »des  Gesetz- 
gebers selbst,  nicht  des  Auslegers.  Möglich^weise.  war  sie  ausdrücklich 
beabsichtigt.    Von  wem  der  verworfene  Antrag  ausging,  ist  hinsichtlich  der 

• 

Folgen  dessh'alb  gleichgültig,  .weil  in  jedem  Falle  eine  Willenserklärung  vxnr- 
liegt,  welche  ihre  Bedeutung  aas  sich  selbst,  nicht  aber  aus  der  Veranlas*. 
sang  ihrer  Abgebung  erhä)t.  Ebenso  inacht  es  keinen  Unt()rschied ,  weuQ 
etwa  der  angegebene  Grund  der  Verwerfung  thaisächlich  oder  rechtlich  fätecfa 
ist.  Desshalb;  steht  dei*  Wille  des  gesetzgebenden  Factors  •  nicht  weniger 
fest ;  dieser  aber,  und  nicht  seine  Veranlassung ,  entscheidet  über  die  Gültig- 
k(it  des  Gesetzes.  Ferner  bedarf  es  wohl  kaum  erst  der  Bemeijiung,  dass 
die  Verwerfung  auch  nur  Eines  Factors  vollkommen,  hinreicht  zur  Hervor« 
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bringung  der  genannten  Wirkung.  Denn  wenn  schon  eine  UebereinalJminqng 
aller  drei  Factoren  nCthig  ist,  um  einen  Beschluss-  in  das  Gesetz  au£suneh- 
men,  oder  eine  aut^ientische  Erklärung  desselben  zu  geben,  so . reicht  aus 
demselben  Grunde  die  Verwerfung  auch  pur  Eines  Theilhabers  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  hin  zu  einer  gänzlichen  Entfetnung  aus  dem  Gesetze.  Ein 
vollwirkeHdes  Veto  hat  jeder  emzelne  Factor*  allein  nur  ein.  getheiltes  Be- 
Btiailiiningsrecht. 


a 

Sghlnsi. 

Wenn  vorstehende  Ansicht  über  die  Benutzung  ständischer  Schriften 
und  Handlungen  zum  Behufe  der  Gesetzesauslegimg  wesentlich  abweicht  so- 
wohl von  der  gewöhnlichen  (zuerst  von  Wächter)  aufgestellten  Theorie, 
als  auch,  und  zwar  noch  entschiedener,  von  der  Meinung  Schaff- 
rath's,  und. wenn  sie  selbst  der  von  Krug  und  von  Mittermaier  dar- 
gelegten  Mittelansichten  sich  manchfach  nicht  anschlif^sst:  so  rfihrt  diess, 
wie  die  vorstehenden  Ausführungen  zeigen,  hauptsächlich  aus  zwei  Ursachen 
her.  Einmal  wird  nicht  blos  auf  die  Auffindung  des  wahren  Willens  des 
Gesetzgebers  gesehen,  wie  diess  von  der  gewöhnlichen  Theorie  geschieht, 
noch  aber  auch  lediglich  die*  Promulgation  der  Worte  als  entscheidender 
Umstand  anerkannt ,  mit  Schatfrath ;  sondern  es  wird  eine  Vereinigung 
beider  Rücksichten  gefordert.  Zweitens  aber  sind  theils  in  mehreren  Fällen 
Unterscheidungen  gemacht  worden,  wo  die  Vorgänger  gleiche  Verhältnisse 
annahmen,  dadurch  aber  sich  von  der  Wahrheit  entfernten;  theils  Unter- 
scheidiüigen  verwerfen,  welchen  keine  wirkliche  Verschiedenheit  d^r  Dinge 
entspricht. 

Durch  diese  Annahme  verschiedener,  gleich  hoch  stehender  Grundsätze, 
sowie  durch  die.  Aufstellung  dieser  Unterschiede ,  ist  denn  freilich  die  Lehre 
verwickelter  und  ausführlicher  geworden,  als  sie  nach  den  bisherigen  Bear- 
beitungen' war.  -  Allein  so  wenig  diess  an  sich  für  die  Wissenschaft  und 
für  daß  Lebep  wt^chenswerth  sein  mag,,  so  dürfte  es  doch  kein  Zeichen 
von  unklarer  Auffassung- ui^d  verkehrter  Spitzfindigkeit  sein..  Die  im  consti- 
tutionellen  Staate  bestehende  Art  der  Gesctzesabfassun'g  ist  nun  einmal  weit- 
läufig und  vielfachr* verschlungen;  es  sind  dabei  so  mancherlei  Wechselfälle 
und  Verhältnisse  mö^ch ,  dass  nothwendig  auch  die  Rechtswissenschaft  die 
Folgen  davon  empfinden  muss.  Und  keineswegs  ist  etwa  blos  für  die  Regeln 
der  Auslegung  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten  und  Weitläufigkeiten  entstan- 
den. Man  denke  z.  B»  nur  an.denüntpr?chiod  von  Verfassungsb^stimmungen, 
Gesetzwi",  Verordnungen  und  an  die  mauchfachen  schwierigen  Fragen,  welche 
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sich  an  diesen  Unterscbied  knüpfen.  Oder  an  die  bestrittenen  Fragen  hin- 
sichtlich der  gültigen  Dauer  gewisser  Gesetze.  Wie  diese  Regierungsweise 
flberhaiipt  den  Vorzug  der  Einfachheit  nicht  in  Anspruch  nehmen  darf,  so 
namentlich  nicht  in  Beziehung  auf  ihre  Gesetzgebung  und  die  rechtswissen- 
schaftliche Behandlung  ihrer  Gesetze. 

Die  Frage  kann  somit  nur  die  sein:  ob  die  im  Vorstehenden  aufge- 
stellten Sätze  tind  Unterschiede  richtig  sind,  und  ob  si^  den  Gegenstand 
erschöpfen? 


^  \ 


^-   *^ 


.»    .  •   * 


•       •.  -5.        :         • 

üeber  die  ständischen  Rechte  in  Beziehung  auf  Beichs- 

•  Verwesung. 

Zu  d6iy enigen  Staatseinrichtungeu,  welche  in  neuerer  Zeit  au  Bestimmtheit 
,  und  Zweckmässigkeit  viel  gewonnen  haben ,  gehört  offenbar  die R e g i er  un g s- 
verwesung  im  Falle  einer  Verhinderuiig  des  rechtmässigen  Jnhabers  der 
Staatsgewalt. 

In  früheren  Zeiten  fehlte  es  sowohl  in  den  grösseren  europäischen 
Reiphen  \  als  namentlich  auch  in  den  deutschen  Staaten  jeden  Ranges  und 
jeder  Bedeutung  an  bestinmiten  Grundsätzen  über  das  einzuhWtehde  Ver- 
fahren, und  es  kamen  daher  nicht  nur  in  verschiedenen  Ländern,  sondern 
in  demselben  Lande  bei  verschiedenen  Fällen  die  abweichendsten  Bestim- 
mungen  vor /je  nachdem  testamentarische  Bestimmungen,  Vereinbsarungen 
im  einzelnen  Fälle,  reichsgerichtliche  Entscheidungen  u.  s.w.  es  fügten.  Bald 
ward,  der  nächste  Schwörtmagen  mit  der  Vormundschaft  und  mit  den  Re- 
gierungsgeschäften betraut ,  bald  die  Mutter  oder  die  Gattin  des  persönlich 
ünf^igen;.zu  andermalen  war  es  ein  Regentschaftsrath  neben  diesen  Ver- 
^  wandten,  oder  ohne  sie  und  in  ihrer  Ermanglung ;  zuweilen  übernahmen  die 

Stände  die  Geschäfte,  man6bmal  auch  ein  benachbarter  Fürst  oder  deren  Mehrere 

.  .       .  •        '  •  '     ■ 

gemeinschaftlich.  Ehe  es  aber  dazu  kam,  war  unzähligemal  Streit,  G^waltthat, 
besten  Falles  Klage  bei  Gericht   Und  eben  so  wenig  stand  ein  für  aUemale 


ly  in  England  führt,'  and  zwar  noch  itzt,  die  Theorie  unter  den  PrärogatiVen  ^es  Königs 
anch  dasBechi  auf,  nicht  minderjfthri^  au  sein.   Nach  ^em  common  la.w  ist  daher  eigentlich 

Jede  Handlang  eines  thatsächUch  mindeij ährigen  Königs  gültig.  A^cin  da  einer  solchen  Fiction 
der  gesunde  Menschenverstand  widerspricht  und  die  einfachste  Kldgheit  eine  Vorsicht  erheischt, 
so  ist  esr  nieh^  ungewtihnlich^  dennoch  einen  Protector  oder  Vormund  zu  setzen;  nur-mu^  diefts, 

'  da  ein  allgemeiner^Grundsatz  nicht  besteht,  auch  unter  den  gegebenen  Umständen  nicht  bestehen 
kann, in  jedem  einzelnen  Falle  durch  eine  besondere  Parliamentsacte  geschehen,  welche  denn  auch 
ihren  Inhalt  den  jeweiligen  Verhältnissen  .entnimmt.  .  Man  s^he  z.  B.  ^  Geo.  U,  c  M;  5  OeO.  III, 

■  c,.27,;  7  Will.  }V,  c^i;  I  Vict,  c..*^;  ungerechjiet  die  Act^  welche  wegen  der  Oeisteslcnuikheit 
Georg's  IlT erlasset)  wurden.  Vgl.  Stephen,  Commentaries ,  Bd.  II,  8.  498,  Not.  k.  —  Di«  in 
Frankreich'  unter  der  alten  Monarchii< 'vorgekommene  Fälle  von  Beichsverwesong  wnrden 
In  höchst  verschiedener  Weise ,  was  Personen  und  Rechte  betraf,  geordnet ,  90  dass  auch  hier 
von  einer  festen  ^egel  die^edo  üicht'sein  kann.  Man  sehe  Dupuy,  Trait6  de  la  migorite  de 
DOS  rois  et  lies  i^ences  du  royaume.    I.  II.  Amst.,  1722,  4. 
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TOD  einem  doctrinellen  Werthe  sein  mOgen,  allein  lediglich  keine  Zwangs- 
kraft  fftr  des  Ausleger  haben.  Es  sind  somit. Erklärungen  einzebier  Stände- 
mitgliedor  und  auch  ständischer  Conunissionen  nur  dann  von  Bedeutung, 
wenn  sie  von  der  betreffenden  Kammer  als  auch  die  ihrige  angenommen 
worden  sind  0*  Unikiittelbare  Wichtigkeit  haben  somit  nur  die  von  einem 
der  Factoren  selbst,  oder  gültig  in  seinem  Namen,  gemachten  Erklärungen. 
—  £iB  zweiter )  wohl  eben  so  wenig  in  Abrede  zu\ziehender,  Satz^ist  der, 
da»'  eine  solche  Erklärung  pur  dann  fttr  die  Auslegung  unbedingt  ent* 
sdieidend  ist^  wehn  sie  von  allen  -drei  Factoren  der  Gesetzgebung,  aus* 
drBcklieh  oder  stillschweigend,  angenommen  wurde.  Nur  von  einem- der- 
selben gelben,  oder  etwa  «ach  noch  von  einem  zweiten  getheilt,  sind  sie 
ilerdinKS  Beweise  darüber,  wie  diese  Factoren  das  jGresetz  verstanden  haben 
«oDen:  allein  diess  entscheidet  noch  nicht  über  die  Zustimmung  des  Drit*» 
I«,  md. somit  noch  nicht  nothwendig  ttbei*  die  wahre  Auslegung  des  Ge- 
Und  hier  ist  denn  namentlich .  auf  die  Nothwendigkeit  einer  f Onn- 
lUttheilung  aufmerksam,  zu  machen,  indem  nur  in  solcheln  Falle 
fiM  genügende  Veranlassung  zu  einer,  ausdrückliehen  oder  stillschweigen^ 
da,,  beitretenden  oder  verwerfenden ,  T/i^ensäusserung  vorhaädeu  ist.  -^ 
IMlifh  steht  noch  fest,  dass  eine  von  allen  drei  Factoren  gutgeheissene 
ErUfimng  den  Sinn  des  Gesetzes  nicht  blos  bestimmt,  wenn  eine  Wahl 
iwisdien  verschiedenen  gleich  möglichen  Auslegungen  der  Worte  besteht; 
foodem  auch  dann,  wenn  sie  dem  Wortlaute  zuwiderläuft.  Hier  sind  die 
gebrancbten  Worte  ein  fehlerhaftes  Mittel  zur  Ausdrückung  des  nachweis- 
baren wahren  Sinnes  des  Gesetzgebers,  und  es  hat  somit  der  letztere  den 
T<»iug.    Dass  der  Zweck  auf  eine  andere  Weise  (durch  Eichtigstellung  der 


1)  Zo  weit  geht  wohl  Krugr,  OrandBätzef  8.  126,  wenn  er  den  CominiMioneii  and  ihrer 
Botektantettnof  eine  Zoständigkeit  xu  Erklärungen  nicht  nur  über  den  Sinn  ihrer  eigenen  An- 
tzife,  sondern  «ach  über  den  des  Regierungsentwnrfes  zuschreibt.  Er  stützt  diese  Ansicht  ein- 
Bal  darauf,  dass  die  Conunissionen  den  Auftrag  haben ,  über  alles ,  was  sie  den  Kammern 
caiyfehlflD^  difi  nöthigen  Eiiäaterangen  zu  geben ;  and  zweitens  daraof  1  dass  die  Regierangs- 
OoBBuiiftre  durch  Stillschweigen •  zu  solchen  Erklärungen  sich  dieselben  selbst  aneignen,  zu 
«iaer  Kenntnisanahme  derselben  aber ,  selbst  wenn  sie  in  ihrer  Abwesenheit  gef^eben  seien,  die 
Verpffiehtnag  habttk.  Hiergegen  ist  aber  zu  bemerken ,  dass  die  OoiHmiMSiQnen  doch  nur  den 
Benf  haben,  sich  über  den  Sinn  ihrer  eigenen  Anträge  zu  erklären,  keineswegs  aber  beauf- 
tngt  oder  aach  nur  in  der  Lage  sind ,  den  Sinn  der  Regierung  mit  Sicherheit  zu.  erkunden. 
Die  FIcttOB,  dais  eine  nicht  widersprochene  Aeusserung  einer  Commission  oder  ihres  Bericht- 
cntatten  ab  Ton  den  Regierungs-Commissäron  adoptirt  zu  betrachten  sei,  ist  unzulässig.  Ab- 
CCidwn  davon,  dass  die  Regierung  ans  Zweckmässigkeitsgründen  ein  Interesse  dabei  haben 
ktta ,  deh  ftber  eine  doch  nicht  tnaassgebende  Ansicht  eines  Unzuatäadlgen  nicht  za  äossem, 
H  kaoii  Ja  die  Ansicht  der  Commission  oder  ihres  Berichterstatters ,  gleichgültig  ob  mit  oder 
«hae  adndd  der  Regierangsorgane,  diese  letztere  thatsächlich  unbekannt  gebHeben  seien.  —  Die 
Uer  voilliBgeiide  8treit(hige  mag  praktisch  nicht  von  grosser  Wichtigkeit  sein ,  weil  die  Regie- 
nafs-Commitiäre  allerdings  weitaus  in  der  Regel  sich  über  die  Erklärungen  der  Rammer- 
ConmiMioiieo  Erklären  werden,  und  zwar  nicht  blos  stillschweigend  sondern  aosdrüchlicti;  •allein 
doch  der  Punkt  theoretisch  richtig  bestimmt  sein. 
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Worte)  weit  passender  erreicht  Worden  wäre,  benimmt  dem  WiUen.  des 
Gesetzgebers,  so  wie  er  einmal  ausgesprochen  ist,  seine  Kraft  nicht 

Der  eigenthümüciien  FUlle  von  Erklämngen ,  welche  eine  nfihere  Be- 
trachtong  erfordern,  sind  aber  zwei.  .  ' 

Erstens  die  von  E^egiernngs  -  Commissftren  während  der 
Debatte  abgegebenen  mündlichen  Erklärungen.  —  So  wenig 
nämlich  in  Zweifel  gezogen  wird,  dass  eine  in  den  veir&ssnngsmftssig  vor- 
geschriebeneir  Berathnngen  beschlossene  nnd  mittelst  eines  hiersa  aner- 
kannten Organs  den  Ständen  förmlich  mitgetheHte  mfindliche  Eröftrang  der 
Regienmg  hinsichtlich  ihrer  Gültigkeit  nnd  Bechtsverbindlichkeit  eteem 
schriftlichen  Erlasse  vollkommen  gleich  steht:  so  'ist  doch  schon  *)•  ent- 
schieden bezweifelt  worden,  dass  auch  solche  Erklärungen,'  welche  Im 
lianfe  der  mündlichen  Yerhandhingen  mit  einer  den.  Kammern  von  den  nr 
allgemeinen  Yertheidignng' eines  Gesetzesentwnrfes  bestimmten  Cömmissilm 
abgegeben  würdien,  als  Ansdmck  des  Kegieningswillens  betrachtet  'werdn 
können.  -Solche  seien,  wird  behauptet,  lediglich  die  individaellen  Antidiftct 
dieser  Gommissäre,  und  somit  von  keinerlei  Bedeutung  fQr  die  Aadegftng 
des  Gesetzes.  —  Unzweifelhaft  ist  ein  Unterschied  zwischen  verschiedeiiai 
Arten  solcher  Erklärungen  zu  machen;  allein  die  eben  angefahrte  AnridA 
geht  doch  zu  weit.  Es  ist  nämlich  zwar  zuzugeben,  dass  Oommisaire  \Bh 
möglich  über  alle,  während  einer  Berathung  sich  erhebenden  mO^idien 
Fragen,  zum  Voraus  besonders  instruirt  und  zu  einer  Erklärung  llber 
den  Willen  der  Regierung  ermächtigt  sehi  können;  und  das»  sie  -sontft  ia 
ihren'  Antworten  Vieles  nur  mittelst  logischen  Schlusses  aus  den  ihnen  im 
Allgemeinen  bekannten  Absichten  der  Regierung  abzuleiten  vermögen,  wobei 
Irrthüraer  wohl  mit  unterlaufen  können.  Es  ist  femer  einzuräumen,  dass 
die  Regierung  durch  eine  Zusicherung,  welche  eines  ihrer  Organe  gegen 
allgemeinen  oder  besondem  Auftrag  gegeben  hat,  rechtlich  keineswegs 
ge]l>üaden  wird.  Auch  mag  daher  der  den  Ständen  ertheilte  Rath,  sicher 
zu  gehen,  und  sich  nicht  mit  mündlichen  Zusicherungen  zu  begnüge,  aon- 
dem  alsbald  eine  formelle  Berichtigung  des  vorgeschlagenen  Gesetztextes  n 
veriangen,  ganr  zweckmässig  sein.  Allein  auf  der  andern  Seite  ist  eben  lO 
richtig,  dass  die  Gpmlni^slüre  init  dem  Plane  der  Regienmg  wohl .  vertraut 
sdn  können;  dass  in^  minder  bedeutenden  Punkten  die  Regierung  eine  von 
ihrer'  eigenlüchen.  Absicht  abweichende  Antwort  eines  ihrer  Gommissäre  letcht 
gütheisst,  zur  Vermeidung  von  Weitläufigkeiten  und  Streitigkeiten,  während 
ihr  auf  der  andern  Seite  ein  förmlicher  späterer  Widerruf  einer  unrichttgen 
lärklärong  eines  ihrer  Ck)mmissäre  vollkommen  freisteht  *);  namentlich  aber, 

i)  8.  Mittormaler,  a.  ».  0.   Oendbeo  Mdaanir  ist  aooh  ChanVean  Adolph«,  Pite- 
dpes  ^e  comp^flnce  et  de  Jurisdiction  administrative.    Paris,  1841,  Bd.  I,  B.  CLVL 

I)  eo  hat  s.  B.  die  wttrttemberglMhe  Regiemnff  im  J.  1836  bei  der  B«rathiuig  eines  Stn^ 


zur  Andegmig  Yon  Gesetzen.  •  189 

dass  eine  gedeihliche  Berathnng  sehr  bestrittener  oder  ansftthrlicher  nnd 
Terwiekelter  Gesetzesentwürfe  gfM*  nicht  denkbar  wäre ,  wenn  in  jedem  Augen- 
blicke  die  Debatte  von  dem  Gommissär  zur  Feststellung  von  Voratssetzunr 
gen  und  Vorfragen .  abgebrochen  und  spedelle  Instruction  eingeholt  werden 
iriisste.  Diesen  beiden  Seiten  der  Sache  ist  nun,  wie  es  scheint,  gebührende 
Beehnung  getragen,  wenn  hinsichtlich  der  im  Laufe  der  mündHchen  Yer- 
kodhing^  Ton.Regierungs-Commissären  g^biachten  Aeusserungen.derGrund- 
salz  aitfgestellt  wird,  dass  dieselben  zwar  allerdings  von  der  Regierung  aus- 
drackMeh  für  unrichtig  erklärt  werden  kOnnen,  -und  alsdann  nicht. nur  als 
Bidit  g^chehcn,  sondern  sogar  als  entschieden  unrichtig  zu  betrachten,  und 
neh  In  diesem  Siime  bei  der  Auslegung  zu  gebrauchen  sind;  dass  ^ber  die- 
jaugm  Erklärungen  von  Ck)mniis8ären,  welche  bis  zur  Beendigung  des  fragr 
fiA»  Oeschäftes  nicht  in  Abrede  giezogen  worden  sind,  als  von  der  Regie- 
nD|  anerkannt  betrachtet  werden  müssen.  -  Natürlich  kommt  der  Grundsatz 
iv-llachweisbsirkeit  hier  zu  besonderer  Anwendung,  und  nur  was  in  den 
■Sehen,  auch  der  Regieruiig  mitgetheüten ,  Protokollen  verzeichnet  ist, 
tas  als  beweisende.  Erklärung  einer  Regierungs  -  Commissioü  angesehen 
mden  *).  . 

Eine  zweite  besonders  hervorzuhebende  Art  bilden  jene  gar  nicht  gelten 
miouuuenden  Erklärungen,  dass  eine  gewisse  Bestimmung  in  das  Gesetz 
lidit  anfennehmen  sei,  weil  sich  der  fragliche  Satz  von  selbst  ver- 
stehe. Eine  solche  Erklärung  kaim  von  der  Regierung  ausgehen  zur  Yer- 
ibeid(gang  einer  angeblichen  Lück^  Im  Gesetzesentwurfe ,  oder  von  einer 
stittdischen  Kammer  als  Grund  ihres  Beschlusses,  einen  vorgeschlagenen 
Artikel  wegzulassen.  —  Offenbar  ist  der  Werth  eines  Ausspruches  dieser 
Art  von  sehr  verschiedener  Bedeutung  für  die  Auslegung  des  Gesetzes,  je 
nach  den  näheren  Verhältnissen;  und  zwar  sind  hier  die  hinsichtlich  der 
Motive  geltenden  Grundsätze  ohne  Bedenken  anzuwenden,  weil  Erklärungen 
der  fraglichen  Art  zwar  nicht  der  Form,  allein  doch  dem  Sinne  nach  nichts 
uderes  sind,  als  Begrtlndungen  eines  bestimmten  negativen  Zustande^  des 
Gesetzes.  Wenn  demnach  alle  Factoren  der  Gesetzgebung,  ausdrücklich  oder 
stOlscbweigend  zustimmend,  der  Erklärung  beigetreten  sind,  ;so  gibt  sie  den 
«ihren  Sinn  des  Gesetzes  an,  auch  wenn  wirklich  an  nnd  fär  sich  dieser 
Snn  sich  nicht  von  selbst  verstanden  hätte.  Im  Üebrigeü  ist  dabei  aller- 
dings zu  beachten,  dass  die  Erklärung,  es  bedürfe  eines  bestimmten  Zu- 
litxes  nicht,  weil  sich  dessen  Inhalt  von  selbst  verstehe,  in  Beziehung  auf 
eine  geuan  bezeichnete  Gesetzesstelle  gemacht  sein  muss  und  nur  diese  in 


nidit  den  ndndettep  Anstand  genommen,  mündliche  ErkUünngen  ihrer  Commissäre 
■päUer,  Jedoch  rechtzeitig,  fUr  irrig  zu  erklären. 

1)  Vgl.  die  tehr  guten  Bemerkongeo  von  Krng,  Omnifeitze,  S.  6M. 
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dem  genannten  Sinne  erklärt;  dass  aber  die  Zarttckweisnng  eine» 
gencn  Artikel»,  weil  derselbe  in  andern  Theilen  des  Gesetzes  oder  überfaampt 
in  den.  allgemeinen  Rechtsregeln  enthalten  sei,-  nichts  entscheidet  -Ober 
diese  letztere  Behäuptang  nnd  nicht  berechtigt,  dieselbe  ohne  Weiteres  ab 
einen  intergirenden  Theil  des  Gesetzes  imzonehmeh  and  anznw^den.  D^se 
Behauptung  jiajm  auch  eine  irrige,  gewesen  sein;  and  da  In  Folge  dieset 
Irrthames  keiti  Beschlags  von'  den  (Gresetzesfptctoren  ge&sst  wofde,  somit 
aach  keiner  promalgirt  ist,  so  lässt  sich  blos'  aaf  die  Behaaptong  bin  nkbU 
in  das  Gesetz  hineintragen.  .  Ist  die  Erklftmng.  eine,  thatsftchlich  viditige,  «o 
gilt  freilich  4er -von  ihr  behauptete  Satz,  aber  nicht  weü  sein  8i6h^tHi- 
selliratrerstehen  aosges jachen  wurde,  sondern  weil  er  auf  eigener  richtiger 
Grandlage  steht  ^).  —  Als  eine  stillschweigende  Zustimmong  aber  ist*  et, 
aus  froher  bereits  erörterten  Gründen,  immer  anzusehen,  wenn  eine  soldie 
Brklarung  den  übrigen  Factören  ordnangsgem&ss  mitgetheilt,  ihr  dana  aber 
Ton  ihnen  ni(^t  widersprochen  ^forden  ist;  folglich,  wenn  sie  in  einem  de& 
Eanunem  übergebenen  Kegierungsmotive  oder  in  einem  der  andern  Kam- ' 
mer  mitgethei}ten,  in  (jegenwart  eine»  nicht  i^dersprechenden  .fiegieraiigs- 
Commiss&rs  gefassten. Beschlüsse  aufgeführt  ist.  Lediglich,  als  die  einseitigsr 
Bfeinung  EinesTactors  kann  dagegen  die  Erklärung  gelten,  £BÜIls-die  übrigen 
Fäctoren' keine  Gelegenheit  zur  Aeusserung  hatten.  Nor  von  einer  sttodisebin 
Gonmüssion  abgegebene  Erklärungen  der  fraglichen  Art  endlich,  über  wekhe 
dijB  betreffende  Kammer  sich  nicht  aussprach,  sind  lediglich  PrivatansiditdB 
und  von  gaCr  keiner  Zwangsbedeutung  für  die  Auslegung. 


d)  Die  Entscheidangen  von  Beispielen. 

Von  öehr  geringem  Werthe  für  die  Peststellung  des  wahren  Gesetses- 
sinnes  sind  die  Beispiele,  welche  während  der  Debatte,  sei  es  zur  Deut- 
lichmachung,  sei  es  zur  Bekämpfung  eines  Satzes,  angeführt  zu  werden 
pflegen.  Ni^ht  nur  sind  dieselben  in  der  Eile  der  Bede  häufig  falsch  ge- 
wählt, oder  auch  wohl,  um  den  gewünschten  Eindruck  in  gehörigem  lifiasse 
hervorzubringen,,  absichtlich. ausgeschmdckt  ');  sondern  sie  beweisen  über- 
haupt  nur  dine  rein  subjektive  Ansicht  des  Redenden.  Der  betreffende  Factor 
der  Gesetzgebulig  ist  nicht  schuldig,  sich  für  oder  gegen  eine  solche  Argüt 
mentationsweise  des  Einzelnen  auszusprechen,  und  es  kann  somit  auch >on 
einer  stillschweigenden  Billigung  hier  nicht  die  Rede  sein.  Selbst  igrenn 
RegierungSrCommissäre,  sei  es  durch  eine  Fra^e  veranlasst  oder  aus  eig^ 
nem 'Antriebe ,  sich  über  ein  Beispiel  erklärt  haben,  kann  dies  nicht  ds  die 
bindende  Ansicht  der  Regierung  angesehen  werden,  da  die  Entscheidmig 


i)  S.  krag,  a.  a.  C,  8.  iSl. 

S)  8.  Mlttermafter,  a.  a.  O.,  8.  MO. 


.  ,.. 
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des  GoBiiiiissan  mit  gänzlicher  Yerkennmig  des  ihm-  bekannten  Willens  der 
Begiening  dnrdi  einen  ganz  sobjektiven  Fehler  in  der  Auffassong  oder  im 
ScUosse. entstanden  sein,. mag. 

Nor  in  dem  Einen  Falle  können  Beispiele  von  grösserer  Bedentang  sein, 
lom  sie -in  schriftlichen,  afeb  wohl  flberlegten/ Aeuäserongen  eines  Ffictors 

*  * 

in  die  flbrigen  enthalten  sind^  al&  Theil  seiner  Motive^  oder  zur  Yerdent- 
fichong  seiner  Ansicht.  Hier  können  sie  dazu  dienen^  die  von  jhm  über 
da  Sinn  gewisser  Bestimmungen  gehegte  Ansicht  nachzuweisen.  Allein  nicht 
du'  itX  damit  noch  nichts  hinsichtlich  der  Meinung  der  übrigen  Factoren 
gewomien;  sondern  es  ist  selbst  immer  noch  möglich,  dass  auch  hj^er  dem 
di^  Beispiel  Vortragenden  «in  offenbarer  Irrthum  in  der  Entscheidung  nach- 
gewieifen,  seine  wahr^  Ansicht  aber  aus  andern,  zuverläs^gen  Urkundei) 
gn^  WOTden  kann.  .  ^      .      . 

•     •  ■  ■  .       .   • 

■         * 

e)  Die  Verwerfungen  von  Anträgen. 

M|cht  nar  die  Beschlüsse,  durch  welche  ein  bestimmter  Inhalt  der  6e- 
mm  ftosgesprochen  wird,  sondern  auch  diejenigen,  welche  entscheiden,  dass 
OK  gewisse  Bestimmung  nicht  aufzunehmen  sei,  dienen  zur  Auslegung  des 
riditigeB  Sinnes.  Abgesehen  nämlich  von  dem  einzigen  (oben  erörterten) 
FiDe,'  wenn  die  An&ahme  eines  Satzes  verweigert  wird,  weil  er  3ich  schon 
Ton  selbst  verstehe,  beweisen  ablehnende  Erklärungen  immer,  dass  der 
beantragte  allein  verworfene  Inhalt  nicht  Theil  des  Gesetzes  und  seiner  An- 
wendung sein  soll.  Ein  solcher  Satz  darf  dann  also  auch  nicht  aus  anderen 
Anslegungsquellen  abgeleitet  und  als  der  eigentliche  Sinn  d^s  Gesetzgebers 
dargestellt  werden.  Liegt  doch  der  ausdrückliche  Beweis  des  Gegentheils 
Tor.  Selbst  wenn  aus  anderweitigen,  gebilligten  Theilen  des  Gesetzes  ein 
richtiger  Schluss  auf  diese  Bestimmung  gemacht  werden  könnte ,  ist  dei'selbe 
m  unterlassen.  Die  daraus  sich  etwa  ergebende  Folgewidrigkeit  zurecht  zu 
legen,  ist  Sache  der  gewöhnlichen  Auslegungsregehi  für  einen  Widerspruch  der 
Gesetze  önter  sich;  sie  aber  wieder  gs^nz  zu  entfernen,  Aufgabe  «des  Gesetz- 
gebers selbst,  nicht  des  Auslegers.  Möglicherweise  war  sie  ausdrücklich 
beabsichtigt.  Von  wem  der  verworfene  Antrag  ausging,  ist  hinsichtlich  der 
Folgen  desshalb  gleichgültig,  .weil  in  jedem  Falle  eine  Willenserklärung  vor- 
liegt, welche  ihre  Bedeutung  aus  sich  selbst,  nicht  aber  aus  der  Veranlas- 
eong  ihrer  Abgefoung  erhält.  Ebenso  macht  es  keinen  Unterschied,  wenn 
etwa  der  angegebene  Grund  der  Verwerfung  thatsächlich  oder  rechtlich  fahch 
ist.  Desshalb  steht  der  Wille  des  gesetzgebenden  Factors  nicht  weniger 
fest;  dieser  aber,  und  nicht  seine  Veranlassung,  entscheidet  über  die  Gültig- 
kfit  des  Gesetzes.  Ferner  bedarf  es  wohl  kaum  erst  der  Bemerkung,  dass 
die  Verwerfung  auch  nur  Eiuts  Factor?  voUkoninicn  hinreicht  zur  Hervor« 
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bringung  der  genannten  Wirkung.  Denn  wenn  schon  eine  UebereiiutiBoniai 
aller  drei  Factoren  nöthig  ist,  um  einen  Beschlussin  das  Gesetz  anjEEiuidi- 
men,  oder  eine  authentische  Erklärung,  desselben  zu  geben,  so.rekht  jU» 
demselben  Grunde  die  Yerwerfiqig  auch  {lur  Eines  Theilhabers  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  hin  zu  einer  i^ftnzlichen  Entfernung  aus  dem  Gesetze.  Ein 
▼oUwirkelides  Veto  hat  jeder  einzebie  Factor;  allein  nur  ein,  getheiltea  Be- 
sl 


8. 

•Wenn  vorstehende  Ansicht  aber  die  Benutzung  ständischer  Schriften 
nnci  Handlungen  zum  Behufe  der  Cresetzesauslegung  wesentlich  abweicht  jbo- 
wohl  von  der  gewöhnlichen  (zuerst  Von  Wächter)  aufgestellten  Theorie, 
als  auch,  und  zwar  noch  entschiedener,  von  der  Meihung  Schaff- 
rath's,  und.wenn  sie  selbst  der  von  Krug  und  von  Mittermaier  dar- 
gelegten  Mittelansichten  sich  manchfa'ch  nicht  anschlij^sst:  so  rührt*  diess, 
wie  die  yorstebenden  Ausführungen  zeigen,  hauptsächlich  aus  zwei  Ursachen 
her.  Einmal  wird  lächt  blos  auf  die  Auffindung,  des  wa}iren  Willens  das 
Gesetzgebers  gesehen,  wie  diess  von  der  gewöhnlidien  Theorie  geschieht, 
noch  aber  auch  lediglich  die*  Promulgation  der  Worte  als^  entscheidender 
Umstand   anerkannt,    mit  Schatfrath;    sondern  es  wird  eine  Yereinigoiig 

beider  Rücksichten  gefordert.    Zweitens  aber  sind  theils  in  mehreren  Fällen 

« 

Unterscheidungen  gemacht  worden,  wo  die  Yorgänger  gleiche  Yer^ältnisse 
annahmen,  dadurch  aber  sich  von  der  Wahrheit  ent(emten;  theils  Unter- 
scheidungen verworfen ,  welchen  keine  wirkliche  Yerschiedenheit  d^r  Dinge 
entspricht. 

Durch  diese  Annahme  verschiedener,- gleich  .hoch  stehender  Grundsätze, 
sowie  durch  die.  Aufstellung  dieser  Unterschiede  ^  ist  denn  freilich  die  Lehre 
verwickelter. und  ausfdhrlicher  geworden,  als  sie  nach  den  bisherj^cn  Bear- 
beitungen' war.  >  Allein  so  wenig  diess  .an .  sich  Mr  die  Wissenschaft  und 
für  daß^  Leben  wünschensw^rth  sein  mag,,  so  dürfte  es  doch  kein  Zeichen 
von  unklarer  Auffassung- und  verkehrter.  Spit2ffindigkeit  sein..  Üie  im  consti- 
tutionellen  Staate  bestehende  Art  der  Gesetzesabfässung  ist  nun  einmal  Weit- 
läufig  und  vidfaclr* verschlungen;  es  sind  dabei  so  mancherlei  Wechselftlle 
und  Yerhättnisse  mö^ch,  dass  nothwendig  auch  die  Rechtswissenschaft  die 
Folgen  davon  empfinden  muss.  Und  keineswegs  ist  etwa  blos  für  die  Siegeln 
der  Auslegung  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten  und  Weitläufigkeiten  entstan- 
den. Man  denke  z.  B>  nur  an.denUnterschic^d  von  Ycrfassungsb^stimmungen, 
Gesetzen,  Yerordnungen  und  an  die  manchfachcn  scliwierigen  Fragen,  welche 


mr  Auslegimg  Yon  Gesetzen. 
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ddi  an  ^Uesen  Untersdued  knüpfen.  Oder  an  die  bestiitienen  Fragen  hin- 
siclitliel^  der  gfiltigen  Dauer  gewisser  Gresetze.  Wie  diesie  Regierungsweise 
ttberhaiqit .  den  Vorzug  der  Einüaehheit  nicht  in  Anspruch  nehmen  darf,  so 
BamenÜieh  nicht  in  Beziehung  auf.  ihre  Gesetzgebung,  und  die  rechtswisäen- 
tthiftliche  Behandlung  ihrer  Cresetze. .     . 

Die  Frage  kann  somit  pur  die  sein:  ob  die  im  Vorstehenden  t^ufge- 
steUten  SAtze  Und  Unterschiede  richtig  sind,  und  ob  siQ  den  (Gegenstands 
erschöpfen?   .  . 


.  ..•   .-• 


• 


.<  •        ' 


/ 


•     •  .  -5.      •  ..'    •  . 

üeber  die  stä&dischen  Bechte  in  Bezieliiing  auf  Keidii» 

•  verwesTing« 

•  •     •  • 

Zn  d6iy  enigeh  Staatseinricbtnngeu,  welche  in  neuerer  Zeit  aa  Bestimmtheit 
.  nnd  Zweckmässigkeit  viel  gewonnen  haben,  gehört  offenbar  dd&üegier.aji g i- 
Yerwesung  im  Falle  einer  Yerhindenulg  des  rechtmassigen  Jnhaliet^  der 
Staatsgewalt. 

In  früheren  Zeiten  fehlte  es   sowohl  in  den  grösseren  eiirop&i9<2heB 
Reihen  ^),  als  namentlich  auch  in  den  deutschen  Staaten  jeden  Ranges  nnd 

•  •  •  • 

jeder  Bedeutung  an  bestinmiten  Grundsätzen  über  das  ^inzuhUtenide  ¥er- 

•  .     .  ■  ■  ■ 

fähren,  und  es  kamen  daher  nicht  nur  in  verschiedenen  Ländern^  sondern 
in  demselben  Lande  bei  verschiedenen  Fällen  die  abweichendsten.Bestifti- 
miüigen  vor ^  je  nachdem  testamentarische  Bestimmungen,  Yereinbarongeii 
im  einzelnen  Fälle,  reichsgerichtliche  Entscheidungen  u.  s.w.  es  fügten.  Bold 
ward,  der  nächste  Schw^rtmagen  mit  der  Vormundschaft  und  mit  den  Re- 
gierungsgeschäfben, betraut,  bald  die  Mutter  oder  die  Gattin  des  persönBeh 
Unfähigen;,  zu  andermalen  War  es  ein  Regeutschaftsrath  neben  diesen  Yerr 
^  wandten,  oder  ohne  sie  und  in  ihrer  Ermanglung ;  zuweilen  übernähmen  die 

Stände  die  Geschäfte,  man6hmal  auch  ein  benachbarter  Fürst  oder  deren  Mehrere 

.  •        ■  ■       •     * 

gemeinschaftlich.  Ehe  es  aber  dazu  kam,  war  unzähligemal  Streit,  GteWaltthat, 
besten  Falles  Klage  bei  Gericht   Und  eben  so  w^nig  stand  ein  für  allei{iale 


ly  In  E  Dgl  an  d  führt ,'  nnd  zwar  noch  itzt ,  die  Theorie  nnter  den  PriürOffUiVeii  ^et  KB&igi 
auch  flas Recht  auf;  nicht  minderjfthri'^  au  sein.  Nad^  dem  common^law  ist  daher  idfuiHtefc 
Jede  Handlung  eines  thatsäcbUch  mindeijiUu%en  Königs  ^Itig.  ^eia  da  einer  «oleheEFIcÜOi 
der  gesunde  Menschenverstand  widerspricht  und  die  einfachste  Kidgheit-  eine  Vonidht  eiheliy^ 
so  ist  ear  nieh^  nngpewtihnlichi  dennoch  einen  Protector  oder  Vormund  «u-s<Maen;  nDr*iirafti  diclSi 
da  ein  allgemeiner.Grundsatz  nicht  besteht,  auch  unter  den  gegebenen  Umstiteden  nicht  bettehea 
kann, in.  jedem  einzelnen  Falle  durch  eine  l)e8ondere  Parliamentaäcte  geschehen,  welche  d^onindi 
ihren  Inhalt  den  jeweUigen  Verhältnissen  .entnimmt  Man  «ehe  z.  B.  ^  Geo.  II,  c.  M;  6  Oet».  in, 
c,.87.;  7  Will.  XV,  c^  4;  I  Vict,  c.*^;  ungerechnet  die  Act^  welche  wegen  der  GeittoakiBiildMtt 
.Qeojrg's  WX  erlasseQ  wurden.  Vgl.  Stephen,  Commenfaries,  Bd.  II,  8.  488,  Not  k.  ^  IH«  li 
Frankreich'  unter  der  alten  Monarchie'  vorgekommene  F&lle  von  Rdchsr^rwesiuig  wi4|UU 
In  höchst  verschiedener  Weise,  was  Personen  und  Rechte  betraf,  geordnet,  90  dasa  iuick  hier 
von  einer-  festen  ^egel  die  Rede  nicht  sein  kann.  Man  sehe  D  u  p  tiy ,  Trait^  de  la  nii\|ocM  d9 
not  rois  et  des  i^nces  du  royaume.    I.  II.  Amst,  1792,  4. 
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fest,  in  welchen  Fällen  dann  ein«  Stellvertretung  nOthig  und  erlaubt  sei, 
oder  auch  nur,  wie  lange  eine  Minderjährigkeit  dauere  ^).  Die  Ursachen 
aber  von  dieser  Unsicherheit  waren,  wenigstens  ftlr  die  deutschen  Staaten, 
theils  die  Vermischung  von  öffentlichem  und  von  Privatrecht,  indem  auch 
die  Regierung  als  ein  Eigenthum  oder  wenigstens  als  die  rechtliche  Folge 
eines  Eigenthumes  betrachtet  wurde,  während  doch  die  Bedürüiisse  und 
Forderungen  des  Staatslebens  sich  ebenfalls  geltend  machten,  und  zwar  in 
steigendem  Maasse;  theils  aber  die  Unsicherheit  darüber,  welche  Art  von 
Privatrecht  Anwendung  finde,  ob  etwa  das'  alte  deutsche  Recht  des  Stamm- 
gutes und  das  Mundium,  oder  ob  das  römische  Recht  mit  seinen  Grund- 
sätzen über  tutela  und  cnra.  Dazu  kaoi  das  in  der  Goldenen  Bulle  für  die 
kurfürstlichen  Häuser  gegebene  besondere  Recht,  welches  einem  Theile«der 
ftbrigen  fürstlichen  Häuser  zum  Vorbilde  diente,  anderen  nicht,  selbst  aber 
wieder  wenigstens  in  so  ferne  streitig  war,  ob  neben  der  gesetzlichen  ag- 
oatischen  Vormundschaft  auch  eine  testamentarische  stattfinde:  femer  das 
Dispensationsrecht  des  Kaisers,  als  des  obersten  Vormundes,  wodurch 
Grundsätze  im  einzelnen  FaUe  umgestossen,  dadurch  aber  auch  im  Ganzen 
ansicher  wurden. 

Die  Nachtheile  dieses  Zustandes  lagen  allzunahe,  als  dass  nicht,  sobald 
die  Loslösung  der  Staatsregierung  vom  Privatrechte  entschieden  war  und 
eine  systematische  Ordnung  der  staatlichen  Ordnung  und  die  £ntwerfung 
ornüassender  Grundgesetze  Bedürfniss  oder  auch  nur  Sitte  wurde,  eine 
sicherere  und  verständige  Ordnung  des  Regentschaftswesens  hätte  ins  Auge 
gefftsst  werden  sollen.  So  wurden  denn  schon  in  der  französischen  Ver- 
fassung von  1791  einige,  wenn  schon  noch  nicht  ausreichende,  Grundsätze 
aufgestellt.  In  der  a^ten  kaiserlichen  Verfassung  von  1804  ward  schon 
umsichtiger,  obgleich  zum  Theile  mit  eigenthümlicher  Berücksichtigung 
der  besonderen  Verhältnisse,  gesorgt;  und  auch  in  den  Vasallenstaaten  der 
Napoleoniden  wurde  die  Angelegenheit  ins  Auge  gefasst,  freilich  haüptsäch- 
lieh  um  dem.  Haupte  der  Familie  Alles  in  die  Hand  zu  legen.  Die  spani- 
schen Cortes  verordneten,  mit  bezeichnendem  Misstrauen  gegen  dynastische 
Gelüste  und  Gewohnheiten  und  mit  weitgreifender  Uebertragung  von  Rechten 
an  die  Stände,  ganz  neue  Einrichtungen.  Endlich  nöthigten  die  wieder- 
holten Geisteskrankheiten  Georgs  IH.  auch  in  England  zu  einer  grtlndtichen 
Erörtenrng  der  Frage,  wenn  schon  nach  Landesart  nicht  durch  eine  ab- 


.  1)  War  ticli  olneD  BegrüT  von  d«r  tme&twirrlMuren  OrandiatBlosigkeit  des  VormondBoluifti- 
weMDf  In  des  deutschen  reglerenden  Häoaem  machen  wiU,  nehme  Pfeffinger*8  Vitriarius 
mnitntiii,  Bd.  IV.  8.  liSI]|r*;  J*  J-  Moser's  Dentaohes  Staatsrecht,  Bd.  ZVn  und  XYin,  und 
dessen  Pendnliehes Staatsrecht,  Bd.  1,  oder Lyncker's  Abhandlung  Ton  der  Vormondschafts- 
besteUong  sor  Hand ,  und  Tersuche  die  dort  anfjgeriihlten  FäUe  anter  Kategorieen  ^  bringen. 
Im  Kleinen  glet»t  Mosern  Badisches  Staatsrecht  eine  sehr  belehrende  Masterkarte  der  allver- 
lehiedensten  Vorgänge  in  Einem  Uaase. 

▼.  Mohl,  Staatsrecht   Bd.  L  10 
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straete  Gesetzgebung,  sondern  nur  durch  Fürsorge  im  einzelnen  Falle 
schliesslich  geholfen  vrard.  Obgleich  nun  in  der  Karte  Ludwig^s  XYIII  der 
Reichsverwesung  keine  Erwähnung  geschah,  vielmehr  die  wiederhergestellten 
Bourbone  in  dieser  Beziehung  stillschweigend  zu  der  alten  Unsicherheit  des 
Hauses  zurückkehrten;  und  obgleich  also  die  Karte  in  diesem  Punkte  nicht 
zum  Vorbild  dienen  konnte:  so  bildet  doch  in  fast  allen  seit  dem  zweiten 
Jahrzehent  dieses  Jahrhunderts  zu  Stande  gekommenen  Verfassungsurkunden 
eine  bestimmtere  Ordnung  der-Regierungsreohte  im  Falle  einer  persönlichen 
Unfähigkeit  des  zunächst  gesetzlich  Berufenen  einen  wesentlichen  Theil  der 
neuen  Satzungen.  Nur  in  verhältnissmässig  ganz  wenigen  neueren  Grund- 
gesetzen ist  eine  völlige  Lücke  in  dieser  Beziehung  geblieben  ^). 

.Hiermit  ist  denn  aber  fi*eilich  nicht  gesagt,  dass  überall  und  in  allen 
Beziehungen  die  Angelegenheit  vollständig  und  richtig  geordnet  sei.  im 
Gcgentheile  ist  auch  itzt  nur  in  sehr  seltenen  Fallen  für  alle  denkbaren  Mög- 
lichkeiten und  für  jede  aufzuwerfende,  also  wohl  auch  früher  oder  später 
im  Leben .  eintretende ,  Frage  zum  Voraus  gesorgt.  Auch  i^t  keineswegs 
jede  der  getroffenen  Bestimmungen  als  zweckmässig  anzuerkennen.  £s  ist 
somit  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  nicht  etwa  beschränkt  auf  eine  Aus- 
einanderlegung der  positiven  Gesetze ;  sondern  sie  hat  auch  itzt  immer  noch 
anzugeben,  wie  etwa  in  unberücksichtigten  Vorkommenheiten  zu  verfahren 
sei,  imd  sie  findet  Gelegenheit  genug  zu  Kritik  und  zu  gutem  Rathe  für 
künftige  Gesetzgebungen  oder  Ergänzungen.  Namentlich  ist  das  Verhältniss  der 
Stände  Versammlungen  zu  der  wichtigen  Angelegenheit  nichts  weniger,  als 
überall  und  in  allen  Beziehungen  zweifellos.  —  Diese  Aufgabe  aber  ist 
keineswegs  schon  vollständig  gelöst,  indem  sich  auch  die  neuere  staatsrecht- 
liche Literatur  inmier  noch  mehr  mit  einer  Aufzählimg  der  getroffenen  po- 
sitiven Bestimmungen  als  mit  dem  Wesen  der  Sache  und  mit  Grundsätzen 
für  ein  zu  gebendes  Gesetz  beschäftigt  hat '). 


1)  Keine  Besümmangen  über  RegrierongsTerwesung  haben,  unter  den  dentschen  Verflusiingen 
nur  4ie  für  Baden,  Darmstadt,  Holstein-Lanisnbarg,  Meiningen,  Kassaa  nnd 
die  beiden  Schwarz  bürg-,  and  auch  selbst  hier  ist  zum  Theile  auf  ein  besonderes,  später 
zu  erlassendes  Qesetz  verwiesen,  welches  den  Gegenstand  ordnen  soll. 

i)  Die  ältere  Uteratur  über  das  Vormundschaftswesen  in  den  reichsfUrstlichen  FamiUen  hat 
kaum  mehr  eine  Bedeutung,  theiis  well  sie  sich  mit  itzt  ganz  weggefallenen  Einrichtungen  und 
Streittragen  beschäftigt,  thells  und  hauptsächlich  weil  sie  auf  der  Grundlage  des  balbprivatrecht- 
lichen  Territorialrechtes  steht.  Ein  Verzeichniss  derselben  ist  übrigens  zu  finden  in  Pütter *s 
Literatur  des  d.  Staatsrechts,  Bd.  III,  8.  779^.,  und  in  Klübers's  Fortsetzung,  S.  686i)p.  Am 
bniuchbarsten  dürfte  itzt  noch  sein:  Lyncker,  H.  F.  C.  von,  Abh.  von  der  VormundschaftS' 
bestelluog  bei  Privat-  und  erlauchten  Personen.  I.  IL  Jena,  l80*/i,  wo  namentlich  über  die 
einzelnen  in  dem  sächsischen  Gesammthause  vorgekommenen  FiUie  von  Vormundschaft  sehr 
ausfUiirliche  Mittheilungen  gemacht  sind.  Kraut's  Vormundschaft  nach  Grundsätzen  des  dent- 
schen Bechtes  ist  noch  nicht  bis  zum  Rechte  des  hohen  Adels  fbrtgefühst  Von  den  neueren 
Bearbeitem  des  positiven  deutschen  Staatsrechts  haben  fleissige  Zusammenstellungen  der  in  den 
Itzigen  Verfassungsurkunden  enthaltenen  Bestimmungen  gegeben:  KI  üb  er,  öffentL  Recht  des 
D.  Bundes,  4.  Aufl.,  S.  MSfjgr.;  U.  A.  Zachariä,  D.  Staatsr.,  2.  Anfl.,  Bd.  I,  S.  S70|;b^.;  Zdpfl, 
P.  Staatsr.,  i.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  05  fg.;   Held,  System  des  Verfass Jlechts ,  Bd.  U,  S.  276%. 
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Einen  Beitrag,  aber  auch  nur  einen  solchen,  zur  Nachholung  des  Ver- 
säumten sollen  denn  nun  die  nachstehenden  Blätter  liefern. 


Feftstellung  des  Oeiichtspnnktea. 

lieber  die  mannichfachen  Yortheile  der  erblichen  Einherrschaft  kann 
allerdings  kein  Zweifel  sein ;  aber  eben  so  onläugbar  ist,  dass  sie  'auch  ent- 
schiedene Schattenseiten  hat,  und  dass  eine  nach  allen  Seiten  hin  das  all- 
gemeine Wohl  sichernde  Einrichtung  derselben  grosse  Schwierigkeiten  dar- 
bietet. Es  bleibt  immer  ein  gewagtes  Unternehmen,  die  Leitung  eines 
ganzen  Staates  der  Einsicht,  dem  guten  Willen  und  der  Kraft  eines  einzigen 
Menschen  anzuvertrauen ;  und  noch  weit  gewagter  ist  es,  das  Recht  zu  einer 
solchen  einflussreichen  Stellung  lediglich  dem  Zufalle  der  Geburt  zu  Ober- 
lassen, ohne  dass  Ausweis  Aber  die  nothwendige  Befähigung  verlangt  wird. 
Sache  der  Staatskunst  ist  es  also,  wo  möglich  Vorkehrungen  aufzufinden, 
welche  die  schwachen  Seiten  der  Einrichtung  zu  stärken  und  dem  wirklichen 
Eintritte  der  zu  fürchtenden  Uebel  vorzubeugen  geeignet  sind. 

Diess  ist  denn  auch  zu  aller  Zeit,  bald  mehr  anknüpfend  an  einzelne 
Vorfälle  und  mit  Benützung  gerade  vorliegender  Hfllfsmittel,  bald  in  syste- 
matischer und  umfassender  Weise  Versucht  worden.  Die  europäischen 
CultorvOlker  insbesondere  haben,  seit  einigen  Geschlechtem,  das  Haupt- 
mittel hierzu  in  der  Volksvertretung  gefunden,  also  in  einem  Rechte  der 
Unterthanen,  durch  eine  eigeus  dazu  bestellte  Versammlung  das  persönliche 
and  wechselnde  Staatsoberhaupt  auf  der  Bahn  des  Rechtes  und  des  Nutzens 
zu  halten,  theils  mittelst  Bitten  und  Beschwerden,  theils  durch  geordneten 
Beirath  in  bestimmten  Fällen,  theils  endlich  durch  das  Recht  einer  Zu- 
stimmung zu  widitigen  Staatshandlungen,  bei  welchen  ein  Wiedergutmachen 


Dem  Zwecke  dieser  Werke  gemäes  siiid  aber  natürliidi  die  gemachten  Angaben  gedrängt  und 
keine  aUgemeine  theoreÜBche  Erörterungen  and  Grundsätxe  sondern  nur  Zusammenstellungen 
der  gleichartigen  Bestimmungen  in  den  verschiedenen  Gesetzen  gegeben,  etwa  die  am  häufigsten 
Torkommenden  hervorgehoben.  Am  weitesten  geht  Held  in  der  Erörterung  allgemeiner  Fragen 
and  Erwägungen,  and  swar  mit  gesundem  staatsrechtlichen  und  politischem  Sinne.  —  Einige 
Monographieen  und  Streitschriften  behandeln  einzelne  Fälle;  freilich  nicht  inuner  mit  Unbefan- 
geidieit  So  rertheidigen  Klttber  (Nachtrag  der  braunschw.  Landstände  zu  ihrer  Beschwerde 
wider  ihren  Landeaherm.  Frank£|  1S89,  FoL)  und  Zöpfl  (die  Eegierungsvormundachaft  im 
Verhiltnias  zur  LandesverfiMSung.  1830)  das  Recht  eines  Regierungsverwesers  die  Landesver- 
tMmig'  m  indem;  AL  Mttller  aber  (Ueber  Begentenbevormondung.  Um.,  1828)  und  Schenk 
(UeberBegentenbevormundong.  Um.,  1823)  streiten  über  Eegierungsverwesung  bei  persönlicher 
ünlKhlgkelt  des  Segenten;  Oppenheim  (Betrachtungen  aber  Regierungsfähigkeit  undRegent- 
Mkaft,  In  W  ei  1*8  Constit  Jahrb.,  Bd.II)  undTabor  (Die  körperliche  Thronfähigkeit,  in  der 
Zelfiehr.  t  deutsches  &.,  Bd.-IX,  S.  %iA  fg.)  über  die  Regierungsfähigkeit  eines  Blinden.  Ledig- 
lieh nur  Reitemaler,  J.  F.,  Grundsätze  der  Regentschaft.  Berl.,  1788,  behandelt  den  Gegen- 
slaad  ans  allgemeinem  staatswissenschaftlichen  Standpuncte;  aber  ftreüich  mit  besserem  Willen 
•U  Erfolge. 
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begangener  Fehler  besonders  schwierig  oder  gar  anmöglich  wäre.  Es  wird 
anderwärts  näher  besprochen  werden,  inwiefeme  dieser  ganze  Gedanke  ein 
richtiger  und  die  Einrichtung  eine  ausreichende  ist;  jeden  Falles  ist  die 
Verbesserung  des  Erbfürstenthums  durch  Volksvertretung  jetzt  die  herr- 
schende Ansicht  und  die  Aufbringung  und  Ausführung  einer  andern  Idee 
nach  aller  Wahrscheinlichkeit  auf  lange  hin  nidit  zu  erwarten.  Die  voll- 
ständige und  folgerichtige  Ausbildung  der  Einrichtung  und  ihre  Anwendung 
auf  jede  eigenthttmliche  Schwierigkeit  der  Erbmonarchie  ist  dalier  sehr  ge- 
räthen.  Begreiflich  muss  hierbei  aber  theoretisches  Nachdenken  und  Be- 
nützung der  Erfahrung  Hand  in  Hand  gehen,  und  der  nie  zu  vergessende 
Hauptgrundsatz  bei  solchen  Ausbildungen  und  Versuchen  ist,  dass  einerseits 
die  Fülle  der  Staatsgewalt  und  die  Freiheit  ihrer  Anwendung  bei  dem  fürst- 
lichen Staatsoberhaupte  zu  bleiben  hat,  andererseits  aber  eine  wirkliche 
Sicherung  der  Rechte  und  des  Wohles  der  Unterthapen  nicht  unterlassen 
werden  darf  wegen  etwaiger  Gefühls-  und  Höflichkeitsrücksichten  gßgen  den 
Fürsten  oder  seine  Familie.  Ist  es  auch  weder  gebildet  noch  klug,  solche 
Beziehungen  zu  vernachlässigen,  so  dürfen  sie  doch  wichtigen  sachlichen 
Forderungen  nicht  hindernd  in  den  Weg  treten. 

Zu  den  Schwierigkeiten,   welche  die  Inhabung  der  Staatsgewalt  durch 
ei^en  Einzelnen  und  nach  Erbrecht  darbietet,  gehört  offenbar,  und  faet  in, 
erster  Linie,  die  Ordnung  einer  Stellvertretung  im  Falle  einer 
entschiedenen  und  längeren  Unfähigkeit  zur  Regierung  bei 
dem  durch  seine  Geburt  zum  Throne  Berufenen. 

Bei  Uebertragung  der  Regierung  nach  Erbrecht  ist  ein  Zustand  per- 
sönlicher Regierungsunfähigkeit  bei  dem  nächsten  Thronberechtigten  nicht 
blos  möglich  in  mehr  als  Einer  Voraussetzung,  sondern  die  Erfahrung  zeigt 
auch  das  gar  nicht  seltene  wirkliche  Eintreten.  Es  begibt  sich  diess  näm- 
lich, einmal,  wenn  bei  dem  Tode  eines  Fürsten  der  durch  Erbfolgerecht 
und  Erbfolgeordnung  zur  Nachfolge  Berufene  noch  in  so  jungen  Jahren 
steht,  dass  ihm  vernünftigerweise  die  Handhabung  der  Staatsgewalt  nicht 
überlassen  werden  kann.  Es  kann  aber  auch,  zweitens,  der  Fall  eintreten, 
dass  der  zur  Regierung  Berechtigte  an  Körper-  oder  Geistesmängeln  leidet, 
welche  ihm  die  Besorgung  seiner  schwierigen  und  für  Staat  und  Volk  so 
unberechenbar  wichtigen  Aufgabe  nicht  möglich  machen.  Und  zwar  kann 
ein  solcher  Zustand  wieder  unter  wesentlich  verschiedenen  Verhältnissen 
eintreten.  Theils  nämlich  mag  die  unfähig  machende  Schwäche  des  gesetz- 
lichen Nachfolgers  schon  bei  Lebzeiten  des  Vorgängers  auf  dem  Throne 
erkennbar  sein.  Theils  aber  kann  sie  auch  erst  nach  bereits  ergriffenem  Zügel 
der  Regierung  eintreten.  Endlich  konmit  noch,  drittens,  die  Möglichkeit 
hinzu,  dass  der  zur  Regierung  Berechtigte  durch  eine  länger  dauernde  Ab- 
wesenheit, vielleicht  sogar  durch  Beschränkung  seiner  persönlichen  Freiheit, 


in  BezielWDg  auf  Reichsverwesong.  149 

an  der  Uebernahme  und  Leitftog  der  Staatsgeschäftc  verhindert  ist,  was 
denn  ancb  wieder  entweder  schon  im  Augenblicke  des  Regierangsanfalles 
stattfinden  oder  während  der  Dauer  derselben  eintreten  mag.  Der  letztere 
Gnrnd  der  Regierangsunkhigkeit  ist  auch  in  Wahlreichen  möglich;  die 
beiden  andern  Hauptfälle  dagegen  sind  der  Erbmonarchie  eigenthümlich. 

Nichts  ist  weniger  nothwendig,  als  einen  Beweis  zu  führen  Ton  der 
Bedenklichkeit  und  selbst  Gefahr  eines  solchen  Znstandes,  wenn  derselbe 
nicht  wesentlich  vorübergehend  und  nur  kurz  andauernd  ist  ').  —  Je  mehr 
in  einer  Monarchie  dem  Fürsten  an  Rechten  und  an  Oewalt  anvertraut 
wird;  je  unzweifelhafter  er  der  Mittelpunkt  des  ganzen  staatlichen  Lebens 
ist;  eine  je  grössere  Lücke  also  ein  gänzlicher  Mangel  an  Befehlen  von 
seiner  Seite  macht,  und  ein  je  bedeutenderer  Schaden  durch  widersinnige 
und  unausführbare  Anordnungen  des  zur  Forderung  zum  Gehorsam  gesetz- 


1)  Es  wird  in  der  ipuisen  nJMshfolirenden  Abhandlung  nur  yon  danernden,  d.  h.  nicht 
wetenttich   and  in  koner  Zeit  vorübergehenden,  Verhindemngen  dee  Ffinteu  die  Bede  sein. 
NetOrfich  kommen  ancb  kürzere  Ünterbrechnngen  einer  BegierongsifUiigkeit  vor,  a.  B.  aknte 
Krankheiten  oder  Reisen  in  das  Aasland;  aaeh  mass,  wenn  diese  Hindemisse  nicht  voraossicht- 
bch  nar  eine  ganz  geringe  Zeit  anhalten  werden,  selbst  hier  eine  Vorkehr  getroffen  sein, 
damit  nicht  die  Geschäfte  ins, Stocken  gerathen.    Dennoch  ist  solches  schnell  vorübergehendes 
Hindemlss  ein  verschiedener  Fall ,  welcher  viel  geringere  Schwierigkeiten  darbietet  and  auch 
ohne  eigenthümliche  Ordnangen  im  Staatsorganismos  befriedigend  eriedigt  werden  kann.    Es 
wire  eine  mit  den  Thatsachen  in  gar  keinem  Verhältnisse  stehende,  übertriebene  and  «weit  mehr 
Nachthelle  als  Natien  bringende  Vorsorge,  wenn  wegen  einer  vielleicht  nar  wenige  Tage  oder 
Wochen  dauernden  Behindorang  das  Staatsoberhaapt  vorläufig  seiner  Stellung  entkleidet  und 
ein  Anderer  an   Seiner  Statt  gesetst  werden  wollte.    Auch  denkt  in  keinem  Staate  der  Welt 
Jemand  hieran.    Viehnehr  ist  es  lediglich'  dem  auf  solche  Weise  Verhinderten  selbst  fiberlassen, 
eine  Einrichtung  zu  treffen,  welche  den  Fortgang  der  Geschäfte  sichert,  namentlich  für  Erledi- 
inuig  der  untergeordneten  Angelegenheiten  sorgt,  wichtigere  aber  nach  Thunlichkeit  zurückstellt 
oder  ausnahmsweise  der  Ehtscheldung  des  Kranken  oder  Abwesenden  vorbehält    Hier  reicht 
eine  vorübergehende  Erweiterung  der  Beftigniss  der  Minister,  die  Uebertragung  der  Unterschrift 
sn  einen  Sohn  u.  dgl.  hin ;  und  es  ist  nichts  nöthig,  als  dass  den  Behörden  und  wohl  auch  den 
Unterthanen,  Jeden  FaUes  einer  etwa  versammelten  Repräsentation ,  Kenntniks  von  der  Bestim- 
maag  zur  Beruhigung  und  Nachachtung  gegeben  wird.    Die  freie  Wahl  des  Mittels  und  nament- 
lich der  Umfimg  des  den   vorläufigen  Stellvertretern  übertragenen  Rechtes  mag  in  Jedem  ein- 
zelnen Falle,  Je  nach  den  Verhältnissen,  dem  Fürsten   ohne  alles  Bedenken  überlassen  sein. 
AUerdings  kann  sich  ein  solcher  Znstand  auch  längere  Zeit,  als  anfänglich  in  Aussicht  stand, 
liinaiehen  und  dann  alimählig  Nachtheile  und  Beschwerden  brifigen,  am  Ende  selbst  unerträglich 
werden,  and  muss  man  schliesslich  doch  zu  den  für  den  entsprechenden  Fall  einer  dauernden 
Verliinderung  gesetzlich  bestimmten  Mitteln  übergehen.    Auc)i  msg  die  Entscheidung ,  ob  es 
bereits  hierzu  gekommen  seie,  schwierig  und  peinlich  sein.    Allein,  so  sehr  diess  Alles  zu  be- 
dauern Ist,  so  lässt  sich  doch  durch  allgemeine  gesetzliche  Vorschriften  nicht  helfen  wegen  der 
grossen  Verschiedenheit  der  möglichen  Verhältnisse,  sondern  es  muss  vielmehr  einer  Seits  dem 
Sehicklichkeits-  und  Zartgefühle,  anderer  Seits  der  Einsicht,  der  Vaterlandsliebe  und  demMuthe 
der  an  der  Spitze   der  Geschäfte  Stehenden  (erfbrderttchen  Falls  auch  der  Stände)  vertraut 
werden ,   dass  sie  das  Richtige  zur  richtigen  Zeit  zu  thun  wissen  werden.    Am  wenigsten  wohl 
kam  die  —  von  den  Verfassungen  einiger  kleineren  Staaten  versuchte  —  gesetzliche  Feststellung 
etner  längsten  erlaubten  Zeit  der  vorläufigen  Aushülfe  angerathen  werden.    Diese  gesetzliche  Zeit 
könnte  eben  so  wohl  zu  kurz  als  zu  lange  für  die  besonderen  Umstände  sein;  auch  bestehen 
ffle  Verlegenheiten   keineswegs  immer  nur  in  der  Dauer  der  ungenügenden  Zustände.  —  Die 
Lage  Preossen«  vom  Herbste  1867  bis  dahin  18Ö8  ist  ein  sehr  lehrreiches  Beispiel  efner  Ver- 
hinderong,  welche  anfänglich  als  eine  nur  vorübergehende  betrachtet  werden  konnte,  allein  ali- 
mählig dnreh  unbestimmtes  Hinziehen  zu  der  höchsten  Verlegenheit  wurde.    Der  Fall  ist  aber 
sach  ein  Beleg  (Ür  die  Richtigkeit  des  Satzes,  dass  ein  Gesetz  über  die  Daner  einer  QOr  TOT- 
läoflgeo  apd  anvoUkommenen  Vertretung  qielit  mögUch  ift. 
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lieh  Berufenen  droht :  desto  grösser  ist  die  Noth  und  desto  einleuchtender 
das  Bedürfoiss  einer  ausreichenden  Hülfe.  Es  wäre  nicht  nur  unwürdig 
und  widersinnig,  einem  Kinde,  welches  nicht  weiss  und  dem  auch  nicht 
begreiflich  zu  machen  ist  wovon  es  sich  handelt,  die  Leitung  eines  ganzen 
Staatswesens  zu  überlassen,  somit  Schlimmeres  als  den  reinen  Zufall  walten 
zu  lassen;  sondern  es  wäre  geradezu  unmöglich  und  einer  Auflösung  des 
Staates  gleichzusetzen.  Und  nicht  nur  das  Gleiche  tritt  ein  bei  einem 
Geisteskranken,  sondern  es  sind  die  Umstände  hier  sogar  noch  schlimmer, 
indem  die  Verlangen  eines  Wahnsinnigen  noch  weit  verkehrter  sein  mögen, 
als  selbst  die  eines  Unmündigen;  und  weil  es  doch  in  der  That  der  Gipfel 
der  Entwürdigung  wäre,  wenn  alle  Behörden  und  wenn  ein  ganzes  Volk. den 
Befehlen  eines  Irren  folgen  müssten.  Auch  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  die 
Uebelstände  in  beiden  Voraussetzungen  kaum  geringer  wären.  Wenn  sich 
irgend  ein  Unberechtigter  thatsächlich  eines  Einflusses  auf  den  unfähigen 
Fürsten  bemächtigen  und  unter  seinem  Namen  die  Regierung  ausüben  wollte. 
Es  würde  hier  am  Hechte,  und  somit  ah  der  Gehorsamspflicht  andererseits, 
fehlen;  überdiess  wäre  wohl  in  den  meisten  Fällen  einer  solchen  Gewalt- 
anmassung  selbstsüchtiger  Missbrauch,  zu  erwarten,  und  stände  factiöses 
Ringen  um  den  thatsächlichen  Einfluss  in  sicherer  Aussicht.  —  Bei  einer 
Verhinderung  durch  lange  Abwesenheit  aber  wäre  entweder  gar  kein  zur 
Besorgung  der  obersten  Regierungsgeschäfte  Berechtigter  vorhanden,  oder 
könnten,  besten  Falles,  gar  bald  Fälle  eintreten,  in  welchen  die  den  an- 
wesenden Behörden  eilheilten  Befugnisse  nicht  ausreichten,  so  dass  nun 
die  gleich  üble  Wahl  zwischen  ungesetzlichem  Befehle  und  völligem  Still- 
stehen der  Staatsgewalt  gerade  in  den  wichtigsten  Angelegenheiten  offen 
stünde.  Schliesslich  darf  nicht  vergessen  werden ,  dass  bei  dem  Stande  der 
Sittlichkeit,  welche  leider  in  den  internationalen  Verhältnissen  zu  herrschen 
pflegt,  in  den  sämmtlichen  genannten  Fällen  zu  der  endlosen  Verwirrung  und 
Beschädigung  im  Innern  wahrscheinlich  auch  noch  Gefahr  von  Aussen  käme. 
Doch  es  ist,  wie  gesagt,  völlig  überflüssig,  die  Nothwendigkeit  einer 
Abhülfe  erst  zu  erweisen.  Ebenso  klar  ist  aber  auch,  dass  die  Abhülfe  eine 
gesetzliche,  eine  vollständige  und  für  alle  Fälle  sorgende,  endlich  eine  keinen 
Zweifeln  und  keinen  selbstsüchtigen.  Versuchen  Raum  gebende  sein  muss.  Sie 
hat  einerseits  jedes  wirklich  vorhandene  Recht  des  zum  Thron  Berufeifen 
und  der  übrigen  Mitglieder  des  fürstlichen  Hauses  zu  achten,  auf  der  andern 
Seite  die  Uebel  und  Gefahren  von  Staat  und  Volk  ferne  zu  halten.  —  Dass  im 
Uebrigen  die  ganze  Angelegenheit  lediglich  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
Staates  und  mit  ausschliessender  Rücksicht  auf  die  öffentlichen  Zwecke 
und  Bedürfnisse  zu  ordnen  ist,  nicht  aber  als  eine  Privatangelegenheit 
der  regierenden  Familie  und  zur  Besorgung  ihrer  persönlichen  und 
Vermögensangelegenheiten ,  bedarf  wohl  nicht  erst  eines  Beweises.  In  Patri- 
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monialstaaten  mochte  dieser  SSweck  in  erster  Linie  stehen,  und  war  hier  ohne 
Folgewidrigkeit  oder  Rechtsverletzung  anzunehmen ,  dass  eine  gute  Ordnnng 
der  Privatrechtsverhältnisse  zu  gleicher  Zeit  auch  der  Regierung  von  Land 
und  Leuten  zu  Oute  komme,  als  welche  letztere  nur  ein  Theil  und  Ausfiuss 
des  Familien -Besitzes  und  Rechtes  war.  Allein  andere  Standpunkte  und 
andere  Forderungen  hestehen  im  Rechtsstaate  der  Gegenwart.  Hier  ist 
die  Stellung  des  Fürsten  vor  Allem  eine  öffentlich-rechtliche;  ihre  Bezie- 
hungen und  Folgerungen  müssen  also  mit  Hinsicht  auf  die  Erfüllung  der  im 
Staate  zustehenden  Aufgabep  festgestellt  werd^.  Wenn  auch  das  Privatver- 
mögen und  die  gewöhnlichen  Familienrechte  gesetzliche  Vorsorge  für  den 
Fall  einer  Vormundschaft  bedürfen,  und  etwa  das  gemeine  Recht  des  Landes 
Dicht  passend  oder  ausreichend  erscheint,  so  ist  diess  abgesondert  durch  Haus- 
gesetze and  Autonomie  nach  Bedürfniss  festzustellen.  Eine  weitere  Berück- 
sichtigung kann  aber  dieser  Angelegenheit  im  Folgenden  nicht  geschenkt 
werden. 

Was  nun  aber  die  staatliche  Ordnung  der  Regierungsvertretung  betrifft, 
so  sind  vor  Allem  die  Fälle  einer  geistigen  oder  körperlichen  Un- 
fähigkeit zur  Besorgung  der  Regierungsgeschäfte  wohl  zu  unterscheiden 
von  einer  Abwesenheit  des  Fürsten  aus  dem  Staate,  in  so  ferne  theils 
die  Gründe  der  Nothwendigkeit,  theils  die  Räthlichkeit  der  anzuwendenden 
Büttel  in  diesen  beiden  Voraussetzungen  nicht  ganz  zusammenfallen. 

Bei  einer  geistigen  oder  körperlichen  Unfähigkeit  des  regierenden  Fürsten 
sind  zwei  Grundgedanken  zur  Beschaffung  einer  Hülfe  möglich.  !ßntweder 
mag  gänzliche  Ausschliessung,  beziehungsweise  Nichtzulassung,  der 
zur  Selbstregierung  nicht  Befähigten  beliebt  werden.  Oder  aber  kann  Ein- 
setzung eines  Stellvertreters  während  der  Dauer  der  NichtbeiUhigung 
als  das  richtige  Mittel  erscheinen.  Wobei  noch  zu  bemerken  ist,  dass  sich 
die  beiden  Systeme  nicht  nothwendigerweise  vollständig  ausschliessen ,  son- 
dern gar  wohl  in  demselben  Staate  fQr  eine  Gattung  von  Fällen  das  eine, 
ftlr  andere  Voraussetzungen  dagegen  das  zweite  Mittel  bestimmt  werden  mag. 
—  Einer  Entscheidung,  sei  es  im  Ganzen  sei  es  für  die  einzelne  Annahme, 
moss  nun  aber  natürlich  eine  genaue  Prüfung  der  Eigenthümlichkeiten  und 
voraussichtlichen  Folgen  der  beiden  Gedanken  aus  dem  Standpunkte  des 
Rechtes  und  der  Zweckmässigkeit  vorangehen. 

Als  Gründe  für  eine  gänzliche  Ausschliessung  lassen  sich  folgende 
Umstände  anführen.  —  Vor  Allem  mag  es  dei*  menschlichen  Würde  und  der 
Ehre  eines  Staates  unangemessen  erscheinen ,  selbst  nur  dem  Scheine  nach 
einen  zur  Regierung  offenbar  Unfähigen  an  die  Spitze  zu  stellen  und  ihn, 
wenn  auch  nicht  mit  dem  wirklichen  Befehl  zu  bekleiden,  so  doch  mit  allen 
Zeichen  und  Formen  des  höchsten  Ansehens  und  der  Verehining  zu  umgeben. 
Namentlich  kann  in  dieser  Beziehung  geltend  gemacht  werden,  dass  die 
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AÄtoDg  Tor  der  ganzen  AnsUlt  des  Ffirstenanniis  bedentend  gesdiirftdit 
Verden  wftrde  durch  einen  solchen  leeren  Sdiein,  and  dass  es  dem  ohnedem 
nor  aüznwachen  Geiste  der  Kritik  nnheredieHbaren  Torscfanb  thon  könnte» 
venn  dem  Volke  sein  Herrscher  in  der  Gestalt  eines  Blödsinnigen  oder 
Wahnsinnigen  gezeigt  nHrde.  ^  Sodann  kann  daranf  hingewiesen  werden, 
dass  Ton  einem  unrechte  bei  einer  solchen  Ansschliessnng  gar  nicht  die  Bede 
sei,  indem  doch  offenbar  ein  zor  Ffihrang  der  B^enmg  TöUig  Un&higer 
keinen  Ansprach  aof  Erwerbang  oder  Beibehattong  machen  könne.  Es 
fehle  ihm  an  der  Erflühmg  einer,  Tielldcht  im  Gesetze  nicht  aosdrficklich 
aasgesprochenen  allein  desshalb  sich  nicht  weniger  Ton  selbst  Terstehenden, 
Bedingang  der  Erwerbang  der  Staatsgewalt,  nämlich  an  der  Fähigkeit,  die 
Pflichten  derselben  anszaflben  oder  anch  nnr  za  begrdfen.  Wenn  der  Staat 
schon  an  sich  kein  Selbstzweck  sei,  sondern  nnr  ein  Mittel  zor  Erreidiang 
der  Lebensaafgaben  des  Volkes :  so  könne  anch  keine  Einrichtang  in  dem- 
selben rechtlich  bestehen,  welche  nicht  nor  zar  Verfolgang  dieser  Zwecke 
angeeignet,  sondern  ihm  selbst  geradezu  hinderlich  seL  Diess  sei  denn  unläng- 
bar  der  Fall  bei  einem  zur  Erflülung  seiner  Aufgabe  entschieden  onfthigen 
Staatsoberhaapte.  Auch  spreche  die  Analogie  aDer  übrigen  politischen  Bechte 
hiefftr.  Niemand  denke  daran,  ein  Kind  oder  einen  Geisteskranken  zur  Aus- 
übung eines  Wahlrechtes,  eines  Amtes  u.  dei0.  zuzulassen,  oder  die  Fort- 
dauer solcher  Bechte  beim  Eintritte  einer  beglaubigten  Störung  solcher  Art 
einzuräumen«  —  Femer  mag  geltend  gemacht  werden,  dass  die  Staatsver- 
waltung eines  blossen  Vertreters  namentlich  dann  an  unvermeidlicher  Schwäche 
leide,  wenn  das  Ende  einer  solchen  Zwischenregierung  zu  bestimmter,  vielleicht 
nahe  liegender,  Zeit  bevorstehe.  Einerseits  werde  der  Verweser  selbst 
mannchfach  Anstand  nehmen,  bedenkliche,  weit  aussehende,  einer  Un- 
beliebtheit aussetzende  Regiemngsbandlung  zu  unternehmen,  so  nothwen* 
dig  und  nOtzlich  sie  auch  sein  möchten.  Namentlich  sei  diess  zu  erwar- 
ten ,  wenn  er  sich  in  Beziehung  auf'  dieselbe  eines  Widerspruches  mit  dem 
bald  zur  eigenen  Regierung  Gelangenden  bewusst  sei,  und  er  also  nicht  ein- 
mal auf  eine  Dauer  seiner  Anordnung  hoffen  könnte.  Andemtheils  liege 
es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sich  von  einem  nur  bis  zu  einem  bestimmten 
Augenblicke  mit  Macht  Bekleideten  Manche  schon  zum  Voraus  abwenden  und 
dem  Nachfolger  anschliessen,  mit  diesem  ungeduldig  Wartenden  aber  dem 
Jetzigen  thatsächlichen  Oberhaupte  Schwierigkeiten  aller  Art  bereiten.  Hier- 
unter leiden  denn  aber  nicht  nur  die  augenblicklich  zu  behandelnden  Ange- 
legenheiten der  Bürger  und  des  Staates,  sondern  es  werde  anch  die  fürstliche 
Gewalt  an  sich  geschädigt.  —  Endlich  ist  es  noch  möglich,  eine  Anzahl  von 
kleineren  Gründen  geltend  zu  machen,  deren  einzelner  allerdings  nidits  Ent- 
scheidendes hat,  welche  aber  doch  zusammen  in  die  Waagschaale  fallen.  So 
denn  der  Aufwand  einer  doppelten  Hofhaltung  für  den  Regierüngsverweser  und 
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ftr  den  bevormundeten  Fflnten ;  die  Möglichkeit,  einer  absichtlichen  Yer«» 
schleod^rong  von  Regieningsrechten  dnrch  einen  Verweser^  welcher  sieh  anf 
fremde  Kosten  beliebt  machen  wollte  oder  der  dem  Bevormondeten  persön- 
bch  abgeneigt  wäre;  die  Nachtheile  eines  häufigen  Wechsels  in  der  Person 
des  Regelten,  welche  bei  einer  nur  auf  kurze  Zeit  nothwendigen  Verwesung 
auf  eine  &st  lächerliche  Weise  eintreten  könnte. 

Fflr  eine  blos  vorflbei^hende,  d.  h#  mit  dem  Aufhören  der  persönbchmi 
Unfähigkeit  des  Thronberechtigten  wieder  wegfallende,  Stellvertretung 
lassen  sich  dag^n  nachstehende  Grflnde  anfcduren:  —  Yor  Allem  die  grosse 
Unbilligkeit,  einem  durch  Gesetz  und  Yer&ssung  zur  Regierung  Berufenen 
dieses  wichtige  Recht  zu  entziehen,  blos  weil  er  im  Augenblicke  des  Anfalles 
zur  Sdbstausttbung  nicht  im  Stande  wäre.  Die  Härte  tritt  besonders  danA 
grell  hervor,  wenn  der  Grund  der  Unfähigkeit  eine  nur  noch  kurze  Zeit 
dauernde  Hindeijährigkeit  oder  etwa  gar  nur  eine  augenblickliche  schwere 
KranUieit  wäre.  —  Es  mag  sodann  die  Analogie  der  Erwerbung  und  des 
Besitzes  sämmtlicher  Pdvatreclite  geltend  gemacht  werden,  bei  welchen  eine 
im  Augenblick  des  Anblies  zufällig  vorhandene  Unfähigkeit  zu  rechtsgQltiger 
Erklärung  und  verständiger  Ausübung  keineswegs  des  Anspruches  selbst  be- 
raubt, und  bei  welchen  die  im  Verlaufe  des  Besitzes  eintretende  Unfähigkeit 
mr  Fassung  und  Aeusserung  einer  vemflnftigen  und  rechtlich  gültigen 
Willensftusserung  nicht  etwa  das-  Recht  selbst  entzieht,  sondern  in  beiden 
Fällen  nur  die  Nothwendigkeit  einer  gesetzlichen  Stellvertretung  zur  Folge 
hat.  —  Ein  fernerer,  in  seinen  praktischen  Wirkungen  sehr,  bedeutender  Um- 
stand ist  es  sodann,  dass  die  zur  Entscheidung  tlber  das  thatsächliche  Vor- 
liegen eines  Hindernisses  der  Selbstregiemng  gesetzlich  Berufenen ,  (seien  es 
nun  Verwandte,  Minister  und  Räthe'oder  Stände,)  sich  aus  allgemeinen 
menschlichen  Gründen  sehr  viel  schwerer  zu  einer  Bejahung  entschliessen 
werden,  wenn  es  sich  von  einer  gänzlichen  und  lebenslänglichen  Ausschlies- 
sung, als  wenn  es  sich  nur  von  einer  Stellvertretung  handelt,  da  letztere  wesent- 
lich vorübergehend  ist  und  beim  Aufhören  des  Hindernisses  von  selbst  weg- 
fimt,  also  dem  itzt  Verhinderten  keinen  bleibenden  Schaden  zufügt.  Die 
Fdge  einer  wichen  natürlichen  Zögerung  kann  dem  aber  leicht  sein^  dass 
dn  zu  einer  verständigen  Selbstregierung  in  der  That  noch  nicht  fähiger 
Mindeijahriger  zur  Uebemahme  der  Staatsgewalt  zugelassen  ^  bei  einer  ver- 
hindernden Körper-  oder  Geisteskrankheit  aber  die  Entscheidung  mindestens 
hinausgezogen  und  somit  die  Fortdauer  einer  schädlichen  Selbstregierung 
zugelassen  wird.  Welche  Folgen  dann  aber  die  Regierung  eines  unreifen 
Knaben  oder  eines  Geisteskranken  haben  könnte  und  beinahe  müsste ,  bedarf 
nidit  erst  einer  Auseinandersetzung.  —  Nicht  unbedeutend  ist  überdiess  der 
Naditbeil,  welcher  aus  der  Stönmg  der  regelmässigen  Thronfolgeordnung 
entsteht.    Diess  aber  nach  zwei  Seiten  hin.    Einmal  nämlich  wird  dadurch 
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das  System  der  Linealerbfolge  mit  Erstgebmtsrecht  anmöglich  gemacht, 
indem  bei  Vorhandensein  von  Mitgliedern  einer  älteren  Linie  oder  von  Frtüier- 
geborenen  nnn  doch  die  Regiemng  an  *  einen  weiter  Zurückstehenden  fiber- 
geht. Die  dadurch  erzengte  Yerwirmng  ist  aber  gleich  gross ,  ob  die  zufällig 
ausgeschlossene  frühere  Linie  auch  nach  dem  Tode  des  an  ihrer  Stelle 
zur  Regierung  Gekommenen  ausgeschlossen  bleiben  soll,  oder  ob  ihr,  mit 
Hintansetzung  eines  Anspruches  der  nächsten  Erben,  des  Eingeschobenen, 
die  Regierung  nach  dessen  Wegfiall  wieder  zustehen  soll.  Zweitens  aber 
können  sich  bei  einer  bleibenden  Uebergehung  des  Nächstberechtigten ,  fiüls 
dieser  doch  Nachkommen  zeugen  sollte,  Zweige  des  regierenden  Hauses  bil- 
den ,  welche  fQr  die  Erhaltung  der  ihonarchischen  Regierung  bedeutungslos, 
dagegen  für  die  Staatskasse  oder  für  das  Familiengut,  vieUeicht  auch  in 
politischen  Beziehungen,  lästig  sind.  —  Endlich  ist  zu  befürchten,  dass  be- 
sonders in  FäUen  einer  besonders  unbilligen  Ausschliessung  oder  bei  persön- 
licher Unbeliebtheit  des  an  die  SteUe  des  Ausgeschlossenen  eingetretenen 
Staatsoberhauptes  gefährliche  Umtriebe  von  Seiten  der  üebergangenen  oder 
von  Factionen,  welche  die  Ansprüche  derselben  zum  Yorwande  nehmen,  an- 
gestellt werden  und  sich  in  unbestimmbarer  Ausdehnung  fortspinnen. 

unter  so  bewandten  Umständen  ist  freilich  die  Entscheidung,  auf  welcher 
Seite  der  begründetere  persönliche  Anspruch,  sowie  der  grössere  oder  wahr- 
scheinlichere Vortheil  der  Gesammtheit  liege,  keineswegs  leicht.  Dennoch 
dürfte,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  grössere  Wahrscheinlichkeit,  dass  die 
zu  einem  Beschlüsse  Berechtigten  auf  eine  blosse  Stellvertretung  eingehen, 
schliesslich  im  Ganzen  und  als  Regel  der  Ausspruch  zu  thun  sein :  dass  nicht 
Ausschliessung,  sondern  nur  Stellvertretung  für  die  Dauer  der  per- 

• 

sönlichenUnfähigkeitdie  richtige  gesetzliche  Maassregel  sei,  vorab  bei 
einer  Mindeijährigkeit  oder  einer  nach  bereits  angetretener  Regierung  ein- 
eintretenden Körper-  oder  Geistesschwäche  *).  —  Die  einzige  wirklich  zweifel- 


1)  Diese  Besttanmanir  Ist  denn  anch  in  den  sämmtliohen  neueren  WertuaxoigtD  entveder 
ADsdrflckliOh  ansgesprochen  oder  als  sich  yon  selbst  yerstehend  vonuugesetxt.  —  Dass  Minder- 
jäh ri  ick  ei  t  zwar  fiberall  ein  Gmnd  sn  einer  Reictisverwesnng  allein  nirgrends  la  einer  Ans- 
Schliessung  von  dem  Throne  ist,  braucht  nicht  erst  gesairt  sa  werden.  Die  Mehrsahl  der  Yer- 
fitf^nngs-Urknnden  (s.  die  Omadgesetse  von  Prenssen,  Bayern,  Sachsen,  Hannover,  Württemberg, 
Karhessen,  Laxembnrg,  6.  Weimar,  8.  Meiningen,  Cobnrg-Gothii,  Braanschweig ,  Oldenbmg, 
Anhalt-Bemburg,  Schwanbug-Sondershansen,  Renss  J.  L.,  Waldeck,  Sigmaringen;  ferner  too 
Frankreich,  1791  and  1804,  Spanien,  180S,  1818,  1837,  1845,  Norwegen,  1814,  Niederlande,  1815 
nnd  1848,  Belgien)  spricht  es  aosdrficklich  aas;  in  den  fibrigen  ergiebt  es  sich  ans  den  Bestim- 
mongea  fiber  die  Person  des  Vormundes.  —  Ebenso  bestimmt  die  grosse  Mehrsahl  den  Bintrltt 
einer  Stellyertretung,  und  nicht  eine  Thronerledigung,  l>el  einer  dauernden  während  der 
Regierung  eingetretenen  Verhinderong,  worunter  sowohl  geistige  und  körperliche Ün- 
fKhigkelt  als  Abwesenheit  vdrstanden  ist.  Man  sehe  die  Onmdgesetse  von  Preussen,  |  16; 
Bayern,  n,  U;-8aohsen,  |8;  Hannover,  1840)  1 18;  Wttrttemberg,  1 11  uad&S;  Kur- 
hessen,  1831,  |  9,  1858,  |  6;  Luxemburg,  1818»  Art  7;  Coburg-Ootha,  |18;  Oldeiibiirg, 
Art  88,  §1;  Anhalt-Bernbnrg,  §91;  Sohwarsbarg-Rudolstadt,  I  53;  Reusf|*]j.,f46; 
Waldeck,  §19;  Spanien,  1818,  1887  und  1118;  Mltderland,  1815  und  1848;  Belgien. 
Die  Beadchnung  des  Falles  einer  Reichsverweiair  lit  tei  Worten  nach  verschiedea  („kfiiper- 
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kafte  Frage  hierbei  ist,  ob  es  bei  einer  Stellvertretang  s^uch  dann  sein  Ver- 
bleiben habe,  wenn  schon  vor  dem  Antritte  der  Regierung  eine  entschie- 
dene und  voraussichtlich  lebenslängliche  persönliche  Unfthigkeit  vorliege? 
In  diesem  Falle  nämlich  tritt  nicht  nur  die  ünwürdigkeit ,  einen  anerkannt 
ganz  Unfähigen,  z.  B.  einen  völlig  Blödsinnigen  oder  Rasenden,  den  Thron 
wenigstens  scheinbar,  und  dem  Namen  nach  besteigen  zu  sehen,  besfon- 
ders  schreiend  hervor;  sondern  es  ist  auch  wohl  zu  bedenken,  dass  die 
mit  einer  Regentschaft  doch  immer  verbundene  grössere  oder  geringere 
Unsicherkeit  und  Schwäche  besonders  nachtheilig  wirkt,  wenn  die  Stellver- 
tretung sich  während  eines  ganzen,  vielleicht  lange  dauernden,  Lebens  des  zu 
Bevormundenden  forterstreckt.  Die  Fiction ,  dass  ein  Solcher  selbst  regiere, 
ist  nicht  blos  eine  sehr  starke,  sondern  selbst  eine  widerliche  und  schäd- 
liche. Dennoch  muss  man  sich  auch  hier  vor  üebereilung  hüten.  Offenbar 
sind  nämlich  zwei  wesentlich  verschiedene  Fälle  zu  unterscheide!^:  ob  näm- 
lich diese  voraussichtlich  lebenslängliche  Unfähigkeit  schon  zu  Zeiten  des 
Torgängers  in  der  Regierung  (also  gewöhnlich  des  Vaters)  erkennbar  vor- 
liegt, und  dieser  eine  Vorkehrung  zu  veranstalten  bereit  ist;  oder  ob  der 
Thron  erledigt  wird,  ohne  dass  die  Frage  zur  Verhandlung  kam,  während 
doch  die  Thatsache  der  Unfähigkeit  nach  allgemeiner  Ueherzeugung  und  mit 
grosser  Wahrscheinlichkeit  besteht.  In  jenem  Falle  nämlich  ist  eine  ruhigere 
üeberleguug  und  eine  gründlichere  Untersuchung  der  Thatsache  schon  dess- 
halb  weit  eher  möglich,  weil  der  Beschluss  nicht  plötzlich  und  ohne  allen  Vorzug 
gefasst  werden  muss.  Ausserdem  wird  wenigstens  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
angenommen  werden  können,  dass  der  Vorgänger  in  Beziehung  auf  die  erst 
nach  seinem  Tode  zur  praktischen  Bedeutung  konunende  Entscheidung  nicht 
be&ngen  und  nicht  absichtlich  partheiisöh  ist.  Zwar  lässt  sich  allerdings  auch 
die  Möglichkeit  denken,  dass  entweder  entschiedene  Abneigung  gegen  den 
•nächsten  Erben  oder  leidenschaftliche  Bevorzugung  des  auf  diesen  Folgenden, 
vielleicht  auch  die  Besorgniss  vor  einer  der  eigenen  Regierungsweise 
feindseligen  und  Lieblingsplanen  abgeneigten  Richtung  des  gesetzlichen 
Nachfolgers,  einen  regierenden  Herrn  zu  einer  bewussten  Ungerechtigkeit 
ond  zum  Versuche  einer  unbegründeten  Ausschliessung  verführen  könnte. 
Allein  es  ist  diess  doch  wenig  zu  befürchten,  da  die  hier  in  Frage  stehenden 
Thatsachen  sich  nicht  leicht  fälschen  lassen,  auch  wohl  der  Anszuschlies- 
sende  auf  kräftige  Vertheidigung  bei  den  zu  der  Mitwirkung  gesetzlich  Be- 
rufenen rechnen  kann.  Man  mag  somit  ohne  Folgewidrigkeit  und  ohne 
grosse  Gefahr  für  diesen  ersten  Fall  den  Grundsatz  aufstellen,  dass  eine 
vSfljge  Uebergehung  nach  vorgängiger  gründlicher  Untersuchung  der  That- 
und  in  besonders  feierlicher  Weise  durch  die  sämmtlichen  Factoren 


»ehe  od«r  f«i8ti«e  UnflUiUrkelt*'  „dMiemil^  oder  «lünirer«  Verfainderang'',  pUnmöffUehkeit  der 
Resiexnag*);  dem  Sinne  nach  ist  keto  Uatenchied. 
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der  Gesetzgebung  ausgesprochen  werden  kann  nnd  soU.  Ohne  allen  Ver- 
gleich schwieriger  ist  die  Sache  dann ,  wenn  die  Regierung  nach  Erbfolge- 
recht an  einen  unzweifelhaft  ganz  Unfähigen  flbergehen  soU,  ohne  dass 
irgend  eine  Vorkehrung  bereits  getroffen  ist.  Ein  solcher  Fall  ist  offenbar, 
sowohl  was  die  Grflizde  für  die  zu  ergreifende  Maassregel ,  als  was  das  ein- 
zuhaltende Verfahren  betrifft,  aus  demselben  Gesichtspunkte  zu  betrachten, 
wie  eine  nach  bereits  angetretener  Regierung  erst  entstehende  Unfähigkdt 
zur  Fortsetzung  derselben;  und  es  wird  sich  also  hier,  nach  der  oben  auf- 
gestellten  allgemeinen  Regel  nur  der  Eintritt  einer  SteUvertretung  empfehlen '). 
Eine  dauernde,  d.  h.  nach  Wahrscheinlichkeitsgründen  nicht  blos  ganz 
vorübergehende,  Abwesenheit  des  Staatsoberhauptes  ist  an  sieh  in  ver- 
schiedenen FftUen  denkbar.  Entweder  kann  bei  einem  Regierungsanüalle 
der  zum  Throne  Berufene  in  weiter  Feme  abwesend ,  vieUeicht  sein  gegen- 
wärtiger Aufenthalt  nicht  mit  Sicherheit  bekannt  sein.  Oder  entfernt  sich 
ein  Fürst  während  der  Dauer  der  Regierung  auf  längere,  selbst  unbestinmite 
Zeit,  jedoch  ohne  bleibende  Verlegung  des  Wohnsitzes ,  aus  dem  Lande,  etwa 
zur  Theilnalüne  an  einem  Kriege,  .oder  aus  Gesundheitsgründen  u.  s.  w. 


1)  Im  positiTen  deutsohen  StaatSEMhls  Ift  ein  merkwürdiger  Umschlag,  der  Bestimmmigeii 
in  diesen  Besiehongen  eingetreten.  Ob  naeb  den  Volksrediten ,  den  BeelitHbüciiem  and  dem 
Lehenrechte  ein  körperlich  nnd  geistig  ünfShiger  erben  oder  er  wenigstens  den  angetretenen 
Besitz  behalten  konnte ,  mag,  als  bestrtttm  nnd  am  Ende  anch  weniger  entscheidend ,  dalda 
gestellt. bleiben.  Allein  Jeden  Falles  ordnete  die  Ctoldene  Bolle,  ans  sehr  nahe  liegenden  staats- 
rechtlichen nnd  politischen  Gründen  den  Ansschlnss  eines  znr  Beglerong  geistig  oder  kör- 
perlich UnfS^igen  an  (mente  captns ,  fatnns,  sen  alterins  fSamosi  et  notabUis  defectns,  propter 
qnem  non  deberet  sen  possit  hominibus  principari).  Diese  Bestimmang  wurde  denn  anch  too 
anderen  fürstlichen  Oeschleohtem  freiwillig  befolgt  nnd  von  den  Reichsgerichten  yorkommenden 
Falles  als  Recht  geltend  gemacht;  nnd  so  konnte  es  als  gemeines  Recht  ii|  Deutschland 
erklärt  Werden,  dass  RegieningsunfKhlgkeit  von  der  Snccession  aasschliesse.  Vgl.  J.  J.  Moser, 
Persönliches  Staatsr.,  Bd.  I,  8.  664;  Famillen-Btaatsrecht ,  Bd.  I,  8.  28';  Pütter,  Prim.  lineae, 
§27;  Klüber,  öfrentl. Recht,  4.Aafl.,  S.SSSfi^r.;  Z»chariä,  Staatsr.,  8.  Aufl.,  Bd.1,  8.  8S5I^.; 
Zöpfl,  Staatsr.,  4.  Aufl.,  Bd.  n,  8.  lUfg.  Noch  in  dem,  später  wieder  beseitigten,  württem- 
bergischen Hansgesotze  von  1S08  ist  dieses  Sjrstem  befolgt  —  Eine  ganz  andere  Aoflkssnng 
machte  sich  dagegen  in  der  neueren  Zeit  geltend.  Nicht  nur  ordnen  die  sämmtlicben  Verf.- 
Urkunden,  welche  den  Fall  bis  itzt  ausdrücklich  Ins  Ange.gefksst  haben,  nur  eine  Reichsver- 
ordnung nnd  keinen  Ausschluss  an ;  so  Sachsen,  110;  Hannover,  1840,  818;  Württemberg, 
§13;  Kurhessen,  1831,19;  Coburg-Gotha,  §18  und  13;  Oldenburg,  Art  81;  RenssJ.L., 
§  46:  sondern  auch  in  allen  übrigen  Verfassungs-Urkunden,  welche  nur  allgemetn  lautende  Vorschrif- 
ten enthalten,  ist  immer  nur  eine  Regentschaft  und  niemals  eine  völlige  Ausschliessung  angeordnet 
oder  vorausgesetzt  Hiermit  ist  denn  allerdings  thatsftchlich  das  ftühere  gemeine  Recht  In  den 
aUermeisten  Fällen  verlassen.  Da  Jedoch  das  blose  häuüge  Vorkommen  einer  Bestimmnng  so 
einer  analogen  Anwendung  in  einem  weiteren  selbstständigen  Staate  nicht  berechtigt ,  so  unter- 
liegt es  keinem  gegründeten  Zweifel,  dass  in  Jenen  Häusern,  welche  später  nicht,. sei  es  fai 
HauSgesetsen  sei  es  in  Verfkssungsurkunden,  ein  neues  Re^t  angenommen  haben,  die  alte  Be- 
stimmung noch  gilt  Ebenso  stünde  in  einem  Staate,  dessen  Verflupungen  für  den  FaU  einer 
vorauszusehenden  Unfähigkeit  des  Nachfolgers  kurzer  Hand  und  ohne  Hinwelsung  anf  eine 
blose  Verwesung  eine  gesetzliche  Ordnung  der  NachfDlge  verlangte,  einer  völligen  Aas- 
schliessung nichts  im  Wege,  wenn  sie  auch  nicht  als  eine  rechtliche  Nothwendigkeit  eii(M 
werden  kann.  A.  M.  ist  Held,  Syst  des  Verf.RechtB,  Bd.  H,  8.  887;  allein  sein  haoiptsiohldhv 
Grund,  dass  der  unlllhige  Nachfolger  im  Augenblicke  der  eröffheten  Thronfolge  die  Rfl||taaag 
erworben  habe  und  somit  kein  Grund  zu  einer  anderen  Behandlung  der  Sache  bestehe,  ilt  bei 
einer  später  erst  eintretenden  Unfiihigkeit,  ist  nicht  sitabhaltig.  Die  Frage  ist^a  ebei^  «b  er  zur 
Erwerbung  be^igt  sei  ? 


in  Bedehang  auf  ReichsverwesUng.  157 

Ferner  mag  die  Abwesenheit  eine  erzwungene  sein ,  z.  B.  der  Fflrst  in  feind- 
licher G^&ngenheit  sein.  Endlich  ist  noch  denkbar,  dass  der  Fürst  zur 
Begiemng  eines  zweiten,  rechtlich  getrennten  Staates  seinen  wesentlichen 
Aufenthalt  im  Aaslande  nimmt.'  Alle  diese.  FäU^  sind  sich  allerdings  in  so 
ferne  gleich ,  als  in  jeder  der  Yoranssetzongen  zum  mindesten  eine  schnelle, 
leichte  und  regelmässige  Verbindung  sowohl  der  Behörden  als  der  einzelnen 
einer  Hülfe  bedürftigen  Untdrthanen  mit  dem  Staatsoberhaupte  nicht  besteht : 
diesem  schwer,  wo  nicht  unmöglich  gemacht  ist,  sich  von  den  Zuständen  des 
Staates  und  Landes  überhaupt  oder  wenigstens  von  den  näheren  Verhältnissen 
bestimmter  Angelegenheiten  vollständig  und  nach  subjektivem  Bedürüiisse  zu 
unterrichten;  also  einer  Seits  die  Einholung  von  Befehlen,  anderer  Seits 
die  Ertheilung  sachgemässer  Entscheidungen  Hindernissen  unterliegt:  bei 
dnigen  dieser  Unterstellungen  treten  ijedoch  noch  besonders  erschwerende 
Dmstäode  ein.  Wenn  der  Thronerbe  bei  Anfall  der  R^erung  weit  entfernt, 
es  vielleicht  nicht  einmal  gewiss  ist ,  ob  er  in  diesem  Augenblicke  noch  lebt, 
80  fehlt  es  selbst  an  einer  sichern  Kenntniss ,  wer  der  Nächstberechtigte  ist, 
osd  ob  er  die  Regierung  wirklich  übernehmen  will;  iCnd  jeden  Falles  ist 
keine  Möglichkeit  vorhanden,  die  gen^  ,bei  einem  Regierungswechsel 
Doihwendigen  EntSchliessungen  des  Staatti^flämuptes  zu  erhalten.  Die  Be- 
fehle eines  in  Eriegsgefengenschaft  befindübhtti  Fürsten  sind  rechtlich  unver- 
bindlich,  da  er  nicht  im  Besitze  freier  Willensentscheidung  ist,  wenigstens 
keinerlei  Gewährleistung  für  dieselbe  besteht.  Ein  bleibender  Aufenthalt  des 
Fürsten  im  Auslande  zum  Behufe  der  Regierung  eines  zweiten  Staates  aber 
beraobt  den  diesseitigen  Staat  regelmässig  der'  persönlichen  Bekanntschaft 
des  Staatsoberhauf  tes  mit  den  Landesverhältnissen  sowie  dner  schnellen 
Verbindung  mit  ihm,  und  bringt  die  Grefahr,  nach  fremdem  Einflüsse,  mit 
fremden  Anschauungen,  zu  fremden  Zwecken  beherrscht  zu  werden. 

Dass  in  allen  Fällen  einer  dauernden  Abwesenheit  des  Staatsoberhauptes 
Fürsorge  ftlr  eine  genügende  Handhabung  der  Staatsgewalt  getroffen  werden 
muss,  ist  somit  unzweifelhaft;  und  es  kann  sich  nur  davon  handeln,  welche 
Maassregel  den  gerechten  Forderungen  des  Staates  und  der  Bürger  entspricht. 

Darüber  wird  nun  allerdings  kein  Zweifel  sein,  dass  eine  Entziehung 
des  Begierungsrechtes  wegen  bioser  Abwesenheit  ausser  Frage  steht, 
mit  einziger  Ausnahme  etwa  der  bleibenden  Entfernung  zum  Behufe  der 
Begierang  eines  andern  Staates.  In  allen  andern  Fällen  würde  eine  solche 
Eaassregel  gegen  alle  Gesetze  des  Rechtes  und  der  Billigkeit  gehen  und 
das  Bedürfeisis  weit  überschreiten;  theilweise  wäre  es  sogar  widersinnig. 
Et  .kann  sich  also,  um  soweit  von  den  drei  oben  zunächst  hervorgehobenen 
GrfiBden  einer  Abwesenheit  die  Rede  ist,  nur  von  Stellvertretung  han- 
dehn.    Hinsichtlich  dieser  ist  aber  wieder  zu  unterscheiden: 

Di  bei   einer  Abwesenheit  im  Augc^nblicke  der  Thronbesteigung  und 
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eben  so  bei  einer  GefEUigenschaft  des  Fürsten  thatsächlich  oder  rechtlich  gar 
kein  zur  Führong  der  Regierung  befähigtes  Staatsoberhaupt  vorhanden  ist, 
so  stehen  diese  beiden  Zustände  den  Fällen  einer  während  der  Regierung  pliMi»- 
lidi  aus  Krankheitsursachen  eingetretenen  Regierungsunfähigkeit  ganz  gleidi. 
Es  wird  denn  also  auch  hier  vollständig  nach  den  Grundsätzen ,  beziehungi- 
weise  den  positiven  Vorschriften,  zu  verfahren  öein,  welche  zur  Reglung  einer 
solchen  Störung  bestehen.  Dieselben  Personen  werden  zur  Verhandlung  und 
Entscheidung  zu  berufen,  dieselben  Formen  des  Verfahrens  einzuhalten,  die* 
selben  Berechtigten  zur  Uebemahme  der  Regentschaft  befugt  sein.  Ebenao 
müssen  die  gleichen  Bestimmungen  über  den  Umfang  des  zu  übertragendee 
Rechtes  gelten  ^). 

Anders  verhält  es  sich  bei  einer  freiwilligen  Entfernung  des  Fttrstoi 
unter  fortdauerndem  Willen  der  Wiederkehr  und  mit  der  Absicht  zur  Be- 
sorgung wenigstens  der  wichtigsten  Angelegenheiten.  Dass  bier  jeden  Falke 
und  mindestens  dieselbe  Einrichtung  zur  Besorgung  der  laufenden  xmd 
minder  wichtigen  Geschäfte  im  Lande  selbst  nöthig  ist,  wie  sie  bei  einer 
nur  kurzen  Verhinderung  getroffen  zu  werden  pflegt,  (s.  oben,  S.  149, 
Anm.  1),  unterliegt  natürlich  keiaün  Zweifel ;  es  müsste  vielmehr  eine  Unter- 
lassung solcher  Fürsorge  als  eioa^^obe  Pflichtwidrigkeit  bezeichnet  werden, 
welche  namentlich  den  Ständen -Veranlassung  zu  den  entschiedensten  Be- 
schwerden gäbe.  Allein  hiermit  ist  die  Hauptfrage  hinsichtlich  der  Besor- 
gung gerade  der  wichtigeren  Staatssachen  nicht  erledigt.  In  Beziehung  auf 
diese  liegt  nun  eine  d(qp|Ndte  thatsächliche  Möglichkeit  vor.  Entweder  kann 
der  für  die  Besorgung  minder  bedeutender  Angelegenheiten  bestellten 
und  im  Labde  zurückbleibenden  Person  oder  Behörde  auch  das .  höhere 
Recht  übertragen  werden ,  somit  der  abwesende  Ftlrst  für  die  Dauer  der 
Entfernung  ganz  der  Besorgung  von  Regierungsgeschäften  entsagen  und  eine 
förmliche  Regentschaft  eingesetzt  sein.  Oder  aber  mag  dem  abwesenden 
Fürsten  das  Wichtige  zur  Kenntniss  undJBntscheidung  ins  Ausland  nachgesendet 
werden.  Die  Wahl  zwischen  beiden  Bestimmungen  ist  nicht  eben  leicht 
Auf  den  ersten  Blick  erscheint  allerdings  die  Bestellung  einer  vollständigen 
Regierung  im  Lande  selbst  als  das  für  letzteres  bei  weitem  Zuträglichere,  weil 
dadurch  Verschleppungen  verhindert  sind,  eine  Entscheidung  mit  vollkommene! 
Sachkenntniss  und  nach  beliebiger  Zuratheziehung  ermöglicht  ist,  und  sich  eine 
übereinstimmende  Behandlung  des  Wichtigeren  und  Unwichtigeren  erwarten 
lässt.  Dennoch  stehen  grosse  Bedenken  entgegen.  Schon  rechtlich  ist  es  eil 
gdJit  anomaler  Zustand,  wenn  nqben  einem  mit  voller  Geistes-  und  Körper 

fähigkeit  versehenen,  auch  von  der  Regierung  keineswegs  zurückgetretenen 
) 

1)  Dms  dieM  Mch  die  AnfÜMtmig  to  neaeren  Ornndgesetfe  ist,  wurde  beceHi  ctai, 
B.  156,  Anmerkoog  1,  oechgewlesen.  Nor  fehlen  dieselben  darin,  dass  sie  die  verselilAdeiieB 
Arten  von  Abwesenheit  niclit  gebörlg  ontencheiden  and  daher  formell  zu  weit  sind. 
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Staatsoberhanpte  eine  zu  allen  Regierangshandlungen  berechtigte  Gewalt  be- 
steht Wessen  Wille  gilt  im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit,  wenn  sich 
der  Fflrst,  sei  es  auch  nur  ausnahmsweise,  über  eine  Handlung  der  obersten 
Gewalt  ausspricht?  Und  wenn  denn  etwa  formell  rechtlich  zu  Gunsten 
der  Regentschaft  entschieden  werden  könnte,  wird  ein  solcher  Grundsatz 
auch  thats&chlich  zur  Greltung  kommen?  Kann  nicht  ferner  bei  einer,  keinen 
Augenblick,  zu  verhindernden,  Rückkehr  des  Fürsten  und  bei  einer  nun  von 
ihm  vorgenommenen  Ordnung  der  Dinge  nach  eigener  Einsicht  die  grösste 
Terwiming  und  eine  ziemliche  Herabwürdigung  des  Stellvertreters  entstehen? 
Ausserdem  ist  nirgends  für  einen  solchen  Fall  freiwilliger  Abwesenheit  über 
die  Form  der  Regentschafbseinsetzung,  über  die  Berechtigung  zu  ihrer  lieber- 
nähme,  namentlich  aber  über  das,  vollkommene  oder  getheilte«  Recht  des 
Fürsten  zu  deren  Einsetzung  etwas  Näheres  bestimmt,  was  denn  auch 
lacht  zu  den  übelsten  Zweifeln  und  Zerwürfhissen  führen  könnte.  So  liegt 
dam  auch  hier  einer  der  Fälle  vor,  in  welchen  das  zunächst  als  minder 
Tortheilhaft  Erscheinende  doch  schliesslich  den  Vorzug  verdient;  und  man 
wird  sich  also  für  die  eigene  Besorgung  der  wichtigsten  Regierungsangelegen- 
heiten durch  den  zeitweise,  wenn  schon  in  unbestimmter  Dauer,  abwesenden 
Fürsten  zu  entscheiden  haben.  Doch  aUerdfngt  nur  unter  einer  doppelten 
Voraussetzung.  Einmal,  dass  die  Yerbindniig  mit  dem' Staatsoberhaupte 
voraussichtlich  zu  jeder  Zeit  möglich  und  nicht  allzu  langsam  ist.  Zweitens 
aber,  wenigstens  in  einem  constitutionellen  Staate,  diass  derselbe  einen  oder 
mehrere  verantwortliche  Minister  für  die  Contraaign&tur  seiner  Befehle  bei 
sich  hat. 

Am  bedenklichsten  fttr  das  Wohl  des  Staates  ist  natürlich  der  Fall, 
wenn  dem  Fürst  auch  noch  die  Regierung  eines  zweiten,  rechtlich  unver- 
bundenen  Staates  zugefallen  ist,  und  er  zu  dem  Ende  seinen  dauernden 
and  wesentlichen  Aufenthalt  in  diesem  fremden  Lande  nimmt.  Nicht  nur 
Bind  die  Nachtheile  der  Entfernung  des  obersten  Inhabers  der  Staatsgewalt 
stehend)  ja  sogar  sehr  verstärkt  durch  die,  hier  mit  Recht  vorauszusetzende, 
immer  geringer  werdende  eigene  Bekanntschaft  des  Entscheidenden  mit 
Menschen  und  Zuständen;  sondern  es  mag  sogar,  wie  oben  bereits  ange- 
deutet, der  diessseitige  Staat  ganz  hintangesetzt  und  missbraucht  werden  zu 
Gunsten  des  fremden  Landes.  Das  schlimmste  aber  ist,  dass,  wenn  gleiches 
Erbrecht  in  beiden  Staaten  gilt,  dieses  unnatürliche  Yerhältniss  sich  sogar 
von  Geschlecht  zu  Geschlecht  fortzuschleppen  bestimmt  ist.' —  Eine  förm- 
lidie  Unmöglichkeit,  den  Staat  auf  eine  solche  Weise  zu  regieren,  mag  nun 
zwar  nicht  behauptet  werden,  und  man  kann  sich  etwa  denken,  dass  eine 
vdlstiDdig  organisirte  Regierung  mit  weit  gehender  Zuständigkeit  im  Lande 
Ueibe,  (sei  es  nun  mit  einem  Statthalter  an  der  Spitze  oder  ohne  einen 
solchen;)  allein  unläugbar  würden  doch   sehr  schwere  Unzuträgjichkeiten 
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bleiben,  und  namentlich  wäre  eine  constitutionelle  Regierung  in  ihre 
innersten  Wesen  gebrochen.  Wie  immer  die  Befugnisse  der  Landesregi 
rang  gesetzlich  möchten  bestimmt  sein,  gerade  in  den  wichtigsten  m 
schwierigsten  Fragen  würden  doch,  rechtlich  oder  thatsächlich,  Anweisimg« 
ans  dem  Auslände  kommen,  Anfragen  dort  stattfinde,  Yerzögeningen  m 
Ents(2heidangen  ohne  genügende  Sachkenntniss  erfolgen.  Da  non  nnzwdfi 
haft  jeder  Staat  das  Recht  auf  einen  seinen  Bedür&iissen  vollständig  ei 
sprechenden  Regierongs-Organismas  hat,  auch  die  Rechte  des  Staatsobe 
hanptes  bedingt  sind  durch  seine  Fähigkeit  die  Aufgabe  zu  erfGdlen:  so  i 
es  keincnn  Volke  zu  verdenken,  wenn  es  einem  solchen  Zustande. sich  iA6 
unterwerfen  will.  Es  ist  vielmehr  als  eine  begründete  Forderung  ides  Redil 
und  der  Politjik  anzuerkennen,  wenn  für  den  ^all  der  persönlichen  Erwerbu 
eines  anderweitigen  Itegierungsanspruches  dem  Fürsten  die  Wahl  geUs» 
wird,  entweder  im  diessseitigen  Staate  zu  bleiben  und  nach  wie  vor  seiiu 
wesentlidhen  Aufenthalt  in  demselben  zu  nehmen,  oder  aber  auf  dessen  B 
gierung  ganz  zu  verzichten.  (Ob  und  wie,  in  der  ersteren  Voraussetzung^  d 
fremde  Staat  sich  seiner  Seits  einer  ihm  nun  bevorstehenden  obersten  Li 
tung  aus  der  Feme  zu  fOgen  im  Sinne  hätte,  wäre  seine  Angelegenheil 
Dieser  vernünftigen  Aufibssong  haben  denn  auch  die  Grundgesetze  ein 
ganzen  Reihe  von  Staaten  entsprochen,  und  entweder  angeordnet,  dass.  d 
Sitz  der  Regierung  unter  keinen  umständen  ausserhalb  Landes  verlegt  werd 
dürfe,  oder  bestimmt,  dass  das  Staatsoberhaupt  seinen  Wesentlichen  Woh 
sitz  im  Lande  zu  nehmen  habe ;  Vorschriften ,  in  welche  ein  und  dersd! 
Gedanke  nur  in  verschiedenen  Worten  ausgedrückt  ist  ^), 


n. 

Die  Eordeningen  an  eine  iweokmässige  Ordnung  der  Reichsverwenui 

Wie  dm  Allem  nun  aber  immer  sein  und  zu  welcher  Entscheidung  f 
die  einzelne  Fälle  sich  die  Gesetzgebungspolitik  neigen  mag,  unter  aU< 
Umständen  ist  dann,  wenn  eine  wirkliche  Reichsverwesung  einzutreten  lu 
zu  einer  umsichtigen  und  richtigen  Behandlung  der  schwierigen  Angelegt 
heit  die  Beobaxihtung  einer  Reihe  von  Forderungen  nothwendig. 

1.  Vor  Allem  ist  es  wünschenswerth,  dass  die  Entscheidung,  in  wetdu 
Fällen  überhaupt  eine  Abweichung  von  dem  regdmässigen  Regieruhgsreeh 
stattzufinden  habe,    und  w6m,   im  Falle   einer  Stellvertretung,  diesd 


iAb^k^ 


1)  So  Hannover,  V.U.  von  1840,  §  15;  Württemberg,  V.Um  I  6;  Korhesien,  ▼• 
▼on  185S,  I  9;  Oldenburg,  V.U.,  Art  U,  I  1  and  9;  Oobnrg-Oottaa,  T.U.,  §  5  nnd,] 
Waldeck,  §13.  —  Im  K.  8 achten  ist,  V.U.,  §5,  weuigstens  Zuatimmang  der  WMai 
veraammlong  gefordert 
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Zo&lle,  im  Weged^G'esetzgebung,'  somit  gtundsätzlich  and  ein  ffb*  alle- 
nial,  festgestellt  and  Nichts  der  Willkflr-  irgend  eines  Factors  des  Staats- 
willens, wer  er  immer  sei,  überlassen  vorde.  •  '     . 

£9  ist  nftmlkh  .zanfichß{  einleuchtend,  dass  gerade  diejenige  Eigen« 
Schaft  der'mooaFchisch^n  Regieruiigsform,,  trelche  ihr  TQrzugsifiteise  Werih 
gibt  imd  welcbe  manche'' 'minder  vortheilhafte  Seite  vergatet,  nün^Iich  die 
mibediiigte  Feststellong-  des  Rechtes  auf .  Regierung ,  in  sehr  bedenk- 
lieber  Weise  gefährdet' wird,  wenn  4Üe  Tälle  eiine-s  JSintritteär  v*(ia 
Reich^verwesang  nicht  ganz  genau  und  mit  Ausschluss  -  aller  andern 
Votaassetznngen  angegeben  sind,  es  somit  aus  irgend  einem  willkürlich  auf- 
gestellten Grande  möglich  is€j  ^das  Recht .  des  Nächstbernfenen  anzutasten 
imd  ainent  entfernter  oder  ^r  nicht  Berechtigten ^ur  Regierung  zu-  verhelfen, 

sei  es  in  eigenem  'sei  es  unter  frem<!en  Namen.    !>»  ist  schon  schlimm  genug, 

•  "  ^  ■     *    '■         ' 

dass  Qberhai^t  eine  absolute  NothwendigkeitTorlitgt,  in  bestimmtea  F&Uen 

die  Regiernng  des  Nächstberechtigten,  .thatsächljch  oder  rechtlich,  auf  längere 
Zeit  zu  beseitigen ; .  allein  jeden  täle^  müssen  die  einzelnen  Voi-aussetzungen 
genaa  und  unwandelbar  normirt  'sein,  damit  nicht  pei'sönllche  Feindschaft 
rerbrecherischer  Ehtgeiz  oder  politische  WldlÜrei  unter  dem  Vorwande  des 
lUgemeiiien  Besten  eine  Abweichung  von  der  IkMblgeordnung  In  Vorschlag 
bringen,  dadurdi  tibe?  den  Staat'  in  die  ftuss^rste  Gefahr  and  Verwirrung 
stürzen.  Die  Forderung .  einer  gesetzlichen  Fe^st^llupg^  aller  Fälle  ein^r 
erlanbteQ  Regentschaft  udd.  der  ^entschiedenen  Ausschliessung  allcfr  Anderen 
kaim  aber  um  so  unbedenklioher  gemacht  werden,  aU  eine  volbtändige  Auf- 
zählung der  Voraussetztmgen ;  in  welchen'^  eine  Selbstregiening  vernünftiger- 
weise nicht  möglich  ist,  unschwer  geschehen  mag.  — laicht  erst  d^r  Bemerkung 
bedarf  es  übrigens  ?^hl,  da4s  wenn  etwa  in  einem  Regentsehahsgesetze  eine 
Ltcke  besteht,  und  ahö  über  einen  bestimmten  Fall  def  Ri^gierungsttnMig- 
keit  keine  oder  nur  eine  ungenügende  Bestimmung  getroffen  ist ,  nach  der 
Analogie  der  gegebenen  Vorschriften*  v^rfahr^  werden  muss  ').  * 

Ab^  auch  die  Bezeichnung  der  Person,  welcher  eine  hothwendig  gewordene 
Bc^eDtschaft.i^  übertragen  ist,  sollte  niemals  der  freien  Bestimmung 
dnes  Einzelnen  oder'  auch  zusammenwirkender  Kehrtirer  ttberlasB^n  sein.  Vor 


1)  Die  rün-HeH,  Syltem  (fet  Verf.-B*g.,  Bd.  n,  8.  9S9,  attQrestellte  AnsScbt,  ^üß  eine 
loMie  Ifücke  durch  ein  oenet^Ge^etz  «mnfOU^,  indessen  abe^  die  ^egrierang  ^nrch-dfls  be- 
4th«9de  lOoifteAmn  unter  seiner  VerantwortHcfakeit  fortcufUbfen  sei , .  hält  n^hl  wQ.de^  .yom 
raeUliehm  noc|i  Vom  politischen  SUndponl^te  tiine  PrüfUiig  ans.  In  efsterer  Beziehung  ist 
nicht  nur  die  BeRelnog  einoB  bereits  ^cürEntßcbeidung  vorliegenden  Falles  durch  ein 
OfltAti  sehr  bedenldich  pnd  Jeden  Falles  die  analoge  Anwendung  einer  bereits  vorhsui- 
Oesetxgebnng  Weit  richtiger  i.- sondern  es  Icann  J«' auch  in.  dem  angenommenen  Falle  ein 
tinn^  gültiges  Gesetz  gar  nictit  su  Stande  kommen  in  Abwesenheit  eines  Staatsoberhauptes. 
Als  poUtiseh  nnriUhlich  aber  ersdieint  eine  längere  Regierung  des  Staates  durch  ein  hier  so 
■kkt  beftigte»  9berhaüptli)ses  Ministerium  bis  zu  einer,  vieINcht' nichi  fchnell  zu  Stande  zu 
bringenden,  Versammlung  ui^d  TTclierelnstimmung  d^r  Stande.  . 

T.  Mohl,  Staatsrecht.    Bd.  I.  H 
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Allem  also  nicht  die,  früher  so  häufige,  testamentarische  YonnQnd8chaft,aiige- 
ordnet  durch  den  Vorgänger ;  dann  aber  auch  keine  Art  von  EmenBODg  durch 
Gesetz,  durch  die  Ständeversammlung  allein,  oder  durch  wen^  immer,  -r  Un- 
zweifelhaft hat  eine  gesetzliche  Feststellung  des  Regentschaftsrechtes  die- 
selben schwachen  Seiten,  welche  die  grundsätzliche  Anordnung  eines  Inonar- 
chischen  Regierungsrechtes  überhaupt  hat,  nämlich  die  Möglichkeit  der  Be- 
zeichnung einer  nicht  Ibßsonders  tauglichen  Persönlichkeit.  Dennoch  sprechen  * 
für  ihre  Aufrechterhaltüug  dieselben  Gründe,  Y^lehe  eine  £rlunonarchie 
60  hoch  über  die  Wahlmonarchie  stellen,  oder  welche  es  nicht  rathsam 
erscheinen  lassen,  einem  Fürsten  die  Auswahl  des  Nachfolgers  unter  seinen 
Eandi^rn  oder  sonstigen  Verwandten  anjdeimzustellen.  Auch  wenn  es  sich 
nicht  von  völligem  Ausschlüsse,  sondern  nur  von  zeitweiser  SteUvertretong 
handelt,  liegt  grosse  Gefahr  vor,  dass  sich  gefährliche  Ränke  an  eine  in 
das  Belieben  gestellte  Ernennung  knüpfen,  und  dass  die  t^olgen  einer  Zu- 
rücksetzung sich  als  Uniti'iebe  und  vielleicht  offene  Angriffe  auf  das  Be- 
stehende, zeigen.  Ja  es  hat  eine  willkürliche  Bezeichnung  gerade  bei  einer 
Regentschaft  noch  die  eigenthttmliche  Gefahr,  dass  die  Entscheidung,  ob 
eine  zur  Reichsverwesung  nöthigende  Thatsache  vorliege,  factiös  bejaht 
werden  kann,  um  einem  Begftnstigten  zur  Regierung  zu  verhelfen.  Eine 
Sicherheit  gfgen  ungerechte  Vernachtheiligung  oder  Bevorzuj^ung  durch  den 
regierenden  Fürsten  ist  durchaus  nicht  vorhanden;  es  mögen  auch  in  so 
hoch  gestellten  Familien  tiefe  Zerwürfhisse  vorhanden  sein  und  schlünme 
Leidenschaften  sich  geltend  machen.  Dass  aber  in  einer  letztwilligen  VeN 
fügung  keine  besondere  Heiligkeit  oder  gar  eine  während  der  Lebensdaner 
nicht  vorhandene . Berechtigung  anzuerkennen  sei,  versteht  sich,  ohnedem 
von  selbst.  Ein  regierender  Fürst  mag,  wie  jeder  andere  Familienvater, 
innerhalb  der  Gränien  des  Privati'echts  testiren ;  allein  die  Verfügung  über 
den  Staat,  der  nicht  sein  Eigeuthum  ist,  steht  ihm  nicht  zu.  Selbst  .dadurch, 
dass. die  Bezeicliuung  des  Reichsverwesers  nicht  etwa  einem  Einzelnen  allein 
zustünde,  sondern  nur  unter  Zustimmung  Mehrerer,  z.  B.  der  Agnaten  oder 
einer  Ständeversammlung,  geschejien  könnte,  würde  dem  Uebel' nicht  ptXL 
vorgebeugt.  Einseitige  Leidenschaft  oder  Selbstsucht  kann  sich  nnn  freüieh 
nicht  geltend  macheu;  allein  es  können  nun  um  so  mehr  anderweitige  Bänke 
und  ]^Iane  gesponnen  werden;  und  jedenfalls  mag  die  Entscheidung  zu 
grossem  öffentlichen  Nachtheile  in  die  Länge  gezogen,  vielleicht. ganz  ver- 
eitelt werden.  Höchstens  ist  für  den  Fall ,  dass  gar  keine,  von  den  gesetz- 
lich zur  Regentschaft  befähigten  Personen .  vorhanden  wäreii ,  das  Recht  zo 
einer  freien  Wahl  in  letzter  Linie  und  unter  genauer  Vorzeichnung  des 
Verfahrens  zu  gestatten.  Wenn  irgendwo ,  so  ist  hier  das  theoretisch 
Bessere  der  Feind  des  practisch  Guten.     Ob  etwa  in  Ausnahmefällen  eine 
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Benützung  d^s  Gedankens  möglich  ist,   wii*d  weiter  onten  zu  nntersuchen 
sein  *).  • 

2.  Eine  zweite  Forderung  an  eine  gute  Ordnung  der.tlBgierungsver- 
tretimg.geht  dahin,  dass  so  wenig  als  jnögÜch  von  den  Grundsätzen  abge- 
wichen werde,  welche  im  regelmässigen  Zustande  der  Diqge  hin- 
sichtlich der  Innehabung  der  Staatsgewalt  und  der  FüHrung  von  Geschäften 

•  •  • 

gelten.    Da  diese  Grundsätze  als  die  im  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  zu 
befolgenden  aufgestellt  sind,  sa  ist  anzunehmen,'^  dass  sie  vom.  betreffeifden 


1)  In  den  positiven  G.eftetBen  sind  wUlkührüthfi,  d.  .h.  nicht  schon  durch  ein  'Gesetz  ein  fltr 
iSemal  vorgr^eidihetef  Bestiihmnngen  der  Person  eines  Regierungsverwesers  alierdings  hüu&g 
gMog  gestattet;  b^ehnngsweise  Vorgeschrieben.  Es. lassen  sich  sog'aV  drei  wesenfllch  ver- 
•dtedene  Kategoriejßn  solcher  Anordnoi^gen  onterscheiden*  —  l)  Freie  Ernennung  durcii 
Us  Ständeversammlung.  In  sämmtlichen  deutschen  Staaten  nur  gestattet  in  Preuss^n, 
Alt  5S;  l^nxQim'burg,  Verf.  von  I8tö,  Art  6;  Braunschweig,  fl9;  ^obel  dann  noch 
ii  bemerken  steht  ^  di^  in  Preussen  und  Braunscl^weig  eine  Wahl  nur  in  Ennängluhg  von 
Agnaten'  stattfinden  soÜ,  in  Braunächweig  aber  'sie  ttberdiess  noch  beschränktist  durch  einen  .Vor- 
■lüag  des  St^alsitilnirterihms  nnd  auf  eiu^n  nicht  regierenden  Deutschen,  tind  blos  in  Luxembuxg 
k  Jedem  Falle  einer  Eegents^haft  eine  freie  Ernennung  satttfinden  soll.  Von  ausserdentsth'en 
Üsaten  steht  in  England  eine  Wahl  des  Reichsverwesers  in  jedem  Falle  der  Noth wendigkeit 
4iA  Parlamente  zn,  und  zwar  ganz  unbe4chrän1&t;  ebenso  war  diess  Vorschrift  in  den  spani- 
leben  VeriSsssungen  von  1818  und  1837.  Die  Verfossungen  fUr  die  Niederlande  von-  1815 
lad  1848  geben  dagegen  den  Generalstaaten  ein  Wahlrecht  unter  efhigen  Beschränkungen  und 
Vonoasetzongen.  ->  8) «Ernennung  durch  ein  von  einem  regiere nd*en  Fürsten 
led  Ständen  vorgelegtes  Gesetz  bei  einer  als  wahrscbeibllch  vbrauszuseb^den^eglvrungs- 
id&ii^eit  des  Nadifolgers.  Dieser  in  den  Gesetzen  häufig  vorgesehene  Iß'all  zerfällt  übrigens 
wieder  in  zwei  Abtheilun^en.  ^nmal^n&nlieh  ist  eine  solchef  mit  den  Ständen  zii  vereinbarende 
Vonnundachafl  und  somlf  die  Uebergdhung  der  Agnaten  u.  s.  w/  schon  bei  einflu^her  Minder- 
jihiigkeit  des  Nachfolgers  angeordnet,  'öder  wenigstens'  gestattet.  So  namentlich  (ausser  den 
uteri)  aullgefuhrtea  Staaten)  In  Cobur'g-tiotlia,  S  13  USr'i  t)ldenburg,  Art  81;  Reuss 
].!•.,  §46.  Zweitei^  aber  ;ist  eine  gemei^schafllich.  mit  den  Ständen  zu  treffende  Ernennung 
flir  den  Fall  einer  sonstigen,  geistigen  oder- körperlichen,  Unfähigkeit  des  prasamtiven  Nach- 
fe^en  Torgeschrieben.  Diess  denn  aber  im  K.  Sachsen,  %  10;  Württemberg,  §  12; 
Kirhassen,  V.-U.  von  1831 /§  7;  -Coburg-Gotha,  §  15;  Oldenburg,  Art  2L;  Reuss 
j.  L^  f  46;  Waldeck,  ft  88.  —  3)*£insettigo  Ern.enn-ung  durch  den  regierenden 
Firsten,  nnd  zwar  mit  sehr  verschjedenen  Modalitäten.  In  Bayern  naag,  nach  V.-U.  II,  13,- 
te  Kdni^  bei  allen  Fällen  einer  als'  nothwendig  erscheinenden  Vertretung  in-  Ennhngl^ng  von 
Ai^BSten  nnd  einer  veniv^ittweten  Königin  einen  der  Kronbeamten  zum  Reiehsrerweser  em^n- 
MB.  Die  hannoverische  Verüns^ung  vdn  1840 ,  §  l^,  unterscheidet  zwiselien  längeref  Ab- 
wes«nMt  des  Königs  und  Mindeijährigkea  oder.persönlicber  Unfähiglcelt.  Im  ersten  Falle 
ktan  der  König  entweder  den  56i^terrath  oder  eine  einzelne  Person  bezeichnen ,  im  andern 
FiAe  «eiDeB^.  Agnaten  oder  einen  nich^  regierenden  deutschen  Prinzen.  In  S.JWeimar  -er- 
ienat  der  Grossherzog  pach. BeOeben  den  Vormund.  (B.  Schmid,  Staatsrecht,  S.  lt.)  Gleiche 
Bestimmaogen  galten  in  den  Napoleonischen  Verfks^ungen  für  Frankreich  und  dessen  Neben- 
steflin.  In  Frankreich  sdb«t. ernannte,  nach  dem  ßepa^oonsult  von  1804,  in  ersfer  Linie 
4er  Kaiser  den  Reichsver^eser  aus  den  Agnaten,  in  Ermanglung  solcher  aus  den  'Grosswürden- 
tiiigeni.  In  Holland  sollte  nach  der  Verfassung  von  X806  der  französische  Kaiser  den  Vör- 
nmd  ernennen^  (in  Ermanglung  einer  t^rwittweten  KönlgiiO.;  dessgl eichen  in  Weätphaiön 
CIBOT)  and  in  Neapel  (lfe08);  während  in  Spaniern,' Verf.  von  1808,  wenigstens  der  König 
MliHt,  in  erster  Linie,  ahne  Wahl  unter  den  Infanten  zu  treffen  ber^phtigt  war.  Von  den  nn- 
sihllgeB  FäUeh  testamentarischer  Vormundschaft  in  fhiheren  Zeiten  und  bei  anden) .  Reohts- 
grandlagen,  als, den  itzigen,  gar  nicht  zu  reden.  —  Wunderlich  genug  nimmt  es  sich  aus,  wenn 
Eeitemai^r«  Grmdsätte  der  Regentschaft,  a  57  fg.  nicht  nur  die  Gründe,  welche  gegen 
«ine  willkürliche,  namentlich  eibe* testamentarische  Reichsverwesung  sprechen,  richtig  anführt, 
sondern  auch  lange  Reihen  von  Be:spielen  aufzählt ,  In  welchen  solche  Besümmungen  nicht 
Veobachtet  wurden,  und  er  «ich  tfcUieaslich  doch  daftir  auupiicht 

11  ♦ 
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Staate  als  die  nothwcndigen  und  richtigen  anerkannt  sind.  In^dem  Um- 
Stande,  dass  im  Augenblicke  nicht  die  durch  Erbrecht,  Oder  wenigstens 
nicht  die  durch  die  Erbfolgeordnung  berufene  Person  die  Stfu^geschi&fte 
führt ,  liegt  aber  kein  ersichtlicher  Grund ,  waram  etwas  sonst  Unpassendes 
jetzt  zweckmässig  sein  sollte.  Es  sind  aber  mehrere  mächtige  Bestimmungen, 
welche  unter  diesen  Gesichtspunkt  fällen.. 

Vorerst  gehört  hierher  die,  nicht  seltene,  Abweichung  vpn  .dem  Grond- 
satze,  dass  in  der  Monarchie  nur  Männern  die  Regierung  gebührt  Es 
ist' nicht  nur  nicht  einzusehen,  warum  die  zahlreichen  Grtlnde,  welche  die 
Leitung  der  Staatsgeschäft&durch  eine  Frau  als  bedenklich  ersclieinen  lassen, 
bei  einer  stellvertretenden  Regierung  nicht  ebenfalls  Platz  greifen  sollen; 
sondern  es  muss  im  Gegentheile  behauptet  werden,  <[ass  dieselben  bei  den 
grösseren  Schwi(^rigkeiten  einer  solchen  noch  besonders  ins  Gewicht  feiHen. 
Eine  nähere  Erörterung  dieses  wichtige)!  Punktes  ist  jedoch  später  ontöi, 
bei  der  Besprechung  det  gesammten  Personalfrage,  besser. am  Platze.  " 

Ebenso  wenig  verdient  e%  Billigung,  wenn  in  einem  regelmä^g  monsr- 
chisch  regierten  Staate  die  Regentschaft  dner  Collegialbehörde  über- 
tragen wird*).  Die  Gründe,  welche  nach  aller  Erfahrung  der-Creschichte 
DireI>toriaIregi€rungeu  als  sehr  bedenklich  erscheinen  lassen,  traten  auch 
hier  ein.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  bei  einem  Regentschaftsrathe  keine 
Spaltungen  und  einander  bekämpfende  Parteien  sollten  eintraten  können; 
oder  warum  die'hiei^üs  sich  eigebend^  Schwächung  dCer  Staatsgewalt,  di^ 
Verzögeruhg  der  Entschlüsse^ .  die  leicht  aus  Compromissen  entsteheiulen 
Folgt  Widrigkeiten ,  die  an  die  verschie*denen  Personen  des  Direktoriums  nd 
leicht  knüpfenden  Partheiiingen  nnd  Ränke  bei  einer  Regentschaft  weniger 

•       •  • 

schädlich  sein  sollten.  Es  kommt  hierzu  noch  die  absonderliche  Inconseqnens, 
dass  in  die  Reihefolge  der  monarchischen  Regierung  eine  Art  von  republi- 
kanischer Eiunchtung  gestellt  wird.  Dass  so  etwas  in  der  spanischen  Cortes* 
vei-fassung  oder  im  norwegischen  Grundgesetze  festgestellt  werden  mo^htie, 
begreift  sich,  indem  hier  die  Monarchie  überhaupt  nur  ongeme  und  auf 
das  geiingste  Maass  beschränkt,  zugelassen  wurde;  desto  weniger  sollte  eine 
solche  Einrichtung  stattfinden  in  Staaten,  d^ren  regelmässiger  und  beabsich* 
tigter  Mittelpunkt  die  Einherrschaft  ist.  Auch  in  dieser  Beziehung  darf  die 
persönliche  Voimundschaft  und  die  Erziehung  eines  mindeijährigen  Ft^ten 


1)  Bestimmonffen  Aieaer  Art  enüialten  die  a^^nUehen  VerfkAungen  von  ISIS,  .w«lciiw 
eine  Regentschaft  von  3—5  Mitgliedern  anordnet,  und  von  1837,  wellte  den  Gottes  Überliiit, 
eine  HegeutsChaft  voii  i,  8  öder  5  Personea  cQ  ernennen;  ferner  ftie  norw etliche  VttflM* 
■urg,  welclie  fUr  den  Fall  gänselichen  Mangels  an  regiiMrangslälilgen  Afirnate^dem  Btaatsnäie 
mit  den  Ihm  etwa  vom  Grossding  weiter  beigeordneten  Männern  die  Reiciwvörwesiing  Aber- 
trägt.  —  Etwas,  freilich  niclit  wesentlich,  besser  ist  die  in  einer  Anzatil  kleinerer  deattcher 
Staaten  beliebte  Einrichtung,  nach  welcher  dem  Regierungsverweaerein  R^ntschaftustb  nir 
Beite  gesteUt  wird.    Hierüber  s.  sogleich  weiter  unten,  S.  165- 
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nicht  verwechselt-  werden  mit.  der  Regifcrung  des  Staates.  Findet  man  für 
jene  einen  Beirath  erfahrener  Männer  zweckmässig,  (was  näher  zu  anter- 
sachen  jeM  nicht  die  Absicht  ist,)  so  ist  es  auch  auf  diesen  Gegenstand  zu 
beschränken. 

Endlich  gehört  noch  zu  den  verwerflichen  Gedanken  die  .gar  nicht  sei- 
tene  Bestimmung,  dass  ein  Reichsverweser  nicht  die  vollen  Verfas- 
soDgsmässigen  Rechte  des  Staatsoberhanptes  ausüben  darf,  sondern 
in  manchen  mehr  oder  weniger  wesentlichen  Beziehungen  beschränkt  ist.  Es 
zerfallen  aber  diese  misstrauischeil  Ausnahmen,  in  drei  Gattungen.  Eimnal 
in  Bestimmungen,  durcl^  welche  einem  Regi^ungsverweser  wesentliche  Aen- 
dmmgen  in  den  Grundgesetzen  des  Staates  ntcbt  gestattet  sind  ').  Zweitens* 
in  Verboten ,  welche  eine  Beeinträchtigung  des  bevormundeten  Fttrsten  hin- 
sichtlich  einzelner  bestimmter  Regierungs-^  Ehren  ^  und  Vermögensrechte 
Terhindem  sollen;  z.  B.  die  Untersagmig  der  Ent^ssung  von  obersten  Be- 
imten,  der  definitiven  üebertragtmg  von  Staatsämtem,  der  Errichtung  oder 
Verleihung  von  Orden,  der  Wiederverkihung  heimgefallener  Leh^n  oder  der 
Yeränssemng  von  Domänen*).  Drittens  endlich  in  die  Beifügung  eines 
Regentschaftsrathes,  ohne  dessen  Anhörung  keine  wichtige  Reg;ierungshahd* 
img  solle  vorgenommen  werden  dürfen'). 


1)  Das  entt  Beispiel  einer  i^esetsUcben  Besehrfinkniig  Iq  VerfiMSungsanfrelegeaheiten  gibt 
das  fr  ans  dsi  seil  e  SenatusconsaU  vob  1804,  welches  besthnmte,  dass  während  «iner  Regent- 
tehaft  und  drei  Jahre  nach  deren  Aufhören  kehi  Senafiis-Consalt  zn  Stande  kommen  könne. 
Hteanf  Iblgte  Württemberg,  welches  in  §  15  seiner  Verf-Urk.  bestimmte,  dass  eine  wah- 
rsnd  einer  Reichsrerwesang  vorgenonuhene  yerflusangSTeräpderung  nur  fiir  die  Daner  .der 
Begmtichsft  Gültigkeit  habe.  .Sachsen,  V-U.,  f  14,  gestattete  eine  solche  Veränderung  an 
rieft,  allein  nur  unter  Torgängiger  Zustimmung  eines  FamlUenrathes  aller  über  2i  Jahre  alten 
Plinsen  rom  Hanse;  eine  Bestimmung,  welche  auch  Oldenburg,  V.-U.,  Art.  2t,  §  i,  ange- 
Bommen  bat.  Nach  der  hannoverischen  Verfiissung  vqn  1840,  f  23,  konnte  während  einer 
SigieningsTerwesung  keine  Schmälerung  der  Rechte  des  Königs,  keine  Aenderung  in  den 
Onmdsystemen  und  in  den  verfassnngspiässigen  Rechten  der  allgemeinen  Ständeversammlung 
üd  dar  Provinsialstände  Torgenommen  werden.  Nach  der  kur hessischen  Verfossung  vqn 
US^  f  8 ,  endlich  soU  eine  Verlkssungsänderung  nur  in  dringenden  Fällen  (?)  und  nait  Znstim- 
Bniir'd(!r  nächsten  (?)  Agnaten  vorgenommen  werden.  —  Nach  den  Grundsätzen  .des  älteren 
iiiiHtnlinn  Rechtes  waren  solche  Beschränkungen  nicht  zugelassen.  So  erklärt  z.  B.  J.  J. 
Moser,  V.  d.  Reichsstände  Landen,  8.  1133:  stehet  ein  Landesherr  unter  der  Vormundschaft, 
10  tat  bekannt,  dass  diese  alles  das  thun  'kann,  was  der  Regent  selber  thun  könnte,  und  dass 
CS  eben  die  Rechtskraft  hat,  als 'wenn  es  von  dem  Regenten  selbst  geschehen  wäre."  VergL 
ZSpfl»  die  Regienings-Vormnndsbhaft,  und  Zacha^iä,  Staatsr ,  Bd.  J,  8.  980- 
f)  Diese  Gattung  von  Beschrilnkungen  des  RegierungSreohies  eines  Reichsverwesers  ist 
veneUedenen  Inhaltes  in  den  einitelneit  Ocnndgesetzen.  In  Bayern  kann  der  Regent, 
V.-U.,  n,  17f  alle  Aemter,  mit  Ausnahme  der  Richterstollen,  nur  provisorisch  besetzen  (?) ; 
^  darf  keine  neuen  Aemter  schaffen,  keine  Krongüter  veränssem  und  keine  Lehen  vergeben. 
-  In  Hannover  duifte  nach  de^  Verf.  von  184^,  f.  S3,  der  Regent  keine  Stenererhöhnogen 
voraelnDen.  —  InWttrttemberg,  f  15,  Jiänn  ein  Regierungsvorweser,  keinen  Ritterorden  und 
keine  Hofämter  errichten ;  Iceine  Standeserhöhnngea  vornehmen ;  kein  Mitglied  des  Gehe'men- 
nftee  entlassen  (!),  ausser  in  Folge  gerichtUchen  Urtheiles;  keine  heimgefallenen  Lehen  vei> 

geben« 

S)  Regentsehaftsräthe  sind  allerdings  eine  sehr  alte,  in  und  amserhalb  Deutschlands,  in 
gio«ea  nnd  kleinen  Staaten  vocgekommene  Einrichtung;  dessen  unerachtet  ist,  auch  nach  Aus- 
weis der  Geschickte,  die  Richtigkeit  des  Gedankens  mehr  als  sweifelhaft.  Vgl.  Reitemai  er, 
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Die  Gründe  zn  solcher  Beschrftnkang  sind  wohl  doppelter  Art.  Einmal 
die  Furcht,  es  möchten  während  einer  nur  knrz  daaemden  Zwisclidiuregiening 
aus  rein  subjektiven  Liebhabereien  grosse  Yerändernngen  im  Staate  Tprge- 
nommen  werden ,  welche  dann  später  wieder  mit  Mühe  und  Opfern  za  be- 
seitigen wären.  Zweitens  die  Besorgniss,  es  könnte  ein  Regienmgsverweser 
aus  persönlicher  Abneigung  gegen  die  regierejide  Linie ,  aus  boshafter  Scha- 
denfreude, oder  aus  falscher  Sucht  nach  Yolksbeliebtheit  wesentliche  Regie- 
mngsrcchte  verschleudern,  deren  Einbusse  von  ihm  bei  nur  kurz  dauernder 
Stellung  an  der  Spitze  des  Staates  verhältnissmässig  leicht  ertragen  wtkrde  ^). 
Die  Möglichkeit  eines  Fehlers  oder  Unfuges  soll  nun  zwar  in  allen  diesen 
Beidehungen  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  denhoch  sprechen  entschie- 
dene Gründe  gegen  die  AufsteUung  dieser*  Vorkehrungen,  eine  einzige 
Ausnahme  etwa  abgerechnet.  —  Wenn  nämlich  von  der,  doch  offenbar 
zulässigen,  Voraussetzung  ausgegangen  wird,  dass  die  dem  Staatsober- 
haupte regelmässig  und  verfassungsmässig  zustehenden  Rechte  zu  einer 
zweckgemässen  und  tüchtigen  Führung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  in 
allen  ordentlichen  uiid  ausserordentlichen  Fällen  nothwendig  seien;  wenn 
femer  sich  von  selbst  versteht,  dass  auch  Mhrend  einer  Regentschaft  alle 
Arten  von  Fragen  zur  Entscheidung  kommen  und  alle  Bedürfhisse  sich  gel- 
tend machen  können,  namentlich  bei  einer  länger  dauernden  Reichsver- 
wesung  ganz  sicher  eintreten  werden;  wenn  endlich  unzweifelhaft  eine  an 
und  für  sich  ungenügende  Staatseinrichtung  dadurch  nicht  besser  wird,  dass 
das  Staatsoberhaupt  zufällig  nicht  in  eigenem  Namen  regiert:  so  muss  man 
sich  unbedingt  für  den,  glücklicherweise  auch  in  den  meisten  Staaten  still- 
schweigend geltenden  und  in  einzelnen   sogar  föirmlich  ausgesprochenen*), 


Gmndsätze  der  Regontschaft,  S.  175  tg.  und  die  daselbst  angefiibrten  Beispiele.  —  Von  im 
neaem  deatschen  •Grandg'esetzcn  ordnen  nachstehende  einen  dem  Reichsrerweser  siur  8eite 
stehenden  Rath  an:  In  Bayern,  V.-U.,  II,  17,  ist  4as  Staatsministerium  der  Regentschaftsnlk, 
dessen  Gutachten  in  allen  wichtigen  Fallen  einzuholen  ist.  Nach  der  k.  s&chsischen  )ta^ 
(k.ssangr,  §  U«  ist  die  ^oberste  Staatsbehörde"  in  dieser  Stellnng:.  Die  knrh essische  ym»> 
sunfl:  von  1831,  §  S  bestimmte,  d:&ss  ohne  die  Zustiromnng  (!)  des  Regentschaltsrathei  keiae 
Rügentenhandlungr  ausf^eübt  worden  dürfe.  In  S.  Altenbnrg,  Art  17,  soll  dh  Rofreotschaflt- 
rath  aus  wenifl^tons  3  Ministem  bestehen,  welche  in  allen  Refpierangshandlanffen  an  Bathe 
ju  ziehen  sind.  Ebenso  ist  für  Renss  j.  L.  ein  solcher  Rath  vorgeschrieben,  nnd  *war  IBr 
Hohenzollern-Sigmaringen,  so  lange  es  selbstständiger  Staat  war,  einer  benimmt 

1)  Wenn  Reitemai  er,  a.  a.  O.,  8.  179,  hier  eine  Beschränkung  der  Regiemngsreehtc 
eines  Reichsverwesers  geltend  machen  will,  da  dersellie  kein  eigenes,  sondern  nar  ein  ab|(e- 
leitetes  Recht  besitze,  und  da  er  nicht  nach  seinen  Interessen,  sondern  nach  dem  des  tigmir 
liehen  Monarchen  seinen  Plan  zn  entwerfen  habe,  nur  „dessen  Vermögen  zu  erhalten  habfl^: 
so  ist  diess  Alles  ganz  schief.  Der  Regent  hat  den  Staat  zu  leiten,  nach  dessen  BedflifhiiMO 
und  nach  der  Lage  der  Umstände;  ein  anderes  Recht  hat  auch  der  Monaroh  selbst  nicht,  and 
es  kann  daher  von  einer  blosen  Bewahrung  seiner  Rechte  und  seines  Venndgens  hier  gnr 
nkht  die  Rede  sein. 

8)  So  bestimmt  z.  B.  Art.  56  der  preussischen  Verfassung,  dass  der  ReichsrerweMr 
dio  „dem  Könige  zustehende  Rechte"  auszuüben  habe.  Gleiche  Bestimmnagen  im  K.  Sachten, 
f  18;  Hannover,  V.-U.  von  1840,  f  23;  Oldenburg,  V.-U.«  Art  85;  Schw.arsbnrg'^ 
Sonderhaasen,  %  48;  Waldeck,  V.U.,  t  84, 


in  Beziehung  auf  Bfefehsvenresang.  1^7 

Gnmdiata  erbUren,  dass  ein  Beicbsverwäser  die  volle  und  onverkürzte  Re- 
giemngsgewalt  aimzoflbai  habe.  Die  richtigen  Mittel  gegen  einen  Missbraach 
lOD  edner  ^te  sind  die  nämlichen,  welche  anch  gegen  die  Missregierung 
enes  im  eigenen  Namen  Herrschenden  im  concreten  Staate  fdr  zweckmässig 
Bod  aasreichend  erachtet  werden;  besonders  wird  sich  auch  hier  Segen 
OBcr  ehrlichen  und  kräftigen  Yolksvertretung  erweisen.  Und  wenn  diese 
Mittel  etwa  nidit  ausreichen  sollten,  um  kleinere  Neckereien  oder  Ver- 
kehrtheiten  in  Beziehung  auf  Hofämter,  Ordens-  nnd  Adelsverleihnngen  und 
dergleichen  zu  verhindern,  so  sind  diess  theilsDiBge  von  geringem  Belange, 
theils  nrass  gegen  den  Nutzen  ihrer  Verhütung  der  Nacbfheil  in  die  Waage 
lelegt  werden,  welchen  eine  Unmöglichkeit  herkömmlicher  Belohnungen  nnd 
Snricbtongen,  namentlich  während  einer  langen  Reichsve)*wesung,  hab^n 
BflBflte. 

Wie  dem  aber  auch  sei ,  unter  keinen  Umständen  darf  die  Beschränkung 
o&ea  Reichsverwesers  so  weit  gehen,  dass  er  alle  erledigten  Staatsämter 
mr  vorläufig  besetzen  und  dass  er  die  obersten  Rätbe  seines  Vorgängers 
licht  entfernen  kann.  Jene  Beschränkung  mu^,  wenn  sie  länger  dauert 
und  nicht  etwa  bloss  den  Worten  nach  gehandhabt  wird ,  eine  vollständige 
Zerrüttung  ^^s  Staatsdienstes  zur  Folge  haben;  und  es  könnte  eine  solche 
rechtlose  Stellung  aUer  Beamten /furchtbar  missbraucht  werden.  Was  aber 
£e  Unmöglichkeit  einer  Entlassung  der  Minister  und  Geheimeräthe  des 
Yorgängers  betrifft ,  so  beruht  ein  solches  Verbot  von  vorne  herein  auf  der 
ganz  grandiosen  Annahme,  dass  solche  erste  Beamte  des  Vorgängers:  durch- 
weg ans  «alten,  weisen  und  erfahrenen»  Männern  bestehen,  die  au  ihre 
Stellen  zu  Setzenden  dagegen  aua  unwürdigen  Günstlingen  und  aus  unbrauch- 
baren und  unerfahrene  Eniporkömmlingen.  Nun  kann  aber  'auch  recht  gut 
das  Gegentheil  der  Fall  sein.  Es  ist  ebenso  gut  möglich,  dass  sieb  das 
ganze  Land  schon  längst  sehnte  nach  einer  Veränderung,  und  dass  die  dem 
Bekhsverweser  nahestehenden  Diener  mit  Jubel  begrüsst  würden.  Soll  nun 
die  Herrschaft  des  Schlechten  fortdauern,  blos  weil  sie  besteht?  und  soll 
der  Verweser  gegen  seinen  Willen  schlecht  regieren  müssen?  Man  darf 
glauben,  dass  die  Vorgänge  in  Preussen  in  den  Jahren  1857  und  1858  für 
immer  das  Todesurtheil  über  eine  solche  Bestimmung  gesprochen  haben. 
Anch  rechnete  man  seiner  Zeit  in  Württemberg  {während  der  vormundschaft- 
licben  Regierung  an  der  Stelle  des  minderjährigen  Herzogs  Karl)  den  an 
den  eisernen  Galgen  gehängten  Juden  Süss  nicht  zu  den  elirlichen  weisen 
Käthen  des,  zu  frühe  verstorbenen  Vorgängers.  Ausserdem  jst  gegen  solches 
Verbot  des  Personenwechsels  zu  bemerken,,  dass -es  in  einem  constitutionellen 
Staate  nicht  blos  gegen  die  überall  anerkannten  Rechte  des  Staatsober- 
hauptes geht»  sondern  auch  in  der  That  eine  politische  Unmöglichkeit  sein 
kann.    Nicht  nur  ist  dies,  selbstredend,  in  jedem  Staate  der  Fall,  in  welchem 
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das  parlamentarische  System  sich  kräftig  entwickelt  hat;  sondern  auch  in 
einem  nach  dem  gewöhnlichen  Maassstabe  des  Festlandes  gehandhabten 
cpnstitutionellen  Staate  kann  die  Entlassung  eines  Ministers  geradezu-  nii- 
vermeidlich  $ein.  Es  ist  zu  bedenken,  dass  es  sich  hier  nicht  blos  von 
den  Rechten  und  der  Stellung  des  Regenten,  «ondern  eben  so  sehr  von 
denen  der  Stände,  handelt,  welche  doch  während  einer  ^rmundschaftliehen 
*  Regierung  nicht  ebenfalls  werden  vermindert  w^den  wollen.  • 

Diö* einzige,  oben  bereits  angedeutete,  Ausnahme  ist  etwa  das.Vißrbot 
einer  Aenderung  in  den  Gxündgeset^eu  des  Staates.  Nicht  zwar  in  der 
Weise,  dass  eine  völlige  rechtliche  Unmöglichkeit  irgend  eine  Aenderung 
in.  einem  Verfassiingspunkte  während  der  Dauer  einer  Regentschaft  zu  radien 

• 

wäre.  Kann  doch  eine  solche  auch  während  dieser  Zeit  nicht  nur  unschäd- 
lieh,  sonderil  vielleicht  selbst  dringend  nothwendig  sein.  Wohl  aber  iil  d^ 
Art,  dass  eine  solche  Veränderung  zunächst  nur  für  die  Daner  der  Reichs- 
verwesung beschlossen  werden  kann  und  beim  Eintritte  der  Selbstregierung 
aufs  Neue  in  üeberlegung  zu  nehmen  ist.  Eine  solche  Bestimmung  ver- 
einigt  die  Möglichkeit  einer  *  augenblicklichen  Veränderung  mit  der  Abwehr 
muthwilliger  Verschleuderung  von  Regierungsrechten  durch  einen  Verweser. 
Da  «ich  nämlich  letzterer  durch  ein  ungerechtfertigtes  Verlangen  nach  Aenr 
dörungen  mir  selbst  schaden  könnte ,  nicht  aber  auch,  der  etwa  von  ihm 
gehassten  älteren  Linie :  so  ist  an  ein  böswilliges  Vorgehen  von  seiner* 
Seite  nicht  zu  denken ,  ^^Ihrend  objektiv  nothw^ndige  und  z^ckmässige 
Aenderungen  itzt  getroffen  . werden  können,  später  aber  die  Feherprobe 
einer  nochmaligen  Berathung  und  Beschlussnahme  bestehen  werden  >). 

3.  Eine  weitere  einleuchtende  Bedingung  zweckmässiger.  Ordnung  des 
Regentschaftswesens  ist  es,  dass  die  Thatsache  der  Unfähigkeit  zur 
Sclbstregierung  vollständig  zweifellos  constatirt  werde.  Es  ist  diess 
fein^rseits  Forderang  der  Gerechtigkeit  gegen  den  zu  Bevormundenden; 
.  andererseits  nothwendig ,  damit  nicht  die  Mäassregel  angefochten ,  dadurch 
aber  vielleicht  unendliches  Wirrsal  bereitet  werden  kann. 

"Bei  einer  Minderjährigkeit  hat  die  Sache  nattirlifch  g|ir  keinen 
Anstand;   doc*h  ist  hier  immerhin  am  Platze,  Zweierlei  zu  besprechen.  — 


1)  Verschieden  toh  diMer,  (übrifcens  auf  diiisr«  dratsche  G^sets^ebiin^en  gestützte,)  An- 
sicht de.  Ici^e  ferenda  maic  natürlich  d«8  positive  Recht  im  concreten  Staate  sein,  nnd  daaselbe 
entweder  Jede  Verändernng  an  der  Verfassang  antersa^ren,  oder  sie  anter  anderweitigen  Be- 
dingungen und  Beschränkungen  gestatten.  Die .  firancösische  Ver^sung  yon  1804  bestimmte 
z.  B.,  dAss  nicht  nur  wähf-end  der  ganzen  Dauer  einer  RegentsehalT,  sondern  sogar  drei  Jahie 
lang  nach  deren  Be^digan^r  gar  kein  Qenatasconsnlt  zu  Stande  gebracht  werden  könne.  -:: 
Wenn  keinerlei  Art  yon  Verfügung  getroffen  ist,  so  muss,  wie  oben  geschehen,  für  die  ToUe 
Unbescbrünktheit  der  vomSnndschaftliehen  Regierang  auch  hinsichtlich  der  Verßissangsverände- 
ningen  gestimmt  werden.  Ob  freilich  diess  ans  dem  von  Zöpfl  (Die  Vormundscliaitsregienmg. 
im  VerbJUtnfsse  zur  Landesverfassnhg ,  1830,  S.  47  ff;.)  ausgeführten  Grande. zu  geschehen  hat, 
daas  nach  urdentschen  RecHtsbegriffen  der  als  Vormund  bestellte  Agnat  für  die  Dauer  der  Min- 
deijüulgkeit  vollständig  einrOöke  in  sein  eigenes  Recht,  ist  eine  ganz  andere  Frage. 
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Torent  ist  wttmdjiAiSPwerth,  dass  daB  zur  Selbstregiemog  befähigende  Alter 
meht  alizo  frtlhe  angesetzt  werde.    Die  Feststellung  der  YoUjfihrigkeit  auf 
14  Jahre,  wie  sie  4n  dem  älteren  französischen  Staatsrechte,  st^tt&nd  und 
Doch  in  der  st«nischen  Verfassung  Yon  1837  festgehalten  wird,  ist  offenbar* 
anzwectanftssig.    Ein  Knabe  von  14  Jahren  ist  zur  Besorgnis  von  Regie* 
nmgsgeschäften  noch  lange  nicht   reif;     Selbst  das  jetzt- mit  verbältiu8»>   . 
massig  sehr  wem'gen.  Ausnahmen  ^allgemein  angenommene  >)  achtzehnte  Jahr 
l&sst  noch  manche  Bedenken  zu.   Nicht  nur  wird  es  an'  den  nOthigen  K^mt- 
mssen   und  lui'  der  Reife  und  Ruhe   des  Urtheiles  gar  häufig  gebrechen; 
sondern  es  ist  namentlich  zu  bedenken,  dass  eine  Ausbildung  des  Charakters 
imd  eine  Beherrschung  der  Leidenschaften  in  so  jungen  Jahren  noch  nicht' 
Torhanden  sein  kann.   Wenn  auch  etwa  einzelne  Ausnahmen  angefahrt  wer- 
den  mögen,  so  sind  sie  eben  Ausnahmen,  und  d^  gewöhnliche  Zustalhd 
wird  ohne  mannchfache  Nachtheile  f&r  den  Staat  und  &iT  den  jungen  Ffir- 
sten  selbst  nicht  Verlaufen.    Das  Natflrlichste  wäre  daher  wohl,  wenn  die 
ToUjährigkeit  des  Staatsoberhauptes  auf  das  nämliche  Alter  gesetzt  ip^de, 
welches  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  jedes  Landes  zur  Selbstttbemahme 
der  eigenen  Rechtsgeschäfte  bei  dem  ganzen  Volke  für  passend  erachtet  ist 
Mag  man  sich  nämlich  auch  die  frühe  Vorbereitung  eines  zur  Regiei^g 
bestimmten  jungen  Fürsten  noch  so  erfolgreich  denken;   auch  auf  dessen 
eigenes  Bedürfniss,  dem  Rathe  erfahrener  Männer  und  nicht  der  eigenen 
Anschauung  zu  folgen,  noch  so'  vertrauensvoll  hoffen:  immer  bleibt  unläug- 
bar,  dass  zur  Leitung  der  Staatsgeschäfte  keine  geringere  Reife  erforderlich 
ist,  als  zur  Besorgung  der  kleinen  Privatangelegenheiten.    Wenn  dennoch 
ükst   alle  Haus-    und  Staatsgesetze  die   Regierungsmündigkeit  früher  fest- 
stellen,   so  kann  diess  seine  Erklärung  und  theilweise  llechtfertigimg  nur 
in  der  Ansicht  finden,  dass  die  einer  Regentschaft  untrennbar  anklebenden 
Uebelstände  noch  bedeutender  und  jedenfalls  gewisser  seien,  als' die  au» 
der  grossen  Jugend  eipes  selbstregierenden  Herrn  folgenden  Missstände.    Ob 
diese  Meinung' eine  richtige  ist,  bleibt  aber  6ehr  dahingestellt;  und  man 
mnss.sich  wohl  der  Ueberzeugung  zuneigen,  es  haben  die  wenigen  Staaten, 
welche  erst  im  20sten  oder  gar  21  sten  Jahre  Selbstregiening  zulassen,  das 
Richtigere  gewählt.    Merkwürdig  genug  ist  freilich,   dass  'OS  beinahe  nur 
die  kleinsten  Staaten  sind,  in  welchen  die  Bedenken  die  Oberhand  gewon- 
nen  haben.  —  Eine  zweite  Bemerkung  betrifft  die  Dispensation  von' der 
Minderjährigkeit.    Dieselbe  kam  in  früherer  Zeit  häufig  genug  vor,  nament- 
lich in  Deutschland,  wo  sie  als  ein  Reservatrecht  d^s  Kaisers  galt.    Dib  in 
dieser  Beziehung  gemachten  Erfahrungen  sind  jedoch  von  der  Ai't,  dass 


1)  Nor  in  B.  Meinig^n,  6.  Gotha,  Ren«»  j.  L.  and  Wal  deck  ist  dai  inrflckctlegte 
tute  Jahr  ala  AnCuig  der  Vol^ährigkeit  erklärt. 
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man  sich  nicht  bestimmt  genng  ^egen'  jede  Abkttrsol^  der  gesetEÜehoii 
Minderjährigkeit  erklären  kann.  Nicht  bloss  ist,  ans  den  eben  angedeuteten 
Orflnden,  von  der  Regierung  eines  kaum  dem  Eindesaher  Entwachsenoi 
sicherlich  wenig  Gutes  zu  erwarten;  sondern  es  darf  namentlich  nicht  über- 
sehen-werden,  dass  schon  die  Möglichkeit  der  Herbeifdhrung  einer  solchen 
frtthen  Mflndigkeit  zn  allen  Arten  von  Umtrieben  Yeranlassnng  geben  und 
der.  Regierung  des  Verwesers  die  grössten  Schwierigkeiten  bereiten  ^ann. 
Welche  Menschen  die  Abkürzung  wünschen  und  betreiben,  mit  wdchen  Mittete 
dieselben  dieselbe  herbeiführen,  und  womit  sie  sich  von  dem  ihnen  dankbaren 
jungen  Fürsten. bezahlen  lassen  werden,  bedarf  keiner  Erörterung.  Glück- 
licher Weise  ist  jetft  in  d^  grossen  Mehrzahl  der  Staaten  der  Zeitpunkt 
der  Regierui^gsmündigkeit  in  den  Yerfassuiigsorkunden  selbst  bestimmt,  da- 
durch aber  eine  Abkürzung  der  Minderjährigkeit  wo  nicht  ganz  nnmOglidi 
gemacht,  sa  doch  sehr  erschwert  worden^). 

Schon  schwieriger  kann  die  Feststellung  der  Thatsache  sein,  dass  das 
Staatsoberhaupt  wegen  Abwesenheit  zur  Führung  der  Regierung  nicht 
b^fiäugt  sei.  NatQrlich  nicht  in  der  Beziehung ,  dass  das  Factum  der  An- 
wesenheit oder  Abwesenheit  des  Fürsten  einem  Zweifel  unterliegen  könnte; 
wohl  aber  in  der  Richtung,  ob  die  Abwesenheit  von  der  Art  sei,  dass  die 
die  Einsetzung  einer  Regentschaft  nothwendig  machen.  Hierzu  müssen  aber 
die  verschiedenen,  .oben,  S.  156  fg.,  nähet  besprochenen,  Fälle  einer  Abwesen 
heit  einzeln  in's  Auge  gefasst  werden.  —  Am*  einfachsten  ist  die  Sachlage  in 
den  beiden^  Fällen  einer  fernen  Abwesenheit  bei  dem  Regierungsanfalle  und 
einer  durch  persönliche  Unfreiheit  des  Fürsten  erzwungenen  Entfernung. 
Hier  ist  wegen  der,  tkatsächlichen  oder  rechtlichen,  Unmöglichkeit  des  YerT* 
kehres  mit  dem  Staatsoberkaupte  die  Nothwendigkeit  einer  Stellvertretung 
von  selbst  einleuchtend.  ^  Gross  kann  dagegen  die  Ungewissheit  da  sein, 
wo  der  Fürst  für  eine  nur  vorübergehende  Abwesenheit  eine  Vorkeh- 
rung traf,  welche  eine  regelmässige  Verbindung  mit  ihm  selbst  zur  Ent- 
^heidung  der  wichtigeren  Vorkomnienheiten. voraus  setzte,  nun  aber  sich 
irgend  ein  thatsächliches  Hinderniss  diesem  Zusammenhange  entgegenstellt. 
Hier  wird  wohl  die  voraussichtliche  Dauer  dieser  Unterbrechung  den  Aus« 


.1)  Sehr  za  beiweifdn  ist  die  Biohtierkeit  der  von  Zöpfl,  D.  Staütsr.,  ite-Aofl.,  Bd.  n, 
Q,  94,  aiii|B:pfltente  Ansicht,  cjass  es  dem  regierenden  Fürsten  Eostehe,  seinem  Naolifbl|rer  eine 
Tonia  Ktatis  sn  erthellen.  Dass  davon  gar  keine  Rede  sein  kann,  weQn  der  Vol^lährigkeitt: 
termin  in  der  Verf)ussiing  sellwt* festgestellt  ist,  versteht  sich  ganz  von  s^bst;  allein  auch  die 
Btftigniss  zur  einseitigen  Aufhebung  der  Bestimmung  eines  gewöhnlichea  Hausgeaetzes  most  in 
Abrede  gestellt  werden.  Dem  Staatsober' lanpte'  steht  allerdings  das  Recht  zu,  von  den  allge- 
meinen Landesgesetzen  zu  di^spensiren  und  demgemäss  auch  die  venia  »tatis  in  Fällen  zn  er- 
Cheilcn ,  welche  unter  dem  gemeinen  Landesrechte  stehen ;  allein  ein  Recht  zu  beliebiger  Auf- 
hebung von  autonomischen  Bestimmungen  und  von  Familienverträgeu  kann  ihm  nicht  zuge- 
standen werden.  Mindestens  milsste  also  die  Zustimmung  der  Agnaten;  zu  ^er  Nichtbefbigong 
des  Familiengeset2:es  eingeholt  werden. 
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schlag  ra  geben,  diese  ailso  der  Gegenstand  des  Nach,weises  s^  müssen. 
Bei  einer  wahrscheinlicherweise  nur  kurzen  Storni^ .  wäre  natürlich  eine 
Begentschaft  weder  geboten  noch  erlaubt;  dagegen  könnte  sie  allerdings  durch 
den  Drang  der  Umstände  bei  Ungewisser  Ausdehnung  nöthig  werden.  — 
Was  aber  ^endlidi  die  Fälle  betrifft,  ip  i^elchen  es  zweifelhaft  geworden  ist, 

ob  die  Yßrfassungsbestimmung  eingehalt^  sei,  nach  welcher  der  Sitz  der 

»  •      .  .  ... 

Regierung  im  L^nde  selbst  zu  sein  hat,  so  kann  hier  das  Vorhandensein 
der  entscheideiiden  Thatsache  keineswegs  klar  vorliegen  und  vielleicht  e^t-. 
schieden  von  Betheiligten  bestritten  werden.  .Da.es  sich  jedoch  hier  nid^ 
Yon  einer  Verwesung,  sondern  von.  eüier  völlige^  Abtretung  der  Regierung 
handelt,  so  ist  eine  nähere  Untersuchung  in  gegenwärtiger  Abhandlung, 
welche  nur  die  Regentschaft  bespricht,  nicht  an  der  Stelle;  und.es  in^g 
nur  kurz  angedeutet  sein,  dass  zweierlei  festzustellen  sein  wird,  nämr. 
lieh  einmal,  ob  die  Abwesenheit  nach  der  thatsäcHlichen  Lage  d&r  Dinge 
als  eine  dauernde  anzunelynen  i^ ,  und  ob  .  die  zur  vollständigen  Leitung 
der  Staatsangelegenheiten  bestimmtep  und  zu^tähdigen  Personen  und  Be-* 
hörden  im  Lande  selbst  wirklich  bestehen  oder  nicht.  -—  In  sänmitlicb^ 
Fällen  liegt  übrigens  die  Art  und  Weise  der  Feststellung  einer  hindernde^. 
Abwesenheit  und  die  zu  dieser  Erklärung  bestehende  Berechtigung  und-Ver* 
pflichtong  klar  vor.  Offenbar  sind  dieselben  Personen  und  Formen ,  welche 
bei  der  Constatirung  einer  geistigen  oder  bürgerlichen  RegierungsuniWigkiBit» 
bei  ein^n  Thronanfalle,  beziehungsweise,  bei  dem  Fintritte  einer  solchen 
während  einer  Regierung,  gesetzlieh  zur  Verwendung  kommen-,  auch  hier 
geboten.  Die  Analogie  ist  sehr  nahe,  und  gewöhnlich,  ist  sogar  der  Wort- 
laut der  Vorschriften  über  die  eben  berührten  Fälle  so  weit«  dass  auch 
die  Abwesenheit  ohne  Weiteres  darunter  begriffen'  werden  kann. 

Am  schwierigsten  endlich  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  in  welchen 
FftUen  eine  persönliche  Unfähigkeit  zur  Regierung  als  tfaiatsächlich  vor- 
banden angenommen  werden  rauss,   und  wem  der  Ausspruch  über  das  Vcmt* 
handensein  einer  solchen  Fähigkeit  im  einzelnen  Falle  zu  übertragen  ist.  - 
Es  ist  nothwendig,  hier  näher  in  Einzelheiten  einzugehen. 

Vorerst  stösst  man  auf  das.  Bedenken,  ob  nur  Geistesschwäche, 
oder  ob  auch  körperliches  Gebrechen  zur  Selbstregierung  soll  unfähig 
machen  können.  —  Unbestritten  ist  natürlich,  dass  nur  sehr  bedeutende 
körperlidie  Gebrechen  Veranlassung  zur  Entziehung  des  Regierungsrechtes 
geben  könnten.  Aber  man  muss  so  weit  gehen,  den  Satz  aufzustellen,  dass  nur 
solche  körperliche  MtOngel  als  Verhinderurigsgrilnde  einer  Selbstregierutig  be- 
trachtet werden  dürien ,  welche  eine  vollständige*  geistige  Entwickelung  des 
Fürsten  und  eine  eigene  Besorgung  unerlässlicher  Regierungsaufgaben  unmög- 
lieh  machen.  Gerihgere  Uebelstände  reichen  offenbar  nicht  aus,  um  die; 
Entziehung  des  höchsten  Rechtes  im  Staate  zu  : rechtfertigen,  da  sie  wohl^ 
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BescfawerlicbkeiteD  and  Vielleicht  einzelne  Kachtheile,  nicht  aber  dne  Un^ 
mdgiichkeit  der  Selbstregiemng  2ur  Folge  haben.  Es  darf  nicht  ttberaehen 
werden ,  dass  es  z.  B.  Jetzt  kfeine  unerlässliche  Pflicht  eines  Fürsten  mehr 
ist,  persönlich  an  der  Spitze  des  Heeres  zn  fechten;  das$  die. persönliche 
Anwesenheit  des  Staatsoberhauptes  an  dem  Schauplatze  grosser  Öffentlicher 
Gefahr  o(Jer  zur  Vornahme  gewisse^  wichtiger  Regierungshandrnngenv  etwa 
der  Erhöhung  von  Ständen  u.  dgl.,'  nicht  geradcfzu  Tment1;)^lich,  nirgends 
als  rechtliche  Pflicht  ausgespr<>chen  istj  wennschon  vielleicht  wtlnschens- 
werth  sein  mag.  Endlich  leuchtet  ein,  dass  die  Gfrenzlinie. zwischen  blos 
beschwerlichen  und  unbedingt  höidemden  Zuständen  objektiv*  und  gesetzlich 
gar  nicht  zu  ziehen  ist ,  fi6mit  der  subjektiven  Anschauung  and  WilllrBhr 
Tkflre  und  Thor  geöffnet  wäre.  —  Eine  Ausschliessung  wegen  Lähmung 
oder  sonstfger  körperlicher  Unbehülflichkeit  wäre  also  sicher  nicht  gerecht- 
fertigt,  da  ein  ganz  freier  Verkehr  mit  dem  Staatsoberhaupte  and  eine  Be- 
fUügung  desselben,  sich  von  Allem  iü  Eenntniss  zu  setzen  und  ein  selbst- 
ständiges  Urtheii  zu  erlangen,  damit  gar  wohl  vereinbar  ist.  Minder  günstig 
all^vdingfi  ist  das  Verhältniss  bei  Blindheit,  Taubheit,  namentlich  aber  ))ei 
Taabstummheit.  !E^r  stellen  nicht  nur  dem  Verkehre  und  der  ünterrich- 
tongsmöglichkeit  sehr  grosse  Schwierigkeiten  im  Wege,  sondern  es  ist  auch 
eine .  genügende  Ausbildong  in  dem  Üit^  ein  Staatsoberhaupt  durchaus  er- 
fbnderfichen  Wissen  kaum  mit  solchen  Fehlem  vereinbar,  wenn  üe  schon 
mit  der  Gebart  oder  Wenigstens  in  früher  Jagend  eintratien.  Wenn  daher 
also  auch  späteres,  d,  b.  nach  erlangter  Aosbildung  und  voller  Lebensan- 
sdhaäung  eingetretenes ,  Erblinden  oder:  Taubwerden  keinen  genügenden 
6nmd  abgibt,  um  eine  Zurückweisung  von  der  Thronbesteigung  oder  gar 
eine  erzwungene  Niederlegung  der  bereits  getragenen  Krone  zu  verlangen: 
60  kann  von  einer  solchen  Forderung  grundsätzlich  nicht  abgegangen  wer- 
d^  he}  angeborener  oder  vor  den  Mannesjahren  eingetretener  völliger 
Blindheit  oder  Taubheit.  Das  Mitleiden  mit  einem  durch  solche  Leiden 
Geprüften  kann  offenbar  nicht  überwiegen  über  die  Bücksicht  auf  Volk  und 
Staat.  Auch  sind  bei  Weitem  die  meisten  Haus-,  Grund-  und  Staatsgesetze, 
welche  überhaupt  die  ganze  Frage  berühren,  dieser  Ansicht,  in  so  ferne 
sie  entweder  ganz  im  Allgemeinen  eine  Regentschaft  anordnen  bei  persön- 
lichen Zuständen,  welche  eine  Sejbstregierung  unmöglich  machen,  oder  sie 
sogar  geradezu  körpierliche  Gebrechen  dieser  Art  hervorheben  ').   Wünschens» 

1)  Ib  den  VerfkBsimgs^Ui'kiiiideD  Ton  Württemberg,  Korhejsen  (1831)  und  Cobnrg^ 
Gotlra  ist  ausdrü^ch  eise  Geistes-  öder  Körper-Besohaffenbeitf  welche  cor  Selbstreglemiig 
imllhig  mMche,  als  Ornnd  einer  Rbgentschaft  erklärt;  in  de!^  spanischen  VerOtssunigr  Toh  161S 
siad  «physische  und  morallschb*^  Ursachen  genannt.  Die  übrigen  Gmndgesetze  bedienen  sich 
aUgenieinerer,  geistige  und  körperliche  ^ngel  gemeinschaftlich  nmfkssender  Ausdrttcke.  So 
ist  s.  B.  ndanemde  Verfainderang**  fn  Pte^'ussen,  Bayern,  pldenbnVg,  Reass  j.  L.,  Wal- 
deck; „Hindemiss,  velches  die  eigene  Verwaltung  unmöglldi  mache**  in  Sachsen,  Luxem- 
barg(iM8),  Belgien;  «aosser  Stand**  zn  regieren  in  den  Kiederlanden  (isilö  und  1848), 
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werth  wäre  freilich-,  dass  sie  diese  Grebrechen  ansdrtkcklicb  bezeicfaneten, 
namenüich  aber  sich  darüber,  ausspräcben,  ob  ein  Untersehied  zwischen 
angeborenen  und  erst  in  sp&t^en  Jahren  eingetteten^n  Hindernissen  ge* 
macht  werden  soll.. 

Bei  GeiMeskraoikheiten  liegt .  begreiflich  die  Schwierigkeit  jiicht.in 
der  Fragen  ob  ein  entschieden  Creisteskraniker  selbst  regieren  körnte?  Dies 
ist  unmöglich.  Allein  nicht' leicht  zn  bestimmen  ist:  einmal,  Vielehe  g^istijge 
Zustände  zur  Führang  einer  Regierung  wirklich  unfähig  machen ;  und  zweitens, 
auf  weldie  ^eise  das  Vorhandensein  eines  solchen  Zustandes  im  coodreten 
Falle  gerecht  und  zweckmässig  erkundet  nhd  constatirt  werden'  soll.  —  Was 
das  erste  betrifft,  so  sind  bekanntlich  Abstufungen  yoü:  einem  völlig  nor- 
malen Geisteszustände  bis  zu  völligem  Blödsim^e  oder  Wahnsinne  sehr 
zahlreich  und  unter  Mch  verschieden,  und  nicht  alle  können  als  ein  Hindter- 
mss  ffir  *Selbstregierung  erklärt  werden.  Eine  mindere  Begabung  oder  eiije 
bemerkjiche  Schwäche  des  Gedächtnisses  sind  nichts  weniger  als  wüdsohens- 
werth  bei  einem  Fürsten,  bei  .welchem  immer  das  höchste  Maass  mensch- 
licher Einsicht  ein  grosses  Glück  wäre;  allein  zu"  einer  Entziehung  der 
Regierungsrechte  berechtigt  ein  solcher  Zustand  doch  noch.nicht.\  Wdaber 
fängt  der  eigentliche  Blödsimi,  also  die  völlige  Unfähigkeit  zu  begreifen, 
zn  urtheilen  und  zu  wollen  an?  und  aus  welchen  ganz  untrüglichen  Kenn- 
zeichen wird  der  unmöglich  machende  Grad  ersehen?  Ebenso  ist  e^  gewiss 
besser^  wenn  ein  Fürst  keine  '  wunderlichen  Idiosynkrasieen ,  ^  keine  Vi- 
sionen  u.  dgl.  hat;  allein  zwischen  solchen  leichteren  Stönmgen,  und  einer 
vollkommenen  Unzurechnungsfähigkeit  und  Unfähigkeit  zur  Geschäftsbesor- 
gong  ist  doch  noch  ein  weiter  Schritt;  Manche  selbst  h^hst  geistreiche 
and  zu  allen  Geistesarbeiten  höchst  befähigte  Meiischen  leiden  an  soldien 
vereinzelten  Fehlem.  Ferner  ist  nicht  zu  vergessen,  da^s  Verjrriingen  des 
Denkens  und  Wollens  nur  vorübergehend  und  ausnahmsweise  vorl^ommen 
können,  ohne  zu  anderen  Zeiten  irgendwier  bemerkbar  zu  sein.  Auph..hier 
aber  4st  es  sehr  schwierig ,  die  Grenze  ^  bezeiqhnfen ,  Ms  zu  welcher  eine 
Geistesstörung  nur  yergrösserte  Aufmerksamkeit  von  Seiten  der  Umgebung 
verlangt,  etwa  einzelne  unangenehme  Folgen  hat;  über  welphe  hinaus  aber 
das  Schicksal  von  Land  und  Leuten  ein^n  Kranken  nicht  mehr  mit  Ver- 
nunft  und  Gewissen  anvertraut  werden  kann.  Aus  alle  dem  folgt  aber  un- 
zweifelhaft,  dass. eine  andere  gesetzliche  Bestimmung,  als  eine  ganz  allge- 
meine, über  die  zur  Selbstregienmg  uniähig  machenden  anormalen  geistigen 


«UnIBhigkeit  n  regtocieiil^  in  Anbalt%Bernbi.rg.  Nur  in  der  fraazÖBiscbeD  V^HlRntiqg 
von  1791  Ut  „Oetsteskra/iklieit  (döiQenc«)  und  in  der  hannover'schen  Verfiusang  von  1S4Q, 
i  18,  ein  ,, geistig* er  Zustand**,  welcher  ^ur  Führung  der  Regierung  unfähig  nutchef  äq8> 
■düieisUch  hervorgehoben.  Merkwürdig  ist,  dass  in  keii^r  der  Verfassungen  des  napoleonittshto 
Frankreichs  oder  dcY  eines  seiner  VasaUenstaaten  iMiderer  .Vormundschaftsgrilnde  Erwihnnog 
f  ethan  iat,  als  der  >iindeijitliiigkeit 
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ZnstAnde  nicht  möglich  ist.  Mit  einer  solchen  ist  dann  aber  im  einzelnen 
FMle  gar.  wenig  geholfen.  —  Es  bleibt  daher  .allerdings  nichts  öbrig,  als 
das  Hauptgewicht  auf  die  persönliche  Entscheidung  der  im  Besondern  vor- 
liegenden Frage  zu  werfen,   und  diese   so  gut  als  möglich  za  ordnen,  wie 

• 

Schwierig  es  immer  sein  mag.  Hii^rzu  gehört  denn  nun  aber  Üieils  eine 
Bezeichnung  der  richtigen  Personen,  theüß  eine  Vorschrift  fUr  geeignetes 
Verfahren. 

Hinsichtlich  -der  zur  Entscheidung  in  so  wichtiger  Angelegenheit  geeig- 
neten Peri^oneo  kann  es  keinem  Zw^el  unterliegen,  dass  det  wichtige 
und  schwierige  Ausspruch  dem  gewissenhaften  Ermessen  nur  Solcher  ttber- 
tragen  werdeb  darf,  welche  einer  Seits  mit  den  Thatsachen  genair  vertraut 
sein  können,  42nd  die  anüerer  Seitä  bei  untadelhafter  F;Qhrung  der  Staats- 
angelegenheiten ein  entschiedenes  Interesse  haben ;  femer  dass  Diejenigen  von 
Jeder  Theilnahme  ausgeschlossen  werden  müssen,  welchen  die  Entbeheidung 
ein^  |>ersönlichen  Gkswinri  bringt  oder  vorenthält. 

Als  Personen,  welche  jene  beiden  Eigenschaften  vereinigen,  stellen  sich 
vorzugsweise  drei  Kategorieeh  dar.  Zunächst  die  männlichen  Agnaten  des 
regiei^n^ea  Hituses,  theils  als  zu  persönlichen  Beobachtungen  im  Zweifel 
am  beiMen  befähigt,  theils  bei  einer  verntlnftigen  Regierung  des  Landes  vor- 
zugsweise betheiligt.  (Dass  den  Frauen  iier  fürstlichen  Familie  keine  Mit- 
berathung  eingeräumt  werden  kann ,  ergiebt  sich  nicht  blas  aus  der  allge- 
meinen Entferj^ung  derselben  von  öffentlichen  Geschäften,  sondern  namentlich 
auch  weil,  ihrer  Weichheit  gerade  in;  diesem  Falle  misstraut  werden  mttsste.) 

« 

Zweitens  die  nächsten  Bäthe  des  Fürsten,  welche  einer  Seits  in  häu- 
figem persönlichen  Geschäftsverkehr  mit  ihm  sitehen ,  oder  wenigstens ,'  üalls 
der  angeblich  Kranke  erst'jet^t  zur  Regierung  gelangen  soll,  höchst  wahr- 
scheinlicfa  tedt  den  Verhältnissen  längst  bekannt  sind;  und  denen  anderer 
Seits  nach  ihrer  ganzen  Stellung  und  bisherigen  Laufbahn  an  eiher  ver- 
ständigen Leitung  der  Staatsgeschäfte  gelegen  sein  muss.  Endlich,  wo  solche 
best^en,  die  allgemeinen  Vertreter  des  Volkes,  welche  zwar  wohl  in  der 
Regel  hinsichtlich  der  nähern  Kenntniss  der  Thatsachen  auf  Zeugenaussagen 
beschränkt  sein  werden,  dagegen  ein  um  so  grösseres  Interesse  haben,  ihr 
eigenes  und  des  Landes  Schitksal  nicht  in  den  Händen  eines  Geisteskranken 
zu  wissen,  wälirend  sie  kaum  in  eine  etwaige  Zettlung  zu  ungerechter  Be- 
seitigung eines  nur*  fälschlich  der  Geistesunfähigkeit  Beschuldigten  hinein- 
gezogeii  werden  können.  —  Nun  entsteht  sfber  die  Frage,  ob  diese  drei 
Kategorieen  von  Personen  im  Vereine  und  in  Uebereinslimm^ung  ■  mit  ein- 
ander-zu  handeln  haben,  oder  ob  etwa  einer  Herselbefi  .der  ausschliessende 
!4ttftrag  zustehe,  und  welcher  von  ihnen,  falls  letzteres  zu  bejahen  wäre? 
So  weit  von  Zweckmässigkeit  und  von  Gründen  für'  den  Gesetzgeber  die 
^ede  ist,  kann  wohl  kaum  ein  Zweifel  obwalten,  dass  ^in  Zusammenwirken 
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der  Agnaten,  der  Minister  und  der  Stände  das  sicherste  and  räthlichste 
ist  Dasselbe  bringt  jede  Art  voii  tbatsächlicher  Kenhtniss  der  Sachlage, 
jede  Art  tou  Interessenberücksichtignng  nnd  jeden  Standpunkt  derBilHgkeit 
ZOT  Creltnng  ^  und  verhindert  selbstsflehtige  Ränke  und  rechtswidrige  Plane. 
AUerdings  ist  bei  einer  gemeinschaftlichen  Aufgabe  dreier  Faetoren  eine 
Meinongsv^rschiedenheit,  und  dann  eine  Verhinderung  des  Eintritts  der  Regent- 
schaft möglich ;  allein  sie  ißt  doch  im  Angesichte  einer  offenbaren  Nothwendig-. 
keit  wenig  wahrscheinlicbv  und. auch  wohl  das  sachlich  kleine^ '{Jebel,  als 
eine  ungerechtfertigte  Beseitigung  des  Fürsten  mit  deren.  Folgen.  Wohl 
wird  behauptet,  dass  den  Agnaten  allein  das  Recht  zustehe  in  einen  Familien- 
r&th  zusammenzutreten  .und  über  die  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  so 
wie  ttber.die  Art  derselben  zu  beschliessen:^):  allein  dvei  Beispiele  aus 
einem  S^itraum  von  mehr  als  tausend  Jahren  sind  ein  schwacher  Beleg  für 
die  Richtigkeit  einer  Behauptung,  welche  in  der  ^anzei\  itzigen  staatsrecht- 
lichen Stellung  der  Agnaten  nicht  den  mindesten  Anhalt  hat  und  namentlich 
mit  dem  Wesen  eines  Staates  mit  Volksvertretung  völlig  unvereinbar  ist. 
Aoch  hat  nicht  Ein  neußres  Verfassungsgesetz  eine  solche  Einrichtung 
getroff'en ,  sondern  alle ,  welche  überhaupt  d^n  Gegenstand  geordnet  haben, 
echreiben  wenigstens  auch  Theilnahme  der  obersten  Staatsbehörde  and  der 
Stände  vor,  manche  erwähnen  der  Agnaten  gar  nicht. 

Was  aber  die  ^sdrücklich  von  der  Berathung  and  Beschlassnahmö 
Aoszaschliessenden  betrifft,  so  sind  es  immer  Diejenigen,  welche  durch. da9^C|>'  , 
Gesetz  zur  Uebemahme  der  Regentschaft  bestimmt  sind,  falls  .eine  sokhe 
einzatreten  hat.  Als  solche  erscheinen  aber,  je  nach  den  Feststellungen 
im  einzelnen  Lande,  entweder  der  zur  Uebemahme  zunächst  berufene 
Agnat,  oder  der  geset^ich  zum  Stellvertreter  bezeichnete  Kronbeamte. 

Mit  einer  /nögUchst  guten  Wahl  der  gleichsam  als  Geschworhengerioht 
handelnden  Personen  ist  nun  ab^  die  Schwierigkeit  noch  keineswegs  ganz  be- 
seitigt ;  mindestens  eben  ^o  nöthigist  die  Feststellung  eines  richtigen  Verfahrens. 
Es  handelt  sich  aber  dabei  um  Zwei^lei.  Einmal  um  das  Recht  und  flie 
Verpflichtung,  die  ganze  Untersuchung  und  Beschlnssnahqe  rechtzeitig,  ^as 
helsst  weder  vpreilig  noch  auch  mit  gefährlicher  Verzögerung,  in  Bewegung 
za  setzen.  Zweitens  aber  um  die  Beseitigung  der  rechtlichen  Geifahren, 
welche  die  Theilnahme  an  einer  solchen  Verhandlung  herbeiführen  kann. 

In  erster  Besehung  bleibt  ^ohl  kein   anderes  MitteJ   übrigVals  dfim  . 
Hinisterrathe ,   oder  wie  inpier  so;ist  die  höchste  ausübende  Behörde  im 
Lande  heissen  mag ,  das  Recht  und  die  Pflicht  der  rechtzeitigen  Herbeifüh- 
nmg  einer  Berathung  und  fieschlussnahme  über .  die  Nothwendigkeit  einer 
Thronverwesung  zu  übertragen.    Dass  der  zu  ersetzende  Fürst  selbst  diess 


1}  8.  Züpfl,  D.  Staatsrecht,  4te  AqÜ  ,  Bd.  II, '6.  io3  vergl,  mit  8.  198  f^, 
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nicht  thuH  kann,  versieht  sich  von  seihst,  ehen  weil  er  gesöhäitsimfilUiMf  isi' 
Die  Agnaten,  aH  solche,  hahen  kein  Recht  zn  staatsrcchtHchen  Handh)ng4ii 
ohd  keinen  Anspruch  auf  Gehorsam.  Die  StSnde,  oder  dipan  ihrcfr  Stälff 
etwa  angeordnete  Yersammlung,  können  mit  der  Befugniss  eigeximächtigffi 
Zusammentrittes  ohne  hedeutende  Bedenken  überhaupt  niaht  hetraut  werdjN^ 

esrfehlt  ihnen  an  einem,  legalen  Organe  zu  einer  solchen  Aufforderung;  el^* 

•  '  ■'.••.* 

]ich  können  sie  ihdglicherweise  mit  den  that sächlichen  Umständen  und  tt|( 
der  Dringfichkeit  einer  Abhüffe  nicht  gehörig  vertraut  s^in.  -^  AlleFaUi|(i 
hat  auch  eine  £inberufiingdei:Agnateaupd.  namentlich  der  Stflndeversämlii* 
lang  durch  das  Ministerium,  wenn  sie  nicht  nur  ohne  den  Auftrag  des  Fürsteiiv 
^8ondern  vieUeicfat  selbst  gegen  seinen  entschieden  ausgesprochenen  Willen  und 
Jedenfalls  ia  einer  gegen  ihn  selbst  gerichteten  Absicht  geschieht,  formelle  vod 
materielle  Bedenken.  Dass  ein' Missbrauch  möglich  ist,  kann  sicherlich  uidit 
in  Abrede  gezogen  werdeif;  und  in  formeller  Hinsicht  liegt  der  ttble  Umstand 
vor,  dass  die  aussergewöhnliche  Berechtigung  -des.  Ministeriums  nur  auf  der 
Begierungsun&higkeit  des  Fürsten  beruht,  diese  aber  erst  in  Folge  des 
ministeriellen  Schrittes  erwiesen  werden  soll  und  kann.  Auch  mag  man 
dich  etwa. den  Fall  denken,  dass  der  kranke  Fürst  sich  öffentlicl^  gegen  die 
vom  Ministerium  ergriffenen  Maassregehd  ausspräche  und'  deren  Befolgung 
verböte,  was  depn  zu  grossen  Störungen  Veranlassung  geben  könnte  und 
{iftst  müBste.  -^  Dennoch  ist  ein  anderer  Gang  der  Dinge  nicht  -wohl  ersinn* 
bM*^  und  es.  muss .  in  dem  ausserOrdentiichen  Falle  Ausserordentliches  unter- 
*  lopunen  und  zur  Vermeidung  noch  grösserer  Uebel  Einiges  gewagt  werden  ^. 
Dass  Verantwortlichkeit  für  die  Nichtvollziehung  der  auferlegten  Anfgal^ 
bestünde ,  versteht  sich  von  jselbst. 

Was  aber  die  Beseitigung  der  rechtlichen  Grefahren  betrifft,  welche  fllr 
sfimlntliche  bei  der  Herbeiführung  einer  ausserordentlichen  Reichsverwesung 
Betheiligten,  bestehen,  so  siitd  zweierlei  Fälle  einer  Bedrohuog  denkb^. 
■Einmal,  dass  sich  der  angeblich  geisteskranke  Fürst  schon  während  der 
Einleitungsmaassregeln ,  somit  ehe  seine  Krankheit  .  irgendwie  rechtlicii 
constätirt  und  er  seines  Hechtes  auf  Gehorsam  entkleidet  ist ,  der  £/nt^ 
mftndigung  widersetzt  find  gegen  die  in  den  Vorbereitungsverhandlungen 
Begriffenen,  (seien  es  nun  je  nach  dem  Stande  der  Angelegenheit  Minister, 
AgnateQ  oder  Ständemitglieder ,)  ein  Hochverrathsprozess  anstrengt.  Zweitens 
al^r  ist.es  denkbar,  dass  der  ^on  dem  Ministerium  beantragte  Ausspruch 
auf  {hiifemung  von  der  Selbstregierung  in  einem  der  Verhandlungs-Stadien 


i)  Eine  solche  Thätig^dt  des  Minlsterinitts  ist  denn  aiicb  In  einer  Seihe  Tön  Verfi^Bini^i- 
ITrfcunded  ausdrücklich  angeordnet.  So  im  Köniirreich  Sachsen,  V.-U.,  f  11;  in  HannOTer, 
V.-U.  von  1840,  §  20  und  21;  in  Württcjpberfir,  V.-ü.,  9  IS^In  Kurh essen,  Verf.  von  18SU 
9  8;  in  Laxembarff,  Verf.  Ton  1843,  Art;  7;  in  Coburg-Gotha.  V.-Ü.;  §  16;  inOldeD* 
toujrg,  V.-U.,  ijt.  28,  9  Ij  Anhalt  »Bern  b.uig,  V.-U.,  9  91v 
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als  oDbegrflndet  verworfen  wif d ,  sei  es  schon  von  den  Agnaten,  sei  es  erst 

•  *  *    * 

TOD  der  Ständeversammlung  oder  auch  nur  von  einer  Abtheüung  dei^elben. 
In  dieser  Yoraassetzung  liegt  dann  die  Sache  rechtlich  so,  dass  bestimmte 
Personen  einen  Versuch  gemacht  haben,  den  regierenden  Fürsten  der  Aus- 
ttbuig  der  Staatsgewalt  zu  berauben ,  dieser  Versuch  jedoch  von  den  zur  . 
EnUclieidang  verfassungsmässig  Berufenen  zurückgewiesen,  somit  der  Angriff 
aaf  das  Regiernngsrecht  des  Fürsten  als  ungerechtfertigt  bezeichnet  ist. 
Hier  ist  denn  über  den  Versuch  des  Hochverrath^s  formell  gar  kein  Zweifel ; 
ond  die  etwaige  gemeinnützige  Absicht  kann  keine  vollständige  Rechtfertigulig 
sein.  Diesa  Alles  aber  um  so  mehr ,  als  auch  iü  der  That  eine  bewusst 
narechtliche  Absicht  vorliegen  und  die  Geisteskrankheit  nur  vorgeschoben 
sein  kann  zur  Bemäntelung  strafbaren  Ehrgeizes  oder  verbrecherischen  Par- 
theitreibens. Endlich  ist  die  Stellung  der  von  dem  Fürsten  zur  Handhabung 
ihres  Amtes  gegen  die  angeblichen  Hochverräther  aufgeforderten  Grerichte 
kaum  minder  schwierig.  —  Nicht  ein  einziges  der  bisher  über  Reichsver- 
wesung erlassenen  Gesetze  hat  diese,  doch  in  der  That  nichts  weniger  als 
onmögHchen  oder  auch  nur  unwahrscheinlichen,  Fälle  ins  Auge  gefasst,  sei 
es  nun  aus  Uebersehen ,  sei  es ,  weil  eine  richtige  und  genügende  Ordnung 
der  Sache  nicht  möglich  schien.  Diess  ist  ein  offenbarer  Fehler,  aus  welchem 
möglicherweise  grosse  Verlegenheiten  und  vielleicht  Ungerechtigkeiten  ent- 
stehen können.  Dass  ein  kluges  und  rasches  Vorgehen  der  Beti*effenden  die 
oben  besprochenen  Unzuträglichkeiten  und  Gefahren  vermindern  kann,  ist  <-a 
richtig;  allein  weit  besser  ist  doch  eine  klare  gesetzliche  Bestimmung 
Allerdings  ist  eine  Abhülfe  schwer  zu  treffen,  und  es  bleibt  schliesslich  nur 
die  Alternative ,  entweder  durch  eine  Verfassungsbestimmung  alle  bei  einem 
Versuche  zu  einer  Reichsverwesung  wegen  Geisteskrankheit  des  Fürsten  Be- 
theiligten ein^  für  allemale  und  aus  welchen  Gründen  immer  der  Antrag  nicht 
zum  Beschlüsse  erhoben  werde  für  unverantwortlich  und  straflos  zu  erklären, 
damit  aber  das  Recht  des  Fürsten  möglichen  Antastungen  auszusetzen;  oder 
aber,  diese ,  denn  doch  durch  Gesetz  und  Verfassung  aufgeforderten  und  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  zum  allgemeinen  Wohle  handelnden,  Männer  in 
offenbare  Gefahr  grosser  Beschädigung  zu  bringen.  Dass  man  unter  solcl^en 
Umständen  im  Zweifel  seüi  kann  über  die  zu  treffende  Wahl,  begreift  sich; 

r 

allein  es  scheint  doch,  dass  die  Vorsorge  für  die  zur  Vornahme  einer  vom 
Gesetze  selbst  verlangten  Handlung  Berufenen  vorwiegen  muss,  und  dass  man 
sich  also  für  die  unbedingte  Unantastbarkeit  sämmtlicher  zur  Mitwirkung  bei 
einer  Regentschaftseinsetzung  Berufenen  zu  entscheiden  hat,  in  welchem 
Stadium  immer  die  Verhandlung  •  sein  oder  welchen  Ausgang  sie  nehmen 
mag.  Theils  wäre  es  doch  ein  Widerspruch  in  sich,  wenn  die  Grundge- 
setze  des  Staates  bestimmten  Personen  bestimmte  Handlungen  selbst  vor- 
schreiben, und. sie  doch  dieselben  in  der  Vollziehung  dii^ses  Auftrages  als 

T.  Mohl,  SUaUilBcht.    Bd.  I.  l^ 
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Verbrecher  behandeln  Hessen.  Theils  ist  auch  sonst  Solchen,  welche  ihre 
gesetzliche  staatliche  Stellung  und  die  Ausübung  ihrer  Pflichten  besonderen 
Gefahren  aussetzt,  ein  ausserordentlicher  Schutz  und  somit  ein  rechtliches 
Privilegium  verwilligt;  wie.z.  B.  dem  Staatsoberhaupte  selbst,  allen  Beamten 
und  Dienern  bis  zu  der  einfachen  Schildwache  herunter,  den  einzelnen  Stände- 
mitgliedern. Theils  endlich  würde  wohl  die  Besorgniss,  eine  für  nothwendig 
erachtete  Kegentschaft  nicht  nur  nicht  zum  legalen  Beschlüsse  führen  zu 
können,  sondern  auch  noch  der  Rache,  und  zwar  eines  Wahnsinnigen,  aus- 
gesetzt  zu  sein.  Manchen  von  der  Ergreifung  wirklich  nothwendiger  Schritte 
abhalten,  was  denn  nur  zum  allgemeinen  Unheile  führen  könnte.  £s  ist  keine 
richtige  Staatsklugkeit ,  die  Erfüllung  wichtiger  und  nothwendiger  Pflichten 
von  ungewöhnlicher  Unerschrockenheit  und  persönlicher  Selbstverläognung 
abhängig  zu  machen. 

üeber  die  Art,  wie  der  Beweis  einer  thatsächlich  vorhandenen  Geistes- 
krankheit zur  genügenden  Ueberzeugung  der  zu  einem  Ausspruche  beru- 
fenen Personen  und  Versammlungen  geführt  werden  .muss,    ist   es   nicht 
nothwendig  ausführlicher  zu  sprechen.    Es   liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  einer  Seits  Zeugenaussagen  über  die  Thatsachen,  anderer  Seits  Gut- 
achten Sachverständiger  über  die  Art  der  Krankheit  und  deren  muthmassliche 
Dauer  beizubringen  sind.    Ebenso  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
es  Sache  des  Ministeriums  ist,  für  die  Beibringung  dieser  Beweise  zu  sorgen, 
um  durch  dieselben  schon  die  Agnaten,  dann  aber  auch  die  weiterhin  zu 
berufenden  Versammlungen  von  der  Wirklichkeit  und  von  der  Bedeutung  der 
Verhinderungsursachen  zu  überzeugen.    Von.  den  Umständen  des  .einzelnen 
Falles  aber  muss  es  abhängen,   in  wie  ferne  eine  Veröffentlichung  solcher 
Beweise  auch  ausserhalb  des  Kreises  der  zum  Handeln  Berufenen  zu  geschehen 
hat.    Natürlich  hängt  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  nicht  von  der  Kenntjiiss 
Dritter  bezüglich  der  Voi-fragen  oder  überhaupt  von  deren  Billigung  ab;  im 
Zweifel,  ist  jedoch   eine  Geheimhaltung  nicht  zu  rathen.    Eine  durch  das 
ganze  Volk  verbreitete  und  durch  eigene  Einsicht  gewonnene  Ueberzeugung 
von  der  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  wird  dieselbe  moralisch  stärken, 
und  kann  überdiess  möglicherweise  gefährlichen  Umtrieben  und  Störungen 
vorbeugen. 

4.  Sodann  ist  noch  zu  fordern ,  dass  so  wie  über  den  Eintritt,  so  auch 
über  das  Wiederaufhören  einer  Regentschaft  genügende  gesetzliche  Be- 
stimmungen getroffen  werden.  Eine  Reichsverwesung  ist  nur  ein  NothbeheW, 
welcher  seine  bedeutende  Schattenseiten  hat ,  und  welchem  der  regelmässige 
Zustand  nicht  blos  im  Interesse  des  bevormundeten  Fürsten,  sondern  auch 
in '  dem  des  Volkes  und  Staates  vorzuziehen  ist.  Es  muss  also  feststehen, 
dass  die  Selbstregierung  eintritt,  sobald  der  Fürst  dazu  befähigt  ist.  Die 
Sache  versteht  sich  freilich  von  sfelbst;  und  in  der  Mchi'zahl  der  Fälle  kana 
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auch  über  den  Zeitpunkt  des  Aufhörens  der  Regentschaft  kein  Zweifel  ob* 
walten,  so  namentlich  wenn  der  Fürst  die  gesetzliche  Grossjähtigkeit  erreicht 
hat,  oder  wenn  er  von  einer  hindernden  Abwesenheit  zurückgekehrt  ist:  doch 
erfordert  wenigstens  eine  Gattung  von  Fällen  nähere  Bestimmung.  —  Wenn 
Dämlich  eine  Beichsvepwesung  wegen  Körper-  oder  Geisteskrankheit  noth- 
«endig  geworden  ist,  so  mag  es  sich,  wenigstens  zuweilen,  begeben,  dass 
eine  Besserung  eintritt,  Welche  die  Selbstregierung  wieder  gestattet.  Natür- 
lich moss  aber  diese  Thatsache  vollständig  hergestellt  sein,  und  genügt 
namentlich  die  blosse  Versicherung  des  bisher  kranken  Fürsten,  dass  er  sich 
gehörig  gestärkt  fühle,  nicht.  Diess  kann  eine  blosse  Selbsttäuschung  sein, 
oder  sich  auch  wohl  eine  für  das  Wohl  des  Staates  und.  Volkes  eben  so  sehr 
als  für  die  Rechte  des  bestellten  Regenten  bedenkliche  Intrigue  dahinter 
Terstecken.  Mit  einem  Worte,  die  Möglichkeit  einer  Wiederübernahme  der 
Selbstregierung  muss  eben  so  bestinmit  und  rechtlich  unangreifbar  festgestellt 
werden,  als  es  die  Nothwendigkeit  der  Reichsverwesung  seiner  Zeit  war. 
Nor  wenige  Gesetze  haben  allerdings  diesem  Bedürfnisse  Rechnung  getragen  ^), 
and  dann  sämmtlich  einen  analogen  Gang  für  den  Nachweis  der  Thatsachen 
vorgeschrieben.  Wo  diess  aber  auch  nicht  der  Fall  ist,  kann  ein  Zweifel 
darüber,  dass  in  dieser  Weise  zu  verfahren  sei,  nicht  stattfinden.  Es  muss 
also  die  Thatsache  dert/^ingetretenen  genügenden  Besserung  ebenfalls  wieder 
den  sämmtlichen  zur  Beschliessung  der  Reichsverwesung  befugten  Personen 
und  Corporationen  nachgewiesen  und  von  diesen  anerkannt  werden.  Im  Falle 
einer  NichtZustimmung  derselben  bleibt  es  zunächst  bei  der  Regentschaft. 
Die  einzige  Abweichung  besteht  selbstverständlich  darin,  dass  nicht  das 
Ministerium,  sondern  der  Regierungsverweser,  die  nöthigen  Schritte  zu  ver- 
anlassen hat.  Wenn  diess  auch  in  so  ferne  ein  Bedenken  hat,  als  der  Ver- 
weser vielleicht  an  der  Fortsetzung  seiner  Stellung  Gefallen  findet,  und  daher 
ober  Gebühr  zögert ,  so  ist  es  doch  rechtlich  unmöglich ,  eine  andere  Ein- 
richtung zu  treffen.  Von  einer  selbstständigen  Handlung  de^  Ministeriums 
kann  tfnter  einem  zur  Geschäftsbesorguug  fähigen  Regenten  ohne  dessen 
Wissen  und  wohl  gar  gegen  seinen  Willen  offenbar  nicht  die  Rede  sein; 
am  wenigsten,  wenn  es  sich  von  dem  Verluste  oder  der,  Beibehaltung  seiner 
sämmtlichen  Regierungsrechte  handelt.  Fäll?  von  unbefugter  Fortsetzung 
der  Bevormundung  können  überdiess  wohl  nicht  leicht  vorkommen,  oder 
wenigstens  nicht  lange  dauern,  da  der  entmündigte  Fürst  selbst  schon  sein 
Recht  laut  genug  verlangen,  oder  die  Notontät  der  Sache  eine  Fortsetzung 
der  überflüssig  gewordenen  Regentschaft  verhindern,  endlich  die  Ständever- 
saounlung  die  Angelegenheit  zur  Sprache  bringen  würde. 

5.    Endlich  ist  es  noch  ein  unerlässlicher  BestandtfieQ .  guter  Ordnung 


1}  Näheres  hieräbef  weiter  unten.  "  *    . 
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des  Regentschafts Wesens ,  dass  hinsichtlich  der  Person  des  zu  bestel- 
lenden Verwesers  allen  einschlagenden  Interessen  gehörige  Rechnung 
getragen  werde*. 

Die  positiven  Einrichtongen  weichen  )iier  auch  noch  in  den  neueren 
Gesetzen  sehr  von  einander  ab.  Es  halten  sich  nämlich  zwei  Systeme  so 
ziemlich  di6  Wage.  In  einer  Anzähl  von  Staaten  und  zwar  vorzugsweise  in 
den  bedeutenderen,  sind  in  erster  Linie  die  Agnaten  des  regierenden  Hauses 
berufen;  in  einer  andern  Anzahl  von  Fällen  Frauen  aus  der  Familie  vor  allen 
Anderen  dazu  bestimmt.  Sewohl  in  dem  einen  wie  in  dem  andern  Systeme 
sind  dann  aber  wieder  verschiedene  Modificationen  angeordnet,  und  ist  über- 
diess  in  der  Regel  eventuell  für  einen  Ersatz  gesorgt ,  falls  in  der  zunächst 
berufenen  Kategorie  kein  zur  üebemahme  persönlich  Fähiger  vorhanden  sein 
spllte.  Ausnahmsweise  bestehen  auch  noch  Gesetze,  welche  in  ihren  Bestim- 
mungen hinsichtlich  der  Person  des  Regierungsverwesers  keines  der  beiden 
,  •  Systeme  befolgen. 

Was,  zuerst,  die  Agnaten  betrifft,  so  ist  in  einer  Anzahl  von  Staaten 
der  der  Thronfolge,  nach  dem  Bevormundeten,  am  nächsten  stehende, 
selbst  erbberechtigte  und  zur  Führung  der  Regierungsgeschäfte  persönlich  fähige 
Prinz  des  Hauses  unbedingt  zur  Regentschaft  berufen  *).  In  einer  andern 
Reihe  von  Fällen  ist  dasselbe  Recht  anerkannt,  jedock  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, dass^  nicht  durch  eine  besondere  Verfügung  des  Vorgängers  p^er 
durch  ein  besonderes  .Gesetz  eine  andere  Bestimmung  getroffen  wurde.  Es 
ist  also  die  agnatische  Verwesung  Regel,  aber  unter  Zulassung  einer  Aus- 
nahme *).  Besondere  Modificationen  aber  sind  es,  wenn  in  einigen  Staaten  der 
dem  .Grade  (nicht  der  Erbfolge  nach)  nächste  oder  der  älteste  Agnat  be- 
stimmt '),  zuweilen  sogar  nur  überhaupt  ein  Agnat  für  berechtigt  erklärt, 
und  eine  nähere  Wahl  unter  den  vorhandenen  vorgeschrieben  ist  *). 


1)  Diese  Bestimpianff  ffalt  nach  der  Ooldenen  BaUe  in  den  kurfüntUphen  Hätuem.  Unter 
den  neueren  Ver&ssungeo  deutscher  Staaten  bestättigen  sie:  Preu^senf  V.-U.,  §  56;  KÖnigr. 
Sa  eil  8  en,  V.-U.,  §  d;  Württemberg,  V.-U.,  §  12.  Von  aosserdeatschen  Stakten  aber 
hatte  d.e  französische  Verfassung  von  1791;  und  in^den  Niederlanden,  V.-U.  von  1815 
und  1848,  ist  der  Pripz  von  Oranien  (allein  von  aUei^  Agnaten)  gesetzlich  berufen,  wenn  er 
18  Jahre  alt  ht 

2)'Dies8  ist  so  angeordnet  in  Bauern,  V.-U.,  II,  §  9  und  10;  Hannover,  Verf.  von 
1810,  §  19  und'  20;  Braunschweig,  V.-U.,  6  18;  Oldenburg,  Ait.  22,  I  1.  Ausserdem 
war  es  das  System  des  französischen  Senatusconsults  von  1804,  so  wie  der  spanischen 
(napoleoiiiochen)  Verfassung  von  1808,  nur  dass  hier,  auffallend  genug,  in  Ermanglung  eines 
besonders  vom  Könige  bezeicuneten  InÜuiten  der  der  Thronfolge  am  ferne  stehendste 
Agnat  berechtigt  war. 

3}  So  ist  in S.  Weimar  der  dem  Grade  nach  Nächste,  bei  gleicher  Nähe  der  älteste  Ajguat 
berufen.  S.  Schmid,  Staatsrecht,  6.  43.  In  S.  Altenburg  ist  es  der  den  Jahren  nach  lUteste 
Agnat.    V.-U,  §  1&. 

4)  So  angeordmit-lii  Bayern,  wo  bei  Minderjährigkeit  der  Vorgänger  in  erster  Lini«  unter 
Bämmtiiehaa  gioniihrtgw  Agnaten  wählen  kann;  femer  in  Hannover  nach  der  Vert  von 
1840 ,  wo  cUff^^diäj^  in  allen  Fällen  die  Verwendung  peincs**  Agnaten  bezeichnen  konnte.  Eine 
gleiche  ItiXIimiiHJi^  war  im  französichen  Senatusconsult  von  1804,  und  in  der  westphS- 
Ü 9 eben  ytttriisi^  von  1807  (Erneüuun^  durch  den  Kaiser  von  Frankreich)' 
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JLüch  diejenigen  Bestimmungen,  welche  Frauen  der  ftlrstlichen  Familie 
das  Recht  der  Regierungsverwesung  in  erster  Linie  zutheilen,  zerfallen 
wieder  in  mehrere  Klassen.  Ein  Theil  derselben  nämlich,  und  zwar  der  bei 
weitem  beträchtlichere ,  ^  beruft  die  Mutter ,  und  in  deren  Ermanglung  die 
Grossnratter,  vielleicht  selbst  dip  ürgrossmutter  väterlicher  Seits,  zur  Regent- 
schaft ;  wobei  dann  allerdings  wieder  ein  Unterschied  zwischen  solchen  Staaten 
ist,  welche  nur  im  Falle  der  Minderjährigkeit  des  Fürsten  diese  weibliche 
Vormundschaft  vorschreiben,  und  denen,  die  sie  überhaupt  vorziehen.  In 
einer  andern  Anzahl  von  Gesetzen  ist  dagegen  die  Gemahlin  des  zur  Selbst- 
regienmg  unfähigen  Fürsten  zur  Regentin  bestellt  ")• 

Die  ergänzenden  Bestimmungen  bestehen  darin,  dass  in  Jenen 
Staaten,  welche  in  erster  Linie  Agnaten  zur  Regentschaft  berufen,  in  Er- 
manglung solcher  die  fürstlichen  Frauen  ein  Recht  erhalten,  and  umgekehrt 
io  solchen  FäUen,  in  welchen  Frauen  zunächst  mit  der  Reichsverwesung  be- 
traut sind,  an  deren  Stelle  die  Agnaten  eintreten.  Diese  beiderseitigen  Aus- 
bfllfen  sind  so  allgemein  angeordnet,  dass  nur  die  Ansnahmen  hervorgehoben 
ZQ  werden  brauchen  '). 

Die  weder  eine  Regentschaft  durch  Agnaten  noch  eine  durch  Frauen  zu 
fthrende  Vormundschaft  vorschreibenden  Gesetze  zerfallen  wieder  in  zwei 
Arten,  je  nachdem  sthon  durch  das  Gesetz  eine  bestimmte  Persönlichlieit  als 
Reichsverweser  bezeichnet  wird,  oder  aber  im  einzelnen  Falle  eine  beliebige 
BestiHunung  getroffen  werden  kann  und  soll.  Die  letzteren  Vorschriften  sind 
wieder  unter  sich  dreifach  verschieden,  indem  entweder  der  Vorgänger  selbst- 
ständig den  Verweser  ernennen  kann,  oder  ein  Gesetz,  also  üebereinstimmung 
Ton  Fürst  und  Stäriden,  nothwendig  ist,  oder  endlich  die  Volksvertretung 
aUein  die  Wahl  trifft 

Es  würde  nun  allerdings  viel  zu  weit  führen  nnd  eher  verwirren  als  zu 
Klarheit  verhelfen,  wenn  alle  diese  verschiedene  Möglichkeiten,  einem  persön- 


1)  Vor  den  männlicheD  AiroAten  soU  die  Regentschaft  der  Matter  eintreten:  in  Knr- 
heiten,  1631,  f  7  and  1852,  t  6;  8.  Altenbargr,  §  16;  Coburgr- Gotha,  §  13,  (wenn  nicht 
etwa  der  VorgKnger  darch  ein  Gesetz  eine  andere  Bestimmang  getroffen  hat;)  in  Anhalt- 
Bernbarg,  t  91;  Reass  J.  L.,  t  47;  Waldeck,  $  20  (nach  der  Gemahlin);  endlich  in 
Hohensollern -Sigmaringen,  t  6,  (Jedoch  anter  Beiziehang  des  nächsten  Agnaten.)  Und 
gldehe Bestimmangen  sind  getroffen  in  den  napoleonischen  Verfossangen  für  Holla nd ,  1806,  and 
fBrNeapel;  in  der  spanischen  Verfassung  von  1S45;  endlich  in  der  norwegischen  Ver- 
faMimg  —  Die  Gemahlin  eines  regienmgsanfähig  gewordenen  Fürsten  aber  ist  zur  Relchsver^ 
wesong  bestimmt:  in  Hannover,  V.-U.  von  1809,  S  19  (vorausgesetzt,  dass  sie  bereits  25  Jahre 
alt  ist;)  in  Anhalt-Bernbürg,  %  91,  (and  zwar  in  erster  Linie  vor  allen  Andern;)  in  Rens 
f.  L.,  $49,  (in  Ermanglang  eines  zur  anmittelbaren  Nachfolge  Berufenen;)  in  Wald  eck, 
$  10  (fiüls  keine  besondere  Bestimmung  getroffen  ist;  dann  aber  in  erster  Linie). 

S)  Von  aBen  Jenen  deutschen  Staaten,  welche  die  Agnaten  in  erster  Linie  berufen,  Kabeo 
oarPreassen  und  K.  Sachsen  in  Ermanglung  männlicher  Verwandten  die  Frauen  nicht 
eventueU  in  Aassicht  genommen.  Eine  gleiche  Uebergehung  ist  «Hfcoidnet  in  den  fran- 
i9sis eben  Verfassungen  von  1791  und  1804;  und  in  den  napolMaMMB  VArfkasongen  filr 
Spanien  and  Westphalen;  und  in  den  niederländischen  Yetput^a^m  ?oo  1815 

and  1848. 
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lieb  zur  Regierung  unfähigen  Monarchen  einen  Stellvertreter  zu  schaffen,  im 
Einzelnen  erörtert  und  gewürdi^  werden  wollten.  Manche  derselben  liegen 
tlberdiess  einander  zu  nahe ,  als  dass  nicht  eine  abgesonderte  Betrachtung 
derselben  Wiederholupgen  erzeugen  würde.  Wohl  aber  ist  es  nöthig  zu 
prüfen,  was  aus  allgemeinen  Gründen  für  und  gegen  die  Bestellung  von  Ag- 
naten oder  von  Frauen  spricht,  und  in  welchen  AusnahmsfMlen  etwa  die 
freien  Ernennungen  sich  rechtfertigen  lassen. 

Eine  richtige  Beurtheilung  der  agnatischen  Regentschaft  erfordert 
vor  Allem  eine  Untersuchung  vom  Standpunkte  des  Rechtes.  Ist  es  doch 
einleuchtend,  dass  eine  Abwägung  der  Vortheile  und  Nachtheile,  wenn  auch 
keineswegs  wissenschaftlich  müssig,  so  doch  practisch  von  keiner  entscheiden- 
den Bedeutung  ist,  wenn  ein  unbedingter  Rechtsanspruch  vorliegt.  —  Ein 
Recht  zur  Uebemahme  der  Reichsverwesung  k-ann  nun  aber  möglicherweise 
aus  geschichtlichen  Gründen  bestehen,  oder  sich  auf  ihre  allgemeine  Stellung 
in  der  erblichen  Einherrschaft  stützen. 

Was  "^erst  das  geschichtliche  Recht  betrifft,  so  wäre  es  aller- 
dings thörigt  in  Abrede  ziehen  zu  wollen,  dass  nach  uralter  germanischer 
Rechtsanschäuung  die  Vormundschaft  über  einen  zur  Verwaltung  seiner  Rechte 
Unbefähigten  Sache  des  nächsten  männlichen  Erben  war  *).  Ein  gleicher 
Vorzug  stand  nach  dem  Leheurechte  den  Agnaten  vor  den  Cognaten  zu  *). 
Während  der  ganzen  Zeit  also,  in  welcher  auch  die  Regierung  des  Landes 
eine  Folge  des  Gutsbesitzes  war,  mit  anderen  Worten,  so  lange  der  Patri- 
mbnialstaat  bestand,  konnte  ein  Recht  der  Agnaten  auch  auf  eine  Regiemngs- 
verwesung  behauptet  werden,  in  so  ferne  nicht  etwa  Vertrag,  Gewohnheit 
und  Autonomie  im  einzelnen  Hause  oder  Falle  etwas  anderes  bestimmte,  wae 
denn  freilich  sehr  häufig  der  Fall  war.  Allein  dieser  Rechtsgrund  hat  itzt 
seine  Bedeutung  vollständig  verloren.  Seitdem  zuerst  durch  die  absolutistischen 
Gelüste  der  Fürsten,  später  durch  die  Auflösung  des  Reiches  und  die  damit  fein- 
getretene vollständige  Souveränetät,  und  überhaupt  durch  die  gesammte  Recht«- 
auffassung  der  Neuzeit  sämmtliche  Staaten  in  Rechtsstaaten  verwandelt  worden 
sind ,  kann  von  einer  patrimonialen  Behandlung  der  Regierung  und  von  Ent- 
scheidung staatsrechtlicher  und  politischer  Fragen  nach  Grundsätzen  des 
Privatrechtes  gar  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Diese  ist  itzt  ausschliesslich 
eine  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  und  nur  aus  diesem  Gesichtspunkte  zu 
beurth eilen,  und  es  sind  die  auf  sie  sich  beziehenden  Fragen  lediglich  aus 
dem  Zwecke  und  dem  Wesen  des  Rechtsstaates  zu  beantworten,  die  einafeln^n 
Anstalten  hiemach  zu  ordnen.  Am  allerwenigsten  kann  itzt  noch  in  einem 
con^titutionellen  Staate  der  Fürst  nur  als  der  Besitzer  von  ererbten  Privat- 


1)  8.  EiekharB,  Btaats-  and  Rechtsereschichte,  Bd.  I,  S  56;  Walter,  Rechtsgeschiehte, 
2te  Aufl.,  B4  U,  4k  161  flir- 

<)  8*  hfMßhtTf  Abhandlung  von  der  VormundschaftsbesteUang,  Bd.  I,  8.  ISO  Q^. 
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rechten  betrachtet  werden.  Er  ist  Id- ein  ganz  anderes  und  anter  anderem 
Rechte  stehendes  Verhältniss  eingetreten.  Wie  also  immer  etwa  sich  die 
Yonnandschaftsyerhältnisse  in  Beziehung  auf  das  Privat  gut  eines  minder- 
jährigen oder  sonst  regierungsunföhtgen  Fürsten  verhalten  mögen,  (was  hier 
kein  Gegenstand  der  Untersuchung  ist,)  die  Sätze  des  deutschen  Stammguts-, 
Lehens-  und  damit  zusammenhängenden  Familienrechtes  sind  unanwendbar 
aaf  die  Ausübung  der  Regierung  im  itzigen  Staate  und  auf  deren  Träger 
geworden,  sie  siad  beseitigt  mit  dem  ganzen  Verhältnisse,  dessen  Bestand- 
theil  sie  waren.  Wenn  es  noch  eines  Bev^eises  hierfür  bedürfte,  so  würden 
diese  die  manchfachen  Veränderungen  und  ganz  willkürlichen,  d.  h.  nur  dem 
Termeintlichen  öffentlichen  Nutzen  entnommenen  Bestimmungen  liefern,  welche 
seit  einem  halben  Jahrhundert  in  fast  allen,  deutschen  und  ausserdeutschen, 
Staaten  hinsichtlich  der  Reichsverwesung  getroffen  worden,  sind,  ohne  alle 
Berücksichtigung  früherer  Agnatenrechte  und  ohne  einen  einzigen  Wider- 
spruch aus  dem  Standpunkte  derselben '). 

Ein  den  Agnaten  ausschliesslich  und  von  Rechtswegen  zukommender  An- 
sprach auf  Reichsverwesung  könnte  daher  itzt  nur  auf  das  Wesen  ihrer 
gesammten  Stellung  in  der  Erbmonarchie  gegründet  werden.  Und 
in  der  That  scheint  dieselbe  einem  solchen  Ansprüche  in  so  ferne  das  Wort 
m  reden ,  als  (mit  einziger  Ausnahme  Englands)  in  allen  bestehenden  Jtf Ot 
narchieen  dem  Mannsstamme  ausschliesslich  und  bis'  zu  dessen  gänzlichem 
Erlöschen  das  Erbfolgerecht  zusteht,  und  somit  denn  auch  eine  durch  die 
persönliche  Unfähigkeit  des  Nächstberufenen  nothwendig  werdende  Zwischen- 
regierung als  ihr  Recht  aufgefasst  werden  kann.  Es  hält  aber  diese  Auf- 
fitssnng  eine  nähere  Prüfung  doch  nicht  aus.  Das  Recht  der  Agnaten  auf 
die  Saccession  ist  in  dem  neuzeitlichen  Rechtsstaate  kein  denselben  zustehendes 
Gesammtei^enthum,  von  welchen  zwar  Einer  aus  ihrer  Mitte  die  Nutzniessung 
hätte,  in  dessen  Genuss  aber  bei  jeder  thatsächlichen  und  rechtlichen  Ver- 


1)  Anderer  Meinung  sind  a^erdings  ZachBriä,  Deutsches  Staatsr.,  2te  Aufl.,  Bd.  I,  8.  876, 
and  Zopf  1,  Staatsr.,  4te'Aafl.,  Bd.  II,  8.  95;  aUein  ihre  Oriinde  können  nicht  als  eine  Wider- 
legung Torstehender  Ansicht  zagegeben  werden.  Zachariä  erkIJtrt  Icarzer  Hand  den  nächsten 
Agnaten  fOr  gesetzlich"  berufen ,  ohne  sich  Jedoch  auf  ein  anderes  Gesetz,  als  auf  die  Goldene 
Bolle  so  beziehen.  Dass  nun  aber  dless  nicht  ausreicht,  bedarf  wohl  keines  Beweises;  andere 
allgemeine  deutsche  Gesetze  (oder  auch  nur  durchgreifende  Gewohnheiten)  waren  aber  notorisch 
nicht  Torhanden,  und  die  neuestein  Bestimmungen  weichen  ohnedem,  wie  bemerkt,  sehr  von  ein- 
ander und  namentlich  von  dem  behaupteten  8atze  so  selir  ab ,  dass  auch  sie  wahrlith  nicht  als 
eine  allgemeine  gesetzliche  Giiindlago  betrachtet  werden  können.  Wenn  aber  ZöpA  den  Agnaten 
die  Vonnondachaft  „als  ein  Jus  quassitum,  gleichsam  (?)  als  eitle  ihnen  ebenfalls  erbrechtlich  zn- 
itehende  Beftigniss  zuspricht,  was  sich  aus  dem  Mundium  der  Familie  und  dem  Wartrecht  der 
Agnaten  erkläre":  so  ist  diess  zwar  folgerichtig  mit  der  von  dem  Verf.  überall  festgehaltenen 
Methode ,  welche  auf  die  wesentliche  Umgestaltung  der  Territorien  in  souveränen  Rechtsstaaten 
keine  R&ckticht  nimmt  und  namentlidi  auch  ältere  privatrechtliche  Normen  als  itzt  noch  maas»* 
febend  betrachtet:  allein  gerade  hierin  mnss  man  dem,  in  manchen  andern  Beziehungen  lobes- 
werthen,  Werke  entschieden  entgegentreten.  Es  ist  eine  falsche  geschichtliche  Behandlung,  die 
filr  einen  früheren  Zustand  maassgebenden  Grundsätze  herüber  zu  nehmen  in  eine  auf  völlig 
▼enchiedener  Aaschamuig  b<irahende  Eptwicklongsphase, 
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bindernng  des  eigentlichen  Inhabers  sogleich  der  Nikhstberechtigte  einträte, 
und  zwar  in  den  ganzen  oder  theilweisen  Genuss,  je  nach  dem  Falle  des 
Hindernisses.  Der  Anspruch  auf  die  Succession  ist  vielmehr  itzt  ledigüch 
ein  staatsrechtliches  Privilegium,  dessen  Ausübung  je  Einem  aus  einer  be- 
stimmten Anzahl  von  Personen  unter  genau  bestimmten  Bedingungen  und 
für  einen  einzigen  Fall,  nämlich  den  einer  rechtlichen  Erledigung  des  Thrones, 
zum  Behufe  der  besten  Erreichung  der  ßtaatszwecke  durch  das  Gresetz  tiber- 
tragen ydrd.  Es  umfasst  nun  aber  dieses  Vorrecht  keinerlei  weitere  Befug- 
nisse,  als  eben  den  (hinreichend  bedeutenden)  ausschliessenden  Anspruch 
auf  die  Erwerbung  der  Staatsgewalt .  für  den  nach  den  näheren  Vorschrif- 
ten des  Erbfolgerechts  und  der  Erbfolgeordnung  im  concreten  Falle  als 
berechtigt  Bezeichneten.  Andere  Theilnahme  an  Regierungsgeschäften  steht 
nach  der  ganzen  itzt  gültigen  Auffassung  der  Souveränetät  der  StaatsgewaH 
und  der  Stellung  ihres  Inhabers  diesen  Privilegirten  nicht  zu.  Sie  sind 
Unterthanen  in  allen  sonstigen  Beziehungen ,  und  sie  haben  namentlich  wenn 
und  so  lange  der  Thron  rechtlich  besetzt  ist,  keine  Befugniss,  die  Art  der 
Regierung  zu  bestimmen.  Nun  ist  aber  im  Falle  einer  Mindeijährigkeit, 
Geisteskrankheit  u.  s.  w.  des  Fürsten  der  Thron  in  der  That  besetzt,  und  es 
handelt  sich  nur  von  der  Art  und  Weise  einer  nützlichen  Ausübung  der  Re- 
gierungsrechte,  über  welche  denn  von  dem  Gesetzgeber  nach  den  ihm  zu- 
reichenden Zweckmässigkeitsgründen  nach  Belieben  bestimmt  wird.  Der  einzige 
Fall  also ,  in  welchem  der  nächste  Agnat  ein  Recht  geltend  zu  machen  hat, 
liegt  thatsächlich  gar  nicht  vor.  Auch  kann  von  einer  Rechtsverküijnnemng, 
welche  ihm  zugienge  durch  die  einstweilige  Besorgung  der  Regierungsge- 
schäfte von  Seiten  eines  Dritten,  keine  Rede  sein;  das  einzige  ^echt, 
welches  er  wirklich  besitzt,  nämlich  die  Anwartschaft  auf  die  eigene  tlegie- 
rung  im  Falle  einer  Thronerledigung ,  bleibt  ihm  ja  völlig  ungeschmälert 
und  kann,  wenn  der  Bevormundete  in  diesem  Zustande  stirbt,  alsbald  und 
in  seinem  ganzen  Umfange  ausgeübt  werden.  —  Auf  welche  sonstige  Gründe 
des  constitutionellen  Staatsrechtes  aber  die  Agnaten  einen  ihnen  ausschliesslich 
und  von  selbst  zustehenden  Anspruch  auf  die  Regentschaft  stützen  könnten, 
ist  ohnedem  nicht,  einzusehen.  Weder  in  der  rechtlichen  Stellung  des  Ober- 
hauptes zu  den  Unterthanen  und  zu  Erreichung  der  Staatszwecke ,  noch  in  den 
Rechten  und  Pflichten  der  Bürger,  noch  endlich  in  den  Verhältnissen  der  Stände 
lässt  sicli  irgend  ein  Zusammenhang  mit  einem  solchen  Vorzuge  entdecken. 
Alles  bleibt,  "welcher  Person  inimer  die  Vertretung  eines  entmündigten  Fürsten 
übertragen  sein  mag,  in  seiner  Stellung  und  bedarf  keines  Agnaten  zu  seinem 
Schutze  oder  zu  seiner  verfassungsmässigen  und  politisch  beabsichtigteD 
Wirksamkeit  >). 


1)  Diese  Ansicht  ist  denn  frefUch  sehr  bestritten.  —  80  ist  Beitemaler,  Orondsitse  te 
Regentschaft ,  8.  Hb  %.,  der  Ansicht,  dim  den  Agnaten  ein  ,4pros8er  Theil  an  der  ReicbiTer- 
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ffiermit  ist  denn  aber  natürlich  über  die  Zweckmässigkeit  ,einer 
agnatischen  Yormnndschaft  nicht  im  Mindeste  abgesprochen.  Wenn  anch 
der  nächste  reg;ierangsf^ge  Agnat  kein  Recht  sc]ion  an  und  für  sich  auf 
die  Verwesung  der  Regierung  in  Anspruch  nehmen  kann ,  so  ist  es  dennoch 
sehr  wohl  möglich,  dass  er  im  Durchschnitte  der  Tauglichste  zur  üebemahme 
ist,  und  dass  also  die  Gesetzgebung  wohl  daran  thut,  ihm  dieses  Gesetz  zu 
verleihen.  Und  in  der  That  sind  zureichende  Gründe  vorhanden,  dieses  zu 
behaupten.  —  Die  allgemeine  Tauglichkeit  zur  Führung  der  Regierung  aus 
gesohiehtlichen  und  staatlichen  Gründen  ist  durch  das  verfassungsmässige 
Erbfolgerecht  anerkannt.  Eine  persönliche  Vorbereitung  zur  Führung  von 
Staatsgesch&ften  kann,  wenn  von  irgend  Jemand,  so  von  dem  zunächst  zum 
Throne  Berufenen  erwartet  werden.  Durch  die  gesetzliche  Bestimmung  werden 
aUe  Umtriebe  und  Ungewissheiten  verhindert  und  ist  die  grosse  in  der  ün- 
zweifelhaftigkeit  des  Regierungsrechts  bestehende  Wohlthat  der.  Erbmonarchie 
auch  auf  die  Zwischenregierungen  ausgedehnt.  Es  lässt  sich  von  Den^jenigen; 
velchem  die  Leitung  der  Staatsgeschäfte  aus  eigenem  Rechte  in  dem  leicht 
möghehen  Falle  eines  Absterbens  des  bevormundeten  Fürsten  zufallen  wird, 
eine  gute  Besorgung  derselben  itzt  schon  erwarten,  und  zwar  nicht  blos 
ans  Pflichtgefühl ,  sondern  des  persönlichen  Vortheils  wegen ;  auch  ist  es 
in  diesem  Falle  als  ein  bedeutender  Vortheil  anzuerkennen,  dass  zwar  der 
Rechtstitel  und  die  äussere  Bezeichnung,  nicht  aber  die  Person  des  Staats- 
oberhauptes wechselt.  Endlich  entspricht  es  dem  Gedanken  der  erblichen 
Monarchie  am  besten,  wenn  die  Reihenfolge  der  Regenten  aus  der  berech- 
tigten Familie,  nicht  durch  Fremde  und  durch  ein  anderes  Princip  unter- 
brochen wird. 

Diese  Gründe  sind  bedeutend  genug,  um  das  Regentschaftsrecht  des 
nächsten  Agnaten,  wenn  anch  das  frühere  geschichtliche  Recht  itzt  nicht 
mehr  besteht,  festzuhalten  und  es  dem  Gesetzgeber  zu  empfehlen.  —  Aller- 
&igs  ist  dabei  vorausgesetzt,  dass  der  Anspruch  dem  nächsten  selbst  erb- 
nnd  regierungsfähigen  Prinzen  verliehen  werde ;  denn  nur  bei  diesem  treffen 
die  sämmtlichen  oben  aufgezählten  Vortheile  ein.  Demgemäss  sind  einige 
von  neueren  Gesetzen  versuchte  Abweichungen  nicht  zu  billigen.    Als  eine 


"wtsung^  zustehe,  weil  die  Staatsinteressen  mit  den  Interessen  der  regierenden  Familie  in  eng- 
ster Verwandtschaft  stehen,  weU  eine  Trennung  der  Staatsye'rwaltong  und  die  persönliche  Vor- 
BiUKbehaft  oft  ebenso  wenig  rathsam  als  thanlich  sei  (?),  endlich  weil  .die  Familie,  ihrer  eigenen 
Ansprüche  auf  di^  Regierung  wegen  ^uch  ihrer  selbst  wegen  ftir  die  ftegierung  des  Landes  su 
wachen  habe.  Wie  wenig  schlüssig  aber  diese  Oninde  sind ,  bedarf  wohl  nach  dem  oben  Aas- 
gef&hrten  keines  neuen  Beweises.  Ein  eyentueUes  Recht  auf  den  ThrOn  und  ein  Recht,  die 
Btaatsgeschäfte  bei  besetztem  Thron  m  besorgen,  sind  zwei  gar  nicht  mit  einander  verbundene 
Dinge.  Jenes  Recht  wird  durch  eine  Regentschaft,  welcher  Art  sie  sei,  gar  nicht  berührt; 
and  wenn  es  zu  einer  Ueberwachung  der  Landesregierung  befügen  würde,  so  stünde  den 
Agnaten  nicht  blos  bei  Verwesungen  sondern  immer,  auch  bei  der  Regierung  eines  fähigen  Für- 
sten, ein  Mitregiemngs-  oder  wenigstens  Controlerecht  zu.  Da  hiervon  nirgends  die  Rede  ist, 
10  ist  auch  4«  Grund  nicht  richtig. 
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Bpnderbare ,  nnd  schliesslich  von  onwtlrdigem  Verdachte  zeugende  Kflnstelei 
erscheint  z.B.  jene  Bestimmung  der  spanischen Verfassnng  von  1808,  Welche 
den  der  Thronfolge  am  fernsten  «tehenden  Agnaten  als  Reichsverweser  bezeich- 
nete. Auch  die,  mehrfach  dem  Vorgänger  eingeräumte,  Wahl  unter  den 
Agnaten  kann  nicht  als  zweckmässig  erkannt  werden,  da  sie  theils  üblen 
Ränken  Zugang  eröffnet,  theils  bittere  Zwietracht  unter  die  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses  werfen  kann.  Endlich  ist  selbst  die  Bestimmung  des 
französischen  Senatsconsolts  von  1804,  nach  welcher  der  im  Augenblicke  des 
eintretenden  Bedürfnisses  einer  Reichsverwesung  als  nächster  Regiärongs- 
fähiger  eintretende  Agnat  die  Regentschaft  zu  behalten  hatte,  auch  wenn 
später  ein  der  Thronfolge  näher  Stehender  fähig  werden  sollte,  nicht  anza- 
rathen.  Sie  beseitigt  allerdings  den  Uebelstand  eines  Wechsels  unter  den 
Reichsverwesem ;  allein  eiiimal  kann  sie  zu  schädlicher  Verstimmung  des 
Näherberechtigten  und  itzt  durch  Zufall  Ausgeschlossenen  führen,  zweitens 
nnd  hauptsächlich  aber  wird  der  genannte  Vortheil  aufgewogen  durch  den 
Nachtheil  eines  Wechseln  im  Falle  des  Todes  des  Bevormundeten. 

Durch  diese  Ansicht  ist  allerdings  auch  schon  mittelbar  der  Stab  ge- 
brochen über  die  Berufung  von  Frauen  zu  der  Reichsverwesung,  sei  es 
nun  der  Mutter  oder  Grossniutter  eines  Minderjährigen,  sei  es  der  Gattin 
eines  Kranken  od^r  sonst  Verhinderten.  Es  wird  aber  auch  durch  eine  be- 
sondere Untersuchung  über  diese  Art  von  Regierungsverwesung  ein  solches 
Urtbeil  nur  bestätigt ;  und  zwar  sowohl  wenn  der  Rechts-  als  wenn  der  ZwedL- 
mässigkeitsgrund  ins  Auge  gefasst  wird. 

Wenig  ist  zu  bemerken  über  einen  Rechtsanspruch  der  färstlichen 
Frauen.  —  Wenn  derselbe,  selbst  bei  der  Mutter,  zu  allen  Zeiten  als  ge- 
schichtlich-begründetes Recht  sehr  zweifelhaft  war '),  so  fällt  er  vollends 
itzt  vollständig  weg.  Dieselben  Gründe,  welche  keine  Herübernahme  privat- 
rechtlicher  Befugnisse  aus  dem  Patrimonialstaat  in  den  Rechtsstaat  bei  den 
Agnaten  gestatten,  gelten  auch  hier,  nnd  wohl  noch  in  verstärktem  Grade. 
—  Was  aber  die  aus  allgemeinen  Rechtssätzen  abzuleitenden  Ansprüche 
betrifft,  so  sind  solche  nicht  etwa  nur  schwach,  sondern  vielmehr  deren  gar 
keine  vorhanden.  Dass  aus  dem  Wesen  der  Erbmonarchie  kein  Recht  für 
das  Regierungsrecht  einer  Mutter  oder  Gattin  abgeleitet  werden  kann,  geht 
schon,  abgesehen  von  allem  Andern,  daraus  hervor,  dass  ein  eigenes  Erb- 
recht der  Frauen  aus  Gründen,  welche  beinahe  ausnahnielos  in  allen  Erb- 
reichen anerkannt  sind,  gar  nicht  besteht,  ihnen  (etwa  mit  Ausnahme  des 
Nothfälls  eines  völligen  Erlöschens  des  Mannesstamtiies)  gar  keine  Regierungs- 
fÄhigkeit  zuerkannt  ist.  Woher  soll  denn  nun  ein  aus  Vemunftgründen  abge- 


1)  Vgl.  Lyncker,  Vormnndscbaftsbestellang.  Bd.  I,  8.  343  tg.  t)le  von  ihm,  und  vor  Qmi 
von  J.  J.  Moser  (Staatsrecht/  Bd.  XVIH)  und  Gttnderote  (Staatsrecht)  für  eine  vormnnd- 
scbaftliche  Regierung  der  Mutter  vorgebrachte  Recht  8  gründe  sind  gar  kläglich. 
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leitetes  Recht  auf  eine  stellvertretende  Regierung  kommen?  Es  ist  ein 
offenbarer  Widerspruch  mit  dem  ganzen  allgemein  bestehenden  Principe  des 
Erbfolgerechtes  und  der  Erbfolgeordnung,  wenn  Frauen  ein  anderes,  als 
höchstens  ein  NothreCht ,  auf  Reichsverwesung  eingeräumt  wird. 

und  nicht  anders  verhält  es  sich,  wenn  die  Frage  aus  dem  Zweck- 
mässigkeitsßtandpunkte  aufgefasst  wird.  Die  sämmtlichen  bekannten  und 
allseitig  zugegebenen  Bedenken,  welche  überhaupt  gegen  die  Ueberlassung 
einer  Regierung  an  die  Frauen  sprechen ,  finden  auch  hier  ihre  volle  Ein- 
wendung. Wenn  dtee  sich  nämlich,  im  Durchschnitte  wenigstens,  nach 
Geistes-  und  E()ip€qii6BCbldfenheit  nicht  zur  Leitung  von  Staatsangelegen- 
heiten eignen,  sa  ioad^  01  nattkrlich  keinen  Unterschied^  ob  sie  dieses  ihnen 
mcfat  passende  O^NUftvia;«igenem  oder  in  fremdem  Nämen^  in  unmittel- 
barem oder  in  abgdbilelem  Rechte  besorg^.  Auch  bei  einer  Regentin  ist 
ein  das  logische  Denken  überwucherndes  Gefühlsleben,  ist  Mangel  an  Kennt- 
flissen  und  Erfahrung  in  Geschäften,  körperliche  Schwäche,  Launenhaftigkeit 
lad  Mangel  an  physischem  Muthe  nicht  zuträglich,  für  den  Staat.  Auch  für 
vormundschaftUche  Regierungen  ist  das,  allerdings  nicht  zvl  läugnende,  Bei- 
spiel einzelner  glänzender  Frauenregierungen  nicht  maassgebend.  Die,  wohl 
aoek  als  Yerbesserungsmittel  versuchte,  Beiordnung  eines  Regentschaftsrathes 
oder  eines  Mitvormünders  ist  aber  so  wenig  geeignet  die  Fehler  wirklich  zn 
beseitigen ,  dass  sie  vielmehr  als  fast  sichere  Quelle  von  Zerwürfhissen  und 
Wirren  unter  allen  Umständen  ferne  gehalten  werden  sollte. 

Offenbar  waltet  hier  eine  Verwechslung  von  Begriffen  ob.  Dass  eine 
Matter  durch  die  Natur  selbst  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  für  die  köiper- 
liche  und  geistige  Erziehung  ihres  vaterlosen  Sohnes  zu  sorgen  und  darüber 
m  wachen ,  wird  Niemand  bestreiten.  Auch  mögen ,  wenn  schon  mdbt  ganz 
anangefochten ,  Zweckmässigkeitsgründe  dafür  sprechen,  dass  der  fürstlichen 
Mutter  dieses  natürliche  Recht  unbeschränkt  gelassen  werde.  Ebenso  kann 
sicher  der  Anspruch  einer  Gattin  nicht  beanstandet  werden,  die  Pflege  eines 
schwer  erkrankten  Mannes  zu  leiten.  Allein  diess  Alles  hat  mit  der  Regie- 
rung des  Staats  gar  nichts  gemein,  und  es  ergiebt  sich  nichts  daraus,  als 
die  Ueberlassung  einer  persönlichem  Vormundschaft  über  den  unfähigen, 
Fürsten ,  und  es  dürfen  die,  wie  oben  gezeigt  keineswegs  seltenen,  entgegen- 
gesetzten Bestimmungen  selbst  neuerer  Gesetze  als  ein  merkwürdiges  Beispiel 
des  Ueberwiegens  unklarer  Gefühle  und  missverstandener  Ueberlieferungen 
über  klar  bewusstes  Denken  betrachtet  werden. 

Diess  Alles  erscheint  so  einfach  verständlich  und  verständig,  dass  man 
selbst  Bedenken  tragen  muss,  die  als  Ergänzung  und  als  Nothrecht, 
(nämlich  im  Falle  eines  gänzlichen  Mangels  an  befähigten  Agnaten,)  einer 
fürstlichen  Frau  einzuräumende  Regierangsverwesung  alsbald  zuzugeben. 
Geisetzlich  gesorgt  muss  natürlich  auch  iür  einen  solchen  Fall  werden,  indem 


la 
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sonst  eine  höchst  bedenkliche  Lücke  in  der  Vorsorge  wäre*;  dlein  ein 
Fraaenregiemng  wird  sich  doch  erst  als  folgerichtig  und  anTermeidlich  her 
ausstellen,  wenn  sich  bei  näherer  Prtifdng  ergiebt,  üass  eine  bessere  Ein 
richtnng  als  gesetzlich  feststehende  Bestimmung  nicht  zn  treffen  ist. 

Diese  üntersuchulig  ist  nun  aber  trotz  der  Verschiedenheiten  der  ein 
zelnen  Bestimmungen  weder  schwierig  noch  weitläufig;  es  ist  nur  nothwendig 
zuerst  das  Pnncip  der  beiden  Auskunftsarten  einzeln  zu  prüfen,  und  sie  dam 
unter  einander  und  mit  der  Uebertragung  der  Regierung  an  eine  Frau  s 
vergleichen.  ^   '*'        • 

Hinsichtlich  der  sämmtlichen  eine  willkltriiche  Bezeichnung  m 
Regierungsverwesets  anordnenden  Bestimmungen  kann  das  Urtfaeil  nidl 
zweifelhaft  sein,  äie  unterliegen  alle  dem  bereits,  pben,  SL  161,  über  ^ 
nicht  gesetzlich  und  ein  für  allemal  festgestellte  RegenlM^äft  aii8getq»rochrä4 
Tadel.  Dass  eine  solche  einseitig  oder  von  Mehrercm^  ausgeübte  Wahl  itiKä 
licher\;reise  einen  ganz  tüchtigen  Mann  an  die  Spitze  der  StaatsgefidH 
stellen  kann,  soll  nicht  geläugnet  werden ;  ^lein  die  Bedenken  und  QebHitk 
sind  weit  überwiegend.  "1^ 

Nicht  dieselben  Einwendungen  können  gegen  eine  vom  Oes eise  ^^Vfi 
bezeichnete  Persönlichkeit  ausserhalb  des  Kreises  der  regiereiden  Fa^fe 
geltend  gemacht  werden;  ist  doch  hier  keine  Willkür,  also  aiioli  TUJß 
Intrigüe  und  keine  Spaltung  möglich.  Auch  ist  zuzugeben,  d^wa  die  BeflliiB 
mung  in  einer  Weise  getroffen  werden  kann,  welche  eise  gute  BesorgUtai 
der  Staatsgeschäfte  als  mehr  oder  weniger  wahrscheinlfch  erscheinen  Uiat 
so  z.  B.  eine  Uebertragung  an  den  ersten  Minister,  an  den  Vorsitzende] 
der  obersten  berathenden  Behörde  (Staatsrath,  Gejieimerath) ,  oder  an  dei 
Präsidenten  der  Pairskammer  u.  dgl.  Wohl  aber  tritt  hier  die  Frage  ent 
gegen,  ob  nicht  eine  auch  nur  zeitweise  Uebertragung  der  Staatsgewalt  m 
einen  unter  keinen  Umstäüden  und  Voraussetzungen  zum  eigenen  Besitz 
Berechtigten  schwere  Unzuträglichkeiten  habe  und  gegen  den  Gedanken  de 
Monarchie  gehe?  Ohne  nun  jedes  Bedenken  für  ungegründet  erklären  zi 
wollen,  mag  man  doch  wohl  hierüber  weggehen.  Die  Hauptsache,  nämlicl 
die  Besetzung  des  Thrones  mit  einem  Berechtigten ,  ist  ja  vorhanden ,  an* 
die  thatsächliche  Ausübung  der  Regierung  durch  einen  damit  Beauftragtes 
koinmt  auch  in  anderen  Fällen  vor,  ohne  dass  das  monarchische  Prind] 
darunter  litte.  Nur  mag  die  Bemerkung  beigefügt  werden ,  dass  es  inune 
iboKKr  sein  wird  einen  dem  Staate  selbst  Angehörigen  als  etwa  einei 
fremden  Prinzen  zum  Reichsverweser  gesetzlich  zu  bestimmen.  Herrschal 
Fremder  wird,  und  ganz  mit  Recht,  überall  schwer  ertragen. 

Unter  diesen  Umständen  kann  es  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  da» 
das  zuletzt  besprochene  Auskunftsmittel  entschieden  einer  freien  Ernennung 
von  wem  immer  sie  ausgehe,   vorzuziehen  ist.    Und  höchstens  möchte  zi 
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letzterer  in  der  änssersten  Noth,  wenn  nämlich  auch  der  vom  Gesetze  Bezeich- 
nete  durch  einen  unglücklichen  Zufall  nicht  vorhai^den  oder  nicht  verfüghar 
wäre,  gerathen  werden  können. 

Was  nun  aher  das  Yerhältniss  dieser  Ansknnftsmittel  zur  Uehertragung 
der  Regentschaft  an  eine  Frau  betrifft,  und  also  die  Frage,  ob  letztere, 
trotz  ihrer  inneren  Mängel,  der  Hinausgabe  aus  dem  Kreise  des  regierenden 
Hauses  vorzuziehen  sei ;  so  ist  hier  eine  Meinungsverschiedenheit  wo^  mög* 
lieh  and  entschuldbar.  Weniger  zwar  hinsicl|tlich  der  Entscheidung  .zwischen 
der  Frauenregierpng  äD4  ^^^^  freien  Bezeichnung,  indem  wohl,  wenn. 
Aerhanpt  die  ügen  letitäre;.  geltend  gemachten  Gründe  als  richtig  erkannt 
ierden,  sie  flB  Obenßegenll  schädlich  müssen  betrachtet  werden;  so  dass 
liiil  diese  Art  der  Tonoifte 'für  einen  Regenten  als  die  ganz  zuletzt,  auch 
est  bei  dftem  ibfluel  daer  Mutter  oder  Gattin,  anwendbare  zu  erklären  ist. 
Difegen  ist  et  feebwernwischen  Frauenregiment  und  gesetzlicher  Uehertragung 
»iiiien  beaBiiilBten  Privaten  zu  entscheiden.  Die  Wage  steht  hier  fast 
glädi,  und  jur  der  Umstand;  dass  doch  am  Ende  für  den  Mann  die  grössere 
IRalrasiliafalBdikeit  einer  gutöf  Regierung  spricht,  muss  sie  wohl  schliess- 
;w  «tf  dfeie  Seite  neigen. 

«  

80  iit'dexm  das  Endergebniss  der  ganzen  Untersuchung  über  die  Taug- 
Bddu4$  ^iki'  tarn  Regierungsverweser  zu  bestimmenden  Persönlichkeit  fol- 
gendes. In  etster  Linie  stehen,  zwar  nicht  aus  Rechts-  aber  aus  Zweck- 
mässigkeitsgrOnden,  die  Agnaten,  und  unter  ihnen  wieder  der  selbst  zur 
ItegicTUDg  am  nächsten  Berechtigte.  Bei  völligem  Mangel  von  Agnaten  ist, 
als  nächst  zu  empfehlendes  Mittel,  die  gesetzliche  Bezeichnung  eines  be- 
stimmten  Unterthanen  zu  erklären.  Nun  folgt ,  drittens ,  Uehertragung  der 
Regierung  an  die  Mutter  bei  Minderjährigkeit  des  Fürsten,  an  die  Gemahlin 
bei  sonstiger  Unfähigkeit.  Endlich  erst  zuletzt,  als  Nothmittel,  freie  Er- 
nennung, wo  sich  dann  Theilnahme  der  Stände  von  selbst  versteht. 


m. 

Die  Stellung  der  Volksvertretung  zur  Beichsverwesung. 

Es  kann  natürlich  nicht  behauptet  werden,  dass  ohne  die  Mitwirkung 
einer  Ständeversammlung  rechtliches  Zustalidekommen  einer  Regentschaft 
gar  nicht  möglich  sei.  Ist  eine  solche  doch  auch  in  solchen  Staaten,  weldipBr 
Volksvertretung  fremd  ist,  Gesetz  und'  Nothwendigkeit;  und  selbst  in  ^eih 
Staate  mit  Repräsentativ- Verfassung  wäre  eine  ausdrückliche  Bestimmung, 
Welche  die  Regentschaftsfrage  völlig  ausschiede  aus  der  Zuständigkeil. der 
Stände,  denkbar,  wenn  auch  sicher  nicht  folgerichtig  und  zweckmässig. 
Allein  es  gehört  in  der  That  ein  solches  ausdrückliches  Yerfassungsverbot 
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dazu,  um  nicht  da,  wo  überhaupt  eine  Volksvertretiflig  besteht,  eine  we- 
sentliche Theikahme  derselben  an  der  Ersetzung  des  rechtmässigen  Fürsten 
durch  einen  Stellvertreter  für  wünschenswerth ,  ja  selbst  nothwendig  za 
erklären,  selbst  wenn  die  Gesetzgebung  schweigt..  Schon  in  den  Voran- 
gehenden Erörterungen  haben  sich,  ganz  ungesucht,  manchfache  Zweck- 
mässigkeiten ftlr  eine  solche  Theilnahme  herausgestellt ;  hierzu  kommen  aber, 
noch  weit  zwingender,  auch  entschiedene  Rechtsgründe. 

Eine  Untersuchung  des  Yerliältuisses  aus  dem  Gesichtspunkte  des  allge- 
meinen  constitutionellen  Staatsrechtes  ist  aber  um.  8(^  mehr  an  der  Stelle, 
als  die  ganze  Frage  bisher  von  der  WissensÄlkft  demiieh  vernachlässigt 
worden  ist 

Bei  näherem  Eingehen  in  die  Sachlage  eil^i$  si^i,  "dass  eine  Tlmir 
udbrne  der  Ständeversamml^ng  an  der  RegentschaftsBnf^  in  vierfacher  Be- 
ziehung wünschenswerth  oder  gar  nothwendig  erscheint: 

1.  Es  ist  rechtliche  Aufgäbe  der  Stände,  als  der  Stellvertreter  der  gesammten 
Unterthanen ,  thätig  zu  sein  bei  der  Feststellung  der  hier  eintretenden  aasser* 
gewöhnlichen  Gehorsamspflicht.  —  In  einer  Monarchie  hat  das  Volk  Dem* 
jenigen  und  nur  Demjenigen  verfassungsmässigen  Gehorsam  zu  leisten,  welchA 
nach  Erbfolgerecht  und  Erbfolgeordnung  zur  Regierung  berufen  ist;  Gehor- 
sam gegen  einen  Nichtberechtigten  ist  Verbrechen,  und  eine  Zamuthung 
hierzu,  von  wem  immer  sie  ausgehen  mag,  darf  nicht  berücksichtigt  wer- 
den. Allerdings  können  Ausnahmsfölle  eintreten ,  in  welchen  der  zum  Throne 
rechtlich  Berufene  persönlich  unfähig  ist,  die  Rechte  und  Pflichten  des 
Staatsoberhauptes  auszuüben ,  und  wo  deren  Verwaltung  auf  einen  Dritten 
übertragen  werden  muss ,  wenn  nicht  der  Staat  zu  Grunde  gehen,  wenigstens 
sein  Zweck  unerfüllt  bleiben  soll.  Auch  pflegt  die  Gesetzgebung  vorsichtig 
genug  TU  sein ,  um  für  den  Eintritt  eines  solchen  Ausnahmefalles  die  nöthigeo 
Vorschriften  zu  treffen,  und  Den  zu  bezeichnen,  welchem  jetzt  Gehorsam 
gebührt;  und  dass  das  Volk  hierzu  verpflichtet  ist,  wenn  die  Thatsache  der 
üniÄhigkeit  erwiesen  und  alle  weiteren  Voraussetzungen  und  Vorschriften  des 
Gesetzes  erfüllt  sind,  unterliegt  keinem  Streite.  Aber  eben  so  wenig  kann 
darüber  ein  Zweifel  sein,  dass  das  Volk  weder  verpflichtet  noch  auch  be- 
rechtigt ist,  die  einfache  Behauptung,  dass  ein  solcher  Ausnahmsfall  vor- 
liege ,  als  Richtschnur  hinzunehmen ;  sondern  dass  es  die  Befugniss  hat  zu 
untersuchen,  ob  ihm  die  Forderung  mit  Recht  gestellt  werde,  und  zu  er- 
klären, ob  es  die  Noth wendigkeit  des  Falles  und  das  Recht  des  stellver- 
tretenden Staatsoberhauptes  anerkenne  und  ihm  also  verfassungsmässigen 
Gehorsam  leisten  werde.  In  einem  repräsentativen  Staate  liegt  natürlich 
diess  Alles  den  Vertretern  der  Gesammtheit  ob,  und  ihre  Handlungen  und 
Zustimmung  binden  die  Masse  der  Unterthanen.  —  Allerdings  wird  bei  dieser 
Anschauung  davon  ausgegangen,  dass  der  Unterthan,  und  äomit  auch  die 
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Gesammtheit,  nur  verfassongsinässigen  Gehorsam  schuldig  sei,  und  dass  zur 
Feststellung  der  Fälle  desselben  eine  formelle  und  materielle  Prüfong  der 
veröffentlichten  BeiPehle  zustehe.  Dieser  Auffassung.sind  nicht  alle  Theoretiker 
and  nicht  alle  Regierungen  zugethan ;  allein  gerade  in  dem  vorliegenden  Falle 
zeigt  es  sich  recht  deutlich,  zu  welchen  schlechten  Folgerungen  die  Lehre 
von  dem  blinden  Gehorsam  gegen  jeden  anscheinend  richtigen  Befehl  einer 
Staatsbe];iörde  fahrt.  Hier  ist  es  nämlich  nicht  blos  das  Recht  von  Unter- 
thanen,  welchen  möglicherweise  auf  unbefugte  Art  zu  nahe  getreten  werden 
kann,  sondern  das  Recht  des  Fürsten  selbst;  und  es  zeigt  sich  recht  deut- 
lich, dass  auch  seine  Stellung  nicht  unter  einer  willenlosen  Heerde,  sondern 
bei  richtig  denkenden  und  nur  dem  nachweisbaren  Rechte  gehoi'chenden 
Bürgern  i^esichert  ist. 

2.  £s  ist  förmliches  Recht  der  Stände,  auf  die  Einführung  einer  Reichs- 
rerwescmg  zu  dringen,  wenn  eine  solche  nothwendig  ist,  ihre  Anordnung 
aber  angebührliche  Verzögerung  findet.  —  Das  Volk  hat  ein  unzweifelhaftes 
Eecht  darauf,  dass  der  Staat  zweck-  und  verfassungsgemäss  regiert  werde; 
diess  aber  ist  unmöglich ,  wenn  der  zur  Regierung  Berufene  entschieden  un- 
fthig  ist  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe.    Wenn  also  Diejenigen,  (Minister, 
Agnaten  n.  s.  w.,)  welche  den  gesetzlichen  Auftrag  haben,  für  die  Ersetzung 
durch  einen  Beföhigten  zu  sorgen,  dieses  unterlassen,    sei  es  nun  aus  fal- 
scher Rücksicht  auf  den  bei  Seite  zu  setzenden  Fürsten,  sei  es  aus  Furcht 
Tor  unaogenehmcn  Folgen  für  sie  selbst,  sei  es  endlich  aus  Eigennutz,  weil 
sie  unter  der  nominellen  Regierung  des  unfähigen  Fürsten  sich  persönlich 
nohl  befinden:  so  sind  die  Vertreter  des  Volkes  berufen,  die  Vollziehung 
der  gesetzlichen  Maassregeln  znr  Einsetzung  einer  Regentschaft  zu  verlangen. 
—  Weiter,  als  dieses  Verlangen  zu  stellen,   geht  übrigens   zunäcjist  ihr 
Eecht  nicht.    Dass  eine  absichtliche  Verzögerung  des  nothwendig  gewordenen 
Schrittes  die  daran  Schuldigen  einer  verfassungsmässigen  Verantwortlichkeit 
onterwirft,   ist   allerdings,    wie   oben  bereits  bemerkt,  unbestreitbar,   und 
es    mag    also    dieses    Vorgehen    geeignete    Schritte    der    Volksvertretung 
zu  gelegener  Zeit  veranlassen;   dagegen  ist  nicht  zu  behaupten,   dass  eine 
Ständeversammlupg  schon  aus  allgemeinen  Gründen  berechtigt  sei,  zur  Ein- 
setzung eines  Reichs  Verwesers  selbst  und  unmittelbar  vorzuschreiten,  wenn 
ihre  Aufforderung  an  die  dazu  gesetzlich  Berufenen  erfolglos  bleibt.    Ein 
handelndes  Eingreifen  in  Staatsangelegenheiten  liegt  nicht  in  der  allgemeinen 
Aufgabe   der  Volksvertretung;   und   die  Wichtigkeit   eines  Verlangens  von 
ihrer  Seite  berechtigt  sie  keineswegs  zu  einer  Ueberschreitmig  ihrer  Befugp 
uisse.    Es  inuss  also  im  Falle  eines  Widerspruches  von  Seiten  der  zu  den 

• 

ersten  Schritten  Berechtigten  lediglich  einem  kräftigen  Beharren  und  einem 
Einwirken  auf  die  öffentliche  Meinung  die  Erreichung  des  gestellten  Ver* 
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laiigens  J^b.^rlassen  bleiben.   Dass- indessen  Viel  Unheil  geschehen  kcgm,  liegt 

{reQieh  .^üf  der  Hand.    ■ 

-■'■■■.  .  •  ■    • 

.  3.  Die  Stände  sind  berufen ,  die  Rechte  Deijenigen  ^n  schützen ,  welche 
'^uich  die  Einführung  einer  Regentschaft  beschädig  werden  könnten,  fiejls 
ein  näherliegendes' Wahrnngsmittel  nicht  besteht.  —  Es  ist  ein  allgemein 
anerkannter  und  überall  geübter  Qrundsatz,  dass  die  YolksvertretuDg  die 
Aufgabe  hat,  im  Falle  von  Rechtsverletzungen,  welche  bei  den  regehnässigen 
Staatsbehörden  keine  Abhülfe  gefunden  haben,  vertheidigend  einzuschreiten 
jmd  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  Einhaltung  der  Rechtsordnung  zu 
verlangen. .  Diess  findet  fiamentlich  bei  allen  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes 
unangefbchten  statt.  Es  kann  also  auch  nicht  bestritten  werden,  dass  die 
Stände  zu  schützenden  Schritten  befugt  sind,  wenn  bei  Einführung  einer 
Reichsverwesung  Unrecht  begangen  worden  ist  oder  begangen  werden  will, 
eine  Abhülfe  aber  bei  den  zuständigen  Behörden  nicht  erlangt  werden -kann. 
Allerdings  haben  sie  nicht  selbst  einen  Rechtsausspruch  zu  thun;  aber  sie 
können  verlangen,  dass  die  Rechtsordnung  im  Staate  aufrecht  erhalten  werde. 
D^  auf  solche  Weise  Verletzten  mögen  möglicherweise  Mehrere  sein;  so 
z.  B.  R4the  der  Krone,  welche  gegen  das  Gesetz  von  Verhandlungen  oder 
Entscheidungen  ausgeschlossen  werden  wollen,  oder  welchen  wegen  ihres 
Antheils  an  gesetzlichen  Schritten  eine  Verfolgung  droht;  femer  Agnaten, 
welche  gegen  die  feststehenden  Bestimmungen  nicht  eingerüfen  worden  wären, 
oder  deren  Stimme  keine  Berücksichtigung  gefunden  hätte ;  Zeugen  und  Sadi- 
verständige,  welche  wegen  ihrer  Aussagen  in  Gefahr  kämen.  Schwierig  ist 
nur  die  Frage,  ob  es  Sache  der  Stände  ist,  auch  als  Vertreter  der  Rechle 
des  Fürsten  selbst  zu  handeln?  Im  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  ist  natt^ 
lieh  die  Stände  Versammlung  nicht  dazu  berufen,  persönliche  Kechte  de^ 
Staatsoberhauptes  zu  vertheidigen.  Theils  ist  sie  nicht  hierzu,  sondern  vielr 
mehr  im  Gegentheile  zur  Vertheidigung  derjenigen  Rechte  berufen,  "weldbe 
er  verletzen  möQhte;  theils  hat  der  Fürst  Mittel  genug  an  der  Hand,  das 
ihm  Zustehende  selbst  zu  wahren.  AUein  in  dem  vorliegenden  Falle"  liegt 
ein  ausserordentliches  Verhältniss  vor.  Unter  dem  Verwände,  dass  der 
Fürst  persönlich  unfähig  sei  zur  Versehung  seiner  Stellung,  will  er  der- 
selben auf  ungerechte  Weise  beraubt,  vielleicht  sonst  in  Schaden  versetzt 
werden,  z.  B.  in  Vermögensverhältnissen.  Die  höchste  Behörde  d^s  Staates 
ist  die  Urheberin  oder  wenigstens  Mitschuldige;  die  eigenen  Verwandten 
stimmen  zu.  Leicht  ist  es  hier  nun  möglich ,  dass  ein  noch  junger ,  ein  ab- 
wesender, öder  ein  in  Geschäften  unerfahrener  Fürst  sich  der  ihm  drohendjen 
Rechtsverletzung  nicht  zu  erwehren  wüsste  ohne  Htüfe  der  Volksvertretung. 
Es  geht  nun  nicht  nur  gegen  das  Gefühl,  den  Fürsten  hülflös  zu  lassen,  weil 
er  das  rechtliche  Oberhaupt  und  kein  Unterthan  ist;  sondern  es  muss  nament- 
lich auch  bedächt  werden,   dass  die  Rechtssicherheit  der  Unteithanen  da 
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ebenfidb  gefährdet  ist,  i^o  das  Staatsoberhaupt  selbst  seine  persönlich^ 
Rechte  nicht  zn  schützen  vermag.  Ob  es  in  einem  Gesetze  gesclipieb^n'kt 
oder  nicht,  es  ifirird  immerhin  eine  ehrenvolle  und  glänzende  Handlung  der 

St&nde  s^,  waui  sie  den  eigenen'Fürsten  vertheidigt  und  bewirkt,  däss  ihm 

.  •  •  .        .       '  » 

kein  Unrecht  geschieht.  Und  auch  ihm  wird  es  nicht  zur  Unehre  gereichen, 
wenn  er 'bei  den  Vertretern  seiner  Uhterthancn.  gegen  treulose- Räthe  und 
uigerecfate  Yerwaodte  Hülfe  findet. 

4.  Eline  letzte,  tillerdings  nicht  in  rechtHcfaer  wohl  aber  in  politischer 
Beziehung  bedeutende,  Einwirkung  der  Stände  im  FaUe  einer  BeichsV^- 
wesui^  ist  die  Beruhigung  des  Volkes  hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  des 
Schrittes  und  der  Gesetzmässigkeit  der  ergriffenen  Maassregel.  Jeder  unbe- 
grflndttte  Anspruch  muss  verstummen  und  gMer  selbstsüchtige  Utntrieb  ist 
erschwert,  wenn  die  Volksvertretung  die  Thatsachen  untersucht  und  ihre 
ausdrückliche  Zustinunung  zur  Begierungsübemahme  von  Seiten.des  bestimmteii 

Verwesers  gibt    Dass  dadurch  die  moralische  Kraft  des  Letztern  erhöht  and 

1    •  •     • 

um  Stellang  befestigt  wird,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung,  ist  aber  als 
eio  nicht  zu  verachtender  Vortheil  zu  betrachten. 

Diesen  Erwägungen  sind  denn  nun  auch  beinahe,  sämmtliche  neutire 
Staatsgrundgesetze  gerecht  geworden.  Nachdem  schon  früher  während  d^ 
mehr  patrimonialen  Auffassung  der  Regieruugsrechte  die  Stände  häufig  bei 
der  Bestellung  von  Vormundschaften  und  sonstigen  Stellvertretungen  eine 
Stimme  gehabt  hatten,  nicht  selten  ihnen  sogar  ein  Antheil  an  der  vor- 
mandschafUichen  Regierung  eingeräumt  wurde,  im  Ganzen  freilich  ohne 
festen  Grundsatz  und  mit  manchen  Verschiedenheiten  im  einzelnen  Falle  *): 
ist  man  zu  der  Einsicht  gekommen,  dass  es  eine  wichtige '^uf^be  für 
Verfassung  und  Gesetzgebung  sei,  genaue  und  für  alle  Fälle  passende  Vor- 
schriften über  den  Eintritt  der  Regienmgsvertretung  und  über  den  Antheil 
der  Stände  an  demselben  zu  erlassen.  Offenbar  gab  die  wiederholte' Noth- 
wendigkeit einer  Regentschaft  während  der  Regierung  Georg's  HI.,  von  Eng- 
land, sowie  die  Vorschrift  der  französischen  constituirenden  Versamm- 
lung über  Reichsverwesüng  den  Austoss  Jiier%u,'und  es  sind  auch  die  in 
80  vielen  Staaten  getroffenen  Bestimmungen  in  grosser  Gleichförmigkeit  ge- 
halten worden.    Sind  sie  auch  nicht  alle  gleich  voUstänf^g,  und  wichen 

sie,    wi^  natürlich,    in   naanchen    untergeordneten  Puncten   von  einander 

.    .  .  ■     .        »  *   ■  . 

ab:  so  i^t  doch,  eine  Theilhahme  der  Ständeversammlung  fast  ausnahmslos 
ein  leitender  Grundsatz '),  während  mit  ebenso  grosser  Gleichförmigkeit  der 


1)  a.  hierüber  J.  J.  Iloter,  deutsohes  Staatsrecht,  Bd.^XVm,  S.  SSS. 

t)  Die.TheUnahme  der  Stände  an  der  Erteilung  von  Begentschaflen  ist  nicht  gleichmäui«^ 
(eordnet  in  Besiehnog  auf  die  verschiedenen  möglichen  FäUe  eiper  Vertretung,  in  so  fArne  theila 
•inutne  6zandg«se^  überhaupt  umfluseBdere  Bestimmungen  enthalten  und  mehrere  FäUe  be* 
(^cksichtigen  als,  Undere,  theils  der  «igenen  Entscheidung  jdos  Staatsoberhauptes  bald  mehr  bald 
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dem  monarchisclien  Principe  in  der  Sache  gebührende  Einflnss  gewahrt  ist 
durch  die  den  Räthen  der  Krone  and  den  Agnaten  zugetheiltie  Initiative. 
Nur  die  spanische  Cortesverfassong  von  1812,  und  was  sich  von  Gesetzen 
an  sie  änschliesst,  versäumte  die  letztere  Rücksicht  und  gab  der  Yolksver- 
tretung  vorwiegenden,  wo  nicht  ausschliesslichen,  £influss.  Es  kann  somit 
die  ständische  Mitwirkung  zu  einer  nothwendig  gewordenen  Reichsverwesung 
nicht  nur  als  eine  theoretische  Forderung  des  constitutionellen  Systemes, 
sondern  auch  als  ein  iin  positi^n  europäischen  öffentlichen  Rechte  fest« 
stehender  Grundsatz  betrachtet  werden. 

'  Die  einzelnen  aus  diesem  Grundsatze  fliessenden  rechtlichen  Folgerungen 
sind  aber  nachstehende: 

'  Vor  Allem  versteht,  es  sich  von  selbst,-  dass  in  jedem  vorkommenden 
Falle  die  positive  Landesgesetzgebung  zunächst  zur  Anwendung  kommt, 
Und  .dass  also .  nicht  nur  ihre  ausdrücklichen  Vorschriften  genau  zu  voll- 
ziehen' sind,  sondern  auch  zur  Ordnung  eines  nicht  besonders  vorgesehenen 
J'alles  ihr  System  anzuwenden  und  also  die  Frage  nach  Analogie  zu  ent- 
scheiden ist. 

« 

Bei  der  nicht  selten  grossen  Kürze  und  offenbaren  Lückenhaftigkeit  der 
Bestimmungen,  so  wie  in  den,  freilich  nicht  zahlreichen,,  Staaten,  in  welchen 
jede  gesetzliche  Norm  über  das  Verhalten  der  Stände  zu  dem  Eintreten 
einer  Beichsverwesung  fqhlt,  können  jedoch  auch  Fälle  zur  Entscheidung 
kommen,  für  welche  das  geschriebene  Gesetz  keine  Vorschrift  und  nicht 
einmal  einen  Anhaltspunkt  darbietet.  Für  solche  Vorkommenheiten  ist  es 
denn  wissenschaftlich  nothwendig  und  praktisch  zweckmässig,  die  aus  der 
allgemeinen  Natur   des  ganzen  VerJ^tnisses   sich  ergebenden  Grundsätze 

aufzusuchen.  -^ff^ 

Hier  ist  denn  der  Satz  an  die  Spitze  zu  stellen ,  dass  auch  in  solchen 


weniger  überlauen  ist  ^  sind  datier  die  Bereehtigangen  der  Stände  nach  den  einselnen  KoÜi- 
Wendigkeiten  einer  Regierungsverwesong  besonders  au&afUhren.  —  In  allen  Fällen,  also  bei 
einfacher  und  nicht  ivan  Voraus  bedachter  MindeijähriglLeit,  bei  einier  Von  dem  Vorfahrer  wegen 
voraussichtlicher'TJnfahigkeit  des  Nachfolgers  beabsichtigten  Ordnung,  endlich  bei  einer  während 
der  Regieiimg  eingetretenen  Unfähigkeit  haben  die  Stände  mitzuwirken:  in  Pr süssen,  Art  56; 
in  Lujcenibürg,  V.-U.'?'on  1848,  Alt.  6;  in  England*,  in  den  Niederlanden  nach  den  Ver- 
£u8ungen  von  1815  un|i  1818;  in  Belgien;  in  Spanien  nach  den  Verfassungen  Ton  1818  and 
1837.  —  Bei  einfkcher  Mifaderjährigkeit;  und  zwar  wenn  der  RegierüngSTOifahrer  eine 
besondere  Vorkehrung «u  treffen  wünscht:  in  Coburg-Gotha,  V.-U.,  $  13;  Oldenburg, 
Art.  81;  Eeuss,  j.  L.,  $  46;  in  Ermanglung  eines  gesetzlich  Berufenen  aber  ^  Braunschweig, 
S  19.  —  Bei  einer  unter  dem  Vorgänger  bereits  sichtbaren  Unfähigkeit:  in 
Sachsen,  §  10;  Württemberg,  %  18;  Kurhessen,  V.-U.  von  1831,  $  7;  Coburg-Gotha, 
%  15;  Oldenburg,  §  81;  Reuss,  J.  L.,  $  46;  Waldeck,  §  88.  —  Bei  einer  während 
einer  Regierung  eingetretenen  Unmöglichkeit  der  Selbstrogierung:  in 
Bayern,  II,  11;  Kr.  Sachseti,  $  11;  Württemberg,  <i  13;  Hannover,  V.-U.  von  1840, 
$  13;  Kurhessen,  1831,  S  7;  Coburg-Gotha,  $  16)  Oldenburg,  Art.  83,  %  1;  Anhalt- 
Bernburg,  S  91;  Beuss,  J..L.,  S  46;  Waldeck,  $22.  —  Eigenthümlich  ist  die  Bestim- 
mung der  h an nover' sehen  Verfassung  von  1840,  §  30,  dass  die  Regentschaft  gesetzlich  eintrete, 
wenn  die  Ständeversammlnng  vier  Wochen  Ifthg  keine  Erklärung  von  8icb.ge1)e. 
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constitationellen  Monarchieen,  welche  eine  Theilnahme  ^r  Yolksyertretong 
an  dem  Eintreten  einer  Regentschaft  nicht  ausdrüclflich  vorschreiben,  aber 
aach  nicht  untersagen,  eine  Mitwirkung  der  Stände  rechtlich  fest- 
st^t.  Die  Gründe  hierfür  sind  in  den  vorstehenden  allgemeinen  Betraeh- 
tsngen  über  das  Verhältniss  .der  Volksvertretung  zu  der  fraglichen  An? 
g^egenheit  enthalten,  namentlich  in  dem  Nachweise  der  Rechtlichen  Noth- 

■ 

wendigkeit,  einerseits  den  verfassungsmässigen  Gehorsam  der  Unterthanen 
zweifellos  festzustellen ,  andererseits  eine  rechtzeitige  und  uuzt^eifelhafte  Ge- 
legenheit zur  Rechtswahrung  zu  geben.  Es  lyäre  eine  unrichtige  Beweis- 
ftlhrung,  wenn  eine  Zurückweisung  ständischer  Mitwirkung  durch  einfache 
Hinweisung  auf  das  Stillschweigen  des  Grundgesetzes  begründet  werden 
wollte.  Ohne  Zweifel  ist  es  ein  unerlaubtes  Verfahren,*  Rechte  für  die 
Stände  in  Anspruch  zu  nehmen,  für  welche  sich  kdne  Grundlage  in  der 
ihnen  eingeräumten  und  gebührenden  Stellung  finden  lässt.  Namentiich 
hmi  von  einer  weiteren  Beschränkuni^  der  Regierungsrechte  des  Staats- 
oberhaoptes  keine  Rede  sein ,  wenn  kein  Anhaltspun){t  hierzu  in  dem  posi- 
dren  Gesetze  ist,  indem  diese  Beschränkungen  Ausnahmen  von  der  Regel 
sind,  welche  denn  auch  als  solche  behandelt  und  ausgelegt  werden  müssen. 
Allein  damit  ist  nicht  gesagt ,  dass  e$  nicht  vollständig  erlaubt  und  unter 
ümständai  rechtlich  nothwendig  sei,  aus  dem  allgemeinen  Gedanken  der 
Volksvertretung  in  logisch  richtiger  Weise  Schlüsse  zu  ziehfen,  und  in  Folgß 
dessen  ständische  Rechte  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  in  dqr  geschrie- 
benen Verfiisdungsurkunde  nicht  erwähnt  sind.  In  riöhtiger  Weise  verstanden 
ist  der  Satz,  dass  die  ganze  Verfassung  .^j^lltigtaates  nicht  in  der  Verfas- 
snngsurkunde  begriffen  sei ,  eine  miln  iilii|l||PR|^lVinMlii  il  '  Wenn  es .  ialso 
ZD  den  allgemein  anerkannten  G;rundsätzea  4^*^0ij|lstitutionellen  Staatsrechtes 
gehört,  dass  keinerlei  grundsätzliche  Rechtsveränderung  im  Staate  vorge- 
nommen werden  darf  ohne  Wissen  und  Zustimmung  der  Volksvertretung: 
80  kann  es  auch  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  eine  so  richtige  und 
duithgr^ife^de  Rechtsveränderung,  wie  sicherlich  die  Uebertragung  der  go- 
sammten  Regierungsrechte  ausserhalb  der  regehnässigen  Ordnung  und  die 
Verpflichtung  der  gesammten  Unterthanen  zm^  verfassungsmässigen  Gehor- 
sam gegen  einen  anderen  als  den  angeborenen  Fürsten  ist,  nicht  ohne  Zu- 
Stimmung  der  Stände  *gesch^en,  sei  aucjh  der  Fall  in  der  Verfassungs- 
Urkunde  nicht  ausdrücklich^  erwähnt.  —  Es  lassen  sich  allerdings'  einzebie 
FlUe  von  gegentheiligem  Verhalten  anführen ;  allein  dieselben  können  ledig- 
lich als  Beweise  für  das  noch  nipht  vollständige  Durchdringen  des  Geistes 
der  Ver&sBung  in  Betrachtung  kommen. 

Ein  zweiter  Grundsatz  ist  es,  dass  dem  Ministerium  das  Recht  und 
die  Pflicht  zukommt,  die  Initiative  zu  ergretfen,  im  Falle  das  Staats* 
Oberhaupt,  .sei  es  beim  Regierungsantritte,  sei  es  während  der  Dauer  der 
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-• 
Regierang ,  darch  Abwesenheit  oder  Krankheit  ausser  Stand  gesetzt  ist,  & 

Staatsangelegenheiten  selbst  zu  besorgen.  Es  ist  diess  allerdings  eine  Ueber* 
schreittlng  der  regelmässigen  Befugnisse  der  obersten  Räthe  der  Krone^  alleiii 
es  ist  ein  Nothfall,  und  ein  näheres  Recht  zur  Vornahme  staatlicher  Häid- 
lUngen  steht  in  der  Moparchie  Niepiand  zu.  Es  könnte  sich,  wenn  dem 
Ministerium  dies^  Recht  abgesprochen  würde,  nur  von  den  Agnaten  oder 
von  der  Qtändeyersa^^nlung  handeln;  allein  bei  beiden  wäre  die. Abweichung 
von  der  regehnässigen  Ordnung  noch  grösser  und  die  Analogie  zur  Berecb- 
tigung  entschieden  femer.  — .  Die  Agnaten  haben  in  der  Monarchie  des  neu- 
zeitigen  Rechtsstaates  gar  keinen'  Anthcil  an  den  Staatsgeschäfben ,  und 
keinerlei  Berechtigung,  Gehorsam  für  eihe  von  ihnen  ausgehende  Anordnung 
zu  Verlangen,  sei  es  yon  don  Behörden ,  sei  es  von  der  Ständeversammlung, 
sei  es  von  dqn  Unterthaa&u  unmittelbar.  Ihre  einzigen  Rechtsbevorzugung^ 
bestehen  in  dem,  freilich,  sehr  wichtigen,  eventuellen  Reichte  auf  die  Regie- 
rung des  Landes  nach  den  Vorschriften  des  Erbfolgerechtes  und  der  Erb- 
folgeordnung;  in  einem  Ansprüche  auf  standesgemässen  Unterhalt;  und  viel- 
leicht in.  einzelnen  Ehrenvorzügen.  Ihre  Ansicht  über  die  Nothw^ndigkeit,' 
Gesetzlichkeit  und  Zweckmässigkeit  von  staatsrechtlichen  Handlungen  ist 
durchaus  nicht  maassgebend,  es  sei  denn  in  so  ferne  sie  dieselben  als 
Mitglieder  einer  Abtheilung  der  Ständcversammlupg  und  auf  ihrem  Platze  in 
d.^rselben  aussprechen  und  hierbei  Beachtung  finden.  Handelt  es  sich  al^ 
von  einem  Ersätze  für  den  im  Augenblicke  fehlenden  Willen  des  Staat^ber- 
hauptes,  so  geht  ihrer  subjektiven  Ansicht  entschieden  eine  Anordnung  vor, 
welche  von  der  GesanmitbiljSjjftpr  mit  der  obersten  Leitung  der  Staats- 
geschäite  unterhalb  des  iMBk  bereits  förmlich  und  rechtlich  betrauten 
Beamten  getröffen  wird.  Jii^ämaßß  fehlt  einer  solchen  Anordnupg  die  Geneh- 
migung des  Staatsoberhauptel^  tod  sie  ist  somit  eine  Ausnahme  und  nur  in 
einem  Nothfalle  denkbar;  aber  ihr  Eintreten  ist  äoch  die  gieringste  Ab- 
weichung  yon  der  gesetzlichen  Ordnung  der  Dinge,  und  hat  somit  auf  die 
rechtliche  Vermuthung  mehr  für  sich,  als  ein  Staatsact  von  Seiten  Solcher, 
welche  mit  der  Vornahme  von  Regierungshandlungen  bisher  gar  nicht  beauf- 
tragt waren  und  die  im  regehnässigen  Staatsorganismus  gar  keine  hs^idelnde 
Stellung  haben.  Diess  ist  denn  auch  allen  Gesetzgebungen,  welche  sich  über 
diesen  Punkt  ausdrücklich  ausgesprochen  h^ben,  so  einleuchtend  erschien^ 
dass  nicht  eine  einzige  den  Agnaten  die  Einleitung  zu  den  nothwendigen  Schritten 
übertragen  hat.  —  Was  aber  die  Ständeversammlung  betrifft,  so  .widerstrebt 
es  der  ganzen  Bestimmung  einer  solchen,  selbstständige  Vorkehrung  zur 
Jlegeli^ng  von  Staatsangelegenheiten  zu  treffen.  Ihre  Aufgabe  is^  nur ,  dar- 
über zu  wachen,  dass* keine  Rechte  verletzt  und  das  Wohl,  des  Staates  be- 
achtet bleibt,  wenn  von  Seiten  der  zuständigen  Gewalten  gehandelt  wird. 
Auch  ist  zu  bedenken,    dass    dieselbe   nicht   nothwendigerweise  mit-  den 
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VMfiltnissen  des  einzelnen  Falles  genan.tertrant  iät,  and  in  Unkejintniss  der 
NoÜiweRdigkeit  einer  Stellvertretong  deä  rechten  Zeitpunkt  zur  Einleitung 
einer  Segentschaft  leicht  versäumen  könnte  zum  grössten  Nachtheile  äes 
Stai^ted.  Endlich  ist  sie  keineswegs  immer  versammelt,  and  es  könnte  ent- 
leder  hierdurch  ehenfalls  eine  grosse  Verzögerung  eintreten;  oder  es  mflsste 
das  ans  mannchfachen  Grflnden  sehr  bedenkliche  Recht  des  Zusammentrittes 
aus  eigner  Machtvollkommenheit  auch  noch  eingeräunit  werden. 

Als  dritter  Grundsatz  scheint  unzweifelhaft  aus  der  ganzen  so  eben  be- 
sprochenen Stellung  der  Agaaten  hervorzugehen,  dass  denselben  eine  be- 
sondere Mitwirkung  oder  gar  ein  ausschliessliches  Recht  bei  der  Feststellung 
einer  Regentschaft  nicht  zusteht,  wq  dieselbe  nicht  ausdrücklich  durch 
das  Cresetz  angeordnet  ist.  —  Handelte  es  sich  davon ,  irgend  eine  Yer- 
indemng  in  dem  ihnen  zustehenden  etentuellen  Erbrechte  vorzunehmen,  so 
wftre  allerdings  ihre  Zustimmiyig  notbwendig. .  Allein  dieses  Erbrecht,  sowie 
überhaupt  die  ganze  rechtliche  Stellung  der  Agnaten,  bleibt  ganz  unange- 
fochten; und  wenn  einer  atis  ihrer  Mitte  durqh  die  Verhinderung  des  zur 
üironfolge  Berufenen  früher,  als  sonst  geschehen  wäre,  mit  der  Ausübung 
der  Staatsgewalt  beauftragt  wird,  so  ist  hierin  kein  Grund  zu  ersehen,  ihnl^n 
simmtlich  eine  staatsrechtliche  Stellung  zu  geben,  welche  sie  unter  andAren 
Voraussetzungen  nicht  haben.  Einfache  Sache  des  Anstabdes  und  der  Klug- 
heit, aber  auch  nur  dieser,  wird  es  freilich  sein,  dasö  sich  die  mit  der  Initiative 
beauftragten  Minister  mit  den  Verwandten  des  Fürsten  ausseramtlich  in's 
Benehmen  setzen,  um  auch  deren  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  einer  Stell- 
Tertretung  und  ihre  Kenntniss  von  den  Thatsachen  zu  vernehmen;  allein 
wesentlich  hiervon  verschieden  ist  ein  seOMModiges  Handeln  der  Agnaten.  — 
Gegen  diese  Auffassung  lässt  sich  IrdHdP  äiwenden ,  dass  ein  Theil  der 
positiven  Gesetze  über  das  RegentsdjIitpJlBBi  eine  besondere  Agnatenver- 
sammlung  anordnet  und  weiteres  Vonc^HKoi  von  Seiten  des  Ministerituns 
von  deren  Zustimmung  abhängig  macht  >).  Es  ist  jedoch  dieser  Umstand 
nicht  hinreichend  zur  Begründung  eines  Rechtes ,  wo  ein.  solches  liicht  aus- 
drücklich gegeben  ist.  l>as  blosse  mehr  oder  minder  häufige  Vorkommen 
in  fremden  Staaten  begründet  rechtlich  keine  Analogie ;  eben  so  wenig  geben 
blosse  Zweckmässigkeitsgründe  und  Rücksichten  einen  rechtlichen  Anspruch. 
Dass  aber  aus  allgemeinen  Lehren  des  constitütionellen  und  überhaupt  des 
neuzeitlichen  Rechtsstaats  den  Prinzen  vom  Hause  keine  Regierungsr^chte 
oder  sonstige  eigenthümllche  Ansprüche  an  die  Staatsordnung  zustehen,  ist 
vorstehend  bereits  nachgewiesen  »).■ 


1)  El  ist  die»  nibnlioh  angeordnet  im  K.  Sachsen,  V.-U.f  $  11;  Württemberg, 
V.-U.,  S  13;  HannoTer,  V.-U.  von  lSiO,.$  13;  Karhessen,  V.-U.  von  1831,  S  S;  Cobarg- 
Gotba,  V.-U.,  S  IS,  45  and  16;  Oldenburg,  V.-U.,  Art.  13,  S  U  (nar  wenn  die  Stünde  es 
veriangen.) 

))  Gioe  Widerlegung  der  entgegenstehenden  Ansicht  ZöptV  s.  oben,  8,  183,  Anmerk.  1, 
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In  Beziehung  anf  die  ständische  Theilnahme  bei  der  Eil 
Setzung  einer  Regentschaft  sind  dann  aber,  viertens,  folgende  FUl 
und  Formen  der  Thäti'gkeit  zu  unterscheiden: 

Am  einfachsten  hi  natttrlich  die.  Sache  bei  einer  Reichsverwesung,  welcl 
durch  die  Minderjäbrigkeit  des  Fflrsten  veranlasst  wird.  Hier  ist  dl 
Thatsachß  ofenkundig,  und  'es  bedarf  keinerlei  Untersuchung  derselbe! 
Erforderlicb  ist  lediglich  eine  Anerkennung  der  Thatsache  anch  durch  di 
Stände,  sowie  eine  Zustimmung  derselben  zu  der  Uebernahme  der  Regiemli 
durch  den  betreffenden  Berechtigten.  Dass  aber  diese,  wenngleich  nur  foi 
melle  Thätigkeit  nicht  unterlassen  werde,  erfordert  nicht  nur  die  Schid 
lichkeit  und  die  correcte  Einhaltung  der  gegenseitigen  Verhältnisse,  sondei 
auch  die  immerhin  bestehende  Möglichkeit  einer  Rechtswahrung.  —  Sin 
sachliche  Wirksamkeit  würde  die  Ständeversammlung  nur  in  dem  einen  Fall 
zu  entwickeln  haben,  wenn  hinsichtlich  der  Person  des  zur  Regentscha 
Berufenen  in  einem  Staate  weder  ein  bestimmtes  Gesetz  noch  ein  sieben 
Gewohnheitsrecht  bestünde.  Auch  hier  wäre  eö  der  ganzen  Rechtsla^ 
allein  angemessen,  wenn  Ministerium  und  Stände  sich  verständigten.  Hii 
sichtlich  der  zum  Stellvertreter  zu  berufenden  Person  bestände  (imoM 
vöft^es  Schweigen  der  Gesetze  und  Gewohnheitsrechte  vorausgesetzt)  frei 
Wahl,  unzweifelhaft  wäre  in  den  meiste^  Fällen  der  nächste  regieningi 
{ähige  Agnat  bei  weitem  der  Geeignetste ;  und  lyäre  es  nur  aus  dem  Grund 
weil  in  demi  Falle  eines  frühen  Todes  des  zu  bevormundenden  Fürsten  ab 
dann  ein  neuer  Regierungswechsel  eher  vermieden  i^ürde.  Allein  eine  recb 
liehe  Kothwendigkeit  zur  Wahl  dieses  oder  überhaupt  eines  Agnaten  ii 
keineswegs  anzuerkenn^  ^). 

Ein  zweiter  Fall  der  T^l^d^it  ergibt  sich,  wenn  der  regierend 
Fürst  wegen  der  schon  bei  fjMMi  Übzeiten  vorauszusehenden  Unfähigke 
seines  Nachfolgers  Vorkehrfm^OT  treffen  ^beabsichtigt.  Wenn  hier  nie] 
etwa  dem  Staatsoberhaupte  ausdrücklich  eine  einseitige  Verfügung  gestatb 
ist,  so  kann,  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  die  Entfernung  des  Erbbered 
tigten  von  der  ..Selbstregierung  nur  durch  ein  förmliches  und  feierlich! 
Staatsgesetz  geschehen.  Ein  solches  ist  nothwendig  sowohl  in  Beziehung  ai 
den  für  unfähig  zu  erkläreiiden  Fürsten ,  als  zur  unzweifelhaften  und  legale 
Ordnung  des  Unterthanengehorsams.  Zu  besonderen  Formen  und  Bedii 
guuffen  der  ständischen  Mitwirkung  ist  jedoch  in  dem  angenommenen  Fall 
keine  Veranlassung.  Es  wird  sich  also  die  Thätigkeit  der  Stände  auf  ihi 
gewöhnliche  Mitwirkung  zu^  Zustandebringung  von  Gesetzen  beschränken 
wie  diess  auch  ausnahmelos  in  allen  jenen  neuen  Gesetzen ,  welche  diese 
besonderen  Fall  regeln ,  angenommen  ist  *).    Nur  versteht  .sich  von  selbsi 


.  1)  8.  hierüber  oben,  8.  182  fg. 
t)  Von  deutschen  Grundgesetzen  sehe  man:  die  preussische  V.-U.,  Art.  56;  diel 
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dass  es  der  St&ndeTersammlang  yoükommen  freisteht,  sich  alle  ihr  noth- 
wendig  si^heinende  Aufklärung  über  den  Thatbestand  zu.  verschaffen ,  und 
dass  sie  zu  dem  Ende,  wenn  jsie.es  f&r  nbthwendig  erachtet,  auch  eine  selbst- 
stfindige  Enquete  zu  veranstalten  berechtigt  ist.  —  Falls  eine  Zustimmung 
der  Ständeversammlung  zu  dem  Vorschlage  des  -Staatsoberhauptes  nicht  zu 
gewinnen  ist,  bleibt  selbstredend  das  Recht  des  Nachfolgers  auf  Erwerbung 
der  Regierung  und  eigene  Ausübung  derselben  zunächst  ungeschmälert,  und 
es  wird  sich  nun  im  Verlaufe  dieser  Regierung  zeigen ,  ob  sie  wirklich  fort- 
gesetzt werden  kann. 

Der  schwierigste,  aber  auch  der  wichtigste  Fall  ständischer  Wirksamkeit 
tritt  da  ein,  wo  eine  persönliche  Unfähigkeit  zur  Selbstregierung  entweder 
gleich  bei  dem  Thronwechsel  vorzuliegen  scheint,  ohne  dass  bereits 
onter  dem  Vorgänger  eine  Bestimmung  getroffen  wäre,  oder  wo  sich  eine 
UnfiLhigkeit  zur  weitem  Besorgung  der  Staatsgeschäfte  nach  bereits  an- 
getretener Regierung  zeigt  Hier  sind  denn  in  Beziehung  auf  die 
Thätigkeit  der  Ständeversammlung  nachstehende  Punkte  besonders  in's  Auge 
a  fiBLSsen. 

Vorerst  wird  sich^  wenn  die  Volksvertretung  nicht  ohnedem  und  zuf&l^g 
?ersammelt  ist,  der  Fall  (ereignen,  dass  sie  einer  bloss  vom  Ministerium  ohne 
Genehmigung  des  Fürsten  ausgehenden*  Einberufung  j'olge  zu  leisten  hat. 
Da  eine  solche  Aufforderung,  in  gewöhnlichen  Fällen  ungültig  wäre,  und  sich 
auch  die  Ständemitglieder  durch  eine  Befolgung  schwerer  Verantwortung 
aussetzen  würden :  so  muss  in  der  Aufforderung  des  Ministeriums  jeden  Falles 
die  Krankheit  oder  Abwesenheit  des  Fürsten  ausdrücklich  als  Beweg-  und 
Rechtfertigungsgrund  des  ansserord^flfchen  Schrittes  erwähnt  sein,  und  es 
muss  flberdiess  in  denjenigen  Staaten; .  in  Welchen  eine  vorgängige  Agnaten- 
versammlung  und  eine  Zustimmung  derselben  zu  der  Reichsverwesung  vor- 
geschrieben ist,  diese  vorangegangen  sein,  und  dieser  Thatsache  ebenfalls  in 
der  Einberufung  Erwähnung  geschehen.  Nur  unter  diesen  Voraussetzungen 
ist  die  Ständeversammlung  zu  einem  Znsammentritte  berechtigt,  dann  aber 
auch  keiner  Verantwortlichkeit  für  die  Befolgung- der  Aufforderung  ausgesetzt, 
welches  schliessliche  Ergebniss  immer  sich  herausstellen  mag.  —  Zu  einem 
selbstständigen  und  ohne  Aufforderung  des  Ministeriums  erfolgenden  Zu- 
sammentritte ist  die  Ständeversammlung  (eine  im  Gesetze  ausdrücklich  ge- 
gebene Erläubniss  hierzu  ausgenommen)  nicht  beiwhtigt,  auch  wenn  etwa 
grosse  Anzeichen  der  Nothwendigkeit  einer  Reichsverwesung  vorliegen  sollten. 


läebiiflche,  %  10;  die  wttrttembecgiiche,  $  13;  die  knrhessischc  von  1831,  %  7; 
die  Coburg -gothaiflche,  S  l^'i  ^^  oldenbargische,  Art  Sl;  die  ceassi sehe  J.  L., 
^46;  die  waldeck'sche,  S  n.  -^  Die  gleiche  BestiRnnung  gilt  in  der  niederländischen 
VerfaMong  von  1848;  ebenso  wird  in  England  jeder  FaU  einer  Reichsverwesong  dirch  eine 
PaiUunentsacte  geregelt ,  sonüt  aqch  der  vorliegende. 
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Die  Verantwortlichkeit  der  Unterlassung  trifft  nicht  die  Stände  ^  sondern  das 
lüinisteriam.    Nicht  nothwendig.  iaber  ist  es,  die  Frage  ansdcflcklich  zu  be- 

•  * 

sprecheÄ , .  welche  rechtliche  Folgen  ei»  eigenmächtiger'  Zusammentritt  der 
Stände  häittCj  wenn  «die  Unterlassung  der  Einberufung  ^urch  die  zuständige 
Behörde  den  Untergang  des  Staates  herbeizuftfhreri*  di-phte.  Hier  liegt  ein 
'  Nothfall  TOT,  welcher  nicht  nach  den  giewöhnlichen  Ilechtsregeln  . zu  be- 
urtheilen  ist. 

Eine  zweite  Eigenthttmlichkeit  des  untergestellten  Falles  ist  es,  dafis  sich 
die  Ständeyersammlung  mit  einem  hur  von  dem.  Ministeriuin ,  ohne  BefeU 
des  Ftoten,  vielleicht  selbst  unter  dessen  ausdrücklichem  Widerspruch,  an 
sie  gebrachten  Vorschlage  zu  beschäftigen  hat.  Die  Berechtigung  hierzu 
liegt  auf  der  Hand,  sobald  Recht  und  Pflicht  zum  Zusammentritte  ansser 
Frage  stehen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  das  Ministerium  nur  mit  einem  voUen 
Nachweise  der  die  Selbstregierung  unm6glich  machenden  thatsäcbüchen  Um- 
stände  vor  die  Ständeversammlung  treten  wird.  Allein  nichts  hindert,  drittens, 
die  Versammlung,  wenn  sie  diesen  Beweis  nicht  für  vollständig  gefQhrt  er- 
achtet,  selbst  weitere  Untersuchungen  zu  veranstalten.  Nicht  die  üeber- 
zeugung  des  Ministeriums  und  etwa  der  Agnaten,  sondern  nur  die  eigene 
können  die  Stände  berechtigen  zur  Einwilligung  in  eine  Regentschaft.  Nur 
ihrem  Ermeßsen  bleibt  es  daher  auch  überlassen ,  welcherlei  Beweise  der 
Regierungsunfähigkeit  sie  füi*  genügend  und  nothwendig  erachtet.  Von 
streng  rechtlichem  und  processualischem  Beweise  braucht  übrigens  natürlich 
nicht  die  Rede  zu  seih.  Die  Volksvertretung  handelt  nicht  als  ein  Oericht, 
sondern  als  eine  politische  Körperschaft.  Somit  bedarf  sie  a.llerding8  einer 
moralischen  Ueberzeugung;  eine  solche  genügt  aber  auch.  So  wie  sie  denn 
also  einer  Se\ts  sich  der  Erbringung  eines  äusserlich  untadelhaften  Beweises 
nicht  zu  fügen  braucht,  wenn  ihr  derselbe  eben  nur  formelle  aber  nicht 
thatsächliche  Wahrheit  zu  geben  scheint:  so  mag  sie  auf  der  anderen  Seite 
sich  mit  Beweismitteln  zufriedenstellen,  wßlche  eine  streng  technische  Beweis- 
kraft  nicht  haben.  * 

Die  nächste  Aufgabe  für  die  ätändeversammlung  ist  die  förmliche  An- 
erkennung der  Nöthwendigkeit  eiiier  Reichsverwcsuug.  Es  darf  darüber 
kein  Zweifel  sein,  dass  wirklich  der  ausserordentliche  Regierungsznständ  zu 
Recht  besteht  und  .die^^Btlligung  der  Volksvertretung  erhalten  hat.  Es  ist 
diess  diäher  auch  in  den  meisten  Gesetzen  vorgeschrieben. 

Nicht  vollkonmien  gleichbedeutend  hiermit  ist  die  itzt  der  Reihe  nach 
folgende  Anerkennung  der  Person  des  Reichsverwesers.  Es  kann  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Regentschaft  anerkannt  sein,  ohne' dass  dami^  auch  #über 
das  Recht  einer  bestimmten  Person  zu  deren  Führung  entschieden  ist;  oder 
jiber  kann  zwar  wohl  eine  bestimmte  Person  '  odesr  eine  ganze  Klasse  von 
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Personen  eAs  berechtigt  erklärt,  aber  im  concreten  Falle  thatsächlich  nicht 
Torhanden«  sein^  Nach  einzelnen,  positiven  'Gesetzen  steht  sogar  die  Wahl 
eines  Reichsverwesers,  sei  es  in  erster  Linie  sei  es  in  Ermangelung  be- 
sthninter  gesetzlich  Berechtigter,  den  Ständen  allein  oder  gemeinschaftlich 
mit  anderen  ^actoren  zu* ').  Wenn  also  JNiemand  ein  förmliches  Recht  zu- 
steht,  laben  die  Stänide  einen  %?esentlichen  .weiteren  Auftrag;  denn  dass  die 
sm  nothwendig  werdende  fii^ie  Wahl  eines  stellvei-tretenden  Staatsoberhauptes 
nicht  ohne  Zustimmung  der  Volksvertretung  vor  sich  gehen  kann ,  und  nicht 
etwa  z.  B.  das  Ministerium  alleiiv  dem  Latfde  einen  gesetzlichen  Regenten  zu 
geben  in  der  Lage  ist,  versteht  sich  von  selbst  -—  Im  Uebrigen  wird  es, 
aack  wenn  keine  Wahl  zu  treffen  ist,  sondern  ein  unzweifelhaft  Berechtigter 
besteht,  nicht  nur  klug  und  schickliich,  sondern  auch  zur,  formellen  Fest- 
steOnng  des  Rechtes  nothwendig  sein,  dass  die  Ständeversammlung  eine 
ibrmlicbe  Anerkennung  der  Person  des  Reichsverwesers  ausspricht. 

Endlich  ist  aber  auch  noch  der  Fälle  eii^er  Abwesenheit  des  Staats- 
oberfaaoptes  Erwähnung  zu  thun.  —  Von  den  verscWedenen,  oben  S.  156<fg., 
über  besprochenen  Möglichkeiten  einer  Verhinderuilg  eigener  Regierungs^ 
ftiirang  wegen  dauernder  Entfemijng  aus  dem  Sta^at^gebiete  können  zu  einer 
Thitigkeit  der  Volksv^retung  Veranlassung  geben:  eine  Abwesenheit  beim 
Regiemngsanfalle ;  eine  gezwungene  Abwesenheit  mit  Freiheitsbeschränkung 
des  Fürsten ;  endlich  die  Unterbrechung  der  regelmässigen  Verbindung  mit 
dem  fireivirillig  abwesenden  Staatsoberhaupte  bei  nur  onvollkommen  berech- 
tigter,  von  ihm  selbst  eingesetzter  Stellvertretung  im  Lande.  In  allen  diesen 
FUlen  besteht,  wie  bei.  der  persönlichen  Regiemngsunfähigkeit ,  für  die 
Ständeversammlung  die  Frage  nach  dem  Rechte  zu  der  Iniative  fUr  eine  vor- 
sorgliche Maassregel,  nach  dem  Beweise  der  Thatsache  uAd  nä<?h  det  Be- 


1)  In  Prenasen  ernennen «  ^lach  V.-U.,  Art.  56,-  die  sn  Einer  Versammlung  vereinigten 
Stinde  dtti  Regenteif ,  wenn  kein  Agnat   vorhanden   ond  lieine  geeetsüehe  Fürsorge  sn|n  Vor- 
an getroffen  ist.  —  Nachder  Lnxembnrg'sclien  Verfassung  von  1848,  $  6^9,  ernannten  die 
Stilide  gans  frei  in  allen. FftUenj  nur. hatten  sie  Eine  Person  sn  wählen.  —  In  CobargrGotha, 
(  IS— 16,  ist  sowohl  hei  der  onteir  dem  Vorfahrer  gesetzlich  festgestellten  Regentschaft,  als  bei 
der,  wegen  JDnfS^gkeit  nach  angetretener  Regierung  durch  Beecfiluss  des  FamiUenratfaes  und 
ta'Stiade  einsnsetzenden,  eine  bestinunte  Person  nicht  vorgeschrieben,  also  Wahl  (rei.  —  In 
Braonaehweig  haben,  nach  S  i*  <ier  V.-U.,  dib  Stände  auf  Yorsclüag  des  Staatsministeriuras 
#Bea  Vormund  unter  den  nicht  regierenden  .deutschen  Prinzen  zu  wählen,  wenn  kein  gesetzlich 
Bcreditigter  vorhanden  ist  —  Nach  der  Oldenburg' sehen  V^jjjlBsan^,  Art.  31  und  SS,  tritt 
dae  Berecktigtiag  der  Agnaten  erts  ,4n  Ermanglung**  eines  von  dem  Vorgänger  mit  den  Ständen 
bsschloesenen  Qesetzes  ein.  —  In  Reuss  J.  L.  geht  eine  mit  Zustimmtmg  der  Stände  getrofTebe 
VflrfBgnng  des  *  Vorführers  über  die  Person  dea  Regenten  jeder  andern  Berechtigung  vor.  — 
XiDch  weiter  geht  das  Ernennungsrecht  der  Volksvertretung  in  einigen  auswärtigen 'Staaten.  So 
wird  in  England  unbedingt  jeder  Reichsverweser  durch  das  Pärliament  gewählt,  da  keinerlei 
pecidiiliches  Alirecht  besteht,    j^h  verschiedenen  spanischen- Verfassungen,  namentlich  von 
UiS  und  1887,  ernennen  die  Cortes  unmittelbar  und  in  allen  Fällen  den  RegentschaftSrath  odej^' 
Regenten.    Naeh  d^m  französischen  Senatusconsult'  von  1804  hatte  der  Senat  einep  Rdohs- 
Verweser  unter  den  Grosswttrdenträgern  jfu  emennf^n,  wenn  der' Kaiser  keine  Vorkehrung  ge-. 
troffen  hatte  und  kein  Agnat  vorhanden  war. 


2Q2  üeber  die  ständischen  Rechte 

Zeichnung  der  Person  des  Verwesers.  Da  nun  aber  kein  Grund  einzusehen 
ist,  warum  bei  einer  durch  räumliche  Trennung  herbeigeführtien  Unfähigkeit 
zur  Besorgung  der  Staatsgeschäfte  anders  zu  Ter&hren  sti,  als  bei  einer 
durch  körperliche  oder  geistige  Hindemisse  herbeigeführten  Unmöglichkeit, 
vielmehr  einer  Seits  das  Bedtlrfoiss  einer  Stellvertretung  in  dem  einen  Falle 
so  dringend  ist,  wie  in  dem  andern,  und  auch  die  Stellung  der  yerschiedenen 
staatlichen  Gewalten  zu  d^n  m  beantwortenden  Fragen  hier  vollkommen  als 
die  gleiche  erscheint:  so  kann  und  muss  auch  die  Gesammtheit  der  ein- 
schlagenden Fälle  gan^  gleichmässig  'behandelt  werden ,  wie  die  so  eben  er- 
örterten Möglichkeiten  einer  persönlichen  Unfähigkeit.  Insbesondere  wird 
eine  Abwesenheit  beim  Anfalle  der  Regierung  ganz  gleich  stehen  einer  bei 
solchem  AnfaUe  bestehenden  persönlichen  Untauglichkeit,  eine  während  der 
Regierung  aber  eingetretene  dauernde  Unterbrechung  der  freien  Verbindung 
init  dem  Fürsten  einer  in  solcher  Zeit  entstandenen  körperlichen  oder  geistigen 
Unfähigkeit.  Der  einzige  Fall,  in  welchem  grössere  Zweifel  entstehen  können, 
ist  wohl  die  Verhinderung  einer  Verbindung  mit  dem  freiwillig  abwesenden 
und  nur  unvollkommen  im  Lande  vertretenen  Fürsten.  Hier  muss  natürlich 
erst  über  die  WahrsQheinlichkeit  einer  längeren  Dauer  des  Hindernisses, 
sowie  über  die  Unmöglichkeit  einer  genügenden  Weiterregierung  mit  den  un- 
zureichenden Befugnissen  der  bestellten  Vertreter  entschieden  sein,  ehe  von 
■einer  Regentschaft  die  Rede  sein  kann;  und  da  ist  es  denn  allerdings  möglich, 
dass  Ministerium,  Agnatenversammlung  (wo  diese  zu  berufen  ist)  \md  Stände 
verschiedener  Meinung  über  die  Thatsachen  sind.  Ein  änderer  allgemeiner 
Grundsatz  lässt  sich  jedoch  nicht  aufstellen »  als  der ,  dass  einer  Seits  ohne 
Zustimmung  der  Stände  zur  Errichtung  einer  Reichsverwesung  eine  solche 
nicht  bestellt  werden  kann,  anderer  Seits  aber  auch  ein  von  ihr  allein  aus- 
gesprochenes und  mit  den  Ansichten  der  übrigen  Factoren  im  Widerspruche 
stehendes  Verlangen  nicht  maassgebend  ist. 

Hiermit  sind  denn  aber  wohl  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  und  Rechte 
einer  Ständeversammlung  in  Beziehung  auf  eine  Reichsvorwesung  erschöpft, 
und  es  ist  keine  Veranlassung  und  Rechtfertigung  anderweitiger  Veränderun- 
gen der  gewöhnlichen  Zustände  vorhanden ,  sei  es  in  Beziehung  auf  formelles 
Verfahren,  sei  es  hinsichtlich  des  stofflichen  Rechtes.  —  So  besteht  namentlich 
kein  innerer  Grund  zur  Vornahme  der  im  Vorstehenden  besprochenen  Hand- 
lungen der  Ständevers Affllung  in  ungewöhnlicher  Form,  etwa  mit  grösserer 
Stimmenmehrheit,  wiederholter  Beschlus^ssung,  verstärkter  Zahl  der  Mit- 
glieder u.  s.  w.  Eben  so. wenig  liegt  für  diese  Fälle  eine  rechtliche  Noth- 
wendigkeit  zur  Aufhebung  der  Trennung  in  zwei  Kammern  vor,  wenn 
schon  vielleicht,  zur  Abkürzung  des  Verfahrens  und  zur  Erleichterung  eines 
Besclilusses ,  ein  Zusammentritt  als  zweckmässig  erscheinen  möchte. .  Wenn 
daher  nicht  Abweichungen  von  dem  gewöhnlichen  Geschäftsgänge  ausdrücklich 
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Torgeschrieben  sind,  sind  alle  Handlangen  der  Ständeversammlnng  in  einer 
Regentschaftsfrage  lediglich  nach  der  gewöhnlichen  Geschäftsordnung  vor- 
zonehjnen.  —  und  eben  so  wehig  ist  einzusehen,  warum  ein  verschiedenes 
materielles  Recht  der  Stände  während  der  Dauer  einer  Regentschaft  statt- 
finden sollte.  Durch  die  Ersetzung  des  zur  Selbstregierung  unfähigen  Fürsten 
wird  der  normale  Zustand  in  Besorgung  von  Staatsangelegenheiten  wieder- 
hergestellt; und  so  wie  die  Rechtsverhältnisse  des  Volkes  unter  einer  Reichs- 
Verwesung  und  durch  dieselbe  nicht  geändert  werden,  so  bleiben  auch  die 
Verhältnisse  der  Stände  unter  einer  solchen  die  nämlichen.  Nur  wenn  in 
einem  positiveu  Gesetze  (ohne  dass  dies  freilich  von  der  Politik  zu  billigen 
oder  gar  als  selbstverständlicji  zu  verlangen  w&'e,)  einem  Reichsverweser 
ausnahmsweise  ein  Abzug  an  den  Regentenrechten  gemacht  wäre,  wUrde 
natürlich  auch  die  Ständeversammlung  ausnahmsweise  die  Verpflichtung  und 
das  Recht  haben,  über  die  Einhaltung  dieser  Vorschrift  zu  wachen. 

Die  wenigsten  Grundgesetze  haben  es  für  nöthig  erachtet,  Bestimmungen 
aber  dasjenige  Verfahren  zu  treffen,  welches  im  Falle  des  Wiederauf- 
hörens  einer  Regentschaft  zu  beobachten  sei  ^).  Es  ist  dies  auch  in 
der  That  in  so  ferne  überflüssig,  als  es  sich  doch  von  eelbst  versteht,  dass 
die  nämlichen  Grundsätze  sowohl  hinsichtlich  der  Feststellung  der  Thatsachen 
als  hinsichtlich  der  Reehtsbestimmungen  bei  eineim  Wiederaufhören  des 
ausserordentlichen  Zustandes  einzuhalten  sind,  wie  sie  zu  dessen  Herbeiführung 
fUr  nöthig  erachtet  wurden.  Wo  und  so  weit  also  eine  ständische  Mitwirkung 
zur  rechtlichen  Begründung  einer  Regentschaft  erforderlich  war»  da  ist  sie 
es  auch  zu  deren  Wiederaufhebung ;  und  wenn  ein  eigenthümliches  formelles 
Verfiahren  im  Ganzen  oder  im  Einzelnen  bei  der  Mitwirkung  zur  Einsetzung 
eines  Stellvertreters  eingehalten  werden  musste,  ist  dasselbe  auch  bei  dessen 
Wiederbeseitigung  nothwendig.  Die  einzigen  Unterschiede  "sind  folgende  beide: 
Einmal  ist  die  Herstellung  der  Thatsache  einer  möglich  gewordenen  Selbst- 
regienmg  in  einigen  Fällen  so  einfach,  d^ss  es  kaum  erst  einer  besonderen 
Handlang  bedarf.  So  namentlich  bjsi  einer  eintreteiiden  Voiyährigkeit 
und  bei  der  Rückkehr  des  Fürsten  aus  hindernder  Abwesenheit.  Zweitens 
aber  kalUn  von  einer  Einberufung  der  Stände  und  überhaupt  von  weiteren 
Schritten  durch  ein  Ministerium  aUein  hier  nicht  diQ  Rede  sein ,  da  ein  zur 
Besorgung  der  Staatsangelegenheiten  befähigter' tmd  berechtigter  Regent  tor- 

JF 

1)  Kar  in  dea  Ver&ssHogs- Urkunden  ▼t>n  Hannover,  (1840),  $  M;  Württemberg, 
S  17;  Oldenburg,  Art.  26;  Coburg-Gotha,  S  IS;  Waldeck,  %  33,  ist  des  WiederaufhÖT«ns 
der  Regentschaft  überhaupt  Erwähnung  •  gethan.  In  Hannover ,  Oldenburg  und  Cobufg-€k>tlMi 
M  ansdrQcklich  bestimmt ,  dass  in  diesem  Falle  der  Beschluss  in  derselben  Weise  herbeizuffthreo 
sei,  welche  bei  der  Binfübrung  einer  Begierungsverwesung  eingehahen  worden;  in  Württemberg 
Bsd  Waldeck  ist  dagegen  nur  angeordnet ,  dass  mit  dem  WbgfiEÜIe  des  Hindernisses  der  Selbst- 
regiernng  diese  wieder  eintrete,  ohne  dass  aber  Näheres  .über  das  Verfishren  festgesteUt  —  frei- 
lich anch  nicht  untersagt  —  wäre.  —  In  nichtdeutsch Qn  Gesetzen  finden  sich  keine  Bestimmungen 
über  das  Wiederaufhören  einet  Regentschaft. 
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banden' ist:  Es  wird,  also  vorkommenden  Falles  auf  Befehl  desBeichsYer- 
wesers,  nnd  nur  ^af  denselben,  Antrag  an  die  ßt^de  gesteUt  und  von  diesen 
darauf  Beschluss  gefasst  werden  können. 

IV. 

8  ekln  s  s. 

• 

Ftlr  die  recfatlicfae  Erörterung  eines  Verhältnisses  ist  es  freilich  von 
keiner  unmittelbaren  und  bestimiuenden  Bedeutung ,  ob  die  aufgefundenen 
Sätze  auch  von  erfreulichen  Folgen  für  das  menschliche  Leben  begleitet  sind 
Zunächst  handelt  es  sich  nur  von  der  Feststellung  des  logisch  Richtigen. 
Alleifi  nicht  nur  wttnschenswerth,  sondern  auch  ein  weiterer  Grund  zur  Fest- 
haltung der  gewonnenen  Grundsätze  ist  es.,  wenn  das,  was  sein  muss,  auch 
Nutzen  bringt. 

So  ist  es  denn  nicht  ohne  Bedeutung,  dass  die  in  dem  Vorstehenden 
entwickelte  eigenthümliche  Ordnung  der  Reichsverwesung  in  der  consüta- 
tionellen  Monarchie  im  Wesentlichen  und  Ganzen  nützliche  Fplgen  hat. 

Allerdings  wird  durch  die  Nothwendigkeit,  ausserhalb  des  Kreises  der 
Regierungsfactoren  des  StaatswiUens  auch  noch  mit  der  Ständeversammlung 
zu  verhandeln  und  deren  immerhin  etwas  schwerfällige  Beschlussfassung  ab- 
zuwarten ,  nicht  nur  mehr  Zeit  in  Anspruch  genommen ,  sondern  es  ist  andi 
vielleicht  dann  und  wann  eine  an  sich  unnöthige  Schwierigkeit  zu  überwinden. 
Doch  fällt  dies  im  Ganzen  nicht  schwer  in^s  Gewicht  im  Verhältnisse  zu  den 
Vortheilen ,  welche  durch  die  Theilnahme  der  Volksvertretung  an  jepen  Auf- 
gaben erreicht  werden,  welche  in  andern  Staatsformen  den  Mitgliedern  der 
regierenden  Familie  und  den  obersten  Beamten  allein  zufallen. 

Einmal  nämlicli  ist  die  weitere  Sicherstellung  gegen  mögliche  Ränke  und 
Ungerechtigkeiten,  welche  dem  zu  entmündigenden  Fürsten  durch  die  Theil- 
nahme der  Ständeversanmilung  zu  gute  kömmt ,  nicht  zu  missachten.  Es 
sind  in  unbeschränkten  Fürstenthümem  sehr  auffallende '  und  sehr  lange 
dauernde  Beeinträclitigungen  gesetzlich  zur  Selbstregierung  Berufener  vor- 
gekommen, welche  bei  einer  Theilnahme  zahlreicher  Versammlungen  und*  bei 
einer  öffentlichen  Verhandlung  unmöglich  gewesen  wären.  Es  mag  sich  be- 
geben, dass  keine  zur  Tertheidigung  des  Rechtes  geeigneten  oder  beföhigten 
Agnaten  vorhanden  sind;  es  ist  denkbar,  dass  sich  die  obersten  Beamten 
einem  Usurpator  anschliessen ,  wohl  von  diesem  zu  solchem  Zwecke  beson- 
ders ausgewählt  werden:  allein  es  ist  kaum  zu  befürchten,  dass  die  Mit- 
glieder  einer  zahlreichen  Versammlung,  welche  überdiess  persönlich  von  der 
Einsetzung  oder  Fortführung  einer  nicht  gerechtfertigten  Regentschaft  keinen 
Gewinn  haben ,   sich  einem  solchen  Unrechte  freiwillig  anschliessen ;  und 
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eflirt  w6nn  ein  Versuch  hierzu  Von 'einer  gewonnenen  Faction  gemacht  wer- 
en  wollte,  ertrflge^in  solclier  Plui  das  Licht  einer,  öffentlichen  Yerhand- 
mg.  nicht,  iasin  und  soll  nun  auch  nicht  behauptet  werden,  das»  ein  mit 
liireclit  regierender  Beichsverweser  nothwendigerweise  den  Staat  schlechter 
ite  und  dem  Volke  weniger  gewähre,  als  der  verdrängte  Fürst  gethan 
iben  wfirde:  so  ist  doch  ein  rechts-  ^nd  gßwissenlQ3er  Ehrgeiz  zum  Aiin- 
esten  kein  Yermutkungsgrtmd  für  eine  ErfOUung  der  PflichtenV  und  ist  die 
Inftfemong  eines  -offenbaren  Unrechtes  immerhin  ein  YortheiL^  Sclm  dass 
Bi  Amts-  und  Stellungsmissbräuchen  den  Mitschuldigen  durch  die  Finger 
eiehen  werden  muss,  ist.  ein  sdir  schlimmer  Umstand. 

Als  ein  zweiter  Yortheil  ständischer  Mitwirkung  mag  es  sich,  wenig- 
ms  zuweilen ,  herausstellen ,  dass  Ränken  gegen  den  gesetzlich  zur  Regent^ 
diaft  Berufenen  entgegengetreten  wird.  Auch  in'  dieser  Beziehung  sind 
ersuche,  die  Gewalt  einem  durch  das  Gesetz  nicht  Berechtigten  zuzuwen- 
a,  gar  wohl  möglich :  und  auch  in  diesem  Falle  ist  ausser  der  Beseitigung 
nUnreeht  an  sich  auch  die  von  Regierüngsmissbräuchen' wenigstens  möglich. 
id  dass  in  jedem  Falle  die  förmliche  Anerkennung  -  der  Nothwendigkeit 
KT  Regentschaft  und  der  Person  des  Stellvertreters  die  Stellung  des.Letz- 
ren  kräftigt,  ist  oben  bereits  bemerkt  worden. 

Endlich  und  hauptsfchlich  aber  gewährt  das  Recht  und  die  Pflicht  einer 
ihdeversammlung ,  zur  Uebertragung  der  Regierung  an  einen  persönlich 
Bftbigten  mitzuwirken,  die  gesetzliche  Möglichkeit  kräftig  einzuwirken  auf 
e  wirkliche  Ausführung  einer  solchen  Maassregel,  wo  dieselbe  durch  die 
Bschaffenheit  des  Fflrsten  wirklich  nothwendig  geworden  ist.  Nichts  ist  in 
r  That  denkbarer,  als  dass  die  nächsten  Umgebungen  und  die  obersten 
Bftmten  eines  bis  zur  Unfähigkeit  schwachen  Fürsten  der  Einsetzung  einer 
egentschaft  nichts  weniger  als  geneigt  smd,  da  sie  von  solcher  die  Fort- 
luer  ihres  Einflusses  und  vielleicht  die  Fortsetzung  groben  Missbrauches 
SMlben  nicht  hoffen  können,  und  dass  sie  daher  den  Schein  der  Selbst- 
giening  ihres  persönlichen  Nutzens  wegen  und  zum  allgemeinen  Nachtheile 
.  erhalten  suchen.  Nun  kann  aber  die  Durchreissung  solcher  Plane  kaum 
[feine  ander.e  Weise  ruhig  und  gesetzlich  geschehen,  als  durch  muUiige 
Brhandlungen  und  entschiedene  Beschlüsse  einer  Yolksvertretung.  Aller- 
igs  hat  diese,  wie  oben  gezeigt  wurde ,  nicht  das  Recht  zu  einer  formellen 
itiative ;  allein  sie  hat  die  Fähigkeit,  ein  solches  Licht  auf  den  Thatbestand 
l)0n  zu  lassen,  dass  die  Fortsetzuqg  dqs  lügenhaften  Zustandes  unmöglich 
ird.  Schon  die  Furcht,  dass  es  zu  einer  Aüfdeclomg  .des  wahren  Thätbe- 
mdes  und  der  ihn  ausbeutenden  Schlechtigkeit  kommen  könnte,  mag  zur 
erstellung  eines  richtigen  und  wQhlthätigem  Zustandes  fahren.  Daäs  aber. 
a  Wohl  und*  Wehe  -eines  gatzen  Staates  und  Yolkes  voh  der  Beseitigung 
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80  Yresentllch  fauler  und  lügenhafter  Verfiältnlsse  abhängig  sein  kann,  bedarf 
nicht  erst  eines  Beweises  und  ist  erlebt  worden. 

Damit  ist  denn  aber  auch  gezeigt,  dass.das  System  der  TolksVertretong, 
—  also  das  Recht  des  Volkes,  seine  Stimme  in  wichtigen  öffentlichen  Ange- 
legenheiten zu  erheben  und  seine  Interessen  und  Rechte  selbst  zu  verthei- 
digeh ,  —  auch  in  soUhen  Beziehungen  des  Staatslebens ,  welche  gewöhnlich 
bei  der  Frage  über  die  Zweckmässigkeit  und  über  die  Folgen  des  ganzen 
Gedankens  nicht  beachtet  werden,  und  welche  jeden  Falles  den  Ausschlag 
bei  der  Beantwortung  nicht  geben,  von  offenbarem  Yortheile  sein  kann. 
Diess  aber  nicht  blos  für  die  Gehofrchenden ,  sondern  auch  für  die  zum 
Bef^en  Berechtigten.  Ein  offenbarer  Orund  weiter,  dieses  System  zu 
achten  und  auszubauen^  wo  es  gesetzlich  besteht,  und  so  lange  es  der 
Gesittigungsstufe  des  Volkes  entspricht! 


I 


6. 

Heber  die  üntersuchimg  bestrittener  ständischer  Wahlen 
durch  die  Abgeordneten -Kammern  selbst  ^). 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  Jeder,  welcher  in  eine  Ständever- 
sammlang  als  Mitglied  einzutreten  beabsichtigt,  sich  über  seine  Berechtigung 
hierzu  auszuweisen  hat.  Bei  den  durch  Gebprt  oder  Amt  Berufenen  unter- 
liegt diess,  selten^e  Ausnahmsfälle  abgerechnet,  keinerlei  Schwierigkeit, 
und  ist  deren  Legitimation  eigentlich  niir  Formsache.  Anders  bei  den 
durch  Wahl  zur  Vertretung  Bezeichneten ,  namentlich  also  den  Mitgliedem 
der  Abgeordnetenkammern.  Die  Verfassungen  stellen  sämmtlich  eine  grös- 
sere oder  kleinere  Anzahl  von  Bedingungen  der  Passiv -Wahlfähigkeit  auf,, 
deren  Vorhandensein  darzulegen  ist.  Ueberdiess  fordert  eine  gültige  Wahl, 
dass  ^uch  die  Vorschriften  über  das  Activwahlrecht  pünctlich  eingehalten, 
Berechtigte  nicht  ausgeschlossen,  Unbefugte  nicht  zugelassen  wurden;  femer,- 
dass  die  gesetzlich  angeordneten  Formen  des  Wahlveriahrens  strenge  Be- 
achtung fanden.  Diess  Alles  ist  denn  so  einfach  nicht,  und  weder  das 
Vollbringen  an  sich,  noch  der  Nachweis  darüber.  Fast  auf  jedem  Land- 
tage wird  daher  auch  die  Rechtsgültigkeit  einer  grösseren  oder  kleineren 
Anzahl  von  Wahlen  bestritten,  sei  es  von  Amtswegen  durch  die  zur  Pr&foag 
der  Legitimationen  bestimmten  ständischen  Behörden,   sei  es  von  Seitfla^ 


1)  Die  nnprfliigliobe  Omndljige  dieses  Aoftotzes  ist  ein  Entwurf  zu  einem  Antrag  welcher 
in  der  württemberffisclien  Kammer  der  Abgeordneten  eingebracht  werden  wollte.  Da  sich; 
wahrend  der  nur  kurzen  Theilnahme  des  Verfiassers  an  dieser  Vers^unmlung  keine  passende 
Gelegenheit  hierzu. ergab,  die  Frage  aber  von  Wichtigkeit  für  dai^  constitutionelle  Leben  äber- 
hanpt  erschien,  so  würde  die  Abhandlung  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  Staatswissenscliaft, 
1847,  is.  523  fg.  abgedruckt.  Itzt  erscheint  sie  in  erweiterter  und  verallgemeinter  Bearbeitung. 
Wenn  etwa  der  besondere  württembergische  Standpunkt  npch  zuweilen  durchscheinen  sollte,  Im 
wird  ea  keine  Unbrauchbarkeit  für  andere- deutsche  Staaten  zur  Folge  haben,  damit  wenige 
Ausnahmen  überall  wesentlich  dieselben  Bestimmungen  vorliegen.'—  Anderweitige  Literat 
über  den  Gegenstand . ist  nicht  anzuführen,  da  sich  die  Werke  über  das  deutsche  öffentliche 
I^echt,  wie  uamentlich  .die  von  Zachariä  und  Zöpfi,  mit 'der  vArUegenden  Frage  nicht  be« 
bchiftigen,  und  selbst  Held,  System  des  Verfassuugsrechtes,  dieselbe  übergeht. 


208  Üfljf  r  die  Untersuchung  bestrittener  ständisclier  Wahlen  ^ 

.emes  unterlegen  Bewerbers,  oder  auch  wohl  durch  Dritte,  etwa  Wähler, 
Auch  ist  eine  Beanstandung  von'  Seiten  der  Regierung  keineswegs  undenkbar. 
Die  Kammern  der.  Abgeordneten  haben  .daher  zur  Ordnung  der  richtigen 
.  Angelegenheit  bei  Eröffnung  der  Ständeversaipmlung  die  sämmt}iohen  Wahl- 
acteut  je  nach  den  Bestimmungen  der  besondem  Geschäfteordnnngen,  -ent- 
Weder  einem  eigens  dazu  bestimmten  Ausschusse  oder  einer  der  Abtheilungen, 

in  welche  sie  zur  Vorbereitung  von  Geschäften  Verfallen,  zu  übecgeben  *). 

•  •  • 

Von  hier  aus  wird  dann  Bencht  über  die  Rechtsbeständigkeit  erstattet  und 

»     •  •         »  '  •  ■ 

Antrag  auf  Zulassung  oder  Verwerfung  jeder  einzelnen  Wahl  gestellt,   die 
Kammer  aber  entscheidet  endgültig  und  selbstständig. 

In  der  Regel  reichen,  die  ordnungsmässig  angelegten  und  mitgetheilten 
.  Wahlacten  hin  zur  Beurtheilung  der  Gültigkeit;  und  .selbst  bei  einer  von 
Aussen  her  angefochtenen  Wahl  ist  dies$  gewöhnlich  der  Fall.  Allein  es 
mag  sich  doch  auch  begeben,  -dass  der  Berathuug  iu  der  Legitimation^ 
Commission  eine  genauere  Erhebung  von  Thatsachen  vorausgehen  muss.* 
Es  sind  Urkunden,  z.B.  Protokolle,  einzusehen;  Zeugen  zu  vernehmen; 
Berichte  von  Behörden  einzuziehen. 

Die  Vornahme  dieser  Voruntersuchungen  wird  bis  itzt  wohl  ausnahms- 
los fn  den  deutschen  Staaten  durch  das  Ministerium  des  Innern  angeordnet, 
welches  darum  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  selbst  oder  von  ihrer 
Legitimations  -  Commission  angegangen  wird.  Irgend  ein  dem  Ministerium 
untergeordneter  höherer  oder  niederer  Beamter  erhält  den  Auftrag,  und  an 
jenes  erstattete,  er  auch  seinen  Bericht    Weder  das  Commissorium ,  noch 

eipe  etwaige  Inatruktioo  geht  von  den  Ständen  aus;  vielmehr  erhielten  diese 

'      '  •  •  •  • 

lediglich  von  dem  Ministerium  die  Acten ,  wenn  sie  von  letzterem  alfi  ge- 
•sehlossep  erachtet  werden. 

Diese; 'Einrichtung  erscheint  nun  aber  nicht  nur  als  unzweckmässig, 
sondern  ^ie  ist  auch  entschieden  gegen  den  Sinn  der  Verfassungsbestira- 
.mungen  über  die  Legitimation  der  Wahlen. 

Was  die  Unzweckmässigkeit  betrifft,  so  kann  schon  im  Allgemeinen 
nicht  in  Abrede  gezogen  werden,  dass  es  unpassend  ist,  wenn  nicht. der 

■ 

^  artscheidende  Richter  selbst  oder  ein  von  ihm  aus  seiner  Mitte  bestellter 


!*• 


*  1)  Eine* EiBtheUang  der  Abireordiieteii-Kammer  iiii  Abtheilungen,  welchen  anob  die  Vor- 

jptBfting  der  Wahlen  zoAteht,  findet  z.  B.  in  Preossen  und  in  Paden  statt;  in  Bayern  dagegen, 

%!  Sachsen  und  Wlutteihberg  sind  dgene  Eii|weisnng8-  oder.  LegitlmatiodSrCom- 

missiO'neu  ^o  bestellen' o.  »s.  w.  —  Älierding«  finden  auch  andere  Einrichtungen  statt,  .doch 

.  glttckUcfaerweise  imr  selten.    So  besteht  im  Grossherz.  Hessen  die  Bestimmung,  dass  die  Ent- 

schddong'äbe):  cUe  Ofiltig;keit  der  Wahlen  einer  aus  landesherrlichen  BeyöUmXchtigten  on^  aas 

einer  gleichen  i^ünahl  tod  Kamdiermit^edem  ausanmiengesetzten  Commission 'sukpmnit,'  in 

weksher  bei  Stlmmeügleichhelt  die  Ansicht  der  Eegieningsmitglieder  entscheidet!  Und  nach  d^ 

hanoöver'schen'  Geschiftsordnu)ig  von  1640  hatte  gar  ^e  Regierung  ^e  Legitimation  elnsdtlg 

zu  pröfisn  und  stand  den  Kammern  nur  eine  Nachprüftrog  zu;  was  deftn  dun;h  die  Gesc^iafts- 

>  prdm«ng  von  1S50  wenigstens  in  etwas  im  Interesse  des  Rechtes  dqr  Kammern  abgeändert  ist. 
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Berichterstatter,  sondern  ein  :von  ihm  ganz  Unabhängiger,  der  möglicher- 
weise mit  den  Ansichten  -iind  Gresichtspunkten  desselben  gar  nicht  vertraut 
ist)  die  Untersuchung  selbstständig,  führt  und  abschliesst.  Nun  aber  ist  die 
Kammer  der  Abgeordneten,  und  nur  sie,  Richterin  in  Wahlsachen',  das 
Ministerium  des  Innern  aber  theils  der  Entscheidung  fremd,  theils  lediglich 
nicht  Terbunden,  etwaigen  .Wünschen  der  Kanimer  oder  Ihrer  Commission 
nachzugeben  und  in  solchen  Richtungen  seine  Beaimten  zu  instruiren.  Schon 
aas  ganz  allgemeinen  Zweckmässigk'eits-  und  Rechtsgründ^n  erscheint  also 
das  übliche  Verfahren  als  falsch.        ,      ' 

Diese  ünzweckmässigkeit  Vird  aber  noch  gesteigert,  falls  eine  Way  • 
angegriffei  wird  wegen  eines  ungebührlichen  Einflusses  von  Regierungs- 
Organen  auf  deren  Gang  und  Ergebniss.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  näher 
m  untersuchen,  wann  ein  Regierungseinfluss  auf  eine  .ständische  Wahl  ein 
imerlaubter  ist  (richtiger  Ansicht  nach  immer);  so  viel  steht  jedoch  unter 
allen  Umstanden  fest,  dass  es  Fälle  eines  unerlaubten  und  die  Gtütigkeit 
einer  Wahl  ernstlichst  bedrohenden  Regiemngseinflusses  auf  Wahlen  geben 
kann.  (Es  mag  z.  B.  eine  Wahl  durch  Drohungen,  Versprechuhgen, 
FäLschungen  von  Seiten  eines  Regierungsorgans  zu  Stande  gebracht  worden 
sein.)  Femer  ist  unbestreitbar,  dass  solcherlei  Eingriffe  hauptsächlich  von 
Beamten  im  Ministerium  des  Innern  begangeu  werden  können,  theils  weil 
gerade  ihnen  die  Besorgung  der  formellen  Wahlgeschäfte  übertragen  zu  sein 
pflegt ,  theils  weil  sie  den  meisten  Einfluss  auf  das  Volk  haben.  Endlich 
läßst  sich  selbst  die  Möglichkeit  nidit  läugnen,  dass  unerlaubte  Einwirkungen  % 

fon  dem  Minister  selbst  ausgehen  oder  wenigstens  mit  seinem  Yorwissen 
and  in  seinem  Sinne  vorgenonunen  werden  können.  In  selchen  Fällen  nun 
die  Untersuchung  der  angefochtenen  Vergehen  oder  Unregelmässigkeiten 
eben  den  Angeschuldigten  zu  übertragen,  ist  geradezu  widersinnig. 

Man  wende  hiergegen  nidit  ein ,  däss  denn  doch  sicherlich  die  Unter- 
suebung  der  angeblichen  Verschuldung  nie  dem  Zunächst  angeklagtefn  Beamten  ' 
selbst,   sondehi   immer  einem  dritten   unbetheiligten  Amtsgenossen   werde 
übertragen  werden;   ferner  nicht,   dass  kein  Minister  wagen  könne,   dem 
ernannten  Untersuchungscommissär  ämtliche  Anweisungen  zu  geben,  welche   * 
gegen  den  Zweck  seines  Auftrages  lauten  würden;,  endlieh  nicht,   dass  es 
eine  ganz  mnthwillige  Verdächtigung  sef,  alle  und  jede  ^  Untersuchung»-  ,.. 
coHunissären  etwa  bestellbaren  Beamten  als  befangen  und  gewissenlos  aa- 
zonehmen.  während  doch  unter,  denselben  sidher  auch,  höchst  ehrenwerthe 
Männer  seien.  -^   Allerdinigs  mrA  wohl  selbst  in  •  den  übelsten  Fällen  so  • 
viel    Anstand  obwalten,    dass   äusserlich   unbetheiligte   Untersuchungscotn^ 
missire  bestdlt  und  diespi'nur  vorweidbare  Anweisungen  amtlich  gegeben 
werden.    Sodann  wäre  es  sicher  unverantwortlich,   in  Bausch  und  Bogen 
die  Ehre  so  vieler  Männer  anzutasten,  unter  denen  sich  manche  nach  Kopf 

T.  Mohl,  staatstecht.    Bd.  I.  14 
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nnd  Herz  auszeichnen  mögen.  Es  kann  daher  ganz  gerne  zugegeben  werden, 
dass  diese  Untersuchungen  nicht  nur  werden  äusserlich  legal  geführt,  son- 
dern dass  auch  in  vielen  Fällen  das  ganze  ^Geschäft  gewissenhaft  wird 
besorgt  werden.  Allein  nicht  diess  ist  die  Frage,  sondern  vielmehr  die: 
ob  die  äussere  Legalität  und  die  Möglichkeit,  d'aas  ein  vollständig  gewis- 
senhafter Beamter  mit  def  Untersuchung  beauftragt  werden  kann,  eine 
Gewährleistung  enthalten,  .dass  in^allenFällen  das  Geschäft  selbststftndig, 
eifrig,  äusscbliessend  mit  Rücksicht  auf  das  "Recht  und  ohne  Rücksicht  auf 
den  bekannten  oder  leicht  muthmasslichen  Willen  des  höchsten  Vorgesetzten 
werde  besorgt  werden?  Diese  Frage  kann  nun  aber  in  der  That  Niemand 
bejahen.  —  Einer  Seits  muss  man  der  menschlichen  Schwäche  verständige 
Rechnung  tragen.  Es'  bedai*f  gär  nicht  der  Annahme  einer  besonderen 
Schlechtigkeit,  um  begreiflich  zu  finden,  dass  ein  untergeordneter  Beamter, 
der  in  seinen  Beförderungen,  Versetzungen,  kurz  in  seinen  äusseren  Lebens- 
schicksalen abhängig  ist  von  se.inem  Minister,  einen  Vortheil,  vielleicht  seiner 
Ansicht  nach  eine  Nothwendigkeit,  darin  sehen  wird,  eine  diesem  Minister 
Unangenehme  Untersuchung  so  zu  führen,  dass  sie  kein  greifbares  Ergebniss 
erhält.  Dass  aber  der  Untersuchende  ein  solches  negatives  Resultat  .fiist 
immer  in  der  Hand  hat,  bedarf  wohl  keines  Beweises.  Ba  Mangel  an 
gutem  Willen  kann  Alles  völlig  legal  und  anscheinend  richtig  behandelt  und 
doch  J^eder  zur  Wahrheit  führende  Weg  sorgfältig  vermieden  sein.  Ist  z.  B. 
zu  erwarten,  dass  jeder  untersuchende  Beamte  mit  Eifer  ui^d  Scharfsinn 
Beweise  dafür  sammeln  wird,  dass  sein  Minister  selbst  .und  unmittelbar  auf 
die  Wahl  durch  Söhrift  oder  Wort  ungebührlich  eingewirkt,  Drohungen 
oder  Versprechungen  gemacht,  vielleicht  selbst  den  Namen  des  Staatsober- 
hauptes eingemischt  hat?  —  Anderer  Seits  ist  wohl  zu  bedenken,  dass 
schon  die  blosse  Eigenschaft  eines  Regierungsbeamteu  manchen  Bürger, 
welcher  eine  den  Minister  oder  einen  seiner  Untergeordneten  belastende 
Angabe  machen  könnte,  von  deren  Vorbringung  abhalten  wird.  Er  raiss- 
traut  mit  seinem  natürlichen  Gefühle  dem  schliessllchen  Ergebnisse  einer 
solchen  Untersuchung  und  hat  daher  keine  Lust ,  sich  den  nachhaltigen 
Hass  seiner  nächsten  Vorgesetzten  zuzuziehen  wegen  einer,  wie  er  annehmen 
zu  müssen  glaubt,   doch  völlig  erfolglosen  Anzeige.    Und  so  erhält  auch 

V;  deijenige  Uhtersuchungsbeamte ,  welcher  rücksichtslos  seine  Pflicht  gethan 

■   Mtte,  den  Stoff  nicht. 

Allein  selbst  wenn  diese  Unzuträglicfakeiten  *  und  logischen  Unmöglich- 
keiten nicht  beständen,  so  bürden  doch  die  Untersuchungen  über  bestrittene 
Wahleü  durch  Regierungsorgane  verworfen  werden  müssen,  weil  sie  gegen 
den  Sinn  und  die  Absicht  der  grossen  Mehrzahl  der  Verfasejuigen  sind  ^). 


1)  Preu9sia«he  Verf.Urk.  von  1850,  S  78.    ,r^ede  Kammer  prOft  die  LfgitimmtioD  Ihrer 
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Die  Kammern  der  Al^geordnetep  sollen  souveräne  Bicht^men  über  die 
Wahkn  ihrer  Mitglieder  sein;  'keine  Regierongsbehörde ,  wer  sie  anch  sei, 
hat  also  das  Becht,  ihnen 'hierbei  etwas  in  den  Weg  zu  legen  oder  ihnen 
eineMeimmg  aufzudhngcfn.  Und  diess  sicher  aus  so  nahe  liegenden  Gründen, 
dass  sie  einer  weiteren  Ausführung  gar  nicht  bedürfen..  Eine  unabweisbare 
rechtliche  Folge  dieser  Vorschrift  ist  denn  nun  aber,  dass  die  Grundgesetze 
unmöglich  die  Vornahme  nothwendiger ,  das  Urtheil  bedingender  ¥orberei: 
tender  Handlungen  tlurch  Regierungsbehörden  und  nicht  durch  dieJlCammern 
woDen  können.  Wenn  sie  feststellen,  nur  die  Kammern  haben  zu  richten, 
so  müssen  sie  auch  wollen,  da^s  nur  die  Kammern  die  zum  Richterspruche 
f&hrenden  Schritte  thun. 

Somit  steht  denn  also  fest,  dass  das  gewöhnlich  befolgte  Verfahren 
nicht  nur  keine  besondere  Sicherheit  darbietet  für  Erfand  der  Wahrheit, 
sogar  die  Möglichkeit-  der  Einwirkung  des  hauptsächlichsten  Schuldigen 
offen  lasst,  sondern  auch,  dass  es  dem  Sinne  der  Grundgesetze  zuwider- 
laufend, also  verfassungswidrig  ist.  Ein  solches  Verfahren  aber  muss. be- 
seitigt werden.  Diess  verlangt  die  Logik  und  verlangt  die  Wahrung  der 
Verfassungen.     • 

Das  Mittel  zur  Abhülfe  liegt  nup  aber  so  nahe  und  ist  so  sehr  in  den 
allgemeinen  Begriffen  von  Recht  und  Geschäftseinrichtung  enthalten,  dass 
nur  die  so  häufige  Erfahrung,  welcher  gemäss  gerade  das  Nächste  und 
EinfGtchste  übersehen  zu  werden  pflegt,  seine  bisherige*  Nichtanwendung 
erklärt.   .Es  besteht  nämlich 

in  der  Uebertragung  aller  zur  Beurtbeilung  einer  be- 
strittenen Wahl  not.hw6ndigen  Untersuchungen  an  die 
betreffende  Kammer. 

Natürlich  kann  nicht  wohl  die  ganze  Versammlung  die  einzelnen  zur 
Untersuchung  gehörigen  Geschäfte  selbst  besorgen*);. —  wedeV  würde  ihre 


Ifitsliedn  und  entscheidet  darttber.**  —  Bayerisches  Öesets  von  1850  den  Gesclhäftsgang  des 
Landtages  betreffend,  Art.  3.  ^Unter  erhobenen  Beanstandungr^n  entscheidet  die  betreffende 
Kammor.**  ^  Sächsische  Landtagsordn^ng,  §  M.  „Findet  sie  [die  Einweisnngv-Commission] 
einen  Anstand,  so  ist  der  Eintritt  des  sich  Anmeldenden  in  die  Kammer  bis  sur  Eutscheidang 
des  letxtem  xu  vertagen."  —  Würtembergische  VerfUrk. ,  §  169.  „Die  Legitimation  ge- 
schieht beim  stiindisehen  Aasschusse."  §  160.  „Die  Legitimation  der  etwa  später  eintreffendan 
Ifitglleder,  so  wie .  die  Erledigang  der  noch  übrigen  Legitimationsanstände  geschieht  bei  det 
betreffenden  Kammer."  —  B  a  d  i  s  c  h  e  Verf.Urk.,  §  41.  „Jede  Kammer  erkemit  über  dl0  streitigtii 
Wahlen  die  Our  angehö'rtgen  Mitglieder^"  -  Knrhessische  Gesch.  Ordn.  für  die  Landittoit;' 
vpn  1^8.  Jede  Kammer  entscheidet  über  die  an  aie  gelangenden  Zweifel  und  AnfechtnngMi^ 
über  die  LegitimatiDu  und  Zul/^ung  ihrer  Mitglieder."  —  Luzembu r g'sche  Verf.Urk.  von  184S, 
Alt.  58.'  „Die  Kammer  prüft  die  Vollmachten  ihrer  Mitglieder  nnd  entscfieidet  Über  die  dess- 
fkUeigen  Streitigkeiten."  —  Oldenburgische  Verf.Urk.,  Art  184.  „Dem  Landtage  steht  die 
Gntscheidong  zu  über  üie  Legitimation  der  gewählten  Abgeordneten."  .U.  s.  w. 

1)  Allerdings  war  in  England  fHlher  ein'  solches  Verfahren  übliob,  indem  die  Zengeh  in  einer 
Wahlbeeohwei^dt,  sowie  die  Partfaeien  selbst  nnd  ihre  Rechtsanwälte  „at  the  bar"  gehört  wurden; 
•DelB  es  ist  ^itsselhe  schon  längst  seiner  Unsweckmässigkeit  wegen  aa^gregeben.  Nur  in  einigen 
Staaten  der  nordamorlkanisclien  Union  scheint  diese-  Art  der  Untersachung  noch  zu  bestehen. 
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zahlreiche  Besetzung  noch  ihre  Zeit  dieses  erlauben;  allein  nichts  hindert, 
einen  Ausschuss  damit  zu  beauftragen.  Da  wo  geschäftsonfiiungsmftssig 
ohnedem  eine.  Legitimations -  oder  Einweisungs - Commission  besteht,  ist 
diese  natffrlich  das  geeignete  Werkzeug.  Aber  anch  wo  Eammerabthei- 
lungen  die.  Prüfung  der  Wahlen  obliegt  und  somit  bei  deren  iipmerhin 
noch,  zu  grossen  Mitgliederzahl  und  vielleicht  geringerer  Befähigung  zur 
Vornahme  von  Untersuchungs^eschäften  eine  andere  Einrichtung  nöthig  ist, 
kann  die  Bestellung  eines  besonderen  Ausschusses  zur  Leitung  dieses  Vor- 
geschäftes  keinem  rechtlicl^en  Anstände  unterliegen.  In  beiden  Fällen  wäre 
die  Commission  ein  Ausschuss  aus  der  Kammer,  also  im  Sinne  der  Ent- 
scheidung durch  diese;  sie  wäre  aber  auch  passend  zur  Vornahme  des 
Geschäftes,  da  sie  unbetheiligt  wäre  b^i  den  in  Frage  stehenden  Hand- 
lungen, nur  Interesse  hätte,  die  Wahrheit  zu  finden,  und  sie  aus  Männern 
gebildet  werden  könnte,  welche  keinen  Anstand  nähmen,  ndthigen  Falles 
auch  eine  einem  Minister  unangenehme  Thatsache  zu  erforschen.  Und  wenn 
auch  je  das  eine  oder  des  andere  Mitglied  aus  Partheizwecken,  aus  poli- 
tischer Leidenschaft  oder  aus  persönlicher  Abhängigkeit  von  der  objectv^en 
Wahrheit  ablenken  wollte,  so  würde  es  durch  die  übrigen  Mitglieder  ^nd 
durch  die  Oeffentlichkeit  ständischer  Geschäfte  im  Za,um  gehalten  werden. 

Nicht  also,  ob  diese  Einrichtung  zweckmässig  und  erlaubt  sei,  so  weit 
ständische  Verhältnisse  in ,  Betrachtung  kommen ,  kann  in  Frage  stehen, 
sondern  nur,  ob  sie  mit  der  übr^en  Gesetzgebung  des  Staates  vereinbar 
ist,  und  wie  sie,  bejahenden  Falles,  im  Einzelnen  zu  ordnen  wäre.?    • 

Es  scheint  passend,  ehe  zur  directcn  Beantwortung  dieser  Fragen  über- 
gegangen wird,  erst  aAzuführen,  wie  die  Sache  in  anderen  constit^tionellen 
Staaten  gehalten  wird,  beziehungsweise  gehalten  worden  ist.  Und  zwar  ist 
natürlich  nicht  das  Beispiel  solcher  Länder  zu  nehmen,  welche  mit  den 
deutscheil  Staaten  auf  gleicher  Stufe  mangelhafter  parlamentarischer  £nt- 
wickelung  stehen,  sondern  vielmehr  solcher,  in  welchen  das  constitutionelle 
Princip  sich  vollständig;  durchgekämpft^  damit  aber  natürlich  auch  die  zu 
seinem  Schutze  uiid  zu  seiner  Handhabung  nöthigen  Formen  ausgebildet 
hat.  Also  das  Beispiel  von  England  und,  von  Nordamerika ,  sowie  das  von 
Frankreich  vor  1848. 

la  England  ist  die  Untersuchung  über   bestrittene  Wahlen  und  die' 
Entscheidungen  über  solche  der  Gegenstand  manchfacher  und  ausführlicher 
Gesetzgebung  gewesen,  und  zwar  bis  in  die  neueste  Zeit  herunter  ^.    Diess 
übrigens  nicht  sowohl  hinsichtlich  der  Frage,  welche  hier  zunächst  vorliegt, 


1)  Die  beiden  wesentlichsteii  Gesetee  über  den  Ge^renstand  sind  die  sog.  GrenviUe-Acte 
TOn  177p;  9  Geo.  IV,  c.'  29,  und  11  and  18  Vict.  c  98.  -^  Eine  vortreffliche  ZoBanmiensleUang 
der  über  den  Gegenstand  bette&enden  Vorschriften  giebt  May,  Practieal  treatiat  on  the  law, 
Privileges,  proceediogs  and  osage  of  Parliament    Ed.  8.  Lond.,  1855.  6.  458—408, 
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indem  das  Recht- und  die  Pflicht,  über  bestrittene  Wahlen  Vorontersachong 
ZD  pflegen,  jeden  Falles  seit  1624  Aosschflssen  des  Unterhauses  anbestritten 

zosteht;    sondern  vielmehr  in  der  RichUing,   die  sqhliessliche  Entscheidung 

» 

Aber  angefochtene  Wahlen  von  dem  ganzen  Hause  auf  kleinere  Ausschüsse 
überzutragen  tmd  sie  dadurch  ads  Fartheifragen  zu  einfachen  Rechts- 
geschäften zu  machen;  ferner  eine  möglichst  unparthißiische  Zusammen- 
setzung der  Aujsschüsse  zu  erlangen.  Wie  bezeichnend,  für  das  parlamen- 
tariscUe  Leben  Englands  und  Wie  so  wohlüberlegt  und  pünktlichst  aufgearbeitet 
nin  aber  auich  diese  Bestimmungen  sind,  so  ist  doch  eine  nähere  Angabe 
derselben  hier  nicht  an  der  Stelle  ') ,  und  es  mag  nur  im  Allgemeinen 
bemerkt  sein,  dass  die  gewissenhafteste  Bemühung  sich  kundgiebt,  jeder 
Art  Yon  ungebührlichem  Einflüsse  auch  nur  möglichen  Zugang  zu  ver- 
schliessen.  —  Der  zur  Vornahme  der  Untersuchung  bestimmte  und  für  jedes 
dnzelnen  Fall  besonders  gebildete  Ausschuss  besteht  aus  einem  Vorstände 
rad  vier  Mitgliedern.  Er  hat,,  mit  Ausnahme  der  Sonntage  und  höchsten 
Feste,  täglich  Sitzung  zu  halten  bi&  zu  Austrag  der  Sache,  und  er  wird 
auch  durch  eine  Vertagung  nicht  aufgelöst.  Hinsichtlich  des  von  ihm  zu 
beobachtenden  Verfahrens  ist  aber  im  Wesentlichen  Polgendes  zu  bemerken  : 
Eine  BeschwerdQ  über  eine  Wahl  kann  nur  in  bestinmiten,  vom  Gesetze 
genau  bezeichneten  Fällen  formeller  oder  materieller  Reditsverletzung  ei^-  : 
gereicht  werden,  und  zwar  nur  von  Solchen,  welche  behaupten,  ein  Wahl- 
recht bei  dieser  Gelegenheit  zu  haben,  von  Solchen,  welche  behaupten,  die 
eigentlich  Gewählten,  zu  sein,  oder  Von  offen  bei' der  Wahl  als  Bewerber 
Ai^etretenen.  Ebenso  kann  eine  Untersuchung  nur  über  solche  ange- 
fDchtene  Wahlmänner  oder  solche  Thatsachen  von  dem  Ausschusse  geführt 
werden,  welche  bis  zu  einem  bestimmten  Tage  bei  dem  Unterhause  schriftlich 
»gezeigt  sind;  eine  selbstständige  Weitererstreckung  der  Untersuchung 
steht  dem  Ausschusse  nicht  zu.  Endlich  muss,  ehe  irgend  ein  amtlicher 
Schritt  in  Betreff  einer  Wahlbeschwerde  erfolgt,  eine  Summe  von  1000  U  ^t. 


1)  Es  sei  nnr  in  Käne  bemeirlU,  dass  nicht  weniger  als  drei  yersdiiedene  AnsschüMe  be- 
iteOt  werden ,  deren  Zusammenwirken  zur  £nt8.cheidung  einer  Wahlbeschwerde  nöthig  ist. 
Zonichst  ernennt  der  Sprecher  beim  Beirinne  jedes  Zusammentrittes  des  Parliamentes'  and  für 
dfe.^anse  Dauer  desselben  einen  allgemeinen  Wah  lausschass  (General  commlttee  of 
dections),  bestehend  aus  6  BÜterliedem.  Dieser  Ausschuss  hat  sodann  eine  Liste  voa^f  bis  12 
Torsi t senden  fGr  die  besonderen  Wahlausschüsse  zu  entwerfen  (the  chairmen's  «pannel), 
wddie,  eben&lls  während  der  ganzen  Dauer  der  Seesion  zur  Uebertiahme  dieser  ßteilüng  ver- 
pflichtet sind.  Endlich  theilt  ebenfalb  wieder  der  aligemeine  Ausschuss  die  sämmtüchen  Mit- 
gfieder  des  Unterhauses,  welchen  keiner  der  genau  bestimmten  Befireiungsgriinde  zur  Seite  steht, 
hl  fBnf  der  Zahl  nach  möglichst  gleiche  VerseichniBse'(pannels),  aus  welchen  der  Beihenfolge 
■sefa  die  Ausschüsse  zur  Untersuchung -und  Entscheidung  der  einzelnen  Wahlbescbwerde  ge- 
wlhlt  werden,  und  zwar  ebenfalls  wieder  durch  den  Allgemeinen  Ausschuss.  Bei  allen  diesen 
tertch^edenen  Handlungen-  sind  bestimmte  Termine  gesetzt,  die  Unfähigkeits-  und  Entschal- 
tfgungs-Ursachen  genau  bcsseichnet,  dem  Hanse  selbst  und ,  wenigstens  .bei  der  fimennung  des 
besonderen  Ausschusses,  den  'Parth^en  Recusationen  gestattet,  kurz  alle  ersinnlichen  Vor- 
kdtfiiiigeii  getroffen,  omO^setzlichkeit  und  UnparthoiUchkeit  zo  ersielen, 
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niedergelegt  sein  ztir- Bestreitung  der  sich  etwa  ergebenden  gesetzlicheil 
Unkosten.  Innerhalb  der  gesetzliclien  Grenzen  hat  nun  aber  det  Aussöhuss 
jedes  erlauljte  Mittel  zur  Erforschung  der  Wahrheit.  Er  kann  also  von 
den  betreffenden  Behörden  alle  Papiere  und  ProtocoUe  verlangen ;  alle  Per- 
sonen innerhalb  Grossbritanniens  vor  sidi  fordern;  die  Erscheinenden  ver- 
hören und  denselben  einen  Zeugeneid  auflegen.»  Nichterscheinende  werden 
v«rliaftet  und  um  Geld,  oder  mit  Gefängnids  gestraft ;  Meineidige  den  Straf- 

*  •  *  * 

gerfehten  übergeben.  Zur  Abhör  von  Zeugen  in  Irland  mag  der  Atstohuss 
einen,  aus  drei  dortigen  Jiechtsgelehrten  bestehenden^  Hülfsaüsächass  be- 
stellen,  welcher  dieselben  Befugnisse  hat.  Die  Sitzungen  des  Ausschusses 
sind  öffentlich,  und  e^  können  Rechtsfreunde  der  Betheiligten  auftreten. 
Der  (nur  aus  fünf)  Mitgliedern  bestehende  Ausschuss  entscheidet  in  letzter 
Instahz  über  die  von  ihm  untersuchte  Wahl,  und  es  wird  dem  Unterhause 
der  Spruch  einfach  angezeigt,  damit  es  danach  eine  neue  Wahl  anordne 
oder  ein  bestimmtes  Mitglied  zulasse.  Wenn  sich  bei'  der  Untersuchung 
herausgestellt  hat,  dass  Bestechung  vorkam,  so  muss  der  Ausschuss  hierüber 
abgesondert  berichten,  worauf  das-  Haus  den  Ausschluss  des  Schuldigen  ftir 
die  ganze  Wahldauer  des  bestehenden  Unterhauses  ausspricht,  und  in  be- 
sonders schweren  Italien  wohl  auch  den  Wahlbezirk  für  immer  des  Bechtes, 
'ein  Mitglied  des  Parliamentes  zu  ^wählen,  verlustig  erklärt  Nach  einem 
ganz  neuen  Gesetze  (15  &  16  Vict,  c.  57)  können  auch  in  einem  Falle 
weit  ausgedehnter  Bestechlichkeit  beide  Häuser  in  einer  gemeinschaftlichen 
Adresse  die  Krone  bitten,  eine  aus  besonders  benannten  Personen  besteheiide 
Untersuchungscommission  zu  bestellen  und  über  den  Erfund  Mittheilung 
zu  machen. 

Die  parlamentarischen  Einrichtungen  und  Gewohnheiten  Englands  sind 
bekanntlich  im  Allgemeinen'  auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika übei'gegangcn.  So  ist  denn  auch  die  Bestimmung,  dass  jede 
repräsentative  Versammlung  über  die  Gültigkeit  der  Wahlen  ihrer  Mit- 
glieder allein  ^u  entscheiden  habe ,  sowohl  für  den  Congress  *  wie  für 
sämmtliche  gesetzgebende  Versanunlungen  der  einzelnen  Staaten  ausge- 
sprochen oder  doch  wenigstens  unweigerlich  anerkannt.  In  einer  g^uizen 
Reihe^.yon  Staaten  -  Verfassungen ,  (nämlich  in  Massadiusettes,  Kentucky, 
Ohio,i||iOuisiana,  Florida,  Mississippi,  Alabama,  JoWa  und  Texas,)  ist  aus- 
drücklich bestimmt,  dass  das  Verfahren  in  Wahlstreitigkeiten  durch  eigene 
Gesetze  geregelt  werden  solle;  und  es  scheint,  dass  diese  Vorschrift- auch 
überall  erfüllt  ist.  Mit  einziger  Ausnahme  von  Pennsylvanien ,  welchem 
seine  Verfassung  die  EntsfCheidung  'durch  einen  Ausschuss  ausdrücklich  ypr- 
schrieb  und  wo  dann  das  Verfahren  d^r  Grenville-Acte  zum  Muster  diente, 
haben  jedoch  die  amerikanischen  Staaten  nicht  für  nöthig  erachtet,  eine 
eigene  und  ungewöhnlich  vorsichtige  Behandlung  des  Gregenstandes  anzu- 
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ordnen ,  sondern  äe  lassen  streitige  Wahlen  in  der  regelmflssigen  Geschfifts- 
weise  erledigen.  Wenn  also  nicht;  (was  allerdings  auch  vorkotomt,  freilich 
minder  zweckmässigerweise,)  die  volle  Versammlung  die  Frage  selbst  vor- 
nimmt  and  Partheien  und  Zeugen  vor  den  Schranken  des  Hausie^  abhört: 
so  wird  eine  Wahlbeschwerde  ein&ch  ah  einen  gewöhnlichen  Atisschnss  zur 
Untersuchung  und  Berichterstattung  verwiesen,  die  Versammlung  aber  ent- 
scheidet  endgültig.  Di^se  Ausschtisse'  haben  aber  ganz  nach  englischer  Art 
das  Recht  und  die  Pflicht,  alles  zur  Richtigstellung  der  Thatsache  ErfiXT; 
derliche  vorzukehren,  also  Painere,  einzufordi^rn,  Zeugen  zu  vernehmen,  dte 
Partheien  und  deren  rechtskundige  Vertreter  anzuhören.  Nur  sind  nicht 
sie  es,  welche  das  ürtheil  sprechen,  wie  diess  nach  der  neuesten  englischen 
Einrichtung  der  Fall  ist;,  sondern  sie  haben  nur  Antrag  an  die  volle  Ver- 
sammlong  zu  erstatten,  welcher  die  schliessliche  Entscheidung  zusteht  '). 

In  Frankreich  war  zur  Zeit  der^  parlamentarischen  Regierung  ein 
Becht  far  Kammer-Commissicmen,  selbstständige  Untersuchungen  (clhqudtes) 
ZQ  veranstalten,  erst  spät  in  Anspruch  genommen  worden;  doch  stand  es 
schliesslich  fest,  namentlich  auch  zum  Behufe  der  Entscheidung  über  stfei-  * 
tige  Wahlen;  Der  entscheidende  Kampf  mit  dem,  die  Neuerung  ungerne 
sehenden,  Ministerium  fand  in  den  Jahren  1842  und  43  statt.  Es  wflrde 
zu  weit  fahren,  alle  Einzehiheiten  des  Streites  hier  anzufO)iren;  vielmehr 
genügt  es  zu  bemerken,  dass  bei  der  Prüfung  der  Wahlurkunden  im  Jij^re 
1642  sich  drei  Fälle  herausstellten,  in  welchen  Wahbn  durch  schlechte 
Mittel  bewirkt  Wer  in  formwidriger  Weise  vorgenommen  worden  ^  sein 
schienen,  ohne  dass  jedoch  die  Thatsachen  klar  genug  für  einen  schliess* 
lieben  Ansspruch  der  Eampiem  vorlagen.  Es  wurde  desshalb  der  Antrag 
auf  eine  Untersuchung  durch  eine  eigene  Kammer -Commission  gestellt  und 
er  auch  endlich  zum  Beschlüsse  erhoben.  Die  Commission  begann  ihre  * 
weitaassehende  Aufgabe  alsbald;  allein  erst  auf  dem  nächsten  Landtage 
vermochte  sie  ihren  Bericht  zu  erstatten  '). 

Obgleich  das  Ministerium  dem  Unternehme»!  keineswegs  geneigt  war, 
und  obgleich  femer  in  Frankreich  keinerlei  Gesetz  oder  gesetzliche  Analogie 
für  ein  solches  Untersuchungsverfahren  von  Reiten  einer  ständischen  Com- 
mission  bestand,  sondern  lediglich  nach  der  Natur  der  Sache  verfahren 
wurde,  so  fand  doch  das  neue  Unternehmen  nicht  den  mindesten  Aastand. 
Aus  den  entferntesten  Theilen  des  Landes  (z.  B.  Carpentras^  AviglK)  for- 
derte die  Commission  Zeugen  vor  sich,  welche  sämmtlich  erschienen  und 


1  Vflrl. 'fiber  die  amerikaniBchen-Bestiminaiigen  Cnshiqg,.  L.  8t.«  Lex  Parlamentaria  Arne: 
lieaniL  Elements  of  the  law  and  practice  of  Legislätiye  Aasembli^  in  the  U.  St.  of  A,  Bott, 
185«,  8.  6S  D;.  ' 

t)  8.  Rapport  fkit  au  nom  de  la  Qommission  d'En()uete  ^lectorale  par  M.  Lanier.  Nr,  n& 
der  Acteostücke  der  Abi^eordnetenkanuner  von  1843, 
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ihr  Verhör  bestanden;  nnd  selbst  die  zahlreichen  Beahnt^n,  welche  sie-ror- 
lüd,  erhielten  von  ihreil  Torgesetzten  Minist^en  zu  dem  Zwecke  Urlaub 
und  ertheilten  Zeugenansknnft,  mit  Ausnähme  von  zwei  Unterpräfecten, 
welche  nur  im  Beisein  des  Ministers  des  Innern,,  alleinr  dann  voUstAndig, 
vemomineA  werden  konnten.  Die  Regierung  legt^  nur  gegen  zweierlei  Be- 
Qchlttsse  des  Untersuchungs  -  Ausschusses  Yerwahrung  em.  Erstens  nfimlich 
behauptete  sie,  dass  Beamte  nur  nach  eiiialtenem  Urlaube  einer  Vorforde- 
mng  zu  folgen  berechtigt  seien;  ein  Satz,  welbhen  der  Ausschuss  gmnd- 
sätdicH  nicht,  einräumte,  der.  aber,  wie  bemerkt,  zu  einer  praktischep 
Anwendung  nicht  kain,  da  allen  yorgefordertcn  Beamten  Urlaub  ertheüt 
wurde.  Sodann  legte  die  Regierung  der,  anfänglich  beschlossenen,  Abord- 
nung von  Unterconmiissionen.  ai)  Ort  und  Stelle  entschiedenen  Widerspruch 
in  den  Weg,  weil  verfassungsgemäss  die  Kammern,  und  somit  auch  ihre 
Aasschüsse,  nur  am  Sitz^  der  Regierung  bestehen  und  somit  auch  nur  hier 
aintfiche  Handlungen  vornehmen  können;  ein  Grund,  welchen  die  Mehrzahl 
der  Commission  selbst  als  gültig  anerkannte.  —  Bei  der  sehr  belebten  und 
zur  Partheisache  ausartenden  *Berathung  über  den  Commissionsbericht  wuT- 
tlen  zwar  Kfogen  über  einzeln^  Handlungen  und  Untersuchungsfragen  der 
Comini^sion  vorgebracht,  die  Zweckmässigkeit  häufiger  Wiederholungen 
solcher  tFntersuchungen  bezweifelt;  endlich  vom  Ministerium  die  Verpflich- 
tung von  nntiergeordneten  Beamten,  über  Amtshandlungen  Rechenschaft  gegen 
eine  ständische  Commission  zu  geben,  beanstandet:  allein  das  Recht  zur 
Bestellung  einer  parlamentarisdien  Untersuchung  über  Wahlen,  ward  von 
Niemand  bestritten,  und  auch  von  Niemand  die  vorgängige  Erlassung  eines 
Gesetzes  als  nothwendige  Bedingung  einer  rechtlichen  und  geordneten  Wirk- 
samkeit betrachtet.  Grundsatz  und  \organg  standen  somit  im  parlamenta- 
rischen Frankreichi  unangreifbar  fest. 

-  Nach  Beibringung  dieser  Beispiele  mag  denn  zu  den  Fragen  übergangen 
werden:  ob  ein  solches  Verfahren  auch  in  einem  deutschen  constitutionellen 
Staate  rechtlich  erlaubt  ist,  und,  wenn  dem  so  ist,  wie  es  Eingerichtet  wer- 
den müsste  ? 

Die  Bejahung  deV  ersten  Frage  scheiüt  nicht  nur  in  allen  denjenigen 
Staaten,  in  welchen  die  Verfassungsgesetze  den  Kammern  die  Entscheidung 
über  streitige  Wahlen  ausdrücklich  zutheilen,  sondern  selbst  in  solchen,  in 
welch^a^ohne  Bestinnnung  einer  anderweitigen  Einrichtung,  Stillschweigen 
beobachtet  ist,  gar  keinem  ernsten  Zweifel  zu  unterliegen. 

Was  nämlich  die  erstere,  weit  grössere,  Anzahl  betrifft,  so  sind  die 
Kammern  der  Abgeordneten  gesetzlich  souveräne  Richterinnen  über  die 
Wahlen.  Ein  Richterspruch  setzt  aber  eine  stofflich  möglichst  vollständige, 
unpartheiische  und,  erforderlichen  Falles,  nach  dem  Verlangen  des  Richters 
ergänzte  Richtigstellung  der  Thatsachen  voraus.     .Allerdings  ist  es  keine 
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nnbedingte  Notbwendigkeit ,  dass  diese  Untersachang  von  dem  Richter  selbst 
oder  Ton  einem  durch  ihn  unmittelbar  dazu  Bestellten  geführt  werde;  es 
mag  im  Nothfalle  auch  durch  Requisition  einer  von  ihm  unabhängigen  Be- 
hörde geschehen.  Allein  handgreiflich  ist^'  dass  hierzu  Niemand  bestellt  sein 
kann,  dessen  Thätigkeit  mit  mehr  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  den  ganzen 
Zweck  der -Untersuchung  und  des  darauf  zu  bauenden  Spruches  zu  vereiteln 
geeignet  ist;  am  sdlerweidgsten  durch  ein  Organ,  welches  mit  dem  mög- 
licherweise Schuldigen  in  Verbindung  steht,  vouvihm  abhängig  ist,  und  gar 
Ton  ihm  selbst'  bezeichnet  wird '  und  Anleitung  erhalten  kann.  Eine  solche 
Vorbereitung  wäre  ein  Hohn  auf  die  Gerechtigkeit ,  eine  rechtliche  Unmög- 
lichkeit. Nun  ist  aber  oben  nachgewiesen,  dass  bei  Untersuchungen  über 
angefochtene  Wahlen  durch  Regierungsbeamte  gerade '  diese  Nachtheile  entr 
schieden  zu  ftbrchtei  sind.  Es  wäre  also  in  einem  scHchen  Falte  der  Sprudh 
der  Kammer  leicht  eine  reine  Willkühr,  indem  sie  sich  an  das  ihr  verdäch- 
tige Ergebniss  der  Untersuchung  nicht  bände,  oder  eine  unwtlrdige,  ihr  von 
einem  Dritten,  möglicherweise  vom  Schuldigen  selbst,  vorgeschriebene  Lega- 
hsiroiig  des  Unrechtes.  Desshalb  enthält  denn  auch  in  der  That  weder  eine- 
der  Ver&88ungs  -  Urkunden  noch  ein  besonderes  Gesetz  eine  dahin  gehende.. 
ansdrOckliche  Bestünmung,  und  ist  die  bisherige,  allerdings  nicht  zu  läug^ 
nende,  Uebung  lediglich  eine  Verkehrtheit  und  selbst  Rechtswidrigkeit, 
welche  verlassen  werden  muss,  «o  bald  sie  erkannt  ist  —  Ein  in  VerfiEis-. 
snngsbestimmungen  oder  Gesets^en  gegründetes  direktes  Hindemiss  steht 
soHiit  in  den  zunächst  in  Frage  stehenden  Staaten  einer  Untersuchung  durch 
stftndische  Organe  nicht  entgegen.  Aber  es  lässt  sich  auch  kein  zureichender 
Verhinderongsgrund  aus  nur  unmittelbar  und  zufällig  einwirkenden  Besiim- 
mungen  ableiten.  Die  einzigen  Vorschriften  solcher  Art  wären  etwa  die 
Dicht  selten  (und  auch  ganz  zweckmässig)  bestehenden  Verbote  der  Annahme 
von  Deputationen  u.  dgl.  durch  die  Ständeversammlungen,  und.  die,  in  einigeo 
Grundgesetzen  gegebene,  Vorschrift,  nach  wekher  die  Kammern  nur  mit 
den  Ministerien  oder  mit  dem  Gesammtministerium  in  amtlichen  Verkehr  zu 
treten  haben.  Ein  Augenblick  unbefangenen  Nachdenkens  lässt  jedoch  er- 
kennen, dass  diese  Bestimmungen  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  Anwen- 
dung erleiden.  In  ersterer  Beziehung  handelt  es  sich  weder  von  «Annahme» 
noch  von  «Deputationen»,  sondern  von  der  Vorforderung  von  Zeugoi,  oder 
von  der  Einforderung  von  Urkunden;  und  der  ganze  Zweck  des  Verbotes, 
nämlich  die  Bewahrung  der  Volksvertretung  vor  dem  Eindringen  lärmender 
und  drohender  Haufen  und  vor  unanständigen,  mindestens  zeitraubenden  Auf- 
tritten ,  ist  ein  völlig  verschiedener.  Der  Gesetzgeber  hat  bei  dieser ,  durch  ' 
die  Erfahrungen  der  französischen  Versammlung  als  sehr  gerechtfertigt  er^ 
scheinenden,  Vorsorge  nicht  entfernt  ap  amtlichen  Verkehr  der  Stände  oder 
ihrer  Ausschüsse  gedacht,  und  es  wäre  eine  muthwillige  Verkennung  seines 
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Willens,  diesem  eine  Beziehung  hierauf  zu  geben.  Was  aber  das  Gebot 
betrifft,  nur  mit  den  obersten  Staatsbehörden  zu  verkehren,  so  bezieht  sich 
auch  dieses  auf  ein  ganz  anderes  Verliältniss.  ^  Die  Regierung  ist  gegenüber 
von  der  Volksvettretting  aussehliesslich  äurch  ^  das  Ministeriuin  vertreten, 
und  nur  was  dieses  miltheilt,  bat  eine  rechtliche  Bedeutung  fdr  bei^e  Theile. 
Auch  steht  dem  Staatsob^rhaupte  allein  die  Initiative  in  BezieÜnng  auf  a^e 
von  Seiten  der  Regierung  an  d?r?  Stände  zu  bringenden  .Eröffnungen  zu,  ein 
Recht ,  welches  es  d^n  ebenfalls  nur  »durch  die  verantwortlichen  lünister 
ausübt.  Untergeordnete  Beamte  können  durch  eine  von  ihnen  ausgehende 
Erklärung  die  Regierung  nicht  binden,  und  die  Stände  erhalten  durch  eine 
solche  keine  Handhabe  zu  einem  wirksameren  Handeln.  Ein  amtliche  Ver- 
kehr mit  solchen  über  Staatsangelegenheiten  ist  also  mindestens  überflüssig. 
Da  Jiim  überdiess  die  Diensthierarchie  und  die  Disciplin  durch  einen  Verkehr 
Untergeordneter  mit  der  Ständeversammlung  schwer  bedroht  wären;  auch 
dodi  möglicherweise  eine  Ständeversammlung  ihre  blos  controlirende  und 
berathende  Stellung  vergessen  u^d  versuchen  könnte,  durj^h  Eröffnung  von 
Beschlüssen  von  Staatsstellen  unmittelbar  in.  die  Verwaltung  einzugreifen:  so 
erklärt  sich  die  fragliche  Verfassungsbestimmung  sehr  leicht.  Sie.  hat  aber 
auch  nur  dßu  Zweck,  die  Einheit  und  die  Auctorität  der  Regierung  za  er- 
halten, keineswegs  aber  den,  die  ständischen  Körperschaften  zu  verhindern, 
eine  ihnen  ausdrücklich  übertragene  Handlung  rechtsgültig  vorzunehmen.  Nun 
wird  bei  einer  Untersuchung  über  eine  streitige  Wahl  kette  Erklärung  ver- 
langt, welche  die  Regierung  bände,  nicht  in  die  Verwaltung  durch  verfos- 
sqngswidrige  Befehle  eingegriffen,  sondern  lediglich  Anskunft  über  persönliche 
EeüHtnissevoU'. Umständen  gefordert,  deren  Beurtheilung  in  das  Gebiet  der 
ständischen  Zuständigkeit  gehört.  Höchstens  mag  also  aus  dem  Verbote 
eines  Verkehres  mit  untergeordneten  Beamten  abgeleitet,  werden,  dass  wenn 
.eine  UntQ^uchung  die  Vernehmung  eines  solchen  nöthig  macht,  die  Requi- 
sition des  ständischen  Ausschusses  durch  das  Miiusterium  zu  gehen  hat,  eine 
mündliche  Vernehmung  aber  (nach  dem  oben  angeführten  französischen  Vor- 
gange) nur  in  Gegenwart  des  betreffenden  Minis^rs  und  unter  Zustimmung^ 
desselben  zu  den  Antworten. vorgenommen  werden  muss.  In  der  unendlichen 
Mehrzahl'  der  zur  Aufklärung  eiQer  Wahlbeschwerde  erforderlichen  Nach- 

* 

forschujigen  wird  es  sich  aber  gar  nicht  von  einem  Verkehre  mit  Behörden, 
sondern  um  die  Auslagen  von  Privatpersonen  handeln,  die  ganze  Bestimnmng 
über  ständischen  Verkehr  mit  Beamten  also  dabei  nicht  entfernt  in  Frage 
stehen.  —  Von  Seiten  der  Gesetze  ist  somit  in  denjenigen  Staaten,  welche 

* 

die  Kammern  ausdrücklich  mit  der  Entscheidung  über  alle  Wahlfragen  i>e- 
auftragen,  das  Feld  nach  allen  Seiten  hin  frei. 

Und  nicht  anders  verhält  es  sich  auch  in  jenen  Staaten ,  deren  Verfas- 
sungen keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  über  die  Entscheidung  streitiger 
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Wahlen  enthalten.  Dass  ancb  bi^r  nnr  die  betreffebde  Kammer  zo  artheilen, 
hat,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  und  ist  auch  wohl  noch  nirgends 
einem  Zweifel  unterzogen  werden.  Die  Stellung. der  Volksvertretung  zu  der 
Regierung  veilangt  diese  Einrichtung  gebieterisch.  Leicht  könnte  sonst  der 
Aasdr9ck  des  Volkl^Yrillens.verftlscht,  ein  der  Regierung  unbequemer  Abge- 
ordneter unter  einem  scheinbaren  Yorwande  ausgeschlossen,  die  schreiendste 
Verletzung  des  Wahlrechtes  gutgeheisseh  oder  wenigstens  vertuscht  wer- 
den ;  und  es  wäre  Oberhaupt  die  Ui^abhängigketit  der  Volksvertretung  von 
der  R«gi^rung  schwer  beeinträchtigt,  wenn  sie  die  Entscheidung  über,  ihre 
Zusammensetzung  von  dieser  zu  erwicrten  hätte.  Der  Mangel  einer  eigenen 
Bestimmung  kann  also  lediglich  der  Ansicht  zugeschrieben  werden,  dass  es  , 
einer  solchen  nicht  bedflrfe,  weil  sie  sich  .von  selbsV  verstehe,  und  weil  sie 
fiberdiess  fast  ansnahipdos  Rechtes  sei  in  constitutionellen  Staaten.  Ist  dep 
sber  also,  so  folgt  auch  alles  Weitere  von  selbst,  und  es  gelten  kuraer 
Hand  die  eben  äusgeftlhilen  Sätze  auch  hier. 

Somit  kann  denn  zur  Beantwortung  der  Frage  tibergegangen  werden: 
wie  das  der  L^gitimationscommission  der  Kammer  oder  eiper  ihr^  Ahthei- 
lungen  zustehende  Üntersuchungsrecht  ausgeübt  und  yne  es  namentlich  in 
Gang  zu  setzen  ist,  wenn  bisher  der  richtige  Weg  nidht  eingehalten  w^6, 
oder  es  an  Veranlassung  dazu«  noch  ge^hlt  hat?  —  Die  einfache  Antwort 
hierauf  lautet:  dadurch,  dass  bei  der  ersten  angefochtenen  WahT  der  Le- 
gitimatiomsoommission  der  Auftrag  zum  selbstständigen  und  eigenen  Ver&hrön 
gegeben  veird,  und  zwar  ohne  weitere  Anfrage  bei  der  Staatsregierung. .  Die 
Commission  fordert  alsdann  die  von  ihr  fQr  nöthig  erachteten  Zengeh  vor; 
hört,  wenn  sie  es  Ar  gut  findet,  die  Partheien  und  ihre  Vertreter ;  verlapgt 
die  von  ihr  gewünschten  Actenstücke  von  dem  Ministerium  des  Innern ;  und 
schliesslich  erstattet  si^  ihren  Bericht  auf  die  Grundlage  des  Vbn  ihr  Er- 
hobenen. So .  ist  in.  Frankreich  verfahren  worden ,  ohne  dass  man ,  trotz 
grosser  Neigung  dazu,  es  gewagt  hätte,  den  Grundsatz  und  die  Rechtmässig- 
keit des  Verfahrens  zu  bestreiten.  Sollte  aber  je  Widerspruch  von  Seiten 
der  Regierung  erfolgen ,  so  würde ,  diess  niuss  von  der  Selbstachtung  jeder 
Kammer  gehofft  werden,  sie  ihr  Recht  und  die  Pflicht  ihrer  Commission  zu 
wahren  und  durchzufechten  wissen.  Zweckmässigkeit  und  Sinn  des  Gesetzes 
sind  so  klair  auf  dieser  Seite,  dass  der  endliche  Sieg  nicht  entgehen  kann. 
Auch  das  englische.  Unterhaus  hat  die  eigene  Entscheidung  über  die  Sitz- 
berechtigung seiner  Mitglieder  erkämpfen  müssen,  aber  durch  Beharrlichkeit 
der  natürlichen  Rechte  und  der  nützlichen  Einrichtung  die  Oberhand  errungen. 

Kaum  ist  es  bei  diesem  Stande  der  S^che  nöthig,  untergeordnete  Ein- 
wendungen ausdrücklich  zu  widerlegen,  welche  gegen  vorstehenden  Vorschlag 
etwa  zusammengesucht  werdeü  könnten ;  doch  mag  Solches  zur  Wegräumung 
auch  jedes  Scheins  von   begründetem  Widerspruche   mit   wenigen  Worten 
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geschehen.  —  Einmal  ist  es  möglich  einzuwenden,  dass  die  standische  Le- 
gitimationscommission ohne  besonderes  Gesetz  nicht  das  Recht  habe,  den 
von  ihr  Yorgeforderten ,  einen  Zengeneid  abzunehmen.  Die  Thatsac^e  ist 
richtig.  Allein  theils  wird  ^s,  wenn  erst  der  Grundsatz  festgestellt  ist  und 
geübt  wird ,  nicht  lange  an  einem  solchea  Gesetze  fehlen ;  die  .Regienuig 
selbst  muss  ein  solches  wunschen,  damit  die  Wahrheit  um  so  sicherer  zu 
Tage  komme,  welche  ja  auch  ihr  gttnstig  sein  kann.  Theils  kann  iban  sich 
indessen  zur  N%th  auch  ohne  Beeidigung  behelfen.  Die  Kammer  urtheilt 
nach  moralischer  Ueberzeugung  und  wird  die  ihr  von  ihrer  LegitjmationsT 
commission  mitgetheilten  Angaben  schon  zu  wfkrdigen  wis3en.  Auch  in 
Frankreich  &nd  bei  Enqueten  eine  Beeidigung  nicht  statt,  ohne  dass  sich 
eia'  merklicher  Nachtheil  ergab.  Sollte  sich  aber  je  vor  gesetzlicher  Berech- 
tigung  der  Ausschüsse  die"' Noth wendigkeit  einer  Eidesaufl^e  zeigen,  so 
würde  auf  eine  bei  dem  Justizministerijam  gestellte  Forderung  weder  diese 
Behörde  ihre  Beihilfe  versagen,  noch  das  betreffende  Gericht  den  Dienst 
vert^eigem  kennen.  Ein  Anderes  ist  die  Weigerung,  auf  Bitte  eines  frei- 
willigen Sclpedsgerichts  oder  einer  anderen  willkührlich .  gebildeten  Privat- 
anstatt  zu  beeidigen,  ein  Anderes,  wenn  die  St&nde  des  Laudes  zu  öffent- 
Ucjiepi  '^v^^ke  den  Eid  verlangen.  ^—  Eine  zweite  denkbare  'Einwendung 
ist,  dass  die  vorgeforderten  Zeugen  nicht  erscheinen  könnten,  die  Ck)mmis8ion 
aber,  und  selbst  die  volle  Kammer,  kein  Zwangsrecht  geg^n  sie  habe.  Den 
Stftnden .  steht  allerdings  an  sich  und  ohne  besondere  gesetzliche  Ueber-  - 
tragung  ein  Vorfqrderungsrecht  nicht  zu;  allein  die  Gefahr,  dass  ein  von 
ihnen  zu  <Zeugni3sablegung  aufgeforderter  Bürger  nicht  erscheinen  werde, 
ist  dennoch,  eine  sehr  kleine.  Die  gegen  die  Wahl  als  Kläger  Auftretenden 
erscheinet  natürlich  unter  allen  Umständen;'  die  Gegner  aber  sind  in  ihrem 
eigenen  Interesse  genöthigt,  dem  Beispiele  zu  folgen.  Das  Letztere  gilt  auch 
.von  Denjeiiigen,  deren  Erscheinung  etwa  von  einem  Ministerium  abhängt 
Und  wenn  je  der  Eine  oder  der  Andere  sich  anfänglich  weigern  sollte,  so 
würde,  er  sicherlieh  der  Gewalt  der  Oeffentlichkeit  nachgeben,  sobald  die 
Commission  das  Hindemiss  in  der  vollen  Versammlung  zur  Sprache  brächte. 
Bei  der  grossen  französischen  Untersuchung  in  den  Jahren  1842  und  43 
blieb  nicht  ein  einziger  Zeuge  aus ;  warum  aber  sollte  der  Deutsche  weniger 
Achtung  vor  dem  Verlangen  seiner  Vertreter,  weniger  Vaterlandsliebe,  weni-» 
ger  Scheu  vor  der  Oeffentlichkeit  haben?  —  Drittens  wird  vielleicht  gegen 
die  vorgeschlagene  Wirksamkeit  der  ständischen  Ausschüsse  vorgebracht 
werden,  dass  wenigstens  die  ai]is  der  voUen  Kammer  gewählten  Ausschüsse 
ausschliesslich  die  Mehrheit  vertreten  und  dann  das  Recht  zu  Partheizwecken 
fälschen  könnten.  Hierat(f  wäre  zunächst  zu  erwiedem ,  dass  es  nicht  die 
Absicht  ist,  den  Ausschüssen  die  Entscheidung  über  Wahlstreitigkeiten  zu 
überlassen,  sondern  diese  nach  wie  vor  der  ganzen  Versammlung  bliebe.    In 
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so  ferne  aber  allerdings  auch  schon,  bei  der  Untersuchung  Ungerechtigkeiten 
begangen  werden  können,  (und  gerade  zu  ihrer  Vermeidung  wird  ja  die 
ganze  Einrichtung  verlangt,)  wäre  duroh  eine  vereinfachte  Nachahmung  d^r 
neuesten  englischen  Einrichtung  jeder  Klage  und  selbst  j.edem  Verdachte 
abzuhelfen.  Ein  Zusatz  zu  der  Geschäftsordnung,  welchem  gemäss  ausnahms- 
weise die  Lcgitiipations-Commissionen  nicht  durch  Wahl,  sondern  durch  Loos 
bestimmt,  dieses  dann  aber  wieder  durch  Recusationen  der  Betheiligten 
verbessert  würde,  könnte  überall  ohne  Schwierigkeit  beschlossen  werden.  — 
Endlich  der  Greldpunkt.  Dass  denjenigen  Zeugen,  welcher  ^s  verlangte,  Ent-  ' 
Schädigung  werden  müsste,  versteht  sich;  auch  mag  sein,  dass  je  nachdem  '• 
die  angefochtene  Wahl  in  einer  Qegend  des  Lances  vorzunehmen  wäre,  diese 
ßebtihren  eine  bedeutendere  Summe  ausmachten,  als  die  Absendnng  eines 
Regienmgsbeamten  erforderte.  Allein  eine*  Gklderspamiss  kann  kein  Grund 
sein  zur  Unterlassung  eiu^r  zur  Erhaltung  der  Reinheit  der  Volksvertretung 
notfawendigen  Einrichtung.  Und  auch  an  der  zur  Leistung  verpflichteten 
und  bereiten  Kasse  fehlt  es  nicht;  bis  zur  Feststellung  einer  anderweitigen 
Einrichtung  hätte  die  ständische  Kasse,  (ohne  welche  keine  Kammer  ist'  und 
sein  kann,)  die  Ausgabe  .zu  tragen.  Würde  aber  die  Erfahrung  zeigen,  dass 
diess  mi;sbraucht  würde  zur  AhsteUung*  unbegründeter  Beschwerden;  oder 
sollte  eine,,  an  sich  sicher  gerechtfertigte,  Abneigung  dagegen  bestehen,  >d^ 
gemeinen  Wesen  einen  Aufwand  zuzumij^then,  welcher  jeden  Falles  durch 
Schuld  der  unterliegenden  Parthei  veranlasst  worden:  so  köimte  leicht  mit 
der  Zeit  zu  dem  englischen  Systeme  der  Hinterlegung  einer  entsprechenden 
Sunme  von  Seiten  der  Beschwerdeführer  gegriffen  werden. 


Waltet  nicht  Selbsttäuschung  ob,  so  ist  in  dem  Vorstehenden  einer  Seits 
die  Zweckmässigkeit^  ja  Nothwendigkeit,  auf  der  ai^dem  Seite  aber  die  that- 
sftcfaliche  und  rechtliche  Möglichkeit  der.Uebertragnng  aller  Untersuchungen 
über  beanstandete  Wahlen  an  Ausschüsse  der  betreffenden  Kammern  gezeigt 
Es  ist  daher  auch  zu  hoffen,  dass  bei  längerer  und  kräftigerer  Entwicklung 
des  repräsentativen  Systemes  dem  Gegenstmade  auch  in  Deutschland  die  ge- 
bührende Aufmerksaml(eit  geschenkt ,  dadurch  aber  ein  wesentlicher  Fehler 
bisheriger  Uebung  verbessert  werden  wird.  Es  bedarf  dabei  lec^glich  nur 
eines  Entschlusses,  um  das  zunächst  Wttnschenswerth6  zu  erreichen;  das 
Weitere  wird  sich,  dann  schon  finden. 


•  •  - 

•     7 
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Es  erweckt  mit  Becht  ein  missbilligendes  Staunen,  weim  man,  und  nicht 
eben. ganz  selten,  findet,  dass  "Fragen  des  Staats-  und  Rechtslebens  von 
täglicher  Yorkomnmiss  theoretisch  keines:weg8  fest  entschieden  sind ,  und  mit 
einemmale  ein  Satz ,  welcher  bisher  unbestritten  aufgesteUt  und  gehandhabt 
wurde  j  in  Frage-  gestellt  wird,  oder  dass  die -Gesetzgebung  Einrichtungen 
und  Rechte  wieder  wegräumt,  welche  als  unzweifelhafte  und  für  immer  ge- 
wonnene Errungenschaften  betrachtet  werden  konnten.  Eine  solche  Unsicher- 
heit wirft  in^r  That  theils  auf  das  Nachdenken,  auf  die  Logik  oder  auf 
die  Ehrlichkeit  derJMänner  vom  Fache  ein  nicht  eben  schmeichelhaftes  Licht; 
theils  muss  sie  nothwendig  ein  unbehagliclies  GefQhl  erwecken,  weil  nicht 
zu  beurtheilen  ist,  wie  weit  ein  neuer  Zweifel  um  sich  greifen  imd  welche 
Folgen  er  haben  kann,  oder  wo  die  Aenderungen  der  Gesetze  stehen  bleiben 
Werden.  .  Es  darf  daher  sicher  auch  nicht  vertheidigt  werden ,  weim  ein 
Angriff  auf  einen  bisher  ah  gültig  anerkannten  Rechtssatz  aus  rechthaberi- 
scher EiteUieit,  in  gedankenloser  Nichtbeachtung  der  Folgen  oder  aus  klein- 
licher Sophistik  erfolgt,  und  es  begeht  Der  Yielmehr  eine  wahre  Versündigung, 
welcher  unnöthiger  tind  imbegründeter  Weise  an  bisher  angenommenen  und 
als  materiell  vortheilhaft  erprobten  Lehren  rüttelt  und.  deutelt,  oder  im 
Kitzel  geistreicher  Eig^ÜiOinilichkeit  bestehende 'Gesetze  ändert.  Namentheh 
ist  es  als  das'Zei(;hen  eines  ächten  Staatsmannes,  d.  h.  eines  Mannes  von 
hoher  Gesinnung  und  von  weitem  Blicke,  zu  erachten,  wenn  er  nicht  über 
nächstliegenden  kleineren  Schwierigkeiten  das  grosse  Ganze  aus  dem  Auge 
verliert,  und  nicht  fftr  die  Krone  oder  fär  das  Volk  ein  wichtiges  Recht  in 
Frage  stellt,  um  sieb  persönlich  eine  unangenehme  Viertelstunde  zu  ersparen. 


1)  Die  Orandlage  dieser  Abhandlung  ist  ein  Aufsatz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  fUr  die 
Staatswiss.,  Bd.  IV,  8.  187  fg. 
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Doch  mnss  msai  auch  nicht  zu  weit  ^o^ehen  in  dem  Tadel.  —  Es  kann 
sich  wohl  h^ehen,  dass  eine  hisher  anerhörte  Folgerung  thatsächlich  aus 
einer  Lehre  auftaucht,  so  dass  erst  itzt  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  wird 
auf  einen  Fehler  in  der  Begriffsbestimmung,  oder  dass  sich  wenigstens  die 
praktische  Nothwendigkeit  einer  Aiisnalune  und  Beschränkung  ergiebt.  Oder 
aber  mag  eine  neue  Gestaltung  der  aussei  UmstSnde ,  eine  froher  unbe- 
kannte gewaltsame  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  einer  bisher  unbe- 
deutenden und  unbeachteten  Lehre  eine  Wichtigkeit  geben,  an  welche  Niemand 
früher  dachte,  ui\d  welche,  eine  nähere  Untersuc)iang  der  Grundlage  um  so 
l^-mehr  fordert,  als  die  Folgen  im  Leben  bedenklich  sind.  Auch  ist  eä  mög- 
lich, dass  eine  Veränderung  in  einem  entfernten  .Theile  der  QesetKebung  ' 
unversehens  sich  als '  einwirkend  auf  andere  Seiten  des  Rechts-  und  des 
Staatslebens  ausweist  und  eine  Umgestaltung  bisher  unbesträteAer  Sätze  mit 
juristischer  Nothwendigkeit  erfordert  In  allen  solchen  Fällen  ist  es  denn 
ein  leicht  zu  ertragender  Vorwurf,  dass  man  nicht  früher  schon  so'  viel 
Scharfisinn  gehabt  habe,  diese  Lücken,  Widersprüche,  ünzaträglichkeiten ^ 
entdecken.  Theils  ist  nun  einmal  kein  menschlicher  Schar£si^n  so  gross, 
als  der  des  Zufalles,  und  ist  das  Leben  auf  di^  Dauer  immer  reicher  als 
das  Gehirn  des  Einzelnen.  Theils  ist  in  der  Wissenschaft  häufig  so  viel  zu 
untersuchen  und  aufruräumen,  dass- es  in  der  That  Entschuldigung  yerdient, 
wenn  anscheinend  Unbedeutendes  und  Ferneliegendes  vor  der  Hand  liegen 
bUeb.  Gerada  Je  tüchtiger  ein  Mann  ist,  desto  weniger  l^er  daran  den- 
ken,  seine  Zeit  und  seine  Kraft  zu  verwenden  auf  das.  Was  teiner  Htüfe  zu 

* 

bedürfen  oder  von  ganz  untei^eordneter  Bedeutui^  zu  sein  scheint.  *—  Was 
aber  eine  ganz  neue  Bahnen  einschlagende  Gesetzgebung  betrifft,  so  ist  es 
ja  kein  unerhörter  Fall ,  däss  sich  ein  mit  Eifer  angestrebtes  und  allgemeih 
als  nützlich  and  nothwendig  anerkanntes  Recht  bei  längerer  Erfahrung  und 
schärferer  Untersuchung  als-  schädlich  ausweist.  Auch  eine  weit  verbreitete 
Meinung  kann  irrig  sein ,  und  eine  in  vielen  Staaten  -verwilligte  Einräunviug 
ist  noch  kein  Beweis  einer  inneren  oder  äusseren  Nothwendigkeit.  Ein 
plötzlich  eingeschlagener  verschiedener  Weg  mag-  daher  unangeoehin  auffallen 
and  mit  lauter  MissbOligung  betrachtet  werden;  .^eip  zu  untersuchen  ist 
immerhin ,  ob  die  Neuerung  niqht  gerechtfertigt  und  selbst  verdi^stlich  ist. 
Diese  Betrachtungen  sind  zunächst  verajilasst  durch  die  Thatsache,  dass 
das  staatsbürgerliche  Petitionsrecht  nach  Jahrzehnten  constitu- 
tioneller  Uebung,  und  nachdem  es  als  sieb  von  selbst  v^stehend  betrachtet, 
auch  wohl  mit  kurzen  Worten  ausdrücklich  anerkannt  war,  in  mehr  als 
Einem  Staate  Geg.enstand  von  Er^^emngcii  und  selbst  von  Bestimmungen 
wurden  welche  Vielen  ganz  unerwartet  kamen  'und  kaum  möglich  däuchten. 
So  namentlich  Bestimmungen  des  prcussyschen  Verfitssungspatents  vom  3 
Februar  1847 ;  Vorschriften  der  Verfassung  tür  das  französische  Kaiserreich 
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von  1852;  endlich  gewisse  Verhandlungen  in  der  wü'rttenibergischen  Abge- 
ordnetenkammer. Diese  Erscheinungen  haben  zwar  entweder  fftr  das  Leben 
f^nur  eine  vorübergehende  Bedeutuug  gehabt,  öder  es  steht  Wenigstens  sehr 
dahin,  wie  lange  sie  sich  als  Gesetz  erhalten  werden;  allein  ftir  die  Wissen- 
schait  sind  sie  immorhia  eine  genügende  AulTorderung  zu  genauer  Pröfigog 
der  Frage  und  zu  einer  mögliebst  unangreifbaren  Feststellung  der  Lehre.  — 
Um  jedoch  fflr  den  einen  Gegenstand  nicht  allzugrossen  Raum  in  Anapmch 
zu  nehmen,  sbll  ntir  das  Petitionsrecht  der  Einzelnen  and  der 
Körp*erschaften  betl*achtet  werden,  und  auch  dieses  nur.  in  so  ferne 
Bitten  an  Stände  gerichtet  sind.  .  Es  bleiben  somit  die  Petitionen  an  die^ 
Regiemng,  sowie  das  Petitionsrecht  der  Stände  selbst  ausgeschlossen. 

pie  vorgesetzte  Aufgabe  aber  wird  wohl  am  sichersten  zu  einem  Ab- 
schl^ßse  geführt,  wenn  nach  vorgängiger  Feststellung  des  Begriffes  des 
Petitionsrechtes  zuerst  die  positiven  Bestimmungen  der  hauptsächlichsten 
conslitutioneljien  Staaten,  namentlich  Deutschlands,  angegeben,  hierauf  die 
Meinungen  der  Staatsrechtslehirer  über  die  Fi^ge  in  Erinnerung  gebracht, 
auf  diese  (rründlagen  hin  aber  endlich  die  eben  angeführten  Fälle  abweichen- 
der  Auffassung  kritisch  gewürdigt  werden.       ^ 

1.   Der  Begriff  des  Petitionsrechtes. 

Sehr  häufig  wird  «Petitions-  und  Beschwerde-Recht»  als  gleichbedeutend 
oder  doch  weffjptlich  eusammengehörend  dargestellt.  Dies  ist  ein  entschie-. 
dener  Und  ein  bedeutender  Irrthum,  durch  welchen  ganz  schiefe  Ansichten 
und  positiv  unrichtige  Behauptungen  erzeug^  werden.  Beide  Arten  von 
Forderun§[eu  sind  von  rechtlich  ganz  verschiedener  Art;  eine  Kebendn- 
anderstellung  derselben  wird  daher  die  Eigenthümlichkeit  einer  jeden,  and 
namentlich  also  auch  der  Petitionen,  zur  Anschauung  bringen. 

.Unter  einer  Beschwerde  versteht  man  eine  an  eine  Behörde  ge- 
richtete ^lalge  über  ein  von  einer  andern  Behörde  angeblich  erlittenes, 
maAeri/Blles  oder  formelles,'  Unrecht.  Diese  Klage  hat  natürlich  zunächst 
die  Wiederherstellung  des  gekränkten  Rechtes  zum  Gegenstande ;  möglicher- 
weise auch  die  Bestrafung  des  Schnldig^.  Hieraus  folgt  denn  aber  mehr 
als  Ein  wichtiger  Satz. 

.Vorerst  leuchtet  ein,  dass  nur  da,  wo  ehie  Rechtsverletzung  be- 
hauptet wird,  überhaupt  von  einer  Beschwerde  die  Rede  sein  kann. 
Eine  Forderung  ist  nur  da  am  Platze,  wo  ein  bestimmtes  Recht  zu  ver- 
langen besteht;  in  allen  anderen  Fällen  ist  blos  em  Wunsch  oder  eine 
Bitte  an  der  Stelle.  Wenn  also  ein  Bürger  darüber  unzufrieden  ist,  dass 
sein  Yortfaeil  nicht  «{jehörig  vom  Staate  gefördert  werde,  dass  eine  Lücke, 
ein  Missgriff,  eine  Folgewidrigktit  in  der  Gesetzgebung  vorliege,  oder  dass 
die  allgemeinen  Zustände  eine  gewisse  Richtung  nehmen ;  so  kann  er  keine 
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Beschwerde  i..  e.  S.  anstellen,  sondern  nur  etwa  bittend  und  vorstellend 

sich  an  eine  pas&ende  Behörde  wenden^). 

Sodann  ergiebt  sich,  zweitens,  ciass  eine  Beschwerde  eigentlich  nur  bei 

einep  der  angeblich  rechtsverletzenden  vorgesetzten  Behörde  eingelegt 

werden  kann..    Eine  an'  den  unrecht  Handelnden  selbst  gerichtete  Forderung 

würde  in  der  Regel  nur  zu:  einem  nutrfosen- Zeitverluste  führen,  und  es 

kann  daher  ihre  ^^stellung  weder  .dem  sich  verletzt  Fühlenden,  noch  ihre 

Erörterung  der  Behörde  zugemuthet  werden..  Nur  in  Fällen  etwa,  wo  eine 

mangelhalte  Eenntniss  der  Thatsachen  oder  eine  unverschuldete  Uebereilung 

angenommen  werden  muss,   ist  eine  Beschwerde  als  nichtdevolutives  Mittel 

denkbar.    Und  eben  so  wenig  kann  eine  Beschwerde  bei  einem  Organe  des 

Staatswillens  angebracht  werden,  welche  in  der  Frage  gar  nicht  zuständig, 

zur  yerlangten.  Re'chtsherstellung  nicht  fähig  ist.     Diess   wäre  nicht  nur 

nutzlos,  sondern  geradezu  widersinnig.    Desshalb  ist  es  denn  auch  nicht 

richtig,  von  einer  bei  einer  Ständeversammlung  angebrachten  Beschwerde 

über  eine  Regierungshandlung  zu  reden,  da  die  Stände  kein  Recht  haben, 

in  die  Rechtspflege .  oder  in  die  Verwaltiyig  abändernd  einzugreifen.    Eine 

Eingabe  an  die  Stände',  welche  über  angebliche  Verletzungen  von  Seiten 

einer  Behörde  klagt ,  ist  im  rechtlichen  Sinne  entweder  eine  Denunqiation, 

damit  die  Ständeversammlung  ihrer  Seits,  wenn  sie  es  für  gut  findet,  eine 


1)  Die  GriSa^e  swiscben.Besdiweräe  und  Bitte  ist  Aur  etwa  da  'schwei^^  bestimmen,  wo 
der  mit  einer  Vestimmtei^  Saohla^  UnxafKedene  die  allgemeinen  Staatszwecke  geltend  macht, 
am  die  Regienrng  einer  VemachlÜMigmigr  derselben  zu  seinen  Ungunsten  tu  beschuldigen.  So 
z.  B.  wenn  die  Be.wohner  eines  bestimmten  Landestheiles  über  eine  schlechtere  Beschaffenheit 
der  Commnnicationswöge  in  ihrer  Gegend,  über  die  Verweigerung  der  nothwendigen  Schalen, 
über  mABgeUuiften  Sehnte  ihres  Eigenthumes  gegen  Gauner  u.  s.  w.  Idagen,  während  der  Staat 
flinen  diete  Hilfei)  als  Theil  seiner  Aufjsabe  rechtlich  schuldig  sei  und  sie  auch  die  allgemeinen 
Lasten  siir  EiflOliuig  der  Staatszwecke  tragen ,  wenn  somit  namentlich  eine  Ungleichheit  im 
yfrhUltfriMft  nit  anderen  tiandestheilen  oder  Ständen  und  eind  ungerechte  BcTorzugoAg  eines 
Theiles  dn  Uaterthanen  vor  andern,  behauptet  wird.  Hier  unterliegt  gar.  keinem  Zweifel,'  dass 
eine  rc^chtliche  Verbindlichlceit  des  Staates  zu  Rechtsschutz  und  zu  luteresseförderung  aus 
allgemelneii  jGlmndsfttsen  ni^chgre wiesen  werden  kann,  auc|i  ma^  «  wohl  gelingen,  die  gerade  in 
Frage  stehende  Angelegenheit  als  logisch  in  dieser  Staatsaufgabe  i)egriffen  darzulegen :  aUein 
der  Beweis,  dass  im  'einzelnen  Falle  durch  Unterlassung  wirklich  bereits  ein  Unrecht  begangen 
lei,  ist  schwer  kä  liefern.  Jene. Verbindlichkeiten  sind  nämlich  nur  zum  geringeren  Theil e  an- 
bedingfte,  »on^em  Uire  Erfüllung  iiüngt  vielmehr  von  dem  Vorhafadensein  der  Mittel  ab,  ist  eine 
Sache  der  Zeit,  tind  bei  einer  Unmöglichkeit  gleichmässiger  Leistung  aller  an  sich  nützlichen 
and  nolbwendigeo  Einrichtungen  gehen  die  dringenderen  und  die  allgemeiner  vorthelDiaften 
TOT.  jEiner  Klage  übertlechtsverletzung  lassen  sich  daher  leicht  mehr  oder  weniger  schlagende 
Abwelsoqgsgründe  entgegenstellen,. und  es  ist  wenige  Aussicht  auf  dem  Rechtswege  zum  Ziele 
XQ  kommen.  Desshalb  werden  deän  auch  Ständeversanimlnngen  sich  nicht  leicht  entschliesseo, 
eine  an  aie  gebrachte,  bereit^  also  in.  allen  Regierungs-In8tj^lzen  zarückgewiesene,  Beschwerde 
dieser  Art  vom  streng-iechtlichen  Standpunkte  aufzunehiAenj  sondern  mehr  geneigt  sein,  sie  als 
thataäehlich  begründete  Bitten  tu  behandelB.  Kur  also,  wenn  etwa  die  Forderung  auf  einen 
besonderen  Beclitsgrand,  z.iB.  auf  eiqe  bestimmte  gesetzliche  Anordnung  ein  bestimmtet 
Verspretcheii/  auf  eine  otioröse  JTrwerbung  u.  s.  w. ,  unmittelbar  gestützt  werden  iwmn ,  ist  die 
Benütmog  des  Beschwerderechts  pracfisch  rathfom ,  soUte  auch  Wissenschaftlich  ein  weiterer 
K(eia  fBr  dasselbe  gezogen  werden  köanen. 

T.  H  ö  h  1 ,  Staatsrecht.    Bd.  1 .  15 
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Klage  bei  dem  Staatsgerichtshofe,  oder  wie  sonst  die  über  Rechtswidrig-** 
keiten  der  Behörden  richtende  Stelle  heissen  mag,  anstelle;  oder  aber  sie 
ist  eine  einfache  Bitte  um  eine  Verwendung  der  Stände  an  die  Begierong^ 
dass  diese  die  Sache  noch  einmal  und  möglichst  gründlich  und*  gerecht  .wflr- 
digen  lasse.  An  welcherlei  Behörde  aber  eine  Beschwerde  i.  e.  ,S.  wirklich 
zu  richten  ist,  diess  hängt  natürlich  von  der  Art  des  angeblichen  Unrechtes 
und  von  der  mit  der  Sache  bisher  beschäftigten  Behörde  ab.  Es  kann  ein 
höheres  Grericht,  eine  höhere  AdministratiYJustizstelle ,  eine  einfache  höhere 
Verwaltungsbehörde,  anzugehen  sein.  Und  ebenso  richtet  sich  die  Zahl  der 
gestatteten  Beschwerdeinstanz^n  nach  der  Xii  des  in  Frage  stehenden 
BechteSj  dach  den  (leschäftsformen  der  betreffenden  Behördenhierarchie 
u.  s.  w.  ^IMcht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es  dabei,  dass  die  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  genau  eingehalten  werden  müssen,  und  dass  von  einer 
schliesslich  zugefügten  Rechtsverletzung,  somit  auch  von  einer  ständischen 
Behandlung  der  Sache ^  erst  dann  die  Rede  sein  kann,  wenn  alle  gestatteten 
Instanzen  vergeblich  durchlaufen  sind. 

Eine  dritte  Folge- ist,  dass  dem  Beschwerdeführer  ein  Bescheid  von 
der  um  .Recht  angerufenen  Behörde  gegeben  werden  muss.  Wenn  ein 
Unterthan  behauptet,  dass  in  seiner  Person  das  Rechtsgesetz  gebeugt  wor- 
den sei,  und  er  somit  Klage  gegen  ein  Organ  des  Staates  erhebt,  ist  man 
sowohl  ihm  als  der  von  ihm  beschuldigten  Stelle  einen  Urtheilsspmch 
schuldig.  Die  Form  der  Beschwerde  und  die  zu  ihrer  Erledigung  zustän- 
dige Behörde 4bachen  in  dieser  Pflicht  keinen  Unterschied,  da  in  jedem 
Falle  ihre  Versäumniss  Rechtsverweigerung  wäre.  Eine  untergeordnete 
Frage  ist  dabei,  ob  und  welche  Maassregeln  gegen,  missbräuchliche  Behelli- 
gung der  höheren  Behörden  ergriffen  werden  sollen  ?  Jeden  Falles  natürlich 
nur  gegen  offenbaren  Muthwillen  oder  Unverstand  bei  nutzloser  Wiedcr- 
hoking  bereits  in  letzter  Instanz  rechtsgültig  ^entschiedener-  Klagen. 

Ferner  ist  unzweifelhaft,  dass  nur  Derjenige  eine  Beschwerde  ansteDen 
darf,  welcher  entweder  in  eigenen  Rechten  beeinträchtigt  zu  sein  behauptet, 
oder  welchem  eine  aUgemeine  oder  besondere  Rechtswahrung  eines  Dritten 
gültig  übertragen  ist,  und  dass  man  also  unbeauftragt  sich  nit^ht  für  Dritte 
beschweren  kann.  Mag  es  aus  aUgemeineh  Gründen  noch  so  sehr  zu  be- 
klagen sein,*  das«  ein  Verletzter  die  ihm  zugefügte  Rechtswidrigkeit  nicht 
bei  den  höheren  Behörden  zur  Anzeige  bringt  und  diesen  dadurch  keine 
Gelegenheit  gieb(,  die  gestörte  Rechtsordnung  wiederherzustellen:  wenn  sich 
der  Betheiligte  selbst  beruhigt ,  so  kann  ihm  gegen  meinen  Willen  kein  bes- 
seres Recht  aufgedrungen  werden.  Doeh  hindert  natürlich  diese  Achtung 
vor  der  Selbstständigkeit  des  Bürgers  weder  die  Ausübung  eines^  Aufsichts- 
und Disciplinarrechtes  der  höheren,  auf  anderem  Wege  von  dem  Unrechte 
eines  Untergeordneten  in  Kenntniss  gesetzten  Stelle,   noch  auch  ein  Auf- 
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treten  der  St&nde  gegenüber  von  der  Regierung,  falls  sie  in  dem,  ihnen 
sonstwie  zuverlässig  bekannt  gewordenen ,  Falle  den  Beweis  einer  Unordnung 
oder  eines  schlechten  Geistes  bei  der  Regierung  im  Allgemeinen  oder  bei 
einzelnen  Theilen  derselben  finden.  Die  Stumpfheit,  Feigheit  oder  zur  Ab- 
kaufimg eines  erlittenen  Unrechtes  bereite  Gemeinheit  des  zunächst  Betrof- 
fenen kann  zwar  die  Stände  hindern,  sich  für  ihn  insbesondere  zu  verwen- 
den; allein  nimmermehr  daran,  eine  von  ihnen  bemerkte  Yerfassungswidrigkeit 
oder  ünzuträglichkeit  zur  Rüge  zu  bringen,  damit  namentlich  aber  vorbeu- 
gend gegen  Wiederholungen  einzutreten;  noch  kann  die  höhere  Behörde 
dadurch  unzuständig  werden,  Ordnung  und  Rechtlichkeit  im  Dienste  auf- 
recht zu  erhalten. 

Endlieh  ergiebt  sich,  dass  Ausländer  eine  Beschwerde  nur  in  dem 
Falle  anstellen  und  verfolgen  können,  wenn  sie  einen  begründeten  Rechts- 
ansprach auf  eine  Handlung  oder  Leistung  des  Staates  Inben.  Dem  ist 
denn  aber  nur  in  zwei  Fällen  so.  Einmal,  wenn  sie  mit  der  Regieruiig 'in 
ein  besonderes  Rechtsverhältniss  getreten  sind ,  z.  B.  einen  Vertrag  mit  ihr 
über  einen  privatrechtlichen  Gegenstand  geschlossen  haben.  Zweitens,  in 
so  ferne  der  Staat  entweder  aus  allgemeinen,  oder  aus  besonders  anerkannten 
Grundsätzj^n  des  internationalen  Privatrechtes  eine  Verpflichtung  hat,  auch 
einem  Fremden  zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen.  In  letzterer  Beziehung 
kann  allerdings,  bei  dem  gewöhnlichen  Mai^gel  an  bestimmten  gesetzlichen 
Vorschriften  und  bei  der  grossen  Unentschiedenheit  der  Wissenschaft  in 
dieser  schwierigen  Lehre ,  im  besonderen  Falle  Streit  über  aas  Vorhanden- 
sein der  thatsächlichen  und  rechtlichen  Voraussetzung  sein;  allein  grund- 
sätzlich unterliegt  die  Verpflichtung  des  Staates  und  somit  die  Berechtigung 
des  einzelnen  Fremden  keinem  Zweifel.  Dagegen  liegt  es  in  dem  Wesen 
der  Ständeversammlung,  als  einer  Vertretung  des  eigenen.  Volkes  gegen- 
über von  der  Regierung,  dass  die  Beschwerde  eines  Ausländers  niemals 
Gegenstand  einer  Verhandlung  von  ihrer  Seite  sein  kann.  Sie  ist  nicht 
daza  bestimmt,  alles  und  jedes  Unrecht  in  der  Welt  zu  verhindern,  sondern 
nur  das  von  der  Regierung  den  eigenen  Mitbürgern  zugefügte  oder  ange- 
drohte; sie  hat  auch  nicht  die  Aufgabe,  die  Regierung  in  allen  und  jeden 
Beziehungen  auf  dem  richtigen  Wege  zu  erhalten^  sondern  nur  in  gewissen 
von  der  Verfassung  näher  bezeichneten  Beziehungen ,  unter  welchen  das  Ver- 
hältniss  zu  einzelnen  Auswärtigen  wohl  nirgends  in  der  Welt  erwähnt  ist.. 
Vielmehr  ist  es  Sache  des  Staates,  welchem  der  Klagende  angehört,  sich 
seines  Unterthanen  in  völkerrechtlicher  Weise  anzunehmen,  falls  diesem 
Unrecht  geschehen  sollte;  und  dieser  Schutz  reicht,  theoretisch  wenigstens, 
vollkommen  aus ,  so  dass  auch  aus  allgemeinen  Gründen  keine  Verpflich- 
tung weiterer  Hülfe  nachgewiesen  werden  kann,  wie  weit  immer  man  die 
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Auiigabe  des  Staates  zur  allgemeinen  Weltrechtsordnung  beizutragen,  ausdeh- 
nen mag^). 


1)  In  Betreff  des  Beschwerderechtes  kann  das  englische  (and  nordame^ikanische) 
parlamentarische  Recht  nur  sehr  bedingt  als  Vorgang  angeführt  werden.  Diess  aber  ans  mehr 
als  Einem  Grunde.  Zunächst  besteht  einer  Seits  in  den  betreffenden  Staaten  eine  viel  grossere 
Möglichkeit,  Regierangshandlungen  vor  den  Gerichten  anzufechten;  die  Zahl  der  Fälle,  in 
welchen  über  einen  Mangel  an  Rechtshülfe  geklagt  und  das  Einschreiten  der  Volksantretong 
verlangt  werden  kann,  ist  sotnit  weit  kleiner.  Sodann  ist,  anderer  Seits,  wenigstens  in  England 
and  hier  wieder  insbesondere  hinsichtlich  des  Oberhauses,  keine  scharfe  Trennung  zwischen 
gesetzgebender  und  richterlicher  Gewalt.  Es  können  also  wenigstens  gewisse  Bechtsbeschwerden 
cur  sadüichen  Entscheidung  an  das  Parliament  gebracht  werden ,  während  sonst  überall  die 
Repräsentation  nur  die  Beftignlss  zu  einer  Vertretung  bei  der  Regierung  hat  Endlich  steht 
zwar  innerhalb  der  angedeateten  Gränzen  Jedem  Einzelnen  frei,  sich  an  die  Volksvertretung 
um  Abhülfe  wegen  vermeintlicher  Rechtsverletzung  zu  wenden:  allein  dieses  Recht  und  das 
der  einfachen  Bitte  ist  formell  nicht  gescHieden.  Alle  Arten  von  Eingaben  vom  Einzelnen  oder 
Korporationen  werden  gleichmässig  als  „Petitions*^  behandelt,  und  sowohl  die  Form  der  Ab£usang, 
als  die  Nothwendigkeit  der  Uebergabe  durch  ein  Mitglied  des  Hauses,  sodann  die  ganze  Beband- 
long  der  Angelegenheit  ist  vollkommen  die  gleiche,  welches  immer  der  Inhalt  und  der  Gegen- 
stand der  Schrift  sein  mag.  Vgl.  Cnshing,  Law  and  practice  of  Legislative  AssemMies, 
8. 432{igr.^— '  Ebenso  lauten  die  französischen  Verfassungen.  Wenn  sie  nicht  ganz  schwelgen  über 
das  Recht  der  Einzelnen,  sich  an  die  Volksvertretung  zu  wenden,  so  ist  wenigstens  keine  Unter- 
scheidung gemacht  zwisdien  den  versc^edenen  Arten  von  Eingaben.  Auch  die  Geschäftsord- 
nungen sind  in  Beziehung  auf  die  „Petitionen*'  sehr  unvollständig  und  unterscheiden  nicht.  — 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  Belgien,  u.  s.  w.  —  Besser  ist  der  Punkt  geordnet  in  den  deutschen 
Verfkssungsurkunden,  welche  wenigstens  ihrem  bedeutenderen  Theile  nach  Bestimmungen  Über 
das  Beschwerderecht  der  Staatsbürger  geben,  und  zwar  sowohl  über  das  Recht  an  sich, 
d.  h.  über  die  Angehung  der  höheren  Staatsstellen ,  als  Über  die  Fälle ,  in  welchen  die  Ver- 
wendung der  Stände  bei  einer  in  letzter  Instanz  abschlägig  ertheilten  Beschwerde  nachgatodit 
werden  kann.  So  gestattet  die  bayerische  Verf.-Urk.,  Tit.  Vn,  §  21,  und  die  badisehe, 
f  61 ,  dem  Bürger,  eine  Beschwerde  wegen  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  bei  den 
Kanunem  einzugeben,  wobei  das  letztgenannte  Gesetz  ausdrücklich  noch  vorhergegangene  Ab- 
weisung in  höchster  Instanz,  sodann  schriftliche  Einreichung  vorschreibt.  Vielen  Beifkll  haben 
insbesondere  die  Bestinmiungen  der  Württemberg ischen  Verf.-Urk.  gefunden ,  und  sind 
daher  auch  in  mehrere  später  zu  Stande  gekommene  Grundgesetze  f)Ast  wörtlich  übergegangen. 
Dieselben  lauten  (im  §  36—38)  folgen dermassen.  „Jeder  hat  das  Recht,  über  gesetz-  und  ord- 
nungswidriges Verfahren  einer  Staatsbehörde  oder  Verzögerung  der  Entscheidung  bei  der  un- 
mittelbar vorgesetzten  Stelle  schriftliche  Beschwerde  zu  erheben ,  und  nöthigenfSalls  stufenweise 
bis  zur  höchsen  Behörde  zu  .verfolgen.  Wird  die  angebrachte  Beschwerde  von  der  vorgesetzten 
Behörde  unbegründet  bei\inden,  so  ist  letztere  verpüichet ,  den  Beschwerdeführer  über  die 
CTründe  ihres  Urtheiles  zu  belehren.  Glaubt  der  Beschwerdeführer  sich  auch  bei  der  Ent- 
scheidung der  obersten  Staatsbehörde  nicht  beruhigen  zu  können :  so  darf  er  die  Beschwerde 
den  Ständen  mit  der  schriftliehen  Bitte  um  Verwendung  vortragen.  Ilaben  sich  Jene  Überzeugt, 
dass  diese  Stufenfolge  beobachtet  worden  und  die.  Beschwerde  eine  Berücksichtigung  verdiene, 
so  ist  ihnen  auf  ihr  Verlangen  von  dem  K.  Geheimenrathe  die  nÖthige  Auskunft  über  den  Gegen- 
stand zu  ertheilen.'*  —  Ganz  dieselbe  Vorschrift  gibt  §  36  der  Verf.-Urk.  des  Königreicbb 
Sachsen,  nur  ist  hier  noch  beigefügt,  dass  es  Jedem  unbenommen  bleibe,  seine  Beschwerden 
beim  Regenten  unmittelbar  anzubringen.  Ferner  stimmt  >'öllig  überein  die  Verf.-Tlfrk.  des 
Fürstenthums  II  ohenzollern-SIgmaringcn.*—  Kürzer,  aber  im  Wesentlichen  überein- 
stimmend, räumt  in  Hannover  sowohl  das  Grundgesetz  von  1833,  I  39,  als  das  Landesver- 
fiissungsgesetz  von  1810,  §  42,  dem  Bürger  die  Beftigniss  ein,  sich  wegen  gesetz-  und  ordnungs- 
widrigen Verfahrens  oder  wegen  Verzögerung  an  die  höheren  Behörden  bis  endlich  zur  höchsten 
mit  einer  Beschwerde  zu  wenden.  —  Ebenso  im  G.H.  Hessen,  V.-Urk.,  §  81.  Das  Gleiche 
sammt  der  Vorschrift  von.  Entscheidungsgründen  ist  gegeben  in  der  Verf.-Urk.  des  Kurfiirsteu- 
thums  Hessen,  von  1831,  §  35  und  Verf.-Urk.^  vvn  1852,  §  24;  femer  in  der  Landschaftsordnung 
für  Braun  schweig,  f  38;  der  rev.  Verf.-Urk.  von  Oldenburg;^  Art.  47,  §  1 ;  dem  Grundgesetze 
für  Sachsen-Altenburg,  6  66;  für  Anhalt-Bernburg,  §  11;  Reuss,  J.  L.,  §18; 
Wal  dock,  «83.  —  Die  preuss  Ische  Verf.-Urk.  enthält  keine  besonderen  Bestimmungen 
über  das  Beschwerderecht  der  Bürger;  dennoch  besteht  ein  solches  theils  nach  früheren  Gesetzen, 
so  weit  von  Ue^eh werden  bei   den  Behörden  und   beim  Staatsoberhaupte  treibst  die  Rede  ist; 
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Wesentlich  von  diesen  Beschwerden  über  angeblich  erlittene  Bechts- 
beeintr&chtigungen  sind  nnn  aber  verschieden  die  Petitionen.  Mit  diesem 
Namen  *)  bezeichnet  man  schriftliche  Emgaben  an  eine  Behörde ,  ausgehend 
von  Einem  oder  von  Mehreren,  in  welchen  um  etwas  gebeten  wird,  dessen 
Verleihung  in  die  Zuständigkeit  dieser  Behörde  fällt.  Dass  die  Bitte  ge- 
währt werden  oder  überhaupt  irgend  etwas  auf  dieselbe  erfolgen  müsse, 
liegt  natürlich  nicht  in  dem  Begriffe  der  Petition,  indem  dem  Rechte  des 
Einen  zu  bitten  noch  keineswegs  eine  Pflicht  des  Andern  zu  gewähren 
gegenübersteht.  Wird  nun  aber  dieser  Charakter  der  Petition  als  einer 
Bitte  scharf  im  Auge  behalten,  so  ergeben  sich  daraus  eine  Anzahl  von 
bezeichnenden  Eigenschaften  derselben. 

Was  zuerst  den  Zweck  einer  Petition  betrifft,  so  hegt  es  schon  in 
dem  Worte,  ist  aber  auch  durch  die  Stellung  des  Unterthanen  zu  der  Be- 
hörde gegeben,  dass  dieselbe  eine  bestimmte  Bitte  enthalten  muss.  Ob 
diese  Bitte  an  und  für  sich  erfüllbar  ist,  und  ob  ihre  Behandlung  und  Er- 
füllung gerade  der  angegangenen  Behörde  zusteht,  ist  eine  Frage  für  sich; 
eben  so  mag  es  sein,  dass  der  Bittende  noch  andere  amtliche  Eingaben 
hätte  machen  können,  als  Bittschriften,  (wie  z.  B.  gleich  Beschwerden  anderer 
Art  sind) :  aber  jeden  Falles  kann  auf  den  Grund  des  Petitionsrechtes  nur 
eine  Vorstellung  gemacht  werden,  welche  mit  einer  Bitte  schliesst.  Daher 
denn  blosse  Auseinandersetzungen  über  Aufgaben  der  angegangenen  Behörde 
ohne  ein  bestimmtes  Verlangen,  allgemeine  Vorstellung  gegen  eine  ein- 
geschlagene Bahn,*  lobende  und  tadelnde  Urtheile,  endlich  Rechtsverwahrungen 
gegen  einen  Beschluss  nicht  als  Petitionen  aufgenommen  und  als  solche 
geschäftlich  behandelt  werden  können.  Die  mit  solcherlei  Eingaben  be- 
schickte Behörde  mag  etwa  aus  denselben  Belehrung  schöpfen;  allein  nichi 
nur  kann  der  Urheber  keine  unmittelbare  Folge  für  sich  daraus  erwarten, 
da  er  selbst  nichts  begehrt  hat,  sondern  es  steht  auch  der  Behörde  zu, 
Schriftstücke,  welche  das  Verhältniss  des  Schieibenden  zuin  Angesprochenen 
ihrem  Inhalte  nach  verkennen,  zurückzuweisen  oder  unbeachtet  liegen  zu 
lassen '). 


thrils  nach  einer  unbestrittenen  Uebong  der  Kammern  seit  EinfHhmng  der  itzigen  VerfiMsong 
hinsicbtUch  der  bei  Jenen  eingebrachten  Klagen.    &.  Rönne,  Staatsrecht,  Bd.  I,  8i  386  ^. 

1)-Es  wird  anch  wohl  das  Wort  Adresse  gebraucht;  es  ist  diess  Jedoch  nicht  richtig. 
Theils  ist  es  ungenau,  weil  auch  noch  wesentlich  verschiedene  Arten  von  Schriftstücken  jbo  ge- 
nannt werden;  theils  können  dem  gewöhnUcfaen  Sprachgebrauche  nach  nur  gemeinschaftliche 
Eingaben  von  Mehreren  auf  diese  Weise  bezeichnet  werden,  während  Petition^  auch  von  Ein- 
lelnen  ausgehen. 

S)  Diess  ist  denn  auch  die  Uebung  im  englischen  Parliamente.  8.  Cnshifag,  Law  and  prac- 
tiee,  8.  435  1^^  Zwar  wird  Jede  Eingabe ,  so  lange  eine  Bitte  in  ihr  gefunden  werden  kann, 
als  Petition  behandelt,  auch  wenn  sie  etwa  „memorial",  „remonstrance" ,  „declaration",  selbst 
„Protest**  benannt  ist:  allein  blose  Belehrungen,  Vorwürfe  und  (ganz  folgerichtigerweise)  Lob- 
»prttche  weist  das  Parliament  als  ungeeignet  zurück. 


230  Beiträge  zur  Lehre  vom  PeUtionsrechte 

Weit  gezogen  ist  der  Kreis  für  den  erlaubten  Gegenstand  einer 
Petition.  Derselbe  mag  jeder  denkbare  sein,  welcher  nur  irgend  im  Bereiche 
des  Staatslebens  steht.  Namentlich  kann  nicht  etwa  blos  nm  Yerleibong 
einesL  persönlichen  Rechtes  oder  Yortheiles  gebeten*  werden,  sondern  auch 
nm  die  Berücksichtigung  allgemeiner  Interessen.  In  der  Regel  betreffen 
sogar  Pßtitionen  gerade  Gegenstände  der  4etzteren  Art  Eine  einzige 
Gattung  von  Wünschen  bleibt  ausgeschlossen,  weil  ihre  Gewährung  rechtlich 
unmöglich  ist.  Es  sind  diess  Petitionen  in  Beziehung  auf  gerichüicb  an- 
hängige Sachen  oder  gegen  ein  rechtskräftiges  gerichtliches  Urtheil.  Die 
Gerichte  sind  im  Bereiche  ihrer  Zuständigkeit  unabhängig,  und  es  kann 
also  an  keinerlei  andere  Staatsbehörde  eine  Bitte  um  einen  Eingriff  in  eine 
Handlung  derselben  gerichtet  werden;  ein  rechtskräftig  gewordenes  Urtheil 
aber  ist  formales  Recht  geworden  für  Jedermann  im  Staate  und  iür  diesen 
selbst,  eine  Bitte  um  Abänderung  desselben  hat  also  keinen  Sinn.  Natürlich 
sind  mit  solchen  unmöglichen  Petitionen  in  gerichtlichen  Angelegenheiten 
nicht  zu  verwechseln  allgemeine  Bitten  über  Verbesserungen  in  der  Rechts- 
ordnung. Anträge  auf  solche,  mag  nun  eine  Thätigkeit  der  Gesetzgebung 
oder  eine  bessere  Ausübung  des  Oberaufsichtsrecfates  der  Regierung  ver- 
langt werden,  stehen  vollkommen  frei. 

Sodann  unterliegt  hinsichtlich  der  Person  des  Petitionirenden  keinem 
Zweifel,  dass  die  Yorbringung  einer  Bitte  Jedem,  welcher  überhaupt  Uhig 
ist,  seine  Gedanken  zu  äussern,  zusteht.  Nicht  nur  macht  Alter,  Geschlecht 
und  Stand  keinen  Unterschied,  sondern  es  bedarf  auch  keiner  besonderen 
persönliche^  Beziehung  zum  Gegenstande  der  Bitte.  Es  kann  eine  Passiv- 
legitimation  zur  Sache  von  Petitionären  nicht  verlangt  werden.  Ueber 
Rechtsansprüche  darf  allerdings  nur  Deigenige  Entscheidung  und  Aendenmg 
verlangen ,  welchem  sie  zustehen ;  allein  eine  Bitte  mag  Jeder  über  jeden 
Gegenstand  und  für  jeden  Dritten  stellen,  selbst  ohne  dessen  Willen  und 
Auftrag.  Es  kann,  je  nach  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Bittenden 
und  nach  seinen  Beziehungen  zum  Gegenstande  der  Bitte,  höchst  ungeeignet, 
lächerlich,  vorlaut  oder  unklug  sein,  dass  gerade  dieser  Einzelne  diese 
Bitte  stellt:  allein  unrecht  ist  es  an  sich  nicht.  Auch  ein  Ausländer  mag 
unzn^eifelhaft  eine  Petition  einreichen.  Ist  auch  der  Staat  zur  Erfüllung 
der  Wünsche  desselben  grundsätzlich  nicht  verbunden,  so  wäre  es  doch 
eben  so  unbillig  als  unklug,  nicht  einmal  seine  Bitte  anzuhören.  Auch  die 
Zahl  der  zu  gleicher  Zeit  und  um  denselben  Gegenstand  Bittenden  macht 
keinen  Unterschied.  Die  Vereinzelung  einer  Bitte  ist  kein  Grund  zur  An- 
nahme eines  Ungrundes  derselben ;  der  Umstand  aber,  dass  Viele  das  Gleiche 
wünschen,  sicherlich  keine  Veranlassung  zur  Verweigerung  des  Gehöres,  und 
es  kann  ein  Bürger  sein  Petitionsrecht  nicht  dadurch  verlieren,  dass  es  ein 
Anderer  auch  ausübt.    Endlich   ist  noch   das  Bestehen  eines  besonderen 
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EechtsTerhältnisses  zwischen  dem  Staate  und  dem  BittsteUer  kein  Binder- 
niss  für  die  Yorbringnng  jeglicher  Art  von  Bitte.  Dass  jenes  Yerhältniss 
durch  die  Eingabe  einer  einseitigen  Petition  nicht  verändert  wird,  versteht 
sich  freilich  von  selbst;  allein  es  ist  auch  dadurch  die  Ausübung  eines 
natürüchen  Rechtes  nicht  untersagt.  So  mag  z.  B.  der. Beamte  immerhin 
Petitionen  über  jeden  beliebigen  Gegenstand ,  namentlich  auch  über  Ange- 
legenheiten seines  Amt^s  selbst,  eingeben;  nur  bleibt  er  nattlrlich  nach  wie 
vor  in  seiner  rechtlichen  Stellung  und  zur  Erfüllung  der  übemonmienen 
Pflichten  verbunden.  Selbst  ein  Strafgefangener  mag  petitioniren,  nur  ohne 
Verletzung  der  Sicherheit  und  vorgeschriebenen  Ordnung  des  Hauses.  Die 
einzige  Ausnahme  ist  hinsichtlich  der  Mitglieder  der  bewafifneten  Macht  des 
Staates  zu  machen,  wegen  der  grossen  und  unmittelbaren  Gefahren,  welche 
für  die  Disciplin  aus  den  Berathungen  über  öffentliche  Angelegenheiten  und 
för  die  ganze  Staatsordnung  aus  der  Einmischung  des  Heeres  in  die  öffent- 
lichen Angelegenheiten  eiitstehen  könnten.  Es  ist  daher  gerathen,  fär  die^ 
anter  den  Waffen  Stehenden  die  Einreichung  von  Petitionen  ganz  zu  unter- 
sagen, so  weit  dieselben  nicht  rein  persönlicher  und  privatrechtlicher  Natur 
sind,  Bitten  über  Dienstverhältnisse  aber  auf  den  Dienstweg  zu  verweisen. 

Durchaus  nicht  nothwendig  ist  es,  dass  der  Gegenstand  einer  Petition 
bereits  in  Geschäftsbehandlung  bei  der  angegangenen  Behörde 
steht  oder  dieselben  voraussichtlich  in  naher  Zeit  beschäftigen  wird.  Viel- 
mehr ist  es  sehr  häufig  der,  ganz  verständige,  Zweck  einer  Petition,  eine 
Frage  in  Anregung  zu  bringen,  welche  ohne  einen  solchen  Anstoss  vieUeicht 
ganz  geschlummert  hätte;  oder  den  Beweis  zu  liefern,  dass  ein,  grösserer 
oder  kleinerer,  Theil  des  Volkes  etwas  wünscht,  was  bis  jetzt  nicht  in  der 
Gedankenrichtung  der  Behörde  lag.  Ein  vernünftiger  Mensch  wird  freilich 
unterlassen,  eine  Bitte  zu  stellen,  welche. voraussichtlich  nicht  einmal  einen 
vorbereitenden  oder  mittelbaren  Erfolg  haben  könnte :  allein  ein  rechtliches 
Hindemiss  steht  Dem  nicht  entgegen,  welcher  gegen  diese  Klugheitsregel 
auf  seine  Kosten  handeln  will.  Auch  liegt  es  keineswegs  im  Begriffe  der 
Petition,  dass  um  Beseitigung  eines  bereits  begangenen  Unrechtes  oder 
erlittenen  Schadens  gebeten  wird.  Eine  blosse  Bitte  kann  allerdings,  wenn 
sie -einer  Beschwerde  vorgezogen  wird,  auch  bei  einer  Rechtsverletzung 
gestellt  werden;  allein  in  der  Regel  sind  nur  Wtlnsche  auf  Verbesserungen 
der  Gegenstand  von  Petitionen.  Und  wenn  sie  je  Klagen  über  bisherige 
Fehler  vorbringen;  so  geschieht  es  nur  zum  Zwecke  der  thatsächlichen 
Belegung  der  Bitte. 

Hinsichtlich  der  mit  einer  Petition  anzugehenden  Behörde 
leuchtet  der  Satz  ein ,  dass  ohne  Widersinn  keine  Bitte  gesteUt  werden 
kann,  welche  der  Gebetene  ^ar  nicht  die  Befugniss  hat  zu  erfüllen.  Die 
anzugehende  Behörde  muss  also  immer  zuständig  sein ;  freilich  nicht  in  dem 
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Sinne,  dass  sie  den  Gegenstand  der  Bitte  selbst  und  unmittelbar  in's  Lebßn 
eini^führen  vermöchte,  sondern  mir  so,  dass  sie  die  zunächst  gestellte  Bitte 
erfüllen  kann.  In  so  ferne  kann  also  eine  Petition  allerdings  auch  an  eine 
ständische  Körperschaft  gerichtet  werden,  indem  dieselbe  ^war  in  der  Regel 
nicht  den  letzten  Zweck  der  Bitte  unmittelbar  und  in  eigener  Macht?oU- 
kommenheit  bewilligen,  wohl  aber  einleitende  Schritte  verschiedener  Art 
thun  kann.  Natürlich  hat  die  vorzutragende  Bitte  auf  diese  Stellung  Rück- 
sicht zu  nehmen:  und  wenn  es  also  z.  B.  allerdings  nicht  zulässig,  weil 
rechtlich  nicht  möglich,  wäre,  eine  Ständeversammlung  zu  bitten,  dass  sie 
eine  gewisse  Yerwaltungsmaassregel  selbst  einführe:  so  kann  sie  gar  wohl 
in  einer  Petition  angegangen  werden,  bei  der  Regierung  auf  diese  Maass- 
r^el  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  hinzuwirken.  Im  Uebrigen 
macht  es  keinen  Unterschied  im  Petitionsrechte,  ob  die  anzugehende  Be- 
hörde höher  oder  niederer  in  der  Diensthierarchie  gestellt  ist;  wenn  sie 
nur  zuständig  ist  zu  Erfüllung  der  zunächst  an  sie  gerichteten  Bitte.  Es 
mag  allerdings  Sitte  sein,  hauptsächliqh. diejenigen  Bittschriften,  welche  an 
den  Regenten  selbst  oder  an  die  Stände  gerichtet  sind,  «Petitionen»  zu 
nennen;  allein  nichts  hindert,  Petitionen  auch  an  untergeordnete  Stellen  zu 
richten.  Wenn  also  z.  B.  eine  Anzahl  von  Gemeindegenossen  in  einer 
schriftlichen  Eingabe  ihre  Ortsobrigkeit  um  die  Gewährung  einer  Gunst 
oder  um  die  Verbesserung  einer  Einrichtung  bittet,  so  fällt  diess  ganz  un- 
zweifelhaft unter  den  Begriff  der  Petition. 

Dass  von  bestimmten  Formen  der  Petitionen,  von  Fatalterminen  u.  dgl. 
nicht  die  Rede  sein  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Rechtlich  kann  eine 
Bitte  zu  jeder  Zeit  und  in  jeder  Weise  gestellt  werden ;  und  nur  Erwägung 
der  Klugheit  ist  es,  das  Vorbringen  auf  solche  Weise  sachlich  einzurichten, 
dass  der  Erfüllung  wo  möglich  dadurch  Vorschub  zugeht,  sowie  Sache  des 
gesunden  Menschenverstandes,  den  Gebetenen  nicht  durch  die  Art  des  Auf- 
tretens zurückzustossen.  Ob  der  Petitionär  zum  näheren  Belege  seines 
Vorbringens  Beweisstücke  beifügen  will,  ist  lediglich  seine  Sache;  von  einer 
in  der  Sache  selbst  liegenden  üngebürlichkeit  den  Beweis  einer  vorgebrachten 
Behauptung  zu  liefern,  kann  nicht  die  Rede  sein.  Dagegen  erfordert  es 
eben  so  wenig  einen  Beweis,  dass  weder  in  der  Abfassung  noch  dem* In- 
halte nach  die  Gesetze  der  Gedankenäusserung  verletzt  werden  dürfen,  und 
diess  zwar  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Regierung  und  ihre  Organe,  .als 
auf  Privatpersonen.  Das  Recht  zu  bitten  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  der 
Befugniss  zu  injuriiren,  verläumden*,  Majestätsbeleidigungen  zu  begehen. 
Zuweilen  sind  Bestimmungen  gegeben  über  die  Verwendung  von  Stempel- 
papier, über  die  Nothwendigkeit  eines  Beiberichtes  bestimmter  Behörden, 
über  die  Bedingungen  persönlicher  Ueberreichung  u.  dgl.;  allein  diese  Vor- 
schriften berühren  den  Kern  der  Sache  nicht,  sondern  haben  entweder  nur 
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eine  fiscalische  Bedeutung  oder  beabsichtigen  sie,  nutzlosen  Zeitverlust  zu 
verhüten.  Und  wenn  in  vielen  Staaten^ die  Erinnerung  an  Missbräuche, 
welche  namentlich  in  der  französischen  Revolution  mit  sogenannten  Peti- 
tionen getrieben  wurden,  häufig  zum  Verbote  einer  peri^önlichen  Ueber- 
reichttDg  der  Bittschriften  an  Ständeversammlungen  bewogen  hat,  so  geht 
diese  Formvorschrift  nicht  aus  dem  Wesen  der.  Petitionen  heryor ,  sondern 
aus  dem  Wunsche,  störende  und  aufregende  Vorfälle  von  den  Sitzungen 
entfernt  zu  halten,  imd  vielleicht  aus  einem  Misstrauen  in  den  Muth  grösserer 
Versammlungen. 

Weil  eine  Petition  nichts  ist,  als  eine  Bitte,  kann  von  dem  lieber- 
gebenden  eine  Antwort  nicht  als  Recht  verlangt  werden.  Unzweifelhaft 
ist  es  für  die  Staatsbehörden  Sache  der  Billigkeit  und 'der  Klugheit,  auf 
die  bei  ihnen  eingereichten  Petitionen  eine  Entscheidung  mitzutheilen ;  und 
noch  mehr  wird  jede  Ständeversammlung  es  f&r  ihre  sittliche  und  politische 
Pflicht  erachten,  denjenigen  Bürgern,  welche  sich  mit  Bitten  an  sie  ge- 
wendet haben,  Auskunft  über  den  hierauf  getassten  Beschluss  zu  geben: 
allein  eine  rechtlich  -nothwendige  Folge  der  Bitte  an  sich  ist  es  nicht. 
Und  nichts  wäre  unrichtiger,  als  von  der  theils  sich  von  selbst  verstehenden, 
theils  überdiess  durch  positive  Gesetze  bestätigCen  Verpflichtung  zu  einer 
schriftlichen,  mit  Entscheidungsgründen  versehenen  EntSchliessung  auf  eine 
Rechtsbeschwerde  ohne  Weiteres  zu  schliessen  auf  eine  gleiche  Verbind- 
lichkeit bei  blossen  Petitionen.  Dagegen  kann  es  freilich  auch  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  es  vDllkommen  gestattet  ist,  eine  nicht  beantwortete 
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and  selbst  eine  entschieden  abschlägig  beschiedene  Petition  bei  jeder  dem 
BittsteUer  passenden  Gelegenheit,  und  zwar  so  oft  er  will,  zu  wiederholen. 
Nicht  nur  erschöpft  sich  das  Recht  zu  bitten  keineswegs  mit  der  einmaligen 
Ansübong,  sondern  es  zeigt  ja  selbst  die  tägliche  Erfahrung,  dass  anfänglich 
ungünstig  aufgenommene  Bitten  bei  Wiederholung  und  etwa  unter  ver^ 
änderten  Umständen  schliesslich  Berücksichtigung  finden. 

Uebrigens  ist,  zur  Vermeidung  von  Missverständnissen,  eine  Bemerkung 
beizufügen.  Im  Vorstehenden  ist  blos  von  deu  Beschwerden  und  den  Peti- 
tionen der  Bürger  die  Rede,  welche  diese  je  nach  den  Umsiänden  an 
eine  Regierungsstelle  oder  an  eine  ständische  Körperschaft  (ganze  Ver- 
sammlung ,  einzelne  Kammer  oder  Ausschuss)  richten ;  und  es  wird  auch 
nur  diese  Art  von  Eingaben,  und  zwa,x  zunächst  die  Petition,  den  Gegen- 
stand* der  gegenwärtigen  Erörterungen*  bilden.  Doch  mag  aUerdings  kurz 
daran  erinnert  werden,  dass  ün  Rechte  der  constitutionellen  Staaten  auch 
die  von  den  Ständen  an  die  Regierung  gerichteten  Beschwerden  und 
Petitionen  eine  nicht  unbedeutende  SteUe'  einnehmen.  Die  Berechtigung  zu 
ihrer  Bescbliessung  und  Uebergabe  pflegt  in  den  Verfassungsurkunden  mehr 
oder  weniger  ausführlich  bestimmt  zu  sein,   und  dass  sie  vielfach  Gegen- 
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stand  der  Thätigkeit  versammelter  Stände  sind,  ist  Jedem  bekannt  Im 
Uebrigen  bieten  sie  kaum  eine  Eigenthflmlicfakeit  dar;  sondern  es  TerlMÜI 
sich  vieknehr  mit  ihnen  wie  mit  den  oben  besprochenen  Eingaben  der 
Einzelnen  an  die  Regierung  oder  an  die  Stände  selbst.  Also  aadi  von  den 
Ständeversammlungen  werden  Beschwerden  erhoben  bei  Gesetzesver- 
letznngen  oder  sonstigen  Missständen ,  auf  deren  Abstellung  sie  zu  dringen 
berechtigt  sind;  Petitionen  aber  in  solchen  Fällen,  in  welchen  weder 
die  Begienmg  in  formellem  Unrechte  ist ,  noch  die  Stände  eine  verüassnngs- 
massige  Befagniss  zur  Durchsetzung  ihres  Beschlusses  anzusprechen  haben. 
Welcherlei  Gegenstände  verständigerweise  und  mit  Aussicht  auf  £rf(^  den 
Inhalt  der  einen  oder  der  andern  Art  von  Eingaben  machen  können,  wird 
natürlich  durch  den  allgemeinen  Berechtigungskreis  der  Stände  bestimmt; 
«nd  es  ist  hier  nur  so  viel  im  Allgemeinen  zu  bemerken,  dass  es  za  einer 
ständischen  Thätigkeit  keineswegs  nothwendigerweise  einer  eingelangten 
Beschwerde  oder  Petition  eines  Einzelnen  bedarf.  Von  selbst  aber  versteht 
sich,  dass  sich  Stände  mit  Eingaben  beider  Art  nur  an  die  oberste  Begie- 
rungsgewalt selbst,  nie  aber  an  untergeordnete  Behörden  wenden  können. 
Wenn  im  Uebrigen  die  einzelne  ständische  Schrift  nicht  immer  gerade  mit 
dem  Namen  Beschwerde  oder  Petition  bezeichnet,  sondern  gerade  hier  oft 
die  Bezeichnung  «Adresse»  gebraucht  wird,  so  ändert  diess  lediglich  nichts 
in  der  Sache,  und  gewöhnlich  wird  sogar  in  den  Verfassungsurkunden  das 
Recht  der  Stände  zu  solchen  Eingaben,  ausdrilcklich  als  «Beschwerde»-  und 

als  «Petitions»-Recht  bezeichnet  und  unterschieden. 

* 

2.  Die  positiven  Bestimmungen  über  das  Petitionsrecht. 

Wenngleich  es  unsere  Absicht  ist,  zunächst  nur  zwei  das  Petitionsrecht 
der  Bürger  betreffende  Fragen  unten  näher  zu  erörtern,  so  ruhen  doch 
auch  diese  auf  aUgemeinem  Grunde,  und  es  trägt  daher  jeden  Falles  zum 
sicherern  und  6*61601  Blicke  über  den  Gegenstand  bei,  /wenn  die  Bestim- 
mungen der  verschiedenen  Grundgesetze  über  das  Petitionsrecht  in  con- 
stitutionellen  Staaten  in's  Gedächtniss  gerufen  werden.  Und  zwar  sind 
wohl  nicht  blos  die  Satzungen  der  deutschen  Staaten  kennenswerth,  sondern 
auch  die  fremder,  soweit  solche  einen  Einfluss  auf  vaterländische  Gesetz- 
gebung gehabt  haben  können. 

Es  ist,  dem  geschichtlichen  Verlaufe  gemäss,  mit  Fremdem  zu  beginnen. 

Wie  in  der  Regel  bei  allen  Bestimmungen  über  staatsbürgerliche  Rechte 
und  übcf^  Einrichtungen  eines  Yerfassungsstaates,  so  kann  und  muss  auch 
hier  auf  England  zurückgegangen  werden.  In  diesem  classischen  Lande 
geordneter  Freiheit  war  es  schon  seit  dem  Beginne  repräsentativer  Einrich- 
tungen unbestrittene  Uebung,  dass  die  Unterthanen  Petitionen  nicht  blos  an 
den  König,  sondern  auch  an  die  beiden  Parliamentshäuser  einreichten,  und 


in  constitntionellen  Staaten.  235 

es  war  das  Recht  so  ganz  als  ein  selbstverständliches  betrachtet,  dass  man 
es  niemals  fOr  nothwendig  erachtete,  dorch  ein  besonderes  Gesetz  fQr  dessen 
SichersteUnng  zn  sorgen  >).  AUerdings  sind  in  der  Zeit  der  Partheikfimpfe 
onter  den  Stuarts  Vorkehrungen  gegen  Missbränche  getroffen  worden*); 
allein  in  der  Regel  werden,  dieselben  itzt  nicht  mehr  beachtet ,  sondern  es 
bestehen  nor  formdle  Oeschäftsregeln.  Die  meisten  derselben  sind  von 
uitergeordneter  Bedeutung,  wie  z.  B.  die  Vorscliriften  ttber  die  Art  der 
Niederschreibung,  der  Unterschriften  n.  dgl.  Andere  greifen  tiefer  ein,  sind 
aber  doch  nur  Folgen  der  einmal  bestehenden  Behandlongsweise,  und  können 
keinen  Ansprach  auf  Nachahmung  machen;  so  das  Verbot,  einer  Petition 
alsbald  die  Beweisstücke  beizufagen ,  während  die  Bitte  vielmehr  darauf  ge- 
richtet sein  muss,  mit  dem  Beweise  des  Vorgebrachten  gehört  zu  werden. 
Von  hauptsächlicher  Bedeutung  aber  sind  folgende  Grundsätze:  dass  Jeder, 
wer  nur  aberhaupt  im  Stande  ist,  seinen  Willen  verständlich  auszudrflcken, 
berechtigt  ist,  eine  Petition  einzureichen;  dass  Niemand  fflr  einen  Ajidem 
unterzeichnen  darf;  dass  die  Sprache  anständig  und  den  Regeln  des  Ver- 
fiahrens  im  Parliamente  angemessen  sein  muss;  dass  eine  Petition  nur  durch 
em  Mitglied  des  Hauses  eingereicht  werden  kann,  welches  der  Versammlung 
Ar  die  Aechtheit  der  Eingabe  und  der  Unters<2;hriften  nach  seinem  besten 
Wiss^i  und  Glauben  und  für  die  Anständigkeit  der  Fassung  mit  eigener 
Verantwortlichkeit  einsteht,  sich  auch  mit  dem  Inhalte  so  weit  vertraut 
gemacht  hat,  dass  Aber  die  Annehmbarkeit  der  Eingabe,  etwa  nach  vor- 
gängiger näherer  Befragung  des  ttbergebenden  Mitgliedes,  im  Allgemeinen 
entschieden  werden  kann.  Das  sachliche  Verfahren  Aber  eine  Petition  beginnt 
erst,  wenn  über  die  Annahme  bejahender  Beschluss  geüasst  und  die  Bittschrift 
selbst  Terlesen  worden  ist  *). 

Von  England  ging  das  Petitionsrecht  auch  auf  seine  Eolonieen  über,  und 
so  namentlich  auf  Nordamerika.  Welchen  Gebrauch  dessen  Einwohner 
von  ihrem  Petitionsrechte  zu  machen  wussten ,  ist  aus  der  Geschichte  der 
Selbstständigwerdung  der  Vereinigten  Staaten  sattsam  bekannt;   imd  so  ist 


1)  Die  grotia  Anetorltit  in  parlamentarischen  Dingen,  Hattell,  spricht  sich  (Bd.  m, 
8.  HO)  Aber  das  Petitionsrecht  fblgendennaassen  ans :  „Bittschriften  ron  Mitunterthanen ,  ansn- 
achnieB,  n  hören  irod  sn  bedenken  ist,  fUls  dieselben  anständig  fibergreben  werden  nnd 
nicht  mbriebtUch  rerletsenden  Inhaltes  sind ,  eine  Pflicht ,  welche  aUen  Bestimipangen  nnd  Oe- 
icfaillsregeln  Toranging ,  die  das  Hans  sn  seiner  eigenen  Beqaemliohlceit  yerfMst  haben  mag. 
VsHillche  Gerechtigkeit  and  das  Oeeets  des  Landes  verlangen  diess."  i  W.  et  M.  st  9,  et, 
ordaen  das  Beeht  der  Petition  an  die  Krone. 

fl)  IS  Car.  n.  st  1 ,  c.  5.  Ohne  die  Billigong  von  drei  Friedensrichtern  oder  der  Mehr- 
tthl  der  Grossgeschworenen  aof  dem  Lande,  oder  des  Lordmaiors,  der  Aldbrmen  und  des  Ge- 
■elBdenidiee  (common  conncil)  in  London  soll  keine  auf  eine  Aenderung  in  Staat  oder  Kirche 
gericfaMte  P^itSon  ron  mehr  als  to  Personen  onteneichnet,  anch  keine  ron  mehr  als  10  Personen 
tbeneicht  werden,  bei-  Strafe  an  Gd^  nnd  Freiheit 

S)  üeber  das  englische  Petitionsrecht  s.  May,  Law  and  Privileges  of  Pariiament;  femer, 
lehr  dnsIBhriicb,  Cnsiiing,  Law  and  praotice  of  legisl.  assembUes,  8.  48S  tf* 
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nicht  zu  wundem,  dass  die  Yerfassungsurkunde  der  YereinigtenStaaten 
von  Nordamerika  Bestimmungen  jlber  die  Eingabe  von  Petitionen  ent- 
hält, welche  dem  Borger  selbst  noch  mehr  Freiheit  einräumen,  als  die 
'englischen  Gesetze.  Es  ist  nämlich  festgesetzt,  dass  der  Congress  gar  nicht 
befugt  ist,  je  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  das  Recht  des  Volkes,  sich 
friedlich  zu  versammeln  und  an  die  Begierung  Petitionen  zu  richten,  be- 
schränkte *).  —  Aehnliche  Vorschriften  enthält  auch  .bei  weitem  die  Mehr- 
zahl der  Verfassungen  von  Gliederstaaten  der  Union;  und  nur  die  Grund- 
gesetze Virginiens,  der  beiden  Carolina's,  Georgiens  und  Louisianas  haben 
eine  ausdrückliche  Erwähnung  nicht  für  nothwendig  erachtet. 

Vielfache  und  sehr  abweichende  Bestimmungen  über  das  Petitionsrecht 
folgten  nun  in  den  verschiedenen  französischen  Verfassungsurkunden, 
welche  seit  dem  Jahre  17^1 .  in  raschem  Wechsel  einander  ablösten.  Auch 
in  dieseni  Punkte  ging  bei  dem  Ausbruche  der  Staatsumwälzung  die  Freiheit 
über  das  richtige  Maass  und  überstürzte  sich.  Namentlich  war  es  die  Ge- 
stattung der  persönlichen  Uebergabe  von  Petitionen,  welche  zu  den  entsetz- 
lichsten Missbräuchen  führte  oder  wenigstens  den  äusserlich  gesetzlichen 
Weg  zu  solchen  bahnte.  Sobald  wiader  Ordnung  zurückkehrte,  war  es  daher 
auch  das  Bestreben  der  Gesetzgebung,  hier  Sicherheit  zu  schaffen,  und  in 
dieser  Richtung  beharrt  sie  denn  auch  bis  heute.  —  Das  Uebel  begann 
schon  frühe.  In  der  Verfassung,  von  1791  ist  zwar  nur  unter  den  «natür- 
lichen und  bürgerlichen  Rechten»,  welche  gesichert  sein  sollen,  mit  kurzen 
Worten  aufgeführt:  die  Freiheit,  an  die. eingesetzten  Behörden  Bittschriften 
zu  richten,  die  von  einzelnen  Personen  unterzeichnet  sind ') ;  allein  da  schon 
in  der  am  29.  Juli  1789  beschlossenen  Geschäftsordnung  die  Nationalver- 
sammlung gestattet  hatte,  dass  Petitionen  zwar  in  der  Regel  von  den  damit 
beauftragten  Mitgliedern  zu  übergeben  seien ;  dass  aber  auch  Nichtmitglieder, 
welche  eine  Bittschrift  persönlich  übergeben  möchten,  sich  an  einen  der 
Thürhüter  wenden  dürfen  und  nun  von  diesem  an  die  Schranke  werden 
geleitet  werden,  wo  ein  Secretär  die  Eingabe  unmittelbar  entgegenzunehmen 
habe :  so  führte  bekanntlich  das  Eindringen  von  wirklichen  oder  angeblichen 
Bittst^em  sehr  bald  zu  Unfug  und  selbst  zu  Gräueln,  unter  welchen^die  drei 
ersten  Versammlungen  selbst  schwer  zu  leiden  hatten,  und  gegen  welche  ver- 
geblich schon  vor  Abschluss  der  ersten  Verfassung  Hülfsmittel  gesucht  wurden. 
Dass  eine  Verbesserung  nicht  schon  in  der  Verfassung  von  1793  erfolgte, 
versteht  sich  von  selbst,  da  ja  gerade  dieses  Aufreizen  drohender  Massen 
ein   Einflttssmittel    für   die   Gewalthaber  jener   Zeit  war;   vielmehr   wurde 


1)  Const.  of  the  U.  QU  Amend.,  art  1.  —  Ueber  die  vom  Ck>Dgrctse  hinsiohtUob  der  P&tiÜonaB 
befolgte  Geschäftsordnnng  8.  Jefferson,  Manual  of  parliam.  practice,  (f.  6Sfg.  und  Cnvhing, 
a.  a.  O.    Das  Verfiihren  ist  wesentlich  das  englische. 

2)  Verfass.  von  1791,  Abschn.  i,  3. 
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hier  noch  bestimmter  und  allgemeiner  ausgesprochen,  dass  das  Recht  bei 
den  öffentlichen  Behörden  Gesuche  anzubringen,  in  keinem  Falle  untersalgt, 
aufgehoben  oder  beschränkt  werden  könne  *).  —  Schon  mit  der  Verfassung 
?on  1795  trat  jedoch  eine  andere  Richtung  ein;  zunächst  freilich  nur  in 
ziemlich  schüchterner  Weise.  Es  wurde  nämlich  jetzt  ^)  bestinmit :  dass  es 
allen  Bürgern  freistehe,  den  öffentlichen  Gewalten  Petitionen  zu  übergeben, 
da3S  aber  dieselben  nur  von  unverbnnden  Einzelnen  gemacht  werden  dürfen 
and  keine  (jesellschaft  in  ihrem  Gesammtnamen  eine  solche  vortragen  könne, 
Obrigkeiten  ausgenommen,  und  auch  diese  nur  über  Gegenstände,  welche 
sie  als  solche  betreffen.  Ueberdiess  wird  den  Petitionären  bedeutet,  dass 
sie  nie  die  den  öffentlichen  Behörden  schuldige  Achtung  vergessen  dürfen.  — 
Das  Gleiche,  nur  kürzer,  ordnete  auch  die  Verfassung  von  1799  an.  Sie 
gestattete  nämlich  lediglich  nur  Petitionen  von  Einzelnen  (p6titions  indivi- 
duelles) und,  wie  es  scheint,  keine  persönliche  Einreichung ').  —  Noch  ent- 
schiedener war  das  Letztere  ausgesprochen  in  der  Karte  von  1814  und  in 
der,  in  diesem  Punkte  nicht  geänderten,  Verfassung  von  1830,  während  hier 
auf  die  Vereinzelung  der  Bittsteller  kein  Gewicht  mehr  gelegt  ist.  Die 
Bestimmung  lautet  nämlich  folgendermaassen :  Alle  Petitionen  an  die  eine 
oder  die  andere  Kammer  müssen  schriftlich  abgefasst  sein:  es  ist  gesetzlich 
Terboten,  sie  persönlich  und  äu  den  Schranken  zu  tibergeben  *).  —  Nur  mit 
kurzen  Woften  aber  in  sehr  weitem  Umfange  setzte  die  republikanische  Ver- 
fassung von  1848^  das  Petitionsrecht  fest.  Unter  den  den  Bürgern  gewähr- 
leisteten Befägnissen  ist  nämlich  aufgeführt :  das  Recht  Petitionen  einzureichen 
(de  p^titionner),  und  dabei,  wie  für  das  Recht  der  Association,  freiere  Gedanken- 
äusserung  u.  s.  w.,  bemerkt,  dass  die  Ausübung  der  Befugniss  keine  Gränzen 
habe  (?)  als  die  Rechte  oder  die  Freiheit  Dritter,  und  die  öffentliche  Sicher- 
heit *).  Ausführlicher  waren  die  Bestimmungen  der  Geschäftsordnung  •), 
welche  vorschrieb,  dass  alle  Petitionen  schriftlich  bei  dem' Präsidenten  der 
gesetzgebenden  Versammlung  einzureichen  seien  und  nicht  persönlich  an  den 


1)  Verftos.  Ton  1793,  Erklärungr  der  Menschen-  and  Bürger-Rechte,  Kr.  82. 

S)  VerAiM.  Ton  1795,  Tit.  14,  §  364. 

S>  Vei£us.  von  1799,  Art  8&  —  Das  Verbot  persönlicher  Eingaben  von  Petitionen  ist  oline 
Zweifri  ausgesprochen  in  den  Worten:  tonte  personne  a  le  droit  d' adresser  des  petitions  in- 
diridueUes;  die  Auslegung  ging  Jeden  Falles  dahin. 

4)  Karte  von  1814,  Art  53;  Karte  von  1830,  Art.  45.  —  Nicht  ohne  Interesse  ist  es,  die  be- 
treffende Stelle  in  den  Napoleon 'sehen  Znsatzartikeln  von  1815  su  kennen.  Sie  lautet  in  Art.  65 
folgendermaassen:  Das  Petitionsrecht  ist  allen  Bürgern  zugesichert.  Jede  Petition  ist  individueU. 
Die  Petitionen  können  theils  an  die  Regierung,  theils  an  die  beiden  Kammern  gerichtet  werjlen ; 
jedoeh  müssen  auch  letzterere  an  8.  M.  den  Kaiser  überschrieben  sein.  Sie  werden  den  Kam- 
mern unter  der  Gewähr  eines  Mitgliedes,  welches  sie  empfiehlt,  eingereiht  Sie  werden  öffent- 
lich verlesen;  und  wenn  die  Künmer  sie  in  Berathung  zieht,  so  werden  sie  dem  Kaiser  durch 
den  Presidenten  fiberbracht 

5)  Verf.  vom  4.  Nov.  1848,  Art.  8. 

6)  GescbäAs-Ordnung  vom  6.  Juli  1849,  Art.  90—95. 


f  ' 


r. 
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Schranken  übergeben  werden  dürfen;  dass  dieselben  sodann  (ohne  alle  wei- 
tere Untersuchung)  in  ein  Yerzeichniss  eingetragen  und  nun  zur  Bericht- 
erstattung an  einen  eigens  bestellten  Petitionsausschuss  oder,  falls  sie  einen 
vorliegenden  Gesetzesentwurf  betreffen,  an  den  diesen  behandelnden  Aasschoss 
abgegeben  werden  sollen;  endlich  dass  der  Petitionsausschuss  alle  Woche, 
in  der  Begel  der  Reihefolge  der  Nummern  nach  Bericht  über  die  Eingaben 
zu  erstatten  habe  ^).  —  Sehr  merkwürdig  sind  endlich  die  jtlngsten  Bestim- 
mungen der*fi*anzösischen,  ewig  ändernden  Oesetzgebung.  So  gut  als  ganz 
beseitigt  ist  nämlich  das  Petitionsrecht  (wie  so  manches  andere  staatsbür- 
gerliche Recht)  in  der  Verfassung  vom  2.  Dec.  1852.  Kurz  ist,  in,  Art  45, 
bestimmt:  «das  Petitionsrecht  wird  beim  Senate  ausgeübt;  an  den  gesetz- 
gebenden Körper  können  keine  Petitionen  gerichtet  werden». 

Auffallenderweise  enthält  die  spanische  Cortes-Yerfassung  von  1812 
keinerlei  Bestimmungen  über  das  Petitionsrecht ;  nur  in  dem  Titel  X,  welcher 
von  der  Beobachtung  und  Abänderung  der  Verfassung  handelt,  ist  (in  §373) 
bestimmt,  dass  «jeder  Spanier  das  Recht  habe,  den  Cortes  oder  dem  Könige 
Vorstellungen  zu  machen  und  die  Beobachtung  der  Verfassung  zu  verlangen.» 
Doch  ist  alsbald  (§  375)  beigefügt,  dass  so  lange  die  Verfassung  nicht  acht 
Jahre  lang  in  allen  ihren  Theilen  in  Wirksamkeit  gewesen,  keine  Abän- 
dehmg  irgend  eines  Artikels  derselben  in  Antrag  gebracht  werden  dürfe. 

Doch  es  ist  eddlich  Zeit  sich  den  deutschen  Gresetzgebungen  zuzu- 
wenden.   Dieselben  sind  aber  dreifacher  wesentlich  verschiedener  Art 

Die  erste  Abtheilung  begreift  diejenigen  Grundgesetze,  welche  des  Pe- 
titionsrechtes der  einzelnen  Bürger  gar  keine  Erwl^hnung  thun.  Man 
sollte  eine  solche  Lücke  kaum  erwarten.  Nichts  wäre  überflüssiger,  als  erst 
noch  nachweisen  zu  wollen,  dass  die  früheren  ausländischen  Verfassungen, 
namentlich  aber  die  französische  Karte  von  1814,  den  entschiedensten  £in- 
fluss  auf  den  Inhalt  und  die  Richtung  der  deutschen,  seit  dem  J.  1814  all- 
mählig  entstandenen,  Grundgesetze  hatten.  Um  so  auffallender  ist  es  denn, 
dass  kaum  Eine  der  in  den  ersten  Jahren  zu  Stande  gekommenen  vater- 
ländischen Verfassungsurkunden  über  das  Petitionsrecht  irgend  Verordnung 
trifft,  während  doch,  wie  im  Vorstehenden  gezeigt,  in  vielen  altem  Grund- 
gesetzen dasselbe  festgestellt  war.  Weder  die  bayerische  Verfassung, 
noch  die  württembergische,  die  badische,  die  nassauiscbe,  <üe 
sachsen-hildbarghausische  von  1818,  die  coburgische  von  1821, 
die  meiningische  von  1829,  die  schwttrzburg-sojiderhausische 
von  1830,  die  lippe-detmoldische  von  1819  enthält  irgend  eine 
Bestimmung  darüber;  und  auch  unter  den  späteren  folgt  wenigstens  noch 
die  k.  sächsische  Verfas'sungsurkunde  diesem  Beispiete.    Einige  dieser 


l)  (iMcUöfU-OrdnuDg  vom  t).  Juli  1849,  Art.  90— tf6. 
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Gesetze  geben  zwar  Bestimmungen  über  ein  staatsbürgerliches  Beschwerde- 
recht, allein  sie  übergehen  das  Petitionsrecht  mit  Stillschweigen. 
Daas  übrigens  dieser  Mangel  an  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  nicht  aus 
der  Absicht  hervorging,  den  Bürgern  das  Recht  zur  Eini^ichung  von  Petitionen 
zu  verweigern,  sondern  im  Gegentheile  aus  der  Ansicht,  dass  etwas  sich  so 
ganz  von  selbst  Verstehendes  einer  besondem  Anerkennung  nicht  bedürfe, 
beweist  nicht  nur  die  tägliche,  unangefochtene  Uebung  in  allen  diesen  Staaten, 
sondern  in  der  Regel  auch  der  Inhalt. der  ständischen  Geschäftsordnungen, 
welche  die  Art  und  Weise  des  Verfahrens  beim  Einlaufe  von  Petitionen 
ohne  Weiteres  zu.  ordnen  pflegen.  Nur  die  bayerische  Gesetzgebung 
machte  hiervon  eine  Ausnahme,  indem  Artikel  54  der  Geschäftsordnung  der. 
Kammer  der  Abgeordneten  von  1831  die  Bestknmung  enthielt,  dass  «andere 
Eingaben  an  die  Sammer,  als  diejenigen,  zu  welchen  die  Staatsbtlrger  und 
Gemeinden,  um  ilure  constitutionellen  Rechte  zu  wahren,  verfassungsmässig 
befugt  seien,  folglich  aÜe  Eingaben,  welche  keine  Beschwerde  über  Ver- 
letzung der  genannten  Rechte  enthalten,  sondern  irgend  einen  andern  Gegen- 
stand betreffen,  kurzweg  zu  den  Acten  zu  legen  seien».  .  Aber  auch  in  Bayern 
besteht,  dieser  unzweckmässigen  Vorschrift  unerachtet,  das  Petition^recht 
in  voller  üebung  *).  ^       . 

Eine  zweite  Anzahl  von  Grundgesetzen  enthält  ausdrückliche  Aner- 
kennung des  Petitionsrechtes.  "Mit  einer  einzigen  Ausnahme  sind  es  theils 
solche,  welche  kurz  nach  dem  Jahre  1830  zu  Stande  kamen,  theils  die  durch 
die  Bewegungen  des  Jahres  1848  hervorgerufenen  oder  abgeänderten.  In 
beiden  Zeitpuncten  gab  wohl  weit  weniger  das  Beispiel  auswärtiger  Gesetze 
den  Anstoss  *),  als  vielmehr  der  allgemeine  Eifer  für  Feststellung  und  Erwei- 
terung der  Volksrechte.  Weil  aber  das  Petitionsrecht  dem  Grundsatze  der 
Souveränetät  unmittelbar  nicht  gefährlich  erschien,  hat  in  der  Regel  auch 
spätere  Reaction  und  Octroirung  den  einmal  aufgestellten  Satz. nicht  weiter 
angefochten. 

Die  einzige  ältere  deutsche  Verfassung,  welche  das  Petitionsrecht  aus- 
drQckiich  anerkennt,  ist  die  sachsen-weimar's.che  von  1816.  Hier  ist 
n&müch  in  §  110  bestimmt:  Wenn  irgend  ein  Staatsbürger,  welcher  zwar 
dnreh  den  Landtag  mitvertreten  wird,  aber  nicht  selbst  Volksvertreter  ist, 
ein  Gebrechen,  dessen  Abstellung  das  allgemeine. Wohl  zu  erfordern  scheint, 
bemeiict,'  oder  ein  nach  seiner  Ansicht  zum  Besten  des  Landes  gereichenden 
Torschlag  aufgefasst  hat;  so  bleibt  es  ihm  unbenommen,  davon  den  Landtag 


1)  8.  Pösl,  Bayerisches  Verfkraungsrecht,  8.  Aufl.,  8. -75  fg. 

9)  An  solchen  hat  es  übrigens  aUerdings  nicht  gefehlt.  Es  latttet  x.  B.  der  Art.  %\  der 
belgischen  Veffkssangsnrkande  fbgendermaasfen  :  Jeder  hat  das  Recht  an  die  Öffentlichen  Be- 
hörden Petitionen  xu  richten,  welche  von  Einzelneu  uder  Mehreren  unterzeichne^  sind;  doch 
haben  nur  Behörden  das  Recht  in  Gesammteigenschait  Petitionen  abzufassen. 
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oder  den  Vorstand  iB  '&BÖn|mss.  zu  setzen«  — ;  Diese.  Bestimmung  irarde 
dtnn  auch  heihehalfcea  bei  •  der  Revi^on  der  Verfilssung  im  Jflihre  18Ö0, 
(§  46)";  traf  wurd^  iipeh  Äe  Absendung  von  Deputationen  an  den  Ijandtag 
untei^sagt.  ••  *•  ..  *  .  ..    ^ 

jUie  übrigen  aos'dfücklichen  Feststellungen  ^es  Petitiotlsrdchtes  sind 
spät^  als  das  Jahr  IBSO-  '  .  ' 

So.  bestimmte  denn  die  kurhessi sehe  Y^assfingsürkiinde  von  1831, 

"w-^in  §.§5,  dass  es  ^en ^io^ii^n iJnterthanen ,  sowie  ganzen  (ä^^in^den.nnd 

^6rperschaft^n,  freigela^s^fT-ie^-i]^^^^  und  Öit^dii  axtf'^^ii^t^hem 

Wege  zu  bidraljie^  xind  vorzob^ni^^^';^  Vedk^iiiag^^Mi  IQS2 

aber  Ändert  lÜeiliiU  nichts  ab.    ■"    .    .  ■    -l. 

Das  herzogl..&achsen-alton'büF|;ische'Gnmdgesetz  von  IfSi  ge- 
stattet; §'^r'd^  «Wünsche  undlnir&ge  der  einzelnen  liandesi^teittiftien 
•  •  ■  •     .     "  *■ »     ■  *'***' 

isar  "B^fbrififvam  des  Gesammtwoläi^' einer  Gemeinde  zunächst  dem  OMfor- 

,    '  .-■  •  "  •  • ,      .  • 

steiler  zui*  Erwäguilg  und  Berichtigung  vorzulegen  seien;  wohlgemeinte  Vbr- 
Schläge  und  Wahrnehmungen  zum  Besten  des  ganzeA-  Landes  oder  einzehier 
*  Theile  aber  unmittelbar  an  die  höchste  Stelle  gelangen  könneii,  wo  sie 
jeder  Zeit-zur  Erwägung  werden  gezogen  werden;  doch  aber  auch  an  die 
LaiHUchaft  gerichtet  werden  können.»  . 

In  gleiaher  Wei?e  setzte  das  hannoverische  Grundgesetz  von  1833, 
§  39,  f^st,  ddss  «den  Untertbanen  das  Recht  zustehe ,  in  angemessener  Form 
und 'in  gesetzlicher  Weise' Bitten  an  den  König,  an  die  allgemeine  SAnde- 
Versammlung,  sowie  an  die  Landesbehörden  zu  bringen.»  Nur  ist  ange- 
ordnet, dass  mehrere  Gemeinden  und  Corporationen  Ober  Angelegenl^it'en, 
in  Ansehung,  deren  sie  nicht  ohnedem  in  einem  verfa^sungsniässigen  Ver- 
bände stehen,  keine  gemeinschaftlichen  Gesuche  übei^geben  dürfen.  —  Und 
diese  Bestimmungen  sind  auch  in  dem  Landesverfassung^esetze  von  1840 
anerkannt  worde». 

Die  braujv€^hi¥€rigi8che  Landschaitordnung  voa  1832  gibt,  §  38, 
ausdrücklich  2a:/-^bar8s  «Jedermann  in  seiner  Angelegenheit  schriftliche  Bitten 
an  den  Lluid^sfürst^n  und  die  Landesbehörden  in  vorsehriftmässiger  Weise 
und  in  vorsclrriftnil^iger  Ordnung  richten  darf.» 

Sodann  wSrde iiuch  noch  in  die  neue  schwarzburg-sonderbansische 
.^ttkfi^npff  ion  1841  das- Petitionsrecht  (ausdrücklich  gesondert  vom  Be- 
'  fe^werdorecht)  aufgenommen.  Nach  §  51  sollte-  jedem  Untertbanen  das 
ftecbt  zustehen,  in  angemessener  Form  und  auf  vorgeschriebenem  W^e  seine 
•Bjitfen  und  Wünsche  an  die  Landesbehörden,  so  wie  auch  an  den  Fürsten 
dellist,*  gelangen  zu  lassen.  —  Und  als  die  im  Jahre  1849  abermals  nmge- 
indeiie  Y^rfeisßung  dieses  Recht  ausdrücklich  auf  Petitionen  an  die  St&nde 
atisdehnlt;.,  wurde  hferan  im  Jahre  1852  nicht  wieder  gerüttelt.* 

Eine  zweite  Veranlassung  zifr  Feststellung  des  Petitionsrechtes  gab,  wie 
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berdts  oben  angedeutet  wur&,  die  Bewegung  des  Jalire84848.  Die  Freiheit 
m  bitten  war'  zwar  nicht  lä  den  zuerst  yer^ffenthehten  Grundrechten ,  wohl 
aber  in  der  Reichsyerfassüng  festestem  worden.  «Jeder  Deutsche  —  hjess 
es  in  §  159  -^  hat  das  Redit,  sfch^mit  Bkten  und  Beschwerden  aütlie  Be- 
hörden,  an  die  Yolksvertretimgen  und  an  den  Reickstag  zu  wenden.  Dieses 
Recht  kann  sowohl  von. Einzelnen  als. von  Corporätionen  und  von  Mehreren 
iiii  Verein  ansgeflbt  werden;  beim  Heere  und  der  Kriegsflotte  Jedoch  nur  in 
der  Weise,  Wie  es  die  Disciplinarvorschriften  bestimmen.»  Ausserdem  fand 
sich  in  der,  selbst  noch  früher  umgeänderten,  Luxemburger  Verfassung  eine 
ähnliche  Satzung.  Die  Wirkung  zeigte  sich  in  manchen  neuen  Landesver- 
fassungen, selbst  in  solchen,  welche  erst  nach  wiedererstarkter  Regierungs- 
gewalt za  Stande  kamen. 

In  Artiker28  der  luxemburgischen  Verfassungsurkunde  von  1848 
war  Jedem  das  Recht  gegeben ,  sich  durch  Bittschriften ,  seien  sie  von  Einem 
oder  von  Mehreren  unterzeichnet,  an  die  öffentlichen  Behörden  zu  wanden. 
Nur  öffentliche  Stellen  sollen  übrigens  das  Recht  haben,  im  Namen  einer 
Gesammtheit  zu  sprechen.  —  Die  abgeänderte  Verfassung  von  1856,  Ai%  27, 
wiederhdt 'einlach  die  Bestinunung. 

Fast  mit  /denselben  Worten  anerkannte  das  Verfa^sungsgesetz  voji 
Anhalt-Berntiiirg,  1850,  dds  Petiticmsrecht  (§  11);  inür  ist  hier  der 
Eingaben  an  AeLandstände  ausdrückliche  Erwähnung  gethan*  —  Das  Gleiche 
£and  dann  stattin  den  Verfassungen  für  S.  Coburg  undGotliay  von  1852, 
§  48;  für  Oldenburg,  von  1852,  Art.  48,  §  1;  für  Waldeck,  von .1602, 
§  33;  TletisaJ.  L:,  von  1852,  §  15. 

Endlich  haV  ancli  Preussen,  welcbes  doch  in  dem  Patente  Von  1Q47 
fOit  den  vereinigten  Landtag  jede  Art  von  Petitionen  an  denselben  ganz  itnter- 
sagt  hatte,  d«5  Recht  dazu  in  seiner  Verfitssong  von  1850  anerkiannt.  Art.  32 
lautet  Bäsdich:  «Das  Petitionsrecht  steht  aDen  Preussen  zu«  Petitionen  unter 
einem  Oesammtnamen  sind  nur  Behörden  und  Corporätionen  gestattet.»  Zu 
bemeiten  Ist  dabei  noch,  dass  nach  Art.  35  diese  Bestimmungen  (wie  noch 
einige  andere  über  staatsbürgerliche  Rechte)  auf  das  Heer  nur  in  so  ferne 
Anwendung  &ijton,   als  militärische  Gesetze  und  Disciplinar- Vorschriften 

■ 

nicht  entgegenatehen. 

Daei^-auch  die  ephemere  österreichische  Verfassung  von  1849 
(Gnmdrec&te ,  §  6,)  das  Petitionsrecht  anerkannte,  ist  immerhin  als  eine 
Erinnerung,  möghcherweise  als  ein  später  wieder  aufzugreifender  Vorgang 
zu  bemerken. 

Eine  dritte  Kategorie  endlich  begreift  diejenigen  Grundgesetze,  welche 
zwar  de9  Petitionsrechtes  der  Einzelnen  Erwähnung  thun ,  allein  in  einem 
demselben' Abgeneigten  Sinne  und  um  mehr  oder  weniger  bedeutende 
Beschränkungen  desselben  anzuordnen. 

T.  Mohl,  SUatsrecht.    Bd.  I.  16 
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Zunächst  gehört  hieher  die  Yerfassaiii^rkunde  des  Grossherzogthnms 
Hessen.  Nachdem  unter  den  allgemeinem  afaatshargierlichen  Rechten  weder 
ein  Beschwerde-  noch  ein  Petitionsrecht  der  Einzelnen  aufgefOlirt  ist,  wird 
im  §  81  das  Beschwerderecht  der  Corpordtionäi  dahin  beBÜiQmt^.das»  sich 
solche  bei  den  ^änden'.besch^eren  können,  wenn  sie  in  Hinsicht  ihrer. indi- 
Tidaellen  Interessen  sicli  auf  eine  uiirechtliche  oder  unbillige  Vfeiae  £ftr  ver- 
letzt oder  gedrückt  halten;  sodann  aber'  beigefügt":  «Ein  Petitionsrecht  der 
Einzelnen  und  der.Gorporationen  in  Hinsicht  allgenieiner  politischer  Interes- 
sen, welche  zu  macheb  blos  den  St&nden  gebflhrt,  findet  nicht  statt,  und 
Vereinigung  Einzelner  oder  ganzer  Corporationen  zu  einem  solchen  Zweck 
ist  gesetzwidrig  und  strafbar.» 

Nicht  ganz  so  weit  gehend,  aber  doch  immlerhin  noch  sehr  {beschränkend, 
sind  sodann  die  Vorschriften  in  §7  des  far  Holstein  octroirten  Ver&s- 
sungsgesetzes  von  1854.  Es  wird  hier  unterschieden  zwischen  Petitionen  Ein- 
zelner und  gemeinschaftlicher  Eingaben  Mehrerer.  Jene  sind  unbedingt 
gestattet  sowohl  in  Staats-  als  in  Privatangelegenheiten^  an  die  Regierungs- 
behörden und  an  die  Stände.  Gemeinschaftliche  mündliche. oder  schriftliche 
Anbringen  stehen  dagegen  nur  den  verfassungsmässigen  Vertretern  gesetzlich 
anerkannter  Corporationen  zu,  und  auch  diesen  nur  in  den  eigenen  Ange- 
legenheiten der  Corporation,  nicht  in  allgemeinen  Landesangelegenheiten. 
Nicht  nur  Jede  andere  Versammlung  zu  solchen  Zwecken,  sondern  au6h  j6de 
Unterschrift  Mehrerer  unter  einer  Petition  in  öffentlichen  Angelegenheiten 
ist  strafbar. 

Auch  in  einigen  bereits  wieder  erlassenen  Grundgesetzen  finden  sich 
ähnliche  dem  Rechte  der  Bitte  wenig  gflnstige  Vorschriften. 

So  namentlich  in  den,  aUerdings  wegen  Vermischung  des  Beschwerde- 
rechts und  des  Petitionsrechts  nicht  gam  klaren,  Vorschriften  der  Verfassungs- 
urkunde fflr  das  Fürstenthum  HohenEOllern- Sigmaringen.  Dieselben 
setzten  nämlich  fest,  dass  sowohl  Jeder  Einzelne  als  ganze  Corporationen  be- 
rechtigt seien ,  schriftliche  Beschwerden  und  Gesuche  an  die  Ständeversamm- 
lung  zu  bringen,  wenn  sie  sich  in  ihrem  Rechte  verletzt  oder  bedroht 
halten.  Gesuche  und  Anträge  an  den  Landtag  hinsichtlich  solcher  Interessen, 
welche  nicht  die  inneren  Landtagsangclegenheiten  betreffen,  waren  dagegen 
für  ungültig  erklärt. 

Und  von  grosser  Bedeutung  war  es  endlich  seiner  Zeit,  dass  sich  ^ch 
Preussenin  früheren  Versuchen  zur  Umgestaltung  seines  öff^tliclien  Rechtes 
den  Gegnern  des  Petitionsrechtes  auf  das  Entschiedenste  angeschlossen  hatte. 
In  dem  Patente  vom  3.  Februar  1847  war  nämlich,  §  20,  angeordnet,  dass 
Bitten  und  Beschwerden  bei  dem  Vereinigten  Landtage  von  Anderen  als  Mit- 
gliedern desselben  weder  angebracht  noch  zugelassen  werden  dürfen. 

Und  endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  auch  die  deutsche  Bundes- 
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Versammlung  in  der' Zeit  tmtk  ängstlichen  znrückdrüdcendeo  Thätigkeit 
für  gnt  gefunden  hatte,-  wenil^tMB  in  Beziehung  auf  eine  gewisse  Art  und 
Form  von  Petitionen  ein  Veto  einzulegen.  In 'dem  Bundösbeschlnsse  Yom 
13.  Oktober  1831  war  nftHüich  ^sgcsprochen ,  dass  das  Sajnmeln  von  unter- 
Schriften  zu  gemeinschaftlicheH  Yorstellungen  oder  Adressen  Aber  gemein- 

■  •  •      •  

schaftliche  Angelegenheiten^  des  Bundes ,  als  -eiu  die  Auctorität  der  Bundes- 
regierungen und  die  öffentliche  Ruhe  -tmd  Ordnung  gefährdender  Versuch, 
auf  die  gemeinsamen  Angelegei^eiten  und  Verhältnisse  ;Deutschlands  einen 
ungesetzlichen,  mit  der  Stellung  der  Unterthanen  zu  ihren  Regierungen  imd 
dieser  letzteren  zum  Bunde  unvereinbaren  Einfluss  zu  üben,  erscheinen,  und 
daher  alle,  dergleichen  Adressen  als  unstatthaft  werden  zurückgewiesen  wer- 
den. Dieser  Beschlüss  ist  jedoch,  als  zu  .den  unter  dem  3.  April  1848  vom 
Bunde  wieder  aufgehobenen  Ausnahmsgesetzen  gehörig ,  nicht  mehr  in  Gül- 
tigkeit »). 

m 

Es  sieht  also  auch  in  diesem  Theile  deä  öffentlichen  Rechtes  bunt  i^nug 
aus  in  Deutschland.  Ist  zwar  die  Einräiunung  äines  Petitionsrechtes  der 
Einzelnen  vüd  der  CorpoVationen  die  weit  überwiegende  Regel,  entweder 
gestützt  auf  die  Natur  des.  Staatsbürgerrechtes  und  der  Repräsentativverfas- 
sung  oder  auf  ausdrückliche  Satzungen:  so  sind- doch  auch  nicht  unbedeutende 
Ausnahmen  gemaoht  «und  mancherlei  Modificationen  beigefügt.  Und  nichts 
wäre  daher  unrichtiger,  (wie  freilich  fast  immer,)  als  von  den  Zuständen  und 
Gesetzen  des  einen  Landes  Ohne  Weiteres  Schlüsse  ziehen  zu  wollen  auf  das 
positive  Recht  eines  andern.  In  jedem  eim^lnen  Falle  muss  auf  die  eigene 
Grundlage  zurückgegangen  werden. 

3.   Die  Ansichten  der  Re.chtslehrer  über  das  Petitionsrecht. 

Unbestreitbar  ist  viel  geschehen  rafe^  winenschaftlichen  Erörterung  und 
Systematisirung  des  constitutionellen  SkaatsreGhtes ,  sowohl  des  allgemeinen 
als  des  positiven.  Doch  finden  skh  anch  noch  bedeutende  Lücken  in  dieser 
Literatur,  und  zwar  oft  solche,  welche  man  iil  der  That  nicht  vennuthen 
sollte,  und  die' sich  nur  aus  der  denn  doch  im  Ganzen  nur  kurzen  Zeit  des 
Bestehens  der  betreffenden  Stäatsgattung  und  also  auch  ihrer  theoretischen 
Bearbeitung  erklären  lassen.  ...  * 

Kaum  aber  dürfte  eine  in  diese  Lehre  einschlagende  Frage  eine  solche 
geringe  Beachtung  von  Seiteü  der  I^eoretiker  bis  jetzt  erhalten  haben ,  als 
das  Petitionsrecht  der  einzelnen  Bürger;  somit  ein  Recht,  das  täglich  aus- 
geübt wird,  sehr  häufig  zu  umfangreichen  Verhandlungen  in  den  Stände  Ver- 
sammlungen -führt,  das  in  manchen  Kammern  für  so.  wichtig  erachtet. wird, 
dass  regelmässige  wöchentliche  Sit^ungfen  der  Erledigung  der  einzelnen  Fälle 


1)  UnenUchieden  laut  die»  übrigens  Z  ö  ptl ,  D.  Staatsrecht,  4.  Aafl.,  Bd.  U,  8.  652. 
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gewidmet  werden,  das  somit  vor  vielen  anderen  die  Aufinerksamkeit  hätte 
auf  sich  ziehen  können  nnd  sollen.  Sogar  In  denjenigen* Werken,  welche 
zunächst  zur  Hand  genommen  zu  werden  pflegen ,  wenn  man  sich  über  eine 
Frage  des  6&ntlicbcn,  namentlich  des.  constitntionellea,  Rechtes  Rath  er- 
holen will,  s^cht  man  vergeblich  selbst  nach  dem  Namen.  So-  z.  B.  in  B. 
Constant's 'Coors  de  politique  constitationelle;  in  Zachatiä's  Yieridg 
Büchern,  in  Rotte ck's  Vemunftrecht ,  in  Jordan's  Versach,  in  Aretin*s 
constitutionellem  Staatsrechte.  Ja ,  was  vielleicht  noch  Weniger  zu  begreifen 
ist,  selbst  in  manchen  Bearbeitungen  des  positiven  Staatsrechtes  solcher 
deutschen  Länder,    deren   Gesetze   Bestimmungen  über  die  Ansübang  des 

«  ■    ■ 

Petitionsrochtes  enthalten ,  ist  dasselbe  nicht  abgehandelt.  Zur  Koth  findet 
sich  das  Petitionsrecht  der  Ständeyersammlung  erwähnt,  nicht  abe^  das  der 
Bürger..  So  z.  B.  in  den  sämmtlichen  Werken  über  das  bayerische  Staats^ 
recht,  mit  einziger  Ausnahme  PözTs.  Auch  Kl  üb  er  hat  nur  ein  kurzes, 
in  «einer  Allgemeinheit  ganz  unrichtiges,  Wort,  und  als  einzige  Belegstelle 
nur  einen  Zeitungsartikel.  —  Es  ist  diess  sicherlich  nicht  lobenswerth.  Und 
wollte  man  etwa  entschuldigend  vorbringen,  dass  sich  das  Hecht  zn  bitten 
viel  zu  sehr  von  selbst  verstehe,  als  dass  es  noch  einer  Erörteiteig  bedürfe, 
so  würde  schon  ein  Blick  auf  die  im  Vorstehenden  angefahrten ,  jgewiss  ver- 
schiedenartig lautenden,  Gesetzesstellen  eines  Bessern  belehren.  Vielmehr 
muss  gerade  im  Gegentheile  behauptet  werden,  dass  wenn  das  Gesetz  einen 
ftmkt,  weil  er  sich  von  selbst  verstehe,  überging,  es  um  so  mehr  Sache  des 
Theoretikers  ist,  ihn  klar  zu  erweisen  und  rechten  Ortes  in  das  System  des 
Rechtes  einzufügen. 

Und  wenn  noch  wenigstens  anter  dem,  was  vorhanden  ist,  eine  den 
ganzen  Gegenstand  umfassende  Arbeit  wäre!  Allein  dem  ist  nicht  so.  Es 
liegen  ausser  den  Bearbeitungen  einiger  positiven  Gesetzgebungen  and  den 
betreffenden  sehr  kurzen  Erörterungen  in  den  neuesten  Werken  über  das 
allgemeine  deutsche  Staatsrecht  haoptsächiich  nur  einige  Artikel  in  encyklo- 
pädischen  Werken  vor,  welche  natürlich  nach  ihrem  Zwecke  und  nach  dem 
ihnen  gewidmeten  Baume-  keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit  und  tieferes 
Eingehen  machen  können  und  wollen.  Zur  Ehre  der  Staatsrechtslehrer 
sei  übrigens  bemerkt,  dass  unter  Denen,  welche  sich  mit  der  Frage  be- 
schäftigen, auch  nicht > ein  einziger  ist,  welcher  sich  gegen  das  Petitions- 
recht oder  auch  nur  für  eine  Beschränkung  desselben  erklärte.. 

In  der  englischen  liitci:atur  besteht  keine  Schrift,  welche  deaGregen- 
stand  eigens  behandelte ,  Sei  es  vom  rein  theoretischen,  sei  es  vom  positiven 
Standpunkte  aus,  und  erst  in  der  jüngsten  Zeit  hat  das  Petitionsrecht  in  den 
allgemeinen  Werken  über  das  dortige  Staatsrecht  eine  genügendere  Beach- 
tung erhalten.    Lange  waren  einige  wenige  und  ungenügende  geschichtliche 
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SAtze  Blacjcs tone's  ')  das.Eiiiage;    nnd   so  ganz  unbedeutend  sie  auch 
waren,  wurden  sie  doch' sclavisch  an  anderen  Orten  wiedeÄolt,  —  so  z.  B. 

•  '  •  • 

Ton  Stephen.  Deloliue  schwieg  ganz ;  *und  auch  in  Burn*s  allmählig  zu*  einer 
unermesslichen  Yorrathskammer  gesetzlicher  und  rechtlicher  Einrichtungen 
aufgeschwollenem  Handbuche  für  Friedensrichter  findet  sich,  obgleich  zur 
Aufgabe  des  Werkes  gehörig,  der  Cregenstand  nicht  abgehandelt.  Die  erste 
ausführlichere  Darstellung  des  Petitionsr^chtes  gab  May  in  seiner  trefflichen 
Erörterung  des  Parliamentsreohtes  (Buch  IT,  Kap.  19);  aber  natüriich,  wie 
es  das  Wesen  seiner  Aufgabe  mit  sich  brachte ,  hauptsa6hlich  in  formeller 
Beziehung  und  jeden  Falles  nur  so  weit  das  Parliament  dabei  betheiligt  ist. 
Später  hat  dann  auch  Bowy.er  in  seinem  Systeme  des  englischen  Staats- 
rechtes ')  die  Frage  in's  Auge  gefasst. 

Fast  noch  weniger  fanden  die  Amerikaner  Grund  zu  einer  JErörterung; 
sie  erachteten ,  dass  sich  die  Sache  von  selbst  verstehe,  «unmöglich'  kan^ 
das  Petitionsrecht  verweigert  werden,  sagt  Story  kurzweg «),  so  lange  nicht 
der  Geist  der  Freiheit  voHkommen  verschwunden  und  das  Volk  so  ganz*  her- 
abgewfirdigt  ist,  dass  es  keines  der  Vorrechte  freier  Männer  mehr- auszu- 
üben vermag.»  — •  Itzt  allerdings  hat  Cushing  in  seinem  höchst  umfassenden 
Handbuche  des  amerikanischen  (und  englischen)  Pafliamentsrechtes  *)  das 
Recht  der  Bitte  in  grosser  Ausführlichkeit  dargestellt,  und  zwar  nicht  blos 
das  fcM-melle  Verfahren  in  den  gesetzgebenden  Versammlungen  in  Beziehung 
auf  dasselbe,  sondern  auch  allgemeine^  Grundsätze.*  Doch  ist  von  einem  Ein- 
gehen in  die  einzelnen.  Rechtsfragen  bei  ihm  keine  Rede. 

Etwas  reicher  ist  die  Bearbeitung  von  Seiten  der  Franzosen.  Abge- 
sehen voi\  der  parlamentarischen  Thätigkeit  in  der. verfassunggebenden  Ver- 
Sammlung^)  haben  hier  einzelne  Schriftsteller  über  das  Landesstaatsrecht 
den  Gegenstand  schärfer  in's  Auge  geüasst.  —  So  ist  denn  namentlich 
Cormenin  einer  der  Ersten,  wo  nicht  der  Erste,  welcher  das  Petitionsrecht 
der  Einzelnen  überhaupt  in  das  System  des  öffentlichen  Rechtes  eingeführt 
hat  Derselbe  eröffnet  in  seinem  nicht  genug  zu  preisenden  Werke  über  das 
Verwaltungsrecht*)  die  Erörterung  der  positiven  französischen  Gesetzgebung 

1)  S.  detsen  Commeiitaries,  Bnoh  I,  Kap.  l,  gegen  dM  Ende. 

1)  8.  B  o  w  y  e  r ,  6. ,  CommenUries  on  the  constitatioDal  law  of  England.  Lond. «  1846, 
».  481.  ^ 

'    8)  81  8tor7,.Commentarle8  on  the  Constitution  of  the  tJ.  St.,  Bd.  m,  8.  745. 

4)  ß.  Cnthing,  L.  St.,  Elements  of  the  law  and  practice  of  Legislatire  Assemblies.  Bost, 
1856,  8..  466-478. 

5)  8.  die  Verhandinngen  Aber  das  Petitionsrecht  vom  9.  MA  1791  und  folgenden  Tagen  in 
der  Cboix  de  rapports  etc. ,  Bd.  V,  8.  tU  tg.  Es  handele  sich  von  der  Ei^erftang  eines  Ge- 
seties  sur  Verhfltang  von  Hissbrftuchen ,  das  aber  zum  .wichtigsten  Thelle  an  der  Abneigung 
der  lossersten  Widersprachsparthei  scheiterte.  Bezeichnend  fUr  die  vöUig  verschrobenen  An- 
sichten  Jener  Zeit  ist,  dass  das  Petitioniren  von  Behörden  und  Gesellschaften  unterlagt  werden 
wollte,  i,w^\  das  Volk  nur  diejenigen  Rechte  abtreten  dürfe,  welche  es  iiicht  selbst  auszuüben 
im  Stande  sei." 

6}  Cormenin,  Droit  administratif,  Art.  P^tltions. 
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über  das  Petitionsredit '  und  sane  eigeDon  FordeftmgeD^  m  die  Kanmiem  eii 
dessen  gehöriger  Beachtong  mit  gewöimiicher  S^iärfe  und  glttcklicber  Wort- 
Wendung:  «Das  Petitionsrecbt  ist  ein  verfassungsmässiges  Rechte  gesichert 
durch  die' Karte  and  Jedem  zustehend.  Die  Petition  bringt  ^taatiiehe,  Ute- 
rarische,  kirchliclie,  ?rissenschiaftliche,_  gesetzgeberische  und  Yefwaltungs- 
wünsche  an  das  Tageslicht',  oder  sie  leihet  Klagen  eine  Stimme.  Mittelst 
derselben  besteigt  der  Letzte  der  Proletarier  die  Rednerbahne  und  spricht 
auf  ihr  öffentlich  zu  ganz  Frankreich.  Mittelst  derselben  kann,  der  Franzose, 
wenn  er nuch  nicht  Wähler,  nicht  wählbar,  rielleicht  nicht  einmal  Staats- 
bürger  ist,  die  Initiative  ergtcifen  wie  ein  Abgeordneter,  wie  die  Regierung 
6elf)st,  theoretisch  wenigstens  gesprochen.  Mittelst  desselben  kann  der  in 
seinem  Rechte  oder  in  seinem  Interesse  gekränkte  Borger  vor  die  Stellver- 
treter des  Landes  treten  und  verlangen,  was  .er  glaubt,  dass  ihRi  gebühre, 
sei  e&  als  Gnade,  sei  es  als  Recht;  vortragen,  was  ihm  missiUlt.  Es  gibt 
also  utopistische  Petitionäre,  bittende  Petitionäre,  streitsüchtige  Petitionftre.» 
—  Auch  Palllat  hat  in  seinem  Staatsrechte  die  Frage  in's  Auge  gefasst, 
doch  mit  weniger  Schärfe  und  Gründlichkeit,  als  manchen  andern  Punkt  ^).  — 
Mit  vieler  Wärme  ninmit  sich  H.  de  St.  AI  bin  des  allgemeinen  Petitions- 
rechtes, dem  et  als  Abgeordneter  seine  besondere  Thätigkeit  zuwendete,  auch 
als  Schriftsteller  an*)^  «Das  Petitionsrecht»,  sagt  er  unter  Anderem,  *ist 
keineswegs  blos  durch'  das  positive  Gesetz  geschaffen;  man  darf  vielmehr 
behaupten,  dass  es  vor  jeder  Yerfassungsurkunde  und  jedem  Gesetz  da  ist; 
es  ist  ein  wesentlicher  Bestandtheil  des  constitutionellen  Staates.  Es  ist  in 
der  That  das  Wenigste-,  dass  sich  die  Bürger  an  ihre  ^landatare  mit  der 
bescheidenen  Bitte  wenden  dürfen,  Wünsche,  Ansichten  und  Klagen  vor- 
zutragen. Oder  wäre  eine  solche  demüthige  Bitte  etwa  eine  Handlung  des 
Ehrgeizes,  etwas  Maassloses?»  Die  Absicht  dieses  Schriftstellers  ist,  und 
gewiss  mit  allem  Fuge ,  •  dahin  gerichtet ,  die  Kammern  ufid  die  Ministerien 
zu  eiüer  wirklich  in*s  Leben  tretenden  und  beständigen  Achtung  .  dieses 
letzten  Rechtes  der  Bitte  zu  bewegen.  Es  mag  sein,  dass  er  sich  in  seinem 
Eifer  zuweilen  zu  unausfühibaren  Vorschlägen  verirrt ,  (so  z.  B. ,  wenn  er  in 
der  Kammer  verlangte ,  dass  bei  dem  Anfange  j^den  Landtages  die  Minister 
eine  ausführliche  Rechenschaft  über  alle  ihnen  zugewiesenen  Petitionen  ab- 
legen sollen;)  allein  es  kann  nur  nützen,  wenn  die  Aufrechthaltung  des 
Rechtes  und  seine  möglichst  praktische  Beachtung  eftigeschärft  wird.  Es 
ist  so  leicht ,  einen  Bittenden  abzuweisen.  —  Endlich  noch  haben,  die  Dar- 
steller des  itzt  geltenden  kaiserlic^ien  Staatsrechtes  des  kleinen  üeberbleibsels 
von  Petitionsrecht,  welches. cfie  Verfassung  von  1852  anerkennt,  Erwähnung 

1)  8.  Paillet,  Droit  pubfic  flean^ais,  p.  I10e.8q. 

2)  8.  den  Artikel  Petition  in  dem  Dictiomudre  politiqne  par  Garnier  Pagöi,  öd.  2, 
pa«.  714  fg. 
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gethan ;  freilich  ohne  wissenschaftKche  Ansf&hnmg  oder .  gar  Kritik.,  zu 
welchen  die  Umstände  nicht  angethan  sind.-  SoLaferridre  in  seinem 
System  des  öffentlichen  Hechtes  ')  und  Block  in  dem  Wö/terhuche  des  Yer- 
waltongsreeht^s  ")• 

Unter  den  Deutschen,  bajt  ohne  Zweifbi  Welcker  ^e  ausführlichste 
Erörterung  gegeben ").  Es  bedarf  wohl'uicht  erst  der  Bemerkung,  dass  hier 
eifrig  fElr  das  Recht  gesprochen,  seine  Bedeutung  und  «eine  Heiligkeit  lebhaft 
behauptet  wit^;  aber  auch  fSr  Darstellung  der  positiven  Bestimmungen  im 
Bunde  und  ib  den  einzelnen  deutschen  St^iaten  ist  m^nche^  Material  ge- 
sammelt —  Sodann  widmet  Blunt9<;hli  dem  Petitionsrechte  einen  eigenen 
Abschnitt^),  sowohl  dessen  Bestand- aus  allgemeinen  Gründen  erweiisend,  als 
die  Bedingungen  der  AugObung  aab&hlend.  Beschwerderecht  und  Petitions- 
recht ist  übrigens  nicht  scharf  getrennt,  und  der  i)olitischen  Seite  mehr 
Rücksicht  geschenkt  als  der  rechtlichen.  —  Anerkennende  Erwähnung  .ver- 
dient sodann,  dass  die  neueren  Bearbefter  des  positiven  allgemeinen  deutschen 
Staatsrechtes  dem  Gegenstande  grössere  Aufmerksamkeit  geschenkt  haben, 
als  ihm  früher  zu  Theile  wurdcr  Nachdem  noch  Elübef  des  Pctitionsreehtes 
kaum  Erwähnung  gethan  hatte,  erörtert  nun  Zachariä»)  desselben  aus- 
drücklich, wenn  schon  niur  in  den  allgemeinsten  Umrissen,  übrigens  mit 
ausdrfleklicher  Scheidnng  der  Rechte  der  Beschwerde  und  der  Bitte,  Aus- 
fQhrlicher  ist  Zöpfl^,  welcher  —  jedoch  nicht  in  bestimmter  Sonderung 
der  beiden  fechte  '^  die  Bestimmungen  der  einzelnen  Staaten  angiebt  und 
dieselben  zu  allgemein  geltenden  Grundsätzen  zu  verwenden  sucht;  Endlich 
stellt  auch  Held^  die  verschiedenen  positiven  Bestimmungen  übersiehtUeh 
zasaromen.  —  Ton  den  Bearbeitern  der  einzelnen  deutschen  Landesstaats- 
rechte aber  hat  Rönpe  die  einschlagenden  Bestinonungen  der  preussischen 
Yerfassungsurkunde  *) ,  Pözl-die  der  bayerischen  •) ,  Weiss  des  grossh. 
hessischen  Gnuidgesetzcs  *?),  Murhard  die  des  kurhessischen  *'*),  endlich  der 
Verf.  der  gegenwärtigen  Abhandlung,  die  des  württembergischen  erörtert  *.•). 


1)  Laferriire,  Cotis  de  droit  pnbUc  et  administratif.    tä.  4,  Par.,  1854,  Bd.  I,  8.  72. 
1)  Block,  Dicttonnaire  de  l^admibiitratJon  Aran^,  Art.- PMtidns. 

3)  8.  SUatslexIcon,  9.  Aufl.,  Bd.  X,  8.  &M  ügr.  • 

4)  Bln'ntsehli,  AUgemelnte  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Bd.  TL,  8.  515  tg. 
5)Zacharii,  II.-A.,  Deotsehee Staats-  and  Bundesrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  429. 

6)  ZSpH,  Deutsches  Staatsrecht,  4.  Aufl.,  Bd.  II,  8.  548  tg, 

7)  Held,  System  des  yerfiws.-Rechtes,  Bd.  II,  8.  621  fj;. 

8)  Rönne,  Staatsrecht  der  prensslscben  Monarchie,  Bd.  I,  8.  386  fj;. 

9)  Pdil,  Bayerisches  VerfiiÄsiuigsrecbf,  2.  Aufl.,  8.  75  fg. 

10)  Weiss,  System  des  Verfassungsrechtes  des  6.H.  Hessen,  8.  232. 

11)  Marhard,  OrändUffe  des  Jetaigen  Staatsrechtes  des  Kurf.  Hessen,  Bd.  1,  8.  354  fj;. 

12)  Mohl,  Staatsrecht  dips  K.  Wttrttembe^,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  8.  424  i^. 
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4.    Kritik  unge^^önlicher  Bejßtimmungen  nnd  AuTstellnDgen. 

a)  Dl«  BettimmmigMi  dei  prepaalflehen  Pateatea  xwm  8.  FebrMur  1847. 

Kaum  hat  eine  andere  Bestimmang  der  preussischen  Verordmugen 
tber  die  Bildung;  eines  Vereinigten  Landtages  und  eines  Vereinigten  ständi- 
schen Ausschusses  «p  grosses  AuCsehen  gemacht.,  als  das^  (oben ,.  S.  241  be- 
reits abgeführte)  g&Hzliche  Verbot  der  Eihreichung  von  Peti- 
tionea  an  den  Landtag.  Diess  namentlich  aber  auch  desshalb,  weil  mit 
dieser  Beseitigung  des  Bittrechtes  .der  Unterthanen  noch  weitere  Bestim- 
mungen in  Verbindung  standen,  welche  dem  Landtage  oder  dem  Ausschusse 
gelbst  die  Anbringung  von  Bitten  Vor  dem  Throne  im  höchsten  Grade  er- 
schwerten. Es  war  nämlich  in  §  13  des  Patentes  noch  weiter  angeordnet, 
dass  zwar  Bitten  und  Beschwerden,  welche  innere  Angelegenheiten  des  ganzen 
Staates  .oder  mehrerer. Provinzen  betreffen,  von  dem  Vereinigten  Landtage 
vorgelegt  werden  dürfen,  dagegen  Bitten  und  Beschweirden ,  welche  die  ein- 
zdnen  Provinzen  betreffen,  den  Provinzial-Landtagen  vorbehalten  bleiben 
sollen;  in  §  21,  dass  Bitten« und. Beschwerden,  welche  vom  Könige  einmal 
zurückgewiesen  worden  seien ,  yqn  der  nämlichen  Versammlung  g^  nicjit, 
und  auch  späterhin  nur  dann  erneuert  werden  dürfen,  wenn  dazu  neue 
Gründe,  sich  ergeben;  in  §  16,  dass  Bitten  und  Beschwerden  nur  dann  zur 
Kenntniss . des  Königs  gebracht  werden  können,  wenn  sie  in  beiden  Ver- 
smnmlun^en  (des  Herrenstandes  und  der  Abgeordneten  der  Ritterschaft,  der 
Städte  und  Landgemeinden)  berathen  seien  und  sich  in  jeder  derselben 
mindestens  zwei  Diittheile  der  Stimmen  dafür  ausgesprochen  lutben;  endlich 
in  §  5  der  Verordnung  über  die  periodische  Einberufung  des  Vereinigten 
ständischen. Ausschusses,  dass  diesem  das  Petitionsrecht  in  demselben  Um- 
fange zustehe j   wie  dem  Vereinigten  Landtage,  jedoch  mit  Aufnahme  »allw 

• 

Anträge,  welche  eine  Veränderung  der  ständischen  Verfassung  betreffen. 
Dabei  ist  noch  zu  bemerken,  dass  nach,  den  sämmtlidien  Gesetzen  über  die 
Anordnung  von  Provinziälständen  diesen  die  Vorbringung  von  Bitten  nnd 
Beschwerden  nur  aus  den  besonderen  Interessen  der  Provinzen  und  der  mit 
ihnen  verbundenen  .Theile  gestattet  war,  individuelle  Bitten  und  Beschwerden 
von  dem  Landtage  an  die  Behörden  oder  an  den  König  gewiesen  werden 
mussten,  und -nur,  wenn  Mitglieder  des  Landtages  von  den  Bedrückungen 
einzelner  Individuen  bestimmte  Ueberzeugung  erhalten  haben  sollten,  sie  den 
Antrag  stellen  durften,  dass  sich  der  Landtag  bei  dem  Könige  um  Abstellung 
verwende  *). 

Sonjit  hatten  denn  die  einzelnen  Staatsbürger  keinerlei  Art  von  Recht, 
Petitionen  an  d^n  Vereinigten  Landtag  oder  an  den  Vereinigten  'ständischen 


S)  S.  Simon,  PreuMiflches  SUaUrecht,  Bd.  II,  8.  186. 
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Ansschnss  einzareicben;  mnd  zwar  eben  so  wenig,  wenn  sie  eine  Bitte  in 
eigenen  privativen  Angelegenheiten  vorzulegen  gehabt  hätten,  als  wenn  der 
Gegenstand  allgemeiner  Art,  z.  B.  ein  staatsbürgerliches  Ke^ht  oder  ein 
staatliches  Interesse,  gewesen  wäre.  Selbst  Beschwerden  über  Rechtsver- 
letzongen  wurden  nicht  zugelassen.  Uiid  auch  nicht  einmal  mittelbar,  durch 
Uebersendung  an  ein  Ständemitglied,  welches  die  Sache  aufnähme  und  einen 
Antrag  darauf  gegründet  hätte,  konnten  Petitionen  a,n  die  beiden  allgemeinen 
Versammlungen  gelnracht  werden,  da  dieselben  lediglich  nur  die  allgemeinsten 
Landesangelegenheiten  znm  Gegenstande  ihrer  Bitten  machen  durften.  Wenn 
ihnen  untersagt-  ist,  sich  der  Wünsche  ganzer  Provinzen  anzunehmen,  so 
konnten  sie  natürlich  noch  viel  weniger  die  von  einzelnen  Bürgern  vorge- 
brachten berathen  und  vor  den  Thron  bringen.  Wenn  also  je  Einzelne  oder 
mehrere  Vereinte  eine  Zuschrift  an  ein  Mitglied  der  genannten  Versammlung 
hätten  abgehen  lassen  wollen,  so  wäre  solche  von  keiner  weiteren  Bedeutung 
gewesen,  als  jede  andere  gelegentliche  Aeusserung  über  staatliche  Dinge. 
Der  Angegangene  hätte  etwa  daraus  zu  seinem  Gebrauche  Thatsachen ,  Ur- 
theile  und  WtLnsche  entnehmen  mögen ;  allein  er  hatte  keinerlei ,  auch  nur 
sittliche,  yeq>flichtung,  das  ihm  Mitgetheilte  irgend  zu  beachten  und  geltend 
zu  machen.  —  Etwas  günstiger  stellte  sich  das  Verhältnifiß  gegenüber  von 
den  Provinzial-Landtagen.  Audi  diese  sollten  zwar  unmittelbar  keine  Peti- 
tionen von  Einzelnen  annehmen,  sondern  solche  an  die  Behörden  oder  an 
das  Staatsoberhaupt  verweisen.  Allein  es  war  doch  wenigstens  zugelassen, 
dass  jedes  StäÄdemitglicd  die  ihm  zur  Vertretung  übergebenen  Verlangen 
einzelner  Personen  der  Versammlung  vortrage  und  dass  diese  sie  bei  tiem 
Könige  bevorworte.  Allerdings  gestattete  der  Wortlaut  des^  Gesetzes  nur, 
Beschwerden  über  Bedrücku^en  zum  Gegenstande  einer  provinzialstänohschen 
Thätigkeit  zu  machen;  allein  es  Hess  diese  Bestimmung  immerhin  eino  weitere 
Auslegung  zu,  wi^  sie  denn  eine  solche  auch,  wenigstens  von  Sea^  der 
St&nde,  von  Anfang  an  erhielt. 

Ueber  das  Bittrecht  von  Gemeinden  oder  sonstigen  Körperschaften 
war  gar  nichts  bestinunt.  Hieraus  liess  sich  denn  aber  nicht  (^.twa  ein  in 
der  Nattir  der  Sache  begründetes  Repht  ableiten.  Da  es  den  verschiedenen 
ständischen  Versammlungen  überhaupt  untersagt  war ,  andere  als  bestimmte 
Petitionen  zu  machen  oder  anzunehmen,  so  konnten  sie  somit  solche  auch 
von  Gemeinden  nur  in  den.  erlaubten  FäHen  entgegennehmen.  Die  Gemeinden 
und  Korporationen  standen*  also  völlig  in  den.  Verhältnissen  der  einzelnen 
Bürger.  Weil  aber  überhaupt  nichts  bestünmt  war,  so  lag  auch  kein  Aus- 
spruch darüber  vor,  ob  Gemeindebehörden  sich  in  den  überhaupt  zu  Petitionen 
geeigneten  Fällen-  und  Formen  über  ändere  Angelegenheiten,  als  über  die 
der  Gremeinden  selbst,  aussprechen  durften,  z.  B.  über  allgemeine  staatliche 
Fragen.    Aus  vielen  Vorfällen  ergab  sich  jedoch,  dass  wenigstens  die  Staats- 
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regierung  geneigt  war,  eine  beschränkende  Ansicht  gegenüber  von  den 
Gemeindebehörden  zu  handhaben.  Auch  erfolgte  eine  anthentiscbf  ErUfinmg 
der  StfidteordntiDg  dahin,  dass  die  Stadtverordneten  nicht  berechtigt  seien, 
unmittelbare  Eingaben  einzureichen,  sondern  immer  nur  durch  den  Magistrat 

Vor  Allem  drängt  sich  hier  natürlich  die  Frage  auf,  welcherlei  6nmd 
den  Gesetzgeber  zu  einer  solchen  Nichtzulassung  der  Bitten  imd  Wttnsche 
der  Bürger  bewog?  Es  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  seiner  Zeit  in  Preussen 
diese  Frage  vielfach  mit  grosser  Bitterkeit  und  lautem  Misstrauen  beant- 
wortet wurde ;  allein  es  ist  doch  zweifelhaft,  ob  hiermit  nicht  ünrechtgeschah, 
und  sich  nicht  ein  wenigstens  votn  sittlichen  Standpunkte  aus  unanfechtbarer 
Erklärungsgrund  auffinden  lässt. 

Unmöglich  kann  nämlich  von  einer  verständigen  und  gesittigten  Regie- 
rung, angenommen  werden,  dass  jene  Beschränkungen  den  Zweck  gehabt 
haben,  die  Leitung  der  öffentlichen  Angele^^enheiten  ganz  unbeirrt  durch  das 
Bewusstsein  von  entgegenstehenden  Ansichten  und  lediglich  nach  eigenen 
Planen  oder  gar  nur  nach  Laune,  in  der  Ruhe  der  Seligen  yor  sich  gehen 
zu  lassen.  .  Eine-  solche  weichlich-egoistische  Selbstverheimlichung  der  That- 
Sachen  wäi«e,  so  weit  sie  hätte  durchgeführt  werden  können,  ebenso  grausam 
gegen  die  Unterthanen,  als  nachtheilig  für^  die  Regierung  selbst  gewesen; 
überdiess  würde  der  Zweck  wenigstenis  theilweise  verfehlt  worden  sein.  Als 
grausam  nlüsfete  ein  solches  Vorhaben  bezeichnet  werden.  Weil  es  inunerlun 
lAöglich  gewesen  wäre,  dass  selbst  die  gerechtesten  Klagen,  die  billigsten 
Wünsche  nicht  bis  zum  Fürsten  hätten  dringen  könneii,  wenn  sie  nämlich  auf 
dem  Wege  durch  die  Behörden  unterschlagen  worden  wären.  -Nacbtbailig 
£Qr  die  Regierung  «aber  wäre  es  gewesen ,  weil  auf  solche  Weise'  ohne  ihr 
Wissen  bitteres  Missv^gnügen  bestehen  und  sieb  ein  gefährlicher  Zflndr 

m 

Stoff  ansammeln  konnte;  weil  ihr  manche  für  sie  kennenswerthe  Wahrheit 
Verborgen  blieb;  weil  dieser  und  jener  gute  Gedanke  odet  Vorschlag  nicht 
bis  zu  ihr  gelängte.  Und  offenbar  würde  überdiess  der  Zweck  einer  solcheil 
Erstickung  der  an.  die  Stände  gerichteten  und  durch  diese  zur  Oeffentlichkeit 
kommenden  Bitten  nur  theilweise  erreicht  worden  sein.  So  lange  noch  im 
Lande  selbst,  oder  irgendwo  im  Auslande,  die  Presse  einige  Freiheit  hatte; 
so  lange  femer  nicht  auch  die  Üeberweisung  von  Petitionen  beim  Staats- 
oberhaupt selbst  und  bei  den  Regierungsbehörden  untersagt  wurde ;  so  lange 
endlich  nicht  durch  die  hipterlistigste  geheime  Polizei  und  durch  barbarische 
Strafen  jede  mündliche  Ausbildung  einer  öffentlichen  Meinung  unterdrückt 
war:  musste  ja  die  Rcgieitog  dennoch  häufig  Kunde  bekommen  von  ver- 
einzelter oder  von  allgemein  verbreiteter  ünzufiriedenheil ,  von  Bitten  und 
Verlangen  Einzehier,  Vieler^  Aller ;  musste  also  die  Selbstzufrieienheit  und 
olympische  Ruhe  doch  mancherlei  Anfechtung  erleiden.  Der  Zweck  ab- 
sichtlicher Selbsttäuschung  konnte  also  bei  einer  irgend  rechtlichen  und 
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cinsichtsvollen  Regierang  nicht  die  Yeranlassimg  des  Y^botes^  seip.  — 
Ebenso  wenig  kann  man  zageben,  dass  die  ihrer  Kraft  nnd  ihrer  Macht 
bewnsste  Regiemng  eines  grossen  Staates  den  Ansspmch  der  bitten  der 
Bürger  nnd  die  Berathang  über  dieselbe  in  öffentlichen  Versammlongen 
gefürchtet  habe.  Es  mag  ganz  annntersacht  bleiben,  inwiefeme  überhanpt 
eine  tüchtige  and  das  Gate  nnd  Freisinnige  nach  Einsicht  and  Gewissen 
ibrdenide  Bec^enmg  einen  Petitionsstnrm.  za  f&rchten.hat;  nnd  ob  nicht  viel- . 
mehr,  wenn  in  der  That  ebw  fiesorgniss  gegründet  ist,  die  Macht  der  Petitionen 
als  ein  Zeichen  des  Uebels,  nicht  aber  als  dessen  Ursache  erscheint.  Jeden- 
fidls  ist  einleuchtet,  da»  eine  mit  vielen  gleichzeitigen  oder  mit  gewaltigen 
einzelnen  Petitionen  verbnndene  Anfregong  eben  so  gat  vorkommen  kann, 
wenn  die  Bitten  an  das  Staatsoberhaupt  gebracht  werden,  als  wenn  sie. an 
die  St&nde  gerichtet  sind.  Der  einzige  Unterschied  zwischen  beiden  Fällen 
ist  die  öffentliche  Besprechang  des  Inhaltes  in  einer  Ständeversammlnng. 
Non  mag  allerdings  die  Macht  einer  solchen  Yerhandlang  hoch  angeschlagen 
werden;  allein  es  ist  nicht  einznsehcn,  wie  man  diesem  Einflüsse  entgehen 
könnte.  Wenn  auch  keine  Petitionen  übergeben  werden  dürfen,  so  sticht  es 
doch  bei  Jedem  Mitgliede,  die  Gegenstände,  welche  die  Petitionen  behandelt 
hätten,  ans  eigenem  Rechte  zur  Sprache  za  bringen;  and  non  kommt  es  in 
dem  einen  wie  in  dem  andern  FaUe  daraaf  an,  ob  die  Yersammlang  sich 
mit  Eifer  dieser  Gedanken  and  Wünsche  bemächtigt,  oder  ob  sie  gleich- 
gUtig  bleibt,,  vielleicht  geradezu  zurückweist;  sodann  und  mehr  noch,  ob 
sie  eine  starke  öffentliche  Meinung  hinter  sich  hat.  Nur  wenn  Letzteres 
der  Fall  ist,  wird  eine  öffentliche  Besprechung  mit-  grossem  Gewichte  auf 
der  Regierung  lasten;  dann  aber  entgeht  diese  solchem  Einflüsse  auch  bei 
gänzlidier  Sperre  des  Petitionsrechtes  nicht.  —  Endlich  ist  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  der  Wunsch  nach  möglichster  Abkürzung  der  Landtage, 
somit  Rücksicht  auf  die  Zeit  der  Yersammlung,  die  Beschränkung  veranlasst 
habe.  Allerdings  soUen  die  Bitten  der  Bürger  von  einer  Stündeversammlung 
ndt  Anstand  behandelt  und  gründlich  erledigt  werden;  und  man  mag  zu- 
geben, dass  sich  die  grosse  Mitgliederzahl  des  preussischcn  Landtages  in* 
dieser,  wie  in  noch  mancher  andern,  Beziehung  störend  hätte  erweisen 
können,  namentlich  so  lange  der  rechte  parlamentarische  Takt  noch  nicht 
durch  Uebung  gewonnen-,  war.  Allein  die  mit  den  wichtigsten  Fragen  Be- 
schäftigten und  die  zahlreichsten  Yersammlungen  lieferten  ja  den  thatsäch- 
liehen  Beweis,  dass  mittelst  tüchtiger  Yorbercitung  in  Ausschüssen  und. 
oöthigen  Falles  durch  Abhaltung  eigener  Petitionssitzungen  gar  wohl  AUes 
neben  einander  zu  besorgen  ist.  Wenn  sich  freilich  die  preussischcn  I^and- 
tage  oder  Yereinigten  Ausschüsse  wirklich  nur  alle  vier  Jahre  versammelt 
hätten,  so  hätt^  die  Zahl  der  Sittschriften  eine  schwer  zu  gewältigende 
werden  mögen;  'allein  an  die  Einhaltung  so  weiter  Zwischenräume  in  den 
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ständischen  Arbeiten  eines  grossen  Staates  war  ja  doch  im  Ernste  nicht  a 
denken.  Sicherlich  glaubte  die  Regierung  selbst  am  wenigsten  daran,  selbsl 
wenn  sie  es  etwa  gewtlnscht  haben  möchte. 

Der  Grund  für  die  Abschneidung  der  Petitionen  an  die. Stände  seheint 
in  der  That  ein  ganz  anderer,  und  zwar  der  gewesen  zu  sein,  dass  der 
Gesetzgeber  den  von  ihm  aufgestellten  Begriff  von  Ständen  unveremlraur  &nd 
mit  derEihreichuhg  von  Bitton  abseiten  der  ünterthanen.  Bis.  zur  ftussersten 
Sättigung  ward  ja  in  halbamtlichen  und  frei  scheineiiden  Erklärung^  und 
Cpmmentaren  gesagt,  dass  .die  preussischen  Stände  keioe  Yolksvertreter  sein 

'  sollen,, sondern  nur  berathende,  auf  deutsch-geschiebÜidier  Grundlage  stehende 
Stände.  Wie  richtig  oder  unrichtig  diese  Behauptung  und  wie  zweckmässig 
oder  unzweckmässig  dieser  Gedanke  war,  mag  ganz  dahin  gestellt  bleiben; 
ebenso  die  Frage,  ob  nicht,  auch  ohne  Prophetengabe,  ein  baldiges  Ende 
dieser  Einrichtung  vorauszusehen  war.  Nimmt  man  die  Sache ,  wie  sie  zu- 
nächst war  und  von  den  Mächtigsten  im  Staate  gewollt  vrurde :  so  kann  man 
nicht  umhin  einzuräumen,  dass  Folgerichtigkeit  in  der  Beschränkung  des 
Petitionsrechtes  war.  Dass  eine  Versammlung  von  Volksvertretern  nicht 
nur  das  Recht,  sondern  die  Pflicht  hat,  die  Wünsche  und  Bitten  des  von 
ihnen  vertretenen  Volkes  anzunehmen  und  weiter  zu  befördern  und  zu  unter- 
sttttzen,  leuchtet  ein.    Ebenso  ist  unzweifelhaft,  dass  wenn  eine  Verfassungs- 

*urkunde  allgemeine  staatsbürgerliche  Rechte  aufführt,  unter  diesen  auch,  sei 
es  nun  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  das  Recht  des  einzelnen  Bürgers 
begriffen  sein  muss,  in  Beziehung  auf  die  Ausführung  dieser  Rephte  seine 

•Wünsche  und  Klagen  vorzubringen,  und  zwar  namentlich  bei  seinen- SteUver- 
tretem,  als  welche  für  den  Schutz  und  die  Entwickelung  aller  verfassungs- 
mässigen Hechte  zu  sorgen  haben.  Aber  anders  verhält  es  sich  bei  Mos 
berathenden  Ständen.  Sie  haben  nur  in  den  Fällen  Rath  zu  geben,  in  denen 
sie  vom  Fürsten  gefragt  werden,  vielleicht  gefragt  werden  müssen.  Zu  diesen 
FäUea  kann  aber  nicht  jede  Petition  eines  Einzelnen  gehören ,  der  die  Re- 
gierung  sicli  schon  für  erleuchtet  genug  erachten  wird,  selbst  Aber  einen 
solchen  Fall  zu  urtheilen.  Ebenso  wenig  kann  von  einer  Vertretung  allge- 
meiner Rechte  die  Rede  sein;  dazu  sind  solche  Stände  gar  nicht  da,  und 
namentlich  haben  die  preussischen  Manifeste  gar  keine  Rechte  dieser. Art 
gegeben.  Somit  ist  denn  in  der  That  die  Beschränkung  des  Petitionsreehtes 
erklärt,  ja  sogar  als  folgeriehtige  Ableitung  aus  dem  obersten  Grundsatze 
der  neuen  Geset^ebung  gerechtfertigt. 

Damit  ist  denn  aber  freilich  keineswegs  gesagt,  dass  der  aus  gewissen 
Vwdersätzen  mit  logischer  Folge  abgeleitete  Gedanke  ein  materiell  richtiger 
und  für  den  Staat  und  Volk  erspriesslicher  gewesen  sei.  Sondern  vielmehr 
ist  es  gar  wohl  möglich,  dass  hier  ein^  der  Fälle  vorlag,  in  welchen  aus 
der  erweisbaren  Nachtheiligkeit  des  Schlusssatzes  auf  die  Falschheit  des 
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obersten  Satzes  zarttckgescklossen  werden  muss.  Allerdings  wäre  es  wenig 
beweisend,  wenn  lediglich  ans  der  Unvereinbarkeit  des  Petitionsrechtes  mit 
den  Grandgedanken  der  gegebenen  Verfassung  nachgewiesen  werden  wollte, 
dass  die  ganze  AnffiEtssung  einer  ständischen  Einrichtong  eine  verfehlte  sei; 
—  ein  flo  wichtiger  Satz  muss,  wenn  er  tiberzeugen  soll,  in  der  Hauptsache 
anmittelbar  erwiesen  werden:  -^  wohl  aber  mag  immerhin  auch  dieser 
Umstand  geltend  gemacht  werden,  weil  es  doch  immer  ein  nicht  zu  ver- 
achtender Nebenbeweis  ist,  wenn  auch  aus  dieser,  auf  den  ersten  Anblick 
vielleiGht  nicht  dehr  in  die  Aiügen  faUenden,  Schlussfolgerung  die  Wahrheit 
der  Behauptung  sich  ergiebt.  Nun  ist  aber  allerdings  die  Verweigerung 
eines  Petitionsreclites  in  der  von  den  preussischen  Gesetzen  bestimmten 
Weise  als  entschieden  und  als  manchfach  nachtheilig  zu  erweisen,  und  zwar 
namentlich  unter  den  besondereif  Verhältnissen  des  preussischen  Staates.- 

Jeder  Beobachter  tles  öffentlichen  Lebens  in  freieren  Staaten  wird  zu- 
geben ,  dass  das  Petitionsreeht  der  Bürger  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  nur  nicht  aufregt,  sondern  im  Gegentheile  beruhigend  wirkt.  Es  ist 
dies  schon  aus  allgemein  psychologischen  Gründen  natürlich.  Die  freie  Vor- 
bringung  einer  Klage  oder  eines  Wunsches  ist.inmier  eine  Erleichterung, 
während  da?  stumme  Verschliessen  in  die  Brust  erbittert 

Viele  Menschen  sind  zufrieden,  wenn  sie  gur  haben  aussprechen  können, 
was  sie  drftckt,  oder  wenn  sie  öffentlich  vorbringen  mögen,  was  sie  an  be- 
sonderen Gedanken  zu  haben  glauben;  der  Erfolgest  ihnen  verhältnissmässig 
gleichgfOtig.  Manchen  befriedigt  noch  insbesondere  eine  öffentliche  Nennung 
des  Namens»  vielleicht  die  Ertheilung  eines  Lobes.  Hierzu  kommt  aber 
speciell  bei  Petitionen  an  eine  Ständeversammlung ,  dass  die  von  bedeutenden 
und  beliebten  Männern  bewiesene  lebhafte  Theilnahme  an  dem  vorgetragenen 
Wunsche  eine  Genugthuung  gewährt  und  auch  längeres  Warten  erträglicher 
macht;  femer,  dass  Mancher  sich  durch  die  Gründe,  welche  gegen  seine 
Ansicht  vorgebracht  werden  und  welche  ihm  sonst  vielleicht  gar  nicht  zur 
Kenntniss  gekommen  wären,  belehren  lässt;  endlich,  dass  selbst  bei  einer 
Abweisung  die  Aussicht  auf  eine  später  anders  zusammengesetzte  Versanmi- 
long  die  Hoffnung  erhält  und  den  Aerger  mildert.  Auch  kann  es  für  eine 
Regierung  nur  angenehm  und  erspriesslich  sein,  wenn  sie  bei  der,  denn 
doch  sehr  häufig  unvermeidlichen,  Zurückweisung  ungeeigneter  und  unerfäll- 
barer  Gesuche  an  den  Ständen  Theilnehmer  und  Abieiter  des  Grolles  der 
Getäuschten  erhält.  -^  Waren  nun  aber  etwa  diese  Vortheile  nicht  anzu- 
schlagen in  Preussen,  wo  zur  Zeit  der  Bildung  eines  Vereinigten  Landtages 
80  Vielerlei  und  in  den  widersprechendsten  Richtungen  durch  einander  gährte? 
Es  will  im  Gegentheile  bedünken,  dass  es  nur  einen  günstigen  Einfluss  auf 
die  Gemüther  üben  konnte,  wenn  die  Wünsche  des  Rheinl&nders  sich  an  » 
denen  des  Polen,  die  des  deutbxhkatholischen  Schlesiers  an  den  Forderungen 
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des  strenggläubigen  WestphaleQ,-die  Beschwerden  der  Ldchtfreonde  an  daMi 
der  Altlatheraaer  messen  und  gegenseitig  abstumpfen  konnten.  Die  Fain- 
kanten  des  Westens  und  die  Komkaufleute  des  Ostens  mochten  nvx  zu  ihicB 
gegenseitigen  und  der  Gresammtheit  Nutzen  ihre  widersprechenden  AwricMea 
vortragen.  Von  den  nothwendig  nach  den  verschiedensten  Ricfatongen  au 
einander  laufenden  staatlichen  Petittonen  gar  nicht  zu  reden.-  Fflr  die  Bogie- 
mng  aber  insbesondere  konnte  es  nur  ein  grosser  Gevri^n  sein,  wem  ddi 
manche  Leidenschaft  handgreiflich  zu  ttbcrzeugen  TenQechte,  dass  ihm 
Drangen  nicht  sowohl  der  üble  Wille  des  Staates  entgegenstehe-,  als  die 
Macht  der  Umstände ,  die  ttberwiegende  oder  doch  wenigsten»  anch  n  be- 
rttcksichtigende  entgegenlaufende  Meinung  von  MitbOrgern,  die  ünmflgBA» 
keit,  es  Allen  recht  zu  machen.  Möglich  allerdings,  dass  4er  S^kechMil 
anAnglich  laut  und  in  schreienden  Misstönen  erklang;  allein  es  musta.flkk 
nur  um  ^  gewisser  Manches  austoben  und  stille  werden. 

Ein  zweiter  Yortheil  eines  freien  und  frei  gebrauditen  Petitiooirecktei 
ist,  dass  dasselbe  viel  beiträgt  zu  einer  Regelung  der  öffenüiäien  MeimiiiB. 
Nicht  nur  ist  es  höchst  unbehaglich,  wenn  in  den  verschiedensten  Beiiehimgw 
und  Bicfatungen  Forderungen  an  den  Staat  gestellt  werden ,  eo  daas  man  nit 
dem  besten  Willen  denselben  nicht  sämmtlich  nachkommen,  ja  sie  atach  Btf 
beachten  kann;  sondern  es  ist  auch  fGU*  die  Staatsgewalten,  Begiening  so- 
wohl als  Stände,  nachtheilig,  weil  es  ihnen  die  Abndgung  und  Gteichgfllftig- 
keit  der  nicht  Berücksichtigten  zuzieht.  Für  alle  Theile  ist  es  daher  wdft 
besser,  wenn  sich  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  und  das  allgemeine  Stieki 
auf  einen  Gegenstand  nach  dem  andern  wirft,  so  dass  dieser  allseitig  e^ 
wogen  und  besprochen  wird  und  als  die  unmittelbarste  Aufgabe  ftr  die  prak- 
tische Staatskunst  vorliegt.  Hier  weiss  die  Regierung,  was  sie  zu  thim  hil| 
die  Partheien  in  den  Ständeversammlungen  sprechen  sich  rein  ans  und  geb^ 
das  Maass  ihrer  Stärke,  die  Presse  hat  ein  bestimmtes  Ziel.  Nun,  zu  & 
reichung  dieses  Zustandes  trägt  das  Petitionsrecht  ein  Bedeutendes  beL  Die 
Petitionen  sind  gleichsam  die  Strohhalme,  an  denen  man  sieht,  wie  der 
Wind  steht.  Finden  Bitten  um  einen  gewissen  Gegenstand  keinen  AnUadgi 
sei  es  bei  den  Ständen  sei  es  im  Publikum,  so  wird  er  verfassen;  dagegen 
drängen  sich  Alle  um  diejenigen  Eingaben,  welche  das  wirkliche  BedütfluM 
des  Aujgenblicks  aussprechen ,  und  so  regelt  sich  die  Bewegung  und  die  Mei- 
nung. Allerdings  läuft  dabei  auch  manches  Unreife  mit  unter,  und  der 
Lärmen  ist  oft  grösser  als  die  Sache  verdient :  allein  diess  sind  rerhiltite* 
massig  geringe  Nachtheile,  auch  gewöhnt  man  sich  an  sie  und  erhält  dorek 
Uebung  ein  richtiges  Maass.  —  Musste  nun  nicht  auch  in  dieser  Bedehmf 
Jeder,  der  es  mit  Preussen  wohl  meinte,  wünschen,  dass  gerade  dieser 
Yortheil  demselben  zu  Theil  werde?  Theils  die  wenig  homogene -Zasammeii- 
ßtellung  des  Staates,  theils  das  lange  Hinhalten  in  den 
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hgenheiten,  theils  die  schwer  za  begreifende  Belebung  des  kirchlichen 
Partheiwesens  hatte  ein  so  grosses  Durcheinander  der  Bestrebungen  und  eine 
solche  Yerwirrung  der  öffentlichen  Meinung  erzeug,  dass  es  von.hQchster 
Wohlthat  sein  musste,  wenn  in  dieses  Chaos  Ordnung,  in  die  Wttnsche 
Rtiheniblge ,  in  die  Berathung  Ruhe  und  Ueberlegung  gebracht  wurde.  Es 
wire  tböricht  zu  behaupten,  dass  nur  das  Petitiousrecht  solches  vermocht 
hfltte,  und  dass  es  schon  sdlein  zum  Ziele  geführt  hätte;  allein  unzweifelhaft 
wftrde  es  dazu  beigetragen  haben  nach  dem  Yorüberrauschen  des  ersten 
Stnrmes. 

Sodann  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  das  Becht,  die  Stände 
Biit  Petitionen  anzugehen ,  die  Augen  der  Bürger  in  allen  Theilen  des  Laiides 
uunittelbar  auf  die  Versammlung  richtet,  dadurch  aber  zur  Einheit  des  staat- 
lichen Bewusstseins  beiträgt.  Wenn  sicherlich  einer  der  Hauptvortbdle  einer 
Tolksvertretenden  Versammlung  in  der  Bildung  eines  neuen  Mittelpunktes  für 
die  Richtungen  und  Gedanken  aller  Bürger,  dadurch  aber  in  der  Befestigung 
des  ganzen  Verbandes  besteht;  so  trägt  gerade  hierzu  das  Petitionsrecht 
gukz  besonders  bei ,  wie  wohl  keines  Beweises'  bedarf.  —  Offenbar  war 
dieser  Umstand  für  Preussen  von  ganz  besonderer  Bedeutung.  Noch  fehlte 
gar  viel,  dass  die  verschiedenen,  räumlich  so  weit  aus  einander  gelegenen, 
geschichtlich  und  dem  Stanmie  nach  bestimmt  gesonderten  Theile  der  Be- 
TOlkerong  sich  so  völlig  als  ein  zusammengehöriges  Ganzes  fühlten,  als  es 
wflnschenswerth  war.  Die  Einrichtung  der  Provinzialstände  hatte  noch  dazu 
beigetragei^,  diese  Sonderung  zu  unterhalten;  verschiedene  Gesetzgebung  er- 
höhte noch  wesentlich  das  Uebel.  Offenbar  war  es  eine  der  ersten  Aufgaben 
der  preussischen  Staatsweisheit ,  alle  Mittel  zur  Beschleunigung  des  normalen 
Zostandes  anzuwenden;  hier  aber  lag  ein  bedeutendes  und  ein  unschädliches 
IGitel  vor. 

Femer  kann  es  nur  als  ein  bedeutender  Fortschritt  in  den  staatlichen 
ZtBtftnden  erkannt  werden,  wenn  die  Möglichkeit,  auch  die  Stände  -mit  Bitten 
iBzogebeB,  einen  Theil  der  sonst  auf  die  Persönlichkeit  des  Fürsten  aus- 
ichliesslich  gerichteten  Aufmerksamkeit  abzieht.  Es  mag  sein,  dass  gerade 
fiese  Wirkung  es  isty  welche  bei  rein  monarchischen  Ansichten  und  Gewohn- 
keiten  Widerwillen  erweckt;  und  dass  namentlich  in  Preussen,  dessen  ganzes 
taatliches  Leben  beim  Vorwiegen  soldatischen  Geistes  und  bei  den  üeber- 
leferongen  ans  den  Zeiten  Friedrichs  IL  von  der  Persönlichkeit  des  Fürsten 
tocbdrongen  ist,  hierin  von  Manchen  fast  ein  Angriff  auf  die  Staatsgewalt 
geseben  ward.  Mit  aufirichtiger  Selbstüberschätzung  oder  mit  heuchlerischer 
Demoth  konnte  namentlich  die  Bureankratie  sich  in  diesem  Sinne  äussern. 
Allein  um  so  mehr  war  es  Zeit,  diese  Auffassung  au  verlassen,  deren  Fest- 
hdtmig  einer  kräftigen  und  volksthümlichen  Entwickelung  des  Staates  im 
Wege  steht.     Wir.  reden  nicht  davon,   dass  es  selbst  für  den  König  nur 
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angenebm  seih  konnte,  weiin  er  nicht  mehr  persönlich  als  die  QaeHe -aller 
abschlägigen  Antworten,  aller  Zurtickw^isungen ,  Bitten  om  Erwoitenmg  tob  ' 
Rechten  und  Freiheiten  erschien;  diese  Betrachtung  wäre  nur  von  uhterget. 
ofdnetem  Werthe,  da  das  Regieren  in  unseren  Tagen  laugst  Hutjgejiört  hat^ 
nur  ein  Recht  und  ein.Oenuss  zu  sein.  Wohl-  aber  war  zu  bedenken,  Ätes 
jede  neue  organi$ch6  Einrichtung,  wdche  den  preussischen  Bürger  mit  dem 
Staate  als  solchen  und  nicht  blos  mit  der  zufölligen  Persönlichkeit  des  Ffli> 
sten  in  Verbindung  brachte,  dem  Ganzen  einen  weiteren  Balt  und  einen  wei- 
teren Grund  der  Sicherstellung  gab.  Gerade  in  der  bedeutendem  YoransteUnng 
des  Staatsbegriffes  lag  die  grosse  Wichtigkeit  der  ständischen  Einrichtungen 

.  fttr  Preussen ,  und  was  derselbe  entwickelte ,  war  ein  GlQck  für  Krone  und 
Land,  war  selbst  ein  mächtigeres  Erwerbungsmittel,  als  Staatsschatz,  Heer 
und  Landwehr.  Das  Recht,  die  Stände  mit  Petitionen  anzugehen,  weldie 
die  Behörde  bereits  verworfen  hatte  oder  von  denen  man  sich  bei  ihr  von 
vorne  herein  keine  Gunst. versprechen  konnte,  war  nun  aber  keiner  der  un- 
bedeutendsten Entwickelungskeime. 

Endlich  noch  ein  Wort  darüber,  dass  durch  eine  Sperrung  des  ijeord- 

'  neten  Petitionsrechtes  alle  Diejenigen ,  welche  Wünsche  und  Abänderungs- 
vorschläge hatten,  nothwendig  an  die  Presse  zur  Anbringung  derselben 
verwiesen  werden.  Nun  ist  aber  Zweierlei  gleich  unbestreitbu'.  Einmal, 
dass  die  Zahl  und  die  Dringlichkeit  solcher  Anliegen  durch  das  Verbot,  sie 
an  die  Stände  des  Reiches  zu  bringen,  an  sich  nicht  gemindert  wird.  An- 
demtheils,  dass  es  wenigstens  in  vielen  Fällen  für  alle  Betheiligten,  nament- 
lich aber  auch  für  die  Regierung,  bei  weitem  erspriesslicher  ist,  wenn  un- 
beliebige Thatsachen  und  die  daraus  stammenden  Wünsche  nicht  in  den 

•  Zeitungen  herumgezogen ,  sondern  in  einer  2ur  wenigstens  vorl&nfigen  Er- 
ledigung berechtigten  Versammlung  unter  augenblicklicher  Theilnabme  und 
nöthigenfalls  Berichtigung  gut  unterrichteter  Regierungsorgane  verhandelt 
werden.  Es  wird  dabei  nicht  nur  das  Recht  und  die  Wahrheit  gewinnen, 
sondern  auch  manche  unnöthige  und  falsche  Aufregung  und  Anschuldigung 
den  Augen  der  Menge  ganz  entzogen.  Liegt  es  doch  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  wenn  eine  Frage  an  eine  zu  ihrer  Untersuchung  schuldige  lond 
mit  den  nöthigen  Mitteln  ausgerüstete  Geschäftsversanunlung  gebracht  wird, 
es  im  eigenen  Vortheile  der  sich  Meldenden  liegt,  die  Thatsache  so  wahr 
und  so  bewiesen  als  möglich,  somit  ohne  künstliche  Färbung  und  ohne 
fitctiose  Aufregung  falscher  Leidenschaften  darzulegen;  dagegen  die  Ab- 
sicht, und  man  möchte  sagen  die  Nothwendigkeit,  auf  die  Darstellung  in 
öffentlicl^en  Blättern  die*  allgemeine  Aufinerksamkeit  zu  richten',  gerade  im 
Gegentheile.zu  Uebertreibungen  führt.  Hiergegen  helfen  alle  Pressgesetze 
nichts.  Unbestritten  aber  ist  wohl,  dass  die  preussische  Regierung  nicht 
eben  nöthig  hatte,  die  in  allen  Theilen  des  Landes  vorhandenen. unbefrie- 
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-d%t^  WOilsche^  durck  ein  vcFschliiumerudes  Medium  der  Aeu^seruAg  gehen 

"zu  lassen.  \  V   .  . 

■'  ■     . '     •  *        .        ..   ' 

Keineswegs  soll  übrigens  bei  dieser  IJarsteilung  der  verhälthissmässig 
*  grossen- Vortbeüe  eines  freien.  Petitip^isrecbtes  geläugnet  werden,  dass  ^e 
Eihräomung  desselben  auch  seine  Boha'ttenseiteii  fürPreussen  gehabt  hätte; 
.  und  namentlich  ist  wahrscheinlich,   dass.. seine  Gestattung  im  erstett.^ugen-      • 
blicke  eine  grosse  Magse  .YÖnVGeßchäften  auf  die -Stände  geworfen,  vielleicht 
da  oder  dort  zu  Umtrieben  und  Bitterkeiten   geführt  hätte.    Repht  gerne 
■  kann  man  näjalich  bei  aller  schliesslipheti  Entscheidung  für  das  PetiliOnsIL-  . 
recht  dei*  Wahrheit  die  Ehre  geben   und  anerkennen,    dass  schön  Miss»- 
brauch  4äQiit   getrielxen  worden   ist  und   auch   künftig  Mißbrauch   danut    . 
getrieben  werden  kann  und  wird.    Allein  die  Frage  ist  nur  die,  ob  die 
Vortheile  oder,  ob  die  Nachtheile  tiberwiegen?  Wie  aber  auf  diese  Frage 
zu  antworten  sei,  darüber' kann  nach  dem  Vorstehenden  kein  Schatten. von    .« 
einem  Zweifel  bestehen.    .  *  * 

■  ■  ■        *  .  *  ■ 

■  * 

b)  Dl«.  B^ttlmmiuijen  d«r  ftrailsAiisclMn  TerfattaBf  voo  1858  über  Klat 

■      PetttloQSrecbt.  ^■' 

■*    ■  ■  •     ' 

Zu  den  merkwürdigsten  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  das  Pctitioni- 

recht  gehört  der  Art.  45  der  französischen  Verfassung  vom  14.  JUnner  1852. 

Derselbebestinuntrait  wenigen  Worten,  dass  «das  Petitionsi^echt  beim  Senate  -' 

ausgeübt  wierde,  und  dass  keine  Petition  hehn  geset^ebenden  Körper,  ein-  . 

gegeben  werden  dürfe»,  -r  Nähere  Voi-schriften  über  das  fomelle  VerJabtei^ 

sind  durch  das  organische  Hecret  vom  31.  Dec.  1852  gegeben,  und  zwar  ist^ 

denselben  zu  Folge  im  Senate  alle  Monate  eine  eigene  Petitions-Commission 

in  den  Abtheilungen  zu  wälilen,  welche   die  eingelaufenen  Petitionen  au 

prüfen  und  darüber  in  der  vollen  Versammlung  zu  berichten,  hat.    Der- An-* 

trag  kann  auf  einfache  Tagesordnung  gehen ,  oder  auf  JSiederlegung  in  -der 

Registratui*  (bureau  des  renseignemens),  oder  endlich  auf  Verweisung,  an  den 

betreffenden  Minister.    Im  letzteren  Falle  ist  die  Petition  mit  einem  Auszüge 
-  -      •   ■  ■  .  .... 

der  Beralhung.  an  den  Staatsminister  einzusenden.    Falls  eine  Petition  ein^  . 
verfassungswidrige  Handlung  anzeigt,  so  ist  sie .  vor  Allem  in  der  vollen 
Ver^amÄilung  des  Senates  zu.  verlesen  und  hier  die  Frage  m  stellen,  ob 
weitere  Folge  gegeben"  werden  will.     Wird  diess  beschlossen;,  so  ist  der 
Staatsminißter  In  Kenntniss  zu  setzen  und  die  Petition  in  die  Abtheilungen     .• 
za  verweisen^  welche  eine  eigene  Commission  zur  Berichterstattung  wählt."' 
Das  BemeiXenswei-the  an  diesen  Bestimmungen  der  kaiserlichen  Staats- 
einrichtung  besteht  nun  nipht   etwa  m  der.  Aufstellung  eines  ganz  neuen 
GnmdsatÄes  oder  einer  bisher  nicht  üblichen  ümgi-ühzung  des  Petitionsrechte.s. 
VielmeHr"  ist  das  fiecht-  der  Petition  anscheinend  vollkoBfunen  anerkannt. 
Neben,  der  Befagidss,  Bitten  beim  Staatsoberhaupte  dnzugeben  und  der  Fest- 

r.  Hohl,  Stitktsrecht.    Bd.  I.  '  17 
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Btellnng. einer  eigenen  Abtheiltuig  des  Staatsraths  zur  Untersuchung  solcher 
Petitionen,  (einer  Einrichtung,  welche  hier,  als»  dem  nächsten  Zwecke  fremd, 
nicht  weiter  erörtert  wird,)  steht  jedem  Franzosen  daß  Recht  zu,  sich  bittend 
—  und'  auch  beschwerend  —  an  eine  der  grossen  verfassungsmässigen  Kör- 
perschaften zu  wenden;  und  6s  ist  wed^r  der  Gegenständ  det  Eingabe,  noch 
die  Art  odel:  die  Zahl  der  Unterzeichnenden  irgend  beschränkt.  Auch  ist 
der  mit  det  Bitte  anzugehenden  Versammlung  die  gewöhnliche  Befugniss 
zur  Verfügung  über  Petitionen  voll  eingeräumt;  ja  es  kann  sogar  der  Senat 
auf  Grund  einer  Petition  eine  von  ihm  als  verfassungswidrig  erkannte  Hand- 
lung der  Regierung  kurzer  Hand  v,emichten.  Das  Bezeichnende  dieser  Probe 
französischer  6taatskunst  ist  vielmehr  gerade ,  dass  unter  vollständiger  Auf- 
rechterhaltang  des  Scheines  eines  vollen  Petitionsrechtes  cÜe  Wirklichkeit 
ganz  entzogen  ist.  Es  kann  nämlich  ganz  ungehindert  petitionirt  werden; 
aUein  nui*  bei  ßiner  Behörde ,  von  Welcher  die  geringst-mögUche  der  Re- 
gierung unangenehme  Thätigkeit  zu  erwarten  steht,  und  mit  grundsätzlicher 
Ausschliessung  derjenigen  Versammlung,  welcher  eine  Kenntniss  von  den 
Wünschen  der  Bürger  vorzugsweise  nöthig  wäre  ur^d  welche  einer  etwaigen 
Billigung  solcher  )iVünsche  eine  unmittelbare  Wirkung  geben  könnte. 

Dies^  Bestimmungen  aus  dem  Gesichtspuncte  eines  Missgriffes  zu  be- 
sprechen,  .wäre  kindisch,  da  sie  vielmehr  mit  vollem  BeWusstsein  und  als 
wesentlich  einseifende  Bestandtheile  eines  ganzen  Syst^nes  gegeben  sind. 
Allein  jes  ist  doch  wohl  der  Mühe  werth,  genauer  die  so  harmlos  scheinenden 
Vorschriften  zu  untersuchen  und  ihre,  wie  gesagt  beabsichtigte,  Folgerungen 
auseinander  zu  legen. 

Das  Petitionsrecht  kann  nur  bei  dem  Senate  ausgeübt  werden.  Um  die 
mögliche  Wirksamkeit  einer  Petition  zu  beurtheilen,  ist  es  nun  nothwendig 
zu  prüfen:  .1)  die  Zusammensetzung  des  Senates;  2)  die  demselben  ver- 
fassungogemäss  zugetheilten  Aufgaben;  3)  seine  Verfügung  über  Petitionen, 
Wekhe  den  besonderen  Thätigkeiteki-eis  des  Senates  ihrem  Gegenstande  nach 
nicht  berütren.  . 

Zu  1).  Der  Senat  besteht  aus  den  französischen  Kardinälen,  sämmtlichen 
Mai'schällen  imd  Admiralen,  so  wie  den  18jährigen  kaiserlichen  Prinzen, 
falls  diese  vom  Kaiser  berufen  werden:  ausserdem  aus  150  vom  Kaiser  auf 
lebenslang;  ernannten  Mitgliedern.  —  Sämmtlieh^  Senatoren  sind  also  theils, 
.und  zwar  der  grösseren  Anzahl  nach,  unmittelbar  vom  ^taatsoberhanpte  be- 
zeichnet, theils  sitzpn  sie  wenigstens  mittelst  eines  ihnen  ebenfalls  vom  Kaiser 
übertragenen  Amtes.  Dass  sie  also  ohne  Ausnahme  zu  den  vertrautesten 
und  zuverlässigsten  Anhängern  der  Regierung  und  des  Systems,  derselben 
gehören,  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  ist  einfach  die  Absicht.  Ist 
nun  zu  erwarten,  dass  eine  solche  Versammlung  Petitionen  mit  Gunst  auf- 
nehme ,^  dass  «ie  dieselben  mit  Kraft  bei  der  Regierung  und  gegen  dieselbe 
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unterstütze?  Eine  Petition  ist  allerdings  keine' directe  Beschwerde;  allein 
schon  der  Umstand,  dass  dieselbe  an.  eine  die  Regierung  Oberwachende  Ver» 
Sammlung  gerichtet  wird,  beweist,  dass  der  Gegenstatid  böi  den  Staatsbehörden 
entweder  bereits  eine  unbefnedigonde  Aufnahme  gefunden  hat,  oder  dass  er 
sie  voraussichtlich  bei  ihnen  finden  würde ,  wenn  er  unmittelbar  und  ohne 
mächtige  Unterstützung  bei  ihnen  angebrsfcht  werden  wollte.  Schon  die 
Beschaffenheit  der  ausschliesslich  zur  Annahme-  von  staatlichen  Bitten  be- 
rechtigten Körperschaft  muss  also  die  wirkliche  Ausübung  des  dem  Buch^ta'ben 
des  Gesetzes  nach  dem  Bürger  zustehenden  Rechtes  auf  ein  sehr  beschei- 
denes Maass  zurückführen,  und  Verspricht  in  den,  trotz  der  geringen  Aus- 
sieht,  dennoch  vorkommenden  Fällen  nur  ein  unbedeutendes  Ergebniss;  Auch 
scheint  in  der  That  diess  die  allgemeine  Ansicht  in  "Frankreich  zu  Isein :  denn 
die  Zahl  der  bei  dem  Senate  eingereichten  Petitionen  ist ,  dem  Vernehmen 
nach,  verhältnissmässig  sehn  klein. 

Zu  2).  Wenn  'dem  aber  auch  nicht  so  wäre,  so  gewähren  die  dem  Senate 
verfiassungsmässig  z;ugetheilten  Aufgaben  nur  eine  geringe  Gelegenheit,  Pe-* 
titioncn  nützlich  zu  vor  wenden,  auch  bei-  dem  besten  Willen  von  seiner'Äeite. 
Es  bestehen  nämlich  die  Rechte  des  Senates  zunächst  in  einer  Annahme 

• 

oder  Verwerfung  der  von  dem  gesetzgebenden  Körper  bereits  angenommenen 
Gesetzesentwürfe,  jedoch  ohne  dass  ihm  ein  Eingehen  in  die  Einzelriheiten 
oder  die  Befugniss  Verbesserungsvorschläge  zu  machen  zustünde;  sodann  in 
der  Befflgniss,  das  Staatsoberhaupt  um  Ausübung  seiher  Initiative  in  Betr^ 
von 'Gesetzen  grosser  nationeller  Wichtigkeit  anzugehen;  ferner  in  der  Aus- 
legung und  Entwicklung  der  Verfassung  durch  Senatsconsulte,  welche  natür- 
lich vom  Kaiser  gebilligt  Werden  müssen;  endlich  in  der  Vernichtung  ver- 
fassungswidriger  Handlungen  (actcs),  welche  duroli  die  Regierung  oder  diircb 
Petitionen  Einzelner  zu  seiner  Konntniss  gebracht  werden.  —  Es  soll  nun 
nicht  behauptet  werden,  dass  nicht  in  Beziehung  auf  diese  Aufgaben  Petitionen 
von  Einzelne^  unter  allen  Umständen  erfolglos  seien  und  sein  müssen.  Nicht 
nur  ist  denselben  sogar  ausdrücklich  eine  mögliche  Wirkung  eingeräumt  bei 
Verfassungswidrigkelten;  sondern  es  ist  immerhin  denkbar,  dass 'die  von 
Bürgern  atisgehenden  Bitten  einen  AnstQss  oder  doch  einen  Beitrag  geben 
zur  AnWendimg  des  dem  Senate  zustehenden  Veto's  oder  seiner  unvollkoin- 
menen  Initiative  bei  Gesetzen,  so  wie  bei  der  Auslegung  und  Weiterführung 
der  Verfassung.  -Allein  gtjnauer  betrachtet  steht  doch  (selbst  eine;  enistlich ; 
gemeinte  Handhabung  dieser  kaiserlichen  Verfassung  Vorausgesetzt)  für  Vor- 
bringen  von  Privaten  nur  ein  gar  geringer  Spielraum  der  Wirksamkeit  wii-klich 
in  Aussicht  •  In  der  Re^el  haben  Petitionen  hur  einzelne  Rechts-  oder 
Interesse- Anliegen  zum  Gegenstande.  Diese  können  denn  nun  aber  bei  der 
ganzen  Mitwirkung  des  Senats  zu  der  gewöhnlichen'  Gesetzgebung  keinerlei 
Berficksichtigung  £nden,  da  der  Senat  selbst  kein  Recht  haf,  irgendwie*  ih 
.  -.17  ♦ 
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Einzelheiten  einzugehen.    Auch  wenn-  er  den  Inhalt  einer,  ao  ihn  gebrachten 

•  .         .  •  •       '  • 

Petition  in  Betreff  eines  Gesetzesei^twiirfs  voU&tändig' hilligt,  ist  er -nicht  im 
St|indev  derselben  eine  positive  Folge .  zu  geben«  Und  nOch  weniger  kaiin 
erwartet  werden,  dass  Bitten  von  Privaten  von  Einwirkung,  auf  ^i^  Anbahnung 
oder  auf  den  Inhalt  von  Senats-Consuiten  seien.  Es  kommen  also  bei  fter 
gesanuQten  Gesetzgebungsthätigkeit  des  Sepats  höchstens  solche  Petitionen 
in*  Betracht,  welche  um  die  Beachtung  eines 'grossen  Principes,  um  die  Verr 
werftmg  eioes  ganzen  Gesetzes,  um  eine  wesentliche  Veränderung  in  ; der 
Yer&ssuni^  des  Reiches  bitten.  Kann  man  nun  aber  verjstäncügerweise  an* 
nehmen,  dass  der  Senat  oft  in  der  Lage,  sei,  solchem  Andringen  eine  Wirk- 
samkeit  zu  geben?  In  den  verflossenen  sieben  Jahren  wenigstens  ist  nicht, 
ein  einziger  Fall  von  «iner  Thätigkeit  desselben  in  den  oben  bezeichneten 
'  Richtungen  vorgekommen,  also  haben  auch  etwaige  in  diese  Richtungen  ge- 
haUene  Petitionen  keinerlei  Erfolg  gehabt.  Somit  bleibt  denn  von  den  ver- 
schiedenen Wirkungskreisen  des  Senates  nur  das  Recht  der  Vemichtong 
verfassungswidriger  Handlungen. ftbrig.  Hier  ist  nun  allerdings  unmittelbarer 
Erfolg  einer  Petition  an  und  für  sich  noch  am' leichtesten  möglich;  allein 
läder  ist  es  Bedingung  eines  solche^  Erfolges,  dass  der  Senat  die  V^rÜE^ssungs- 
Widrigkeit  der  b.ei  ihm  zur  Anzeige  gebrachten  Thatsache  anerkennt  und  4ass 
er  sein  Recht  der  yemichtuqg  derselben  auszuüben  wagt.  Welche  Wahr- 
BCheinlichkeit  hierfüp  ist,  bedarf,  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  die  völlige 
Unthätigkeit  des  Senats  in  dieser  Beziehung,  trotz  alles  in  Frankreich  Vor- 
gefallenen, wohl  einer  weiteren  Abwägung  nicht. 

Zu  3).  Am  leichtesten  ist  eine  'V^lrksamkeit  von  Petitionen  bei  solchen 
Gegenständen  zu  erwarten  ^  welche  dem  unmittelbaren  Geschäftskreise  des 
Senates  eigentlich. fi^^md  sind  und  die  nur  bei  ihm-als  der  zur  Entgegen- 
nahme von  staatlichen  Bitten  überhaupt  bestimmten  Körperschaft  einlaufen. 
Er  mag  solche,  nämlich  dem  betreffenden  Ministerium  zuweisen  und  diAmit 
seine  Ansicht  Über  deren  Bedeutung  aussprechen ,  und  da  keine  Beschräh- 
lung  des  Petitionsrechts  iü  Betreff  des  Gegenstandes  besteht,  so  kann  jede 
Seite  des  stas^tlich^n  Lebena  auf  diese  Weise  zur  Spräche  gebracht  werden. 
Decl)  darf  auch  hier  offenbar  die  Bedeutung  des  Rechts  nicht  überschätzt 
worden.  Abgesehen  näpilich  .von  der  Zusammensetzung  und  der  natürlichen 
Haltung  .des. Senates,  welche  allen  auf  freiere  staatsbürgerliche  Zustände 
hinzielenden  Eingaben^  nur  eii^e  geringe  Ausgeht  auf  Billigung  und  Ünter^ 
-Stützung  verheissen,  fehlt  es  auch  bei  den  mit  Empfehlung  an  die  Re^erung 
übergebenen  Petitionen  an  dem  moralischen  ouk^  politischen  Nachdrucke, 
welchen  «ine  öffentliche  Verhandlung  Über  den  Gegenstand  geben  könnte.   Die 

Sitzungen  desSeimt^s  sind. geheim;,  sie  wirken  also  nicht  auf  die  öffentliche 

..  •*  .  ■  ■ 

Meinung.    Die  Verhandlungen  finden  nicht  contradictoriäch  mit  den.Ministern 

*  -  ■  ■  • 

Statt,  Welche  überhaupt  nur  dem  Kaiser,  nicht  aber  dem.  Senate  öder  der 
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Volksvertretung  verantwortlich  sind.  Die  ganze  Verhahdlimg  mit  der  fte- 
giemsi^ .  fiber  eine  dem  Senate  noch  so  sebr  am  Herzen  liegende  Petition 
besteht  in.  einer  Zusendung  an  den  betreffenden  Minister  mit  einem  Protocoll- 
Auszuge  tibef  di^  stattgefimdene  Verhandlang.  .  Es  ist  wohl  nicht  unbillig, 
hierin  nur  schwache  Elemente  einer  "Wirksamkeit  zu  erblicken  und  der 
oben  ausgesprochene  6ätz,' dass  nacl)  der  neuesten  französiscbeA  Verfassung 
das  PetitidÄsrecht  nur  ein  Schein  ^ei,  ist  sicher  gerechtfertigt. 

Diess  ist  ^^ber  um  so' gewisser  der  Fall,  als  z^  der  geringen  Bedeutung, 
welche  die  Ausübung  des  Petitionsrechtes  beim  Senate  li^t,  no'ch  das  aus- 
drückliche Verbot  kommt,  Bitten  bei  dem  gesetzgebenden  Körper  einzu- 
reichen. Wie  beschränkt  nun  auch  immer  die  dieser  Versammlung  *  einge- 
räumten Rechte  sein  mögen ;  wi6  ängstlich  auch  d^fjtf  gesorgt  ist',  dass 
von  ihr  so  wenige  Verbesserungsvorschläge  zu .  den  Gesetzesentwürfen  der 
Regierung  ausgehen,  als  nur  irgend  ifiöglich;  und  auf  wie  wenig  sogar, 
durch  die  ausdrückliche  Beseitigung  d6r  Specialität  der  Budgetsverwilligunge'n, 
deren  Einfluss  auf  die.  Staatsausgaben  zurückgel>raeht  ist:  imiberhin'ist  sie 
doch,  die» Volksvertretung  Frankreichs:  "Eine  Bestimmung  also,  welche 'ihr 
verbietet,  von  den  Wünschen  und  Klagen  der  Nation  überhaupt,  von  der 
öffentlichen  Meinung  oder  von  den  Ansichten  einzelner  Sachverständiger  über 
die  von  ihr  zu  berathenden  Gesetze  und  über  die  Art'  und  die  Gröss§  der 
Steuern  auch  nur  unterrichtet  zu  werden,  ist  eine  Ungeheuerlichkeit,  welche 
unzweideutig  zeigt,  dass  dem  Petitionsrechte  keine  Wirklichkeit  gegeben  sein 
soll.  Allerdings  kann  ein  VerbesserUngsvorschlag  der  Volksvertreter  nur  mit* 
BewiUignng  des  Staatsrathes  überhaupt  in  der  Sitzung  zur  Sprache  gebrächt 
und  zur  Abstimmung  verstellt  werden,  und  wäre  somit  unter  allen  Umständen 
eine  Petition,  welche  eineh  solchen  Vorschlag  beantragte,  nur  von  sehr  ge- 
ringem schliesslichen  Einflüsse:  so  könnte  doch,,  wenn  der  gesetzgebende 
Körper  Eingaben  von  Privaten  erhalten  dürfte;  er  wenigstens,  so  weit  seine* 
Wirksamkeit  geht,  jdadurch  aufgeklärt  und  zur  Pflichterfüllung  angehalten 
werden.  Es  wäre  doch  nicht  unmöglich,  dass  eine  Verbesserung  gelegent- 
lich versucht  würde.  Und.  ebenso  möchten  in  Steuerfpagen  Stimmen '  aus 
dem  Volke  mindestens  zur  Verwerfting  einer  allzuschweren  oder  verhassten 
Einnähme  fahren.  Beim  Senate  angebracht  vermögen  dieselben  Eingaben^ 
gar  keine  Wirkung  zu  haben.  .Mit  dem  Staatshaushalte^ hat  derselbe  gar 
nichts  zu  thun;  bei  den  Gesetzen  aber  steht  ihm  nur  eine  Verwerfung  im 
Gänzen  zu,  welche  häufig  gar  nicht  möglich,  jeden.Falles  wegen  nur  einzelner 
fehlender  Verbesserurigen  wenig  wahrscheinlich  ist. 

Es  mag  vielleicht  als  verkehrt  erscheinen,  eine  Bestimmung  der  fit'anzö* 
Bischen  Verfassung  von  1652  überhaupt  bei  Erörterungen  über  constitu- 
tionelles  Staatsrecht  zu  besprechen,  indem  eine-  grosse  Unschuld  dazu  gehöre, 
diese  Ordnung  cler  öffentlichen  Dinger  den'Einherrschaften  mit  Volksvertretung 
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ständischen  Arbeiten  eines  grossen  Staates  war  ja  doch  Im  Ernste  nicht  n 
denken.  Sicherlich  glaubte  die  Regierung  selbst  am  wenigsten  daran,  selbst 
wenn  sie  es  etwa  gewtinscht  haben  möchte. 

Der  Grund  für  die  Abschneidung  der  Petitionen  an  die  Stände  sdieint 
in  der  That  ein  ganz  anderer,  und  zwar  der  gewesen  zu  sein,  dass  der 
Gesetzgeber  den  von  ihm  aufgestellten  Begriff  von  Ständen  uny^reintwr  fii&d 
mit  derEihreichung  von  Bitton  -abseiten  der  ünterthanen.  Bis  zur  änasersten 
Sättigung  ward  ja  in  halbamtlichen  und  frei  scheinenden  ErUärongen  und 
Cpmmentar^  gesagt,  dass. die  preussischen  Stände  keine  Volksvertreter  sein 
seilen,. sondern  nur  berathende,  auf  deutsch-geschichtlioiier  Grundlage  stehende 
Stände.  Wie  richtig  oder  unrichtig  diese  Behauptung  und  wie  zweckmässig 
oder  unzweckmässig  dieser  Gedanke  war,  mag  ganz  dahin  gestellt  bleiben; 
ebenso  cUe' Frage,  ob  nicht,  auch  ohne  Prophetengabe,  ein  baldiges  Ende 
dieser  Einrichtung  vorauszusehen  war.  Nimmt  man  die  Sache ,  wie  sie  zu- 
nächst war  und  von  den  Mächtigsten  im  Staate  gewollt  wurde:  so  kann  man 
nicht  umhin  einzuräumen,  dass  Folgerichtigkeit  in  der  Beschränkung  des 
Petitionsrechtes  war.  Dass  eine  Versammlung  von  Volksvertretern  nicht 
nur  das  Recht,  sondern  die  Pflicht  hat,  cUe  Wünsche  und  Bitten  des  von 
ihnen  vertretenen  Volkes  anzunehmen  und  weiter  zu  befördern  und  zu  unter- 
stützen,  leuchtet  ein.  Ebenso  ist  unzweifelhaft,  dass  wenn  eine  VerfEUSSungs- 
'urkunde  allgemeine  staatsbürgerliche  Rechte  aufführt,  unter  diesen  auch,  sei 
es  nun  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  das  Recht  des  einzelnen  Bürgers 
begriffen  sein  muss,  in  Beziehung  auf  die  Ausführung  dieser  Rechte  seine 
-Wünsche  und  Klagen  vorzubringen,  und  zwar  namentlich  bei  seinen- Stellver- 
tretern, als  welche  für  den  Schutz  und  die  Entwickelung  aller  verfassungs- 
mässigen Hechte  zu  sorgen  haben.  Aber  anders  verhält  es  sich  bei  blos 
berathendcn  Ständen.  Sie  haben  nur  in  den  Fällen  Rath  zu  geben,  in  denen 
sie  vom  Fürsten  gefragt  werden,  vielleicht  gefragt  werden  müssen.  Zu  diesen 
Fällen  kann  aber  nicht  jede  Petition  eines  Einzelnen  gehören,  der  die  Re- 
gierung sich  schon  fUr  erleuchtet  genug  erachten  wird,  selbst  über  einen 
solchen  Fall  zu  urtheilen.  Ebenso  wenig  kann  von  einer  Vertretung  allge- 
meiner Rechte  die  Rede  sein;  dazu  sind  solche  Stände  gar  nicht  da,  und 
namentlich  haben  die  preussischen  Manifeste  gar  keine  Rechte  dieser. Art 
gegeben.  Somit  ist  denn  in  der  That  die  Beschränkung  des  Petitionsrechtes 
erklärt,  ja  sogar  als  folgerichtige  Ableitung  aus  dem  obersten  Grundsatze 
der  neuen  Geset^ebung  gerechtfertigt. 

Damit  ist  denn  aber  freilich  keineswegs  gesagt,  dass  der  aus  gevrissen 
Vordersätzen  mit  logischer  Folge  abgeleitete  Gedanke  ein  materiell  richtiger 
und  fQr  den  Staat  und  Volk  erspriessliclier  gewesen  sei.  Sondern  vielmehr 
ist  es  gar  wohl  möglich,  dass  hier  einer  der  Fälle  vorlag,  in  welchen  aus 
der  erweisbaren  NachtheOigkeit  des  Schlusssatzes  auf  die  Falschheit  des 
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obersten  Satzes  zurttckgeschlossen  werden  muss.  Allerdings  wäre  es  wenig 
beweisend,  wenn  lediglich  aus  der  Unvereinbarkeit  des  Petitionsrechtes  mit 
den  Omndgedanken  der  gegebenen  Verfassung  nachgewiesen  werden  wollte, 
dass  die  ganze  Auffiassung  einer  ständischen  Einrichtung  eine  verfehlte  sei; 
—  ein  fio  wichtiger  Satz  muss,  wenn  er  tiberzeugen  soll,  in  der  Hauptsache 
onioittelbar  erwiesen  werden:  —  wohl  aber  mag  immerhin  auch  dieser 
Umstand  geltend  gemacht  werden,  weil  es  doch  immer  ein  nicht  zu  ver- 
achtender Nebenbeweis  ist,  wenn  auch  aus  dieser,  auf  den  erjsten  Anblick 
vielleicht  nicht  Sehr  In  die  Alügen  fallenden,  Schlussfolgerung  die  Wahrheit 
der  Behauptung  sieh  ergiebt.  Nun  ist  aber  allerdings  die  Verweigerung 
eines  Petitionsrechtes  in  der  von  den  preussischen  Gesetzen  bestimmten 
Weise  als  entschieden  und  als  manchfach  nachtheilig  zu  erweisen,  und  zwar 
namentlich  unter  den  besondereif  Verhältnissen  des  preussischen  Staates.' 

Jeder  Beobachter  des  öffentlichen  Lebens  in  freieren  Staaten  wird  zu- 
geben ,  dass  das  Petitionsreeht  der  Bürger  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  nur  nicht  aufregt,  sondern  im  Gegentheile  beruhigend  wirkt.  Es  ist 
dies  schon  aus  allgemein  psychologischen  Gründen  natürlich.  Die  freie  Vor- 
bringung einer  Klage  oder  eines  Wunsches  ist  .immer  eine  Erleichterung, 
während  das  stumme  Verschliessen  in  die  Brust  erbittert. 

Viele  Menschen  sind  zufrieden,  wenn  sie  gur  haben  aussprechen  können, 
was  sie  drftckt,  oder  wenn  sie  öffentlich  vorbringen  mögen,  was  sie  an  be- 
sonderen Gedanken  zu  haben  glauben ;  der  Erfolg  «ist  ihnen  verhältnissmässig 
gleichgültig.  Manchen  befriedigt  noch  insbesondere  eine  öffentliche  Nennung 
des  Namens»  vielleicht  die  Ertheilung  eines  Lobes.  Hierzu  kommt  aber 
speciell  bei  Petitionen  an  eine  Ständeversammlung ,  dass  die  von  bedeutenden 
und  beliebten  Männern  bewiesene  lebhafte  Theilnahme  an  dem  vorgetragenen 
Wunsche  eine  Genugthuung  gewährt  und  auch  längeres  Warten  erträglicher 
macht;  femer,  dass  Mancher  sich  durch  die  Gründe,  welche  gegen  seine 
Ansicht  vorgebracht  werden  und  welche  ihm  sonst  vielleicht  gar  nicht  zur 
Kenntniss  gekommen  wären,  belehren  lässt;  endlich,  dass  selbst  bei  einer 
Abweisung  die  Aussicht  auf  eine  später  anders  zusammengesetzte  Versamm- 
lung die  Hoffnung  erhält  und  den  Aerger  mildert.  Auch  kann  es  für  eine 
Regierung  nur  angenehm  und  erspriesslich  sein,  wenn  sie  bei  der,  denn 
doch  sehr  häufig  unvermeidlichen,  Zurückweisung  ungeeigneter  und  unerfüll- 
barer Gesuche  an  den  Ständen  Theilnehmer  und  Abieiter  des  Grolles  der 
Getäuschten  erhält.  -—  Waren  nun  aber  etwa  diese  Vortheile  niöht  anzu- 
schlagen in  Preussen,  wo  zur  Zeit  der  Bildung  eines  Vereinigten  Landtages 
fto  Vielerlei  und  in  den  widersprechendsten  Richtungen  durch  einander  gährte? 
Es  will  im  Gegentheile  bedünken ,  dass  es  nur  einen  günstigen  Einfluss  auf 
die  Gemüther  üben  konnte,  wenn  die  Wünsche  des  Rheinländers  sich  an  ^ 
denen  des  Polen,  die  des  deutäfchkatholischen  Schlesiers  an  den  Forderungen 
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des  strenggläubigen  Westphale^ ,  die  Beschwerden  der  Lichtfreonde  an  denen 
der  Altlutheraaer  messen  und  gegenseitig  abstumpfen  konnten.  Die  Fabri- 
kanten  des  Westens  und  die  Kornkaufleute  des  Ostens  mochten  nur  zu  ihrem 
gegenseitigen  und  der  Gesammtheit  Nutzen  ihre  widersprechenden  Ansichten 
vortragen.  Von  den  nothwendig  nach  den  verschiedensten  Richtongen  aus 
einander  laufenden  staatlichen  {Petitionen  gar  nicht  zu  reden.-  Für  die  Begie- 
rung  aber  insbesondere  konnte  es  nur  ein  grosser  Gewii^n  sein,  wens  sich 
manche  Leidenschaft  handgreiflich  zu  übef zeugen  tern^ochte,  dass  ihrem 
Drängen  nicht  sowohl  der  üble  Wille  des  Staates  entgegenstehe-,  als  die 
Macht  der  Umstände,  die  überbelegende  oder  doch  wenigstens^  auch  zu  be- 
rücksichtigende enfgegenlaufende  Meinung  von  Mitbürgern,  die  Unmöglich- 
keit,  es  Allen  recht  zu  machen.  Möglich  allerdings,  dass  der  S^echsaal 
anfänglich  laut  und  In  schreienden  Misstönen  erklang;  allein  es  musste  eich 
nur  um  ^  gewisser  Manches  austoben  und  stille  werden. 

Ein  zweiter  Yortheil  eines  freien  und  frei  gebrauditen  PetitionsFechtes 
ist,  dass  dasselbe  viel  beiträgt  zu  einer  Regelung  der  öffentlichen  Meinung. 
Nicht  nur  ist  es  höchst  unbehaglich,  wenn  in  den  verschiedensten  BeziehHngai 
und  Richtungen  Forderungen  an  den  Staat  gestellt  werden,  so  dass  man  mit 
dem  besten  Willen  denselben  nicht  sämmtlich  nachkommen,  ja  sie  auch  nur 
beachten  kann;  sondern  es  ist  auch  für  die  Staatsgewalten,  Regierung  so- 
wohl als  Stände ,  nachtheilig ,  weil  es  ihnen  die  Abneigung  und  Gleichgültig- 
keit der  nicht  Berücksichtigten  zuzieht.  Für  alle  Theile  ist  es  daher  weit 
besser,  wenn  sich  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  und  das  allgemeine  Streben 
auf  einen  Gegenstand  nach  dem  andern  wirft,  so  dass  dieser  allseitig  er- 
wogen und  besprochen  wird  und  als  die  unmittelbarste  Aufgabe  für  die  prak- 
tische Staatskunst  vorliegt.  Hier  weiss  die  Regienmg,  was  sie  zu  thun  hat, 
die  Partheien  in  den  Standeversammlungen  sprechen  sich  rein  aus  und  geben 

* 

das  Maass  ihrer  Stärke,  die  Presse  hat  ein  bestimmtes  Ziel.  Nun,  zu  Er- 
reichung dieses  Zustandes  trägt  das  Petitionsrecht  ein  Bedeutendes  bei.  Die 
Petitionen  sind  gleichsam  die  Strohhalme,  an  denen  man  sieht,  wie  der 
Wind  steht.  Finden  Bitten  um  einen  gewissen  Gegenstand  keinen  Anklang, 
sei  es  bei  den  Ständen  sei  es  im  Publikum,  so  wird  er  veiiassen^  dagegen 
drängen  sich  Alle  um  diejenigen  Eingaben,  welche  das  wirkliche  Bedflrfoiss 
des  Aujgenblicks  aussprechen ,  und  so  regelt  sich  die  Bewegung  und  die  Mei- 
nung. AUerdings  läuft  dabei  auch  manches  Unreife  mit  unter,  und  der 
Lärmen  ist  oft  grösser  als  die  Sache  verdient :  allein  diess  sind  verhältniss- 
mässig  geringe  Nachtheile,  auch  gewöhnt  man  sich  an  sie  und  erhält  durch* 
Uebung  ein  richtiges  Maass.  —  Musste  nun  nicht  auch  in  dieser  Beziehung 
Jeder,  der  es  mit  Preussen  wohl  meinte,  wünschen,  dass  gerade  dieser 
Yortheil  demselben  zu  Theil  werde?  Theils  die  wenig  homogene  Zusammen- 
stellung des  Staates,  theils  das  lange  Hinhalten  in  den  Yerfassungsange- 
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legenheiten,  theils  die  schwer  zu  begreifende  Belebung  des  kirchlichen 
Partheiwesais  hatte  ein  so  grosses  Durcheinander  der  Bestrebungen  und  eine 
solche  Verwirrung  der  öffentlichen  Meinung  erzeugt,  dass  es  von. höchster 
Wohlthat  sein  musst'e,  wenn  in  dieses  Chaos  Ordnung,  in  die  Wünsche 
Beiheniblge ,  in  die  Berathung  Ruhe  und  Ueberlegung  gebracht  wurde.  Es 
w&re  tböricht  zu  behaupten,  dass  nur  das  Petitionsrecht  solches  vermocht 
hätte,  and  dass  es  schon  sdlein  zum  Ziele  geführt  hätte;  allein  unzweifelhaft 
wflrde  es  dazu  beigetragen  haben  nach  dem  Yorüberrauschen  des  ersten 
Sturmes. 

Sodann  sei  darauf  aufionerksam  gemacht,  dass  das  Recht,  die  Stände 
mit  Petitionen  anzugehen ,  die  Augen  der  Bürger  in  allen  Theilen  des  Landes 
unmittelbar  auf  die  Versammlung  richtet,  dadurch  aber  zur  Einheit  des  staat- 
lichen Bewusstseins  beiträgt.  Wenn  sicherlich  einer  der  Hauptvortheile  einer 
Tolksvertretenden  Versammlung  in  der  Bildung  eines  neuen  Mittelpunktes  für 
die  Richtungen  und  Gedanken  aller  Bürger,  dadurch  aber  in  der  Befestigung 
des  ganzen  Verbandes  besteht;  so  trägt  gerade  hierzu  das  Petitionsrecht 
ganz  besonders  bei,  wie  wohl  keines  Beweises'  bedarf.  —  Offenbar  war 
dieser  Umstand  für  Preuasen  von  ganz  besonderer  Bedeutung.  Noch  fehlte 
gar  viel,  dass  die  verschiedenen,  räumlich  so  weit  aus  einander  gelegenen, 
geschichtlich  und  dem  Stamme  nach  bestimmt  gesonderten  Theile  der  Be- 
völkerung sich  so  völlig  als  ein  zusammengehöriges  Ganzes  ifühlten,  als  es 
wünschenswerth  war.  Die  Einrichtung  der  Provinzialstände  hatte  noch  dazu 
beigetragen,  diese  Sonderung  zu  unterhalten;  verschiedene  Gesetzgebung  er- 
höhte noch  wesentlich  das  Uebel.  Offenbar  war  es  eine  der  ersten  Aufgaben 
der  preussischen  Staatsweisheit,  alle  Mittel  zur  Beschleunigung  des  normalen 
Zustandes  anzuwenden;  hier  aber  lag  ein  bedeutendes  und  ein  unschädliches 
Mittel  vor. 

Femer  kann  es  nur  als  ein  bedeutender  Fortschritt  in  den  staatlichen 
Zust&nden  erkannt  werden,  wenn  die  Möglichkeit,  auch  die  S£ände  mit  Bitten 
anzugehen,  einen  Theil  der  sonst  auf  die  Persönlichkeit  des  Fürsten  aus- 
schliesslich gerichteten  Auöncrksamkeit  abzieht.  Es  mag  sein,  dass  gerade 
diese  Wirkung  es  ist^  welche  bei  rein  monarchischen  Ansichten  und  Gewohn- 
heiten Widerwillen  erweckt;  und  dass  namentlich  in  Preussen,  dessen  ganzes 
staatliches  Leben  beim  Vorwiegen  soldatischen  Geistes  und  bei  den  Ueber- 
liefemngen  aus  den  Zeiten  Friedrichs  n.  von  der  Persönlichkeit  des  Fürsten 
durchdrungen  ist,  hierin  von  Manchen  fast  ein  Angriff  auf  die  Staatsgewalt 
gesdien  ward.  Mit  aufrichtiger  Selbstüberschätzung  oder  mit  heuchlerischer 
Demutb  konnte  namentlich  die  Bureaukratie  sich  in  diesem  Sinne  änssem. 
Allein  um  so  mehr  war  es  Zeit,  diese  Auffassung  zu  verlassen,  deren  Fest- 
haltung  einer  kräftigen  und  volksthümlichen  Entwickelung  des  Staates  im 
Wege  steht.     Wir.  reden  nicht  davon,   dass  es  selbst  für  den  König  nur 
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angenehm  seih  konnte,  weiin  er  nicht  mehr  persOnlieh  als  die  QaeHe^alkr 
abschlagigen  Antworten,  aller  Zurtf ckwMsungen ,  Bitten  um  Erweitenmg  ^  '  r 
Rechten  und  Freiheiten  erschien;  ;diese  Befrachtung  -wäre  nor  von  untergCK:  . 
ofdnetem  Werthe,  da  das  Regieren  in  unseren  Tagen  lät^t  tfii^ebört  hat^  . 
nur  ein  Recht  and  ein  Oennss  zu  sein.    Wohl,  aber  war  zu  bedenken,  wss  , 
jede  ^eue  organische  Einrichtung,  welche  den  preussischen  Bfirger  mit  tea  . 
Staate  als  solchen  und  nicht  blos  mit  der  zufälligen  Pers5nlichkeit  des  Ffiiv  ; 
sten  üi  Verbindung  brachte,  dem  Ganzen  einen  weiteren  Halt  und  einen  wei- 
teren Grund  der  Sicherstellung  gab.  Geradein  der  bedeutendem  Yoransteüimg- 
des  Staatsbegriffes  lag  die  grosse  Wichtigkeit  der  ständischen  Einrichtongen 
.  fftr  Preussen ,  und  was  derselbe  entwickelte ,  war  ein  GlQck  ftlr  Krone  und 
Land,  war  selbst  dn  mächtigeres  Erwerbongsmitlel ,  als  Staatsschatz,  Heer 
und  Landwehr.    Das  Recht,  die  Stände  mit  Petitionen  anzugehen,  wdche 
die  Behörde  bereits  verworfen  hatte  oder  von  denen  mwi  sich  bei  ihr  von 
vorne  herein  keine  Gunst  versprechen  konnte,  war  nun  aber  keiner  der  un- 
bedeutendsten Entwickelungskeinie. 

Endlich  noch  eiu  Wort  darüber,  dass  durch  eine  Sperrung  des  ^eord- 

'  neten  Petitionsrechtes  alle  Diejenigen ,  welche  Wünsche  und  Ab^derungs- 
vorschläge  hatten,  nothwendig  an  die  Presse  zur  Anbringung  derselben 
verwiesen  werden.  Nun  ist  aber  Zweierlei  gleich  unbestreitbar.  EimnaJ, 
dass  die  Zahl  und  die  Dringlichkeit  solcher  Anliegen  durch  das  Verbot,  sie 
an  die  Stände  des  Reiches  zu  bringen,  an  sich  nicht  gemindert  wird^  An- 
demtheils,  dass  es  wenigstens  in  vielen  Fällen  für  alle  Betheiligten,  nament- 
lich aber  auch  für  die  Regierung,  bei  weitem  erspriesslicher  ist,  Ipenn  un- 
beliebige Thatsachen  und  die  daraus  stammenden  Wttnsche  nicht  In  den 

- .  Zeitungen  herumgezogen ,  sondern  in  einer  2ur  wenigstens  vorlftufigen  Er- 
ledigung berechtigten  Versammlung  unter  augenblicklicher  TheilnAhme  und 
nöthigenfalls  Berichtigung  gut  unterrichteter  Regierungsorgane  verhandelt 
werden.  Es  wird  dabei  nicht  nur  das  Recht  und  die  Wahrheit  gewinnen, 
sondern  audi  manche  unnöthige  und  falsche  Aufregung  imd  Anschnldigong 
den  Augen  der  Menge  ganz  entzogen.    Liegt  es  doch  in  der  Katar  der 

.  Sache ,  dass  wenn  eine  Frage  an  eine  zu  ihrer  Untersuchung  8.chuldige  und 
mit  den  nötbigen  JBditteUi  ausgerüstete  Geschäftsversammlung  gebracht  wir^, 
es  im  eigwien  Vortheile  der  sich  Meldenden  liegt ,  die  Thatsache  so  wahr 
und  80  bewiesen  als  möglich ,  somit  ohne  künstliche  Färbung  nnd  ohne 
üactiose  Aufregung  falscher  Leidenschaften  darzulegen ;  dagegen  die  Ab- 
sicht, und  man  möchte  sagen  die  Nothwendigkeit,  auf  die  DarsteUung  in 
öffentlicben  Blättern  die- allgemeine  Aufinerksamkeit-  zu  richten ,.  gerade  im 
Oegentheile.zu  Uebertreibungen  führt.  Hiergegen  helfen  alle  F^sgesetze 
nichts.  Unbestritten  aber  ist  wohl,  dass  die  preussische  Regiening  nicht 
eben  nöthig  hatte ,  die  in  allen  Theilen  des  Lande?  vorhandenen .  unbefrie- 
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digten  WttiTsche'  durck  ein  vep6chUn]inernd6&  Meditun  der  AeusseruAg  gehen 
zu  lassen.  ,  .  **   .  . 

Keineswegs  soll  übrigens  bei  dieser  Darstellung  der  verhältni^smässig 
grossen  Vortheüe  eines  freien  PetitifM;isreichtes  geläugnet  werden,  dass  -ein« 
Einräomong  desselben  auch  seine  ßdiUttenseiten  für  Proussen  gehabt  ,h£Ctte ; 
und  namentlich  ist  wahrscheinlich,   dass  .seine  Gestattung  im  ersten. Augen- 
blicke eine  grosse  Ma^se  von  Geschäften  auf  die  Stände  geworfen,  vielleicht 
da  oder  dort  zu  Umtrieben  und  Bitterkeiten  geführt  hätte.    Recht  gerne 
kanB  man  näjnh'ch  bei  aller  schliessliphen  Entscheidung  für  das  Petition^-. . 
recht  der  Wahrheit  die  Ehre  geben   und  anerkennen,    dass  schön  Miss** 
brauch  damit   getricl)en  worden   ist  und   auch   künftig  Mißbrauch   damit    - 
getrieben  werden  kann  und  wird.    Allein  die  Frage  ist  nur  die,  ob  die 
Vortbeile  oder,  ob  die  Nachtheile  überwiegen?  Wie  aber  auf  diese  Frage 
zu  antworten  sei,  darüber' kann  nach  dem  Yorstehcnioieh  kein  Schatten. von    . 
einem  Zweifel  bestehen. 

b>  DI«.  EvtlinuBiiiifen  d«r  fraiis4Blfcb«n  Terfattiuig  von  1859  über  üIm 

Petttlonirecht. 

Zu  den  merk\^'Urdigsten  gesetzlichien  Bestimmungen  tlber  das  Pctitiond- 
recht  gehört  der  Art.  45  der  französischen  Verfassung  vom  14.  Jänner  1662. 
Derselbebestimmtmit  wenigen  Worten,  dass  <dasPetitionsvecht  beim  Senate  -* 
ausgeübt  ^'erde ,  und  dass  keine  Petition  behn  gesetzgebenden  Körper,  ein-  • 
gegeben  werden  dtirfe>.  —  Nähere  Vorschritlen  über  das  formelle  Ver£ahJfcJ^ 
sind  diu^h  das  organische  Decret  vom  31.  Dcc.  1852  gegeben,  und  zwar  ist 
denselben  zu  Folge  im  Senate  alle  Monate  eine  eigene  Petitions-Commission 
in  den  Abtheilungen  zu  wälilen ,  welche  die  eingelaufenen  Petitionen  zu 
prfffen  und  darüber  in  der  vollen  Versammlung  zu  berichten,  hat.  Der  An-' 
trag  kann  auf  einfache  Tagesordnung  gehen,  oder  auf  Niederlegung  in  der 
Registratur  (bureau  des  renseignemens),  oder  endlich  auf  Verweisung  an  den 
beli'effenden  Minister.  -Im  letzteren  Falle  ist  die  Petition  n^it  einem  Auszüge 
der  Ber^thung  an  den  Staatsminister  einzusenden.  Falls  eine  Petition 'eine 
verfassungswidrige  Handlung  anzeigt,  so  ist  sie.  vor  Allem  in  der  vollen 
Ver^miblung  ^qs  Senates  zu  verlesen  und  hier  die  Frage  zu  stMlen,  ob 
weit<?re  Folge  gegeben  werden  will.  Wird  diess  beschlossen;  so  ist  der 
Staatsminißter  in  Kenntniss  zu  setzen  und  die  Petition  in  die  Abtheilungen 
zu  verweisen,,  welche  eine  eigene  Commission  zur  Berichterstattung  wählt.  ' 

Das  Bemerkensweithe  an  diesen  Bcstinnnungeri  der  kaiserliciien  Staats- 
einrichtung besteht  nun  nipht  (^twa  m  der.  Aufstellung  eines  ganz  neuen 
Grundsatzes  oder  einer  bisher  nicht  üblichen  Umgi'ähzung  des  Pctitionsrechte.s. 
Vielmehr  ist  das  "Recht  der  Petition  anscheinend  vollkommen  anerkannt. 
NeUea.  der  Befugniss,  Bitten  beim  Staatsoberhaupte  einzugeben  und  der  Fest- 
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stellang  einer  eigenen  AbtheilUng  des  Staatsrat hs  zur  Untersuchung  solcher 
Petition.en,  (eiußr  Einrichtung,  welche  hier,  als-  dem  nächsten  Zwecke  frenid, 
nicht  weiter  erörtert  wird,)  steht  jedem  Franzosen  da$  Recht  zu,  sich  bittend 
—  und'  auch  beschwerend  —  an  eine  der  grossen  verfassunpmässigen  Kör- 
perschaften zu  wenden;  und  es  ist  wed^r  der  Gegenstand  def  Eingabe,  noch 
die  Art  oder  die  Zahl  der  Unterzeichnenden  irgend  beschränkt.  Auch  ist 
der  mit  det  Bitte  ausgehenden  Versammlung  die  gewöhnliche  Befngniss 
zur  Verfügung  über  Petitionen  voll  eingeräumt;  ja  es  kann  sogar  der  Senat 
auf  Grund  einer  Petition  eine  von  ihm  als  verfassungswidrig  erkannte  Hand- 
lung der  Regierung  kurzer  Hand  vjehiichten.  Das  Bezeichnende  dieser  Probe 
französischer  ßtaatskunst  ist  vielmehr  gerade ,  d^ss  unter  vollständiger  Auf- 
rechterhaltang  des  Scheines  eines  vollen  Petitionsrechtes  die  WirkliclAeit 
ganz  entzogen  ist.  Es  kann  nämlich  ganz  ungehindert  petitionirt  werden; 
Allein  nur  bei  jsiner  Behörde,  von  welcher  die  geringst-mOgüche  der  Re- 
gierung unangenehme  Thätigkeit  zu  erwarten  steht,  und  mit  grundsätzlicher 
Ausschliessung  derjenigen  Versammlung,  welcher  eine  Kenntniss  von  den 
Wünschen  der  Bürger  vorzugsweise  nöthig  wäre  und  welche  einer  etwaigen 
Billigung  solcher  yV^ünsche  eine  unmittelbare  Wirkung  geben  könnte. 

Diesb  Besümmungen  aus  dem  Gesichtspuncte  eines  Missgriffes  zu  be- 
sprechen, .wäre  kindisch,  da  sie  vielmehr  mit  vollem  Bewusstsein  und  als 
wesentlich  eingreifende  Bestandtheile  eines  ganzen  Syst^nes  gegeben  sind. 
Alleiti  es  "ist  doch  wohl  der  Mühe  werth,  genauer  die  so  harmlos  scheinenden 
Vorschriften  zu  untersuchen  und  ihre,  wie  gesagt  beabsichtigte,  Folgerungen 
auseinander  zu  legen. 

Das  Petitionsrecht  kann  nur  bei  dem  Senate  ausgeübt  werden.  Um  die 
mögliche  Wirksamkeit  einer  Petition  zu  beurtheilen,  ist  es  nun  nothwendig 
zu  prüfen:  .1)  die  Zusammensetzung  des  Senates;  2)  die  demselben  ver- 
fassung^gemäss  zugetheilten  Aufgaben;  3)  seine  Verfügung  über.  Petitionen, 
welche  den  besonderen  Thätigkeitskreis  des  Senates  ihrem  Gegenstande  nach 
nicht  berühren.  , 

Zu  1).  Der  Senat  besteht  aus  den  französischen  Kardinälen,  sämmtlichen 
Marschällen  und  Admiralen,  so  wie  den  18jährigen  kaiserlichen  Prinzen, 
falls  diese  vom  Kaiser  berufen  werden;  ausserdem  aus  150  vom  Kaiser  auf 
lebenslang^  ernannten  Mitgliedern.  —  Sänmitliehfi  Senatoren  sind  also  theils,  ^ 
.^nd  zwar  der  grösseren  Anzahl  nach,  unmittelbar  vom  Staatsoberhaupte  be- 
zeichnet, theils  sitzen  sie  wenigstens  mittelst  eines  ihnen  ebenfalls  vom  Kaiser 
übertragenen  Amtes.  Dass  sie  also  ohne  Ausnahme  zu  den  vertrautesten 
und  zuverlässigsten  Anhängern  der  Regierung  und  des  Systems  derselben 
gehören,  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  ist  einfach  die  Absicht.'  Ist 
nun  zu  erwarten,  dass  eine  solche  Versammlung  Petitionen  mit  Gunst  auf- 
nehme,^ dass  sie  dieselben  mit  Kraft  bei  der  Regierung  und  gegen  dieselbe 
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unterstütze?   Eine  Petition  ist  allerdings  keine' directe  Beschwerde;  allein 

schon  der  Umstand,  dass  dieselbe  an,  eine  die  Regierung  überwachende  Ver-r 
Sammlung  gerichtet  wird,  beweist,  dass  der  Gegenstand  bei  den  Staatsbehörden 
entweder  bereits  eine  unbefriedigende  Aiifnahme  gefunden  hat,  oder  dass  er 
sie  voraussichtlich  bei  ihnen  finden  \\urde,  wenn  er  unmittelbar  und  ohne 
mächtige  Unterstützung  bei  ihnen  angebracht  werden  wollte.  Schon  die 
Beschaffenheit  der  ausscMiesslich  zur  Annahme-  von  staatlichen  Bitten  be- 
rechtigten Körperschaft  muss  also  die  wirkliche  Ausübung  des  deraBuch^aben 
des  Gesetzes  nach  dem  Bürger  zustehenden  Rechtes  auf  ein  sehr  beschei- 
denes Maass  zurückführen,  und  verspricht  in  den,  trotz  der  geringen  Aus- 
sieht,  dennoch  vorkommenden  Fällen  nur  ein  unbedeutendes  Ergebniss;  Auch 
scheint  in  derThat  diess  die  allgemeine  Ansicht  in  Trankreich  zu'jsein:  deiin 
die  Zahl  der  bei  dem  Senate  eingereichten  Petitionen  ist,  dem  Vernehmen 
nach,  verhältnissmässig  sehn  klein. 

Zu  2).  Wenn  'dem  aber  auch  nicht  so  wäre,  so  gewähren  die  dem  Senate 
verfassungsmässig  ^getheilten  Aufgaben  nur  eine  geringe  Gelegenheit,  Pe-* 
titioncn  nützlich  zu  verwenden,  auch  bei-  dem  besten  Willen  von  seiner'Seite. 
Es  bestehen  nämlich  die  Rechte  des  Senates  zunächst  in  einer  Annahme 
oder  Verwerfung  der  von  dem  gesetzgebenden  Körper  bereits  angenommenen 
Gesetzesentwüi'fe,  jedoch  ohne  dasS  ihm  ein  Eingieli.en  in  die  Einzelnlielten 
oder  die  Befugniss  Verbesserungsvorschläge  zu  machen  zustünde;  sodainn  in 
der  Befugniss,  das  Staatsoberhaupt  um  Ausübung  seiher  Initiative  in  Betr^ 
von  .Gesetzen  grosser  nationeller  Wichtigkeit  anzugehen;  ferner  in  der  Aus- 
legung und  Entwicklung  der  Verfassung  durch  Senatsconsulte,  welche  natür- 
lich voin  Kaiser  gebilligt  Werden  müssen;  endlich  in  der  Vernichtung  ver- 
fassungswidriger  Handlungen  (actes),  welche  duroll  die  Regierung  oder  diirch 
Petitionen  Einzelner  zu  seiner.  Könnt niss  gebracht  werden.  —  Es  soll  nun 
nicht  behauptet  werden,  dass  nicht  in  Beziehung  auf  diese  Aufgaben  Petitionen 
von  Einzelneji  unter  allen  Umständen  erfolglos  seien  und  sein  müssen.  Niclit 
nur  ist  denselben  sogar  ausdrücklich  eine  mögliche  Wirkung  eingeräumt  bei 
Verfassungswidrigkeiten;  sondern  es  ist  immerhin  denkbar,  dass 'die  von 
Bürgern  ausgehenden  Bitten  einen  AnstQ^s  oder  doch  einen  Beitrag  geben 
zur  AnWendimg  des  dem  Senate  zustehenden  Veto's  oder  seiner  unvollkoöi- 
menen  initiative  bei  Gesetzen,  so  wie  bei  der  Auslegung  und  Weiterführung 
der  Verfassung.  Allein. genauer  betrachtet  steht  doch  (selbst  eine!  ernstlich  j 
gemeinte  Handhabung  dioser  kaiserlichen  Verfassung  Vorausgesetzt)  für  Vor- 
bringen von  Privaten  nur  ein  gar  geringer  Spieli;aum  der  Wirksamkeit  wirklich 
in  Aussiebt  '  In  der  Regel  haben  Petitionen  nui*  einzelne  Rechts-  oder 
Interesse- Anliegen  zum  Gegenstande.  Diese  können  denn  nun  aber  hei  der 
ganzen  Mitwirkung  des  Senats  zu  der  gewöhnlichen'  Gesetzgebung  keinerlei 
Berticksichtigung  ünden,  da  der  Senat  selbst  kein  Recht  haf ,.  irgendwie' ih 
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Einzelheiten  einzugehen.    Auch  wenn*  er  den  Inhalt  einer,  ao  ihn  gebrachten 

Petition  in  Betreff  eines  GesBtzesei^twiirfs  vollständig' billigt,  ist  er  nicht  im 

-  •         .        •  ,        ._        ■ 

Stiinde,  derselben  eine  positive  Folge .  zu  geben.  Und  noch  weniger  kanji 
erwartet  werden,  dass  Bitten  von  Privaten  von  Einwirkung,  auf  ^e  Anbahnung 
oder  auf  d6n  Inhalt  von  Senats-Consulten  seien.  Es  kommen  also  bei  der 
ge.sanux)ten  Gesetzgebungsthätigkeit  des  Sepats  höchstens  solche  Petitionen 
in' Betracht,  welche  um  die  Beachtung  eines -grossen. Principes,  um  die  Verr 
werAmg  eines  ganzen  Gesetzes,  um  eine  wesentliche  Veränderung  in  der 
YerikssHug  des  Reiches  bitten.  Kann  man  nun  aber  verständigerweise  an* 
nehmen,  dass  der  Senat  oft  in  der  Lage,  sei,  solchem  Andringen  eine  Wirk- 
samkeit  zu  geben?  In  den.  verflossenen  sieben  Jahren  wenigstens  ist  nicht 
ein  einziger  Fall  von  ^iner  Thätigkeit. desselben  in  den  oben  bezeichneten 
'  Sichtungen  vorgekommen,  also  haben  auch  etwaige  in  diese  Richtungen  ge- 
haltene Petitionen  keinerlei  Erfolg  gehabt.'  Somit  bleibt  denn  von  den  ver- 
schiedenen Wirkungskreisen  des  Senates  nur  das  Recht  der  Yemichtung 
vejcfäBsungswidriger  Handlungen  abrig.  Hier  ist  nun  allerdings  unmittelbarer 
Erfolg  einer  Petition  an  und  für  sich  noch  am  leichtesten  möglich;  allein 
lader  ist  es  Bedingung  eines  solchem  Erfolges,  dass  der  Senat  die  Yer&^ssungs- 
Widrigkeit  der  b.ei  ihni  zur  Anzeige  gebrachten  Thatsache  anerkennt  and  -dass 
*er  sein  Recht  der  Vernichtung  derselben  auszuüben  wagt.  Welche  Wakr- 
BCheinlichkeit  hierfüp  ist,  bedarf,  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  die  vöUige 
Unthätigkeit  des  Senats  in  dieser  Beziehung,  trotz  alles  in  Frankreich  Vor- 
gefallenen, wobl  einer  weiteren  Abwägung  nicht. 

.21u  3).  Am  leichtesten  ist  eine  ^Wirksamkeit  von  Petitionen  bei  solchen 
Gegenständen  zu  erwarten^  welche  dem  unmittelbaren  Geschäftskreise  des 
'Senates  eigentlich  .fremd  sind  und  die  nur  bei  ihm-als  der  zur  Entgegen- 
nahme von  staatlichen  Bitten  überhaupt  bestinmiten  Körperschaft  einlaufen. 
Er  mag  solche,  nämlich  dem  betreffenden  Ministerium  zuweisen  und  d^mit 
seine  Ansicht  Über  deren  Bedeutung  aussprechen,  und  da  Iceine  Beschrfth- 
lung  des  Petitionsrechts  iü  Betreff  des  Gegenstandes  besteht,  so  kann  jede 
Säte  des  stai\tlich^n  Lebens  auf  diese  Weise  zur  Sprache  gebracht  werden. 
Decl^  darf  auch  hier  offenbar  die  Bedßutuni^  des  Rechts  nicht  überschätzt 
worden.  Abgesehen-  näpilich  .von  der  Zusammensetzung  und  der  natürlichen 
Haltung -des  Seufites,  welche  allen  auf  freiere  staatsbürgerliche  Zustände 
hinzielenden  Eingaben»  nur  eii^e  geringe  Aussicht  auf  Billigung  und  Ünter^ 
•Stützung  verheissen,  fehlt  es  auch  bei  den  mit  Empfehlung  an  die  Regierung^ 
übergebenen  Petitionen  an  dem  moralischen  4in(^  politischen  Nachdrucke, 
welchen  eine  öffentliche  Verhandlung  41ber  den  Gegenstand  geben  könnte.  Sie 
Sitzungen  desSeimtes  sind,  geheim;,  sie  wirken  also  nicht  auf  die  öffentliche 
Meinung.  Die  Verhandlungen  finden  nichtcontradictorisch  mit  den^Ministern 
statt,  welche  überhaupt  nur  dem  Kaiser,  nicht  aber  dem.  Senate  oder  der 
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Volksvertretung  verantwortlich  sind.  Die  ganze  Verhahdlong  mit  der  fie- 
gienmg^.flber  eine  dem  Senate  noch  so  sehr  am  Herzen  liegende  Pcitition 
besteht,  in.  einer  Zusendung  an  den  betreffenden  Minister  mit  einem  Prötocoll- 
Aüszuge  über  die  staltgefundene  Verhandlung.  .  Es  ist  wohl  nicht  unbillig, 
bierin  nur  schwache  Elemente  einer  "Wirksamkeit  zu  erblicken  und  der 
oben  ausgesprochene  ßatz,' dass  nacb  ^^^  neuesten  französische^  Verfassung 
das  Petiticfiisrecht  nur- ein  Schein  "sei,  ist  sicher  gerechtfertigt. 

Diess  ist  aber  um  so  gewisser  der  Fall,  als  zv  der  geringen  Bedeutung, 
welche  die  Ausübung  des  Petitionsrechtes  beim  Senate  h^t,  noch  das  aus- 
drückliche Verbot  kommt,  Bitten  bei  dem  gesetzgebenden  Körper  einzu- 
reichen. Wie  beschränkt  nun  auch  immer  die  dieser  Versammlung  •  einge- 
räumten Rechte  sein  mögen ;  wi6  ängstlich  auch  da^  gesorgt  ist-,  dass 
von  ihr  so  wenige  Verbesserungsvorschläge  zu. den  Oesetzesentwürfen  der 
Regierung  ausgehen,  als  nur  irgend  möglich;  und  auf  wie  wenig  sogar, 
durch  die  ausdrückliche  Beseitigung  d6r  Spedalität  der  Budgetsverwilligungeh, 
deren  Einfluss  auf  die.  Staatsausgaben  zurückgebracht  ist:  immerhin 'Ist  sie 
doch,  die» Volksvertretung  Frankreich»;  "Eine  Bestimmung  also,  welche 'ihr 
verbietet,  von  den  Wünschen  und  Klagen  der  Nation  überhaupt,  von  der 
öffentlichen  Meinung  oder  von  den  Ansichten  einzelner  Sachverständiger  über 
die .  von  ihr  zu  berathenden  Gesetze  und  über  die  Art'  und  die  Oröss^  der 
Steuern  auch  nur  unterrichtet  zu  werden,  ist  eine  Ungeheuerlichkeit,  welohe 
unzweideutig  zeigt,  dass  dem  Petitionsrechte  keine  Wirklichkeit  gegeben  sein 
soll.  Allerdings  kann  ein  Verbessertmgsvorschlag  der  Volksvertreter  nttr  mit* 
Bewilligung  des  Staatsrathes  überhaupt  in  der  Sitzung  zur  Sprache  gebrächt 
und  zur  Abstimmung  verstellt  werden,  und  wäre  somit  unter  allen  Umständen 
eine  Petition,  welche  einen  solchen  Vorschlag  beantragte,  nur  von  sehr  ge- 
ringem schliessHchen  Einflüsse:  so  könnte  doch,,  wenn  der  gesetzgebende 
Körper  Eingaben  von  Privaten  erhalten  dürfte;  er  wenigstens,  so  weit  seine* 
Wirksamkeit  geht,  dadurch  aufgeklärt  und  zur  Pflichterfüllung  angehalten 
werden.  Es  wäre  doch  nicht  unmöglich,  dass  eine  Verbesserung  gelegent- 
licli  versucht  würde.  Und.  ebenso  möchten  in  JSteuerfragen  Stimmen  *  aus 
deni  Volke  mindestens  zur  Verwerfung  einer  allzuschweren  oder  verhassten 
Einnahme  führen.  Beim  Senate  angebracht  vermögen  dieselben  Eingaben^ 
gar  keine  Wirkung  zu  haben.  .Mit  dem  Staatshaushalte' hat  derselbe  gar 
nichts  zu  thun ;  bei  den  Gesetzen  aber  steht  ihin  nur  eine  Verwerfung  im 
GjAnzen  zu,  welchie  häufig  gar  nicht  "möglich,  jedenFalles  wegen  nur  einzelner 
fehlender  Verbesserurigen  wenig  wahrscheinlich  ist. 

Es  mag  vielleicht  als  verkehrt  erscheinen,  eine  Bestimmung  der  fiCanzö* 
sischen  Verfassung  von  1B52  Überhaupt  bei  Erörterungen  über  constitu- 
tioneÜes  Staatsrecht  zu  besprechen,  indem  eine  grosse  Unschuld  dazu  gehöre, 
diese  Ordnung  der  öffentlichen  Dinge'  den'Einh'errschaften  mit  Volksvertretung 
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efnsthaft  einziuTihen.  Allein  es  schien  doch  nicht  ohne  Kutzep,  an  einem 
besonderen  ^Rechte,  und  noch  da2u  einem  der  aller  ungefährlichsten,  im 
Einzelnen  n^clizuweisen ,  zu  Welchen  Folgerungen  die  so  laiit .  verherrliclite 
Verwerfung  des  -«Parlamentarismus»  fttlirt ,  selbst  in  Eichtangen,  an  Welche 
man  zunächst  gar  nicht  denkt;  auch  wie. hpch  die  allg<?meine' Abstimmung  bei 
Fragen  der  Gesetzgebung  und  Stnatsweisheit  in  Anechlj^  zu  bringen  ist. 
Dass  sich  acht  Millionen  ÄDinuer  linden  konnten,  welche  eine  solche  Ver- 
künunerung  ihi-es  Rechtes  zu  bitten  gutheissen  Konnten,  bleibt  immerl^in- eine 
merkwürdige  Thatsache.  ,     • 

e)  Dl«  T«rhandlaii§«n  In  dar  waritember§fich0B  Kaamisr  d«r  Abg ••rdaei«*  Aber 
das  Petition ireeht  von  Gomolndoboh5rdon  tin  Jahr«  1647. 

Die  Frage,  ob  €orpo'rationen ,  namentlich  auch  Gemeindebehörden,  ein 
Petitioni^recht  zustehe,  ist  in  den  Gesetzen  jiicht  häufig,  dessen  nneraehtet  aber 
auf  ^e  verschiedenste  Weise  beantwortet.  Auch  abgesehen  nämlich  Y<m  jenen 
Yerfassungs-Urkunden,  welche  des  Rechtes  d^r  Bitte  überhaupt  gar  nidit  er- 
wähnen, ist  dasselbe  —  wie  die  oben  angeführten  Bestimmungen  ättsweis^i  — 
in  der  Regel  nur  mit  den  allgemeinsten  Worten,  somit  ohne  Eingehen  in  den 
vorliegenden  besonderen  Fall,  anerkannt.  Die  wenigen  Staaten  aber,  welche 
ausdrückliche  Bestimmungen  gegeben  haben,  zerfallen  wieder  in  drei  ver- 
schicdcne  Gruppen;  die  einen  dulden  überhaupt  gar  keine  gemeinschaftlichen 
Eingaben,'  und  schliessen  damit  namentlich  auch  Petitionen  von  Corporationen 

.  und  in  deren  Namen  unbedingt  aus.  So  die  französische  (Consulats-)  VerfEissung 
voQ   1799)   die  französische  Zusatzakte  von  1815  und  die  Verfassiing  Ar 

-  Holstein  von  1854.  Eine  zweite  Abtheilung  von  Grundgesetzen  gestattet 
Corpgrationen  ausdrücklich  und  ohne  weitere  Beschränkung  die  A.a8übnng 
des  Petitionsrechtes.  Hieher  gehören  die  Verfassungen  von  Kurhessen  (1830 

'und  .1852),,  die  hannoverischen  von  183^  und  1840,  (welche  nur  die  Verbin- 
dung mehrerer  Gemeinden  und  Körperschaften  zu  gemeinschaftlichen  Ein- 
gaben bedingungsweise  untersagen,)  ferner  die  deutsche  Reicbsyerfassung  von 
1849,  endlich  alle- jene  Constitiltionen ,  welche  nach  dem  Vorgange  der 
luxemburgischen  von  1848  nur  den  «öffentlichen  Behörden»  gestatten,  im 
Namen  einer  Gesammtheit  zu  sprechen ,  diesen  es  also,  ausdrücklich  erlauben. 
Endhch  sind  aber  auch  noch  Bestimmungen  vorhanden,  .welche  Corporationen 

'  bei  Ausübung  des  Petitionsrechts  auf  ihre,  besonderen  Interessen  beschränken 
u^d  ihnen  die  Besprechung  allgemeiner  Angelegenheiten  untersagen.  So  die 
Verfassung  -für  das  Grossherzogthum  Hessen  und,  theil weise,  die  für  das 
ehemalige  FQrstepthum  HohenzoUem-Sigmaringen. 

Von  einem  gemeinsamen  Gewohnheitsrechte  kann  also  in  dieser  Frage 
gar  nicht  die  Rede  sein,  sondern  es  muss  in  einem,  St^te,  welcher  keine 
ausdrückliche  Bestimmungen  über  da&  Petitionsrecht  von  Gemeinden  und  son- 
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stigen  Eörperschafteii  besitzt,  ai^s  dem  Wesen  des  Petitionsrechtes  überhaupt 
arganieiitirt  werden.  Was  denn  aber  für  den  einen  Staat  als  Recht  nach- 
gewiesen werden  kann,  gilt  natürlich  auch  für  alle  anderen  in  derselben  Laffe 

befindlichen ^'Hierin  liegt  aber  die  Bedeutung  einer  ausführlichen  Yer- 

handlang  jüber  den  Gegenstand,  welche  in  der  würtienftergischen  Kammer 
der  Abgeordneten  im  Jahre  184?  stattfand.  Nicht  das  ist  von  allgemeiner 
Bedeutung,  ob  in  diesem  besonderen  Lande  em  Petitionsrecht  der  Gemeinden 
mit  Recht  oder  Unrecht  behauptet  und  bestritten  wurde,  ^ sondern  ob  durch- 
schlagende, aus  dem  Wesen  der  Sache  gesi^höpfte,  Gründe  beigebracht  wur- 
den, welche  die  Frage  theoretisch  entscheiden.  Und  dessh'alb  denn  auch 
eine  ausftthriiche  Nachweisung  über  diese  Verhandlungen. 

Württemberg  gehört,  me  oben  bereits  bemerkt  ist,  zu  denjenigen  Staaten, 
deren  Grundgesetz  gar  keine  Bestinimung  über  das  Petitionsrecht  der  Ein- 
zelnen oder  der  Körperschaften  enthält,  in  welchen  dasselbe  aber  denndch 
seit  dem  Bestehen  der  constitationellen  Hinrichtungen  ausgeübt  wurde.  '  Auf 
jedem  Landtage  kamen  ^  zahlreiche  Eingaben  an  die  Sttfnde.  von  Einzelnen, 
von  einer  grösseren  oder  kleineren  Anzahl  freiwillig.  Tereinigter;  od^r  von 
Körperschaften  und  deren  Vorstehern  ein.  Namentlich  war  von  Gemeiixde- 
behörden  eine  grosse  Anzahl  von  Petitronen'  eingereicht  worden,  sei  es  von 
den  Gemeinderäthen  allein  sei  es  in  Verbindung  mit  den  Bürgerausschüssen, 
und  zwar  keineswegs  nur  mit  Bitten  in  örtlichen  oder  Gemeinde-Fragen,  son- 
dern-mit  Ansinnen  aus  allen  Theilen  des  Staatslebens.  Und  obgleich  das 
Gesetz  keine  Bestimnmng  gab,  hatte  sich  dennoch  in  der  Ständeversanunltinig 
fiür  Behandlung  der  Petitionen  bald  eine  feste  Regel  gebildet. 

*  Diese  Uebung  hatte  27  Jahre  lang  unangefochten  bestanden,  als  im 
Deoember  1846  eine  bei  dem  st&ndischen  Ausschusse  zu  Händen  derStftnde- 
Tersamndnng  übergebene  Petition  der  beiden  bürgerliclien  CoUegien  der  Stadt 
Stuttgart,  in  welcher  um  Maassregeln  zur  Herstellung  der  Pressfreiheit 
gebeten  ward,  die  Missbilligung  der  Regierung  erweckte.  Das  Ministerium 
des  l9nem  ertheilte  den  Bittstellem  einen  Verweis,  welcher  hauptsäcUicb 
darauf  gestützt  war,  dass  Gemeindcrath  und  Bürgerausschuss  nur  zur  Be- 
sorgung von  Gemeindeangelegenheiten  zuständig  seien ,  sie  daher  ihren  ge- 
setzlich erlaubten  Wirkungskreis  durch  eine  auf  ein  allgemeines  staatsbür- 
gierliches  Verhältniss  gerichtete  Petition  überschritten  haben.  Wie  leicht 
begreiflich ,  führte  der  Vorhalt  und  namentlich  der  von  der  Regierung  -auf- 
gestellte Grundsatz  zu  lebhaften  Verhandlungen  in  der  Kammer  der  Abge- 
ordneten, und  obgleich  diese  kein  formell  entscheidendes  Ergebniss  hatten, 
so  waren  sie  doch,  in  so  ferne  von  Bedeutung ,  als  die  Frage  üb^r  das  Peti- 
tionsrecht von  Körperschaften  und  Gremeinden  sehr .  gründlich '  von  beiden 
Seiten  beleuchtet  wurde. 

Die  Frage J  ob.bhd  wicr  wxit  Gemeindebehörden  ein  Petitionsrecht  zu- 
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Btehe,  ttfeoretisch  zu  untersuchen,  ist  nun  aber  wohl  dfr  ÄJühe  werth,'dB  sie 

keineswegs  Ton  blos  provinzieller  oder  zeitlicher  Bedeutung  ist.  Alle  Staaten, 

deren  Verfassungen  über  das  Potitionsrecht  von  Körpers(?baften  nichts  Aus* 

.drückjiches  bestimmen  (und  deren  sind  doch  die  meisten),  sind  bei  der  Lösung 

betheüigt.    Aus  diesem  Grunde  bleiben  denn  aber  auch  im  Folgeaden  alle 

Gründe  Für  und  Gegen  weg ,   welche  sich  apf  besonder^  württembergisehe 

Yerhuknisse  beziehen ;  und  ist  nicht  weiter  bemerkt ,  wer  in  d^r  erwähnten 

V^Jindlung  eine  bestimmte  Ansi<1it  aufstellte,  indem  es  sich  hier  nur  tun 

die  Sache  und  nicht  um  Personen  handelt. 

Von  den  Gegnern  des  Petitionsrechtes  der  Gemeinden  wurde  vor  Allem 

mit  besonderer  Kraft  geltend  gemacht,    dass  schon  überhaupt   von   einem 

.  Pititions  rechte  des  Einzelnen  liicht  gesprochen  werden  könne.    Einmal  sei 
■  •  *  .        ■  ■ 

«war  allerdings  das  Vorbringen  von.  Wünschen  bisher  gestattet  worden;  allein 
dle^s  sei  nur-eioe  Thatsache  und  noch  lange  kein  Recht.  Sodann  finde  über- 
hotupi  der  Begriff  des  Rechtes  auf  da€  Petitioniren  gar  keine  Anwendung. 
Selbst  nach  den  Förderungen  der  eifrigsten  Vertheidiger  dieses  angebÜchen 
ifcechtes  entspringe  für  den  Petitionär  kein  weiterer  Anspruch,  als  der,  ge- 
hört zu  werden;  für  dön  Gebetenen  keine  andere  Verpflichtung,  als  die,  an- 
«ohören:  zu  irgend  einer  entsprechenden  Handlung,  ja  nur  zu  einw  Antwort 
sei  Letzterer  nicht  schuldig.  Nun  aber  müsse  doch  jedes  Recht  einen  Inhalt 
'haWn,  jedem  Rechte  eine  Pflicht  entsprechen.  Diess  erweise  sich  auch  so- 
gleich da , '  wo  wirklich  ein  Petitionsrecht  bestehe ,  nämlich  bei  Bitten  der 
Stände.  Hier  sei  die  Regierung  eine  Antwort  schuldig.  Somit  also  möge 
das  Vorbringen  von  Ansichten  und  Wünschen  nach  wie  vor  immer  stattfinden 
aus  Gründen   der  Billigkeit   und  Klugheit;    aDein   von  Recht  und  Rechts- 

i 

Verletzung  dürfe  nicht  die  Rede  sein.  —  Sodann  wurde  behauptet,  es  folge, 
wenn  etwa  je  ein  Recht  der- Einzelnen  bestehen  sollte,  "noch  keineswegs,  aus 
jBelchem,  dass  auch  die  Gemeindebehörden  es  besitzen.  Einmal  würden  diese 
ihre  Auctorität  mit  in  die  Wagschale  legen,  wodurch  ein  falsches  Verbältniss 
für  den  Gebetenen  imd  zur  objektrson  Wahrheit  entstünde.  Zweitens  werde 
ein  Widerstreit  der  Verwaltungsbehörden  unter  sich,  deren' unterste  -die 
^Gremeihdcräthe  seien,  möglich,  wenn  die  Gemeindebehörden  sich  mit  Petitionen 
gegen  Maassregeln  ihrer  Vorgesetzten  an  die  Stände  wenden  könnten.  — 
Drittens  ward  geltend  gemacht,  es  fiihre  das  fQr  die  Gemeindevorsteher  in 
Anspruch  genommene  Recht  geradezu  zum  Widersinne.  EiÄcr  SeitB  müföte 
CS  nämlich  miti  demselben  Fuge  auch  für  alle  anderen  CoUegien  in  Anspruch 
genommen  werden,  was  für  die  Stände  zu  einer  ungcwältigbaren  Geschäfls- 
•  last  führen-  würde.  Anderer  Seits  decken  sich  Rechte  und  Pflichten  in  öffent^ 
liehen  Dingen,  sobald  erstere  für  Zwecke  der  Gesammtheit  gegeb*  seien, 
woratis  dann  folge,  dass  wenn  sümmtliche  Gemeindebehörden  das  Recht  hät- 
ten, in  allen  allgemeinen  Angelegenheiten  zu  petitioniren ,  sie  auch  immer 
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•  - 
und  sämmtlkh  die  l^fliclit  da2ü  hätten.  —  Viertens ,  es  sei  eine  jaristische 

Person  nur  zu  depjeuigen  Handlungen  ermächtigt^  welche  in  ihrer  besondem 
Aufgabe  liegen ;  diese  aber  sei  für  Gemeindebehörden  lediglich  die  Besorgung 
von  Gemeindeangelegenheiten.  —  Fünftens  läge  im  Petitioniren  der  Ge- 
meindebehörden fkber  allgemeine  staatsbürgerliche*  Rechtsfraj^en  eine  Beein- 
trftchtigong  .der  Rechte  der  Bürger.  Diese  leben  in  einer  doppelten  Kechts- 
sphäre ,.  in*  der  der  Gemeinde  und  in  der  des  Staates^  In  der  ersten  treten 
sie  die  Ausübung  ihrer  Rechte  allerdings  an  die  vOd  ihnen  bestellten  Vor- 
steher ab,  nicht  aber  in  der  staatliche<L  Wenn  nnn  dennoch  die  <jemeinde-. 
Torsteher  als  solche  auch  in  allgiemein  staatsbürgerlichen  Fragen  Petitionen 
eingeben ,  so  hindern  sie  entweder  die  freie  Ausübung  des  Petitionsrechtes 
der  iSnzelnen ,  oder  diese  kommen  in  Widerspruch  mit  der  Eljngabe.  ihrer 
Vorsteher ,  was  eine  Herabwürdigung  des  Petitionsrechtes  zur  Folge  hätte.  — 
Sechstens  ward  der  Satz  aufgestellt,  es  sei  das  Petitioniren  etwas  sehr  Be- 
deutendem, etwas  Inponderables,  das  schon,  der  Geschichte,  gemäss,  höchlichst 
missbraucht  worden  sei,  keineswegs  ab^  etwas  so  Unschuldiges  und  Gleich- 
gflltiges ,  wie  man  'sage.  —  Endlich  wurde  noch'  zu  der  thatsächliehen  Be- 
hauptung gegriffen,  es  seien  die' bisher  angenommenen  Petitionen  von  Körper- 
schauen  nicht  als  corporative  Erzeugnisse,  sondern  nnr  als  die  yon  Einzelnen  * 
betrachtet  und  nur  in  so  ferne  zugelassen  worden.  Jeden  Falles  habe  die 
Usherige  Uebung  nicht  die  Natur  eiües  Gewohnheitsrechtes,  sondern  sei  nur 
eme  Thatsache.  r  .'  . 

Bei  der  Betrachtung  dieser  SHtze  kann  man  sich  der  Bemerkung  nicht 
enthalten,  dass  unter  denselben  mehrere  sind ,.  welche  unmöglich  Ernstlich 
gemeint  sein  konnten ,  und  mit  denen  denn  auch  ohne  Unbilligkeit  summa- 
risch ver&hren  werden  darf. 

Hierher  gehört  vor  Allem,  die  Behauptung :  die  ünpartheiische  Würdigung 
der  Petitionen  von  Seite  der  Stände  würde  getrübt  werden ,  *wenn  die  6e-  . 
meindebehörden  ihi*e  Anctorität  in  die  Wagschale  werfen  dürften.  Einmal  ' 
ist  es  fast  ergötzlich,  von^  einer  grossen  Auctoritäi  der  Gemeindebehörden  tu 
hören,  während  jeder  Tag  das  Gegentheil  beweist.  Wenn  man  den  Ton  be- 
denkt, in  welchem  nicht  selten  mit  den  Gemeinden  und  ihren  Vorstehern 
selbst  von'  sehr  untergeordneten  Organen  des  Staats^lens  gesprochen  wird,- 
so  erscheint  der  mit  einmal  in  Aussicht  gestellte  panische  Schrecken  -  vor 
ihnen  höchst  wundersam.  Sodann  aber  ist  in  der  That  nicht  einzusehen, 
welche  Furcht  die  Ständemitglieder,  auch  .die  gewählten,  vor  petitionirenden 
Magistraten  haben  sollten.  Sind  diese  doch  nicht  die  Wähler,  und  wird 
iocb  ihre  Meinung  selten  die  bestimmende  für  Letztere  sein.  Wollte  mim 
tberhaupf  -  den  gewählten  Mitgliedern  der  Ständever Sammlung  eine,  solche 
Hasenherzigkeit  und  eine  solche  Pflichtvergessenheit  zutrauen,  so  mflsste 
man  weit  mehr  die  Petitionen '  zahlreieher  Einzelnen  zu  verhindern  suchen, 
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was  man  doch  nicjit  thut.  Von  einem  ungebtihrlicKen  Einfipsse^er  Gemeinde- 
behörden  kann  nur  etwa  bei  übergrossen  Hauptstftdtöa  die  Rede  sein^  raid 
anch  dann  nur  bei  entschieden  revolutionären  Zuständen.  Dann  mag  aller- 
dings ein  Druck  auf  die  Volksvertretung  auch  mittelst  Petitionen  ansgeftbt 
werden;  allein  einmal  sind  diese  dann  nur  eine  Form  der  Gewidt,  welche, 
wenn  sie  je  nicht  angewendet  werden  dtlrfte  oder  wollte,  mit  leichtester 
Mühe  durch  eine  andere  ersetzt  würde;  und  zweitens  ist  diese  ganz  aus- 
nahmsweise Möglichkeit  eines  Missbrauches  sicher  kein  Grund  zn  allgemeinen 
Verboten  auch  in  solchen  Ländern,  in  welchen  es  an  allen  VorbediUgongen 
des  geftlrchteten  Nachtheiles  fehlt. 

Ein  zweiter  Satz ,  welcher  einer  ernsten  Beachtung  kmon  werth  za  sein 
scheint,  ist  der:  dass  m^ü  eine  übermässige  Geschäftslast  von  d&x  oorpora- 
tiven  Petitionen  zu  fürchten  habe.  Was  sagt  die  ErÜEihning  dazu?  Und 
wäre,  wenn  das  Recht  zii  pe.titioniren  immer  auch  bei  allen  BerechtigteD 
eine  Sturmfluth  von  Eingaben  zur  Fc^ge  hätte,  nicht  vielmehr  den  Einzeben 
dieses  Recht  zu  nehmen,  da  es  von  Hunderttausenden  gehraucht  würde? 
Üavon  nicht  zu  reden,  dass  zehn,  hundert  Petitionen  über  denselben  Gegen- 
stand kaum  mehr  zu  thün  machen,  als  eine  einzige. 

Femer  werfen  wir  unbedenklich  die  Behauptung  über  Bord,  dass  da, 
wo  Rechte  zu  allgemeinen  Zwecken'  gegeben  seien.  Rechte  und  Pflichten 
sich  decken,  und  doch  eine  Pflicht  zu  petitioniren  als  widersinnig  ertjmnt 
werden  müsse.  Pflichten  und  Rechte  decken  sich  blos  in  dem  Falle,  wenn 
die  Aasübung  der  Bereohtijgung  der  einzige  Weg  ist,  einen  gesetzlich  noth- 
wendigen  Zustand  herbeizuführen,  so  dass  also  die  Unterlassung  derB^hts- 
ausübung  ein  Schaden  für  Dritte,  vielleicht  für  die  Gesammtheü  wäre;,  aber 
ninmiermehr  da,  wo  auf  die  Handlung,  zu  welcher  man  berechtigt  ist, 
nirgends  gerechnet  ist  und  Niemand  in  seinen  Befugnissen  durch  di^  Unter- 

'lasspng  gekränkt  wird.  So  kann  also  z.  B.  (obgleich  Viele  aoch  dieses 
.längnen  werden)  das  Wahlrecht  eine  Wahlpflicht  sein,  weil  spnst  die  im 
Staateorganismus  als  nothwendig  vorausgesetzte  Wahl  gar  nicht  zu  Stande 
^omiJien' könnte.  Allein  ganz  anders  bei  den  allgemein  staatsbürgerlichen 
Rechten,  deren  Nichtausübung  von  Seite  des  Einen  die  Ausübung  von 
Anderen  durchaus  nicht  hindert,  und  auch  keifierlei  Lüc&e  in  .der  gesetz- 
lichen Ordnung,  lässt.  Wer  wird  behaupten,  dass  4er  Bürger  die  Pflicht 
habe  auszuwandern,  wisil  er  das  Recht  dazu  hat;  öder  die  Pflicht  in  den 

.«ZeituBl^en  zu  schreiben ;  die  Pflicht .  Waffen  zu  besitzen ;  die  Pflicht  die 
Religion  zu  ändern,  weil  zu  beidem   das  Recht?    Wer  hat  je  l>elunq>tet, 

/dass  weil  der  Bürger  4as  Recht  habd,  Recurs  zu  ergreifen  bis  zur.  höchsten 

■  Stelle^  und  dann  noch  die  Stände  um  Verwendung  angehen  dürfe,  unter 

^  Umstanden  den  deutschen  Bund,  sich  Keiner  beruhigen  dürfe  bei  der  Ent- 

Scheidung  einer  untergeordneten  Behörde?.    Nun;  gerade  so  ist  es  auch  mit 
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dem  Petitionsreclite.    Die  Pflicht  zu  petitioniren  haben  nur  die  Stände,  nicht 

abei:  die  dazu  nicht  aufgestellten  Bürger.    Diese  haben  nur  das  Recht,  ^enn 

sie  für  gut  finden,  es  zu  üben. 

Nicht, für  ernstlich  genieint  erachten  wir  sodann  die  Behauptung:  eine 
juristische  Person  sei  nur  zu  den  in  ihrer  besondem  Aufgabe  liegenden 
Handlungen  ermächtigt.  Unbestritten  ist  es  doch  nämlich ,  dass  eine  jede 
juristische  Person  auch  berechtigt  ist ,  die  zur  Erhaltung  ihre&  Daseins  und 
ihres  Wohles  noth wendigen  gesetzlich  erlaubten  Mittel  zu  ergreifen,  so 
namentlich  Klagen ,  Beschwerden ,  Bitten.  Wenn  also  der  oben  angefahrte 
Satz  wahr  sein  sollte,  so  müsste  bewiesen  werden,  dass  ^  Gemeinden  bei 
der  allgemeinen  Sicherstellung  der  fechte  im  Staate  oder  bei  der  Herstellung 
eines  allgemein  befriedigenden  Zuslandes  gar  nicht  betheiligt  seien,  indem 
nur  dann  Bitten  um  allgemeine  Rechte  oder  Yortheile  als  fremd  für  sie' 
erklärt  werden  kannten.  Wer  aber  wird  diesen  Satz  aufstellen  wollen? 
Wie  konnte  es  namentlich  in  dem  besondem  vorliegenden  Falle  geschehen, 
wo  die  Vorsteher  einer  Gemeinde  darflber  klagten ,  dass  sie  selbst  schon  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Gemeindebeamte  unter  der  Censnr  gelitten  häbelii?- 

Endlich  scheint  die,  an  sich  sehr  löbliche,  Besorgniss  ftlr  die  Efäftig- 
erhaltung  des  Petitionsrechtes  der  Einzelnen  doch  allzu  weit  getrieben  zu. 
sein^  Wenn  man  den  Gemeindevorstehern  die  Austtbung  desselben  entziehen 
will.  Weil  sie  möglicher  Weise  den  wirklichen  Sinn  ihrer  Bürger  nicht  treffen 
könn^,  woraus  dann  entweder  Unterdrückung  der  wajiren  Yolksansichl;  aUs 
Scheu  vor  dem  Magistrate ,  oder  im  Falle  von  Gegenpetitionen  eine  Ver- 
Aclitlichmachung  des  ganzen  Petitionsrechtes  entstehen  müsste.  Beide  Glieder 
der  Alternative  läugnen  wir.  Einer  Seits  ist  gar  kein  Grund  einzusehen, 
warum  Sie  Bürger  sich,  abhalten  lassen  sollten,  auch  ihre  eigene  Meinung 
gelteD()  zu  machen.  Von  einem  bis  zu  diesem  Grade  gehenden  einschüch- 
ternden Einflüsse  der  Gemeindevorsteher  kann  doch  in  der  That  ernsthaft 
nicht  gesprochen  werden  wollen.  Andererseits .  vermag  die  Bedeutung  einer 
Bitte  nimmermehr  darunter  zu  leiden,  dass  auch  Bitten  im  entgegengesetzten 
Sinne  .vorliegen.  Diess  ist  ein  alltäglicher  Vorfall  und  beweist  nichtl,  als 
eben ,  dass  die  Menschen  verschiedener  Meinung  sind.  Die  Stände  werden 
schon  zu  würdigen  wissen.  Ob  aber  der  W^iderspruch .  herrührt  aus  ver- 
schiedenen Gemeinden  desselben  Landes,  oder  aus  Ü^rselben  Gemeinde;  und 
iii  dem  letzten  Falle  wieder,  ob  unter  ^ien  eüizelnen  "Bürgern,  oder  ob 
zwischen  den  Vorstehern  und  den  Bürgern  Verschiedenheit  herrscht :  kann  in 
der  That  nichts  verschlagen,  noch  dein  Rechte ,  Bitten  an  die  Volksvertreter 
za  richten,  irgend  etwas  an'seincm*  wahren  Werthe  nehmen. 

Von  grösserer  Bedetitung  als  die  im  Vorstehenden  beseitigten  Schein- . 
grftnde  erscheinen  dagegen :    1)  die  Längnung  des  Petitionsrechtes*  an  und 
ftr  sich ;   2)  die  P\ircht  vor  dem  Petitionsrechte'  als  einfem  gewaltigen-  und 
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dahi^r  gefSbrlictian  Imponderabile ;  3)  die  Hinweisimg  auf  eine  Störnng  in 
organischer  Ordnung  der  B^Crden;  4)  die  Lehre,  dass  nur  in  der,6em€»\de, 
.nicht  aber  auch  in  der  Sphäre  des  Staates  der  Bürger  seine  Rechte  an  die 
GemeindeTorsteher  abgetreten  habe}  endlich  5)  die  Behaa|>tnng,  da^s  -die  seit 

■  langen  Jahren  stattfindende  Uebnng  nur  eine  Thatsache ,  aber  kein  Gewöhn- 

-  heitsrecht.sei. 

.    Von  diesen  Gründen  treffen  die  beiden  erstell,  nicht  i)los  das  in  Frage 

'  gestellte  Recht  der  Gemeindebehörden,  sondern  das  Petitiopsrec^t  .flberbatipt, 
f omit  anch  das  der  Einzelnen ,  und  es  leuchtet  ein^  dass  diese  ganz  aDge- 
meinen  Sätze  vor  Allem  geprüft  werden  müssen.    Natürlich  kann  von  einem 

'  Peiitionsrecht'e  der  Gemeindebehörden  nicht  die  Rede  sein,'  wenn  nicht  einmal 
den  einzelnen  Bürgern  ein  solches  Recht  znsteh^. 

..  Die  Behauptung  nun,  dass  auch  dem.  Einzehien  zum  Einreichen  von 
Petitionen  kein  förmliches  Recht  zustehe ,  wurde  dai-auf  gestützt , .  da^s*  ein 

*  Recht  notwendig  einen  Inhalt  haben,  ihm  eine  Pflicht  entsprecl^en  müsse; 
sonst  sei  es  ein  juristisches  non  ens.  Nun  aber  sei  von  den  Yertheidigem 
selbst  zugegeben , .  dass  der  Gebetene  nicht  schuldig  sei ,  auf  eine.  Petitk)n 
etwas  zu  verfagen,  oder  auch  nur  eine  Antwort  zu  geben.  Wekh^B  Recht 
^8  nun  sei,  das  zu  nichts  führe,  als  dass  ein  Papier  weiter  in.  den  Regifitrator- 
kästen  wandere?  —  Es  mag  an  sich  dahingestellt  sein,  ob  es  die.  richtige 
Auffassung  grosser  staatlicher  Fragen  ist,  sie  in 'die  spamschen  Stiefeln  eines 
Syllogismus  zu  pressen  und  ihi'e  Lösung  durch  SchuldegnitioAen.  zu.  ver- 

.«nchen.  Möglicherweise  könnte  die  richtige  Antwort  unter  keinen  (a^a^ 
gräphen' eines  Compendiüms  passen,  und  sie  doch  dem  Staatsmanne -gefallen 
oder  die  Welt  bewegen.  Allein  man  braucht  auch  dieser  Art  von  Beweis- 
führung nicht  ans  dem  Wege  zu  gehen.  Unumwunden  kann  mänjnigebes, 
dass' einem  Rechte  eine  Pflicht  entsprechen,  dass  dasselbe  einen  Inhalt  haben 

•  müsse.    Man  kann  ferner  ohne  Bedenken  dabei  beharren^  dass  der  mit  einer 
'.Petition  Angegangene  nicht. schuldig. sei,  sie  zu  beachten.    Und  dennoch  ist 

man  zu  dem  Satze  befugt ,  dass  das  Petitionsrecht  ein  Recht '  im  ToUsten 
Sinne  -des  Wortes  sei.  Offenbar  hat  sich  hiei*  bei  den  Gegnern  eine  Ver- 
wechslung eingeschlichen.  Kann  -nümlich  auch  der  Inhalt  des  Petitjonsrechtes 
a^d  die  ihm'  entsprechende  Pflicht  nicht  sein,  dass  der  Gehetene  dem 
Bittenden  in  meinem  Gesuche  willfahren  muss,  (wäre  doch  sonst  die  Petition 
keine  Bitte,  kieine  blosse  Mittheilung  eiüesGedaükens,. sondern. lein  Befehl, 
imd  2war  ein  Befehl  des  nächsten  Besten  und  möglicherweise  zur  Er- 
füUung^der  unmöglichsten,  widersprechendsten,  unsinnigsten  Dinge:)  'so  bat 
.  dasselbe  dennoch  einen  guten  Inhall  und  entspricht  ihm  eine  sehr  .bestimmte 
Pflicjit«  Es  besteht  nämlich  der  Inhalt  des  fraglichen. Rechtes  darin,  dass 
der  Bürger  nicht  nur  um  dieses  öder  jenes ,  sondern  nm  alles  ihm  Beliebige 
bitten  darf;  die  correspondirende  Pflicht  aber  darin,  .dasa  der  Petläonftr^  der 
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sich  an  die  StftÄde  wendet,  von  diesen- angehört,  von  der  Regierung  aber  an 
der  Vorbringung  seiner  Bitte-iiicht  gehindert  werden  darf,  auch  wenn  die- 
selbe  noch  sdungerne  ges^h^n  würde.  Gefade  in  einem  Falle,  in  welchem 
dieser  Inhalt  des  Rechtes,  nach  der  Ansicht  Vieler  wenigstens,  verletzt^  die 
entsprechende  TfliQht  nicht  beachtet  worden  war ,  durfte  dieser  Sachverhalt 
am  wenigsten  ttbt rsehen  werden.  .  0 Jer  wäre  etwa  die  Freiheit,  ungehindert 
zu  bittep,  Biclä  Körper  genug  für  eii^  Rec-ht?  Dann  möge  man  erklären, 
in  wie  ferne  die  Pressfreiheit  ein  Kecht  ist  und  von-  Jedem  als  ein  Recht 
anerkannt  wird;  während  sie  doch  unläugbar  auch  nichts  Anderes  istj*  als  die; 
Freilieit  zu-  schreiben  ungehindert  von  der  Regierung.    * 

Ebenso  wenig  vermag  man  diePurcht  vor  der  tlberraUcKtigen  Bedeutung 
des  Petitionsrechtes  als  einen  Grund  gegen  dasselbe  Anzuerkennen.  Vor 
Allem  kann  die'  grössere  oder  kleinere  Bedeutung  eines  Rechtes  und  gelbst 
eine  Gefährßchkeit  desselben  auf  die. Frage,  ob  es  überhaupt^» veffassungs- 
gemfis?  bestehe^  von  keinerlei  Einfluss  sein;  sondern  es  ist  diese  Bedeutung 
aar  ein  Moment  in*  der  politische!!  Beurtheilung.  Somit  M  es  eigentlich 
bei  Untersuchung  der  Rechtsfrage  zwecklos,  darüber  zu  streiten,  ob  das 
Petitioniren  nur  ein  an  sich  unmächtiger  Versueh  sei ,  Gewünschte^  zu  er- 
langen, odei"  aber  ein  mächtiges  Mittel  der  Einwirkung -auf  die  öffentliche 
Meinung,  durch  diese  dann  aber' auf  die  Stände  und.  auf  die  Regierung. 
Auch  wenn  ihm  diese  letztere  Bedeutung  zukommt,  es  aber  einmal  zu  Recht . 
besteht,  muss  sich  der  copstituticmelle  Staatsmann  mit  ilim  abfinden:  sei 
08  nun,  'dass  er  demselben,  da  wo  öffentliches  Wohl  und* Gesetz  diess  er*  •• 
fordern,  mit  beherrschender  Kraft  und  überzeugender  IntelUigenz  ^tgegen- 
tritl;  sei  es,'  dass  er  es  ebenfalls  zur  Unterstützung  .Seiner  Plane  zu  benutzen 
weiss;"  »ei  es  endlich;  das§  er  durch,  ein  die  aUgemeine  Stimme  gewinnendes 
Eegierungssystem  den  Bemühitngen  seiner  Gegner  zum  Voraus  den  Nerv 
abschneidet.  Jh  einem  freien  Staate  sind  noch  gar  mandieBestandtheile 
des  öffentlichen. Lebens,  welche  nicht  eben  bequem- zu  handhaben. sind,  und 
von  scliwächen,  unthätigen,  ihrer  Stellung  nicht  gewachsenen  Beamten  viel- 
leicht gar  nfcht  gewältigt  werden^  können:  allein  desshalb  sind  sie  noch 
niclit  unrecht,  sondern  es  folgt  kus  ihnen  Aur,  dass  die  Regierung  hoch 
genug  stehen  inuss  für  einen  solchen  staatlichen  und  gesellsc^ftUchen 
Ziistand.  Die  Pressfreiheit  ist  wahrlich  noch'  ein  -gahis  anderes  mächtige^  • 
ETement , .  als '  das  Recht,  Bitten  b^i  der  Ständevefstumnlung  einzugeben;  .^ 
und  (loch* muss  und  kann  man  mit  ihr  regieren.  Ja  die  Stände  selbst.  Ist 
ihr  Einflosa  etwa  ^fenau  abzuwägen,  ihre  Grewalt  im'iher  den  Staatslenkern 
angenehm?  Dennoch  kann  und  muss  im  Einklänge  mit  ih$en  odier,  wo  sie  .'. 
im  Unrechte  und  ünstaätsmännisch  sind,  in  fberle^nem  Kampfe.gegen  sie 
das  Staätsrucfer  geführt  werden.  Das  ist  ja  am  Ende  der.  Hauptvortheil 
von  allen  diesen  Einrichtungen,  welche  m6h  dem  Willen  und  der  Einsicid 
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der  Bürger  einen  Spielraum  geben,   dass  sie,   auf  die  Dauer  wenigsteAß, 
uöthigen,  die  Verwaltung  nur  in  ^solche  Hände  zu  legen,  welche  der  Aufgabe 
gewachsen   sind.   —   Dennoch  soll  die  Erörterung  ,\  welche  politische  Be- 
deutung dem  Petitionsrechtc  im  constitutionellen  Staate  zukomme,  keines- 
wegs bei  Seite  geschoben  werden.    Das  Petitionsrecht  ist  das  Recht  der 
Bitte,   und  nur  eine  Bitte  ist  und  bleibt  eine  Petition.    An  OBd  für  sidi 
wohnt  ihr  kein  Zwangsrecht  bei;   und  auch  d6r  .Umstand,  kaitn  nicht  be- 
sonders in  Betracht  kommen ,   däss  durch  eine  Petition  ein  Grcdanke  ih  die 
Ständeversammlung  geworfen  werden  mag.    Wenn  derselbe  grossen  Anklang 
daselbst  findet,  so  wäre  er  wohl  auch  durch  Anträge  von  Mitgliedern  ein- 
zubringen gewesen;  würde  diese  aber  keiner  derselben  wagen,  so  wird  eine 
Petition  noch  weniger  Unterstützung  finden.    Es  kommt  also  ganz  snf  die 
Zahl  der  Petitionäre,  auf  den  Inhalt  der  Bitte  und  auf  die  Verhältnisse  an, 
ob  eine  Petition  von  staatlicher  Wichtigkeit  ist,  oder  nicht    So  lange  eine 
Petition  nur  der  Ausdruck  des  Wunsches  eines  Einzelnen   oder  Weniger 
.ist,  so  lange  ist  sie  für  die  Ständeversammlung  ein  gewöhnlicher  G^schäfts- 
^egeBstand,.  der  nur  gaüz  zufällig,   etwa  weil  er  einen  grossen  Missstand 
zur  Kenntniss  der  Versammlung  bringt ,  von  weitläufigen  Folgen  sein  kann. 
Da  Aun   aber   in   der   unendlichen  Mehrzahl   der  ^älle   die   eingereichten 
Petitionen  wirklich  nur  solche  Bitten  Einzelner   sind,   so   kann   auch  mit 
aller   Sicherheit  der   Satz  aufgestellt   werden,    dass   im   Allgemeinen  das 
Petitionsrecht   politisch   ganz  gleichgültig  ist.    Anders  dagegen  allerdings, 
wenn  die  Bürger  in  Masse  Petitionen  eingeben.    Wird  auch  durch  (fiesen 
Beweis   allgemeiner  Theilnahme   der  Gegenstand   der  Bitte  an   sich  nach 
Werth  und  Thunlichkeit  "nicht  verändert,  so  ist  es  doch  für  die  Stände  und 
für  die  Regi.erung  eine  bedeutende  Aufforderung  zu  besonderer  Aufinerk- 
samkeit.    Theils  verdient  ein  Wunsch,  den  ein  bedeutender  Theil  des  Volkes 
zu. gleicher  Zeit  ausspricht,   schon  an  sich  grosse  Beachtung;   denn  es  ist 
kaum  anders  möglich,   als  dass  demselben  wenigstens  theilwei^  eine  Wahr- 
heit zu  Grunde  liegt,   welcher  Rechnung  zu  tragen  ist.    Theils  aber  ist  es 
eine  Forderung  der  Klugheit,   ein  so  allgemein  vorhandenes  Veilangen  wo 
*  möglich  zu  befriedigen ,  in  jedem  Falle  dasselbe  nicht  leichtsinnig  onli  hoch- 
müthig  bei.  Seite  zu  werfen.    Der  Unwille' über  eine   solchQ  Behandlung 
.  i^ürde,  wenn  auch  nicht  sogleich,   und  vielleicht  nicht  in  der  jetzt  g;ecade 
zur  Sprache  gebrachten  Richtung,  der  Versammlung  bittere^ Früchte  tragen. 
NattlrUch  sollen  und  werden  ehrenhafte  und  staatsmännisch  handelnde  Stande 
8ich  bei  ungerechten  oder  gemeinschädlicken  Bitten  weder  durch  Einsch^ch- 
temng,  noch  in  feiger  Sucht  nach  Volksgunst  zu  einer  Nachgiebigkeit  gegen 
bessere  Uebe^tzeugung  bringe%  lassen :  allein  triftige .  Gründe  mtlssen  vor- 
handen sein,  wenn  abschlägig  beschieden  werden  soll.    Auch  ist  es  fast  über- 
flüssig zu  bemerken,  dass  die  Stände  bei  den  auf  solche  massenhaftie  Petitionen 
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za  fassenden  Beschlossen  berechtigt  und  verpflichtet  sind,  die  sonstigen  Yer-. 
hältnisse  in's  Auge  zu  fttssen.  Darf  auch  keine  Klngheitsrücksicht  je  bis  zur 
Nachgiebigkeit  gegen  ein  ungerec^htes  Verlangen  treiben:  so  ist  es  dagegen. 
Sache  der  ^taatswefsheit ,  zu  tiberlegen,  auf  welche  SHte  bei  blossen  Vor- 
theüserwägnngen  die  Schaale  sinkt.  Es  kann  sich  ^so  gar  wohl  begeben,  . 
dass  wenn  nach  der  ganzen  Lage  der  Verhältnisse  ein  Nichteingehen  auf 
eine  an  sich  nicht,  unschädliche  Bitte  noch  grössere  Nachteile  zur  Folge 
hätte,  man  mit  yollein  Bewusstsein  der  Nachtheile  der  Petition  doch  *das* 
kleinere  Uebel  zu  wählen  hat.  In  so  ferne  kann  dann  allerdings  eine  Petition 
TOD  grosser  .politischer  Bedeutung  sein.  Allein  nichts  wäre  falscher,  als 
darans  zu  sddiessen,  dass  «Iso  das  ganze  Petitionsrecht  nachtheilig  wirke. 
Yor  Allan  kann  eine  solche  stärkere  Nöthigung,  Wünsch^  und  Klagen  «zu 
beachten,  sehr  wohlthfitig  und* nöthi^^^ßin.  £s  gibt  auch  schläfrige  Regie- 
rungen; solche,  welche  um  das  geistige  oder  sachliche  Wohl  der  Bürger 
wenig  bektimniert  sind,  sei  es  in  eitler  Selbst;mfriedenheit  sei  es  aus  Selbst- 
sucht. Man  hat  nicht  selten  schon  Ständeversammlungen  gesehen,  welche 
andere  Zwecke  verfolgte,  als  die  Vertretung  der  Rechte  und  der  Interessen 
des  Volkes,  oder  welche  aus  Feigheit  geg^n  die  Gewalthaber  nicht  aufzutreten 
fragten.  In  solchen  Fällen  kann  ein  kräftiger  Anstoss  sehr  an  der  Stelle 
sein.  Allein  selbst  wenn  das  massenhafte  Petitioniren  in  einem  bestimmten  • 
Vorkommen  materiell  nicht  gut -wirkt,  so  ist  es  eine  sehr' oberflächliche  Auf- 
fiissung,  sich  nur  an  das  Mittel  ^staCt  an  die  Ursache  zu  halten.  Bei«  Vor- 
ftllen  dieser  Ait  werden  in  der  Regel  die  sonstigen  Umstände  die  Schn)d 
tragen,  die  durch  che  Petition  hervorgerufene  Verlegenheit  aber  nur  die  Form 
sein,  in  welcher  sich  das  Missvergnügen  oder  ein  noch  tieferes  Uebel  in  dem 
staatlichen  Leben  äussert.  Vielleicht  ist  es  sogar  wtmschenswerth,  dass 
gerade  auf  diese  Weise  der  schlimme  Gei^t  zur  Erscheinung  kommt,  indem 
hj^r  eine  regelmässige  Formulirung  der  Gegensätze,  eine  umsichtige  Be- 
sprechung und  eine  Beruhigung  durch  Handlungen  oder  Gründe  am  leichtesten 
mö^ch  ist  —I  Aber,  fragt  man  vielleicht,  will  denn  etwa  geläugnet  werden,, 
das»  das  Entwerfen  von  Petitionen,  das  Erbitten  von-  Unterschriften,  die 
Versanunlun^en  zum  Behufe  der  Einladung  zum  Beitritte,  vielleicht  sogar  die 
Öffentlichen  AuDzüge  und  Schaustellungen  bei  Ueberbringung  der  riesenr 
massigen  B^en  von  Namen  zu  den  sträflichsten  Partheizwecken  missbraucht 
werden  könuen,  schon  oft  missbraucht  worden  sind  ?  -Will  in  Abrede  gezogen 
werden,  dass  durch  .immer  wiederholtes  Petitioniren  die  Mentliche  Meinung 
aihn&hiig  füT  nichtige  Und  schädliche  Verlangen  gewonnen,  durchein  v^giftet 
werden  kaan?  Ist  so  etwas  nicht- verbrecherisch ,  somit  das  Petitionaredit 
höchst  «efährlich  ?  Die  Möglichkeit  und  die  Geschichte  solcher  Missbräuche 
soll  nicht *in' Abrede  gezogen. werden.  Es  ist  zuzugeben,  dass  unter  solchen 
Umständen'  das  Petitiousrecht  von  grossem  Nachth^Ue   sein  kann.     Auch 
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;  kalm  es  die  Meinaüg.keines  Veii'stäDdigeu  sein,  d^ss  wirklich  rechtswidrige 
tJintriebe  uBgeetraft  bleiben^  gefährliche  UntcmeUmuogen  .'ruhig  'geduldet 
werden  sollen.    Allein  es  ist  aucli  hicr«zu  wiedei4iolen^dass  diese  Dingte,  nur 

.Zeichen  tieferer  üeb'el  sind,  nicht  die  Folgen  des  ^etitionsrei^tcs  "an  sich. 

•  £a  muss-alsö  verlangt  werden,  dass  selbst  in  den.Fällen  des  offeQbiirsten 

und  «trafbarsten  Missbrauches  nicht  in  der  ^eise!  geistloser  Pfusclver*  blos 

an  den  Symptomen  curirt,  sondern  die 'Krankheit  in  ihren  Ursachen  rarÜM. 

werde.    Dann  wird  auch   die  Geffthrlichlceit  dös.  Petiöouir^hfe   sic]i ».äugen- 

./b'lipkllch  verhören.    Und  jedenfalls  wäre  es  verkehrt,  w^en'zwar  n^dglkher, 

allein:  sehr' cieU^ner,- oft  in  einem  Jahrhunderte  nicht  vorkommender  Miss- 

■      .  "*  ' 

.bräüdhe  ein  in  der  Begel  unschuldiges,  ja  höchst,  nützliches,  .jeden  Falles 

.  erträgliches  RechC  zu  läugnen  und  za  verktlmn\erQ.    Mai)  lasse,  das  Recht 

bestehen;  dem  offenbaren  Unrechte  aber  trete  man  mit  Muth  und  .Verstand 

entgegen.    Hier  kann  England  zum  Muster  dienen;  freilich  bedarf  es  a^Ck 

englischer  Staatsmänner.'  —  Kaum  der  Erwähnung  werth  ist  es  {Ibrigeaifi 

hierbei,  dass  die  Frage  Ober  da^  Bittrecht  der  Gemeindebehörden,  bei  dieser 

politischen  Würdigung  gar  nicht  zur  Sprache  kommt.    Es  wird  doch  in  der 

.  .      That  Niemand  behaupten   wollen,   dass  in  dieser  .Art  von  Petitionen,  die 

Möglichkeit  der  Gefahren  und  Missbräuche  beruhe!    Im  Gegeutheile  inödite 

*    eh€^  2(1  behaupten   sein,   dass  dieselben   ein  Hindemiss  für  ungesetzliche 

Umtriebe  und  faötiösc  Aufhetzungen  der  Menge  seien. 

Wir  gehen  nun  über  zu  denjenigen  Einwendungen ,  welche  gegen  das 
■  'Petitionsrecht  der  Gemeindebehörden  insbesondere  vol^gebracht  worden 
sind,,  und  deren  vollständigste  Richtigkeit  also  das  Recht,  ^r   einzelnen 
Bürger  unberührt  lassen  würde.  .    •. 

Der  erste  dieser  besonderen  Gründe  ist  die  angebliche  Beeinträchtigung 

des  Or^anfemus  der  Verwaltungsbehörden-.  —  Sicherlich  ist  es  kein-geringer 

Vorwurf  gegen  irgend  eine  Forderung,  wenn  ihre  Gewähruiig^,das  ncht^ 

Verhialtniss  der  Regierungsbehörden  unter  sich  stören  Mlrde.'    Au^'  wenn 

.•einesolclie  Forderang  der  F/eiheit  der  Bürger  förderlich  wäre,  wäre  "Sie  zu 

.  verwerfen ; 'denn*  nur  ijj  Ordnung  neben  der  Freiheit  besteht  das  wünsehens^ 

:    wert^e  staatliche  Leben.    Weim.  also  bewiesen  worden  könnte,  *  dass  ein  den 

■■•■*' 

.  Gemeindebehörden  eingeräumtes  Petitionsrecht  die  nothwöidige  dienstliche 
-     Unterordnung  derselben  unter  die  Vorgesetzten  störe ,    so  müssfe  adf  ein 
-' .  solches  -Recht  verzichtet  werden.    Allein  nichts  ist  unbegründeter,  als  diese 
-    .  Behauptung^  —  Vor  Allem  sei  die  Erfahrung  befragt.    Seit  mehr  als  änem 
Henachcnalter  haben  in  viblen  deutschen  Staaten,   and.erwärts  noch  weit 
länger,*  die  Gemeindebehörden  das  Petitionsrecht  ausgeübt;    Daas  aber  da- 
durch irgendwo  und  irgendwann  eine  Störung  im  Verwaltdngsorganismiis 
entstanden  wäri?,  ist  nicht  bekannt  gewordcui    Die,  ollerdiiigs  gräidichen, 
>Iissbräuchc ,  welche  mit  dem  Petitiohsfi^chte  in  England  unter  deü  Stuarts, 
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im  Anfinge. der  französi8cli.en  UmwUzang,  im. Königreiche  der NiedeJrlande 
TW  183Ö,.  im  Jab£e,184a  in  vielen  grossen  .und  kleinen  Staaten  getriebeipi 
worden,  ^aren  ganz  anderer  Art.  —  Dann  aber  lässt  sieh  anch  leicht  zei*- 
gen,  dass  bei  einer  ihrer  Rechte  sich  irgend  bewassten  Regierung  in*  der 
That  aas  dem 'Petitionsrechte  der  Gremeinctebehörden  gar  keine  Störung  der 
Verwaltung  entstehen  kann.  Ein  Unfng,  eine  Störung  in  der  eben  bezeich« 
neten  Richtung*  ist  offeAbar  nur  dann  möglich,,  wenn  eine  untergeordnete 
Behörde,  in  unserem  Falle. also'  eine  Gemeindebehörde,  einem  gesetzlichen 
Befehle  nicht  gehorcht,  oder  wenn  sie  gegen  einen  solchen  Befehl* •einen 
falschen  Weg  der  Berufung  einschlägt  Nun  aber  hat  das  Petitionsrecht  mit 
diesen  Fehltritten  gar- nichts  gemein.  Dass  Deijenige,  welcher  den  Ständen 
eine  Bitte  •  vorlegt ,  seinen  gewöhnlichen  bürgerlichen  oder  Dienstpflichten 
g^iorcben  mvos ,  versteht  sich  doch  in  der  That  von  selbst.  Und  selbst, 
wenn  die  -Bitte  auf  die  Aenderung  einer  solchen  Pflicht  gerichtet  wäre,  masste ' 
sie  erf&llt  werden,  bis  die  gesetzgebenden  Factoren  etwas  Anderes  beschlos- 
sen hätten.  Widerspänstige  wären  einfach  durch  Strafe  oder  andere  Gewalt-^, 
mittel  anzuhalten.  Mit  petitionirenden  Gemeindebehörden  würde  es  natürlich 
in  allen  diesen  Sttlcken  eben  so  gehalten.  Aber  vielleicht  ist  schon  die  Aeus- 
semng  einer  von  der  amtlichen  Ansicht  verschiedenen  Meinung  eine  nicht  zu* 
duldende  ^rung?  £s  giebt  freilich  Menschen,  welche  den  Süm  des  consti* 
tutionellen  StaatslebenA  so  wenig  aufgefasst  haben,  dass  sie  jede  Abweichung 
ton  der  Meinimg  der  Befehlenden  für  ein  Verbrechen,  jeden,  auch  noch  so 
begründeten  ulid  formell  unstrafbar  ausgesprochenen,  Tadel  für  eine  Empö- 
rang  erachten ;  welche  nur  in  dumpfem  Schweigen  Ordnung  und  Gesetzlich- 
keit sehen,  jede  Regung  von  eigenem  Urtheile  brutal  niederschlagen  möchten. 
Mit  Solchen,  ist  lücht  zu  argumentiren.  Wer  aber  irgend  den  Begriff  des 
freien  Staatsbürgers,  der  auf  Gesetz  und  auf  die  au^eklärte  öffentliche  Mei- 
nung gestützten  Staatsgewalt  gewonnen  hat,  der  kann  unmöglich  in  der  Bitte 
einer  Gemeindebehörde  um  irgend  einen  Gegenstand  des  öffentlichen  Lebens 
eine^  Umwäl^g  sehen.  So  lange  dieser  Gemeinderath,  soweit  er  Staatsstelle 
ist,  dem  Glatze  und  den  gesetzlichen  Befehlen  seiner  Vorgesetzten  gehorcht, 
so  labge  ist  keine  Spur  von  Störung;  dieser  pünktlichste  Gehorsam  ist 'aber 
mit  jener  Petition  gar  wohl  vereinbar.  Und  dann  sei  man  doch  wenigstens 
folgerichtig.  .  Auch  der  einzelne  Unterthan  muss*  gehorchen ;  desshalb  kann- 
er doch  nach  der  Ansicht  der  unendlichen  Mehrzahl  (auch  Solcher,  welches 
gegen  dasPetitionsrecht  der  Gemeindebehörden  sind)  ein  Peätionsrecht  ausüben. 
Woher  denn  also  die  grosse  Ge&hr,  das  Eigenthümliche  bei  den  Petitionen 
der  Gemeindebeliörden?  Wahiücb  nicht  von  ihrer  grossen  Auctoxität  So- 
dann  ist^so.  ziemlich  *  von  allen  Seiten  zugegeben,  dass  Gemieinderäthe  in 
örtlichen  Angeleg^hheiten  ohxfe  Weiteres  Petitionen  einreichen  könnten,  nur 
allgememe  Staatssachen  sollen  ausgenommen  sein.    Wie  nun.  ab^r,  wenn  in 
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solchen  örtlichen  Dingen  die  amtliche  Ansicht  eine /andere  ist?  Entstände 
hier  nicht  offenbar  auch  innerer  Zwiespalt,  Gefährdung  des  Ansehens '4ar 
Regierung,  Desorganisation,  und  wie  die  gefährlichen  Folgen  alle  hdssen 
mögen?  Also  entscheide  man  sich;  entweder,  oder.  —  Wollte  man  aber 
das  Vorstehende  dadurch  zu  widerlegen  suchen,  dass  man  entgegenhielte, 
mit  denselben  Gründen  könnte  für  jede  Behörde  im  ganzen  Staate  das 
Petitionsrecht  erwiesen  "werden:  so  kann  man  sich  im  Noth&lle  zu  dieser 
äussersten  Meinung  bekennen.  Es  wäre  wohl  schliesslich  nicht  der  Welt- 
untergang, wenn  es  sich  begäbe,  dass  ein  Gerichtshof  b6i  den  Ständen 
eine  Petition  um  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  eingäbe;  oder  weim  der 
Senat  einer  Hochschule  um  Pressfreiheit. bäte;  oder  wenn  ein  Amtmann  aus 
seiner  Erfahrung  Beispiele  mittheilte,  dass  die  verordnungsinftssige  Bildung 
der  Verwaltungsbeamten  nichts  tauge.  Alle  diese  Petitionäre  tnttssten  vor 
der  Hand  natürlich  die  bestehenden  Einrichtungen  achten;  der  betreffende 
Minister  könnte  ihnen,  wenn  er  kleinlich  genug  wäre,  ztlmen:  allein  damit 
hätte  das  ganze  Unglück  ein  Ende.  Und  die  einfachste  Menschen-  und 
Weltkenntniss  wird  überdiess  die  Besorgniss,  dass  dergleichen  nöissliebige 
Bitten  gar  häufig  vorkommen  könnten,  sehr  müssig  finden. 

Der  Gedanke,  dass  der  Bürger  in  den  verschiedenen  Rechtsisptiftren,  in 
welchen  er  lebe ,  sich  verschieden  zu  seinem  Rechte  verhalte-,  und  dass  er 
namentlich  in  der  Rechtssphäre  der  Gemeinde  seine  Rechte  an  seine  Vor- 
steher abtrete,  in  der  des  Staates  aber  sie  zu  eigener  Ausübung  behalte, 
so  namentlich  das  Petitionsrecht;  dass  somit  Gemeindevorsteher,  welche  in 
allgemein  staatsbürgerlichen  Fragen  als  Vertreter  der  Gemeinde  petitionirfen, 
einen  Eingriff  in  die  Rechte  der  Einzelnen  sich  erlauben,  von  welchem  sie 
abzuhalten  Pflicht  und  Recht  der  Regierung  sei :  dieser  Gedanke  ist  scharf- 
sinnig, aber  er  ist  nicht  richtig.  —  Es  könnte  von  vonie  herein  behauptet 
werden ,  der  Satz :  der  Gemeindebttrger  trete  seine  Befugniss  als  solcher  an 
die  Ortsvorsteher  ab,  sei  keineswegs,  auch- nur  als  Regel,  wahr.  Es  kommt 
hierauf  jedoch  nicht  an.  Die  Frage  ist  allein  die,  ob  der  Bürger  seine  Staats- 
"bürgerlichen  Rechte  verliert,  wenn  auch  die  Gemeindevorsteher  Petitionen 
in '  Beziehung  auf  dieselben  an  iüe  Stände  richten?  Wie  diese  Frage  zu 
bejahen  sein  soll, "ist  nun  aber  in  der  That  nicht  einzusehen.  Davon  ist 
ja  nirgends  die  Rede,  dass  die  Einzelnen,  wenn  die  Vorsteher  ihrer  Ge- 
meinde für  gut  gefunden  haben,  eine  Petition  an  die  Stände  einzureichen, 
nun  von  der  Ausübung  ihres  eigenen  Petitionsrechtes  ausgeschlossen  wären. 
Vielmehr  mögen  sie,  ganz  wie  es'  ihre  Ansicht  ist,  sich  jenen  in  einer 
eigenen  Angabe  anschliessen ;  oder  eine  in  entgegengesetztem  Sinne  machen; 
oder  jede  beliebigo  Modificationen  beschliessen  und  überreichen.  Hier  ist 
von  einer  Vorwegnahme  eines  Rechtes  keine  Rede.  Die  Gemeindevorsteher 
jiehmen  ihren  Bürgern  durch  eine  eigene  Petition  eben  so  wenig  ihr  gleiches 
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Recht,  als  diess  die  Einwohner  der  nächsten  Gemeinde  thun,  wenn  sie  zuerst 
petitionirt  haben.  Der  Weg  ist  fUr  Alle  frei.  Schon  oben  ist  die  völlige 
(}nmdlosigk^it  der. Furcht,  als  ob  die  Bürger  nicht  in  einem  der  Eingabe 
der  Gemeindevorsteher  entgegengesetzten  Sinne  zu  bitten  wagen  werden, 
sowie  die  ünbegreiflichkeit  der  Ansicht,  dass  das  Petitionsrecht  bei  mate- 
riell verschiedenen  Ansichten  der  Einwohner  desselben  Ortes  über  eine  ge- 
wisse Frage  in  Missachtüng  komme,  nachgewiesen  worden.  Auch  hierin 
also  kann  eine  Beschränkung  oder  sonstige  Beeinträchtigung  des  Petitions- 
rechtes der  Einzelnen  nicht  liegen*.  Entweder  hat  die  Bürgerschaft  eines 
Ortes  einen  lebendigen  Sinn  für  öffentliches  Leben,  oder  aber  sie  hat  ihn 
nicht.  Im  ersten  Falle  werden  vor  Allem  die  Vorsteher  kaum  in  anderem 
Sinne  petitioniren,  als  die  Gemeinde  es  gerne  sieht;  unter  allen  Umständen 
aber  wird  sich  die  Bürgerschaft  nicht  abhalten  lassen,  sondern  im  Gegen- 
theileom  so  mehr  sich  aufgefordert  finden,  ihrer  Meinung  ebenfalls  Geltung 
zu  verschaffen.  Im  andern  Falle  haben  nicht  nur  die  Gleichgültigen  und 
Langsamen  es  nur  sich  selbst  zuzuschreiben,  wenn  ihre  Meinung  falsch 
aufgefasst  werden  soljte,  stand  doch  die  Richtigstellung  in  ihrer  Hand; 
sondern  es  ist  sogat  ganz  gut,  dass  wenigstens  Diejenigen,  welche  eine 
lebendige  Theilnahme  haben,  in  diesem  FaDe  also  die  Vorsteher,  dieselbe 
bethätigen.  Ein  staatlich  bereits  entwickeltes  Volk,  das  an  seinen  Ange- 
legenheiten lebendigen  Antheil  nimmt  und  seine  Rechte  frisch  zu  gebrauchen 
weiss,  wird  in  der  That  solche  Zweifel  und  Beweisführungen  gar.  nicht  be- 
greifen. Und  auch  wir  Deutsche  selbst  hoffentlich  nicht  mehr  in  einigen 
Jahrzehnten.  —  Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es  freilich,  dass  Gemeinde- 
Torsteher  nicht  berechtigt  sind,  ihre  individuelle  Meinung  als  die  der  ganzen 
Bürgerschaft  darzustellen;  sie  dürfen  nicht  einen  Auftrag  von  ihren  Hit- 
bürgern  vorspiegeln ,  wenn  sie  einen  solchen  nicht  haben:  allein  im  Uebrigen 
mögen  sie  ihre  Ansicht  den  Ständen  immerhin  vorlegen.  Wenn  aber  wohl 
ein  bedeutender.Theil  der  auf  das  Petitionsrecht  der  Gemeindevorsteher  jetzt 
noch  fallenden  Missgunst  daher'  rührt,  dass  fälschlich  angenommen  wird, 
es  werden  die  Stände  solche  Petitionen  immer  als  den  Ausdruck  der  Gesin- 
nungen der  ganzen  Bürgerschaft  ansehen,  während  sie  dieses  doch  häufig 
nicht  seien:  so  darf  man  sich  hierüber  benihigen.  Die  Stände  wei'den  wohl 
zu  unterscheiden  wissen;  und  in  v^ichtigeren  Fällen  wird  es  ihnen  auch  ge- 
wiss an  Aufklärung  über  den  Thatbestand.  nicht  fehlen. 

Zum  Schlüsse  noch  ein  Woi-t  über  die  rechtliche  Würdigung  einer  län- 
geren thatsächlichen  Ucbung  des  Petitionsrechtes  von  Gemeindebehörden, 
wenn  eine  solche  bestand ,  ehe  die  Befugniss  in  Zweifel  gezogen  werden  will. 
—  Es  ist  sehr  'begreiflich,  dass  in  einem  solchen  Falle  die  Gegner  sich  be- 
mühen, das  Bestehen  eines  förmlichen  Gewohnheitsrechtes,  zu  läugncn,  weil 
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ja  alle  ihre  sonstigen, Gründe  hieran  aliein  zerschellen  würden.    Allein  die 
Unrichtigkeit  der  Behauptung  ist  leicht  nachzuweisen. 

Stellt  man  nämlich  den  Begriff  des  Gewoluihdtsrechtes  dahh}  fest,  dass 
es  dasjenige  Recht  sei ,  welches  durch  eine  in  langer  Befolgung  und  An- 
wendung ausgesprochene  rephtliche  Ueberzeugupg  im  ganzen^Tolke  sicfi  ge- 
bildet  habe:  befstimmt  man  die  Erfordernisse  eines  gültigen  Grewohnheits- 
rechtes  dahin,  dass  die  Handelnden  die  Ueberzeugung  von  der  rechtlichen 
Nothwendigkeit  gehabt  haben;  dass  sich  diese  Udberzeogung  aus  vielfachen, 
unzweideutigen  und  lange  fortgesetzten  Handlungen  erkennen  lasse;  dass  die 
Gewohnheit  an  sich  nicht  geigen  ^te  Sitten,  Religion  und  Vernunft,  gebe  *): 
so  ist  man  sicher  zu  der  Frage  des  Erstaunens  berechtigt,  wie  bei  dem 
unläugbaren  Vorhandensein  aller  dieser  Merkmale  des  Begriffes  und  aller 
inneren  Erfordernisse  hier  das  Bestehen  eines  Gewohnheitsrechtes  in  Abrede 
gezogen  werden  könne?  Die  Thatsache  der  Uebung  steht,  angenommener- 
maassen ,  fest.  Von  einem  Widerstreite  gegen  Sitten,  Religion  und  Vernunft 
ist  gar  keine  Rede;  nicht  einmal  von  einer  Nichtübereinstimmung  mit  einem 
positiven  Gesetze;  .denn  es  besteht  ja  gar  keines  über  den  Gegenstand. 
Dass  bei  den  Betheiligten  die  Ueberzeugung  von  der  Rechtmässigkeit  ihrer 
Schritte  herrschte,  ergiebt  sich  aus  der  offenen  Vornahme  de;rselben.  Es 
könnte  also  lediglich  an  der  Ueberzeugung  von  der  rechtlichen  Nothwendig- 
keit, die  Petition  anzunehmen,  beiden  Ständen  und,  in  sofern  dieä^be  bei 
der  Aufrechterhaltung  der  Verfassung  ebenfalls  hauptsächlich  betheiligt  ist, 
bei  der  Regierung  fehlen.  Und  in  der  That  ist  diess  aucli  der  Boden,  auf 
welchen  die  Gegner  sich  stellen.'  Es  sei  die  Uebung,  behaupten  sie,  nur 
eine  Thatsache,  eine  freiwillige  Einräumung  aus  Billigkeit  und  Klugheit; 
aber  nirgends  werde  ein  Recht  und  eine  entsprechende  Pflicht  anerkannt. 
Die  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  nachzuweisen ,  liegt  nun  aber  gar  sehr 
in  dem  eigenen  Interesse  der  Freunde  von  Regierung  und  Ständen  und  in 
dem  ihrer  Mitglieder.  Es  ist  nämlich  unbedingt  unmöglich,  dass  die  sämipt- 
lichen  üblen  Eigenschaften,  welche  dem  Petitionsrechte  und  namentlich  dem 
PetitioDsrechte  der  Gemeinden  zugemessen  werden,  erst  nach  Jahren  ent- 
deckt werden,  wenn  sie  wirklich  bestehen.  Ein  grösseres  Armuthszeugniss 
liesse  sich  gar  nicht  ausstellen.  Nur  einer  grossartigen  Pflichtversäunmiss  könnte 
es  demnach  zugeschrieben  werden ,  wenn  dennoch  Jahre  lang  Petitionen  nicht 
nur  ohne  irgend  eines  Menschen  Widerspruch,  sondern  selbst  unter  eifrig- 
ster Theilnahme  von  Ministern  und  Ständemitgliedem  angenommen  und  be- 
handelt  wurden.  Eine  so  in's  Ungemessene  gehende  Pflichtversäunmiss  an-) 
zunehmen,  ist  nun' aber  ebenfalls  unmöglich:  und  es  bleibt  also  nichts  übrig, 
als  vorauszusetzen,  dass  alle  Betheiligten  von  der  Ueberzeugung  dey  recht- 
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liehen  Nothwendlgkeit  der  Annahme  von  Petitionen  durchdrungen  waren. 
Damit  aber  ist  das  Gewohnheitsrecht  vollständig  hergestellt;  und  dass  eine* 
zu  späte  L&ugnung  von  Einer  Seite  es  nicht  wieder  zerstört,  bedarf  wohl 
keines  Beweises. 

So  weit  die  Widerlegung  der  tJegner  des  Petitionsrechtes  der  Gemeinden 
und  Gorporationen.  —  Nicht  aber  blos  zur  formellen  Abrundung  der  gegen- 
wärtigen Bemerkungen,  sondern  weil  mit  Fug  von  Dem.,  welcher  gegen  die 
Ansichten  Anderer  polemisch  aufgetreten  ist,  verlangen  wird,,  dass  er  nun 
auch  seine  eigene  Theorie  klar  und  unumwunden  hinstelle,  damit  auch  sie 
auf  den  Prflfistein  gebracht  werden  könne,  soll  itzt  noch  unternommen 
werden,  das  förmliche  Recht  der  einzelnen  Bürger  sowie  der  Gemeinde- 
behörden zur.  Einreichung  von  Petitionen  an  die  Stände  in  kurzen  Sätzen 
zu  erweiseö. .  Und  zwar  soll  der  Beweis  lediglich  aus  der  Natur  des  reprä- 
sentativen Staates,  ohne  alle^uhülfeziehung  po&itiver  Bestimmungen  einzelner 
Länder,  geffihrt  werden.  Auf  diese  Weise  kann  die  Schlussfolgerung  iu 
allen  jenen  Staaten  Anwendung  finden ,  welche  keine  positiven  Bestimmungen 
haben;  in  den  mit  theilweisen  Gesetzen  versehenen  mag  sie  gehörigen  Ortes 
emgeschaltet  werden.  —  Die  Lehre  ist  nun  aber  folgende: 

Das  Petitionsrecht  ist  keineswegs  nur  als  eine  zufällige  und  blos  unter 
Voranssetzung  von  positiven  Satzungen  oder  von  Gewohnheitsrecht  geltende 
Befugniss  zu  betrachten^  sondern  vielmehr  ist  dasselbe  ein  unmittelbarer 
and  nothwendiger  Ausfluss  des  Begriffes  der  Volksvertretung,  und  zwar  in 
doppelter  Folgerung. 

Einmal  nämlich  muss  der  Bürger  das  Recht  haben,  seine  Vertreter 
auf  alle  diejenigen  Gegenstände  aufimerksam  zu  machen ,  von  denen  et  Ur- 
sache hat  zu  glauben,  dass  er  genauer  mit  denselben  bekannt  4st,  als  sie, 
und  bei  welchen  er  doch  deren  Hülfe  bedarf.  Es  sind  jedem  Bürger  durch 
die  Grundgesetze  eines  constitutionellen  Staates  (seien  diese  nun  in  Einer 
Urkunde  gesammelt  oder  in  mehrere  Satzungen  zerstreut)  ge>^isse  Rechte  . 
gegenüber  vom  Staate  eingeräumt,  und  tiberdiess  hat  die  Ständeversamm- 
long  die  Aufgabe ,  auch  seine  sonstigen  ^teressen  im  Staate ,  wenigstens 
innerhalb  gewisser  Grenzen ,  zu  -wahren  und  zu  fördern.  Da  nun  selbst  bei 
der  zweckmässigsten  Vertheilung  der  Volksvertreter  über  das  Staatsgebiet 
und  bei  der  eifrigsten  Pflichterftillung  von  Seiten  derselben  unmöglich  die 
Versanunlung  die  Erlebnisse  und  die  Anstände  eines  jeden  Einzelnen  kennen 
kann ;  da  femer  der  Bürger  nicht  der  Ungewi«>sheit  ausgesetzt  sein  darf,  ob 
er  ein  Mitglied  finde,  welches  in  gewünschter  Weise  und  Schleunigkeit  die 
Angelegenheiten  des  Einzelnen  zum  Gegenstande  eines  Vortrages  in  der  • 
Versanunlung  zu  machen  bereit  ist,  sondern  er  mit  unbedingter  Sicherii^ 
iftuss  seine  Anliegen  anbringen  können:  so  hat  er  auch  gegenüber  v(Si  der 
Versammlung  das  Recht,  sie  nach  Belieben  mit  Petitionen  anzngehen;  und 
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es  kann  somit  weder  diese  sie  ongeprüft  zurückweisen,  noch  kann  es  der 
Regierung  zustehen,  sie  auf  welche  Art  immer  zurückzuhalten  oder  zu  ver- 
ktUnmern.  Da  aber  der  Einzehic  mir  in  den  allgemeinen  Zuständen  lebt^ 
und  diese  die  Ausübung  der  Rechte  und  der  Thätigkeit  des  Einzelnen  be- 
dingen." so  ist  auch  das  Petitionsrecht  nicht  blos  auf  die  Gegenstände  der 
Privatrechtssphäre  des  Bittenden  beschränkt,  sondern  er  ist  befugt,  alle 
Verhältnisse  und  Einrichtungen  des  Staates,  dem  er  angt^hQrt  und  zu  dessen 
Bestand  er  beiträgt,  in  den  Kreis  seiner  Bemerkungen  und  seiner  Wütische 
zu  ziehen. 

Zweitens  aber  leitet  sich  das  Petitionsrecht  der  Einzelnen  aus  der  ver- 
fassungsmässigen Stellung  der  Ständeversammluug  zur  Regierung  ab.  Die 
Stände  haben  das  Recht  und  die  Pflicht,  sowohl  die  allgemeinen  Rechte  und 
Interessen  der  Gesanmfitheit ,  als  auch,  in  gewissen  Fällen  wenigstens,  ver- 
letzte Rechte  und  Interessen  jedes  einzelnen  Bürgers  gegenüber  von  der 
Regierung  t  zu  vertreten  und  nöthigen  Falles  zu  vertheidigen.  Sie  können 
nun  aber  dieser  ihrer  Pflicht  unmöglich  im  vollen  Unifange  nachkommen, 
wenn  sie  nicht  von  jedem  Einzelnen  über  Alles,  was  möglicherweise  in  den 
Umfang  ihrer  Aufgabe  lUUt,  Nachricht  erhalten  können.  Eß  muss  somit 
der  Bürger  ein  unantastbares  Recht  haben ,  sich  mit  Eingaben  an  die  Stände 
zu  wenden ;  und  völlig  widersinnig  wäre  es,  wenn  die  Regierung  befugt  wäre, 
ihn  hieran  zu  liindem,  da  ja  das  ungeti*übte  Recht  nothwendig  ist,  um  den 
Ständen  die  Möglichkeit  zu  verleihen ,  ihre  Pflicht  gerade  gegenüber  von  der 
Regierung  vollständig  zu  erfüllen. 

Es  ist  somit  bei  den  Petitionen  der  Einzehien  von  einem  vollen,  sogar 
TOT  Yollziehong  der  Verfassung  doppelt  nothwendigen  Rechte  die  Rede, 
und  keineswegs  blos  von  einer  freiwilligen  und  zufälligen,  also  auch  nach 
Willkühr  aufzuhebenden  und  zu  beschränkenden  Duldung,  und  es  ist  das 
Petitioniren  nicht  blos  eine  Thatsache,  sondern  vielmehr  ein  Wesentlicher 
Bestandtheil  der  Verfassung,  sei  es  nun,  dass  das  positive  Gesetz  desselben 
Erwähnung  thut,  oder  es  als  sich  von  selbst  verstehend  mit  Stillschweigen 
übergeht.  Fürchtet  man  aber  Nachtheile  von  dem ,  an  sich  ganz  unschul- 
digen. Petitionsrechte,  falls  es  in  gewissen  Formen  oder  Richtungen,  viel- 
leicht in  besonders  bewegter  Zeit,  ausgeübt  werde:  dann  treffe  man  gesetz- 
liche Vorsorge.  Allein  als  völlig  unzulässig  muss  es  erklärt  werden,  wenn 
das  Dasein  des  Rechtes  selbst  geläugnet  werden  will,  blos  weil  es  möglicher- 
weise missbraucht  werden  könnte ,  und  weil  die  Gesetzgebung  unterlassen  hat, 
hiergegen  auf  g;eordnetem  Wege  Vorkehrungen  zu  treffen. 

Was  nun  aber  insbesondere  das  Petitiousrecht  der  Gemeinden  und  son- 
itigen  Körperschaften,  und  somit  ihrer  gesetzlichen  Organe,  betrifft,  so  ist 
IttSkrhier  ein  vollständiges  constitutionelles  Recht  nachweisbar.  Die  G^ 
meinden  sind  theils  mit  Rechten  und  Interessen  vielfach  verscheide  G^sammt- 
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heiten,  geseUschaftliche  Kreise,  thefls'^ind  sie  auch  Bestandtheile  des  Staats- 
organisifiast  ja  dessen  Grundlage.  In  beiden  Beziehungen  können  sie  in  die 
lüge  kommen',  den  Schutz\nnd  die  Unterstützung  der  Stände  ansprechen 
zu  mttssen;  oder  diese- von  bestehenden  Üebelständen  in  Eenntniss. setzen  za 
sollen;  und  auch  sie  bedürfipn- hiezn  eines  ungehemmten  Verkehres  mittelst 
Eingaben^  —  F-ür  dasfiedürfiiiss  und  somit  für  das  Recht  in  jener  ersteren 
Beäehong  bedarf  es  nicht  erst  eines  Beweises.  Eine  grössere  G^mnschaft 
hat  allerdings  andere  Forderungen  an  den  Schutz  mrd  -  an  die  Förderung 
des  Staates  zu  stellep ,  als  ein  Einzelner ;  allein  sie  kann  seiner  Thätigkeit 
trotz  ihrer  grössern  Mittel  und  ihrer  ünpersönlichkeit  nicht  entbehren.  Und 
zwar  mag  sie  nicht  blos  in  Beziehung  auf  ihre  ganz  besonderen,  und  örtlichen 
Verhältnisse  unbefriedigte  Wünsche  haben,  sondern  ihr  Wohl  mag  auch  durch 
die  richtige  Beschaffenheit  der  allgemeinen  stiiatlichen  Rechte  und  Zustände 
bedingt  sein.  Eine  Beschränkung  des  Petitionsrechtes  der  Gemeinden  als 
geseUschaftlicher  Genossenschaften  auf  unmittelbar  örtliche  Verhältnisse  ist 
daher  durchaus  nicht  gerechtfertigt,  weil  selbst  für  ihre  besondere  Bedürf- 
nisse nicht  genügend.  —  Ein  Bittrecht  der  Gemeinden  als  Bestandtheile 
des  Staatsorganismus  mag  allerdings  seltener  nöthig  sein,  indem  hier  im 
Falle  einer  ünzuträglichkcit  der  Weg  des  Rekurses*  oder  der  Vorstellung 
bei  den  höheren  Regierungsbehörden  zur  Abhülfe  führen  wird,  überhaupt 
dieses  ganze  Verhältniss  durch  ausführliche  Gesetze  geregelf  i^  sein  pdegt. 
Doch  mag  es  Sich  immerhin  begeben,  dass  eine  Gemeinde  ihre  Benützung 
zu  Staats^ecken  für  unbillig  und  das  richtige  Verhältniss  übersteigend  er- 
achtet, z.  B.  die  Uebemahme  einer.  Leistung  auf  die  allgemeinen  Staats- 
mittel oder  die  Besorgung  eines  Geschäftes  unmittelbar  durch  Staatsbehörden 
wünscht,  und  sich,  an  die  Stände  wendet ,  weil  sie  bei  •  den  hohem  Stellen 
kein  Gehör  findet,  vielleicht  nach  den  bestehenden  Gesetzen  keines  finden 
kann.  Es  ist  nun  nicht  einzusehen,  w^rum  es  ihr  nicht  gestattet  sein 
sollte,  ^e  Volksvertretung  auf  den  Uebelstand  aufimerksam  zu  machen  und 
diese  um  Hinwirkung  auf  eine  Richtigstellung  der  Verhältnisse  anzugehen. 
Die  Ordnung  4es  Dienstes  und  der  Gehorsam  gegen  die  vorgesetzten  Staats- 
organe wird  durch  eine  solche  Petition  in  keiner  Weise  gestört,  da  es  sich 
von  selbst  versteht,  däss  die  Vorbringung  einer  Bitte  an  den  bestehenden 
Anordnnngen  nichts  ändert.  —  In  beiden  Fällen  sind  aber  die  gesetzlichen 
Organe  der  Gemeinden  wo  nicht  ausschliesslich  so  doch  jeifelen. Falles  zu- 
nächst aufgefordert,  die  Interessen -der  Gemeinschaft  zu  vertreten  und  steht 
ihnen  also  ein  Petitiönsrecht  zu.  Auch  gegenüber '  von  den  Gemeindege- 
nossen  ist  dabei  von  einer  Beeinträchtigung  keine  Rede.  .  Allerdings  sind 
die  Vorsteher  gegenüber  von  diesen  Auf  einen  gesetzlich  genau  vorgeschrie- 
benen Kreis  amtlicher  Befugnisse  und  Handlungen  begrenzt ,  wie  diess  bei 
jeder   öffentlichen   Stelle   der  Fall   ist,    und  eine  Ueberschreitung  dieser 
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Spbftre  ^vftre  Anmassimg  nicht'  gebühr^der  GewalUimd  Yedetzimg  der 
Bechte  Dritter.  Allein  diese  Nothwendigkeit  eines  Einlialtens  d^  .Grenzen 
d^r  eigenen  Amtsgewalt  hat  g^r  Iceine  Beziehung  auf  bittweise  ll^ttbeilnngen 
an  die  Stande,  durch  welche  keinerlei  Störtfng  oder  Beeinträditigun^  faer-r 
beigefahrt  wird.  Eine  Bitte  steht  Jedem. und  .an  Jeaen  frei,  also  -auch  dem 
Yorsteheireiner  Gemeinde;  diess  aber  .um..' so  sicherer,  als' -etwa  i^dit  ein- 
verstanMJTG^ssen  an  einer  selbstständigen  uncf  in  verschiedener  Richtung 
sich  beweg^den  Aasttbung  des  Petitionsrechtd  nicht  gehindert  sind. 


8. 
Die  OescliäftBordiiTingexi  der  Stftndeyersammlnngen. 

Es  ist  weder  unwichtig  noch  ist  es  laicht,  zweckmässige  Bestimmongen 
ftber  das  formelle  Verfahren  einer  grossen  berathenden  nnd  beachliessenden 
Versammlnng  zn  entwerfen.  Nicht  unwichtig',  weil  der  ruhige  Gkmg  der 
Verhandinngen  nnd  selbst  die  richtige  Anfiassong  und  Anssprechnng  der 
Beschlösse  wesentlich  durch  eine  geordnete  und  Niemands  Hechte  verletzende 
Geschäftsbehapdlung  bedingt  ist.  Nicht  leicht,  thells  weil  der  zu  besorgenden 
Angelegenheiten  mancherlei  sind  und  Air  jede  die  rechte  Form  gefunden 
werden  muss;  theils  weil  ganz  spitzfindige  logische  Fragen  zur  Erledigung 
kommen;  theils  endlich,  weil  man  mit  Leidenschaft  in.  und  ausser  der  Ver- 
sammlung, ihit  Parteiabsichten  und  mit  unlauterer  Schlauigkeit  zu  thun 
haben  kann,  welchen  ein  fester  und  unter  allen  Umständen  genügender 
Damm  entgegengesetzt  werden  muss. 

Auch  in  dieser  Begehung  zeigt  sich  der  Vortheil  einer  langen  Dauer 
der  Verfassung.  Innerhalb  mehrerer  Jahrhunderte  werden  natürlich  aDe 
Arten. Yon  Erfahrungen  gemacht;  und  wenn  man  dieselben  gut  zu  Rathe 
gehalten  hat,  so  kann  nicht  leicht  eine  Frage  auftauchen,  Ober  deren 
richtige  Behandlung  nicht  schon  nachgedacht  ist,  und  fOr  deren  abermalige 
Lösung  nicht  bereits  Vorgänge  oder  gar  entschiedene  Vorschriften  vorhanden 
wären.  Da  nun  aber  auch  eine  erst  seit  kürzerer  Zeit  bestehende  Ver- 
Sammlung,  ja  selbst  eine  ganz  neu  zusammentretende  richtig  verfahren  soll, 
80  gehört  es  keineswegs  unter  der  ^Orde  der  Wissenschaft'  vom  repräsen- 
tativen  Staate ,  die  Grundsätze  für  eine  gute  Geschäftsordnung  der  Stände- 
versammlung ausfindig  zu  machen,  und  es  darf  nicht  die  letzte  Sorge  der 
Gesetzgebung  sein,  das  für  gut  Erachtete  bleibend  festzustellen. 

Die  Wissenschaft  hat  sich  nun  aber  erst  ziemlich  spät'  an  die  Lösunjg 

• 

der  ihr  gestellten  Angabe  gemacht;  und  es  kanli  auch  itzt-noch  nicht  be- 
hauptet werden,  dass  sie  das  Nothwendige  vollständig  geleistet  habe. '— ^  Ob- 
gleich mehi;  oder  weniger  logisch  abgefasste  Zusammenstellungen  über  die  im 
englischen  Parliameute  befolgten  Gescbäftsregehi  sehr  hoch,  vielleichf  selbst 


282  I^ie  Geschäftsordnungen  der  Ständeversanunlungen. 

bis  in's  13.  Jahrhundert,  zurückgehen  (s.  meine  Geschichte  und  Literatur 
der  St.W.,  Bd.  n,  S.  81  u.  ff.),  und 'obgleich  eine,  grosse  Anzahl  hierzu  be- 
stimmter Schriften  allmälig  an's  Tageslicht  trat,  ist  doch  eine  eigentlich 
theoretische  Behandlung  des  Gegenstandes  erst  von  J.  Bentham  in  seinem 
berühmten  Werke:  «Taktik  gesetzgebender  Versammlungen*  unternommen 
worden  *).  Es  reizte  diesen  selbstständigen  und  scharfsichtigen  Geist,  auch 
in  dieser  Abtheilung  positiver  Satzungen  und  Gewjohnheiten-  den  verständigen 
Grund  des  Thatsächlichen  zu  erforschei^  und  mit  scharfer,  in  alle  Winkel 
fallender  Kritik  die  Berechtigung  des  Bestehens  zu  beleuchten.  Spftt^^r  hat 
Mittermai  er  (in  Welcker's  Staatslexikon,  Art.  «Geschäftsordnung»)  eine 
gedrängte,  aber  auf  reiche ,  eigene  Erfahrung  gestützte  Erörterung  gegeben. 
Strenge  genommen  ist  die  wissenschaftliche  Behandlung  seitdem  nicht  viel 
weiter  gekommen.  AUerdings  hat  kein  geringerer  Mann,  als  Jefferson 
in  seinem  «Handbuche  der  parlamentarischen  Uebung»  eine  sysiematische 
Zusammenstellung  der  im  Senate  der  Vereinigten  Staaten  befolgten  Ge- 
schäftsregeln entworfen  >);  und  haben,  später  May  ^)  und  Cushing*)  in 
noch  weit  ausführlicheren  und  vortrefflichen  Arbeiten  dasselbe  geleistet  fär 
das  Englische  Parliament  und  für  bcrathende  amerikanische- Versamoüungen 
überhaupt.  Allein  diese  Schriftei^  stellen  doch  sämmtlich  nur  das  positiv 
in  einem  bestimmten  Lande  Gühige  dar,  ohne  sich,  wenigstens  absichtlich 
und  umfassend,  mit  den  allgemeinen  Gründen  de?  Rechts  xmcl  dej  Zwieck- 
m&ssigkeit  zjn  befassen.  Das,  was  der  Verfasser  dieser  Zeilen  in  dieser 
Richtung  geschrieben  hat,  («Vorschläge  zu  einer  Geschäftsordnung  des  ver- 
fassunggebenden Reichstages".  Heidelberg,  1848,)  enthält  zwar  m  aasge- 
dehnten Anmerkungen  die  theoretische  Vertheidigung  der  in  Antrag  gebrachten 
Bestimmungen;  allein  die  kleine  Schrift  war  im  Drange  des  Augenblickes 
entworfen  und  auch  nur  für  einen  bestimmten  FaU  berechniet  Allerfliags 
find^  sich  theils  in  allgemeinen  Werken  über,  constitutionelles  Staatsrecht  % 


1)  B-entliam,  J-,  Tactiqne- des  assemblöes  politiqnes  dölib^anteSf  pabl.  par  £. 'DmSost. 
L  n.  'Aä.  S,  PiQ-.,  1822,  und  in  der  Brüssler  Gesammtanagabe  der  firaosSsiseben  BeartMltan^eii, 
Bd.  I,  8.  371  fg.  Die  englische  Ueberschrift ,  mit  der  Bezeichnung :  Essay  on  poUtical  taeflcs, 
fn  den  „Wocks**  of  J.  B.,  Bd.  II,  8.  299  (|gr.  Eine  deats€be  üebersetznng :  Taktik;  oder  Theorie 
des  GescbMftsganges  in  Ständeversammlnngen.  £rl.,  1817. 

2)  Jefferson,  Th.,  A  manaal  of  parliamentary  practice.  For  the  ose  of  the  BeoAt^  of  the 
U.  St.  Wash.,  1820  tnnd  in  manchen  A-äberen  and  späteren  Ausgaben.)  Petftsche  Uebersetnmg, 
Handbach  des  Parlamentarrechtes,  oder  DarsteUnng  a.  s.  w.  von  Henning.  Bert,  1819. 

3)  Ifay,  Tb.  £.,  A  treatlse  apon  the  law,  Privileges  and  proceedings  of  Pariiament. 
Lond.,  1844;  4te  sehr  vermehrte  Aasg.  1859. 

4)  L.  8.  .Gas hing  hat  zweierlei  Schriften  über  Geschäftsordnung 'verfiftaitliohL  —  Dia 
«nte  küneere  ist:  Hanoal  of  parliamentary  practice.  13. -ed.  Boston.  Deats<))i>:  Handbach  der 
paflamtetarischen  Praxis  von  B.  Völker.  Hambg.,  1852.  —  Das  umfassendere  Werk  ist:  Lex 
Parliamentaria  Amerioana.  Elements  of  the  law  and  practice  of  Legislative  AssembUes.  Boat,  1856L 
ZXXVI  und  loes  8. 

5)  Han  sehe  z.  B.  Zacharlü,  Deutsches  Staatsrecht  2.  Aufl.,  Bd.  I,  8.  63«  1^.;  Zdpfl, 
D.  Staatsrecht,  4te  Aufl.,  Bd.  H,  8.  456  fg.;  Held,  System  des  Verfiusnngsreohtea ,  Bd  n, 
8.  636  %. 
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theils  in  den  Bearbeitungen  einzelner  Landesrechte^)  gelegentliche  Erörte- 
rungen, und  es  mögen  auch  in  den  unzählbaren  Protokollbänden  der  ver- 
schiedenen repräsentativen  Vifersammlungen  gar  manche  belehrende  Verhand- 
lungen begraben  liegen;  .allein  jene  Beiträge  sind  doch  nur  zufällig  und 
fragmentariscfa,  und  diese  Verhandlungen  vermag  Niemand  aufzufinden  ohne 
einen  ganz  unverhältnissmässigen  Zeitaufwand.  Uniäugbar  also  ist  theoretisch 
noch  viel  zu  thun  und  namhaftes  Verdienst  zu  erwerben. 

Was  aber  die  gesetzliche  Aufstellung  der  Geschäftsordnungen  betrifft, 
so  fehlt  es  zwar  natürlich  hieran  in  keinem  der  constitutionellen  Staaten 
ganz,  (rar  manche  haben  sogar  des  Guten  viel  zu  viel  gethän,  in  so  ferne 
sie  rein  formelle  und  zum  Theile  bis  in  kleinliche  Einzelheiten  gehende 
Bestimmungen  in  die  Verfassungsurkunden  selbst  aufnahmen,  damit  aber 
einer  Seits  die  Vornahme  von  Aenderungen,  welche  die  Erfahrung  an  die 
Hand  geben  möchte,  sehr  erschwerten,  anderer  Seits  das  Grundgesetz  un^ 
nöthiger-  und  schädlicherweise  umfangreich  machten.  Auch  hat  es  wohl, 
wo  solche  möglich  waren,  an  Revisionen  des  zuerst  Angeordneten  nicht 
gefehlt.  Allem  auch  bei  den  Gesetzen  lässt  der  Zustand  im  Allgemeinen 
noch  Manches  zu  wünschen  übrig.  —  Vorerst  sind  die  Geschäftsordnungen 
nicht  selten  vor  aller  pnd  jeder  Erfahrung  entworfen  worden ,  somit  theils 
lOcken^iaft,  theils  unzweckmässig.  Besten  Falles  hat  man  sich  mit  der 
Nachahmung  irgend  einer  fremden  Vorschrift  begnügt',  ohne  aber  auf  die, 
vielleicht" wesentlichen,  Verschiedenheiten  in  der  Grösse,  Zusammensetzung 
nnd  Berechtigung  der  verschiedenen  Versammlungen  Rücksicht  zu  neh^aeii, 
und  ohne  alle  nähere  Eenntniss  darüber,  ob  .und  wie  weit  sich  die  einzehie 
Regel  auch  wirklich  erprobt  habe.  Oft  ist  namentlich,  trotz  ihrer  manch- 
fachen  Mängel,  die  Geschäftsordnung  der  französischen  Abgeordnetenkanmier 
zu  Grunde  gelegt  worden,  ohne  Zweifel  weil  sie  leicht  herbeizuschaffen  und 
äusserlich  gut  geordnet  und  handbar  war;  während  die  schwerer  zugäng- 
lichen, auch  allerdings  nicht  einfach  abzuschreibenden,  dagegen  aber  auf 
jahrhundertlänge  Erfahrung  gegründeten  Regeln  des  englischen  Parliamentes 
unbeachtet  blieben.  Demgemäss  sind  denn  gar  viele  der  Geschäftsbestim- 
mungen einer  sachlichen  und  formellen  Verbesserung  gar  sehr  bedürftig,  -r 
Sodann  ist  nur  in  wenigen  unserer  Staaten  die  vortreffliche  englische  Sitte 
Dachgeahmt,  jede  neue  grundsätzliche  Entscheidung  der  Kammern  über  eine 
Geschäftsfhige  amtlich  zu  verzeichnen  und  durch  Aufnahme  unter  die  Zahl 
der  festgestellten  Regeln  (Standing  Orders)  auch  für  künftig  festzuhalten, 
dadurch  jaber  mehr  und  mehr  eine  vollständige  Gesetzgebung  zuwege  zu 
bringen  *).    Wo  diess  nun  aber  nicht  geschieht,  ist  nicht  nur  eine  Uebersicht 


1)  80  s.  B.  in  meinem  Staatsreeht  des  K.  Württemberg,   2te  Aufl.,  Bd.  I,   B,  905  fg.; 
Pösl,  BiiyericpheB  Vejf.-£..  9te  Aufl.,  8.  507  f.;  BÖnne«  Prenssisches  Staatsrecht,  Bd.  I, 

8.  598  fiBT.    . 

S)  Dm  MfHirhft  parttamoitariscbe  Becbt  kennt  dreferlei  Arten  von  FefttteUnageB  Ar  dit 
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über  das ,  was  hinsichtlich  der  Geschäftsordnung  beschlossen  'ist , .  aasser" 
ordentlich  schwierig,  wenn  überhaupt  mOglich:  sondern 'man  wird  auch  in 
vielen  Fällen  auf  bereits  Besprochenes  und  Beschlossj^es  später  wieder 
zurückkommen  und  so  besser  zu  verwendende  Zeit  verschleudern,  vieUdcht 
selbst  Widersprechendes  oder  wenigstens  UngefQgiges  beschliessen/  — 
En^ch  lässt'  sich  noch  die  Bemerkung  machen,  dass  Ständeversammlungen 
sich  keineswegs  immer  genau  ah  die  Vorschriften  ihrer  Oeschäftsordnung 
halten,   sondern 'theils  im  einzelnen  Falle,   theils  sogar  gewohnheitsmftssig 

•  

nach  vermeintlicher  Zweckmässigkeit  davon  abweichen.    Diess  ist  nun  aber 

•  •        *  •  ___ 

offenbar   ein  grosser  Fehler,   welcher  zu  jeder  Art  von  Willkür  und  zu 

bittem  Streitigkelten  unter  den,  Mitgliedern  selbst  und  nüt  der  Regierung 
führen  kann.  Das  einzig'  richtige  Verfahren  in  dieser  Bleziehung  ist  eine 
fMnüche  Verbesserung  der  Geschäftsordnung,  sobald  die  Erfahrung  auf  eine 
Lücke  oder  auf  einibn  Fehler  aufmerksam  gemacht  hat,  iip  üebrigen  aber 
.pedantisch-str^ge  Einhaltung  der  bestehenden  Vorschriften.  Zur  Entschul- 
diguiig,  jedoch  keineswegs  zur  vollständigen  Rechtfertigung,  des  gerügten 
Verfahrens  di^nt  es  freilich,  dass  in  manchen  Staaten  die  Bestimmung  der 
Geschäftsordnung  der  freien  Entschliessung  der  Ständeversammlung  selbst 
entrückt  ist.  Entweder  nämlich  sind,  wie  bereits  bemerkt,  Geschäftsvor- 
Schriften  durch  Au&ahme  in  die  Verfassungsurkunde  selbst  einer  Verbesse- 
rung kaum  ^gänglich;  oder  aber '  verlangt  wenigstens  die  Regierung  einen 
Antheil  an  der  Feststellung  auch  der  inneren  Geschäftsordnung,  und  kosümt 
dapn  die  Versammlung  entweder  nicht  mit  ihr  überein,  oder  aber. will  sie 
sich  grundsätzlich  nicht  in  ihren  häuslichen  Angelegenheiten  der  Ansicht 
eines  Aussenstehenden  unterwerfen ').    Beide  Zustände  jsind  ohne  Zweifel 


OeschäilBbehaiicUaii^ :  1.  8 tandin«  Orders,  d.  h.  Beschlflsse,  welche  (»leibende  OIUt|(lntt 
haben  sollen,  und  somit  von  einem  Parliamente auf  das  andere  ttberK^hen;  9.  Besslönal  O.rders, 
BeechlÜBse,  welche  sa  Anfuig  etneft  jeden  Reichstages  anft^eae  geflust  werden  imd  nur  je  bii 
«nr  Kntlanming  oder  Anflösung  bindende  Kraft  haben ,  flbrigens  thatsSohlich  in  Jedem  Jahre 
wiederholt  werden ;  9.  Orders  oder  Resolations,  nur  fttr  einen  einzelnen  Fall  besttmiite Be- 
schlüsse. Die  Standing  Drders  werden  nicht  nur  in  den.  ämtlichen  ProtocoUen  Versdehnat,  aondeni 
lin  Oberiiaitse  best^t  anch  noch  eine  eigene  Bolle  für  dieselben,  in  welche  Jeder  naae  Beaehfani 
«ingetragen,  und  welche  von  Zeit  sa  Zeit  durch  den  Druck  veröffentlicht  -wild.  (Die  Särnm- 
luigen  der  st  Orders  des  Unterhauses  sind  Privatarbeiten.) 

1)  Die  Bestimmungen  über  das  Recht,  die  Oeschäftsordnong  festxusteUen,  sind  In  d«n  yer- 
sohiedenen  Staaten  sehr  abweichend.  Von  selb^  Versteht  sich  freilich  ÜbeMI,  4afls  die 
äusseren -Oeschäftsbeäehnngen  einer  Kammer,  d«  h.  also  die  fbnoeUen  VeiMtiiltse  sur 
Regierung  und  der  einen  Kammer  mit  der  andern ,  nicht  einseitig  von  ihr  bestimmr  werden 
Können,  sondern  «ine Zusthnmung  des  andern  Theiles  bedürfen;  aUein  hinsichtlich  der  inneren 
OeeohAftsordnung  der  Versammlungen  findet  sich  Jede  Möglichkeit  einer  EeststeHinifl*  ii^ndwo 
als  geltendes  Recht.  Förmlich  als  Theil  der  Verfassung  ist  z.  ,B.  die  Oeschäftaordnnng  in 
Bayern  publicirt,  (Edict  X  zur  V.-U. ;  allerdings  bedeutend  geändert  durofi  Gesetz  vom  16.  Juli 
ISftO ;)  und  ein  groaser  Theil  der  deutschen  Verfiiasnngi-Urkui^den  enthiUf  weiUgsfena  sehr  zahl- 
reiche einzelne  Vorschriften  über  die  Gesohäftsbehandlung;  so  u.  ä.  die  württembeiflachfl, 
k.  sächsische,  gh.  hessische.  'Ein  Gesetz  ist  verlang  in  Oldeh'burg;  V.-ü.  vom  185t,  ff  185  und 
in -Sdiwarzburgr-Sondershausen,  V.-]U.,  8  147.  Eine  Genehmigung  der Reglerung«flr  die  von 
der  VcTMMfnmlnng  zunächst  entworfene  (Ordnung  ist  ausdrücklich  angeordnet  in  AnhaU-Bemboig, 
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weder  angenehnv  iioöh  zweckmässig;  dennoch  muss  eine  stillschweigende^ 
Abweichimg  von  dem  Bachstaben  des  Gesetzes  als  noch  weniger  zuträglich 
bezeichnet  werden. .  ' 

Eine  vollständige  theoretische  £rörternng  einer  ständischen  Geschäfts- 
Ordnung  wärQ  an  gegenwärtiger  Stdie  zu  umfassend,  and  möchte  auch  kaum 
in  aUen  ihren  Theilen  genügend  ansprechen.  Dagegen  will  es  nicht  unpassend 
scheinen,,  wenigsten^  eüiige  hauptsächliche  Punkte  zu  erörtern,  theils.um 
den  Beweis  zu  liefern,  dass  die  Regelung  dieser  Fragen  keineswegs  einfach, 
ist,  sondern  vielmehr  verschiedenartiger  Erwägungen  bedarf  und  oft. auf 
ernsthafte  Schwierigkeiten  stösst,  theils  um  ap  eimgen  Beispielen  zu  zeigen, 
welcherlei  Arten  von  Erwägungen  hier,  angestellt  werden,  müssen.  Wenn 
hierbei  aber  in  einzelnen  Pojakten  eine  Abweichung  von  der  oben  ange- 
führten  kleinen  Schrift  des  Verfassers  über  die  Geschäftsordnung  des  Frank- 
forter  Parlamentes  stattfindet,  so  ist  theils  der  jetzt  genommene  allgemeine 
Standpmikt  die  Veranlassung,  hauptsächlich  aber  haben  die  in  dieser  Ver- 
sammlung g^Muachten  Erfahrungen  manche  Ansicht  geändert. 

L    Die  Ernennung  des  Vorsitzenden.' 

Je  zahlreicher  eine  Versanmilung  ist,  mit  je.  wichtigeren  G:egenständen 
sie  sich  zu  beschäftigen  hat,  und  je  höher  also  nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
die  \t^ogen  der  Leidenschaft  gehen  werden :  von  desto  grösserer  Wichtigkeit 
ist  ein  guter  Präsident.  Unzweifelhaft  sind  die  Anlagen  des  Geistes  und 
des  Charakters,  welche  zur  Erfüllung  der  schwierigen  Aufgabe  gehören, 
nicht  eben  häufig  zu  finden.  Es  ist  nämlich  in  gleichem  Maasse  erforderlich: 
onerscbütterliche  Rühö  und  Selbstbeherrschung;  Festigkeit  und  Unpartei- 
hchkeit  gegen  Freund  und  Feind;  gewinnendes  Benehmen,  soweit  es  die 
Pflicht,  irgend  gestattet;  schnelle  Auffassung 'und  scharfsinnige  Beurtheilung 
plötzlicfa  eintretender  Fragen  oder  Thatsachen ;  sichere  logische  Beherrschung 
der  Verhandlungen ,  namentlich  auch  zur  richtigen  Stellung  *  der  Fragen  ^ 
die  AJbstimmungen ;  beständig  gegenwärtige-'  Kenntniss  der  Geschäftsörd- 
nung  und  des  Geschäftsstandes ;  endlich  eine -Eindruck  machende  Persönlich- 
keit und  eine  leichte  Handhabung  des  Wortes,  wo  möglich  selbst  eine 
ernste  Beredtsamkeit.  —  Wo  sich  nun  in  einer  V^sammlung  kein  Mann 
findet,  welcher  'diese  Eigenschaften  in  genügendem  Maasse  Tcreihigt,  wird 
freilich  die  Aft  der  Ernennung  das  Fehlende  nicht  herbeischaffen;  allein 
es  leuchtet  doch  auch  ein,  dass  eine  Bezeichnungsweise  vor. der  andern  die 


y.*U.,  §  ao;  thki^tehlich  aber  in  vielen  andern  Staaten  in  Ansprach  genommen  worden,  so  s.  B. 
in  Wfirflembexv,  fifidiftdn.  Eine  selbstständfge  Feststellung  durch  die  betreffend« 
Karnm^  endflcfa  war  top  Jeher  dem  englischen  Parliamente  sagestanden»  und  ist  vod  ihm  auch 
anf  dl«  ■ämmflichen  amerikanischen  Versamgilnngen  Übergegangen;  ebenso  haben  diese  die  rer- 
schiedenen  franzdsiscfien  Verfhssungen^  die  Cortes-Verfkssang  ron  1812 ,  das  belgische  Grand« 
geseta  beMmmt;  und  nun  hat  sich  auch  die  preussische  Verftwiong  dafür  entschieden. 
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.Wahrscheinlichkeit  gewährt,  den  Befähigten  aufzufinden  und  entgegenstehender 
Interessen  ungeachtet  an  die  Stelle  zu  hringen.  Die  Peststellung  der  rieh- 
tigen  Emennungsart  des  Vorsitzenden  ist  somit  imnierhin  ein  wichtiger 
Gegenstand  der  Erwägung.  Es  sind  dabei  aber  namentlich  zwei  Punkte 
genauer  zu  erörtern:  das  Recht  zur  Ernennung  an  sich;  sodflnn  die  Dauer 
der  Ernennung. 

Das  Recht  zur  Ernennung  des  Präsidenten  ist  sehr  yerschieden 
geregelt.  Am  häufigsten  wohl  findet  eine  Verbindung  von  Wahl  durch  die 
betreffende  Kammer  und  von  fürstlicher  Bestellung '  statt.  Manchmal  ist 
jedoch  eine  einfache  Ernennung  durch  das  Staatsoberhaupt .  angeordnet, 
namentlich  bei  Pairskammem.  Endlich  sind  aber  auch  die  Fälle  nicht 
selten,  in  welchen  eine  Kammer  ihren  Vorstand  selbstständig  wählt,  ohne 
dass  der. Regierung  ein  gesetzlicher  Einfluss  darauf  zusttinde;  und  es  war 
namentlich  das  Verlangen  nach  diesem  Rechte  sehr  lebendig  in  manchen 
deutschen  Staaten  bei  den  Forderungen  und  Aenderungen  des  Jahres  1848 '). 
—  Es  ist  nothwendig,  "(iie  Gründe  für  und  gegen  diese  verschiedenen  Be- 
stellungsweiseu  aufzusuchen  und  gegen  einander  abzuwägen. 

.  Die  Gewinnuing  eines  allgemeinen  Standpunctes  ist  nicht  leicht,  indem 
sich  zwei  durchaus  nicht  homogene  und  auch  thatsächlich  nicht  immer  zu 
vereinigende  Rücksichten  gleichmässig  aufdrängen.  —  Einerseits  die  eigen- 
thümliche  Stellung  des  Präsidenten  einer  ständischen  Versammlung  zu  derer 
Mitgliedern.  Derselbe  ist  kein  Repräsentant  einer  höhern  Gewalt  und  vod 
dieser  mit  einem  Theile  ihrer  eigenen  Auctorität  bekleidet ;  die  Mitglieder 
der  Versammlung  sind  ihm  nicht  schon  an  sich  untergeordnet,  und  befinden 
sich  nicht  auf  einer  tiefern  rechtlichen  Stellung,  als  er;  vielmehr  ist  er  nur 

m 

ein  primus  inter  pares,  bestimmt  zur  Erhaltung  der  Ordnung  und  zur  for- 
mellen Leitung  der  Geschäfte.  Allerdings  soll  und  muss  die  Versammlung 
den  geschäftlichen  Forderungen  ihres  Vorsitzenden  folgen,  und  steht  ihm  zu 
deren  Erzwingung  einiges  gesetzliche  Recht  zu.  Allein,  diess  reicht  nicht 
aus  zur  Erlangung  des  Zweckes;  vielmehr  muss  einem  solchen  Präsidenten 
hauptsächlich  sein  eigenes  moralisches  Ansehen  und  die  Selbstachtung 'der 
Versammlung  zur  Seite  stehen.    Er  muss  das  volle  Vertrauen  der  Versamm- 


1)  Beispiele  von  Ernennnngren  der  Prfisideoten  durch  das  Staatsoberhaapt: 
das  englische  Oherhans  (prüsidirt  durch  den  Lordkansler) ;  die  franiöelsohe  ^alrtkimiiner 
ron  1814— iSiS  (präa.  durch  den  Kanzler);  der  französische  Senat  und  die  gesetx- 
gebende  Versammlung  nach  der  Verfkss.  ron  1S52*,  die  erste  Kammer  der  'n1ederlXndIs6hen 
Gtoneralstaaten  von  1815;  die  ersten  Kammern  in  Bayiem,  Sachsen,  Württeihfbetg.'—  Wf^hlea 
durch  die  Kammern  selbst:  das  englische  Unterhaus;  das  Haus  der  Beprasentanten  im 
amerikanischen  Congresse;  die  spanischen  Cortes  von  1812;  die  fransösische  DeputtMenkamdier 
▼on  1814—1848;  beide  belgische  Kanunem;  beide  preussische  H&user;  die  sVeite  BLaaunec  in 
Bayern;  die  Landtage  von  Weimar,  Oldenburg,  C!obnrg,  Waldeck,  Schwaraburig.  —  Er- 
nennung durch  das  Staatsoberhaupt  aus  einer  Anzahl  Vorgesc^lagjBBen: 
Niederländische  sweite  Kammer  von  1815;  zweite  Kammern  in  Württemberg,  Saiehaen,  Badaiif 
p.U.  Hessen,  (bis  1850  auch  in  Bauern.) 
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lung  besitzen,  dass  er  es  redlich  mit  den\  Wohle  des  Landes  meine,  nimmer- 
mehr der  Wirksamkeit  und  der  Würde  der  Repräsentation  zu  nahe  treten 
lasse,  die  Regierung  nicht  aus  Parteirücksichten  oder  gar  aus  selbstischen 
Gründen,  unterstütze ,  wenn  sie  im  Unrechte  wäre.  Es  ist  sehr  wünschens- 
werth ,  dass"  er  so  vielen  persönlichen  Einfluss  in  dejn  Hause  habe ,  um  un- 
zeitige und  unzweckmässige  Schritte  Einzelner  oder  ganzer  Abtheilungen  von 
vorne  herein  zu  beseitigen ').  Hierzu  ist  dann  aber  unerlässlich ,  dass  der 
Präsident  der- wirkliche  Ausdruck  wenigstens  der  Mehrheit  der  Kammer  ist, 
dass  seine  politische  Richtung  und  seine  Geschäftsbehandlung  mit  ihren  An- 
schaonngen  übereinstimmt,  endlich  dass  er  den  Mitgliedern  persönlich  genehm 
erscheint.  Ist  dem  nicht  so ,  so  sind  häufige ,  zum  mindesten  zeitraubende 
vieDeicht  aber  selbst,  ärgerliche,  Streitigkeiten  im  Schoosse  der  Versammlung 
m  erwarten;  ja  es  können  sich  unwürdige  Auftritte  ereignen,  welche  dem 
Ansehen  zunächst  des  Präsidenten ,  dann  aber  auch  der  Versammlung  selbst 
nachiheilig  sind.  Das  Verhältniss  der  Parteien  in  der  Kammer  unter  sich 
kann  ohne  Noth  und  Nutzen  erbittert,  der  Gang  der  Geschäfte  aufgehalten 
werden.  Es  werden  vielleicht  aus  Misstraueil  übertriebene  und  später  stö- 
rende  Beschlüsse  gefasst.  —  Auf  der  andern  Seite  ist  aber  zu  bedenken,  dass 
der  Präsident  das  nothwendige  und  einzige  Organ  der  Versammlung  gegen- 
über von  der  Regierung  ist.  So  gewiss  nun  die  Kammer  in  allen  Fällen,  in 
welchen  sie  Missbräuche  zu  rügen  oder  unbegründete  und  unerfüllbare  For- 
derungen zufückzuweisen  hat,  unerschütterlich  zu  ihrem  Rechte  und  zu 
ihrer  Pflicht  stehen  soll:  eben  so  unläugbar  kann  das  Wohl  des  Ganzen  nur 
durch  ein  regelmässiges  Zusammengehen  der  Regierung  und  der  Volks- 
vertretung erreicht  werden.  Dieses  übereinstimmende  Wirken  kann  nun 
aber  sehr  erleichtert  oder  sehr  erschwert  werden-,  duixh  das  persönliche 
Benehmen  des  Präsidenten.  Er  mag  durch  schroffes  Auftreten  und  durcji 
Verweigerung  billiger  Wünsche  die  Regierung  zurückstossen  und  ihr  feind- 
seelige  Gesinnungen  auch  gegen  die  Versammlung  selbst  einflössen;  er  hat 
es  in  seiner  Hand,  Verzögerungen  oder  Beeilungen  von  Geschäften  zu  veran- 
lassen, welche  der  Regienmg  schädlich  oder  wenigstens  unangenehm  sind;  es 
ist  möglic}i,  dass  er  die  in  den  Sitzungen  anwesenden  Minister  nicht  schützt 
gegen  ordnungswidriges  Betragen  eines  Mitgliedes:  während  er,  ohne  alle 
Vergebung  einer  Pflicht,  durch  wohlwollendes  Entgegenkommen  Einfluss  auch 
in  den  Regierungskreisen  erlangen  und  diesen  zu  Nutzen  der  Kammer 
verwenden,  das  Ministerium  rechtzeitig  auf  die  Folgen  falscher  Schritte, 
welche  es  zu- begehen  im  Begriff"  ist,  aufmerksam  machen,  durch  Vermittlung 
nach  beiden  Seiten  hin  Sti*eitigkeiten  beilegen,  unzulässige  Forderungen 
beseitigen  kanp.    Mit  Einem  Worte ,  es  ist  von  allgemeinem  Interesse ,  dass 

I)  Mit  vollem  Rechte  macht  Mittermaidr  iu  deu  aoget  Art.  des  Staatslexikon«  9x^  (Uei0 
Vertraaensstellun^  des  Präsideoten  auftnerfcsam. 
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der  Präsident  nicht  übelwollend,  ungesittet  und  verletzend  gegen  4}e 

rang  auftrete.  •...*.-.' 

Aus  der  erforderlichen  gleichmässigen  'Beachtung  dieser  "beiden  Rtidt 
sichten  ergiebt  sich  denn  nun  unzweifelhaft  vor  Allem,  dass  eine- eiii,fftc,li!E 
firnennung  des  Y.orsitzenden  durch  das  Staatsöberfiau  jit  idiäit 
ab  zweckjnässig  erkannt  werden  ksum.  Wepn  auch  zügegeben  ist,'  jass  4k 
Regierung  e'bcp  so  viele  Gelegenheit  hat,  das  Vorhandensein  der  .«Eigen- 
schaften eines  guten  Präsidenten  untei  den*  MitgHedem.  däiTersaminliiiic 

■  "  *  "  •     ' 

ausfindig;  zu  machen,  als  diese  selbst;  und  w^nn  nicht  geläügnel; 'werden.^ 
däss  eine  üQtadelhafte  Geschäftsführung  in  deren  eigenem^  wohlvärstaifdeng 
Yortheile  liegt:  so' leuchtet  doch  ein,  dass  sie  bei  eiher  Kmenbuim /älfcl 
noch  andere  Ilttcksichten  nehmen  kann',  ia  beinalie  nahmen  muss.  Sie  lüri 
natürlich  vor  Aliens  auf  einen  ihr  ganz  sicheren  Maiin. sehen;  niöglicberw^isi 
hat  sie  frühere  Verdienste  in  dieser  oder  in  einer' andern  Stellung  iii1>ehld[- 
sichtigen;  es  können  Forderungen  von  Prinzen  des  Hauses  odeif.  von  be- 
stimmten  Klassen  der  Mitglieder  gemacht  weHrden.    Diess  Alles  kaim  zu 

•  -  *   ■  •  -  '  ■ 

Ernennung  eines  unfähigen  oder  wenigstens  eines^  unbeliebten  Präsidentei 
führen.  Jeden  Falles  hat  die  Versammlung  bei  einem  ihr  gegebenen  Vor 
sUnd?  nicht  das  Gefühl,  ihrer  eigenen  Wahl  Ehre  machen  und -dem  von  Qu 
Bestimmten  sein  An^t  möglichst  erleichtern  zu  müssen.  Selbst  w^in^  dei 
von  der  Regierung  ernannte  Präsident  der  Versammlung  persönlich  zuwidei 
ist,  hat  er  doch  nicht  die  richtige  Stellung  zu  ihr.  Und  viel  schlimmer  isl 
es  natürlich,  wenn,  was  ja  auch  vorkommen  ki^mij  die-Ememiang  im  edl 
schiedenen  Widersprüche  mit  der  Richtung  der  Mehrheit  ist  uiid  voq  ihr'iilf 
die  Zuschleuderung  eines  JPehd^andschuhs  betrachtet  wird.  -E»  kommt  abei 
noch  dazu,.daß8  in  der  «Thalr  der  Einfluss  des  Vorsitzenden. auf  die  Geschäfts- 
behandiung  ein  sächCdh  fühlbarer  ist,  und  dass  also  seine  Persönlichkeii 
wirUich  eine  mehr  oder  weniger  bedeutende  Beeinträchtigung  der  refräsen« 
tativen  Einrichtung  erzeugen  kann;  ein  Zustand,  welcher  unter. kein)»  Um- 
ständen  als  ein  Wünschenswerther  erscheint.  '  '     v 

■  ■  ■  " 

•  •  *      ■ 

Es  ergiebt  sich  wohl  aber  auch  aus  den  oben  vorgetragenen  fdlgemeiaei 
Erwägungen,  dass  dasaäderc^  Extrem,  nämMch  die  ganz'selbstQtifandige  & 
neünung  des  Präsidenten  durch  die  betreffenden  Kammern, -manchei 
BedeiMches  hat.  Es  bestefat-oft  wenigstens  die  Möglichkeit,  dass  ei^  auf  dies« 
Weise  Ernannter  der  Regierung  persöi)lich  höchst  unangenehm  ist,  'nnd  dto 
unter  solcher  Abneigung  die  allgemeinen  Angelegenheiten  leiden.  Aach  maehi 
es  alsdann  im  Ergebnisse  keinen  Unterschied,  ob  zu  einer  solchen  :0e8innin| 
gegen  den  Vorsitzenden  der  Stände  eine  genügender  Grund  besteht,  oder  ol 
nur  übertriebene  Empfindlichkeit  and  falsche  Aufbssung  der  eigenen  StelldiM 
die  Schuld  triCgt  Die  Frage  ist  nur,  ob  der,  an  sich  wohl  tmbestrfekbarR 
Anspruch  der  Repräsentanten  dem  ihnen  selbst  am  tauglichsten  Erscheinenden 


iMe  Gesehäftflordnuugen  der  Ständeversammlungeü.  289 

die  Leituog  ihrer  Qeßchäfte  zu  übertragen,  und  ob  die  aus  der  Zufriedenheit 
mit  dem  Manne  ihrer  Wahl  sich  für  die  Vwsammlung  ergebenden  Vortheile  • 
überwiegen  über  den  Nutzeb  eines  persönlich  leidlichen ,  also  auch  für  die 
Geschäfte*  nicht -störenden,  VefhäJtmSses  zwischen  der  Regierung  und  dem 
Prtsidenten?  Diese" Frage  ist  aber  wohl  erst  zu  beantworten,  wenn  auch  die 
Gründe  für  und  gegen  tiie  dritte  noch  übrige  Einrichtung,  also  für  eiae- 
Yerhiindüng  von  ständischer  Wahl  und  von  RegierungsejD- 
fluss  erörtert  sind. 

Eine  Verbindung  dieser  Art  ifet  auf  verschiedene  Weise  denkbar.  Ent- 
weder kann  die  Regierung  der  betrefifenden  Kammer  eine  Anzahl  von  Männern 
aus  deren  Mitte *benennen,  aus  welchen  jsie  dann  den  ihr  Genehmsten  zu  wählen 
hat. .  Oder  ibag  umgekehrt  did  Kammer  der  Regierung  mehrere  Candidaten 
vorschlagen,  aus  welchen  letztere  den  .Präsidenten  ernennt.  Endlich  ist 
möglich ,  dass  die  Eegierung  ^war  der  Kammer  die  Wahl  überlässt ,  allein 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  von  der  üebertragung  ausSchliessen 
darf.  —  Von  diesen  verschiedenen  Einrichtungen  ist  nur  (fie  zweitgenannte 
wü-klict  in  üebung,  und  zwar^  so  weit  von  der  Beseitigung  dci*  beiden  andern 
die  Rede  ist,  wohl  mit. vollem  Rechte.  Pas  Recht  der  Regierung,  eine  An- 
zahl von  Mitgliedern  förmlich  Von  *  der.  Wahl  auszuschliessen ,  wäre  sehr 
gehässig  und  toüsste  ihr  bittere  Feindschaften  gerade  uQter  den  bedeutend- 
sten Mitgliedern  der  Versammlung  zuziehen ;  auch  könnte  es,  wenn  gehöriger 
Spielraum  gegeben  wäre,  in  der  That  schwer  missbiraücht  werden  zur  Besei- 
tigung aller  der  zur  Besorgung  des  schwierigen  Amts  wirklich  Tauglichen. 
Ein  voö  äer  Regierung  an  die  Kammer  gerichteter  Vorschl|ig  mehrerer  Can- 
didaten aber  würde  die  Gefahr  bringen ,  dass  ein  der  Mehrheit  der  Kammer 
wirklich  nicht  passend  erscheinender  Candidat  dennoch  gewählt  werden 
müsste  wegen  der  hoch  entschiedenem  ünbrauchbarkeit  der  übrigen  Ge- 
nannten. Es  könnte  hier  förmlicher  Hohn  mit  der  Volksvertretung  getrieben 
und  ihr  eine  nicht  abreissende  Reihe  von  •  Schwierigkeiten  und  widrigen  Auf- 
tritten  bereitet  werden.  Dagegen  liegen  mehrere  triftige  Gründe  vor  zu 
Gunsten  einer  Wahl  der  Regierung  •  aus '  mehreren  von  der  Versammlung 
gewählten '  Candidaten.  Einer  Seits  nämlich  bleibt  der  Versammlung  die 
hiitiative  uüd  die  hauptsächlichste  Thfttigkeit;  auch'  schlägt  sie  natürlich 
Niemand  vor,  welcher  ihr  untauglich  erschiene  oder  gegen  den  sie  aus  andern 
Gründen  eingenommen  wäre.  Wer  inuner  ernannt  wird,  ist  der  Mamr  ihres 
Vertrauens,  wenn  auch  vielleicht  ^nicht  in  erster  Linie.  Auf  der  andern 
Seite  kömmt ^der  Regierung  ein  Ehrenrecht  zu,  welches  sie  auch  mit  einer 
etwas  harten  Nothwendigteit  auszusöhnen  geeignet  ist;  und  sie  hat  denVor- 
theil,  wenigstens  die  ihr  vor  Allen  widrigsten  Mitglieder  «vom  Vorsitze  ferne 
zu  faaiteü.  Es* begreift  sich  daher  leipht,  dass,  wenn  einmal  eine  Verbin- 
dung vöq  Regierung?-  und  Stände-Recht  stattfinden  soll,  diese  letztere  Ein- 

T,  Mobi,  'Staatsrecht.    Bd.  I.  19 
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richtang  vorgezogen  wii'd.  Alleiu  damit  ist  allerdings  noch  nicht  entschieden, 
ob  überhaupt  ein  solcher  Compromiss  die  beste  aUer  Besetznngsarten  ist. 
Immerhin  ist  ja  möglich,  dass  den  Vortheilen  auch  Nachtheile  gegenfiber 
stehen  und  dass  jene  zu  theuer  erkauft  werden.  —  Hier  Iftsst  sich  denn 
nicht  läugnen,  dass  gar  wohl  der  von  der  Regierung  Ausgewählte  die  noth- 
wendigen  Präsidialeigeuschaflen  in  weit  geringerem  Grade  besitzen  kann,  als 
einer  der  Beseitigten,  und  dass  Derjenige,  zu  welchem  die  Kammer  vor- 
zugsweise, vielleicht  eigentlich  ausschliesslich,  Zutrauen  besitzt,  von  der 
Leitung  der  Geschäfte  ausgeschlossen  bleibt.  Es  ist  feiner  nicht  undenkbar, 
dass  die  Besorgniss,  bei  einer  einstigen  Wahl  zum  Vorsitzenden  von  der 
BegieruDg  zurückgewiesen  zu  werden,  auf  die  Festigkeit  und  Folgerichtigkeit 
eines  ehrgeitzigen  oder  eitlen  Mannes  einen  nachthätigen  Einfiuss  ausübt 
Endlich  darf  es  immerhin  wenigstens  in  einigen  Betracht  gezogen  werden, 
dass  es  unzweifelhaft  mehr  im  Gedanken  des  repräsentativen  Systemes  liegt, 
wenn  die  Versammlung  in  ihcer  ganzen  Erscheinung  der  Ausdruck  der  von 
ihr  vertretenen  Theile  des  Volkes  ist,  als  wenn  die  Regierung  ihre  Vorliebe 
und  ihre  Absichten  dabei  aussprechen  kann.  Bedenkt  man  auch  noch,  dass 
die  Regierung  durch  ihr  Ernennungsrecht  nur  einen  kleinen  Vortheil  er- 
reicht, indem  die  von  der  Kammer  Gewählten  im  Wesentlichen  wenigstens 
derselben  politischen  Richtung  angehören  werden,  wie  dieselbe  der  entscheiden- 
den Mehrheit  entspricht ,  und  dass  somit  für  sie ,  so  weit  von  Geschäften  die 
Rede  ist,  durch  ihre  Begünstigung  kein  grosser  Unterschied  erlangt  wird: 
so  erscheint  es  schliesslich  kaum  als  zweifelhaft,  dass  auch  die  vergleichnngs- 
weise  beste  Verbindung  von  Kammerwahl  und  Regierungsemennung'  keinen 
Beifall  verdient. 

Unter  diesen  Umständen  ist  dann  wohl  das  Ergebniss,  dass  —  trotz 
nicht  in  Abrede  zu  stellender  Bedenken  —  die  Ueberlassung  der  Prä- 
sidentenwahl an  die  betreffenden  Kammern  als  die  den  Verhältnissen  am 
meisten  entsprechende  Maassregel  erscheint.  Dass  sie  das  Zuträglichste 
ist  für  den  gcsammten  inneren  Geschäftsbetrieb  der  ständischen  Versamm- 
lungen, somit  für  die  Hauptsache,  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden. 
Die  aus  einem  entschiedenen  Widerwillen  der  Regierung  gegen  einen  Präsi- 
denten möglicherweise  hervorgehenden  Unzukömmlichkeiten  aber  mag  die 
wählende  Versammlung  durch  eine  tactvoUe  Ausübung  ihres  Wahlrechtes 
beseitigen.  Liegt  es  doch  in  ihrem  eigenen  Vortheile,  nicht  durch  Aeusser- 
lichkeiten  einem  gedeihlichen  Fortgange  ihrer  Aufgaben  in  den  Weg  zu 
treten.  Die  vielen  und  langen  Erfahrungen  jener  Kammern,  welchen  das 
unbeschränkte  und  ungeth eilte  Wahlrecht  zusteht,  beweisen  die  Möglichkeit 
einer  Verbindung  von  Klugheit  und  von  Berücksichtigung  des  eigenen  Rechtes 
und  Ansehens. 

Mit  Vorbedacht  sprocHen  wir  übrigens  dabei  von  den  Kammern;  d^nn 


Die  Gescliftftsordnungcu  der  StändeversanmiliisgiiL  291 

es  ist  in  der  That  kein  Grund  einzusehen,  wai*um  das  Recht,  durch  einen 
Mann  des  eigenen  Vertrauens  geleitet  zu  werden ,  und  warum  die  Vortheile 
eines  harmonischen  Zusammengehens  nur  der  Kammer  der  Abgeordneten 
zustehen  sollte,  nicht  aber  auch  der  ersten  Kammer,  sei  diese  nun  ein 
Senat,  oder  eine  Versammlung  von  Standesherren,  ein  Herrenhaus-,  oder  was 
immer  sonst.  Weder  der  Vorgang  von  England,  noch  der  des  Senates  in 
Nordamerika,  noch  endlieh  das  Beispiel  einzelner  deutscher  Staaten  kann 
hier  entscheiden.  In  allen  diesen  F&llen  sind  es  keine  rationellen  Gründe, 
sondern  theils  zufällige  Veranlassungen,  theils  blosse  Nachahmungen  ge- 
wesen, welche  die  Ernennung  der  Vorsitzenden  entzogen  haben.  Von 
einem  bedeutenden  politischen  Interesse  für  die  Regierung  ist  ohnedem 
gerade  hier  am  Wenigsten  die  Rede. 

Wie  aber  immer  der  Präsident  ernannt  sein  Inag;  so  ist  die  zweite 
Frage  za  beantworten:  auf  wie  lange  dieses  zu  geschehen  habe? 

Die  positiven  Einrichtungen  in  diesem  Punkte*  sind  auch  hier  wesentlich 
Terschieden.  —  In  einzelnen  grossen  Versammlungen  ist  es  schon  vorge- 
kommen,  tiass  die  Vorsitzenden  hur  immer  je  auf  kürzere  Zeit  ernannt 
wurden ,  z.  6.  auf  eine  Woche ,  auf  einen  Monat  So  in  der  verfassung- 
gebenden französischen  Versammlung,  im  Nationalconvente ,  im  Frankfurter 
Parlamente.  In  andern  Staaten  wurde  und  wird  der  Präsident  Je  auf  die 
Daoer  eines  Landtages  gewählt  oder  ernannt,  so  namentlich  in  Frankreich 
seit  dem  Jahre  1815,  in  Belgien,  Preussen,  Bayern  und  Baden,  im  Reprä- 
sentantenhaose  des  Gongresses  der  Vereinigten  Staaten.  Endlich  bestehen 
auch  viel  längere  Emennnngsperioden.  In  England  wird  der  Sprecher 
auf  eine  Wahlperiode  des  Unterhauses,  gesetzlich  aUo  auf  sieben  Jahre,  ge- 
wählt; in  Württemberg  werden  die  Präsidenten  beider  Kammern  auf  sechs 
Jahre  bestimmt;  den  Senat  der  V.  St.  leitet  der  Vicepräsident  der  Union 
während  vier  Jahren  u.  s.  w. 

Von  diesen  verschiedenen  Einrichtungen  verdient  wohl  die  zuerst  ge- 
nannte am  wenigsten'  eine  Empfehlung.  Zur  geschichtlichen  Merkwürdigkeit 
gewordene  Beispiele  *der  Unzuträglichkeit  so  kurzer  Vorsitze  scheinen  zwar 
luch^  zu  bestehen;  es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache,  dass  eine 
regelmässige  Geschäftsführung  leichter  von  einem  stehenden  Präsidenten  zu 
erwarten  ist  Entweder  ist  die  häufig  erneuerte  Wahl  nur  ein  leerer 
Schein,  und  es  wird  Derselbe  fbrt  und  fort  wieder  gewählt;  dann  mag  man 
füglich  der-  Versammlung  den  unnöthigen  Zeitverlust  ersparen.  Oder 
aber  es  tritt  in  der  That  gewöhnlich  ein  Wechsel  der  Person  ein ;  dann 
ist  theils  auf  eine  beständig  gute  Versehung  des  schwierigen  Amtes  kaum 
zu  zählen,  theils  sind  manchfache  Verwirrungen  in  den  Greschäften  schwer 
vetmeidlich  >).  Höchstens  mag  man  sich  also  zu  der  Einrichtung  verstehen, 


I)  Der  VerfiMMr  bt  keioMweg«  mit  sich  selt»8t  Im  WlderapQiche,  weiui  or  sich  hier  gegen 
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dass  nicht  gleich  die  erste  Wahl  nach  ErOffnong  der 
bleibende  sei,  sondern  erst  nach  Ablauf  einiger  Zeit,  «eoa  dk  Eige«- 
Bchaften  des  Vorsitzenden  eine  Probe  bestanden  haben  und  •bcrdiess  die 
Yersajnmlang  selbst  sich  und  den  Stand  der  Parteien  sowie  der  Gcs^Ae 
naher  kennen  gelernt  hat,  —  etwa  also  nach  Tier  Wochen,  —  die  daaemde 
Ernennung  erfolge,  (wie  diess  jetzt  in  Preussen  geschieht.) 

Was  aber  die  Yortheile  oder  Xachtheile  einer  Wahl  je  auf- 
Dauer  eines  Landtags  und  einer  solchen  auf  die  Dauer 
Wahlperiode  betrifft,  so  mögen  sich  dieselben  unge&hr  die  Wage  ludtei. 
Die  erstere  Art  gestattet  die  frühere  Verbesserung  eines  Missgriffes,  sowie 
die  Berflcksichtigung  einer  später  eintretenden  Yeränderung  in  den  Partd- 
stcllungeu  und  politischen  Richtungen  der  Kammer;  die  andere  gewählt 
längere  Ccbung  und  also  grössere  Sicherheit  im  Amte,  aoch  eine  stärkere 
Stellung  des  Präsidenten  gegenüber  voi^  der  Versammlung.  Von  grossem 
Belange  ist  es  somit  in  keinem  Falle,  ob  die  eine  oder  die  andere  Be- 
stimmung gewählt  wird;  und  nur  desshalb  möchte  schliesslich  die  Wahl 
bloss  fttr  Einen  Landtag  dep  Vorzug  verdienen,  weil  eine  langjährige  Inne- 
habung  des  Prä^sideutcnstuhles  eine  Stellung  in  und  ausserhalb  der  Kammer 
gibt,  welche  eine  endlich  doch  nothwendig  werdende  Yerftndening  in 
Vorsitze  als  eine  Verlegenheit  erscheinen  lässt.  Die  Schicklichkeit,  um  nicht 
zu  sagen  die  Nothwendigkeit ,  einer  Berücksichtigung  langjähriger  Vor- 
sitzender ist  in  England  so  sehr  gefühlt,  dass  ein.  Sprecher  des  Unterhauses 
gewönlich  zum  Puir  ernannt  wird ,  wenn  er  seine  Stelle  nicht  länger  be- 
kleiden kann  oder  will.  In  andern  Staaten  ist  nun  ein  solches  Anskunfts- 
miltel  nicht  wohl  zu  ergreifen;  es  ist  daher  besser,  die  Einrichtmig  zo 
treffen ,  dass  man  desselben  gar  nicht  bedarf. 

2.   Abtheilung  der  Kammern  in  Sectionen. 

Eine  vcrhältnissmässig  ganz  neue  Einrichtung  in  repräsentativen  Ver- 
sammlungen ibt  die  nicht  ganz  selten  beliebte  Eiutheilung  der  Kanunem  in 
cino  Anzahl  von  Sectionen,  deren  jeder  eine  möglichst  gleiche  Anzahl 
von  Mitglieddvn  zugethcilt  ist.    Weder  im  englischen  Parliamente,  nOch  in 

• 

irgend  einer  nordanK^rikanischen  Versammlung  kennt  man  die  Sache;  ebenso 
war  in  den  grossen  französischen  Versammlungen  während  der  Revolution 
keine  Abtheilung  dieser  Art,  und  auch  in  der  Mehrzahl  der  deutschen 
Ständevcrsaninilungen  ist  die  Einrichtung  nicht  bekannt.  Sie  ist  zuerst  in 
Frankreich  während  der  Kcjstauratiou  augeordnet  worden,  und  besteht  non 


einen  Je  in  kurzen  Z6iträumen  urechselnden  Vorsitz  erklärt,  einen  solchen  aber  s.  Z.  Ar  die 
frankftirter  Vür»animlung  in  Antra«:  gebracht  hat  (Vorsclüäjro  su  e. .  GeeohiftB-Ordnnac, 
B.  u  ig.)  Leutrui  ge'ichuh,  unter  näherer  AuafUhrung,  nur  fUr  .den  heeöndeni  FaU  and  au 
•Igenthiaulichtiu  deuuiülbeu  angehörigeu  Urilndeo. 


Die  Geschäftsordnungen  der  Ständer ersammlnngen.  29 S 

aach  in  Preussen,   Baden  und  Belgien  u.  s.  w. ,   und  war  im  Frankfurter 
Parlamente  in  Uebung. 

Der  ursprüngliche  Zweck  der  Einrichtung  war  ein  doppelter.  Einmal 
sollte  dadurch  den  Mitgliedern  Gelegenheit  gegeben  sein,  wichtigere  Fragen, 
namentlich  alle  Gesetzesentwürfe,  erst  in  kleineren  Kreisen  zu  besprechen. 
Zw€itens  waren'  die  Sectionen  dazu  bestimmt,  die  Mitglieder  der  Ausschüsse 
zu  wählen,  was  namentlich  .nach  erfolgter  Berathung  über  den  Gegenstand, 
also  nach  genommener  Einsicht  von  den  Meinungen  und  der  besondertt 
Befähigung  der  einzelnen  Mitglieder  der  Section,  zu  geschehen  hatte..  Zu 
dem  Ende  wurden  die  Sectionen  durch  das  Loos  gebildet  und  übercBess 
Ton  Zeit  ot  Zeit  erneuert,  damit  die  möglichste  Mischung  stattfinde.  Die 
Gründe'  aber,  wekhe  für  ein  solches  Verfahren  geltend  gemacht  werden 
können,  sind  nachstehende: 

Tor  Allem  glaubt  man,  dass  in  dem  engeren  Kreise  der  Section  auch 
die  nicht  mit  Redegabe  versehenen  und  daher  in  der  vollen  Versammlung 
regelmässig  stnnmicn  Mitglieder  sich  weniger  bedenken  werden  ihre  An- 
siebten  mitzutheilen.  Ungewandtheit  in  der  Rede  und  Schüchternheit  im 
öffentlichen  Auftreten  seien  keineswegs  Beweise  von  geringer  Begabung  und 
Tüöhtigkeit.  Vielmehr  seien  gar  nicht  selten  unter  Denen,  welche  der 
Redebohne  ferne  bleiben,  Männer  von  richtigem  ürtheile  und  genauer 
Sachkei^ntniss ,  deren  Meinungen  von  grossem  Gewichte  und  deren  Mitthei- 
lungen sehr  belehrend  sein*  könnten.  Die  einzige  Art  ihrer  Nutzbarmachung 
bestehe 'nun  aber  in  einer  Mittheilung  ihrer  Gedanken  an  splche  Genossen, 
welche  zum  Auftreten  als  Redner  geneigt  und  geeignet  seien. 

Zweitens  wird  vorausgesetzt,  dass  schon  durch  die. Besprechung  in  den 
Sectionen  mancher  verkehrte  Gedanke,  manche  falsche  Auffassung  für  immer 
beseitigt  werde.  Theils  lasse  sich  der  Irregehende  eines  Bessern  belehren; 
theils  werde  ihm  wenigstens  der  allgemeine  Widerspruch  gegen  seine  Auf- 
fassung deutlich,  und  er  verzichte  daher  auf  die  Geltendmachung  in  der 
vollen  Versammlung.  Kurz,  man  hofft,  dass  die  Sectionen  in  der  Art  eines 
Siebes  ¥^ken,  und  dass  in  ihnen  die  gröbsten  Irrthümer  und  die  sonder- 
barsten Meinungen  bereit3  liegen  bleiben. 

Femer  gibt  man  sich  wohl  der  Hoffnung  hin ,  dass  *  es  manchem  Mit- 
glieds nur  überhaupt  darum  zu  thun  sei;  irgend  einmal  seine  Weisheit  an 
den  Mann  zu  bringen,  und  dass  ihm  hierzu  auch  schon  eine  kleinere  Ver- 
sammlung genüge.  Dadurch  werde  denn  aber  der  vollen  Versammlung  viel 
nutzloses  Gerede  erspart  und  somit  entweder  ihre  Berathung  abgekürzt 
oder  wenigstens  Solchen,  welche  wirklich  etwas  Bedeutendes  zu  sagen  haben, 
Raum  verschafft. 

Endlich  ist  man  der  Ansicht,  dass  in  den  Sectionen  zweckmässigere 
Wahlen  für  die  Vorbereitungsausschüsse  der  Kammern*  zu  Stande  kommen 
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w*rfi*s.  i>  in  i^r  v'-^II^n  Vi^r^iinr^lTii?  «€!L«t.  Die«?  aljer  wieder  ans  zwei 
Gr^M-irn.  Zi:iui:b*t  IT*::!  r::h  'ü-  Wihlenden  durch  die  Terbindhingeii  bi 
dftr  S*H.t:o!i  ar.d  ^r.«^rhai^t  dirch  die  genaocrp  pendniiche  Kemtniss,  welche 
da.«  Za^^ammrO-Tf  in  im  Urineren  Kreise  gewähre .  mk  grösserer  Sicheriieit 
Aber  die  Befähigung  and  Aber  die  Rlohtnng  de«  zu  Emeimenden  entscheiden 
kfionen.  E^  «ei  nH!)glich.  hi^r  ein  f5rmlich€«  GlaabensbekenntDiss  tot  der 
Wahl  za  erlangen,  wihrend  man  in  der  vollen  Versammlong  im  Blinden 
tBffe.  So«Linn  ab»}r.  weil  durch  Wihl  mittelst  d^r  Sectionen  auch  Vertreter 
HkApT  Ansichten  in  die  Aa^?cLü-•re  gelangen  können,  welche  zwar  in  der 
vollen  Vfrsammlung  einer  3Iinderheit  angi'hören.  und  somit  auf  eine  Wahl 
durch  die  ent rcheidende  M'hrheit  nicht  rechnen  kOnnen.  aber  doch  TieHeicht 
in  einzelnen  Sectionen  die  Oberhand  haben.  Die  Berttcksichtignng  ihrer 
Meinung  schon  bei  der  Vorbenithong  sei  aber  ein  Yortheil.  flterdiess  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit  M. 

Die  Erfahrung  hat  jedoch  gezeigt.  —  und  reiflicheres  Nachdenken  hätte 
gleich  von  An&ng  darauf  fthren  können.  —  dass  dies«^  vermeintlichen  Yor- 
theile  nur  in  geringem  Grade  wenn  flberhaopt  bestehen,  und  daas  man 
durch  die  Eintheilung  einer  repräsentativen  Yersammlnng  in  Secti(»ien  an- 
statt Zeitgewinne«  eher  einen  Zeitverlust  oder  nur  eine  leere  Form  ver- 
anlasst. 

Die  Yorberathungen  in  den  Sectionen  sind  nämlich  in  der  That  von 
geringer  Bedentang:  und  zwar  wirken  hierzu  verschiedene  Ursachen  zu- 
sammen.  —  Yorerst  ist  nichts  an  gewisser,  als  dass  die  verschiedenen  mög* 
liehen  Ansichten  Aber  einen  vorliegenden  Gegenstand  anch  wirklich  in  allen 
Sectionen  vertreten  sind.  Der  Zufall  treibt  oft  ein  gar  wnnderliehes  Spiel. 
Eine  allseitige  Vorbereitung  ftlr  die  Berathnng  in  der  vollen  YersBaanlnng 
ist  also  schon  aus  diesem  Grunde  keineswegs  nothwendig  vorhanden.  — 
Sodann  ist  es  eine  Täuschung,  wenn  man  hofft,  durch  die  Widerle^ng  in 
einer  Section  der  Kammer  selbst  das  Vorbringen  tmbegrftndeter  Meinungen  za 
ersparen.  Nicht  nur  können  die  Mitglieder,  deren  Anschanungen  in  der 
Section  keinen  Beifeill  gefunden  haben,  der  Ucberzeugung  sein,  dass  sie  in 
der  vollen  Versammlung  bessere-?  GlQek  haben  werden,  dann  aber  natflrlich 
sich  v<m  dem  Vorhaben  nicht  abhalten  lassen:  sondern  es  kann  sich  auch 
begeben,  dass  eine  Meinung  zwar  in  einer  bestinunten  Section  anf  keinen 
Widerspruch  stösst,  dagegen  in  der  Versammlang  selbst  in  grosser  Minder- 
heit ist.  Anch  in  diesem  Falle  wird  sie  natürlich  der  Kammer  nicht  erspart, 
sondern  vielleicht  sogar  mit  um  so  grösserer  Zuversicht  vorgetragen.  — 
Femer  kann  Oberhaupt  eine  in  Bruchstöcke  zersplitterte  Vorberathnng  kaum 
den  richtigen  Erfolg  einer  Abklärung  der  Fragen   upd  eine  Verein&chnng 

1)  Vgl.  Über  diese  angebUchen  VortheUe  der  AbtheUimgeo  Mittermaler,  ia  Welokar's 
^         Bd.  V,  a.  64»  fjr. 
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der  StreitpnDkte  haben ,  weil  die  einzelnen  Sectionen  nicht  wissen ,  was  in 
den  andern  vorgeht  und  etwa  beschlossen  wird.  Es  bleibt  also  ein  weites 
Aaseinandergehen  immerhin  möglich;  ja  es  kann  sogar  eine  Verständigung 
dadurch  bedeutend  erschwert  werden,  dass  die  einzelnen  Sectionen  ihre  Mit- 
glieder für  den  Ansschass  in  verschiedenem  Sinne  wählen,  diese  nun  aber, 
wo  nicht  rechtlich  so  doch  moralisch  gebunden  zu  sein  glauben.  —  Endlich 
und  hauptsächlich  aber  ist  es  eine  wirklich  naive  Voraussetzung,  zu  glauben, 
dijtss  die  Mitglieder  ihre  Ansichten ,   ilire  einzelnen  Gründe  und  die  Art  Qilft' . 

r 

Weise,  wie  sie  die  Gegner  zu  widerlegen  gedenken,  in  den  Sectionsversamm^" 
longen  mittheilen  werden.  Die  Folge  einer  solchen  Offenherzigkeit  könnte 
nämlich  gar  leicht  die  sein,  dass  ihnen  Aridere  die  besten  Gedanken  ab- 
lauschten und  sie,  wo  möglich  vor  ihnen,  in  der  Versammlung  als  ihre  eigenen 
Tortrftgen,  dadurch  aber  die  ursprünglichen  Eigentbümer  in  den  Nachtheil 
entweder  einer  Wiederholung  bereits  vorgebrachten  Stoffes  öder  einer  Ver- 
stfimmeiung  der  Rede  und  Beweisführung  brächten.  Jeden  Falles  würden 
die  Gegner  zum  Voraus  mit  dem  Angriffsplanc  bekannt  gemacht  und  könnten 
sich  also  gegen  denselben  vorbereiten.  Weder  der  Eitelkeit,  noch  dem  Eifer 
für  die  Sache  kann  mit  solchen  Folgen  gedient  sein ,  und  das  Ergebniss  ist 
daher  erfahrungsgemäss ,  dass  gerade  die  bedeutendsten  Mitglieder  aller 
Parteien  nur  einen  äusserlichen  Anthdl  an  den  Verhandlungen  in  den  Sectionen 
nehmen  und  ihre  ganze  Kraft  für  die  Berathungen  in  der  vollen  Versanmilung 
aufsparen.  Damit  sinkt  denn  aber  vollends  die  Bedeutung  der  Sectionen  als 
Anstalt  zur  vorläufigen  Verständigung  und  zur  Abkürzung  der  Geschäfte  auf 
Null  herunter  und  sie  werden  entweder  zum  wesenlosen  Scheine  oder  zu  einer 
zdtraabenden  Arena  für  untergeordnete  und  nicht  entscheidende  Eiäfte. 

Nicht  zu  «läugnen  ist  dagegen,  dass  die  Vornahme  von  Wahlen 
mittelst  der  Sectionen  ihre  guten  Seiten  hat,  wie  diess  in  dem  nächsten, 
diesem  Gegenstande  gewidmeten,  Abschnitte  näher  besprochen  werden  soll 
Diese  Wahlart  ist  zwar  wohl  nicht  die  unbedingt  vorzüglichste,  allein  in 
vielen  Fällen  sie  wenigstens  die  vergleichungsweise  beste;  und  in  so  ferne, 
also  nnr  bedingungsweise  und  nur  zu  diesem  Zwecke,  mag  die  Abtheilnng 
der  vollen  Versammlung  in  Sectionen  Billigung  finden  i). 

Wie  dem  aber  immer  sein  mag,  jedenfalls  lehrt  die  Erfahrung,  dass 
die  Abtheilung  in  Sectiohen  keineswegs  die  Bildung  von  Clubs  nach  der 
Verwandtschaft   der  politischen  Meinungen   der  Mitglieder  verhindert;   im 


1)  Nor  som  Zwecke  der  Wahlen  hat  daher  aoch  der  Verfosser  seiner  Zeit  die  Bildnngr  tob 
ItefteliB  Abthetlnngen  lUr  das  Frankfurter  Parlament  empfohlen.  B.  „Vorschläge"*  8.  Sl  f^. 
Die  Er&hrtmg  hat  dann  auch  bald  gezeigt,  dass  alle  Versuche,  sie  auch  noch  zu  andern  Zwecken, 
iiament}ic)|  zor  Vorberathong  wichtiger  Fragen  zu  benützen,  ganz  vergeblich  waren.  Auch 
in  Pmakreich  worden  die  Sectionen,  Vornahme  von  Wahlen  abgerechnet,  lediglich  als  Formsache 
b^andeU.  Nor  sehr  unerfahrene  Mitgliedur  nahmen  sie  für  Ernst  und  suchten  sich  in  den- 
ien>eD  geltend  za  machen. 
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Gegentheile  nehmen  diese  thatsächlich  die  Stellung  ein,  welche  man  dorch 
die  Sectionen  erreichen  \Tollte.  Hier  werden  denn  in  der  That  Yorberathnngen 
gepflogen,  einzuhaltende  Schritte  festgesetzt,  die  Rollen  vertheilt,  selbst  wohl, 
wenn  dazu  Zeit  gelassen  ist,  Wahlen  verabredet,  u.  s.  w.  Ob  diese  «ansser- 
•  amtliche  Organisation  der  neueren  Ständeversammlungen  nicht  auch  be- 
merkenswerthe  Nachtheile  hat,  ist  eine  hier  nicht  weiter  zu  erörternde 
Frage ;  jedenfalls  ist  ilire  allgemeine  Verbreitung  ein  Beweis,  dass  sie  einem 
Bedürfiaisse  entsprechen,  welches  die  Sectionen  nicht  befriedigen  *). 


•  * 


3.    Die  Wahl  von  Ausschüssen. 

Jede  grössere  Versammlung  bedarf,  und  zwar  zu  verschiedenen  Zwecken, 
kleinerer  Ausschüsse  aus  ihrer  Mitte.  Namentlich  fallen  zwei  Verwen- 
dungen in  die  Augen.  Einmal  kann  die  Versanunlung  gegen  Aussen  auf 
diese  Weise  vertreten  werden,  indem  es  nicht  selten  unmöglich  ist,  dass 
sie  in  ganzer  Zajil  selbst  erscheint.  So  z.  B.  zu  Cäremonialzwecken ,  etwa 
üebergabe  von  Adressen,  Glückwünschen  und  dergleichen;  aber  auch  zu 
Geschäften,  unter  anderen  zum  Verkehre  der  Kammern  unter  sich,  zu  einer 
Besprechung  mit  Regierungsorganen,  u.  s.  w.  Zweitens  und  hauptsächlich 
aber  dienen  Ausschüsse  zur  Vorbereitung  der  Berathungen  in  der ,  vollen 
Versammlung.  Je  zahlreicher  eine  Versammlung  ist,  desto  wünschensweither 
ist  es,  dass  sie  nur  in  wohl  überlegter  Weise  und  nach  bestimmt  formolirten 
Anträgen  vorgehe.  Es  liegt  sonst  die  Gefahr  vor ,  dass  sich  die  Verhand- 
lungen auf  unlösbare  Weise  verwickeln ;  dass  unüberlegte  Beschlüsse  gefiBtsst 
werden,  deren  Aufrechterhaltung  oder  Zurücknahme  gleich  unzuträglich,  viel- 
leicht unmöglich  sein  kann;  dass  die  Versammlung  sich  Oberraschen  lässt 
durch  angebliche  Thatsachen,  welche  sich  bei  näherer  Prüfung  als  unrichtig 
erwiesen  hätten,  oder  durch  schädliche  und  hinterlistige  Anträge.  Jeden 
Falles  wäre  ein  grosser  Zeitverlust  die  unvermeidliche  Folge  unvorbereiteten 
Eintretens  in  eine  grössere  und  verwickelte  Aufgabe,  wie  z.  B.  in  die  Be- 
rathung  eines  ausgedehnten  Gesetzesentwurfes,  und  würde  Folgerichtigkeit 
in  einer  längeren  Reihe  von  Beschlüssen  und  klare  Auffassung  derselben 
schwer  zu  erreichen  sein.  Die  Vorbereitung  kann  nun  aber  weder  der 
zufälligen  Thätigkeit  Einzelner,  noch  aber  dem  Vorsitzenden  *  allein  über- 
lassen bleiben.  -Ersteres  nicht,  weil  es  bald  an  solcher  freiwilligen  Thätig- 
keit fehlen,  bald  dieselbe  in  überreichem  Maasse  eintreten  und  dann  sogar 
selbst  Verwirrung  erzeugen  würde.  Das  andere  nicht,  weil  dadurch  eine 
ganz  ungebührliche  Gewalt  in  die  Hände  Eines  Mitgliedes  käme,  welches 
überdiess    unmöglich    die    zur    genügenden    Vorbereitung   jeder    Art    von 


1)  Eine  «ehr  klare  Einsicht  in  das  Wesen  und  Treiben  solcher  Glalw' Innerhalb  einer 
berathenden  Versammlung:  grewÄhrt:  Biedermann,  Erinnerungen  ans  der  Paolskirche. 
Leiptig.,  1849. 
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Geschfiften  nothwendig^n  Kenntnisse  haben  könnte.  Yiebnehr  mnss  einer 
bestimmten,  dazu  besonders  ausgeschiedenen  Anzahl  von  Mitgliedern  der  Auf- 
trag ertheilt  werden,  das  vorzunehmende  Geschäft  nach  allen  Seiten 
gemeinschaftlich  zu  bedenken  und  alsdanii  der  Versammlung  bestimmte  Vor- 
schlage  zu  dessen  Behandlung  zu  machen.'  Nattlrlich  haben  solche  Ausschüsse 
ihre  Anträge  nach  Mehrheit  der  Stimmen  festzustellen;  und  es  ist  billig 
und  zweckmässig,  dass  auch  Minderheiten  Gelegenheit  erhalten,  ihre  ab- 
weichenden Meinungen  vorzutragen.  —  Die  Ausschüsse  können  übrigens  wieder 
Terschiedener  Art  sein.  Einmal  verschieden  hinsichtlich  des  Auftrages; 
nämlich  entweder  stehende  Ausschüsse,  welche  ftlr  die  Dauer  eines  ganzen 
Landtages  gewählt  sind,  und  welchen  sämmtliche  Geschäfte  einer  bestimmten 
Art  zur  Yorberieitung  zugeschieden  werden;  oder  aber  besonders  gewählte 
(select  conmiittees),  bestimmt  nur  zur  Bearbeitung  einer  bestimmten  einzehien 
Angelegenheit.  Sodann  -  verschieden  in  Betreff  der  Theilhaber ,  indem  ent- 
weder die  Zahl  derselben  genau  bestimmt  wird  und  alle  übrigen  Mitglieder 
der  Versammlung  ausgeschlossen  bleiben ;  oder  zwar  eine  gewisse  Anzahl 
zunächst  die  Verpflichtung  hat  zu  erscheinen,  von  deh  sonstigen  Mitgliedern 
des  Hauses  aber  Jeder  nach  Belieben  sich  betheiligen  mag  (open  com- 
oittees),  wo  dann,  Je  nach  der  Geschäftsordnung  der  einzelnen  Versamm- 
lang,  diese  freiwillig  -Beigetretenen  bald  eine  Stimme  haben ,  bald  nur  still- 
schweigend zu.  ihrer  Belehrung  anwesend  sein  mögen  i). 

Je  wichtiger  nun  aber  die  Ausschüsse  fär  eine  Ständeversanunlung 
and,  desto  nothwendiger  ist  auch  eine  richtige  Bestellung  derselben,  das 
beisst  eine  solche,  welche  bei  deq  Mitgliedern  sowohl  Sachkenntniss  als 
Unparteilichkeit  erwarten  lässt.  Letztere  Forderung  ist  freilich  in  ver- 
ständiger Weise  aufzufiassen.  Unter  Unparteilichkeit  kann  bei  Mitgliedern 
einer  politischen  Versammlung  nicht  etwa  Gleichgültigkeit  gegen  den  Erfolg 
und  Mangel  an  einer  bestimmten  Richtung  verstanden  werden,  sondern  nur 
Geneigtheit,  die  Gründe  für  eine  gegentheiMge  Ansicht  nicht  zu  verschweigen, 
?ielmehr  dieselben  nach  ihrer  Bedeutung  zu  würdigen,  sowie  Bereitwilligkeit, 
[edes  wirkliche  Recht,  auf  welcher  Seite  es  liege  und  wem  immer  es  zu- 
stehe, anzuerkennen.  Hieran  darf  es  denn  nun  aber  nicht  fehlen,  wenn  der 
Zweck  einer  Vorbereitung  und  Vereinfachung  ■  der  Geschäfte  wirklich  erreicht, 


1)  Zn  den  Aanchfiisen  können  die  in  England  and  Nordamerika  bestehenden  sog.  nAot- 
ühAsse  dee  gansen  Hanses"  (committees  of  the  whole  hooae)  logischer  Welse  nieht  gerechnet 
vtcden,  da  sie  keine  kleinere  Zahl  von  HitgUedem,  sondern  die  ganze  Versammlnng  begreifen. 
Dtr  wunderliche  Name  bezeichnet  nur  eine  fireiere  Form  der  Verhandlnng,  bei  welcher  dasselbe 
Mitglied  nfthr  als  einmal  das  Wort  ergreifen  kann.  Da^s  da1>^  nicht  der  Präsident  der  Ver- 
Mmmlung,  sondern  ein  efgens  dasn  bestimmter  Vorstand  den  Voiisitz  führt,  nnd  dass  dieser 
log.  AoMehnas  dem  Scheine  nach  einen  Bericht  an  die  eigentliche  Versanunlang  erstattet,  ist 
tmr  eine  nlnisehe  Folge  der  einmal  aufgestellten  Annahme,  dass  man  es  mit  einem  Ausschasse 
ra  tlinn  habe.  ^  In  wie  Terne  diese  Areiere  Bewegnng  der  Beiprechung  an  sich  zwockmüsslg 
M  oder  nicht,  ist  eine  Frage  für  sich,  welche  hier  nicht  weiter  erörtert  werden  kann. 
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nod  nicht  vielmehr  dnrch  Verschwetgen  oder  Ungerechtigkeit  Streit  herr<v- 
gemfen  werden  soll  ^  Da  nun  einer  Seite  die  persönlichen  Geauurancei 
dar  einzelnen  Mitglieder  keineswegs  immer  genauer  bekannt  sind,  andenr 
Seits  anch  anf  die  Unbefangenheit  und  den  reinen  Willen  der  WAhleo^ 
nicht  unter  allen  Umständen  Verlass  zu  «nehmen  ist:  so  ist  es  jedioiUli 
rftthlich ,  bei  der  Zusammensetzung  der  Commissionen  nicht  blind  auf  dei 
Tact,  die  Einsicht  und  die  Ehrlichkeit  der  einzelnen  Mitglieder  n  ?a> 
trauen ,  sondern  eine  Einrichtung  s6  zu  treffen ,  welche  eine  allseitige  od 
unparteiliche  Würdigung  in  Aussicht  stellt. 

Es  sind  nun  aber  fünf  verschiedene  Möglichkeiten,  die  Aosschfisse  ciaor 
Ständeversammlung  zu  bilden:  durch  das  Leos;  durch  Wahl  ans  der  ToOa 
Versammlung  und  von  derselben;  durch  Wahl  mittelst  Abtheüungen  der 
Versammlung;  auf  Vorschlag  des  eine  Maassregel  beantragende  Mil;gliedei; 
endlich  durch  Ernennung  des  Vorsitzenden.  Jede  dieser  BesteUungsartoi 
hat  ihre  eigenthümlichen  Folgen,  über  welche  man  sich  klar  sein  imi, 
ehe  man  eine  schliessliche  Entscheidung  treffen  kann. 

Was  zunächst  die  Bestellung  durch  das  Loos  betrifft,  so  ist  allecdiiigi 
das  Verfahren  ein  sehr  einfaches  und  förderndes;  auch  leuchtet  ein,  dMi 
von  einer  vorbedachten  Zusammensetzung  im  ansschliessenden  Snne  EiMr 
bestimmten  Meinung  und  Absicht  nicht  die  Rede  sein  kann.  Deuock  iit 
an  eine  Bildung  von  Geschäftsausschüssen  durch  Loos  nicht  zq  denkSE 
Nicht  nur  wäre  bei  solcher  Bezeichnungsweisc  keine  Möglichkeit,  die  nadi 
Charakter  und  Kenntnissen  besonders  tauglichen  Mitglieder  vorzngswdfle  n 
bedenken,  und  es  könnte  sogar  durch  Spiel  des  Zufi&lles  eine  Commlfläoa 
geradezu  widersinnig  und  lächerlich  ausfallen ;  sondern  es  ist  überhaupt  dii 
völlige  Absichtlosigkeit  in  der  Personenbezeichnung  ein  zweischnddigli 
Schwert.  Keineswegs  undenkbar  ist  es  nämlich ,  dass  in  einem  durch  Low 
gelnldeten  Ausschusse  die  von  einer  überwiegenden  Mehrheit  der  Venana- 
Inng  getheilte  Ansicht  gar  nicht  oder  kaum  vertreten,  ist,  was  denn  weder 
unparteiisch  noch  fördernd  für  das  Geschäft  wäre.  —  Doch,  es  ist  woU 
überflüssig,  die  Unzuträglichkeit  einer  solchen  Bildung  der  Aosschftme  aü- 
führlich  zu  besprechen;  vielmehr  darf  als  zugegeben  angenommen  werdea, 
dass  nur  ganz  formelle  und  mit  der  Verschiedenheit  politisdier  Anddilai 
sowie  mit  besonderer  Tüchtigkeit  der  Mitglieder  in  gar  keindr  BeiiebiiBg 
stehende  Aufträge  auf  diese  Weise  besorgt  werden  können.  Also  i.  B. 
Abordnungen  zu  Ueberbringung  von  Beschlüssen ,  zur  Vertretung  der  Ve^ 
Sammlung  bei  Feierlichkeiten  u»  dgl. 

Als  eine  ganz  natürliche  Bildungsweise  der  Ausschüsse  erscheint  vt 
den  ersten  Blick  eine  Wahl  durch  die  volle  Versamnlvng  uai 
aus  derselben;  dennoch  stellen  sich  bei  genauer  Betrachtung  bedeutende 
Bedenken  heraus.  —   Vorerst  und  unter  allen  Umständen  ist' eine  wM» 
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Uli  ia  einer  zidilreldien  Venaauülimg  oiii  höchst  zdtraiibeDdfiBGesdiftft. 
qgenomiiieB  i^  B. ,  dan  die  VerBaminliiiig  ans  600  SfitgHedeni  bestehti 
r  IQ  wählende  Anssdnise  abeif^iir  ans  ftnfisehn  Mitgliedern  besteben 
0,  so  ergibt  sich  eine  Anfiseichnüng  Ton  9000  Kamen,  welche  nnn  nnter 
■itrole  -gedttilt  nnd  geordnet  werden  mfissen.  Da  nnn  die  Wahl  von 
■echli^iien  hflafig  vorkommen  kann,  so  ist  ein  solches  schwerfiEQliges  Ver- 
bren  sicber nicht^wflnschenswerth.  Doch. ist  dieser  Uebdetand  noch  der 
sringste.  Znr  vollständigen  Einsicht  in  £e  Folgen  dieser  Bildungswelee 
Isien  die  iwei  mSglichen  FAlle  wohl  unterschieden  werden,  ob  die  WaU 
mittelbar  nach  dem  Antrage  nnd  somit  ohne  vorgangige  Besprechung 
iCer  den  verschiedenen  Parteien  in  der  Versammlung  vorgenommen  wird, 
ler  ob  eine  solche  Verabredung  voranging.  —  In  dem  ersten  Falle  werden 
A  die  Stimmen  sehr  sersplittem,  was  denn  nicht  nur  die  Folge  hat',  dass 
intelne  der  Gewählten  nnr  durch  eine  verhaltnissmassig  geringe  Stimmen»- 
lU  ernannt  sind;  sondern  auch,  dass  n^Oglicherweise  die  vorzugsweise 
Mgüdien  ausgeschlossen  bleiben  können.  Eine  solche  Zusammensetzung 
M  dem  Zufalle  allzugrossen  Spielraum,  und  kann  eine  der  wirklichen 
fimnwmg  der  Versammlung  und  einer  tfichtigen  Besorgung  des  Geschäftes 
vAaos  widei^pprechende  Bildung  der  Commission  zuwege  bringen ').  — 
fena  aber,  inr  Vermeidung  dieser  Uebelstftnde,  eine  vorläufige  Besprechung 
Hingebt,  so  ergeben  sich  im  Zweifel  auch  entschiedene  Parteiwahlen. 
is  ist  ganz  natSrlich,  dass  in  solchem  Falle  jede  der  Parteien  ihren  eigenen 
ngehörigen  den  Vorzug  gibt;  und  wenn  sich  etwa  auch  mehrere  solche 
Mbcilongen  der  Kammer  Ober  eine  gemeinschaftliche  Wahlliste  vereinigen, 
>  önd  es  doch  inuner  nur  die  einander  mehr  oder  weniger  Nahestehenden, 
id  von  einer  eigentlichen  Unbefangenheit  und  von  einer  Anssuchung  nur 
V  Tttohtigeten  in  eüier  ganzen  Versammlung  ist  nicht  die  Rede.  Damit 
ird  denn  aber  ^in  guter  Theil  des  Zweckes  einer  Vorberathung  durch 
aen  Ansschuss  verfehlt.  Es  kann  sich  leicht  begeben,  dass  anstatt  einer 
ibcCuigenen  Würdigung  und  Abwftgung  der  verschiedenen  nicht  nur  mög- 
ebtn,  sondern  in  der  Versammluüg  wirklich  vertretenen  Meinungen  eine 
mi  einseitige  Berichterstattung  erfolgt  und  selbst  zalilreiche  Minderheiten 
ir  nicht  beachtet  und.  Diess  fikhrt  denn  aber,  weil  die  Thatsachen  da- 
veh  nicht  geändert  sind,  und  die  in  dem  Ausscbussberichte  nicht  ver- 
etenen  Meinungen  um  so  sicherer* in  den  Berathungen  der  vollen  Ver- 
immlong  hervortreten,  zu  ausgedehnten,  verwickelten  und  bitteren  Debatten, 
i  kommen  nun  zahlreiche  Verbesserungsanträge  ein,  deren  Erörterung 
itranbeod,  deren  augenblickliche  WOrdigung  schwierig  und  deren  Verstelläng 
r  Abstimmung  verwirrend  sein  kann.   —   Hieraus  folgt  denn  wohl,  dass 


1)  In  eBfrllsehen  Unterhmiue  wini  niema  Is  ein  An^ohnss  «nden  nieder go^eut,  n\n  an  einem 
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und  nidit  vielmehr  durch  Verschweigen  oder  Ungerechtigkeit  Streit  hervor- 
gemfen  werden  soll.  —  Da  nun  einer  Seits  die  persönlichen  Gesinnungen 
der  einzelnen  Mitglieder  keineswegs  immer  genauer  hekan&t  sind,  anderer 
Seits  auch  auf  die  Unbefangenheit  und  den  reinen  Willen  der  Wählenden 
nicht  unter  allen  Umständen  Yerlass  zu -nehmen  ist:  so  ist  es  jeden&lls 
rftthlich ,  bei  der  Zusammensetzung  der  Conunissionen  nicht  blind  auf  den 
Tact,  die  Einsicht  und  die  Ehrlichkeit  der  einzelnen  Mitglieder  zu  ver- 
trauen ,  sondern  eine  Einrichtung  so  zu  treffen ,  welche  eine  aUseitiige  und 
unparteiliche  Würdigung  in  Aussicht  stellt. 

Es  sind  nun  aber  fünf  verschiedene  Möglichkeiten,  die  Ausschüsse  einer 
Ständeversammlung  zu  bilden:  durch  das  Loos;  durch  Wahl  aus  der  vollen 
Versammlung  und  von  derselben;  durch  Wahl  mittelst  Abtheilnngen  der 
Versammlung ;  auf  Vorschlag  des  eine  Maassregel  beantragenden  Mitgliedes ; 
endlich  durch  Ernennung  des  Vorsitzenden.  Jede  dieser  Bestellungsarteo 
hat  ihre  eigenthümlichen  Folgen,  über  welche  man  sich  klar  sein  muss, 
ehe  man  eine  schliessliche  Entscheidung  treffen  kann. 

Was  zunächst  die  Bestellung  durch  das  Loos  betrifft,  so  ist  allerdings 
das  Verfahren  ein  sehr  einfaches  und  förderndes;  auch  leuchtet  ein,  dass 
von  einer  vorbedachten  Zusammensetzung  im  ausschliessenden  Sinne  Einer 
bestimmten  Meinung  und  Absicht  nicht  die  Rede  sein  kann.  Dennoch  ist 
an  eine  Bildung  von  Geschäfbsausschüssen  durch  Loos  nicht  zu  denken. 
Nicht  nur  wäre  bei  solcher  Bezeichnungs weise  keine  Möglichkeit,  die  nach 
Charakter  und  Kenntnissen  besonders  tauglichen  Mitglieder  vorzugsweise  zu 
bedenken,  und  es  könnte  sogar  durch  Spiel  des  Zufalles  eine  Ck>mmission 
geradezu  widersinnig  und  lächerlich  ausfallen ;  sondern  es  ist  überhaupt  die 
völlige  Absichtlosigkeit  in  der  Personenbezeichnung  ein  zweischneidiges 
Schwert.  Keineswegs  undenkbar  ist  es  nämlich ,  dass  in  einem  durch  Loos 
gebildeten  Ausschusse  die  von  einer  überwiegenden  Mehrheit  der  Versamm- 
lung getheilte  Ansicht  gar  nicht  oder  kaum  vertreten,  ist,  was  denn  weder 
unparteiisch  noch  fördernd  für  das  Geschäft  wäre.  —  Doch,  es  ist  wohl 
überflüssig,  die  Unzuträglichkeit  einer  solchen  Bildung  der  Ausschftsse  aus- 
führlich zu  besprechen;  vielmehr  darf  als  zugegeben  angenommen  werden, 
dass  nur  ganz  formelTe  und  mit  der  Verschiedenheit  politischer  Ansichten 
sowie  mit  besonderer  Tüchtigkeit  der  Mitglieder  in  gar  kein^  Beziehung 
stehende  Aufträge  auf  diese  Weise  besorgt  werden  können.  Also  z.  B. 
Abordnungen  zu  Ueberbringung  von  Beschlüssen,  zur  Vertretung  der  Ver- 
sammlung bei  Feierlichkeiten  m  dgl. 

Als  eine  ganz  natürliche  Bildungsweise  der  Ausschüsse  erscheint  auf 
den  ersten  Blick  eine  Wahl  durch  die  volle  Versammlung  und 
aus  derselben;  dennoch  stellen  sich  bei  genauer  Betrachtung  bedeutende 
Bedenken  heraus.   —   Vorerst  und  unter  allen  Umständen  ist' eine  soldbe 
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Wahl  in  einer  zahlreichen  Yersaaunliuig  ehi  höchst  zeitraubendes. Geschäft. 
Angenommen  z.  B.,  dass  die  Yersanmünng  ans  600  Mitgliedern  bestehti 
der  zn  wählende  Ausschuss  abet^hiur  aus  ftLnlzehn  Mitgliedern  besteheo 
soll,  so  ergibt  sich  eine  Aufiseichnüng  yon  9000  Namen,  welche  non  nnter 
Controle  gezählt  and  geordnet  werden  müssen.  Da  nun  die  Wahl  von 
Aasschtt^en  häufig  vorkommen  kann,  so  ist  ein  solches  schw^älliges  Yer- 
Miren  sicher  nicht ^wttnschenswerth.  Dochjst  dieser  Uebelstand  noch  der 
geringste.  Zur  vollständigen  Einsicht  in  die  Folgen  dieser  BildungswBilB^ 
mUssen  die  zwei  möglichen  Fälle  wohl  unterschieden  werden,-  ob  die  wäii^ 
unmittelbar  nach  dem  Antrage  und  somit  ohne  vorgängige  Besprechung 
Buter  den  verschiedenen  Parteien  *  in  der  Versammlung  vorgenommen  wird, 
oder  ob  eine  solche  Verabredung  voranging.  —  In  dem  ersten  Falle  werden 
sich  die  Stimmen  sehr  zersplittern,  was  denn  nicht  nur  die  Folge  hat',  dass 
Ein^lne  der  Gewählten  nur  durch  eine  verhältnissmässig  geringe  Stinunen«- 
zahl  ernannt  sind;  sondern  auch,  dass  n)5glicherweise  die  vorzugsweise 
Tanglichen  ausgeschlossen  bleiben  können.  Eine  solche  Zusammensetzung 
gibt  dem  Zufalle  allzugrossen  Spielraum,  und  kann  eine  der  wirklichen 
Stimmung  der  Versammlung  und  einer  tflchtigen  Besorgung  des  Geschäftes 
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durchaus  widei^Bprechende  Bildung  der  Commission  zuwege  bringen ').  — 
Wenn  aber,  zur  Vermeidung  dieser  Uebelstände,  eine  vorläufige  Besprechung 
vorangeht,  so  ergeben  sich  im  Zweifel  auch  entschiedene  Parteiwahlen. 
£6  ist  ganz  natOrlich,  dass  in  solchem  Falle  jede  der  Parteien  ihren  eigenen 
Angehörigen  den  Vorzug  gibt;  und  wenn  sich  etwa  auch  mehrere  solche 
Abtbetlungen  der  Kammer  Aber  eine  gemeinschaftliche  Wahlliste  vereinigen, 
!o  sind  es  doch  immer  nur  die  einander  mehr  oder  weniger  Nahestehenden, 
und  von  einer  eigentlichen  Unbefangenheit  und  von  einer  Aassuchung  nur 
der  TÖchtigsten  in  einer  ganzen  Versammlnng  ist  nicht  die  Rede.  Damit 
wird  denn  aber  ^in  gnter  Theil  des  Zweckes  einer  Vorberathung  durch 
dnen  Ausschuss  verfehlt.  Es  kann  sich  leicht  begeben,  dass  anstatt  einer 
anbeüangenra  Würdigung  und  Abwägung  der  verschiedeneu  nicht  nur  mOg- 
hchen,  sondern  in  der  Versammluflg  wirklich  vertretenen  Meinungen  eine 
ganz  einseitige  Berichterstattung  erfolgt'  und  selbst  zahlreiche  Minderheiten 
gar  tndit  beachtet  und.  Diess  fQhi*t  denli  aber,  weil  die  Thatsachen  da- 
durch nicht  geändert  sind,  und  di&  in  dem  Ansscbussberichte  nicht  ver- 
tretenen Meinungen  um  so  sicherer 'in  den  Berathungeu  der  vollen  Ver- 
sammlung hervortreten,  zu  ausgedehnten,  verwickelten  und  bitteren  Debatten. 
Es  kommen  nun  zahlreiche  Verbesserungsantr9ge  ein,  deren  Erörterung 
zeitraubeqd,  deren  augenblickliche  Würdigung  schwierig  und  deren  Verstellung 
zur  Abstimmung  verwirrend  sein  kann.   —   Hieraus  folgt  denn  wohl ,   dass 


1)  Im  eng-Ilsehen  Unterhanse  wird  niema  Is  ein  AuMohuM  anders  niedergesetzt^  als  an  einem 
iVTor  besttmiBlta  Ta^. 
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Ausschusswahlen  durch  die  ganze  Versammlung  jeden  Falles  nur  bei  unbe- 
deutenden Veranlassungen  und  bei  dringendster  Eile  alsbald  nach  dem  An- 
trage und  ohne  Möglichkeit  einer  Vorbereitung  vorgenommen  werden  sollten; 
dass  aber '  auch  vorbereitete  Wahlen  dieser  Art  keineswegs  mit .  Sicherheit 
ein  günstiges  Ergebniss  erzeugen. 

So  bietet  sich  denn  die,  in  manchen  Versammlungen  auch  wirklidi 
eingefQhrte,  Wahl  mittelst  Sectionen  und  aus  denselben  als  Auf- 
konftsmittel  dar.  Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  dieser  Einrichtiu|| 
meirere  nicht  unbedeutende  Vortheile  zur  Seite  jstehen.  In  solchen  Sectionen 
(s.  den  vorangehenden  Abschnitt)  sind  Besprechungen  Ober  den  Gegenstand 
möglich  und  sogar  Zweck;  und  wenn  man' sich  auch  keine  Täuschimg  machen 
darf  Aber  die  volle  Bedeutung  solcher  Vorverhandlungen,  so  können  sie  -doch 
ünmer  dazu  dienen,  die  vorläufigen  Ansichten  der  Mitglieder  und  ihre  etwa 
besondere  Befähigung  zur  Behandlung  der  Aufgabe  bekannt'  zu  machen. 
Es  ist  i^so  zu  erwarten,  dass  die  Wahlen  mit  grösserer  Personen-  und 
Sachkenntniss  vorgenommen  werden.  Sodann  wird  die  Versammlung  durch 
die  vom  Loose  bewerkstelligte  Eintheilung  in  Sectionen  in  anderer  Weise 
zerlegt,  als  durch  die  freiwilligen  Parteizusammenschaarungen.  Damit  ist 
denn  aber  auch  Minderheiten  eher  eine  Möglichkeit  zur  Vertretung  in  de& 
Commissionen  gegeben,  was  theils  dem  Zwecke  der  Vorberathung  an  sieb 
förderlich  ist,  theils  Leidenschaften  beseitigt  Endlich  ist  es  kein  zu  ver- 
achtender Vortheil,  dass  durch  diese  Wahlen  in  kleineren  Kreiden  eine 
gleichmässigere  Heranziehung  der  Mitglieder  der  Versammlung  zu  den  Ge- 
schäften bewerkstelligt  wird,  als  wenn  die  Wahlen  in  der  vollen  Versammlung 
geschähen.  In  letzterer  werden  leicht  dieselben  Namen  wieder  erscheinen, 
weil  sie  sich  Jedem  zunächst  aufdringen  und  Jeder  dieser  Erinnerung  un- 
mittelbar Folge  giebt ;  in  den  Sectionen  dagegen  ist  einerseits  die  Wahl  anf 
die  Mitglieder  beschränkt,  andererseits  leicht  in  Erfahrung  zu  bringen,  wer 
bereits  in  Ausschüssen  beschäftigt  ist  und  welche  Kräfte  noch  unbenfltxt 
liegen.  Allerdings  werden  jene  der  ganzen  Versammlung  gegenwärtige 
Männer  die  hervorragenderen  sein;  allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass  ihre 
Verwendung  bei  jeder  Gelegenheit  gerade  die  förderlichste-  Vorbereitung 
fär  die  Geschäfte  ist,  und  dass*  nicht  die  Nutzbarmachung  aller  Oberhaupt 
verfügbaren  Kräfte  schliesslich  ein  besseres  Ergebniss  gewährt.  Weniger 
bekannte  und  beschäftigte  Abgeordnete  werden  sich  die  Wahl  in  einen  Ans- 
schuss  zur  Ehre  rechnen  und  sich  allQ-Mühe  geben,  dem  ihnen  ertheilteo 
Auftrag  gerecht  zu  werden,  während  die  Führer  der  Versammlung  vielleicht 
zu  sehr  in  Anspruch  genommen  sind ,  um  sich  einem  einzelnen  Gegenstände, 
namentlich  wenn  er  keine  unmittelbare  politische  Bedeutung  hat,  eifrig 
widmen  zu  können  und  zu  wollen.  —  Aber  allerdings  hat  die  Wahl  durch 
Sectionen  auch  ihre  Nachtheile.    Für   eine   wirkliche  Vertretung   der   ver- 
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schiedenen  Meinongen  durch  die  Sectionswahlen  kann  nicht  eingestanden 
werden,  da  mö^icherweise  eine  Partei  oder  auch  eii\e  Ansicht  über  einen 
bestimmten  GegenstJtnd  zwar  in  allen  Sectionen  vertreten^  aber  überall  in 
der  Minderzahl  sein  kann.  Sodann  und  hauptsächlich  aber  kann  es  sich 
gar  wohl  begeben,  dass  der  Zufall  des  Looses  die  Sectionen  ungünstig 
gebildet  hat,  in  so  ferne  sich  in  einer  und  derselben  Abtheilung  eine  An- 
zahl bedeutender  Mänper  bder  solcher,  welche  mit  dem  vorliegenden  Gregeü- 
Stande  besonders  vertraut  sind,  zusammenbefinden,  während  andervc^^XlK 
theilnngen  nur  aus  weniger  Brauchbaren  bestehen.  Da  nun  .jede  S^Ctlon 
nur  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  hat,  so  vermag  in  solchem  Falle  die  eipe 
lange  nicht  alle  ihre  Kräfte  zu  verwerthen,  während  die  andere  nothge? 
dmngen  and'  bewusst  ein  minder  tauglicGes  Mitglied  absendet.  —  Das 
Ergebniss  ist  als^o  wohl,  dass  zwar  die  Zusammensetzung  der  Ausschuß 
durch  Sectionen  und  aus  denselben  Manches  für  sich  hat,  dass  sie  aber  nicht 
das  einzige  Prindp  zur  Bildung  der  Ausschüsse  sein  darf.  Abgesehen  nämlich 
von  den  Fällen^  in  welchen  überhaupt  eine  der  übrigen  Ernennungsweisen 
vorgezogen  werden  mag ,  drängt  es  sich  jeden  FaHes  als  eine  Verbesserung 
auf,  wenn  nach  vollendeter  und  bekanntgemachter  Sectionen  wähl  auch  noch 
jedesmal  tfüs  der  vollen  Versammlung  eine  Anzahl  von  Mitgliedern  geüoinmen 
wird.  Auf  diese  -Weise  ist  es  dann  wenigstens  möglich,  auch  solchen 
Männern  nachträglich  eine  Stelle  in  einem  Ausschusse  zu  geben,  welche 
der  Zufall  derSectionszusammensetzung  ausgeschlossen  hat  und  deren  Mit- 
wirkung doch  uicht  gut  entbehrt  werden  kann. 

Sehr  häufig  werden  in  dem  englischen  Unterhause  die  Ausschüssie  (select 
committees)  auf  die  Weise  gebildet,  dass  dasjenige  Mitglied,  welches 
den  Antrag  auf  Niedersetzung  einer  Commission  gestellt  hat^,  die  Namen 
der  von  ihm  für  dieselbe  Vorgeschlagenen  zuvor  bekannt  macht ,  und  nun 
an  dem. festgesetzten  Tage  über  jeden  derselben  einzeln  abstimmen  lässt, 
wobei  denn  das  Haus,  auf  Antrag  irgend  eines  Mitgliedes,  die  Genannten 
bestätigen,  beseitigen  oder  mit  weiteren  Theilnehmern  verstärken  kann  *).  — 
Dieses  Verfahren  empfiehlt  sich  vor  Allem  durch  seine  vollkommene.  Offen- 
heit und  "durch  die  der  ganzen  Versammlung  so  wie  den  einzelnen  Partheien 
gegebene  Möglichkeit,  den  Vorschlag  zu  prüfen  und  zu  verbessern  zu 
Sachen.  Auch  ist,  in  der  Regel  wenigstens,  .k:ein  grosser  Zeitaufwand  damit 
verbunden.  Endlich  liegt  es  augenscheinlich  in  dem  eigenen  Vortheile  des 
Vorschlagenden,  tilchtige  und  der  Versammliuig  geuehme  Männer  in  Antrag 
zu  bringen,  auch  offenbare  Partheilichkeit  zu  vermeiden.  In  so  ferne  mag 
also  immerhin  diese  Verfahrensweise  empfohlen  werden.  Doch  ist  nidit 
in  Abrede  zu  stellen,    dass  sie  auch  ihre  Schattenseiten   hat    Die  Mög« 


1)  8.  M»7,  Law  •(  Pftrlifunent. 
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lichkeit  eines  Widerspruches  gegen  einen  Yorgeschlagenea  and  e^ie  Ye^ 
Wendung  desselben  ist  für  den  Betreffenden  um  so  weniger  angenehm,  ab 
(nach  einer  an  sich  ganz  zweckmässigen,  weiteren  Bestimninng)  der  Antiig- 
steller  sich  von  der  Bekanntmachung  seiner  Liste  der  Geneigtheit  mt  An- 
nahme von  Seiten  der  sämmtlichen  Genaiviten  förmlich  zu  VersicherD  hil| 
somit  eine  Zurückweisung  doppelt  empfindlich  fällt  Diess  mag  denn  an» 
chen  für  das  Geschäft  sehr  wünschenswerthen  Mann  abhalten,  üdi  khp- 
schlagen  zu  lassen.  Sodann*  sind  unerquickliche  Verhandlungen  ttber  eiMi 
Beizubehaltenden  oder  zu  Beseitigenden  nicht  ohne  Beispi^,-  nnd  sie  stnita 
gegen  die  Regel,  möglichst  alle  Persönlichkeiten  von  der  •ffenUiclien  Be- 
sprechung ferne  zu  halten.  Endlich  ist  natürlich  auf  eine  volle  and  mibe- 
dingte  Unpartheilichkeit  des  ursprünglichen  Vorschlages  nicht  m  rtrliini. 
im  Gegentheile  anzunehmen,  dass  der  Antragsteller  hauptsächlich  Frsandfl 
s^er  sachlichen  Absicht  und  persönlich  G^eigte  nennen  wird.  -^  WiD 
man  denn  nun  auch  diese  Misssfände  nicht  so  hoch  in  AYiai^^i^  bring«, 
dass J man  das  ganze  Verfahren  für  ein  unzulässiges  erklärte:  so* sind  ae 
doch  jeden  Falles  von  der  Bedeutung,  dass  es  nicht  rathsam  erseWMO 
will,  dasselbe  als  das  gesetzlich  nothwendige  einzuftüirea.  'ViMmehr 
scheint  es  billig,  dem  Antragsteller  zu  überlassen,  ob  er  diesen  Weg 
einschlagen  oder  eine  der  übrigen  zulässigen  Bildungsweisen  verlangen  iriD. 
Bücksicht  auf  die  eigene  Person  und  auf  das  Gredeihen  seiner  Absidrtfls 
wird  ihm  dann  namentlich  rathen,  in  Versammlungen,  welche  iddensdift^ 
lieh  angeregt  und  in  bitter  feindliche  Partheien  zendissen  sind,  andere  Wep 
einzuschlagen,  welcffe  keine  Gelegenheit  zu  gehässigen  und  verletienden  Auf- 
tritten geben. 

Jeden  Falles  ist  also  auch  noch  die  letzte  Möglichkeit  der  Bildnng  fOi 
Ausschüssen,  nälnlich  die  Ernennung  derselben  durch  den  Tor- 
sitzenden, in's  Auge  zu  fiassen.  Dieselbe  ist  theils  in  bestimmtanFillen  ■ 
englischen  Parlamente,  hauptsächlich  aber  in  den  amerikanischen  Venaani' 
hmgen  gebräuchlich,  dabei  aber  (wenigstens  in  England)  herkOnunUdr,  diM 
nicht  nur  der  Antragsteller,  sondern  auch  die  bekanntermaassen  mit  4m 
Gegenstande  vertrautesten  Mitglieder  des  Hauses,  und  zwar  sowvAl  von  dar 
ministeriellen  als  von  der  Oppositio9sseite  bezeichnet  werden.  —  MaiA- 
iache  Vortheile  sind  einleuchtend.  Nicht  nur  ist  das  Verfkluren  ein  sekr 
einfaches  und  für  die  Versammlung  bequemes;  sondern  es  lässt  sich  sack 
auf  diese  Weise  die  unter  den  gegebenen  Umständen  wOnschenswerthe  br 
sammensetzuttg  des  Ausschusses  bewerkstelligen.  Einerseits  nämlich  kOnoci 
die  sachverständigsten  Mitglieder  gewählt  werden,  und  zwar,  wo  eti%  fe^ 
schiedene  praktische  oder  theoretische  Ansichten  zu  vertreten  sind,  die 
Stimmführer  der  verschiedenen  Richtungen;  andererseits  ist  es  auch  bicM, 
Jeder   in   der   Versammlung   bestehenden    politischen  Parthei    eine   kluge 
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Serttcksichtigang  schon  bei  der  Vorbereitung  einzoräamen.  Hierdurch  wird 
Din  aber  sowohl  einer  sachlichen  besseren  Bearbeitung  der  Frage ,  als  auch 
dner  ruhigeren  Verhandlung  im  Hause  selbst  versichert.  Endlich  ist  es 
mki  gleichgültig,  dass  dadurch  eine  billige  Vertheilong  der  Geschäfte  leicht 
a  bewerkstelligen  ist.  •—  Aber  es  treten  ft*eilich  auch  Bedenken  entgegen. 
Simial  die  Möglichkeit  grosser  Partheilichkeit ,  sei  es  gegen  Antragsteller 
m  es  gegen  ganze  Abtheilungen-  der  Versammlung.  Sodann  aber,  und  zwar 
is  nothwendige  Folgen  einer  solchen  Ungerechtigkeit,  heftige  und-  ausge- 
Umte  Verhandlungen  in  der  Versammluifg  und  eine  entschiedene  Abneigung 
iaiicher  gegen  den  Vorsitzenden.  Diese  Schattenseiten  sind  so  bedeutend, 
lan  von  einer  Annahme  der  Einrichtung  nicht  die  Rede'  sein  kann,  wenn 
dB  sich  nicht  beseitigen  lassen.  Es  leuchtet  nun  aber  wohl  ein ,  dass  durch 
üe  blosse  Vorlegung  der  getroffenen  Zusammensetzung  zur  Billigung  oder 
IGssbilligung  der  Versammlung  selbst  dieser  Zweck  nicht  erreicht  werden 
kann.  Diese  Vorlegung  versteht  sich  freilich  von  selbst;  allein  eine  Aus- 
Ikbong  des  der  Versammlung  zustehenden  Be^htes  der  Verwerfung  oder 
DnAndernng 'der  Zusammensetzung  ist  ein  sehr  häckeliges  Unternehmen, 
welches  leicht,  zu  Ärgerlichen  Persönlichkeiten  und  zu  bitterer  Störung  an- 
rtatt  Förderung  der  Oeschäfte  fahren  kamt,  ausserdem,  namentlich  bei 
kiofigerer  Anwendung,  höchst  bedenklich  wäre  für  das  Ansehen  des  Vor- 
ntienden.  Es  kann  also  eine  solche  Veränderung  der  Zusammensetzung 
eines  Ausschusses  durch  den  Vorsitzenden  nur  als  ^in  Nothbehelf  und  als 
ein  Ananahme&ll  betrachtet  und  angewendet  werden.  Auch  von  der  Modifi- 
kation, dass  der  Vorsitzende  seine  Wahl  nur  unter  Billigung  des  Gesammt- 
rorstandes  der  Versammlung,  also  des  oder  der  Vicepräsidentcn  und  der 
Schriftführer,  zu  treffen  hätte,  lässt  sich  keine  Beseitigung  des  möglichen 
[Jd>el8  erwarten.  Wenn  nämlich  dadurch  auch  persönlichen  Abneigungen 
les  Präsidenten'  begegnet  wird ,  so  sind  Partheiwahlen  nur  unvollkommen 
rcrhuidert,  da  die  sämmtlichen  Beamten  der  Versammlung  von  derselben 
Mehrheit  und  in  derselben  politischen  Richtung  gewählt  zu  sein  pflegen, 
iosserdem  wird  an  die  Stelle  der  einfachem  otgektiven  Zweckmässigkeit 
jedenfalls  der  Schein,  vielleicht  auch  die  Wirklichkeit,  einer  Vereinbarung 
)der  einer  Meinungsverschiedenheit  gesetzt  Namentlich  wird  es  nicht  gut 
inrken,  wenn  sich,  (was  ja  doch  möglich  ist,)  in  dem  Gesammtvorstande 
bleibend  eine  Mehrheit  und  eine  Minderheit  hinsichtlich  der  Besetzung  eines 
Ansschnsse»  bildet,  diese  Thatsache  aber  den  Betreffenden  und  der  Ver- 
iimmlnng  bekannt  wird  *).  —  Das  Ergebniss  ist  also ,  daäs  diese  Bildung 


1)  Wenn  der  VerfkMer  (s.  nVonchl&sre^  8.  Sl,)  fUr  diu  frankfiirter  ParUunent  eine  Braenniuiff 
Iv  IimuMmb  dnrek  den  GeMmmtrontend  anriete,  lo  ^eeeluüi  ee  in  der,  dordi  d|e  leiten 
EielirniMe  aoch  nicht  widerlegten,  VorwusetzanfTf  das»  In  einer  nethwendlg  s<tihniechen  und 
reo  Parteien  terrlMenen  Vfrsnmnilnnf  einaeitltre  Emtmuuigen  durch  den  Prieidenfen  nicht 
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der  Ausschüsse  da  anwendbar  ist,  wo  ein  vQllkonHnenee  Vertrauen  in  die 
Fähigkeit  und  vor  Allem  in  die  Unpartheilichkeit*  des  Vorsitzenden  besteht 
Ein  Bolche&  V^rtrsLuen  wird  nun  aber  blos  unter  zwei  Voraussetziuigen  statt- 
haben^ nämlich. einmal  V  wenn  durch  eine  lange  .parlamentarische- U^bttng 
ein  Missbrauch  ,der  Hechte  des  Vorsitzenden  zu  einer  moralischen  UpAiOg- 
lichkeit  geworden  ist;  .zweitens,  wenn  die.  Versammlung  selbst,  ebenfalls  .in 

•Folge . gründlicher  politischer  Bildung,  bei  der  Wahl  fies  Vorsitzenden  zu- 

•  •  •  '  ■  *       .   * 

nächst  auf  dessen  persönliche  Thätigkeit  jind  besonderr  auf.  seihe  Unparthei- 
lichkeit Rücksicht  nimmt ,  nicht  aber^  oder  wenigstens,  nicht  in  er$ter  Linie, 
auf  seine  Partheigtellung/  Diese  Voraussetzungen  sind  denn,  nun:* aber 
keineswegs  4ibeVall  vorhanden;  am  wenigsten  .alsbald  nach  der  Einfühnmg 
des  repräsentativen  Systemes.    Und  wenn  gar^  wie  in  Amerika  offen  zuge- 

•  

standen,  und  ungescheut  gehandelt  wird  0)  das  Emennungsrech^t  des  Vor- 
9tandeä  lediglich  im  Sinne  und  zum  Vortheile  seiner  Parthei  bestimmt  ist: 
so  ist  diese  Art ,  die  Ausschüsse  zu  bilden ,  von  allen  unzweifelhaft  die 
'schlechteste.    .•*•>. 

Unter  diesen  Umstanden  ist  denn  wohl  die  Frage  nach  der  Bildung 
der  Ausschüsse  schliesslich  dahin  zu  beantworten:  däss  eine  Zusammen- 
Sjetzung  duitih'  Looß.  nur-  in  den  oben  näher  bezeichneten  gleidigültigen 
Fällen  mögiioh  ist;  eine  Wahl  durch  schriftH^ohe  Abstimmung  der  ganzen 
Versammlong  höchstens  für  kleinere  Ständeversammlungen  -  passt ,  welche 
zu  einer  Abtheilung-  in  Sektionen  nicht  zahlreich .  genug  sind;  dass  also 
eine  Wahl  *  durch  Sektionen ,  -  (nafnentlich  mit  der  S{öglichkeit  eines  Zn^ 
Satzes  aus  der  vollen  .Versammlung);  oder  namejitlicher  Vorschlag  des 
Antragstellers  so  lange  das  Richtige  ist,  als  nicht  eine  Uebertragung.  der 
Zusanmiensetzung  an  den  Vorsitzenden  allein  als  möglich  erscheint..  Ob 
aber  dieser  letztere  Orad  von  Ausbilduhg  bereits  eingetreten  36ie  f  Ift^st  sich 
dadurch  erprobe,  dass  dem  Vorsitzenden  versuchsweise  die*  eine  oder  die 
andere  Bildung  eines  Ausschusses  .übertragei}  und  nun  die  Erfahrung  be- 
fragt wird,  ob  sie  zur  Znfirledenheit  der  Versammlung  ausfällt.  Ist  dem 
abo,  so  mag  die  Uebung  ausgedehnt  und  allmähllg  zur  gewöhnlichen  Ord- 
mmg  der  Dinge  gemaoht  werden;' im  entgegengesetzten  Falle  kehrt  man  co 

im  andern  Besetzungsarten  zui:ück. 

•  ■    .  * 

;4.    Oeffäntlichkeit  der  Verhandlungen. 

Unzweifelhaft  giebtes  Fälle,  in  ^eichen  eine  ref^räsentative  Versanun- 

..1  *  '      -'- 

lung,  VerständigerweislB  nur  bei  verschlossenen  ThOren  verhandeln  and'  be* 

schliessen ,  und.  in  welchen  auch  •  eine  Bekanntmachtmg  des  Vorgefallenen 

dorohztMeCzei^  tein  würden^   Uejbrigrent  isi^aiioh  die  VVahf  datch  (ien  6«MmmtTorttand  ,kMBD 
Je  xor  Anw'öndung  gekommen.  .   .  ' '     '  '. 

l)  8.\Cqsh'l  jygf  Law  and  practice.of  Le^^l.  AssenbUes,  'S«  78^.  .     , ' 
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durch  die  Presse  entweder  gar  uicbt  öder 'wenigstens  erst  iii  äner  sp&tä*eA 

Zdt-äls  passend  erachtölwj&rden  k'ann.    Sd  %.  B.  tÜo  BcsprechtLBg- l^Wie- 

riger  niid' gefthfH^her  Verhältnisse  zu.andeni  Staaten-;  iimere' Aiigelcgeii- 

beiteii  der-Yersanmildng'  selbst;'  persönlich?  -BesdeTn^gen  .zum.  Sfj^atsöber- 

bidpte  a.  dgl..   Bestimmte  and  fflr *alIe..VerMltiiiss6  passemle-'^rtiti'dsfdtze 

Iftssäi-'sicti  daliei  nicht -auüstelten./' sondern  es  Kängtr  diesV  tWlsiföhden 

Dmstaiideii".iin  einzelnen 'Falle,  theih  .von  dem  Grade  der  pplitisdieft  £ht- 

inic^dApg-'d^s  Volkes'  und  der -Begieriibg.  ah,   und. es  müssärjtHienill  Ge- 

idiiftsibrmen  bestehen,  welche  es  iiicht  ^ur  der  Re£peran^.i;(n9: .dkri  Vof -  ■ 

BSxe&jen'fetoetVersamnikmg,  sondern  auch  jedem* eiuzelüenVMltgU^dö  l^i^ 

BOMsfaeh,  Wenigstens*  einen  Adtnlg-  auf  eine  gclieime  Sät^n^  ^a^dtelteannd 

die  Verlouidliuig,  ok  3er '.Gegenstand  in- solcher  Weise  zu ^h'eliäQdeln. :3er, 

in' Abircsenheif  aller  Nichtgenossen  .zu  veramlasseii  ^):  •  — .  jSIIeinf.  ehen''-^ö 

offenbar  erfordert  es  Pflicht  und  'Klugheit  von  jeder  'VolkBverttefaflg'j*  :däsa 

sie  "njoT  in'  seltenen  nnd  driogcndeit  Ausnahmsfallen  eine  Geheimhdfnng^yeiv 

willigt,.  sondern  vielmehr  als  Regel,  die  vollkommensfe,Oeffentliclikeit'.ihf6r 

Verhandhmgen .  festhält.  .Es  ist  ejne  solche  Darlegung  ilür^'s  ganzen  Vet- 

hiltens  die  einzige  wiriiliche  Verantwortimg'  gegenüt^r  von 'dem  Volke -n)ä'd 

Twr.  den  Wählern  insbesondere;  sie  ist'aher  zu  gleicher  Zeit  auch  das 'halte* 

Xfttel,  eine- Sttttze  in- der  öffentlichen  Meioupg -und.  einen  Rtkckhalt  hei  der 

(Kaumntbcit  der' Bürger*  zu  erlangen.    Eine  -richtige  Reglung  der  Oeffent- 

IMikeit,  .>prelcte  einerseits  eine  Beeinträchtigung  derselben  blosser  WiUkflhr 

ud  schlechter  Absicht',  andererseits  ihr  Bestehen  Misshräüchen  entzieht^ 

geholt  daher  zu  den  wichtigsten  Theilen  der  Geschäftsordnung.    : 


1)  Die  OeffentHchkeit.  der  Situinsen  reprätenti^tiver  Vcnuiminlunffen  iBt  in  verhältniumluig 

ntutt  Zeil  eDtstwiden.  In  den  beiden  1  lauern  des  engrlHÜ'hen  Parliamoites  wecden'kftiim  seit  han- 

dert  Jahren  "thataik'hlicb  Fremde  IniffelaHseu ;  eVcnso  ist  in  Amerika  erst  seit  der  Einführung  der 

ftii|feD  OnlontTerfluennfir  aümühlig  Öffentlichkeit  $itte  geworden.    Im  Senate  werden  aogsa  entt   ' 

Mii  dem  JAkre  1^95  NichtmltKlleder  {cednhlet,  und  »clbKt  ittt  noeh  nicht  bei  allen  Arten  von 

SeKhftftBD  deiMibep.    Noch  bestehen  in  dU^seni  Auf^^cnl^licke  eilf  Vertessunf^en  von  Glieder- 

itaaten,  in^  welchen  der  Öffcutliahkeit  der  Hitzuufi^eu.mit  (Leinem  Worte  Erwühnimg  i^chieht; 

md  Toö  allen  Staaten  ist  Täxait  der  einzif^e,  In  welchem  sie  unbedingt  rorgesehrieben  iit 

1^  Cnshingf  Law  aad^practice,  .8.  i?e  fg.   Auf  dem'enröpSischcn  Festlande  wurde  die  Oefltont- 

liehkeil  mit  der  ftaniiÖsischen  Revolution  cingefKhrt;  und  die  neuem  V^erfussungen  sehreiben 

de,  als  Begel,  gewöhnlich  vor.  ■  Doch  sind  immer  n(M'h  einzelne  erate  Kanünem  nnsagänglleh« 

~  Im  Uebrigen  besteht  in  se.  ferne  ein  wesentlicher  ITnterschied  hinsichtlich  der  OoflbntUchketti 

ib  in  England   und  in  ^ii^m  .Theil  deramerikanbchen  Htatitöu  die  Anwesenheit  Fremder  nur 

tkatBiclilich''ge4(ildet,  dagegen  in  dem  Reste  der  amerikanischen  Staaten  und  ii^  süumitlichen 

cvrepÜscBen  festländischen  Staaten  gesetzlich  gcäfatt«t  ist.    Dietw  aber  hat  die  nicht  unbe- 

isit^de  practisehe  Folge,  dass  cä  In  den  Vcrsamu^lnngcn  der  letztem  Staaten  eines  ausdrücH- 

ttdien  Beschlusses,  also  der  ZuAtinunung  einer  Mehrheit  der  Mitglieder,  oder  etwa  eines  förui^ 

Ueheik  Verlangens  d6r  Regierang  zur  Entfernung  der  Fremdop  bedarf,  während  in  England 

nd  in  einem  Theile  von  Amerika  die  Bemerkung  eines  einzigca  Mitgliedes,  .dass  er  Fremde 

b  dem  Banse  bemerke,  hinreicht,  um  den  Vorsitzenden  die  alsbaldige  Ri^umung  der  Oallerieen 

m  Ffllehtxn  machen.  -  Dass  'eine  fürmliche  gesetzliche  ^Regelung  einer  thatsächlichen  Unge- 

MAiliehkeit  rbnuztolieb  ist^  kann  uhlso  weniger  einem  Zweifel  unterliegen,  als  eine  in  die  liand 

*^SKt  j«dcu  Mitgliedes  gelegte  Ausschliessung  mögliclierwei««  missblMUcht  werden  kann. 

T.  M  oh  1,  Staatsrecht.    Bd.  I.  20 
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Zunächst  bestellt  allerdings  die  Oeffentlichkeit  ständischer  Yerhand- 
longen  in  der  Zulassung  von  Zuhörern  zu  den  Sitzungen ;  doch  ist  diess 
keineswegs  das  einzige  und  nicht  einmal  das'  wichtigste  Mittel.  Die  Be- 
kanntmachung der  gesammten  ständischen  Th&tigkeit  .durch  die  Presse  ist 
bei  Weitem  sicherer  und  unendlich  ausgedehnter. 

Eine  Anwesenheit  fremder  Zuhörer  hat  ihre  guten,  aber  auch 
ihre  "schlimmen  Seiten.  Um  sich,  hiervon  zu  überzeugen,  braucht  man  bloss 
das  Vef halten  einer  und  derselben  Versammlung  während  einer  öffentlichen 
imd  während  einer  geheimen  Sitzung  mit  einander  zu  vergleichen,  and  zwar 
schön  bei  ganz  normalen  Zuständen  und  keineswegs  flbennfts^ger  ^ahl 
der  Fremden.  In  "der  öffentlichen  Sitzung  ist  allerdings  mehr  äussere  Hal- 
tung, wohl  auch  entschiedeneres  Auftreten  und  Ansprechen  zu- bemerken; 
dagegen  aber  geht  in  eiiier  geheimen  Sitzung  weniger  2eit  verloren  durch 
Eitelkeit  der  Redner  und  durch  Vorbringen  solcher  Dinge ,  welche  nicht  fllr 
die  Versammlung ,  sondern  fttr  die  OaUerie  und  überhaupt  für  die  Aussen- 
Btehenden  berechnet  sind.  Und  wie  ganz  anders  noch  treten  die  Uebelstände 
auf  in  bewegten  Verhältnissen  und  bei  einer  unzweokmässigen  Ausdehnung 
der  Zulassung  von  Nichtmitgliedem.  Die  gleichnamigen  Leidenschaften  der 
'  Aßtglieder  und  der  Zuhörer  steigern  sich  gegenseitig,  selbst  wenn  diess 
nicht  beabsichtigt  ist;  und  nur  allzuoft  wird  es  beabsichtigt.  Die  ausge 
dehnteste  und  bitterste  Erfahining  aber  zeigt,  y/ie  sehr  es  vom  üebel  ist, 
wenn  eine  überwältigend  grosse  Anzahl  voa  Zuhörern  anwesend  sein  kann. 
Theils  verursacht  eine  solche  Menge  schon  an  und  für  sich  Geräusche,  und 
nöthigt  die  Sprechenden  zu  einer -stärkeren  Erhebung  der  Stimme,  als  ftlr 
eine  ruhige  Besprechung  taugt  und  als  Manchem  möglich  ist;  theils  erzeugt 
die  Anwesenheit  so  zahlreicher  Menschen  ein  unbestimmtes  Geftlhl  von  phy- 
sischer Macht,  welches  bei  Schwacbnervigen  und  Feigen *bis  zur  Einschüch- 

w 

terung  und  Verläugnung  ihrer  Uebcrzeuguhg  gehen  kann.  In  welchem  Grade 
durch  übergrosse  lärmende  und  drohende  Zuhörermass^n  der  verderblichste 
Einfluss  auf  berathende  Versanmilungen  ausgeübt  werden  kann ,  haben  die 
Parlamente  mehr  als  Eineß  Landes  in  traurigen  Beispielen  bewiesen.  Hier- 
gegen muss  in  der  That  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  und. der  Ehre 
der  Repräsentation  Vorkehrung  getroffen  werden.  Wenn  also  auch  von  einem 
regelmässigen  Fernchalten  aller  Nichtmit^lieder  keine  Rede  sein  kann,  weil 
denn  doch  die  persönliche  Anwesenheit  Fremder  die  natürlichste  Form  der 
Oeffentlichkeit  und 'die  beste  Contrqle  derselben  ist:  so  erfordert  doTjh  deren 
.Zahl  und  Benehmen  eine  sorgfältige  üeberVaChung.  Diess. aber  vom  ersten 
Anfauge  an,  und  nicht  etwa  erst,  wenn  bereits  Unfug  eingerissen  ist,  dessen 
Beseitigung  alsdann  sehr  schwierig ,  vielleicht*  gar  nicht  mehr'  mögüch  sein 
mag.  Vorerst  ist  denn  durchaus  nöthig,  dass  der  zur  Aufnahme  von  ^u- 
hOrem  bestimmte  Raum. nicht  allzu  gross  sei.    Selbst  .in  grossen  Städten 
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und  bei  zahlreicheu  Versammlungen  sollte  er  nicht  für  mehr,  als  höchstens  fttr 
einige  Hundert  Mensclien  berechnet  sein.  Die  durch  persönliche  Anwesen- 
heit Fremder  bewirkte  Ueberwachung  der  Versammlung  und  Bekanntmachung 
ihres  Vorgehens  hängt  ihrer  Wirksamkeit  nach,,  nicht  ab  von  der  Zahl  der 
Zuhörer,  sondern  Oberhaupt  von  der  Thatsache,  fast  schon  von  der  Mög- 
lichkeit .der  Beobachtung  durch  Nichtmitglieder.  Von  einem  Rechte' eiües 
jeden  Staatsangehörigen  aber,  die  versammelte  Volksvertretung  nach  Be- 
lieben selbst  zu  sehen  und  zu  hören .  kann  nicht  die  Rede  sein,  sobald  eine 
allzu  w'eit  ausgedehnte  Zulassung  die  Zwecke  der  ganzen  Anstalt  und  damit 
das  ^allgemeine  Wohl  beeinträchtiget.  Ohnedem  warde  die  Anerkennung 
eines  solchen  Rechtes  unmittelbar  zu  physischen  Unmöglichkeiten  führen, 
was  denn  am  deutlichsten  die  Falschheit  des  Ausgangspunktes,  beweist.  Zwei- 
tens ist  von  den  Zuhörjem  unbedingte  Stille  u^d  äussere  Theihiahmslosigkeit 
auf  das  Strengste  zu  fordern,  nöthigen  Falles  alsbald  zu  erzwingen,  zu 
letzterem  Zwecke  dann  auch  die  erforderliche  ph)csische  Macht  in  Bereit- 
Schaft  zu  halten.  Mit  kräftigem  Frnste,  und  unter  UmstäJiden  mit  Selbst- 
verläugnung,  muss  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  Umständen  -jede  Art 
von  l^inungsausserUDg  von  Seiten  anwesender  Fremder  unterdi'ückt  werden, 
so  dass  sich  keinerlei  Gewohnheit  dieser  Art  ausbildet.  Hierbei  ist  Beifall 
eben  so  entschieden  zu  verpönen,  als  Tadel;  und  wäre  es  nur  der  Folge- 
richtigkeit wegen.  Wem  man  das  Recht  eingeräumt  hat,  Zustimmung  zuzu- 
jabels,  detaa  kann  man  weder  thatsächlich  noch  logisch  einen  Missbilligungsruf 
untersagen«  Die  anfän^che  Befriedigung  der  Eitelkeit  durch  einen  Beifall 
in  dem  Zuhörerraume ,  oder  di^,  ohnedem  an  sich  ganz  nichtige,  Erhöhung 
der  Stimmung  durch  eine  Theilnahme  Aussenstehender  wird  aber  allzu  theuer 
bezahlt,  wenn  dieselben  Zuhörer  später  Zeichen  des  MissfeUeijs  geben,  viel- 
leicht  Drohungen  und  Verhöknujigen  ausstossen  ^).  Und  wer  kann  dafdr 
einsteben,  dass  nicht  die  einmal  eingerissene  Unsitte  zu  noch  gröberem  Unfuge 
missbraucht  wei*de,  nä,^llich  zur  Füllung  der  Qallene  mit  bezahlten  Schreiern, 
miter  deren  wüstem  Gelärme  jede  Berathung  zur  Unmöglichkeit  wird,  die 
Ehre  der  Versammlung  zu  Grunde  geht,  manches  schwache  Mitglied  zmn 
Verrathe  an  der  eigenen-.Ucberzeugung  eingeschüchtert  wird? 

Von  ungleich  gi-össerer  Wichtigkeit  und  überdiess  weit  Weniger  einem 
Missbrauche  ausgesetzt  ist  die  Richtigstellung  und  Veröffentlichung  der  Ver« 
haudluugen  einer  repräsentativen  Versammlung  durch  den  Druck.  Ein- 
mal reicht  sie ,  wenn  entsprechender  Antheil  daran  genommen  wird ,  bis  in 
die  entferntesten  Kreise;  sodann  kann  dafür  Sorge  getragen  werden,  dass 


1)  Mustergültig  ist  in  'dieser  Beziehung  die  Strenge^  welche  im  engliaclien  Unterhaose  gegeii^ 
di»  wenigen  su  den  Sitzungen  zugelassenen  Zuhörer  geübt  wird;  und'selhgt  wenn  dieselbe,  sn- 
veilen  In  Pedanterie  und  sogar  Unhbflichkeit  ausarten  ^olfte,  su  ist  dieser  Fjehler  weit  geringer, 
sis  der  aas  Nachsieht  oder  gfur  Verhätschlung  der  Zuhörer  und  Zuhörerftineu  In  den  firaniöil- 
•cheo  VersammTungon,  und  leider  auch  im  Frankfurter  Parlamente  entstandene. 

20* 
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die  Näcbriehten  über  das  VorgefoUone  sachgetreu  und  ohne  absichtliche  oder 
unabsichtlichö^Entstellungen  iipd  Zusätze  zur  aUgemeinen'Kehntniss  kommen; 
endlich,  bleiben  "die  gedruckten' JBerichterfetattungen  uiid  mögen  auch/in  spä- 
teren Zeiteü  und  in  entfernten  Ländern  zur  Erläuterung  von  Thatsachen, 
Rechts-  und  Zweckn^ässigkeitsfrägen  benützt  werden.  —  Es  sintfaBer dreierlei 
versehiedene  Arten  von  Bekanntmachung,  durch  die  -Pjf^^e  mOgUdh. 

Erstens  Ist  der  Druck  der  amtlio-hen  Protokolle  der  Versammlung 
nicht  nur  wünschenswefth  ,•  sondern  spgar  nothwendig,  Indem  eine  bloss 
schriftliche  Niederlegung  in  einer  einzigen  Ausfertigung '•  beschwerlich  zum 
Gebraitche- und  den  Meisten  unzugänglich,  ist.  Diese- Protokolle  sindn^ür- 
lich  von*  den  Beamten  der  Yersammlutig  selbst  aulB^unehüien  und  muss  die 
Richtigkeit  ihres  Inhaltes  über  jeden  Zweifel  gestellt  werden.  Das  zu  diesem 
Ende .  in  manchen  Ständ^versämmlungen  gewählte  Mittel  der  Verlesung,  des 
ganzen  ProtokoUes  in  der  nächsten  öffentlichen  Sitzung  ist  übrigens  wohl 
kaum  zur  Erreichung  der  vorgesetzten  Absicht  geeignet.  Gar  bald  widmet 
nämlich,  aller  Erfahrung  gemäss,  die  Versammlung  dieser  Mittheiludg  nicht 
die  mindeste  Aufmerksamkeit,  so  zwar,  dass  die  Stimme  des  vorlesenden 
Schriftführers  in  Mitte  des  Geräusches  der  erst  ^eintretenden  Mitglieder  und 
der  Einzelgespräche  gar  nicht  vernommen  wird.  Weit.bess'er  daher  er- 
scheint  die  (z.  B.  die  in  der  würftembergischen  Abgeordnetenkaipmer  ge- 
bräuchliche)  Feststellungs  weise ,  nabh  welcher  jedes -.Protokoll  so  schleunig 
als  möglich  vorläufig  gedruckt  und  Jedem  einzelnen  Mitgliede  zugestellt  wird. 
Die  in  der  nächsten  darauf  folgenden  Sitzung  öffentlich  vortubringenden  Ver- 
änderungsverlangen werden  alsbald  erledigt  und  dann  die  Protokolle 'vpn  der 
Versammlung  acls  richtig  anerkannt'.  —  Wie  immer  übrigens  zu.Stand^  *ge- 
bracht,  sollten  die  amtlichen  Protokolle  nur  die  zur. Kenntniss  der  vorge- 
kommenen  Thatsachen  wirklich  nöthwendigen  Aufzeichnungen  enthalten.  Also 
die  sämmtlichen  Aktenstücke;  alle  Anträge^  sei  es  des  Vorstandes  *sei  es 
einzelner  Mitglieder;  die  gefassten  Beschlüsse,  (beide  natürlich  wörtlich;) 
endlich  die  Abstimmungen  nach  sachlichem  Ergebnisse  und  iiach  Zahl  der 
Stimmen.  Die  Verhandlungen  .selbst ,  also  die  Reden  oder  kürzeren  Aeusse- 
rungen  der  einzelnen  Mitglieder, -werden  dagegen  hier  besser  .weggelassen ,  in 
80  ferne  nicht  bestimmte  Wort^  oder  Handlungen  unmittelbai'  zu  amtUaheu 
Schritten  führten.  Theils  ist  ihre  amtlich  genaue  Aufzeichnung  nicht  mög- 
lieh,  und  man  läuft  also  Gefahr'  eine  thatsächlich  unrichtige  Darstellung  zu 
beglaubigen;  theils*  werden  die  Protokolle  dadurch  für  den  regelmäS3igie0 
Gebrauch  viel  zu  umfangreich,  überdiess  ihre  Anfertigung  durch  die  Beamten 
der  Versammlung  sehr  dadurch  verzögert;  thcils  endlicb"  öind  die  Aeusse- 
rungen  des  einzelnen  Mitgliedes  kein  Bestandtheil  der  Beschlüsse.  Ihre 
Wichtigkeit  für  .die  Auslegung-  der"  letzteren  soll  picht  in  Abrede  gezogen 
Wcrdei^,  wie  diess  oben  (S!  124 fg.)  näher  ausgeführt  ist,  allein  zum  Zwecke 
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ihrer  Aufbewahnuig .  sinS  einer^  Aufnahme  in  das  amtliche  Protokoll  andere 
Mittel  vorzuziehen  *). 

Hierzu  dient  ntolich  vor  Allem  das  zweite  mögliche  Veröffentlichungs- 
mittel,  der  Druck  der  von  Geschwindsöjireiharn  aufgezeichneten  Dar- 
stellungen aUes  während  der  Sitzungen;  Vorgekommcnert  und  Gesprochenen, 
und  zwar  in  der  Forjn 'einer  eigenen  in  sidi  ahgeschlossenen  Unternehmung. 
Diese  Aufeeichnungwi*  sind*  vollständig  dasli  geeignet,  ein  getreues  Bild 
dessen  ^  Was  sich  thatsächlich  ereignet  hat,  zu  gewähren  ^  gleichgültig  oh  das 
Vorgefallene  zu  den  amtlichen  yerhapdlungen  des  Hauses  gehörte  oder  nicht, 
und  sie  kön&en  somit  aftch  dem  nicht  persönlich  Anwesenden  einen  möglichst 
genauen  Begriff  nicht  Wo«  von  den  amtlichen  Schritten  und  schliesslich'en  Er- 
gebnissen ,  sondern  auch*  von  allen  einzelnen  Ereignissen ,  von  dem  Verlaufe 
der  Angelegehheitenund  von  der  ganzen  Haltung  der  Versammlung  verschaffen. 
Hier  sind  denn  namentlich  auch,  die  sämmtlichen  Reden  ;sowohl  der  Mitglie- 
der ^  der  Vertreter  der  Regierung  in  ganzer  Ausführlichkeit  zu  geben.  •- 
Pie  Bedeutung  einer  atntlichen  Aufzeichnung*  haben  solche  .stenographische 
Berichte  allerdings  nicht,  da  sie  nicht  von  den  Beamten  der  Versammlung 
ausgehen,,  noch  von  dieser  gekannt  und  genehmigt  ^ind;  dennoch  .ist  es 
wünschehswerth,  dass  sie  möglichst  zuverlässig  seien.  Zu  dem  Ende  dient 
denn*  aj)er  theils  eine  Mitfheilung  des  angeblich  Gesprochenen  an  jeden 
Redner  vor  dem  Abdrucke ,  damit  er  Unrichtigkeiten  verbessere ;  theils  eine 
regelmässige  allgemeine  Ueberwachung  des  Unternehmens,  sei  es  durch  ein 
Mitglied  der '  Versammlung ,  welches  sich  dazu  verbindlich  macht ,  sei  es 
durch  einen  dazu  zu  bestellenden  Beamten  des  Hauses.  Das  Zustandebringen 
des  Unternehmens  und  die,  durch  aussergewöhnlicbe  Wohlfeilheit  sehr  zu 
befördernde,  weite  Verbreitung  der  Berichte  mag  etwa  durch  ^inen  Geldzu- 
schnss  von. Seiten  der  Versammlung  bewerkstelligt  werden*). 

Eine  dritte,  und  die  der* unmittelbaren  Wirkung  nach  wichtigste,  Ver- 


1)  Ueber 'die  Oründe  für  and.greg^ii  ansfHhrliche  amtliche  Protokoüe  s.  meinan^ondUä^**, 
8.  IS  fg.  Die  Bestimmailcren  über  die  Abfassung  des  Journals**  der  beiden  enÄrüscheo  H&mer  8.  bd . 
May,  l.Aafl.ffir.l56fi^.;  die  amerikanischen  Bestimmungen  undUebangenbeiCnshing,  S.  168i^. 
*  2)  Das  fib«rall  gfiftthlte  Bedäi;ftiis8  einer  vollständigen  Bekanntmachnng  nnd  Aofbewahrnng 
aller  in  einer  VeprSsentativen  Versammlang  vorgefallenen  Ereignisse  nnd  geschebeixen  Aensse- 
mngen  wird  in  den  verschiedenen  Ländern  allerdings  in  ^was  abweichend^  Weise  befriedigt; 
aHeia  natoil^mnäss  beruht  die  •  gewählte  Bekanntmachung  immer  auf  Anfreichnnngen  anwesen- 
de» imd  m  richtiger  Beobachtung,  in  den  StAnd  gesetzter  Geschwindschreiber.  In  England  be- 
stehe bekannflicb  das  mit  der  Regierung  Georg's  in.  be^nnende,  itzt  einige  Hunderte  von 
Banden  mq^äMiende,  Werk  von  Hansart^The.parllamentary  debates**,  sammt.der  difffirttheren 
Zeitea  in'  thanlichster  Ausführlichkeit  und  Richtigkeit  schilderpden  .„Parliamentary  history** 
(36  Bde.%  Dier  Verhandtjmgen  des  Congresses  der  .Vereinigten  Staaten  sind  in  verschiedenen 
Sanünlongen,  snsamraen  mehr  als-lOO  Bände  umfassend,  enthalten;  namentlich  in  Gates  alid 
SeätoVs  Annais 'ofCongress'^  deren  Register  of  Debate«  und  In  Blair  and  Rive'^  Ckingres- 
doiial  Globe. .  Ffir  die  französischen  Versamminugen  sQit  der  Revolutfon  ist  der  Moniteur  eine 
ebenso  ausfahVliche,  als  im  Ganzen  zitveflässifife  Quellf^.  Eigene  stcnoi^a^ische  Berichte  aohil- 
dem  die  VoHSUIe  nnj|  Vorträge  in  mehreren  deutschen  Versammlungen.  So  die  des  ErankAirter 
Parlamente,  der'preussischen  Kammern,  neuester  Zeit  der. zweiten  Kammer  in  Bayern  u«  9.  w. 
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öffentlichung  geschieht  durch  die  Zeitungen.  Diesen  muös  allerdings  über- 
lassen  bleiben,  wie  viel  und  in  welcher  Weise  sie  mittheilen  wollen,  indem 
je  taach  denr  Umfange ,  dorn  Zwecke  und  dem  Leserkreise  eines  Blattes  ver- 
schiedene Darstellungsweisen  geboten  oder  wenigstens  an  der  Stelle  sind, 
übcrdiess  an  diese  Privatuntemehmungen  keine  Zwangsforderungen*  hinsicht- 
lich der  Ausführlichkeit  gestellt  werden  können,  Ton  einem  Einstehen  der 
Versammlung  selbst  für  die  Richtigkeit  dieser  Art  von  Mittheiilungen  ist  so- 
mit  keine  Rede,  und  es  bleibt  jeder  einzelnen  Zeitung  überlassen,  sich  das 
Vertrauen  ihrer  Leser  jdurch  die  Art  ihrer  Berichte  zu  erwerben.  JDennoch 
liegt  es  gar  sehr  im  Interesse  der  Versammlung,  die  öffentlichen  Blätter  in 
die  Lage  zu  bringen,  ihre  Aufzeichnungen  mit  möglichster  Zuverlässigkeit 
machen  zu  können.  Die  grösste  Zahl  der  Bürger  erhält  doch  nur  auf 
diesem  Wege  Nachricht  von  den  Verhandlungen  der  Repräsentatipn ,  so 
dass  die  öffentliche  Meimmg  sehr  wesentlich  hierdurch  bestinnnt*  wird; 
und  wenn  auch  einseitige  Auffassungen  und  absichtliche  Färbungen  von  Sieiteh 
der  einzelnen  Blätter  nicht  vermieden  werden  können,  so  ist  es, doch  immer- 
hin gerathen,  diesen  wenigstens  nicht  die  Entschuldigung  zu  lassen,  dass  e»^ 
ihnen  unmöglich  gewesen ,  die  volle  Wahrheit  zu  Icennen.  Die  seit  Beginn 
der  französischen  Revolution  immer  weiter  verbreitete ,  am  Ende  selbst  im 
englischen  Parliamcnte  angenommene,  Einrichtung,  xien  Berichterstattern  der 
öffentlichen  Blätter  einen  Raum  im  Versammlungsorte  anzuweisen ,  von 
welchem  aus  sie  Alles  gut  sehen  und  hören  können,  ist  daher  durchaus  zu 
billigen. 

Von  selbst  versteht  sich,  dass  bei  geheimen  Sitzungen  die  Berichterstatter 
der  Zeitungen  ausgeschlossen  sind ;  die  amtlichen  Pi^otokolle ,  sowie  die  steno- 
graphischen "Berichte  werden  dagegen  auch  jp  solchen  Fällen  wie  gewöhnhch 
aufgenommen.  Ob  und  wann  dieselben  aber  air  Veröffentlichung  konunen  dür- 
fen, unterliegl  einer  ausdi'ücklichen  Bestimmung  der  Versanunlung  und,  falls 
die  Sitzung  auf  Verlangen  der  Regierung  geheim  war ,  auch  <ier  Zustimmung 
dieser  letztern.  -r  Eine  sehr  zweifelhafte  Frage  ist  es  dagegen,  ob  einer  reprä- 
sentativen Versammlung  selbst  das  Recjit  zustehen  soll,' verläumderisehe  Ent- 
stellungen der  Thatsachen,  welche  angeWich  von  einer  Zeitung  begangen 
sind,  nach  gehöriger  Untersuchung  und  Richtigstellung  zu  bestrafen?  Das 
positive  Recht  .der  verschiedenen  Länder  ist  in  dieser  Beziehung  verschieden. 
Eine  Strafgewalt  wird  vom  englischen  Parlamente  unbestritten  ausgeftbt; 
ebenso  stand  es  den  französischen  Kammern  nach  den  Verifassungen  von 
1814  und  1830  zu.  In  der  Regel  aber  ist  eine  solche  Befngniss  den 
Kammern  in  keinem  Gesetze  zugetheilt  u^d  koiin  dann  auch  von  ihnen  nicht 
ausgeübt  werden.  i[ Allerdings  ist  auch  die  englische  Uebnng  durch  kein  aus- 
^rüekUches  Gesetz  begründet;  allein  daraus  ergiebt  sich  doch  .kein  Vorgang 
ftr  andere  Versammlungen.  Es  wird  nämlich  das  Strafe-echt  der  Parliaments- 
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h&asor  nicht  etwa  aua.  dem  Wesen  der  Volksvei-tretnng  abgeleitet  oder  auf 
irgend  eine  anvermeidli«he,  also  auch  rechtlich  zu  vertheidigende ,  Noth wen- 
digkeit gestützt ;  sondern  es  ist  die  logische  Folge  einiger  eigenthümlicher 
Sätze  des  sonstigen  englischen  jRechtes.  Das  Parlianient  gilt  nämlich  als 
oberster  Gerichtshof  des  Landes;  jedes  englische  Gericht  hat  das  Recht,  eine 
ihm  erzeugte  .Missachtung  selbst  zu  bestrafen ;  eine  falsche  Darstellung  des 
amtlichen  Verfahrens  eines  Gerichtes  ist  aber  als  eine  strafbare  Missachtung 
anerkannt:  und  so  beruht  also  dieses  ganze  Strafreclit  gegen  verläumderische 
Zeitungsschreiber  auf  einer  Eigenschaft  der  beiden  Häuser,  welche  keiner 
anderen  St&ndeversammlung  zusteht.)  ßei  einer  Prüfung  aus  allgemeinen 
Rechts-  und  Zweckmässigkeitsgründen  isf  Gewichtiges  für  beide  Seiten  der 
Frage  vorzubringen.  Für  eine  Züsprj^chung  des  Rechtes  nämlich  kann  an- 
geftlhrt  werden:  dasä  es  der  Vertretung  der  Nation  unangemessen  sei,-  als 
Klägerin  gegen  einen  Privaten  aufzutreten  und  sich  als  Parthei  unter  einen 
Richter,  vielleicht  sehr  untergeordneten  Ranges,  zu  begeben;  dass  die  Füh- 
ruilg  des  Beweisfes  mit  grossen  ünzuträglichkeiten  für  die  Beamten  ond  Mit- 
glieder  der  Versanmilung  verbunden  wäre ;  dass  das  Recht  der  Vertheidigung 
und  des  Gegenbeweises  von  dem  Gegner  auf  eine  herabwürdigende  Weise 
missbraucbt  werden  möchte ;  dass  bei  gerichtlichem  Verfahren  Verzögerungen 
eintreten  könnten  ja  beinahe  müssten,  welche  den  ganzen  Erfolg  in  Frage 
stellen  würden,  während  vielleicht  aus  \vichtigen  politischen  Gründen  ein 
schleuniger  Spruch  Bedürfoiss  sei;  endlich  dass  ein  Missbraucfa  der  Straf- 
gewalt  kaum  zu  befürchten  stehe  bei  einer  so  grossen,  vielfach  aus  bedeu- 
tenden Männern  zusammengesetzten  ^  unter  der  Ueberwachung  der  vollsten 
Oeifentlichkeit  handelnden  Versammlung.  Gegen  die  Berechtigung  der  Ver- 
sammlung aber  lässt  sich  einwenden:  die  Vereinigung  vom Kläger  und  Richter 
in  Einer  Person ;  die  Verletzung  des  Grundsatzes ,  dass  keine  ausserordent- 
lichen Gerichte  bestehen  sollen;  die  Möglichkeit  einer  leidenschaftlichen  Be* 
handlang  und  Entscheidung  durch  die  verletzte  Versammlung;  die  falsche 
Stellung ,  in  welche  sie  durch  eine  geschickte  und  .  kecke  Vertheidigung 
des  Angeklagten  gerathen  könnte.  Die  letzteren  Erwl^gungen  sind  nun 
nnzweifelhafk  die  schlagenderen,  schon  weil  sie  mehr  dem  Rechte  als  der 
Zweckmässigkeit  angehören;  auch  reizen  die  von  französischen  Kammern 
gemachten  Erfahrungen  nur  wenig  zur  Wiederholung  solchen  Verfahrens.  Es 
bleibt  also,  trotz  unläugbarcr  Unzuträglichkeiten,  hur  der  Rath  übrig,  Ver- 
letzitngen  der  Ständeyersanmilungen  lediglich  nach  dem  gemeinen  Rechte  des 
Landes  zu  behandeln,  ^Iso  im  Zweifel  eine  Klage  derselben 'bei  dem  ge- 
wöhnlichen Richter  zu  erwarten.  Dagegen  kann  es  allerdings  keinem  An- 
stände unterliegen,  wenn  gesetzlich  den  Zeitungen  die  Verpflichtong  anferi^ 
wird)  die  von  einer  Klammer  eingesendeten  Berichtigungen  einer  DarsteUnog 
selbst  zu  veröffentlichen ;  und  Niemand  wird-  etwas  dagegen  einwenden ,  wen 
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der  Aasschüsse  da  anwendbar  ist,  wo  ein  vollkommenes  Yertrauen  iir  die 
Fähigkeit  and  vor  Allem  in  die  Unpartbelliclikeit'  des  Vorsitzenden  besteht 
Ein  Bolcbea  V^rtraueji  wird  nun  aber  blos  anter  zwei  Voraassetzimgen  statt- 
haben ^  nämlich .^imiial;.  wenn  durch  eine  lange  .parlamejitariscbe  Umhang 
ein  Missbrauch  .der*  Hechte  des  Vorsitzenden  zu  einer  moralischen  UiutoOg- 
liclikeit  gewQrden  ist.;  Zweitens,  wenn  die.  Versammlung  selbst,  ebenfalls  .in 
Folge. gründlicher  politischer  Bildung,  bei  der  Wahl  jles  Vorsitzenden  zu- 
nächst  auf  dessen  persönliche  Thätigkeit  jind  besonderr  auf.  seihe  tJnparthei- 
lichkeit.Rticksicht  nimmt,  nicht  aber^  oder  wenigstens  nicht  in  er$ter  Linie, 
auf  'seine  Pärtheiätellung;'.  Diese  Voraussetzungen  sind  denn,  nun:/ aber 
keineswegs  4ibe'rall  vorhanden;  am  wenigsten  .alsbald  nach  der  Einfiührung 
des  repräsentativen  Systemes.  Und  wenn  gar^  wie  in  Amerika  offen  zuge- 
standen .  und  ungescheut  gehandelt  wird  ') ,  das  £mennungsrecl\t  des  Vor- 
stände^ lediglich  im  Sinne  und  zum  Vortheile  seiner  Porthei  bestimmt  ist: 

•         ■  «      '  •  . 

so  ist  diese  Art ,   die  Ausschüsse  zu  bilden ,  von  allen  unzweifelhaft  die 

.•  -  •    .  • 

'schlecktest^.    .  •       *  •  .       . 

*  .'.  ■■  •'  ■  ■"^' 

Unter  diesen  Umstäiiden  ist  denn  wohl  die  Frage  nach  der  Bfldüng 

•  '•  ■  .      '  .-  .    ■■     ■  •     .  *■  ■  .  * 

der  Ausschüsse  schliesslich  dahin  zu  beantworten:  dass  eine  Znsammen- 
Setzung  durch' Looß.  nur-  in  den  oben  näher  bezeichneten  gleichgültigen 
Fällen  möglich  ist;  QÜie  Wahl  durch  schriftlfche.  Abstimmung  der  ganzen 
Versammlung  höchstens  für  kleinere  Ständeversammlungen  passt ,  welche 
zu  einer  Abtheilung-  in  Sektionen  nicht  zahlreich . genug  sind;  dass  also 
eine  Wahl '  durch  Sektionen ,  (nafnentlich  mit  der  Möglichkeit  eines  Zu- 
satzes aus  der  vollen  Versammlung),  oder  namentlicher  Vorschlag  des 
Antragstellers  so  lange  das  Richtige  ist,  als  nicht  eine  Uebertragong.  der 
Zusammensetzung  an  den  Vorsitzenden  allein  als  möglich  erscheint.  Ob 
aber  dieser  letztere  Orad  von  Ausbildung  bereits  eingetreten  s^ie  ,*  lässt  sich 
dadurch  erph>ben,  dass  dem  Vorsitzenden  versuchsweise  düe;  eine  oder  die 
andere  Bildung  eines  Ausschusses  .  übertraget}  und  nun  die  Erfahrung  be- 
fragt wird,  ob  sie  zur  Zufriedenheit  der  Versammlung  ausfällt.  Ist  dem 
abo,  so  mag  die  Uebung  ausgedehnt  und  allmähllg  .zur  gewöhnlichen.  Ord- 
nung  der  Dinge  gemacht  werden;'  im  entgegengesetzten  Falle  kehrt  man  in 

den  andern  Besetzungsarten  zurück.  '  .     *\-       - 

•  •    .  ■  * 

.  ;4.    Oefföntlfchkeit  der  Verhandlangen. 

•  •  •  ■  .      • 

unzweifelhaft  giebfes  Fälle,  in  welchen  eine  repräsentative  Versamm- 

•  •'*..■•  •         '    .  "    .  ■."■ 

lung  Verständigerweise  nur  bei  verschlossenen  Thüren  verh^d^ln  und'be- 
schlieasen,  dnd.  in  welchen  auch  eine  Bekanntmachung  des  Vorgefallenen 

r r-- ; ..  ••  .  ••     ^ 

darchztMeCzei^  tein 'würden  ^  ye^rigrent  isf^anoh  die  Wahf  datch  (ien  Oeeammtrorttand  .kum 
Je  snr  AiiwenJunff  gekommen.  .  .  *     *  '  - 

1}  8.\Cqs]il  jygf  Law  und  practice.of  Le|^l.  AMenbUes,  -e«  78^.  .     ,  * 
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Berftckfichtigang  8chon  bei  der  Vorbereitung  einznräainen.  Hierdurch  wird 
man  aber  sowohl  einer  sachlichen  besseren  Bearbeitung  der  Frage ,  als  auch 
einer  rahigeren  Verhandlung  im  Hause  selbst  versichert.  Endlich  ist  es 
nicht  gleichgültig,  dass  dadurcli  eine  billige  Vertheilung  der  Geschäfte  leicht 
zu  bewerkstelligen  ist.  —  Aber  es  treten  freilich  auch  Bedenken  entgegen. 
Einmal  die  Möglichkeit  grosser  Partheilichkeit ,  sei  es  gegen  Antragsteller 
sei  es  gegen  ganze  Abtheilungen-  der  Versammlung.  Sodann  aber,  und  zwar 
als  noihwendige  Folgen  einer  solchen  Ungerechtigkeit,  heftige  und-  ausge- 
dehnte Verhandlungen  in  der  Versammlung  und  eine  entschiedene  Abneigung 
liancher  gegen  den  Vorsitzenden.  Diese  Schattenseiten  sind  so  bedeutend, 
dass  von  einer  Annahme  der  Einrichtung  nicht  die  Rede  sein  kann ,  wenn 
sie  sich  nicht  beseitigen  lassen.  Es  leuchtet  nun  aber  wohl  ein,  dass  durch 
die  blosse  Vorlegung  der  getroffenen  Zusammensetzung  zur  Billigung  oder 
Missbilligung  der  Versainmlung  selbst  dieser  Zweck  nicht  erreicht  werden 
kaniL  Diese  Vorlegung  versteht  sieb  freilich  von  selbst;  allein  eine  Aus- 
übung des  der  Versammlung  zustehenden  Rechtes  der  Verwerfung  oder 
Um&nderung*^  der  Zusammensetzung  ist  ein  sehr  häckeliges  Unternehmen, 
welches  leicht,  zu  ärgerlichen  Persönlichkeiten  und  zu  bitterer  Störung  an- 
statt Förderung  der  Geschäfte  führen  kana,  ausserdem,  namentlich  bei 
häufigerer  Anwendung,  höchst  bedenklich  wäre  ftlr  das  Ansehen  des  Vor- 
sitzenden. Es  kann  also  eine  solche  Veränderung  der  Zusammensetzung 
eines  Aasschusses  durch  den  Vorsitzenden  nur  als  ^in  Nothbehelf  und  als 
ein  Aasnahmefiall  betrachtet  und  angewendet  werden.  Auch  von  der  Modifi- 
kation, dass  der  Vorsitzende  seine  Wahl  nur  unter  Billigung  des  Gesammt- 
Torstandes  der  Versammlung,  also  des  oder  der  Vicepräsidenten  und  der 
Schriftführer,  zu  treffen  hätte,  lässt  sich  keine  Beseitigung  des  möglichen 
ü^bels  erwarten.  Wenn  nämlich  dadurch  auch  persönlichen  Abneigungen 
des  Prftsidenten'  begegnet  wird,  so  sind  Partheiwahlen  nur  unvollkommen 
verhindert,  da  die  sämmtlichen  Beamten  der  Versammlung  von  derselben 
Mehrheit  und  in  derselben  politischen  Richtung  gewählt  zu  sein  pflegen« 
Ausserdem  wird  an  die  Stelle  der  einfachen  objektiven  Zweckmässigkeit 
jedenfalls  der  Schein,  vielleicht  auch  die  Wirklichkeit,  einer  Vereinbarung 
oder  einer  Meinungsverschiedenheit  gesetzt.  Namentlich  wird  es  nicht  gut 
wirken,  wenn  sich,  (was  ja  doch  möglich  ist,)  in  dem  Gesammtvorstande 
bleibend  eine  Mehrheit  und  eine  Minderheit  hinsichtlich  der  Besetzung  eines 

m 

Ausschasses  bildet,  diese  Thatsache  aber  den  Betreffenden  und  der  Ver- 
sammlang  bekannt  wird  ^).  —  Das  Ergebniss  ist  also,  dass  diese  Bildung 


1)  Wenn  der  VerfiMser  (e.  nVorschlägo^  8.  31,)  fUr  das  frankfurter  Parlament  eine  Braennong 
im  AnaerhtttiiT  dnreli  den  Geaammtroratand  anrietli,  eo  gesduA  es  in  der,  daroh  die  spätem 
Erei^niase  aacli  nicht  widerlegten,  Voraossetzuog,  dafvs  in  einer  nediweudig  stilrmiachen  und 
Ton  Parteien  serrisaenen  Versamminnflr  eiDseitier«  Emenoonsren  durch  den  Präsidenten  nicht 


^  4. 

■*  *!■  •    •    •*■  • 
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begrandcn,  nicht  versagt  werden  kann,  so  lässt  sich  in  dieaer  Fom  fMt 
Alles  eben  so  gut  vorbringen,  als  wefun  von  der  Frage  selbst  fldKmdie 
Rede  wäre. 

Das  Ergebniss  ist  denn'  also  wohl ,  dass  zwar  die  in  Frag;e  siebenden 
Beseitigongs  -  und  Schutzmaassi*egeln  immerhin  in  die  tjeschäftsordnnngen 
aüfgeiiommen  werden  mögen,  weil  sie  doch  zi^eilen  einen  Nutzen*  ge- 
währen^ dass  aber  die  eigentliche  Hülfe  gegen  solchen  Unfug  anderwärts 
gesucht  werdefa  muss. 

Die  Hauptsache  wird  allerdings  ein  -  richtiges  Wahl  -  und  Emennun'gs- 
system  der  Volksvertreter  sein ,  so  dass  mit  Wahrscheinlichkeit,  einer  aus 
gebildeten,  ernsthaften  und  ehrenwerthen  Männern  bestehenden  Versammlung 
entgegen  gesehen  werden  kann.  Eine  schlecht  zusanmiengesetzte  Versamm- 
iung  wird  sich  auch  schlecht  betragen,  welche  Geschäftsordnung  man  ihr 
geben  mag>;  eine  aus  gesunden  Bestandtheilen  gebildete  dagegen  kaum  einer 
Abhaltung  von  niedrigem  Gebahren  bedürfen.  —  Sodann  aber  muss  im  ein- 
zelnen Falle  die  Kraft  und  die  schnelle  Entschlossenheit  des  Vorsitzenden, 
sowie  die  Entschiedenheit  und  Zähigkeit  der  Mehrheit  in  der  Versammlung 
das'  Bbäte  thun.  Wenn  Querköpfe  und  Unruhestifter  durch  hinreichend  zahl- 
reiche, und  entschiedene  Erfahrungen  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dais  ihre 
Plane  an  der  Einsicht  und  Festigkeit  der  Versammlung  scheitern,  und  wenn 
nicht  unzeitige  Höflichkeit  und  falsche  Sucht  nach  dem  Beifall  des  Pöbels 
dieselben  einer  beschämenden  Aufdeckung  ihrer  einfältigen  Faseleien .  oder 
schlechten  Absichten  entzieht:  so  wird  auf  die  Dauer  ihre  Lust  ermatten. 
Ist  aber  einmal  die  Uebung  eines  anständigen  Verhaltens  und  einer  staats- 
männischen Behandlung  der  Geschäfte  in  einer  Versanmüung  befestigt,,  dann 
wird  es  auch  dem  scblechtest  Gesinnten  schwer,  sich  davon  zu  entfernen. 

6.    Die  persönlichen  Vorrechte  der  Mitglieder^ 

Im  englischen  Parliamente  besitzen  die  Mitglieder  schon  seit  Jahrhun- 
derten das  Recht,  von  keiner  ihrer  Handlungen  und  Reden  in  der  Versamm- 
Iung  irgendwelche  Rechenschaft  geben  zu  mti'^en,  als  dem  Hanse  selbst 
Ausserdem  ist  ihnen  durch  Gewohnheit  und  Gesetz  Fraheit  von  Schüldbaft 
zugesichert  ').  Völlig  das  Gleiche  gilt  seit  ihl'er  Selbstständigkeit  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika ,  und  zwar  sowohl  fQr  'den  CJOngress  als 


0  Die  Freiheit  der  Bede  für  ParUamentBmitglieder  geht ,  den  Schilftstelleni  über  das  ptf- 
lamentariBche  Becbt  xafolge,  bis  in  die  Zelten  Eduard'e  ni.  znrttdc,  and  ist  nameiitUeh  imter 
Heinrich  IV.  auf  das  FömiUchste  anerkannt  worden. '  Der  letzte  Versach  einer  VerleCrang  kam 
im  Jahr  1641  nnter  Karl  I.  vor.  Beflreiang  von  Schuldhaft  und  Von  AaspfÜndonflr  ist  bereits  an- 
erkannt anter  Eduard  I.,  und  FäUe ,  in  .welchen  das  %ine  oder  das  ander«  der  beidea  Hioser 
ein  verhaftetes  Mitglied  angenblicklich  befreite,  zum  l'heile  mit  sehr  gewaltthftti^en  SchritteB 
und  strenger  Bestrafting  der  volkiehenden  Beamten,  sind  liauflg  yorgekonuBen  bis  .fai  die  nener« 
Zeit,  Mitglieder  des  Oberhaoses  sind  daher,  weil  Uire  Eigenschaft  lebensUngUeb  ist,  dordiaas 
nnd  ZB  Jeder  Zeit  gegen  Scboldhaft  geschützt.    8.  May,  Law  of  Pariiament,  8.  76  tg^ 
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für  die  ▼ersammltingen  der  einzelnen  Staaten^}.  Auf  dem  europäischen 
FestÜBiide  sind,  und  zwar  zuerst  in  den  französischen  ')  Yersamnüangen, 
dann  aber  auch  in  den  meisten  übrigen  Staaten,  namentlich  den  deutschet^  % 
diese  Vorrechte  noch  dahin  ausgedehnt  worden ,  dass  das  Mitglied  einer 
volksvertretenden  Yersammlung  auch  bei  einer  Anklage  wegen  eines  geineinen 
Veiigehens  nur  mit  der  E|Jaubniss  der  Versammlung  in  Üntersuphung  gezogen 
oder  iir  Haft  genommen  Werden  darf. .  Höchstens  rechtfertigt  eine  Betretung 
auf  frischer  That  eine  Festhaltung;  und  auch  diese  nur  vorläufig  bis  zur 
Mittheilung  an  das  betreffende  Haus  und  zu*  dcsseil  nachträglicher  Zustimmung. 

Da  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Rechtsordnung  und  persönliche 
Begünstigungen  in  Strafsachen  dem  ganzen  Geiste  des  Rechtsstaateß  in  allen 
seinen  Formen  zuwider  sind,  und  es  namentlich  scheinen  muss,  dass  Die- 
jenigen ,  welche  den  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dein  Gesetze  zunächst  :ta 
vertheidigen  berufen  sind,  demselben  vor  Allem  in  eigener  Person  unterworfen 
sein'Bollten:  so  fragt  es  sich  allerdings,  ob  hinreichende  Gründe  zur  Recht- 
fertigung dieser  Bestimmungen  bestehen? 

Hier  ist  denn  jeden  Falles  zu  unterscheiden  zwischen  der  Befreiung 
von  den  gewöhiiUchen  Grerichten  wegen  der  in  Ausübung  der  Aufgehe 
des  Volksvertreters  begangenen  Handlungen,  und  der  Freiheit 
von  Anklage  und  Gefängniss  wegen  gemeiner  Vergehen  sowie  von 
Schnldhaft. 

üeber  die  Richtigkeit,  ja  sogar  die  unbedingte  Nothwendigkeit  der  erst- 


1)  8.  das  Nühere  bei  C  n  s  h  i  n  gr ,  ^enients  of  law  and  practice ,  8.  242  fg.  —  Auch  in  den 
wenii^en  amerikanischen  Staaten,  welche  eine  ausdrttclülche  Verfassungsbestinunnnff  über  dieses 
Recht  der  Mitglieder  nicht  enthalten,  (Virginien,  die  beiden  Carolinas,  Mississipi,  Jowa,  Texas 
Callfomien)  ^t  der  Grundsatz,  als  sich  von  seilest  yerstehend.  , 

S)  8.  die  VerflMsnng  von  1791,  Abschn.  V,  §  7  and  8;  Verf.  von  1793,  fi  43  and  44;  Karte 
Ton  1814 ,  I  51.  Die  itzt  bestehende  kaiserliche  Verfassung  enthält  keine  Bestimmungen  die- 
ser Art. 

3)  So  fai  Prenssen,  V.-U.,  I  8^  in  Bayern,  V.-U.,  VII,  1-26  und  27;  Württemberg,  V.-ü., 
I  85  and  184;  K.  Sachsen,  V.-U.,  §  83  und  84;  Baden,  V.-U.,  %  48  und  49;  6.-U.  Hessen,  V.-ü., 
$  88  nnd  84;  Kurfaesscn,  V.-U.  von  1852,  f  '68;  Nassau,  Patent  von  1814,  §  S;  8.  Weimar,  V.-ü. 
von  1850,  %lB'f  Oldenburg,  V.-U.  von  1862,  Art.  131,  $3;  Cobucg-Ootha,  $85 und 86;  Schwanburg- 
Sondeihäusen,  S  97  und  98  u.  s.  w.  —  Doch  sind  aUerdings*  auch  Beschränkungen  und  Modiflca- 
tionen  beliebt  worden.  Einer  8eits  nämlich  sind. in  mehreren  Grundgesetzen  bestimmte  Alten 
▼OB  Aeosserangen. für  straffällig  erklärt,  auch  wenn  sie  in  den  Sitzungen  getban. werden;  8o 
in  8a(jisen,  wenn  sie  „ein  besonderes  Verbrechen  oder  eine  persönliche  Beleidigung**  enthalten ; 
in  Hannover  „Aenss'emn  gen  hoch'verrätheri^hen  Inhaltes^  so  wie  Beleidigungen  imd  Verlänm- 
dangen**;  in  Wtlrttemberg  „Beleidigangen  oder  Verläumdungen  der  Regierung,  derStände- 
versanunlong  oder  einzelner  Personen** ;  in  Kurhessen  „Mi^jestätsbelcidigungcn  und  persönliche 
läirenkTinkangen**;  in  Weimar  nVeranglimpAmgen  der  Person  des  Landesherren,  Beleidigungen 
der  Begferang,  des  Landtags  oder  Einzelner**.  Waldeck  hat  sogar  seinen  Schutz  aof  den  Baü- 
destag  ausgedehnt.  Anderer  Soits  ist  die  Befireiung  von  Untersuchung  und  Verhaftung  wegen 
gemeineir ,  d.  h.  ausserhalb  der  Versammlung  begangener,  Handlungen  und  A^eusserungen-  sa- 
weilen  anf  gewisse  leichtere  Fälle. beschränkt ;  dagegen  .bei  schwereren  Vergehen  verweigert 
So  rSnmt  die  kurhedsische  .V.U.  von  1852  dem  Landtage  ein  l^nstimmuu^srecht  zu  Verhaftungen  nor 
ein  beiUrtfaeilen  von  Civilgerichten  oder  Polizeibehörden,  femer  bei  Freiheitsstrafen -tint er  drei 
Monaten ;  die  meiningensche  Verfassung  befireit  nur  von  Verhaft  in  Polizeisachen ;  das  hanno- 
versche Gesetz  von  1848  aber  ordnet  nur  Anzeige  ah  bei  einej  Vornahme  einer  Verhaftung. 
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genannten  Bevorrechtnng  katia.ein  Zweifel  kaum  obwalten.  Die  Mitglieder 
einer  Volksvertretung  sind  zur  üeberwäeUuijg  der  Regierung  und  zur  Ver- 
theidigung  der  Rechte  und  Interessen  des  Volkes  gegenQber  von  einer  irrenden 
Staatsgewalt  bestimmt.  £s  kann  nun  nicht  fehlen,  -dass  die'AusQbimg  dieses 
Auftrages  den  Gewalthabern  rzuweilen  sehr  ungelegen  ist,  und  dass  diese 
die  Besprechung  einer  bestimmten  Angelegenheit  gelbst  um  •  den  Preis  eines 
grossen^  Einsatzes  zu  vermeiden  wünschen.  Aach  mag  es  sich  leicht  hieben, 
dass  ein  bestimmtes* Mitglied  durch  eine  nachsichtslose  und  erfolgreiche  Er- 
füllung seiner  Pflicht  -der.  Regierung  persönlich  höchst  verhi^st  und  als 
ein  Haupthindemiss  für  die  Erreichung  ihrer  Absichten  betrachtet,  wird.  Es 
ist  nun  keineswegs  eine  Unmö^ichkeit,  dass  der  Wunsch,  eine  bestimmte  Ver- 
handlung zu  verhin4ern,  di^  Abneigung  gegen  einen  WidersacljeFjoder  die 

■  •/ 

Absicht,  ihn  in  einem  entscheidend.en  Augenblicke  ferne  zu  haltea,  .-sich  bis 

■•  ■»  •  . 

zu  dem  Versuche  verirre ,  unter  irgend  einem  Vorwande.  .eine  -gerichtliche 
Anklage  zu  erheben.  '  Nicht  nur  i^ie.  wirkliche  Ausführung  eüi^es  solchen 
Angriffes  und  die  damit  leicht  in  Verbindung  ^su  setzende  Verhaftung  des 
Gehassten  oder  Geftlrchteten  würden  aber  den  21weck  einer  augenbliddichen 
Hemmung  desselben  erreichen  lassen ;  sondern  schon  die  blosse  Besorgniss 
in  eine  Verdriesslichkeit  dieser  Art  verwickelt  zu  werden,  könnte  ein  Btönde- 
mitglied  zur  Unterlassung  einer  missliebigen  oder  nützlichen  PflichterfUJung 
bewegen.  Soll  also  nicht  die  .Wirksamkeit  der  ganzen  ypUrarertretung  in 
Ffage  gestellt  werden,  und  z^ar  gerade  bei  sehr  wichtigen  Aufgaben,  so 
müssen  die  Mitglieder  gegen  Eingriffe  der  richterlichen  Gewalt  in  ihre  amt- 
liche Thättgkeit,  und  also  auch  schon  gegen  Klagen  bei  Gericht  wegen  der- 
selben,-  gesichert  sein.  Diejenigen  Staaten  aber,  welche  eine  Verantwort- 
lichkeit vor  Gericht  wegen  einzelner  gesetzwidriger  Aevsserungen  zulassen, 
(s.  oben,  S.  315,  Note  2,)  öffnen  in  lobenswerthem  aber  missverstandenem 
Eifer  fQr  die  Rechtsordnung  eine  Lücke  zu  höchst  bedenklichen  Missbränchen. 
-;^  Damit  ist  denn  freilich  nicht  gesagt,  dass  ein.  Volksvertreter  keinerlei 
Verantwortung  für  seine  Handlungen  und  Aeusserungen  -in  der  Versammlung 
unterliege.  Im  Gegentheile  leuchtet  ein,  dass  eine  solche-  ünstraf barkeit 
eben^lls  auf  das  Gröbste  missbrauchjt  werden  könnte ,  und  zwar  in  Beziehung 
auf  die  ßtaatsangefegcnheiten,  anf  einzelne  Bürger  und  auf  die  Versanunhing 
selbst.  Ein. Ständemitglied  hat  allerdings  das  Recht,  jede  ihm  tad^sw.erth 
scheinende  Handlung  der  .Regierung  zur  SpfraChe  zu  bringen,*- zu  rügen  und 
Verbesserungsanträge  in  Beziehung  auf  dieselbe  zu  stellen ,  "wie  nnangenehm 
aach  eine  solche  Erörterung, sein  mag.  Wenn  die  Erfüllung  seiner.  Aufgabe 
e^noth wendig  macht,  so  mag  er  auch  die  den  Staat  berührenden  Handlangen 
Einzelner  an  die  Oeifentlichkbit  bringen,  und  ein  ürtheil  darüber  f^en.  Die 
Meinungsverschiedenheit  der  Mohrzahl  seiner  GenossenT  ist  kein'Grund^  dass 
CT  seine  Ansichten  verschweigen  müsste,  und  wäre  er  auch  gwiz-  allein  unter 
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Allen  seiner  Meinung,  und  es  muss  ihm  gcsiattet  sein,  die  Unrichtigkeit^ 
def  ihm-  entgegenstehenden  Meinungen    rait'Ttller    Schärfe    nach^Ontefsen: 
Allein   er  hat  nicht  das  Recht;  .die  unantastbare  Pqrson   des  Staatsober-; 
haaptes  zu.  beleidigen.    Er. hat  nicht  das  Reclit,  zu  einer  verfassungs-.ünd  - 
gesetzwidrigen- Handlung  aufzufordern,    auf  offenem  Xjndtage  die  Bürger 
zu   verbrecherischen  Handlungen  aufeufordern.     \Es  hat  nicht  das  Recht, 
die.  Versammlung  selbst,  deren  Beamte  uüd  einzelne  Mitgfieder  zu  injuri- 
ren,   den  gesetzlichen  Geschäft syorschriften "ungehorsam  zu  sein,   die  Ver- 
handlungen und  Beschlüsse  durch  Gewalfthätigkeiten  ader "  sonstigen  Unfug 
zu  stdreii.     Er  hat   endlich  nicht   das  Recht ,    einzelne  •  Staatsgenossen  zu     • 
verläumden  oder  sonst  an  ihrer  Ehre  in  ungerechter  Weise  zu  beschUdigön. 
Die  Volksvertretung  ist  eine  Anstalt  ^uni  Schutze  der  Rechte  und  nicht 
zu  derea  ungestrafter  Verhöhnung.    Wenn  denn-  alsb^  auch  überwiegende. 
Gründe  vorhanden  sind,  die  Mitglieder  wegen  ihres  Verhaltens  in  der  Ver-  • 
sammlaug  nicht  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte  zu  stellen,  so  muss  doch  für 
eine   anderweitige  ausreichende  Anstalt  zur  Vcrynderung  und  Bestrafung 
solcher  Rechtsverletzünget^   gesorgt  werden.     Diese  kann  deriii  aber' nicht* 
wohl  in  etwas  Anderöm  bestehen,  als  in  eiher  erilsprecheriden  Görichtsbar- 
keit  der  Versammlung  selbst.    Unzweifelhaft  ist  diese  kein  Gerichtshof  und  - 
haben  w^igstens  lange  nicht  alle  ihre  Mitglieder  die  Befähigung  zu  einem 
eigentlichen  Richtefamte ;  auch  lässt  sich  die  Möglichkeit  eines  Missbrauches 
von  Seiten  der«  Versannnlung ,  sei  es  nun  aus  Partheileidenschaft*  sei  es  uns 
persönlicher  Abneigung,  nicht  in  Abrede  zieheii:  allein  diese  Missstände  sind  •  - 
doch  entschieden  geringer  als.  dii?  einer  völligen  Straflosigkeit,  namentücli 
weil  die  Versamnilung  selbst  das  höchste  Interesse  hat,  keine  Missbräijche 
ihrer  Gerichtsbarkeit- eintreten  zu  lassen,    welche  sich  unversehens  gegen 
jedes  Mitglied  wenden' konnten,  und  weil  zur  Beurtheiluhg  der '  Sdiuld  in 
den  fraglichen  Fällen  es  nicht  sowohl  einer  gi-ündlicken  Reehtsbildung  als 
einfach  der  Eigcfnsclutften  eiiies  Geschworenen  bedarf.    Auch  zeigt  *4ie  I^r- 
Ehrung,  dasä  weiin  auch  in  dffr  parlaiilentarischen  Geschichte  einzelne'  Fälle 
von  wirklich  ungerechter.  Anwendung  der  Sträfgewalt  gegen  Mitglieder  vor- 
kommen,  diese  doch  höchst  vereinteelt  stehen",  und  dass  sich  den  Ständever- 
sammlangen  -eher  der  Vorwurf  einer  unkräftigen  HändhJ^buflg  der  Berelshtigung 
machen  lässt  %  '  * .         '    ' 


-  1)  Ist  dem  aber  also,  dann  kann  t^ch  die,  von  msbreren  deutgiiheA' V^rfkutia^en  zo^ 
lawene,  gerickUich«  Verfolgong  angeblich 'beleidigender  oder  .verläjxmderiKcher  Aeusserungcm 
gegen  die  Regierung  oder  gegen  Einzelne  nicht  gebUligt  werden.  Natürlich  soUen.&eohtsyer«- 
letzmigen  dieser  Art  fifcht  vorkommen,*  und  wenb  äe  begangen  -wurden  nic&t  ohne  Straft Dl.«i- 
ben-,  aUeia  es  Jleaditet  ein,  dass  der  ganze  beabsichtigte  und  nothwendiffe  S^^uts  der^ditgUeder 
auf  das  Leichteste  .oipgangen  we/den  kan^  durch  eifle  solche  MögUchkeit  geri6fatlicher  Klimme 
unter  dem  Verwände  persönlicher  Beleidigmig»  Auch  ist  der  von^öptl,  Staatsceeht,  &te  Aufl., 
8.  485,  'angeführte  Grund,  dass  Privatpersoncu  ausserdem  ohne  aUien . Rechtsschutz  gegen  Ver- 
unj^impitangen*  Stein  wilrdcn,  durchaus  umichtig.    Die  Vei'sammlung  selbst  ist;  auf  erhpbenc 
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Nicht  erst  des  Beweises  bedarf  es  nuu  aber,  dass  wenn  irgend  eine 
pbysiscBe  oder  moralische  Person  zur  Bestrafung  von  Rechtswidri|^eiten 
berufen  ist,  die  ihr  zu  crfheilende  Zuständigkeit  im  Verhältnisse  zu  den  ab- 
zurügenden  Handlungen  stehen  muss.  Eine  Gerichtsbarkeit,  welche  über 
schwere  Vergehen  zu  urtheilen  hat,  in  deren  Zuständigkeit  aber  nur  die  Er- 
kennung geringer  Strafen  liegt,  ist  nicht  nur  ungenügend  zur  Erreichipig  des 
Zweckes,  sotfdern  es  gereicht  ihr  eiie  solche  Schwäche  zur  eigenen  Unehre. 
Wenn  es  daher  auch  unzweifelhaft  bei  den  meisten  Fällen  ungebührlicher 
Handlungen  von  Mitgliedern  an  einfachen  Disciplinarmaassregdn -des  Vor- 
sitzenden oder  der  Versammlung  selbst  genügt,  so  ist  doch  unl&ogbi^  ein 
$uf  zur  Ordnung  oder  selbst  ein  von  der  Versammlung  förmlich  ausgekro- 
chener und  etwa  in  das  ProtocoU  eingetragener  Verweis  nicht  ausreichend 
bei  schwererem  Unfuge  oder  gegenüber  von  einem  besonders  firechen  und 
allen  Gesetzen  des  Anstandes  hohnsprechenden  Menschen.  Soll  eine  Stände- 
versammlung den  in  ihrem  Bereiche  liegenden  Theil  der  Rechtsordntihg  des 
Staates  wirklich  zu  schützen  im  Stande  sein,  und  soll  ni<iht  der  Auftrag  hierzu  in 
eine  bittere Demüthigung  für  sie  selbst  umschlagen:  so  muss  ihr  ein  grösseres 
Strafrecht  zustehen.  Ueber  die  Frage  aber,  welche  höhere  Strafen  gegen 
ein  seine  Stellung  missbrauchendes  Mitglied  sollen  erkannt  werdei»  können, 
mag  man  sich  des  Grübelns  enthalten.  Das  längst  erprobte  englische  Par- 
liamentsrecht  scheint  hier  ganz  die  richtige  Mitte  einzuhalten. .  Kesem  zu 
Folge  ist  nämlich  bei  schwereren  Vergehen  eines  Mitgliedes  Zuerkennung 
einer  Freiheitsstrafe  und  Ausstossung  des  Schuldigen  rechtlich  möglich.  — 
Durch  Verurtheilung  zur  Ausstossung  ist  die  Versammlung  ih  die  Möglichkeit 
versetzt,  sich  gegen  unverbesserliche  Rohheit  und  gegen  eme  beschimpfende 
€renessenschaffe  zu  schützen;  ausserdem  mag  sie  durch  diese  Strafe  ihre 
höchste  Misshilligung  einer  gegen  Dritte  begangenen  Rechtsverletzung  auf 
eine  unzweideutige  und  Genugthuung  gebende  Weise  aussprechen.  Dass  ein 
Missbrauch  dieses  Ausstossungsrechtes  möglich  ist,  kann  um  so  weniger  ge- 
läugnet- werden,  als  schon,  und  zwar  in  mehr  als  Einem  Staate,  schreiende 
Fälle  solcher  Ungerechtigkeit  vörgekonunen  sind.  Allein  nicht  nur  ist  bei  ■ 
der  offenbaren  Nothw^ndigkeit  dieses  Vertheidigungsmittels  hierin  kein  Grund 
zur  Verwerfung  zu  erblicken,  wie  denn  selbst  in  jenen  Ländern,  inwelcBen 
das  constitutionelle  System  am  festesten  gewurzelt  hat  und  mit  eifersüchtiger 
Strenge  aufrecht  erhalten  wird,    die  Maassregel  als  eine  sich  von  selbst 


Beschwerde,  gar  wohl  im  Stande  tuid  auch  rechtHch  verbanden,  li\jariexi  und  Veiiäamdiuigeo 
gebtthiend  su  ttigen.  Zwar  wohl  richtig  allein  spitzfindig  ist  die  en^iseh»  Anaicht,  datv  «tue 
von  einem  Mitgliede  in  der  Versammlung  vorgebrachte  und  später  von  ihm  aelba^  veröffeat- 
lichte  Beleidigung  eines  Privaten  den  gewöhnlichen  Gerichten  unterliege  i  v^  dieie  Verfiffeot-' 
liohung  ausserhalb  der  parlamentarischen  Thätigkeit  geschehe;  ^ass  aber  die  Oerichte  nicht 
einschreiten -dürfen,  wenn  die  Vcrölfoutiieliung  durch  die  Versammlung  selbst  (in  ihren  Proto- 
KoUen  n.  s.  w.)  amtlich  geschehen  sei.    Vgl.  May,  Law  of  Parllamenl,  8.  Sl  der  ersten  Aufl. 
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verstehende  betrachtet  wird ') ;  sondern  es  kann  auch  theils  eine  verwerfliche 
Anwendung  dnrch  die  Forderung  einer  grösse^-ön  Stimmenzahl  als  der  abso- 
luten Mehrheit  sehr  crschwehrt  werden,  theils  ist  durch  die  den  Wfthlern 
gelassene  Möglichkeit^  denAusgcstossenen  wieder  zu  wählen,  der  öffentlichen 
MeinoDg  eine  höchst  vnrksame  Controle  der  Versammlung  gegeben  •).  — 
Weniger  passend  erscheint  vielleicht  das  Recht  zu  Erkennung  einer  Haft, 
namentlich  weil  das  gestrafte  Mitglied  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  vnrd, 
seinen,  ihm  doch  nicht  entzogenen,  ständischen  Auftrag  zu  vollziehen. 
Es  ist  jedoch  zu  bedenken,  dass  es  Fälle  geben  kann,  in  welchen  zwar  ein 
völliger  Ausschluss  nicht  gerechtfertigt  erschiene,  und  doch  die  Yeiietznng 
des  Anstandes  allzu  bedeutend  oder  der ^  Trotz  eines  leidenschaftlichen  und 
ungebildeten  Mitgliedes  allzu  unbeugsam  wäre ,  als  dass  ein  bloss  in  Worten 
bestehender  Tadel  genügende  Abhilfe  gewährte.  Welches  andere  Stra&nittel 
soHte  hier  angewendet  werden  ?  Die  Besorg^niss  aber,  dass  eine  Versammlung 
ihr  Recht  zur  Erkennung  von  Freiheitsstrafen,  missbrauchen  -  und  etwa  in 
Hass  und  Leidenschaft  langes  <7eftlngniss  verhängen  könnte ,  lässt  sich  (so 
ferne  sie  überhaupt  ernstlich  gehegt  zu  werden  braucht,)  leicht  durch  die 
Vorschrift  beseitigen,  dass  mit  dem  Ende  des  Landtages  auch  jede  gegen  ein 
Mitglied  erkaitnte.  H^ft  von  selbst  aufhöre.  —  Allerdings  wäre  es  wünschens- 
werth,  das&  man  sich  mit  solchen  Fragen  gar  nicht  zu  beschäftigen  hätte; 
allein  man  darf  sich  weder  durch  falsche  Hoffnungen  einwiegen',  noch  durch 
eine  allzu  empfindliche  Sorgfalt  lür  die  Ehre  der  Repräsentation  verleiten, 
lassen ,  Nothwendiges  nicht  zu  besprechen  und  zu  entscheiden.  Wenn  daher 
manche,  namentlich  auch  deutsche,  Verfassungsurkuuden  und  Geschäftsord- 
nungen den  Kammern  ein  eigentliches  Strafrecht  gar  nicht  zutheilen,  sondern 
nur  leichte  Disciplinarmaassregeln  gestatten,  so  ist  dies  ein  Fehler,  welcher 
sich  bei  Gelegenheit  schwer  räehen  kann. 

Aach  die  Befreiung  der  Ständemitglieder  vom  unmittelbaren  Zugreifen 
der  Gericht^  bei  gemeinen,  das-  hcisst  mit  der  ständischen  Stellung  in 
gar  keiner  Beziehung  stehenden,  Rechtsverletzungen  oder  bei  Wechselschuld« 
beruht  auf  der  Befürchtung  eines  Missbrauches.  Niemand  kann  natürlich 
wünschen  oder  fordern,  dass  ein  Ständemitglied,  straffrei  ausgehe,  wenn  es  in 
der  That  gegen  die  allgemeinen  Gesetze  des  Staates  sich  vergangen  hat.  Die 
Wablorkunde  soll  und  darf  kein  Freibrief  sein  für  Betrug ,  Diebstahl ,  Mord 


1)  B.May,  a.a.  O.,  8.48  Ort.;  Cashing,  a.a.O.,  8^  850..  r^Daa  Recht,  ein  Mitglied  aafl- 
tugtoMen,  steht  mit  Noth wendigkeit  allen  Venammlungen ,  zumeist  aber  gesetsgebenden  Ver- 
tammlangen  xn,  welche  ohne  eine  solche  Beftigniss  nicht  mit  Ehren  bestehen  noch  ihren  Zweck 
exAUen  könnten.**  '    - 

S)  Von  den  deutschen  Ver£Msungen  oder  Oeschiiftsordnungen  erkennen  die  bayerische, 
iicbsiäche,  oldenbnrgische,  bnCunschweigiscbc,  mehilngensche  und  waldeckische  eine  Ausschlief« 
Bimg  ansdrackUch  an.  In  Meiüingen  und  Waldeck  sind  drei  Viertheile  der  8timmen  dasn  er- 
forderlich*; in  Sachsen  aber  kann, -auf  Verlangen ' des  Ausgestossenen ,  der  8taatsgerichtsho/ 
über  die  BestHudigkeit  der  Ausschliessung  erkennen.  '         ' 
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and.  I^jaudcsverrsrth.    Allein  es  wäre  ja  immerhin  mögCch ,  dass  dorch  eine 

, .     \  ■       .• . .  ■  .  •  ■         •    '  •  -  -  ■  ^ 

bewüsst  &lsche  Bezüchtigung  gemeiner  Verbrechen  oder  durch  falsche  Scbiüd- 
kla^en  die  Entfernung  eines  missliebigen  Volksvertreters,  oder  eine  allgeineiiie 
£)ins<niüchterung  verbucht  würde.  Die  Gründe,  welche  einen  besondem  Schirt] 
der  Volksrerlreter  gegen '  falsche  Anklagen  in  Amtssachen  al&  -  iiotkwendig 
erscheinen  lassen,  treten  also  auch  hier  ein;,  nur  ist  es  .weder  not^wendig, 

noch  wäre  es  passend,   der  Versamialung 'selbst  ein  Richteramt  .hier  ^M^ 

«■  .  •»     .  *        .  - 

räumen. '  Alles  Erforderliche*  ist  offenbar  geleistet,   wenn  ohüe'Yprgftiigi^ 

Eenntüiss  und  Erlaubni^s  der  yersamtnlung  gegen  keines  ihrer  3ütgli«der 

'■     .  » *     »■  .'.-••••  ■        .    *  ^ . 

eine  Untersuchung  od^r  gar  eine  Verhaftung  weg€|i- angeblicher:  Yerbrecbeii 

■  *    •     •  '  *• 

oder  Zählungsverjbindlichkeiten  angeordnet  werden  darf.    Damit -erhält  Jk 

Versammlung  volle. B^hjgung  zur  Beschützung.  ihrer  Angehörigen '  gegen 
Ränke-  und  Hinterlist.  '  Dass  aber  je  eine  Volksvertretung  dieses  Rec{it  zv 
Beeinträchtigung  der  Rechtspflege  und  zur  Schützung  vor.  wirkHch  verdienter 
Strafe  nrissbräuehe ,  ist  iüder  That  nicht  zu  befürchten.  Sowohl- Bhr-  als 
Pflichtgefühl  wird 'sie  davon  abhalten ;.  und  überdiess  ist  nicht  einmal  eip 
Interesse  denkbar,  welches  die  Mehrheit  einer  zahlreichen  YeräaBimhing 
besiegen  könnte,  einen  Amtsgenossen,'  welcher  sich  eines  gemeinen  Ver- 
brechens schwer  verdächtig  oder  leichtsinniger  Schuldeneingehong  schuUig 
gemacht  hat',  vor  den  rechtlichen  Folgen  seiner  Handlungsweise  ^  bewahren. 
Im  Gegentheile  werden^  sich  immer  dbe  Mitglieder  beeilen,. durch  Gewährong 
ihrer  Zustimmung  zu  gerichtlichem  Verfaliren  auf.  die  Seite  deä  Rechtes  and 
der  Staatsordnung  zu  stellen  und  sich  loszusagen  von  einem^  Genossen,  welcher 

ihnen  selbst  nicht  ^r  Ehre  gereicht.    Nur  bei  dringendem  .Verdachte  einer 

•       ■  ■  ■   •  .         • 

üblen  politischen  Absicht  oder,  einer  persönUchen  Bosheit,  ist  Verweigerong 
deB 'gerichtlichen  Eijischreitensr  zu  erwarten-;  in  diesem  Falle  aber  ist  jdfe- 
selbe -nicht  nur  igerechtfertigt,  sondeiji  selbst  erwünßchl.. 

Allerdings  sind  gegen  diese  letztere  Bevorrechtung  der -Stftndemitglledet 
auch  jBinwendungen  gemacht  worden,  und  zwar  von  gewichtiger  Seite.  Lap- 
^n her g  bat  (in  einer  ohne  sieinen  Namen  erschienenen  Schrift:  Die  Privi- 
legien der  ParlamentsgliedeF.^  Jlamb.,  1849)  den  grossen  Grundsatz  de» 
Staatsrechtes  der  Gegenwart.,  die  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze,  stark 
hervorgehoben  und  seine  Anwendung  auf .- Mitglieder  von 'Ständeversamm- 
lungen  als'  erhöhte  Nothwei^gkeit  hingestellt.  Aucfr  beweise  das  Beispiel 
von  England  (sowie  der  Vereinigten  Staaten),  wo  die  Parliämentsmltglieder 
der  gewöhnlichen  Strafgerichtsbarkeit  wegen  aller  ausserhalb  der  Versannn- 
hing  selbst  begangenen  Handlungen  unterworfen  bleiben  F)^  und  nur  die  Frei- 
heit von  Sfefeuldhaft  als  ein  nichtssagender  Ueberrest  mittelalterlicher  Zustände 


1)  Ueber  die^  «llerdinffR  fSB^rvt  richtige,  Ziutiindigkeit  der  eüfirÜBchen  and-amefikaniscbai 
Gerichte  bpl  gemeiuen  Vci^gehirn  der  Parliaincntyniitglicder  H.MaXi  ^aw  of ParliaineDt,  8.106^.; 
dV^r  die  tocbuischcu  Jumtischeu  EiinzeUiüiteu  Ctrehingj  t5.  226  fg. 
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bestehe ,  vollkommen  die  Unschädlichkeit  eines  solchen  Tlustande«.  —  Nichts, 
kann  theoretisch  richtiger  sein,  als  di^se  Ansicht ;  jedoch  unter  einer  Voraus- 
Setzung.  Wenn  nämliöh  in* einem  Xdnde  die  Gerichte  so  gestellt  und  so 
bestellt  sind,  dass  ein  upgebtbhrli^her  Einfluss  auf  dieselben  von  Seiten  der 
Regierung  und  namentlich  zu  unlauteren  politischen  Zwecken  eine  sittliche 
Unmögliohkeit  istj  wenn  fernet  in  einem  Lande  dei*  Geist  für  Gesetzlichkeit 
and  für  bürgerliche  Freiheit  «o  entwickelt  ist,  'd^ss  auch  der  entfernteste, 
Angriff  auf  Yerfa^nngsemrichtungen  einen  allgemeinen  'Sturm  im  ganzen 
Volke  erregeü  ^rde ;  wenn  ^und  wo.  also  ein  Missbraüch  des  Grundsatzes 
der  Gleichheit  vor  deni  Gesetze  zum  Zwecke  einer  Einschüchterung  der  Volks- 
Vertreter  oder  ziir  Bache,  an  denselben  als  undenkbar  erklärt  werden  kann: 
da  mag  allerdings  der  besondere  Schutz  gegen  eine  Besondere  Gefahr*  weg- 
fallen. Allein  eine  s^che  Ordnung,  des*  Gerichtswesens  setzt  das  Vorhanden- 
sein Qpj*  einzelner  we/nger,  selir. hochgestellter  und  nhr  mit  den /ausgeizeich-  ^ 
Detstieii . Männern  des  Landes  besetzter  Gerichte- voraus;  und  eiine  solche 
Entwickeloi^  des  öffentlichen  Lebens  wird  nicht  hervorgebracht  durch  die 

»  *        •  ■     " 

blosse*  EinfMlrung  einer  repräsentativen  Verfassung,  .sondern  iuxch  »eiuft 

"■■■>.  »      •     *  •     . 

generatio^enlaifgö  ifebung  derselben  in,  Freud  und  Leid.    Diese  Zustände  ' 
sind  denn  nun  aber^auf  dem  Festlande  nicht  in  dem  gehörigen  Maasse  vor- 
handen.   Die  grossd  Zahl: der  hier  für  nöthig  erachteten  Gerichte  bfmgt 
eine  W6septli(ih  ändere- Besetzung  derselben   and   qine -ganz  verschiedene 
Steüang  der  einzelnen  lUchter  mit  öicb.    Es  ist  daher  kein  ungerechtes  und 
durch  VhgtaJii  verletzendes  Misstrauen  in  die  Ehrenhaftigkeit  der  f^stlän-.  - 
dischen  Gerichte  /überhaupt,  wenn  die  MögHchkeit  angenommen  witd,  d^^s 
irgend  einer  d^  zahlreichen  Untersuchungsrichter  sich  durch  mächtige  Ein- 
i^irkung  eu' einem  unbegründeten  Verfahren  bestiihmen  lassen,  kdrintej  dass 
vielleicht-  selbst  bestimmte  Stellen  absichtlich  mit  fügsamen  und  zu  Allem 
bereiten  Männern  besetzt  werden  könnten.    Und  wie.  wenig  die  Rücksicjit  auf 
die  Öffentliche  Meifiungvon  den  offenbarsten  Eingriffen  in  Verfassung' und 
Recht Irfß  jetzt- noch  aBlÄlt,  davon  haben  leider  nur  allzu  viele  Fälle,  den 
Beweis  gelieÜDTt.  •Zunäch&talso  wenigstens  vermögen  die* Constitutionellen 
Staaten  des  Festiandes  einen  besonderen  Schutz  der  persönlichen  Freiheil 
und  der  ungestörten  Wirksamkeit  ihrer  einzelnen  Vertreter  noch,  nicht  zu 
entbehren.  •  .   ,    '  .    '      * 


V.  Hohl,  StMttrecht    Bd.  L 
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9.  • 

Oonitltationelle  Erfahnmgmit 

Ein  Beitrag  zur  Yerfassangspolitik  0* 

Es  war  in  der  That  keine  leichte  Aufgabe  fflr  die  deutschen  Stta 
als  es  sich  vor  vierzig  Jahren  zuerst  davon  handelte,  repräsentative  '^ 
fassangen  zu  gründen.  Theils  gewährten  die  eigenen  bisherigen  Einrklitiii 
and  Erfahrungen  gar  keine  Anhaltspunkte;  und  selbst  die  Vorgänge  in  aiui 
deutschen  Staaten  waren  in  jener  Zeit  noch  wenig  zahlreich,  ttberdiesi 
manchen  Beziehungen  wegen  wesentlicher  Verschiedenheit  der  Zostl 
nicht  wohl  anwendbar.  Theils  waren  die  neuen  Bestimmungen  sogleicb 
eine  unbegrenzte,  Jedenfalls  auf  eine  lange  Zukunft  festzustellen,  Aendena 
in  denselben  wo  nicht  ftlr  ganz  unmöglich  zu  erklären ,  so  tfoch-  wenigs 
sehr  zu  erschweren.  Es  mussten  also  Versuche  gemacht  und  gleich  A 
erste  Lösungen  bleibend  beibehalten  werden.  Theils  endlich  mr  die  y^B 
schaftliche  Bearbeitung  der  repräsentativen  Einrichtungen  noch  sehr  .Ittd 
haft  und  sogar  manchfach  auf  Abwege  gerathen,  so  dass  auch  sie  nnr  mfls 
und  selbst  unzuverlässige  HtOfe  gewährte. 

Unter  solchen  Umständen  wäre  es  mehr  als  ein  blindes  ülfiek,  es  1 
ein  Wunder  gewesen,  wenn  die  Verfassungen  dem  mehsöhlichen  Loose 
Unvollkommenheit  entj^angen  wären.    Die  unbefangenste  Selbdtznfrieden 
der  Urheber  oder  Zeitgenossen  konnte  sich  dessen  nicht. schmeicheln.  -^ 
ist  dem  nun  ths^tsächlich  auch  nicht  also.    Sowohl  Begehungs-.  als  Dl 
li^ssungsfäiler  lassen  sich  jedem  dieser  Grundgesetze,  ^enn  schon  in 
schiedenem  Maasse,  nachweisen.    Auf  der  anderen  Seite  begiebt  es 
freilich  auch,  gleichsam  zur  Entschädigung,  dass  Nutzen  aus  Einrichtni 
hervorgeht ,  welche  darauf  gar  nicht  berechnet  waren ,  die  vielleicht "  ( 
einer  Ausstellung  ausgesetzt  schienen. 

Nichts  wäre  leichter j  als  itzt,  nach  langjähriger  Erfahrung,  über 
gangene  Missgriffe  einen  scharfen  Tadel  auszusprechen,  oder  die  ohne  Abs 


1)  Oieae  Abhandlung  i«t  zuerst  in  der  Tübinger  ZeiUchrUt,  Bd.  Ut  8.  191  ig.  ene^im 
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erlangten  Vortheile  spöttisch  zu  belächeln.  Nichts  wäre  aber  auch  unbilliger 
and  nichts  wohlfeilere  Weisheit.  Dem  menschlichen  Scharfsinne  sind  enge 
Schranken  gesetzt,  und  es  ist  ganz  unmöglich,  zum  Voraus  alle  Wirkungen 
zu  berechnen,  welche  der  träge  Widerstand  des  Stoffefe-oder  entfernter  liegende 
Verhältnisse  bei  eine^*  neuen  Einrichtung  ausüben  können. 

Tadel  verdient  nur  deijenige  Fehler,  welchen  gleich  zur  Zeit  der  Begehung 
ein  ernstlicheres  Nachdenken,  eine  schärfere  Menschenkenntniss  hätten  ent- 
decken  können.  Und  selbst  m  solchen  Fällen  hat  die  staatliche  Naivität 
jener  Zeit  immer  noch  ihren  grossen  Werth,  weil  vielleicht  mehr  Bewusst-. 
sein  es  gar  nicht  hätte  zu  der  ^hat  kommen  lassen ,  mit  welcher  man  denn 
doch  in  der  Hauptsache  zufrieden  zu  sein  Utsache  hat.  Was  aber  die  un- 
gesneht  und  somit  unverdient  Überkommenen  Vortheile  betrifft,  so  wäre  wohl 
eme  darauf  gerichtete  Absicht  schmeichelhafter  für  die  Umsicht  der  früheren 
Gesetzgeber,  aber  der  thatsächliche  Zustand  ist  immerhin  mit  Dank  hinzu- 
nehmen. 

Damit  soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass  es  nicht  erlaubt  und  selbst 
geboten  sei,  einer  Seits  die  begangenen  Missgriffe  sich  klar  zu  machen  und 
sie  nach  Ursache  und  Wirkung  auseinanderzulegen ,  anderer  Seits  die  wahren 
Ursachen  unbeabsichtigten  Nutzens  zu  erforschen.  — '  Bei  den  Fehlern  isf 
vielldcbt  eine  Verbesserung  wohl  möglich;  jeden  Falles  können  Mittel 
zur  Neutralisirung  aufgesucht  werden.  Und  würde  ihre  Aufdeckung  auch 
nur  als  Wamungszeichen  für  diejenigen  Staaten  dienen,  welche  ihre- Ver- 
fassungen noch  zu  gründen  oder  zu  vollenden  haben,  so  wäre  sie  ein  Ver-' 
dienst.  Namentlich  kann  es  nur  als  sehr  belehrend  erachtet  werden,  wenn 
gezeigt  wird,  dass  ein  durch  Erfahrung  nachgewiesener  Missstand  ent- 
weder <Me  Fdge  uiirichtiger  Anwendung  eines  an  sich  wahren  und  *in 
dem  Geiste  det*  Volksvertretung  liegenden  (irundsatzes  ist,  oder  es  sich 
zeigt,  dass  das  Licht  eines  Gedanken  sich  in  dem  trüben  Medium  der  Wirk- 
lichkeit fiüfich  bricht.  Gerade  solche  Fehler  können  leicht  auch  anderwärts 
wiederholt  werdm',  und  doppelt  leicht,  wenn  sie  durch  den  Text  einer  früheren 
Verfossung  als  Beispiele  festgestellt  scheinen,,  dem  Fernerstehenden  ^ber  der 
wahre  Sachverhalt  verborgen  bleibt.  —  Bei  den  zufälligen  günstigen  Wir- 
kungen aber  handelt  es  sich  davon,  sich  vor  der  Möglichkeit  zu  bewahren, 
dass  dufch  gelegentliche  Aenderung  eines  fQr  unbedeutend  erachteten  Um- 
standes  auch  die  Quelle  von  Gutem  verstopft  werde.  Hat  Scharfsinn  nicht 
hingereicht,  den  Nutzen  zu  verschaffen,  so  soll  er  doch  wenigstens  zur  Er- 
haltung dienen. 

Es  wäre  demnach  nicht  nur  psychologisch  merkwürdig,  sondern  auch 
ftr  das  Leben  unmittelbar  wichtig,  wenn  eine  Nachweisung  über  sämmtliche 
durch  spätere  Erfahrung  erprobte  Missgriffe  oder  unerwartet  hervorgetretene 
nützliche  •  Bestimmungen  in  den  deutschen  Verfassungsurkunden  bestünde. 
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Sollte  auch  die  naüouale  Eitelkeit  etwas  darunter  leiden,  so  würde  sich  diess 
au  Einsicht  reichlich  bezahlen.  Eine  Arbeit  dieser  Art  besteht  jedoch  nicht; 
von  einer  Zusammenstellung  gar  nicht  zu  reden,  aber  auch  nicht  einmal  eine 
Eförterung,  welche  einen  einzelnen  Staat  beträfe.  Es  scheint,  man  begnOgt 
sich  in  jedem  einzelnen  Lande  damit,  es  zu  wissen  und  zu  fUilen;  allein 
diess  eben  ist  unzureichend.  *        ' 

Es  soll  nun  jm  Nachsiehenden  ein  Versuch  gemacht'  werden,  wenigstens 
in  Beziehung  auf  ein  einzelnes  deutsches  Land,  nämlich  auf  W-drttemberg, 
einige  Erfahrungen  beiderlei  Art  mitzutheilen.  Dieselben  sind  nicht  nur  an 
sich  der  Erwäg]ing  des  Staatsmannes  nicht  unwerth;  sondern  sie  mögen 
auch  desshalb  als  besonders  bedeutend  erscheinen,  weil  die  württembergische 
Verfassung  ygr  manchen  anderen  Ansprüche  auf  Fehlerlosigkeit  und  genanes 
Bewusstsein  des  Gewollten  sollte  machen  können.  Nicht  nur  hatte  wenigstens 
das .  alte  Herzogthum  eine  fast  dreihundertjährige  Erfahrung  in  nahe  ver- 
wandten Einrichtungen;  sondern  es  ist  auch  das  jetzige  Grundgesetz  nicht 
das  rasche  Erzöugniss  eines  drängenden  Augenblickes,  oder  einer  einseitigen 
Ansicht ,  sondern  das  Ergebniss  eines  fünfthalbjährigen  Kampfes  und  der 
Auszug  des  Besten  aus  drei  bis  vier  vorangegangenen  Entwürfen.  Ueber- 
diesB  war  wohl  bei  der  Feststellung  weniger  Grundgesetze  ein  so  herzlicb 
guter  Wille  von  allen  Seiten.  Man  wäre  versucht,  jene  Zeit  den  politisdien 
Brautstand- Württembergs  zu  nennen.  Wenn  dessen  uneracbtet  auch  .hier 
nicht  immer  das  Richtige  gewählt  wurde  öder  man  sich  nur  zofUlig  einen 
Nutzen  verschaffte,  sich  somit  im  Lebeü  Manches  itzt  anders 'darstellt,  als 
die  Einsicht  und' die  Hoffnungen  des  Jahfes  1819.  annahmen:  so  ist  es  in  der 
That  ein  schlagender  Beweis  von  der  Schif^ierigkeit  der  Aufgabe  und  eine 
eiifdringliche  Warnung  zur  schärfsten  Umsicht.  Auch  das  kleme  Bruchstück 
einer  Gesammtdarlegung  der  vorhandenen  Täuschungen  kann  also  nützen. 

Dass  die  ausgehobenen  Punkte  ausführlich  und  allseitig  besprochen 
werden,  darf  wohl  keinen  Tadel  erfahren.  Es  handelt  sich  niobt  sowohl 
davon,  eine  Reihe  von  Beispielen  gemachter  Fehler  aufzustellen,  al^  vielmehr 
im  Einzelnen  zu  zeigen,  wie  sich  die  Verhältnisse  wirklich  gestiJteir,  dadurcb 
aber  mittelbar  eine  Anleitung  zu  umsichtiger  Untersuchung  und-  scharfer 
Beachtung  auch  anscheinend  entfernt  liegender  Beziehungen  zu  gebend  Hierzo 
ist  aber  eine  vpUstlBdigö  Auseinandersetzung  nothwendig.  - 
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L 

Anteheiiieiid  freiiinnifl^ ,    erfikhmnglgeBiäM    aber   naoütheilige  Be- 

ftimmniigBii. 

h    Namerische  Beschränkang  des  köuiglichen  Rechtes, 
Mitglieder  der  ersten  Kammer  zu  ernennen.  • 

•  m 

Die*  Ansscheidnsg  einer  eigenen  Pairskammer  war  die  von  Aasseil 
gebotene,  unerlftssliche  Bedingung  des  Zustandekommens  einer  wflrttem- 
bergischei  Terfassung.  Letzteres  fiel  nämlich  in  die  Zeit  des  Karlsbader 
Congresses  und  der  allmählig  zur  Geltung  gebrachten  Forderungen  der 
heiligen  Allianz. 

Ueber  den  Hauptbestandtheil  einer  solchen  Kammer  konnte  kein  Zweifel 
sein;  es  waren  diess  natürlich  die  Stand^sherreri ,  welche  in  Württemberg 
zahlreicher  als  in  irgend  einem  andern  deutschen  constitntionellen  Staate 
ansässig  sind,  und  zur  Zeit  der  Yerfassunggründimg  noch  weit  zahlreicher 
waren.  (Bei  Eröffnung  der  Stände  im  Jahre  1820  waren  31  Standesherren, 
die  standesherriichen  Gemeinschaften  mitgerechnet;  später  ist  allerdings 
etwa  ein  Drittheil  derselben  ausgeschieden  durch  Verkauf  ihrer  in  Württem- 
berg gelegenen  Güter.)  Vielleicht  wären  dieselben  zahlreich. genug  gewesen, 
nm  für  sich  allein  eine  erste  Kammer  zu  bilden ;  allein  mehrere  Zusätze 
schienen,  aus  verschiedeneh  (Gründen,  un^rlässlich.  —  Zuerst  musste  es, 
wenn  einmal  nicht  Wahl  allein  Antheil  au  der  Volksvertretung  gab,  unmög- 
lich scHeinen,  die  Prinzen  des  königlichen  Hauses  zu  übergehen.  Ihre  per- 
sönliche Stellung  verdiente  noch  grössere  Berücksichtigung,  als  die  der 
Standesherren;  das  Wohl  des  Staates  lag  ihnen  sidier  ebenso  nahe,  als 
irgend  einem  Bürger;  der  Vorgang  aller  bereits  bestehenden  constitntionellen 
Monarchieen  sprack  dallür,'*so  namentlich  der  von  Bayern  und  Baden.  — 
Von  noch  grösserer  Bedeutung  war  sodann  die  Nothwendigkeit  eiqer  Vor- 
kehrung gegen  eine  Alleinherrschaft  der  Sonderinteressen  der  Standesherren. 
Die  ehemaligen*  Reichsfürsten  und  Reichsgrafen  hatten  schon  vor  Been- 
digung der  Verfassungsverhandbüigen  in  geschlossener  Reihe  eine  feindliche 
Stellang  gegen  die*  Regierung  eingenoihmen.  •  Wenn  sidi  nun  auch  hoffen 
hess,  dass  die  Gereiztheit  sich  allmählig  beschwichtigen  werde,  in  so  weit 
dieselbe  Folge  wirklicher  Misshandl^ngen  unter  der  vorange^ngenen  Bf  gie- 
mng  war:  m  lagen  doch  auch  bereits  bestimmte  Anzeigen  vor,  dass  die 
Einfügung  der  Standesherren  in  die  neue  Staatsordnung  und  in  ein  Unter- 
thanenverhältniss  keineswegs  eine  gutwillige  und  grundsätzliche  sei  und 
sein  werde.  Ihre  Beschwerden  über  einig»,  vei^hältnissmässig  schwache, 
Anfänge  einer  Befreiung  der  Personen  und  de^  Rodens  von  mittelalterlichen 
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Lasten  bewieseji,  dass  sie  keineswegs  geneigt  seien,  sieb  selbst  Gesetzm 
zu  unterwerfen,  talb  durch,  solche  eine  Verbesserung  der  Zustände  der 
grossen  Volksmenge  mit  Beseitigung  geschichtlicher  Verhältnisse  beabdchtigt 
werde.  ITicht  also  blos  die  Ettcksicht  auf  die  Wirksamkeit  def  flbrigCQ 
Bestandtheile  der  Volksvertretung,  sondern  auch  die  Wahrung  der  könig- 
lichen Selbstständigkeit  und  Handlungsfähigkeit  musste  es  sehr  räthlicb 
erscheinen  lassen,  den  ständischen  Einfluss  der  Standesherren  nicht  Über 
die  Gebühr  gross  festzustellen.  Eine  Mässigung  desselben'  war •  allerdings 
durch  die  Theilhahme  der  Prinzen  vom  Han^e  gegeben;  allein 'de  reichte 
nicht  hin,  aus  mehr  als  Einer  Ursache.  Unzweifelhaft  waren  an  und  fir 
sich  mehrere  Möglichkeiten,  der  ersteh  Kammer  Bestandtheile  eittzordheiii 
von  welchen  eine  andere  staatliche  Richtung  zu  erwarten  stand,  als  die 
der  Mediatisirten.  Es  hätten  z.  B.  Vertreter  der  Geistlichkeit  beider 
Kirchen,  der  Ünterrichtsanstalten ,  der  grösseren  Städte  n.  "s.m.  temfen 
werden  können.  Allein  theils  mochte  man  diese  fOr  nooh*wünscheii3werthn' 
in  der  zweiten  Kammer  erachten  zur  Bildung  eines  Gegengewichtes  gegen 
die  blosse  Vertretung  der  Kopfzahl ;  theils  war  es  allerdings  in  solchfin 
Falle  kaum  möglich,  die  der  Ritterschaft  einzuräumende  Repräsentatkni  aas 
der  ersten  Kammer  ferne  zu  halten.  Von  dieser  war  denn  aber  in  der 
Hauptsache  eine  gleiche  Stellungsnahme  zu  erwarten,  wie  von  den  Standes- 
herren selbst,  und  es  -wäre  am  Ende  das  Uebel  noch  grösser  geworden. 
Kurz,  man  fand  es  geeigneter  zur  Erreichung  einer  Beschränkung  des  Ge- 
wichtes der  Standesherren  ein  Recht  der  Krone,  Mitgliedei^  ier  Pairskammer 
frei  zu  ernennen,  in  Anspruch  zu  nehmen;  und  zwar  glaubte  man,  ihr  die 
Ernennung  sowohl  lebenslänglicher  als  erblicher  Mitglieder  eihränmen  m 
müssen,  ebenfalls  nach  Vorgängen,  namentlich  in  Frankreich  und  Bayern. 
Nun  aber  drohte  eine  andere  Gefahr.  Wenn  nämlich  ein  solches  flmen- 
nungsrecht  ganz  unbegränzt  war,  so  lag  es  völlig  in  der  Hand  der  Regiernng» 
nicht  blos  die  Standesherren  zu  neutralisiren,*  sondern  auch  mittelst  einer 
stehenden  und  sicheren  Mehrheit  in  der  ersten  Känmuer  alle  Beschlflsse  nod 
Bestrebungen  der  zweiten  Kammer  nach  Belieben  zu  nichte  za  machen.  So 
wurde  es  denn,  (ebenfalls  wieder  wie  in  Bayern  und  in  Baden,  allein  gegen 
die  Vorgänge  in  England  und  Frankreich,)  für  nöthig  erachtet,  jen^  &- 
nennungsrecht  in  bestimmte  Schranken  zu  bannen.  Es  ward  folglich  nidit 
n^  bestimmt,  dass  die  erblich  zu  ernennenden  Mitglieder  nur  ans  der 
Klftse  des  ritterschaftlichen  Adels,  und  zwar  nur  der  reicheren  f^unilien 
desselben,  genommen  werden  dürfen,  sondern  auch  und  hauptsächlich  an- 
geordnet, dass  die  Gesammtzahl  der  von  der  Krone  zu  Ernennenden  ein 
Drittheil  der  übrigen  Mitglieder  der  Kammer  (Prinzen  nn?  Standesherr^ 
zusammengerechnet)  nicht  übersteigen  dürfe^ 

Diese  letztere  Bestimmung  ist  es  nun,  welche  sich,  und  zwau*  in  mehr 
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als  Einer  Beziehong ,  als  nachtheüig  herausgestellt  hat ,  so  löblich  anch  ihr 
Onind  ist  und  so  staatsklug  ihr  Inhalt  ?u  sein  scheint 

a)  Wenn  der  gauj^  Zweck  der  Yereitlang  staadoBherrlicheu  Wider- 
spruches gegen  die  Regierung  und  gegen  vblksthttmliche  Wünsche'  söUte 
erreidit  werden,  so  war  natttrlich  fOr  wenigstens  die  Mi^glichkeit- ^or  die 
Standesherren  ftberwiegenden  Stimmenzahl  in  der  ersteig  Kammer  Sorge  zu 
tragen.  Sonst  konnte  die  Beimischung  eines  nicht  standesherrlichen  Bestand- 
theiles  nur  in  denf,  beinahe  nie  yorkcmimenden,  Falle  eii\er  Durchzählung 
der  SÜnunen  beider  Kammern  nnd  bei  den  gemeinsamen  Wahlen  derselben 
v(m  einer  Bedeutung  sein.  £ine  solche  Möglichjceit  grösserer  Stimmei^hl 
wurde  nun  ohne  Zweifel  auch  bei  d^r  vorliegende  YerfÄssungsbestimmung 
in*s  Auge  gsefasst,  indem  neben  dem  vom  Könige  ernannten  Drittheile  auch 
noch  auf  ^e  Prinzen  vom  Hause  gerechnet  wurde ;  und  es  mochte  dieses  tun 
60  gentigender  erscheinen,  als  gerade  die  wtlrttembergische  Regentenfamilie 
zuü  Zeit  des  Yerfassungsabschlusses  eine  grössere  Anzahl  von  Prinzen  auf- 
zuweisen hatte,' als,  mit  Ausnahme  des  österreichischen,  ii'gend  ein  forste 
liches  Haui5  in  Europa.  Dennoch  hat  der  Erfolg  gezeigt,  dass  die  Uebei^- 
stimmimg  der  Standesherren  nicht  möglich  ist ,  sondern  vielmehr  dieselben, 
so  oft  sie  wollen,  ihren  Sonderinteressen  bei  Gesetzesentwürfen  der  Regie- 
rung oder  bei  Beschlüssen  der  zweiten  Kammer  den  Sieg  verschaffen  können. 
Selbst  wenn  die  sämmtlichen  Prinzen .  übei*ein6timmend  mit  den  vom  Ijlönige 
ernannten  Mitgliedern  votiren  oder  den  letzteren  ihre  Stimme  übertragen, 
haben  die  Standesherren  noch  eine  Mehrheit.  .Und  überdiess  trifft  diese 
Voraussetzung  nicht  immer  ein.  Nicht  nur  pflegt  der  eine  oder  andere 
Prinz  weder  anwesend  noch  auch  durch  Stimm^nübertragung  vertreten  zu 
sein;  sondern  es  liegt  auch  ganz  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  erblich 
vom  Könige  ernannten  Mitglieder  sich  fast  regelmässig  den  Ansichten  und 
AbstiBun:nngen  der  Standesherren  anschliessen,  von^  welchen  sie' eine  kaum 
merkliche  Linie  trennt  Von  den  Fällen  <  individueller  Vorliebe  auch,  noch 
anderer  Mitglieder  für  die.  staatlichen ,  von .  den  Standesherren  vertretenen, 
Grundsätze  gar  nicht  zu  reden.  Ist  diess  nun  aber  der  Staild  der  Dinge 
selbst  bei  einer  grossen  Anzahl  vdn  volljährigen  Prinzen  des  Hauses,  so 
gestaltet 'er  sich  natürlich  noch  schlimmer  bei  einer  Verminderung  derselben. 
Erlischt  doch  überdiess  je  mit  dem  Ausfallen  von  drei  Prinzen  auch  eines 
der  könif^ohen  Emennüngsrechte.  —  Die  Folgen  dieses  Deberwiegens  der 
Ständesherren  in  der  ersten  Kammer  liegen  nun  aber  zu  Tage.  Es  dürfte 
in  der  T)iat  keine  kleine  Aufgabe  sein,  aUe  auf  Ausbildung  oder  Erweiterung 
volksthümBcher  Rechte  oder  Interessen  gerichteten  Anträge  und  Beschlüsse 
der  Kammer  der  Abgeordneten  zu  zählen,  welche  seit  dem  Jahre  1820  that- 
sächlich  in  der  ersten  Kammer  beseitigt  wurden,  oder  di^e  au^  Durchführung 
von  Rechtsgleichheit  oder  ^u£  Befreiung  von  geschichtlich  hergekommenen 
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Lasten  bewiesen,  dass  sie  keineswegs  geneigt  seien,  sich  selbfit  GeseüeeB 
zu  unterwerfen,  fitUs  durch,  solche  eine  Verbesserung  der  ZostAQde  der 
grossen  Volksmenge  mit  Beseitigung  geschichtlicher  Verhftltnisse  beabachtigt 
werde.  Nicht  also  blos  die  Rtlcksicht  auf  die  Wirksamkeit  de^  lAriga 
Bestandtheile  der  Volks?ertretDng ,  sondern  auch  die  Wahrung  der  ktaig- 
lichcn  Selbstständigkeit  und  Handlungsfähigkeit  mosste  es  sehr  rfilUidi 
erscheinen  lassen,  den  ständischen  Einfiuss  der  Standesherren  niclit  Über 
die  Gebühr  gross  festzustellen.  Eine  Mässigung  desselben'  war •  allevdiniB 
durch  die  Theilnahme  der  Prinzen  vom  Haube  gegeben;  allein  'sie  reklite 
nicht  hin ,  aus  mehr  als  Einer  Ursache.  Unzweifelhaft  waren  an  md  Ür 
sich  mehrere  Möglichkeiten,  der  ersteh  Kammer  Bestandtheile  einmreilMt 
von  welchen  eine  andere  staatliche  Richtung  zu  erwarten  stand,  ab  & 
der  Mediatisirten.  Es  hätten  z.  B.  Vertreter  der  Geistliclikfilt-  beider 
Kirchen,  der  Unterrichtsanstalten,  der  grösseren  Städte  n.  B.,w.  tavfeo 
werden  können.  AUeih  theils  mochte  man  diese  fär  niMih'wOnschenipwerther 
in  der  zweiten  Kammer  erachten  zur  Bildung  eines  Gegengewichtes  gcgn 
die-  blosse  Vertretung  der  Kopfzahl;  theils  war.  es  allerdinga  in  aolohn 
Falle  kaum  möglich,  die  der  Ritterschaft  einzuräumende  Rqirftsentatian  ns 
der  ersten  Kammer  ferne  zu  halten.  Von  dieser  war  denn  aber  in  der 
Hauptsache  eine  gleiche  Stellungsnahme  zu  erwarten,  wie  von  den  Staadei^ 
herren  selbst,  und  es  wäre  am  Ende  das  Uebel  noch  grösser  gewordflo. 
Kurz,  man  fand  es  geeigneter  zur  Erreichung  einer  Beschrinkong  des  Ge- 
wichtes der  Standesherren  ein  Recht  der  Krone,  IMBtgliedeif  da*  PaaraksnuMr 
firei  zu  ernennen,  in  Anspruch  zu  nehmen;  und  ^war  glaubte  man,  ihr  iie 
Ernennung  sowohl  lebenslänglicher  als  erblicher  Mitg^eder  eüurftomea  m 
müssen,  ebenfUls  nach  Vorgängen,  namentlich  in  Frankreich  und  Baiers. 
Nun  aber  drohte  eine  andere  Gefahr.  Wenn  nämlich  ein  solches  Praen- 
nungsrecht  ganz  unbegränzt  war,  so  lag  es  völlig  in  der  Hand  der  Begienng, 
nicht  blos  die  Standesherren  zu  neutralisiren,* sondern  aneb  mittelst  öör 
stehenden  und  sicheren  Mehrheit  in  der  ersten  Kammer  alle  Beschlttsse  isd 
Bestrebungen  der  zweiten  Kammer  nach  Belieben  zu  nichte  zn  machsB.  80 
wurde  es  denn,  (ebenfalls  wieder  wie  in  Bayern  und  in  Baden,  alldn  gqgoi 
die  Vorgänge  in  England  und  Frankreich,)  für  nöthig  erachtet,  jaiisB^ 
nennungsrecht  m  bestimmte  Schranken  zu  bannen.  Es  ward  folgUdi  nicht 
n^  bestimmt,  dass  die  erblich  zu  ernennenden  Mitglieder  nur  ans  der 
Klftse  des  ritterschaftlichen  Adels ,  und  zwar  nur  der  reicheren  ItoniUeB 
desselben,  genommen  werden  dürfen,  sondern  auch  und  hauptsfldilleh  an- 
geordnet, dass  die  Gesammtzahl  der  von  der  Krone  zu  Emennenden  ein 
Drittheil  der  übrigen  Mitglieder  der  Kammer  (Prinzen  nnä  Standesheir^ 
zusammengerechnet)  nicht  übersteigen  dürfen 

Diese  letztere  Bestimmung  ist  es  nun ,  welche  sich ,  und  zwar  in  mehr 
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ili  EiiMr  Beäefanag,  als  nachtheitig  herausgestellt  hat,  so  löblich  auch  ihr 
Grand  ist  und  so  staatsklog  ifat  Inhalt  ?u  sein  scheint. 

a) 'Wenn  der  ganjse  Zweck  der  Veceitlang  stasdefherrlichen  Wider- 
VmcheB  gegen  die  Beglemng  und  gegen  Tblksthfln^liche  Wünsche' sdUte 

•  •  • 

cmidit  werden,  so  war  natflrlioh  fOr  wenigstens  die  Möglichkeit' ^or  die 
Steadeaherren  tberwiegenden  Stimmenzahl  in  der  ersteig  Kammer  Sorge  zu 
tragen.  Sonst  konnte  diie  Beimischung  eines  nicht  staudesherrlichen  Bestand- 
theiles  nvp  in  denr,  heinahe  nie  vorkommemTen',  Falle  eimer  Durchzählung 
der  Stimnien  beid^  Kammeni  -und  bei  den  gemeinsamen  Wahlen  derselben 
TOB  einer^  B^dentong  sein.  Eine  solche  Möglichkeit  grösserer  Stimmenzahl 
wvde  mm  ohne  Zweifel*  auch  bei  dcfr  vorliegenden  Yer&ssungsbestimmung 
in's  Ange  geCust,  indem  neben  dem  vom  Könige  ernannten  Dritthcile  auch 
noch  auf  die  Prinzen  yom  Hanse  gerechnet  wurde ;  und  es  mochte  dieses  txm 
fo  genflgender  ti^heinen,  als  gerade  die  wUrttentbergische  ^egentenfamilie 
ac  ZcilL  des  Yerfatenngsabschlusses  eine  grössere  Anzahl  von  Prinzen  auf- 
nweiaen  bai^,*al8,  mit  Ausnahme  des  österreichischen,  irgend  ein  fttrst- 
Uehea  Hana  in  Europa.  Dennoch.,  hat  der  Erfolg  gezeigt,  dass  die  Uebef- 
rtJMwnug  der  Standesherren  nicht  möglich  ist ,  sondern  vielmehr  dieselben, 
10  oft  sie  wollen,  ihren  Sonderinteressen  bei  Gesetzesentwttrfen  der  Bcgie- 
n^g-  oder  bei  Beschlflssen  der  zweiten  Kammer  den  Sieg  verschaffen  können. 
Selbst  wenn  die  sfimmtlichen  Prinzen .  abereinstimmend  mit  den  vom  Könige 
enaanten  Mitgliedern  votiren  oder  den  letzteren  ihre  Stimme  abertragen, 
hiiben  die  Standesherren  noch  eine  Mehrheit.  .Und  Oberdiess  trifft  diese 
Yaraosscliang  nicht  immer  ein.  Nicht  mir  pflegt ,  der  eine  oder  andere 
PriDv  weder  anwesend  noch  auch  durch  Stimmenflbertragung  vertreten  zu 
m;  «ondem  es  liegt  auch  ganz  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  erblich 
vm  Könige  ernannten  Mitglieder  sich  fast  regelmässig  den  Ansichten  und 
ibitiBiiMUigen  der  Standesherren  anschliessen,  von  welchen  sie  eine  kaum 
■erkUehe  Linie  trennt  Von  den  F&llen  •  individueller  Vorliebe  auch^  noch 
nderor  Mitglieder  für  die.  staatlichen ,  von .  den  Standesherren  vertretenen, 
OirodSitze  gar  nicht  zu  reden.  Ist  dicss  nun  aber  der  Stand  der  Diuge 
idbsl  bei  .einer  grossen  Anzahl  von  volljährigen  Prinzen  des  Hauses,  so 
gataltet*er  sich  natfirlich  noch  schlimmer  bei  einer  Verminderong  derselben. 
Eriiicht  doch  ftberdiess  je  mit  dem  Ausfallen  von  drei  Prinzen  auch  eines 
der  könig^ehen  Emennungsrechte.  —  Die  Folgen  dieses  Ueberwiegeos  der 
Standesherren  in  der  ersten  Kammer  liegen  nun  aber  zu  Tage.  Es  dQrfte 
iB  der  T)iat  keine  kleine  Aufgabe  sein,  alle  auf  Ausbildung  oder  Erweiterung 
TolksthfimBcher  Bechte  oder  Interessen  gerichteten  Anträge  und  Beschlüsse 
^  Kammer  der  Abgeordneten  zu  zählen,  welche  seit  dem  Jahre  1820  that- 
^ichlich  in  der  ersten  Kammer  beseitigt  wurden,  oder  die  auf  Durchführung 
von  Itechtsgleichheit  oder  ^u£  Befreiung  von  geschichtlich  hergekommenen 
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Lasten  gehenden  Bestimmungen  in  königMphen,  Gresetzesaitwflffen,  welche 
von  den  Standesherren  \erworfeir  oder  wesentlich  verändert  wnrden.  Und 
wie  wenig  noch  ist  in  diesen  -positiven  Th^tdachen.  die  ganze  Wirkung  des 
standesherrlichen'  Uebergewichtes  enthatten !  *  Vielleicht  eben  so  viele  imd 
wohLäoch  wichtigere  Vorschläge  sind  notorisch  von  Seite  der  firone-oder 
im  Saale  der  Abgeordneten  ganz  unterblieben,  weil  amen  doch  mit  Gewissheit 
eine' Verwerfung  von  der  Mährzahl  iu  der  ecsten  -Kammer  vorauazosagen 
war«  Ist  doch  dui*ch  die  der  Regierung  gestattete  EcnennuBg  eiäer  Anzahl 
von  Mitgliedem  der  ersten  Kammer  so  .w^nig  eine  derselben .  und  ihrer 
Richtung  günstige  Stimmung  zu  bewerkstelligen  gewesen,,  dasa*  gerade  die 
'mit  den  .wichtigsten  VerWaltungszweigen  beauftragten  Minister  oft  Jahre  hmg 
nicht  einmal  für  gut  finden  konnten ,  in  dieser  Kammer  persdiüieh  zu  er- 
scheinen.   Und  gi^enzt  es  ja  fast  sm  daiS  Konüsche,  wenn  man  sieht,*  vne  die 

•  ersten  Regierungsbeamten  y  ^genäber  von  der  geschlossenen  Mefamhl  der 
Kammer,  nicht  selten  die  Stalktng  emer  Opposition  einnahmen,  .ipid  wenn 
man  vernimmt,  wie  die  nämlidieh  Männer,  welche  in  4er.  Kammer  ^er 
Abgeordneten  als  die  starren  Vertheidiger  überspannter  Segienutgsan- 
sprüche  und  al$  einer  der  Volksfreiheit  abgeneigten  Gesinnongv.achaldig 
bitter  angefeindet  waren ,  in  demselben  Augenblicke  und  -in  einer  räum- 
lichen Entfernung  von  nur  zwanzig  Schritten  als  Verfechter  und  Vor- 
boten, einer  rechtsverachtenden  Umwälzung  bezeichnet  wnrden.  — .  Da 
nun  aber  diesem  Zustande  der  Dinge  nicht  etwa  durch  eine  Veränderung 
in  den  Personen  abgeholfen  wq;den.kann,  weil  er  auch  bei  einer  AnflOsong 
der  Ständeversammlung  derselbe  bleibt  und  von  keiner  allg^neinea  Wahl 
berührt  wird,  so  bedarf,  es  wohl  nicht  erst  eines  Beweises 9  da£s  hier  ein 
grosser  Uebelstand  vorliegt.  Es  ist  in  der  That  schwer  zu  ertragen, -dass 
dein,  nun  einmal  nicht  zu  ändernden,  Dualismus  von  Regierung  und  Ständen 
auch  noch  ein  grundsätzlioher  Zwiespalt  der  Kammern  unter  sich,  beigefügt 
ist,  und  dass  die  Regierung  dadurch  in  den  wichtigsten  Dingen  in  einer  nach 
allen  SeiteQ  zu  gleicher  Zeit  hin  verneinenden  Schwebe  erhalten  wird.    > 

b)  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  vom  Könige  auf  Lebenslang 
ernannten  Mitglieder  aus  den  höchsten  Staatsdienem  genommen  v^en. 
Nur  durch  einflussreiches  Amt,  Erfahrung  in  Staatssachen  und  anerkanntes 
Verdienst  mag  die  wesentlich  schiefe  Stellung,  in  welcher  sich  dieselben 
einer  Seits  zu  ihi*en  standesherrlichen  Genossen,  anderer  Seits  zur  Masse 
des  Volkes  stehen,. leidlich  zurecht  gerückt  werden:  In  solche  Aemter  und 
sqlche  persönliche  Verhältnisse  pflegt  man  demi  nun  aber  nur  in  vergeirück- 

.  teren  Jahren  zu  komifien;  und  wenn  aueh,  wie  natürlich,  der  König  nicht 
leicht  einen  bereits  sehr  alten  Mann  erst  berufen  wird:  so  ist  es  doch  eine 
nothwendige  Folge  der  geschilderten  Umstand^  dass  die  vom  Könige  lebens- 
länglich ernannten  Mitglieder  in  der  Regel  nicht  allzu  lange  Dienste  in  der 


Constitutionelle  Erfahrungen.  329 

Kammer  leisten,  ehe  sie  in  das  Greieeiialter  eintreten.  Eine  Anzahl  der- 
selben  wird  sogar  immer  schon  so  vorgertlckt  sein,  dass  ebie  Icräftige  Dienst- 
leistung, selbst  nur  ein  regelmässiger  Besnchder  Sitzungen,  ausser  Frage 
steht.  Ein  Austritt  und  Ersatz  durch  einen  Jüngern  Mann  ist  aber,  da  die 
Yerfassungsurkunde  eine  lebenslän]B^liche  Ernennung  Torschreibt,  eine 
Maassregel  von  sehr  zweifetiiafter  Richti^eit.  Und  überdiess  liegen ,  *auch 
ausser  der  Beachtung  des^  Buchstabens  der  Yerfassungsurkunde ,  die  triftig- 
sten politischen  Oründe  vor,  die  Möglichkeit  eines  Austrittes  nicht  anzuer- 
kennen,  weil  sonst  von  mehi*  als  EiQer  Seite  einem  sich  unbequem  machenden 
Manne  seine  Stellung 'in  der  Kammer  so  unangenehm  gemacht  werden  könnte, 
dass  er  am  Ende  durch  eine  Niederlegung  derselben  Buhe  erkauf»  würde. 
Damit  aber  könnte  entweder  der  ganze  Zweck  der  königlicben  Ernennungen 
vereitelt  oder  jede  Spur  von  Unabhängigkeit  verwischt  werden.  —  Mehr  als 
Eine  verdriessliche  Folge  dieses  Zustandes  der  Dinge^liegt  aber  vor  Augen.  -^ 
Einmal  wird  das  nuinerische  GegengeMoht  der  vom  Könige  Ernannten  gegeb 
die  standesherrliche  Mehrheit  noch  unbedeutender,  als  es  schon  an  undfOr 
sich  ist.  Ukd  zwar  iällt  nicht  etwa  blos-  die  eine  Stimme  des  wegen  Krank-, 
heit  oder  Alters  nicht  erscheinenden  lebenslänglichen  Mitgliedes  w^g;  9on- 
dem  da  dasselbe  im  Zweifel  auch  noch  mit  der -Stimmführung  ifür' einen  der 
Prinzen  beauftragt  war,  auch  noch  diese  zweite  Stimme.  Nehme  mm  nun 
den  (nicht  et^ra  erfundenen)  Fall  an,  dass  drei  oder  vier  lebenslänghclie 
Mitglieder  monatelang  nicht  erscheinen  kennen,  so  entgehen  der  Vertheidi- 
gong  der  Regierungs-  und  (was  in  dieser  Kammer  leicht  zusammenftllt)  der 
Tolksthttanlichen  Ansichten  sechs  bis  acht  Stimmen.  Mtm  wird  -^ber  nicht 
einwenden  wollen ,  dass  ja  auch  die  Standesherren  Teben^ängliche  Mitglieder 
seien,  lyid  somit  eben&lls  in  ^s  höhere  Alter  einrücken.  Bei  ihnen  ist  der 
Fall  aus  zwei  Gründen  ein  wesentlich  verschiedener.  Einmal  treten  sie '  im 
Durchschnitte  weit  jünger  in  die  Kammer,  da  sie  durch  Geburt  und  nicht 
durch  eine  lange  Diensthtüfbahn  ihren  Sitz  erlangen.  Unter  einer  gleichen 
Anzahl  sind  also  bei  ihnen  jeden  Falles  mehr  jüngere  Männer.  Zweitens 
und  hauptsächlich  aber  haben  sie  das  Recht,  sich  in  der  Kammer  vertreten 
zu  lassen,  was  den  Lebenslänglichen  nicht  zusteht.  Entweder  nämlich  können 
sie  ihre* Stimmen  einem  andern  Mitgliede  übertragen,  oder  aber  sig  mögen 
ihre  Nachfolger  schon  bei  Lebzeiten  an  ihrer  Statt  schicken ;  Rechte,  welche 
anch  regelmässig  ausgeübt  werden.  Da  nun  überdiess  nach  einer  (hinsicht- 
lich ihrer  Verfessungsmässigkeit  sehr  zweifelhaften)  Gewohnheit  auch  diese 
Stellvertreter  eine  zweite  Stimme  fahren :  so  folgt  daraus,  da«s  eine  Standes» 
herrliche  Stimme  kaum  je  verloren  gehen  kann ,  und  dass  die  mit  denselben 
Beauftragten )  wenn  man  nur  will,- alle  im  kräftigsten  Mannesalter  stehen. 

Ein  zweiter  kaum  kleinerer  Nachtlicil  aber  ist  es,  dass  die  Arbeitskräfte 
der  Kammer  der  Standesherren  durch  da«  Alter  und  die  Kränklichkeit  eines 
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Theües  .der  ernannten  Mitglieder  sehr  geschwächt  werden.  Dass  anf  dieie 
Kategorie  von  Mit|^edem^  bei  den  schriftUchen  Arbeiten  haaptsielilüA  go- 
rechnet  werden  muss,  bedarf  nicht  erst  der*  Erwähnung.  Sie  sind  davek 
Bildung  far  den  Staatsdienst,  durch  Erfahrung  und  durch  formelle  Gewandb- 
heit  fClr  die  Referate  der  Conunissionen  und  fOr  den,  sehr  beschwerlidei, 
Dienst  der  Schriftführer  vorzugsweise  geeignet.  Auch  zeig^  die  Erfiikiung, 
dass  diese  Fähigkeit  zß  allen  Zeiten  anerkannt  und  hentttzt  forden  ist  Wem 
nun  aber  von  den  10 —  12  möglicherweise  vom  Könige  enieniibttreii  Mit|^ 
dem  3*— .4  arbeitsunfähig  geworden  sind;. eben  so  viele  weiter«  als  Miiiiskir 
oder  Regierungs  -  Compiissäre  in  der  Kammer  keine  Zeit  so  rttodischdi  i^ 
beiten  haben  oder  schicklicherweise  nicht  mit  der  Beurtheüung  von  Bcgje- 
rungsmaassregeln  beauftragt  werden  können:  so  schmilzt  die  ZaU  dar  n 
schriftlichen  Arbeiten  zu  Verwendenden  gar  sehr  zusammen.  Da  mm  aber 
doch  gearbeitet  werden  muss,  so^  entsteht  die  Gefohr,  dass  die  Äusariieitnig 
der  Referate  durch  standesherrliche  Privatdiener  besorgt  werde  ^  wetohe.a 
diesem  Zwecke  von  ihren  Herren  zum  Landtage  mitgebracht- wttrden.  LcMit 
ist  aber  einzusehen,  dass  diese  Sitte  verderblich  wäre..  Theils,  wefl  te 
angebliche  Referent,  der  aber  die  Arbeit  nicht,  selbst  durchdacht,  die 
Thatsachen  nieht  duroh  eigenes  Aufsuchen  sich  eingeprägt  hätte,  in  te 
Ckimmission  und  in  der  Käinmersitzung  die  Sache  nicht  mit  UeberiegeaUt 
zu  vertreten*  wflsste ,  somit  die  Beschiflsse  der  Kammer  leiebt  eine  Usehe 
Richtung  bekommen  könnten.  Theils,  weil  es  dem  Ansehea  dier  KiB»v 
der  Standesherren  nur  schaden  könnte,  wenn  eine  solche  Arbeitsveitrfloftgais 
regehnässig  bekannt  würde.  Theils  endlich,  weil  es  schwerlich  im  allgealjMB 
Interesse  läge,  .wenn  ständische  Geschäfte  anstatt  von  den  eriahrewlea  od 
begabtesten  Staatsmännern  von  den  Privatdienem  einer  mit  grossen  Seadtf- 
rechten«  versehenen  und  auf  einem  eigehtfiflmlichen  Standpunkte  sleheidai 
Aristokratie  vorbereitet  würden.    . 

c)  Selbst  das  Zustandekommen  der  Sitzungen  der  ersten  Kaauaer  iit 
durch  die  Beschränkung  der  königlichen  Ernennungen  in  Frage  geitallt 
Trotz  dem ,  dass  die  Kammer  der  Standesherren  schon  durch  .die  AnweM- 
heit  der  Hälfte  ihrer  Mitglieder  als  vollzählig  gilt',  und  dass,  da  milgiictei* 
weise  jedes  Mitglied  zwei  Stimmen  fuhrt,  die  übertragenen  Stimmen  -aber  bei 
der  Berechnung  der  Hälfte  auch  gezählt  werden;  mit  anderen  Wortaa,  troU 
dem,  dass  die  persönliphe  Anwesenheit  von  einem  ^blossen '^niertlidle. der 
sämmtlichen  KammermitgUeder  die  Haltung  einer  Sitzung  gestattet:  ist  ei 
doch  schon  vorgekommen,  nicht  nur  dass  einzelne  Sitzungen  nidit  gehattei 
werden  konnten,  sondern  sogar,  dass  aus  Mangel  an  erscheiaenden  IGt^e- 
dem  die  erste  Kajomer  auf  ganzen  Landtagen  sich  liicht  zu  constitoipai  Te^ 
mochte.  Nun  wird  freilich,  je  nach  den  staatlichen  Gesammtaasichtieii  nd 
Wtluschen  des  Beurtheilers ,   die  ^RttckfUhrung  eines  Landtages  •  aof  Eine 
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Kunmer  emen  sehr  yerschiedenen  Grad  tob  Bedauern  erregen:  allein  ob- 
jektiT  kuin  doch  ein  solcher  Znstand  keine  Billigung  verdienen.  Die  Yer- 
{mmig  wiO  nun  einmal  zwei  Kammern;  auch  lässt  sic];i  nicht  lüognen,  dass 
die  Sammer  der  Standesherren  schon  sehr  gute  Dienste  geleistet  hat,  wo 
die  Kammer  der  Abgeordneten  das  rechte  Maass  verloren  hatte. 

d)  Es  ist  oben  bereits  bemerkt  worden,  dass  die  Verleihung  eines  erb- 
lichen Sitzes  in  der  ersten  Kammer  die  mögliche  Zahl  der  Ernennungen 
nf  Lebenslang  fOr  alle  Zeiten  vermindert,  indem  die  beiden  Arten  von 
kOnigUehen  Ernennungen  zusammen  ein  Drittheil  der  übrigen  Mitglieder 
jicht  HbenBchreiteB  dttrfen.    Es  4st  unter  diesen  Umstftnden.  allerdings  zn 
Tommthen,   dass  die  Zahl  der  erblichen  Stimmttbertragungen  nicht  sehr 
iisdi' steigen  wird,  indem  es  offenbar  für  die  Regierung  in  mehrfacher  Be- 
aehuDg  weit  vortbeilhafter  ist,  ihren  vertrautesten  und  bedeutendsten  Dienern 
men-Sitz  in  der  Kammer  anzuweisen,  als  einen  solchen  ein  für  allemal  zu 
vergeben,  wo  denn  doch  nur  in  der  ersten  Generation  die  Gewissheit  einer 
üebcreinstimnmng  mit  der  Regierung  besteht,  bei  den  Nachkommen  aber  sich 
die  Sache  ganz  anders  gestalten,  mag.   Allein  die  Möglichkeit ,  ja  die  Wahr- 
ichdnlichkeit,  einer  allm&hligen  Vermehrung  der  erblichen  Sitze  kann  nicht 
geUngnet  werden.    Wenn  jeder  Regent  auch  nur  Eine  solche  Stimme  ver- 
fiebi,.  80  wird  diess  allm&hlig  von  Bedeutung.    Hiemit  aber  .würde  sich  die 
Zihl  der  lebenslänglichen  Mitglieder  immer  mehr  vermindern,   am  Ende 
vielleidit  das  ganze  Recht,  auf  hören.    Sind  nun  aber  die  obenstehenden  Be- 
merimngen  über  den  staatlichen  Geist  der  standesherrlichen  Mitglieder  nicht 
nbegrttndet,  so  ist  auch  damit  angedeutet,  welche  bedeutende  Nachtheile 
ose  solche  Zusammensetzung  der  Kammer  haben  müsste.    Hierbei  sei  na- 
iDCitlich  an  eine  Beziehung  erinnert,  welche  bei  dem  Abschlüsse  der  Ver- 
CMSongsorkunde  ganz  übersehen  worden  zu  sein  scheint.    Das  Grundgesetz 
bat  nümlicb ,  und  wohl  in  der  Hauptsache  mit  Recht ,  die  Befugnisse  eines 
Bdchsverwesers  da  zu  beschränken  versucht,  wo  dieselben  zu  einem  über 
ft  Zeit  seiner  Vorzeit  hinausgehenden  Nachtheile  für  König  und  Staat  miss- 
bnnMht  werden,  könnten.    Unter  diesen  Beschränkungen  ist  nun  aber  eine 
die  Ernennung  von  erblichen  Mitgliedern  der  ersten  Kammer  betreffende 
udht  aufgeAhrt   Eine  Unmöglichkeit  ist  es  somit  nicht,  dass  hierin  einmal 
nnker  einer  Reichsverwesung  eine  Verschwendung  einträte;  das  angerichtete 
Cebel  aber  könnte  auf  keine  Weise  wieder  gut  gemacht  werden,  selbst  wenn 
das  Emennnngsrecht  lebenslänglicher  Mitglieder  dadurch  für  immer  ver- 
liebtet wäre. 

Durch  die  vorstehenden  Erörterungen  ist  wohl  der  Beweis  geliefert, 
diss  die  ver&ssungsmässige  Beschränkung  des  Rechtes  der  Kröne,  erbliche 
Mitgheder  der. ersten  Kammer  zu  ernennen,  manchfache  Und  bedeutende 
Missstände  zur  Folge,  und  eine  gutg<'Uiüiute,  aber  nicht  genugsam  umsich- 


332  Gonstitutionelle  Erfahrungea. 

tige  Politik ,  sich  selbst  entgegen  gehandelt  hat.  Und  §chr  schwach  wäre 
der  Trost,  dass  dnrch  diese 'Missst&nde  wenigstens  ein  unbedingtes  üeber- 
gewicht  der  Regiemng  in  der  ersten  Kammer,  damit  aber  die  mögliche 
Lähmnng  aller  ständischen  Wirkung ,  abgekauft  sei.  Dem  ist  allerdings 
so;  und  es  mag  auch. gut  wirken  in. Fallen,  in  welchen  die  Mehrheit  der 
Kammer  der  Standesherrn  gemeinschaftliche  Sache  macht  mit  der. Kammer 
der  Abgeordneten  zur  Aufstellung  einer  Forderung  oder  eines  Onuidsatzes 
gegenüber  von  der  Regierung,  welche  diese  lieber  schon  in  der  Stfindevtr- 
sammlung  selbst  beseitigt,  als  zur  Anwendung  des  königlichen  Vetos  ge- 
langend sfihe.  Allein  es  ist  wohl  zu  bedenken,  dass  er&hrungsgemlss  die 
Fälle  weit  häufiger  sind ,  in  welchen  eine  von  der  Regierung  und  der  2weitra 
Kammer  gemeinschaftlich  gewünschte  Maassregel  an  der  standesherrlichen 
Mehrheit  der  ersten  Kammer  ein  unüberwindliches  Hindemiss  findet,-  und 
dass  also  der  Nachtheil  des  Zustandes  für  die  allgemeinen  staatlichen  und 
staatsbürgerlichen  Interessen  entschieden  grösser  ist,  als  sein  Nutzen.  Ein- 
mal nämlich  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  wird  auc}i  durch  die  Erfahrung 
bewiesen^  dass  in  der  Regel  die  Standesherren  noch  mehr  fast,  als  die  Re- 
gierung selbst,  Besphlüssen  der  Abgeordneten  abgeneigt  sind,  welche  in 
Erweiterung  der  Volksrechte  zu  weit  gehen  möchten.  Von  einem  ans  der 
Unabhängigkeit  der  Standesherren  zu  ziehenden  Yortheile  in  dieser  Richtung 
ist  gar  keine  Rede. 

Natttrtich  wirft  sich  die  Frage  auf,  ob  denn  kein  Hülfsmittel  gegen  das 
üebel  zu  finden  sei  ? 

So  ferne  es  sich  von  einer  positiven  organischen  Einrichtung  handeh, 
ist  die  Hoffnung  sicherlich  eine  geringe.  Eine  Einrichtung  dieser  Art  wäre 
nur  djorch  eine  Abänderung  der  Verfassung  zu  Stande  zu  bringen.  Gegen 
eine  solche  sprechen  nun  aber  nicht  nur  gewi(!htige  allgemeine  Gründe;  son- 
dern es  würde  namentlich  auch  eine  Ausdehnung  des  königlichen  Emennungs- 
rechtes,  also  das  einzige  unter  den  vorliegenden  Umständen  aaoreidiende 
Hülfsmittel,  die  Zustimmung  der  Stände  kaum  je  erhalten.  Sollte  nämlich 
die  Erweiterung  des  königlichen  Rechtes  in  einer  Vermehrung  der  lebens- 
län geliehen  Mitglieder  bestehen,  so  würden  die  StandesherreQ  durch  eine 
Einwilligung  geradezu  einen  staatlichen  Selbstmord  begehen ,  den  kein  Ver- 
ständiger von  ihnen  erwarten  wird.  Und  höchst  zweifelhaft  dürfte  es  selbst 
sein,  ob  die  Kammer  der  Abgeordneten  eine  solche  Beheri^hung  der  ersten 
Kammer  durch  die  Regierung  l)illigte,  und  zwar  mit  der  zur  Vornahme  einer 
Verfassungsänderung  erforderlichen  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen  der  Stim- 
men. Selbst  aber  wenn  die  Abänderung  auch  nur  dahin  gehen  sollte,  dass 
die  vom  Könige  erblicih  ernannten  Mitglieder,  nicht  in  die  von  ihm  zu  be- 
setzende Zahl  ieingereChnet  würden ,  wäre  geringe  Aussicht  aujp  Durchsetzung 
des  Planes.   Möchten  auch  etwa  hiergeg^  die  Standesherren  weniger  eixizu- 
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wenden  haben,  so  stünde  sicher  eine  Weigerung  der  zweiten  Kanuner  in 
Aussicht,  indem  diese  in  jeder  Vermehrung  der  Stimmenzahl  in  .der  ersten 
Kammer  eine  Bedrohung  ihres  Rechtes  und  Einflusses  fdr  die  Fälle  einer 
Dnrchzählung  der  Stimmen  sowie  bei  gemeinschaftlichen  Wahlen  sehen  muss. 

Eis  kann  sich  also  nur  davon  hudeln  ^  ob  nicht  der  bestehende  Uebel- 
stand  wenigstens  zu  neuiralisiren  ist? 

Ausser  Frage  stiebt  wohl ,  aus  mehr  als  Einem  Grunde ,  eine  Gewinnung 
der  erforderlichen- Anzahl  von  Standesherren  ftlr  den  Willen  der  Regierung; 
ebenso  eine  Ein^hfldhterung  derselben,  zu  welcher  es  tlberdiess  an  Mitteln 
fehlte.  Durch  ein  freiwilliges  Nichteintreten  sämmtlicher  Prinzen  und  vom 
Könige  Ernannten  ist  eine  Beschlussunfähigkeit  der  Kammer  nicht  zu  er^^ 
zielai,  da  die  verfassungsmässig  nöthige  Stimmzahl  durch  die  Standesfaerren 
allein  gestellt  wird.  Ueberdiess  würde  eine  solche  thatsäcbliche  Beseitigung 
der  ersten  Kamm^  das  Ziel  weit  überschiessen  und  den  ganzen  Vortheil, 
welchen  man  sich  von  dem  Zweikammersysteme  verspricht,  vernichten.  Da- 
von nicht  zu  reden  j  dass  ohne  Zweifel  die  in  Frage  stehenden  Mitglieder  zu 
einem  solchen,  in  manchfacher  Beziehung  sehr  zweifelhaften,  Schritte  nicht 
zu  bewegen  wären.  —  Somit  steht  kaum  ein  anderer  Wegjoflen,  als  ein  festes 
und  systematisches  gegenseitiges  Ansdüiessen  der  Regierung  und  der^Eam- 
mer  der  Abgeordneten  hinsichtlich  aller  wahrhaft  volksthümlichen ,  d.  h.  die 
Ausbildung  der  Verfassung  fördernder  und  Sonderinteressen  bekämp»fiender, 
Maassregeln.  Ein  bestimmtes  und  kräftiges,  durch  kein  MissglücCen  ent- 
muthigbares  oder  zu  ermüdendes  Beharren  auf  solchen  Gesietzesentwürfen 
muss  am  Ende  den  Sieg  davontragen,  namentlich  wenn  der  fireien  Erörterung 
der  Grundsätze  und  der  Hinderungsursachen  auch  ausserhalb  der  Ständaver- 
sammlong  genügender  Raum  gegeben  wird.  Der  Weg  ist  freilich  ein  langsamer 
and  wenig  erfreulicher;  dass  er  aber  zum  Ziele  führt,  beweist  das  Beispiel 
von  England ,  wo  auf  völlig  gesetzliche  Art  den ,  wahrlich  noch  ganz  andws 
festgestellten ,  Sonderintercssen  und  Parteiansichten  der  Mehrzahl  des  Ober- 
hauses blos  durch  Beharrlichkeit  und  öffentlicBe  Meinung  aUmählig  so  Grosses 
abgeroDgeir  worden  ist  Das  Gefühl  der  Vereinzelung  und  des  Unterliegens 
im  Kampfe  der  Gründe  führt  nothwendig  zum  Misstrauen  in  sich  selbst,  zum 
Schwanken  und  endlieh  zum  Nachgeben. '  Freilich  ist,  diess  muss  eingeräumt 
werden 5  ein  solches  Verfahren  schwierig,  und  es  kann  nicht  durchgeführt 
werden,  wenn  nidit  einer  Seits  die  Regierung  aufrichtig. und  freisinnig  nur 
gemeinnfltzUche  Vorschläge  macht,  und  sie  nicht  anderer  Seits  durch  die 
Folgerichtigkeit,  das  Vertrauen  und  die  Einsicht  des  Volkes  unterstützt  wird. 

•  '  -  • 

2.    Das  System  der  Wahlen  für  die  zweite^ammer.  ^ 

Das  von  der  württembergischen  Verfassungsurkunde  festgestellte  System 
ftür  die  Wahlen  der  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  ist  im  Wesentlichen  Folgendem ; 
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Die  Passiv- Wahlfthigkeit  ist  sehr  wenigen  BeachrSnkniigen  imtemorieB, 
ond  zwar  nor  hinsichtlich  des  Alters ,  des  Lenmondes  und  der  privitredit- 
liehen  Unabhängigkeit  des  Candidaten.  YermOgensbestimiDimgen  namffiitlMi 
sind  üast  keine  gegeben;  auch  ist  Bewohnong  des  WahlbesiriD  nidit  grfv- 
dert.  Damit  das  Amt  nicht  za  angebflhrlichem  Einflasse  missbrMicht  werde, 
darf  ein  weltlicher  oder  geistlicher  Beamter  nicht  in  seinem  GeschUMMite 
gewählt  werden;  nor  Gemeinde-  ond  Körperschafts -Beamte  nnd  letiterar 
Beschrftnkong  nicht  unterworfen. 

Eben  so  ausgedehnt  in  ihrer  Art  ist  die  Activ  -  Wahlf ihigkrft  Zmr 
ist  nicht  geradezu  allgemeines  Stinunrecht  gegeben,  ond  das  VermOgeQ  wM 
nicht  ganz  ausser  Beachtung  gelassen;  allein  die  Beschrftnkongai  ated  k 
der  That  möglichst  gering.  Je  auf  sieben  Bürger  (etwa  auf  86  MensdMi) 
kommt  Ein  Wahlmann;  von  der  Oesammtheit  der  auf  eine  Gemaiiide  1d- 
lenden  Wahlmänner  aber  sind  die  ersten  beiden  Drittheile  die  im  MHoi 
Jahre  mit  direkten  Abgaben  am  höchsten  Besteuerten  des  Ortes,  das  Mrte 
Drittheil  wird  von  den  sämmtlichen  übrigen  Bürgern  der  Oemeinde  frei  HB 
Denen  gewählt,  welche  irgend  eine,  wenn  auch  noch  so  kleiner,  dinhte 
Steuer  bezahlen.  Ein  unterschied  zwischen  den  Städten-  und  don  flickD 
Lande  besteht  nicht ,  sondern  alle  Wahlmänner  eines  Oberamtab^rirkes  kl- 
ben  gemeinschaftlich  zu  wählen;  die  einzige  Ausnahme  madunr  sieben  der 
grösseren  Städte,  welchen  je  ein  einziger  Abgeordneter  zngetheilt  ist,  wo- 
gegen sie  an  der  Wahl  ihres  Bezirkes  keinen  Antheil  nehmen. 

Die  Kannner  der  Abgeordneten  ist  im  Verhältnisse  zur  Oröaee  te 
Staates  zahlreich  besetzt.  Ausser  23  Mitgliedern,  welche  mehr  ak  die  flldl- 
vertreter  von  Sonderinteressen  anzusehen  sind,  (nämlich  13  AbgeordneteP 
des  ritterschaftlichen  Adels,  6  protestantischen,  3  kath(4isclieii  OeisÜklei 
und  dem  Kanzler  der  Universität  Tübingen ,)  sowie  den  eben  'geoamlei  7 
Abgeordneten  von-  Städten ,  hat  nämlich  jedes  der  63  Oberämter  soan 
Mann  zu  stellen. 

Endlich  enthält  die  Verfassungsurkunde  eine  Reihe  bis  txk  die  Eimdi- 
heiten  heruntersteigender  Vorschriften  über  das  formelle  VwfUiräi'M  To^ 
nähme  der  Wahlen,  so  dass  nicht  nur  der  Willktthr  der  Begiemng,, senden 
selbst  der  Gesetzgebung  sehr  enge  Schranken  gesetzt  sind. 

Gar  leicht  mag  dieses  Wahlsystem  auf  den  ersten  Blidc  BeiAül  fadea. 
Es  ist  liberal  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes;  bei  weitem  übender 

m 

als  die  allermeisten  deutschen  und  ausserdeutschen  VerCftssoiigen.  Seine 
offenbare  Absicht  ist,  dem  wiifclichen  Ausdrucke  des  Volkswillensgesetdirti 
freien  Spielraum  zu  lassen,  wesshalb  es  denn  namentlidi  die  BesteUsog 
möglichst  Vieler  Wahlmänner,  deren  Vertheilung  lediglich  nach  der  Kopf- 
zahl der  Bevölkerung  in  den  einzelnen  Gemciiulcn ,  endlich  statt  aller  wei- 
teren Vennögensbedingungen  nur  die  ^Zahlung  irgend  einer  direkten  Steuer 
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Torschrabt.  Es  will  ^e  Beamten  zwar  nicht  ausschliessen ,  alleüi  sie  sollen 
nur  ans  freier,  nngezwüngener  Ueberzeuguug  gewählt  werden  können.  Es 
hat  nach  allen  Seiten  hin  genau  vorgeschrieben,  wie  der  Abgeordnete  dem 
Gesetze  gemäss  zu  wählen  sei. 

Dennoch  hat  eine  Yierzigjährige  Erfahrung  allmählig  eine  beträchtliche 
Anzahl  yon  TCfrfehlten  Bestimmungen  an^s  Licht  treten  lassen,  deren  Folgen 
zum  Theile  nichts. weniger  als  erfreulich  sind.  Und  zwar  ist  es  vor  Allem 
gerade  der  Liberalismus  der  Wahlbestimmungen,  -welcher  Nachtheile 
eraeagt  Die  der  Allgemeinheit  der  Btltger  allzu  freigebig  eingeräumten 
Rechte  treten  A&n  Aeusserungen  eine^  verständigen  staatlichen  Willens  häufig 
entgegen,  und  namentlich  finden  gar  nicht  selten  tief  stehende  Sondermte- 
ressen  bei  der  Menge  der  Berechtigten  Unterstützung.  -^  Die  nachstehenden 
Erörterung^  mögen  diese  Behauptung  erwahren. 

a)  Nicht  gering  sind  die  geistigen  Eigenschaften;  welche  ein  tüchtiges 
Stäademitglied  besitzen  muss.  Nur  wenn  Einsicht,  Kenntnisse  und  Erfah- 
mng,  sovile  Gesinnung  vereinigt  sind,  'Wird  er  seine  Stimme  ehriich  und 
richtig  abgeben;  ^zur  Leitung  der  Angelegenheiten  gehören  noch  weitere 
und  zwar  eben  nicht  häufig  zu  findende  Gaben.  Niemand  aber  wird  läugn^ 
wollen,  dass  Wahlen  dieser  Art  nur  dann  zu  erwarten  sind,  wenn  auch  die 
Wähler  guten  Willen,  Einsicht  und  ünabbängigfe^dt  besitzen.  Eine  der 
wesentlichsten  Aufgaben  eines  Wahlgesetzes  in  der  constitutionellen  Monardiie 
ist  es  desdhalb,  das  aktive  Wahlrecht  so  zu  ordnen,  dass  wenigstens  die 
WahrscheinlichKeit  des  Vorhandenseins  jener  Eigenschaften  bei*  den  Wahl- 
berechtigten besteht.  Daher  die  vielfacb  vorkommendeir  Yorschriften  '(^ber 
Venhögen,  Amt,  Bildung  der  Wähler,  Ober  mehrere  Wahlstufen  u.  s.  w. — 
Ton  diesen  Rücksichten  ist  nun  aber  das  württembevgische  Wahlsystem 
nicht  ausgegangen,  und  es  ist  von  Maassregeki  zur  Erzielung  wahrscheinlich 
branchbarer  und  von  der  Ausschliessung  nicht  zuverlässiger  Wahlmänner 
kamh  die  Rede.  Höchstens  ist  hierher  die  Bestimmung  zu  rechnen,  dass 
jeder  Wähler  irgend  eine  direkte  Steuer  zu  entrichten  hat,  und  auch  diese 
Yorscfarift  ist  nur  schüchtern  und  unvollständig  gegeben,  und  daher  in  der 
Hauptsache  unwirksatd.  Die  anderweitigen  Vorschriften  gar,  namentlich  die 
Bestellung  eider  möglichst  grossen  Anzahl  von  Wahbnännem,  sowie  detm 
Veriheilnng  nach  der  Eitawohnerzahl  der  Gemeinden ,  sind  sogar  entschieden 
schädlich.    Den  Ursachen  entspricht  denn  nun  aber  auch  die  Wiiüung, 

Es  wurde  behauptet,  dass  die  in  der  Vorschrift  einer  Steuerzahluug 
liegende  fi^rficknchtigung  des  Vermögens  nur  unvollständig  wirke.  Diese 
Bestimmung  kann  nur  die  Ausschliessung  ganz  Unvermögender  und  einen 
vorwiegenden  Einfluse  der  Wohlhabenderen  bei  den  Wahlen  beKiwecken; 
dieses  aber  ohne  Zweifel  desswegen ,  weil  bei  Besitzenden  mehr  guter  Wille 
und  Einsicht  vorausgesetzt  wird ,  als  bei  Proletariern.    Ueber  die  Richtigkeit 


•  *- 
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des  Gedankens  an  sich  mag  man  vielleicht  str^i^n ;  alkin  irenn  ilm 
das  Grundgesetz  einmal  hat,  so  sollte  er  auch'dnrcbi^eflUirt  werden.  -Bier 
mnss  man  nnn  aber  einräumen,  dass  die  besondere  iPormuliniDg  den,.'Z^I^ 
nicht  erreichen  lässt,  und  zwar  aus  einem  drei&chen  Ornnde.  E^imal-ffini 
die  positiven  Bestimmungen  -von  der  Art,  dass  sie  dieTllat8aohe--^er^^<^- 

habenheit  auf  keine  Weise '  sicher  nachweisen ,  dar  ja'  mciit  etva  6et  -BeälU 

•   ••   -  ■. 

eines  bestimmten  grossem  Vermögens,  sondern- schon  die.  Besahlang üfeBd 
einer,  aach  noch  so  geringen,  direkten  Steuer  die  aktive  Wäüberechtigttii^^ 
verleiht.  *  Selbst  bei  den  Höchstbesteuerten ,  welche  tUe  2Wei.ei^H>l}fftttie]le 
der  Wahlmänner  bilden,  ist  das  Vorhaiidensein  auch  ntir  ir^jQd-eiöf^'Te]^- 
mögens  lediglich  nicht  gewiss,  indem  etwaige  Schulden  nicht  &b|jiB2^^  itkatr 
den;  und  jeden  Falles  kann  dasselbe  oder  das  besteuerte  6eiif0tb6  «iä  iäüi 
geringe^  sein,  da  selbst  in  bedeutenderen  Städteh  die  letEten.diietf^'fijÖdiM- 
besleuerten  oft  hur  wenige  Gulden  zu  entrichten  haben.  Zweitens  scjlilies^ 
die.  Beschränkung  der  Wahbrechts-Bedingung  auf  die  ordentU<^Me  dirdMe 
Steuer  gerade  den  *  wohlhabendsten  Theil  der  Bevölkerung  aus  ^.weil '^ 
Kapital-  und  die  Besoldungs-  (Einkommens-)  Steuer,  als  eine  90gv  iäifB«.ifr> 
Orden tlic^ie,  nicht  berechtigt.  Während  also  z.  B»  der  BiesitiSe^  Vitm 
Huttderttausenden  von  rentii^nden  Kapitalen  nicht  wahlberechtigt  iiMr,-.'^affli 
«ein  Nachbar  von  einigen  Morgen  Landes,  welche  er  aber  j'eltaem''  durchatb 
schuldet,  unter  die  Höchstbesteuerten  des  Ortes  gehören;  oder  wAhrenid  ein 
Schuster  mit. 5 — 6  Gulden  noch  Höchstbesteuerter  sein' kann,  hat -sidfr Arzt 
oder  sein  Advokat  mit  einem  hochversteuerten  Einkommen  voit  'TiRn^^^ 
lein  Recht.  .  Drittens  endlich  wird  ein  vorzugsweiser  Einfhss  des  Teirmöl^^ 
und  seiner  Folgen  auch  noch  dadurch  beeinträchtigt,  dass  die  ffi^llßti&e* 
steuerten  gemeindeweise,  nicht  nach  dem  ganzen  Oberamte  be^ichüet-wei^' 

den.    So  kommt  es  denn,  dasa  von'  den  ärmeren  Gemeinde»  auch  wfrhliclP 

.  ■  ■  ."-*•■ 

arme  Leute* als  fiöchstbesteuerte  gesendet  werden,  während  in  reichtä  Ort^ 
Schäften  desselben  Bezirkes  weit  Wohlhabendere  ausgeschlossen  bteibeir.'^^fia' 
aber  kann  das  Vermögen  als  staatsbürgerliche  Wahle)gensGhaArX>ffei(li&riMir 
eine  Bedeutung  haben,  wenn  es  absolut  ansehnlich  ist,  sieht  aber,  wem 
es  sich  nur  nach  der  örtlichen  Beschaffenheit  noch  relativ  auszeichnet,  Von 
einer  Sicherstellung  der  wOnsclienswerthen  geistigen  und  sittlidien  Eigen- 
schaften der  Wähler  durch  die  Yermögensbestimmungen  des  aktiven  Wald* 
rechtes. kann  somit  gar  nicht  die  Bede  sein. 

.Es  ist  aber  oben- auch  noch  behauptet,  «dass  die  beiden  anderen' Rich- 
tungen des  Wahlsystemes,  nämlich  die  Bestellung  einer  mög^dist  grossen 
AnzaU  von  Wahhnftnn^m  und  ihre  Yertheilui^  niu;h  der  KopCeahl ,  geradezu 
nachtheilig  auf  Einsicht  und  Unabhängigkeit  der  Wähler  wirken.»  Der 
Bevreis  ist  nachstehender:  —  Was  die  grosse  Zahl  betrifft,  so-  ist  zwar 
fdlerdings  richtig,  dass  dieselbe  Bestechungen  erschwert  f  allein -dieserYortheil 
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wird  weit  überwogen,  diuxh  die  geringe  geistige  Befähigung  eines  grossen 
Tbeiles  der  Wahlmänner.-  .Ein  jedes  der  63  Oberämter  hat  zwischen  600 
and  BQO\  Wahlmänner  zu  stellen.  Woher  soll  unter  .einer  Bevölkerung  Von 
nTcfat  .$OjD0O  Einwchjuern,  von  denen  vielleicht  nur  einige  Tausende  ein 
klemes-Lsaidstädtehen,' die  -anderen  alle  das  flache  Land  bewohnen,  eine 
so.  j^osse  Anzahl  von  einsichtsvollen ,  um  öffentliche  Dinge  bekümmerten 
IfiUmern  koBunen?  Noth wendig .  also  reicht  das*  Wahlrecht  in  eine  sehr  tief 
stehende.  Sciüchte  der  Bildung  herunter.  Der  aber  würde  den  Menschen 
ir^hig  kennen,  welcher  glaubte,  die  geistig  Unfähigen  werden  sich  immer 
doreb  die  in  ihr^r  Mitte  etwa  befindlichen  Tüchtigen  heben  und  leiten  las- 
set^ Qar  häufig  fallen  jene. ganz  anderen  Einflüssen  als  denen  des  staatlichen 
Ver^tüides  mA  der.  Vaterlandsliebe  anheim ,  und  die  Höherstehenden  und 
m  Bigeaem  Urtheile  Befähigten  siüd  in  uumächtiger  Minderzahl.  Diess  aber 
ist  um  80  gewisser  der  Fall,  als  der  Grundsatz,  der  Vertheilung  nach  der 
Seeljenzahl,  in  jeder  einzelnen  Gemeinde  uothwendig  in  vielen  Fälleh  selbst 
noch  unter  .den  Purchschnitt  des  geistigen  Bestandes  des  Oberamtes  her- 
onterdrüCki  Wftrden  nämlich  die  Höchstbesteuerten  aus  dem  ganzen  Ober- 
amte genommen,  und  wäre  eben  so  das  gewählte  Drittheil  ohne  Unterschied 
der  Gemeinden  aus  dem  ganzen  Bezirke  und  von  dem  ganzen  Bezirke  aus- 
zuscheiden, 80  hätte  man  in  der  That  einer  Seits  die  sämmtlich  Wohl- 
habenderen, (^weit  das  Gesetz  überhaupt  diese  zu  finden  weiss,)  somit 
nach  der  Annahme  die  gebildetsten  und  theilnehmendsten  Bürger;  auf  det 
andQr«ii  Seite  würden  wohl  auch  die  Drittheils  -  Wahlen  auf  Solche  fallen, 
weldie  wenigstens  irgendwie  sich  bemerkiich  gemacht  hätten.  Allein  da 
QU!  jede  einzelne  Gemeinde  ihr  Contingent*  von  Wahlmännern  zu  stellen 
hat,  so  jQü$s.es  sich  in  aimen  und  verwahrlosten  Ortschaften  begeben,  dass 
unter  die  Höchstbesteuerten  sehr  Unvermögliche,  unter  die  Gewählten  ganz 
Untaugliche  kommen.  Eine  der  übervölkerten  Bettlerkolönieen  wirft  am 
Wi^tage  .ein  grösseres  Gewicht  in  die  Wagschäale,  als  eine  aus  lauter 
stattlichen  Hofbauerh  bestehende  Gemeinde.  —  Es  ist  wohl  kaum  noth- 
wendig,  die  Folgen  dieser  Bestimmungen  und  ihrer  Wechselwirkung  erst 
noch  ausdrücklieh  auszusprechen.  Jedem  muss  einleuchten,  und  die  £r- 
fahrang  hat  es  auch  schon  reichlich  bestätigt ,  dass  unter  diesen  Umständen 
gerade  die  Intelligenz  und  die  höhere  siaatsmännisohe  Bildung  nur  geringe 
Hoffnung  auf  Sieg  bei  den  Wahlen  haben,  Wenn  sie  nicht  zufällig  durch 
einen  Parteieinfluss  gder  durch  Begünstigung  der  Regierung  getragen  wer- 
den ,  oder  etwa  örtlicher  und  Familieneinfluss  sich  damit  verbindet.  Höch- 
stens sind  es  die  grösseren  Städte,  deren  Wähler  auf  einem  höheren 
Standpunkte  selbst  stehen  und  *semit  einen  solchen  auch  bei  Anderen  be- 
greifen,   in  diesen  Städten  ist  denn  aber  auf  der  andern  Seite  wieder  oft 
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der  Parteigeist  übermächtig.  Und  zwar  wolle  man  wohl  bemerken,  dasi 
die  geringeren  Aussichten  fQr  die  Intelligenz  sich  nicht  etwa  nur  nach  einei 
bestimmten  Richtung  hin  ftflilbar  machen.  Die  geistig  höhere  Stellimg  alfl 
solche  ist  im  Nachtheile;  und  es  ist  somit  völlig  gleichgültig,  ob  sich  in 
einzelnen  Falle  der  Mann  voraussichtlich  auf  Seite  der  Regierang  oder  aal 
die  der  Volksrechte  gestellt  hätte.    Beide  Richtungen  leiden  ebenmässig. 

b)  Die  württembergische  Kammer  der  Abgeordneten  ist  verhältnissmäsaif 
sehr  zahlreich.  Es  kommt  etwa  auf  je  18,000  Einwohner  1  Mitglied  dei 
Kammer,  ein  Yerhältniss,  wie  es  kaum  in  irgend  einem  andern  grössereo 
oder  mittleren  Staate  vorkömmt.  Gatiz  unzweifelhaft  liegt  aacb  hier  eine 
bestgemeinte  Berücksichtigung  der  Rechte  und  der  Wünsche  des  Volkes  zu 
Grunde.  Es  sollte  dasselbe  durch  eine  zahlreiche  und  dadoircb  Eindrack 
machendere  und  weniger  bearbeitbare  Versammlung  vertreten  sein;  dem 
Einflüsse  der  aristx)kratischen  und  anderen  Sonderinteressen  wollte  ein  ent- 
schiedenes Uebergewicht  der  Zahl  entgegengesetzt,  einer  möglichst  grossen 
Anzahl  von  Staatsbürgern  zu  dem  ifechte  und  zur  Ehre  der  Abordnung  ve^ 
holfen  werden.  Leider  schlägt  aber  auch  hier  die  Sache  dem  Erfolge  nacb 
in  das  Gegentheil  um. 

Schon  an  sich  ist  es  sehr  zu  bezweifeln,  ob  sich  in  einem  Staate  von 
der  Grösse  Württembergs  immer  so  viele  nach  Kopf,  Herz  and  Kenntnissen 
zu  Abgeordneten  völlig  taugliche  Männer  finden.  Es  könmit  hier  freilidi 
sehr  darauf  an ,  welcherlei  Forderungen  man  stellt.  Begnügt  man  sich,  mit 
einigen  wenigen  Sprechern  und  Leitern  der  verschiedenen  Parteien,  nebei 
oder  vielmehr  unter  ihnen  aber  mit  einer  Anzahl  von  gewöhnlichen  Mannen 
so  hat  es  freilich  keinen  Anstand,  auch  in  Württemberg  die  geforderte  Zahl 
und  selbst  eine  noch  weit  grössere,  zusammenzubringen.  Verlangt  man  da- 
gegen aber,  dass  jeder  Abgeordnete  ein  Mann  sei,  welcher  mit  selbstßtändigem 
ürtheile  die  höchsten  Angelegenheiten  des  Vaterlandes  aofzufassen  and  mit 
erprobter  Pflichttreue  seiner  üeberzeugung  zu  folgen  vermöge;  fürchtet  man 
sich  vor  beherrschenden  Stinmiführern ,  welchen  eine  blind  ergebene  Schaai 
urtheils-  und  willenloser  Anhänger  folgt,  in  so  ferne  alsdann  nicht  Umsicht 
sondern  Einseitigkeit,  nicht  Vaterlandsliebe,  sondern  Parteigeist  za  erwartei 
steht;  ist  man  nicht  damit  zufrieden,  wenn  sich  nur  am  Ende  eine  Stimmen- 
mehrheit für  irgend  eine  Ansicht  ausspricht,  sondern  verlangt  man,  dass  daf 
Wahre  und  Rechte  siege  und  nur  wirkliche  Einsicht  entscheide :  dann  wirc 
man  zu  dem  Satze  gelangen,  dass  eine  kleinere,  aber  ausgew&hltere  Anzah 
von  Volksvertretern  bei  weitem  Wünschenswerther  sei.  Und  dann  wird  aod 
die  Zahl  der  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  in  Württemberg  als  sa  gnm 
beurtheilt  werden.  Zum  Beweise  der  Richtigkeit  dieser  Ansicht  aber  dar 
man  sich  auf  die  Erfahrung  von  jetzt  40  Jahren  berufen ,  in  welchen  woh 
nach  allgemeinem  Ürtheile  die  Kammer  der  Abgeordneten  eine  grosse  MeA£p 
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Ton  nnbedeotenden  Männern  enthielt,  bei  solcher  Zusammensetzung  aber  auch 
häufig  hinter  ihrer  Aufgabe  zurtlckblieb. 

Eine  weitere  Fdge  der  grossen  Mitgliederzahl  ist  denn  auch  die  Klein- 
heit der  Wahlbezirke.  Jedes  Oberamt  hat  seinen  Abgeordneten  zu 
wählen.  Allerdings  beschränkt  die  Yeriassungsurkunde  die  Wähler  in  ihren 
Ernennungen  nicht  auf  den  Bezirk:  allein  die  Beschränktheit  des  Raumes 
and  die  Begrenzung  gerade  auf  ein  Oberamt  hat  doch  sehr  merkliche  Nach- 
theiie.  Vorerst  wird  auch  solchen  Männern  die  Möglichkeit  einer  erfolg- 
reichen Bewerbung  eröffnet,  welche  nur  in  dem  nächsten  Umkreise  bekannt 
sind,  und  nimmermehr  auch  nur  in  einer  Entfernung  von  einigen  Stunden 
Eine  Stimme  erhalten  würden.  Nun  aber  wird  wohl  nicht  bestritten  werden 
wollen,  dass  ein  solcher  rein  örtlicher  Einfluss,  gegründet  auf  eine  zahlreiche 
Verwandtschaft,  ein  kleines  Aemtchen,  ein  für  den  Ort  bedeutendes  Gewerbe 
a.  s.  w.,  auch  nicht  die  geringste  Bürgschaft  einer  Brauchbarkeit  für  eine 
Ständeversammlung  gewährt.  Es  Hesse  sich  ohne  Paradoxic  der  Satz  auf- 
stellen, dass  diejenige  Ständeversammlung  die  beste  zu  sein  verspräche, 
deren  Mitglieder  nicht  in  der  nächsten  Nähe  ihres  Wohnortes  gewählt  sein 
dürfen.  Müssten  sie  dann  doch  Eigenschafben  besitzen,  welche  sie  in  einem 
grösseren  Kreise  vortheilhaft  bekannt  gemacht  hätten.  —  Sodann  ist  nicht 
selten  in  solchen  engen  Wahlbezirken  der  Einfluss  eines  einzelnen  Wählers 
über  die  Gebühr  bedeutend.  Ein  reicher  Wirth,  ein  Bierbrauer,  ein  um- 
treibender Advokat  oder  Geistlicher  kann  in  seinem  nächsten  Kreise  eine 
Macht  sein,  welcher  kein  Talent  und  Verdienst  zu  widerstehen  vermag,  und 
welche  keineswegs  durch  einen  richtigen  Willen  oder  eine  gute  Einsicht  in 
Staatssachen  bedingt  ist.  Ein  Umstand,  welcher  bei  der,  oben  geschilderten, 
Beschaffenheit  eines  grossen  Theiles  der  Wahlmänner  von  um  so  bedeuten- 
derem Gewichte  ist.  —  Endlieh  gewähi*t  die  Begrenzung  der  Wahlbezirke 
gerade  auf  die  Oberämter  den  Bezirksbeamten,  vor  Allem  den  Oberamt- 
m&nnem,  einen  Grad  von  Einwirkung  auf  die  Wahlen,  Welches  sicherlich 
nicht  in  dem  Geiste  einer  Volksvertretung  liegt.  Alle  Wähler  sind  Unter- 
geordnete des  Bezirksbeamten;  in  allen  Gemeinden  hat  er  die  Schultheissen 
zur  Hand,  welche  ihrer  Seits  wieder  auf  ihre  örtlichen  Untergeordneten 
wirken  können  und,  allbekanntermaassen ,  auch  sehr  häutig  auf  sie  wirken 
im  Sinne  des  ihnen  ertheilten  Auftrages.  Nichts  aber  kann  unrichtiger  sein, 
als  die  so  eft  gehörte  Bemerkung,  dass  wenn  Jeder  das  Recht  habe,  in 
seinem  Sinne  auf  die  Wahlen  einzuwirken,  diess  doch  auch  dem  Beamten 
zustehen  müsse.  Sicherlich  ist  er  für  seine  Person ,  als  Bürger ,  dazu  i)e- 
rechtigt;  aUein  die  Anwendung  der  amtlichen  Stellung  ist  ein  Missbrauch, 
welcher  zur  Verfälschung  des  ganzen  (jredankens  der  Volksvertretung  führt. 
—  Mit  Einem  Worte,  wären  die  Wahlbezirke  grösser,  würden  sie  somit 
namentlich  über  die  Grenzen  Eines  Oberamtes  bedeutend  hinausreichen,  so 
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würden  ohne  den  mindesten  Zweifel  die  Wahlen  auch  manchfach  andere 
Ergebnisse  liefern ,  und  namentlich  unter  einer  geringem  Oesammtzahl  doch 
mehr  Mftimer  von^eistiger  Bedeutung  und  von  unabhängiger  Gesinnung  und 
Stellung  sich  befinden.  Eine  Ständeversammlung  ist  nun  aber  am  so  besser, 
je  mehr  sie  nicht  blos  von  den  Gewählten,  sondern  auch  von'  den  Aaserwählten 
des  Volkes  gebildet  wird. 

Schliesslich  sind  noch  einige  Missstände  zu  erwfllraen ,  welche  die  ver- 
hältnissmässig  grosse  Zahl  der  Kammermitglieder  für  den  Betrieb  der 
Geschäfte  der  Versammlung  selbst  hat.  —  Die  Berathungen  jeder  grös- 
seren Versammlung  werden  natürlich  weitläufiger,  schwerfälliger  and  ab- 
schweifender im  Verhältniss  der  Zahl  der  Theilnehmer.  Wenn  namentlich 
Jeder  von  seinem  Platze  aus  sich  in  die  Verhandlung  mischen  kann ,  so 
nichtssagend,  blos  wiederholend,  formell  ungeordnet  auch  seine  Bemerkangen 
sein  mögen:  so  wird  nothwendig  viele  Zeit  unnütz  verloren  tmd  die  üeber- 
sicht  und  Klarheit  der  Ansichten  verdüstert.  Die  ProtocoUe  der  württem- 
bergischen Abgeordneten  -  Kammer  mögen  aber  Zeugniss  ablegen,  ob  sie 
diesen  Uebelständen  zu  entgehen  wusste,  ob  nicht  die  Landtage  durch  die 
Weitläufigkeit  der  Verhandlungen  über-  die  Gebühr  ausgedehnt  zu  werden 
pflegen,  und  dennoch  höchst  wichtige  Gegenstände  Jahrelang  unerledigt 
hängen ;  ob  nicht  eine  grosse  Anzahl  der  Sprecher  weit  besser  gethan  hätte, 
sich  auf  einfache  Abstimmung  zu  beschränken.  Und  man  wolle  hier  nicht 
mit  einer  Hinweisung  auf  die  noch  weit  zahlreicheren  Versanunlungen  Eng- 
lands, Frankreichs  u.  s.  w.  antworten.  Abgesehen  davon,  dass  es  sich 
ebenso  fragt,  ob  nicht  auch  diese  Länder  unter  der  allzu  grossen  Zahl  ihrer 
Volksvertreter  leiden,  ist  namentlich  der  Punkt  nicht  zu  übersehen,  dass  in 
diesen  Staaten  eine  Parteiregierung  ist,  beziehungsweise  war,  somit  auch  in 
den  Kammern  weit  mehr  Disciplin  stattfindet,  und  namentlich  die  Parteien 
in  der  Regel  nur  mittelst  weniger  anerkannter  Häupter  und  Vorfechter  sich 
aussprechen.  Auch  haben  diese  Völker  einen  weit  grossem  Maassstab  der 
Beredsamkeit  und  staatlichen  Tüchtigkeit  eines  Ständemitgliedes,  so  dass 
die  Unbedeutenderen  sich  weit  mehr  scheuen,  öffentlich  aufzutreten.  —  Als 
ein  grosser  Uebelstand  in  den  Geschäftsgewohnheiten  der  württembergischeu 
Abgeordneten- Kammer  erscheint  die  übermässige  Anzahl  von  Motionen, 
welche  auf  jedem  Landtage  gemacht  werden.  Bei  einzelnen  Mitgliedern  ist 
das  Stellen  von  Motionen  fast  bis  zur  Manie  gegangen.  Hat  doch  ein  und 
dasselbe  Mitglied  schon  ein  Dutzend  Motionen  und  mehr  zu  gleicher  Zeit 
gemacht,  und  darunter  solche ,  deren  jede  allein  Regierung  und  Stände  auf 
Jahre  hätte  beschäftigen  können.  Ganze  Bücher  werden  auf  Landeskosten 
gedruckt,  wenn  auch  vom  Lande  nicht  gelesen.  Bedarf  es  aber  noch  einer 
Ausführung,  wie  viel  diese  Unsitte  an  Zeit  und  Geld  ganz  unnöthig  kostet; 
wie  die  Kammer  gar  nicht  selten  durch  solche  einseitige,   anvorbereitete. 
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onftberlegte  Anträge  zu  fialschen  Schritten  and  'zu  erfolglosen  Bitten  verleitet 
wird,  und  sie  durch  die  Ueberzahl  und  durch  den  unbedachten  Inhalt  der- 
selben die  Regierung  gewöhnt,  ja  fast  genöthigt  hat,  ihren  Eingaben  geringe, 
jeden  Falles  sehr  späte  Rücksicht  zu  schenken ;  wie  also  das  Dringende  und 
Gute  in  der  Sündfkith  des  Unbrauchbaren  untergeht?  Au  diesem  Ueber- 
flusse  aber  ist  wieder,  zum  Theile  wenigstens,  die  grosse  Mitgliederzahl 
Veranlassung.  Es  ist  einleuchtend,  nicht  nur  dass  tiberhanpt  wenigere 
Mitglieder  auch  wenigere  Motionen  machen,  sondern  auch,  dass  mehr  aus- 
gewählte Mitglieder  dieses  wichtige  Recht  überlegter  und  dann  wirksamer 
gebrauchen  würden.  —  Theils  eine  Folge  des  eben  erwähnten  Uebels,  theils 
aber  eine  unmittelbare  Folge  der  Ueberzahl  von  Mitgliedern  ist  die,  mit 
jedem  Landtage  mehr  hervortretende,  allzu  grosse  Menge  von  Commissionen 
der  Kammer.  Es  gibt  viel  zu  begutachten;  und  es  muss  für  eine  Menge 
von  Mitgliedern,  welche  auf*  die  Ehre  Anspruch  machen,  auch  in  eine  Com- 
mission  gewählt  zu  sein,  gesorgt  werden.  Der  Nachtheile  dieses  Zustancfes 
der  Dinge  sind  aber  mehrere.  Vor  Allem  hindern  sich  die  vielen  Com- 
missionen gegenseitig  selbst.  Sodann  ist  nicht  zu  vermeiden,  dass  auch 
unbedeutende  und  unfähige  Männer  gewählt  werden;  diese  aber  haben 
natürlich  einen  schlimmen  Einfluss  auf  die  Berathungen  und  Berichte. 
Endlich  fehlt  es  an  Uebereinstimmung  und  System  in  der  Beurtheilung  im 
Wesentlichen  gleichartiger  Gegenstände,  und  die  Enge  des  Auftrages  ver- 
hindert die  Aufstellung  grosser  und  durchgreifender  Ansichten  und  Aen- 
demngsvorschläge. 

c)  Nichts  kann  unumwundener  zugegeben  werden,  als  dass  die  vielen 
und  in  die  kleinsten  Einzelnheiten  eingehenden  Vorschriften  der  Verfassungs-  ^ 
Urkunde  über  die  formelle  Vornahme  der  Wahlen  von  der  besten 
Gesinnung  eingegeben  sind.  Es  sollten  der  Y^illkühr  nach  allen  Seiten  hin 
Schranken  gesetzt  werden;  und  nicht  einmal  einem  spätem  Gesetze  wollte 
dieser  Schutz  der  staatsbürgerlichen  Rechte  anvertraut  werden.  Die  Ver- 
fassnngsnrkunde  selbst  hatte  ihn  zu  gewähren,  und  somit  höher  und  unab- 
änderlicher zu  stellen. 

Allein  leider  ist  bei  dieser  grossen  Ausführlichkeit  übersehen  worden, 
dass  man  bei  dem  Beginne  einer  neuen  Staatseinrichtung  die  nöthige  Er- 
fahrung noch  nicht  haben  kann,  und  dass  aller  Scharfsinn  nicht  im  Stände 
ist,  jedes  Bedflrfniss  vorauszusehen,  welches  das  Leben  allmählig  zu  Tage 
fördert,  und  alle  Misstände,  namentlich  auch  die  blos  mittelbaren,  vorweg 
aaüzofinden  und  zu  beseitigen ;  ja  dass  es  kaum  möglich  ist,  positive  Fehler 
immer  ganz  zu  vermeiden.    Bei  allen  irgend  verwickelten  Gegenständen  ist 
daher  eine  spätere  Revision  der  Gesetzgebung  nach  hinlänglicher  Erprobung 
sehr   wünschenswerth.     Eine   solche   Verbesserung   der  jetzt   vorliegenden 
Wablvorschriften  ist  nun  aber  y^o  nicht  ganz  unmöglich,  doch  jeden  Falles 
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-sehr  scbwierig  and  nnwabrscheinlicb  gemacht  dnrcb  ideren  Anfimhme  in  die 
Yerfassangsarkonde  selbst.  Unzweifelhaft  wird  eine  noch  l&ngere  Erfahrung 
auch  noch  yollständiger  auf  die  Fehler  oder  Lfkcken  der  jetzigen  Wahlvor- 
Schriften  auftnerksam  machen;  allein  auch  schon  die  bisherigen  Erlebnisse 
haben  Manches  als  verbesserungsbedfirftig  kennen  gelehrt.  —  Folgende  Be- 
merkungen mögen  dies  beweisen. 

Die  Verfassungsurkunde  schreibt  vor,  dass  das  letzte  Drittheil  'der 
Wahlmänner  *im  Durchgange»  zu  ernennen  sei,  d.  h.  unter  persönlicher 
und  einzelner  Erscheinung  jedes  Bürgers  vor  dem  Gemeinderathe  und 
protocollarischer  Aufzeichnung  seiner  Abstimmung.  —  Die  Verfassungs- 
nrkunde  mag  auf  diese  Form  kein  grosses  Gewicht  gelegt  haben;  allein  da 
sie  nun  einmal  besteht,  so  ist  sie  auch  einzuhalten,  und  wenn  gegen  sie 
gefehlt  wird,  (was  leicht  geschehen  kann,  da  die  Vollziehung  den  einzelnen 
Gemeindebehörden  übertragen,  diesen  aber  das  weitläufige  VerftArcn  unan- 
genehm ist,)  so  ist  die  Wahl  dieses  Drittheiles  der  Wahlmänner  verfassungs- 
widrig, also  ungültig,  vorgenonmien.  Leicht  hat  dieses  nun  aber,  wenn 
eine  Abgeordnetenwahl  sehr  bestritten  ist  und  sich  die  Stimmen  der  Haupt- 
bewerber fast  gleich  stehen,  die  üngültigerklärung  dieser  Wahl  selbst  zur 
Folge,  also  die  Mühe,  Unruhe  und  den  Aufwand  einer  nochmaligen  Wahl, 
die  längere  Unthätigkeit  eines  Mitgliedes,  die  UnvoUständigkeit  der  Kammer. 
Es  vergeht  kein  Landtag,  aus  welchem  nicht  Wahlen  aus  diesem  Form- 
fehler angegriffen  werden,  und  mehr  als  Eine  ist  auch  schon  in  der  That 
dessbalb  für  ungültig  erklärt  worden.  Leicht  kann  unter  diesen  Umständen 
der  Wunsch  als  begründet  erscheinen,  eine  einfachere  und  zugleich  das 
Stimmgeheimniss  sichemdere  Form  an  die  Stelle  des  Durchganges  treten 
zu  lassen :  allein  nur  mittelst  einer  Verfassungs-Aenderung  wäre  diess  jetzt 
möglich. 

Nach  §  150  der  Verfassungs  -  Urkunde  hat  die  Abstimmung  bei  den 
Wahlen  durch  Stimmzettel  zu  geschehen,  welche  von  den  Wahlmännern 
unterzeichnet  sein  müssen.  Abgesehen  nun  davon^  dass  diese  Vorschrift  im 
Wege  steht,  wenn  etwa  die  Erfahrung  lehren  sollte,  dass  eine  geheime  Ab- 
stimmung grössere  Vorzüge  habe;  femer  abgesehen  davon,  dass  eine 
englisch-strenge  Prüfung  dieser  Stimmzettel  bei  dem  Mangel  an  Orthographie 
vieler  Tausende  von  Wahlmännern  zu  grossen  Chikanen  und  zum  Umstürze 
der  meisten  Wahlen  missbraucht  werden  könnte:  haben  sich  bedeutende 
Missstände  dieser  Bestimmung  herausgestellt.  Einer  Seits  geschieht  es 
keineswegs  selten,  dass  gewaltthätige  Gemeindevorsteher,  als  Werber  ftr 
einen  bestimmten  Candidaten,  schon  bei  dem  Vertheilen  und  Schreiben  der 
Zettel  weitgehenden  Einfluss  ausüben,  ja  dass  sie  die  unterschriebenen 
Zettel  unter  dem  Verwände  der  sicherem  Aufbewahrung  bei  der  Hand  be- 
halten, dadurch  aber  eine  spätere  Aenderung  von  Seiten  des  Wahlmannea 
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erschweren.  Aach  ist  es  ein  Uebelstand,  dass  häufig  Zudringlichkeit  dem 
zur  Ahstimniung  gehenden  Wahhnanue  seinen  ausgefertigten  Zettel  abver- 
langt und  ihn  noch  im  letzten  Angenblicke,  fast  gegen  seinen  Willen,  zu 
einer  Aendenmg  bestimmt.  Anderer  Seits  wird  von  Wahlmännern  offen 
erzählt,  wie  sie  auf  die  Yorzeigmig  ihres  Stimmzettels  sich  von  einem  um 
die  Mittel  des  Sieges  nicht  verlegenen  Bewerber  Vortheile  zu  verschaffen 
wnssten,  vielleicht  sogar  beide  Parteien  brandschatzten.  Auch  hier  aber 
ist  eine  Abstellung  schwierig,  weil  das  Uebel  enge  mit  der  unabänderlichen 
Form  verbanden  ist. 

Wenn  die  Verfessungs- Urkunde,  so  zu  sagen  im  Vorbeigehen,  die 
Bestimmung  gibt,  dass  «Besitzer»  oder  «Theilhaber»  von  Kittergütern  ein 
Stimmrecht  bei  den  dreizehn  ritterschaftlichen  Wahlen  haben  sollen,  so  hat 
ohne  Zweifel  im  Anfange  Niemand  entfernt  daran  gedacht,  dass  diese  zwei 
Worte  zu  bedeutenden  Missständen  ftihren  werden.  Im  Gegentheile  ist  wohl 
die  Einräumung  dieses  Rechtes  der  blossen  Theilnehmer  als  ganz  billig 
erachtet  worden,  da  man  an  den  gemeinschaftlichen  Genuss  eines  grossen 
Gutes  von  Seiten  zweier  Brüder  oder  verschiedener  Linien  eines  Hauses  u.  dgl. 
denken  mochte.  Nun  aber  stellt  sich  thatsächlich  die  Sache  so  heraus,  dass 
eine  Hülfe  in  der  That  nöthig  wäre.  Einmal  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
dass  nicht  selten  ein  Rittergut  ganz  ohne  alles  Yerhältniss  zu  seiner  Be- 
dentang  eine  grössere  Anzahl  von  Besitzern  hat,  und  somit  einer  Familie 
einen  in  keinerlei  äusserer  Beziehung  verdienten  übergrossen  Einfluss  auf 
die  Wahlen  gewährt,  während  die  ansschliessenden  Eigenthümer  weit  grös- 
serer Güter  mit  ihrer  einzigen  Stinmie  zurückgedrängt  werden.  Es  wird 
z.  B.  ein,  noch  überdiess  nnbedeutendcs ,  Rittergut  von  so  vielen  Theil- 
nehmera  (den  Nachkommen  ehemaliger  Ulmer  Patrizierfamilien)  besessen, 
dass  dieselben  eine  entschiedene  Stimmenmehrheit  in  der  Wahlversammlung 
des  betreffenden  Kreises  haben,  während  die  jährliche  Rente  für  einzelne 
dieser  Mitbesitzer  bis  auf  die  lächerliche  Summe  weniger  Gulden  sinkt. 
Sodann  aber  bildet  sich  die  Gewohnheit  immer  mehr  aus,  dass  den  mündig 
werdenden  Söhnen  irgend  ein  kleiner  Antheil  am  Gute  bei  Lebzeiten  des 
Vaters  gegeben  wird,  um  die  Bedeutung  der  Familie  am  Wahltage  zu  ver- 
mehren. Diess  ist  nun  aber  nicht  nur  unbillig  gegenüber  von  solchen 
Genossen,  welche  entweder  keine  Söhne  dieser  Art  haben,  oder  welchen 
die  Familiengesetze  jede  Theilung  verbieten;  sonderh  es  ist  auch  zu 
fürchten,  dass  diese  jungen  Wähler,  oft  Anfänger  im  Staatsdienste,  ihre 
Bedentong  auch  in  anderen  Beziehungen,  als  nur  bei  den  Wahlen,  gelten 
2u  machen  suchen. 

Würden  sich  femer  in  einem  der  freien  Revision  unterliegenden  Wahl- 
gesetze auf  die  Dauer  die,  jetzt  wohl  als  unabänderlich  zu  betrachtenden, 
Bestimmungen  erhalten  können,  dass  wer  in  mehreren  Gemeinden  besteuert 
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sei,  auch  in  allen  ein  Wahlrecht  habe;  oder  da$s  Vater  and  Sohn  nicht 
einmal  Mitglieder  verschiedener  Kammern  zu  gleicher  Zeit  sein  kOnnen; 
oder  dass  wenn  ein  Gewählter  die  Wahl  nicht  annehmen  will  oder  kann, 
non  der  Nächste  in  der  Stimmenzahl  ohne  neue  Wahl  eintritt ,  falls  er 
wenigstens  ein  Diittheil  der  Stimmen  erhalten  hat?  Es  ist  diess  iir  der 
That  sehr  zu  bez>veifeln.  Denn  in  dem  ersten  Falle  liegt  eine  völlig  un- 
motivirte  Begünstigung  einer  zufälligen  Vermögenszersplitterung  vor;  in  dem 
zweiten  eine  ganz  unbillige  Vernachtheiligung  aus  Verwandtschaftsrück- 
sichten,  welche  sonst  in  Keiner  Beziehung  beachtet  werden ;  im  dritten  endlich 
e-ine  fast  ergötzliche  Naivität  in  constitutionellen  Dingen,  welche  nicht  auf 
den  Gedanken  kam ,  däss  der  Nachgewählte .  fast  regelmässig  einer  andern 
politischen  Ansicht  angehört,  und  welche  somit  der  Mehrzahl  zwar  ge- 
müthlich  die  Mühe  einer  zweiten  Wahl  erspart,  dagegen  ihr  aber  einen 
Vertreter  von  der  entgegengesetzten  Partie  giebt. 

d)  Es  kann  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  grossmüthigen  Entsagung 
eines  wahrscheinlichen  Vortheiles  und  einer  Begünstigung  des  Ausdmckes 
der  wirklichen  Volksmeinung  betrachtet  werden,  wenn  die  Regierung  zugab, 
dass  die  Verfassungsurkunde  die  Staatsbeamten  für  wahlunffthig 
in  dem  von  ihnen  verwalteten  Bezirke  erklärte.  Namentlich  die 
Bezirksbeamten  hätten  gar  leichtes  Spiel  gehabt  in  ihren  eigenen  Sprengein, 
(wie  sich-  dieses  z.  B.  in  Preussen  in  Beziehung  auf  die  Landräthe  in  einer 
tragikomischen  Weise  gezeigt  hat.)  Von  den  Beamten  aber  würden  sich 
wohl  nur  wenige  in  der  Kammer  zur  Widerspruchspartei  geschlagen  haben. 
Wie  ist  es  nun  aber  zu  erklären,  dass  sich  nicht  dieselbe  richtige  Kenntniss 
des  Lebens  auch  da  zeigte,  als  es  sich  von  der  Wahlfilhigkeit  der  Amts- 
körperschafts- und  Gemeinde-Beamten  in  ihren  Geschäftsbezirken 
handelte?  Es  ist  in  der  That  schwer  zu  errathen,  auf  welchem  Gedanken 
diese  Verschiedenheit  der  Bestimmungen  bei  so  ganz  analogen  Verhältnissen 
beruhen  mag.  Unmöglich  konnte  die  Verfassungsurkunde  voranssetzen,  dass 
von  diesen  vielen  Beamten  niemals  Einer  Lust  zu  einer  ständischen  Stelle 
haben  werde.  Ebenso  wenig,  dass  sie  sämmtlich  und  zu  allen  Zeiten  werden 
in  ihren .  Bezirken  für  ganz  unfähig  hierzu  erachtet  werden.  Femer  nicht, 
dass  einem  etwaigen  selbstischen  Missbrauche  der  Amtsgewalt  gerade  hier 
immer  werde  ein  stoischer  Heldenmuth  von  den  Wählern  entgegengesetzt 
werden.  Es  bleibt  somit  nur  die  Vermuthung  übrig,  dass  der  Gesetzgeber 
den  möglichen  Amtseinfluss  dieser  Gattung  von  Beamten  sehr  gering  anschlug 
und  keinerlei  Wirkung  desselben  auf  das  Wahlergebniss  annahm.  War  diess 
aber  in  der  That  die  Ansicht,  so  hat  die  Erfahrung  nur  allzu  sehr  gezeigt, 
wie  irrig  .dieselbe  war.  Es  liegt  jetzt  viehnehr  vor  Augen ,  dass  die  Wähl- 
barkeit der  Körperschafts-  und  Gemeinde-Beamten  in  ihren  eigenen  Ver- 
waltungsbezirken   ein    empfindlicher  Nachtheil    fär    eine  wünschenswerthe 
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MimnaiwetzaDg  der  zweiten  Kammer  ist.  Die  Beamten,  von  welchen  es  sich 
r  bandelt,  sind  die  Oberamtspfleger  and  die  Yerwaltongsactuare ;  in  einem 
t  geringeren  Grade,  nnd  hauptsächlich  nar  für  die  mit  eigenem  Land- 
idsrechte  versehenen  Stftdte,  die  Schnltheissen.  Die  Art  und  die  Be- 
timg  des  Einflnsses  der  Letzteren  bedarf  keiner  besonderen  Erdrterong. 
8  aber  Jene  betrifft,  so  sind  die  Oberamtspfleger,  als  die  Obereinbringer 

directen  Steuern  des  Bezirkes  und  als  die  Eechnungsbeamten  der  Ober« 
ikftrperschaft,  mit  allen  Schnltheissen  und  Gemeindepflegem  in  genauester 
Irindiing  und  itbr  dieselbe  von  grosser  Wichtigkeit;  von  den  Yerwaitungs- 
uuren  aber  .gar,  als  den  Hfllfsbeamten ,  welche  die  den  ordeiltlichen 
aeindevorstehem.  allzu  schwierigen  Geschäfte  für  dieselben  besorgen, 
gen  die  Vorsteher  der  Landgemeinden  in  der  Regel  völlig  ab.  Der 
D8ch  eines  dieser  Beamten,  gewählt  zu  werden,  ist  somit  ein  Befehl  fär 
n  grossem  oder  kleinem  Theil  der -Schnltheissen  und  Gemeindepfleger. 
1  welcher  Bedeutung  aber  der  Einfluss  dieser  ersten  Männer  des  Ortes 
idn  pflegt,  ergiebt  sich  aber  aus  der  oben  gemachten  Schilderung  der 
mhl  der  Wähler  von  selbst.  Sogar  die  Bemühungen  des  Bezirks- 
Uten ,  ftlls  derselbe  sich  je  gegen  den  mit  ihm  in  täglicher  Berührung 
enden  Untergeordneten  erklären  sollte,  hält  den  unmittelbaren  Be- 
angen  keineswiegs  inüner  die  Waage.  Demgemäss  ist  denn  auch  die 
1  der  in  die  wflrttembergische  Ständeversunmlnng  gewählten  Oberamts- 
ger und  Verwaltungsactuare  zu  jeder  Zeit  eine  verhältnissmässig  grosse 
esen.  Nun  aber  wird  die  Behauptung  wohl  wenig  Widersprach  finden, 
{  die  äussere  Stellung  der  in  Frage  stehenden  Beamten  keine  grosse 
rfthrleistung  für  ihre  Tüchtigkeit  und  Unabhängigkeit  als  Ständemitglieder 
ihrt    Dass  sie  mit  den  niedersten  Kreisen  des  amtlichen  Wirkens  und 

dem  täglichen  Leben  des  Volkes  vertraut  sind,  ist  zwar  zuzugeben; 
DSC  wird  Niemand  behaupten  wollen ,  dass  sich  nicht  auch  eine  Anzahl 
litschaffener,  talentvoller  und  höher  gebildeter  Männer  unter  so  Vielen 
Ode:  allein  .auf  der  andern  Seite  ist  auch  unläugbar,  theils  dass  die  Be- 
idimg  dieser  Stellen  in  der  Regel  nicht  von  den  ausgezeichneteren  Candi- 
en  des  öffentlichen  Dienstes  gesucht  wird,  theils  dass  diese  Stellen  sehr 
mg  bezahlt  und  im  Organismus  tief  gestellt  sind ,  so  dass  schon  die  Vcr- 
nrng  einer  untergeordneten  Kanzleistelle  eine  entschiedene,  und  im  regel- 
wigen  Lebensgange  unerreichbare  Beförderung  für  die  Meisten  ist.  Wenn 
n  nun  aber,  wie  natflrlich,  die  äusseren  Verhältnisse  und  nicht  die  Mög- 
ikdt  einer  individuellen  TreffHchkeit,  und  wenn  die  Kegel,  nicht  die 
oiahme,  die  Gründe  für  die  Wahlfähigkeitsbestimmungen  abzugeben  haben : 
ist  wohl  auch  erwiesen,  wie  wenig  Ursache  gerade  iu  dem  vorliegenden 
le  vorhanden  war,  von  dem  Grundsätze  abzugehen,  dass  kein  Beamter  in 
lern  Amtsbezirke  wahlfähig  sei, 
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Es  sei  überhaupt  bei  dieser  Gelegenheit  die  allgemeine  Frage  einge* 
schaltet,  ob  es  von  den  deutschen  Verfassungen  wohlgethan  war,  das  englische 
System,  welches  ganzen  Klassen  von  untergeordneten  Beamten  den  Eintritt 
in  da3  Parliament  unbedingt  und  auch  für  Stellen  ausserhalb  ihres  Amts- 
bezirkes untersagt,  so  ganz  unbeachtet  zu  lassen?  Unsere  Grundgesetze 
haben  die  äussere  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit  der  Ständemit^eder 
durch  mancherlei  Bestimmungen  zu  sichern  gesucht,  so  z.  B.  durch  die  Aus- 
Schliessung  der  unter  väterlicher  Gewalt  Stehenden,  der  in  Privatdiensten 
Befindlichen,  der  ganz  Vermögenslosen  u.  s.  w.  Es  giebt  nun  aber  nicht 
leicht  eine  grössere  Abhängigkeit,  als  die  eines  ganz  untergeordneten  und 
im  regelmässigen  Dienstgange  gar  nicht  oder  nur  sehr  langsam  in  eine  bessere 
Lage  gelangenden  Beamten.  Und  wenigstens  der  Umstand,  dass  diese  Ab- 
hängigkeit nicht  gegenüber  von  Privaten,  sondern  gegenüber  von  der  Regie- 
rung selbst  besteht,  kann  einen  günstigen  Unterschied  in  ständischen  Be- 
ziehungen nicht  begründen.  Es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  ein 
bedeutender  Theil  der  Unzufriedenheit  mit  dem  ständischen  Wirken  in  Deutsch- 
land weggefallen  wäre,  wenn  man  in  diesem  Punkte  englische  und  nicht 
französische  Vorbilder  genommen  hätte.  Und  wähne  man  ja  nicht,  dass  den 
Regierungen  durch  die  Wahlunföhigkeit  gewisser  Beamtenklassen  eine  grössere 
Schwierigkeit  zugegangen  wäre.  Ist  es  denn  nicht  auch  eine  Schwierigkeit, 
die  Ansprüche  eines  untergeordneten  Ehrgeizes  zu  befriedigen,  mittelmassige 
Menschen  mit  besseren  Stellen  zu  versehen ,  ohne  dass  das  allgemeine  Wohl 
allzu  sehr  darunter  leidet?  Ist  die  sittliche  Missachtung,  welche  sich  leicht 
von  dem  Gewonnenen  auf  den  Gewinnenden  überträgt,  nicht  auch  ein  ernst- 
haftes Uebel?  Und  kommt  es  nicht  auch  vor,  dass  sich  Einer  durch  hart- 
näckiges Verneinen  wichtig  und  zu  Kaufmannsgut  zu  machen  sucht?  Jeden 
Falles  aber  dürfte  so  viel  gewiss  sein,  dass  wenn  einmal  gewisse  Gattungen 
von  Staatsämtem  fi\r  unverträglich  mit  der  Stelle  eines  Ständemitgliedes 
erklärt  werden,  nicht  die  höheren  und  höchsten  in  Betracht  konmien,  (wie 
in  Frankreich  von  Zeit  zu  Zeit  der  ganz  verkehrte  Versuch  gemacht  worden 
ist,)  sondern  im  Gegentheile  die  untersten.  Handelt  einmal  ein  Stände- 
mitglied  nicht  blos  in  Berücksichtigung  seiner  Pflicht,  sondern  ans  einem 
selbstischen  Grande ,  so  ist  immerhin  Derjenige ,  welcher  eine-  Stelle  am 
Staatsruder  zu  erringen  beabsichtigt,  jenem  Andern  noch  vorzuziehen,  dessen 
Ehrgeiz  in  einem  Platze  an  einem  Secretariats-  oder  Revisionstische  best^t. 

Vielleicht  wäre  es  nicht  unmöglich,  noch  weitere  Bestinunnngen  über  die 
Wahlen  f(lr  die  württembergische  Kammer  der  Abgeordneten  aofinifinden». 
bei  welchen  ebenfalls  der  Erfolg  der  guten  Absicht  nicht  entspricht.    Es 
mag  jedoch  an  dem  Bisherigen  zum  Beweise  dieser  Thatsache,   sowie 
Erweckung  der  Aufmerksamkeit  auf  Ursachen  und  Wirkungen  genügen. 

Bei   der  uuläugbaren  Bedeutung   der  im   Vorstehenden   aasgefUurteu 
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üebelstlüide  wäre  nnn  freilich  die  Beantragnng  zureichender  Beseitigungs- 
mittel von  der  grOssten  Wichtigkeit.  Allein  anch  hier  mnss  in  der  Haupt- 
sache auf  eine  directe  Hülfe  verzichtet  werden.  Eine  gesetzliche  Verbesserung 
ist  so  gut  als  unmöglich,  weil  die  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  in  der 
Verfiassnngsurkunde  selbst  enthalten  sind.  In  wie  ferne  aber  jemals  durch 
längere  Handhabung  constitutioneller  Rechte  und  durch  eine  grössere  staat- 
liche Bildung  der  Masse  des  Volkes  den  an  sich  verfehlten  Einrichtungen 
ein  guter  Geist  eingehaucht  werden  kann  und  wird,  ist  eine  sehr  zweifel- 
hafte Frage;  jedenfialls  ist  es  eine  sehr  weit  aussehende  Hoffnung,  dass  es 
geschehe. 

3.    Die  Bestellung  eines  ständigen  Ausschusses  der  Stände- 
Versammlung. 

Die  württembergische  Verfassungsurkunde  gehört  zu  den  sehr  wenigen 
Grundgesetzen,  welche  einen  Ausschuss  aus  der  Ständeversammlung  fttr 
die  Zwischenzeit  von  einem  Landtage  zum  andern  anordnen.    Den  Zweck 

r 

desselben  bezeichnet  sie,  in  §  187,  dahin,  dass  er  als  Stellvertreter  der 
nicht  versammelten  Stände  fttr  diejenigen  Geschäfte  bestimmt  sei,   deren 
Besorgung  von  einem  Landtage  zum  andern  «zur  ununterbrochenen  Wirk- 
samkeit der  Repräsentainten  des  Landes  nothwendig  sei.*    Zu  dem  Ende 
ist  denn  in  den  §§  188  und  189  die  Zuständigkeit  nach  zwei  verschiedenen 
Richtungen  hin  festgestellt.    Einer  Seits  wird  bestimmt ,  dass  der  Ausschüsse 
die   ihm  nach  der  Verfassung  zustehenden  Mittel  zur  Erhaltung  derselben 
in  Anwendung  zu  bringen  habe.    Hiervon  habe  er  bei  wichtigen  Angelegen- 
heiten  die  im   Königreiche  wohnenden   Ständemitglieder   in  Kenntniss   zu 
setzen ,    in  den  geeigneten  Fällen  bei  der  höchsten  Staatsbehörde  Vorstel- 
/nngen,  Verwahrungen  und  Beschwerden  einzureichen,  und  nach  Erforderniss 
der  Umstände,  besonders  wenn  es  sich  von  Anklage  der  Minister  handle, 
tim   Einberufung    einer    ausserordentlichen   Stände  Versammlung   zu    bitten. 
Ausserdem  sind  dem  Ausschusse  noch  besondere  Aufträge  ausdrücklich  er- 
theilt ,    nämlich :    Prüfung   der  verabschiedungsgemässen   Verwendung   der 
Steuern  nach  Ablauf  des  Finanzjahres;  Berathung  des  Eti^ts  für  das  künf- 
tige Jahr  mit  dem  Finanzministerium;    Aufsicht  auf  die  Verwaltung  der 
Staatsschulden-Zahlungskasse ;  Vorbereitung  der  für  eine  Ständeversammlung 
sich  eignenden  Geschäftsgegenstände,    namentlich  vorgelegter  G^setzesent- 
würfe;    endlich  Sorgetragung   für   die  Vollziehung   ständischer  Beschlüsse. 
Auf  der  andern  Seite  wird  die  Geschäftsthätigkeit  des  Ausschusses  aus- 
drücklich dahin  beschränkt,   dass  er  sich  in  allen  Angelegenheiten,  welche 
verfassungsmässig  eine  Verabschiedung  mit  den  Ständen  erfordern ,  nicht  anders 
als  auf  eine  vorbereitende  Weise  einlassen  dürfe,  namentlich  auf  Gesetzes- 
anträge ,  Steuerverwiüigung ,  Schuldenannahmen  und  Militäraushebungen. 
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Der  Ausschuss  besteht  aus  zwölf  Personen,  nämlich  ans  den  Presi- 
denten der  beiden  Kammern  (oder  in  deren  Verhinderung  den  "Viceprisi- 
denten),  zwei  Mitgliedern  der  ersten  und  acht  Mitgliedern  der  zweiten 
Kammer.  Diese  letzteren  zehn  Mitglieder  werden  von  den  hiezu  vereinigten 
Kammern  gewählt,  und  für  die  beständige  Vollerhaltung  ist  genau  gesorgt. 
Die  beiden  Präsidenton  und  vier  Mitglieder  müssen  beständig  in  Stuttgart 
anwesend  sein ;  die  übrigen  können ,  so  oft  es  die  Umstände  erfordern ,  von 
den  anwesenden  einberufen  werden. 

Endlich  noch  ist  angeordnet,  dass  der  Ausschuss  bei  jedem  Zusam- 
mentritte der  Stande  einen  Rechenschaftsbericht  zu  erstatten  hat  über  das 
von  ihm  in  der  Zwischenzeit  Verhandelte. 

Es  lässt  sich  nicht  läugnen ,  dass  diese  Anordnungen  auf  den  ersten 
Blick  viel  Bestechendes  haben.  Die  einzelnen  Bestimmungen  scheinen  sehr 
wohl  überlegt  zu  sein  und  eine  bemerkenswerthe  Ausdehnung  und  Befesti- 
gung des  Repräsentativsystemes  zu  gewähren.  Auch  giebt  es  wohl  in  Würt- 
temberg Manche,  welche  den  Ausschuss  nicht  nur  als  eine  eigenthOmliche, 
sondern  auch  als  eine  wohlthätige  Einrichtung  betrachten.  —  Irren  wir  uns 
nun  aber  nicht  sehr,  so  zeigt  eine  unbefangene  Prüfung,  dass  die  allge- 
meinen, überhaupt  für  die  Bestellung  ständischer  Ausschüsse  geltend  zn 
machenden.  Gründe  keineswegs  durchgreifen;  dann  aber  insbesondere  auch 
eine  jetzt  vierzigjährige  Erfahrung,  dass  nicht  nur  der  von  dem  Ausschusse 
gewählte  Nutzen  ein  verhältnissmässig  unbedeutender  ist,  sondern  sogar, 
dass  er  mannchfache  Uebelstände  mit  sich  führt. 

Was  nämlich  die  theoretischen  Gründe  für  die  Zurücklassung  eines 
Ausschusses  betrifft,  so  will  es  allerdings  scheinen,  als  bestehe  in  der  ge- 
wöhnlichen Einrichtung  der  Volksvertretung  in  so  ferne  eine  grosse  und 
bedenkliche  Lücke,  als  die  Repräsentation  keineswegs  immer  versammelt 
sei,  und  namentlich  in  kleineren  Staaten  verfassungsmässig  dn  Zwischen- 
raum von  mehreren  Jahren  zwischen  einem  ordentlichen  Zusanunentritte  und 
dem  anderen  stattfinde.  Leicht  kann  die  Besorgniss  beschleichen,  die  Re- 
gierung werde  sich  in  Abwesenheit  der  Stände  weniger  gebunden  erachten 
und  leichter  eine  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  der  Unterthanen 
im  Ganzen  oder  Einzelnen  erlauben;  und  man  mag  geneigt  sein,  solche 
Beeinträchtigungen  um  so  höher  in  Anschlag  zu  bringen,  als  die  Wieder- 
gutmachung eines,  begangenen  Unrechtes  oder  Schadens  nach  Verlauf  von 
mehreren  Jahren  zur  Unmöglichkeit  geworden  sein  könne.  So  wie  die  Re- 
gierung und  deren  Gewalt  beständig  sei,  so  sei  auch  eine  ununterbrochene 
Wachsamkeit  und  Thätigkeit  der  Repräsentation  erforderlich.  Da  nun,  s(^ 
mag  man  allerdings  fortfahren  zu  argumentiren ,  ein  beständiges  Versammelt— 
halten  der  gesammten  Volksvertretung  ausser  Frage  stehe,  theils  wegen 
der  Beschwerlichkeit  für  die  Mitglieder,  welche  selbst  zur  Ablehnung  einer 
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Wahl  gerade  von  Seite  der  Tüchtigsten  führen  könnte,  theils  wegen  der 
Kosten ,  theils  endlich  wegen  einer  zu  befürchtenden  tiberflüssigen  und  schäd- 
üchen  Thatigkeit  einer  nicht  genügend  beschäftigten  Versammlung:  so  finde 
sich  in  dem  Hinterlassen  eines  Ausschusses  das  naturgemässe  Mittel  zur 
Erreichung  der  Vortheile  unter  gleichzeitiger  Vermeidung  der  Uebel.  Mj^n 
kann  femer  nicht  ohne  Schein  behaupten,  dass  in  einer  solchen  Zurückr 
fükmng  der  vollen  Versammlung  auf  eine  kleine  Anzahl  nur  derselbe  Ge- 
danke verfolgt  werde,  welcher  schon  zu  der  Bestellung  einer  Repräsentation 
ans  der  Gesanmitheit  des  Volkes  geführt  habe.  Endlfch  mag  man  sich  noch 
mit  der  Hoffiinng  schmeicheln,  durch  die  Feststellung  richtiger  Zustähdig- 
keitsbestimmungen,  etwa  in  der  Art  der  oben  mitgetheilten ,  die  Gefahren 
zu  beseitigen,  welche  darin  liegen  könnten,  dass  ein  Ausschuss  entweder 
keine  gehörige  Wirksamkeit  habe ,  oder  anderer  Seits  die  Rechte  der  vollen 
Versammlung  an  sich  reisse. 

Diese ,  wie  gesagt  ganz  scheinbare,  Auffassung  hält  jedoch  eine  nähere 
Prflfhng  nicht  aus.  —  Es  soll  nicht  geläugnet  werden ,  dass  manche  Rechts- 
and Interesseverletzungen  nach  einem  Verlaufe  vcm  längerer  Zeit  sachlich 
nicht  wieder  gut  gemacht  werden  können.    Allein  es  heisst  die  Wirksamkeit 
einer  Volksvertretung  verkennen,   wenn  man  dieselbe  allein  oder  auch  nur 
hauptsächlich  in  dem  Wiedergutmachen  bereits  vollzogener  Staatshandlungen, 
sucht.     Dieselbe  besteht  vielmehr  wesentlich  darin,  dass  die  Regierung  durch 
den  Hinblick  auf  die  Ständeversammlung  sich  von  solchen  Vornahmen  ganz 
abhalten  lAsst,  welche  früher  odor  später  zu  einer  missliebigen  Erörterung 
oder  gar  zu  einer  Beschwerde  führen  könnten ;  sodann  in  der  gepieinschaft- 
b'chen  Feststellung  künftiger  Gresetze  und  des  Staatshaushaltes.    Nun,  ist  es 
aber  doch,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  nicht  gerechtfertigt,   leitenden 
Staatsmännern  eine  solche  Kurzsichtigkeit  zuzutrauen,  dass  sie  eine  erst  in 
einiger   Zeit  eintretende   Verantwortung   weniger    in   Berechnung   nähmen. 
Kicht  sowohl  die  Häufigkeit  eines  Einschreitens  von  Seiten  der  Stände  ruft 
eine  heilBarae  Scheu  von  Verfassung  und  Recht  hervor,   als  eine  kräftige 
Handhabung  ihrer  Befugnisse,  träte  diese  auch  nur  selten  ein.    Eine  sehr 
grosse  Wirksamkeit  wird  also  die  beständige  Anwesenheit  einer  repräsenta- 
tiven  Einrichtung   schon   aus  diesem   Grunde   nicht   haben.     Unzweifelhaft 
wünscht  jede  Regierung  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Abwesenheit  der  Ständever- 
sammlung; allein  nicht  aus  dem  kläglichen  und  nur  bei  bewusster  Rechts- 
widrigkeit eintretenden  Grunde  einer  Hinausschiebung  ihrer  Verantwortlichkeit, 
sondern  weil  sie  freie  Zeit  braucht  zur  Ausführung  der  nun  verabredeten 
Gesetze  and  Einrichtungen ,  und  weil  die  Verhandlungen  mit  versammelten 
Ständen  eine  sehr  bedeutende  Geschäftsvermehrimg  gerade  für  die  wichtig- 
sten Beamten  zur  Folge  haben. 

Allein  hieran  nicht  genug;  das  Vorhandensein  eines  Ausschusses  hat 
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nicht  blos  wenig  Nutzen,   sondern  sogar  grosse  positive  Nachtheile,  wie 
diess  auch  yielfache  Erfahmng  auf  unverkennbare  Weiset  dargelegt  hat. 

Vorerst  ist  es  ein  grosser  Irrthum,  wenn  man  einen  Ausscfanss  als 
eine  weitere  Ausbildung,  eine  Verstärkung  des  repräsentativen  Systemes  und 
seiner  Wirksamkeit  betrachtet.  Im  Gegcntheile  liegt  in  einem  solchen  ein 
sehr  bedeiiklicher  Keim  zu  einer  ailmähligen  Zerrüttung  und  Beiseitsetznng 
dieses  Systemcs.  Da  nämlich  ein  nur  mit  geringer  Zuständigkeit  ausgestat- 
teter Ausschuss  von  keinem  nenneswerthen  Erfolge  sein  kann,  und  also 
im  Zweifel  in  der  Zutheilung  von  Rechten  eher  zu  viel  als  zu  wenig  ge- 
schieht; und  da  überdiess  jede  einmal  bestehende  Versammlung  oder  Be- 
hörde naturgemäss  ihren  Wirkungskreis  möglichst  auszudehnen  wttnscht:  so 
liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  ständische  Ausschüsse  sich  bei  län- 
gerem Bestellen  mehr  und  mehr  an  die  Stelle  der  vollen  Versammlung  zu 
setzen  suchen,  und  dass  ihnen  solches  gelingen  kann.  Diess  geht  nicht 
schnell,  und  Ausschreitungen  werden  Anfangs  nur  in  solchen  Fällen  vor- 
kommen, in  welchen  ein  offenbarer  sachlicher  Nutzen  dadurch  erreicht 
wird;  die  einfachen  Rechtsanraassungen ,  für  welche  nicht  einmal  ein  Vor- 
wand der  Zweckmässigkeit  besteht ,  folgen  erst  später  und  allmählig.  Allein 
wenn  es  erst  einmal  so  weit  ist,  dass  der  Ausschuss  gewohnheitlich  einen 
Theil  der  eigentlichen  ständischen  Thätigkeit  ausübt,  so  tritt  aodi  um  so 
sicherer  eine  Wendung  der  Dinge  ein,  als  sie  von  verschiedenen  Seiten  ge- 
wünscht und  wenigstens  geduldet  wird.  Der  Ausschuss  selbst  wird  sicher 
nichts  thun,  um  die  volle  Versammlung  zu  beleben  und  in  Thätigkeit  m 
bringe,  *im  Gcgenthcile  zu  ihrer  Beiseitschiebung  mitwirken.  Auch  dem  Volke 
wird  sie,  wegen  des  Vorhandenseins  einer  anderweitigen  Vertretung,  ein 
regelmässiger  Zusammentritt  des  grossen  Landtages  als  weniger  nothwendig 
erscheinen.  Und  da  die  R^erung,  aus  nahe  liegenden  Gründen,  weit  lieber 
mit  einer  kleinen  Anzahl  von  Ueberwachenden  zu  thun  haben  wird,  als  mit 
einer  grossen  und  in  frischem  Eifer  zusammentretenden  Versammlong;  so 
besteht  auch  auf  dieser  Seite  nicht  nur  kein  Hindemiss,  sondern  selbst  ein 
Wunsch.  —  Dass  diess  aber  nicht  etwa  ersonnene  und  nach  Belieben  aiis- 
gemahlte  Gefahren  sind,  beweist  unwiderleglich  das  Schicksal  der  firflheren 
ständischen  Vertretungen  in  den  meisten  und  bedeutendsten  deutschen  Län- 
dern. Ohne  Besorgniss  vor  einem  Widerspruche  darf  man  behaupten,  dass 
diese  Vertretungen  wesentlich  von  ihren  Ausschüssen  und  durch  dieselben 
allmählig  zu  Grunde  gegangen  sind.  Warum  nun  aber  eine  gleiche  Ursache, 
welche  noch  dazu  auf  natürlichen  menschlichen  Neigungen  und  Eigenschaf- 
ten ruht,  nicht  in  WiederholungsfUlen  auch  wieder  eine  gleiche  Folge 
haben  sollte,  ist  in  der  That  nicht  einzusehen.  Viehnehr  darf  es  als  ein 
politisches  Axiom  aufgestellt  wer4en,  äüss  ein  ständischer  Ausschuss  eine 
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stehende  Gefahr  für  die  Bedeutung  und  selbst  für  die  Fortdauer  der  vollen 
Yersamnihmg  ist. 

Kon  leuchtet  aber  ein,  dass  es  durchaus  nicht  gleichgültig  ist,  ob 
schliesslich  nur  ein  Ausschuss  besteht,  oder  aber  eine  volle  Repräsentation 
in  Wirksamkeit  ist.  —  Selbst  wenn  ein  Ausschuss  ganz  dieselben  Beschlüsse 
fassen  und  die  gleichen  Anträge  stellen  würde,  wie  die  Ständeversammlung 
selbst,  80  wäre  doch  ein  mächtiger  Unterschied  sowohl  hinsichtlich  des 
Einflusses  auf  die  Regierung,  als  in  Betreff  des  Eindrucks  auf  das  Volk. 
Das  ganze  moralische  Gewicht,  welches  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
einer  zahlreichen  Corporation  in  die  Waagschale  legen,  fällt  bei  dem  Qe- 
bahren  eines  aus  wenigen  Mitgliedern  bestehenden  Ausschusses  selbstredend 
weg;  überdiess  sind  seine  Verhandlungen  der  Natur  der  Sache  nach  nicht 
öffentlich  und  schon  aus  diesem  Grunde  weit  weniger  wirksauL  —  Die  An- 
nahme, dass  ein  Ausschuss  sachlich. immer  wie  die  volle  Versanmalung  han- 
deln würde,  ist  jedoch  überdiess  handgreiflich  unzulässig;  und  zwar  aus 
mehr  als  Einem  Grunde.  Einmal  fällt  die  Vielseitigkeit  der  Kenntnisse  und 
der  Ansichten,  welche  bei  einer  grösseren  Anzahl  von  Berathenden  noth- 
wendig  vorhanden  sind,  und  wegen  deren  gerade  die  Berathungen  einer 
Ständeversammlung  so  grossen  Werth  haben  können,  von  selbst  weg.  Wie 
gross  aber  der  Nachtheil  hiervon  ist,  beweist  am  besten  die  Mühe,  welche 
man  sich  ursprünglich  gegeben  hatte,  in  der  Ständeversammlung  die  Er- 
fahrungen und  Anschauungen  aller  Landestheile  und  gesellschaftlichen  Kreise 
ZQ  vereinigen,  und  welche  man  selbst  durch  eine  Schwerfälligkeit  der  Ge- 
schäftsbesorgung zu  erkaufen  kein  Bedenken  trug.  Sodann  und  hauptsäch- 
lich ist  es  der  Regierung  unzweifelhaft  weit  leichter,  die  Mehrheit  einer 
nur  kleinen  Anzahl  zu  gewinnen  oder  einzuschüchtern ,  damit  aber  den  ganzen 
Zweck  der  Repräsentation  zu  vereiteln.  Die  frühere  Erfahrung  mehr  als 
Eines  deutschen  Landes  (u.  a.  Bayerns  und  Württembergs)  zeigt  sogar,  dass 
eine  Regierung  keinen  Anstand  nehmen  mag,  die  offenbarsten  Missbräuche 
und  Gewissenlosigkeiten  ständischer  Ausschüsse  nicht  nur  mit  Geduld,  son- 
dern selbst  mit  Wohlgefallen  geschehen  zu  lassen,  um  diese  ihrer  Seits  durch 
das  Bewusstsein  ihrer  Schlechtigkeit,  im  Nothfalle  durch  Bedrohung  mit 
Veröffentlichung  und  Rechenschaftsforderung,  zum  vollständigen  Schweigen 
bei  R^erungsmissbräuchen  zu  nöthigen. 

So  begreift  es  sich  denn  vollständig,  warum  die  Einrichtung  eines  Aus- 
schusses nur  in  sehr  wenigen  constitutionellen  Staaten  besteht;  dass  sie  da, 
wo  sie  fehlt,  keineswegs  vermisst  wird,  und  dass  auch  die  Theorie  der  Re- 
präsentation kaum  je  den  Gedanken  in's  Auge  fasst,  noch  weniger  ihn  gar 
empfiehlt. 

Wenn  nun  dennoch  in  Württemberg  ein  Ausschuss  in  der  Verfassung 
beliebt  worden  ist,  so  erklärt  sich  diess  aus  den  eigenthündichen  Verhält« 
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Bissen,  unter  welchen  in  diesem  Lande  das  neue  Grundgesetz ' zu  Stande 
kam.  Im.  alten  Hcrzogthume  .war  ein  Ausschuss  gewesen ;  und  zwar  hatte 
derselbe  sehr  bedeutende  Rechte  besessen,  die  er  denn  bald  zu  Grutem  bald 
^eilich  auch  zu  Schlimmem  anwendete.  Da  nun  der  vierjährige  Streit  um 
eine  Verfassung  von  der  rin^htlichen  Anerkennung  der  alten  Gesetze  ausging, 
und  die  hauptsächlichsten  Führer  der  Verhandlungen  über  das  neu  zu  OrOn* 
dende  leidenschaftlich  an  der  alten  Einrichtung  hingen:. so  war  es  nur  eine 

>  logische  und  psychologische  Folge,  dass  die  Herstellung  eines  Ausschusses 
als  eine  der  ersten  Bedingungen  der  Vereinbarung  von  dön.  verfassungbe- 
räthenden  Versammlungen  aufgestellt  und  festgehalten  ward.  Nicht  sowohl, 
weil  man  es  für  das  an  sich  Gute  und  Nothwendige  erachtele,  sondern  weil 
es  altwürttembergische  Einrichtung  gewesen  war,  verlangte  man  die  Ein- 
richtung auch  in  der  neuen  Verfassung.  Die  Sache  fand  aber  um  so  weniger 
Anstand,  als  auch  die  Regierung,  wohl  in  Erinnerung,  dass  sie  sich  fr&ber 
bei  dem  Ausschasse  nicht  schlecht  befunden  hatte,  keinerlei  ernstlichen 
Widerstand  erhob.   Höchstens  suchte  man  durch  einzelne  Bestimmungen  der 

.  Wiederkehr  froheren  Unfuges  vorzubeugen. 

lieber  den  Werth  der  Einrichtung  vermag  man  sich  nun  aber  unzweifel- 
haft ein  sicheres  Urtheil  zu  bilden.  Es  fehlt  nicht  an  Thatsachen,  und  sie 
liegen  offen  vor.  Der  Ausschuss  ist  seit  der  Gründung  der  neuen  Ver&s« 
sung  in  ununterbrochener  Wirksamkeit  gewesen  und  hat  alle  Gelegenheit 
gehabt,  sich  in  seiner  wahren  Bedeutung  zu  zeigen.  Dass  die  Erfahrung 
keine  günstige  gewesen  sei,  ist  oben  behauptet  worden;  den  Beweis  liefern 
nachstehende  Erinnerungen  und  Erwägungen. 

Vorerst  ist  unläugbar,  dass  die  Wirksamkeit  des  Ausschusses  eine  ver< 
hältnissmässig  unbedeutende  war  und  ist;  und  zwar  hauptsächlich  auch  durch 
die  bewusste  Mitwirkung  der  Ständeversammlung  selbst.  —  Die  Ver&ssungs- 
urkunde  hatte  durch  die  Bestimmung,  dass  sich  der  Ausschuss  gerade  mit 
den  wichtigsten  Angelegenheiten  nur  vorbereitend  beschäftigen  könne,  schon 
im  Allgemeinen  dafür  gesorgt,  dass  wenigstens,  so  lange  diese  Bedingung 
eingehalten  wtirde,  der  Ausschuss  in  engen  Schranken  bleibe.  Durch  die 
Hinweisung  darauf,  dass  die  Regierung  dem  Ausschusse  Gresetzesentwflrfe 
zur  Vorbereitung  für  die  Kammern  übergeben  könne ,  war  jedoch  ein  Thor 

•  zu  sehr  wesentlichem  Einflüsse  geöffnet  geblieben.  Wenn  sich  die  Gewohn- 
heit gebildet  hätte ,  alle  und  jede  Gesetzesentwürfe  dem  Ausschüsse  zur 
Begutachtung  für  die  Kammern  zuzuweisen ,  so  wäre  diesem  ein  sehr  weit- 
gehender Einfluss  auf  die  volle  Versammlung  und  auf  den  ganzen  Staat  zu- 
gefallen, indem  es  in  einer  grösseren  Versanmüung  inmier  schwer  ist,  Ver- 

.  besserungsanträge  zu  einem  Gesetzesentwurfe  zu  improvisiren ,  dieadboL 
vielmehr  in  dem  Gutachten  einer  Commission  vorbereitet  sein  mftsien.  Eben 
diese.s  hat  denn  aber  die  württembergische  Ständeversammlung  wohl  eiqge- 
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sehen,  und  gleich  in  dem  ersten  Falle  der  Begutachtung  eines  Gesetzesent- 
wnrfes  durch  den  Ausschuss  diese  ganze  Behandlung  der  Gesetzgebung,  bezie- 
hungsweise diese  Beschränkung  ihrer  eigenen  Bedeutung,  dadurch  f(ir  immer 
entfernt,  dass  sie  das  vom  Ausschusse  bereits  l)egutachtete  Gesetz  ohne 
alle  Beachtung  der  bereits  gemachten  Arbeit  nochmals  an  eine  freigewählte 
Commission  verwies.  Hierdurch  entging  natürlich  dem  Ausschusse  fär  immer 
die  Lust,  voraussichtlich  ganz  nutzlose  Arbeiten  zu  unternehmen,  und  auch 
die  Regierung  sah  sich  von  da  an  veranlasst ,  ihre  Gesetzesentwürfe  nur  an 
die  Versammlung  selbst  zu  richten ,  und  selbst  auf  den  Zusammentritt  stän- 
discher Commissionen  zur  Begutachtung  von  Gesetzesentwürfen  zwischen  zwei 
Landtagen,  also  neben  dem  Ausschusse,  einzugehen.  —  So  sind  denn  dem 
Ausschusse  nur  drei  bedeutendere  Gegenstände  einer  regelmässigen  Thätig- 
keit  geblieben:  die  Leitung  der  Staatsschuldcnkasse ;  die  jährliche  Prüfung 
«U-r  Steuen'erwendung ;  endlich  die  P^rstattung  des  Rechenschaftsberichtes  an 
die  volle  Versammlung.  Wie  viel  oder  wie  wenig  es  aber  auch  mit  diesen 
drei  Beschäftigungen  auf  sich  hat,  wird  aus  Nachstehendem  erhellen. 

Es  ist  nicht  nöthig,  auf  die  Geschichte  der  Verfassungsbestimmung 
zurückzugehen,  welche  den  Ständen,  in  deren  Abwesenheit  aber  dem  Aus- 
srhusse,  nicht  etwa  bloss  die  üeberwachung,  sondern  selbst  die  regelmässige 
Verwaltung  der  Staatsschuld  übertragen  hat.  Aus  welchen  Gründen  auch 
diese  abnorme  Anordnung  getroffen  ward,  von  irgend  einer  praktischen 
Bcdentung  ist  sie  nicht  geworden,  und  hat  sie  auch  in  der  That  nie  werden 
können.  Lässt  man  nämlich  auch  alle  allgemeinen  Envägungeu  der  Zweck- 
mässigkeit oder  Uuzweckmässigkeit  einer  wirklichen  Theilnahme  der  Reprä- 
sentation an  der  Staatsverwaltung  ganz  ausser  Frage,  so  leuchtet  jedenfalls 
ein,  dass  ein  eigenthümlicher  Schutz  der  Staatsgläubiger  und  ein  besonderer 
Vortheil  für  den  Credit  des  Staates  nur  unter  der  Voraussetzung  entstehen 
konnte,  wenn  den  Ständen  eigene  und  nur  von  ihnen  abhängige  Einnahmen 
zur  Verfügung  gestellt  wurden.  Mit  andern  Worten,  sollte  die  ständische 
Verwaltung  der  Staatsschuld  einen  Sinn  haben,  so  war  ein  ständisches 
Steuererhebungsrecht  damit  zn  verbinden.  Diess  ist  denn  nun  aber  nicht 
geschehen.  Die  Regierung,  und  nur  sie,  hobt  durch  ihre  Beamten  alle  Ein- 
uahmen  des  Staates  ein,  und  die  Staatsschuldenkasse  erhält  das  ihr  zur 
Zinszahlung  und  Tilgung  not h wendige  Geld  von  den  g(>wöhnlichen  Einnahme- 
kassen; und  wenn  diese  auch  allerdings  bei  eigener  Verantwortlichkeit  zur 
Ablieferung  der  verabschiedeten  Summen  an  die  Schuldenverwaltuug  ver- 
pflichtet erklärt  sind,  so  ist  damit  natürlich  weder  im  P'alle  einer  allgemeinen 
Zerrüttung  des  Staatshaushahes  etwas  gewonnen,  noch  selbst  eine  augen- 
blickliche gewaltthatige  Zurückhaltung  der  Gelder  von  Seiten  der  Regierung 
unmöglich  gemacht.  Da  nun  überdiess  die  ständische  Schuldenverwaltuug 
unter  laufender  Regieningscontvole  steht,   so  ist  das  ganze  Ergebniss  der 
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Einrichtung  schliesslich  kaum  eiu  anderes ,  als  dass  die  Stände  der  Begienai 
im  regelmässigen  Laufe  der  Dinge  einen  beschwerlichen  und  wenig  dankban 
Dienstzweig  abnehmen.  Das  württembergische  Staatsschuldenwesen  ist  alle 
dings  sehr  geordnet;  allein  diess  war  seit  Gründung  der  Verfassung  in  B 
Ziehung  auf  den  gesammten  Staatshaushalt  der  Fall,  und  Niemand  wii 
behaupten  wollen,  dass  diess  anders  gewesen  wäre,  wenn  die  Stfinde  au 
hier,  wie  bei  allen  anderen  öffentlichen  Ausgaben,  nur  die  Prüfung  di 
Nothwendigkeit ,  die  Yerwilligung  und  die  Anerkennung  der  Rechnung  gf 
habt  hätten.  —  Ist  dem  nun  aber  also  in  Beziehung  auf  das  gesamml 
Yerhältuiss  der  Stände  zu  der  Staatsschuld ,  so  ist  natürlich  auch  die  Wiri 
samkeit  des  ständischen  Ausschusses,  welchem  in  der  Zwischenzeit  to 
zwei  Landtagen  die  Leitung  der  Schuldenkasse  zusteht,  keineswegs  eil 
bedeutende.  Dieser  Auftrag  gibt  ihm  viel  zu  thun,  aber  als  einer  Verwa 
tungsbehörde,  nicht  als  einem  Thcile  der  Bepräsentation. 

Was  aber,  zweitens,  die  vom  Ausschusse  jährlich  vorzunehmende  Prf 
füng  der  Steuerverwendung,  und  also,  da  sich  diese  nicht  abgesondert  voi 
nehmen  lässt,  die  Prüfung  der  gesammten  Staatsrechnnng  betrifft,  so  i 
dieselbe  sicherlich  eine  der  wichtigsten  Anfigaben  der  Repräsentation ,  inde 
ja  nur  dadurch  die  Yerwilligung  der  Staatsausgaben  und  Einnahmen  eii 
Bedeutung  erhält  und  überhaupt  hierin  die  hauptsächlichste  Ueberwachm 
der  Regierungshandlungen  liegt.  Allein  selbstredend  ist  es  nicht  sowol 
das  Revisionsgeschäft,  als  die  schliessliche  Anerkennung  oder  Verwerfiu: 
der  Einnahmen  oder  Ausgaben,  welche  eine  Bedeutung  flkr  die  Regienu 
und  für  das  Land  hat.  Die  Revision  der  Rechnung  ist  lediglich  nur  « 
Yorbereitungsgeschäft  für  die  Yerhandlungen  und  BescUtfsse  der  Kanunen 
kurz  gesprochen  eine  Commissionsarbeit.  Ob  nun  dieser  Bericht ,  in  welchei 
es  sich  lediglich  von  der  Feststellung  von  Zahlen  handelt,  von  dem  Am 
Schüsse  oder  von  einer  eigens  gewählten  Commission  der  Kammern  Yorg< 
nommen  wird,  ist  vollkommen  gleichgültig.  Der  einzige  nennenswertli 
Unterschied  besteht  darin,  dass  in  solchen  Staaten,  welche  keinen  Aüi 
schuss  haben,  die  Arbeit  erst  nach  Eröffnung  der  Ständeversammlung  b< 
gönnen  werden  kann,  während  sie  in  Württemberg  alsbald  nach  dem  Zi 
sammentritt  der  vollen  Yersammlung  vom  Ausschusse  abgeschlossen  vorgelef 
wird.  Somit  beschränkt  sich  die  in  Frage  stehende  Thätigkeit  des  württen 
bergischen  Ausschusses  in  der  That  und  Wahrheit  nur  auf  eine  kleine  Gell 
frage,  nämlich  ob  es  wohlfeiler  ist,  die  Revision  durch  den  Ausschass  odi 
durch  eine  ständische  Commission  vornehmen  zu  lassen?  Diess  ist  sehe 
an  sich  von  sehr  untergeordneter  Bedeutung;  es  ist  aber  übcrdiess  keine) 
wegs  klar,  dass  eine  durch  Yornahme  der  Revisionsarbeit  etwa  herbejgi 
führte  Yerlängerung  der  ständischen  Sitzungen  höher  zu  stehen  ktmCi  al 
die  regelmässige,   gar  nicht  unbedeutende,    Ausgabe  für  den  Ausschnss,  - 
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Wenn  aber  die  wiirttemhergische  Verfassungsurkunde  mit  dieser  durch  den 
Ansschuss  vorzunehmenden  Prüfung  der  Staatsrechnung  zu  gleicher  Zeit  das 
Recht  einer  Erörterung  des  Etats  für  das  künftige  Jahr  verbindet,  so  ist 
diess  nieht,  wie  es  etwa  einem  Unkundigen  erscheinen  möchte,  ein  wich« 
tiges,  tief  in  alle  Staatsaugeiegenheiten  eingreifendes  Recht,  sondern  nicht 
viel  mehr  als  eine  leere  Form.  Der  mit  dem  Finanzministcr  nochmals  zu 
besprechende  Etat  ist  ja  bereits  von  den  Stünden  erörtert  und  festgestellt, 
f5rmlich  als  Finauzgesetz  publicirt.  Weder  der  Minister  noch  der  Ausschuss 
können  gültig  etwas  daran  mehr  ändern;  und  zwar  glücklicherweise.  Die 
ganze  Wirksamkeit  des  Ausschusses  beschränkt  sich  also  am  Ende  darauf, 
(he  Regierung  noch  einmal  au  die  Einhaltung  der  Verabschiedung  zu  er*. 
Innern,  und  etwa  einen  Wunsch,  wohl  bemerkt  keinen  Beschluss,  in  Betreff 
auf  eine  nach  der  augenblicklichen  Sachlage  möglich  erscheinende  Erspar- 
niss  auszusprechen.  Von  einer  eigentlichen  Wirksamkeit  des  Ausschusses 
in  dieser  Beziehung  kann  also  gar  nicht  die  Rede  sein. 

Unzweifelhaft  die  wichtigste  der  drei  Aufgaben  des  Ausschusses  ist  die 
Erstattung  eines  Rechenschaflsberichtes ,    in   so  ferne   dieses   Schriftstück, 
ausser  dem  Nachweise  über  die  bisher  besprochenen  (und  noch  einige  andere 
der  näheren  Erörterung  nicht  weiter  wertlien)  Beschäftigungen,  eine  Prüfung 
sftmmtlicher  Regierungsverordnungen  sowohl  vom  Standpunkte  der  Zweck- 
mässigkeit als  von  dem  der  verfassungs-  und  gesetzmässigen  Richtigkeit,  sowie 
fiberbaapt  eine  Darlegung  des  ganzen  Ganges  der  Regierung  seit  dem  letzten 
Landtage  zu  enthalten  hat.     Unlängbar  ist  ein  solcher  Bericht,    falls  er 
grOndlich  und  gewissenhaft  abgefasst  wird,  von  Bedeutung,  in  so  ferne  er 
jeden  Falles  der  Ständeversammlung  manche  Arbeit  erspart,  und  sie  flber- 
diess  auf  Fragen  aufmerksam  machen  kann ,  welche  ihr  sonst  vielleicht  ent- 
gangen wären.    Es  soll  also  diese  Folge  des  Bestehens  eines  Ausschusses 
keineswegs  unterschätzt,  vielmehr  in  dieser  Beziehung  der  württembergischen 
Einrichtung  ein  unmittelbarer  Nutzen  zugestanden  werden.    Ausserdem  trägt 
eine  solche,  sich  in  kurzen  Zwischenzeiten  wiederholende,  kritische  Beleuch-. 
tung  der  staatlichen  Zustände  in  weiteren  Kreisen  zur  Kemitniss  derselben 
und  zur  Theilnahmc  an  ihnen  bei.    Doch  darf  nicht  verschwiegen  werden, 
dass  die  Münze  auch  ihre  Kehrseite  hat.    Der  ständische  Rechenschaltsbe^ 
rieht  ist  natürlich  die  Grundlage  der  Verhandlungen  in  der  vollen  Versamm- 
lung über  das  ganze  rückwärts  liegende  Gebahren  der  Regierung.    Was  dfiPl 
ständischen  Ausschusse  entgangen,  oder  was  von  ihm  absichtlich  verschwiiBgen 
ist,  hat  nur  geringe  Aussicht  auf  eine  Besprechung  in  der  Kammer,  und  diess 
zwar  am  so  weniger,  als  der  Rechenschaftsbericht  sehr  umfassend  zu  sein 
pflegt,  und  schon  seine  Erledigung  die  Zeit  und  Kraft  verschlingt,  welche 
auf  die  Erörterung  vergangener^inge  verwendet  werden  können.    Dadurch 
ist  es  denn  aber  möglich,  Manches  todtzuschweigen  oder  unter  falschen 
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Gtesichtspunkt  zu  l)riDgeii.  Wie  dem  nun  aber  sei,  uud  selbst  wenn  man  diese 
Schattenseite  der  Bechenscliaftsberichte  nicht  zugeben  oder  sie  nur  gering 
anschlagen  will,  so  bleibt  es  doch  jeden  Falles  mehr  als  zweifelhaft,  ob  die 
Erstattung  des  Rechenschaftsberichtes  von  solcher  Bedeutung  ist,  dass  sie 
allein  das  Bestehen  eines  Ausschusses  zu  rechtfertigen  rermag. 

Diess  scheint  denn  aber  um  so  entschiedener  bestritten  werden  zu  müs- 
sen, als  das  Bestehen  des  Ausschusses  nicht  nur,  wie  bisher  erwiesen  wurde, 
von  geringem  positiven  Nutzen  ist,  sondern  sich  auch  theils  Befürchtungen, 
thoils  ^ogar  entscliiedene  Nachtheile  an  sein  Dasein  knüpfen. 

Die  Befürchtungen  bestehen  darin,  dass  das  Bestehen  eines  Ausschusses 
trotz  der  in  der  Verfassungs-Urkunde  vorgesehenen  Beschränkungen  desselben, 
doch  schliesslich  die  Folgen  haben  könne,  welche  dasselbe  in  sa  vielen 
andern  Staaten  ei*fahrungsgemäss  gehabt  hat  und  welchen  namentlich  auch 
das  Herzogthum  Württemberg  selbst  nicht  entgangen  war.  Allerdings  hat« 
wie  oben  angeführt  worden  ist,  die  Ständeversammlnng  die  Bedrohung  ihrer 
Selbstständigkeit  in  Gesetzgebuugssachen  bisher  thatsächlich  abgewendet, 
uud  es  ist  ein  Beharren  in  dieser  Bichtnng  zu  erwarten;  allein  eine  Sicher- 
stellimg  für  alle  Zeit  und  für  alle  Verhältnisse  ist  doch  keineswegs  gegeben. 
Kein  Satz  ist  richtiger  in  der  Staatskunst,  als  dass  das,  was  bereits  geschah, 
unter  gleichen  Voraussetzungen  wieder  möglich,  Ja  sogar  wahrscheinlich  sei. 
Die  württenibergiKchc  Verfassung  hat  die  Hauptproben  ihres  unverrflckteii 
Bestandes,  nilnilich  schwere  Kriegszeiten  und  einer  grundsätzlich  dem  reprä- 
sentativen Systeme  feindseeligen ,  auf  dessen  Untergrabung  hinarbeitender 
Regierung,  noch  nicht  bestanden.  Dass  ihr  solche  Grefahren  ganz  werden 
erspart  bleiben,  ist  kaum  zu  hoffen.  Wie  daim  aber  das  Vorhandensein  eines 
Ausschusses  wirken,  und  wie  dieser  etwa  missbraucht  werden  und  sich  vielleicht 
selbst  zum  Missbrauche  hergeben  wird,  lässt  sich  nicht  voraussehen.  Liegt 
doch  sogar  nach  den  Lehren  der  Geschichte,  eine  Hauptgefahr  in  einer  au- 
ftnglichen  nützlichen  Ueberschreitung  seiner  verfassungsmässigen  Befugnisse ! 
Man  iqfig  darüber  freilich  verschiedener  Ansicht  sein;  allein  den  durch  £r- 
fahi*ung  Gewarnten,  will  es  das  kleinere  Uebcl  bedünken,  wenn  in  einem 
äusseren  oder  inneren  Nothstande  die  Wirksamkeit  der  Ständeversanmüuug 
für  eine  Zeitlang  ganz  unterbrochen,  als  wenn  sie  von  einem  Ausschusse 
usui-pirt  wird. 

Wie  dem  nun  aber  auch  sein  mag,  uud  wenn  man  in  den  eben  ausge- 
sprochenen Besorgnissen  nur  ein  krankhaftes  Schwarzsehen  erkennen  will: 
Jeden  Falles  lässt  sich  bei  offenem  Bekennen  der  Wahrheit  nicht  in  Abrede? 
ziehen,  dass  das  Vorhandensein  eines  Ausschusses  in  Württemberg  bereits 
positiven ,  wenn  schon  vielleicht  nur  untergeordneten  Schaden  gebracht  hat. 

Die  Ausschussmitglieder  sind  nämlich  bezahlt ;  uud  zwar  beziehen  die 
beständig  Anwesenden  stehende  Gehalte,  besonders  die  beiden  Präsidenten 
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ziemlich  ansehnliche;  den  regelmässig  Abwesenden  werden  Taggelder  zuge- 
wendet durch  die  Einberufung.  Beiden  Gattungen  von  Mitgliedern  wird 
überdiess  die  Annehmlichkeit,  daas  sie  auf  die  wenigst  beschwerliche  Weise 
Stellvertretung  in  ihren  Aemtern  erhalten,  wenn  sie  deren  bekleiden.  So 
gewährt  also  die  Wahl  in  den  Ausschuss  Aufenthalt  in  der  Hauptstadt  bei 
weniger  Arbeit,  einigem  persönlichen  Einflüsse,  und  möglicherweise  mit  doppel- 
tem Gehalte.  Aus  diesen  Annehndichkeiten  der  Stellung  haben  sich  denn 
nun  aber  Nachtheile  entwickelt,  für  welche  zwar  vielleicht  kein  regelmässiger 
Beweis  geführt  werden  kann,  welche  aber  nichts  desto  weniger  bestehen  und 
zwai*  nach  verschiedeneu  Richtungen  hin. 

Einmal  ist  die  Wahl  des  Präsidenten  der  zweiten  Kanmier  durch  den 
damit  verbundenen  Gehalt  (von  5000  fl.)  eine  vei'\\ickeltere  Angelegenheit 
geworden,  als  für  den  nächsten  Zweck,  nämhch  die  liCitung  der  Geschäfte 
und  die  würdige  Vertretung  der  Rechte  und  des  Ansehens  der  Kammer,  zu- 
träglich erscheint.  Ausser  der  Erwägung  der  persönlichen  Tüchtigkeit  kommt 
niunlich  auch  die  Zuwendung  der  Vortheile  für  eine  regelmässige  Periode 
von  sechs  Jahren  in  Betracht.  Dass  dieser  Punkt  aber  sowohl  von  den  mehr 
oder  weniger  offen  auftretenden  Bewerbern,  als  von  den  W^ählenden  imd  Ent-. 
scheidenden  ins  Auge  gefasst  wird,  versteht  sich  von  selbst.  Namentlich  tritt 
(Hess  sehr  entschieden  hervor  bei  einer  Wiedererwähluug  nach  Ablauf  der 
Periode  oder  nach  einer  Auflösung,  weil  es  sich  dann  nicht  von  der  Erlangung 
oderNichterlangnng  eines  Vortheiles,  sondern  von  dem  weit  härteren  Wieder- 
aufgeben eines  bisherigen  Besitzes  handelt.  Diese  Nebenrücksichten  wären 
schon  unter  allen  Umständen  einer  besten  Besetzung  des.Präsidentenbtuhles 
unzuträglich ;  es  ist  aber  noch  insbesondere  wohl  zu  bedenken,  dass  in  Würt- 
temberg die  Kanmier  der  Abgeordneten  ihren  Präsidenten  nicht  unmittelbar 
wählt,  sondern  nur  dem  Könige  drei  Mitglieder  vorschlägt,  aus  welchen  dieser 
Einen  bezeichnet.  Zur  Wahl  oder  Wiederwahl  für  die  gewtüischte,  und  unter 
Umständen  persönlich  sehr  nothwendig  gewordene  Stelle  gehört  also  sowohl 
die  Gunst  der  Mehrheit  der  Genossen  als  die  des  Staatsoberhauptes.  Zwischen 
diesen  beiden  Klippen  immer  mit  Mannesmuth  und  mit  Vortheil  für  die 
Rechte  der  Kammer  und  des  Landes  durchzuschiffen ,  ist  wohl  nicht  Jedem 
gegeben,  und  in  der  That  sehr  schwierig.  Bestünde  kein  Ausschuss,  und 
wäre  also,  wie  in  andern  Kammern,  der  Vorsitz  mit  dem  Landtage  wieder 
zu  Ende,  so  wäre  von  alle  diesem  gar  nicht  die  Rede. 

Von  etwas  geringerer  Bedeutung  sind  wohl  die  Nebengründe,  welche  die 
Wahl  in  den  Ausschuss  für  die  gewöhnlichen  Mitglieder  der  Kammer  wün- 
schenswerth  machen,  indem  deren  Stellung  weniger  voilheilhafb  ist;  allein' 
dass  sie  gar  keine  Bedeutung  haben,  wird  Niemand  behaupten,  welcher  mit 
dem  inneren  Leben  der  württembergischen  Ständeversaninilung  vertraut  ist. 
Es  stellt  sich  viehfuehr  die  Sache  so.    Die  Wahl  wird  von  den  dazu  ver- 
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dnigten  Kammern  vorgenommcu,  und  es  bedarf  zu  ihrer  Vollendang  keiner 
königlichen  Bestätigung.  Natttrlich  ist  es  nnn  in  erster  Linie,  theils  ans 
politischen  theils  aus  persönlichen  Gründen,  reine  Parteisache,  die  Stellen  zu 
besetzen,  und  es  wird  nur  in  sehr  wenigen  Fällen  nachgewiesen  werden 
köAnen,  dass  die  besondere  Tüchtigkeit  des  Mannes,  nicht  aber  seine  poli- 
tische Stellung  ihm  zu  einem  Sitze  im  Ausschusse  verhalf.  Dann  aber  tritt 
auch  noch  die  Rücksicht  auf  die  von  den  Mitgliedern  der  anderen  Kammer, 
weicher  der  Bewerber  nicht  angehört,  zu  erlangenden  Stimmen  ein.  Mag 
diess  auch  etwa  für  die  zu  wählenden  Mitglieder  der  ersten  Kammer  nicht 
von  grosser  Bedeutung  sein,  weil  die  Zahl  deijenigcn,  welche  Qberhauft 
ernannt  werden  kOnnen,  nur  klein  ist:  so  verhält  es  sich  doch  anders  hin- 
sichtlich der  Kandidaten  aus  der  Abgeordnetenkammer.  Hier  ist  grosso 
Auswahl  und  die,  in  der  Regel  in  genau  verabredeter  Einheit  abgegebenen 
Stimmen  der  ersten  Kammer  sind  von  entschiedener  Bedeutung  far  das  Gelingen 
der  Bemühung  um  eine  Stelle  im  Ausschüsse.  Nun  aber  giebt  es,  leider  nur 
alka  wichtige,  Bemühungen  und  Abstimmimgen,  welche  als  eine  unerlassbare 
Sünde  von  den  Standesherrn  betrachtet  werden,  und  somit  auch  jede  Hoffnung 
auf  eine  Wahl  in  den  Ausschuss  von  ihrer  Seite  ausschliessen.  Heisst  es 
nun  von  den  Menschen  schlechter  denken,  als  sie  es  verdienen,  wenn  man 
flirchtet,  es  könne  unter  solchen  Umständen  der  Wunsch,  in  den  Ausschuss 
2U  gelangen,  einen  Einfluss  auf  das  Verhalten  einer  grösseren  oder  kleineren 
Anzahl  von  Ständemitgliedem  ausüben?  Und  selbst  wenn  dem  nicht  so  wäre, 
60  bleibt  es  unter  allen  Umständen  ein  falsches  Yerhältniss,  dass  die  Mit- 
glieder der  Kammern  einer  Anzahl  ihrer  Genossen  pecuniäre  Vortbeile  zu- 
wenden oder  verweigern  können. 

,  Fasst  man  denn  nun  aber  alles  dieses  zusammen,  geringen  nützlichen 
Erfolg j  positive  Nachtheile,  im  Hintergrunde  jeden  Falles  wenigstens  die 
MBgUchkeit  einer  Beeinträchtigung  der  vollen  Versammlung  durch  das  Be- 
sMien  eines  Ausschusses:  so  kann  es  in  der  That  einem  gerechten  Zweifel 
nicht  unterliegen,  dass  die  von  der  württembergischen  Verfassung  so  aus- 
halunsweise  getroffene  Eiiu*ichtuug  besser  auch  hier  imterblieben  wäre,  und 
dass  vielmehr  wieder  ein  Beispiel  jener  Art  von  Bestimmungen  vorlipgL 
welche  auf  den  ersten  Anblick  ganz  passend  erscheinen,  jedoch  wedei 
eine  genauere  theoretische  Prüfung  noch  auch  die  Erfahrung  auszuhaltei 
vermögen. 
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Ansdieiaend  verfehlte,  in  der  That  aber  heilsame  Beitlmiiiimgeii. 

1)  Die  Stimmflbertragnng  der  erblichen  Mitglieder  der 

ersten  Kammer. 

Nach  dem  Vorgänge  in  anderen  Pairskammern  ist  anch  den  sämmtlichen 
erblichen  Mitgliedern  der  wflrtt^mbergischen  Kammer  der  Standesherren 
das  Recht  fibertragen  worden,  ihre  Stimme  dui-ch  einen  Stellvertreter,  ab- 
zugeben, nnd  zwar  mag  derselbe  theils  irgend  ein  anderes  Mitglied  der 
Kammer  theils  ein  Sohn  oder  der  vermnthliche  Nachfolger  in  der  Staudee- 
herrschaft  sein.  Bestimmt  ist  dabei,  dass  ein  Mitglied  iiicht  mehr  als  Eine 
übertragene  Stimme  führen  dürfe.  —  Ans  den  Verhandlungen  der  verfassung- 
gebenden Versammlung  von  1819  (s.  Protoc,  Heft  44,  S.  75  fg.)  erhellt 
aber,  dass  zwei  Grflnde  zur  Annahme  dieser  Anomalie  führten.  Erstens  die 
Absicht,  die  zur  Bildung  einer  gültigen  Versammlung  nöthige  Stimmenzahl, 
nämlich  die  Hülfte  der  Mitglieder  y  um  so  sicherer  zusammenzubringen.  *« 
Zweitens  die  Erinnerung  an  die  Stiiniiitdbertragung  auf  Reichs-  und  Kreistagen. 

Die  Dringlichkeit  dieser  Beweggründe,  sowie  die  Zweckmässigkeit  der 
ganzen  Massregel  einer  scharfen  Kritik  zu  unterwerfen,  dürfte  nicht  eben 
schwer  sein.    Nahe  liegen  nämlich  die  Einwendungen,  dass  wer  sich  nicht 
einmal  die  Mühe  nehme,  eines  der  wichtigsten  staatsbürgerlichen  Rechte 
selbst  auszuüben,  zum  mindesten  als  verzichtend  anzusehen  sei;  femer  dass 
kein  Grund  bestehe,  einem  Mitgliede  desshalb,  weil  ein  Anderer  in  der 
Sitznng  nicht  erscheine,  ein  doppeltes  Recht  einzuräumen  und  ihm  dadurch 
einen  Vortheil  zu  gewähren  über  diejenigen  seiner  Genossen,  welche  pflicht- 
gemäss erscheinen,  aber  znßlllig  keine  übertragene  Stimme  besitzen;  ferner, 
dass  die  Vorschrift  der  Verfassungsnrknnde,  welcher  gemäss  wenigstens  die 
Hälfte  der  Mitglieder  der  ersten  Kammer  zu  einer  gültigen  Berathung  und 
Beschlussnahme  erforderlich  sei,  der  That  nach  umgangen  werde,  indem  nun 
blos  ein  Viertheil  derselben  persönlich  anwesend  zu  sein  brauche ;   endlich^  • 
dass  das  Verhältniss  zur  zweiten  Kammer  durch  die  doppelten  Stimmen  in 
der  ersten  bei  gemeinschaftlichen  Wahlen  u.  s.  w.  verfälscht  werde.    Auch 
Wäre   es   eine  leichte  Aufgabe  zu   zeigen,    dass  gar  keine  Analogie   der 
Verhältnisse  auf  dem  Reichstage  und  der  in  einer  Stündekammer  stattfinde, 
^nd  wäre  es  auch  nur  aus  dem  Grunde,  weil  in  letzterer  nicht  nach  In-« 
^tmctionen  gestimmt  wird,  noch  werden  darf.    Kurz,  es  kann,  und  muss 
fast,  der  ganze  Gedanke  als  ein  verfehlter  und  in  seinen  Folgen  für  die 
Mehrzahl  der  Bürger  schädlicher  erscheinen.  —  Allein  dem  sei  nun,  wie 
ihm  wolle ;  der  Gesetzgeber  foind  die  Einrichtong  billig.    Und  zwar  ist  ganz  - 
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unzwoifclhaft,  dass  durch  das  Recht  der  Stinimflberlraguiig  den  Standeshenren 
ein  bedeutender  Vortheil  eingeräumt  werden  wollte.  Während  alle  anderen 
Mitglieder  der  Stäudeversamnilung,  )a  sogar  die  lebenslängHiph  ernannten 
Genossen  in  der  ersten  Kammer  selbst,  ihre  Befugniss  in  den  Liaiidesange^ 
Icgenheiten  mitzureden  durch  Abwesenheit  verziehen,  sollten  jene  ihrer 
Ansicht  auch  aus  der  Entfeniung  Gewicht  verschaffen  können,  überhaupt 
auch  in  dieser  Beziehung  über  den  Reehtsznstand  der  übrigen  Bürger  ge- 
stellt werden. 

Dennoch  ist  es  gerade  dieses  anscheinend  so  bedeutende  Recht,  welches 
zimi  entschiedensten  Nachtheile  der  Standesherren  ausgcfellen  ist  nnd  den 
auf  Bewahrung  von  Sondennteressen  ausgehenden  Einfluss  derselben  so  weit 
geschwächt  hat,  als  es  bei  der  Zusammensetzung  der  ersten  Kammer  über- 
haupt möglich  war. 

Da  es  nämlich  auch  hier  nicht  für  passend  erachtet  wurde,  —  und 
gewiss  mit  Reeht,  —  den  Prinzen  ein  Recht  zu  verweigern,  welches  den 
Standesherren  einzuräumen  wäre,  so  wurde  sämmtlichen  erblichen 
Mitgliedern  die  Beftigniss  der  Stimmübertragung  gegeben.  Bei  einer  kleinen 
Anzahl  volljähriger  Prinzen,  oder  auch  bei  regelmässigem  Erscheinen  der- 
selben in  der  Kanmier,  ist  mm  allerdings  diese  Ausdehnung  der  Stellver- 
tretung nicht  von  Bedeutung.  Wohl  aber  wird  sie  es,  wenn  von  zahlreichen 
Prinzen  ilie  ^lehrzahl  zwar  nicht  persönlich  erscheint,  aber  von  ihrem  Rechte 
der  Stellvertretung  Gebrauch  macht.  Eine  Uebertragung  der  prinzhchen 
Stimmen  auf  Standesherren  ist  theils  nicht  thunlich  an  sich,  weil  die  erschei- 
nenden StandesheiTcn  in  der  Regel  bereits  mit  der  übertragenen  Stinune 
eines  Standesgenossen  versehen  sind;  theils  nicht  zu  ei*warten,  weil  eine 
Verstärkung  der  Sonderinteressen  der  Standesherreu  nicht  wohl  der  Wunsch 
einsichtiger  Prinzen  des  Hauses  sein  kann,  bei  minder  scharfsichtigen  aber 
von  der  Regierung  verhindert  werden  kann.  Somit  sind  in  der  Regel  die 
lebenslänglichen  Mitglieder,  welche  zwar  ihi'c  eigene  Stimme  nicht  abtreten, 
wohl  aber  eine  fremde  fühi'cn  dürfen,  die  Stellvertreter  der  Prinzen.  Ist 
dem  aber  also,  so  wird,  wie  keiner  weitem  Ausführung  bedai*f,  durch  den 
Grundsatz  der  Stinunübertragung  der  gegen  die  Standesherren  gerichtete 
Regierungseinfluss  in  der  ersten  Kammer  bedeutend  verstärkt;  indem  es  nun 
nicht  nur  für  die  Regierung  der  Zahl  nach  gleichgültig  ist,  ob  eiue  grössere 
oder  kleinere  Anzahl  von  Prinzen  aus  der  Kammer  abwesend  bleibt,  sondern 
bie  sogar  an  Geschäftsgewohnheit,  Zusammenhalt  und  Festigkeit  ihrer  Partei 
im  Zweifel  noch  gewinnt. 

Die  Richtigkeit  vorstehender  Bemerkungen  wird  durch  die  Erfahrung 
eines  jeden  Landtages  nachgewiesen.  Selten  ist  ein  lebenslängliches  Mit- 
glied ohne  Stimmführung  für  einen  Prinzen;  und  wenn  auch  dadurch,  wie 
in  der  ersten  Abtheilung  der  gegenwärtigen  Abhandlung  gezeigt  ist,  ein 
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regelmässiges  ÜebergeiBViclit  über  di6  Standesherren  nicht  erreicht  wird:   so 
wird  denn  doch  das  unter  den  gegebenen  Umständen  fOr  die  Regierung  und,  ' 

■  * 

was    hier   dasselbe  ist,   für  die  volksthtUnlicUen  Maassregelu  wenigstens 
Mögliche  gewonnen.    Das  Umschlagen  des  Vorrechtes  in  das  Gegontheil  ist  ;■ 
so  klar,  dass  sich  die  Standesberren,  wäre  die  Bestimmung  jetzt  erst  fest- 
zustellen, die  Erfahrung  aber  bereits  gemacht,  ohne  Zweifel  selbst  zuerst 
gegen  die  Möglichkeit  einer  Stimmübertragung  erklären  würden. 

2)  l>ie  Verfassungs-Vorschriften  über  die  Geschäftsordnung 

der  Kammern. 

Es  ist  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,  dass  eine  zweckmässige  Ordnung  des 
formellen  Geschäftsbetriebes  in  Ständeversammlungen  einer  Seits  nicht  eben 
leicht  festzustellen,  anderer  Seits  aber  von  grosser  Wichtigkeit  ist.  Die 
Vermeidung  von  Uebereilungen  und  von  unnöthigem  Zeitverlust,  die  Be-. 
seitigong  von  Persönlichkeiten  und  leidenschaftlichem  Verfahren,  die  Regelung 
der  Berathung  in  so  zahlreicher  Versammlung  und  der  Abstimmungsweise, 
und  so  noch  Manches  erfordert  sichere  Menschen-  und  Geschäfts-Kenntniss, 
bedingt  aber  auch  den  gedeihlichen  Fortgang  der  Landesangelegenheiten. 
Die  Bedeutung  einer  guten  ständischen  Geschättsordnung  liegt  daher  auf 
der  Hand. 

Allein  freilich  folgt  hieraus  nicht,  dass  gerade  in  der  Verfassungs- 
nrkunde  selbst  dergleichen  Satzungen  zu  geben  sind.  Vielmehr  ist  es  weder 
zweckmässig,  das  Grundgesetz  durch  viele  Einzelnheiten  sehr  umfangreich  . 
zu  machen,  dadurch  aber  seiner  allgemeinen  Aufnahme  in  das  Bewusstsein .' . ' 
der  Borger  zu  schaden;  noch  ist  es  räthlich,  über  Fragen,  welche  doch 
erst  durch  längere  Erfahrung  vollständig  und  richtig  beantwortet  werden 
können,  von  vorne  herein  und  unabänderlich  zu  entscheiden. 

Es  mag  somit  immerhin  als  ein  Missgriff  der  württembergischen  Ver- 
fassungsurknnde  betrachtet  werden,  dass  sie  in  eine  lange  Reihe  von  Be- 
stimmungen über  die  Geschäftsordnung  der  beiden  Kammern  eingegangen. 
ist.  Und  überdiess  sind  auch  nicht  alle  einschlagenden  Vorschriften  materiell 
za  billigen.  Dennoch  bietet  sich  anderer  Seits  mehr  als  ein  Fall  dar,  in 
Welchem  eine  Bestimmung  zwar  aus  allgemeinen  Gründen  als  verfehlt 
erscheinen  muss,  die  Erfahrung  aber  dennoch  mittelbare  Vortheile  nachweist^ 
"Welche  ans  ihr  entspringen. 

a)  Hierher  gehören  vor  Allem  die   ausführlichen   und  genauen  Vor- 
schriften über  die  Plätze,  welche  die  verschiedenen  Klassen  von  Mitgliedern 
In  den  Sitzungen  der  Kanmiem  einzunehmen,  und  über  die  Reihenfolge,  in 
welcher  die  Einzelneu  zu  stimmen  haben. 

Diese  Vorschriften  mögen  an  sich  als  unnöthig  und  kleinlich,  als  einer  . 
Yerfiassungsurkunde  fast  unwürdig  erscheinen;  qnd  französische  Publicisten  ^ 
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haben  sich  ^nch  schon  in  der  Thal  in  bitterem  Spott  über  dieselben  er- 
gossen. Sie  fragen,  ob  ein  Mann  ein  grösserer  Re4ner,  ein  eindchtSYOllerer 
Staatsmann  werde ,  je  nachdem  er  auf  diesem  oder  auf  Jenem  Stahle  sitze, 
ob  er  mehr  Gewissen  auf  der  einen  als  auf  der  andern  Seite  des  Saales 
habe?  Ebenso  werden  die  Abstimmungen,  meinen  sie,  nicht  durch  die 
Reihenfolge  bestimmt,  sondern  durch  üeberzeugung  oder  etwa  durch  Partei- 
und  selbstische  Rücksichten. 

Diess  ist  allerdings  wahr.  Und  überdiess  haben  diese  so  sehr  in  das 
Einzelnste  eindringenden  Vorschriften  den  Nachtheil,  dass  sie  die  Beseitigung 
von  Geschäftsformen  verhindern,  welche  durch  die  Erfahrung  als  unzweck- 
mässig erprobt  worden  sind.  So  wäre  es  z.  B.  ein  sehr  bedeutender 
Yortheil,  wenn  in  der  wttrttembergischen  Abgeordneten-Kammer  eine  andere 
Abstimmungsart  eingeführt  werden  könnte ,  als  der  mündliche  Anfimf  emei 
jeden  Einzelnen  in  der  vorgeschriebenen  Reihenfolge.  Abgesehen  dafon, 
dass  jetzt  die,  unter  Umständen  denn  doch  sehr  in  Betracht  kommende, 
geheime  Abstimmung  gar  nicht  möglich  ist;  so  nehmen  die  mündlichen 
Einzelnabstimmungen  in  einer  Versanmilung  von  93  MitgUedem  eine  sehr 
beträchtliche  Zeit  in  Anspruch.  Leicht  können  in  Einer  Sitzung,  wenn  über 
viele  einzelne  Punkte  Beschluss  zu  fassen  ist,  nur  mit  der  Form  des 
Abstimmens  eine  bis  zwei  Stunden  hingebracht  werden,  welche  doch 
sicherlich  besser  verwendbar  wären.  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass 
diese  mündliche  Eiuzeln-Abstimmung  den  ungeheuren,  anderwärts  gar  nicht 
bekannten,  Unfug  der  motivirten  Abstimmung  erzeugt  hat,  und  dessen  Wieder- 
ausrottung verhindert. 

Und  dennoch  kann  diese  Vorschrift  über  die  Sitzordnung  nur  als  eine 
im  Ganzen  heilsame  bezeichnet  werden. 

In  jeder  Ständeversammlung  werden,  und  sollen  sogar,  verschiedene 
politische  Meinungen  vertreten  sein;  ja  es  erscheint,  wenn  überhaupt  das 
parlamentarische  System  die  wünschenswerthe  Ausbildung  der  repräsentativen 
Regierungsform  ist,  sogar  als  nothwendig,  dass  sich  die  Parteien  bestinunt 
sondern  und  sich  unter  sich  über  die  einzuhaltende  Linie  genau  verstän- 
digen. Eine  Abwesenheit  aller  Parteien  zeugt  entweder  von  sehr  naiven 
Anfangszuständen  oder  von  einer  verkommenen  Gleichgültigkeit,  wo  nicht 
gar  von  allbeherrschender  Verderbniss.  Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass 
auch  in  den  Sitzungen  der  Versammlung  die  Gesinnung^enossen  gemeinsam 
öffentlich  auftreten  und  wie  Kriegsschaaren  einander  g^enüber  Stellung 
ergreifen.  Die,  allerdings  in  vielen  und  grossen  Versammlungen  üblichen, 
Abtheilungen  nach  links,  rechts  und  Mitte,  nach  Berg  und  Ebene  sind, 
keineswegs  ein  unbedingt  nachzuahmender  Vorgang,  wie  zahlreiche  Auftritte 
bei  solcher  Einrichtung  beweisen.  Wenn  daher  die  Vorschrift  der  württem- 
be/gischen  Verfassung,  welche  die  Mitglieder  nöthigt,  einen  vorgeschriebenen 
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Platz  im  Saale  einzanehmen,  and  sie  hindert,  sich  nach  ihren  politischen 
Grondansichten  zusammenzusetzen,  auch  von  keinem  wesentlichen  Einflüsse 
auf  die  Ueberzeugung  oder  auf  die  Bekennung  zu  einer  bestimmten  Partei 
sein  kann  und  sein  soll ;  so  hat  sie  doch  bestimmte  Vortheile.  Einmal  ist 
ein  fllr  die  Aufrechterhaltung  der  äussern  Ordnung  und  Ruhe  in  der  Yer- 
sammlnng  nicht  unbedeutender  Umstand,  dass  sich  die  Parteien  nicht  in 
gesonderte  Lager  schaaren  können.  Die  Redner  sind  dadurch  genöthigt, 
sich  immer  an  die  ganze  Kammer  zu  wenden,  somit  also  leidenschaftloser 
und  objectiver  zu  sprechen;  es  kann  nicht  eine  ganze  Partei  durch  eine 
blosse  E(yrperwendung,  eine  leichte  Geberde  bezeichnet,  Aufgeregt  werden; 
es  ist  unmöglich,  dass  sich  die  Gegner  wie  Ein  Mann  gegen  einander 
erheben,  einander  zurufen.  Verliert  aber  dadurch  der  Anblick  *der  Kammern 
an  dramatischer  oder  malerischer  Wirkung:  so  gewinnt  dagegen  der  An- 
stand, die  Gesehäftsförderung ,  und  selbst  die  gegenseitige  Stimmung  der 
Parteien.  —  Zweitens  wird  es  einem  Mitgliede  durch  diese  Mischung  der 
Standorte  bei  weitem  mehr  erleichtert,  sich,  von  Denjenigen,  mit  welchen 
er  in  der  Regel  Abereinstimmt,  in  einem  einzelnen  Falle  abweichender 
Ueberzeugung  zu  trennen,  als  wenn  er  mitten  unter  ihnen  sitzt.  Allerdings 
ist  eine  solche  Trennung  auch  in  diesem  letzteren  FaUe  an  sich  wohl 
möglich.  Allein  Jeder,  welcher  auch  nur  einige  Erfahrung  in  diesen  Dingen 
hat,  weiss  gar  wohl ,  dass  in  jenen  Versammlungen ,  welche  die  Zusammen- 
ordnung der  Mitglieder  nach  politischen  Parteien  dulden,  der  Einzelne  sich 
durch  falsche  Scham,  durch  die  Furcht  vor  den  ringsum  drohenden  Vor- 
würfen, durch  die  Scheue,  sich  auszuzeichnen  und  in  allen  Zeitungen  be- 
sprochen zu  werden,  kurz  lediglich  durch  Gründe,  welche  aus  seinem  Platze 
im  Saale  folgen,  abhalten,  seiner  Ueberzeugung  zu  folgen.  Und  wer  kann  . 
wissen,  wie  viele  solcher  Einzehien,  welche  einer  anderen  Ueberzeugung^ 
sind,. als  der,  welche  sie  itzt  kund  geben,  eigentlich  sind,  und  ob  nicht 
immer  einer  von  ihnen  den  andern  einschüchtert?  Nun  aber  kann  es  doch 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  zwar  eine  feste  Parteianschauung  und 
selbst  eine  geordnete  Parteidisciplin  hinsichtlich  der  grossen  Fragen  bestehen  ' 
mnss,  wenn  nicht  ein  verderbliches  Schwanken  und  eine  die  Leitung  der 
Öffentlichen  Angelegenheiten  störende  Ungewisshcit  stattfinden  soll;  dass 
aber  eben  so  gewiss  jeder  Volksvertreter  nach  seiner  persönlichen  Ueber- 
zeugung in  den  tausend  untergeordneten  Fragen  zu  handeln  hat,  welche 
im  Verlaufe  ständischer  Verhandlungen  zu  entscheiden  sind.  Was  hier 
der  Selbstsündigkeit  zu  Hülfe  kömmt  und  minder  entschiedenen  Cha- 
rakteren gewissenhaftes  Verhalten  erleichtert,  ist  nützlich.  Mit  Recht  sucht 
man  die  Ständemitglieder  möglichst  unabhängig  von  äusserer  Gewalt  zu 
halten,  komme  diese  nun  von  den  Wählern,  von  der  Regierung,  von  den 
Zuhörern  auf  den  Galerieen  u.  s.  w.    Ist  es  nun  aber  nicht  folgewidrig,  - 
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sie  einem  Zwange  durch  die  Anitsgenossen  bloszustelleu  ?  Auch-  ist  nicht 
ganz  zu  übersehen,  dass  es  wenigstens  zuweilen  FäUe  geben  kann,  in 
welchen  es  sehr  erspriesslich  ist^  wenn  ein  neu  eintretendes  Mitglied  durch 

,eine  gesetzliche  Sitzordnung  der  Nothwendigkeit  enthoben  wird,  gleich  durch 
seine  ersten  physischen  Schritte  im  Saale  sich  unzweifelhaft  und  kaum 
widerruflich  für  ein  bestinmites  politisches  Glaubensbekenntniss  auszu- 
sprechen. Es  ist  ihm  dann  Zeit  gelassen,  sich  Menschen  und  Maassregek 
erst  genauer  anzusehen,  ehe  er  sich  für  oder  gegen  dieselben  erklfirt 
Wird  auch  bei  einem  politisch  irgend  entwickelten  Volke  jeder  Neugewählte 
in  der  Hauptsache  eine  bestimmte  Grundansicht  haben  und  somit  auch  im 
Allgemeinen  sich  einer  der  bestehenden  Parteien  vorzugsweise  zuneigen:  so 
kann  doch  eine  solche  Sachlage  bestehen,  dass  auch  ein  seiner  bewusster  und 
gewissenhafter  Mann  darüber  im  Zweifel  sein  kann,  wohin  er  sich  zu  wenden 
oder  ob  er  etwa  vor  der  Hand  ganz  selbstständig  zu  bleiben  habe.  Und 
nicht  die  schlechtesten  Vertreter  ihrer  Mitbürger  werden  Die  sein,  weklie 
sich  eine  eigene  Meinung  erst  selbst  bilden  wollen. 

Verhält  sich  die  Sache  aber  also,  so  darf  man  wohl  den  Spott  über 
die  kleinliche  Maassregel  einer  verfassungsmässigen  Sorgfalt  für  Tisch  und 
Bank  nicht  fürchten,  sondern  in  derselben  vielmehr  eine  Quelle  mancbfiacher 
und  nicht  unbedeutender ,  wenn  schon  wohl  nicht  mit  Bewusstsein  beabsich- 
tigter, Vortheile  anerkennen.  Auch  mag  man  sich  in  dieser  Beziehung  auf 
die  Erfahrung  berufen. 

b)  Als  eine  weitere,  dem  Anscheine  nach  unpassende,  dem  Erfolge  nach 
aber  zu  unerwarteten  Vortheilen  führende  Bestimmung  darf  wohl  diejenige 
genannt  werden,  welche  die Befugniss  zur  Ablesung  schriftlicher  Vor- 
träge in  den  Kaunnern  auf  die  Regierungs-Commissäre,  die  Berichterstatter 
von  Commissionen  und  die  Begründer  einer  Motion  beschränkt.  Niemand 
allerdings ,  welcher  je  dem  Unfuge  und  Widersinne  des  Ablescns  grosser 
geschriebener,  vom  Lesenden  vielleicht  nicht  einmal  verfasster,  jeden  Falles 
den  Stand  der  Verhandlungen  gar  nicht  berücksichtigender  Reden  anzuwohnen 
Gelegenheit  gehabt  hat,  kann  diese  Vorschrift  hinsichtlich  ihres  Inhaltes 
tadeln.  Im  Gegentheile  erscheint  solche  au  sich  als  ganz  zweckmässig.  Allein 
eben  so  unzweifelhaft  ist  auch,  dass  eine  Bestimmung  dieser  Art  viel  zu 
unbedeutend  für  die  Aufnahme  in  eine  Verfassungsurkunde  ist.  Eignet  sie 
sich  doch  kaum  für  ein  Gesetz  über  die  Geschäftsordnung,  sondern  möchte 
der  Gewohnheit  oder  der  Beschlussnahme  jeder  einzelnen  Kammer  gar  wohL 
überlassen  bleiben. 

Dennoch  hat  der  Fehler  gute  Früchte  getragen.    Die  Absicht  des  Gesetz- 

.  gebers  bei  der  in  Frage  stehenden  Bestimmung  ging,  wie  sich  aus  den  Proto- 
collon  der  Ludwigsburger  Versammlung  ergibt,  lediglich  dahin,   allzu  ge- 

.  dehnte  Auseinandersetzungen  und  die  Verschleppung  der  Berathongen  zum 
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Behafe  der  Ausarbeitung  neuer  scliriftlicher  Vorträge   zu  vermeiden.    Die 
Erfahning  zeigt  jedoch,  dass  iiiclit  blos  dieser  Zweck  erreicht  ^ird,  sondern 
es   stellt   sich  noch   ein   anderer   und  wohl   noch   höher  anzuschlagender, 
mittelbarer  Vortheil  heraus.    Durch  die  Nöthigung  zu  blos  mündlicher  Aus- 
einandersetznng  einer  Scits,  und  durch  die  geringere  Anlage  und  Fertigkeit 
des  Deutschen,  wenigstens  des -Schwaben,  zu  kunstgerechter  Rede  anderer 
Seits  hat  sich  nämlich  in  der  wttrttembergischen  Ständeversanmilung  die^ 
kaum  je  «nsnahmsweise  unterbrochene,  eigSnthttmliche  Sitte  einer  wesentlich 
gesprftchsweisen  £r(yrterung  gebildet.    Yerhältnissmässig   selten   lässt  sieb' 
ein  Mitglied  zum  Voraus  als  Redner  einschreiben;   nicht  viel  häufiger  hört, 
mmi  eigenllidie  iKeden,  wie  sie  in  anderen  Kammern  den  hauptsächlichsten, 
wo  nicht  den  einzigen  Best^indtheil  der  Verhandlungen  bilden.     Vielmehr 
md  die  Erklftmngen  der  Mitglieder  in  der  Regel  kurz,  schmucklos,  lediglich 
raf  den  gerade  vorliegenden  Gegenstand  eingehend ;   sehr  häufig  findet  ein- 
Hoger  fortgesetztes   Zwiegespräch   zwischen    den   hauptsächlichsten   Wort- 
fthrem   der  entgegengesetzten  Meinungen   statt,   wie  diess  sonst  nur  in 
kleineren  GoUegien  vorzukommen  pflegt.    Durch  diese  zur  Sitte  gewordene  ^ 
Form  wird  nun  aber  eine  Theilnahme  an  der  Beraihung  nicht  blos  dem  . 
ZQ  beredterer  Darstellung  besonders  geeigneten  oder  sich  geeignet  erachtenden 
Hitgliede  gestattet,  sondern  auch  dem  einfachen  und  bescheidenen,  aber  mit . 

• 

dem  vorliegenden  Gegenstande  vertrauten  Manne.    Die  kurze,   vom  Platze 
aus  gemachte  Bemerkung  ist  keine  ordnungswidrige  Unterbrechung,  kein 
Aufruhr  gegen  die  Legitimität  der  Beherrscher  der  Rednerbühne;   sondern 
sie  trägt  zur  Aufklärung  der  vorliegenden  Frage  oder  wenigstens  zur  8^.   .. 
kanntmachung  der  Stimmung  bei.    Es  Biag  sein,  dass  eine  Reihenfolge  von 
glänzenden,  mit  allem  Aufwände  von  Kach&innen  und  Ausfeilung  zu  Stande^ 
gebrachten  Reden  in  den  öffentlichen  BUttäm  oder  in  den  ProtocoUen  einer 
Versammlung  einen  grossem  Eindruck  YÖn  Talent  und  Stoffbeherrschung 
macht;    allein   je    mehr   an   einer  Berathung   ^ämmtliche    sachverständige 
Mitglieder  Theil  nehmen ,  —  wäre  es  auch  in  kunstloser  Rede  und  Gegen-  .  * 
rede,  —  desto  wahrscheinlicher  ist  auch,  dass   der  Gegenstand  von  seinen 
Terschiedenen  Seiten  betrachtet  wird,  und  desto  gewisser  ist  es,  dass  auch' 
die    praktischen  Gesichtspunkte   sich   geltend   machen   können,    nicht  blos 
allgemeine  Grundsätze  oder  gar  nur  Parteirücksichten.    Wenn  es  nun  aber 
Ungerecht   wäre,   den  Verhandlungen  der  württembergischen  Eanuner  der  • 
Abgeordneten  das  Lob  einer  solchen  ernsthaften,   in  die  Einzelnheiten  der 
fragen  eingehenden  Geschäftsbehandlung  streitig  zu  machen ;   wenn  vielmehr 
gerade  dieses  naivere  Verhalten  der  gesammten  Mitglieder  und  die  daraus 
liervorgehende  demokratische  Stellung  derselben  zu  einander  den  eigenthflm- 
lichen  und  wohlthuenden  Charakter  derselben  bildet :  so  muss  auch  anerkannt 
worden,  dass  die  moralische  Möglichkeit  dieses  Zustaudes  durch  das  Vei'» 
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üassnngsverbot  schriftlicher  Reden  gefordert,  dadurch  aber  ein  naii 
Vortheil  gestiftet  worden  ist. 


Doch  es  mag  hieran  genug  sein.  Hoffentlich  ist  schon  durch  d 
stehenden  Bemerkungen  der  Beweis  des  Satzes  geliefert,  dass  der  thatsi 
Erfolg  mancher  VerÜGtssangsbestimmungen  ein  wesentlich  verschieden 
dem  ist,  welcher  er  nach  Theorie  and  Absicht  sein  sollte,  bald  dnrc 
schlagen  in's  Schlimmere,  bald  aber  auch  durch  Gewährung  nnerw 
und  unbeabsichtigter  Vortheile.  Durch  diesen  Beweis  ist  aber  woh 
eine  doppelte  Nothwcndigkcit  nahe  gelegt.  Einmal,  bei  der  Edtf 
wichtiger  neuer  Gesetze  nicht  blos  dem  eigenen  Scharfsinne  und  Aea 
Sätzen  einer  Theorie  zu  vertrauen,  sondern  auch  mit  der  Erfahrung  i 
Staaten  sich  genau  bekannt  zu  machen.  Zweitens  aber,  die  Berechnn 
den  Erfolg  einer  Staatseinrichtung  bedingenden  Umstände  nicht  zu  besch 
auf  die  grossen,  alsbald  in  Augen  fallenden  Verhältnisse  und  auf  das  Sfat 
sondern  sie  auch  auszudehnen  auf  die  feineren  Beziehungen  und  a 
geistige  Leben  der  Völker  und  ihrer  verschiedenen  Stämme. 


10. 
DaBBepräsentativsystem,  seine  Mängel  und  die  Heilmittel  % 

Politische  Briefe. 

I. 

Sie  werfen,  mein  Freond,  die  Frage  sehr  kurz  und  gelassen  hin:  «Was 
halten  denn  Sie  von  unsern  staatlichen  Zuständen?  Was  würden  Sie  thun» 
wenn  Sie  Einfloss  hätten  ?»  Mit  derselben  lakonischen  Ettrze  kann  ich  Dneii 
in  der  Tbat  nicht  antworten.  Im  Gegentheile  haben  Sie  durch  die  wenigen  - 
Worte  eine  Schiensse  gezogen,  hinter  der  sich  bei  mir  schon  Vieles  gesammelt 
hatte 9  und  Sie  haben  es  sich  selbst  zuzuschreiben,  wenn  eine  unerwartete 
Deberschwemmung  über  Sie  kömmt.  Hoffentlich  ist  es  nicht  blos  Wasser, 
was  ich  Ihnen  sende.  Ohne  Figur  zu  reden,  Sie  haben  durch  Ihre  Frage 
in  mir  die  Lust  erweckt,  ausführlicher  niederzuschreiben,  was  ich  von  unsern 
staatlichen  Zuständen  und  von  der  etwa  möglichen  Hülfe  denke.  Hat  man 
doch  das  Bedttr&iss,  einen  geistigen  Stoff  auszusondern,  wenn  er  einmal  eine 
gewisse  Reife  erlangt  hat.  Sich  selbst  wird  man  dadurch  klarer,  und  Andere 
haben  auch  ihren  Nutzen  davon,  mögen  sie  sich  nun  kritisch  oder  zustimmend 
verhalten.  —  Ich  werde  Ihnen  das  Geschriebene  stückweise  zusenden.  Wollen 
Sie  Zwischenreden  und  Einwendungen  machen,  so  kann  ich  auf  solche  in 
spätem  Briefen  Bflcksicht  nehmen.  Wenn  nicht,  so  fahre  ich  im  Zusammen- 
hange fort. 

Einige  Bemerkungen  muss  ich  aber  vorab  machen.  Eiamal,  dass  Sie 
mich  in  manchen  Stücken  verschieden  von  Dem  finden  werden,  der  sich  als 
Bearbeiter  eines  positiven  Staatsrechtes  aussprach,  zeitweise  in  den  Reihen 
der  Opposition  stimmte  und  auf  der  Marterbank  gegenüber  von  der  deutschen 
Reichsversammlung  sass.  Ich  habe  an  der  Wahi'heit  der  allein  seligmachenden 
constitutionellen  Lehre,  wie  sie  in  Deutschland  nach  den  französischen  Yor- 


1)  Zuerst  erschienen  in  der  Deutschen  VierteUahrs-Schrifl,  1852,  Heft  8,  8.  145  f^.  Hl« 
in  Betreff  der  Grundgedanken  unverändert  wiedcrgc^ben ,  doch  mancb&ch  Überarbeitet  oimI 
erweitert. 


368  ^As  Eepr&sentativsystem, 

gangen  unter  der  Restauration  uufgefasst  und  geübt  wird,  zu  Kwcifeln  gelernt. 
Glauben  Sie  desslialb  nicht,  dass  icli  mit  Waffen  und  Gepäck  in  das  Lager 
des  Feindes  übergegangen  sei.  Ich  bin  weder  ein  rotlier  Bepublikaner 
geworden,  noch  liabe  ich  mich  unter  das  Banner  der  Kreuzzeitung  begeben; 
auch  bewundere  ich  eine  auf  formelle  allgemeine  Abstimmung  gegrOndete 
Soldatenhcrrschaft  sehr  wenig.  Aber  ich  bin  durch  Nachdenken  und  Studien 
allmählig,  gegen  Willen  und  Anfangs  fast  mit  bösem  Gewissen  zu  der  Ueber- 
zeugung  gehingt,  dass  wichtige  Theile  unseres  staatlichen  Crebabrens  Calsch 
sind  und  zum  ünheile  führen.  WicV  und  warum?  Diess  wird  eben  ein 
Hauptpunkt  meiner  Mittheilungen  sein. 

Zweitens  bemerke  ich,  dass  ich  mich  mit  den  deutschen  Bundcsverhftlt- 
nissen  nicht  befassen  werde.  Freilich  kann  von  einem  zufriedenstellenden 
Zustande  in  unseren  deutschen  Landen  nicht  die  Bede  sein,  so  lange  das 
Allgemeine  so  trostlos  im  Argen  liegt.  Allein  ich  fürchte,  Sie  schon  mit  dem 
mir  zunächst  liegenden  Gegenstande  länger  in  Anspruch  zu  nehmen,  als 
Ilmen  dient ;  imd  so  nehme  ich  denn  von  diesem  Gegenstande  gleich  Anfangs 
hier  mit  einem  summarischen  «Gott  besseres»  für  immer  Abschied,  mich  auf 
das  Nächstliegende  beschränkend,  das  denn  doch  auch  geheilt  sein  soll ,  und 
zwar  mit  seinen  eigenen  Kräften  in  erster  Linie.  Nur  freilich,  wo  die  Zu- 
stände der  Gesanuntheit  unmittelbar  emwirken  auf  Fragen  des  inneren 
Lebens ,  kann  ein  Seitenblick  auf  sie  nöthig  werden  und  darf  ein  Streiflicht 
nicht  ausgeschlossen  sein. 

Drittens  bitte  ich,  bei  der  Beurtheilung  meiner  Sätze  nicht  aus  den  Aogeti 
zu  lassen,  dass  ich  dieselben  nicht  auf  Oesterreich  bezogen  haben  will.  Ich 
sage  nicht,  dass  eine  Anwendung  derselben  auf  den  Eaiserstaat  nicht  möglidi 
wäre;  allein  die  Zusammensetzung  desselben,  seine  Verhältnisse  in  Italien, 
Ungarn,  Gallizien,  so  manches  Andere  noch,  würden  doch  erst  eine  Prüfung 
aus  dem  besonderen  Gesichtspunkte  nöthig  machen.  Zu  dieser  die  Mittel 
zu  haben,  vermesse  ich  mich  nicht. 

Ich  werde  also  nur  von  den  inneren  Zuständen  der  rein  deutschen 
Staaten  reden;  diess  aber  kami  ich  ganz  im  Allgemeinen,  da  ja  dieselben  so 
viele  Aehnlichkcit  mit  einander  haben. 

Ja  wohl  ,•  wenig  erfreulich  sieht  es  aus  im  weiten  Vaterlande.    Nicht 
blos,  wenn  wir  in  die  Vei*wickelungen  der  europäischen  Dinge,  sondern  auch, 
wenn  wir  in  das  Innere  der  einzelnen  Staaten  blicken.    Es  gibt  allerdings 
Abstufungen  und  Ausnahmen,  aber  ich  glaube  nicht,  dass  selbst  der  fröhlichste 
Sanguiniker  folgende  Thatsachen  läuguen  kann: 

Fast  allen  deutschen  Staaten,  Preusscn  vor  allen,  ist  die  erste  Eigen- 
schaft, das  nothwendigste  Merkmal  des  Staates  abhanden  gekommen,  nänüicb 
die  Festigkeit,  das  Beharrende  und  StÄtige.  Jahre  und  Jahrzehnte  lajig 
wurde  geändert,  wieder  geändert ,  im  Wege  Kechteus  gegeben,  im  Wege  der 
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. aasserordentlicheii  Maassregel  zurückgenommen,  das!  selbst  Vorgeschlagene 
and  als  Gesetz  Yerkündete  bald  darauf  \deder  "als  ungerecht  und  unmöglich 
bezeichnet,  Altes  wieder  eingcffthrt ,   das  feierlich  als  ein  Missbrauch  oder 
als  ein  Verderben  bezeichnet  worden  war.    Die  Verfassungen,   welche  ihrem 
Begriffe  nach  als  feststehend  für  künftige  Geschlechter  gedacht,  gehofft,  ver- 
ehrt sein  sollten,  sind  länge  Zeit  hindurcli  nichts  mehr  gewesen,   als  Adler- 
auf  der  Vogelstange,  von  welcher  Jeder  nach*  Bdieben,  und  vor  Allem  unter 
dem  BeifiiÜ  Derer,  welche  sie  aufgesteckt  hiatten,  ein  Stück  wieder  herab- ' 
schoss.    Man  Hess  ausser  Acht ,  dass  gelegentlich   auch  die  Krone  getroffen 
werden  konnte,  und  dass  jeden  Falles  bei  dem  häufigen  Auseinandernehmen 
hnd  Zusammenfügen  das  Stück  immer  lockerer  werden  musste.    Namentlich 
das  in  den  preossischcn  Kammern  während  sieben  unseliger  Jahre  vor  sich 
Gehende  machte  den  Eindruck  einer  öffentlichen  Versteigerung,  in  welcher" 
ein  lastiger  Gegenstand,  etwa  ein  Vagantenkind,  an  den  Wenigstnehmcnden 
abgelassen  wird.    Selbst  die  feierliche  Beschwörung  einer  Verfassung  hatte ' 
fast  nur  den  Werth    einer   vorläufigen  Punktation,  also  eines  leidlich  be- 
reinigten Ausganges  für  neue,  in  ihren  Ergebnissen  noch  ganz  unberechen^ 
bare  Unterhandlungen.    Gab  es  doch  sogar  Staatsmänner,  welche  eine  völlige  • 
Theorie  des  Meineides  für  solche  Fälle  bereit  und  bis  zum  Cäremoniel  der 
Handlung  aasgearbeitet  hatten.    Auf  diesem  Wege  ist  man  denn  glücklich 
dahin  gelangt,  dass  das  Bewusstsein  des  Bleibenden,  das  Vertrauen  in  die 
Zaktinft,  der  Glaube  an  ehrliche  Absicht  schwere  Eiubusse  erlitten  hat. 

Dieser  Znstand  hat  nun  aber  vor  Allem  in  tausend  Fällen  die  übelsten    ' 
materiellen  Folgen.    Wie  konnte  eine  folge  wichtige,   überlegte  und  ausge* 
arbeitete  Gesetzgebung  entstehen  bei  einer  beständigen  Aenderuug  in  deii 
Gmndlagen?  Heut«  Geschworene,  Habeascorpus-Acte,  Sicherheit  das  Hauses ; 
morgen  Torlänfige  Erlaubniss  zur  Verletzung  in  Folge  eines  Kiiegszustandes ; 
übermorgen  eine  sogenaimt  bleibende  Gesetzgebung,  welche  wieder  Richiter- 
collegicn  und  i)olizeiliche  Wahrschcinlichkeitsmaassregcln  zulässt.    Voriges  . 
Jahr  diese  Gemeindeordnung,  dieses  Jahr  eine  zweite,  wahrscheinlich  über's. 
Jahr  eine  dritte.    Auf  einem  Landtage  Sonderung  von  llausgut  und  Staats- 
besitz; auf  dem  nächsten  Wiedervereinigung.    Bald  Auflösung  aller  gebun-'    ■ 
denen  Vcnuögen,  bald  Stiftung  von  Fideicommissen   und  Grossgütem  als 
Bedingung  einer  staatlichen   Stellung.     Zu    einer  Zeit    bitten  Berechtigte 
flehentlich  um  billige  Ablösung  der  ihnen  zustehenden  unzeitgemässen  Rechte, 
zu  einer  andern  beklagen  sich  Dieselben  über  die  Gewähr  ihres  Verlangens 
als  über  einen  himmelschreienden  Raub;  und  in  beiden  Fällen  finden  sie 
Gehör  beim  Staate.    Wahre  «dissolving  views»,  bei  denen  man  hinten  die  noch 
unbestimmten  Umrisse  des  Ai)oll  von  Belvedere  schon  durchsieht,  während 
vorne  und  darüber  ein  Mcerungethüm  verschwindet.    Natürlich  steht  abet, . 
alle  diese  Gesetzgebung  in  der  Luft  und  ohne  orgc^nischen  Zusammenhang, 

T.  Muhi;  slaMtsredit.    Hd.  I.  21     .• 
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sowie  -ohne  Ausbildung  im  KiiizcUien.  Dazu  ist  ja  keine  Zeit.  Was  ist  das 
nun  aber  lUr  eiue  Lage  für  den  Beamten,  der  zur  Ausführung  verdammt  ist ! 
Wie  übel'ist  der  Bürger  daran,  dem  ganz  wüst  im  Kopf  wird  von  all  den 
Befehlen  und  Gegenbefehlen,  und  der  sich  gar  nicht  melir  im*  Staate  einzu- 
richten weiss!  Wer  kann  jetzt  sagen,  was  er  eigentlich  thut,  wenn  er  ein 
Gut  kauft,  ein  Recht  ablösen  lässt,  ein  Testament  macht?  Und  nicht  etwa 
der  Magnat  also ,  auch  der  Bauer.  Von  dem  nutzlosen  Aufwände  an  Zeit, 
also  an  Geld ,  welchen  das  immer  wieder  Lernen  und  Umlernen  verursacht, 
und  der  wahrlich  gar  nicht  unbedeutend  ist,  will  ich  gar  nicht  «inlnal  reden. 
Und  glücklich,  weim  diess  noch  das  Schlimmste  wäre.  Allein  offenbar 
sind  die  sittlichen  Verwüstungen,  welche  dieser  Zustand  der  Dinge  ange- 
richtet hat  und  noch  immer  weiter  anrichtet,  noch  weit  bedenklicher. 

Mit  Grauen  und  Betrübniss  sehe  ich  rings  um  mich,  bei  Höheren  und 
Niederen,  bei  Gebildeten  und  Ungebildeten,  dass  der  Glaube  an  den  Staat 
'  die  tiefsten  Erschütterungen  erfahren  hat.  Sonst  war  denn  doch,  wenn  man 
auch  etwa  mit  dei'  einzehien  Maassregel  oder  mit  dem  einzelnen  Menschen 
unzufrieden  war,  eine  Achtung  gegen  den  Staat,  gegen  seine  feste  Masse, 
seinen  starken  Willen.  Es  war  der  «rocher  de  bronce»,  an  den  man  sieh  hielt, 
weil  er  vorhielt;  jeden  Falles,  um  nicht  an  ihm  zerschellt  zu  werden.  Bei 
Planen  für  das  ganze  Leben  wurde  das  Bestehen  und  die  Kraft  des  Staates, 
als  sich  von  selbst  verstehend,  vorausgesetzt,  und  darnach  gerechnet  und 
gehandelt.  Auch  war  Achtung  vor  der  Weisheit  seines  Wollens  und  Handelns, 
Glauben  dai'an.  Es  musste  schon  ein  kecker  Mann  sein ,  und  jeden  Falles 
ein  Unterrichteter,  welcher  sich  eines  abweichenden  Systemes,  einer  omfas- 
senden  und  tiefgehenden  Kritik  vermass.  Diess  ist  ganz  anders  geworden. 
Und  es  ist  kein  Wunder.  Wie  kann  Glauben  bestehen  an  Jemand,  der  selbst 
nicht  weisSj  was  er  will,  der  beständig  ändert,  was  er  kaum  selbst  geschaffen 
hat,  der  kein  Vertrauen  in  sich  selbst  hat,  der  nicht  die  entfernteste  Sicher- 
heit darbietet,  dass  irgend  etwas  Bestinmites,  ja  irgend  etwas  Oberhaupt  in 
einiger  Zeit  noch  bestehe?  Zu  wem  ich  aber  kein  Vertrauen  habe,  an  wen 
ich  nicht  glaube*,  auf  den  stelle  ich  auch  nichts,  an  dem  hänge  ich  nicht, 
für  den  setze  ich  nichts  ein.  Es  gehört  bei  der  Selbstsucht  ond  der  Feigheit 
der  meisten  Menschen,  selbst  unter  den  besten  Verhältnissen,  schon  Vieles 
dazu,  um  dieldenge  wirklich  zu  Opfern  und  zu  zähem  Aushalten  an  mem 
Gedankending,  wie  der  Staat  ist,  zu  vermögen.  In  der  Hauptsache  treibt 
sie  mehr  ein  dunkles  Gefühl;  sie  können  sich  das  Gewohnte,  als  Höchstes 
und  Unerschütterliches  Betrachtete,  nicht  beschädigt  und  angegriffen  denken. 
Sie  vertheidigen  im  Staate  ihre  eigene  Daseinsgewohnheit  und  einen  inneren 
nothweudigen  Halt  in  Zweifel  und  Noth.  Davon  kann  nun  aber  gar  nicht 
mehr  die  Hede  sein.  Anstatt  der  sicherndeii ,  dem  Gefühle  des  eigenen  Be- 
jitehcns  uotliwdidigen  Festigkeit  ist  ja  der  Staat  in  ein  Schwanken  gekommen, 
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ildies  bald  Abneigang '  und  Missachtnng  erweckt,  bald  Furcht,  miter  der 
nne  Yerschfittet  zu  werden.  An  einer  Gallerte  hält  sich  Keiner.  Wanim 
ders  sehen  wie  Alle  mit  solcher"  Besorgniss  in  die  Zukunft ,  k\s  weil  wir 
ine  Ahnung  davon  haben,  wann,  wie  und  wo  der  Staat  endlich  stehen 
siben  wird ;  ob  nicht  vielleicht  den  sich  drehenden ,  nnd  mit  ihm  >die  ganze 
«ittig^g,  ein  zufälliger  Stoss  Ober  den  liaufcn  wirft?  Wir  lialx'n  kein 
Ttrauen  in  die  Zokunft,  weil  wir  kein  Vertrauen  in  den  Staat  haben,  weder 

seine  Kraft,  noch  in  seinö  Weisheit,  noch  in  seinen  Willen,  noch  selbst 

seinen  Bestand.    Das  aber  ist  trostlos. 

Der  Schaden  aber  ist  nm  so  grösser,  als  wir  nns  nicht  verhehlen  können, 
SS  nicht  blos  an  das  Oedankenwesen  des  Staates,  sondern  dass  auch  an 
e  sichtbaren  Träger  des  Gedankens  und  der  Macht  der  Glaube  sehr  ge- 
hwftcht  ist  Ich  untersuche  jetzt  nicht  Schuld  oder  Unglück,  bemühe  mich 
cht,  die  Persönlichkeiten  nnd  damit  zusammenhängende  Ursachen  zu  erlassen, 
ndem  halte  mich  an  die  Thatsache.  Diese  aber  ist  leider  nur  allzu  wahr. 
as  der  Bbeinbond  durch  äussere  Gewalt  begonnen  hatte,  ist  in  den  letzten 
ihizehnten  dnrch  die  innem  Vorgänge  in  den  deutschen  Staaten  vollendet 
n*den.  Der  Nimbus,  noch  mehr,  der  Glaube  an, das  Fürstenthum  ist  bei 
lem  grossen  Theile  der  Nation  sehr  verblasst.  Diess  aber  ist  sehr  schlimm, 
stt  eine  bleibende  Lücke.  Ewig  wahr  ist  nämlich  Göthe's  Wort ,  dass  wir 
rmr  rar  Ueberzeugung ,  nicht  aber  zum  Glauben  zurückkehren  können.  — 
'ie  gesagt,  ich  klage  keinen  Einzelnen  an;  ich  kann  menschlich  Vieles  be- 
eifen :  aber  täuschen  kann  ich  mich  beim  besten  Willen  darüber  nicht,  das8 
Deutschland  weit  und  breit  eine  grosse  Veränderung  im  früheren  Verhalten 
m  monarchischen  Principe  eingetreten  ist.  Und  nicht  etwa  nur  bei  der 
iwusst  demokratischen  Partei,  sondern  in  viel  weiterem  Kreise,  wennschon 
it  Abschattungen.  Auch  unter  Denen,  welchen  der  Gedanke  an  die  Ke- 
ibiik  an  sich  ein  Gräuel  ist,  weil  sie  Pöbelherrschaft,  Verarmung,  Uni- 
irz  aller  bürgerlichen  Ordnung,  schliesslich  selbst  Communismus  davon  er- 
krten,  weil  ihnen  Frankreich  ein  wuineudes  Beispiel  ist,  weil  sie  persönliche 
Obussen  bei  einer  Veränderung  befürchten :  auch  unter  Solchen  ist  doch  nur 
zu  oft  keine  lebendige  Anhänglichkeit  gegen  das  Fürstenthum.  Und  wäre  es 
oh  Abneigung  gegen  bestimmte  Personen,  so  liesse  es  sich  ertragen.  Personen 
icbseln,  und  mit  dem  Thronfolger  ging  sonst  immer  ein  Frühlingsmorgeu 
f«  Aber  die  Gleichgültigkeit  und  die  Hoffnungslosigkeit  betrifft  die  Sache. 
er  Ursachen  sind  mehrere.  Vor  Allem  hat,  und  zwar  in  etwa  gleichem 
rade,  geschadet  das  überstürzte  und  bestürzte  Nachgeben  im  Mäi*z  1848, 
od  das  Zurückkonmuen  auf  Bewilligungen  und  Wort  seit  1849.  Man  könne 
leides  nicht,  ^  ist  die  Ansicht,  den  zufälligen  Persönlichkeiten  zuschreiben, 
U  disse  unter  sich  sehr  verschieden  seien ;  sondern  man  habe  der  Insti- 
tution Tugenden  zugeschrieben,  die  sie  nicht  besitze,  wie  jetzt  die  Erfahrung 
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bewiesen  habe.  Uuter  den  bittersten  Tadlern  sind  gerade  Solche,  welehc 
nichts  sehnlicher  wünschen,  als  auf  fürstliche  Entschlossenheit,  Voraussichl 
und  Zuverlässigkeit  rechnen  zu  dürfen,  namenttich  in  den  ^türmen,  denoi 
man  sichtbar  entgegengehe.  Die  Einen  behaupten  nämlich,  im  Jahre  164S 
unvertheidigt  aufgeget^en  worden  zu  sein ;  w^  ihnen  gegen  Wiederholtug 
Sicherheit  leiste?  Andere  hat  die  Wiederentziehung  der  so  lange  ange- 
strebten, entschieden  verweigerten  und  dann  plötzlich  in  vollem  Maattf 
und  selbst  im  Uebermaasse  hingegebenen  Freiheitsrechte  mit  einem  tiefei 
Misstrauen  auch  für  künftig  erfüllt.  Da  braucht  es  denn  nur  noch  einei 
einzelnen  Zwiugherm  unter  so  grosser  Zahl,  so  wie  ein  ungestörtes  Grebahren- 
lassen  desselben  von  Seiten  der  übrigen  wenn  schon  weit  besseren  Regie- 
rungen,  und  die  Yerurtheilung  ist  fertig,  selbst  für  den  (jedankeA  an  sich 
Dass  in  allem  Diesem  viel  Falsches  und  Uebertriebenes  ist,  und  dass  man  dabei 
den  auch  gegen  die  I<'ürsten  vielfach  verübten  Frevel  ganz  vergisst,  ist  wahr 
ändert  aber  nichts  an  der  Thatsache.  —  Eine  weitere  Ursache  der  itzig^ 
Verstimmung  gegen  das  Fürstenthum  ist  die  Ueberzeugnng,  dass  dasselbe 
ein  wesentliches  Uiuderniss  für  eine  einheitlichere  Verfassung  Deutschlandi 
sei.  Das  Bedür&iiss  eines  Organismus ,  welcher  uns  erlaubt  zu  sein ,  was 
wir  wirklich  sind,  nämlich  eine  grosse  Nation;  welcher  uns  auch  wirklich 
und  nicht  blos  den  'Worten  nach  schützt  gegen  fremde  Baublust  und  gegen 
übennüthiges  Herabsehen  Solcher,  die  wir  unter  uns  wissen  an  Sittlich- 
keit und  Bildung;  welche  uns  freie  Bewegung  im  Innern  gestattet;  welche 
sowohl' Erröthen  als  Verluste  erspart:  der  Drang  nach  einem  solchen  Zu- 
stande der  Dinge,  sage  ich,  ist  so  aUgemein  verbreitet,  so  tief  selbst  in  die 
Masse  des  Volkes  gedrungen,  dass  mit  grösster  Ungeduld  auf  Alles  hinge- 
blickt wird,  was  der  Verwirklichung  im  Wege  steht  Dessen  ist  nun  frei- 
lich sehr  viel.  Allein  das  Vorhandensein  der  zahlreichen  fürstlichen  Stel- 
lungen ist  keine  der  geringsten  Schwierigkeiten,  jeden  Falles  diejenige, 
weiche  der  Menge  am  meisten  einleuchtet.  Und  die  Erfahrungen  von  184C 
an  bis  zu  den  Dresdner  Conferenzen  und  zur  einfachen  Wiederbelebung  des 
so  eben  noch  ftlr  völlig  unhaltbar  erklärten  Bundestages,  so  wie  die  unsee- 
ligen  Eifersüchteleien  und  die  kurzsichtige  Selbstsucht  bei  den  drohendste! 
Gefahren  im  Jahre  1859,  haben  auch  die  Denkenderen  und  Unterrichteterei 
darüber  belehrt,  dass  nicht  blos  der  Dualismus  der  beiden  grossen  Staatei 
und  das  Verhältniss  zu  dem  nichtdeutschen  Theile  Oesterreichs  mächtig  im 
Wege  liegen,  sondern  auch  das,  an  sich  freilich  ganz  begreifliche,  Souveii- 
netätsgefühl  der  Fürsten,  welche  sich  genügenden  Einräumungen  an  eine 
Gesammtgewalt  widersetzen.  Mau  ist  sich  klar  geworden,  dass  die  Bil* 
düng  eines  Bundesstaates  bisher  nur  in  Republiken  gelungen  ist,  weil  hier 
die  Beschränkung  der  einzelnen  örtlichen  Regierungen  keine'  wesentlicheo 
Hindernisse  ÜAdet  bei  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,   dem  Volke ^  dessen 
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Rechte  und  Einflass  dadurch  nicht  vennindert  wetden,  ob  es  Beauftragte 
m  zwei  Behörden  mit  getheilten  Befugnissen  sendet  oder  nur  zu  Einer.  Die 
Möglichkeit  einen  Bundesstaat  zu  bilden ,  ist  aber  für  Viele  die  Bedingung 
jeglicher  Hofoung  auf  einen  besseren  Zustand. 

Damit  ist  denn  aber  auch  das  fernere  unläugbarc  Uebel,  das  weit  ver- 
breitete MissvergnttgMi ,  erklärt.  Ich  glaube  in  der  Tbat  nicht,  dass  irgend 
Jemand  in  Deutschland  mit  den  staatlichen  Zuständen,  ganz  zufrieden  ist. 
Sieht  man  auch  ganz  ab  von  jenen  unglOcklichen  einzelnen  Ländern,  in  welchen 
die  Regierung  sich  systeinatisch  mit  den  Gefühlen  und  den  positiven,  sowie 
natftrlichen  Hechten  der  Bev(Hkerung  in  Widerspruch  setzt  und  sich  Ver- 
letzung und  Plage  zur  Aufgabe  gesetzt  zu  haben  scheint:  so  ist  eine  allge- 
meine Missstimmung  unverkennbar.  Dieselbe  äussert  sich  freilich  je  nach 
Charakter  und  Auffassung  verschieden.  —  Bei  den  einen  herrscht  giftige  Er- 
bittenmg,  und  zwar  möchte  derOrad  derselben  im  vollen  Verhältnisse  stehen 
zQ  dem  Grade  der  demokratischen  Gesinnung.  Man  kann  hier  gelegentlich 
Gesinnungen  hören ,  vor  deren  Verwirklichung  der  Himmel  uns  Alle  schtltzen 
möge.  —  Bei  Andern  ist  ein  Ekel  an  allem  staatlichen  Leben  eingetreten, 
hervorgegangen  aus  Hoffnungslosigkeit.  Es  ist  diess  die  grosse  Masse  der 
mittleren  Stände ,  welche  früher  das  Heer  des  constitutionellen  Liberalismus 
bildetai.  Diese  lassen,  ohne  eine  Miene  zu  verziehen.  Alles  gehen,  wie  es 
eben  gehen  will.  Das,  was  sie  früher  erzielen  wollten  und  wozu  sie  mit- 
wirkten, ist  nur  zum  geringsten  Theile  erreicht  worden;  anstatt  nun  durch 
Beharrlichkeit  und  durch  eigene  bürgerliche  Ausbildung  den  Erfolg  allmälig 
zu  sichern,  sind  sie  zu  der  trostlosen  Ansicht  gekommen,  dass  Deutschland 
zu  einem  unverbesserlichen  Zustande  vernrtbeüt  und  jede  Bemühung  um  ein 
kräftiges  und  ehrenvolles  Staatsleben  thörigt,  von  einem  verständigen  Manne  zu 
meiden  sei.  Man  spricht  nun  wohl  von  einer  nothwendigen  Erschlaffung  nach  der 
Peberreizung,  und  man  weiss  es  zu  rühmen,  dass  der  Bürger  wieder  zu  seinen 
eigenen  Angelegenheiten  zurückgekehrt  sei.  Ich  gestehe,  diese  Stumpfheit 
anders  und  aus  weit  üblerem  Gesichtspunkte  anzusehen.  Es  wäre  ein  ge- 
waltiger Irrthum ,  eine  solche  verdrüssliche  und  banausische  Masse  für  zu- 
verlässig zu  erachten.  Und  wenn  Deutschland,  was  denn  doch  alle  Tage 
geschehen  kann,  sich  mächtig  bedroht  sähe  von  Westen  oder  von  Osten, 
yielleicht  von  beiden  Seiten  zugleich,  so  würde  man  es  sehr  zu  beklagen 
haben,  al<!  sittlichen  Rückhalt  für  die  amtlichen  Streitkräfte  nur  Gleichgül- 
tigkeit zu  haben.  Glaubt  man  etwa,  der  Feind  wisse  diesen  Zustand  nicht 
auch ,  rechne  nicht  auf  ihn  ?  —  Femer  begegnen  wir ,  und  namentlich  bei 
Häaptem  der  früheren  Kammeroppositionen  und  der  Bewegung  von  1848, 
einer  wegwerfenden  Verachtung, gegen  die  jetzige  Richtung  und  Leitung 
der  Dinge,  gepaart  mit  Selbstvorwürfen  über  Mangel  an  entschiedenem 
Handeln  und  einem,  nicht  viel  Freundliches  unter  Umständen  versprechen- 
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den,  offenen  Eingebtändnisse  begangener  politischer  Fehler.  Bei  manchen 
von  ilmen ,  so  wie  bei  einem  gnten  Thcile  der  Demokraten ;  ist  die  ünzn- 
friedenheit  bereits  Zürn  völligen  Pessimismus  ausgebildet.  Allerdings  besteht 
zwischen  diesen  beiden  Parteien  immer  noch  eine  offene  Spaltung.  Den  Alt- 
liberalen ist  die  Rohheil  und  Unfthigkeit  der  Demokraten  zuwider;  diese 
missachten  jene  dagegen  als  Schwächlinge  und  hassen  sie  als  die  am  Miss- 
lingen  der  Bewegung  von  1848  Schuld  Tragenden.  Allein  auch  bei  diesem 
Hader  gewinnen  die  herrschenden  Gewalten  nichts ;  in  der  Unzufriedenheit 
mit  ihnen  und  mit  ihrem  Gebahren  sind  alle  einig.  —  Ist  aber  etwa  die  ari- 
stokratische und  die  reaktionäre  Klasse  zufrieden?  Keineswegs,  zn  einer 
Wiedergewinnung  der  Bevorrechtungen ,  welche  sie  seit  An&ng  dieses  Jdir- 
bundei-ts  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  verloren  hat,  ist  nicht  die  geringste 
Aussicht,  so  wenig  auch  eine  freie  und  nationale  Ge^ltung  der  Dinge  Fort- 
schritte macht.  Der  moderne  Staat  ist  der  Erbe  dieser  Rechte  geworden, 
und  dieser  giebt  sie  nicht  wieder  heraus.  Das  Beamtenthum,  welches  ihn 
vertritt,  handhabt  die  Gleichheit  der  Pflichten  und  Lasten  mit  der  ganzen 
Macht  der  Oesetze  nach  wie  vor,  und  sieht  sich  als  der  einzige  Träger  der 
Einsicht  und  des  Handelns  des  Staates  an;  seine  Formen  sind  nicht  ge- 
schmeidiger geworden.  Unzweifelhaft  trägt  die*  Aristokratie  selbst  einen 
grossen  Theil  der  Schuld  ihrer  gegenwärtigen  falschen  Stellung.  Anstatt 
sich,  in  richtigem  Begi'eifen  der  veränderten  Gesittigungsrichtung ,  an  die 
Spitze  des  unabhängigen  StaatsbOrgerthums  zu  stellen  und  durch  ausnahms- 
weise liCistungen  den  Besitz  von  ausnahmswei^en  Bevorzugungen  zu  recht- 
fertigen, ist  sie  zu  einem  engherzigen  und  verletzenden  Junkerthnm  zur 
sammengeschrumpft.  Der  Hass ,  welchen  sie  gegen  die  bestehende  Ordnung 
zur  Schau  trägt,  wird  ihr  reichlich  zuiitckgegeben,  und  nicht  blos  von  Denen, 
gegen  welche  ihre  Abneigung  zunächst  gerichtet  ist.  Allein,  wie  und  warum 
dem  immer  so  sei,  jeden  Falles  ist  auch  in  dieser  Schichte  der  Gesell- 
schaft Unzufriedenheit.  —  Die  einzige  Ausnahme  von  diesem  allgemeinen  Zu- 
stande der  Verstimmung  scheint  Preussen  zu  bilden  seit  dem  Umschwünge, 
welcher  durch  den  Personenweclisel  im  Jahre  1858  eingetreten  ist.  Hier 
bietet  sich  zunächst  der  erfreuliche  Anblick  einer  Zufriedenheit  der  weitüber- 
wiegenden Mehrzahl  der  Bevölkerung  mit  dem  Regierungssysteme,  einer 
Hoffnung  und  eines  Eifers.  Sicherlich  ist  diess  von  grosser  Bedeutung ,  an 
sich  und  als  Beispiel,  —  weim  es  in  wirklichen  Zuständen  begründet  ist  und 
bleibt.  Allein  hierfür  ist,  es  sei  gestattet  diess  offen  zu  sagen,  noch  keine 
Sicherstellung.  Ganz  abgesehen  auch  davon,  dass  das  Glück  der  erstra 
Flitterwochen  einer  neuen  Regierung  nirgends  in  der  Welt  ein  Beweis  ftr 
eine  fortdauernde  gegenseitige  Zufriedenheit  abgeben  kann:  ist  hier  noch  ein 
besonderer  Grund  zu  bedenken.  Wenn  Eine  Persönlichkeit  einen  völligen 
Umschwung  bis  in  die  Ginuidlagen  des  Staatslebens  bewerkstelligen  kann,  so 
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vermag  natürlich  auch  ein^  einzige  Persönlichkeit  entgegnengesetzte'  Zustände 
hervorzurufen.  Wo  bleibt  hier  ^ie  Verlässigkeit ?  Eine  Verfassung,  mit 
welcher  eben  noch  ein  keckes  Spiel  getrieben  wurde-,  hat  desshalb  noch 
keine  festen  Wurzeln  getrieben,  weil  sie  im  Augenblicke  nicht  mehr  ange- 
griffen wird.  Gesetzliche  staatsbürgerliche  Freiheit  besteht  nur  da  in  der 
Wirklichkeit,  wo  sie  in  die  Sinnes^eise  des  ganzen  Volkes  übergegangen  ist; 
diess  aber  wird  nicht  geschenkt,'  sondern  muss  errungen  und  dann  allmälig 
eingelebt  werden;  Das  preussische  Jurikerthum  mag  über  Nacht  unmächtig 
geworden  sein;  allein  es  ist  nichts  weniger  als  vernichtet  oder  verwandelt. 
Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  geistlichen  Dummheit  und  Heuchelei.  Am 
wenigsten  ist  die  ruhmredige  Selbstzufriedenheit  ein  guter  Anzeichen ,  da  die 
Vergangenheit  so  wenige  Berechtigung  dazu  nachweist,  desshalb  aber  auch  so 
geringe  Sicherheit  für  künftige  Festigkeit  vorliegt.  Es  wird  ein  grosses 
Glück  für  Preussen  und  für  ganz  Deutschland  sein ,  wenn  sich  nicht  die 
üblen,  sondern  die  günstigen  Möglichkeiten  in  dem  grössten  deutschen  Staate 
erfüllen;  allein  diess  Alles  steht  noch  dahin,  und  jeden  Falles  ist  fttr  das 
übrige  Deutschland  bis  itzt  keine  Verbesserung  der  Zustände  erwachsen  und 
kein  Grund  der  Unzufriedenheit  beseitigt. 

Wollen  Sie  etwa  die  thatsächliche  Richtigkeit  dieser  Schilderung  läug- 
nen?  Wahrlich,  nichts  wäre  mir  lieber,  als  eines  uhgerechtfertigten  ScKwarz- 
sehens  überführt  zu  werden.  Allein  sehen  und  hören  Sie  sich  einmal  um. 
Wenn  denn  aber  die  Zustände  von  Deutschland,  in  den  einzelnen  deutschen 
Staaten  so  sind,  wie  ich  sie  annehme  unä  eben  angedeutet  habe,  so  werden 
Sie  auch  zugeben  müssen,  dass  die  Grundlagen,  auf  die  gebaut  werden  soll, 
sich  nichts  weniger  als  erfreulich  anlassen. 

n. 

Ich  habe  noch  keine  Nachricht  darüber,  mein  verehrter  Freund,  ob  Sie 
meine  Ansicht  über  den  Thatbestand  unserer  gegenwärtigen  Zustände  theilen ; 
ich  hoffe  es  aber.  Es  mag  sein ,  dass  die  Schildenmg  nicht  im  diplomati- 
schen Style  gehalten  ist;  ich  entschuldige  mich  aber  nicht  dartiber.  Es  gibt 
Dinge,  bei  deren  üeberdenkung  Jedem  das  Herz  übergeht,  der  eines  hat. 

Glauben.  Sie  jedoch  nicht,  dass  ich  mich  einer  dumpfen  Verzweiflung 
hingebe.  Diess  wäre  eben  so  thöricht  als  unmännlich.  Damit,  dass  man 
wimmernd  die  Hunde  ringt ,  wird  nichts  gebessert ;  das  mag  höchstens  dem 
Tode  gegenüber  gestattet  sein,  dem  doch  seine  Beute  durch  kein  mensch- 
liches Handeln  mehr  entrissen  werden  kann.  Und  auch  damit  ist  nicht  ge- 
holfen, dass  man  sich  stolz  in  die  Falten  seiner  höhern  Einsicht  hüllt,  und 
dem  kommenden  Unglück  unerschrocken,  aber  unthätig  in's  Auge  schaut. 
Laeisen  Sie  mich  gestehen,  dass  ich  die  römischen  Senatoren,  welche  in- 
ihren  curulischen  Stühlen  die  (JaUier  erwarteten ,  nie  sehr  bewundert  habe.  — 
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Unsere  Aufgabe  ist  viehnehlr,  zu  hi^nd(;ln,  damit  csW^er  werde.  ZamTer- 
zweifeln  ist  es  immer '^och  Zeit,  wena  Alles. fehlgesdilageii  fast,  gar  koB 
rettender  Gedanke  mehr  übrig  ist.- 

So. weit  ist  es  aber  denn  döeh"^  Gottlob,  noch  nicht.  . ' 
Aber  sdlerdiugs,  gcliandelt,  gebessert  muss  werden,  und"  ^VAf  nftd^ 
.nachhaltig,  durchgreifend,  .sonst  sind  wir  verloren.  Es  wflre  Stransscih 
Politik,  nicht  zn  sehe»,-  dass,  wenn  nicht  eine  wesentliche  Umwandtang 
auch  im -Innern  der  einzelnen  Staaten  .bewerkstelligt- wd,  Deatschland  frosp 
sein  Unheile  entgegengeht.  Es  droht  nämlich  von  zwei  Seiten  Gebhr..— 
Einmal  eine  äussere.  Deutschland  ist  von  Westeit  imd  von  Qstäi  in  fioner 
staatlichen  Bedeutung,  wo- nicht  gar  in  seinem  Bestände  bedroht.  Mit  Ffank- 
reich  muss  es,  d;ess  liegt  in  den  Zuständen  dieses  unruhigen  and  jäberrnfttiiigeB 
Volkes  und  seiner  auf  die  Volksgunst  gestellten  Herrseher,  froher  oder  ipfttor 
zum  Pruchc-und  pamentlich  zum  Kampfe  um  das  Rheinland  kommen/ sei  es 
nun,  dass  die  napoleonischen  Gelüste  und  Vorbilder,  überdiess  gedrftngt  durch 
ein  betite-  und  beförderungssüchtiges  Prätorianerthum,  nach  dem  nngerechta 

•  *  * 

Besitze  drängen,  sei  es,  dass  irgend  eine  andere  französische  Regierung  siä 
durch  diesen-  Plan  volksthümlich  machen  und  gährende  Bestandtheile  au- 
stosscn  will.  Ein  solcher  Kampf  des  getheiltesten. Landes  mit  dem  einheit- 
lichsten ist  aber-  k^in  Kinderspiel«  Man  weist  freilich  hin  auf  die  Hülfe  von 
England,  welches  Belgien  nicht  an  Fraiikreich-  kommen  lassen  könne;  man 
denkt  jedenfalls  mit  Conscription ,  Landwehr  und  neuen  Staatsscholdoi  den 
Feinde  gewachsen  zu  sein.  Jene  Hülfe  kann  aber  fehlen,  entweder  we3 
anden^ärts  in  Anspruch  genommen,  oder  weil  verweigert  von  KorsaicbtiißK^ 
und  en^er  Selbstsucht.  Unsere  eigene  Kraft  aber  möchte  ich  nicht  über- 
schätzen, namentlich  gar,  wenn  sie  wegen  eines  gleichzeitigen  Angriffes  vod 
Osten  her  getheilt  werden  niüsste.  Eine  solche  Verbindung  des  östlichen 
und*  des  westlichen  Nachbars  zur  Niederhaltung,  wo  nicht  gar'zar  Zerstück- 
lung Deutschlands,  ist  aber  nichts  weniger  als  unwahrscheinlich;  sie  ist  vid- 
leicht  nur  allzunahe.  Um  den  Preis  einer  Ueberiassung  des  türkischen  Reiches 
gestattet  Russland  leicht  eine  Vergrös^erung  Frankreichs  auf  Deutschlands 
Kosten  und  hilft  wohl  dazu.  Regungen  politischer  Sittlichkeit  halten  jeden  FaücB 
von  einem  solchen  Bunde  nicht  ab.  Auch  der  östliche  Feind  aber  ist,  selbst 
allein  stehend,  nicht  gering  zu  achten.  Schwächen  auch  die  lähmenden  Ent- 
fernungen und  der  geringe  innere  Wohlstand  seine  Macht,  so  besitzt  er  dordi 
den  tief  nach  Deutschland  einspringenden  polnischen  Winkel  und  durch  seioe, 
-uns  wenigstens  unendlich  überlegene,  Kriegsflotte  drohende  Angrifbmittd 
Allerdings  ist  auch  in  diesem  schlimmsten  Falle  Deutschliind  noch  nicht 
mit  Nothwendigkeit  verloren ;  aber  sicherlich  kann  es  ausreichende  HflUe  ■* 
finden  in  einer  begeisterten ,  o])ferbereiten  Theilnahme  des  ganzen  Volkes. 
Diese  jedoch  kann,  namentlich  nachhaltig,  nicht  erwartet  werden  zur  Auf- 
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rechterhaltiifig  von  Zastftnden,  welclie  einer  weitverbreiteten  Missbillignng' 
verfoUen  sind.  Es.  mag  vielleicht  bei  dem  ersten  Heranziehen  der  Gefahr 
ein  tapferer  Entschluss  .aufflammen,  die.  fremde. Unsittlichkeit  and  Unver; 
sdiftmtheit  mag  Zorn  luiii  Widerwillen  -  erregea:  allein  wenn  dann  die  Opfer 
irirklich  gebracht  werdeu  mflsseq,  von  welchen  es  sich'ohn^  Beschwerde  mit 
Begeisterung  reden  Hess,  dann  ist  zu  furchten,  dass  die  erkältenden  Fragen 
uch  doreharbeiten:  ob  denn  auch  das  Pestehrndo  verdiene  mit  solchem  Aüf- 
mmde  an  Gut  und  Blut  vertheidigt  zu -werden?  ob  mit  Itccht  Forderung;en 
in  Die  gestellt  werden- können,  welchen  beharrlich  das  Billigste  versagt 
fforden  sei?  .Das  deutsche  Volk  hat  nicht  das  unklare  Gefähl,  welches  zur. 
Vertheidigung  des  «heiligen»  Russland  aufgeregt  werden  kann,  nicht  den 
empörten  Abscheu  des  Franzosen  gegen  eine  feindliche  Betretung  des  vater-. 
läudisdhen  Bodens;  aber  es  könnte  den  englisclien  unbeugsamen  Entschluss 
haben ,  bis  zum  letzten  Mann  das  eigene  Recht  und  Haus  zu  vertheidigen. 
Hierzu  gehörte  jedoch  i^ch  eine  englische  Zufriedenheit,  nm  <%o  zu  rißden 
vollständige  Sättigung  mit  den  einheimischen  ZufOänden.  —  Zweitens  aber 
liegt  eine,  freilich  nach  Art  und  Zeit  unbestimmtere,  aber  desshalb  nicht 
mitider  wirkliche  Gefahr  darin ,  dass  frtther  oder  später  eine  Bewegung  im 
Innern  entstehen  kann.  Der  Anstoss  mag,  wie  im  Jahre  1848,  zunächst  vom 
inslande  kommen ;  er  kann  aber  auch  im  Innern  Deutschlands  ausbrechen. 
in  gewissen  Orten  lässt  man  es  ja  an  Veranlassungen  nicht  fehlen.  Es  ist 
ivahr,  die  Verhältnisse  sind  itzt  günstiger  für  die  Aufrechtlialtung  des  Be- 
stehenden,  als  im  März  1848,  weil  eines  Theiles  die  Regieruhgen  gerflstet, 
nun  Handeln  entschlossen ,  in  den  Mitteln  zur  Unterdrückung  von  Aufständen 
erfahren  sind,  andern  Theils  aber  anerkannte  Häupter  einer  Bewegung  kaum 
etwa  noch  bei  der  demokratischen  Partei  bestehen,  diese  aber  zunächst  noch 
entschiedenen  Widerwillen  bei  den  Altliberalen  fände,  überdiess  kein  von 
Allen  anerkanntes  Ziel  jetzt  mehr  besteht,  wie  es  damals  die  Gründung  ein^ 
Parlamentes  war.  Auch  ich  bin  daher -überzeugt,  dass  von  einem  gleichen 
Kartenhaus  -  ähnlichen  Umfallen  aller  bestehenden  Gewalten  nicht  i^ieder  die 
Bede  sein  wird,  wie  1848.  Dabei  aber  kommen  in  die  andere ^Wagschale 
neue  Beschwerden,  (weil  nidit  blos  über  Vorenthalten,  sondern  über  Wieder- 
entziehen geklagt  wird,)  in  einzelnen  Landstrichen  bitterster  Hass^  das  Vor- 
handensein einer  demokratischen  Partei,  die  gänzliche  Beseitigung  der  M- 
lieren  gemässigten  Führer  und  Zwecke.  Eine  neue  Bewe^ng  in  Deutschland 
Mrde  somit  grossen  Widerstand  finden ,  aber  auch,  fürchte  ich ,  ganz  anders 
schrecklich  auftreten.  Welcher  menschliche  Verstand  möchte  aber  für  ^inen 
solchen  Fall  die  Grösse,  die  Ausdehnung,  die  Dauer  des  Unglückes  beiyießs^ 
wollen?  Nur  die  Zustände  zu  Anfang  des  siebzehnten  Jahrhunderts  könnon 
hier  einen  Vergleichungspunkt  abgeben.  Dann  ist  aber  auch  der  dreissig- 
jfthrige  Krieg  der  Maassstab  der  Ue})el.  Die  Aebnlichkoiten  sind  in  der,That 
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schlagend  und  schreckend  y  namentlich  auch  in  dem  Verhalten  des  Auslandes. 
Nur  freilich  sind  andere  Namen  einzusetzen;  anstatt  Rom. und  Madrid  wäre 
es  Petersburg,  statt  Schweden  vielleicht  Sardinien.    Franloreich  bliebe. 

Wo  aber  ist  die  Hülfe  zu  suchen?  In  welchen  Lebenskreisen  soll  ge- 
handelt  werden,  um  den  Gefahren  ganz  zu  begegnen,  oder  wenigstens  auf 
sie  gerüstet  zu  sein? 

Ich  habe  mir  freilich  dadurch,  dass  ich  die  Bundeseinrichtmigen  aus 
dem  Ereise  unserer  Besprechungen  ausgeschlossen  habe,  die  Erörterung 
des  hauptsächlichsten  Mittels  untersagt.  Es  ist  einleuchtend,  dass  in  Deutsch- 
land ein  auch' nur  leidlicher  politischer  Zustand  nicht  bestehen  kann,  wenn 
nicht  die  Gesammtverfassung  befriedigender  ist;  und  zwar  gilt  diess  sowohl 
im  Verhältnisse  zum  Auslande,  als  für  das  innere  Staatsleben.  Gott  aber 
weiss  es,  wie  weit  wir  hier  noch  vom  Ziele  auch  der  bescheidensten  An- 
sprüche sind.  Ich  halte  jedoch  meinen  Entschluss  fest,  dieses  Gebiet  nicht 
zu  betreten.  Damit,  dass  hier  Vieles  und  Wichtiges,  ja  Alles  noch  zu 
thun  ist,  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  nicht  auch  in  andern 
Verhältnissen  gewirkt  und  gebessert  werden  kann  und  muss.  Neben  der 
wesentlichen  Wichtigkeit  des  Gesammtzustandes  bleibt  immer  auch  noch  cBe 
Ordnung  im  Innern  der  einzelnen  Staaten  eine  unerlässliche  Bedingung  der 
Sicherheit,  weil  der  Zufriedenheit. 

Es  ist  ein  bekannter,  wenn  schon  oft  nicht  befolgter,  Satz»  dass  man 
nicht;  medicinischen  Pfuschern  gleich,  bei  Staatsübeln  an  den  Symptomen 
kuriren  soll,  anstatt  die  Ursachen  zu  untersuchen  und  diese  zu  heben.  Ich 
will  dieser  Lehre  folgen  und  alle  Maassregehi  von  vornherein  bei  Seite 
schieben,  welche  nur  gegen  Eolgen,  nicht  aber  gegen  die  Gründe  unserer 
Zustande  gerichtet  wären.  Solche  Maassregeln  sind  vielleicht  an  sich  ganz 
richtig  und  nothwendig,  weil  auch  eine  böse  Folge,  wenn  sie  einmal  Dasein 
gewonnen  hat,  nicht  geduldet  werden  darf.  Aber  diess  ist  eine  Sache  fär 
sich  und  macht  das  Handeln  in  der  Hauptsache  nicht  Oberflüssig.  Ein  Ge- 
schwür, welches  durch  böse  Säfte  erzeugt  ist,  muss  allerdings  geöffnet  und 
'  vielleicht  ausgebrannt  werden;  allein  der  tüchtige  Arzt  wird  hauptsächlich 
die  Säfte  zu  verbessern  suchen. 

Ich  werde  denmach,  mein  Freund,  Sie  in  meinen  folgenden  Mitthei- 
Inngen  nicht  mit  Anstalten  zur  Verhinderung  oder  Bestrafung  einzelner 
Missbräuche  öder  Missstände,  also  mit  Vorschlägen  gegen  die  schlechte 
Presse,  gegen  das  Vereins-  und  Versammlungswesen,  oder  mit  Gesetzent- 
würfen über  die  Behandlung  der  politischen  Prozesse  behelligen.  Mit  sokhen 
Mitteln  konnnen  wir  nicht  vom  Flecke;  sie  sind,  wenn  sie  als  die  einzigen 
Vorkehrungsmaassregeln  dienen  sollen,  nur  ein  Armuthszeugniss ,  welches 
Gesetzgeber  und  Staatsmänner  ihrem  Verständnisse  der  wahren  Ursachen 
des  Uebels  ausstellen,  öder  gar  ein  stillschwei{[endes  Eingeständniss  bösen 
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Willens ,  welcher  keine  Verbesserung  des  eigentlichen  Uebels  verlangt ,  viel- 

« 

leicht  selbst  seinen  Vortheil  darin  findet. 

Ich  bitte  dabei  übrigens,  mich  niclit  misszuverstehen.  Vollkommen  er- 
kenne ich  an ,  dass  dnrch  schlrchte  Presse ,  durch  Klubwesen  und  dnrch 
Wtlhlen  und  Hetzen  in  Volksversammlungen  schon  viel  Uebels  in  der  Welt 
and  insbesondere  in  Deutschland  geschehen  ist;  ich  bin  vollständig  damit 
einverstanden ,  dass  durch  die  Feigheit  oder  die  Mitschuld  von  Geschwomen 
einige  schandbare  Lossprechungen  erfolgt  sind.  Auch  gehöre  ich  wahrlich 
nicht  zu  den  Pinseln  oder  Heuchlern,  welche  von  einer  verständigen  und 
sittlichen  Pressgesetzgebnng  durch  das  Gerede  abhalten  wollen ,  es  bedürfe 
keiner  staatlichen  Maassregeln  gegen  Pressvergehen ,  die  Presse  selbst  bringe 
die  Hülfe ,  sie  sei  die  Lanze  des  Achill ,  welche  verwunde  und  heile ;  welche 
die  Unmöglichkeit,  neben  einer  ausgebildeten  Kluborganisation  "zu  regieren, 
durch  die  Hindentung  beseitigt  glauben,  dass  ja  auch  Vereine  in  conserva- 
tiver  Richtung  möglich  seien;  oder  welche  kein  anderes  Mittel  jrpgen  die 
Aufforderungen  zu  Mord  und  Aufruhr  in  einer  Pfingstweideversammlung  ein- 
räouien,  als  eine  nachhinkende  Klage  gegen  den  einen  oder  den  andern  all- 
zu plumpen  Redner.  Nein,  der  Staat,  die  Gesellschaft  und  die  Einzelnen 
massen  wirksam  geschützt  werden  gegen  die  Untergrabung  jedes  Rechtes 
und  gegen  bübische  Verhöhnungen ;  den  Behörden  darf  nicht  die  lächerliche 
Rolle  zufallen,  nur  die  Lust  zur  Verhütung  oder  Abrügung  von  Gesetzwid- 
rigkeiten zeigen,  nicht  aber  einen  Erfolg  herbeiführen  zu  können.^  Ich  bin 
also  nicht  nur  für  Strafen  und  für  unmittelbares  Einschreiten,  sondern  auch, 
und  sogar  vorzugsweise,  für  Vorbeugungsmittel  (mit  einziger  Ausnahme  der 
Gensor,  weil  diese  ein  dumih es  Mittel  ist).  Im  Zweifel  will  ich  sogar 
weit  lieber  eine  üeberschreitung  der  Rechte  des  Staates,  als  eine  unver- 
ständige Straflosigkeit.  —  Allein  trotz  dieses  Einverständnisses  bin  ich  doch 
immer  weit  entfernt  gewesen ,  in  den  genannten  Uebeln  die  eigentliche  Ur- 
Sache  des  Missvergnl^ns  und  der  schlimmen  Zustände,  sei  es  in  den  Jahren 
1^48  imd  49  sei  es  zu  jeder  andern  Zeit,  zu  sehen ;  und  ich  kann  also  auch 
itzt  in  einer  noch  so  richtigen  Bekämpfung  kein  Mittel  zu  der  von  mir  ge-* 
suchten  Gesundung  erkennen.  Jener  ganze  Unfug  war  vielmehr  eine  Folg^ 
der  allgemeinen  Zerrüttung  im  Staatskörper;  und  wenn  er  etwa  heute,  bei 
einem  Nachlasse  der  Regierungsfaust,  schlimmer  emporwuchern  sollte  als  je, 
so  würde  wenigstens  ich  diess  eben  auch  nur  als  eine  Folge  indess'en  noch 
übler  gewordener  allgemeiner  Zustände  ansehen.  Man  stelle  ein  gesundes 
staatliches  Leben,  damit  aber  Zufriedenheit  her,  dann  findet  der  Mordbrand 
der  Khibisten  und  nomadischen  Literaten  keinen  feuerfangenden  Stoff,  odet 
wird  wenigstens  Verbrechen  und  Niederträchtigkeit  mit  leichter  Mühe,  weil 
mit  allgemeiner  Zustimmung,  ^niedergeschlagen.  Die  englische  Regierung 
mag  nach  Belieben  schreiben  und  reden  lassen,  denn  es  macht  dort  keineki 
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geftfarlichen  Eindmck.  und  wenige  YgrÜLlle  sind  •  für'  mich  so  belehrend 
gewesen,  als  jenes  Wegschmelzen  des  grossen  ChaKistenaufziiges  vor  den  zwei- 
malhnnderttansend  Bürgern ,  welche  sich  die  Strassen  Londons  entlang  alg 
freiwillige  Hülfsbeamten  der  öffentlichen  .Ordirang  anfstellteh.  Solches  ist  die 
Macht  einer  entschiedenen  öffentlichen  Meinung  and  einer  nUbmlichen  Hal- 
tung Aller;  aber  diese  sind  nur  zu  erwarten  und  möglich. bei  einem  Volke, 
welches  zufrieden  ist  mit  seinem  Zustande. 

Meine  Aufgabe  ist  also  zunächst,  die  wahren  Gründe  unserer  unglück- 
lichen öffentlichen  Zustände  in  Deutschland  zu  suchjsn. 

Ich  bitte  Sie,  lieber  Freund,  um  eine  einstweUige  Zügelung  der  satyri- 
schen Laune,  welche  sich  vielleicht  bei  Ihnen  regen  wird,  wenn  i^h  Ihnen  jetzt 
sage,  vforin  ich  den  wahren  Grund  unserer  schlinmoien  staatlichen  Zustände 
finde.  Ich  schmeichle  mir,  Ihnen  im  weitem  Verlaufe  zu  zeigen,  dass 
meine 'Erklärung  doch  nicht  so  platt  ist,  als  sie  auf  den  ersten  Anblick 
vielleicht  scheinen  mag. 

Meiner  Ueberzeugung  gemäss  ist  nämlich  (immer  natürlich  mit  Vorbe- 
halt des  bedeutenden  Antheils,  welcher  auf  die  Gesammtyer&ssung  Deutsch- 
lands fällt)  das  Unheil  zurückzuführen  auf  das  Mi  sslin  gen  des  consti- 
tutionellenSystemes,  sowie  es  bei  uns  äufgefasst  und  gehand- 
habt worden  ist. 

Diess  ist  freilich  in  seiner  Allgemeinheit  kein  sehr  neuer  Satz ;  und  den- 
noch habe  ich  denselben  in  seiner  richtigen  Auffassung  und  in  seinem  ganzen 
Zusammenhange  erst  begriffen  bei  immer  wiederholtem  Nachdenken  üb^  das 
Erlebte  und  das  Bevorstehende.  Wenn  ich  dabei  allerdings  theilweise  auf 
Meinungsgenossen  stiess,  so  konnte  ich  doch  im  Wesentlichen  mit  keinem 
übereinstimmen,  und-nicht  selten  gingen  unsere  Wege  nur  eine  Zeit  lang  zu- 
sammen, dann  aber  in  gerade  entgegengesetzten  RjHftnngen  auseinander. 
Beziehungsweise  wenigstens  darf  ich  meine  Theorie  für  mein  Eigenthum 
halten. 

Gestatten  Sie  mir,  dass  ich  Ihnen  für  heute  nur  angebe,  wie  ich  meinen 
obigen  Satz  nicht  verstehe,  und  mit  wem  Sie  mich  also  nicht  zusammen- 
werfen dürfep. 

Vor  Allem  verwahre  ich  mich  dagegen,  dass  ich  zu  den  Anhängern  des 
unbeschränkten  Fttrstenthumes  gehöre,  weder  zu  den  ganz  ein£achen  und  ehr- 
lichen, noch  zu  den  gleissnerischen ,  welche  einen  Schein,  von  Volkseinfluss 
aber  ohne  alle  Wirklichkeit  gestatten  wollen,  etwa  berathende  Stände,  No- 
tabdneinberufungen ,  u.  dgl.  Das  Fehls'chlagen  des  bisherigen  Oebahrens 
finde  ich  nämlich  keineswegs  darin  begründet ,  dass  das  Volk  überhaupt  zu 
einer  Theilnahme  an  StaaUgeschäflen  gar  nicht  befähigt  und  der  gtf nze  Gedanke 
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ein  onverstähdiger  sei.  Nein,  auch  heute  noch  erachte  ich  die  Theilnahme  eines 
auf  die  entsprechende  Bildougsstufe  gelangten  Volkes  an  den  öffentlichen  Ange- 
legenheiten  und  an  seinen  eigenen  Angelegenheiten  für  ein  Recht ;  und  noch  heute 
sehe  ich,  freilieh  richtige  Einrichtungen  vorausgesetzt,  in  solcher  Theilnahme 
grosse  V(»theüe.  Ich  will  kein  Kapitel  und  Systeui.des  allgemeinen  Staatsrechtes 
oder  der  Politik  abschreiben,  gehe  auch  in  meiner  Begründung  der  Volksvertre- 
tong  weder  auf  die  angeblichen  Urverträgc  im  Staate,  noch  aof  die  Lehre  jder 
Gewaitentrennong,  noch  auf  sonstige  weithergeholte  und  durch  ihre  KtLn^ch- 
keit  der  Ueberzeugnng  ermangelnde  Beweisführungen  ein :  vielmehr  fasse  ich 
die  Frage  einfach  praktisch  und  menschlich  an,  und  finde  so,  dass  man  nicht 
befugt  ist,  verständige  Männer  wie  eine  Heerde  Schaafe  zu  leitev  ohne  ihr 
Wissen,  ohne  ihren  Willen;  femer,  dass  die  Geschichte  und  die  Erfahrung 
onseres  eigenen  Lebens  dem  Königthume  kein  solches  unbedingtes- Zeugniss 
von  Einsicht,  Uneigennfltzigkeit  und  Fürsorge  ausgesteUt,  dass  dasselbe  bil- 
ligerweise  ein  Vertrauensvotum  für  alle  Zeiten  und  eine  ununtersnchte  I^i- 
tosg  der  allgemeinen  Angelegenheiten  verlangen  könnte.  Ueb'erdies  ist  es 
sehr  wOnschenswerth ,  dass  die  Staatszustände  nicht  blos  aus  dem  Gesichts- 
puidLte  der  Befehlenden  und  Empüangenden,  sondern  auch  ahs  dem*  der  Ge- 
horchenden and  Gebenden  geprüft  werden.  Auch  ist  eine  Einrichtung  von 
grösstem  Nutzen,  welche  unabhängigen  Männern  die  offene  Aussprechung  der 
thatsächlichen  Wahrheit  gestattet,  dadurch  aber  die  Regierung  verhindert, 
die  gesammten  öffentlichen  Zustände  nur  in  der  ihr  beliebigen  Weise  und 
Färbung  dars^stellen,  vielleiclit  ein  völliges .  System  von  Täuschung  vorzube- 
reiten und  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Einwendung  der  Unfähigkeit  des  Volks 
zu  gaten  Wahlen  besioitige  ich ,  ftkr  meine  Person ,  zwar  nicht  mit  der  An- 
nahme einer  Art  von  mystischer  Inspiration  zu  diesem  Geschäfte ;  aber  ich 
glaube,  dass  es  gai*  irohl  möglich  ist,  das  Recht  zur  Bezeichnung  der  Volks- 
vertreter in  verstäi^ne  Hände  zu  legen.  Von  einem  allgemeinen  Wahlrecht 
darf  dabei  freilich  rahe  Rede  sein.  '-^  Jedenfalls  aber  muss  ich  mich  iiQdi- 
mals  gegen  alle  blosse  Scheinmittel  erklären.  Erfahrung  erzieht  zum  Mannjs; 
and  nach  allem  dem,  Was  die  Deutschen  in*  den  letzten  vierzig,  fünfzig  Jahren 
durchlebt  haben,  ist  es  geradezu  eine  Unverschämtheit,  sie  mit  einem  Puppen- 
spiele abspeisen  zu  wollen.  Hier  muss  mau  mit  Figaro  fragen:  wer  xiieim 
eigentlich  betrogen  werden  soll?  Die  Folge  einer  solchen  Missachtung  kann 
nur  doppelter  Hass  sein,  wie  sich  diess  z.  B.  in  Frankreich  seit  der  Sch'ein- 
vertretung  von  1852  bei  allen  Denkenden  herausstellt.  Und  ich  wenig- 
stens  bin  ein  viel  zu  entschiedener  Anhänger  des  erblichen  Königthumes,  weil 
einer  trefflichen  politischen  Anstalt,  als  dass  ich  sie  durch  ein  %o  gefUif- 
hches  Spiel  blosstellen  möchte.  Ein  abeimaliges  Fehlschlagen  monarchischer 
Staatseinrichtungen  dürfte  es  schwer  überstehen,  namentlich  wenn  man  den- 
selben von  Hause  aus  Quhu  und  üblcu  Gluubcü  ansehen  könnt d 
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Zweitens  gehöre  ich  nicht  zn  Denen,  welche  zwai*  nicht  im  Al^mtinien 
einer  Volksvertretung  abgeneigt  sind,  aber  den' Dentschen  insbesondere  die 
Fähigkeit  dazu  abspl-ccheA.  Man  pflegt  sich  zur  Begründung-  dieses  weg- 
werfenden Urtheils  hauptsächlich  auf  zwei  Thatsachen  zu  berufen.  Einmal 
auft  die  Erfahrungen  seit  Einftlhrung  der  con^titutioneHen  Yerfassungen  in 
Deutschland,  wo  sich,  je  nach  der  Gestaltung  der  äusseren  Teriiältnisse, 
der  Mangel  an  «taatlicher  Einsicht  oder,  in  deren.  Abwesenheit,  wenigstens 
eines  Instinktes  bald  durch  überzahme  Fügsamkeit  und  Abwesenheit  jeder 
staatsmännischen  Initiative,  bald  aber,  namentlich  in  den  Jahren  1848  und 
18419,  durch  unsinnige  Uebertreibungen  und  Hingebung  an  die  Blendesten 
Schreier  gar  llbel  bewiesen  habe.  Zweitens  auf  die  politische  Ealtnng  der 
Deutschen  in  Amerika,  welche  auch  dort  durch  ihre.  Unterstützung  jeder 
äusäersten  Partei  Mangel  an  Urtheil  und  nicht  selten  —  so  z.  B.  seiner  Zeit 
durch  ihre  Begeisterung  für  Eossuth,  den  Dränger  alles  Deutschen  —  aucb 
Mangel  an  Ehre  und  Selbstgefühl  zeigen.  Ich  läugne  diese  Jhatsachen  nicht, 
aber  sie  machen  mich  doch  nicht  irre.  Ich  erachte  auch  die  Deutschen  eben 
nicht  für  vorzugsweise  politisch  organisirt,  allein  ich  glaube,  dass  sie  gute 
Ersatzeigenschaften  haben.  Die  angeblichen  Erfahrungen  im  eigenen  Lande 
schlage  ich  geradezu  für  nichts  an,  weil  diq  Dinge  gar  nicht  anders  konunen 
konnten.  Niemanden  aber  ein  Vorwurf  trifft,  wenn  er  ^iner  Natomothwendig- 
keit  nachgiebt.  Hinsichtlich  der  Verfassungen  war  das  deutsche  Volk  durch 
diese  selbst  zu  einem  falschen  Gedanken  verleitet  und  in  einen  falschen 
Mechanismus  gesteckt  worden;  es  war  also  natürlich,  dass  es  schlecht 
gieng.  (Wie  ich  diess  meine,  kann  ich  erst  später  deutlich  machen.)  Die 
Ueberstürzungen  von  1848  aber  waren  verdiente  Folgen  einer  verkehrten, 
hinhaltenden,  auch  das  Billige  nicht  gewährenden  Politik.  Freilich  fiel  nun 
Alles  in's  andere  Extrem;  aber  ist  diess  nicht  eine  psychologische  Noth- 
wendigkeit?  Für  einen  Bewds  einer  Unfähigkeit  ifr^Aormalen  Zoständen 
kann  es.  wahrlich  nicht  j^elten.  Was  aber  die  deutschll&  Amerikaner  betrifft, 
so  ist  auch  deren  Benehmen  so  natnrgemäss,  dass  das  Gegentheil  ein  wahres 
Wunder  wäre.  Fast  ohne  Ausnahme  den  ungebildetsten  Klassen  angehörig, 
auf  ihre  Zustände  im  alten  Lande  mit  Hass  znrückseh^d,  weil  sie  da  in 
Armuth  und  Uebervölkerüng  erstickten ,  vielfach  früher  von  der  Scbreiber- 
wirthschaft  geplagt,  dehnen  sie  sich,  möchte  ich  sagen,  in  der  neuen  Weite 
der  Räume  und  Gesetze  mit  Wollust,  und  glauben  natürlich  nicht  genug  in 
ihren  Freiheitswünscheü  thun  za  können.  Es  ist  einfach  der  Gegemsatz. 
Man  gebe  nur  dem  Deutschen  eine  richtig  augelegte  bürgerlldie*  Freiheit; 
man  versage  nicht  gruüdsätzlich  das,  was  die  unendliche  Mehrzahl  verlangt; 
man  ridite  es  im  Grössen  so  ein,  dass  man  sich  nicht  schämen  mnss,  ein 
Deut^her  zu  sein.  Es  ist  so  viele  Bildung  in  der  Nation  ^  wie  in  keiner 
{Indern;    sie    hat   Bechtsgefühl    und  Grewissen;    dabei   ruhige,   geduldige 
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Gemüthsart  und  keine  politische  Verdorbeubeit.  Warum  soll  mit  «olchen  Ele- 
menten eine  nfltzliche  und  eich  selbst  beherrschende  Theiluahme  des  Volkes 
an  seinen  Angelegenheiten  nicht  möglich  seiu^;!   Nein;  in  der  Art  des  deut- 

■ 

sehen   Volkes  finde   ich  den  Grund   des  Misslingens  des  constitutionellen. 
Systemes  nicht. 

Ferner  weiden  Sie  mir,  hoffe  ich,  die  Gerechtigkeit  angedeihen lassen, 
mich  nicht  mit  ,dem  grossen  Haufen  der  Spiessbtkrger  zusammenzuwerfen, 
weiche  yon  Verfassungen-  und  constitutionellem  Systeme  nichts  mehr  hören  . 

« 

wollen,  weil  dasselbe  erfahntngsgemäss  keine  Erfolge  gehabt  habe.  Diess 
heisst- natürlich  nichts  anderes,  als  dass  die  Haffnungen  dieser  Eilasse  nicht 
erf&llt  Worden  sind.  Allein  die  Frage  ist  dann,  welche  Hoffnungen  dieBs 
waren  und  ob  es  je  verständig  war,  sie  zu  hegen?  Diess  ist  nun  aber  ge- 
radezu zu  Iftugnen.  Die  guten  Leute  erwarteten  von  der  Einfahrung  einer 
Volksyertretnng  vor  Allem,  and,  vielleicht  ausschliesslich ,  eine  wohlfeile  Re- 
gierung, also  Verminderung  der  Abgaben ;  und  nun  finden  sie  im  Gegentheile, 
dass  die  Budgets  fast  regehnässig  steigen  und  der  Staate  mit  Zustimmung 
der  Stftnde,  itzt  weit  mehr  braucht,  als  vor  dreissig  Jahren,  dass  überdiess 
die  Staatsschulden  ttberall  sich  verdoppelt  und  verdreifacht  haben  im  tiefeu 
Frieden.  Eßerzu,  meinen  sie  nun,  hätte  man  keine  Kammern  gebraucht;  und. 
es  hätte  sogar  noch  das  viele  Geld  erspart  werden  können,  was  diese  kosten. . 
—  Bier  ist  nun  allerdings  die  Thatsache  ganz  richtig,  dass  die  Staatsaus- 
gaben, folg&ch  auch  die  geforderten  Einnahmen,  seit  einem  Menschenalter 
beträchtlich  gestiegen  und  in  der  Regel  in  fortwährendem  Steigen  begriffen 
sind;  ebenso  di^  Zunahme  der  Staatsschulden.  Nichts  ist  aber  verkehrter 
and  kurzsichtiger,  als  die  Schuld  hiervon  einem  Mangel  an  Pflichterfüllung 
von  Seiten  der  Stände  zuzuschreiben^  oder  überhaupt  ein  Unrecht  und  eiu 
Unglück  darin  zu  finden.  Vor  Allem  handelt  es  sich  davon ,  was  einer  Seit» 
mit  den  weiteren  Ausüben  geleistet -wird,  beziehungsweise  geleistet  worden 
ist,  und  wie  anderer'ffUts  die  itzige  Steuerlast  zu  dem  it^igen  Nationalein- 
kommen steht.  Und  hier  liegt  denn  nun  .doch  ganz  klar  vor,  dass  nicht  nur 
die  verschiedenen  Staatszwecke,  geistiger  und  stofflicher  Art^  in  weit  voU^ 
ständigerem  Maasse  erfüllt  werden,  als  früher,  sondern  dass  auch  riesige, 
dem  Vermögen  und  Erwerbe  der  Einzelnen  unmittelbar  zum  grössten  Vor-  • 
theile  gereichende  Maassregeln  auf  Kosten  der  Staatskasse  oder  wenigstens 
Hüter  wesentlicher  Beiziehung  derselben  getroffen  wurden,  wie  z.  B.  die 
Ablösungen  der  Grundlastcn,  die  Eisenbahnen.  Theils  eben  durch  diese. 
Einrichtungen,  theils  aus  anderen  Gründen  ist  aber  die  Zahlungsfähigkeit. 
der  Bevölkerungen  mindestens  in  dem  gleichen  Maasse  mit  den  erhöht^- 
Anforderungen  gestiegen,  und  somit  in  der  Wirklichkeit  itzt  keine  schwereie 
Last  zu  tragen.  Hier  ist  also  nur  Gewinn ,  nänüich  weit  grössere  Leistung 
des  Staates  füi'  wesentlich  gleicbgebliebeue  Belastung.    Sodann  muss  den 
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krämen^clieiT' Rechnen  bemerkt '  werden ,    das&  wir  leidet  in  äner  Zeit 
wesentliclister  Yerwahdluhg  des  W^rAies  der  edlen  Metalle,  also  des  Geldes, 

.  Meben,  ntid  dass  es  eine. grobe  Unwissenheit  oder  eine  plumpe  Tftnschiiog 

•ist.,  eine  vor -vierzig  Jahren  ausgeworfene  Summe  für  gleichbedeutend  mit 

'<i6rselben  Zahl  vom  heutigen  Tage  auszugeben.    Nur  dec  Naiyie  ist  derselbe, 

nicht   die'  Sache.     Endlich   noch  .darf  auf  das  Entschiedenste  geUngnet 

.'  Werden,  dass  die  deutsclien  'Ständeversammlungen  nichts  gethan  haben  zur 

•Niederhaltung  der  Staatsausgaben.  Diess  ^schiebt ' vielmehr  in  doppelter 
iS^eziehung.  Überair  und  so  zu  sägen  istündlich.  -  Einmal  nftmlich  in  Betreff 
der  Festsetzung  der  Ausgaben.  Mag  es  auch  tiioht  von'  sehr  grosser  Be- 
'deutung  sein, 'was  bei  der  Berathung  des  Budgets  an  den  Regiernngslörde- 
•rüngen  "gestrichen  und  auf  solche  Weise*  unmittelbar  erspart  wird,  (und  sdbst 
•dieses  ist  doch  nicht  zu. unterschätzen,)  «o  ist  um  so  wichtiger,  was  von  den 
Regierungen  im  Hinblicke  auf  die  ständische  Berathuhg  und  widirscbeinfiche 

.'  Verwerfung  gar  nicht  einmal  verlangt  wird,   ohne  Stände  aber  sicheiüch 
ausgegeben  worden  wäre.     Wer  auch  nur  entfetht  mit  dem  Gebahren  im 

•  Innern  der  Regierungen  bekannt  ist,  weiss  ja,  und  oft  genug  ans  nnan'ge- 
,  nehmer  Erfahrung,  wie  unendlich  oft  nicht  liur  eine  einzelne  Ausgabe,  sen- 

.dem  ganze  Plane  Unterlassen  werden,  weil  man  sich  nicht  getränt,  damit 

•  vcJr.di^  Stände  zu  treten.  Die  Wirkung  der  ständischen  Einrichtung  ist  in 
dieser  Beziehung  so  gross,  dass  sie  selbst  nicht  selten  in-s  Schädliche  geht. 
.Zweitens  ikber  wirkt  sie  durch  die  Verhinderung  von  .Üeber8chreitun|en  der 
vorgesehenen  Summen.  Diess  mag  einer  Seits  nicht  gerade  immer  gesdiehen, 
^anderer  Seits  wohl  auch  zuweilen  am  unrechten  Orte*:  allein  im  Ganzen  ist 
der  Einfluss  der  Stände  in  dieser  Richtung  unzweifelhaft,,  mächtig  und  ntltz- 

•  lieh,  und* selbst  wenn -dem  Allem  nicht  so  wäre,  so  würde  schon  die  Ord- 
nung., Durchsichtigkeit  und  Verständlichkeit,  welche  durch  die  üffenüidie 
iMlfhng  eiiTor  unabhängigen  und  ausserhalb  der  Verwaltung  stehenden  Ver- 
sammlung dem  Staatshaushalte   aufgedrungen   wird," den   höchsten  Nutzen 

'  bringen,  -r-  Mit  Einem  Worte,  eine  solche  pfennigweise  Kritik  erscheint  nicht  bot 

-     höherer  Auffassung  des  ^Staatslebens  und  seiner  Zwecke  unsäglich  beschränkt, 

-sondern  sie  ist  gei*adczu  unwahr  und  ungerecht;    Wegen  wirthschafHicher 

-  '*'.  Unwirksamkeit  kann  unsere,  ständische  Einrichtung  nicht  verworfen  wetden. 

*  Aber, sie  soll  es  auch  nicht  werden,  weil  sie  eine  Anzahl  von  onflber- 

iegten  und  aus- Unkenntniss  der  Menschen  und  der  Anstalt  entsprungenen 

'Erwartungen  uherftlllt  gelassen  hat.    Es  kann  kein  gerechter  Vönrörf  ge- 

•  macht  werden,  wenn  die  Wirklichkeit  fantastischen  Bildern  nicht  entspricht. 

'  Pie  Einführung  der  jieueu  constitutioncUeu  Verfassungen  Wurde  mit  einer 

.Begeisterung  aufgenommen,  welche  mehr  für  die  politische  Unschuld  umd  etwa 

für  das  Bedür&iiss  einer  Besserung  der  damaligen -Rrgierung'^weise,  als  für 

eine  klare  Einsicht  und  für.  ein  politisches  Bewusstsviii  spi^h.    Knn,  mein 
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lieber  Freund,  wir  haben  ja  diese  rosenfarbeneu  Trftame . selbst  geträumt,, 
da' unsere  Jngend  b  diese  Zeit  .fiel.    Sie  erinnern  sich,  vie  auch  wir* uns  in 
gus  utopiBdien  Hoffnungen  wiegten.     Bei. der  herzlichen  Uebereinsftimmüng 
iwiflGhen  Fürst  und  Volk,  auf  welche  man  fOr  ullc  Zeiten  rechnete ,  weil  sie 
ja  J>9ider  Pflicht  und  Yortheil  war,  museten  künftig  alle  Beschwerden  ver- 
schwinden;  vortreffliche  Gesetze  standen  in  Aussicht,    bei  denen  sich  die 
Dmsicht  und  die  Erfahrung  der  Regierungen  mit  der  Berttcksichtigung  der 
BedflrfiiiBse  und  Wünsche  -  der  Unterthanen  zu  einem  harmonischen  Gänzen 
tereinigle ;  die  abstrakten  kurzen  Sätze  der  Verfassungen  verköri)erten  sich 
äBmahlig  zu  freiheitspflanzcnden  und  freiheitssichemdcn  Einrichtungen.    Di^ 
Wahlen  konnten  nur  auf  vaterlandsliebende,  umsichtige,  unabhängige  Männer 
Ulen;  dem  Fürsten  musste  zugetraut  werden,  dass  er  auch  einen  Wider- 
sprach niir  fllr  das  nähme,  was  er  wirklich  sei,  für  die  Erfüllung  einer 
vangenehmen  Pflicht.    Alle  Rechte  des  Volkes  waren  gesichert ,  und  auf 
der  Liebe  des  freien  Volkes  i*uhte  der  Thron  fester ,  als  auf  jeder  mate- 
riellen Macht.    Die  längst  gesuchte  Verbindung  von  Monarchie,  Ai'istokratie^ 
nd  Demokratie  war  jetzt  gefunden.    Mit  Einem  Worte,  das  neue  Sjstem 
Blherte  sich  der  Vollkommenheit  so  sehr,  als  überhaupt  den  menschlichen 
Dingen  bescbieden  ist;   es  war  das  letzte   unübertreffbai*e  Erzeugniss  der' 
Staatsweisheit,  die  es  «so  trefflich  weit  gebracht.»    Wenn  Sie  sich  dieser 
Jigendpolitik  etwa  nicht  mehr  klar  genug  erinnern ,  so  nehmen  Sie  einmal 
&  Werke  wieder  zur  Hand,  welche  damals  als  klassisch  in  der  Materie 
gdten,  so  Aretin's  constitutionelles  Staatsrecht,  BrendeFs  Geschichte   der 
Repräsentation,  oder  was  Pölitz  «im  Lichte  unserer  Zeit»  erörterte.    War 
es  nun  ein  Wunder,  dass  auf  solche  Ueberspammng  und  Ueberschätzung 
bittere  Enttäuschung  folgte?  Abgesehen  davon,  dass  man  daran  gar  nicht 
dKhte ,  dass  jede  Staatsart  gewisse  geistige  und  sachliche  Bedingungen  hat, 
ohne  deren  Vorhandensein  sie  das  Stadium  der  hohlen  Form  nicht  über- 
schreiten kann,  und  dass  man  sich  also  auch  nicht  klar  machte,  wie  nament- 
iidi  in  unsem  zahlreiclien  Duodezstaaten   es  völlig  an  diesen  Grundlagen 
lehle;  abgesehen  davon,   dass  man   gleich  Früchte   erwartete,   welche  im 
besten  Falle  erst  nach  Generationen  reifen  konnten ,  wie  z.  B.  eine  bewusste 
politische  Gesinnung  des  Volkes;  abgesehen  endlich  davon,   dass  man  nur 
nach  den  positiven  Erscheinungen  und  Folgen   sah,    anstatt  zu  bedenken, 
dass  die  hauptsächlichste  Wirkung  jeder  beschränkenden  Staatseinrichtung 
in  den  Verhinderungen  bestehe,  und  dass  sie  um  so  mehr  nütze,  je  mehr 
sie  selbst  von  dem  ersten  Anfange  eines  schädlichen  Unternehmens  abhahe, 
somit  am  thätigsten  sei,  wo  sie  gar  nichts  zu  leisten  scheine:  war  ja  so 
Tiele  Vortrefflichkeit,  als  man  erwartete,  nur  von  Engehi,  nicht  aber  bei 
Kflndhafteu  Menschen  möglich.    So  iiel  denn  auch  in  der  That  eine  Hoffnung 
nach  der  andern  ab.    Anstatt  friedlicher  Entwickelung ,  Stärkung  der.fürst- 
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liehen  Gewalt,  ungeialii4ichcii ,  freisiunigen  Widerspruches,  guter  Gesetz* 
gebung  u.  s.  w.  trat  nur  allzu  häutig  das  gerade  Gegentheü^ein.  Ariftnglich 
glaubtjQ  man  noch  an  ullmähligu  Besserung,  an  spätere  Gewöhnong,  rechnete 
auf  Personenwechsel.  Als  aber  die  JDinge  nicht  nur  nicht  besser,  sondern  in 
manchen  Stücken  sogar,  immer' schlimmer  wurden,  da  trat,  wie  diess  zu 
gehen  pdegt,  an  die  Stellß  der  überspannten  Erwartung  gänzliche  Verwer- 
fung. Die  Einen  gaben  ^Ues  Vertrauen  auf  Staatsformen  auf,  da  sie  sich 
in  der  besten  getäuscht  hatten;    die  Anderen  wähnten,  man  sei  nur  nicht 

,  weit  :genug  gegangen,  und  wendeten  sich  zur  Republik.    Wie  gesa^,  mein 
Freund,  mit  diesen  einfach  Enttäuschten,  weil  anfänglich  Unverständigen^ 
dürfen  Sie  mich  nicht  veinüschen.    Ich  mag  in  meiner  Jugend  zu  denselben, 
gestanden  haben ;  allein  ich  habe  die  Ursache  und  die  Wirkungen  andere 
auffassen  gelernt. 

Aber  auch  zu  Denen  gehöre,  ich  nicht,  welche  das  Fehlschla^^en  der 
constitutionellcn  Regieruugsweise  daiin  finden,  dass  die  geschichtliche  EId- 
theilung  und  Grundlage  der  ständischen  Mitwirkung  verlassen  worden  sei 
Ich  will  späteren  Eroberungen  nicht  vorgreifen,  und  begnüge  mich  daher 
hier  zu  bemerken,  dass  ich  allerdings  unter  Anderem  eine  von  der  bisherigeo 

-  verschiedene  Bildung  der  Volksvertretung  nöthig ,  die  bisherige  als  eine  der 
Ursachen  des  Uebels  ansehe.  Allein  sehr  verschieden  hievon  ist  die  Fest- 
haltung der  mittelalterlichen  Formen  imd  Berechtigungen,  sowie  die  Meinung, 
dass  wenn  man  nur  der  allgemeinen  Vertretung  Aller  ausgewichen  wäre,  es 
bei  den  alten  Landtagen  und  ihren  Curien  belassen  hätte,  genügender  Schatz 
gegeben,  aUes  Uebermaass  von  Unruhe  und  Aenderung  aber  vermieden  wor- 
den wäre.    Gerade  weil  diese  Formen  geschichtlich,  d.  h.  der  Gestaltung 

*  einer  früheren  gesellschaftUchen  Ordnung  gemäss  sind,  können  äie  jetzt 
nicht  mehr  taugen.  Nur  wer  den  völlig  unsinnigen  Satz  vertheidigen  will, 
dass  unsere  jetzige  Gesellschaft  mit  ihren  Interessen  und  also  Rechten,  mit 
ihi'^n  Schwerpunkten  und  also  Ansprüchen  völlig  die  delMittelalters  sei,  kann 
in  der  Beibehaltung  von  blossen  Folgerungen  Heil  und  Recht  sehen.  Wer 
aber  ausser  der.  Ritterschaft,  dem  katholischen  Clerus  und  den  Städten  jetzt 
auch  noch  andere  Existenzen,  andere  Interessen,  andere  Macht  erkennt,  der 

.  baut  ja  mit  sehenden  Augen  sein  Gebäude  viel  zu  eng;  die  draussen  Stehen- 
den aber,  dieses  zeigt  alle  Erfahrung  und  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
wollen  sich  auch  eindrängen,  wollen  namentlich  nicht  die  Kosten  für  die 
Bed&chung  tler  Bevorrechteten  tragen.  Ihnen  dieses  zu  verweigern,  ist 
Widersinn  und  Um'echt;  und  überdiess  kann  bei  dem  Drängen  leicht  das 
ganze  Gebäude  über  den  üaufen  geworfen  werden,  natürlich  zum  Haopt- 
schaden  derer ,  welche  bereits  daiin  sind  und  denen  die  Stücke,  auf  di9 
Köpfe  tallen.  Wenn  aber  die  geschichthche  Auffassung  noch,  überdies  Ye^ 
iUiöchi  werden  will ,  und  wenn  sie  nur  zum  Vorwaude  dienen  soll,  um  einer 
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einzigeii  Klasse  das  üebergewicht  zu  verschaffen,  so  kommt  zu  der,  Ver- 
.  kehrtheit  «md  Ungerechtigkeit  auch  noch  Heuchelei.  Danüit  aber  ist  wahr- 
lieh  ein  gedeihliches  und  zufriedenstellendes  Ständewesen  nicht  herzustellen; 
and  ans  keinem  Grande  weniger,  als  w6il  es  die  Alleinherrschaft  der 
mittekdterlichen  Stände  ausschloss,  ist  unser  constitutioneUes  System  ver- 
miglttckt. 

Yerkehrt  and  zum  Theile  wenigstens  ungerecht  finde  ich  es  sodann, 
wenn  dieses  Misslingen  einzelnen  Personen  beigemessen  wird,  seien  es  nun 
Forsten  oder  Minister.  Es  wäre  abgeschmackt,  den  Widerwillen  mancher 
Regenten  und  Staatsmänner  gegen  die  Beschränkungen  ihrer  Eigenmächt 
za  längnen.  An  vielen  Stilen  ist,  bald  kürzer  bald  länger,  bald  gröber 
bald  feiner,  die  Entwickelung  der  Verfassungen  gehemmt  worden.  Allein 
man  d^rf  doch  diese  Gründe  nicht  überschätzen.  Abgesehen  davon,  dass 
aach  der  ontadelhafteste  Wille  einen  fehlerhaften  Grundgedanken  des  ganzen 
Systemes  nicht  beseitigt  hätte,  so  ist  schon  der  eine  Umstand,  dass  die 
Personen  in  verschiedenen  Ländern  und  Zeiten  sehr  verschieden  und  wech- 
selnd waröü,  der  Fehlschlag  aber  allgemein  ist ,  der  unwiderleglichste  Beweis 
davon,  dass  nicht  die  einzige,  nicht  einmal  die  Hauptschuld  ihnen  zu2a-' 
messen  ist.  Nur  in  Einer  Beziehung  muss  ich  in  den  Personen  ein  Haupt- 
hindemiss  suchen,  freilich  in  allen  und  nicht  bloss  in  einzelnen  bestinmiten. 
Es  ist  diess  der  Umstand,  dass  sich  nicht  alle  Fürsten  zur  Führung  einer 
parlamentarischen  Regierung  verstanden.  Diess  hätten*  sie  alle  ge- 
konnt, nnd  wenn  auch  allerdings  nicht  jeder  Grund  des  Scheiterns  dadurch 
entfernt  gewesen  wäre,  so  doch  ein  bedeutender. 

War  diess  aber  nur  ein  persönlicher  Fehler,  so  ist  auch  erklärt,  warum 
Sie  endlich  mich  auch  nicht  bei  den  Republikanern  suchen  dürfen.  Ich  bin 
nicht  der  Meinung,  dass  unser  bisheriges  constitutioneUes  System  an  sich 
fehlschlagen  musste,  weil  überhaupt  eine  köni^iche  Gewalt  bestand.  Ich 
habe  Ihnen  bereits  gesagt,  dass  ich  in  der  Demokratie,  gleichgültig  ob 
reine  oder  repräsentative ,  eine  unvollkonmierie  Staatsform  sehe.  Die  eigen- 
thQmlichen  Vortheile  derselben  werden,  meines  Bedünkens^  von  den  natür- 
lichen Nachtheilen  weit  überwogen.  Ich  kann  mich  mit  einer  Regierungs- 
weise nnmöglich  befreunden,  welche  wesentlich  auf  der  Mittelmässigkeit 
aller  geistigen  Zustände  beruht  und  eine  solche  wieder  ihrerseits  fördert. 
In  dieser  Beziehung  haben  Tocqueville  und  Cherbeliez  in  ihren  geistreichen 
Werken  über  die  nordamerikanische  und  schweizerische  Demokratie  meinem 
Instinkte  längst  zu  klarer  Auffassung  verholfen.  Ferner  sind  die  von  einer 
Demokratie  unzertrennlichen  beständigen  Wahlbewegungen  und  Wahlbewer- 
bungen  nicht  bloss  unerträglich  unangenehm,  sondern  schaden  auch  der 
Festtgkeit  und  Unabhängigkeit  der  Regierung  in  unberechenbarem  Maasse. 
Jeder    Vorfall    wird   unter   den    Gesichtspunkt    der    bevorstehenden   Wahl 
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gebraeht,  aasgebeutet,  verdreht.  Und  wenn  gnindsatzlose  Demags)gai  ihre 
Hände  im  Spiele  haben,  wie  diess  doch  sehr  wahrscheinlidL  ist,  so  bekiBMO 
sie  sich  keinen  Augenblick,  dem  Vaterhind  den  grössten  Schaden  «lunftgen, 
wenn  es  nur  in  die  WaMumtriebe  passt.  Ich  will  mich  nicht  in  klasfriidie 
Gelehrsamkeit  versenken  zum  Beweise  dieses  Yorwurfe ,  den  Schatten  Sleon's 
beschwören;  allein  sehen  Sie  nur,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
Sklavereifrage  als  Wahlmittel  ausgebeutet  wird.  Ehrgeizige  Schafte  besinnen 
sich  nicht,  das  Land  in  dem  sündhaftesten  und  verbrecherichsten  Zustande 
zu  erhalten,  üb'erdiess  es  fast  mit  Gewissheit  dem ' seheosslichsten  aller 
Schrecken,  einem  Sklavenkriege,  entgegenzufahren,  bloss  weil  der  StLden 
Stimmen  fttr  die  Präsidentenwahl  hat.  Endlich  ist  mir,  der  ich  anf  eine 
gute'  Verwaltung  so  viel  halte  als  auf  eine  gute  Yerfassunjg,  die  Sdiwierig- 
keit  einer  festen,  folgerichtigen  Regierung  in  der  Demolpratie' höchst  zu- 
wider. Und  zu  diesen  allgemeinen,  zu  allen  Zeiten  gflltigen,  'GrOnden  kcw- 
men  für  mich  noch  zwei  höchst  bedeutende ,  welche  sich  insbesondere  aaf 
die  gegenwärtige  Sachlage  beziehen.  -  Einmal  fürchte  iclij  dass  namentlich 
in  Deutschland  Demokratie  unmittelbar  in  Gonunonismas  umschlagen  wftide. 
Wir  haben  es  ja  erlebt,  was  unsere  Proletarier  unter  Freiheit  und  Bepo- 
blik  verstehen.  Zweitens  befriedigt  Demokratie  die  gesellschaftlichen  Be- 
dürfnisse, also  den  Kern  der  Unzufriedenheit,  an  sich  gar  nicht;  dieselben 
liegen  auf  einem  Felde,  welches  von  den  Regierungsformen  ganz  onberflhrt 
bleibt.  Wir  .würden  also  für  alle  Uebel  des  neuen  Zustandes  nicht  eiimttl 
entschädigt  werden  durch  Besieitigung  der  alten  Klagen.  .Also  unbedingt 
gegen  jede  Thätigkeit  in  dieser  Richtung!  Ich  kann  es  leider  begreifen, 
dass  sich  in  Deutschland  seit  zehen  Jahren  Manche  republikanischen  G^ 
sinnuugen  zugewendet  haben,  dass  namentlich,  die  unverständige  Selbstsodit 
kleinlicher  dynastischer  Interessen,  an  welcher  in  der  Krisiä  des  Jahres 
1859  der  Ruf  nach  Einigkeit  und  nach  muthigem  Handeln  unberücksichtigt 
zerschellte,  zui*  verzweifelten  Aufgebung  des  Fürstenthums  brachte,' und  idi 
verberge  mir  nicht,  dass  bei  einer  etwaigen  neuen  Bewegung  sidi  ()ie  Zahlen 
und  Machtverhältnisse  der  Parteien  sehr  wesentlich  anders  gestalten  wfl^ 
den,  als  im  Jahre  1848.  Allein  diese  Politik  der  Entrüstung  kann  Den, 
welcher  die  objektive  Wahrheit  sucht,  nicht  bestimmen.  Sie  mag  memch- 
lieh  erklärlich  sein,  aber  staatsmännisch  ist  sie  nicht.  Ich  bin,  wie  oben 
angedeutet  und  wie  ich  .Ihnen  später  genauer  auseinandersetzen  werde,  der 
Ansicht,  dass  das  Ftlrstenthum  seine  Stellung  zur  Yolksyertretiing  frisch 
genommen  hat,  zu  seinem  eigenen  und  zu  Aller  Nachtheil;  allein  dsn» 
folgt  noch  keineswegs  die  Nothweudigkeit  einer  Beseitigung  desselben,  m- 
dern  nur  die  einer  Aenderung  seines  eigenen  Yerhaltens.  Um  keinen  Fras 
möchte  ich  den  festen  Halt,  welchen  ein  erbliches  Fflrstenthnm  M  SUste 
gibt,  nämlich  die  Beseitigung  des  Ehrgeizes  in  seiner  höchsten  Bichtimgi 
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die  Befreiung  von  ewigen  Wahlnnitrieben  nnd  von  sclbstetichtigem  Dema- 
gogenthnme  missen.  Die  Demokratie  ist  ein  völlig  verzweifeltes  Heihnittel 
gegen  die  allerdings  auch  vorhandenen  Uebel  der  Monarchie ,  das  nur  dann 
erst  in  Frage  koiümen  darf,  wenn  jene  Uebiöl  überwiegend  und  gar  nicht 
ZQ  beseitigen  sind.  Letzteres  ist  aber  noch  gar  nicht  auf  die  ripchte  Weise 
versacht  worden. 

Also:  ich  enaplite  das  constitutionellc  System  nicht  för  fehlgeschlagen, 
weil  ich  es  an  sich  ftlr  unvernünftig  und  unausführbar  hielte,  dem  Volke 
einen  verständigen  und  nützlichen  Anthcil  an  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten  zu  geben;  ,nicht  desshalb,  weil  es  unerwogcne  Forderungen  nicht 
erfldlte,  oder  eine  mit  den  Forderungen  unserer  ganzen  Zeit  unvereinbare 
Wohlfcilheit  der  Regierung  nicht  herbeiführt ;  nicht ,  weil  ich  die  Deutschen 
nach  ihrer  Völkseigenthümlichkeit  für  unfähig  zu  einer  freien  Verfassung 
hielte;  nicht,  weil  ich  glaube,  die  geschichtlichen  Stände  seien  das  allein 
Gerechtfertigte;  nicht,  weil  einzelne  Personen  dagegen  oder  wenigstens 
nicht  daftlr  wirkten;  nicht  endlich,  weil  ich  mit  den  Republikanern  an  dem 
Willen  und  an  der  Fähigkeit  der  Fürsten,  mit  einer  constitutionellen  Ver- 
fiissung  zu  gehen ,  t)ereits  völlig  verzweifelte.  Und  dennoch  erachte  ich  das 
System  als  fehlgeschlagen  in  Deutschland. 

Aus  welchen  wahren  Gründen  aber?  Diess  will  ich  in  meinem  nächsten 
Schreihen  bestimmt  formulirt  und  positiv  aufgcfasst  vorlegen ,  wenn  Sie  mir 
Gehör  schenken  wollen. 

IV. 

Es  ist  wohl  nur  ein  Scherz,  mein  sehr  Verehrter,  wenn  Sie  mir  schreiben: 
«Sie  sehen  alles  bisher  Von  mir  Vorgebrachte  nur  als  Einleitung  an,  und 
bebalten'  sich  Fragen  und  Einwendungen  für  die  einstige  Beibringung  meiner 
eigentlichen  Sätze  vor;  wollen  aber  doch  meine  Aufzählung  aller  Mittel, 
durch  welche  nicht  geholfen  wei*den  könne,  nicht  vorübergehen  lassen,  ohne 
mir  zu  sagen,  dass  ich  offenbar  eines,  und  noch  dazu  ein  eben  jetzt  sehr 
berühmtes  und  praktisches  vergessen  habe,  nämlich  die  Correctur  der  üebel 
des  constitutionellen  Systems  mittelst  der  Anwendung  einer  Militärgewalt.» 

Auf  die  Gefahr  hin,  dass  Sie  über  mich  lächelii,  wenn  ich  mich  pedan- 
tisch ernsthaft  gegen  einen  nicht  ernsthaft  gemeinten  Einwand  kehre,  will 
ich  aber  doch  heute  nicht  in  meinen  Auseinandersetzungen  fortfahren,  son- 
dern einen  Augenblick  bei  der  wichtigen  Tliatsache  stehen  bleiben,  auf 
welche  Sie  hingewiesen  haben. 

Sie  haben  mich  gewiss  nicht  im  Verdachte,  dass  ich  die  Gewaltherrschaft 
Loois  Napoleon^  billige.  Ich  verdamme  im  Gegentheil  das  Mittel  und  den 
bisher  gemachten  Gebmuch.  Mit  Bangen  sehe  ich  den  Folgen  entgegen, 
welche  die  Befriedigung  des  Prätorianerthums,  das  Liebäugeln  mit  commnni- 
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stisch'en  Gedanken  und  mit  der  communistiscli  gesinnten  Hasse ,  die  Ulrte^ 
drückyiig  jeder  geistigen  Selbstständigkeit  and  onabhängigeB  WaluMt;  ik 
vermeint«  Erbschaft  napqleonischer  Ansprüche  and  der  Einflui  dnes  foi 
dem  edleren  Theile  der  Nation  abgestossenen  kleinen  Hüpfens'  fkr  Fnunik- 
reich  und  Europa  haben  müssen.  In  'dem'  Dreinschlagea  mit  dem  SIbel 
und  in  den  nothwcndi^en  Folgen  desselben  kann  ich  also  die  HeUimg  der 
über  uns  gekommenen  Uebel  nicht  sehen. 

Pennoch  gestehe  ich  gerne,  dass  mir  der  Vorgang  sehr  beldr^  ist, 
and  dass  er  micb  in  manchen  meiner  Anstchten  bestätigt  hat. 

Ich.  will  mir  nicht  herausnehmen,  zu  sagen,  weldies  der  Veriaaf  der 
Dinge  in  Frankreich  gewesen  wäre,  wenn  das  Land  einen  aiideAPrasideirtai 
and  eine  andere  NationalversammlQng  gewählt  hätte.  AUein  so  ykü  sUn^ 
für  mich  immer  fest,  dass  unter  den  gegebenen  Umstände  die  TerÜMfUg 
vom  Jahre  1848  keinerlei  Aussicht  aof  Dauer  habe,  sondern  ftr  sie  ninr  die 
Wahl  sei  zwischen  zweierlei  Arten  von  gewaltsamem  Ende,  entweder  durch 
eine  vom  Volke  oder  eine  von  einer  der  Staatsgewalten  ausgehende  Haai- 
lung.  .Ftür  die  Wahrscheinlichkeit  des  ersteren  Ereignisses  sprach  derlbh 
stand,  dass  die  Verfassung  keinen  neuen  Gi^indgedanken  hatte,  senden  in 
WeseMlichen  in  dem  Gdeise  geblieben  war,  in  welchem  man.  seit  seehag 
Jahren  eine  Verfassung  nach  der  andern  in  Frankreich  umgeworfen  hatte. 
Die  beiden  Hä^pteinrichtungen,  der  Dualismus  der  Gewalten  und  die  Te^ 
tretung  des  Volkes  nach  Kopfzahl  und  geographischen  Bezirisen,  warea  io 
dieser  Verfassung  sogar  noch  gesteigert.  Die  alten  Ursachen'  mussten  denn 
nun  aber  auch  die  alten  Wirkungen  haben,  d.  h.  ein  gegenseitiges]  Z^reiben 
der  Staatsgewalten,  ein  sittliches  Zerfressen  des  Volkes  and  eine  Ünalfri^ 
denheit  desselben  mit  Einrichtungen,  welche  ihm  nur  dem  Namen  nack  Sdmtx 
und  Förderung  gaben.  Es  war  also,  früher  oder  später,  auf  eine  aeve 
Umwäkung  zu  rechnen.  Im  SchoOsse  der  Staatsgewalt  selbst  aber  drohte 
Unheil,  weil  in  der  neuen  Verfassung  fast  muthwillig  noch  besondere  Sdnd* 
knabenschnitzer  gemacht  waren.  So  die  Nichtwiederwählharkeit  des  thit- 
sächlich  nothwendigen  Mannes,  der  Mangel  an  jedem  Aas^eidiangsBittel 
bei  einem  ernstlichen  Streite  zwischen  dem  Präsidenten  and  der  einsgeo 
Kammer,  die  Ernennung  des  Staatsratbes  durch  die  NationalTersammhing, 
das  beständige  Tersammeltsein  der  Vertretung,  und  so  noch  Mandies.  Da- 
mit war  also  die  sichere  Aussicht  auf  Gewaltschritte  gegeben,  sobald  wA 
nur  einer  der  beiden  Factoren  des  Staatswillens  sich  nicht  zu  mABsigen 
verstand.  Wie  mag  aber  auf  eine  solche  beständige  Selbstbeh^orsckaBf 
gerechnet  werden,  gar  in  Frankreich?  Die  beiden  VeruBglückongsorsacheo 
standen  sich  in  ihrer  Bedeutung  so  nahe,  dass  es  für  denZasc&aoer  spannend 
war  zu  sßhen,  welche  der  Zeit  nach  den  Vorrang  gewinnen  werde. 

Wäre  nun  allerdings  ein  Ausbruch  durch  die  Unbefriedigang  und  die 
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innere  Zerrüttung  dos  Volkes  dienlicher  gewes^ti  zur  Belehrung  über  den 
Kern  der  grossen  politischen  Frage  unserer  Zeit,  so  kann  man  »ich  doch 
anch  d^n  eingetretenen  Grang  def  Dinge  zu  Nutzen  machen. 

Abgesehen  nämlich  von  der  Bestätigung  einzelner  Wahrheiten,  wie  z.  B. 
Ton  der  Nutzlosigkeit  formeller  Cfarantieen  bei  fehlender  Entschlossenheit 
nnd  Btlrgertugend ,  oder  von  der  üngeschickthcit  grosser  Versammlungen 
znr  Ausübung  der  Initiative,  gibt  die.  Vernichtung  der  Verfassung  von  1848 
dringende  Veranlassung  zu  Rückschlüssen  von  den  Erscheinungen  auf  die 
Ursachen.  Nichts  wäre  meiner  ^eberzeugung  nach  beschränkter  und  un- 
richtiger, als  wenn  man  das  billigende  Verhalten  der  übergrossen  Mehrheit 
des  französischen  Volkes  lediglich,  oder  auch  nur  hauptsächlich,  der  Anhäng- 
lichkeit an  den  Namen  Napoleon  oder  der  Furcht  vor  den  Socialisten  zu- 
schreiben trollte.  Jene  mochte  vielfach  auf  dem  flachen  Laude  bestehien,  und 
diese  war  allerdings  durch  die .  Imbecillität  der  Nationalversammlung  immer 
gestiegen;  allein  dass  ztr  einer  mit  solchem  schreienden  formellen  Unrechte 
zerstörten  Verfassung  auch  gar  Niemand  stand ,  lässt  sich  doch  unmöglicb 
anders  erklären,  als  dass  Niemand  sich  durch  dieselbe  wirklich  gefördert 
und  geschützt  fühlte.  Nun  sage  man  aber  nicht,  dass  diess  der  Fall  gewesen 
sei  wegen  ihrer  republikanischen  Form.  Von  monarchischen  Richtun- 
gen und  Wünschen  ist  wenig  genug  in  Frankreich ;  diess  zeigt  ja  auf  das 
klarste  die  ganze  Geschichte  seit  1048.  Hätte  die  Verfassung  den  wirklichen 
Bedürfhissen  und  Lebensahschauungen  entsprochen,  so  hätte  sie  Anhänger 
genug  gehabt,  gleichgültig,  ob  das  Haupt  der  Regierung  gewählt  oder  ge- 
boren war.  Diese  verfehlte  Verfassung  war  mm  aber  in  der  Hauptsache 
die  gewöhnliche  constitutionelle,  und  das  Volk  hatte  eine  solche  seit- einem 
Menschenalter  gehabt  und  kennen  gelernt.  Der  Schluss  also  liegt  sehr  nahe 
und  ist  wohl  völlig  gerechtfertigt,  dass  zur  Erlangung  von  Befriedigung  etwas 
anderes  geboten  werden  musste.  Wollte  man  aber  siqh  auf  die  Einwendung 
stützen,  dass  das  französische  Volk  insbesondere,  und  vielmehr  .als  jedes  an- 
dere, sittlich  zerrieben  und  aufgelöst  sei ,  so  würde  diess  (die  Thatsache  als 
wahr  angenommen)  nur  eben  eine  weitere  Bestätigung  des  Satzes  sein,  dass 
diö  Einrichtungen  dieses  Volkes  seit  lange  unpassend  und  verkehH  gewesen 
seien.  Nur  aus  ihrem  schädliche^  Einflüsse  läsgt  sich  ja  ein  solcher  sittlicher 
Zustand  des  staatlichen  Lebens  überhaupt  erklären. 

Ich  bin  also,  lieber  Freund,  eben  so  weit  davon  entfernt,  in  dem  Gewalt- 
streiche vom  2.  December  das  richtige  Mittel  zur  Beseitigung  der  Mängel 
des  constitutionellen  Systems  zu  begrüssen,  als  mich  die  Abneigung  vor  Unrecht 
in  ein  unbedingtes  Lob  dieses  Systemes  zurückscHeucht.  In  blosser  Herr- 
schaftsanmassung  kann  ich  kein  richtiges  und  noch  weniger  ein  dauerndes 
Mittel  finden  zur  Beseitigung  politischer  und  staatsrechtlicher  Fehlgriffe; 
eine  Niederhaltung  aller  Frcihoitsi'echte  und  staatlicher  Unabhängigkeit  mittelst 


392  ^^  Repräsentativsystem,         ^ 

einer  unwiderstehlichen  und  immer  in  gut^r  Laune  erhaltenen  Heeresmicht 
ist  schon  aus  finanziellen  Gründen  uuf  die  Dauer  nicht  aasffthrbar ;  and  die 
subjective  Unsittlichkeit  der  Mittel  so  wie*  d«s  ^mmittolbaren  Zwec)[»s  hat  ins- 
besondere in  dem  vorliegenden  Falle  meinen  vollsten  Tadel:  allem  diess 
kann  imd  darf  mich  nicht  hindern  anzuerkennen,  dass  jene  Fehlgriffe  wirkM 
bestehen  und  Verbesserung  bedürfen.  Ich  finde  im  GegenUieile  in  diesen 
französischen  Vorgängen  eine  Bestätigung  meines  Satzes,  dass  das  constito- 
tionelle  System  auf  dem  europäischen  Festlande  fehlgeschlagen  hat^i  zo^eicli 
aber  auch  eine  Vefmehrung  meines  Verzeichnisses  deijenigen  Massregeln, 
welche  zur  Besserung  nicht  angewendet  werden  dürfen. 

•  *  I 

Lasten  Sie  mich  nun  aber,  mein  Freund,  endlich  zu  deqi  eigentlichen 
Kerne  meiner  Behauptungen  kommen,  ohne  dessen  Darlegong  nnd^ Beweis 
alles  Andere  in  der  Luft  s^ht  oder  unverständlich  ist.  Ich  werde  daM 
Ihre  Geduld  und  Aufinerksamkeit  besonders  in  Anspruch  nehmen. 

DasErgehniss^  meines  Nachdenkens  über  die  ungenügende  und  zomTheil 
geradezu  schädliche  Entwickelung  des  constitutionellen  Systemes  ist,  dass  der 
Fehlschlag  hauptsächlich  zwei  Ursachen  zugeschrieben  werden  muss,  welche 
zu  Reicher  Zeit,  jedoch  unabhängig  von  einander,  wirkten. 

Die  erste  derselben  ist:  die  Zurückweisung  der  parlamentari- 
schen Regierungsweise  in  unseren  constitutionellen  Staaten. 

Die  andere:  die  falsche  Bildung  der  vertretenden  Yersamm- 
lungen,  hervorgegangen  aus  einer  unrichtigen  Auffassung  d^r  Organisation 
des  Volkes,  seiner  Rechte  und  seiner  Interessen,  mit  Einem  Worte  der  wahren 
gesellschaftlichen  Gliederung  desselben. 

Es  haben  unzweifelhaft  auch  noch  einige  weitere  Gründe  za  demnn- 
wünschenswerthoh  Zustande  der  Dinge  mitgewirkt,  —  namentlicl^  das  Herflber- 
schleppen  einiger  Bestandtheüe  aus  früheren  wesentlich  verschiedenen  Staate 
einrichtüngen  und  die  Verweigerung  der  erforderlichen  freien  Lebensloft,  — 
allein  diese  Ursachen  sind,  doch  nur  untergeordnete  und  zufällige.  Anch 
wenn  isie  gar  nicht  bestanden  hätten,  wären  die  beideii  ebenerwähnten  haapt- 
s&chlichen  Missstände  .mächtig  genug  gewesen'  zur  Entwicklang  schwerer 
üebel,  wenn  vielleicht  auch  in  etwas  anderer  Form  oder  langsamer.  "Wir 
wollen  daher,  damit  die  Erörterung,  übersichtlicher  nnd  in  'gewftltigbaren 
Grän2en  bleibe,  diese  nur  in  zweiter  Reihe  stehenden  Ver^tnisse  an  dieser 
Stelle  unbesprochcn  lassen,  um  so  mehr  als  ich  ihrer  fr^er  schon  einmal 
an  einem  Orte  Erwähnung  gethan  habe,  zu  welchen  Sie  leichten  Zugang 
haSen,  und  wo  Sie,  wenn  Ihnen  darum  zu  thun  ist,  meine  Ansicht  keimen 
lernen  mögen  '>  .    ' 
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V 

Für  .heute  denn  die  Erörterung  tlber  die  ersten  der  beiden  Hauptursachep 
der  misslichen  Zustände,  nämlich  über  die  Nichtannahme  der  parlamentarischen 
Segierongsweise. 

Ich  darf  es  als  eine  von  Ihnen,  zugegebene  Thatsache  beti'achtep,  dass 
das  System  der  Volksvertretung  in  wesentlich  verschiedener  Weise  in  England 
aufgefasst  und  gehandhabt  wird,  als  auf  dem  europäischen  Festlande,  Belgien 
etwa  abgerechnet;  und  dass,  wenn  auch  seiner.  Zeit  zwischen  dem  Gebahren 
in  Frankreich  unter  d^  Bourbonen  der  älteren  und  der  jüngeren  I^inie  und 
den  in  den  übrigen  constitutionellen  Staaten,  insbesondere  den  deutschen,  in 
manchen  Beziehungen  ein  namhafter  Unterschied  zu  bemerken  war^),  doch 
immerhin  die  Nichtannahme  des  parlamentarischen  Systemes  die  gemeinschaft- 
liche Grundursache  jener  Verschiedenheit  ist.  Die  Ursache  hiervon  ist  aber, 
dass  das  Recht  und  die  Politik  der  Repräsentativstaaten  auf  dem  Festlande 
vor  allen  der  Deutschen  auf  folgenden  Sätzen  beruht:  Die  Staatsgewalt  nach 
ihrem  ganzen  Begriffe  und  in  vollständiger  Fülle  steht  dem  erblichen  Fürsten 
ans  eigenem,  angestammtem  Rechte  zu.  Er  hat  zwar  in  ihrer  Ausübung 
nicht  nur  die  positiven  Vorschriften  der  conoreten  Landesgesetze ,  sondern 
aach  überhaupt  die  Grundsätze  des  Rechtsstaates  einzuhalten;  allein  inner- 
halb dieser  Schranken  und  in  dieser  Richtung  handelt  er  nach  seiner  per- 
sönlichen Ansicht.  Namentlich  sind  die  Beamten  dazu  bestimmt,  den  vom 
Staatsoberhaupte  ausgehenden  Tillen  zu  vollziehen,  und  haben  desshalb,  mit 
Ausnahme  der  richterlichen  Unabhängigkeit,  welche  hier  nicht  weiter  in  Be- 
tracht konmit,  keine  selbstständigen  Richtungen,  sei  es  im  Ganzen  sei  es  im 
Einzelnen,  zu  verfolgen.  Die  obersten  derselben,  die  Minister,  sind  die  be- 
dingungslose persönliche  Wahl  des  Fürsten,  imd  können  auch,  wenn  er  ihre' 
Maassregeln  oder  Ansichten  irgend  missbilligt,  nach  Belieben  von  ihm  entfernt 
werden.  Dieser  übermächtigen  Gewalt  sollen  aber  doch  die  Rechte  der 
Untertbauen  nicht  schutzlos  preisgegeben  sein.  Man  will  sich,  gestützt  auf 
Qble  Erfahrungen,  nicht  bloss  verlassen  auf  die  Einsicht  und  den  gutep  Willen 
des  Fürsten  und  seiner  Gehülfen,  und  erachtet  also  auch  die  feierlichste 
Pestsetzung  der  Freiheitsrechte  der  Einzelnen  und  der  Verfahmngsweise.der 
Behörden  in  einer  Verfassungsurkunde  nicht  als  einen  genügenden  Schutz. 
Auch  solche  Bestimmungen  können  ja  verletzt  werden.  Die  Anwendung  des 
änssersten  Mittels  aber,  nämlich  des  Widerstandes  gegen  ungesetzliche  Gewalt, 
wäre  eben  so  unsicher  als  staatszerstörend.  Daher  der  Gedanke,  zum  Schutze 
der  Rechte  der  Bürger  einen  Ausschuss  i^us  ihrer  Mitte  zu  bestellen,  und. 
diesen  mit  den  erforderlichen  Mitteln*  zu  einer  geregelten  und  gesetzlicheh 
Ausführung  ihrer  Bestimmung  zu  versehen.  Als  solche  Schutzmittel  werden 
aber    zweierlei    verschiedene  Befugnisse    gegeben.    Zuerst    das  Recht  der^ 
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Beschwerde,  selbst  eine  gerichtliche  Klage^  bei  allen  FUlen  einer  von  da'Re- 
gieroDg  sei  es  gegen  Alle  sei  es  gegen  Einzelne  ansgehoiden  Bechtsretletzong. 
Sodann  aber,  zr^eitens,  die  Einräumung  einer  Mitwkong  zn  bestimmten 
Begierungshandlnngen,  welche  als  besonders  recbtsbedrohend  betrachtet  wer- 
den, oder  wo  ein^  spätere  Wiedergutmachung  schwierig  w&re»  Alt  solche 
Fälle  der  Mitwirkung  werden  gewöhnlich  bezeichnet:  die  QesinfggßhuDg^  d.  h. 
ctie  Feststellung  neuer  Rechtsnormen,  die  Ausschreibung  Ton  Stenam  nnd 
was  damit  logisch  zusammenhängt,  also  PrQfnng  der  Staatsausgaben  und  das 
Schuldenwesen,  etwa  Verti-äge  mit  dem  Auslande.  Natürlich  •  fällt  in  allen 
diesen  Fällen  der  Mitwirkung  zum  Beschlüsse  eine  spätere  Beschwerde  über 
den  Erfolg  weg,  wogegen  aber  auch  der  Regierung  die  Handhing- ganz  unter- 
sagt ist,  wenn  sich  keine  Uebereinstimmung  hinsichtlich  des  Yorzan^iniendei^ 
mit  dem  Yolksausschusse  erzielen  lässt.  Alles  dieses  beschränkt  sich  zunächst 
auf  vollkommene  Rechte  der  Bürger,  und  zur  Erzwingung  von  Interessen  ist 
den  Volksvertretern  keine  Befugniss  gegeben;  doch  kann  letzteren  natflrlici 
eine  Bitte  auch  in  dieser  Beziehung  nicht  untersagt  werden,  nnd  ihre  Stdloog 
gibt  ihnen  eine  thatsächliche  Möglichkeit  kräftiger  Untersttttznng  solcher 
Bitten.  Um  aber  die  wirkliche  Handhabung  dieser  Befugnisse  gegenüber 
von  einer  mächtigen  Regierung  und  vielleicht  gegen  deren  Willen  sicher  zu 
stellen ,  sind  entsprechende  Bestimmungen  zu  geben  über  eine  von  der  Re- 
gierung unabhängige  Bezeichnung  der  Vertreter  und  über  Sicherheit  und 
Ungestörtheit  derselben  in  ihrem  Amte.  Auf  diese  Weise  sind  also  im  con- 
stitutionellen  Staate  zwei  von  einander,  grundsätzlich  unabhängige  Mächte: 
der  Fürst  im  Besitze  der  Staatsgewalt;  die  Volksvertreter  mit  dem  Beschwerde- 
recht nnd.  mit  ausnahmsweiser  allein  unentziehbarer  Mitwirkung  za  bestimm- 
ten Regierungshandlungen.  Es  wird  unläugbar  ein  Dualismus  begrAndt^ 
soweit  die  Rechte  der  Repräsentation  gehen. 

In  diesem  Dualismus  liegt  nun  aber  eine  grosse  Gefahr.  Es  ist  aller- 
dings '  möglich ,  dass  eine  völlige  Uebereinstimmung  zwischen  den  beiden 
Gewalten  stattfindet,  dass  also  Beschwerden  der  Vertreter  nur  in  gerecht- 
fertigten Fällen  vorkommen,  dann  aber  von  der  Regierung  beachtet  .werden, 
bei  den  Fällen  der  ausnahmsweisen  Mitwirkung  aber  beide  dieselb^i  Ansichten 
nnd  Absichten  haben.  Aber  es  kann  auch  ein  entschiedener  nnd  nicht  ans- 
zugleichender  Zwiespalt  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  eintreten. 
Und  leider  ist  die  Wahrscheinlichkeit  für  das  fttkere  oder  spätere,  länger 
oder  kürzer  dauernde  Eintreten  des  letzteren  Falles.  Schon  der  verschiedene 
Standpunkt  ist  ein  Grund ,  selbst  bei  beiderseitigem  gutem  Willen.  Allein 
noch  sicherer  wird  in  dieser  sublunarischen  Welt  zuweilen  auf  der  einoo 
Seite  Widerwillen  gegen  jeden  Widerspruch,  wird  Eigensinn,  ungesetzliches 
►Gelüste,  Liebhaberei  und  Verschwendung,  Begünstigung  einzelner  Interessen 
oder  Kasten  u.  dgl.,  andererseits  aber  unpraktische  Ideologie,  fiactiöser  Wider- 
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sprnchsgeist  oder  Ehrgeiz,  Rechthaberei,  heimliches  oder  öffentliches  d^m'o* 
kraÜ^bes  Gelöste,  Popnlaritätssncht  im  Gewände  der  Bürgertagend  "n«  s.  w. 
einireten.  Dann  aber  ist  weder  Sicherung  der  Rechte,  oder  gar  der  Interessen, 
noch  Unmöglichkeit  der  Hinderung  in  der  Vonia&ne  wichtiger,  vielleicht 
dHrchaos  nothwendigei:  Handlangen.  Es  kann  diess  bis  zum  völligen  Still- 
stände der  Staatsthätigkeit  gerade  in  ihren  Ledeatcnds'ten  Aufgaben  gehen. 
Ueberdiess  sind  viele  und  bittere  sittliche  Uebil  eine  nothwendige  mittelbare 
Folge  eines  solchen  Zustandcs:  giftige  Parieiungen,  Hass  gegen  den  Fürsten 
und  das  Regierungsprincip,  Ungerechtigkeiten  gegen  Einzelne. 

Hier  ist"  Hülfe  handgreiflich.  QOthwendig.  Sie  kann  aber  unr  darin- 
bestehien,  dass  auf  irgend  eine  Weise  thatsächlich  ein  solcher  Zwiespalt 
zwischen  Regierung  und  Vertretung  unmöglich  gemacht  wird.  Nadidenken 
mid  Erfahrung  zeigen  aber,  dass  nur  zwei  Mittel  zu  diesem  Zwecke  bestehen. 
Entweder  muss  die  Regierung  einen  solchen  Einfloss  auf  die  Vertretung 
tnsüben,  dass  diese  keinen  Widerspruch  erhebt  oder  wenigstens  nicht  fest- 
hält; was  aber  nur  geschieht,  wenn  die  Regierung  entweder  die  Wahlen 
der  Vertreter  nach  ihrem  Sinne  lenkt,  oder  die  Gewählten  nachträglich  fÄr 
sieh  gewinnt.  Oder  aber  muss  die  Regierang  mit  dem  ernstlich  ausge- 
sprochenen Willen  der  Volksvertreter  immer  einverstanden  sein,  zu  dem 
Ende  aber  die  Leitung  der  Geschäfte  den  Leitern  der  Mehrheit  dieser  Ver- 
trelang  übergeben.  Lassen  Sie  es  mich  mit  Einem  Worte  sagen:  die  ein- 
zigen möglichen  Mittel  ein^r  beständigen  Einigkeit  im  constitutionellen  l^taate 
dnd:  Corruption  oder  parlamentarische  Regierung.  Alles  andere 
sind  mr  Möglichkeiten  oder  Flickereien,  wo  nicht  gar  bloss.e  Phrasen. 

Kami  nun  aber  ffStr  einen  ehrlichen  und  vernünftigen  Mann  ein  Zweifel 
sein,  welches  von  diesen  beiden  Mitteln  einzuschlagen  ist? 

Die  Corruption  mag  allerdings  dem  monarchischen  Principe  in  so  ferne 
lockead  erscheinen,  als  dieselbe  kein  Aufgeben  des  unbesqhränkten  Willens 
in  Staatsfiragen  erfordert.  Der  Weg  ist  etwas  weiter,  beschwerlicher  und 
tkewrer  als  in  der  absoluten  Monarchie;  dasErgebniss  aber  dasselbe.'  Auch 
ist  zuzugeben,  dass  diese  Corruption  keineswegs  nothwendigerweise  unsitt- 
liche and  staatsschädliche  Absichten,  oder  auch  nur  an  sich*  gemeine  Aus- 
Munnigsmittel  in  sich  schliesst.  Die  Plane  der  Regierung  können  möglicher- 
weise trefflieb  und  ps^triotisch  sein,  nicht  auf  selbstischen  Gewinn  des  Fürsten 
oder  seiner  Räthe  gehen,  mi$  dennoch  kann  man  unverständigen  oder  schlechten 
Widerstand  gegen  sich  haben,  kann  Mittelmässigkeit  die  Genialität  nicht 
ftiBsen^  blosser  Parteigeist  das  selbst  als  gut  Anerkannte  zurückweisen.  Die 
Attsffthningsmittel  aber  brauchen  nicht  gerade  in  Bestechungen  Einzelner 
oder  in  ungesetzlichem  Zwange  bei  den  Wollen  zu  bestehen.  Es  fahrt  oft 
die  Gewährung  eines  an  sich  ganz  gerechtfertigten  Vortheiles,  die  Nach- 
gielngkeit  gege»  volksthümliche  Wünsche,  die  Anlerkennung  der  Interessen 
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einer  wichtigen  Klasse  von  Bürgern  auch  zum  Ziele.  Oder  aber  besteht 
die  Corruption  gar  nur  darin,  dass  der  Regierung  die  BesetziiBg  der  Vqlks- 
vertretung,  vielleicht  bloss  einer  Abtheilung  derselben,  auf  formell  gesetz- 
lichem Wege  zusteht,  und  dann  von  ihr  in  ausschliessend  selbsÜQohem  Sinne 
ausgebeutet  wird.    So  die  Besetzung  mancher  Pairskammem. 

Dennoch  kann  der  umsichtige  Staatsmann  nimmermehr  zur  Ergreilong 
dieses  Mittels  ra^then ;  die  materiellen  und  die  sittlichen  Nt^htbeile  sind, 
aller  llrfahrung  gemäss,  allzu  gross. 

Was  zunächst  die  erstercn  betrifft,  so  ist  eine  solche  Gewinnung  von 
.einzelnen  oder  ganzen  Wahlbezirken  das  Fass  der  Danalden.  -  Bei  jeder 
neuen  Wahl  fängt  das  Drängen  nach  Bewilligungen  und  Gunst  wieder  von 
vorne  an;  es  ist  eine  wahi*e  Versteigerung.  Diess  ist  aber  auf  ^diö  Dauer 
sehr  kostspielig,  und  zwar  in  manchen  Fällen  an  sich  weggeworfenes  Geld 
oder  verkehrte  Einrichtung.  Sodann  aber  bringt  dieses  System  der  Regie- 
rung alimählig  eine  Menge  von  unbrauchbaren  Beamten  über  den  Hals, 
schwächt  also  bleibend  ihre  Intelligenz  und  ihr  Ansehen,  oder  belastet  mit 
Pensionen.  Es  ist  nämlich  die  Verleihung  von  Aemtem  an  Vertreter  selbst 
oder  an  Begünstigte  und  Begünstiger  derselben  eines  der  wesentlichsten 
Gewiimungsmittel,  natürlich  dann  aber  die  Brauchbarkeit  die  zuletzt  za 
nehmendie  Rücksicht. 

Und  noch  schlimmer  sind  die  sittlichen  Folgen.  Ein  gar  flhler  Umstand 
ist  schon  die  unvermeidliche,  in  der  That  auch  überall  eingetretene  Abnützung 
des  Ansehens  der  untern  Beamten.  Beauftragt  mit  der  Durchsetzung  der 
von  der  Regierung  gewünschten  Wahlen  haben  sie^^eine  Menge  ^^n  kleines 
CorrupUonsmitteln  in  ihren  Amtsbezirken  zur  Anwendung  zu  bringen.  In 
diesem  an  sich  nicht  sehr  reinlichen  Geschäfte  übertreiben  gemeine  Naturen 
leicht  noch  Zweck  und  Mittel  aus  eigener  Leidenschaft  und  um  sich  zu  empfehlen. 
Selbst  über  den  Willen  der  Regierung  hinaus  kommen  plumpe  G^waltthätig- 

•  

keit^n,  Lügen,  halbe  Fälschungen  u.  dgl.  in  Menge  vor.  Das  nothwendige 
^gebniss  aber  ist  Hass  und  Verachtung  der  Verwalteten  gegen  solche  Mftmier. 
Und  zwar  wissen  wir  alle  gar  wohl,  dass  sich  diese  Abgunst  keinesw^s  wieder 
mit  dem  Wahlkampfe  legt.  Sie  wuchert  nach  Jahren  noch  fort,  bis  sie  durch  eine 
neue  Wahl  erneuert  und  gesteigert*  wird.  Welche^  mächtige  Regienmgsmittel 
entgeht  aber  mit  dem  Sinken  des  persönlichen  Ansehens  der  Beamten!  —  Aber 
noch  mehr.  Durch  ein  solches  System  der  Gewinumg  der  Volksvertreter  ffir 
die  Regierung  wird  einer  der  wesentlichsten  Vortheile,  welche  man  sich  von  der 
Repräsentatiwerfassung  verspricht,  nicht  blos  vereitelt,  sondern  sogar  in  sein 
giftiges  Gegentheil  verkehrt.  Es  ist  diess  die  Zufriedenheit  des  Volkes  mit 
dem  Staate,  wenn  es  sich  üi  seinen  Rechten  geschützt  und  in  seinen  Inter- 
essen gefördert  glaubt.  Und  zwar  natürlich.  In  allen  diesen  Mitteln  zur 
Erlangung  einer  regierungsfreundlich  gesinnten  Vertretung,  wie  in  den,  sieb 
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den  Abstimmungen  zeigenden,  Ergebnissen  des  Gelingens  kann  das  Volk 
der  That  mcbts  anderes  sehen,  als  eine  Verfälschung  des  Priheips,  als 
Den  Diebstahl  an  seinen  Rechten.  Von  der  höhern  politischen  Nothwen- 
^eit  einer  Einheit  anter  den  Staatsgewalten  hat  die  Menge  keinen  Begrifft 
e  sieht  nur,  dass  die  Regierung  sich  alle  Mittel  erlaubt,  um  ihr  die  Wähl 
sjenigen  Männer  unmöglich  zu  machen,  welche  sie  als  ihre  Freunde  an- 
3ht,  welche  ihr  tapferste  Vertheidigung  aller  Rechte  und  Verschaffung 
x>sser  Vortheile  verheisS^n,  und  dass  ihr  dagegen  solche  aufgedrungen 
srden  wollen,  welche  unbedingt  mit  der  Regierung  gehen.  Alles  gutheissen, 
IS  diese  thut  und  will.  Die  Menge  sieht,  dass  diejenigen  Vertreter,  welche 
5  des  Verrath^  an  ihr  und  an  den  beschworenen  Pflichten  mit  Recht  oder 
it  Unrecht  beschuldigt,* belohnt  und  gehätschelt,  die  wenigen  Widersacher 
er ,  welche  trotz  aller  Gegeubemühungen  der  Regierung  gewählt  wurden, 
rfolgt  und  gefaasst  werden.  Wie  i^  es  anders  möglich,  als  dass  hiedurch 
s  entschiedenste  Misstranen  gegen  alle  Absichten  d^  Regierung,  Abnei- 
Dog  gegen  dieselbe,  persönlicher  Hass  gegen  ihre  Träger  erweckt  wird? 
bon  die  Verhandlungen  über  die  böstritteneu  Wahlen  und  Wahlbeschwerden 
üren>  hinreichend,  grosses  Ue1t)el  anzustiften.  Sic  ehnnem  sich  gewiss,  wie 
b,  in  fast  allen. unseren  Staaten  wiederholter  höchst  bitterer  Debatten  über 
esen  Gegenstand,  in  welchen  sich,  ganz  natürlich,  die  unteriiegende  Partei 
r  wirkliche  oder  vermeintliche  Unbill  durch  die  heftigsten  Anschuldi- 
ingen  rächte.  Diese  aber  finden  eiiien  Wiedorhall  im  ganzen  Volke-,  weil 
»erall  Versuche  einer  Einwirkung  auf  die  Wahlen  gesehen  wurden ,  also 
lies  geghiubt  wird,  auch  das  Unglaubliche.  Ueberhaupt.  setzt  sich  |n  Fplge 
eser  Corruptionsbemühungen  folgendes  eben  so  falsche,  als  unsäglich  ver- 
arderbliche  Argument  in  den  Köpfen  fest :  die  Regierung  erkauft  sich  An- 
inger;  zur  Bilügung  von  guten  und  ehrlichen  Planen  wäre  di^ss  nicht 
itlii^;  es  sind  also  einerseits  alle  Regierungshandlungen  wo  nicht  schlecht, 
doch  verdächtig,  andererseits  Alle,  welche  mit  der  Regierung  gehen, 
kanft  nnd  handeln  gegen  besseres  Gewissen.  Und  will  man  sich  etwa  mit 
r  Bemerkung  trösten,  die  Wähler  können  ja  die  an.  sie  gestellten  Zu- 
Bthangen  zurückweisen  und  gegen  das  Andringen  der  Regierung^  unbestech- 
;he  Männer  eigener  Wahl  in  die  Vcrsanmilung  schicken?  Ich  will,  nicht 
»Häufig  reden  v<hi  der  Unzweckmässigkeit  und  Folgewidrigkeit,  welche 
urin  liegt,  wenn  man  die  wichtigste  Staatsanstalt  den  Angriffen  der  Re*- 
enuig  selbst  aussetzt,  ihre  Vertheidigung  aber  dem  Muthe  und  der  Ein- 
cht  der  einzelnen  Bürger  überlässt.  Allein  daran  muss  ich'  doch  'erinnern, 
US8  es  eine  seltsame  Klugheit  ist,  den  Unterthanen  an.  einen  entschlossenen 
''iderstand  gegen  die  Zumuthnugen  seiner  Vorgesetzten  zu  gewöhnen^  und 
D  Verdienst  darin  zu  finden,  wenn  er  siegreich  den  Absichten^  der  Re- 
emng  entgegengetreten  ist.    Nichts  ist  einleuchtender,  al^  dass  auf  solcb^ 
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Weise  künstlich  ein  beschwerlicher  und  vielleicht  geßUirlicher  Sinn  girotB 
gezogen  wird.  —  Kurz  bei  dem  Systeme  der  Cormption  irird  die  Einheit 
der  Staatsgewalten  um  den  Preis  det  Abneigung  und  Unzufriedenheit  der 
Mehrzahl  im  Volke,  nur  allzu  häufig  sclbsji  um  Hass  und  Verachtung  gegen 
die  Regierung  erkauft. 

Und  beschränkte  sich  am  Ende  das  Ucbel  nur  auf  das  bisher  Bemerkte! 
Allein  zu  diesen  aus  dem  Bestreben  einer  Gewinnung  der  Volksvertretung 
unmittelbar  sich  ergebeiiden  Folgen  kommt  auch  noch  ein  erst  in  zweiter 
Reihe  sich  entwickelnder  Misstand,  welchen  ich  höher  als  aUe  andern  anijii- 
schlagen  geneigt  bin.  Es  ist  dies  der  (reist  und  die  Art  der  Thätigkeit  der 
Opposition  in  unsem  Kammern.  Trotz  alles  Einflusses  auf  die  Wahlen  und 
aller  selbstischen  Ernennungen  in  die  Pairskammer  ist  doch  eine  volistftndige 
Beseitigung  Jedes  unabhängigen,  dem  bestehenden  R^erungssysteme  oder 
den  Ministem  persönlich  abgeneigten  Bestandtheiles  nicht  möglich.  Wöm 
auch  wenig  zahlreich,  so  ist  doch  eine  Opposition  immer  vorhimden,  und  zwar 
besteht  diese  sogar  in  der  Regel  gerade  aus  den  entschiedensten  und  bedeu- 
tendsten {jcgnern  der  Regierung,  weil  nur  solche  etwa  in  einem  Wahlkampfe 
durchdringen.  Allerdings  kann  nun  eine  solche  Minderzahl  die  Plane  der 
Regierung  nicht  hindern ;  aber  man  kann  ihr  auch  das  Reden  nicht  yerbieten. 
Nun  liegt  die  Sache  aber  so.  Wäre  die  Opposition  in  der  Lage,  ich  möchte 
sagen  in  dej  Gefahr,  ihren  Tadel  in  positive  Vorschläge  verwandeln,  ihre  gegen 
die  Regierungsmaassregeln  und  überhaupt  gegen  das  Bestehende  gerichtetoi 
Anträge  ausführen  zu  müssen,  so  wäre  sie  genöthigt,  auf  dem  Boden  des  Mög- 
lichen zu  bleiben.  Sie  könnte  sich  nicht  blos  die  leichte  und  in  der  Meinnni 
der  Menge  dankbare  Rolle  des  Verneinens  und  der  blossien  Andeutung  voi 
Beglttckungsplanen  beschränken,  sondern  sie  müsste  auch  mit  positiven  und  mii 
unmittelbar  anwendbaren ,  ausgearbeiteten  Planen  hervortreten.  Dann  aber 
gibt  auch  sie  der  Kritik  der  Gegner  eine  Handhabe ,  und  vor  Allem  ist  sie 
zur  Vorsicht  und  Ueberlegung  der  Ausführbarkeit  genöthigt.  Dadurch  fallGB 
dann  aber  all(;  Ueberschwänglichkeiten  und  blos  auf  den  Eindruck  berechnete 
Redensarten  weg;  die  Opposition  erscheint  nicht  mehr  als  eine  ganz  andere, 
hoch  über  der  unfähigen  und  böswilligen  Regierung  stehende  Art  von  Qeistem. 
Eine  Widerspruchspartei,  welche  erwarten  kann,  dass  man  sie  beim  Worte 
nehme  und  von  ihr  die  wirkliche  Ausführung  ihres  Systemcs  verlange»  wird 
sich' sehr  besinnen,  der  Ideologie,  der  Einbildungskraft  oder  der  blossen 
Tadellust  den  Zügel  schiessen  zu  lassen.  Sie  muss  ja  fahlen,  dass  sie  äxk 
gänzlich  zu  Grunde  richten  liönnte,  intellectuell  und  sittlich.  Damit  ist  aber 
natürlich  für  die  Regierung  sehr  viel  gewonnen.  Sic  steht  nicht  mehr  sogar 
traurig  im  Schatten ;  die  Unterschiede  zwischen  ihren  Vorschlägen  oder  Kuod- 
lungen  und  den  Gegenanträgen  sind  in  viel  engere  Kreise  gebannt ;  sie  ist 
picht  mehr  das  böse  Princip,   welches  immer  nur  das  Recht  und  das  WoU 
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des  Volkes  verhindert,  während  sie  nur  wollen,  nur  die  Hände  nach  den  ihr 
dargebotenen  Beglückungsplanen  ausstrecken  dürfte.  Der  Streit  ist  jetzt  zu- 
rückgeführt auf  Gleichartiges,  und  es  wird  sich  dann  wohl  auch  zeigen,  4ass 
die  Ansichten  der  Regierung  nicht  immer  die  schlechteren  siad.  Hierbn 
kann  nun  aber  bei  dem  Systeme  der  (jonuption  gar  keine  Rede  sein.  An 
ein  Herbeiziehen  der  kleinen  Opppsitionf  zur  Ausführung  mit  zu  denken, 
wäre  Wiederspruöh  in  sich.  Also  lässt  diese  sich  denn  auch  gehen ;  ihr ' 
Tadel  und  ihre  angeblichen  Vorschläge  gehen  ins  Weite  und  Blaue,  damit 
aber  auch  die  Verfdhi'ung  der  Volksmeinung  gegen  die  Regierung.  Werfen 
Sie  mir  nicht  vor^  dass  ich  übertreibe  oder  gar  Tcrläumde.  Sehen  sie  sich 
vielmehr  um  in  der  Wirklichkeit,  und  fragen  Sie  sich,  ob  denn  in  der  Regel 
20  r^eren  wäre  mit  dem,  was  unsere  Oppositionen  wollen  und  zu  yer- 
.willigen  geneigt  sind?  Und  es  ist  dies  nur  eine  psychologische  Nothwendigiceit, 
keineswegs  eine  bewusste  Schlechtigkeit  und  Hinterlist  von  Seite  der  Oppo- 
nenten. Es  ist  die  Folge  der  Erbitterung  grundsätzlich  und  zum  Theil  mit 
onlöblicheu  Mitteln  Zurückgediängter,  des  Mangels  an  Erfahrung  beständig 
von  den  Geschäften  Ausgeschlossener,  der  Beschränkung  auf  rein  theoretische 
Plane  und  der  Befreiung  von  aller  Anmuthung  der  Ausführung. 

Was  ist  denn  nun  aber  das  Gesammtergebniss  ?  Gewiss  kein  anderes, 
als  dass  zwar  bei  dem  Systeme  der  Gewinnung  der  Volksvertretung  um  jeden 
Preis  die  Regierung .  zunächst  uuaufgehalten  fortschreitet,  weii  formeU  die. 
Einheit  der  Staatsgewalten  hergestellt,  und  der  Dualismus  von  Fürstenthom 
und  Volksrecht  ausgeglichen  ist ;  dass  aber  diese  augenbliekliche  Möglichkeit 
und  vielleicht  selbst  Leiditigkeit  der  Regierung  um  den  Preis  einer  Innern 
Auflösung  erkauft  wird,  welcher  auf  die  Dauer  für  die  Staatsleitung  und  ttr 
das  monarchische  Princip  die  grösste  Gefahi*  bringt.  Es  erscheint  nämlich 
leicht  das  Fürstenthum  der  Menge  als  unaufrichtig,  unsittlich  in  seinen 
Mitteln,  selbstsüchtig,  dem  eigenen  Worte  und  der  Verfassung  untreu,  d.  h.  es 
wird  gehasst  und,  was  noch  weit  schlimmer  ist,  verachtet.  Nun  aber  ist. 
kein  Satz  im  Staatsleben  wahrer,  als  der,  dass  ein  sitthch  verkommenes 
Princip  auf  die  Dauer  vöUig  unhaltbar  ist.  Es  mag  heute  noch  und  morgen 
halten,  weil  kein  Angriff  erfolgt;  allein  wenn  einer  kommt,  so  stürzt  es 
rettungslos  in  sich  zusanunen.  Es  ist  eine  vermoderte  Mumie,  die  bei  der 
leisesten  Berührung  in  ein  Aschenhäufchen  zerfällt.  Ein  solcher  Stoss  aber 
moss  ja  bei  Staaten  früher  oder  später  kommen,  sei  es  von  Aussen  oder 
von  Innen;  doppelt  sicher  da,  wo  fortwährend  ein  nicht  zu  beseitigender 
Feind  rüttelt  tmd  auf  die  Schäden  hinweist. 

Diess  wird  denn  nun  auch  durch  ^die  Thatsache  uachgewieseii.  SoBte 
je  dn  theoretischer  Zweifel  obwalten  können  über  die  verderbliehen  Folget 
des  Cormptionssystemcs,  so  wäre  das  einzige  Beispiel  Louis  Pbilipp's  hin- 
reichend zur  Uebcrzeugung.    Folgerichtiger^  ausdauernder,  grossai  tiger,  und 
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mit  mehr  Verstand  ist  dieses  Systep  gewiss  nie  ausgeführt  word^  als  vwi 
diesem  Fürsten.    Es  gelang  auch   achtzehn  Jahre  lang  eine  IC^hrlteit-  ^r 

-  ^  ^^^ 

.  -Yalksvertretung  .zu  erhalten,  welche  mit  der  Regierung  ging,  aber  das  Yolk 
,  n&ht  hinter  sich  hatte.  (Ob  hierin  das  Yolk  verständig  handelte*,  ist  für 
unsere  Frage  ganz  gleichgültig.)  Die  Regierung  ging  ihren  Weg,  immer 
leichter  und  ^regelter ;  sie  setzte  in  den  Hauptsachen  durch,  was  sie  wollte, 
und  schien  selbst  schai;fsinnigen  Beobachtern  felsenfest  begr&ndet  und  was 
war  die  Wahrheit?  Eine  allgemeine  Missstimmung  und.  namentlich  Miss- 
achtung; eine  vollständige  Zerfressung  jedes  sittliche»  Bandes;  eine  ümnög- 
lichkeit  des  Eönigthüm^.  Was  war  das  Ergebniss?  Einige  hundert  Ab^* 
:  teurer  warfen  den  anscheinend  gläiizei^dsten  Thron  Eiiropa's  eni,  weil  er  in 
seiner  künstlichen  Stärke  vereinzelt  stand,  seine  sittlichen  Stützen  durch- 
genagt waren.  Und  wollte  man,  meines  Bedünkens  ganz  mit  Unrecht^  eiii% 
wenden,  dass  auch  ein  anderes  System  das  Königthum  in  Frankreich-  hätte 
nicht  retten  können  bei  dem  durchaus  demokratischen  Sinne  de;r  Nation,  so 
bleibt  jedenfalls'  so  viel  stehen ,  dass  durch  ein  Corruptionssystem  nnd  ge- 
machte Kammennehi'heiten  wesentliche  Gefahren  und  Schwierigkeiten  nicht 
beseitigt)  vielmehr  gesteigert  wurden.  Und  schon  diess  genügt  mir  zunächst 
vollkonmicn  für  meinen  Satz;  denn  Schwierigkeiten  und  Gefahren  sind  nun 
einmal  eben  im  Staatsleben. 

Steht  soüiit  aber  fest,  dass  die  Corruption  der  Volksvertretung  nicht  das 
richtige  Mittel  ist,  um  den  Dualismus  zwischen  den  beiden  Factbren  des  Sfaats- 
wiUetas  auszugleichen,  so'  ist  damit  auch  von  selbst  gesagt,  dass  also  di^ 
HtUfe  bei  dem   parlamentarischen  Systeme  gesucht  w(»*den  müsse« 
Es  gibt  ja  kein  Drittes. 

Die  Einrichtung  aber  ist  au  sich  eine  einfache,  Sie  bestellt  lediglich 
darin,  dass  das  Ministerium  jedesmal  im  Sinne  der  Mehrheit  der  "YolksTer- 
tretung  zusammengesetzt  und  zwar  mit  den  Leitern  derselben,  besetzt  wird. 
*  Natürlich  führen  diese  dann  die  Geschäfte  in  der  Aüflfassung  ihrer  politisohe& 
Partei ,  und  damit  ist  in  allen  wesentlichen  Dingen  volle  Uebereinstimmnng 
zwischen  der  Regierung,  und  der  Repräsentation  hergestellt  Eine  OppositioD 
mag  sein;  4illein  sie  ist  die  Minderheit,  und  somit  nicht  im  Stande,  den 
Gang  der  Regierung  zu  hemmen.  Aendert  sich  seiner  Zeit  die  Mehrheit, 
'  sei  es  in  Folge  von  Wahl,  sei  es,  weil  ein  Theil  der  bisherigen  Anhänger 
mit  den  Regieruugsmaassregelu  unzufrieden  geworden  ist,  so  '^ürird  das 
Ministerium  entlassen  und  ein  anderes  im  Geist  und  aus  dem  Kerne  der 
Jetzigen  Mehrheit  gebildet.  Die  bi^erige  Verwaltung  mag  in  die  Opposition 
.  treten.  Die  Rechte  des  Fürsten  erleiden  bei  diesem  Wechsel*  gar  keine 
Aenderung,.  jedenfalls  keine  formelle.  Nicht  nur  bleiben  alle  persOnli^ieB 
Rechte,  welche  sich  auf  die  Majestät  des  Staatsoberhauptes,  auf. die 
Stellung  als  Haupt  seines  Uauses ,  auf  die  Vermögensverhäitnisse.  jeder  Art 
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beziehen,   YoUkommen  unangetastet,   Boudern  auch  die  verfassungsmässigen 
Regieraog^rechtj^  werden  nicht  geändert.    Det  Fttrst  ist  auch  hier  ■  Inha.ber 

der  Staatsgewalt,   seine  Zustimmung   ist   noth wendig   zu  allen  Begiernngä- 

-  -   ■   ■  "  to  • 

handlangen,  iiamentlich  zur  Gesetzgebung ;  er  ernennt  die  Beamten  und  ent- 
fernt sie  wieder,  J&  nach  Massgabe.der  Gesetze.  Die  Personifikation  des 
Staates,  Im  Verhältnisse  zum  Auslande,  bleibt  unverändert.  Aber  allerdings 
wird  verlangt,  dass  der  Fürst  die  Leitung  der  Verwaltung  in  dem  Sinne 
der  jeweiligen  Mehrheit  der  Volksvertretung  als  eine  politische  Nothwendig- 
keU  ansieht,  und  demnach  nicht  nur  seine  amtlichen  Rathgeber  wählt,  sondern 
aach  aufrichtig  und  ohne  Hinterhalt  nach  deren  Ansicht  regiert  und  regieren 
lässt.  Nicht  seine  persönliche  Ansicht  oder  Liebhaberei ,  auch  nicht  sein  - 
rein  persönliches  (von  dem  des  Staates  verschiedenes)  Interesse  soll  deö. 
Aosscfalag  in  Staatsgeschäften  geben,  sondern  die  Nafur  der  VerhäKnisse. 
Es  wird  iim  kein  bestimmter  einzelner  Diener  aufgedrungen ;  aber  er  kann, 
ohne  die  ganze  Verwaltung  in  Unordnung  und  Stockung  zu  bringen,  keinen 
wählen ,  welcher  im  Widerspruche  wäre  mit  der  eben  jetzt  nothwendigen 
Hichtung  in  der  Politik.  Alles  diess  aber  ist  nicht  etwa  in  einem .  Gesetze, 
als  Vorschrift  verzeichnet,  sondern  es  ist  nur  eine  auf  die  Einsicht  ihres 
überwiegenden  Nutzens  beruhende  Gewohnheit;  es  ist  kein  Verfassungs- 
paragfaph,  sondern  ein  Regierungssystem. 

Die  Folgen  dieses  Systems  sind  aber  einleuchtend.  Ich  habe  sie  oben 
bereits  mit  einigen  Worten  angedeutet. 

Vor  Allem  ist,  in  irgend  wesentlichen  Dingen  und  auf  die  Dauer,  eine 
verschiedene  politische  Richtung  der  Regierung  und  dpr  Volksvertretung, 
selbst  eine  Meinungsverschiedenheit  flber  einzelne  wichtige  Maassregeln,  gar 
nicht  denkbar.  Entweder  hat  das  Ministerium  die  Mehrheit  in  der  Ver-' 
Sammlung  fftr  sich;  dann  findet  grundsätzliche  Uebereinstimmnng  von  Hause 
ans  statt,  wenigstens  fügen  sich  die  Anhänger  in  der  Repräsentation  dem 
Willen  ihrer  im  Ministerium  sitzenden  Leiter.  Oder  aber  es  wendet  sich 
die  Mehrheit  der  Vertretung  principiell  von  der  bisherigen  Verwaltung  ab, 
and  es  entsteht  eine  neue  Mehrheit  mit  einem  bewussten  staatlichen  Ziele ;. 
dann  fibernimmt  diese  die  Zügel  ohne  allen  Widerstreit  und  führt  nun 
siegreich  ihre  Ansicht  durch.  Also  nur  ganz  vorübergehend,  nämlich  bis 
die  Thatsache  einer  Acnderung  der  Mehrheit  uiun^eifelhaft  feststeht  und 
die  Personen  der  neuen  Verwaltung  bestimmt  bezeichnet  sind,  kann  hier 
eine  Ungewissheit  und  ein  Stocken  in  der  Staatsleitung  yorkonmien.  Regel 
ist  die  praktische  Beseitigung  des  Dualismus. 

Allerdings  ist  auch  hier  eine  Opposition,  und  zwar  oft  sogar  eine  zahlr 
reiche,  und  nach  ihren  Geisteskräften  sehr  bedeutende.  Solchen  politischen 
Gegnern  gegenüber  sitzt  das  Ministerium  nicht  auf  Rosen.  Auch  gebe  ich 
gerne  zu,   dass  die  Opposition   im  parlamentarischen  Systeme  dem  Volke 
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ebenfalls  zu  einer ^ratioDalibtisclien  Ansicht  vom  Staate  verhilft,  oiid  d|M 
ihr  Dasein  und  ihr  Auftreten  einem  patriarchalischen  Gefühlsleben  im  Staate, 
einer  persönlichen  Pietät  und  einem  Auctoritätsglauben  an  dieWeisbeit  dfer 
Staatsmänner  nicht  sehr  günstig  ist.  Die  Beschränktheit  des  Untertbanen- 
verstandcs  wird  auch  durch  eine  solche  Opposition  alünählig  emancipirt 
Dennoch  welch'  wesentlicher  und  sehr  heilsamer  Unterschied  zwischen  den 
Widerspruchspai-teien  in  dieser  Auffassung  des  repräsentativen  STStems  und 
den  bei  anderer  Behandjung  der  Vertretung  nothwendig  entstehenden! 

Einmal  gehen  —  so  lange  nicht  tiberhaupt  eine  Revolution  im  Anzöge 
ist  —  die  Angriffe  nicht,  und  können  nicht  gehen,  gegen  das  monarcbisdie 
Princip  und  eine  angeblich  selbstsüchtige  ßegierungsauffassung  desselben, 
sondeni  nur  gegen  das  politische  System  eines  Thciles  des  Volkes  selbst. 
Es  kann  von  einer  sittlichen  Verdächtigung  des  Fürsten  weder  mittelbar 
noch  unmittelbar  die  Rede  sein,  sondern  nur  von  einem  Kampfe  unter  den 
Parteien  in  der  Veitretung.  Und  wie  heftig  auch  dieser  sein  mag,  wie 
grossen  Schaden  dabei  die  gerade  am  Ruder  befindliche  Mehrheit  auch  leiden 
mag:  das  Wesen  der  Staatsgewalt  bleibt  in  seinem  Kerne  una&getastet, 
und  der  ganze  Erfolg  ist  schliesslich  nur  eine  Belehrung  für  das  Volk,  dasses 
künftig  anders  zu  wählen  habe.  Diess  ist  für  das  Bestehen  der  Monarchie  von 
dem  höchsten  Werthc.  Vergleichen  Sie  einmal  die  Ergebnisse  der  parU- 
mentarischon  Kämpfe  in  England  und  Belgien  mit  den  in  Frankreich  zu 
Tage  getretenen,  die  persönliche  Stellung  der  Königin  Victoria  oder  die 
Leopold's  von  Belgien  mit  der  Louis  Philipp's.  Und  wollten  Sie  mir  etwa 
die  persönliche  Trefflichkeit  jener  beiden  Regenten  als  Grund  der  Verschieden- 
heit entgegenstellen,  so  würde  ich  (um  nicht  über  Louis  Philipp  zu  streiten] 
auf  Fürsten  wie  Georg  IV.  hinweisen.  Selbst  er,  der  wahrlich  persOnliclM 
Achtung  nicht  verlangen  konnte,  ging  unversehrt  genug  aus  dem  Ringen 
der  Parteien  im  Pailiamente  hervor,  und  konnte  das  Princip  des  Königthums 
durch  seine  Persönlichkeit  nicht  zu  Grunde  richten. 

Zweitens  aber  muss  ich  nochmals  erinnern,  dass  die  Opposition  bei 
diesem  Systeme  auf  dem  Boden  der  Regierungsmöglichkeit  bleiben  muss. 
Sie  kann  ja  in  jedem  Augenblicke  aufgerufen  werden,  ihre  Theorieen  zu  ver^ 
wirklichen.  Damit  aber  wird  der  Streit  nothwendig  ein  verständigerer,  und 
es  kommen  nicht  durch  glänzende  aber  widersinnige  Reden  onmöghcbe 
Wünsche  uüd  sinnlose  Vorwürfe  in  die  Köpfe  der  Menge.  Auch  hat  es 
dann  mit  dem  Uerumwerfen  des  Staates  von  einem  Systeme  in  das  andere 
im  I'alle  eines  Minis terweclisels  nicht  so  viel  auf  sich.  Allerdings,  werden 
Aenderungen  eintreten,  bisherige  Plane  aufgegeben,  indessen  zurückgewiesene 
Gedanken  verwirklicht  werden.  Allein  es  geht  diess  doch  nicht  über  eine 
bostinunte  Schwankungsgränze  hinaus.  England  wird  nicht  auf  den  Kopf 
gestellt,  wemi  an^^tatt  Lord  John's  Lord  Derby  erster  Minister  wird;    aber 
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Ledm  Rollin  konnte  ohne  eine  Revolution  nicht  an  die  Stelle  von  Ouizot 
treten.  Nichts  ist  (etwa  frühzeitige  und  unreife  politische  Schriftstellerei 
abgerec\met)  gefährlicher,  als  wenn  ein  Staat^ann  sich  durch  eine  falsche 
Oppositionsstellung  zu  Theorieen  hinreisseniasst,  welche  keine  Ausführung 
finden  kennen.  Wird  er  dann  später  zur  Leituilg  der  Geschäfte  berufen, 
so  bleibt  ihm  nur  die  Wahl  zwischen  einer  Verläugnung  seiner,  eigenen 
fräheren  Sätze  und  dem-  Versuche  der  Ausführung  von  Unmöglichkeiten. 
Im  ersten  Falle  leidet  sein  Ruf  Schiffbruch,  im  andern  Falle  der  Staat 
Schaden;  in  beiden  kann  er  auf  die  Dauer  nicht  nützen  und  aushalten.  Wir 
haben  diess  reichlichst  an  unseren  Mäi'zministerien  gesehen,  welchen  da? 
Scheitern  an  ihren  Oppositionsantecedenticn  nur  durch  einen  unerwartet 
schnellen  Sieg  der  Reaction  erspart  wurde,  und  welche  —  niemand  wird  es 
längncn  —  in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Herrschaft,  eben  durch  ihre  eigene 
frühere  Opposition,  maiichfach  zu  Beschlüssen  gedrängt  wurden,  welche  mit 
einer  festen  Regierung  unvereinbar  waren.  Eine  Opposition  in  einem 
parlamentarischen  Systeme  kann  regieren,  die  von  einem  System  der  Gor- 
ruption  übrig  gelassene  nimmermehr.  «Her  ÄIajesty*s  Oppositon»  ist  nicht 
bk)s  ein  Scherz,  sondern  eine  grosse  politische  Wahrheit,  Auch  wollen  Sie 
wohl  bemerken,  dass  wenn  die  Widerspruchspartei  in  solchen  Schranken, 
gehalten  ist,  ihre  persönliche  Nähe  dem  Fürsten  keine  so  peinlichen  Gefühle 
erweckt,  nicht  zur  gesellschaftlichen  Unmöglichkeit  wird ,  wie  es  da  leicht 
sein  kann,  wo  die  jetzt  unvermeidlich  gewordenen  Männer  sich  bisher  nach 
Form  und  Inhalt  in  dem'  Aeussersten  bewegt  hatten.  Diess  aber  ist  kein 
onbede^itender  Umstand. 

Non  nur  noch  ein  Wort  über  einen  dritten  Punkt ,  und  dann  sind  Sie 
meine  heutige  lange  Erörterung  los.  Ich  muss  nämlich ,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  auch  die  Folgen  betrachten,  welche  ein  parlamentarische 
System  für  den  Fürsten  persönlich  hat.  Dass  das  monarchische  PriUcip. 
nicht  nur  nicht  Noth  leidet,  sondern  sogar  einen  sehr  dienlichen  Blitzr 
ableiter  erhält,  haben  wir  bereits  gesehen.  Allein  damit  ist  allerdings  noch 
nicht  gesagt,  dass  sich  ein  regierender  Fürst  persönlich  mit  solchen  ihm 
durch  äussere  Nothwendigkeit  aufgedrungenen  Wechsel  in  Regierungsrich- 
tungen  und  in  der  Person  seiner  nächsten  Diener  zufriedenzustellen  Ursaohe 
hat  Nichts  ist  in  der  That  möglicher,  als  dass  ihm  die  allerdings  ein- 
tretende wesentliche  Beschränkung  des  persönlichen  Willens  in  Staatssachen 
entschieden  zuwider  ist;  und  zwar  um  so  mehr,  je  grösseres  Eraftbewusst- 
sein  und  Thätigkeitslust  einer  hat.  Ich  habe  die  Heuchelei  nie  leiden  kön- 
nen, mit  welcher  man  nicht  selten  sucht,  die  Beschränkung  des  Fürsten 
durch  das  parlamentarische  System  als  unbedeutend  ^darzustellen.  Diese 
Beschränkung  ist  gross.  Noch  mehr:  sie  soll  gross  sein;  diess  ist  klar 
bewusste  Absicht.    Es  soll  der  Staat  nicht  nach  der  persönlichen  Ansicht 
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des  Fürsten,  soudern  nach  dem'  Programme  der  in  der  Mehrheit  biefind- 
lichen  politischen  Partei  geführt  werden;  und  es  kann  und  moss  Yorkbnuoen, 
dass  der.  Begent.  seiiTe  formelle  Zustinmiüng  zu  Maassregeki  giebt^  welche 
.ihm  persönlich  zuwider  sind.  Ich  f^r ,  m^ine  Person  begreife  .somit  ganz 
wohl,  dass  unsern  Forsten  die  Annahme  der  hi  .Fr%ge  stdi^den  Regie- 
rungsweise  als  ein  grosses  Opfer  und  als  eine  Art  Yoii  capitis  draiiimtio 
erscheint...  Dennoch  muthe  ich  diese  Annahme  unbedingt  an;  nnd  diess  zwar 
nicht  blos  im  Interesse  des  Staatswohles ,  sondern  namentlich  auch  in  dem 
persönlichen  Nutzen  der  Fürsten  und  ihrer  Geschlechter.  Ueber  jene  ROck- 
dcht  viele  Worte  zu  machen^  erlassen  Sie^mir  wohl.  Es  wäre  leicht  geug, 
eine  Sittenpredigt  darüber  zu  schreiben ;  aber  ich  bin  etwas  sdiwei^Uiibig 
hinsichtlich  der  durchschlagenden  Wirkungen  solcher  Versuche,  die  Dinge 
in's  Gewissen  zu  schieben.  Ich  halte  mich  ein&ch  an  deh  trockenen  ood 
kalten  Verstand.  Sind  die  oben  vorgetragenen  Vorders&tze  richtig,,  so  stellt 
in  denjenigen  Staaten,  welche  nun  einmal  für  die  reprftsentative  Bogienqig 
reif  sind  j  den  Fürsten  nur  die  Wahl  offen  zwischen  einem  allmfihligeä  1^ 
abgleiten  auf  der  schlüpfi*igen  und  nicht  sehr  reinlichen  Bahn  der.'Comqiüon 
bis  an  den  Rand  eines  sittlichen  und  politischen  Abgrundes,  und  zwischeo 
dem  Fügen  in  das  parlamentarische  System ,  d.  h.  in  eine  WQ9entlicfae  Be- 
schränkung des  persönlichen  Willens  und  me  vielüacfae  SelbstVerlftngnnog. 
Mag  nun  auch  im  erstem  Falle  das  Hinabstürzen  nicht  unbedingt  dothwaidig 
seiii,  so  ist  doch  eine  solche  Stellung  peinlich  und  nicht  ruhmvoll-  Die 
Selbstverläugnung  dagegen  ist  zwar  eine  saure  Aufgabe ,  zumeist  für  Soldie, 
welchen  ihr  ausnahmsweises  Leos  auf  der  Erde  so  wenige  .Gelegenheit  zur 
Uebung  darin  giebt.  Allein  wenn  dieselbe  eine,  immerhin  noch  sehr  ein- 
flussreiche  und  wichtige  Stellung,  einen  von  äusseren  Unannehmlichkeitai 
fast  üT)er  die  Gebühr  freien  Lebensweg,  eine  gesicherte  Zukunft  Itlr  ach 
und  die  Nachkommen  giebt:  so  ist  denn  doch  kein  ungewöhnliches  Maass 
von  Einsicht  erforderlich,  um  das  Vortheilhafteste  zu  wählen,  und  kein 
über  menschliche  Kraft  gehender  Entschluss,  um  das  unv^meidliche  Opfer 
zu  bringen. 

Ich  wenigstens  habe  noch  so  viel  Vertrauen  in  den  Verstand  und  den 
Charakter  der  Menschen,  dass  ich  ein  freiwilliges  Handein  dieser  Art  ftr 
möglich  erachte.  Am  wenigsten  machen  mich  die  eben  jetzt  vor  sich  gehen- 
den Dinge  stutzig.  Diess  sind  uaturgemässe  und  vorübergehende  RflckscbUige 
nach  Uebertreibungen  und  Ueberspannungen.  Die  wirkliche  Unterlage  der 
Dinge,  d.  h.  die-Bildungsstufe  des  Volkes,  wird  schon  wieder  zum  Vorscheine 
kommen.  Aber  sei  dem,  wie  ihm  wolle ,  mein  erstes  praeterea  censeo  bleibt 
die  Anerkennung  des  parlamentarischen  Systemes,  wenn  ich  an  die  Erhal- 
tung der  Monarchie  glauben  soll. 
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Endlich,  mein  Bester,  vwlasseh^Sie  also  die  blos  beobachtende  Stellung, 
in  welcher  Sie  bisher  meine  Ailseinander§ctzungen  leidend  hinnahmen,  kaum 
hie  und  da  eine  Zwischenbemerkung  einwerfend.  In  raschem  Angriffe  über- 
schütten Sie  meine  Empfehlung  der  parlamentarischen  Rogieningswei^e  mit 
Fragen ,  welche  Sic  wohl  für  unbeaiitwortBar  erachten ,  und  mit  offenem 
Widerspruche.  Ich  werde' die  Antworten  nicht  schuldig  bleiben;  gestatten 
Sie  mir  jedoch ,  dass  ich  zunächst  meine  Lehre  ganz  entwickele.  Vielleicht 
haben  Sie  auch  gegen  den  z^veiten  Thcil  derselben  Einwendungen  zu  macfien, 
die  wir  dann  gemeinschaftlich  mit  den  schon  vorgebrachten  besprechen  wollen. 

Ich  habe  also  noch  den  zweiten  Satz  zu  entwickeln ,  welcher  dahin  geht, 
dass  das  Fehlschlagen  des  constitutioncllen  Systenies. auf  dem  Festlande  noch* 
einen  weiteren,  ganz  selbstständig  wirkenden  Grund  habe.  Diesen  finde  ich 
in  der  falschen  Bildung  der  vertretenden  Versammlungen, 
welche  hervorgegangen  ist  aus  einer  unrichtigen  Auffassung  des  Volks- 
lebens ,  der  Rechte  und  Interessen  des  Volkes ,  einer  unrichtigen  daraus 
hervorgegangenen  Organisation  der  Wahlen,  mit  Einem  Worte  {fus  einem 
Verkennen  der  wahren  gesellschaftlichen  Gliederuilg. 

Die  Thesis  an  sich,  dass  die  Erfüllung  der  Aufgabe  einer  Volk'sver- 
tretung  wesentlich  bedingt  s6i. durch  die  Art  ihrer  Bildung  und  Zusammen- 
setznng,  brauche  ich  wohl  nicht  erst  zu  erweisen.  Es  versteht  sich  von 
selbst ,  dass  die  blosse  Zutheilung  einer  Pflicht  und  einer  Zuständigkeit- 
noch  keineswegs  schon  die  Sicherheit  der  Vollziehung  gewährt,  sonderh 
dass  jene  erst  einen  Werth  nnd  eine  Wirkung  bekommen  durch  die  wirk- 
Kcbe  Handhabung.  Die  Handhabung  hängt  nun  aber  wesentlich  von  dem 
Geiste  der  damit  beauftragten  Versammlung  ab;  der  Geist  der  Versammlung 
wieder  von  dem  der  einzelnen  Mitglieder.  Es  ist  somit  die  Bestimmung 
dieser  letztem  entscheidend  für  die  Wirksamkeit  des  ganzen  Sy^temes. 

Ich  habe  somit  nur  nachzuweisen,  dass  in  dem  concreten  Falle,  näm- 
lich bei  den  Constitution  eilen  Staaten  des  europäischen  Festlandes ,  die  Bil- 
dung und  Zusammensetzung  der  volksvertretenden  Versammlungen  fehlerhaft 
sei.  Werden  Sie  aber  nicht  ungeduldig,  wenn  ich  dabei  etwas  weitläufig 
bin.  Der  Gegenstand  ist  verwickelt,  und  es  liegt  mir  Alles  daran,  hier 
nicht  missverstanden  zu  werden.  Selbst  also  anf  die  Gefahr  hin,  einfn 
pedantischen  Anstrich  nicht  zu  vermeiden ,  muss  ich  methodisch  und  um- 
sichtig verfahren.  —  Ich  werde  daher  zuerst  darlegen,  wie  die  Aufgabe, 
eine  Volksvertretung  zu  bilden,  thatsächlich  in  den  Staaten  des  Festlandes 
gelöst  worden  ist.  Sodann  werde  ich  zeigen,  dass  diese  Behandlung  eine 
wcf^entlich  und  mehrfach  verfehlte  ist.  Endlich  werde  ich  meine  eigenen 
Verbesserungsvorschläge  machen. 
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Also  Zuerst  von  der  that sächlichen  bisherigen  Bildung  der  Volks- 
vertretung. Aber  ancb  hier  kann  ich  Unklarheit  nicht  vermeiden,  wenn 
ich  nicht  wieder  unterabtheile.  Einmal  muss  ich.  in's  Auge  &s8en,  wie 
diese  das  Volk  vertretenden  Ausschüsse  aus  seiner  Mitte  im  Ganzen  ge- 
bildet werden.  Dann  aber,  zweitens,  die  Art  and  Weise  besprechen,  wie 
das  einzelne  Mitglied  einer  solchen  Versammlung  bezeichnet  wird. 

Die  Zusanmienseteung  der  zur  Volksvertretung  bestimmten  Versamm- 
lungen  ist  allerdings  in  den  verschiedenen  festländischen  Staaten  verschieden 
genug  ausgefallen;  doch  lassen  sich  alle  diese  Einrichtungen  unter  zwei 
Familien  bringen.  —  In  der  einen  stehen  diejenigen  Versammlangen,  bei 
deren  Bildung  die  Einheitlichkeit  des  der  Regierung- gegenüber  ge- 
stallten Volkes  als  Grundgedanke  festgehalten  wird.  So  wie  mim  sich  dieses 
Volk  als  Eine  morahsche  Person  mit  gemeinschaftlichen  Rechten,  and  etwa 
Interessen,  denkt,  so  lä^t  man  auch  eine  gleichartige  Körperschaft  von 
Vertretern  entstehen ;  und  zwar  wird  dieselbe,  weil  doch  das  ganze  Volk  nicht 
zu  Einer  Wahlhandlung  vereinigt  werden  kann ,  durch  Wahlen  in  einzeben, 
geographisch  eingetheilten ,  der  Eop&ahl  nach  möglichst  gleichen  Bezirken 
gebildet..  Es  ist  dabei,  zur  Vermeidung  jeder  falschen  Auffassung,  in  der 
Regel  noch  ausdrücklich  bemerkt,  dass  der  Gewählte  nicht  Vertreter  seines 
Wahlbezirkes ,  sondern  des  ganzen  Landes  (d.  h.  Volkes)  sei.  Und  wenn 
sich,  wie  allerdings  der. Fall  ist,  diese  einheitliche  Versanunlung  auch  der 
Rechte  einzelner  Bürger  oder  ganzer  Klassen  derselben  in  gewissen  Fällen 
anzunehmen  hat,  so  geschieht  diess  nur  aus  dem  Gesichtspxmkte  der  Ver- 
tretung auch  des  einzelnen  Mitgliedes  durch  die  Gesammtheit.  Die  eigentlich 
folgerichtige  Form  einer  solchen  Versanmilung  ist  die  Vereinigung  aller 
Volksvertreter  zu  einer  ungetrcnuten  Gesammtheit ;  wie  wir  diesd  denn  auch 
vielfach  erlebt  haben,  zunächst  bei  sogenannten  constituirenden  Versanun- 
lungen  (z.  B.  in  Belgien,  Frankreich,  Deutschland  und  Oesterreich  im  Jahre 
1848,  in  manchen  einzelnen  deutschen,  italienischen  Staaten  u.  s.  w.),  dann 
aber  auch  bei  regelmässigen  Volksvertretungen  (so  in  Frankreich  von  1848 
bis  1851,  Kurhessen  nach  der  Verfassung  von  1830).  Allein  zuweilen  wird 
doch  auch  eine  Spaltung  in  zwei  Abtheilungen  beliebt,  um  die^  gleichgültig 
jetzt  ob  wahren  oder  nur  vermeintlichen ,  Vortheile  einer  Berathang  in  zwei 
Kammern  zu  gemessen.  Wir  sehen  diess  in  Norwegen  und  Belgien.  Ob 
hierbei  verschiedene  Wahlen  für  die  beiden  Kanunem  vorgenommen  werden, 
oder  die  gleichmässig  Gewählten  durch  Loos  abgetheilt  werden,  ist  an.  sich 
gleichgültig,  so  lange  jene  Doppelwahlen  in  der  Hauptsache  aaf  dem  Ein- 
heitsgedanken ruhen.  Ein  etwas  höherer  Census  u.  s.  w.  gibt  keine  wesent- 
liche Verschiedenheit.  —  Die  andere  Familie  der  Vertretungseinrichtongen 
umfasst  diejenigen  Ordnungen,  in  welchen  eine  V^retung  der  Ge- 
sammtheit nach  dem  Einheitsprincipe  allerdings  besteht,  daneben  aber  mit 
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gleicher  Berechtigung  Rücksiiiht  gepommen  wird  auf  eine  besondere  Ver- 
tretung bevorzugter  Stände  oder-  Interessen.*  Hier  ist  denn  also  die  Masse 
des  Volkes-  und  das  der  Gresammtheit  zustehende  Recht  nicht  bei  Seite  gesetzt, 
vielmehr  deren  Vertheidigung  sowohl  den  aus  der  Gcsammtheit  Gewählten 
tibertragen,  als  auch  den  zunächst  zur  Besorgung  von  Sonderinteressen 
Bestimmten '  zur  gleichzeitigen  Pflicht  gemacht;  allein  es' findet  doch, in  so 
ferne  ein  sehr  bedeutender  unterschied  statt,  als  hier  die  Forderungen  der 
GesJEimnitheit  im  Falle  eines  Zusamnienstosses  mit  solchen  bevorzugten 
Sonderinteressen  leieht  zurückgesetzt  werden,  und  umgekehrt  die  Rechte 
Einzelner  über  die  Grebühr  Förderung  finden  können.  Die  Art  und  die  Zahl 
der  mit  besonderer  Vertretung  bedachten  Rechte  oder  Interessen  ist  sehr 
verschieden  in  den  verschiedenen  Staaten.  Wir  finden  darunter  den  grossen 
Grundbesitz,  die  G^eistlichkeit ,  die  Universitäten,  die  grossen  Städte,  hohe 
geschichtliche  Stellungen.  Zuweilen  ist  es  sogar  mehr  auf  eine  Verstärkung, 
der  staalsmännischen  Einsicht  der  Volksvertretmig  oder  auf  eine  zuver- 
lässige Stütze  der  Regierung,  als  auf  die  Vertretung  irgend  eines  bestimmten 
Verhältnisses  abgesehen.  Was  aber  die  äussere  Ordnung  solcher  Vertretiftigen 
betrifft,  so  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  aus  der  Gesammheit 
hervorgegangenen  und  zur  Wahrung  ihrer  Rechte  zimächst  bestimmten  Ab- 
geordneten in  einer  Kammer,  die  zunächst  aus  Sonderstellungen  Hervorge- 
gangenen in  einer  davota  verschiedenen  zweiten  vereinigt  wurden.  Nur  selten 
sind  daher  auch  andere  Zusammensetzungen  und  Künsteleien  versucht  wor- 
den. Volksvertretungen  dieser  Art  sind-  bekanntlich  häufi^g.  FrankreicH 
hatte  im  Jahre  1815  und  1830  Pairskamraorn;  Prcussen  hat  sein  Herren- 
haus;  die  Mehrzahl  der  übrigen  deutschen  Staaten  haben  Kammern  der 
Standesherren  oder  dergleichen. 

Bei  der  Bestimmung  des  c  i  n  z  c  U\  c  n  Mitgliedes  ist  ebenfalls  wieder 
ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  denjenigen,  welche  die  Gesammtheit 
des  Volkes  vertreten,  und  den  Abgeordneten  der  bevorrechteten  Stände  oder 
Klassen.  —  Jene  werden  durchaus  gewählt ,  und  zwar  wird  zu  diesem  Behufe 
das  ganze  St^iatsgebict  in  möglichst  gleiche  Bezirke  getheilt.  Die  höchste 
Folgerichtigkeit  isf  hier,  wenn  je  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Köpfen  ein 
Vertreter  filUt ;  doch  begnügt  man  sich  in  der  Regel  nur  mit  Annäherungen 
an  die  gleiche  Vertheilung.  Eine  nähere  Verbindung  des  zu  Wählenden- mit 
dem  Bezirke  ist  durchaus  nicht  erforderlich.  Weder  muss  er  in  demselben 
seinen  Wohnsitz  haben,  noch  ein  .für  den  Bezirk  besonders  bedeutendes 
Gewerbe  treiben ,  noch  endlich  auch  nur  die  örtlichen  Verhältnisse  näher 
kennen. .  Bios  auf  die  Fähigkeiten  zur  Vertretung  der  Gesammtrechte  wird 
Rücksicht  genonunen;  und  in  der  Regel  ist  hier  dem  Vertrauen  und  der 
Liebhaberei  der  Wähler  freiester  Spielraum  gelassen.  Nur  gißm  selten  ist 
ein  bedeutenderes  Vermögen  zur  Bedingung  gemacht.    Eben  so  verhält  es 
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sich  mit  dem  Rechte  ;ra  wählen.  Zwar  iat  der  falsche  Gedanke  des  allge- 
meinen Wahlrechtes  erst  in  einigen  der  seit  dem  Jahre  1848  entstandenen 
Verfassungen  angenommen,  und  auch  selbst  hier,  wie  z.  B.  in  Preoasen,  wie- 
der durch  die  Eintheilung  nach  Steuerklassen  wesentlich  g^hrochen.  Allein 
seihst  in  den  älteren  constitutiofleDen  Monarchieen,  in  welchen  man  versucht 
l^t,  die  Wahlbefugiiiss  zu  beschränken  auf  die  .zuverlässigeren,  weil  bei  dem 
Wohle  des  SUates  persönlich  und  sachlich  betheiligteren  Bürger,  ist  diese 
Tauglichkeit  zum  Wählen  überall  nur  in  dem  Besitze  irgend  eines  Vermögens 
gesucht,  nicht  aber  mit  besonderen  Zuständen  und  Interessen  in  Verbinduqg 
•  gesetzt  worden.  Auch  hier  also  waltet  schliesslich  nur  die  allgemeine  staat- 
liche Auffassung  vor.  —  Anders  bei  den  Vertretern  der  besonderen ,  begün- 
.Btigten  Verhältnisse.  Hier  ist  bei  der  Bezeichnung  zur  Vertretnng  die 
persönliche  Betheiliguug  au  dem  fraglichen  Verhälthisse  die  aüsscbliessende 
Rücksicht.  Theil weise,  wie  bei  Standesherren  und  Paars,  fällt  das  Recht  zur 
Vertretung  unmittelbar  zusammen  init  einem  persönlichen  Stande;  theilweise 
giebt  der  Besitz  eines  Amtes  ein  solches  unmittelbares  Recht,  sa  bei  hohen 
Geistlichen;  und  selbst  wo  Wahl  stattfindet,  steht  solche  nur  Betheiligten 
zu  und  kann  nur  auf  einen  Genossen  fallen,  wie  z.  B.  bei  Ritterschaften, 
Universitäten,  dem  niederen  Clerus,  den  Magistraten  der  preussischen  Städte, 
welche  ein  Mitglied  aus  ihrer  Mitte  in's  preussische  Herrenhaus  schicken. 
Das  Volk  im  Ganzen  hat  keinerlei  Antheil  an  der  Ernennung  dieser  Gat- 
tung von  Vertretern.  Wie  vielerlei  Kategorieen  derselben  aber  bestehen^ 
diess  ist  sehr  selten  nach  einem  umfassenden  Gedanken,  sondern  in  der 
Regel  nur  nach  geschichtlichen  Gründen  bestimmt  worden;  so  dass  diese 
besonderen  Vertretungen  keineswegs  nothwendig  zusammenfallen  mit  den 
wichtigsten  thatsächlich  bestehenden  Sonderinteressen  im  Volke,  oder  sie 
sänmitlich  darstellen. 

Ich  komme  nun  zu  meiner  Kritik  dieser  Einrichtung.  Zu  deren  Be- 
gründung schicke  ich  aber  diejenigen  allgemeinen  Sätze  voraus,  welche  ich 
ftlr  maassgebend  erachte. 

1.  Wesentliche  Bestandtheile   der  Eigenschaften,    durch  welche   eme 
-    tüchtige  Erfüllung  der  Aufgabe  einer  Ständeversammlung  bedingt  ist,  sind 

Kenntniss  der  zu  vertretenden  Verhältnisse  und  Eifer  vop  Seiten  der 
Mitglieder. 

2.  Das  Vorhandensein  dieser  Eigenschaften  darf  weder  dem  btosscn 
Zufalle  überlassen  bleiben ,  noch  kann  es  erwartet  werden ,  wenn  die  Be- 
zeichnung der  Mitglieder  nach  ganz  anderen  Rücksichten  geschieht  Viel- 
mehr muss  die  Zusammensetzung  des  Ganzen  und  die  Ernennung  des  EinzehiCD 
in  solcher  Weise  geordnet  werden,  dass  mit  Wahrscheinlichkeit  auf 
diese  Eigenschaften  gerechnet  werden  kann. 

3.  Diese  Wahrscheinlichkeit  ist  nur  dann  vorbanden,  wenn  die  Mit« 
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ieder  persön liebe  Beziehungen  zti  den  von  ihnen  2ü  vertretenden  Rechnen 
id  Interessen  haben.  Nor  dann  nUmlich  ist  Bekanntschaft  mit  Thatsachen 
id  Bedftrftiisgen^  wenigstens  in  den  meisten. Fällen,  zn  erwarten,  nnd  fällt 
imentlich  Pflicht  and  Willen  2ur  Yertheidignng  zusanmiep.  Nnr  Mangel 
I  Jtf ensehenkenntniss  wird  Gleiches  regelmässig  erwarten  von  Pflichtgefthl, 
satsmänniacher  Einsicht,  Ehrgeiz  oder  Scheu  vor.  der  öffentlichen  Meinung, 
enn  diese  nicht  auch  durch  persönliche  Interessen  bewegt  werden. 

4.  Es  darf  nicht  aus  den  Augen  verloren  werden ,  dass  die  zu  verthei- 
Sjenden  Rechte  und  Interessen  dreierlei  Art  sind:  sdche,  welche  der 
ganisirten  Einheit  des  gesammten  Volkes  zustehen;  solche,'  welche  nur 
ne  bestimmte,  grösiSere  oder  kleinere  Klasse  von  Bürgern  betreffen;  end- 
ih  solche,  welchö  jede  einzelne  Persönlichkeit  berühren.  Die  Bildung  der 
jirsammlung  muss  somit  mit  allen  drei  Gattungen  in  richtiger  Verbin- 
mg  stehen. 

5.  Die  Vertretung  muss  verhältnissmässig  sein,  so  da^  ein  weiter 
irbreitetes  Recht  auch  eine  grössere  Anzahl  von  Vertretern  hat ,  und  um- , 

m 

Icehrt.    Die  Vertretung  soll  keine  von  der  Wirklichkeit  verschiedene  Ver- 
klüii9se  erzeugen  durch  ein  künstlich  dem  einen  oder  dem  anderen  Ver-' 
dtnisse  gegebenes  Uebergewicht. 

Sind. diese  Sätze  währ,  —  und  ich  halte  sie  für  unwiderspreehlich,  — 
»  sind  dann  auch  die  folgenden  Vorannahmen  gegen  die  von  rniir  oben 
»childerte  Einrichtung  der  Volksvertretung  auf  dem  Festlande  begründet: 

Vor  Allem  ist  klar ,  warum  jetzt  für  die  erste  Bedingung  jeder  Wirk- 
mkeit,  nämlich  für  das  Vorhandensein  einer  erforderlichen  Kenntnis s 
«  Gegenstandes  der  Thätigkeit,  keineswegs  genügend  gesorgt  ist.  Man 
sse  sich  nicht  täuschen  durch  Phrasen  oder  unbestinunte  äöffnunge^,  son- 
tm  sehe  im  Leben  genauer  zu,  welche  Art  von  Personen  die  grösste  Aus- 
sht  bei  den  Wahlen  in  geographischen  Bezirken  und  nach  der  blossen 
olksmenge  haben.  Nach  aller  Erfahrung  sind  es  wesentlich  zwei  Gattungen, 
inmal  laute,  um  nicht  zu  sagen  vorlaute,  Tadler  der  Regierung;  gewöhiilich 
dvokaten  oder  sonstige  missgelaunte  Studirte.  Zweitens  aber  knechtische 
nhänger  der  Regierung ;  abhängige  Beamte ,  oder  die  es  werden  wollen. 
ie  erstem  wenden,  sich  an  das,  natürlich  überall  vorhandene,  Missver- 
ijügen,  welcher  Art  es  sei,  und  werden  oft  unterstützt  durch  wohlorgani- 
rte  Parteiwühlereien;  die  andern  sucht  man  gleichgültigen,'  gewonnenen 
ler  eingeschüchterten  Bezirken  aufzudrängen.  *  Nimmt  mäil,  besten  Falles, 
erzu  noch  einige  staatsmännische,  literarische  oder  militärische  Berühmt- 
iten,  femer  eine  Anzahl  von  Männern,  welche  irgend  einen  örtlichen,  oft 
it*  dem  Bemfe  des  Volksvertreters  -nicht- in  der  geringsten  Verbindung 
übenden« Einfluss  besitzen,  z.  B.  Ortsvorsteher ,  reiche  Wirthe  u.  dgl.,  so 
)  die  Versammlung  fertig.    Ist  es  da  nun  aber  ein  Wunder,  wenn  es  oft' 
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auf  das  Kläglichste  an  der  erforderlichen  Kenntniss  der  Verhältnisse,  der 
wahren  Bedürfnisse  und  der  möglichen  Mittel  fehlt?  Dass  sogar,  wenn 
ein  zufällig  hefähigtes  Mitglied  oder  die  Regierung  das  Richtige  vorschl&gt, 
sie  häufig  nicht  einmal  verstanden  werden?  Allerdings  ist  eis  Unterschied. 
Ich  gebe  gerne  zu,  dass  diejenige  Art  von  Rechten  und  Interessen,  welche 
jeden  eitizeluen  Bürger  unmittelbar  berühren,  also  namentlich  Freiheits-  oder 
staatsbürgerliche  Rechte,  mit  Einsicht  vertreten  wird.  Ich  will,  freilich  in 
sehr  viel  geringerem  Grade,  einräumen,  dass  zuweilen  ein  die  Gesammt- 
einheit  des  Volkes  betreffendes  allgemeines  Verhältniss  von  den  volksve^ 
tretenden  Versammlungen  richtig  aufgefasst  und  vertheidigt  wird.  Allein  um 
so  schlimmer  sieht  es  um  Alles  aus,  was  zwischen  diesen  beiden, Extremen 
liegt ,  .also  um .  die  Rechte  und  Interessen  der  einzelnen  gesellschaftlichen 
IBj'eise.  Hier  ist  es  blosser  Zufall,  wenn  sich  einmal  wirkliche  Sachkunde 
zeigt.  Der  Grund  hievon  ist  aber  leicht  einzusehen.  Es  ist  einfach  das 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  einer  persönlichen  Beziehung.  Die 
der  Persönlichkeit  zukommenden  Rechte  und  Interessen  kennt  Jeder  aus 
Erfahrung  und  Nothwcndigkeit ;  die  Verhältnisse  der  Gesammtbeit  liegen 
Demjenigen,  welcher  nicht  besondere  Studien  macht,  schon  femer,  weil  er, 
wennschon  ein  Bestandtheil  dieser  Gesammtbeit,  doch  am  Ende  nur  mittel- 
bar und  individuell  kaum  merklich  dadurch  berührt  wird;  Sonderinteressen, 
wie  begründet  und  wichtig  sie  seien,  beachtet  der  persönlich  nicht  Bethei- 
ligte in  der  Regel  entweder  gar  nicht,  oder  wohl  gar  mit  Missgonst;  ftlr 
^ine  Vertretung  derselben  aus  ihrer  Mitte  ist  aber  gai  nicht  gesorgt  durch 
die  Zusammensetzung  unserer  Kammern.  —  Sagen  Sie  nicht,  verehrtester 
Freund ,  dass  diess  Alles  jedenfalls  nur  gelte  von  jenen  Ständeversammlungcn, 
welche  ich  oben  in  die  erste  Familie  gesetzt  habe,  dass  aber  in  den  Ver- 
fassungen der  zweiten  Familie  Vertreter  bestimmter  Rechts-  und  Interessen- 
kreise vorhanden  seien.  Diess  ist  so  wenig  eine  Einwendung  gegen  meinen 
Satz,  dass  es  vielmehr  denselben  glänzend  bestätigt.  Ja,  allerdings  haben 
in  unsem  ersten  Kammern  die  in  denselben  vertretenen  Sonderstellungen 
sehr  tüchtige  und  erfolgreiche  Vertreter.  Gerade  an  ihnen  kann  man  sehen, 
was  die  persönliche  Verbindung  mit  der  amtlichen  Aufgabe  wirkt.  Und 
gerade  auf  ihr  Beispiel  stütze  ich  mich ,  wenn  ich  ein  ähnliches  Verhältniss 
für  alle  wirklich  einer  Vertretung  würdigen  und  bedürftigen  Zustände  ver- 
lange. Das  ißt  ja  eben  das  Unglück,  dass  jetzt  nur  einzelne  Sonderver- 
hältnissc  eigens  vertreten  sind,  und  zwar  solche,  um  welche  es,  in  der 
Hauptsache  wenigstens,  kein  grosser  Schaden  wILre,  wenn  auch  gar  nicht 
bestünden ,  die  wahren  und  grossen  gesellschaftlichen  Kreise  dagegen  nicht 
Auch  bedenken  Sie,  dass,  wie  immer  sich  Letzteres  verhalten  mag,  jeden&lls 
noch  die  andere,  weit  einflussreichere  Kammer  unrichtig  zusammengesetzt  ist, 
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nd  dass  die«e  wenigsteus  zu  hindern  vermag.  Ich  verlange  aher  persönliche 
Verbindung  mit  den  zu  vertretenden  Rechten  in  der  ganzen  Versammlung. 

Sodann  kann,  zweitens,  darüber  kein  Zweifel  obwalten,  warum  es  in 
oaerer  jetzigen  Einrichtung  so  oft  an  aufrichtigem  und  nachhaltigem  Eifer 
ddt.  Ich  kann  mich  hier  kurz  fassen.  Es  liegt  ja  in  der  Natur  der  Sache, 
iss  ein  Eifer  und  eine,  Aufopferung  für  Rechte  und  Interessen,  welche  man 
icht  einmal  kennt  und  bei  denen  man  nicht  betheiligt  ist,  regelmässig  nicht 
esteht.  Häufig  wird  sogar  gerade  das  Gegentheil  stattfinden.  Und  auch 
icht  einmal  auf  den  selbstischen  Beweggrund  einer  Beliebtmachung  bei  den 
IT&hlem  kann  man  rechneh,  denn  nur  ganz  selten  werden  die  Interessen 
ines  geographischen  Wahlbezirkes  zusammenfallen  mit  einem  der  organischen 
[reise  des  VolksRbens.  Während  also  jede,  oft  ganz  unbedeutende  oder 
randlose,  örtliche  Angelegenheit  die  .äussersten  Anstrengungen  der  betreffen- 
en  Abgeordneten  hervorruft,  bleiben  weit  wichtigere  Verhältnisse  verlassen, 
feil  sie  sich  zwar  über  die  Grenzen  einzelner  Wahlbezirke  weit  lünaus  er- 
trecken, allein  in  keinem  einzelnen  von  vorherrschender  Bjßdeutung  sind. 
lQS  allem  diesem  erklärt  sich-  denn  auch  die  Thatsäche ,  dass  in  unseren 
tepräsentatiwersammlungen  bei  weitem  die  grösste,  oft  weit  über  alle  Gebühr 
etriebene,  Bedeutung  den  Verhandlungen  über  die  der  einzelnen  Persön- 
icMieit  zustehenden  Rechte  beigelegt  wird.  Schon  eine  geringere  Theil- 
aluoe  findet  das,  was  die  Einheit  betrifft^  (es  müsste  denn  nur  sein,  dass 
ie  abgeschmackte  Neigung  Mancher,  grosse  Politik  ohne  alle  Unterlage 
on  Macht  zu  treiben,  zuweilen  ein  grösseres  Feuer  entzündet).  Oertliche 
tttcressen  werden,  freilich  nur  von  den  unmittelbaren  Vertretern  der  Bezirke, 
vü  Löwenmuth  vertheidigt.  Die  geringste  Theilnahme  aber  wird  den 
onderverhältnissen  der  gesellschaftlichen  Kreise  zu  Theile.  Die  Rechte  der 
'ressfreiheit, .  des  Schutzes  der  Person  gegen  ungerechten  Verhaft,  der  Be- 
rtheilung durch  Geschwome  u.  dgl.  sind  längst  in  allen  constitutionellen 
•taaten  verhandelt,  festgesetzt,  verändert,  oft  der  Mittelpunkt  Jahre  langer 
eftiger  Kämpfe,  die  Banner  der  Parteien  gewesen;  an  den  Verhandlungen 
.her  die  Ordnung  des  Staatshaushaltes  wird,  wenigstens  oft,  lebendiger 
Lntheil  genommen,  oder  es  regt  die  Billigung  eines  Staatsvertrages  das 
«rlamentarische  Meer  bis  in  seine  tiefsten  Tiefen  auf;  die  Anlegung  einer 
Strasse  oder  die  Richtung  einer  Eisenbahn  wird  bis  auf  das  Blut  gefordert 
der  bekämpft :  dagegen  bleibeif  Gesetze  über  die  Ordnung  des  Landbaucs, 
1er  Gewerbe,  oder  gar  eigentlich  gesellschaftliche  Fragen  z.  B.  über  Pau- 
perismus, Kinderarbeit,  Theilbarkeit  oder  Gebundenheit  des  Bodens,  von 
inem  Jahr  aiif  das  andere  liegen.  Nimmt  daim  auch  einmal  einBetheiligter 
der  einer  derselben  Männer,  welche  auch  fremde  Angelegenheiten  verstehen 
ind  ihre  Pflicht  gegen  alle  thun  wollen,  einen  solchen  Gegenstand  auf,  so 
ludet  er  keine  Theilnahme.    Es  sind  ja  keine  eigens  bestellten  Vertreter 
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dieser  Interessen  da;   die  ganze  Yersammlnng  steht  anf  einer  ganz  aaden 
Grundlage,  nämlich  nur  anf  dem  Gedanken  der  Allgemeinheit  nndEiihttt. 

Drittens  begreift  sich,    warum   in  nnsenk  Ständeversammhingen  «De 
Yerhaltnissmässigkeit  der  Vertretung  auch  nicht  entfenit  zu  fioden 
ist.    Es  werden  ja  die  Algeordneten  nicht  mit  Beziehung  auf  bestimmte 
Rechte  und  Interessen  gewählt,  sondern  nach  einem  Gmhdsatze,   welcher 
mit  der  innem  Organisation  des  Volks  und  seiner  Zustände  in  gar  keiner 
Beziehung  steht,  nämlich  nach  der  Räumlichen  Ausdehnung  oder  der  BerOI- 
kerungszahl,  und  ohne  dass  irgend  eine  bestimmte  Art  derZnsammensetauii 
angestrebt  wflrde  oder  gar  vorg^chrieben.wäre.    So  wie  die  Sachen  st^iCB, 
ist  es  völliger  Zufall,   ob  überhaupt  und  wie  viele  persönlicb  bei  eiiKD 
Interesse  betheiligte  und  mit  demselben  vertraute  Vertreler  gewählt  werdet. 
Ein  Stand  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  und  kleiner  Zahl  v^mAsge- 
hörigen  kann  zahlreiche  Mitglieder  absenden,   ein  fiberwiegend  wichtiger    : 
vielleicht  .nicht  Einen.    Man  kann  die  Zusammensetzung  nicht  einmal  mit    ; 
einem  Kartenspiele  vergleichen ,  denn  hier  dreht  sich  die  MöglichkQt  der    ; 
Combbation  doch  nur  in  bestimmten  engen  Grenzen,  so  dass  immer  eil   \ 
Spiel  möglich  bleibt;  allein  hier  kann  der  Wind  des  Zn&lls  Karten  zonb-    | 
menwehen,  welche  gar  kein  Spiel  erlauben.    Ja  noch  mehr:  die  Regel  itugf   ^ 
ist  völlig  falsche  Bildung.    Ich  habe  oben  angedeutet,  warum  StaatsdieDer   ' 
und  Advokaten  bei    der  jetzigen  Einrichtung  vor  allen  Andern  Ausflidit   / 
haben;   und  so  findet  man  sie  denn  auch  dutzendweise  in  den  Kammern,   ^ 
während  vielleicht  kaum  Ein  Fabrikant  oder  Kauifioiaim  da  ist.    Die  WaU   } 
eines  Handwerkers  gehört  zu  den  grössten  Seltenheiten;   und  wenn  miA   } 
gelegentlich  ein  Ortsvorsteher  ernannt  würde,   so  wäre  selbst  der  gUM   f 
Stand  der  Bauern  nie  vertreten.    Kein  Mensch  wird  ^un  aber  behanptei   * 
wollen,  dass  diess  der  Wirklichkeit,  ihren  Forderungen  und  ihren  RecliifB    • 
entspreche.    Wie  häuiig  hört  man  desshalb   aber  auch  Klagen  Aber  dpi 
Mangel  an  Vertretung  der  wichtigsten  Interessen,  über  Gleichgültigkeit  gegci    ' 
die  Wünsche  grosser  Bestandtheile  des  Volkes!    Wenn  dagegen  eine'Be-   \ 
gierungshandlung  die  Verhältnisse  der  Staatsdiener,  Einrichtung^  der  Redit^    i 
pflege  oder  auch  nur  einzelne  abstracte  Rechtspunkte  berührt,  so  erbebet 
sich  so  zahlreiche  Vertheidiger,  dass  sie  einander  selbst  den  Weg  versperren, 
und  es  das.  Ansehen  gewinnt,  als  bestehe  das  ganze  Volk  nur  ans  Advokaten 
oder  Amtleuten.    Diess  aber  ist  geradezu  absurd  und  verfälscht  den  ganzeD 
Gedanken  der  Vertretung. 

Danach  kann  es  denn  aber  auch  kein  Räthsel  sein,  wanun  die  jetsge 
Emrichtung  der  Vertretung  in  der  That  so  manches  Gute  nicht  bewerit- 
stelligt,- so  manchen  positiven  Schaden  gethan  hat,'  warum  de,  jpii  Einta 
Worte,  mit  die  Schuld  trägt  an.  den  jetzigen  unerquicklichen  Zustindes. 
Die  Menge,  und  ich  b^eife  darunter  auch  die  Mehrzahl  Unserer  Politikaster, 
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g  sich  darüber  nicht  überall  klar  sein,  und  zum  Theile  wohl  Zustände 
r  Rechnung  schlechter  Vertretung  setzen,  welche  überhaupt  von  keiner 
rtretung  Mtten  können  gebessert  werden;  oder. mag  sie  die  Fehler- der 
rlretuDg  gar  nicht  da  suchen,  wo  sie  liegen :  allein  dem  dunklen  (refühle, 
»  die  Repräsentation  irgendwie  im  Stiche  gelassen  habe  und  unfähig  sei, 
^  allerdings  Wahrheit  zu  Grunde.  Am  klalrsten  sehen  es  die  Socialisten 
.;  allein  ihre  eigene  Lehre  kann  freilich  nicht  zum  Bessern  führen.  Auch 
rsteht  es  sich  von  selbst,  dass  es  thöricht  und  ungerecht  wäre,  Yteujot  man 
t  ganze  Schuld  auf  die  Vertretungen  wälzen  wollte.  Die  Regierungen 
ien  sogar  noch  einen  grossem  Autheil  zu  verantworten,  denn  an  ihnen 
r  es,  bei  ihren  Maassregeln  und  Vorschlägen  mit  klarer  Einsicht,  mit 
alemannischer  Beherrschung  und  mit  entschlossener  Kraft  voranzugehen. 
^  Volksvertretungen  hatten  doch  am  £ndc  mehr  nur  eine  leidende  Rolle, 
ein  soweit  sie  gefehlt  haben  und  fehlen,  muss  die  Schuld  auch  offen  aus- 
iprochen  werden.  —  Sehen  wir  nur  einmal  die  Lage  der  Dinge  unbefangen 
Wo  liegen  die  grossen  Uebclstände  unserer  Zeit?  Welches  sind  die 
Sachen  der  allgemeinen  Unzufriedenheit?  Woher  die  Gefahr  in  unsem 
lellschaftlichen  Zuständen?  Die  Antwort  ist,  dass  der  Staat  die  Interessen 
)S8er  Lebenskreise  nicht  zu  ordnen  und  nicht  zu  fördern,  weiss«  Die  Be- 
Ihnngen  und  Kämpfe  in  unsem  Staaten  drehen  sich  um  politische  allge- 
ine  Fragen,  indessen  leiden  theils  in  Folge  verkehrter  Maassregeln,  theils 
rch  den  zwar  naturgcmässen ,  allein  auch  völlig  untergeordneten  Gang 
ler  neuen  wirthschaftlichen  Entwickelung  die  Uauptbestandtheile  unseres 
Dzen  gesellschaftlichen  Lebens.  Der  Handwerkerstand,  sonst  der  Kern 
}  Bürgerthums,  verkommt  immer  mehr  unter  der  Mitwirkung  der  Fabriken, 
t  eiae  Hülfe  für  den  noch  zu  rettenden  Theil  geht  niemand ;  vollkommene 
ilCsung  aller  Organisation  und  Ordnung  soll  ja  das  einzig  Richtige  sein, 
dem  Fabrikwesen  steht  eine  völlige  Umänderung  nicht  nur  der  Gewerb- 
itigkeit,  sondern  eines  guten  Theiles  der  Gesellschaft  vor  uns,  und  es  hat 
Bselbe,  neben  unberechenbar  nützlichen  und- glänzenden  Vortheilen,  einen 
D?  neuen,  bereits  nach  Millionen  zu  zählenden  Stand  erzeugt,  welcher  ein 
üBchenwürdiges  Dasein  und  eine  Sicherstellung  seiner  unentbehrlichsten 
dArfhisse  immer  lauter  verlaugt.  Auch  hier  haben  unsere  Gesetzgeber 
d  Vertreter  keinen  Gedanken,  als  etwa  den  der  Freiheit,  d.  h.  der  Fort- 
ner-der  Ursache  des  ungeheuren  Uebels. .  Der  Bauernstand  ist  in  den 
ästen  Ländern  zerbrochen;  seine  Jahitaüsende  alte.  Ordnung  ist  zerfallen, 
n  einer  verständigen  Ordnung  der  jetzt  freiereu  und  kleineren  Landwirth- 
laft,  von  der  Bildung  eines  den  neuen  Verhältnissen  entsprechenden  Lebens 
r  Landbewohner  ist  aber  keine  Rede.  Auch  hier  weiss  man  eben  die 
nge  gehen  zu  lassen,  wie  sie  gehen  und  fallen  seit  Aufhebung  der  alten 
jfüguug.    Der  Grosblcsitz  ist  vielfach  ;&einer  politis(?lit'U  VoiTeChte  ent* 
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kleidet  and  man  läuft  Sturm  gegen  die  Zusammenhaltong  desselben.  Allein 
an  eine  den  wirkliclien  Verhältnissen  und  Bedürfhissen  entsprechende  Weder- 
ordnüng  wird  keine  Hand  gelegt ;  gegenseitiges  GroUen  soll  genfigen.  In  der 
jüngsten  Zeit  hat  die  Weisheit  der  blossen  Auflösung  und  des  Zusehens  anch 
das  Yerhältniss  der  Kirche  zum  Staate  in  ihre  zerstörende  Arbeit  genomm^ 
Man  hat,  in  völliger  UnHihigkeit  zur  Auffassung  des  Begrüfs  und  des  staat- 
lichen Verhältnisses  eines  gesellschaftlichen  Kreises,  den  unsinnigen  Satz  der 
völligen  Trennung  und  sogar  Unabhängigkeit  von  Kirche  und  Staat  aufge- 
stellt. Wir  fangen  an  mit  Händen  zu  greifen,  wohin  diess  fahrt.  Aber  wie 
soll  da  geholfen  werden?  Unsere  repräsentativen  Versammlungen,  ohne 
kirchliche  Bestandtheile  und  zusammengesetzt  aus  Angehörigen  aller  Glanbeos- 
bekenntnisse ,  liabeu  wohl  zerstören  können,  allein  zu  einem  Wiederanfban 
sind  sie  nicht  geeignet.  —  Dass  hier  überall  sehr  schwierige  Aofgabea  zv 
lösen  waren,  weiss  ich  wohl.  Auch  glaube  ich  gerne,  dass  selbst  ganz  richtig 
gebildete  Vertretungen  grosse  Mühe  gehabt  hätten,  den  ihnen  zo&llenden 
Theil  der  Ordnungsaufgabe  richtig  zu  lösen.  Allein  das  weiss  ich'  auch, 
dass  die  anorganischen  und  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Zustände  nnd  die 
Bedürfiaisse  der  Gesellschaft  zusammengesetzten  Versammlungen  die  jetzigen 
Zustände  mit  herbeigeführt  haben,  in  welchen  unser  Wohl  und  selbst  die 
Oesittigung  tief  bedreht  sind;  und  nicht  der  mindeste  Zweifel  ist  mir,  dass 
eben  die  falsche  Zusammensetzung  die  Hauptschuld  trägt,  und  somit  eise 
Besserung  ohne  ihre  Beseitigung  nicht  möglich  ist. 

Sind  diess  aber  meine  Ansichten  von  den  Fehlerii  und  Nachthieilen  des 
Organismus  unserer  jetzigen  Vertretungen,  so  besteht  allerdings  für  mich 
auch  die  Aufgabe,  einen  gründlichen  Verbesserungsvorschlag  zu  machen.  Ich 
gebe  ja  nicht  dem  üblen  Willen  unserer  Repräsentanten  die  Schuld,  sondern 
einer  falschen  Einrichtung.  Also  wären  blosse  Ermahnungen  eben  so  thöricht, 
als  unbestimmte  Hoffnungen  auf  eine  bessere  Zukunft.  —  Ich  begebe  mich 
freilich  damit  unter  die  ungezählte  und  sehr  wenig  geachtete  Schaar  der 
Projectenmacher;  und  ich  müsste  mich  sehr  irren,  wenn  nicht  auch  Bie^  mein 
theurer  Freund,  Ihren  Vortheil  wohl  ersehen  und  mir  spöttisch  zu  der  Ge- 
nossenschaft Glück  wünschen  werden.  Es  ist  wahr  genug,  dass  Mangel  an 
Rath  sicher  nicht  Schuld  daran  ist,  wenn  in  der  Welt  nicht  Aü^s  vortrefflich 
geht;  an  Vorschlägen  hat  es  nicht  gefehlt.  Und  dass  diese  in  der  Regel 
völlig  unbrauchbar  und  abgeschmackt  waren,  beweist  schon  der  Umstand, 
dass  kein  Mensch  mehr  davon  hören  will.  Allein  dem  mag  sein,  wie  ihm, 
will;  was  ist  Anderes  zu  thun,  als  Neues  vorzuschlagen,  wenn  der  Beweis 
geliefert  ist,  dass  das  Bestehende  untauglich  ist  und  schwere  Uebel  erzengt? 
Ich  muss  also  wohl  den  gefährlichen  Gang  gehen,  nicht  blos  nm  meine 
Berechtigung  zum  Tadel  nachzuweisen,  sondern  woil  in  der  Sache  selbst 
keine  andere  Hülfe  ist. 
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Nun  aber  noch  ein  Wort  der  Verstfindigimg,  ehe  icli  beginne.  Warum 
düage  ich  mich  nicht  einfach  zu  Denen,  welche,  ebenfalls  unzufriedenjnit  der 
etzigen  oonstitationellen  Einrichtung,  schon  längst  mit  ihrem  Halfsmittel  im 
lernen  ^d^  nämlich  einfach  die  Wiederherstellung  der  mittelalterlichen 

itlnde  in  drei  oder  vier  Curien  verlangen?  Warum  trete  ich  nicht  einfach 

• 

nter  das  Banner ,  daä  wcäland  Haller  trug,  und  das  jetzt  von  Gerlach  und 
tahl  gehalten  wird?  Auch  diese  rcd(Bn  ja  Ton  der  natürlichen  Gliederung 
fir  Gesellschaft,  spotten  über  Vertretung  nach  Kopfzahl,  u.  s.  ,w.  ?  ~  Ich 
dilage  mich  nicht  zu  Diesen,  weil  ich  keine  ungerechteren  Gegner  des 
irtlicb  bestehenden  Rechtes,  keine  verkehrteren  Rathgeber  kenpe,  als 
ben  sie.  Gott  bewahre  mich  vor  einer  Gemeinschaft  mit  dieser  Partei ;  und 
Ih  gedenke  auch  bald  genug  zu  zeigen,  dass  ich  nicht  zu  ihr  gehöre.  Es 
t  wahr ,  ich*  gehe  in  der  Kritik  zum  Theilc  denselben  Weg,  weil  eben  der 
iegenstand  unserer  gemeinschaftlichen  Untersuchung  offenbare  Fehler  hat. 
Jber  idi  bin  anderer  Ansicht  ttber  die  Ursache  dieser  Fehler,  und  somit 
Dch  über  die  Heilmittel.  Wenn  die  Kämpen  für  die  mittelalterlichen  Ein- 
ichtimgen  die  Bildung  unserer  Versammlungen  aus  atomistischen  Einzelnen 
ideln ,  so  bin  ich  soweit  mit  ihnen  einverstanden.  Aber  wenn  sie  nun  be- 
inpten,  dass  die  der  Gesellschaft  des  Mittelalters  entsprechende  Organisation 
Se  richtige  sei,  so  bin  ich  gerade  der  entgegengesetzten  Ansicht,  weil  wir 
leht  die  Rechte  und  Interessen  der  mittelalterlichen ,  sondern  der  jetzigen 
leseUschaft  befriedigen  sollen.  Die  von  mir  gewünschte  Organisation  ist  eine 
fdt  reichere  und  wesentlich  verschiedene.  Wenn  sie  die,  allerdings  jetzt 
.Qsschliessliche,  Berücksichtigung  der  Einheit  und  Gesammtheit  ganz  besei- 
igen  wollen,  so  will  ich  dieselbe  unter  allen  Umständen  an  der  Spitze  er- 
lalten.  Die  Einheit  des  Staat-es,  an  deren  Bildung  Jahrhmiderte  arbeiteten, 
aim  und  darf  nicht  wieder  in  Stücke  gesciilagen  werden.  Sie  ist  mir  aber 
ei  der  Vertretung  nicht  die  einzige  Rücksicht;  sondern  ich  will  auch  die 
cbonderen  Lebenskreise  anerkannt  und  befördert  haben,  und  zwar  schon 
.irch  die  Einrichtung  der  Vertretung.  Wenn  aber  gar  diese  Partei  ihre 
[ritik  and  ihren  Vorschlag  nur  verschiebt,  um  entweder  Einem  Stande  die 
teherrschnng  des  ganzen  übrigen  Volkes  zu  verschaffen,  oder  um  den  ganzen 
riridichen  Einfluss  der  Vertretung  der  Krone  zu  opfein:  so  erhebe  ich  mich 
dt  Entschiedenheit  gegen  diese  Ungerechtigkeit,  mit  Verachtung  gegen  eine 
oiche  knabenhafte,  unhaltbare  Politik,  und  mit  Entrüstung  gegen  die  Heu- 
heleL  —  Verzeihen  Sic,  wenn  ich  mich  vieleicht  schon  einmal  über  den 
inen  oder  den  andern  dieser  Punkte  ausgesprochen  habe.  Es  liegt  mir  viel 
aran,  gerade  hier  nicht  niissverstanden  zu  werden,  und  ich  läugnc  es  gar 
icht,  die  wenigstens  thoilweise  Uebcreiiistimmung  gerade  mit  dieser  Partei 
it  mir  so  unbequem,  dass  ich  schon  oft  daran  war,  meine  ganze  Untersuchung 
licht  weiter  zu  vei-folgcn ,  wenigstens  meine  Utbcrzeugung  fest  in  mich  zu 
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verschliessen,  um  nicht  mit  diesen  MOimeru  vefwechselt  zu  Wjerden,  oder  gar 

ihnen  einen  Vorschub  zu  thun.    Allein  aas  zwei  GrOndeh  habe  ich  immer 

wieder  diesen  Gedanken  als  einen  unwürdigen  und  falschen  tOQ  mir  gestossen. 

Einmal  bin  ich  nun  einmal  von  der  Nothwendigkeit  einer  Aenderang  über- 

;  zeugt.   Ich  glaube  also  nicht  schweigen  zu  dürfen.    Sodann  scheint  mir,  dass 

^es  das  best«,  vielleicht  das  einzige  Mittel  einer  wirklichen  Beseitigung  dieser 

^gefährlichen  Partei   ist,  wenn  man  offen  anerkennt,  was  sie  Richtiges  lehrt, 

'  dagegen  an  die  Stelle  ihrer  eigennützigen  und  nichtsnutzigen  Yorschlflge  du 

richtigen  setzt. 

.  Diess  will  ich  denn  nun  versuchen. 
Irre  ich  mich  nicht  völlig,  so  sind  die  Bedingungen  einer  richtigen  Bil- 
•  düng  der  Volksvertretung  nachstehende :   —  allen  Gattungen  von  Eechten 
xmd  Interessen,  welche  eine  Verletzung  von  der  Regierung  erfahren  könnten, 
^ind  Vertreter  zuzuweisen,  und  zwar  solche,  welche  persönlich  bei  der  Wah- 
rung betheiligt  sind.  —  Die  Rechte  der  Gesammtheit,  sowie  die  jedem  ein- 
zelnen Bürger  zustehenden  erfordern  keine  eigenen  Wahlen  und  sonstige  Be- 
zeichnungen, da  jeder  Abgeordnete,  welches  immer  seine  nächst«  Bestimmung 
sein  mag,  bei  jenen  Verhältnissen  persönlich  betlieiligt  ist,   somit  die  Ver- 
einigung der  Vertreter  der  Einzelzustündc  eine  4iaturgemässo  und  genügende 
Gesammtvertretung  bildet.    Dagegen  ist  jedem  einzelnen  gesellschaftiichen 
Kreise  eine  eigene  Vertretung  zu  geben.  —  Die  Zahl  und  die  Bezeichmmg 
dieser  Kreise   ist  durch  die  Thatsachen  in  dem  einzelnen  Lande  bestimmt. 
-Ein  solcher  Kreis  ist  vorhanden,  wenn  ein  bleibendes   und  wichtiges  Inter- 
'  "  .  esse  den  Mittelpunkt  gemeinschaftlicher  Zust&udc  und  Forderungen  an  den 
Staat  ist ;  es  können  somit  geistige  und  sachliche  Interessen,  im  letztem  Falle 
der  Besitz  und  der  Erwerb ,  der  Kern  eines  Kreises  sein.    Gleichgültig  ftlr 
das  Recht  der  Vertretung  ist  es,  ob  sonst  schon  eine  Organisation  der  Ge- 
.  nossen  besteht.  —  Die  allgemeinen  Angelegenheiten  können  nur  von  der  Ge- 
sammtvertretung behandelt  werden.    Was  die  Wahrung  der  Sonderrechte 
.  betrifft,  so  steht  diese  zunächst  den  Vertretern  der  betreffenden  lünzelkreise 
-        zu ;  eine  neue  Ordnung  kami  jedoch  nur  mit  Genehmigung  der  Gresanuntver- 
trctung  stattfinden,  welcher  die  Wahrung  der  Staateeinheit^  der  äUgemeineo 
Rechte  und  der  Nichtbeeinträchtigung  einzelner  Dritter  obliegt.  —  Gegen- 
.stände,  welche  für  mehrere  Kreise  eine  Bedeutung  haben,  sind  von  den  Be- 
theiligten gemcinscliaftlich  zu  behandeln.  —  Sowohl  bei  dem  Zusammentritte 
zu  der  Gcsammtverti-etuug,  als  bei  Vereinigungen  mehrerer  Kreise  findet  ein 
bleibend    festgestelltes   Stimmenverhältniss    jedes    einzehieu  Kreises   statt, 
welches  nach  seiner  Bedeutung  füi-  das  Volksleben  bemessen  ist.  —  Die 
Wahl  ist  nicht  die  einzige  mögliche  Art  der  Bezeichnung  zum  Vertreter;  es 
können  auch  die  ohnedem  bestehenden  Vorstände  eines  Kreisos  beauftragt  «ein, 
wenn  ihre  Bestellong  Einsicht,  Eifer  und  Uuabhängigbeit  erwarten  Iftsst,  —  Die 
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inelle  Einrichtung  der  Vertretung   niuss   eine  schleimige  .Erledigung  der 
Schäfte  zulassen. 

Unter  Festhaltung  dieser  Sätze  baut  sich  denn  nun  folgendes  System  auf: 

Es  bestehen  dreierlei  Arten  von  vertretenden  Versammlungen:  die 
>n  der  Vertretungen,  bestimmt  zur  Wahrung  der  Rechte  und  Interessen 
izclner,  von  der  Verfassung  nach  ihrer  Bedeutung  besonders  anerkannter 
sellschaftlicher Krei^lo ;  die  Zusammengesetz ten Vertretung eu,  bq- 
ftragt  mit  der  genieinschaftliclion  Besorgung  der  für  melirere  solcher 
•eise  bedeutsamen  Angelegeuheittn:  endlich  die  Vereinigung  sämmtlicher 
ndervertretungen  zu  einer  allgemeinen  oderGesamnitvertretung, 
r  Vertheidigung  aller  der  Gesammtheit  des  Volkes  als  Einheit  oder  jedem 
izelnen  Bürger  ohne  Unterschied  zustehenden  Recbte  und  Interessen. 

Die  Sondervertretungen  best^'hen  ausschliesslich  aus  Mitgliedern 
s  betreffenden  gesellschaftlichen  Vcreineb.  Wenn  derselbe,  abgesehen  von 
r  Vertretung,  bereits  eine  gesetzliche  Organisation  hat,  so  nehmen  die 
)rsteher  von  Rechtswegen  Theil  an  der  Sondenertretung.  Die  Zahl  der 
itglieder  richtet  sich  in  den  einzelnen  Versammlungen  nach  der  Aus- 
hnung  des  Vereines;  jedoch  niuss  sie  unter  allen  Umständen  zahlreich 
nug  sein,  um  die  verschiedenen  Abschattungen  der  Ansichten  enthalten 
können. 

An  den  zusammengesetzten  Vertretungen  nehmen  nicht  diesftmmt- 
hen  Mitglieder  der  sich  vereinigenden  Sonderversammlungen  Antheil,  son- 
m  nur  Ausschüsse  dersell)eu.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Ausschusses 
1  für  jede  Sonderveiii-etung  ein  für  allemal  gesetzlich  bestiuunt,  und  zwar 
verschiedener  Grösse  unter  Zugrundlegung  der  W^ichtigkeit  der  Zwecke 
kd  Gegenstände  eines  jeden  Kreises.  Für  jeden  Landtag,  nicht  aber  für 
^n  einzelnen  Fall,  wird  der  Ausschuss  neu  gewählt ;  nothwendiges  Mitglied 
:  4eT  Vorstand  doi*  Sondervertretung.  Die  vereinigten  Ausschüsse  bilden 
ine  Versammlung,  welche  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  entscheidet.  Eine 
io  in  partes  ist  nicht  gestattet. 

Die  Gesamuit  Vertretung  besteht  aus  den  Ausschüssen  sänuntlicber 
mdervcrsammlungen.  Auch  hier  wird  nicht  nach  Abtheilungen,  sondern 
i(  der  für  die  verschiedenen  Gegenstände  verfassungsmässig  vorgeschriebenen 
immenzähl  entschieden.  Ebenso  können  die  einzelnen  Ausschüsse  keine 
struktionen  von  ihren  Abtheilungeu  erhalten.  In  der  allgemeinen  Ver- . 
mmlung  erscheinen  überhaupt  die  Mitglieder  nicht  als  Abgeordnete  ihres 
isonderen  Gesellschaftskieises ,  sondern  als  Vertreter  der  Gesamnitheit 
?8  Volkes,  wo  dieses  als  Einheit  oder  in  jedem  seiner  einzehicn  Bürger 
sehte  und  Interessen  gegenüber  von  der  Regierung  zu  wahren  hat. 
.  Die.  zusammengesetzten  Vertretungen  bilden  sich  nur  im  Falle  eines 
edürfhisses  und  nach  den  Einzelheiten  des  Falles ;  die  sämintliehen  Sonder- 
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vertretohgen  dagegen  sind  immer  einzubernfen,  sobald  ein^Landtag  gehalten 
werden  soll ,  tbeils  zur  Besorgung  ihrer  beso;ideren  Geschäfte,  in  so  üeme 
welche  vorliegen ,  thcils  zur  Bildung  der  allgemeinen  Versammlhhg.  Falls 
flu*  eine  Sc^ndervertretung  keine  cigenthümlichen  Cresch&fte  vorliegea,  oder 
dieselben  erledigt  sind,  hat  sie  sich,  unter  Zurücklassong  ihres  Ausschusses, 
aufeulöseu.  Nöthigen  Falles  kann  sie  wieder  einbemfen  werden,  und  zwar 
sowohl  auf  Verlangen  der  Regierung,  als  selbstst&ndig  4nrch  üiren  Anaschass. 

Die  Frage,  vor  welche  der  drei  Versanunlungsartaii  ein.  bestimmter 
Gegenstand  gehört,  wird  thcils  durch  allgemeine  gesetzliche  YorschrifteD 
beantwortet,  theils  ist  fttr  die  Entscheidung  des  einzelnen  streitigen  Falles 
durch  eine  eigene  verfassungsmässige  Einrichtung  gesorgt. 

Als  Gegenstände  der  ausschliesslichen  Thätigkeit  der  Gesammtver- 
•  tretung  sind  ein  fQr  allemal  bezeichnet:  Alle  auswärtigen  Angelegenheiten, 
friedlicher  und  gewaltsamer  Art.  Alle  Verfassungsfragen,  im  Ganzen  ud 
im  Einzelnen;  insbesondere  Alles,  was  sich  auf  Regierungsrecht,  fhronielge, 
Civilliste,  Rechte  und  Form  der  Vertretung  bezieht  Die  Organisation  der 
Staatsverwaltung,  soweit  sie  ein  Gegenstand  ständischer  Verhandlungen  ist 
Das  Budget  und  was  damit  zusammenhängt,  namentlich  die  Prafhng  der 
Staatsausgaben  und  die  Staatsschuld.  Da&  Heerwesen.  Die  aUgenieiiic& 
Freiheits-  (staatsbürgerlichen)  Rechte;  sowohl  deren  gesetzliche  Ordnni^  ib 
Verhandlungen  über  Verletzungen.  Die  gesammte  Gesetzgebung  ftr  die 
Rechtspflege.  Von  der  Polizei  die  Sorge  for  die  physische  Persönlichkeit 
(Bevölkerungs- ,  Gesundheits- ,  Theuerungs-,  Armen -Polizei);  die  Sitten- 
polizei und  die  allgemeinen  Maassregeln  zur  Fördeltuog-  des  Yennögens- 
erwerbes. 

Zur  Verweisung  an  eine  zusammengesetzte.  Vertretung  eignen 
sich  diejenigen  Angelegenheiten,  welche  einen  unmittelbaren  Einflass 
auf  die  Rechte  und  Interessen  mehr  als  Eines  gesellschaftlichen  Kreises 
haben ;  also  wo  Gesetze  zu  befolgen  sein  sollen  in  mehreren  Kreisen,  oder 
wo  eine  Staatshandlung  den  Zweck  verschiedener  Kreise  gleichmässig  ver- 
letzte. Eine  blos  mittelbare  Wirkung  berechtigt  nicht  zn  Betheiligung: 
hier  mag  das  etwa  bestehende  Interesse  in  der  Gesammtvertretong  .lrah^ 
genommen  werden. 

Von  selbst  ergiebt  sich  hieraus   die  Zuständigkeit   der  Sonderver- 
.  tretnngen  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  oder-^nr  Abwehr  onge- 
rechtfortigter  Staatshandlungcn  iu   denjenigen  Fällen,  welche   unmittdbtr 
und  ausscliliesslicii  den  Zweck  Emes  verfassungsmässig  anerkabnten  gesell- 
schaftlichen Kreises  betrcfFeu. 

Zur  Entscheidung  der  Streitfragen  über  die  Zuständigkeit  der 
einen  oder  der  andern  Art  von  Vertretung  besteht  ein  Ausschnss.  ans  den 
Vorständen    der    säiimitlichen   Sondei-vertretmigou.      För   Mitglieder   oder 
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Bflrger  ist  der  Ausspruch  dieses  Ausschusses  endgültig ;  die  Regierung  kann, 
im  Falle  sie  i\icht  einverstanden  ist,  die  Frage  nochmals  vor  die  allgemeine 
Yersammltmg  bringen;  jeden  Falles  aber  -mag  sie,  auch  nach  einem  Be- 
schlüsse der  vollen  Yersammlung»  ihren  Antrag  ganz  zurückziehen.  * 

Die  TÖr  'die  Gresammtveftretung  gehörigwi  Gegenstände  werden  regel- 
mässig'von  Commissionen  bearbeitet,  welche  ^ei  aus  der  ganzen  Yersamm- 
long  gewählt  werden;  doch  steht  es^  der  Versammlung  zu,  auch  entweder 
eine  einzelne  Sonder-  oder  eine  zusammengesetzte  Vertretung  zu  einem  Gut- 
achten  aufzoforderii.  Die  Beschlüsse  der  Gesammtvertretiing  sind  unter 
allen  Umständen  endgültig,  und  werden  niemals  den  einzelnen  Sonderver- 
tretdngen  \  zur  Benrtbeilutig  vorgelegt.  Namentlich  sind  die  wn  der  Re- 
giening  mit  der  Gesammtvertretuug  vereinbarten  Gesetze  unbedingt  ver-- 
biiidlieh  für  alle  einzelnen  Bürger,  sowie  für  die  gesellschaftlichen  £j*eise. 

Dagegen  werden  die  zwischen  der  Regierung  und  einer  Sonder-  oder 
zusammengesetzten  Vertretung  verhandelten  Gesetzesentwürfe  nach  dem 
zustimmenden  Hauptbeschlusse  dieser  Versammlungen  der  Gesamnitvertretung 
vorgelegt.  Diese  hat  sie  aus  dem  Gesichtspunkte  der  allgemeinen  Rechte 
imd  Interessen  des  gesammten  Volkes  zu  prüfen,  und,  je  nach  Befund,  zu-  ' 
zustimmen  oder  ein  Veto  einzulegen.  Beides  kann  aber  liur  im  Gänzen  ge^ 
scheben  und  sind  einzelne  Abänderungen  unzulässig.  Als  Vertheidiger  eines 
solchen  Gesetzes  können  sowohl  Beauftragte  der  Regierung  als  der  betreffenden 
theiltfeisen  Vertretung  vor  der  allgenieinen  Versammlung  auftreten.  Ein  Veto 
muss  innerhalb  einer  bestimmten  kurzen  Zeit  ausgesprochen  werden,  sonst  • 
wird  eine  Zustimmung  der  Gesamipt Vertretung  rechtlich  allgenommen. 

Sowohl  die  Organisation  als  die  Verbandlungen  der  verschiedenen 
Arten  von  vertretenden  Versammlungen  finden  nach  dem  üblichen  parlamen- 
tarischen Brauche  statt. 

vn. 

Nun,  mein  Freund,  komme  ich  zu  ihren  Einwendungen,  und  ich  gebe 
in  der  That  die  Hoffnung  nicht  auf,  Sie  zu  bekehren.  Den  einen  und  den 
andern  Ihrer  Gründe  halten  Sie  ohncdiess  wohl  selbst  nicht  für  ganz  feld- 
diensttflchtig.  Ich  beginne  mit  dem,  was  Sie  gegen  die  Einftthrung  des 
parlamentarischen  Systemes  vorbringen;  Sie  aber  gestatten  mir, 
dass  ich  das  von  Ihnen  in  dem  Eifer  der  Bekämpfung  etwas  unoüdBntlich 
Gemischte  onter  Gesichtspunkte  bringe.  Und  zwar  werden  Sie  damit  ein-' 
verstanden  sein,  dass  Sie  gegen-meine  Forderung  streiten:  erstens,  weil 
deren  Ansfühmng  dem  Fürsten  nicht  zugemnthet  werden  könne;  zweitens,  . 
weil  Sie  dem  parlamentarischen  Systeme  allerlei  theoretisch  Verwerfliches 
Schnld  geben ;  drittens ,  weil  dasselbe  erüahrungsgemäss  die  Probe  nicht 
bestanden  habe.  ^ 
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«Welch  ein  Grodanki»'^,  rufen  Sie  luir  also  vor  Allem  zu,  fiftr  eioeü 
Mann,  dea  das  Leben  besser. gebildet  haben  solke!  Was  ist. dieses  pirli- 
mentarische  System  anders,  als  ein  Heruntersteigoii  von-der  BegieroBg  za 
eine)-  Art  von  Scheinherrschaft,  zu  einem  Pogat?:  jjnd  diess  will  mifierqB 
Fürsten  zngemuthet  werden,  nicht  etwa  in  Zeiten  grosser  Ge&hr^sAbkaaf 
von  noch  Schlimmerem,  sondern  ohne  änssere  Noth  wd  als  theoretisch 
richtiges  System,  nachdem  die  Demokratie  niedergeschlageii  oiid  die  ToU- 
gewält  wieder  gewonnen  ist?  Das  mag  eine  Bedingung  sein^  Ar  Besiegte, 
nicht  aber  eine  Anmnthuug  an  Sieger  in  der  Stunde  des  -Sieges  selbst 
Kein  verständiger  Mann  kann  erwarten,  dassdiess  geschehe,  imd  der  leiden- 
schaftliche Uass,  mit  welchem  in  den  höchsten  Kreisen  von  Parlajnentarismns 
gesprochen  wird,  beweist  am  besten,  dass  man  nicht  daran  denkt;  Es  ist 
ja  Stichwort,  denselben  als  eiiie  sittliche,  politische  und  reclttliphe  üdid(^- 
lichkeit  dar^tfötellen.» 

Ich  gebe,  lieber  Freoiid,  die  Grösse  der  Entsagung  v(^lKqmmeji  zn. 
Es  mag^  ein  harter  Entschiuss  sein;  allein  es  ist  ein  nothwendiger.  Und 
wenn^Sie  es  unpraktisch  ünden,  diesen  Entschiuss  zu  hoffen. von  unseren 
Fürsten,  so  stellen  Sie  denselben  ein  schlechtes  Zeugniss  ans,  nicht  ich,  der 
ich  den  Glauben  an  ihre  Einsicht  hege.  Es  ist  wahr,  die  fürstliche  Geiialt 
hat  durch  die  Niederwerfung  der  Bewegung  von  1848  .und  1849  ein^  Si«s 
errungen ;  allein,  eben  desshalb  sollte  auf  die  richtige  Benützung  und  auf  eine 
vollständige  Beseitigung  der  Ursachen^  welche  die  bestehende  Ordnung  der 
Dinge  an^  den  Rand  des  Abgrundes  brachten,  gedacht  werden.  Nun  aber 
ist  nichts  sicherer,  als  dass  ein  blosses  Einlenken  in  die  alten  Geleise,*  oder 
gar  eine  Verdoppelung  der  früheren  Fehler,  nur  wieder  zum  Unheile  fthren 
kann,  und  zwar  voraussichtlich  zu  einem  weit  schlimmeren.  Yän  einer 
gänzlichen  Beseitigung  der  repräsentative  Einrichtungen  kann  in  den  gesit- 
tigteren  Staaten  Europas  nun  einmal  nicht  die  Rede  sein ,  -wenigstens  nicht 
auf  irgend  eine  Dauer.  •  Es  bleibt  also  hur  übrig,  diese  Begierungsform  so 
zu  ordnen,  dass  sie  den  grösstmöglichen  Nutzeü  verbindet  mit  dem  Ideiast- 
möglichen  Nachtheile.  Nun  glaube  ich  aber  nicht,  dass  Sie  die  Von  mir  in 
einem  früheren  Briefe  geschilderten  Folgen  des  gewöhnlichen  constitiitioneUfis 
Systemes  ernstlich  in  Abrede  ziehen.  Sie  sind  vielmehr  gewiss  mit  mir  dahio 
einverstanden,  dass  der  Dualismus  desselben  systematisch  imd  bestftudig  aaf- 
gelöst  werden  muss ,  wenn  er  nicht  allmählig  den  Staat  und  vor  Allem  dss 
monarchische  Princip  in  Stücke  reiben  soll.  Und  Sie  werden  mir  auch  darifi 
nicht  widersprechen ,  dass  durch  ein  Corruptionssystem  die  Katastro]^  zW 
langsamer ,  aber  nur  um  so  sicherer  und  schmählicher  eintritt.  Was  bleibt 
also  übrig,  als  die  parlamentarische  Regiei  ungsweise ?  Ich  Berufe  mich  xv 
Bestätigung  meiner  Ansicht  aut'  die  Erfahrungen,  welche- wir. in  Deatsdüand 
gemacht  haben.    Jn  den  mittleren  und  kleinen  Staaten,  welche  zuerst  Volks- 
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Vertretungen  einführten,  war  d^r  Gang  der  Dinge  garä  JAet ,  wie  ihn  die  ehr- 
lichere iGrondanlage  nnd  der  ger4ng6re  praktische  Sinp  der  Nation  erwarten 
üess-  •  .Nachdem  die  Flitterwochen  des  nenen  ConsfÜtntidnalismus  vorüber 
w/iren,  nnd  der  Gegensatz  von  fürstlicher'  Gewalt  und  von  Yolkseiriflnss  on- 
fieng  sich  sa  ^igen ,  suchte  man  sich  von  Seiten  der  Regierungen  zu  hielten 
durch  eine  VcrbihdnngTon  juristischer.  Vertheidignng  des  eigenen  Hechtes, 
von  Berufung  auf  dio  Beschlüsse  des  deutschen  Btmdes  und  von  schüchterner 
und  nicht  all2n  unsittlicher  Corruption.  I)le  Stände '  aber  verfielen  in  eine 
märgelnde,  kleinliche  uüd  doch  dabei  nicht  recht  nachhaltige  und  kräftige 
Opposition.  Von  Seiten  der  Regierungen  hatte  man  zu  vielen  Rechtssinn, 
um  geradezu  die  logischen  Folgen  der  eigenen  Gesetze  zu*  ?äugnen ;  auf  der 
andern  Seite  Jconnte  man  sich  aber  doch  zu  deren  franker  Anerkennung  und 
Ausführung  nieht  entschliessen:  und  so  Jiess  man  denn  die  vielen  Forderungen 
stillschweigend  oder  unter  sehr  schwachen  VorwÄnden  unerfüllt  von  einem 
Jahre  zum  ändern.  Man  trat  zurück  vor  dem  Gedanken  einer  Corruption 
durch  geradezu  unsittliche  Mittel,  gieng  aber  doch  auf  kleinere .  Gewalt-, 
thätigkeiten  und  Nichtsnutzigkeiten  zur  Gewinnung  von  Stimmen  ein ;  •  das 
Verfahren  müsste  immer  noch  juristisch  zur  Noth  vertheidigbär  sein.  War 
dennoch  ein  entschiedener  Widerspruch  oder  eine  ForderuWg  der  Stände 
nicht  länger  zu  yerhindem,  so  stellte  man  denselben  da&,  allerdings  rechtlich 
nnbe^weifelbare,  Recht  der  Krone  zu  einem  Veto  entgegen,  löste  vielleicht 
die  Stände  auf,  beendigte  aber  damit  natürlich  den  Streit  an  sich  nicht. 
Und  wollte  gar  nichts  mehr  verfangen,  so  wurden  mit  eiher  Augurenemst- 
haftigkeit  die  Beschlüsse  des  Bimdes ,  zu  deren  Abfassung  man  mitgewirkt . 
wo  nicht  gar  den  Anstoss  gegeben  hat*e,  als  eine  höhcfi'e  unwiderstehliche 
Macht  vorgeschoben.  Die  Stände  aber  kamen  einerseits  durch  dieses  Ver- 
fahren in  die  günstige  SteHung  der  gekränkten  Unschuld ,  der  gehinderten 
staatsmännischen  Befähigung  und  der  ausschliesslichen  Anhänglichkeit  an  die 
Verfassung;  sie  waren,  wie  Peter  Peeble,  so  glücklich,  in  dem  Besitze  eines 
ewigen  Prozesses  zu  sein.  Da  sie  aber'  bei  der  ihnen  thätsächlich  übrig 
bleibenden  Thätigkeit  nicht  aus  dem  vdlen  Holze  schneiden  konnten,  so 
geriethen  sie  in  eine  armselige  Pfennigerspärung ,  in  eine  Gewohnheit .  des 
Topfguckens ,  und  in  eine  Unbekümmertheif  darum ,  ob  ihre  Forderungen 
unä  Vorstellungen  vereinbar  seien  mit  irgend  einer  Regierung.  Der  Erfblg 
von  äll6m  diesem  Wollen  und  Nichtwollen,  von  diesen  halben  und  ganz  fal- 
schen'Maassregeln  war  denn  nun  aber  ein  immer  weiteres  Vprschreiten  der 
oppositionellen  .Gesinnung  in  allen  Schichten  des  Volkes;,  eine  bedeutende 
Einbüsse  an  Pietät ,  ein  Schein  von  KleinlicTikeit  und  Unehrlichkeit  der  Re- 
gierungen; damit  aber  der  Grund  und  die  Möglichkeit  der  Ereignisse  vom. 
März  1848.  Nichts  ist  verkehrter,  als  einer  Nachäffuhg.  von  Frankreich  das 
plötzliche  Zusammenwerfen  der  bisherigen  Regierungsweise  zuzuschreiben, 
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Der  mechanische  Austoss  kam  von  Frankreich;  allein  die  Ursachen  nnd  das 
Ziel  der  Bewegungen  in  Deutschland  waren  durchaus  örtlich.  Jeder,  andere 
elektrische  Schlag  hätte  auch  dazu  geführt.  Ist  man  denn  nun  aber  Aanh 
die  Erfahrung  gewitzigt  worden?  Wurde  das  reprS^entative, System' auf  me 
gesundere  Ginindlage  gestellt,  nachdem  die  Erschtlttcrungen  zunächst  über- 
standen und  die  fürstliche  Macht  gerettet  war?  Leider  nein.  Es  muss  zu- 
gegeben werden,  dass  der  Sieg  mit  Mässigung  benutzt  worden  ist,  etwa 
Hanna>'er  und  Eurhessen  ausgiononmien.  Die  abgedrungeneii  Yerwilligangen 
und  Veränderungen  sind  zwar  zurückgenommen  worden,  allein  man  hat  die 
Verfassungen  in  ihrem  früher^  Bestände  gelassen  und  nicht  etwa  versucht^ 
0euen  widrigen  Forderungen  und  Verhältnissen  durch  eine  Zor&ckfUinittg 
der  Volksrechte  auf  ein  unentwicklungsfähiges  Minimum  für  immer  zuTorzu- 
kommen.  Allein  es  ist  auch  kein  neuer  Gedanke  irgend  einer  Art  angeirwdet 
worden ;  vielmehr  ist  man  allerwärts  wieder  ganz  in  die  firüh^e  AnfEassung 
der  Dinge  hin(3ingekommen.  Der  ganze  Unterschied  ist,  dass  die  Regierungen 
in  der  Regel  noch  in  einem  etwas  höheren  Tone  sprechen,  die  SU&ndever- 
Sammlungen  aber  in  einem  etwas  leiseren;  und  auch  dieses  hat  sich  aom 
Theile  allmählig  wieder  ausgeglichen,  wie  z.B.  die  Verhandlo^gen  in  Bayern 
und,  Wüiltemberg  sattsam  beweisen.  Damit  ist  denn  aber  der  Dnalismns 
wahrlich  nicht  beseitigt;  die  in  demselben  liegenden  Zersetzungsarsachen 
wirken  vielmehr  fort;  die  Dinge  werden  also  auch  immer  mehr  wieder  ihrra 
alten  Weg  gehen.  Da  nun  aber  ich  wenigstens  nicht  zu  Denen  gehöre, 
welche  die  Zurücknahme  der  Einräumungen  von  1848  ftU*  ^  Befiriadigongs- 
mittel  halten,  noch  auch  glaube,  dass  die  Erinnerung  an  das  Scheitern  der 
Bewegung  von  1848  für  immer  nachhalten  wird :  so  kann  ich  auch  nur  der 
Ansicht  sein ,  dass  jener  alte  Weg  bei  erster  bester  Gelegenheit  zum  gleichen. 
Ausgange  führt.  Nur  freilich  mit  dem  Unterschiede,  dass  dann  Wohl  di» 
fürstliche  Gewalt  in  ihrem  Principe  und  nicht  blos  in  der  Ansdehnnng  der 
Befugnisse  angegriffen  werden  wird.  Wer  die  Meinungen  beebachtet,  kano 
hierüber  nicht  wohl  im  Zweifel  sein.  Hier  hilft  offenbar  nur  eine  völlige 
Veränderung  der  Stellung  zu  der  Vertretung.  Die  einzige  mögliche  Ve^ 
Änderung  dieser  Art  ist  aber  das  parlamentarische  System.  —  In  Preussen 
allerdings  ist  dei:  Verlauf  ein  anderej  gewesen;  allein  dieser  war  so  ano- 
mal in  seiner  Aufeinanderfolge  von . Spielerei  mit  Scheingebilden,  von  toller 
üeberstürzung  und  von  Vereinigung  der  Regierung  mit. einer  Sanmemmehr- 
heit  zur  allmähligcn  Zerstörung  des  eben  gegründeten  eigenen -Werkes;  es 
ist'  ferner  der  Eintritt  eines  ehrlich  gemeinten  und  verständig  gehasidhabten 
constitutionellen  Systemes  hier  noch  so  neu ,  dass  kein.  Scbluss  nach  irgend 
einer  Seite  hin  gezogen  werden  kann.  Ist  es  doch  noch  -nicht  einmal  that- 
sächlich  entschieden,  ob  die  itzt  endlich  wirUich  in!s  Leben  {getretene 
Volksvertretung  nach  paiiamentarisehem  Systeme  wird  behandelt   werden, 
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kr  ob  mim  in  dem,  anf  die  Dauer  doch  schwerlich  ansbleibenden ,  Falle 
utr  Richtongsverschiedenheit  zwischen  Ministerinnl  and  Kammern  dem 
organge  der  flhrigen  deutschen  Staaten  folgen  wird.  Wendet  Letzteres  dn 
iter  Genius  nicht  ab/  so  wird  freilich  (diess  ist  wenigstens  meine 
ebejrzeagnng)  ein  neaes.  gfossartiges  Beispiel  die  anglücklichen  Folgen 
Des  solchen  Principes  nachweisen.  -^  Allein  wie  immer  sich  hier  die  Za- 
inft  gestalten  mag;  jeden  Falles  scheint  mir  die  Nothwendigkeit  des  par- 
mentarischen  Systemes  als  Schatz  fQr  die  fürstliche  Stellang  and  Gewalt 
irch  die  bisherigen  Erfahrongen  so  äuwidersprechlich  erwiesen,  dass  ich 
ich,  wie  gesagt,  der  Hoffnnng  nicht  vierscbliesse'n  kann,  aach  ansere  Fürsten 
htm  es  ein  and  entschliessen  sich  zu  dem  nöthigen  Schritte.  '  Sie  sind  Jetzt 
der  Lage ,  ohne  persönliche  Yerlctzang,  weil  ohne  NOthigung  von  Aassen, 
igiimen  zu  können ;  sie  zeigen  dnrch  Begreifen  .  einer  zwar  nicht  aagen- 
ieklich  drängenden,  allein  am  so  schwerer  in  der  Zukunft  drohenden  Gefahr 
lerlegene  Einsicht  und  haben  dadurch  den  Vortheil  der  InitiatiTe ;  es  lie^ 
80  das  Gelingen  jetzt  in  ihrer  Hand.  Ob  ipmer  und  auch  später  noch, 
\r  eine  andere  Frage.  .  «         .     - 

«Allein,»  wenden  Sie  mir  nun  in  einer  weiten  Abtheilnng  Ih^er  Gegen- 
"finde  ein,  «diess  Alles  hat  denn  doch  nur  einen  Sinn,  wenn  wirklich  das 
uiamentarische  System  an  sich  richtig  und  wohlthätig'  ist.  Nun  aber  ist 
fim. nicht  so,  vielmehr  hat  dasselbe  mehr  als  Eine  sebi*  üble  Sdte,  und 
ir  laufen  also  Gefahr ,  einen  schlimmen  Zustand  nur  mit  einem  andern  zu 
irtauschen,  Gewisses  nnt  Ungewissem.  Diess  aber,  ist  leichtsinnig  und 
Uechte  Staatskunst.»  —  Gehen  wir  denn  Ihre  einzelnen  sachlichen  Vor- 
trfe  durch. 

Zunächst,  behaupten  Sie,  dass  eine  Ueberlassung  der  obersten  Staats- 
oter  an  die  Häupter  der  parlamentarischen  Parteien  den  freien  Willen  der 
Irsten  bei  der  Ernennung  ihrer  Minister  und  hinsichtlicb  der  Regienmg 
fhebe,  sie  in  die  Lage  setze,  Männer  zu  Käthen  zu  bestellen,  an. welche 
I  keine  Neigung  und  keine  Erinnerung  knüpfe,  welche  ihnen  vielleicht 
irsönlich  zuwider  seien.  Diess  aber  heisse  sie  herabwürdigen  und  ganz 
IS  ihrer  natürlichen  Wirksamkeit  verdrängen.  .  Es  bleibe  nur  die  äussere 
dnn  der  Monarchie,  während  ihr  .Wesen  an  eine  Wahldemokratie  übergehe, 
etztere  einzufahren,  sei  nun  aber  weder  unser  Recht,  noch  unser  Wunsch. 
-  Diese  Beschuldigungen  sind  sammt  jnnd  sonders  in  Abrede  zu  stellen,  — 
orerst  sei  bemerkt,  dass  im  Gegentheile  eine  Haltung  über  den  Parteien 
nd  eine  Abwesenheit  jeder  persönlichen  Betheiligung  bei  den  Streitigkeiten 
ber  Staatsangelegenheiten  einem  F4irsten  eine  höhere  und  reinere  Stellung 
ibi,  als  die  ist,  wenn  das  angegriffene  Ministerium  als  der  Ausdruck,  der 
enönlichen  Ansichten  des  Staatsöberhaupteö  erscheint,  und'  wo  also  jeder 
Mel  dieses  selbst  verletzt  und  als  auf  dasselbe  gerichtet  betrachtet  welrdeu 
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kann.  Nor  iy  jener  St^llang  kann  der  Gedanke,  dass'der  Fflr8t  peiiönlick 
immer  das  Gute-  wolle,  nnd  dass.  das  Ueble  mnd  Verkehrte  gegen  «»Ben 
Wunsch  und  ohne  seine  Theilnahme.  stattgefunden  habe,- mit  einem  hin- 
reichenden Scheine  von  Wahrheit  aufrecht  erhalten  weirden.  Bei  dem  in 
Deutschland  gewöhnlichen  Systeme  der  Volksvertretung'  ist  die  Unvenntwort- 
lichkeit  des  Fürsten  zwar  ein  gesetzlicher  Satz,'aber  .sittlich,  und  pcditisdli 
nur  eine  Fiction.  Man  weiss  ja  wohl,  dass^  die  Minister 'hur  die  YollBtrecker 
der  Befehle  des  Staatsoberhauptes  sind  und  ^ein  sollen;  wie  «kann  da  der 
Tadel  bei  ihnen  stehen  bleiben?  Aiifth  ist  dem.thatsachlich  keineswegs  also. 
Man  betrachte  dagegen  die  persönliche  Lage  der  Könige  von  England,  sät- 
deui  sich  dks  System  der  parlamentarischen  Ministerien  dort  völlig  an^ge- 
bildet  hat.  Wer  lastet  sie,  mittelbar  oder  untnittelbar,  wegen  des  Ganges 
der  Staatsangelegenheiten  auch  nur  entfernt  an?  Sie  sind  gleich  verehrt^ 
in  gleich  heiterer,  unerreichbarer  Ruhe  und  Hoheit,  ob  Teiies  oder  Whigi 
am  Ruder  sind.  Sicherlich  kann  die  Königin  Victoria  Gegenstand  itn 
Neides  jedes  europäischen  .Fürsten  sein,  wenn  er  die  ungdbeoöheUe,  alk. 
Schichteuvd^r  ganzen  Bevölkerung  durchdringende  Verehrung  gegen  dieselbe 
betrachtet.  Kein  Zweifel,  dass  ihre  persönlichen  Eigenschaften  und  ihr 
ganzes  Lehen  viel  zu  dieser  Liebe  des  Volkes  beitragen;  allein  es  wftre  eine 
so.  gleichmässige  Billigung  und  Anhänglichkeit  doch  bei  dem  leidenschafUidi 
bewegten  politischen  Leben  des  Landes  ganz  unm(^lich ,  wenn  die  Königia 
sich  persönlich  an  die  Spitze  einer  bestimmten  Richtung .  stellte  wd  wenn 
also  der  Kampf  nothwendig  bis  zu  ihr  hinanreichte;  Gerade;  dass  sie  voll- 
kommen aufrichtig  und  ehrlich  das  parlamentarische  Syistem  ergriffen  haV 
ist  eine  der  Hauptgrundlagen  der  beispieUosen  nachhaltigen  Billigung.  "- 
Zweitens  muss  behauptet  werden,  dass  auch  die  staatlidie  Ihfltigkeit  eines 
begabten ,  eifrigen  und  erfahrenen  Fürsten  unter  dem  parlamentarisehen 
Systeme  keineswegs  auf  ein  unwürdiges  und  für  das  Ganze  unerspriesslidief 
Maass  zurückgeführt  ist.  Allerdings  kann  es  sich  begeben^  dass  die  poli- 
tische Richtung  eines  Ministeriums  nicht  die  persönliche  des  Forsten  ist,  nnd 
dass  also  Maassregeln  berathen  und  beschlossen  we^en,  mit  welchen  er 
nicht  einverstanden  ist.  Allein  thoils  kömmt  die  Nothwendigkeit  eines  Nacb- 
gebens  in  jedem  repräsentativen  Staate,  in  welchem  also  auf  die  öffentliche 
Meinung  und  auf  das  Verlangen  oder  gar  die  Bedingungen  der  Volksvortteter 
Rücksicht  genommen  werden  muss,  mehr  oder  .weniger  vor;  nnd  es  handelt 
sich  nur  von  der  Zahl  der  Fälle,  m'cht  vom  Grundsätze..  Mit  der  Qewlk* 
rung  einer  Volksvertretung  ist  die  beliebige  Durchführung  des  persönlidMA 
Willens  überhaupt  zu  Ende«  Theils  kann  gerade  die  persönliche  Theilnahme 
eines  tüchtigen  Fürsten  an  den  Berathungen  Qines  von  seinen  persönlichen 
Ansichten  abweichenden  Ministeriums  von  bedeutend«:  Wirkong^ein  ond- 
grösserc  Milderuugcu  und  Abänderungen  bewerkstelligen,  als  wenn  dieselben 
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Utainer  als  di^unabliSiigigen  and  in  ihrem  Kreise  ganz  ungestörten  Hänpter 
iner  mftchtigen  Widerspruchsp^rtei  unter  sith  die  Angriffe  und  Forderungen 
fireden.  Theils  und  hauptsächlich  wird  der  tägliche  Vcrwaltungseinfluss  des 
tkiBten  durch  die  allgemeine  staatliche  Stellung  des  jeweiligen  Ministeriums 
IT  nicht  berührt  und  bleibt  also  jenem  volle  Freiheit  zu  nützlicher  Thätig- 
eit  und  Einwirkung.  Will  jnan  in  der  That  behaupten,  dass  König  Leopold 
Kinen  Einflu^s  auf  die  R'egiening  JBelgiens  habe  ?  ~  Drittens  ist  zu  fragen, 
i  denn  bei  der.  jetzt  üblichen  Auffassung  des  repräsentativen  Systemes  die 
Horsten  so  ganz  freie  Hanrd  in  der  Wahl  ihrer  Minister  haben ,  ob  sie  kei- 
eriei  persönlichen  Widerwillen^  dabei  überwinden  müssen  ?  Sowie  die  Sachen 
(tzt  gehen,  ist  .auch  ihre  Wahl  auf  verhältnissmässig  wenige  Männer  be- 
anrankt,  welche  einer  Seits  auf  der  Dienstleiter  hinreichend  hoch  stehen,, 
nderer  Seits  die  nöthigen  Eigenschaften  haben,  um  wenigstens  uQthdürftig 
entstanden  gegenüber  auszuhalten.  Hört  man  nicht  etwk  audi  jetzt,  dass 
Heier  oder  Jener,  trotz  persönlicher  Unbeliebtheit,  als  ein  .*nothwcndiger 
bim»  beibehalten  werden  müsse?  Die  Zeiten  sind,  und  zwar  glücklicher- 
tsise,  vorüber,  in  welchen  die  Ministerien  dem  nächsten  besten  Schranzen, 
cm  angenehmsten  Tischgenossen  oder  noch  scblimmeren  Grellen  gegeben 
erden  konnten,  in  welchen  dieselben  Ho^ümter  waren.  Also  auch  hier 
sndelt  es  sich  nur  von  einem  Mehr  oder  Weniger.  Ist  dem  aber  ulso,  dum 
t  es  sicher  auch  nicht  der  Mühe  werth,  so  Grosses  wegen  eines  kleineren 
erlnstes  auf  das  Spiel  zu  setzen. 

Ihre  zweite  theoretische  Einwendung  gegen'  das  parlamentarische  System  ist, 
s  werde  die  von  der  Regierung  zur  Grewinnung  von  Einflnss  ausgehende  Cor« 
Option  nur  ersetzt  durch  Parteiumtriebe;  hierbei  aber  einen  nützlichen  Unter- 
elded  zu  fmden ,  sei  -schwer.  Doch,  mit  Ihrer  Erlaubniss.  Vor  Ailem  daVf 
licht  ausser  Augen  gelassen  werdet) ,  dass  in  einem  ri^präsentativen.  Staate, 
I  welchem  der  alleinige  Wille  des  Fürsten  die  höchsten  Aemler  besetzt,  oeben 
en  Bemühungen  um  Gewinnung  der  ständischen  Mehrheit,  auch  noch  die 
Anke  um  die  Erlangung  der  persönlichen  Gunst  des  Staatsoberhauptes  he- 
eben  mögen  und  werden.  Nun  dürfte  aber  leicht  geschichtlich  nachgewie- 
tn  werden, -dass  der  heimlichen  Nebenbuhlerei  in  dem  Kabinete  selbst,  den 
orzimmer-  "und'Hinterthüren-Verschwörun_gen,  dem  Bestreben  mittelmäs- 
ger  Köpfe  jeden  selbstständigen  und  überlegenen  Mann  zu  beseitigen  weit 
Bnfiger  das  öffentliche  Wohl  zürn  Opfef  gebracht  worden  ist,  als  dem  Bingen 
mndsatzloser  Parteihäupter.  JMen  Falles  hat  der  Kämpf  der  Letztereq 
as'lür  sich,  dass  er  öffentlich  geführt  »wird,  und  somit  theils  leichter  durch-  . 
dhani,  theils  von  der  öffentlichen  Meinung 'hinskhtlich  der  ängewendet4»n 
Üttel  eidigennaassen  in  Schranken  gehalten -wird.  Audi  sind  es  nothwendig 
mqier  geisttg  bedeutende  Männer,  welche -auf  dieöte  Weise  um  die  Gewalt 
ingen ;  mit*  solchen  wird  aber  selbst  im  schliinmsten  Falle  der  Staat  udd 


426  Das  Reprftsentadvsjsteni, 

das  Volk  immer  Boch  b^ser  fahren ,  als  mit  MenschieB  ohne  B^iabmig  ud 
Kenntnissen,  welche  sich  in  Hofränken  versuchen  und  in  solchen  den  Sieg 
davon  tragen  können.  —  Sodann  aber  dttrfen  die  Uebel  eines  ParteikiQipin 
aach  nicht  übertriebep  werden.  Allerdings  werden  sich  bei  einem  pariiuen- 
tarischen  Systeme  die  Parteien  bemühen,  in  die  Mehrheit  za  kommen,  und 
sich,  wenn  sie  dieselbe  erlangt  haben,  in  derselben  zn  erhalten.  Auch  bin 
ich  wahrlich  nicht  gesonnen  zn  behaupten,  dass  diess. immer  mit  löblichan 
Mitteln  geschehen  werde;  die  Parteimoral  ist  eine  gar  laxe.  Idi  rlnme 
also  nnnmwunden  die  Wahrscheinlichkeit  von  Entstellungen,  Yerlenmdimgen, 
von  factiösen  Hinderungen,  von  parteiischen  Besetzungen  mancher  Aenter, 
kurz  von  manchem  Unfuge  ein.  Aber  einmal  ist  es  dean  doch  gar  nkki 
dasselbe,  ob  verwerfliche  Mittel  angewendet  werden,  um  das  ganze  Weiei 
der  hauptsächlichsten  Staatsanstalt  zu  verfiüschen,  oder  um  einer  bestimmta 
Ausübung  derselben ,  mit  Wahrung  des  Grundgedankens,  dta  Sieg  zu  ve^ 
schaffen.  Bei  einem  Kampfe  der  parlamentarischen  Parteien  mn  die  Ober- 
hand kann  es  nie  die  Absicht  oder  das  Ergebniss  sein,  dem  Volke  den  ilni 
verfassungsmässig  zustehenden  Einfluss  auf  die  Staatsangelegenheiten  zu  entp 
winden,  sondern  es  handelt  sich  vielmehr  darum,  demselben  nngebliek  mehr 
und  Besseres  zu  bieten,  als  die  Mitwerber  versprechen.  Somit  wird  also 
unter  aUen  Umständen  hier  die  politische  Freiheit  wirklich  gerettet.  Es  irt 
nicht  Mos  ein  Schein,  sondern  das  Wesen  von. Yolkseinfluss  vorhanden.  So- 
dann ist  der  Erfolg  sogar  einer  völligen  Täuschung  des  Volkes  hier  poütisdi 
ein  ganz  anderer.  Es  mag  allerdings  sein,  dass  sich  das  Volk  bei  sokbcn 
Bewerbungen  um  seine  Gunst  in  der  Schätzung  der  Angebote  täuscht,  ud 
dass  es  in  der  That  nützliche  Anerbieten  zurücksetzt  gegen  ein  gUUnei- 
deres  oder  seiner  augenblicklichen  Leidenschaft  schmeichelnderes.  Allan 
das  Angenommene  muss  denn  doch  gehalten  werden;  und  es  hat  das  Volk 
Niemand  Vorwürfe  zu  machen,  als  sich  selbst,  wenn  die  Dinge  nun  nidit 
gehen,  wie  ihm  frommt.  Diess  aber  erzeugt  einmal  keine  Erhitterwig  und 
Verachtung  gegen  die  Regierung  als  solche ,  und  zweiten»  kann  der  FeUff 
bei  der  nächsten  Gelegenheit  wieder  gut  gemacht  werden.  Die  SeUMl- 
tänschung  war  dann  nur  ein  politisches  Erziehungsmittel,  während  Jetzt  die 
von  der  Regierung  ausgehende  Täuschung  eine  Unterwflhhmg  der  sitüidien 
Grundlagen  des  Staates  ist.  Die  bisherige  Mehrheit  wird,  wenn  ihre  Maasaregdn 
fehlschlagen,  beseitigt;  aber  an  die  Stelle  dieser  Regierungsrichtnng  tritt 
eine  andere,  welche  vielleicht  besser  ist,  jedenfalls  Hoffnung  und  neies 
Leben  gibt.  Damit  aber  ist  dem  völligen  sittlichen  Zerfallen  mit  dem  Staate 
vorgebeugt,  d.  h.  dem  grossen  Uebel  des  jetzigen  constitutionelleli  Systeaes. 
Drittens  und  hauptsächlich  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  bei  dem  pafiaww* 
tarischen  Systeme  die  Oppositioji  nie  Über  das  Mögliche,  von  ihr  selbst 
Ausführbare  hinausgehen  kann,  wenn  sie -sich  nicht  vollkommen  m  Gnuide 
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richten  will.  Es  geht  also  die  Regierung  in  viel  ruhigerem  Geleise.  Doch, 
ich  habe  hierüber  schon  früher  gesprochen.  Mit  Einem  Worte:  die  Partei- 
bestrebungen  schaffen  aUerdings  keinen  Zustand  politischer  Unschuld;  allein 
sie  sind  in  aDen  ihren  Ausschweifungen  und  üblen  Folgen  doch  weit  besser, 
ftehter  conservativ  und  beseitigbarer,  als  entweder  der  unverhüllte  Dua- 
lismus oder  die  durch  Corruption  erzeugte  äussere  Glätte  einer  innerlich 
faulen  Masse, 

Drittens  werfen  Sie  dem  parlamentarischen  Systeme  eine  Unsicher- 
heit der  Verwaltung  vor,  und  zwar  in  doppelter  Richtung:  einmal  wegen 
der  Geschäft^unerfahrenheit  der  aus  den  Ständeversammhingen  hervorgegan- 
genen Minister;  sodann  aber  weil  ein  Herumwerfen  des  Staates  von  einem 
Extreme  der  Maassregeln  in  das  entgegengesetzte  zu  fürchten  sei.  — In 
ftrsterer  Beziehung,  bemerken  Sie,  leuchte  offenbar  ein,  dass  ein  parlamen- 
tarischer Minister  sich  entweder  nur  um  die  allgemeine  Politik  und  etwa  um  die* 
obersten  leitenden  Grundsätze  seiner  -Geschäftsabtheilung  bekümmere ;  dann 
liege  das  "Wohl  und  das  Interesse. des  einzelnen  Bürgers  wie  der  Gesammtheit 
in  den  Händen  nicht  verantwortlicher  und  vielleicht  mittehnässiger  Unterge- 
ordneter, es  entstelle  Gefahr  von  Missbräuchen  und  geistloser  Geschäftsge- 
wohnheit. Oder  aber  er  finde  seine  Aufgabe  darin,  sich  auch  um  das 
Einzelne  zu  bekümmern,  materieUe  Entscheidungen  zu  geben,  einzuigreifen 
und  selbst  im  Kleinen  zu  verbessern ;  dann  äei  zu  fürchten,  dass  er  aus  Mangel 
an  Kenntnissen  und  an  Geschäftssicherheit  die  ganze  Verwaltung  in  Unord- 
nung bringe,  dass  Widersprüche  mit  früheren -Entscheidungen  die  Beamtei^ 
und  die  Bürger  verwirren ,  dass  je  nach  einigen  Jahren  immer  wieder  neue 
Er&hrungiBn  gemacht  werden  müssen  und  Lehrgeld  zu  bezahlen  sei.  Diesem 
Aüem  könne  nur  vorgebeugt  werden  durch  die  Besetzung  der  Ministerstellen 
Biit  Männern,  itelche  ihr  Leben  in  den  betreffenden  Geschäften  zugebracht, 
reifliche  Erfahrungen  gemacht ,  die  Untergeordneten  persönlich  kennen  ge* 
krnt,  endlich  aber  durch  Verdienste  und  Gaben  sich  aus  dcjn  Reihen  aufge- 
schwungen haben.  —  Ich  läugne  nun  aber  die  Richtigkeit  dieser  Alternative, 
dnd  behaupte ,  dass.  ganz  tüchtige  Minister  aus  den  Ständeversammlungen 
hervorgehen  können.  —  Vor  Allem  ist  nicht  einzusehen',  warum  nicht  die 
höhere  politische  Auffassung  und  die  allgemeine  Leitung  der  Staatsgewalt 
einem  in  den  parlamentarischen  Geschäften  und  Kämpfen  gebildeten  Manne 
eben  so  Mcht  fallen  sollte,  als  einem  in  der  Kanzlei  herangebildeten  Be- 
amten. Ja  es  lässt  sich  sogar  behaupten,  dass  diese  letztere  Laufbahn  an 
Sich  weniger  gedgnet  sei,  einen  weiten  Blick  zu  bewahren  und  das  Bedürfiiiss 
grosser  rechtzeitiger  Maassregeln  zu  wecken^  Man  sehe  sich  nur  um  unter 
-den  grossen  Staatsmännern  aller  Zeiten,  auch  namentlich  der  unsern,  ob  sie 
an  den  Sekretürs-  und  Rathstischen  ergraut  siiid.  Nur  allein  der,  dessen 
Gesichtskreis  selbst*  nicht  übei^  die  Abfeitigung'  d6s  eiiizehien  Aktenstückes, 
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das  Volk  imtncr  noch  beescr  fahren ,  als  mit  Menschen  ohne  1 

KenntiiiBsen ,  welche  sich  in  Hofränkcn  versuchen  und  in  solchen  da 

daTon  tragen  k&nuen.  —  Sodann  aber  dürfen  die  Uebel  eines  PuteOati 

auch  nicht  fibeilriobcp  werden.   Allerdings  werden  sich  bei  einem  pükl 

larischen  Systeme  die  Parteien  bemühen ,  in  die  Hebrheit  i 

sich ,  wenn  sie  dieselbe  erlangt  haben ,  in  derselben  zu  erbalten. 

ich  wahrlich  nicht  gesonnen  zu  behanpten ,  dasa  diese  immer  mit 

Mitteln  geschehen  werde;   die  Pnrteimoral  ist  eine  gar  laxe, 

ulso  nnumwaiiden  die  Wahrscheinlichkeit  von  Entstellnngen ,  Ta 

von  factiöEcn  Hinderungen,  von  parteiischen  I 

knrz  von  manchem  Unfuge  ein.    Aber  einmal  ist  es  i 

dasselbe,  ob  verweräiche  Mittel  angewendet  werden, 

der  hauptsUcblichBten  Staatsanstalt  zu  ver&lschen,  oder  nm  einerl 

Aosflbung  derselben,  mit  Wahrnng  des  Onmdgedankens,  < 

schafTeu.    Bei  einem  Kampfe  der  parlamentarischen  ParteiM  i 

band  kann  es  nie  die  Absicht  oder  das  Ergehnies  sein,  detfJV 

vcrfa£sangEm^sig  -zastebcnden  Einflnss  anf  die  Staatsu 

winden,  sondern  es  bandelt  sich  viehnehr  darum, 

nnd  Besseres  zu  bieten,  als  die  Mitwerber  verapreobeit. 

unter  ollen  Umständen  hier  die  politische  Freiheit  wirklich  gM«tlel. 

nicht  blos  ein  Schein,  soudera  das  Wesen- von- Yalkseinilu»s  i 

dann  ist  der  Erfolg  sogar  einer  völligen  Tftaschong  des  Yolkü  hwi  , 

ein  ganz  anderer.    Es  mag  allerdings  «ein,  das»  wh  daa  VbDt  h< 

Bewerbungen  um  seine  Gnnat  in  der  ScbAlzung  der  i 

dass   es   in  der  That  ^fllzliche  Anerbieten  zurOcks*;trt  | 

deres  oder  seiner  augeoblicklichan  Leldcwchall  schmekhid 

das  Angenommene  mnss  denn  doch  gehalten  werdsn;  tud  | 

Niemand  Vorwurfe  n  machen,  als  sich  selbel, 

gehen ,  wie  ihm  üwmmt.    Diese  aber  erKCUgl  elomaljsjii 

Verachtung  gegeb  df^  Regiorang  als  ! 

bei   der   nächsten   Gejcgcuheit   wltder   gvl  j 

tanschung  war  dann  nur  läa  poItUecbw  i 

von  der  ßegi<>rutig  auHgehaid«  TAucbooD  eine  tTii' 

Grundlagen  des  Staat«!  itt.  DiobiskcfigeVeliriieil 

fehlschlagen,  beseitigt; 

eine  andi.'n>,   nftlcbk  1 

Leben  gilit.    Daall  h^ 

vorgebengl, 

liritiens  n 


»ftiiiiinMr  ^^ 

aon  eine  W"  ^ 
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tiiiit  scliwniik enden 

'it/l  etwa  in  eoIc1i).<ii 

'■II,  und  zwar  sogar 

iii  der  Verwaltung 

11    ^0   Willig.     Itli 

itijTL'ii  iin  Fallo  des 

i'li.Tf  nicbt  lüQgiii'n. 

iiji-n.    Allein  einmal 

ii>'  der  öffent liehe» 

'  yen  dieselbe  gi'eig- 

I'  in  dem  Geiste  dei% 

/ri  geben,  oder  sie 

.'  dueh  die  Thatsaclic 

.-n  don  I'ai-teieu   in 

. ,   sondern  poliüsclic 

■:itsgewalt  cntsebeiden 

iis  dor  Behörden  nnd 

-'11.    Sodnnn  hnt  auch 

iFfsprocbeue  Nötbigung 

/u  halten,  vortreffüclie 

'I  und  eine  Sehningung 

nicht  die  Rede  sein.   luh 

'ingeu  derjenigen  Staaten, 

diiruhfUhren ,   und   zwar 

Ik'lgien  ein  solches Uiuher- 

di:iv'f   iMer  nicht  viehnehr 

■  M  ZU  VerbesseningcuV   Das, 

'  litjgtes  dagegen,   was  bisher 

lu't  und  zwar  lutcr  der  Con- 

l>a  if.t  denn  hinreichend  dafür 

'  II  vorkommen  können.    Ich  be- 

iniing  sein  kann,  es  sei  fQr  manche 

1  dieselbe  von  einer  vollkuminen 

t'eti,   durvhgefnhrt,  aufi-ecUt  cr- 

ruugsform  ihiv  eigeiithOnilicIicn 

Volksvertretung.    Allein  niclit 

ob  inau  besser  daruii  thnt,  eine 

Iheren,  vielleicht  imwidcrstelüicheu 

m  gana>n  Wesen  zu  entwickeln, 

Tlnen  Nachtlieil  zu  veiitieiden ? 

imd  zwar  nicbt  etwa  blos  der 
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Logik,  sondern  der  praktischen  Folgeiniugeu  wegen.  Wir  sind  Beide  der 
Ueberzengong,  dass  Yolksvertretnng  sein  muss;  lassen  Sie  uns  also  dem 
auch  die  Sache  durchführen,  ¥rie  sie  am  Ende  allein  möglich  ist 

Erlauben  Sie,  dass  ich  zwei  oder  drei  ihrer*  weiteren  OrOnda  ttnt 
summarisch  behandle,  als  offenbar  nur  in  den  Dienst  gepresste,  welche  eine 
Grube  fQllen  sollen,  so  gut  wie  andere  bessere  Leute.  Es  sind  diess  die 
Einwendungen,  dass  bei  dem  parlamentarischen  Systeme-  die  Staatakiasc 
belastet  werde  mit  einer  unerträglichen  Last  von  Ruhegehalten  Ar  us- 
getretene  Minister ;  dass  es  den  um  die  Herrschaft  ringenden  Partden  n 
der  erforderlichen  Anzahl  von  Staatsmännern  fehlen  könne  zur  Udier 
nähme  der  ihnen  zufallenden  Regierung;  endlich  dass  eine  Besetning  der 
höchsten  Stellen  mit  den  Ständcmitgliederu  den  Eifer  in  der  ganien  Statte- 
dienerschaft  erkälten  werde.  —  Warum,  was  das  Erste  betrifft,  überhaqK 
einen  Ruhegehalt  für  die  abgehenden  Minister?  Ich  wenigstens  sehe  keimria 
Nothwendigkeit  ein,  für  die  vorübergehende  Uebemahme  einer  poUtischoi 
Stelle  eine  lebenslängliche  Belohnung  zu  geben ;  und  noch  weniger  die  Zweck- 
mässigkeit>  einen  Manu  desshalb,  weil  er  einmal  Minister  war,  zumMflsvg- 
gange  für  den  Rest  seiner  Tage  zu  verurtheilen.  Auch  ich  will  keinesinp 
die  Ministerstellen  nur  an  reiche  Männer  kommen  lassen.  Allein  dam  k* 
diarf  es  keiner  Pensionirung  aller  Minister.  Das  fianze  beruht  denn  dedi 
am  Ende  auf  der  wunderlichen  Ansicht,  dass  es  fflr  einen  gewesenen  IG- 
nister  eine  Schande  sei,  wieder  in  ein  untergeordnetes  Amt  oder  in  äv 
sonstige  ehrenhafte  Beschäftigung  zurQckzutreten.  Diese  Oedanken  mftna 
wir  völlig  ausrotten.  Ich  gebe  zu,  dass  man  einem  Minister  nicht  ^w¥^ 
kann,  in  einem  eigentlich  politischen  Amte  unter  seinen  Gk^gnem  za  dieieii, 
sowie  man  von  diesen  nicht  verlangen  kann,  ihn  dazu  zu  verwendete  AlWi 
theils  giebt  es  ja  völlig  indifferente  Stellen  im  Staatsdienste,  theils-mfiga 
die  abtretenden  Minister  wieder  in  ihre  frühei*e  bflrgerliche  Stellnug  nrllGk- 
treten.  Haben  nicht  unsere  sämmtlichen  deutschen  Reichsminister  und  die 
meisten  der  Märzminister  in  den  einzelnen  Staaten  diess  gethan?  MissacUes 
Sie  sie  desshalb,  mein  Freund  V  Ich  gebe  daher  höchstens  AusuahmsfiUle  einer 
Znruhcsctzung  zu,  und  verlange  im  Ucbrigcn  nur  billige  Erleichterong  dei 
für  den  Einzelnen  passenden  Schrittes.  Hält  man  es  fQr  nöthig  oder  wenif- 
stens  wünschcnswerth ,  dass  die  Minister  während  ihres  Amtes  ein  Hui 
machen,  nun  so  rüste  der  Staat  die  Ministerialgebäude  dazu  aus  mit  G^ 
räthe  und  Dienerschaft,  wie  diess  in  Frankreich  Sitte  ist,  und  gebe  Bapi- 
sentationsgelder.  Dann  wii*d  das  Schickliche  weder  schmutzig  anterlassen 
werden,  noch  das  Gegebene  armselig  ausCallen.  — -  Was  aber  die  Zahl  der 
jQöthigen  Staatsmänner  betrifft,  so  gebe  ich  Ihnen  zwar  darin  voUkomiBei 
Recht,  dass  überhaupt  die  repräsentative  Regierungsweise  eine  bei  weiten 
grössere  Anzahl  von  Staatsmäuuern  braucht  und  verbraucht^  als  jede  andere 
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Staatsform  und  ich  bin  desshalb  ancb,  im  Vorbeigeben  gesagt,  der  Meinong, 
iass  sie  in  kleineren  Staaten  schwer  durchgeführt  worden  kann,  weil 
äe  filr  solche  eine  Riesenrttstuug  auf  dem  Körper  eines  Zwerges  ist.  Da- 
[Qgai  aber  lAugne  ich  entschieden,  dass  das  parlamentarische  System  ihrer 
ariur  bedarf,  als  das  gewöhnliche  bei  uns  festgehaltene  constitntionello. 
eh  setze  nftmlicb  yoraus,  dass  sich  in  jedem  Staate  und  zu  jeder  gegebenen 
Seü  nur  zwei  politische  Parteien  befinden,  welche  um  die  Regierung 
Impfen.  (Eine  grössere  Verschiedenheit  fasst  das  Volksbewusstsein  nicht 
if ,  und  es  kann  zu  Einer  Zeit  sich  eben  nur  von  der  Befolgung  oder 
lichtbefolgung  Einer  bcstinmiteu  Richtung  haudehi.)  Beide  bedflrfen  nun 
Herdings  ihrer  regierungsfälligen  Häupter;  diess  ist  aber  nicht  mehr,  als 
in  beständiges  Ministerium  und  eine  beständige  Opposition  auch  hat.  Be- 
ibt  aber  eine  Partei  wirklich  nicht  so  viele  tflchtige  politische  Männer, 
lun  wird  sie  auch,  seien  Sie  dessen  sicher,  die  Mehrheit  nicht  haben 
der  nicht  behaupten;  also  auch  nicht  in  den  Fall  kommen,  sie  haben  zu 
oUen.  —  Endlich  kann  ich  es  bei  wenigen  Entgegiiungsworten  bewenden 
assen  hinsichtlich  der  Unbilligkeit  der  Ministerbestellung  mit  Nichtstaats- 
Kaem  und  in  Betreff  der  dadurch  bewirkten  Abschwächung  des  Eifers. 
Uerdmgs  wird  die  Besetzung  der  höchsten  Stellen  mit  Ständemitgliedern 
{Oringen  Beifall  finden  in  den  Kanzleien.  Vielleicht  wird  selbst  dann  und 
mm  ein  besonders  hochstrebender  Mann  den  Staatsdienst  ganz  meiden. 
Ukin  es  wird,  natürlich  eine  gerechte  und  ehrenvolle  Behandlung  der  Be- 
uten vorausgesetzt,  sicherlich  an  tüchtigen  Männern  zur  Besorgung  der 
jeschäfte  nicht  fehlen.  Wie  Viele  treten  denn  in  den  Dienst  mit  der  ent- 
idvedenen  Absicht  auf  einen  Ministei-posten?  Wie  Viele  erreichen,  unter 
ifloi  Verhältnissen,  einen  solchen  Posten?  Und  doch  ist  mehr  Noth  wegen 
illziigrosson  Zudrangs,  als  wegen  Mang(>ls  an  Bewerbern  um  den  öffentlichen 
)ien8t,  und  fehlt  es  nicht  an  -eifrigen  und  braven  Männern.  Auch  ist  Ja 
kr  Staatsdiener  nicht  gehindert,  sich  um  eine  Wahl  in  die  Ständcversamm- 
ng  za  bemühen,  dadui'ch  aber  sich  die  Thüre  zu  Allem  zu  öffnen. 

Mehr  Achtung  habe  ich  vor  Ihrem  letzten  theoretischen  Gegengninde. 
äe  sagen  nämlich:  Das  parlamentarische  System  setze,  wie  jede  Regierungs- 
trt^  bestimmte  thatsächliche  Zustünde  als  Bedingungen  seiner  Ausfilhrbarkeit 
loraos.  Diese  Zustände  seien  namentlich:  Die  Bildung  bestimmter,  scharf 
;escUedener,  ihres  Zweckes  genau  bewusster  Paileicn;  grundsätzliche  An- 
kinglichkeit  dieser  Parteien  einerseits  an  das  Königtlmni,  wennschon  nur  au 
in  beschränktes,  andererseits  an  die  Volksfreiheiten;  endlich  die  praktische 
lögüclikeit,  mit  den  Ansichten  dieser  Parteien  überhaupt  zu  regieren.  Nun 
iber  laugncn  Sic  das  Vorhandensein  aller  dieser  Bedingungen  in  Deutschland, 
irenigstens  in  unserer  itzigon  Entwicklung.  —  Wir  kommen  allerdings  hier 
aaf  den  Kern   der  Sache  und   auf  einen  schwierigen  Punkt.    Ich  aber  will 
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ohne  WciU'i'es  zugeben:   einmal,   duss  die  von  Diucn  gestellten  Bedingungen 
richtig  sind;  zweitens,   dass  allerdings   der  bestehende  poUtiache  Znstand 
Dentschlands  einer  voll^^tändigen  Erfüllung  dieser  Bedingungen  keineswegs 
günstig  ist.    Allein  damit  glaube   ich  noch  keineswegs  geschlageji   za  sein, 
vielmehr  hoffe  ich   innnerhin   die  Möglichkeit  meines  Systemes  za  beweisen, 
wenn  nur  auch   Sie  mir   meine  Bedingungen  zugestehen.    Meiner  Ansicht 
nach  ist  nämlich  die  Lage  der  Dinge  nachstehende:   Wir  haben  gegenwärtig 
drei  Parteien   in  Deutschland,   ausgebildet  durch  den   bisherigen  Gang  der 
'öffentlichen  Angelegenheiten  und  besonders  des  Repräsentativsystemes,  nämlich 
die  nicht  zahlreiche,   aber   durch   eigene  sociale  Stellung  und,   nianchfacb 
wenigstens,   durch   die  offene  oder  geheime  Gunst  der  Fürsten   mächtige 
reactionäre;   die  grosse,  allein  unsichere   und  bei  giüsseron  Sdiwierigkeiten 
und  bei  einer  Nothwendigkeit  entschiedenen  Handelns  unzuverlässige  liberale: 
endlich  die,  namentlich  auf  die  untern  Stände  gestützte,  demokratische.    Es 
mögen  sich  noch  örtliche  Abschattungen  aufzählen  lassen  je  nach  der  Kirciie, 
nach  alten  und  neuen  Pi-ovinzen,  u.  s.  w. ;  allein  wir  können  diese  Genauig- 
keit ersparen,  denn  es  ist  zuzugeben, '  dass  bei  den  obengenannten  drei  Ftr- 
teien  und  mit  denselben  das  parlamentarische  System  unmöglich  ist    Hin- 
sichtlich der  Demokraten  versteht  es  sich  von  selbst.    Ihr  letzter  Zweck  ist 
ja  die  Einführung  einer  ganz  andern  Staatsart;   und   wenn   man  von  den 
Fürsten  auch  noch  so  entschieden  ein  Opfer  verlangen  kami  und  muss,  so 
geht  diess  natürlich  doch  nicht  so  weit,  dass  man  ihnen  zunmthen  könnte, 
grundsätzlichen  Gegnern,  des  monarchischen  Princips  die  Regierung  zum  Be- 
hnfe  einer  gesetzlichen  Zerstörung    ihrer  ganzen   Stellung  zu   übertragen. 
Siess  wäre   kein  Oscillireu  innerhalb  des  Gedankens  der  bestehenden  Ord- 
nung, sondern  eine  Revolution.    Auch  möchte,   so  lange  unsere  Demokraten 
ihre  Sitten  nicht  wesentlich  verfeinern,  ein  Zusammenleben  mit  ihnen  über  die 
Ertragungsi^lhigkeit  gesellig  verwöhnter  Personen  gehen.   Aber  auch  hinsicht- 
lich  der  beiden  andern  Parteien  ist  die  Unmöglichkeit  einer  Durchführong 
des  parkmentarischen  Systemes   mittelst  derselben  klar.     Die  Reactionäre 
verwerfen  das  ganze  System,  und  zwar  grundsätzlich.    Sie  wollen  wohl  gerne 
regieren,  und  zwar  mit  der  Macht  der  Krone;  allein  sie  geben  die  Möglich- 
keit eines  Ueberganges  der  Regierung  an  die  jeweilige  Mehrheit  nicht  zu. 
ITicht  nur  erscheint  ihnen  jede  andei'e  Partei  als  die  ihrige  ein  Verbrechen; 
sondern  es  ist  gerade  das  persönliche  Zui*ücktreten  des  Fürsten,   somit  der 
Kern  der  ganzen  Sache,   ein  Gräucl   in  ihren  Angen.    Ausserdem  wäre  bei 
ihrer  Abneigung  gegen  die  Volksfreiheiten   immer  die  Verfassung   selbst  in 
Gefahr.    Es   wäre  abgeschmackt,   unsere   Reactionäre  mit  den   ejiglisohen^^ 
Tories  parallelisiren  zu  wollen.    Was  aber  die  gemässigten  Liberalen  betrifft  ^ 
so  möchten  sie  zwar  nach  ihren  staatsrechtlichen  Ansichten  wohl  passen  -^ 
pUein  «ie  haben  eine  innere  SchwiULe,  wikhe  sie  zur  längeren  FOluimg 
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Regieroxig  .nnfäliig  macht.    Ks  ist  diess  das  Abfallen  der  Partei  ron  ihren 
dgenen  Führern,  sobald  diese  zur  Herrschaft  gekommen  sind.    Kaum  sind' 
die  bisherigen  Häupter  der  Opposition  im  Ministerium,  so  halten  die  eigenen 
Genossen  es  ftlr  Pflicht  und  Ehrensache,  sich  nun  gegen  sie  zu  wenden  niit 
Misstraaen,  Bekritteln,  Verlassen  in  \vichtigeu  Fragen.    Diess  aber  ist  nicht 
etwa  blosser  Mangel  an  politischer  Bildung,  welcher  sich  durch  einige  schlechte 
Erfahmngcn  heilen  würde,  sondern  es  liegt  im  Wesen  der  Partei,  ist  also 
unverbesserlich.    Der  Grundgedanke  dieser  Partei  ist  eine  Negation,  nämlicH ' 
die  Vertheidigung  der  Freiheitsrechte  gegen  Kegierungseiufluss.    Zu  dieser 
Vertheidignng  glaubt  sie  sich  nun  auch  gegen  das  aus  ihrer  eigenen  Mitte 
hervorgegangene  Ministerium  berufen;    sie  wäre  ja  sonst,  meint  sie,,  nicht 
mehr  liberal.     Auch  kommt  noch   dazu,  dass  die  grosse  Mehrzahl  dieser 
Partei,    die  untere  Schichte   des  Mittelstandes,  bei  sehr  vielen  wichtigen 
Staatsangelegenheiten  unmittelbar  nicht  betheiligt  ist,  daher  auch  nicht  nach- 
haltig an  denselben  Antheil  nimmt,  noch  weniger  Opfer  für  sie  zu  bringen 
bereit  ist.    Mit  Einem  Worte,  auf  philisterhafte  Politikaster  kann  sich  eine 
Regierang  nicht  stützen;   wir  haben  diess  reichlich  erfahren.    Die  deiit&chen 
Liberalen  sind  keine  englischen  Wliigs.    Ich  also  wx^nigstens  bin  vollkommen 
der  üeberzeugung,    dass  die  Einführung   und  die  Aufrechterhaltung  eines' 
parlamentarischen  Systems  in  Deutschland  von  der  Gründung  ganz  anderer 
Parteien  abhängt    Allein  diese    halte  ich   nicht  nur  nicht  für  unmöglich, 
sondern  für  unmittelbar  gegeben ,   wenn   die  beantragte  Aenderung  in  der 
Volksvertretung  ausgeführt  wii-d.    Ich  will  mir  nicht  herausnehmen  zu  weis- 
sagen, welche  Parteien  sich  in  den  einzelnen  deutschen  Landern  ergeben 
würden,  wenn  die  naturgemässen  Interessen  der  Gesellschaft  einen  Ausdruck 
und  die  Möglichkeit  einer  Zusammenstellung  nach  Ort-  und  Zeitbedürfniss 
erhielten;   allein  soviel  ist  klar,  dass  die  Vertretung,  hervorgegangen  aus 
Wesentlich  verschiedenen  Bestandtheilen  und  gewählt  aus  andern  Gesichts- 
punkten, auch  ganz  andere  Fordeiningeu  an  die  Leitung  des  Staates  stellen 
and  andere  Verbindungen  der  Personen  erzeugen  muss.    Der  Schwerpunkt 
geht  von  der  Sorge  für  das  Gemeinsame  und  Einheitliche  über  auf  die  För- 
derung der  vorwiegenden  theilweisen  Zustände;   anstatt  abstrakter  Rechte 
sind  thatsächliche  Interessen  die  Ausgangs-  und  die  Zielpunkte:  km-z  die 
l^arteicn  werden  und  müssen  sich  vollkommen  ändeni.    Dass  nun  aber  die 
Xieugestalteten    die  von   uns  beiderseits   anerkannten  Bedingungen  erfülleji 
X^-erden,  ist  mir  unzweifelhaft.    Eine  scharfe   Geschiedenheit   liegt  in  der 
"i^ator  der  Sache.    Die  Rechte  des  Volkes  werden  eifrig  verthcidigt  werden, 
'weil  sie  hier  aus  den  wichtigen    und  bleibenden  Interessen  hervorgehen. 
Zu  einer  Feindseligkeit  gegen  das  Fürstenthum  aber  wäre  nur  dann  eine     ■ 
Ursache,  wenn  sich  dasselbe  der  thatsächlich  vorwaltenden  Gestaltung  der  ' 
Gesellschaft  widersetzte ;  diess  aber  soll  ja  eben  durch  das  parlumentarische 
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System  unbedingt  terhindeii  werden.  Eine  Regierungsmöglichkeit  endlidi 
ist  immer  da  vorhanden,  wo  die  Regierung  im  Sinne  der  thatsächlidi 
vorhandenen  Bedürfnisse  geführt  werden  muss.  Also,  um  mich  in  Einem 
Satze  mit  Ihnen  zu  verständigen:  ich  gebe  die  Unthunlichkeit  einer  parla- 
mentarischen Regierungsweise  mit  unseren  gegenwärtigen  politischen  Parteien 
zu;  behaupte  aber  die  Leichtigkeit  der  Durchführung  auf  der  Grundlage  einer 
gesellschaftlichen  Vertretung,  und  verlange  somit  eine  solche  nicht  mehr  blos 
an  sich,  sondern  auch,  weil  sie  die  einzige  Möglichkeit  gibt,  zu  der  ebenfalls 
einzig  möglichen  Handhabung  der  Regierung  in  einem  Staate  mit  Volksver- 
tretung zu  gelangen. 

Von  selbst  werden  Sie  wohl  ermessen,  mein  Verehrter,  dass  ich  unter 
so  bewandten  Umständen  kein  Gewicht  legen  kann  auf  Ihr  argumentum  ad 
heminem,  nämlich  auf  das  Verunglücken  des  Versuchs  eines  parlamentarischen 
Regimentes  im  Jahre  1848.  Ich  könnte  schou  Vieles  einwenden  gegen  die 
ganze  Auffassung,  dass  die  Märzministerieu  der  Anfang  eines  parlamen- 
tarischen Systemes  gewesen  säen.  Zu  einem  solchen  gehört  aufrichtige  An- 
erkennung des  Grundsatzes  und  der  Folgerungen  sowohl  von  Seiten  des 
Fürsten,  als  des  Volkes;  beides  war  aber  hier  nicht.  Ich  wäre  femer  wrfü 
berechtigt  zu  fragen:  ob  das  Missglücken  durch  innere  oder  vielmehr  durch 
äussere  Gründe  herbeigeführt  worden  sei?  überhaupt  zu  bemerken  befugt, 
dass  der  Verlauf  einer  Angelegenheit  und  die  Wirkung  einer  Einrichtung 
während  einer  Revolution  nicht  als  beweisend  und  als  normal  betrachtet 
werden  können.  Allein  auch  zugegeben,  es  sei  ein  missglückter  Versuch  des 
Systemes  gewesen,  so  kann  doch  das  MissUngen  in  diesem  Falle  nichts  gegen 
den  Gedanken  beweisen.  Der  Versuch  war  nicht  richtig  gemacht,  und  es 
felüte  fast  an  allen  Bedingungen  eines  glücklichen  Erfolges.  Bedenken  Sie 
zum  Beweise  nur  die  beiden  Umstände:  einmal,  dass  die  plötzlich  zur  Re- 
gierung gelangten  Mäimer  ihre  ganze  ständische  Laufbahn  hindurch  in  einer 
Opposition  gewesen  waren,  welche  niemals  daran  hatte  denken  können,  zum 
Regimente  zu  gelangen ;  und  zweitens,  dass  sich  die  Aermsten  auf  die  deutsche 
liberale  Partei  stützen  mussten,  welche  ihrer  Natur  treu  bliej),  indem  sie 
sich  alsbald  gegen  ihre  eigenen  Führer  wendete,  sie  bekrittelte  und  verliess. 
Auch  mein  Ideal  einer  parlamentarischen  Regierung  sind  die  Märzministerien 
nicht;  allein  sie  sind  ein  völliger  Ausnahmefall,  und  ich  suche  Ja  eben,  um 
die  Fehler  zu  vermeiden,  nach  andern  Einrichtungen. 

Ich  hoffe  von  Ihrer  Aufrichtigkeit,  mein  Freund,  dass  Sie  selbst  Ihre 
Einwendungen  gegen  das  parlamentarische  System  als  widerlegt  zugebeOa 
etwa  den  einen  Punkt  einer  entsprechenden  Parteibildung  abgerechnet  Basa 
die  Ordnung  dieses  letzteren  abhängig  ist  von  einer  richtigen  Bildung  de?- 
Volksvertretung ,  räume  dann  ich  meinerseits  ein.  Und  so  will  ich  denn 
zeigen,  dass  meine  Vorschläge  in  dieser  Beziehung  richtig  und  ausftlhrbi«. 


seine  Mängel  und  die  Heilmittel.  4SS 

Ihre  Bedenken  aber  Aubegrttndet  sind.  Doch  dazu  muss  ich  nuch  etwas  aos- 
rahen,  und  Sie  werden  es  auch  nicht  übel  nehmen,  für  heute  nicht  weiter  in 
Ansprach  genommen  zu  sein. 

vm. 

Es  scheint  Sie. ganz  besonders  zu  belustigen,  mein  Bester,  dass  auch 
ich  unter  die  Weltverbesserer  gegangen  sei.  Lassen  wir  das.  Schlecht 
genug  geht  es  mit  den  bisher  üblichen  Credanken  und  Menschen;  da  kann 
es  denn  keine  Abgeschmacktheit  sein,  sich  zu  besinnen,  ob  denn  keine  besseren 
zn  finden  seien. 

Ehe  ich  aber  die  einzelnen  Steine  bei  Seite  trage,  wdcheSie  mir  in  den 
Garten  geworfen  haben,  muss  ich  vor  Allem  mein  System  der  neuen  Vertre- 
tung ergänzen.  Sie  sagen  mir  bei  verschiedenen  Gelegenheiten,  ich  lasse 
dasselbe  sehr  im  Unbestimmten,  habe  nur  allgemeine  Worte  Über  die  natur- 
gemassen  Interessenkreise  u.  s.  w.  Sie  haben  Recht,  soweit  Sie  von  meiner 
bisherigen  Ausführung  sprechen;  Unrecht  aber,  wenn  Sie  glauben,  ich  habe 
^n  Gedanken  nicht  in  seinen  Einzeluheiten  durchgearbeitet.  Ich  will  Ihnen 
also  vor  Allem  auseinandersetzen,  wie  ich  mir  die  Zusammensetzung  ineiner 
Vertretung  denke,  wobei  ich  denn  aber  freilich  bemerken  muss,  dass  ich  kein 
allgemeines  Reccpt  habe,  welches  für  alle .  Fälle  passt ;  keine  Schablone,  nach 
welcher  in  jedem  Lande  und  zu  jeder  Zeit  eine  auf  die  Interessen  gebaute 
Volksvertretung  gezeichnet  werden  kann.  Eben  das  ist  ja  der  Kern  des 
ganzen  Gedankens,  dass  nur  die  wirklich  im  einzelnen  Falle  vorhandenen 
Interessen,  und  zwar  in  ihren  richtigen  Verhältnissen,  wirksam  werden  sollen. 
Ich  muss  also  nothwendig  eine  bestimmte  Art  von  Land  imdVolk  in  Gedanken 
haben.  Und  so  setze  ich  denn  einen  der  deutschen  Mittelstaaten,  eines  der 
kleineren  Königreiche  oder  der  grösseren  Grossherzogthümer,  voraus.  In 
dnem  Solchen  Staate  nun  aber  nehme  ich  nachstehende  gesellschaftliche. 
Kreise  als  zu  einer  Vertretung  berechtigt  an. 

Zunächst  bemerke  ich,  dass  keinerlei  Interesse,  wenn  es  nur  wichtig, 
dauernd  und  verbreitet  genug  ist,  um  einen  gesellschaftlichen  Kreis  zu  er- 
zeugen, ausgeschlossen  werden  darf.  Es  sind  nun  aber  di-eierlei  Gattungen 
solcher  Kreise:  solche,  welche  ein  materielles  Interesse  zum  Mittelpunkte 
haben;  solche,  welche  durch  ein  geistiges  Interesse  gebildet  sind;  endlich 
diejenigen,  welche  aus  dem  räumlichen  Zusammenleben  entstehen.  Jede 
dieser  Gattungen  hat  wieder  ihre  Arten. 

Der  gesellschaftlichen  Kreise  auf  materieller  Unterlage  sind  inDeutsch- 
land vier  zu  unterscheiden.  Der  grosse  Grundbesitz,  d.  h.  eine  solche 
Ausdehnung  des  in  einer  Hand  vereinigten  Grundeigeuthums,  dass  dasselbe 
eine  völlig  unabhängige,  örtlich  einflussreiche,  mit  Einem  .Worte  bedeutende 
Stellung  gewährt.    Geburts-  und  sonstige  Standes  Verhältnisse  kommen  nicht. 
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in  Betracht;  ob  aber  eiuer Sicherung  der  Erfordernisscf  durch  Gkhnndenheit 
der  Gttter  zu  erzielen  sei,  oder  nur  die  Thatsache  in  jedem  einzelnen  Falle 
entscheide,  mag  als  eine  offene  Nebenfrage  betrachtet  wecden.  Der.]cleine 
Grundbesitz^  also  eigene  Bewirthschaftung  als  ausschüessUche  oder  doch 
hauptsächliche  Beschäftigung;  Bauernstand  im  weitern  Sinne  des  Wort^ 
und  im  Gegensatz  einerseits  gegen  den  Magnäten^,  anderersdts  gegen  blosse 
Häusler,  Besitzer  von  Gärten  u.  dgl.  Das  Gewerbe  und  der  Handel 
Hier  ist  jedoch,  wenigstens  bei  den  Wahlen  itlf  die  Yertretmigy  zu  unter- 
scheiden zwischen  'Handwerk,  fabrikmässigem  Geschäfte,  Handel  und  Besitt 
von  grossen  Transportaiistalten.  Bei  Allem  ist  natürlich  selbststftndiger 
Betrieb  auf  eigene  Rechnung  Bedingung  der  Theilnahme.  Die  Lohnarbeiter 
jeder.  Art  Für  die  Wahlen  sind  wohl  noch  zu  unterscheiden  die  Fabrik- 
arbeiter, die  Handwerksgesellen,  sonstige  Taglöhner.  Ein^  ÜebergehoBg  der 
Proletarier  bei  der  Volksvertretung  wäre  weder  gerecht  noch  klag;  aUeiB 
vollkommene  Unvernunft  ist  es  freilich,  denselben  eine  überwiegende  Stelluigfli 
geben,  wie  diess  bei  dem  allgemeinen  Stimmrechte  nach  der  Eop&ahl  geschieht 

Dor  gesellschaftlichen  Kreise  mit  geistigen  Interessen  sind  jedenfil^ 
drei  verschiedene:  Die  thatsächlich  im  Staate  bestehenden  Kirchen.  Ke 
wissenschaftlrche  Bildung,  vertreten  theils  durch  die  Lehrer  der  Te^ 
schiedeneh  Stufen,  theils  durch  alle  Diejenigen,  welche  sich'  Aber  doi  ge- 
nügenden Besitz  einer  höheren  Bildung  ausgewiesen  haben,  also  Bochirai, 
vom  Staate  Geprüfte  u.  s.  w.  (Auch  hier  sind  Abtheilungen  für  dieWahkn 
nöthig,  theils  nach  deni  Gegenstande,  theils  nach  der  Stufe  der  BiUnof.) 
Die  Kunst,  wo  dieselbe  bei  einem  Volke  wirklich  als  ein  bedeutendes  Inter 
esse  erscheint,  und  wenn  sich  die  Genossen  eines  Zweiges  organisch  geordnet 
haben.  —  Als  eine  zweifelhafte  Frage  mag  stehen,  ob  nicht  auch  da 
Staatsdienern  als  solchen  ein  Antheil  an  der  Vertretung  einzorftninci 
sei?  Weder  die  Wichtigheit  noch  die  Dauer  des  Interesses  kann  inZweifd 
gezogen  werden;  und  organisirt  sind  die  Staatsdiener  bestinunter,  als  maodiar 
-andere  gesellschaftliche  Kreis.  Ein  Zweifel  besteht  nur  in  so  ferne,  ab 
man  das  Interesse  schon  durch  die  Regierung  von  selbst  genugsaoL  gewahrt 
erachten  mag. 

Das  räumliche  Zusammenleben  endlich,  ausgebildet  zu  Gemeinden, 
erzeugt  eine  bedeutende  Anzahl  von  mehr  oder  weniger  wichtigen  Interessot 
Das  Verhältniss  derselben  zum  Staate  ist  ein  mannichfialtiges;  die  Orgsfli- 
sation  ist  vollkommen:  somit  ist  denn  auch  eine  Vertretung  voUständig  g^ 
rechtfertigt  Ob  dabei  aber  wieder  zwischen  städtischen  und  ländlidten 
Gemeinden  zu  unterscheiden  ist,  hängt  davon  ab,  ob  der  Staat  in  gleicheB 
oder  in  verschiedenen  gesetzlichen  Vefhältuissen  zu  diesen  beid^  Arten  ^ 
räumliehen  Organisationen  steht,  namentlich  ob  dieselben  eine  gleiche  oder 
eine  verschiedene  Verfassung  haben. 
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Diess  die  Zahl  der  verschiedenen  Sondervertretangen ,  aus  welchen  die 
Sesammtvertretong  des  ganzen  Volks  sich  von  selbst  bildet  Allerdings  ist 
noch  ein  sehr  wichtiger  Punkt  zurück,' von  dessen  richtiger  Bestinunnng  die 
krt  der  Wirksamkeit  der  Repräsentation  und  die  Zafriedenstellung  sowohl 
1er  einzelnen  Bestandtheile  der  Gesellschaft,  als  der  Gesammtheit  wesentlich 
ibhängt  Es  ist  diess  dieVerhältnissinässigkeit  der  Vertretung  bei  den 
Bereinigungen  zu  zusammengesetzten  Berathnngen  mehrerer  Kreise  oder  zu 
ier  Hauptversammlung.  Ich  will  der  Erörterung  nicht  ans  dem  Wege  gehen. 
Bestimmte  Zahlen  können  freilich  nur  für  einen  concreten  Fall  und  nach 
{enanen  statistischen  Erhebungen  ausgesprochen  werden,  und  die  eigentliche 
Probe  meinernRechnting  kann  ich  somit  nicht  machen.  Dennoch  will  es  mich 
»edflnken,  dass  eine  Aufstellung  allgemeiner  Grundsätze  fCLr  die  Bewerkstelli- 
(tmg  Aner  solchen  Verhältnissmädsigkeit  möglich  und  selbst  nicht  eben  allzu 
ichwer  ist  Es  ist  natürlich  bei  einer  solchen  Berechnung  der  vcrhältniss- 
Bftssigen  Wichtigkeit  mehr  als  Eine  Rücksieht  zu  nehmen.  —  Zunächst  ist 
lie  Zahl  der  bei  einem  Interesse  betheiligten  Bürger  ein  se^  wesentlicher 
taikt.  Bei  sonst  gleicher  Bedeutung  muss  diese  den  Maassstab  geben.  So 
L  B.  für  die  Vertretung  der  Kirchen,  der  verschiedenen  Unterabtheilungen 
Ier  Proletarier.  —  Sodann  ist  die  Grösse  des  bei  einem  zu  vertretenden 
Snstaiide  in  Frage  stehenden  Güterverhältnisses,  sei  es  nuü  an  Kapitil 
)der  an  Emährungsfähigkeit ,  zu  beachten.  Sollen  auch  nicht  die  Sachen, 
londem  die  Menschen  vertreten  werden,  weil  nur  diese  Rechte  und  Interessen 
laben,  so  sind  doch  die  Güter  so  unentbehrlich  und  so  bestimmend  für  die 
Srreichung  aller  menschlichen  Zwecke,  dass  die  Wahrung  und  Förderung 
farer  Besitzer  mit  Rücksicht  auf  die  Grösse  und  den  Ertrag  desEigenthums 
merlässlich  ist.  Eine  der  grossen  Gedankenlosigkeiten  des  Systemes  der 
fertretung  nach  blosser  Kopfzahl  ist  ja  eben  die  Nichtbeachtung  der  sach- 
iclien  Unterlage  jedes  menschlichen  Lebens.  Der  gebührende  Einfluss  auf 
lie  Vertretung  aber  wird  durch  die  Berücksichtigung  zweier  verschiedenen 
ITerhältnisse  gefunden.  Einmal  durch  die  unmittelbare  Vcrgleichung  der 
Grösse  des  einem  Lebenskreisc  angchörigen  Gutes  mit  dem  Vermögen  der 
Ibrigen  zu  vertretenden  Kreise;  zweitens  durch  die  Untersuchung  der  Zahl 
md  des  Wohlbefindens  der  in  einem  solchen  Kreise  Beschäftigung  und  Nah- 
■ang  Findenden.  Drittens  endlich  kommt  die  geistige  Bedeutung  in  Be- 
iachtung. Die  gesellschaftlichen  Kreise,  ihre  Gegenstände  und  Leistungen 
iind  für  das  Leben  des  Volkes'  im  Staate  auch  in  so  ferne  von  sehr  versehe- 
tener  Wichtigkeit,  als  geistige  Regsamkeit  überhaupt,  namentlich  aber  die 
)lr  den  Staat  nothwendige  und  förderliche,  in  sehr  abweichendem  Grade  von 
hnen  ausgeht.  So  ist  z.  B.  bei  sonst  ganz  gleichen  Verhältnissen  an  Zahl 
md  Vermögen  ein  Kreis  von  Gelehrten  von  weit  grösserer  Wichtigkeit,  als 
^n  solcher  von  Proletariern;   oder  sind  die  Kaufieute  geistig  regsamer  als 
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die  Handwerker,  hat  der  Grossbesitz  einen  politischen  Einflnss,  welcher  nicht 
nur  mit  der  Zahl  seiner  Mitglieder,  sondern  aach  mit  dem  OesammtolnfBuig 
seines  Besitzes  nicht  in  geradem  Verhältnisse  steht.  Aach  bringt  hier  der 
Gang  der  geistigen  Entwickelang  Yeränderangeu  .in  der  Zeit  hervor.  Niemand 
wird  z.  B.  läagneu  wollen,  dass  die  jetzige  weit  allseitigere  Aasbildnsgder 
Geisteskräfte  and  Kenntnisse  den  Kirchen  eine  verhältnissmässig  geringere 
Bedeatang  lässt,  als  sie  etwa  im  Mittelalter  hatten.    Für  die  Abschitznog 

■  ■ 

dieser  geistigen  Bedeatang  and  ihrer  qaantitativen  Bedeatang  lässt  sich  dem 
nan  freilich  eine  äasserliche  Hegel  nicht  aafstellen.  Kenntniss  des  Yolkslebett 
and  eigene  allgemeine  Bildung  mttäsen  die  richtige  Abwägung  aü  die  Hand 
^eben;  and  Feststellang  durch  eine  zahlreiche  YersanänlaBg  von  Trlfpi 
der  verscihiedenen  geistigen  Interessen  ist  wohl  das  richtige  Mittel  zatllf' 
meidnng  von  Einseitigkeiten  aas  sabjectiverUeberschätzang.-  kh  räöm^gcftt 
ein,  dass  jegliche  Yertheilang  d^  Stimmen,  wie  genaa  and  gerecht  sie  and 
sein  mag,  ihre  Widersacher  finden  wird,  theils  aas  theoretischer  Meinungs- 
verschiedenheit, theils  aas  selbstischen  Gründen.  Allein  diess  kann  mcht 
hindern ,  in  der  Hauptsache  ein  richtiges  und  zufriedenstellendes  YerfafllbUB 
zu  begründen.  Auch  vergesse  man  nicht,  dass  es  weder  m(^lich  nodi  nollh 
wendig  ist,  die  Proportionalzahlen  mit  mathematischer  Schärfe  U 
sondern  dass  es  genügt,  den  wahren  Stand  der  Interessen  des  YAiefe'  Jb 
für  praktische  Zwecke  genügenden  Richtigkeit  abzuspiegeln  in  der  TcAnv- 
tretong.  Dazu  aber  reichen  die  vorstehenden  Mittel  sicherlich  wm'  ■  -  "  ' 
Hiermit,  mein  Freund,  hoffe  ich  Ihnen  mein  System  der  Yolksyerinfing 
nun  vollständig  dargelegt  und  den  Yorwurf  entfernt  zu  haben,  dass  idt  nid 
in  allzu  allgemeinen  Umrissen  halte.  Sie  sehen,  der  Unterschied  besteht 
keineswegs  darin,  dass  ich  etwas  Anderes  fördern  und  schützen  möchte,  ah 
die  gewöhnliche  constitutionelle  Einrichtung.  Auch  meine  Yertretong  aoO 
die  Rechte  und  die  Interessen  der  Bürger  gegenüber  von  der  Begiemg 
wahren,  und  zwar  sowohl  aller  Einzelnen ,  als  der  Genossenschaften,  endlich  | 
der  Yolkseinheit.  Yiehnehr  weiche  ich  nur  in  folgenden  ^sichten  and  Ab- 
sichten ab:  1)  Im  constitutionellen  System  wird  das  Allgemeine  vorangestdH 
und  als  die  Regel  der  vertretenden  Thätigkeit  betrachtet  Ich  dagegen  sache 
den  Mittelpunkt  der  Yertretung  in  den  einzelnen'  gesellschaftlichen,  d.  h. 
grösseren  Interessekreisen.  2)  Im  üblichen  Systeme  werden  die  genossen- 
schaftlichen Rechte  und  Interessen  und  die  der  Einzelnen  auf  Eine  Stofe  der 
Wichtigkeit  gesetzt,  während  ich  jene  weit  voranstelle.  3)  Bei  der  consti- 
tutionellen Yertretung  wird  vom  Recht  auf  das  Interesse  geschlossen,  bei  mir 
umgekehrt.  4)  Der  Hauptunterschied  aber  ist ,  dass  bei  jenem  Systeme  die 
Zusammensetzung  der  Yertretung  hinsichtlich  der  Sachkenntniss  and  der 
persönlichen  Betheiligung  an  dem  zu  Wahrenden  dem  Zufalle  überlaaaai  ist. 
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c.i'iti-f^niüssig  zalilrciciie  Verli-cter  jede"  wichtigen 
_  u  lii'iRgeu  Sache. 
f  I-' in  Wendungen  betrnriiti'ii. 
^.  vriv,  daas  mein  Vorschlag  nii-lit  nur  derSlaats- 
_  ,11  Rtantsgcdankon  zuwider  sei.  Ich  löse, 
,iii>  Dcstandthcilc  anf,  wenn  ich  den  ein/einen 
p'  «ii'lhststiindige  Vertretung  gehe.  Es  sei  viel- 
11  Staatsphilosophie  gewesen,  von  den  atomisti- 
"^liraitg  i\i  machen  znr  Volkseinheit  und  deren 
i-ihenliegende  reiche  naturwüchsige  Coslalfung 
MUS  folge  nun  alier  nicht,  dass  das  umgekehrte 
*■  111  die  gesellschaftliche  Gliederung,  also  doch  nur 
'ic  aiifgefasst  werden  dürfe.  .Tuhrhunderte  liaben 
■"Xiisbildung  iles  einlieit liehen  StaatCB;  es  sei  ein 
u  des  hierin  liegenden  Fortschrittes,  Alles  wieder 
-  TcU  würde  Ihnen  vollkommen  Recht  gehen, 
iteen  Vorsclilag  in  das  Feuer  werfen ,  wenn  die 
l'Tichtig  witre,  d.  h.  wenn  wirklich  bei  meiner 
•  einzelnen  Persönlichkeiten  nicht  gesorgt,  an- 
[  seiner  Einheit  zerrissen  würde.  Gutt  bewahre 
or  dieser  politischen  Barbarei.  Allein 
I  nicht  richtig.  Ich  will  ja  nielit  die  Verbindungen 
0  als  uuabhüngige,  ilbci'  ihre  Rechte  und  Interessen 
;  abschliessende  Gewallen  aufstellen,  nelche  die 
>  sich  zu  sorgen,  unbekümmert  danini,  welche 
f  welche  Unmöglichkeit  für  die  Einheit  daraus  ent- 
r  sollen,  erstens,  schon  bei  den  Verhandlungen  der 
r  Regicrang  andere  Retheiligte  alsbald  mitberathen 
ur  im  Veriiältniss  der  Bedeatnng  ihrer  Interessen. 
Phheit  ein  Veto  hal)en  gegen  alle  Ausschreitungen  der 
I  der  Staatsgediinkc  immer  das  letzte  Wort  haben.  Drittens 
ir,  dass  alle  Angelegenheiten  der  sämmlliehen  Einzelnen, 
IDbeit  wesentlich  zustehenden  Geschilftc  ausschliesslich  nur 
|tl?ertretiing  bcliundelt  werden.  Sie  können  mir  aber  nicht 
le  Gesammt Vertretung  nur  ein  Aggregat  von  Sonderintcressen 
B  Einheit  im  Auge  haben  werde.  Dass  in  dieser  grossen 
jeGelllste  in  der  Minderheit,  und  somit  unschtld- 
i  Sache.  Wo  alle  Verhältnisse  vertreten  sind, 
i  Gesamnitinhaltes  des  Volkslebens.  Dass 
hirklich  festgehalten  werde,  ist  psychologisch 
u  gemeinschaftlichen  Standpankt  konnten  die 
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versammelten  verschiedenen  Glieder  des  Volkes  für  ihre  Yerha^dl1Ulge^  haben? 
Nor  auf  diesem  Boden  können  sie  znsammentreffen,  und  si^  werden  es  also 
auch.  Davon  gar  nicht  zu  reden,  dass, die  Regierung,  als  der  Attsdrock  der 
handelnden  Einheit ,  sie  auf  diesem  Gedanken  immer .  wieder  zürflckfthren 
würde.  Wollen  Sie  aber  etwa  fürchten ,  dass  die  Berücksichtiguiig  der  rein, 
menschlichen  Rechte  der  Persönlichkeiten  Noth  leiden  werde  Anter  der. Sonder- 
färbung  der  sämmtlichen  Abgeordneten,  so  würde  ich  Sie  darauif  aufineik^am. 
machen,  dass  ja  jeder  dieser  Abgeordneten  bei  der  Förderung , und  dem  Sdwte 
der  abstracien  Persönlichkeit  selbst  betheiligt  ist  neben  seiner  besondenft 
Standesstelluhg.  liier  ist  also  keinerlei  Gefahr  einer  Yemachlässigung.  JUgeB 
Sie  überhaupt  eine  Vertretun^^  bilden  wie  Sie  wollen,  dieses  Yerhältniss  wiii 
i^nmer  das  am  sichersten  geschützte  sein.  Nein ,  ich  bin  der  Ueberzragai^ 
dass  mein  Plan  zwar  allerdings  eine  grosse  Lücke  füllt,  dass  er  aber  kdaei- 
.wegs  etwas  bereits  Erreichtes  oder  Noth wendiges  aufgibt.  Ein  mit  pOnktr 
lieber  Wahrheit  ins  E^ine  gezeichnetes  Spiegelbild  eines  Yolkes  ist  immer 
auch  die  Einbeit  desselben.  . 

Mehr  äusserlich  sind  diejenigen  Ihrer  Einwendungen,  welche  in  meinal 
Plane  eine  grosse  Schwierigkeit  der  Ausübung  und  Handhabong' 
finden  wollen.  Ich  schlage  sie  aber  desshalb  an  sich  nicht  gering  an.  Eiaa 
Staatseinrichtung  muss  allerdings  leicht  gehen,  weil . sonst .  ihre  RgBwnig» 
eine  grosse  Kraft  nutzlos  verzehren.  Allein  ich  glaube,  dass  Ihre  BmäI" 
nisse,  wo  nicht  vollständig,  doch  'beinahe  unbegründet  sind.:  Nehaien  vir 
sie  einzeln  vor. 

Sie  behaupten  vorerst,  der  vorgeschlagene  Organismus  der  Yertretaag 
sei  allzu  verwickelt,  und  damit  schwerfällig.  —  Erlauben.  Sie,  da» 
ich  diess  entschieden  bestreite ,  wem'gstens  im  YergleiCh  mit  dem  gewäi%  - 
liehen  Systeme  der  zwei  Kammern.    Es  ist  richtig,  daßs  nach  meinem  Yor?- 
schlage  anders  und  weiter  als  bisher  bestehen  würden:    die   säauntlichea 
Sondervertretungen;  die  voraussichtlich  nicht  selten  zusammentretenden,  ge* 
meinsamen  Vertretungen ;  endlich  die  Conmiission  der  Yorstände  zur  Zuwei- 
sung an   die   betreffenden  Yertretungen.     Es  ist  femer  richtig,   dass  an 
Geschäften,  welche  jetzt  nicht  vorkommen,   sich  ergeben  Würden:  die  Be- 
rathungen  der  oben  genannten  Commission;  ferner  die  Yorlegong  der  Be- 
schlüsse der  Sonder-  und  der  zusammengesetzten  Yertretungen  an  die  all- 
gemeine  Versammlung  zum  Behufe  der  Ausübung  des  Yeto.    Aocb  ist  in 
Betracht  zu  ziehen,  dass  die  Regierung  eine  grössere  Anzahl  von  CoiB- 
missären  bedürfte,   weil  mehrere  dieser  Versammlungen  zu  gleicher  Zeit 
Sitzungen  haben  möchten.    Dagegen  wtirde  ganz  wegfallen :  an  Behörde,  die 
einö  Kammer  der  jetzigen  Stündeversammlung ;  an  Geschäften  aber,  die  Ye^ 
handlungen  zwischen  den  beiden  Kammern  bis  zur  Erzielnng  eines  tlberds* 
stimmenden  Beschlusses  oder  zur  Feststellung  der  entschiedenen  Moiaai^ 


■* 
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srschiedenheit.  ^hr  vermindert  würde,  nach  aller  Wahrscheinlichkeit, 
ie  Ausdehnung  der  Verhandlungen,  in  den  untergeordneten  Vertretungen  im 
ergleiche  mit  der  Behandlung  derselben  Gegenstände  in  den  jetzigen  weit 
khlreicheren  und  gemischteren  Kammern.  Jeder  Kenner  des,  parlamenta- 
sehen  Geschäftsganges  wird  mir  nun  aber  zugeben,  dass  zwischen  der 
ebet-  und  der  Creditseite  dieser  Berechnung  ein  ungeheurer  Unterschied 
1  meinen  Gunsten  ist.  Die  Verhandlungen  mit  und  in  der  Vorstände- 
ommission^  können  natürlich  nach  Zahl  und  Dauer  gar  nicht  in  Betrach- 
ing  kommen.  Selbst  bei  einem  lebhaften  Widerspniche  Einzelner  wäre  der 
treit  in  einem  so  kleinen  CoUegium  in  kürzester  Zeit  entschieden.  Die 
dratbungen  über  die  Anwendung  des  Veto  wären ,  da  sie  jedenfalls  immer 
nr  das  Ganze  eines  Beschlusses  beträfen  und  keine  Verbesserungsvorschläge 
lieses  Unheil  unserer  jetzigen  Berathiüigen  und  Verhandlungen)  vorkämen, 
5hl:  viel  kürzer ,  als  die  Erörterungen  in  einer  zweiten  Kammer.  Die  Noth- 
endigkeit  endlich  mehrfacher  gleichzeitiger  Abordnung  von  Regienmgs- 
ommissären  (eine  Schwierigkeit,  welche  ich  viel  höher  anschlage,  als  Sie 
ilbst)  fände  wenigstens  eine  ziemliche  Ausgleichung  in  der  kürzeren  Dauer 
er  Verhandlungen  in  den  kleineren  und  sachverständigen  Versamiiilungen: 
.och  würden  häufig  nicht  die  Minister  selbst,  sondern  Untei^geordnete  diese 
esondem  Angelegenheiten  Namens  der  Regierung  besorgen  können.  Mag 
ber  hier  an  Nachtheil  übrig  bleiben,  was  da  will,  so  kommt  es  in  keinem 
'alle  in  Betracht  gegen  die  Ersparung  der  Verhaüdlungen  zwischen  zwei 
leichgestellten  Kammern.  Ist  etwa  ein  Einziger  unter  uns ,  die  wir  diesen 
Meren  Geschäftsgang  haben  mit  erleben  müssen,  dem  nicht  ein  kalter 
chweiss  ausbräche  bei  der  Erinnerung  an  gewisse  Gesetze  oder  auch  nur 
inzelne  Bestimmungen,  welche  ein  halbes  Dutzendmal  zwischen  zwei  Kam-^ 
oem  herumgeworfen,  jedesmal  neu  besprochen,  jedesmal  in  beiden  Kammern 
^on  der  Regierung  neu  vertreten  wurden?  Nicht  nur  nicht  schwerfMiger, 
nein  lieber  Freund,  sondern  im  Gegentheil  weit  weniger  zeitraubend  ist  daher 
aein  Vorschlag.  • 

Allein,  sägen  Sie  nun  zweitens,  jedenfalls  wird  die  Einrichtung  sehr 
hener  zu  stehen  kommen.  Die  vielen  Einzelvertretungen,  welche  denn 
och  alle  eine. gehörige  Anzahl  von  Mitgliedern  haben  müssen,  würden  kaum 
D  bezahlen  sein.  Und  schon  jetzt  wird  laute  Klage  über  die  unyerhältniss- 
lässigen  Kosten  geführt.  —  ich  will  mich  hier  nicht  einmal  daran  hängen, 
ass  eine  zweckmässigere  Vertretung  auch  ein  grösseres  Greldopfer  werth 
rare;  vielmehr  glaube  ich,  dass  das  Neue  keinen  grösseren  Aufwand  ver- 
rsachen  würde.  Einmal  wäre  eine  ganze  Kammer  weniger.  Zweitens  wOrdcn 
ie  Landtage  bei  den  kürzeren  Verhandlungen  nicht  so  lange  dauern.  Drit-* 
ens  endlich  wäre  voraussichtlich  auf  jedem  Landtage  die  Anwesenheit  nur 
iozelner  Sondervertretungen  bleibend  nothwendig;  die  übrigen  würden  nach 
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Voi*nahme  ihrer  Wahlen  und  etwaiger  Vorbringung  besonderer  Beschwerden 
oder  Bitten  wieder  entlassen  werden  können,  mit  Ausnahme  ihrer  in  der 
vollen  Versammlung  sitzenden  Mitglieder. 

Schliesslidi  wenden  Sie  mir  noch  ein,    dass  durch  meinen  Vorschlag 
der  Nutzen  einer  Abtheilung  in  zwei  Kammern  verloren  gienge, 
wenigstens  für  alle  Angelegenheiten ,  welche  lediglich  von  der  Gesanmitver- 
tretung  zu  behandeln  wären.    Nothwendig  wäre  diess  zwar  an  sich  nicht, 
weil  am  Ende  nichts  hindern  könnte,  die  Vertreter  der  einzelnen  Kreise  nach 
irgend  einem  Gedanken  in  zwei  Kammern  zu  theilen.    Wer  also  nur  hierin 
Heil  findet,  der  mag  es  immerhin  thun;   er  hat  keine  weitere  Einbnsse,  als 
die  oben  von  mir  schon  in  Einnahme  genommenen  Geschäfts-  und  Geldvor- 
theile  des  Wegfallens  der  einen  Kammer.    Aber  ich  gestehe  Ihnen,  dass  idi 
mich  nicht  zu  diesen  schlagen  werde.    Dass  der  ganze  Gredanke,  zuerst  eine 
Vertretung  der  Volkseinheit  zu  gründen ,  dieselbe  aber  sogleich  wieder  in 
zwei  gleichberechtigte  Theile  zu  trennen,  und  ihnen  ein  positives  Handeln 
nur  dann  zu  gestatten,  wenn  die  Mehrheiten  der  beiden  Abtheüungen  voll- 
ständig mit  einander  übereinstimmen,  etwas  sehr  Künstliches,  wo  nicht  ge- 
radezu Unnatürliches  hat,  kann  doch  eigentlich  Niemand  läugnen.    Es  mag 
richtig  sein,  dass  die  Spaltung  auch  ihre  Vortheile  bringt;  allein  besten 
Falles  ist  es  doch  schon  an  sich  eine  Einrichtung  von  zweifelhaftem  Nutzen. 
Und  wenn  nun  die  Beibehaltung  einerseits  dadurch  an  Werth  veriiert,  weü 
eine  bedeutende  Anzahl  von  Sachen  durch  eine  andere,  ich  darf  wohl  sagen 
naturgemässere,  Ordnung  bereits  zweimal  und  aus  zwei  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten berathen  und  beschlossen  ist;  wenn  femer  der,  vielleicht  nicht 
immer  eingestandene  aber  doch  thatsächlich  vorhandene,  Zweck,  einzelnen 
Interessen  eine  Sicherheit  zu  gewähren  gegen  die  Ueberfluthung  einer  nach 
Kopfzahl  gewählten  Vertretung,  von  mir  ebenfalls  bereits  besser  und  ge- 
rechter befriedigt  ist;  durch  die  Einrichtung  zweier  Kammern  bei  derGesanunt- 
vertretung  abei*  für  alle  diese  Angelegenheiten  gar  eine  dritte  Berathung.  ein- 
träte; wenn  nur  bedeutende  Opfer  zwei  Kammern  in  dem  neuen  Systeme  mög^ch 
machen :  so  möchten  leicht  die  Uebel  entschieden  überwiegen.    Somit  tröste 
wenigstens  ich  für  meine  Person  mich  sehr  leicht  über  den  Wegfiill ,  nnd 
ich  denke,  Sie  thun  es  auch,  Alles  wohl  überlegt. 

Nun  haben  Sie  aber  auch  noch  Bedenken  über  die  Zweckmässigkeit 
der  Ausführung,  selbst  wenn  an  sich  gegen  den  Plan  nichts  einzuwenden 
sei.  Einmal  machen  Sie  die  grosse  Mühe  einer  Umgestaltung  geltend. 
Zweitens  erinnern  Sie  an  die  üblen  Folgen  einer  Aenderung  in  der  Ver- 
fassung, als  welche  das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  erschüttere,  und 
den  .ehrwtlrdigen  Altersrost  von  dem  Grundgesetze  nehme.  Endlich  fürcbton 
Sie,  es  sei  doch  keine  Zeit  mehr,  dem  über  den  Staat  hereinbrechendes 
Umstürze  zuvorzukommen,  man  könne  sich  also  wenigstens  vergebliche  Mühe 
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Iren.  Ich  glaube,  mein  Verehrtester,  Sie  sind  hier  auf  einem  klugen 
Ickzuge  begriffen,  und  werfen  zu  seiner  Deckung  dem  siegreichen  Feinde 
lige  Streitkräfte  entgegen,  an  deren  Vernichtung  nichts  gelegen  ist,  und 
liehe  doch  den  Schein  wahren  sollen.  Den  Gefallen  der  Ehrenrettung  will 
I  Dillen  wohl  fhun;  allein  dass  ich  mich  mit  diesem  schwachen  Posten 
Ige  beschäftige,  können  Sie  nicht  verlangen.  —  Also  zuerst  die  grosse 
•beit  und  Mühe.  Ich  gebe  sie  vollkommen  zu.  Die  Ersetzung  einer  Ver- 
»nngsform  durch  eine  andere  ist  ein  weitaussehendes  Unternehmen,  und 
i  AusfQhrungsgesetze,  Verordnungen,  Erlasse  machen  sich  nicht  von  selbst. 
lein  unmöglich  kann  diess  6in  ernsthafter  Grund  der  Unterlassung  sein, 
»  eine  solclie  Nothwendigkeit  der  Verbesserung  drängt.  Hoffentlich  sind 
3  nicht  durch  das  bisherige  Misslingen  des  Gedankens  der  Repräsentation 

niedergedrückt,  dass  Sie  jede  Spannkraft  verloren  haben,   ^ursum  cörda! 

Wichtiger  ist  der  zweite  Punkt.  Die  Eingewöhnung  in  ein  Gesetz,  in 
le  ganze  Stäatsform  ist  von  sehr  grossem  Nutzen ,  in  manchen  Beziehungen 
ibt  zu  ersetzen.  Nimmermehr  würde  ich  also  wegen  einzelner  oder  nicht 
m  tief  gehender  Uettl  zu  einer  wesentlichen  Aenderung  rathen.  Allein 
r  Grundsatz  des  Beharrens  kann  auch  zu  weit  getrieben  werden;  und  ein 
Icher  Fall  wäre  hier.  Wenn  wir  wirklich ,  durch  die  Erfahrung  belehrt, 
r  Ueberzeugung  sind,  dass  auf  dem  Festlande  vor  einem  Menschenalter 
1  fialscher  Weg  in  dem  Vertretungswesen  eingeschlagen  worden  ist;  wenn 
r  die  sachlichen  und  die  sittlichen  Uebel  als  sehr  bedeutend  erkennen; 
fsn  wir  einsehen,  «dass  wir  uns  auf  diesem  Wege  in  einem  hoffnungslosen 
m^fe  abmühen:  so  bleibt  doch  verständigerweise  nichts  übrig,  .als  der 
itschluss  zu  einer  Abänderung.  Die  bisher  erreichte  Eingewöhnung  wollen 
r  dabei  auch  nicht  allzu  hoch  anschlagen.  Ein  Menschenalter  reicht  nicht 
8  zu  einem  Uebergehen  in  Saft  und  Blut;  und  überdiess  war  der  ganze 
*rgang  unseres  constitutiouelleu  Lebens  wenig  geeignet  zu  einem  festen 
äcbliessen.  —  Nicht  Zeit  endlich  soll  es  mehr  sein.  Ich  fürchte  diess 
•ht.  Die  Erfohrungen  der  letzten  Jahre ,  so  unerfreulich  sie  in  anderer 
iziehung  sein  mögen ,  haben  doch  gezeigt ,  dass  der  Sieg  der  Demokratie 
er  gar  des  Socialismus  keineswegs  so  nahe  und  so  unvermeidlich  ist,  als 
m  allerdings  Ursache  hatte,  zu  glauben.  Allerdings'  ist  er  mit  blosser 
»etzgebung  und  Waffengewalt  auf  die  Dauer  nicht  zurückzuhalten;  allein 
3  Gesiitigung  hat  doch  wohl  noch  eine  Frist,  um  einen  Versuch  zu  ihrer 
«ttung  zu  machen.    Selbst  aber,  wenn  die  Gefahr  eine  nähere  ist,  bleibt 

immer  unklug  und  unehrenhaft,  die  Arme  zu  kreuzen  und  regungslos 
3  Vernichtung  der  bisherigen  Staats  -  und  Gesellschaftszustände  über  sich 
reinlH*echen  zu  lassen.  Im  Zweifel  wird  es  immer  gelingen,  irgend  etwas 
ttes  zu  Erreichen;  uM  wenn  nicht,  so  ist  doch  das  Bewusst^in  der  Tapfer* 
it  und  Einsicht  gerettet.     . 
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Ich  hoffe,  mein  alter  Freund,  Sie  haben  onter-meinen  Fehlem  den  eines 
starren  Eigensinnes  nnd  der  Unzugänglichkeit  ffir  Belehrung  nieht  kenneB 
gelernt.  Wenn  ich  denn  nun  alsa  trotz  Ihres  cntscMedenea.Widerspmchei 
bei  meiner  Ansicht .  von  der  Noth^endigkeit  und  Möglichkeit  einer  YöUigei 
Umgestaltung  unserer  Yolksvertretung  bleibe ,  nnd  wenn  mir  Ihre  zahlreicha 
jGründe  meinen  Plan  nicht  haben  entleiden  können:,  so  beweist  diess  MBA 
noch  nichts  für  die  Wahrheit,  meines  Gedankens  an  sich ,  aber  doch  flir  eae 
ungewöhnlich  feste  Ueberzeugung.  Diese  aber  ruht,  sowohl  was  die  NoQk 
wendigkeit  einer  parlamentarisdien  Regierungsweise,  als  was  das  Bedflrfni 
einer  Gründung  der  Vertretung  auf  die  Gesellschaft,  und  was  endlidi^lii 
Verbindung  beiden  Maassregeln  mit  einander  betrifft,  hoffentlich  nnr  aif  te 
logischen  .Unanfechtbarkeit.    Kurz:  e  pur  si  mooYe. 

.EX.«  .     '■ 

•  Ich  glaube,  in. meinem  letzten  Schreiben  Ihre  sflmmtUchen  Fragen -lifL 
antwo.rtet  zu  haben,  und  zwar  genügend,  wenn  mich  meine  Eigenliebe  wdk 
lÄusdit.  Es  wäre  Jedoch  nicht  redlich,  wenn  ich  Itcht  mittheilte»  dass  k 
ausser  Ihren  Einwendungen  auch  noch  andere  Kritiken  j  wenn  aach  nur  tt^ 
telbare,  meines  Planes  gibt.  Es  sind  diess  di^  Schriften  Anderer,  wekki 
ebenfalls  Vorschläge  zur  Verbesserung  unserer  repräsentativen  Zustände  ge^ 
macht  haben.  Da-  nun  diese  Anschauungen  und  Plane  m^ir  oder  wenigai 
von  den  meinigen  abweichen,  so  können  letztere  nicht  richtig  sein, 
jene  das  Wahre  getroffen  haben.  Ich  kann  mich  z^ar  nicht 
machen,  sämmtliche  Vorschläge  dieser  Art  au&mzählen  und  zu  besprechei; 
manche  mögen  auch  meiner  Kenntniss  entgangen  sein:  allein  ich  verspredM 
wenigstens  nicht  bloss  solche  auszuwählen,  deren  Widerlegui^  mir  leidit  ii^ 
und  ich  will  mich  bemühen  j  die  Ansichten  der  bedeutenderen  mir  bekaaitf 
gewordenen  Männer  Ihnen  vorzulegen. 

Zu  Solchen  gehört  denn  gewiss  Lord  Brougham,  welcher  sich  in  seivr 
Political  phUosophy ,  Bd.  m,  S.  63  u.  fg.,  mit  der  Frage  beschäftigt  ^  Dttw 
selbe  geht  von  den^  Satze  aus,  es  müsse  eine  Repräsentation  so  eingerüMt 
sein,  dass  sämmtliche . grosse  Abtheilungen  der  (Gesellschaft^  (dasses  of  ihl 
Community),  welche  hinreichend  bcächtenswerth  seien,  nach  einem  zaauBmtth 
gesetzten  Verhältnisse  der  Wichtigkeit  und  der  Zahl^  auch  wirklicl^  vertretai 
seienj  namentlich  erklärt  er  sich  bestimmt  dagegen ,  dass  die  Zahl  die  aai- 
schliessliche  Grundlage  der  Vertretung  sei,  z.  B.  grosse  Städte  im  vdia 
Verhältnisse  ihrer  Einwohnerzahl  auch  Abgeordnete  wählen.     Er'ftrditet 
von  Wahlen  d^r  letzteren  Art,   dass  die  allzu  grosse . Gleichartigkeit  der 
Vertreter  und  deren  änge  persönliche  Bekanntschaft  die  Grandlage  g0&fc^ 
lieber  Factionen  werden  könnte.     Diese  richtige  Grundansicht  f&hrt  jedoch 
den  geistreichen  englischen'  Staatsmann  zu  keinem  genügenden  1 
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Torerst  .geht  er  der  Hauptschwierigkeit,  nämlich  der  Aufzählung  dieser 
erschiedenen  Gesellschaftsklassen  und  der  Rechtfertigung  ihrer  AneAen- 
iimg,  aus  dem  Wege,  indem  er  sich  ganz  im  AHgemeinen  hält,  nur  von 
lern  Vorhandensein  solcher  Ahtheilungen  des  Volkes  spricht,  ohne  sie  aber 
rgend  näher  zu  bezeichnen,  und  wäre  es. auch  nui"  beispielsweise.  .  Sodann 
earliert  er  schliesslich  den  ganzen  Gedanken  wieder  aus  den  Augen,  indem 
T.  doch  nur  örtlich  organisirte  Wahlen  will ,  und  seinen  Zweck  dadurch 
II  erreichen  glaubt,  dass  er  die  Wahlkreise  je  nach  den  vorherrschenden 
nteressen  grosse^  oder  kleiner  macht,  um  auch  die  letzteren  zur  Geltung' 
n  bringen.  Dabei  begeht  er  tiberdiess  die  Folgewidrigkeit,  vor  allzu  kleinen 
Wahlkreisen  zu  warnen,  damit  nicht  die  Wenigen  den  Vielen  vorschreibe^, 
«f  diese  Weise  also  wieder  zur  Grundlage  der  Zahl  zurückkehrend,  die  er 
rüher  selbst  verwarf.  Da  nun  seine  sänmitlichen  weiteren  Forderungen 
rar  die  formelle  Vomahtne  der  Wahlen  betreffen,  oder  das  Verhältniss  der 
tewählten  zu  den  Wählern,  so  kann  ich  bei  aller  schuldigen  Bescheidenheit 
[egenüber  von  einem  solchen  Manne  doch  sdne  Ansicht  nicht  über  die  mei- 
lige  stellen.  An  der  Stelle  eines  durchgearbeiteten  Gedankens  und  eines 
laeh  allen  Seiten  hin  wohl  überlegten  Verbesserungsplßjies  wirft  er  nur  eine 
inverbundene  Idee  hin.  Ein  tieferes  Eingehen  möchte  ihm  wohl  für  emen 
Bitten  im  Leben  stehenden  Staats-  und  Geschäftsmann  nicht  passend  er- 
cheinen ,  ein  ausgebildeter  Plan  zu  einer  Wahlreform  vielleicht  schädlich 
ir  seine  eigene  Zukunft  dünken. 

•  Ein  anderer  bedeutender  Mann,  welcher  dem  Gegenstande  seine  Ai]tf- 
aerksamkeit  zugewendet  hat,  ist  Stahl.  Dieser  spricht  sich  in  seiner 
leuesten  Bearbeitung  dieser  Frage  (Staatslehre,  dritte  Aufl.,  1856,  S.  322 
I.  fg.)  folgendermaassen  aus:  Das  Volk  sei  eine  Gliederung  von  ,St&iden, 
felclie  zu  ihrer  Unterlage  den  Grund  und  Boden  des  Landes  habe.  Ein 
itand  von  politischer  Bedeutung  aber  sei  ein  besonderer  Lebensberuf ,  in  so 
ferne  derselbe  auch  eine  Einheit  des  politischen  Interesses  und  der  politi- 
«hen  Stellung  bewirke.  Daher  sei  er  nur  in  bestimmten  grossen  Gruppen 
Landbau  —  Gewerbe  und  Handel  —  geistige  Pflege)  zu  erkennen,  und 
inr  im  Zusammenhange  mit  dem  örtlichen  und  obrigkeitlichen  Verbsmde. 
>ie  Stände  seien  also:  Grundaristokrati^e,  Städte-  und  Landgemeinden^  die 
}eistlichen  der  Nationalkirche;  wogegen  Kaufleute,  Bäcker >  Schneider  und 
lergleichen  nur  als  bürgerliche,  nicht  aber  als  politische  Stände  gelten  kön- 
i^n.  Diese  ächten  Stände  und  im  Allgemeinen  der  Grundbesitz  bilden  die 
Grundlage  der  wahren  Einrichtung  einer  Landesvertretung,  denn  es  werdep 
licht  bloss  Mensehen ,  sondern  auch  Sachen ,  das  heisse  Zust£^de  und  An- 
stalten ,  so  wie  Lebensstellungen  -zu  repräsentiren  sein.  Ausdrücklich  wird 
lann  noch  den  sogenannten  Capacitäten,  den  Proletariern,  und  den  Kapitali- 
sten, die  Berechtigung  zu  einer  Vertretung  al)gesj)rochen  und  5eytz  verlangt; 
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Ich  weiss  es,  dass  ich  gegenüber  von  Ihneu,  mein  Freund,  nicht  erst 
nothwendig  habe,  die  ScheingrOnde  und  logischen  Erschleichnngen  ansfiihr- 
lich  auseinander  zu  setzen ,  von  weichen  diese  Darstellung  in  der  That  wim- 
melt. Wir  sind  zwar  verschiedener  Ansicht;  Beiden  ist  es  jedoch  um  die 
Wahrheit  an  sich ,  nicht  um  die  Erreichung  eines  praktischen  Zweckes  mit- 
telst künstlicher  Zustutzung  einer  theoretischen  Lehre  zu  thun.  Desshalb 
will  ich  denn  Ihnen  nicht  erst  zeigen,  dass  es  nicht  nur  eine  völlig  uner- 
wiesene,  sondern  auch  eine  aus  der  Natur  der  Sache  in  keiner  Weise  her- 
'  zuleitende  Annahme  ist ,  die  Gliederung  eines  Volkes  habe  den  Boden  und 
die  obrigkeitlichen  Verbände  zu  ihrer  nothwendigen  Unterlage.  Ist  doch 
gar  nicht  einzusehen,  warum  ein  Lebensberuf,  welcher  ein  gemeinschaft- 
liches  politisches  Interesse  und  eine  politische  Stellung  gibt,  nur  in  Verbin- 
dung mit  dem  Boden  soll  bestehen  können.  Auch  dßr  Grundbesitz  kum 
allerdings  zu  einer  solchen  staatlich  wichtigen  Gemeinschaft  Veranlassung 
geben;  allein  keineswegs  er  allein.  Und  in  wie  ferne  überhaupt  der  obrig- 
keitliche  Verband,  also  die  räumliche  Eintheilung  und  Ordnung  der  Ver- 
waltung, von  einer  gesellschaftlichen  Bedeutung  sein  soll,  ist  geradezu  nicht 
zu  begreifen,  als  in ^  wie  ferne  man  etwa  landräthliche  Kreise  und  Wahlkreise 
gleichstellen  und  dadurd#  die  Wahl  von  Landräthen  begünstigen  will.  — 
Ebenso  ist  es  nur  angenommen,  aber  in  keiner  Art  erwiesen,  dass  zu  der 
nothwendigen  Eigenschaft  eines  Standes  eine  unmittelbare  staatliche  Stellung 
gehöre.  Diess  mag  die  Folge  besonderer  Bedeutung  eines  gesellsdiait- 
liehen  Kreises  sein,  allein  es  ist  keine  ursprüngliche  Eigenschaft  desselben. 
•^  Femer  ist  es  offenbar  völlig  unerklärt  und  ungerechtfertigt,  warum,  auch 
nur  in  dem  eigenen  willkürlich  gesetzten  Sinne  Stahl's,  schliesslich  bloss  der 
jgrosse  Grundbesitz ,  die  Gemeinden  und  die  Geistlichkeit  wahre  Stände  sein 
sollen.  Einmal  sind  doch  sicher  auch  noch  andere  Lebensstellungen  vor- 
handen, welche  ein  gemeinschaftliches  politisches  Interesse  haben,  und  welche 
durch  irgend  einen  obrigkeitlichen  Verband  (um  auch  diese  wunderliche 
Forderung  zii  berücksichtigen)  zusanunengefasst  werden.  Sodann  ist,  wenn 
der  Besitz  eine  entscheidende  Bedingung  ist,  die  Geistlichkeit  der  Landes- 
kirche ohne  einen  Schein  von  Berechtigung  eingeschmuggelt  Und  warum 
bloss  die  Landeskirche,  nicht  in  etwa  paritätischen  Staaten  mit  Gcleichbe- 
rechtigung  die  verschiedenen  Kirchen?  Und  sind,  endUch,  die  Geistlichen 
die  einzigen  Pfleger  geistiger  Interessen?  Dieser  Versuch/^  die  mittelalter- 
lichen drei  Stände  so  ohne  Weiteres  nicht  nur  als  die  jetzt  noch  bestehen- 
den, sondern  sogar  als  die  dem  Gedanken  der  Repräsentation  nach  alleim 
Berechtigten  darzustellen,  ist  doch  in  der  That  gar  zu  fadenscheinig.  — 
Nicht  begreiflich  ist  es  fernerhin,  wie  Handd  und  Gewerbe  zuerst  als 
wahrer  Stand'  im  staatlichen  Sinne  aufgeführt  sein  können ,  später  abe 
Schneidern  und  Schustern   und  sogar  Kaufleut<;n  nur  ein   «bürgerlicher^ 
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and  will  zuerkannt  werden.  Diess  ist  ja  eine  offenbare  contradictio  in 
Ijecto;  und  wie  will  anch  nur  mit  einem  Scheine  von  Wahrheit  behauptet 
)iden,  dass  die  Kaufleute  und  die  Gewerbetreibenden  kein  gemeinschaft- 
hes  politisches  Interesse  haben?  Ueberhaupt,  was  ist  denn  eigentlich  ein 
Ärgerlicher»  Stand?  Es  wird  diess  nirgends  erklärt.  Und  jeden  Falles 
Ute  man  meinen,  dass  wenn  denn  einmal  Besitz  eine  Vorbedingung  der 
»Präsentation  sein  soll,  dieser  dem  Handelsstande'  nicht  ganz  abgehe.  — 
idlich  heisst  es  doch  dem  gesunden  Denken  ietwas  viel  zomuthen,  wenn 
hanptet  wird,  es  seien  nicht  bloss  die  Menschen,  sondern  auch  die 
4shen  zu  repräsentiren.  Und  ein  unerlaubtes  Spiel  mit  Worten  und 
igriffen  ist  es,  wenn  im  Handumwenden  diese  «Sachen»  als  gleichbe- 
ntend  mit  «Zuständen  und  Lebensstellungen»  genommen  werden,  während 
ch  letztere  unwidefsprechbar  zum  grössten  Theile  persönliche  Verhält- 
sse  und  ohne  alle  Beziehung  zum  Grundbesitze  sind. 

So  geht  es  aber,  wenn  für  eine  Parteiforderung  oder  überhaupt  für 
len  bestimmten  praktischen  Zweck  eine  anscheinend  wissenschaftliche 
iinänt^lung  gefunden  werden  soll.  Diess  ist  ein  Grundverderben  für  die 
issenschaft,  wie  sich  diess  namentlich  auch  in  unserem  poptiven  Staats- 
chte  zeigt,  für  welches  zur  Yertheidigung  unzulässiger  und  nach  den  all- 
aaein  angenommenen  Grundsätzen  unvertheidigbarer  Forderungen  Einzelner 
viele  angeblich  allgemein  gültige  Lehren  au%estellt  werden.  Auch  der 
ficheidteste  Mann  kann  bei  solchem  Beginne  logische  Taschenspieler- 
ftckchen  nicht  vermeiden,  und  es  ist  nur  die  Zuversicht  zu  bewundem, 
it  welcher  man  glaubt,  Anderen  solche  Selbstwid^rsprüche  und  Erschlei- 
infagen  als  haare  Münze  aufredea  zu  können.  Wie  das  ganze  Stahl*sche 
aatsrecht  darauf  angelegt  ist,  ein  Eönigthum  von  Gottesgnaden  zu  erweisen 
it  Vorbeischiffung  an  der  Theokratie:  so  ist  die  ständische  Theorie  insbe- 
ndere  zugeschnitten  zur  Rechtfertigung  des  preussischen  Junker-  und 
Eftffenthums.  Ich  denke  nun  aber,  es  hätte  einem  Manne  von  so  grosser 
egabung,  so  klarem  Scharfsinne  und  so  gewaltiger  logischer  Kraft,  wie 
jren  Urheber  in  der  That  ist,  nicht  schwer  werden  sollen,  unmittÄbar 
raktische  Gründe  für  seine  Absicht  ausfindig  zu' machen;  welche  ebenfalls 
IS  Thema  zu  den  nöthigen  Parteireden  geliefert  hätten,  ohne  dass  er  nöthig 
ihäbt  hätte,  die  Wissenschaft  an  sich  und  seine  eigene  wissenschaftliche 
tellong  zu  gefährden. 

Eine  kleine  Schrift  von  Levita  (Volksvertretung  in  ihrer  organischen 
usammensetzung.  Leipzig ,  1853,)  hat  in  gewissen  Beziehungen  Yerwandt- 
diaft  mit  meiner  Anschauung,  doch  nur  theilweise  *)•  Der  Vorschlag  geht 
a  Wesentlichen   dahin,    dass   eine  Repräsentation  in  der  Gemeinde,   im 

1)  Die  Schrift  scheint  etwas  früher  erschienen  su  sein  älft.die  erslte  Bearbeitung  der  gcieren- 
»rtigen  Abhandlung;  ich  habe  sie  jedoch  bei  deren  Abfiissung  noclf  nicht  gekannt. 
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Bezirke,   in  der  Proviiiz  und  im  Staate  einzufhhrcn  sei;    tMe  Grundlage 

•  •  ■ "  •  ,  ■  •  . 

dieser  Reihenfolge  von  Vertretungen  soU  die  der  (j^iüQinde  bilden  ^  -welcbe 
denn  ihrer  Seats  nicht  nach  Kopfzahl  oder  Besitz  zu  bildeh.  vfire ,  sondern 
•aus  den  «freien  Körpersch&ften>  in  de^  Gemeinde  hervorginge.  Pie  Reprä- 
sentation im  Staate  insbesondere  hätte  aus  zwei  Hälfteji  zu  bestehen,  deren 
eine  unmittelbar  von  den  socialen  Gemeinschaften  gewählt  würde,  di^  andere 
aber,  je  zu  Va  des  Ganzen,  aus  den  Vertretungen  der  Gemeinden^  der  Be- 
zirke und  der  Provinzen  hervorginge.  Diese  -.Staatsrepräsentation  Würde 
denn  nur  Eine  Kammer  bilden. 

Sie  sehen,  mein  Bester,  der  Verfasser  und  ich  stimmen  im  Oi^dge- 
danken,  näinlich  in  der  wesentlichen  Berücksichtigung  d^  gesellscbaftHcheo 
Kreise  bei  der  Organisation. der  Vertretung,  überein;  doch  kann  ich  nicbt 
umhin,  mich  entschieden  gegen  einzelne  Theile  dieses  Planes  und  seiner 
nähern  Ausführung  zu  erklären.  Vor  Allem  kann  ich  schon  damit  nldit 
einverstanden  sein,  dass  die  Gemeindevertretung  ausschliesslich  öder  auch 
nur  wesentlich  aus  den  gesellschaftlichen  Kreisen  hervorgeben  soll.  Ke 
Gemeinde  ist  selbst  ein  gesellschaftlicher  Kreis,  welcher  sein  eiganthüin- 
liches  g^medkcbaftliches  Interesse  hat,  nämlich  die  befriedigende  Ordnung 
de^  räumlichen  Zusammenlebens.  Auf  Erreichung  dieses  Zweckes  müs- 
sen die  Gemeinde  -  Einrichtungen  und  dann  auch  die  Gemeindebehörden 
berechD^t  sein.  Machen  sich  in  dieser  Beziehung  die  Interessen  der  in  der 
Gemeinde  thaUäcblich  vorhandenen  Bcstandtheile  anderer  gesellschafUichen 
Kreise  geltend,  wie  etwa  einzelner  Gewerbe  oder  verschiedener  Kirchen, 
so  sind  allerdings  diese  auch  zu  berücksichtigen,  aber  doch  nicht  ais- 
schliesslich  oder  auch  nur  hauptsächlich.  —  Zweitens  mag  es  zwar  ganz 
'bequem  sein ,  die  Begriffsbestimmung  und  die  Aufzählung  der  verschiedenen 
«freien  Körperschaften»  ganz  im  Allgemeinen  zu  lassen ,  wie  diess  der  Ver- 
^ser  gcthan  hat ,  und  nur  zu  bemerken ,  dass  sie  nach  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen zu  bilden  sei;  allein  man  kömmt  damit  für  das  Leben  nicht  vom 
.  Fl^ke ,  und  es  lässt  sich  eine  Prüfung  eines  so  ganz  unbpsthnmt  gehaltenen 
Vorschlages  und  eine  Vergleichung  mit  dem  Bestehenden  gar  nicht  anstellen. 
Ist  es  auch  .ganz  richtig,  dass  di6  gesellschaftlichen  Kreise  nicht  ein  f&r 
allemiale  und  allgültig  für  jede  Art  von  Grcsittigung  und  Volksentwickelung 
übereinstimmend  angegeben  werden  können:  so  ist  es  doch  möglich»  sie  filr 
bestimmte  thatsächliche  Voraussetzungen .  zu  entwickeln )  und  es  ist  diess 
auch  durchaus  notbwendig,  wenn  man  sich  einen  Begriff  von  der  daraus 
{hervorgehenden  Repräsentation  machen  soll.  —  Femer  habe  ich  auszusetzen, 
dass  nach  dem  Plane  .des  Verfassers  die  einzelnen  Interess^nkreise  J^eiBe 
Gelegenheit  erhalten,  ihre  Forderungen  abgesondert  und  nicht  bloss  als 
Mindeilieiten  einer  grösseren  Versammlung  geltend  zu  machen..  Auf  diese 
Weise  wird  der  cigratlich  beabsichtij^e  Zweck  ganz  verfehlt ^  und  es.ist  i]| 
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*     • 
d^  That  nicht  der  Mffhe  werth ,'  die  jetzige  bestehende  Repräseidationsärt 

zu  andern.    Auch  bei  dieser  ist  e^  ja  keine  Unmöglichkeit,  nicht  einmal 

eine  Unwahrscheinlichkeit,   dass  die  einzelnen  grösseren  Interessen  durch 

eine  M]nd^*zafal  von  Mitgliedern  vertreten  seien;  allein  die  Erfahrung  zeigt. 

und  es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge ,  dass  auf  eine  Wirksamkeit  solcher 

Minderhdtea  nicht  gerechnet  werden  kann,  eben  weil  sie  Minoritäten  sind 

Dieses  nngtlnstige  YerhäHniss  bleibt  denn  aber  im  Wesentlichen  unverändert 

in  dem  voiüegenden  Plane.    Jede  der  treien  Körperschaften  ist  schon  in- 

den  Gemeindevertretungen  in  der  Minderheit^  noch  mehr  natürlich  in  dip- 

Bezirks-  und  Provinzial- Vertretungen.    In  der  Reichsvellretung  aber  ändert- 

der  kleine  Anthcil  einer  jeden  einzeküen  Körperschaft  an  dem  eine9.Sech3!: 

theile   der  Versammlung  kaum  nennenswcrth  die  Unterordnung  und  also^  . 

mögliche  völlige  Unterdrückung.      Schliesslich  ist  es  wenigstens  eine'  be- 

strittene  und  eine  bestreitbare  Frage ,  ob  eine  Rcichsvertretung  zweckmässig 

nnr   aus  Einer  Versammlung   gebildet  wird.    Jeden  Falles   kann   man .  siph.. 

darüber  nicht  täuschen ,  dass  die  etwaigen  ^achtheile ,  welche  eine  einmalige: '. 

Berathungund  Schlussfassung  in  einer  zahlreichen  Versammlni^  haben  mag, 

durch   eine  Zusannnensct^ung  derselben   aus   verschiedenen   Bestandtheil^' 

nicht  im  Mindesten  beseitigt  werden.    Auch  hier  kann  ja  die  Mehrheit  lei- 

densohaftlich  oder  untlberlegt  verfahren  und  ihre  endgültige  Gewalt  misS'^ 

■ 

brauchen ,  ohne  idass  eine  nochmalige  Vornahme  des  Geschäftes  von  anderen.  * 
Männern  und  unter  anderen  Verhältnissen  eine  Schranke  setzte  oder  eilten- 
begangenen  Fehler  wieder  gut  machte.    Man  kann,  wie  gesa^, über  das 
Zweikammersystem  eine  verschiedene  Ansicht  haben;    allein  die  Wallis  ist 
von  keinerlei  Entscheidung  für  den  Streit. 

Ich  kqmme  aber  endlich  noch  zu  demjenigen  Schriftsteller,  welcher  die 
uns  vorliegende  Frage  am  eingehendsten  und  nieiner  Meinung  nach  am 
geistreichsten  behandelt.  Es  ist  diessA.  Winter  (Die  Volksvertretupg  in 
Deutschlands  Zukunft.  GOtt. ,  1852).  Völlig  unabhängig  von  einander  mit 
dem  Gegenstände  uns  beschäftigend  stinmien  wir  in  Manchem  jüberein,  sii^d. 
aber  doch  auch  in  mannigfacher  Beziehung  zu  verschicdent?n  Ergebnissen 
gelangt,  und  Sie.  mögen  nun  zwischen  uns  urtheilen. 

Zu^^t  denn  eine  kurze  Schilderung  des  Winter'schen  Systemes.  ... 

Er  geht  von  nachstehenden  Sätzen  als  Axiomen  aus:  1)  von  derUeber- 
Zeugung  einer  Nothwendigkeit  und  Berechtigung  einer  Theilnahme  des  Volk^. 
an  den  Btaatsgeschäften  mittelst  Vertretern  aus  seiner  Mitte,  und  zwar. auf., 
sämitttlidien  Stufen  des  Staatsorganismus;   2)  von  der  Ansicht,  dass  das 
Fehlschlagen  des  constitutionellen  Systemes  durch  das  künstliche  und  abr     . 
stracte  Wesen  desselben,  so  wie  durch  die  Nichtbeachtung  der  Thatsachen  . 
verschuldet  sei;  endlidh  3)  von  der  Anerkennung  verschiedener  gesellschaft-'  : 
liehet  Kreise-;  mit  dem  Unterschiede  jedoch,  dass  Winter. die  Beschäftigung* 
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als  Mittelpunkt  derselben  anninimt,  während  ich  ihn  im  gemelnschafüichen 
Interesse  finde.  Hierzu  kommt  nun- aber  noch  ein  Wintern  eigenthflmlicher 
Gedanke.  Derselbe  ist  nämlich  sehr  für  zwei  Kammern,  jedoch  in  wesent- 
lich anderer  Auffassung  und  Zusammensetzung  ald  der  landesübli/ofaen.  £r 
will  nämlich  eine  Kammer  der  Staatsmänner  und  eine  zweite  Ton  Volks- 
männem.  -7  Auf  diese  Anschauung  hat  ei"  denn  nun  folgenden  Organismus 
der  ganzen  Staatsverwaltung  im  weitesten  Sinne  gebaut. 

Vor  Allem  ordnet  er  die  Gemeinden,  und  zwar  in  wesentliclier 
Verschiedenheit  der  Sta^t-  i^d  der  Landgemeinden  oder  Gaue.  —  £iD^ 
Gau  setzt  er  zusammen  aus  einer  Apzahl  von  Dorfgemeinden,  deren  jeder 
er  einfach  einen  Vorsteher,  von  ihm  Bau^erherr  genannt,  gibt;  wenn  es 
sich  so  trifft,  auch  stus  dem  einen  oder  dem  andern  Landstädtchea.  Als 
die  Vertretung  dieses  Gaues  bezeichnet  er  aber  die  sämmtlichen  BaiierherreD 
der  Dörfer,  die  Zunftvorsteher  der  Landstadt '(Handwerksherren),  den  £n- 
merherm^  den  Vorsteher  der  Feldbesitzer  der  Landstadt,  die  Häupter  da 
Geistlichkeit,  der  Lehrer,  der  Richter  und  Anwälte  des  Gaues;  endlich, 
wenn  dergleichen  vorhanden  sein  sollten,  die  Fabrikherren  and  Gross- 
hftndler,  Direktoren  von  Betriebsgesellschaften,  die  Häupter  der  Aerzte. 
Die  Regierung  des  Gaues  soll  einem  ebenfalls  gewählten  Beamten,  (etwas 
anspruchsvoll  Landgraf  genannt,)  zukommen.  —  Als  Vertireter  der  grossen 
selbstständigen  Städte  aber  werden  bezeichnet:  die  einzelnen  grossen  Kauf- 
leute  und  Fabrikanten,  die  Kramerherren  und  Handwerksherren,  die  Häupter 
der  Geistlichen,. Lehrer,  Aerzte,  Richter  und  Advokaten  des  Stadtgerichtes, 
endlich  die  Dekane  der  Universität,  wo  eine  solche  besteht  (?).  Diese  Ver- 
sammlung wird  der  Stadttag  genannt,  wie  jene  erstere  der  Gautag.  Fflr 
beide  Arten  von  vertretenden  Versammlungen  wird  noch  die  eigenthflmliche 
und  in  der  That  bemerkenswerthe  Einrichtung  eines  Ausschusses  vorge- 
ßchlagen,  welcher,  aus  drei  bis  fUnf  Personen  bestehend,  die  sämmtlicheo 
Geschäfte  des  Tages  selbstständig  vorzubereiten  und  zu  leiten,  Berichterstatter 
zu  bestellen  oder  selbst  zu  berichten  hätte.  Der  Verwaltungsbeamte  wäre 
auch  hier  gewählt  und  Stadtgraf  genannt. 

In  der  Landschaft  (Provinz)  wird  schon  das  Zweikammersystem  an- 
gewendet.   Die  erste  Kammer  soll  sein  das  «Grafenhaus»  und  bestehen  aus 
sänmitlichen  Land-  und  Stadtgrafen;  die  zweite  Kammer  dagegen  aus  den 
Ausschüssen  der  Land-  und  Stadttage,  ausserdem  aber  noph  aus  den  oberstem. 
Provinzialbeamten  der  Geistlichen,  Lehrer,  Aerzte,  Richter.  Die  Verwaltnii0 
der  Pr9vinz  fällt  wieder  einem  gewählten  Beamten,  Fflrst  genannt,  zu. 

Der  Reichstag  endlich  bildet  seine  beid^  Kaibmem  auf  folgei 
Weise :  das  Fürstenhaus  besteht  aus  den  sämmtlichen  Fürsten  und  ans 
Schüssen  der  Grafenhäuser  der  Landschaften;  das  Volkshaus  aber  lediglich 
aus  Ausschüssen  der  Landhäuser  der  Provinz. 
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Vergleiche  ich  nun  diesen  Plan  mit  dem  meinigen,  so  finde  ich,  dass 
wir  in  folgenden  wesentlichen  Punkten  übereinstimmen:  zunächst  in  der 
Uebertragong  von  Vertretung  in  luteressen  an  Sachverständige  und  persön- 
lich Betheiligte;  sodann  in  der  Verwerfung  der  Wahl  nach  KopCzahl  und 
mit  freier  Aussnchung  unter  allen  Bürgern ,  als  nicht  verträglich  piit  der 
eben  gestellten  Forderung;  femer  in  der  Ansicht,  dass  Wahl  den  Volks- 
vertreter keineswegs  ausschliesslich  beföhige,  Sondern  dass  ihn  auch  andere 
Eigenschaften  bezeichnen  müssen;  weiterhin,  jedoch  nicht  mit  vollständigem 
Einklänge  der  Aufzählung,  in  der  Anerkennung  und  Verwendung  der  ver- 
schiedenen Gesellschaftskreise;  endlich  in  der  Bildung  höherer  Versamm- 
lungen aus  den  Ausschüssen  der  Niederen.  —  Dagegen  weichen  wir  aber 
auch  fti  wesentlichen  Punkten  von  einander  ah.  Erstens  darin,  dass  Winter 
das  gewöhnliche  Zweikammersystem  beibehalten  will,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede ,  dass  die  eine  aus  Staatsmännern ,  die  andere  aber  aus  Volksmän- 
nem  bestehen  soll;  ich  dagegen  bin  für  eine  Gegenüberstellung  des  Aus-* 
dnickes  der  unmittelbaren  und.  selbstischen  Interessen  auf  der  einen  und 
des  Einheitsgedankens  des  Staates  auf  der  anderen  Seite.  Zweitens  ist 
Winter  für  eine  Vertretung  der  gesellschaftlichen.  Kreise  auf  dem  Beiji^hs- 
tage  durch  Ausschüsse,  welche  durch  ihre  Zusammensetzung  keine  Gewähr 
fbr  eine  thatsächliche  Beachtung  sänmitlicher  thatsächlich  vorhandener  Inter- 
essen geben ,  während  ich  sie  di^ch  unmittelbare  Wahl  aus  ihrer  Mitte  und 
ans  dem  ganzen  Lande  zu  gewinnen  suche.  Drittens  dehnt  Winter. die  Er- 
nennung durch  Wahl  auf  alle  Verwaltungsbeamten ,  selbst  auf  die  Vorsteher  ^ 
der  Provinzen  aus;  ich  dagegen  schlage  keine  Veränderung  in  dieser  Bichtung 
vor  9  und  möchte  jeden  Falles  so  weit  nicht  gehen. 

Ich  bin  natürlich  nicht  selbst  der  zuständige  Bichter  über  diese  theils 
gleichartige,  theils  verschiedene  Auffassung,  doch  hoffe  ich  in  nachstehen- 
dem Urtheile  möglichst  unbefangen  zu  sein.  Ich  erkenne  se)ur  gerne  die 
Eigentkümlichkeit  und  Selbstständigkeit  des  Verfassers  an;  der  Mechanis- 
mus der  vorgeschlagenen  Einrichtung  scheint  mir  ein  leichter  zu  sein;  der 
Gredanke,  in  dem  Zweikammersysteme  die  Staatsmänner  .den  Volksmäünem 
gegenüber  zu  stellen,  und  somit  die  Geschäfte  aus  diesen  beiden  Gesiehts- 
jttmkten  gleichförmig  zu  bearbeiten,  will  mir  an  sich  ein  sehr  bedeutender 
bedttnken,  welcher  gar  wohl  die  Beachtung  auch  Solcher  verdiente,  welche  auf 
unsere  Forderung  einer  wesentlichen  Umänderung  der  Vertretung  nicht  ein- 
gehen wollen,  und  der  jeden  Falles  viel  richtiger  ist,  als  die  Bildung  einer 
ersten  Kammer  aus  den  bevorrechteten  Stähden,  dem  grossen  Grundbesitze, 
der  Aristokratie  u.  dgl.;  endlich  darf  ich  nicht  vergessen,  dass  in.  dem 
ganzen  Werke  eine  Menge  von  kleineren  Berichtigungen  der  gewöhnlichen 
constittttionellen  Lehre  sich  findet,  welche  im  Einzelnen  Ihnen  mitzuth^ilen 
ich  billig  unterlassen  habe.  —  Dagegen  kann  ich  mich  mit  anderen  wesent- 
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liehen  Bestandtheilen  des  vou  Winter  eAtwickelten  Systemes  nicht  so  weit 
einverstanden  erklären,  dass  ich  darüber  meine  eigene  Auffassmq^  aufgeben 
möchte.  Zunächst  vermisse  ich  die  Berücksichtigoi^g  des  parlamentarischen 
Systemes^  ohne  welches  meiner  Ueberzeugung  nach  keine  Bohe  und  Befrie- 
digung in  unsere  Staaten  einkehren  kalm»  Sodann  fürchte  ich,  wie  ich 
bereits  oben  angedeutet  habe,  dass  die  Vertretung  der  Interessen  durch 
persönlich  Betheiligte  und  Sachverständige,  also  eine  Hauptaufgabe,,  nicht 
erreicht  werden  kann  durch  die  vorgeschlagenen  Ausschüsse.  Theils  ist  es 
nilmlich  blps$er  Zufall,  welche  Interessen  in  diesen  Ausschüssen  unmittelbar 
vertreten  sind;  theils  ist  es  für  Verhältnissmässigkeit  in  keiner  Weise  ge- 
sorgt; theils  endlich  findet  kein  unmittelbares  pnd  ausschliessliches  Benehmen 
der.  Regierung  mit  den  wesentlich  Betheiligten  statt.  Hierin  kann  iclf  denn 
aber  nicht  anders  als  einen  wesentlichen  Mangel  erblicken.  Drittens  endhck 
erforderte  die  Durchführung  des  Winter'schen  Planes  eine  gänzUcbe  Umge- 
staltung des  ganzen  Staatsorganismus.  Hierzu  ist  denn  nun  aber  theüs, 
meiner  Anschauung  nach,  kein  Bedürfoiss  vorhanden,  theils  wird  die  Aus- 
führung durch  so  weitgehende  Forderungen  in  hohem  Grade  erschwert 
^er  zu  viel  verlangt,  erreidit  in  der  Regel  gar  nichts. 

Sie  sehen  also,  mein  Freund,  ich  finde  mich  durch  die  mittelbareo 
Kritiken,  d.  h.  durch  die  von  meinen  Vorschlftgen  abweichenden  Plane  An- 
derer, nicht  erschüttert.  «Das  ist  kein  Wunder,  werden  Sie  vielleicht  sagen; 
vielmehr  pflegt  es  in  der  Welt  immer  so  zu  gehen,  dass  Projektenmacher 
sich  nicht  überzeugen  lassen.»  Wir  wollen  darüber  nicht  streiten.  Ohne 
etwas  ge^fagte  Gedanken  kommt  nichts  i^eues  zu  Stande;  und  ohne  Hart- 
näckigkeit setzt  man  nichts  durch. 


Ich  lasse  Sie  noch  nicht  los,  lieber  Freund,  mögen  Sie  wollen,  oder  nicht, 
Sie  müssen  die  Beweisführung  für  die  Richtigkeit  meines  Heilmittels  bis  m 
deren  völliger  Erschöpfung  hören.  Bis  jetzt  habe  ich  unmittelbar  hewlesen, 
für  mich,  gegen  Sie.  Nun  aber  habe  ich  auch  noch  einen  mittelbaren  Be- 
weis,  der  meines  Bedünkens  von  Bedeutung  ist. 

Man  kann  mir  nämlich  sagen,  die  ganze  Bemühung  um  eine  neue  Qtr 
staltung  des  Staates  sei  denn  doch  schliesslich  nur  dann  begründet,  wenn 
wirklich  das  jetzige  constitutionelle  System  erfahrungsgemäss  überall  iehl- 
gcschlagen  habe.  Lassen  sich  nämlich  Fälle  finden,  in  welchen  dasselbe  soweit, 
als  man  es  überhaupt  von  menschlichen  Dingen  erwarten  könk^e,  gut  gc— 
wirkt  habe  und  wirke,  so  zeige  diess,  dass  das  Fehlschlagen  nicht' in  deics^ 
Wesen  dieser  Staatsform,   sondern   in  sonstigen  Fehlem   der  betreffendecs 
Staaten  liege,  und  es  sei  somit  Forderung  des  gesunden  Menschenverstandes^ 
erst  diüse  Fehler  zu  beseitigen,  nicht  aber  gleich  das  System  umznstosseix« 
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Nun  aber  gebe  es  thatsächlich  mehrere  Staaten,  in  welchen  das  repräsem- 
tative  System  vortreffliche  Wirkungen  habe;  so  England,' Belgien»  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  Norwegen.    Atqui:  ergo. 

Hier  ist  denn  nun  me^e  Aufgabe,  zu  zeigen,  dass  diese  Bjßispiele  nicht 
passen,  weil  sie  entweder  nicht  unserem  Sj^e'me  der  Repräsentativ- Ver&spuiig 
angehören,  oder  weil  sie  nicht  die  behauptete  gute  Wirkung  haben. 

Dass  ich  mich  mit  Norwegen,  dieser  Bauemrepublik ,  befasse,  wer- 
den Sie  nicht  verlangen.  Eine  Verfassung  mag  für  die  dortigen  so  äusserst 
ein&chen  und  uranföhglichen  Zustände  voUkomi^en  passen;  ohne  auch  nur 
entfernt  eine  Anwendung  zu  erleiden  auf  verwickeitere  Verhältnisse  und  eine 
reicher  ausgebildete  Gesellschaft.  Im  Gegentheil  ist  mit  Bestimmtheit  anzu- 
nehmen, dass  sie  eben  desshalb  hier  nicht  taugi 

Was  nun- aber  England  betrifft,  so  ist  niemand,  wie  Sie  wi8seii,;ein 
aufrichtigerer  Bewunderer  der  dortigen  Staatsverhältnisse,  als  eben  ich.  Es 
ist  eiu  grosses  Land  und  ein  grosses  Volk.  Die  englischen  Staatsmänner 
sind  ehrenhaft,  gebildet,  vaterländisch  gesinnt,  durch  und  durch  politisch 
erzogen.  Das  Parliament  vereinigt  eine  Masse  von  geistiger  Kraft,  wie  sie 
weder  die  französische  Versammlung  von  1789  noch  das  Frankfurter  Par- 
lament aufweisen  konnte;  aber  eine  weit  geordnetere,  erfahrenere,  das  Mög- 
liche kennende  und  Vollende  Kraft.  Zum  grossen  Theile  aus  Mitgliedern 
zusammengesetzt,  welche  die  Bedtlrfhisse  ihrer  Mitbürger  in  den  kleineren 
Kreisen  des  Zusammenlebens  mit  freiwilliger  Bemühung  ordnen,  öffentliche 
Geschäfte  als  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  Aller  betrachten. und  sich  zu 
deren  unentgeldlicher  Besorgung  hergeben,  Einfiuss  in  ihren  Umgebungen 
durch  Leistungen  und  nicht  durch  Ansprüche  zu  erlangen  suchen,  besitzt 
das  Parliament  die  geübtesten,  mit  den  wirklichen  Bedürfhissen  und  Zuständen 
vertrautesten  Geschäftsmänner.  Es  ist,  nach  Gneist's  richtigem  Ausdrucke, 
die  Korporation  der  Korporationen.  Die  Masse  des  Volkes  aber  hat.  eben 
so  sehr  einen  männlichen  und  unabhängigen  Freiheitssinn,  als  andererseits 
Gesetzlichkeit,  Anerkennung  des  bestehenden  Rechtes,  ungeheuchelte  Pietät 
gegen  den  Träger  der  Staatsgewalt.  Und  mag  auch  Manches  veraltet,  unbe- 
quem oder  ungenügend,  selbst  missbräuchlich  sein  im- Innern  der  öffentlichen 
Zustände;  ich  für  meine  Person  wünschte-  mir  im  Ganzen  kein  besseres 
Staatsleben,  wenn  wir  es  nur  mit  allen  seinen  Bestandtheilen  und  Grundlagen, 
mit  seiner  Geschichte  und  Eingewöhnung ,  mit  der  Zähigkeit  und  klaren 
Verständigkeit  des  angelsächsischen  Stammes  herübemehmen  könnten.  Allein 
das  Beispiel  von  England  kann  ich  in  der  That  nicht  als  einen  Beweis  der 
Zuträglichkeit  unseres  festländischen  Systemes  der  Volksvertretung  gelten 
lassen.  Einmal  ist  ja  söhon  gerade  die  Hälfte  der  Veränderung,  welche  ich 
bei  uns  verlange,  nämlich  das  parlamentarische  System,  in  England 
vollständig  vorhanden;  und  es  läuft  nun  doch  gegeo  alle  'Logik,  die  Unrich* 
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tigkeit  eines  Satzes  durch  die  Hinweisnng  anf  ^in  Beispiel  eeigeii  zü  woDen, 
welches  gerade  diesen  Satz  wesentlich  enthftlt.  Sodann  aber'behaifpte  ich, 
dass  zwar  das  System  der  Vertretung  In  England  für  die  dortige  YerllUtp 
nijsse  wenigstens  leidlich  passt,  Jceineswegs  aber  ojisem  geselhchaftlichen  Za- 
ständctn  amch  nnr  entfernt  Entspräche.  Man  mnss  sehr  auf 'seiner  Hnt  seiii, 
wenn  man  zufällig  einmal  mit  Heitn  Zimmermann  in  Hannover  dieselbe 
Meinung  hat.  Die  Wahrscheinlichkeit  ist  nicht,  daftlr,  dass  man  2a  einer 
solchen  Meinung  durch  Benützung  der  edleren  Geisteskräfte  gekomBiön  ist; 
und  ich  wenigstens  ziehe.^nicht  gern  in  seiner  GeseUsehafb' durch  CoYentrj. 
Allein  in  Beziehung  auf  die  Uebereinstimmung  der  engjisdien  Yertretong 
mit  dem  englischen  Volke  stimme  ich  so  ziemlich  mit  ihm  überein.  Bie 
englische  Gesellschaft  ist  wesentlich  apf  eine  Landaristokratie  gegründet; 
das  Parliament  geht  wesentlich  aus  der  Landaristokratie  herror.  Die  Bd- 
mischung  von  kirchlichen  Bestandtheilen  in  dem  so  kirchlichep  Lande,  sowie 
die  Vertretung  grosser.Bandels-  und  Gewerbestädte  durch  unruhigere  Geister 
entspricht  der  Wirklichkeit;  beides  freilich  wohl  nicht  genug.  Selbst  die 
fremdartigen,  einer  ganz  verschiedenen  Lebensanschauung  angehörigen  Irländer 
haben  einen  sehr  wirklichen  Theil  der  Bevölkerung  dlsr  Inseln  hinter  sich. 
So  lange  also  im  Geiste  des  Volkes  das  in  den  Fabriken  arbeitende  Prole- 
tariat noch  nicht  zur  Ebenbürtigkeit  wirklich  zugelassen  ist,  mag  die  Ver- 
tretung in  ihrer  jetzigen  Gestalt  erhalten  werden  und  taugen,  höchstens 
dann  und  wann  eine  allzu  laut  gewordene  Neuerung  durch  ein  Flickweik 
befriedigt  werden.  Man  kann  nicht  eben  theoretisch  schwärmen  fftr  die 
Zusammensetzung  des  Parliamentes ;  aber  es  genügt  so,  me  es  ist,  f)lr  die 
praktischen  Zwecke  des  Landes.  Was  aber  beweist  diess  für  uns?  unsere 
Landaristokratie  ist  ein  wichtiger  Bestandtheil  unserer  Gesellschaft,  ^nd  es 
ist  ein  grosser  politischer  Fehler,  ihr  den  gebührenden  Einfluss  nicht  ^- 
räumen  zu  woUen;  aber  mit  der  englischen  Landaristokratie  kann  sie  nidit 
verglichen  werden.  Dagegen  haben  wir  Millionen  kidner  Bauern.  Unser 
Handwerkerstand  hat  eine  von  den  englischen  Standesgenossen  wesentlidi 
verschiedene  Stellung;  Handel  und  Fabrikation  stehen  weit  tiefer  in  ihrer 
Bedeutung  für  das  Ganze.  Der  Eigenthümlichkeit  unseres  über  die  ganze 
Fläche  der  Staaten  verbreiteten  Gemeindelebens  steht  in  England  gar  nichts 
gegenüber.  Wir  haben,  in  den  meisten  Ländern  wenigstens,  mehrere  gleich*. 
berechtigte  Kirchen  neben  einander,  aber  keine  hochmächtige  Staatakirche. 
Die  geistige  Bildung  geht  bei  uns  keineswegs  auf  in  der  Aristokratie,  son- 
dern sie  ist  mehr  in  dem  Mittelstande  ausgesprochen,  und  Überhang  ein. 
weit  bedeutenderes  gesellschaftliches  Element,  als  sie  es  in  En^^d  ist. 
Wir  mögen  uns  also  die  Engländer  in  staatlicher  Gesinnung  on^  Dorch^ 
bildung  zum  Muster  nehmen.  Wir  können  und  sollen  Vieles  von  ihnem 
lernen  in   der  Handhabung  der  Vertretungseinrichtungen,  vor  Alton   die 
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unbestrittene  Aditong  des  parlamentarischen  Sjgtems.  Es  wäre  ein  .unnenn- 
barer Segen  ihr  uns,  wenn  unsere  Fürsten  ihre  persönliche  Stellung  so 
nelpnen  könnten,  wie  Eönigii\  Victoria.  Aber  die  Zusanunensetzung  und 
Einrichtung  des  britischen  Parliamentes  beseitigt  nicht  die  Uebel,  unter 
welchen  wir.  leiden.  Diese  sind  njns  eigeü;  eigen  muss  auch  das. Mittel  sein. 
Deashalb'  auch  fOr  uns  nur  in  einer  wesentlich  aristokratischen  Vertretung 
Hülfe  zu  finden^  wei]  England  ^ine  jtokhe  habe,  .ist  in  der  Thal  der  Gipfel 
der  Stumpfheit. 

Anders  freilich- in  Belgien.  Hier  ist,  einerseits,  eine  durchaus  nach 
dem  Grundsatze  der  Kopfzahl  eingerichtete  Vertretung,  und  geht  sogar  der 
Senat  nur  aus  Wahlen  hervor;  andererseits  Ibietet  das  Land  ein  beneidens- 
werthes  Beispiel  von  Ruhe  und  Zufriedenheit  dar.  Es  ist'  somit  ganz  W 
greiflich,  dass  Viele  in  diesem  Lande  den  verkörperten  Beweis  der  Tr^- 
lichkeit  einer  constitutionellen  Regierung  sehen.,  wenn  diese  nur  aufrichtig 
und  ehrlich  angewendet  werde.  Ich  habe  über  diese  Beweisführung  nur 
zwei  Worte  zu  sagen.  Vor  Allem  bemerice  ic^,  dass  in  Belgien  das  parla- 
mentarische System  vollkommen  eingeführt  ist,  und  dass  sich  demselben 
der  staatsweise  König  auf  das  Trefflichste  anbequemt.  Dass  aber  hierin 
eine  der  Hauptursachen  der  ungewöhnlichen  Befriedigung  mit  den  öffentlichen 
Zuständen,  namentlich . aber  der  persöi^chen  Beliebtheit  des  Fürsten  .liegt, 
weiss  Jeder.  Somit  ist  Belgien,  wie  England,  zur  Hälfte  ein  unmittelbarer 
Beweis  für  mich,  nicht  gegen  mich.  Hinsichtlich  der  Bildung  der  Vertre- 
tung .aber  ist  mir  unzweifelhaft,  dass  das  System  der  KopfzahlwfJilen  in 
Belgien  durch  ein^n  günstigen  Zufall  den  besonderen  Verhältnissep  desshalb 
entspricht,  weil  es  dem  Ausdrucke  des  hauptsächlichsten  Interesses  dieses 
Volkes  wenigstens  freien  Spielraum  lässt,  wenn  es  auch  nicht  gerade  für 
dasselbe  berechnet  ist.  Es  ist  dieses  Interesse  aber  dp^s  kirchliche.  Der 
Gegensatz  von  Katholicismus  und  liberalem  Rationalismus  kann  sich  durch 
diß  Wahlen  der  Landbewohner  und  der  Städter  aussprechen,  wie  er  ist, 
und  es  ist  namentiich  der  allmächtige  Clerus  zufrieden. mit  dem  ihm. durch 
das  Wahlsystem  möglichen  Einflüsse,  üeber  dieser  Hauptsache  sind  bis  jetzt 
die  übrigen  Forderungen  an  die  Vertretung  wenig  beachtet  worden.  Ich 
behaupte  also,  dass  Belgien,  freilich  nicht  in  der  Form  um  so  mehr  aber 
der  Sache  nach,  auch  hinsichtlich  der  Vertretung  für  mich  beweist,  weil  die 
Hauptinteressen  des  Landes  sich  bei  derselben  befriedigt  finden.    Die  aus- 

■ 

nahmsweise  Zufriedenheit  des  Landes  ist  das  Ergebniss  zur  Hälfte  bewusster 
Staatsweisheit,  zur  Hälfte  eines  glücklichen  Zufalles,  beide  in  Richtung 
meiner  Vorschläge.  ^'Diess  ist  aber  wahrlich  kein  Beispiel  der  Wideriegung, 
sondern  der  Bestätigung. 

Mit  den  Vereinigten  Staaten  brauche  ich  mich  eigentlich  gar  üicht 
zu  beschäftigen.    Sie  gehören  einer  andern  Staatsart  an;  das  Gedeihen  einer 
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EUnriohtung  bei  ihaen  ist  somit  kein  Beweis  für  die  Anwendbiirkeit  diesseits. 
Dodh  werden  einigt  BelrachtongeD,  deren  Gegenstand  sie  «ind,  zur  wcjteräi 
Bekräftigung  meiner  Ansicht  fftiiren.  —  Dass  das  (xedeihen  der  Aordameri- 
kanischen  Staatenverbindung  keineswegs  bk)a  iiirer  Yerfassong^  zozoschr^ien 
ist,  sondern  dass  noch  weitere  and  vielleicht  viel  bedeutendere.  OrlUide  in 
der  Lage  des  Landes,  in  dem  Üeberflusse  fruchtbaren ^  noch  unbenflizken 
Bodens,  in  der  Möglichkeil  der  Aufnahme  unzählbarer  Einwanderer  u.  9.  w, 
liegen,  ist  schön  oft  gesagt  worden.    Ich  bin  natürlich  damit  einverstandisä; 
nur  möchte   ich   das  Kind   nicht  mit  dem  Bade   ausschtltten.    Wenn  die 
Staatseinrichtungen  auch  nicht  allein  Schuld  sind  an  der  grossartigen  £nt* 
wicSk^lung  Nordamerika's ,   so  fragen  sie  doch  ebenfalls  mit  bei.    Und  wem 
es  freilich  eine  grauenvolle  Dunf)mheit  wäre,  zu  glauben,  durch  die  Einftth- 
rung  einer  repräsentativen  Demokratie  sei  Deutschland  zu  verwandeln  io 
ein  zweites  Nordamerika :  so.  beweist  es  auf  der  andern  Seite  eben  so  weni 
Einsicht,  -nicht  zu  bemerken,  dass  die  in  den  Vereinigten  Staaten  besie|iei> 
den  Einrichtungen  den  Bedürfoissen  und  Ansichten  ih^-er  Bevölkmung  wirkhdi 
entsprechen,  und  somit  zu  deren  Zufriedenheit  wenigstens  mitwirken.    Jeder, 
welcher  die  Vereinigten  Staaten  kennt,   wird  mir  zugeben,  dass  das  Volk 
daselbst  voti  zwei  Gedanken ,  pder  vielleicht  richtiger  Gefühlen ,  beherrscht 
wifd;  von  der  Forderung  unbedingter  Rechtsgleichheit,  und  von  der  Pflicht 
der  Unterwerfung  unter  dieMehrheit.    Der  letztere  Punkt  wird,  glaube  idi, 
bei  uns  häufig  zu  wenig  beachtet,   was  zu   einer  falschen  Beurtheünng  der 
Zustände   führt.    Mir   war   es   immer   sehr   auffallend,   und  ich  hal^e   oft 
nüt  grosser   Verwunderung  ja  mit   einer  Art  von  Schrecken,   die  blinde 
Unterwerfung  auch  gebildeter  Amerikaner  nicht  blos  unter  die  Mehrheits- 
beschlüsse, sondern  unter  die  Mehrheitsansicht  gesehen.    Man  darf  diess 
nicht   vergessen   bei  der  Beurtheünng   der   staatlichen   Einrichtungen   des 
Landes.  —  Soweit  diese  nun  die  von  mir  besprochenen  Fragen  betreffen, 
sind*  sie  allerdings  ein  Beispiel  der  Vertretung  lediglich  nach  Kopfzahl;  und 
eine  parlamentarische  Regierung  besteht  in  so  ferne  nicht,  als  dio  Regierung 
nicht  aus  der  Vertretung  hervorgeht  oder  durch  diese  bestimmt  wird,  son- 
dem  auch  ' unmittelbar  vom  Volke  g^Mhlt  ist.-  Allein  desshalb  sind  sie 
doch  kein  auf  uns  anwendbares  Beispiel  einer  constitutionellen  Verfassung 
im  festländisch-europäischen  Sinne.    Einmal  findet  eine  irgendwie  bedeutende 
und  dauernde  Reibung  zwischen  der  Regierung   und  der  Vertretung  in  defl 
Vereinigten  Staaten  nicht  statt,  theils  weil  beide  durch  Wahl  besetzt  werden, 
also  aus  demselben  politischen  Gedanken  hervorgehen,  theils  weil  dieThätig- 
keitskreise  derselben  nach  der  Gewaltentheilung  geordnet  sind.    Es  bestehen 
wenigere  Fälle  gemeinschaftlichen  Rechtes,  und  bei  den  nur  kurzen  Wahl- 
zeiten gleicht  sich  jeden  Talles  eine  Verschiedenheit  wieder  bald  aus.    Die 
ganze  Leitung  des  Staates,  Regierung  und  Vertretung  zui^ammen,  sind  eifrigste 
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pier  der  ihr  entgegenstehenden,  bei  den  jttngsten  Wahlen  besiegten  Partei; 
in.  in  ihrem  Innern  ist,  wenigstens  in  der  Hauptsache,  Uebereinstinunnng.. 
is  wr  also,  im  monarchischen  Staate,  erst  enringen  pifissen,  und  nnr 
pch  parlamentarische  Regierung  erHngen  können ,  ist  .dort  schon  durch 

Einrichtnng  selbst  gegeben.  Sodann  aber  machen  in- Amerika  die  ver* 
iedenea  gesellschaftlichen  Interessen  nicht  die  gleichen  Ansprüche  an  den 
at;  es  kann  also  auch  eine  nsfbh  einem  andern  Grundsatze,  tülmlich  nadi 

Zahl  der  gleichberechtigten  Bttrger  gewählte  Vertretung  Wjßit  leichter 
Agen.  Nicht  etwa  freilich,  weil  die  Interessen  in  Amerika  keinfe.Bedbu- 
g  hätten,  der  Yankee  ist  ja  die  Verkörperung  der  Selbstsucht;  sonde]:n 
1  er  die  Forderung  in  weit  wenigeren  Fällen  Vom  Staate  erwartet,  und 
1  er  dem,  was  von  diesem  geschieht,  sich  als  eineiA  Willen  der  Mehrheit 
t  aofirichtiger  unterwirft.  Es  hat  also  die  Vertretung  schon  an  sich  eine 
lere  staatlidie  Stellung,  als  bei  uns,  und  ihre  Handlungen  haben  eine 
sdiiedene  sittliche  Wirkung.  —  In  keiner  Art  und  Weise  kann. ich  somit 

Yj^reinigten  Staaten  als  einen  thatäächlichen.  Bßweis  der  Unnöthigkeit 
r  Unrichtigkeit  meiner  Ansichten  und  Forderungen  erkennen. 

XI. 

Ich  trage  lullig  Bedenken,  mein  verehrter  Freund,  Ihre  Geduld  mit  noch 

teren  Lucubrationen  über  «das  Eine  was  Noth  thnt»,  auf  die  Probe  zu  stellen. 

Hauptsache  habe  ich  Ihnen  ohnedem  vorgetragen,  und  alle  Einzelnheiten 

l  untergeordneten  Fragen  zu  erschöpfen,  ist  weder  nöthig  noch  möglich. 

Ob  ich  Ihre  Zustimmung  wenigstens  zu  den  Hauptgedanken  gewonnen 
e ,  kann  ich  aus  Düren  bisherigen  Aeusserungen  nicht  abnehmen.  Die- 
len haben  fast  nur  aus  Einwendungen  bestanden,  welche  ich  mir  zwar 
Bueichle  widerlegt  zu  haben;  allein  Recht  haben  und  Becht  behalten  ist 
er  Welt  bekanntlich  zweierlei.  Ich  verlange  auch  gar  keine  abschliessende 
;wort,  sondern  bin  völlig  zufrieden,  wenn  Sie  mich  .hoffen  lassen,  .die 
he  reiflich  und  unparteiisch,  sine  ira  et  studio,  überlegen  zu  wollen,  Ich' 

auch  nicht  an  Einem  Tage  zu  meiner  jetzigen  Anschauung  der  Dinge 
onunen. 

Nun  noch  eine  Bemerkung.  Wenn  ich  mich  entschlossen  habe',  meine 
^e  gerichteten  Schreiben  über  die  Vertretungsfrage,  nach  deren  Ab- 
dessung  itzt  auch  in  den  Druck  zu  geben ^  so  weiss  ich  sehr  wohl,  dass 
keineswegs  lauter  Neues  und  Eigenthünüiches  gesagt  habe.  Wie  wäre 
»möglich  in.  einer  solchen  Angelegenheit,  welche  täglich  Millionen  Köpfe 
Hunderte  von  Federn  bewegt?  Was  wäre  diess  auch  nur  für  ein  Ruhm? 
;in  ich  glaube  nicht,  dass  meine  beiden  Hauptgedanken,  das  piu'lamen*- 
Bche  System  und  die  gesellschaftliche  Grundlage  der  Vertretung,  in,die- 

Verbin4un^  und    $i4s  sich  gegenseitig  bedingend  vor  jftir 
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ausgesprochen  worden  sind..  Und  erst  in  diesem  YerhftltDisse  sdidi 
mir  ihre  vdle  Bedeotang  nnd  AnsfQhraogsmOgliehkeit  za  erhalten.  • 

Einer  meiner  Fretinde,  mit  welchem  ich  gelegenüich  den  6^ 
besprach,  sncht  mir  zwar  den  'Gedanken  der  Bekanntmaehnng  BMm 
Es  könne  eine  Pitrtei,  welche  ich  doch  jeden  Falles  nicht  za  Ordern  n 
—  nftmüch  die  mittelalterliche  •—  das,  was  in  ihren  Erain  taoge,  iweri 
das  üebrige  aber  beseitigen.  Ich  kann  diesen  Grand  nicht  flir 
halüg  erkennen.  Eine  Entstellung  meiner  Ansicht  kann  ich  fireilld 
verhindehi.  Allein  wenn  die  Besorgniss  davor  ein  «Grund' wäre ,  Oe 
zu  unterdrflcken ,  derei;!  Verbreitung  man  für  nützlich  erachtet,  so  1 
Ja  immer  nur  die. schroffst^  Gegensätze  ausgesprochen  werden.  In 
Hegt  aber  selten  die  Wahrheit.  Und  schliesslich  ist  doch  so  viele  I 
keit  in  der  Welt,  dass  von  Denen,  welche  etwa  meiner  Ausfähnmi 
denken  soüten,  nicht,  blps  des  Tadels  gegen  das  gewöhnliche  constitir 
System  oder  des  Verlangens  nach  einer  gesellschaftlichen  Umbildl 
Vertretun|^  Erwähnung  .geschehen  wird,  sondern  auch  der  ForderuDj 
piaurlamentarischen  Regierang  und  der  besonderen  Art  der  gesdlsehil 
Gliederang.    Dann  bin  ich  wenigstens  ganz  zufrieden. 


n. 


Recht  und  j^olitik  der  repräsentativen  Demokratie. 


«    ^ 


Die  repräsentative  Demokratie  ist  die'  jüngste  Form  des'  Rechtsstaaten 
»*hanpt  und  der  Volksherrschaft  ins  hesondere.  Welche  Stellung  diesem 
rsache  zur  Ordnung  des  menschlichen  Zusammenlebens  in  der  Gresammtl^pit 

Staatenwesens  schliesslich  beschieden  ist,  kann  wohl  kein  Scharfsinn 

schon  mit  auch  nur  einiger  Sicherheit  errathen.   Zur  Entwicklung  'sämmt- 

ler  Folgerungen  einer  bestinmiten  Staatsart  bedarf  es  gar  langer  Zeit  und 

manchfachsten  Ereignisse;  und  erst  wenn  die  ganze  Wirksamkeit  nach 
sn  verschiedenen  Richtungen  und  in  allen  ihren  Abstufungen  ttberslchtlich 
liegt ,  lässt  sich  ein  wahrscheinliches  ürtheil  fällen  aber  Dauer  der  Ein- 
itnng,  über  unveränderten  Bestand  oder  n^thwendige  Abänderungen,  über 
iwirkung  gleichzeitiger  Staatsformen  anderer  Art  und  umgekehrt  über 
einflussung  derselben.         * 

So  viel  ist  jedoch  itzt  schon  zu  erkennen,  dass  Gründe  sowohl  günstigen 
ungünstigen  Verlaufes  neben  einander  liegen. 

Günstig  nämlich  ist  —  um  nur  das  Hervorragendste  zu  nennen  —  die 
bereinstimmung  mit  dem  Gedanken  und  dem  Gefühle  der  Freiheit,  uäd 
IT  in  deren  itziger  Auffassung ;  femer  die  Vereinbarkeit  mit  dem  wirth- 
läftlichen  Organismus  der  Keuzeit.  Als  ungünstig  aber  erscheint  mangel- 
te Kraft  des  Gesetzes  und  Abneigung  gegen  ausgiebige  Staatsmacht. 

In  ersterer  Beziehung  ist  wohl  allgemein  zugegeben,  dass  der  Begriff, 
Idhen  die  antiken  Völker  von  der  Freiheit  hatten,  und  der,  welchen  wir 
;  hiermit  verbinden,  ein  wesentlich  verschiedender  ist.  Jene  verstanden 
•unter  ein  organisclies  Mitregieren;  die  Neuzeit  erkennt  da  Freiheit,  wo 
glichst  wenig  regiert  wird  und  der  Einzelne  seinen  Zwecken  ungehindert 
rch  den  Staat  nachgehen  kann.  Die  Griechen  und  Römer  begehrten  die 
twirkung  eines  jeden  freien  Mannes  bei  den  öffentlichen  Geschäften,  je 
ch  dessen  Stellung  in  der  Gesellschaft;  wir  dagegen  wollen  formale  Gleich- 
it  der  Staatsgenosseh.  Diese  Verschiedenheit  des  Gedankens  drückt  sich 
nn  nun  auch  in  der  äusseren  Form  der  Demokratie  beider  Zeitalter  gan^ 
[gerichtig  aus.  In  der  alten  Welt  war  die  reine  Demokratie  als  Form 
r  Voiksregierung  gewählt;  der  jetzigen  Auffassung  aber  entspricht  es  eben 
richtig,  dass  repräsentative  Demokratieen  bestehen  und  von  reinen 
um  mehr  eine  Spur  ist.  In  jener  gab  die  Volksversammlung  jedem  Bürger 


462  Recht  and  Politik  der  repräsentativen  Demokratie. 

Beschäftigimg  and  staatliche  Stellung;  hier  hat  er  von  Rechtswegen  Niemand 
üher  sich,  tlbt  gleiches  Wahlrecht  mit  Allen,  und  es  ist  die  Regierung  zo 
vielem  und  starkem  Eingreifen  in  die  Verhältnisse  der  Einzelnen  nicht  an- 
gethan. 

Den  wirthschafblichen  Einrichtungen  der  Neuzeit  aber  entspricht  die 
repräsentative  Demokratie  in  so  ferne  vortrefflich,  als  sie  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Bürger  Verfügung  über*  Zeit  und  Arbeit  lässt  Eine  unmittelbare 
und  persönliche  Theilnahme  sämmtlicher  vollberechtigter  Staatsangehöriger  an 
den  öffentlichen  GeschäiPtep  und  'die  darbus  im  Allgemeinen  folgende  Ge- 
staltung' des  Lebens  setzt  völlige  Müsse,  somit  eine  stellvertretende  Arbeit 
.Anderer  voraus,  mit  andern  Worten  ein  System  von  Haussclaverei.   Bei 

m 

einer  repräsentativen  Demokratie  kann  der  Barger,  wenn  er  seine  T^aUa 
vorgenommen  hat,  imgestört  seiüe  Zeit  dem  Gewerbe  widmen.  Nun  iit 
zwar  allerdings  richtig,  dass,  im  Widerspruche  mit  allen  Forderongöi  wamut 
itidgen  Gesittigung,  in  einem  kleinen  Theile  der  neuen  Demokratieen  Sldavem 
besteht,  und  dass  also  hier,  wenigstens  soweit  die  wirthschaftlichen  BedJft* 
gungen  in  Frage  sind,  eine  unmittelbare  Volksregierung  nicht  Hnmögüdi 
wäre.  Es  sind  jedoch  diese  Zustände  sehr  in  der  Minderzahl,  «nd  die  flbe^ 
wiegende  Menge  der  Bevölkerungen ,  welche  bereits  demokratische  Einndi- 
tungen  besitzen  oder  solche  dem  vorauszusehenden  Gange  der  Ereignisse  nach 
in  nächster  Zukunft  annehmen  werden,  ist  durch  die  Nothwendigkeit  per- 
sönlicher Arbeit  auf  eine  Uebertragung  der  Allen  zustehenden  Bechte  as 
wenige  Einzdne  angewiesen  und  findet  also  in  der  repräsentativen  Fora  der 
Regierung  volle  Befriedigung. 

Ungünstig  dagegen  ist  es,  dass  unzweifelhaft  das  Gedeihen  der  n^izdä- 
gen  Form 'der  Volksherrschaft  auch  ooch  bedingt  ist  durch  eine  aUgfanm»^ 
Achtung  vor  dem  Gesetze,  so  weit  dieses  geht  und  besteht  Wo  es  dann 
in  der  Menge  fehlt,  artet  der  Freistaat  in  ein  wüstes  Gebahren  des  Pöbels, 
.in  Mangel  am  Rechtsschutz,  in  Folge  dessen  in  gewaltsame  Selbsthülfia,  und 
endlich  bei  höchster  Steigerung  in  Anarchie  aus.  Diese  Achtung  sfinuBtp 
lieber  Bürger  vor  dem  Gesetze  ist  nun  aber  keineswegs  eine  natfir 
liebe  Folge  der  negativen  Freiheit,  oder  versteht  sich  gar  von  selbst  bei 
jedem  läLenschen.  Vielmehr  wird  sie  nur  hergestellt  dntch  eine  gi^  Staat* 
liehe  Erziehung  des  ganzen  Volkes  und  durch  eine  geschiediterlange  Ge- 
wohnheit. Ja  sie  kann  selbst  wieder  verloren  gehen  bei  einer  falschen  £ot- 
wickelung  der  öffentlichen  Verhältnisse  und  bei  pflichtiridriger  Schwäche  der 
mit  der  Vollziehung  der  Ordnung  Beauftragteii,  wenn  diese  durch  Kachsiebt 
gegen  Ungebundenheit  sich  eine  falsche  Volksgunst  verschaffen  wollen,  oder 
auch  durch  materiell  ungenügende.  Macht  der  Behörden.  Es  Usst  sieh  xuifl 
nicht  läugnen.,  dass  es  in  gar  manchen  Ländern  mit  demokratischen  Staats- 
{orttieu  an  der  nöthigen  Einsicht  von  der  Nothwendigkeit  eines  stracken 
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r^orsams  and  einer  entsprechenden  öffentlichen  Oewalt  kläglich  gehricht;  und 

as  üebel  ist  eher  im  Znnehmen  als  in  der  Ausheilung  begriffen.    Hat  doch 

übst  Nordamerika  in  dieser  Beziehung  betrübende  Btlckschritte  gemacht, 

)  gesunde  Begaffe  und  so  feste  U^bung  auch  der  englische  Stock  seiner 

(evdlkening  hierin  einst  hatte. 

Dass  so  mächtige  und  tief  greifende  Eigenschalteh  auch  entsprechende 

Wirkungen  haben  'Verden,  ist  nicht  zu  bezweifeln ;  schwer  aber  ist  zu  sag^n, 

^Iche  Seite  vorwiegen  und  wo  und  wann  diess  der  Fall  sein  wird.  Wie  viel- 

Blsprechend  auch  die  günstigen  Umstände  sein ,  und  wie  sicher  sie  ein^  Aus- 

Bfanung  upd  Befestigung  der  repräsentativen  Demokratie  in  Aussieht  stellen 

lögen:  der  zuletzt  Erwähnte  Missstand  ist  jeden  Falles  auch  von  grosser  Be- 

eoiung  und  kann  verhindernd  und  zerstörend  wirken.    Rechnet  man  nfin 

1  den  hier  unmittelbar  drohenden  Gefahren  noch  die  Ueberlieferungen  und 

[dgungen  der  mit  der  unbedingten  Gleichheit  natürlich  nicht  einverstandenen 

Oberen  Stände:  so  ist  es  keineswegs  so.  sicher,  als  es  Viele  annehmen  und 

Is  eine . einseitige  Anschauung  der  Sachlage  glauben  machen  kann,   dass 

ie  repräsentative  Demokratie  bleibend  und  aUgemein  der  Staat  der  Zukunft 

.     •  •    • 

9in  wird.  Für  Europa  ist  es  jeden  Falles  sehr  .Zweifelhaft.'  Wenigstens 
M  die  bisherigen  Versuche  nicht  gut  ausgefallen  und  haben  zu  weiterer 
VMrtsetzung^  wenig  Lust  gelassen.  .In  unserem  Welttheile  ht^t  sich  nur  in  der 
cbweiz  diese  Regierungsform  längere  Zeit  hindurch  erhalten,  und  wie  es 
dieint  befestigt.  Günstiger  allerdings  steht  es  in  Amerika,  wo  alle  Ele- 
lente  zu  einem  Eönigthume  fehlen  und  nur  eine*  Aristokratie  d^r  Farbe 
estebt,  welche  zu  verbreitet  ist,  als  dass  sie  sich  zu  einem  .eigenen  Orga« 
JBQias  zusammenschliessen  könnte.  Selbst  in  den  englischen  &olonieen  sind 
Miliche  Verhältnisse,  und  ist  namentlich  das  Ansehen  des  entfernten  itnd 
■r  in  sehr  schwachem  Abglanze  in  der  Person  von  wechselnden  Statthaltern 
ichtbaren  Königthumes  nicht  tiefgründig  genug,  um  im  Falle  einer  Losreis- 
■ng  der  erstarkten  Pflanzungen  eine  andere  Regierungsweise,  als  eine  demo- 
iBtische^  erwarten  zu  lassen.  Gleiches  lässt  sich  in  Australien  mit  grösster 
fläurscheinlichkeit  erwarten. 

Wie  dem  nun  aber  immer  sein  mag,  jeden  Falles  besteht  die  repräsen-. 
luve  Demokratie  weit  und  breit  und  hat  sie  überdiess  noch  grössere  oder 
kinere  Aussicht  auf  weitere  Verbreitung.  Eine  gründliche  wissenschaftliche 
(«irbeitung  dieses  wichtigen  Erzeugnisses  der  neuzeitigen  Gesittigung  ist 
omit  eine  nicht  zu  umgehende  Aufgabe,  wie  w^it  oder  wie  enge  schliesslich 
j^  Kreis  seiner  Herrschaft  sein  wird.  Die  repräsentative  Demokratie  ist  im 
Verhältnisse  zu  den  älteren  in  der  Welt  gebrauchten  Staatsformen  eine  £nt- 
eckung]  es  bedarf  somit  einer  Einreihung  derselben  in  das  ganze  System 
fer  Staatsgedanken,  desshalb  denn  aber  einer  Untersuchung  ihres  Wesens, 
irer  erkenntlichen  Folgen,  ihres  Verhältnisses  zu  d^n  älteren  Organismen^ 
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einer  .umsichtigen  Beortheilung  ihrer  Vorzüge  und  ihrer  Mängel.  Das  wirk- 
liche Lebep  wird  freilich  diess  Alles  nach  und  nach  Ton  selbst  herausstellen, 
.und  wohl  besser  und  vollständiger^  als  blosses  Nachdenken  es  zii.  thon  ver- 
mag.    Allein  es  wäre  theils  unwürdig^  die  Erkenntniss  einer  nun  einmal 

■  *  • 

bestehenden  mäjchtigen  Thatsaohe  träge  hinauszuschieben,  bis  es  nichts  mehr 
darüber  zu  forsc^eü  gieH;  theils  kann  eine  möglichst  firühe  theoretische 
Feststellung  dör.  Z^eck^  und  der  Mittel  ^nur  nützlieh  seiü  für  die  Anwen- 
dungen im  Leben.. 

....Diese  wissenschaftliche  Aufgabe  ist  bis.  jetzt  keineswegs  vpllBtiQdig  ge 
I&3t ,  wpder  was  das  Recht  noch  was  die  Politik  betrijFL  \ 

..  Nichts  wäre  unrichtiger,  als  etwa  zu  glauben ,  die  Bearbeitung  der  coo- 
stitutionellen.I^onarchie  genüge  auch  für  di^  verwandte  Staat^form,  und  um 
brauche  bloss  die. für  j^ne,  gewonnenen  Sätze  analog  < anzuwenden,    üanchei 
ist  allerdings  gemeinschaftlich.    So ,  was  die  allgenfeinen  Grnndlagjsa  «d 
Lehren  des  Rechtsstaates  überhaupt  betrifft;  das  Meiste  über  die  staate- 
bürgcgrlichen  Rechte  der  Einzelnen;  femer  die  Lehren  von  den  Wahlen»  voa 
de)*  Versatnmlung,  deren  Formen  u.  s.  w.    Allein  gerade  das  Besondere  «nd 
'Uutersphei^de^cle  kann  im  Rechte^  oder  in  "der  Politik,  einer  andern  Staatsut 
nicht  behandelt  sein;  und  häufig  erhält  auch  ein  in  der  Hauptsache  gemdu- 
'  schaftlicher  Gegenstand  doch  eigentbümliche  Färbung  und  bedeutende  Mo- 
(}ification  in  der  besonderen  Anwendung.     Es  bedarf  also,  einer  ei^^eBen 
Behandlung.    Fehlt  nun  auch  diese  nicht  ganz,  so  genügt  sie  docji;  keises- 
yftg^  vollständig. 
.    \  Die  grosse  fran^sische  Umwälzung ,  deren  Ergebniss  während  einiger 
!^eit  eine  repräsentative  Demokratie  war^  hat  bekanntlich  an  Wissenschaft- 
^chen  Arbeiten  von  bleibendem  .Werthe  ausserordentlich  wenig  geUefot; 
'  und  X  hiervon  ist  überdiess.  das  Jdeiste  noch  in  der  Zeit  des  begiDDeiidea 
Kampfes  geschrieben,  wo  noch  Einherrschaft  beschränkt  durch  Volksvertre- 
tung das  Ziel  der  Bestrebungen  der  Gebild^ten^  also  der  zu  Schri£tsieUer0 
Geneigten  und  Geeigneten  war.    Ebenso  hat  die  vorübergehende  Bewegvng 
.von  1848  keine  grossen  Bereicherungen  der  Staatslehre. gebracht.    Sie  war 
zu  unaufrichtig,,  zu  kurz  und  zu  ^hr  mit  der  Bekämpfung «deß  Gommpnis- 
mus  besch|Lftigt.,  um  ruhig  die  Grundsätze  und  einzelnen  Fragen  der  reprih 
^entativen  Demokratie  zu  überdenken.     Das  bedeutendste  Erzeugniss  ans 
dieser  Zeit  ist  wohl  Guizot's  Schrift  über  die  Demokratie;    all^  sie 
untersucht  mehr  die  allgemeine  Frage ,  in  wie  f^rne  Europa  und  insbeson- 
dere Frankreich  für  eine  Yolksregierung  geeignet  sei,  als  die  besonderoi 
Formen  einer  solchen.  •—  Reicher  ist  die  Literatur  der  Amerikaner.    Was 

•  •  •  « 

Marshall,  Story,  Eent  über  das  positive  .Recht  der  Union,  was  der 
«FÖrderalist»,  John  Ad  arm  s,  Calhoun,  über  die  allgemeinen  Grundlagen 
^ines  Freistaates  überb£(upt  und  eines  repräsentativen  insbesondere  geschrieben 
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lien,  was  endlich  Tocquevillc  fein  und  geistreich  üher  die  n<nhw6ndigen 
jurichtimgen  einer  bemokratie,  derra  Bedingongen  und  Folgen  gedacht 
id  .gesagt  hat,  gehört  zu  dem  Besten,  wfts  wir  überhaupt  an  Bearbeitung 
r  Staatswissenschaften  besitzen.  Zu  einer  allgemeinen  Befriedigung  des 
idOrfiiisses  reicht  es  jedoch  auch  nicht  aus,  da  es  vorwiegend  den  beson- 
ren  Fall  im  Auge  hat,  und  überdiess  die  Bedingungen  und  Formen  eines 
mdesstaates  dabei  eine  allzu  grosse  Rolle  spielen.  —  Von  den  aUgemßinen 
inrichtungen  der  Schweiz  endlich  erhalten  wir  zwar  von  Bluntschli  und 
als  er  Nachrichten,  und  beschäftigt  sich  namentlich- letzterer  auch  aus- 
hrlicber  mit  den  theoretischen  Fragen  und  den  obersten  Grandsätzeti ; 
ich  hat  Cherbulliez  über  die  Folgen  der  Demokratie  als  scharfer  und 
cht  eben  wohlwollender.  Beobachter  Mittheilungen  gemacht.  Auch  diese 
hr  achtungswerthen  Beiträge  jedoch  lassen  noch  vielen  Stoff-  zu  Fragen 
id  Elrörterungen. 

Eine  voUständige  Lösung  der  Aufgabe  kann  dann  freilich  nur  durch 
liehe  erwartet  werden,  welche  in  einer  repräsentativen  Demokratie  aufge- 
ichsen  sind,  und  lebendigen  Antheil  an  den  Staatsgeschäften  in  einer 
Ichen  genommen  haben.  Erfahrung  vor  Allem  belebt  den  Scharfsinn, 
acht  auf  Schwierigkeiten  auftnerksam,  belehrt  über  die  Häufigkeit  oder 
dtenheit  eines  Vorkommens;  der  Darstellende  muss.  ui;^bewusst  voti  dem 
eiste  der  Verfassung  durchdrungen  sein,  den  Instinkt  derselben  h^ben. 
ie  täglichen  kleinen  Streitfragen  werden,  namentlich  in  volksthümlichen 
erfiassungsformen,  mit  einem  Aufwände  von  Grtknden  und  einem  Aufsteigen 
1  höheren  Grundsätzen  behandelt,  —  sei  es  in  der  Presse,  sei  es  in  gesetz- 
übenden  Versammlungen,  sei  es  selbst  im  täglichen  Leben,. —  welche  mit 
sr  sachlichen  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  nicht  in  richtigem  Verhältnisse 
ehen  mögen;  allein  eine  solche  allseitige  Und  eindringliche  Besprechung 
kthigt  zum  Nachdenken  und  gibt  eine  klare  Einsicht  in  Ursachen  und 
Dlgen,  welche  dem  entfernter  (icbenden  fehlen- müssen.  Dieser  erhält 
kshst^ns  Kunde  von  den  abgeschlossenen  Ergebnissen,  und  auch  diess  nur 
d  wichtigeren  Fällen;  allein  die  Fülle  des  Stoffes  zum  Nachdenken  und 
rdnen,  so  Wie  die  lebendige  Anschauung  der  Folgen  und  Folgerungen  fehlt 
m' unvermeidlich.  Ist  es  doch  eine  gemeine  Erfahrung,  dass  etwas  wirk- 
2h  Tüchtiges  und  den  Gregenstand  im  Kerne  Fassendes  über  eine  Staats- 
orichtung  kaum  je  von  einem  Andern  geliefert  worden  ist ,  als  von  einem 
iidieimischen.  Der  Fremde  mag  einen  freieren  Blick  haben  und  gute  Ver- 
dchungen  anstellen;  allein  nur  der  -in  Mitte  der  Einrichtungen  Aufge- 
aohsene  kennt  sie  wirklich.  Fast  nur  Tocqueville  macht  hier  eine 
DBnahme.  —  Es  konnte  daher  für  den  Verfasser  der  gegenwäftigen  Arbeit 
nne  andere  Aufgabe  bestehen,  —  wenigstens  wusste  er  sich  zu  keiner  anderen 

r.  Mohl,  Staatsrcüht.    Bd..I.  30 
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befthigt,  —  als  die  Lieferung  einzelner  Beiträge;  und  er  wird  völlig  zn- 
frieden  sein,  auch  in  der  That  Nutzen  gestiftet  haben,  wenn  diese  zer- 
streuten Erörterungen  in  dem  Bereiche  der  behandelten  Fragen  je  Beach- 
tung finden. 


1. 

Die  Bestellung  der  ausübenden  Gewalt  in  der  repräsen- 
tativen Demokratie. 

In  jeder  Staatsform  bestehen  eigenthQmliche  Schwierigkeiten  in  Betreff  der 
Ordnung  der  öffentlichen  Verhältnisse ,  so  dass  sich  die  Verlegenheiten  nicht 
etwa  bloss  zußlUig  and  in  Folge  gemachter  Fehler  zeigen,  sondern  mit  dem 
bezeichnenden  Gedanken  der  besonderen  Gattung  oder  Art  des  Staates  zu- 
sammenhängen. In  dem  einen  Staate  ist  es  z;  B.  schwer,  die  nöliiige  Ge^ 
walt  znr  Vollziehnng  der  Staatszwecke  zusammen  zu  bringen ,  weil  in  der 
ganzen  Auffassung  desselben  von  einer  Abtretung  bedeutender  Mittel  an  die 
Gesammtheit  und  an  deren  Oberhaupt  nicht  die  Rede  ist;  so  in  der  Patri- 
archie  und  dem  Patrimonialstaat^.  In  andern  Fällen  will  es  nicht  gelingen, 
Einrichtungen  zu  finden,  welche,  ohne  das  Princip  der  Regierungsweise  zu 
verletzen,  genügenden  Schutz  für  die  Rechte  der  Bürger  gewahren  gegen 
Kissbrauch  der  obersten  Gewalt  selbst ;  so  in  der  Aristokratie  und  in  unbe- 

• 

schränkten  Einherrschaften.  Dtitten  Staaten  wird  es  sehr  schwer  gute 
Beamte  zu  erhalten,  weil  es  sich  mit  ihrer  besondern  Art  nicht  verträgt, 
die  Aemter  dauernd  zu  besetzen ;  Beispiele  sind  die  unmittelbaren  Volks- 
herrschaften. Einer  Theokratie  ist  es  nicht  wohl  möglich,  eine  freie  Ent- 
wickelung  der  geistigen  Kräfte  und  der  Kenntnisse  zu  gewähren ,  selbst  in 
solchen  Zweigen  nicht,  welche  mit  dem  religiösen  Dogma  in  keinem  unmit- 
telbaren Zusammenhange  stehen;  die  Freilassung  der  Forsc&ung  in  Einer 
Beziehung  würde  die,  hier  doch  unerlässliche,  Aufstellung  von  Schfanken  in 
anderen  tUchtungen  verhindern.  Alle  Staaten,  um  nur  noch  diess  Eine  zu 
erwähnen,  welche  einen  häufigen  Wechsel,  sei  es  der  Oberhäupter,  sei  es 
einflassreicher  Körperschaften,  zu  ihren  wesentlichen  Einrichtungen  äAhlen, 
müssen  sieh  darauf  gefasst  machen,  dass  Plane  und  Mittel  zu  deren  Er- 
reichung nicht  mit  Folgerichtigkeit  festgehalten  werden;  wie  sich  diess  in 
^olksberrschaften ,  in  constitutioneUen  Monarchieen  u.  s.  w.  zeigt. 

Sache  der  Staatsweisheit  ist  es ,   möglichste  Hülfe  gegen  solche  üebel 
m  verschaffen.    Zwar  wäre  die  Hoffnung  eitel,  dass  der  ganze  Missstand 
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in  der  Quelle  vernichtet  worden  könne.    Derselbe  hängt  ja  mit  dem  Wesen 
der  Staatsart  zusammen,  und  der  Schaden  ist  somit  organisch.   Aber  immer- 
hin ist  zu  untersuchen,  ob  nicht  der  Uebelstand  umgangen  oder  wenigstens 
bis  zum  Leidlichen   vermindert  werden  mag.     Die  Besorgniss ,  nicht  ganz 
auszureichen,    darf  nicht  abhalten  von  der  Bemühung   un>  das  Mögliche. 
Einem  gerechten  Tadel  unterliegt  es  ja  nicht ,  wenn  das  aus  guten  Gründen 
zu  Wünschende  nicht  vollständig  erreicht  wird;  die  menschliche  ünvollkom- 
menheit  erlaubt  es  nicht  anders ,  und  die  Logik  der  Thatsachen  ist  unwider- 
stehlich.    Selbst  die  Nichtbeseitigbarkeit  einer  solchen  Schwierigkeit  ist  je- 
doch noch  kein  Grund,  sich  voa  einer  ganzen  Staats^rm  abzuwenden,  falls 
dieselbe  sonst  den  Bedürfhissen  des  Volkes  and  >den  äusseren  Yerhältnisseo 
entspricht.    Würde  man  doch  bei  einer  andern  Staatsart  ebenfalls  wieder 
natuFgemässe  Unzutrüglichkeiten  finden  und  leicht  in  die  Scylhi  verfaUen, 
um  die  Charybdis  zu  vermeiden.    Tadelhaft  ist  nur  ein  Mangel  an  Unter- 
suchung, und  an  klarer  Einsicht  in  das  Wesen  solcher  Uebel  und  der  da- 
gegen etwa  anzuwendenden  Mittel. 

Eine  Schwierigkeit  dieser  Art  ist  in  der  repräsentativen  Demßknäe 
die  Bestellung  der  aasübenden  Gewalt.  Das  Wesen  der  Staats«! 
selbst  bereitet  Hindernisse  für  eine  richtige  Ordnung  dieses  Theiles  des 
Staatsorganismus,  und  zwar  in  Beziehung  auf  die  Art,  auf  die  Dauer,  anf 
den  Umfang  der  Bestellung. 

Das  Wesen  der  repräsentativen  Demokratie  besteht  darin,  dass  die 
Staatsgewalt  (die  Souveränität)  im  Besitze  des  gesammten  Volkes  ist,  die 
Ausübung  derselben  aber  einer  dazu  gewählten  kleineren  Anzahl  übertragen 
wird,  mit  bestimmten  Rechten,  Bediugungeti  und  Beschränkungen.  Der 
Versammlung  dieser  Abgeordneten  steht  mm  allerdings  die  Regierang  des 
Staates  zu;  allein  nur  als  einem  Mandatar,  nicht  als  Eigenthümer.  Im  Vor- 
handensein und  Rechte  derselben  liegt  also  keineswegs  die  Schwierigkeit, 
die  Handhabung  der  obersten  Gewalt  in  ihrer '  Anwendung  auf  die  einzelnen 
Fälle  zweckmässig  und  organisch  zu  ordnen.  Da  sie  nicht  in  eigenem 
Rechte  Ansprüche  auf  irgend  eine  Befiigniss  oder  auf  die  Entfernthaitnug 
irgend  einer  Einrichtung  machen  kann ,  sondern  sich  den  vom  Volke  ge- 
gebenen X)rganismus ,  wie  er  immer  sei ,  gefallep  lassen  mass :  so  können 
Einwendungen  gegen  irgend  eine  für  zweckmässig  erachtete  Gestaltong  der 
obersten  ausübenden  Behörde  niemals  aus  dem  ursprünglichen  Rechte  der 
vertretenden  Versammlung  genommen  werden.  Wohl  aber  liegt  der  Grond 
des  Uebels  ini  Verhältnisse  zu  döm  Volke  selbst,  also  zum  Eigentbflnier 
der  Souveränität. 

Es  müssen  nämlich  folgende,  schon  einzeln  schwer  za  erfüllende  nocii 
schwerer  aber  zu  vereinigende,  Forderungen  an  eine  richtig  bestellte  aus- 
übende Gewalt  in  der  repräsentativen  Demokratie  gemacht  werden.    Einer- 
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seits  ist  vor  Allem  erforderlich,  dass  die  mit  derselben  Beauftragten  keine 
Yon  dem  Willen  des  souveränen  Volkes  wesentlich  verschiedene  Richtung 
einschlagen  können,  dass  sie  also  nicht  allzu  selbststäudig  seien.  Zweitens 
muss  gefordert  werden,  dass  dieselben  den  Rechten  der  Demokratie  nicht 
gefährlich  werden  können ,  sie  vielmehr  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  sei^, 
die  anvertraute  Gewalt  zu  selbstischen  pnd  ehrgeizigen  Zwecken  zu  miss» 
brauchen.  Drittcjis  erfordert  die  innere  Folgerichtigkeit  des  gesammten 
Organismus  und  ist  es  zur  Vermeidung  von  verderblichen  Zwiespalten  uner- 
lässlich,  dass  die  austibende  Gewalt  keine  andere  Grundlage  habe,  als  eine 
demokratische.  Endlich  versteht  sich  von  selbst,  dass  sie  für  ihre  Hand- 
langen verantwortlich  ist,  weil  sie  nicht  in  eigenem  Rechte,  sondern  nur 
in  ertheiltem  Auftrage  regiert.  -^  Und  doch  muss  sie  auf  der  andern 
Seite  auch  in  eiuer  repräsentativen  Demokratie  mit  einer  deni  Zwecke  und 
dem  Umfange  des  Staates  entsprechenden  Macht  ausgerüstet  und  zu  der 
Niederwerfung  aller  ungesetzlichen  Auflehnungen  und  jedes  staatswidrigen 
Willens  geeignet  sein;  wobei  sehr  in  Betracht  kömmt,  dass  diese  Staatsart 
selbst  fOr  die  grössten  Reiche  passt,  namentlich  wenn  ihr  föderative  Form 
gegeben  wird.  Femer  ist  es  augenscheinliches  Bedürfhiss,  dass  die  Gewalt 
lange  genug  in  derselben  Hand  gelassen  wird,  um  auch  grössere  und  schwie- 
rigere Plane  zu  entwerfen,  soweit  diese,  in  ihre  Zu3tändigkeit  einschlagen, 
oder  sie  wenigstens  folgerichtig  durchzuführen,  wenn-  dieselben  etwa  von  der 
vertretenden  Versammlung  ausgingen.  Sodann  muss  sie  nothwendigerweise 
in  solchem  Ansehen  bei  den  ihr  untergeordneten  Beamten  stehen,  dass  sie 
des  Grehorsams  derselben  sicher  ist ;  es  sind  ihr  also  entsprechende  Zwangs- 
recbte  einzuräumen.  Endlich  erfordert  das  Wohl  und  selbst  der  Bestand 
des  Staates,  dass  die  Art  der  Ernennung  eine  Garantie  der  Brauchbarkeit 
und  sittlichen. Tüchtigkeit  der  zu  bezeichnenden  Personen  enthalte. 

Ob  die  in  Frage  stehende  repräsentative  Demokratie  in  einem  einfachen 
Staate  besteht  oder  die  Verfassung  eines  Bundesstaates  ist,  macht  In  allen 
diesen  beiderseitigen  Forderungen  keinerlei  Unterschied.  In  einem  Bundes- 
staate hat  allerdings  die  ausübende  Gewalt  eine  geringere  Zuständigkeit  dem 
Umüange  nach,  indem  ein  grosser  Theil  der  Regierungsgeschäfte  von  den 
entsprechenden  Behörden  der  Gliederstaaten  besorgt  wird;  allein  nicht  nur 
sind  die  eben  geforderten  Eigenschaften  zur  Besorgung  von  Geschäften  und 
zur  Riditigstellung  des  Verhältnisses  zur  Demokratie  überhaupt  nothwendig, 
wie  viel  oder  wie  wenig  zu  thun  sei,  sondern  es  wird  auch  die  kleinere 
Zahl  der  Re^erungsgeschäfte  reichlich  ergähzt  durch  den  grossem  Umfang 
des  Bnndesstaatsgebietes ,  und  es  kommt  dazu  überdiess  das  keineswegs 
immer  leichte  Verhältniss  zu  den  einzelnen  Bundesstaaten  und  ihren 
Organen.  Alle  nachfolgenden  Erwägungen  gelten  also  gleichmässig  für  die 
eip&che  und  für  die  ;cusammenge9etzte  Form  der  repräsentativen  Demokratie, 
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Es  bestehen  nnn  aber  dreierlei  verschiedene  Möglichkeiten  ftr  die  Ein- 
richtung der  ausübenden  Gewalt  in  der  genannten  Staatsform,  zum  Theile 
mit  verschiedenen  Modificationen.     1.  Es  mag  der  Auftrag,  die  sftmmtlichen 
Regierong^andliingen  anzuordnen  und  zu  überwachen,  der  reprftsenti- 
renden  Versammlung  selbst  übertragen  sein.    Natürlich  wird  sich  die- 
selbe nur  die  aUgemeine  Leitung  und  die  wichtigeren  Beschlüsse  vorbehalten, 
aber  die  Vorbereitungen,  die  laufende  Aufsicht  und  die  Einzelheiten  einer 
der  sachlichen  Verschiedenheit  der  «Geschäfte  entsprechenden  Anzahl  von 
Ausschüssen  übertragen.    2.  Die  Regierung  mag  einem  kleineren  Col- 
legium  von. dazu  besonders  Gewählten  übertragen  werden;   einem  Direc- 
tc^um,  Bündesrathe,  Vereine  von  Consuln  u.  dgl.    Hierbei  mag  denn  der 
Vorsitz,  und  vielleicht  sonst  noch  weitere  Bevorzugimg  einem  bestinmiteD 
einzelnen  Mitgliede   organisch  überlassen   sein,   oder  aber  eine  rechtlick 
Gleichheit  unter  den  Mitgliedern  bestehen.    Die  Wahl  selbst  kann  entweder 
unmittelbar  von  dem  Volke  ausgehen,  in  gleicher  oder  auch  verschiedeDer 
Weise  mit  der  Wahl   der  Mitglieder  der  repräsentirenden  Versammlung; 
oder  ist  es  ^  möglich ,   dass   die  Ernennung   zu   den  Befugnissen   der  eben 
erwähnten  Versammlung  gehört,  und  somit  nur  mittdbar  von  dem  Vdke 
ausgeht.    3.  Endlich  kann  der  Entschluss  gefasst  werden,  einem  -einselnen 
Manne  die  ausübende  Gewalt  zu  übertragen ,  wobd  denn  ebenfalls  wieder 
unmittelbare  oder  nur  mittelbare  Wahl  durch  das  Volk  beliebt  sein  iuag.  — 
Beispiele  von  allen  diesen  verschiedenen  Bestellungsarten  lassen  sich  in  der 
Geschichte  nachweisen  *). 

Von  selbst  versteht  sich,  dass  diese  do  verschiedenen  Einrichtung^ 
nicht  dieselben  Folgen  haben  können,  und  dass  von  ihnen  weder  auf  die 
ganz  gleichen  Vortheile  zu  hoffen,  noch  dieselben  UnvoUkonunen^eiten  uid 
Gefahren  zu  fürchten  hat.  ^rst  eine  genauere  Untersuchung  jeder  der  drei 
möglichen  Einrichtungsarten  berechtigt  daher  zu  einem  Urtheile. 


1)  Eine  Ansübnng  der  Regiemng  durch  die  repräsenUUive  Yftffliwnmlnny  tellwl  M  hMpt* 
sftchlich  in  revolntionären  Zustanden  vorgrekommen.  So  z.  B.  im  fhuizösiflchen  NatioiialconTeBte, 
beim  Laniroo  Parliamente  in  England,  und,  wdnn  der  Fall  gfaz  hieher  gdidrt,  beim  aoidan- 
rikanischen  Congresse  während  des  Rövolationskrieges.  Von  welcher  Bedeutonn  die  AtowM— 
dann  aber  sind,  zeigt  namentlich  die  Geschichte  des  Nätionalcopventes.  ~  Directori^  «bd  ia 
repriUentativen  Demokratieen  yorgekommen :  in  Frankreich  nach  der  Verfkmmff  tob'  1796; 
ferner,  der  Form  nach,  daselbst  beim  Consnlate;  endlich  hat  die  Schweis  sowohl  für  den  Bbi- 
desstaat  als  für  di^  Mehrzahl  der  repräsentativen  Kantone  diese  Form,  geifählt  EmeniBimgvi 
Tom  Volke  onmlttelbar  fanden  dabei  statt  flir  das  Consnlat;  von  den  repräsentathrea  Kftipcr^ 
Schäften  aber  für  das  Directoriom,  and  Jetzt  für  den  schweizerischen  Baode^rsith  und  die  Ktt- 
tonalbehörden.  —  Einem  einzelnen  Manne  aber  wurde  die  ausübende  Oewalt  übertragen  ia  diu 
Niederlanden,  in  Nordamerika,  sowohl  in  der  Union  als  in  allen  einxelnen  OUederBtaateo,  so- 
dann in  Fcankreioh  nach  der  Verfiusung  von  laAB;  und  ^war  erblich  in  den  Nlederianden,  dock 
unmittelbare  Wahl  des  ganzen  Volkes  auf  vier  Jahre  in  Frankreich ,  durch  eigends  bestellte 
Wähler  in  der  nordamerikanisehen  Union  für  dieselbe  Zeit.  ' 
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1.    AnsflboDg  der  Begierungsgieschäfte  durch  die  repräsen- 
tative Yersammlang  selbst. 

Biese  i^nrichtiiDg  l&sst  sich,  wie  bereits  vorlftnfig  bemerkt  worden,  nur 
in  der  Weise  denken,  dass  die  voUe  Tersammlong  neben  ihren  Geschäften 
in  Beziehung  auf  Geseti^bnng,' Ordnung  des  Staatshaushalts  u.  s.  w.  zwar 
aUeAtings  auch  die  Entscheidung  Ober  die  wichtigsten  Yerwaltungsfragen 
und  die  Anordnung  einzelner  bedeutender  Handlungen  übeminmit,  dagegen 
aber  die  grosse  Menge  der  Yerwaltungsgeschäfte  der  unmittelbaren  Leitung 
und  Besorgung  einer  grössern  oder  kleinem  Anzahl  von  Ausschttssen  (Com- 
mi^sionen ,  Commit^s)  aus  dem  Schoosse  der  Versammlung  fiberträgt.  Theils 
allgemeinen  Amtsanweisungen,  theils  aber  dem  Urtheüe  der  Commissionen 
im  einzdnen  Falle  muss  die  Ausscheidung  deijenigen  Fälle  überlassen,  sein, 
in  welchen  die  Ausschttsse  nur  vorzubereiten  und  Bericht  an  die  Versamm- 
lung zu  erstatten  haben,  um  eine  Entscheidung  von  dieser  zu  erlangen, 
während  die  freie  Erledigung  der  flbrigcn  Geschäfte ,  und  natfirlich  auch 
die  Ydlziehung  der  von  der  vollen  Versammlung  gefassten  Beschlüsse,  den 
Commissionen  verbleibt  Da  natürlich  jedes  Mitglied  der.  Repräsentation 
das  Becht  hat,  einen  Antrag  auf  unmittelbare  Behandlung  jeder  beliebigen 
Angelegenheit  durch  die  Versammlung  selbst  zu  stellen  oder  den  betreffenden 
Ausschuss  zur  Verantwortung  zu  ziehen  wegen  Nichtbeachtung  der  ihm  zu- 
getheilten  Zuständigkeit,  so  ist,  bei  gutem  Willen  und  der  nöthigen  Kraft» 
eine  Gewaltanmaassnng  der  Ausschüsse  nicht  zu  fürchten.  Wie  gross  die 
Zahl  solcher  Verwaltungs -  Commissionen  zn  sein  habe,  kann  nicht  aus  all- 
gemeinen Gründen  bestimmt  werden;  es  kommt  auf  die  Grösse  des  Staates 
und  den  da4arch  bedingten  umfang  der  Geschäfte  an,  auf  den  grossem 
oder  geringem  Drang  der  inneren  und  äusseren  Angelegenheiten ,  vielleicht 
selbst  auf  Persönlichkeiten.  An  und  fQr  sich  wäre  es  nicht  einmal  unmög- 
lich, nur  einen  einzigen  Regierungsausschuss  zu  ernennen,  und  diesem  die 
ganze  ausübende  Gewalt  unter  Vorbehalt  des  nöthigen  höheren  Rechtes  der 
Versammlung  zu  fibertragen.  Doch  ist  wohl  eine  solche  Einrichtung  in  der 
Wirkliehkeit  kaum  zu  erwarten.  Jede  Versammlung  wflrde  wohl,  und  nicht 
eben  mit  Unrecht,  besorgen,  dass  sie  eine  zu  grosse  Crewalt. in  die  Hände 
eouelner  Mitglieder  lege;  Eifersucht  gegen  die  wenigen  Bevorzugten  wird 
es  nicht. zulassen;  der  Thätigkeitstrieb  einer  grösseren  Anzahl  von  Mitglie- 
der9  muss  befriedigt  werden.  Wollte  man  aber  etwa,  um  allen  diesen 
Baeksichteii  Rechuung  zu  tn^n,  an  einen  häufigen  Wechsel  der  Mit^^eder 
dieaes  Begiernngsausschusses  denken,  so  liegt  die  Gefahr  einer  nnsichem 
und  folgewidrigen  Verwaltung  allzu  nahe,  um  nicht  hiervon  abzuhalten.  Bei 
der  Schaffung  mehrerer  Ausschüsse  wird  aber  die  gewöhnliche  logische  Ein- 
tbeilung  der  Staatsgeschäfte  den  passendsten  Anhalt  geben,  weil  sie  auf 
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eine  richtige  Theilung  der  Arbeit  gegründet  ist;  znfäUige  EreigBisee  und. 


Verhältnisse  mögen  dann  immerhin  noch  Modificationen  veranläsBeD. 

Eine  im  Wesentlichen  auf  vorstehende  Weise  getroffene  Einrichtoqg  hat 
nun  onzweifelhaft  Mancherlei  für  sich.  Als  vollständig  genügend  stellt  sie 
sich  nämlich  in  folgenden  Beziehungen  dioir : 

Vorerst  findet  kein  Dualismus  zweier  von  einander  anabhängiger  Ge- 
walten statt.  Die  Ausschüsse  sind  grundsätzlich  der  Versammlung  jiasiStg^ 
ordnet  und  haben  Leitung  und  Befehl  von  ihr  zu  empfangen.  Verständigerweise 
mnss  sogar  das  Bestehen  jedo6  dieser  Ausschüsse  ihre  regelmässige  Emenenmg, 
und  sejbst  eine  ausserordentliche  Aufhebung  oder  NeobesetKung  ganz  in  dem 
Bjälieben  der  Vcrsampilung  stehen.  Dadurch  werden  denn  aber,  die  Reibungen 
zwischen  Regierung  und  Repräsentation ,  welche  in  der  constitutionellen  Mo- 
narchie so  grosse  uud  kaum  lösbare  Schwierigkeiten  bereiten,  ganz  beseitij^ 
Entweder  leitet  die  Versammlung  die  Außschüsse  ganz  nach  ihrem  Willen, 
oder  sie  wii*d  von  denselben  beeinlSüsst;  in  beiden  Fällen  aber  ist  keia 
Streit.  Diess  ist  nun  aber  jedenfalls* ein  grosser  Gewinn,  theils  an  Zeit, 
theils  in  Beziehung  auf  Stimmung,  theils  endlich  für  die  Folgerichtigkeit  der 
Ge$chäftsbesorgung,  bei  welcher  es  keiner  Vereinbarungen  und  gegensdtiger 
verderblicher  Einräumungen  bedarf.  Wenn  aber  etwa  auf  die  Ausschüsse 
de^  französischen  Conventes  hingewiesen  werden  wollte  als  auf  eine  Gefiüir 
tyrannischer  Unterjochung  der  Versammlung  durch  die  Kommissionen,  so 
wäre  eine  daduröh  erweckte  Furcht  unbegründet.  Nicht  nur  kommen  über- 
haupt solche  furchtbare  Zustände  glücklicherweise  nur  sehr  selten  vor  in 
der  Weltgeschichte;  sondern  es  hat  es  ja  jede  Versammlung  ganz  in  ihrer 
Gewalt,  das  Eintreten  einer  solchen  Herrschaft  ihrer  Untergeordneten  von 
vorne  herein  zu  vermeiden.  Durch  eine  kräftige  Festhaltung  ihrer  eilten 
Stellung,  eine  scharfe  Zurückweisung  gleich  des  ersten  Versuches,  im  Noth- 
faDe  dur>ch  eine  Wiederaufhebung  eines  solchen  Ausschusses  oder  wenigstens 
eine  neue  Besetzung  desselben.  Der  Wohlfahrts-  und  der  Sicherheitsaas- 
schuss  des  Conventes  ist  nicht  sowohl, ein  sicherer  Fingerzeig  dessen,  was 
•unvermeidlich  zu  Erwarten  steht,  als  vielmehr  eine  bleibende  Warnungstafel, 
der  Gefahr  zur.  rechten  iZeit  zu  begegnen.  Auch  ist  anderen  Versammloügen 
mit  Verwaltungsausschüssen  niemals  etwas  Aehnliches  begegnet,  so  z.  B.  in 
dem  amerikanischen  Congresse  während  des  Revolutionskrieges  keine  Spar 
davon  zu  finden. 

Sodann  ist  es  ein  Vortheil,  dass  keinerlei  fremdartiges  Prindp  einge- 
schaltet wird.  Dte  mit  der  Führung  der  Regierung  Beauftragten  {^hen  guiz 
aus  demselben  Volkswillen ,  sogar  aus  der  gleichen  Handlung  desselben  her- 
vor, wie  die  übrigen  mit  der  Besorgung  der  Rechte  des  Volkes  Betrauten. 
Freilich  ist  dann  auch  keine  Mischung  von  verschiedenen  Gewalten  und  In- 
teressen, worin  bekanntlich  Manche  das  Ideal  einer  Staatseinrichtnng  sehen; 
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allein  es  wäre  überhaupt  Zeit,  diesen  falschen  Gedanken  zur  Ruhe  zu  bringen. 
Sicherlich  soll  eine  gerechte  und  .zufriedenstellende  Staatsordnung  alle  that- 
sächlidi  vorhandeneix  Rechte  und  Interessen  beachten,  und  auch  auf  einer 
dazu  beetiniinten  Stufe  des  Organismus  einzeln  hören ;  allein  wesentlich  hier- 
von' verschieden  ist  eine  Zusaiinmcnsetzung  der  Träger  der  handelnden  Staats- 
gewalt aus  grundsätzlich  ?erschiedenartig6n  und  daher  beständig  sich  abstos- 
senden  Bestandtheilen.  Ein  Staatsorganismus  dieser  Art  mag  vielleicht  ein 
Waffenstillstand  nach  langem  und  unentschieden  gebliebenem  innerem  Kampfe 
sein ;  aber  er  ist  weder  das  Bestmögliche  noch  auch  wahrscheinlich  von  langer 
Daner,  am  wenigsten  der  Maassstab,  welcher  an  die. Güte  aller.  Staätsein- 
richtnng  gelegt  werden  darf. 

•  Ferner  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  die  in  Frage  stehende 

m 

Ordnung  der  ausübenden  Gewalt  im  Besitze  der  nothwendigen  Kraft  zur  Er- 
füllung der  Staatsaufgaben  ist.  Haben  doch  die  Ausschtlsse  bei  jedem  Wider- 
stände, welchen  sie  etwa  finden  würden,  die  Versammlung. hinter  sich,  welche 
ihnen  im  Nothfalle  mit  der  ganzen  Gewalt  des  Staates  zu  Hülfe  kommen 
wüirde.  Und  wenn  etwa  die  Bestimmung  der  regelmässigen  Zuständigkeit 
der  Ausschüsse  sich  durch  die  Erfahrung  als  ungenügend  erweisen  sollte, 
wäre  dem  Uebel  alsbald  durch  Zuweisung  neuer  Rechte  oder  neuer  Mittel 
abzadeUen.  Wo  Gesetzgebung  und  Ausübung  in  derselben  Hand  vereinigt 
ist,  kann  es  Wenigstens  an  den  Mitteln  zur  Durchfühlnng  des  GrewoUten  nicht 
fehlen.  Und  sicher  ist  auch  nicht  zu  fürchten ,  dass  die  Versammlung^  einen 
Ansschuss  aus  Gleichgültigkeit  oder  Abneigung  im  Stiche  lasseh  werde,  da 
sie  dadurch  ja  ihr  eigenes  Ansehen  vernichten  würde,  zur  Bezeugung  eines 
Missüallens  ihr  aber  andere  bessere  Mittel  zu  Gebote  stehen. 

Diese  Stellung, bringt  es  denn,  endlich,  von  selbst  mit  sich,  dass  die 
Ausschüsse  bei  den  ihnen  untergeordneten  Beamten  genügejiden  Gehorsam 
zu  jeder  Zeit  finden  werden.    .  . 

Auf  einige  andere  Seiten  der  Regierungseiürichtung  kann  man  vielleicht 
nicht  mit  voller  Befriedigung  hinblicken,  aber  doch  sich  am  Ende  noch  leid- 
hch  mit  ihnen  zufrieden  geben. 

Hieher  gehört  vor  Allem  die  zur  Leitung  der  Staatsangelegenheiten  noth- 
wendige  Befähigung  der  Mitglieder  dor  Ausschüsse.  Dieselben  gehen  aus 
der  repräsentativen  Versammlung  hervor.  Nun  werden  allerdings  die  ein- 
zahlen Theilnehmer  an  dieser  zunächst  und  hauptsächlich  nicht  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Verwendbarkeit  zu  Verwaltungsgeschäften  gewählt,  sondern  es  ge- 
ben, bei  ihrer  Ernennung  durch  das  Volk  andere  Eigenschaften  und  Rück- 
sichten den  Ausschlag.'  Auch  ist  nicht  eben  mit  Sicherheit  darauf  zu  rechnen, 
dass  bei  der  Zusammensetzung  der  Ausschüsse  in  der  Versammlung  selbst 
gerade  die  zu  dem  besonderen  Geschäfte  Tanglichsten  und  dass  überhaupt 
nur  lauter  Tüchtige  von  der  Mehrheit  bezeicbuet  werden.    Auch  hier  wer^ 
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andere  Grdnde  mannchfach  von  Wirkung  sein,  z.  B.  persönliche  Neigung  nnd 


Abneignng,  örtliche  Begehungen,  vor  Allem  aber  Parteiinteressen.    Allein 
wenn  auch  nicht  immer  die  Besten  im  ganzen  Volke,  oder  auch  nur  die  Aas- 
gezeichnetsten in  der  Versammlung  gewählt  w.erden  werden:  jso  and  es  doch 
immer  Männer ,  welche  zu  dem  fraglichen  besonderen  Geschäfte  aus  einer 
Versammluhg  und  von  einer  Versammlung  bezeichnet  werden,  die  ihr^  Seits 
schon  eine  Auswi^hl  aus  dem  ganzen  Volke  ist.    Ganz  schlecht  werden  die 
Ernennungen  also  schwerlich  sein,  und  sie  sich  schliesslich  wohl  messen 
können  mit  jenen,  d^n  doch  in  so  grossem  Maassstabe  angewendetea,  Be- 
zeichnungsarten der  Regierenden,  bei  welchen  der  reine  Zufall  entscheidet 
Ein  aus  einer  vertretenden  Versammlung  gewählter  Ausschuss  lässt  ohne 
Zweifel  hinsichtlich  seiner  Befähigung  zur  Besorgung  von  Regienmgggeschif- 
ten  immer  eine  Vergleichung  zu  mit  einer  gleich  grossen  Anzahl  von  Mit- 
gliedern einer  Geburtsaristokratie  oder  eines  fürstlichen  Hauses. 

Eine  zweite  S^ite  der  Einrichtung,  welche  zwar  nicht  vollendet  aber 
immerhin  noch  annehmlich  genannt  werden  kann ,  ist  £e  Verantwortlidikeit 
der  Regierungsmitglie^er.  Dem  Grundsatze  nach  ist  sie  sogar  ganz  Iddkt 
einzurichten,  indem  es  gar  keinem  Anstände  unterliegt,  der  Versammlung  die 
Befugniss  einer  regelmässigen  Aufsicht  über  die  GeschäftsfQhmng  der  Com- 
missionen,  und  das  Recht,  die  Mitglieder  derselben  persönlich  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen,  verfassungsmässig  einzuräumen;  ja,  als  sich  ein  solches 
Recht  eigentlich  von  selbst  versteht,  wenn  es  auch  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen ist.  Kur  muss  man  sich  freilich  keinen  Täuschungen  überlassen 
hinsichtlich  der  wirklichen  Vollstreckung  solcher  Verantwortlichkeit  Nicht 
nur  wird  dieselbe  gegen  Amtsgenossen  in^der  Regel  nicht  strenge  ausfallen; 
sondern  es  ist  hauptsächlich  zu  bedenken,  dass  überhaupt  C!ollegien  schwer 
auf  eine  wirksame  Weise  verantwortlich  gemacht  werden.  Man  wird. also  in 
der  Regel  mit  einem  nur  massigen  Grade  zufrieden  sein  müssen.  Dass 
übrigens  auch  in  dieser  Beziehung  das  Beispiel  der  französischoi  Convents- 
ausschüsse  nicht  als  maassgebend  betrachtet  werden  kan^i,  sei  es  nun  ftr 
den  Mangel  an  regelmässiger  Verantwortung,  sei  es  f^  eine  schljessliche 
furchtbare  Vergeltung ,  bedarf  wohl  keiner  Auseinandersetzung.  Es  ist  hier 
von  den  Einrichtungen  normaler  Zustände  und  von  dem  Benehmen  gewöhn- 
licher Menschen  die  Rede,  nicht  aber  von  den  Mordhekatomben  einer  Bande 
von  Wüthrichen  und  von  ihren  nur  all  zu  späten  Zerfleischungen  mte^  sich 
selbst. 

Neben  dieser  entweder  unbedingt  löblichen  oder  doch  wenigstens  ertrig- 
lich^  Seite  einer  Uebertragungv  der  ausübenden  Gewalt,  an  die  repräsentatife 
Versammlung  und  aji  ihre  Ausschjässe  gibt  nun  aber  die  Einrichtung  auch 
gar  Manches  zu  bedenken ;  und  es  wäre  sdir  vorschnell ,  ans  den  zuerst  in 
diö  Augen  fallenden'  Vorzügen  sogleich  sa  einem  Endurtheile  m  schreiten. 
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Viehnehr  zeigt  sich  bei  näherer  Betrachtung  keineswegs  Alles  so,  wie  es 
gewünscht  werden  kann  and  gefordert  werden  mnss. 

Ftkr  Manchen  wird  es  schon  ein  grosser  Stein  des  Anstosses  seip ,  dass 
keine  Trennung  der  gesetzgebenden  und  der  aasübenden  Gewalt  hier  statt- 
findet, and  es  wird  aiunittelbar  daraus*  geschlossen  werden,  dass  einege- 
waltthätige  Begierung  stattfinden  müsse,  weil  von  derselben  Beh/)Tde  nach 
Belieben  befohlen  und  ausg^hrt  werde.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die 
Frage  von  der  sogenannten  Gewaltentheilung  ausfQhrlich  zu  besprechen ;  allejn 
es  kanü  doch  wohl  als  die  durch  vielfache  Erörterungen  festgestellte  lieber- 
keugung  der  Meisten  angenommen  werden,  dass  jedcnfal^  die  praktischen 
Folgen  einer  Trennung  in  so  ferne  von  Montesquieu  und  seinen  Anhängern  weit 
überschätzt  worden  sind,  als  auch  bei  einer  persönlichen  Auseinanderhaltung 
▼on  gesetzgebender  und  ausübender  Gewalt  die  ^rste  ungerechte  •  Gesetze 
geben ,  die  andere  dagegen  willkürlich  verfahren  mag.  Auch  kann  ja  unter 
keinen  umständen  von  einer  Unabhängigkeit  der  ausübenden  Gewalt-  Von  der 
gesetzgebenden  die  Rede  sein,  und  würde  sich  also  immer  eine  die  Rechte 
imd  Interessen  der  Bürger  verletzende  gesetzgebende  Gewalt  mehr  oder 
weniger  Gehorsam  zu  verschaffen  wissen,  wenn  auch  die  Yollziehendcfn  ihr 
nicht  unmittelbar  angehören.  Wenn  sonüt  gegen  die  Handhabung  der  Regie- 
rung durcd  die  volksvertretende  Yersanmüung  und  durch  Ausschüsse  der- 
selben  nichts  Weiteres  eingewendet  werden  könnte,  als  die  Verletzung  des 
Grundsatzes  der  Ge^altentrennung :  so  könnte  man  hierüber  immerhin  weg- 
geben und  nur  die  guten  und  leidlichen  Seiten  d^r  Einrichtung  ins  Auge 
fassen.  Allein  dem  ist  nicht  so;  es  gibt  noch  andere,  nicht'  yresentlich 
doctrinäre  und  überdiess  bestreitbare,  sondern  gan^  unmittelbar  ins  Leben  ein- 
greifende und  kaum  einer  Meinungsverschiedenheit  unterliegende  Ausstellungen. 

Zunächst  steigen  gewichtige  Bedenken  schon  in  Beziehimg  auf  die  Fähig- 
keit  der  vollen  Versammlung  selbst  zur  Uebemahme  der  Regierang  auf. 

Unmöglich  nämlich  ist ,  um  hiermit  zu  beginnen,  ein  grosser  Zeitverlust 
zu  vermeiden.  Die  Versammlang  ist  zwar  allerdings  zu  einer  Besprechung 
dnzelner  Regierungshandlangen  un^  zur  Beschlussnahme  darüber,  was  zu 
geschehen  habe,  nur  ausnahmsweise  und  in  den  wichtigsten  Fällen  berufen. 
Auch  gelangen  solche  Angelegenheiten  im  Zweifel  ganz  vorbereitet  an  sie. 
Allein  djess  benimmt  doch  die  Möglichkeit,  ja  selbst  die  Wahrscheinlichkeit 
ausgedehnter  und  eine  besser  zu  verwendende  Zeit  in  Anspruch  nehmender 
Verhandlungen  keineswegs.  Immer  werben  unter  der  grossen  Menge  der 
Ifitglieder  welche  sein,  die  sich  für  vollkommen  befiAigt  erachten,  an  der 
Leitung  der  Staatsangelegenheiten  thätigen  Antheil  zu  nehmen ,  und  welche 
nun  im  Gefühle  einer  angeblich  ungerechten  Zurücksetzung ,  aus  Eifersucht 
auf  die  ihnen  vorgezogenen  MtgUeder  der  Ausschüsse  und  mit  unfähigem 
Besserwissen  Verwaltungsfragen  angreifen ,  um  ihr  licht  leuchten  in  lassen« 
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Aach  mag  es  in  der  That  sich  begeben,  wie  schon  oben  angedentet  wor- 
den, dass  ganz  befähigte  Mitglieder  nicht  in  die  Ausschftsse  berafen  sind« 
and  dass  dann  solche  bei  einer  der  Yersanmilang  vorgelegten  Fragen  ihre 
von  den  Ansichten  and  Anträge)!  eines  Ausschnsses  wesentlich  abweichende 
Meinung  geltend  zu*  machen  suchen,  was  dann  nothwendig  einen  langen  Kampf 
zor  Folge  hat.    Der  dlirch  alle  diese  Ursachen  veranlasste  Zeitaufwand  ist 
nun  aber  nach  zwei  Richtungen  hin  ;m  beklagen.    Einmal  weil  er  die  Yer- 
sammlung  anderen  Aufgaben  entzieht,  für  welche  sie^ noürwendig  anä  besser 
geeignet  ist.    Zweitens  weil  er  die  Leittmg  äer  Staatsgesch&fte  henunt  nnd 
schwerfällig  macht. 

Von  wohl  noch  grösserer  Bedentong  aber  ist  der  weitere  Uebelstand, 
dass  bei  den  an  die  volle  Versammlung  zu  bringenden  Regienmgsiragen  and 
bei  allen  Streitigkeiten  über  solche  die  Mehrzahl  der  Yersämmlong,  weldie 
sicherlich  ihrem  Hauptbestandtheil  nach  nicht  aus  Sachverständigen  und  Ur- 
theilsfähigen  besteht,   den  Ausschlag  gjbt.     Ein  grosses  Vertrauen  in  die 
Ausschüsse  kann  allerdings  diese  Gefahr  sehr  vermindern ,  indem  alsdann 
deren  Anträge  ohne  Bemänglung  angenommen  werden.    Allein  eine  solche 
voUständige  Hingebung  ist  doch  immer  nur  zufällig ,  und  es  bleibt  immer  die 
Möglichkeit  irgend  einer  verkehrten  Selbstständigkeit.     In  einigen  anders 
geordneten  Staaten  ist  die  Bildung  der  obersten  Regierungsbehörde  aas  laoter 
tüchtigen,  dem  schweren  Auftrage  vollständig  gewachsenen  Männern  keine 
kleine  Aufgabe,  welche  keineswegs  immer  gelingt,  trot^sdem,  dass  man  nur 
Wenige  ausdrücklich  zu  diesem  Zwecke  sucht; 'hier. aber  entschei^den. vielleicht 
Hunderte,  welche,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  ganz  anderer  Eigenschaften 
wegen  zu  ihrer  maassgebenden  Stellung  berufen  sind!  Diessheisst  denn  in 
der  That  doch  dem  guten  Glücke  mehr  vertragen,  als  verständig  ist 

Femer  ist  es  ein  bedenklicher  Umstand ,  dass  die  Folgerichtigkeit  der 
Verwaltung  durch  die  Beschlüsse  der  vollen  Versammlung  leicht  Noth  leiden 
kann.  Hier  kann  sich  nämlich'  gelegentlich  eine  Parteiauffassang  oder  ein  ' 
Parteizweck  rücksichtslos  geltend  machen;  oder  es  geräth  die  Versammlung 
anter  den  Einfluss  eines  mächtigen  Redners,  welchen!  es  zufällig  am  Anderes« 
als  um  eine  Festhaltung  eines  Verwaltungsgrundsatzes  zu  thun  ist;  oder  end- 
lich mögen  die  Wogen  der  Leidenschaft  in  der  Versanmilung  hoch  gehen  nnd 
auch  Fremdartiges  für  den  Augenblick  in  ihren  Strudel  hineinreissen :  äann 
aber  wird  ein  Beschluss  gefasst,  welcher  mit  Grundsätzen  und  Vorgang»  im 
Widerspruche  ist,  den  Ausschüssen  bei  der  Durchführung  Verlegenheiten 
bereitet,  die  Beamten  stutzig  und  die  Bürger  ungewiss  macht  Sickerhch 
kommen .  Folgewidrigkeiten  aach  bei  andern  Regierungsformen  gelegentlich 
vor,  aus  Schwäche  oder  aus  Leidenschafl;  alldneine  Versammlung  nimmt 
es  am  wenigsten  schwer,  da  jeder  Einzehne  nur  einen  kleinen  Theil  der  sitt- 
lichen Veriuitwortlichkeit  und  des  Taäl9la  trägt. 
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Endlich  kann  nicht  ganz  übergangen  »werden,  dass  eine  öffentliche  Ver- 
bandlang über  .Yerwaltnngsgegenstände  in  mehr  als  einer  Beziehung  grosse 
Bedenklicbkeiten  hat.  Nicht  selten  lassen  sich  die  eigentlichen  Absichten 
bei  einer  Maassregel  nicht  von  der  Rednerbühne  verkünden,  ohne  dass  der 
Zweck  ganz  'oder  theilweise  verfehlt  "wird.  In  anderen  Fällen  läsßt  sich^  die 
ganze  Wahrheit  über  gemachte  Erfahrungen  oder  Personen  nicht  laut  aus- 
sprechen, ohne  dass  entyreder  grosse  Verletzungen,  bedangen,  oder  sonst 
Schaden  angerichtet  wird,  z.  B.  in  auswärtigen  Verhältnissen,  über  Eriegs- 
dhrichtangen ,  wenn  es  sich  von  der  Brauchbarkeit  eines  Beamten  oder  einer 
Behörde  handelt  u.  s.  w.  Die  Versammlung  ist  also  in  Geüahr,  über  etwas 
zu  entscheiden,  was  sie  nur  theilweise  kennt,  und. sie  mag  leicht  einen  An- 
trag verwerfen,  weil  ihr  nicht  die  ganze  Begründung  desselben  nutgetheilt 
werden  konnte.  Auch  trägt  es  wohl  in  manchen-  Fällen  zur  Zufriedenheit 
im  Volke  wenig  bei,  wenn  sich  aus  den  öffentlichen  Vefhandlungeü  ergibt, 
dass  eine  unbeliebte  aber  doch  eben  nothwendige  Mäas^regel  heftigen  Wider- 
stand bei  dor  Beschlussnahme  fand,  und  dass  sie  vielleicht  um  ein  Eleines 
gar  nicht  angenonunen  worden  wäre. 

Ausser  diesen  die  volle  Versammlung  als  Organ  der  ausübenden  Gewalt 
betreffenden  Bedenken  sind  aber  aueh  noch  weitere,  und  vielleicht  noch  ge- 
wichtigere, hinsichtlich  der  Ausschüsse  zu  erwägen. 

Vor  Allem  ist  überhaupt  jede  Verwaltung ,  und  namentlich  jede  oberste 
Leitung  der  Verwaltung ,  durch  eine  Mehrzahl  von  Personen  eine  sehr  zwei- 
felhafte Einrichtung.  Es  gibt  allerdings  Gegenstände,  welchen  die  Berathung 
mehrer  Sachverständiger  zu  Gute  kömmt;  allein  die  Entschlüsse  zu  einer 
Staatsleitung  gehören  im  Allgemeinen  schwerlich  darunter,  und  bei  der  An- 
ordnung einzelner  Regierungshandlungen  und  der  Ausübung  einer  Oberaufsicht 
ist  die  Theilnahme  Mehrerer  und  ein  Handeln  nach  Mehrheitsbeschlüssen  ent- 
schieden verfehlt:  Jene  Handlungen  sind  Geistesoperationen,  welche  zweck- 
mässig nur  von  einem  Einzelnen  vorgenommen  werden,  und  deren  Söhärfe 
und  Zweckmässigkeit  durch  Hin-  und  Herreden  unter  Vielen  nur  leidet.  Nicht 
nur  auf  ieine  collegialische  Bildung,  sondern  selbst  auf  eine  ziemlich  starke 
Besetzung  wird  man  sich  aber  bei  den  Ausschüssen  gefasst  machen  müssen, 
weil  eine  solche  im  Geiste  der  Demokratie  ist,  und  sie  überdiess  den  Wün- 
schen der  zu  einer  Theilnahme  geneigten  Mitglieder  der  Versammlung  ent- 
sprechen wird.  Sollte  aber  je  in  einem  solchen  Ausschusse  thatsächlich  keine 
regelmässige  Berathung  stattfinden,  sondern  jedes  der' Mitglieder  einen  eige* 
nen  Geschäftstheil  selbstständig  behandeln,  so  dass  der  Ausschuss  nur  die 
Form  und  den  Namen  gäbe:  so  tritt  ein  anderer,  noch  schlimmerer,  Uebel- 
Btand  ein.  Allerdings  würden  die  Uebelstände  eines  mehrköpfigen  Regimentes 
wegfallen;  dagegen  aber  entstünde  eine  vollkommen  unverantwortliche  Herr- 
schaft der  durch  den  Namen  des  Ausschusses  gedeckten '  einzelnen  Leiter, 
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Ffir  Ausübung  tod  Willkühr  kann  es  keine  gOnstigere  Stellung  geben,  als 
wenn  man  unter  dem  Namen  und  Schirme  einer  Mehrheit  handelt,  in  der 
That  aber  durch  diese  gar  nicht  beschränkt  ist  Bis  zu  weldiem  unglaub- 
lichen Grade  eine  solche  scheinbare  Coll^giälität,  in  der  That  aber  Zersplit- 
terung unter  einzelne  absolute  ^erren,  gehen  kann,  zeigen  die  AusschOsse 
des  französischen  Conventes ,  welche  in  dieser  Beziehung  allerdings  als  be* 
weisend  betrachtet  werden  können. 

Die  Unzutrftglichkeit  schwerfälliger  Berathungen  wird  aber  dadurch  noch 
gesteigert,  dass  wohl  immer  mehrere  Ausschflsse  niedergesetzt  werden,  nacb 
dem  Gesetze  der  Arbeitstheilung.    Hier  kann  es  denn  ka^m  fehlen,  dan 

* 

Zusammentritte  oder  schriftliche  Mittheilungen  zweier  oder  mehrerer  Ans- 
schüsse  erforderlich  sind,  damit  aber  Zeitverlust,  sowie  Mangel. an. Schilfe 
und  Folgerichtigkeit  noch  gesteigert  werden.  Und  was  dann,  wenn  verschie- 
dene Ausschüsse  sich  unfreundlich  gegenüberstehen  und  verschiedene  Bich* 
tungen' verfolgen? 

Ein  nicht  seltener  Wechsel  des  Personales  in  den  Ausschüssen  lässt  sicfa 
mit  Bestimmtheit  voraussetzen.  Theils  wird  es  verfassnngsm&d^g  sein,  die 
Ausschüsse  zu  gewissen ,  •  nicht  allzu  entfernten  Zeiten  zu  erneuern ;  theils 
wird  die  Versammlung  zu  manchen  Aenderungen  Lust  tragen,  sei  es  ans 
Unzufriedenheit  mit  den  Leistungen,  sei  es,  um  auch  weiteren  Mitgiiedem 
Geleigenheit  zur  .Th&tigkeit  zu  geben ,  sei  es  endlich  aus  blossem  Ueberdmsse 
von  den  schon  längere  Zeit  im  Amte  Befindlichen.  Damit  reisst  deniT  aber 
die  Tradition  in  den  Geschäften  ab,  die  Kenntniss  von  Dingen  und  Person» 
muss  neu  erworben  werden,  Plane  werden  unterbrochen  oder  auch  wohl  g»r 
in  der  Aussicht  auf  einen  nahen  Wechsel  gar  nicht  begonnen..  Die  Folge 
aber  muss  ein  unsicheres  Umhertasten  in  der  Leitung  der  Geschäfte  und  eine 
verwirrende  Folgewidrigkeit  sein. 

Endlich  ist  kaum  denkbar,  dass  die  Besorgung  des  Beamtenwesens  dorcb 
Ausschüsse  gut  sei.  Zu  einer  vollständigen  Kenntniss  der  Persönlichkeiten 
wird  es  den  wechselnden  Mitgiiedem  an  Zeit  gebrechen;  eine  allmähüge 
Heranbildung  tüchtiger  Männer  und  eine  Vorbereitung  ihrer.  Anstellnng  in 
bestimmten  Aemtem  von  Uoiger  Hand  her  ist -Mitgliedern  eines  blossen 
Ausschusses,  aus  Mangel  an  Berechtigung  und  an  sicherer  Amtsdaaer,  nicht 
möglich;  ein  schlechter  Beamter  kann  dem  bereits  über  ihm  schwebenden 
Schwerdte  entgehen  durch  einen  Wechsel  der  Ausschussmitglieder;  kurz,  es 
wird  und  muss  an  System  fehlen.  Ausserdem  aber  ist  zu  befürchten,  dass 
von  den  .einzelnen  Mitgiiedem  des  Ausschusses  Begünstigungen  geübt  wer- 
den, und  dass  auch  aus  der  Versammlung  mancber  nicht  leicht  zurückzn- 
weisende  Einfloss  sich  geltend  macht.  Je  kürzer  die  Gewalt  dauert;  desto 
rascher  und  rücksichtsloser  wird  sie  von  Eigensüchtigen  und  Parteigängern 
benutzt  werden.  Und  je  nothwendiger  bei  der  ohnedem  m&ngellmften  Leitung 
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ätftügkeit,    Zuverlässigkeit  und  Brauchbarkeit  der  Untergeordneten  wäre, 
desto  schwerer  werden  die  eben  angedeuteten.  Mängel  ins  Gewicht  fallen. 

Ans  allen  diesen  Erwägungen  ist  man  denn  ohne  Zweifel  schliesslich  zu 
dem  ürtheile  veranlasst ,  dass  die  Handhabung  der  Staatsregierung  durch 
die  repräsentative  Yersammking  selbst,  beziehungsweise  durch  ihre  Aus- 
Bdiüsse,  trotz  nicht  unbedeutender  entschiedener  Yortheile.-und  einiger  wei- 
«rer,  wenigstens  leidlicher  Verhältnisse,  doch  im  Ganzen  kepe  vortheilhafte 
Sinricbtung  sei.  Für  eine  dauernde  Leitung  der  Geschäfte  erscheint  sie  als 
Dit  ttberwiegenden  Mäi^geln  behaftet,  und  höchstens  kann  von  ihr  die  Rede 
teiii  in  einer  Zeit  grosser  Aufregung ,  welche  eine  Zusasimenlassung  aller 
üacht  in  der  Repräsentanten -Versammlung  verlangt,  und  in  welcher  keine 
deinere  Anzahl,  und  noch  weniger  kein  Einzelner,  Angesehen  und  stark 
{Qiiiag  wäre,  um  als  oberster  Leiter  der  Geschäfte  auszudauem  und  ertragen 
EQ  werden. 

I 

2.  Besorgung  der  Regierungsgeschäfte  durch  ein  Directorium. 

Als  ein  unzweifelhafter  Fortschritt  zu  richtigerer  Geschäftsbehandlung 
isl  es  daher  zu  betrachten,  wenn  in  einer  repräsentativen  Demokratie  die 
Leitang  der  laufenden  Staatsangelegenheiten  von  der  repräsentativen  Ver- 
Banunlung  getrennt  und.  einer  kleinen  Anzahl  von  Männern,  etwa  dreien  oder 
hnfen,  auf  eine  bestimmte  längere  Zeit  übertragen  wird.  Hier  ist  das  so 
Dfltsliche  und  nothwendige  Gesetz  der  Arbeitstheilung  beachtet.  Der  grossen 
Versammlung  fällt  die  Handhabuiig  der  obersten  und  allgemeinsten  Souverä- 
Ditätsrechte  des  Volkes  zu,  nämlich  Gesetzgebung,  Ordnung  des  Staatshaus- 
haltes, Genehmigung  der  Verträge  mit  dekn  Auslande,  die  höchste  Gontrole 
ftber  das  ganze  Staatswesen;  der  kleine  Rath  dagegen  hat  die  laufende  Ver- 
waltung zu  besorgen.  In  solcher  Einrichtung  liegt  die  Möglichkeit  einer 
daaemden  und  geordneten  Einrichtung  vor.  Auch  beweist  'offenbar  das  Bei« 
spiel,  welches  die  Schweiz  nicht  nur  im  Bundesrathä,  sondern  auch  in  den 
vielen  einzelnen  Kantonen  gibt,  Vieles  fGLr  die  Richtigkeit  des  Gedankens. 

Doch  wäre  es  voreilig,  alsbald  auf  Untadelhaftigkeit  zu  sohliessen.  Sdion 
iet  gar  flble  Vorgang  des  französischen  Directoriums  muss  zur  Vorsicht 
mahnen;  und  in  der  That  treten  bei  näherer  Unterspchung  mancherlei  und 
uaa  Theile  schwere  Bedenken  entgegen,  welche  wenigstens  gegen  eine  un- 
bedingte Empfehlung  sprechen. 

Es  ist  billig,  auch  hier  mit  den  guten  Seiten  der  Einrichtung  zu  begin- 
nen and  dieselben  aufrichtig  anzuerkennen.  Es  sind  aber  wohl  nachstehende: 

Zunächst  muss  anerkannt  werden,  dasä  durch  die  Bestellung  eines  Direc- 
toriums, welcl^es  mittelbar  oder  unmittelbar  von  dem  Volke  gewählt  wird, 
ier  Grundgedanke  der  repräsentativen  Demokratie  nicht  gestört  und  kein 
Fremdartiger  Bestandtheil  in  den  Staatsorgaiü^mus  eingeführt  wird.     Aus 
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'  mftanig  kidnc  Vcrsaiiiniliiiig,  nothwendig  erscheinen  l^sen,  meg  anch  A 
EiDivilOgaDg  desselbeii  abgeleitet  werden,  die  Handbabnng  der  Stutsge- 
.  gch&fte  im  einzelnen  Falle  eftier  noch  geringen)  Äiuahl,  zn  übertragen.  Ji, 
e?  i6f  sogar  diese  letztere  Entsagung  noch  eine  leichtere  und  natOrhchen. 
Sowohl  die  grosse  Versammlting  als  der  kleine  Bath  aber  stehen  anf  der- 
selben rechtlichen  Gmndlage,  and  sie  können  also  nicht  vOn  versätiedeLcs 
ADSgangsponkten  gegen  einander  oder  gegen  Dritte  argumentiren ,  dadurk 
aber  schwer  lösliche  Verwicklangen  herbeüllhren. 

Ein  zweiter  Vortheil  ist  es,  dass  eine  wirkliche  Verantwortlichkeit  für 
die  Besorgung  der  BegiernngsgeBcbilfte  eingerichtet  werden  mag.  Tbdit 
kann  bierzn  die  Feststellung  einer  nur  kurzen  Amtszeit  gebnincht  werdei, 
wo  dann  hei  geringeren  Gründen  znr  Unzufriedenheit  die  Strafe  durch  6^ 
fache  Nichtwiederemennung  erfolgt.  Theils  aber  ist  auch  die  BesteUui 
eines  besonderen  Staatsgerichtshofes  fOr  etwaige  schwerere  Falle  einoB  Amts- 
miSsbraaches  möglich,  und  mag  das  Klegrecbt  entweder  der  repr&sentatiHi 
Versammlung  oder,  wenn  man  diess  vorziehen  sollte,  eigens  vom  Volke  ge- 
wählten Censoren  Dbertragen  sein.  In  keiner  Staatsfonn  darf  man  allerdiop 
die  Wirksamkeit  einer  solchen  ausscrordei^tUchen  Verantwortung  überschfltiei, 
am  wenif[sten.gegenaber  von  einer  Collegialbehörde,  ond  wäre  diese  nck 
sehr  wenig  «düreich ;  vielmehr  sind  die  Mittel  zur.  Vermeidung  groben  Ge- 
waltmissbrancbee ,  hauptsächlich  in  dem  allgemeinen  staatlichen  lieben,  it 
einer  regen  und  kralligen  AfTenttichen  Meinung  nnd  in  der  regelm&ssiga 
Thätigkeit  der  repräsentativen  Körperschaft  zu  soeben :  allein  ein  Vorthöl 
bleibt  es  immer,  wenn  es  möglich  ist,  eine  fömüidie  Einrichtung  zo  treuen. 
Nicht  nur  ist  sonst  eine  Lücke  im  Systeme,  sondern  es  kann  auch  der  Hnpl 
an  einer  regelmässigen  gesetzlichen  Einrichtung  zu  Gewaltanflritten  lUirNt 

Im  Allgemeinen  kann  femer  ein  politisches  Zusaitimeng^en  des  Direo- 
toriums  und  der  reprftsentativen  Versammlung  erwartet  werden.  Entwedir 
wird  der  ausabende  Rath  von  der  repräsentativen  Versammlnng  geirtUt; 
dann  geschieht  dieas  natürlich  im  Sinne  der  Mehrheit.  Oder  aber  gebt  die 
Bestellung  anmittelbar  von  dem  Volke  ans;  dann  dtkrfen  yemOnfügerweix 
ebeufaUs  Ernennungen  im  Sinne  der  Wahlen  znr  grossen  Versammlnng  er 
wartet  werden.  Nur  in  Einem  Falle  ist  eine  Verschiedenheit  der  politi- 
schen Richtnng  zn  erwarten,  wie  weiter  onten  zu  besprechen  sein  wird. 

Die  Entnerfung  wohl  flbertegter  Plane  und  ihre  folgerichtige  Durdt- 
fohnng  ist  zvrar  allerdings  selbst  bei  einem  kleinen  CoUeginm-  echwioig. 
Dennoch  nidmt  die  UozDträglicbkeit  mit  der  Zahl  der  Personen  ab,  nnd  » 
mag  daher  einem  Directorinm,  welches  jedenfalls  nur  aus  wenigen  Iflitglieden 
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lestelil,  die  Möglichkeit  eines  eiulieitlichen  und  festen  Handelns  nnd  Iclaren 
taauasebens  nicht  bestritten  werden.  l^atürKch  wird,  bei  etwas  längerer 
unüszeii  die  Lust  zur  Entwerfung  weitaus^hender  Vorhaben  tind  geniein- 
di^ftliche  Qewohiüieit  der  Durchführung  wachsen.. 

■ 

:  SchliessUch  liiag  npch  erwähnt  sein,  dass  eine  Mehrzalü  ?on  Mitgliedern, 
llerdings  neben  mancherlei  Nachtheilen,  doch  auch  den  nicht  unbedeutenden 
^ortheil  gewährt,  4ie  Leitung  der  yerschiedenen  Gattungen  von  Staats- 
seschäften  nach  der,  persönlichen  Tauglichkeit  der  Einzelnen  zu  vertheilpn. 
flfeim  es  sich  woU  nur  selten  begibt,  .dass  eii)  einheitlicher  Regent  Bänunt- 
icfae  Arten  von  Staatsgeschäfton  -  mit  gleicher  Sachkenntniss  und  Vorliebe 
[»ehandelt,  so  ks^nn  hier  dieser  theilweisen  Vernachlässigung  vergebeugt 
nwden. 

.  Dagegen  lässt  sich  aber  nicht  verkennen ,.  dass  die  Anordming  eines 
D|rectoriums  neben  den  guten  Seiten  auch  mehrfache  Üble  hat ,  und  zwar 
thells  solche,  deren  Eintreten  man  mit  Bestimmtheit  erwarten  muss,  theils 
lodere,  welche  wenigstens  möglich  und  thcilweise  wahrscheinlich  sind. 

.Za-den  gewissen  Nachtheilen  einer  Directorial-Regierung  gehört  die 
Böhvierigkät,  dieselbe  zu  den  Mihistem  in  ein  richtiges  Verhältniss  zu 
stellen.  In  einem  kleineren  Staate,  und  namentlich  bei  einer  ohnedem  iiur 
wenigedT  :be8cliäftigten  Bundesregierung,  ist  es  allerdings  thunlich,  dass  die 
Birectoren  selbdtMinistcrial-Greschäfte  versehen,  und ^ nicht  bloss  die  oberste 
icis  Staatsoberhaupt  zustehende  Leitung  der  Staatsangelegenheiten,  sondern 
auch  4ie  ins  Einzelne  gehende  Aufsicht  und  Anordnung  übernehmen.  So 
wird  es  z.  B.  in  der  Schweiz  beim  Bundesratfae  gehalten ,  von.  den  einzelnen 
Kaiitonen  gar  nicht  zu  reden.  In  einem  grossen  Reiche  dagegen  ist  daran 
niefat  zu  denken.  Die  Versehung  eines  Ministeriums  ist  hier  weder  mit  der 
persönlichen  Stellung  eines  Mitgliedes  des  Directoriums  vereinbar,  noch 
WQrde-  seine  Zeit  zur  Besorgung  solcher  einzelnen  Geschäfte  ausreichen. 
Anch  ist  es  immer  eine  Präge,  ob  gegenüber  von  der  repräsentativen  Ver- 
flilpnlmig  das  Auftreten  eines  Directors  als  Minister  pa3st,  sei  es  wegen 
8g|p^  eigenen  Stellung,   sei  es  wegen  des  Verhältnisses  zu  seinen  Amlsge- 

*  •  ,  .  •  , 

IfttBen^  in  deren  Abwesenheit  er  keine  bindenden  Verpflichtungen  ttberneh- 
nen  oder  derartige  Erklärungen  geben  kann.  Mit  einem  Worte ,  tei  ei^er 
grossen  und  beschäftigten  Regierung  bedarf  es  unter  dem  Direktorium  der 
gewöhnlichen  Anzahl  von  Ministern ,  DepartementschefiB ,  oder  wie  man  sie 
fiodst' nennen  mag.  Es  leuchtet  nun  aber  ein,  dass  die  persönliche  imd  die 
amtliche  Stellung  dieser  Minister  zu  einem  mehrköpfigen  Staatsoberhaupte 
eine  peinliche  sän;  die  folgerichtige  Besorgung  der  Geschäfte  beeinträchtigen, 
somit  auch  die .  gute  Besetzung  dieser  Aemter  erschweren  muss.  Es  kann 
ur  manchfacher  Durchkreuzung  der  Befehle,  an  getheilten  Interessen  und 
an  pdnlichem  Zeitverluste. nicht  fehlen.    Wieiiun  gar,  wenn  sich  im  Direc« 
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torium  selbst  verscbiedeuc ,  einander  feindselig  gegenüberstehende ,  Parteien 
bilden?  Vielen  Herreu  zu  gleicher  Zeit  zu  dienen,  ist  immer  eine  schlimme 
Sache ;  zehenüach,  wenn  diese  tmter  sich  uneinig  sind.  -^  Eine  zweite,  sicher 
eintretende,  Schwierigkeit  ist  der  Verkehr  des  Direktoriums  mit  der  reprik 
sentativen  Versammlung.    Wie  oben  bemerkt  wurde,   ist  ein  persönliche^ 
Auftreten  der  Mitglieder  des  Directoriums  \fi  der  Versammlung  nicht  rfith.« 
lieh.    Eine  Vertretung  der  Regierung  durch  die  Minister  aber  hat  hei  ihrer 
eigenen  unsicheren  Stellung  zu  dem  CoUectivstaatsoberhaupte-  nicht  das  rechte 
Gewicht;   und  überhaupt  kann  von  einer  Verantwortlichkeit  der  }/LuaA& 
gegenüber  von  der  Volksvertretung  in  dieser  Regierungsform  iiicht  die  Bede 
sein,  da  die  selbst  yerantwortliclien  Direktoren  nur  solche  Beamte,  welclite 
ihnen  unbedingt  folgen,  haben  können;  damit  ist  denn. aber  der  Nerx  der 
parlamentarischen  Verhandlung  zwischen  Versammlung  und  Minister  durch- 
schnitten.   Somit  bleibt  nur   der  schleppende  Weg  der  ßchrifUichen  Y^ 
handlung   zwischen  dem  Directorium   und  der  Repräsentation,    wenigsten 
in  allen  wichtigen  Angelegenheiten. —  Endlich  ist  es  unzweifelhaft,  dasa, 
wenn  für  das  Directorium  und  für  die  volksvertretende  Versanmüong. ver- 
schiedene Amtszeiten  ,und  soniit  Wahlperiodea  bestimmt  sind,  (was  bd  einer 
für  nöthig  erachteten  längeren  Regierungsttbung  der  Directoren  der  Fall 
sein  muss,)  sich  auch  ein  verschiedener  politischer  Geist  bei  beiden  aus- 
sprechen wird.    Sie  si^d  die  Erzeugnisse  verschiedener,  im  Laufe  der  Zdl 
gebildeter  Stimmungen,  vielleicht  verschiedener  Parteien  und  Mehrheiten. 
Da  sie  min  aber  sich  beide,   und  zwar  thatsächlich  n^it  Recht,   aof  des 
Volkswillen  stützen ,  und  kein  Theil  rechtlich  schuldig,  ist   dem    anderen 
nachzugeben:  so  können  daraus  sehr  widrige  und  störende  Verhältpisse  ent^ 
stehen.   Jedenfalls  werden  sich  die  Erscheinungen  und  Folgen  zeigen,  welche 
sich  in  den  nicht  nach  dem  parlamentarischen  Systeme  gii'ührteu  repräsen- 
tativen Monarchieen  zu  allseitigem  Nachtheile  geltend  gemacht  haben.  Wenn 
nun  überhaupt  in  der  Demokratie  das  Ansehen  der  Staatsorgane  nicht  alln 
gross  ist,  so  muss  hier  ein  solches  gegenseitiges  Abreiben  derselben  um  so 
empfindlicher  sein. 

Als  wenigstens  mögliche  unwünschenswerthe  Seiten  einer  Directorial- 
Regierung  drängeu  sich  aber  dem  Beobachter  folgende  Zustande  aof:  — 
Zun  {lebst  mögen  Spaltungen  in  dem  Directorium  bestehen  und  diese  vielleicht 
selbst  bis  zu  bitterer, Feindschaft  sich  ausbilden.  Der  Ursachen  2a  solchea 
Misshelligkeiteu  sind  nur  alhm  viele.  Es  kann  persönlicher  Widerwille  wir- 
ken.; oder  ein  sich  gegenseitig  im  Wege  stehender  Ehrgeiz;  femer  eine 
verschiedene  Parteistellung  von  Hause  aus;  eine  Meinungsverschiedenheit  über 
wichtige  einzelne  Regierungsmaassregeln  u.  s.  w.  Sollte  nun  auch  ein  solches 
Zerwür&iss  keineswegs  inuner  oder  auch  nur  häufig  zu  solchen  gewaltsamen 
Handlungen  führen,  wie,  sie  die .  Geschichte  des  französischen  Directoriuns 
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darbietet:  so  bleibt  eine  ausgesprochene  Feindseligkeit  und  inneres  Zer^rürf- 
^bm  bei  der  Stelle,  in  welchem  vor  Allem  Einheit  des  Gedankens,  lieber- 
!ni0tiiBmimg  des  Willens  mit  sich  selbst,  Folgerichtigkeit  des  Planes  und 
taschheit  des  Entschlusses  nothwendlg  wäre,  ein  gar  bedenklicher  Umstand. 
Ss  miass  namentlich  bedacht  Werden,  dass  sich  solche  Spaltungen,  wenn  sie 
ininftl  bestehen,  weit  über  den  Kreis  des  Directoriuras  hinaus  ausdehnen 
rerdea.  Jede  Partei  in  demselben  wird  ihre  Anhänger  im  Vol^e,  in  der 
'^resse,  unter  den  Beamten,  vielleicht  selbst  im  Heere  haben;  damit  aber 
MISS  der  Unfriede  dnd  die  gegenseitige  Hemmniss  das  |anze  Staatsleben 
tnrdidringen;  Bei  besonders  ehrgeizigen  oder  leidenschaftlichen  Directoren 
aain  eine  Feindschaft  gegen  Amtsgenossen  und  das  Bewusstsein  eines 
tmrken  Anhanges  bis  zu  den  gefährlichsten  Schritten  führen.  —  Bekannt- 
Icfa  war  das  französische  Directorium  ein  wahrer  Herd  sittlicher  Fäulniss. 
Hatte  auch  das  einzelne  Mitglied  nicht  die  ganze  Staatsgewalt  zur  eigenen 
^erfitgnng,  so  war  doch  der  Einfluss  und  die  Möglichkeit  zu  nützen  und 
üdiänger  zu  belohnen  bei  Jedem  derselben  gross  genug ,  um  Glücksritter, 
EULnkeschmiede ,  feile  Weiber  anzuziehen.'  Jeder  hatte  seinen  Hof,  sefne 
»genen  Wühlereien  und  fast  Jeder  seine  Art  von  Schlechtigheit  um  sich. 
\¥as  etwa  im  Vergleiche  mit  einer  verdorbenen  Monarchie  an  äusserem 
brechen  Glänze  -  der  Yerderbniss  abging ,  das  wurde  reichlich  ersetzt  durch 
üe  Mehrzahl  der  Mittelpunkte  einer  zersetzenden  Unsittlichkeit.  Es  soll 
mm  nicht  behauptet  werden,  dass  ein  solcher  Zustand  vielseitiger  Unsittlich- 
keit bei  jedem  Directorium  vorkomme,  und  dass  immer  jeder  einzelne  Director 
einem  Treiben  solcher  Art  Vorschub  leisten  müsse ;  allein  Erfahrung  sowohl 
•Is  Nachdenken  zeigen  doch,  dass  solche  Uebel  möglich  sind,  und  diess  ist 
hr  die  Staatskunst  hinreichend,  um  dieselben  wenigstens  mit  in  Berechnung 
n  nehm^u.  —  Sodann  ist  noch  immerhin  denkbar,  dass  ein  ehrgeiziges  ' 
Mitglied  eines  Directoriums  in  seiner  Stellung  die  Mittel  findet;  sich  ver- 
(usangswidrigen  Einfluss  zu  verschaffen  und  am  Ende  an  die  Spitze,  zu 
sehwingen.  Mag  er  doch  seine  Amtsgenossen  entweder  zu  Mitschuldigen 
Dachen,  oder  sie  im  Augenblicke  der  Entscheidung  mit  Gewalt  beseitigen. 
Wean  die  französische  Gonsulats-Verfassung  als  ein  amtlich  gemeintes  Bei- 
piel  einer  Directorial-Regicrung  genommen  werden  kann,  so  ist  ihr  Ver- 
uif  belehrend  genug  in  dieser  letzteren  Beziehung. 

Unter  diesen  Umständen  ist  die  Fällung  eines  Endurtheiles  über  die 
ttthüchkeit  der  Bestellung  einer  Directorialregierung  nicht  eben  leicht. 
>ie  ErC&hnmg  in  Beziehung  auf  diese  Form  der  ausübenden  Gewalt  ist 
la^  Zi^  und  Dauer  so  wie  nach  der  Art  der  anwendenden  Staaten  allzu 
i68ch£änkt,  4ls  dass  sich  daraus  ein  feststehendes  Ergebniss  entwickelt  h^ben 
:Oimte,  oder  dass  auch  nur.  alle  möglichen  einzelnen  Eracheinungen  sich 
cbcm   herausgebildet  hütteu.     Vom  bloss   theoretischen   Standpunkte  aus 
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betrachtet  mag  man  aber  nur  etwa  zu  folgenden  Anschaaungen  gelangen: 
Eine  entsclriedene  Verwerfung  des  ganzen  Gedankens  idt  nicht  geredit- 
fertigt,  in  so  ferne  die  Einrichtung  zu  viele  gute  Seitea  hat.  Jeden  Falles 
ist  sie  einer  Besorgung  der  laufenden- St^tsgeschäfte  durch  die  YoUe  Ver- 
sammlung selbst  und  durch  Ausschasse  derselben  entschiedea  vorzo^ehen. 
Allein  mannchfache  Nachtheile  sind  ebenfalls  theils  mit  Bestinuntheit  zu 
erwarten,  theils  wenigstens  leicht  möglich,  und  sie  sind  bedeutend  genug, 
um  einer  unbedingten  Empfehlung  oder  auch  nur.  einem  grossen  Lobe  im 
Wege  zu  stehen.:  Und  es  scheint  also  nur  so  viel  sicher  2U  sein,  dassio 
kleinen  Staaten  und  für  Bundeseinrichtungen  ein  Directorium  nicht  unpassend 
ist,  weil  hierdurch  die  grössere  Einfachheit  der  Geschäfte  die  formeOe  Ein- 
richtung und  die  tägliche  Führung  erleichtert  ist.  Ebenso  mag  man  es  ab 
einen  durch  Erfahrung  feststehenden  Satz  betrachten,  das3  in  einer  ve^ 
dorbenen  Zeit  und  inmitten  einer  sittlich  durchwühlten  Gesellschait  dk 
Nachtheile  der  Spaltung  und  der  vervielfachten  Verderbnissherde  enfschteden 
vorwiegen. 

3.   Uebertragung  der  ausübenden  Gßwaltan  einem 

Einzelnen.  .   •* 

Die  Uebertragung  der  ausübenden  Gewalt  an  einen  einzelnen  Mann 
kann  in  Deniokratiecn  in  zwei  wesentlich  verschiedenen  FSJlen  vorkommen; 
nämlich  entweder  als  verzweifeltes  Nothmittel  bei  grosser  Kriegsgefahr,  nr 
einseitlichen  Zusammenfassung'  aller  Kräfte  und  zur  Vermeidung  der  Ver 
zögerungen  grosser  berathender  Körper;  oder  aher  als  ruhig  erwogen  blei- 
bende  Eincichtuug.  —  Im  ersteren  Falle  ist  die  Bestdlung  wesentlich  eine 
vorübergehende;  allein  das  Beispiel  der  vereinigtea  Niederlandö  beweist 
freilich ,  dass  sich  dad  Kriegsmittel  bei  längerer  Dauer  und  entsprechendem 
Ehrgeize  in  eine  bleibende,  ja  sogar  in  eine  er)3liche  Würde  verwandeln 
kann.  —  Die  bleibende  und  verfassungsmässige  Einsetzung  ein^S'  Haaptes 
der  Verwaltung  dagegen  ist  entweder  ein  kecker  und  von  eigenem  Kraft- 
bewusßtseiu  zeugender  EntschluHs,  oder  aber  ein  BeweL?,  dass  der  Geist  der 
Freiheit,  Gleichheit  und  Selbstregierung  im  Volke  sehr  schwach,  wo  nicbt 
am  Erlöschen  ist.  In  jener  Voraussetzung  ist  das  Volk  seines  Entschlusses, 
keine  Anmassung  seiner  Rechte  zu  dulden,  mid  seiner  überwAltigendra  Stärke 
im  Falle  einer  nöthig  werdenden  Zurückweisung  so  sicher,  dass  es  sich  nicht 
fürchtet,  die  Vt)rtheile  einer  einheitlichen  Regierung  durch  eine  mfehr  oder 
weniger  drohende  Gefahr  zu  erkaufen.  Im  anderen  Zustande  legt  man  auf  einen 
möglichen  Verlust  der  Volksregierung,*  sei  es  in  der  Begeisterung  fllr  einen 
bestimmten  Mann,  sei  es  in  mattherziger  Unterjochuhg  durch  einen  solefaei, 
sei  es  endlich  in  stumpfer  Gleichgültigkeit,  kein  Gewicht.  Ein  Beispiel  ^ 
ersten  Sinnesart  sehen  wir  wohl  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamttiki; 


in  der  repräsentativen  Demokratie.  485 

iie  andere  Thatsache  erscl^eint  in  der  Präsidentschaft  von  Frankreich  im 
9bre  1848.  # 

Eine  aas  Noth  und  für  die  Dauer  der  Noth  geschaffene  einheitliche  Ge- 
walt bietet  für  theoretische  Erörterung  wenigen  Stoff.  Je  nach  dem  Bedürf- 
isse  und  nach  den  regehnässigen  verfassungsmässigen  Einrichtungen  sind 
le  .ausserordentlichen  Befugnisse  zu  bemessen;  es  wird  mehr  oder  weniger 
ine  DictatuE  geschaffen  mit  Beseitigung  der  Regierungsrechie  der  Gesammt-. 
eit  and  ihrer  Vertreter  und  auch  wohl  der  Freiheitsrechte  der  einzelnen 
klTger*  Jeden  Falls  ist  alleinige  Leitung  des  Heerwesen&i,  damit,  aber  die  Be- 
et^ong  der  Anführerstellen  nnd  verständigerweise  auch  die  Beischaffung  der 
naterieUen  Kriegsmittel  An  die  Hände  des  Führers  zu  legen;  und.  auch  die 
Regelung  der  Verhältnisse  zu  fremden  Staaten  überhaupt  kann  ihnen  nicht 
fohl  vorenthalten  werden,  weil  dieselbe  mit  der  Kriegdleitupg  unzertrennlich 
Qsamlnenhängt.  Dass  eine  Verantwortlichkeit  für  den  Gebrauch  der  anver- 
raoten  Macht  festgestellt  sein  muss,  versteht  sich  von  selbst.  Die  Nützlich- 
keit der  Einrichtung  hängt  von  der  Erfüllung  zweier  Bedingungen  ab.  Einmal, 
lass  die  zur  Erreichung  des  Zwecks  erforderliche  Macht  wirklich  in  die 
Iftnde  des  Auserwählten  gelegt  wird  und  man  nicht,  in  kleinlicher  Folge- 
ndrigkeit,  im  Einzelnen  zurücknimmt,  was  man  im  Ganzen  geben  wollte 
mlmusste.  Zweitens  aber,  dass  sichere  Vorkehrung  getroffen  wird,  nach 
Lbwendnng  der  Gefahr  den  regelmässigen  verfassungsmässigen  Zustand  wie- 
ler' herzustellen.  Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf.es,  dass  Letzteres  bei 
fngerer  Daner  der  ausserordentlichen  Ma^ssregel  vnd  gegenüber  von  einem 
hrgeizigen  und  vdlksbeliebten  Retter  aus  der  Bedrängniss  das  bei  weitem 
idiwürigere  sein  kann.  Vorbehalt  von  beliebiger  Zurückziehung  des  Auf- 
nges ,  Feststellung  einer  bestimmten  Dauer  u.  dgl.  werden  nur  dann  wirk- 
idi  helfen,  wenn  ein  entschlossener  Geist  bürgerlicher  und  staatlicher. 
Veiheit  das  ganze  Volk  durchdringt  und  sich  dasselbe  nicht  durch  Einbil- 
OBigskrafb  und  vorwiegende  Neigung  zu  kriegerischem  Ruhme  zu  blinde 
jikänglichkeit  an  einen  Ehrgeizigen  hinreissen  lässt. 

'  Als  regelmässige  Einrichtung  bietet  dagegen  die  einheitliche  Leitung 
er  aasflbenden  Gewalt  in  einer  Demokratie  Stoff  zu'  manchCachen  Erörte- 
mgen  und  schwierigen  Fragen.  —  Sachlich  betrachtet  ist,  soweit  es  sich 
Ml  Greschäitsbesorgung  handelt,  ohne  Zweifel  die  Handhabung  der  ausübenden 

» 

lewalt'  durdi  einen  Einzelnen  die  zweckm&ssigste  Einrichtung:  Der  Wille 
es  Staatsorganismuä  ist  in  einem  Punkte  zusämmengefasst,'und  es  erleidet 
eine  Bildung  durch  die  Gleichberechtigung  Dritter  weder  äussere  Verzöge- 
uig'noch  gar  ein  unbedingtes  Hindemiss ;  auch  wird  er  nicht  durch  dieEin- 
Mmungen  abgeschwächt,  welche  sich  die  zu  gemeinschaftlichem  Handeln 
Serofenen  oft  gegenseitig  machen  müssen,  um  zu  irgend  einem  Ergebnisse  zu 
ebmgen.    Einem  Einzelnen  ist  es  möglich,  Plane  im  Stillen  zu  entwerfen 
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und  sie  folgerichtig  auszuarbeiten.  Ein  geordneter  Yerwahoiigsorgaikifiiinis 
mit  logischer  Eintheilnng  der  Geschäfte  nüd  miti^beitstheilui^  ist  bemalie 
nothwendig  bedingt  durch  eine  einheitliche  Spflze.  Sowohl  politische  als 
rechtliche  Verantwortung  ist  nur  gegen  einen  Einzelnen  erfolgreich  gdtaid 
zu  inachen.  Ein  persönliches  Haupt  der  Verwaltung  kUnn  sich  Qbendl  daläi 
begeben  und  da  handeb,  wo  seine  Anwesenheit  örtlich  erfcvderlich  ist,  for 
Allem  sich  an  die  Spitze  der  bewaffhenten  Macht  stellen.  Aucfi  kann  kdn«- 
wegs  biehauptet  werden ,  dasa  eine  solche  üebertragnng  an  Einen  Haan  dm 
Grundsatze  der  repräsentativen  Demokratie  zuwider  sei.  Wenn  und  soweit 
es  das  Volk  überhaupt  nicht  für  zweekm&ssig  erachtet,  seine  Sonverliiitll 
unmittelbar  selbst  auszuüben,  mag  es  ebensowohl  einen  Einzeken  als  Mefam 
zum  Sachwalter  wählen. 

Allein  unverkennbar  ist  eine  solche  einheitliche  Begieningsgewalt  am 
grbsse  und  eine  stehende  Ge&hr  für  die  Demokratie.'  Es  gibt  nicht  Uli  ; 
amerikanische,  sondern  auch  französische  Präsidenten;  und  mit  wdite  ' 
schUesslichen  Erfolge  die  Jirbstatthalter  der  Niederlande  sich  ihrer  Slit 
lung  zu  Erwerbung  einer  fürstlichen  Gewalt  bedienten,  ist  eben&Us  bekiHt 
'  Vor  allem  liegt  wohl  auf  der  Hand,  dass  eine  erbliche  BesteB^I 
eines  so  wichtigen  Amtes  dem  Geiste  einer  Volksherrschafb  durchaos  z^wStar, 
die  Quelle  nicht  abreissender  Zerwürfnisse  schlimmster  Art  und  eine  steiMpIl. 
dringende  Gefahr  einer  Verhandlung  in  ein  Fürstenthum  ist.  Der  §um 
Gedanke  ist  ein  so  fehlerhafter,  dass-  es  sich  lediglich  aus  Qbennftditigai 
geschichtlichen  und  that^ächlichen  Verhältnissen  erklären  lässt,  wie  dersite 
jemals  hat  zur  Anwendung  kommen  können  ^) ,  und  dass  von-  einer  Berück» 


1\  Solche  Umstände  sind  es  denn  aach  bekAnntlicfa  gewesen,  welche  die  ErhUdikiltAv 
StAdUialterwürde  in  den  Niederlanden  saerat  thatsIlchUch,  spftter  ancfa  gesetxUeh 
haben.  Dass  aber  auch  die  Folgen  nicht  ausgeblieben  sind,  ist  ebenso  bekannt   Dar, 
blutige , '  Kampf  swischen  der  oranischen  and  der  Staaten-Partei  bildet  den.  lütielpaidct  te 
neren  Geschichte  der  Niederlande  and  allmäblig  war  die  Monarchie  flwt  bis  anf  die  Pona  1 
gestellt    Die  altniederländische  VerfiMsang  und  ihre  Eatwicklong  i«t  in  mdufliAer 
höchst  belehrend  für  die  Theorie  der  republikanischen  and  föderativen  fttnatmihiTi'*fct"inff¥  i 
verdiente  eine  weit  genauere  Beachtung «   als  ihr  itst  gejrdhnUch  ,sn  llieUe  wird, 
ist  nämlldh  vorerst  das  eben  erwähnte  Verhältniss  eineft  einheitliehen  Inhaben  dea 
grössten  Thciles  der  ausübenden  Gewalt;  ferner  die  gans  eigenthfimliche  Stellnng  des 
Pensionärs  von  Holland  als  Syndicus  der  Generalstaaten  and  Minister  der  aaawli'Ugea 
legenheiten ;  sodann  die  Bildung  sowohl  der  General  -  als  der  Provinelal'StMton  'um 
taren,  welche  nur  nach  Anweisung  und  nicht  nach  eigener  Ueberaeugang  nnd 
KU  stimmen  hatten;  die  Zusammensetzung  der  (Jenenüstaaten  ans  Abordnongoi  der  P^uilsNi 
von  mehreren  Mitgliedern,  welche  aber  norEine  gemeinschaftliche  Stimiäe  fllirten;  die  MM 
des  ataatsrathes ,  als  des  vollziehenden  Ausschusses  der  G^eralstaaten;  endUck  die|fcitkMr 
digkeit  einer  Einstimmigkeit  aller  Berechtigten,  so  dass  schlieasHch  eine  elnslg«  akweMei* 
fltadt  einen  Besohluss  der  Generalstaaten  verhindern  konnte.    C^erade  der  ümMaad,  dMi  * 
meisten  dieser  Einrichtungen  dem,  was  wir  als  das  Richtige,  um  nicht  an  sagcp  ilUili  Wf 
liehe  betrachten ,  schnurstracks  entgegenlaufon ,  giebt  ihnen  einen  beeonderen  Werfh  fllr  iv 
kritischen  Forscher.    Näheres  s.  man  bei:  Schoook,  M.»  Belgiom  fbeder^twn.  Ed.  4  AaM^ 
1652;   —  Commentariulus  de  statu  confoederatarum  provinciarum  BelgU.   Hagae  CL,  IfSL  " 
R4a],  Science  du  gouvemement,  Bd.  U,  8.  981  Us-  —  Eine  gedrängte  Üebeniobt  bei  Brosr 
harn,  roUtical  phUosophy,  Bd.  UI,  8.  373  ^. 
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ichiigong  desselben  unter  gewöhnlichen  Umständen  und  bei  freierer  Wahl 
inzuf&hreuden  .Staatseinrichtungen  nie  die  Rede  sein  wird 

Somit  wird  denn  auch  in  den  folgenden  Erwägungen  immer  nur  von 
^  Unterstellung  ausgegangen,  dass  eihd  Wakl  des  Inhabers  der  atisübenden 
«walt  i)nd  ^ar  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  stattfinde.  -7-  Aber  selbst  unter 
ieser  Voraussetzung  bleibt  ^*der  Ehi^iz  eines  solchen  an  die  Spitze  der  6e- 
t^l^e  Gestellten  und  mit  allen  Mittebi  des  Staates  Betrauten  eine  grosse 
od .bestäiidige  Gefahr;  wobei  es  ganz  gleichgültig  ist,  ob  das  Regierungs- 
anpt  unmittelbar  vom  Volke. selbst  oder  vpn  der  repräsentativen  Versamm- 
iqg  gewählt  ist,  da  sich  beide  in  dem  Manne  ihres  Vertrauens  irren  können, 
fesonders  bedenklich  ist  natürlich  der  so  leicht  mögliche  Fall,  dass  ein 
Iffcklicher  und  dadurch  bei  der  ganzen  Nation  bis  zur  Begei8tei:)ing  beliebter 
*eldherr  zum  Präsidenten  einer  Demokratie  gewählt  wird.  Einer  Seits  wd 
m  der  Ehrgeiz ,  Herr  des  Staates  in  eigenem  Rechte  zu  werden  u^d  zu 
leiben,  näher  liegen,  Als  einom  Andern >  schon  durch  die  Gewohnheit  des 
nbeschränkten  Befehles.  Anderer  Seits  hat  er  natürliche  Verbündete,  ain 
feere  und  an  allen  Denen,  welche  früher  unter  ihm  dienten,  so  wie  an  dem 
brigen  für  £riegsruhm  begeisterten  Theile  des  Volkes.  Es  ist  kaum  anders 
iQglich,  als  dass,  namentlich  nach  einem  langen  Kriege,  manches  Missver- 
Dflgen^und  manche  Enttäuschung  bei  Solchen  eintritt^  welche  bis  jetzt  die 
fahren  führten,  und  deren  mehr  oder  weniger  berechtigte  Erwartungen  ver- 
itelt  wurden.  Viele  werden  sich  nur  schwer  wiedör  in  bürgerliche  Ver- 
kltnisse  fügen  u^d  durch  Arbeit  ihren  Lebensunterhalt  verdienen  lernen. 
olche  Missvergnügte  sind  unschwer  für  ein  Unternehmen  zu  gewinnen,  wel- 
hes  ihnen  eine  günstige  Stellung  und  eine  Fortsetzung  des  gewohnten  Lebens 
ei^eisst.  Die  Erfahrung  zeigt,  dass  die.  zur  Anmaassung  der  Gewalt  füh- 
endcD  Schritte  allmählich  geschehen  können,  so  dass  auch  nicht *ganz  Ge- 
issenlose  anfönglich  mitzugehen  vermögen,  bis  ihnen  die  Umkehr  unmöglich 
ird.  Gegen  eine  wohlvorbereitete  Militärusurpation  ist  aber  den  bQrger- 
dien  Organen  des  Staates  ein  wirksamer  Widerstand  seÄr  schwer,  wenn 
ie  nur  das  formale  Recht,  nicht  aber  auch  die  Macht  und  den  Volkssihn 
Ir  sich  haben.  Es  mögen  noch  so  .viele  und  so  kräftig  scheinende  Siche- 
uigs-  und  Bestrafungsmaassregehi  in  der  Verfassung  vorgesehen  sein;  sie 
lev^^n  natürlich  mit  der  Verfassung  überhaupt  und  sogar  vor  Allem  ge- 
laltsam  umgestürzt.  Der  2.  December  18M  ist  hier  ein  bleibendes  Beispiel 

Aber  auch  abgesehen  von  einem  solchen  umstürzenden  Missbrauche  der 
leUung  liegt  eine  grosse  Schwierigkeit  für  eine  richtige  Bestellung  eines 
ipsgen- Hauptes  der  ausübenden  Gewalt  schon  in  der  Wahlfrage.  Es  sind 
im  Höglichkeiten  einer  Ernennung:  entweder  durch  eine,  allgemeine  Volks- 
mb};  oder  durch  die  repräsentative  Versammlung;  endlich  durch  eine. eigene 
atdrlich  .auch   aus  dem   Volke   hervorgangene  WahlbehöJ*de.     Aue  drei 
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Bestellungsarten  leiden  aber  an  grossen  Mängeln.  Von  einer  genauen  Kennt- 
niss  und  Beurtbeilung  der  staatsmännischen  sowie  sittlichen .  Ei^scfaaften 
der  Candid^ten  kann  bei  einer  allgemeinen  Yolkswahl.  gar  nicht  die  Rede 
sein.  Entweder  wird. die  Wahl  ein 'grosser  Parteikiimpf.  sqiq,  in.  welchem 
der  Sieg  Heine^we^s  «eine  Sicherl^it  für .  die  tauglichen  Eigöuschaltfn  des 
auf  den  Schild  Erhobenen  gewährt.  Oder  aber  entscheidet,  eine  weit?er« 
breitete  Begeisterung  ftir  einen  augenblicklich  Beliebten,  welcher  leicht  eber 
solchei^  Zuneigung  nicht  werth  ist,  wenigstens  nicht. ftkr  die  fragliche  Stelle. 
Die  Fälla  sind  sehr  selten ,  in  welchen  ein  bestimmter  Mann  unbedingt  der 
einzig  mögliche  und  vorkommen  taugliche,  zu-  gleicher  Zeit  aber  auch  der 
vom  ganzen  Volke  einhellig  dafür  erkannte  ist.  Erfahrungsgesiäss  ist  die 
allgemeine  Abstimmung  über  das  Regierüngshaupt  ziemlich  in  Missaphtnsg 

gekommien.  —  Bei  einer  Wahl  durch  die.  repräsentative  Yersanunlung  steht 

«  •  •  •  • 

ein  blosses  Partejtreiben  ^eht  zu  befürchten,  bei  welchem. es  dann  nQr\aaf 
den"  Sieg,  nicht  aber  auf  den  Mann  ankömmt.  Auch  sind  hierbei  zweierki 
bed(\nkliche  Umstände  nicht  zu  übersehen.    Einmal  mag  es  eine  «olche  Yer- 

m 

Sammlung  ihrem  Yortheilc  gemäss  finden,  einen  unbedeutenden  Menschen  n 
wählen,  damit  sie  selbst  einen  um  so  grösseren  EinQuss  habe.  Dass  Wahl- 
körperschaften mit  volleih  Bewusstsein  einen  an  Verstand  oder  Gesinnung 
Schwachen  au^suchen^  ist  bekanntlich,  da  wo  der  zu  Ernennende,  mehr  oder 
weniger  gegenüber  stehen  und  Rechte  auch  gegen  die  jetzt  Wählenden  aus- 
zuüben haben  wird,  nicht  so  selten.  Sodann  aber  machen  alle  Verfassungen 
und  Verbote  heitnliche  Wahlcapitulatioh  nicht  unmöglich.  In  der  Regel  werden 
sie  sogar  sehr  offen  betrieben,  z,  B.  in  der  Form  von  Wahlprpgrammen^ 
feierlichen  Erklärungen .  der  Candidaten  u.  dgl.  Hierdurch  wird  d,enn  mm 
aber  zum  mindesten  die  freie  Hand  gebunden  für  wichtige  einzelne  Re- 
gierungshandlungen, wie  immer  sich  später  auch  die  UAistände  gestalten 
mölken;  möglicherweise  aber  leidet  sogar  der  gan^  Geist  der  Ver&ssnng* 
darunter,  indem  die  Nichtausübung,  von  Rechten,  welche  diese  für  iioth- 
wendig  erachtet  hat,  oder  die  Unterlassung  einies  Widerstandes,  welchen  sie 
als  Recht  uhd  Pflicht  bestimmte,  verabredet  wicd.  Es  mag  sein,'  dass  Miss- 
bräuche dieser  Art  sich  erst  allmähli|^  und  stufenweise  einschleichen ;  allein 
Staatseinrichtungen  sind  für  eine  lange  Dauer  bestimmt  und  sollen  Jedenblls 
den  Keim  der  Verderbniss  nicht  von  Anfang  an  erkenntlich  in  sich  tragen. 
—  Was  aber  endlich  die  Wahl  des  RegieVungshauptes  durch  eine  eigens 
gebildete  Wahlbehörde  betrifft,  so  ist  zwar  ohne  Zweifel  diese  Einrichtung 
die  an  und  für  sich  beste,  weil  sie  den  schwierigen- Auftrag  an  eine  klei- 
nere Anzahl  mehr  oder  weniger  Tauglicher  hinausgibt,  und  namentlich  weil 
des  Wablcöllegium^  welches  sonst  keine  Stellung  im  Staate  einnimmt  und  sich 
alsbald  nach  der  Beendigung  seines  Auftrages  wieder  auflöst,  keine  Veraih 
lassung  oder  ddch  keine  Macht  zu  Verabredungen. in  einem  eigenen  bleibendea 
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IntereMe  h^t  Auch  mag  wohl,  nainentlich  durch  zahlreichere.  Besetzung, 
grober  and  unmittelbarer  Bestechlichkeit  vorgebeugt  werden.  Dennoch  ist 
inch  hier  Schlimmes  zu  besorgen;  Die  Erfahrung  in  den  Vereinigten  StaaJ;^ 
seigt  nämlich ,  dass  sich  das  Parteitreiben  der.  Zusammensetzung  des  Wahl« 
^(yrpers  auf  eine  jede  Unbefongenheit  und  Selbststä^gkeit  desselben  ver- 
lichtende  Weise  bemächtigen  kann.  Die  Mitglieder  werden  nur  nach  eut- 
(chiedfinen .  Pärteirücksicbten  und  mit' den  bestimmtesten  Parteipfliphten 
smannt,  und  es  wird  dadurdh  die  Voraussetzung'  einer  nach  bestem  Winsen 
ind  Gewissen  und  ^jnit  umsichtiger  Prüfung  aller  Vei'hältnisse  und  Personen 
äidi  entscheidenden  Versammlung  zur  blossen  Fiction^ 

.  Ein. weiterer  offenbarer  Missstand  ist  die  Ernennung  ier  Beamten 
lurch  den  Präsidenten.  In  einer  wirklichen,  dem  Geiste  der  jStaatsform 
Sieinäss  eingerichteten  Demokratie  werden  itlferdings  viele  Aemter  durch 
ffTahl  besetzt  werden;  jedoch  bleibt  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Verwal- 
tiüigsstejlen  übrig ,  welche  nicht  als  örtlicher  Art  beträchtet  werden  können, 
sondern  von  der  Centralverwaltung  zu  besetzen  sind ,  oder  wo  eine  strenge 
EInterordnnng  unter  die  Befehle  der  oberen  Behörde  .In  der  Natur  d^  Sache 
liegt  und  also  ebenfalls  eine 'Bestellung,  beziehungsweise  Entfernung  vom 
[nhaber  der, ausübenden  Gewalt  abhängen  muss.  In  grossen  Staaten  belauft 
sifib  die  Zähl  solcher  zur  Verfügung  des  Präsidenten  :stehäiden  Aemter  leicht 
lioch  in  die  Tausende.  Die  Entscheidung  über  Stellung  und  Einkommen 
noer  sa  grossen  Anzahl  von  Familien  geht  nun  aber  über  die  Stellung  eines 
einzelnen  Bürgers,  und  ist  in  einer  Republik  in  doppelter  Beziehung  bedenk- 
lidr. .  Einmal  können  dadurch  ehrgeizige  Plane  des  Bauptes  der  ausübenden 
^wait  sehr  begünstigt  werdep,  namentlich  wenn  der  Staat  in  der  Lage 
ist,  ein  starkes  stehendes  Heer  zu  unterhalten,  über  wdches  durch  eine 
Schickte  Besetzung  der  Anführerstellen  unsqhwer  verfügt  werden  kann. 
Die  Umwälzung  in  Frankreich  vomDecember  1851  bleibt  auch  hier  für  immer 
ein.  lehrreiches  Beispiel.  Zweitens  aber  und  in  jedem  Fälle  kann  die  Be- 
setzung der  Staatsämter  zu  einem  ins  Grossartige  gehenden  Einflüsse  auf 
üe  Wahl  missbraucht  werden.  Die  Aussicht  auf  eine  so  reiche  Belohnung 
nontert  natürlich  alle  Ränkeschmiede  und  Abenteurer  auf,  zu  Gunsten  nicht 
Hwa.  des  tüchtigsten  Mannes  sondern  Desjenigen  zi^  wirken,  welcher  Aemter 
md  <jdialte  in  sichere  Aussicht  stellt.  Die  übeln  Folgen  für  die  Reinheit 
kr.  Wahl  selbst  brauchen  mcht  erst  hervorgehoben  zu  Verden;  es  ist  aber 
koch-  nicht  aus  den  Augen  zu  lassen,  dass  ein  grosser  Theil  der  auf  solche 
nreise  als  Bestechung  und  Belohnung  hingeworfenen  öffentlicheh  Aemter 
itiileebt  genug  wird  verwaltet  werden ,  und  dass  also  die  Interessen .  der 
Gresammtheit;  sowie  der  Einzelnen  schwerer  Bedrohung  ausgesetzt  sind.  Auch 
^onunt  nach,  der  grosse  Schaden  häufigen  Wechsels  dazu,  indem  natüdich  3er 
NSftchfolger  in  der  Präsidentschaft  dieselben  Mittel  anwendet,  wenn  einmal 
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ein  solcher  Unfiig  eingerissen  ist,  und  lalso  mit  jeder  neuen  Wahl  in  ganzen 
Yerwaltongszweigen  neue  Menschen  einziehen.    Dana  ist  natürlieh  weder  ¥pn 
Kenntniss  der  Geschäfte ,  noch  im  Zweiföl  von  einer  eifrigen  Besorgang  des 
Amtes  die  Rede,   sondern  gpr  von  möglichster  Ansbentan^^  wfthzend  der 
karzen  Geünsszeit.    Sowohl  die  Demoralisation^  als  der-  sachliche  Schaden 
muss  dann  aber  in  Folge  aller  dieser- Yerh^tnisse  allmählig.  grosse  Yer-'" 
jiältnisse  annehmen.    Die  Yrrcinigien  Staatisn   vQn  Nordamerika  beweisen 
die  «Wahrheit  dieser*  Befttrohtnngen ,  seitdem  dort  der  edle  Gnmdsatz  zor^ 
Gt^ltong gekommen  ist:  «Die Beute  für  den  Sieger.»    Es  ist  allerdings  an  mu^ 
für  sich' möglich,  dass  durch  eine  DienstprjAgmatik^  welche  auch  dem  Ycrw 
waltüngsbeamten  Sicherheit  für  ein  tadellos  geführtes  Amt  gewährt ,  oder 
at)er>  in  f^nnangelung  einer  solchen,  durch  eine  feste  sittliche  Haltung  des 
ganzen  Yojkes   diesem  Knäuel   von  Missständen  begegnet  werde.     Allem 
wahrscheinlich  ist  es  nicht,  dass  es,  wenigstens  auf  die  Dauer,  geschehe 
Geset^che  Berechtigung  zu  einem  Amte  und  die  daraus 'herrührende  Selbst- 
ständigkeit  .der  Beamten  liegt^  nicht  in  dem  Geiste  einer  Demokratie;-  der 
sittliche.  Widerwille  gegen  Bestechung  und  die  richtige  Einsicht  in  die  Folgei 
einer  solchen  sind  aber  in  grosser  Gefahr,  wbnn  erst  einmal  ein  übles  Bei- 
spiel gegeben  ist    Auch  in  dieser  Beziehung  ist  die  Erfahrung  der  Yer- 
einigten  Staaten  belehrend.    Yon-  dem  Geiste,  welcher  einen  Washington 
belebte, .  und  zu  jener  Zeit  auch  das  ganze  Yolk,  i^t  keine  Spur  mehr  vor- 
handen, sondern  vielmehr  allmählig  ein  wahrer  Cynismus  bei  Präsident^ 
und  bei  den  um  den  Sieg  kämpfenden  Parteien  an  die  Stelle  getreten. 
Eine  schwer  zu  lösende  Frage  ist  sodann,  die  hinsichlich  der  Amtsdauer 
.    des  Präsidenten.  Auf  der  einen  Seite  leuchtet  ein ,  dass  bei  einer  nur  kurzen 
Dauer  die  Yerwaltang  empfindlich  und  maqnchfach  Noth  leiden  muss.    Zur 
Fassung  und  Durchfühi'img  weitaussehender  Plane  ist  keine  Zeit,  die  Kemit- 
iiiss  von  Geschäften  und  Personcfn  geht  immer  wieder  verloren,  kann  zqid 
Theile  in  so' kurzer  Frist  vollständig  gar  nicht  erworben  werden;   die.Yer- 
schiedenheit  der  leitenden  Personen  schadet  einer  gleichförmigen  Anwendung 
der  Gresetze.    Eine  bald  wieder  zu  Ende  gehende  Gewalt  hat  weniger  An- 
sehen und  findet  lässigeren  Gehorsam.    JSndlich  wird  das  ganze  Yolk  fort 
und  fort  in  die  Aufregung  einer  bevorstehenden,  gerade  im  Gange,  befind- 
i  Vchen ,  oder,  so  ebcA  beendigten  Wahl  versetzt.    Kaum  ist  ein  Regierungs- 
^  *  hBJxpt  ernannt,  vielleicht  noch  nicht' einmal  in  das  Amt  eingetreten,  so  idrd 
.  aebon  an  einen  Nachfolger  gedacht,  beginnen  die  Umtriebe  für  eine  neoe 
•WaU.    Auch  hier  bieten  die  Yereinigten  Staaten  ein  belehrendes  Beispiel 
dar.    Die  verfassungsmässige  MöglichkiBit  einer  Wiedererwählung  beseitigt 
zwar,  einen  Theil  dieser  Uebelsfände, -jedoch  nur  sehr  unvollkommen,  da  die 
Wiederpinennnng  unsicher  ist  und  jedenfalls  eine  Wahl  mit  allen  ihren  Folgen 
statt&fdet.    Davon,  picht  zu  reden,  dass  sich  leicht  die  Gewohnheit  bildet, 
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tbatsftchlich  keine  Wiederemennnng  vorznnebmen,  wie  diess  ebenüalls  in 
Nordamerika  der  Fall  geworden  zu  sein  scheint.  Auf  der  andern  Seite  ist 
eine  lange  Daner  der  Amtszeit  (z.  Qi  zehn  Jahre)  bedenklich,  weil  sie  einem 
Ehrgeizigen  die  Yorbereitong  verüassungswidriger  Plane  sißhr  erleichtere  Sp- 
dann ist  zn  befürchten,  dass  ein  Widerspruch  in  den  politischen  Anschannngen 
und  Absichten  eines  schon  vor.  einer  Reihe  von  Jahren  gewählten  Präsidenten 
und  der>  jüngeren  repräsentativen  Yersamnilung ,  wo  nicUb  gar  dem  Volke 
selbst  entsteht.  Diess  führt  denn  nun  aber  nicht  bloss  zu  unerquicklichen 
Reibungen ,  sondern  vielleicht  selbst  zu  Staatsstreichen  \von  der  'einen  oder 
von  der  apdem  Seite. 

Endlich  ist  noch  überhaupt,  und  auch  abgesehen  von  dem  obenerwähnten 
Falle,  die  Möglichkeit  einer  Richtungsverschiedenheit  vom  Präsidenten  und 
der  Mehrheit -dei*  repräsentativen  Versammlung  vorhanden,  namentlich  wenn 
die  Wahl  nicht  von  .der  letzteren  ausgeht.  Da  nun  ein  parlamentarisches 
System  in  dem  Sinne  einer  regelmässigen  Nachgiebigkeit  gegen  die  Mehrhe'it 
der  Volksvertretung  hier  nicht  stattfindet,  vielmehr  daß  Haupt  der  ausüben- 
den  Gewalt  sich  ebenfalls  auf  den  in  seiner  Wahl  kundgegebenen  VolksiN[illen 
berufen  mag :  so  entsteht  natürlich  in  dem  vorausgesetzten  Falle  eine  gar 
üble  Spannung  und  Stockung  dier  Geschäfte.  Dass  die  Sachlage,  durch  Staats- 
anklageU)  mit  welcherlei  Erfolg  sie  auch  angestellt  werden  mögen,  nicht  besser 
gemacht  wird;  versteht  sich  aber  von  selbst. 

Selbst  bei  einer  Neigung  zu  entschiedenen  Ansichten  ist  es  bei  so  be- 
wandten Umständen  in  der  That  auch  über,  eine  Präsidentschaft  nicht  laicht, 
zu  einen^  absQhliessenden  Urtheile  zu  gelangen.  Mag  es  auch  sein ,  dass  die 
Gefahr  einer  Gewaltanmaassung  bei  einem  (kräftigen,  auf  seine  ^Freiheit  stolzen 
und  eifersüchtigen  Volke  minder  gross  ist,  wenigstens  in  gewöhnlichen  Zei- 
ten: so  bleibe  doch  immer  die  Nachtheile  der  Wahlen  und  des  Personen- 
wechseis.  'Bei  weniger  demokratisch, gesinnten  und  schlaffem  Völkern  aber 
mag  eine  Präsidentschaft  zum  Umstürze  der  Verfassung  und  zur  Gründung 
der  Crewaltherrschaft  eines  Einzigen  führen.  •  , 

4.    Ergebniss. 

Aus  den  vorstehenden  Betrachtungen  dürfte  sich  jedenfals  ein  unzweifel- 
hafter Beleg  des  Satzes  ergeben  haben,  dass  keine  der  möglichen  Staatsfo 
voUkotnmen  ist,  und  dass  man  vielmehr  nicht  selten  die  Erreichung 
Lieblingswunsches  mk  einem  so  bedeutenden  Preise  bezahlen  muss,  dass  ül 
sichtigere  und  Zähere  sich  wohl  von  der  Erstrebung  abhalten  lassen 
Wenn  im  Uebrigen,  wie  es  wahrscheinlich  ist,  die  repräsentative  Demokrat 
noch  eine  grosse  Zukunft  hat,  und  sich  namentlich  in  den  neu  gesittig;ten 
und  bevöikerten  Welttheilen  mehr  und  mehr  ausbreitet:  so  werden,  dann  aueh 
die  verschiedenen  möglichen  Einrichtungen  der  ausübenden  Crewalt,  deren 
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Eigenschaften  und  Folgen  sich  noch  weiter  entwickelii)  und  l^cht  mag  sich 
dann  begeben ,  dass  nicht  nur  Wirkungen  hervcAlreten,  welche  bis  jetzt  noch 
nicht  yor^ekommen  sind,  sondern  vielleicht  auch  Modifikationen  der  Einrich- 
tung selbst  werden  ersonnen- werden,  durch  welche  jetzt  bestehenden  Miss- 
ständen  begegnet  werden  kann.  Bis.  dahin  muiss  es  genügen,  dass  die  Wissen- 
Schaft  (^  Verhältniss  ins  Auge  fasst  und  sie  es  zu  würdigen  sucht,  soweit 
ihre  itzige  Einsicht  reicht 
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Es  soll  im  Nachstehenden  der  Yersach  gemacht  Werden,  eine  der  be.denk- 
ichsten  Seiten  dei*  repräsentativen  I)emokratie  zu  besprecl^en,  nämlich  ihre 
latfirliche  Neigung  zur  allmähligen  Uebertreibung  des  Grundsatzes  der  Yolks- 
lerrschaft.  Der  Gegenstand  ist  so  wenig  erörtert,  dass  Vielen  die  JBeIij(,üp- 
QDg  eines  in  dieser  Beziehung  vorliegenden  Uebelstandeß  jmbekannt  sein  wird 
ind  sie  vielleicht  desshalb  geneigt  sind,  daa  Vorhandensein  desselben  ganz 
^  läognen.  Die  Beweise  ftlr  die  Thatsache  und  die  Gründe  der  bisherigen 
Vernachlässigung  werden  aber  dargelegt  werden. 

Uniäugbar  ist  es  eine  der  wichtigsten,  aber  auch  der  schwierigsten,  Auf- 
uben  der  Politik ,  die  folgerichtige  Entwicklung  des  obersten  Grundsatzes 
iner  Staatsordnung  zu  vereinigen  mit  einer  Einrichtung,  welche  schädliche 
Jiwendungen  eben  dieses  Grundsatzes  verhindert. 

Jene  Entwicklung  ist  nothwendig  zur  Befestigung  der. einmal  gewählten 
rdnung  und  zur  Zuniedensfellung  der  im  Besitze  der  Gewalt  Befindlichen. 
^  Nichts  ist  unrichtiger,  als  wenn  man  glaubt,  einer  Staatsform  schon  da- 
irch  Leben  und  Dauer  gegebep  zu  haben,  dass  man  ihre  haaplsäohlichsten 
^danken  gesetzlich  ausspricht  und  eine'Einfichtung  trifft,  welche  denselben 
onittelbar  zur  Erscheinung  bringt.  Wenp  diese  nächste  Yerwirklichung 
reinzelt  steht,  ringsum  von  Anstalten  und  Grundsätzen  umgeben,  welche  einer 
dem  Gedankenreihe  angehören,  Ueberreste  verschiedenartiger  früherer  Zu- 
Inde  sind,  oder  in  der  verkehrten  Absicht  getroffen  werden,  eigenthümliche 
»rtheile  einer  andern  Staatsform  sich  anzueignen:  so  muss  das  £^*gebniss 
hwäche  und  innerer  Wiederstreit  sein.  Nur  wenn  nach  den  verschiedenen 
iiten^des  Zusammenlebens  hin  Institutionen  bestehen,  welche  je  in  ihrem 
reise  die  Grundgedanken  zur  Anerkennung  und^Wirksanikeit  bringen  und 


1)  Die  CInmdlage  dieser  Abhandluiig  ist  .ein  Anlbato  in  der  Kritifchen  Zdtselirift  Ar  Rechti- 
■ünBchaA.des  Auslandes,  Bd.  XXVII,  8.  SSSigr«;  luer  ist  derselbe  Jedoch  wesentlich  «m^e- 
iHet.  , 
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sich  dadurch  gegenseitig  unterstfitzeu,  ist  auch  für  diQ  Sicherheit  des  Mittel- 
punktes gei^orgt.  Die  blosse  Einführung  einer  Yolksvertretong  z.  B.  sichert 
noch  keine^egs  eine  beständige  Anerkennung  und  Handhabung  der  gesetz- 
Uelzen  Freiheit;  es  müssen  dazu  auch  noch  genügende  staatsbürgerliche  Rechte 
eines  j^en  fiinzehien,  Selbstverwaltung  der  gemeinschaftliche  Angelegen- 
heit6n'  in  kleineren'  Kreisen,  richtige  Stellung  der  Kirchen  und  sonstiger 
mächtiger  gesellsc}iaftlicher  Kreise  zu  dem  einheitlichen  Staatsorganisnms, 
Theilnahme  der  Bürger  an  der  Aufrechteichaltung  der  Rechtsordnung  mittelst 
GreschwomengeHchte,  und  noch  manche  ähnliche  Einrichtnngen  kommen, 
deren  fest  an  einander  liegende  BüAdel  erst  dem  Ganzen  Sicherheit  and  lieber- 
einstiinnmng  gewährt.  Die  einst  niit-so  vielem^  Beifall  begrüsste  (freiUoh  nidit 
zur  Ausführung  gebrachte)  Forderung,  die  Monarchie  mit  republikanisdieD 
Institutionen  zu  umgeben,  war  von  Hause  aus  eine  Th(H'heit<  —  Noch  .weniger 
bedarf  es  erst  eines  Bew^eises ,  um  zu  zeigen,  dass.  die  Inhaber  der  Staatsg^ 
walt,  ww  immer  sie  auch  sein  mögen^  nur  unzufrieden  sein  können,  wenn  sie 
bei  der  Ausübung  ihrer  Rechte  und  ihrer  Pfliditen  immer  wieder  auf  Gesetze 
und  Einrichtungen,  stossen ,  welche  ihnen  ein  folgerichtiges  Handeln  unmög- 
licli  machen,  und  wenn  ih|ien  mit  der  einen  Hand  genommen  wird,  was  üuua 
mit  dervandern  gegeben  war.  Daraus  entsteht  je  nach  der  Persönlidikeit 
und  wohl  auch  nach  dem  Umfange  solcher  Hindernisse  entweder  Verdrossen- 
heit, Gleichgültigkeit  und  Nichtausübung  auch  der  ungehinderten  Rechte,' oder 
aber  das  Bestreben,  die  zustehende  Gewalt  zum  Umstürze  ode^  waöigstens 
zur  Umgelvong  der  bestehenden  Einrichtungen  anzuwenden.  Letzteres  ist 
d^nn-nun  aber  höch^  gefährlich  für  das  Bestehen  des  Rechtes  und  selbst  des 
Staates,  sondern  .namentlich  auch  durchaus  entsittlichend,  sowohl  ftkr  die 
Herrschenden,  als  für  die  Unterthanen. 

AUein  so  nothwendig  eine  folgerichtige  und  sachlich  vollstSbidige  Ans- 
bildung  des  Grundgedankens  ist,  eben  so  unerlässlich  is^  es,  dass  immer 
auch  ietwäiger  übertreibender  Missbrauch  desselben  scharf  im  Auge  behalt^o 
werde.  In  jeder  Gewalt  liegt  für  den  Menschen  ein  Reiz,  sie  immer  weiter 
auszudehnen,  und  selbst  über  die  Gränzen  des  Erlaubten  hinaus.  Aus^rdem 
ist  wohl  zu  bedenken,  dass  die  Menschen  nicht  blos  unter  dem  Einflüsse  eines 
cinizigen  Grundsatz  stehen  und  nicht  blos  Einen  Zweck  verfolgen,  dass  also 
leicht  verschiedene  Einrichtungen  in  ihren  Folgerungen  in  Widerstreit  unter 
sich  kommen  können ,  ohne  dass  dessbalb  die  eine  derselben  schon  an  und 
für  sich  unrichtig,  wäre  oder  ganz  unterbleiben  könnte  und  mtlsste.  Hier 
fordert  denn  Klugheit  >md  oft  mehr, noch  als  Klugheit  die  Pflicht,  Mittel 
auüzufindep,  welche  ein  Nebeneinanderbestehen  der  verschiedenen  Zwecke 
möglich  macht.  Diede  Mittel  können  aber  naturgemäss  in  nichts  Andere 
bestehen,  als  in  einer  Unterbrechung  der  Folgerungen  an  dem  Punkte,  wo 
sie  mit  anderweitigen,  mindestens  eben  »so  wichtigen,    Forderungen  einer 
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rschiedeneD  Art  zusammentreffen  würden.  Man  juass  die  logische  Entwicklung 
schränken  und  auf  ^inen  Theil  der  aus  ihrer  .ftussersten  Yerfolgang  etwa 
rrflhrenden  Yortheile  verzichten,  um  einen  anderweitigen,  allerdings  viel- 
icht  auch  zu  heschräidcenden ,  Vortheil  daneben  geniessen  zu  können.  Zar 
sntellnng  dieses  Gleichgewichtes  genügen  denn  aber  nicht  selten  blpsse 
>rBchriften  nicht,  sondern  es  bedarf  eigener  and  hierzu  bestimmter  An- 
ilteü.  Die  schwierige  Aufgabe  der  Politik,  von  welcher  oben  die  Rede  war, 
steht  nun  eben  darin,  die  Gränzlinien  für  zwei  einander:  sich  begegnende 
■iücipien  an  der  rechten  Stelle  zu  ziehen  und  die  nöthigen  Anstalten  zu 
ddier  Zeit  wirksam  und  möglichst  wenig  beschwerlich  emzurichten. 

X>ie  doppelte  NotUwendigkeit  der  Ausbildung  und  der  verständigen  £in- 
■änzung  ist  denn  nun  auch  schon  längst  erkannt  worden,  und.  es  fehlt  in 
len  Abschnitten  der  Geschichte  nicht  an  Versuchen,  ihr  gerecht  zu  werden. 
B  sei  jedoch  vor  Allem  erst  eine  berichtigende  Bemerkung  gemacht.  —  Man 
legi  die  Staatsformen,  in  welchen  Einrichtungen  zur  Verhütung  einer  lieber- 
^bung  des  Grundgedankens  bestehen,  «gemischte»  zu  nennen;  diess  ist 
4)ch  ganz  verkehrt  und  verleitet  zu  falscher  Auffassung  der  Aufgabe.  Es 
ibt  allerdings  gemischte  Staatsarten;  allein  diese  haben  eine  wesentlich  andere 
iedeutung.  Eine  gemischte  Verfassung  besteht  nämlich  entweder  da,  wo  man  — 
B  Zweifel  zur  Beendigung  eines  langen  und  unentschieden  gebliebenen  Ef^pfes 
Dter  verschiedenen  Parteien  oder  Bestandtheilen  .des  Volkes  —  eine  Funk* 
ionder  Staatsgewalt  selbstständig  dem  einen  Elemente,  eine  andere  einem 
irdten,  und  vielleicht  einem  dritten  übertragen  ist,  so  zwar,  dass  jedes  in 
ünem  Kreise  zu  handeb  befugt,  aber  keines  in  die  Zuständigkeit  der  übrigen 
inzugreifen  berechtigt  ist.  Oder  aber  mag  von  Mischung  gesprochen  wer- 
en,  wo  die  mit  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  beauftragte  moralische  Person 
as  zwei  wesentlich  verschiedenen  Bestandtheilen  zu^mmengesetzt  ist,  welche 
t)er  zusammen  ein  formelles  ungetrenntes  Ganges  bilden.  Italiänische  und 
satsche  Städte  des  Mittelalters  bieten  Beispiele  der  ersten,  Theokratieen 
it  Laienfürsten  für  die  weltlichen  Angelegenheiten,  Fälle  der  zweiten  Art 
ir.'  In  wie  ferne  solche  Spaltungen,  beziehungsweise  Zusammensetzungen, 
jren  Zweck  erfüllen  oder  nur  Form,  eines  Waffenstillstandes  sind ,  welcher 
e.  Keime  neuer  Zerwürfiiisse  in  sich  trägt,  ist  eine  hier  nicht  weiter  za 
sprechende  Frage;  wolü  aber  leuchtet  ein,  dass  es  ein  von  dieser  Ordnung 
is  Staates  ganz  verschiedener  Gedanke  ist,  wenn  die  einer  und  derselben, 
grsischen  oder  moralischen,  Person  übertragene  Fülle  der  Staatsgewalt 
irch  irgend  eine  verfassungsmässige  Anstalt  verhindert  werden  soll,  ihre 
acht  auf  eine  schädliche  Weise  anzuwenden  oder  über  die  Gebühr  auszu- 
shnen.  Hier  ist  von  einer  Mischung  verschiedenartiger  Bestandtheüe  zur  Bil- 
mg  eines  Inhabers  der  obersten  Grewalt  keine  Bede,  diAr  ist  vielmehr  die 
nheitliche  Folge  eines  einzigen  Principes ;  sondern  es  soU  nur  eine  Schrank^ 
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'  ^Ic&ier-Beschränkangen  snid  denn  nun,  wie  geaigtj  schoft  mandie  e^ 
sonnen  worden,  and  einige  derselben  sind- selbst;  in  so. grösser  AnsdelpiiDg 
eingeführt  worden  oder  noch  vorhanden,  das5  sie  eine  wBltgeschi/clitUche Be- 
deutung haben.  —  Diess  ist  vor  Allem  in  den  Monärchieen  der  Fall,  und.iwar 
aus.  leicht  begreiflichen  Gründen.  Wo  die  gesammte  Staatsgewalt  iadeii 
Händen  eines  einzelnen  Menschen  ruht,  ist  eine  flbertdeb^  oder'&lsdie 
Anwendung  in  besonderem  Grade^  zu  fürchten.  Vergötterung  d^.  'eigjBBen 
Porsoq,  Irrththner  im  Denke^,  Unkenntniss  der  Thatsach^,  Ehrgeiz,  Eitid-* 
keit,,.  selbstische  Leidenschaften  aller  Art,  Id^ösynkrasieen  u.  &  w.  kAnia 
9nmittelb^  zu  einer  falschen  Anwei^dung  der  Macht  und  dadurch  zu  Bohie-| 
rem  Uoheile  fahren,,  wenn  der  Entschluss  nur  von  einem  Einädnen  HfSM 
zu  wcrdea  braucht,  dem  Entschlüsse  aber  alsbald  die  Ausfahnmg  folgt 
Namentlich,  wird  der  Wille  des  Regenten  gar  leicht  den  nattürlichenödär 
verbrieften,  Rechten  der  UnterthaneA.gefl&hrlich  sein,  wenn  dieselben  dpi 
'Vollzuge  seilies  Willens  im  Wege  stehen.,  Ihr  Schutz  ist  es  denn^atad 
vorzugsweise. der  Zweck  der  Anstalten,  welche  dem  persönlichem  Willen  da 

Monarchen  und  der  im  Dienste  desselben  stehenden  vollen  Staatsgewalt  eiie 

.      •      . '  '..  . 

bestimmte  Gränze  ziehen,  dieselbe  in  ntttzlicfaen  und  geset^chen  Bahnen  e^ 
halten  sollen;  so  also  der  Zweck  der  Vertheidigungdnrch  einen  Justiz»  major, 
der  Beschränkung  durch  die  gedliederten  Stände  des  Mittelalters,. der  tamst- 
reichem  .und  umüassendem  Zuständigkeit  der  Volksvertretungen-  der  Neunit 
—  Aber  auch  Iq  andern  Staatsformen,  als  in  der  Monarchie,  sind  Amtattea 
zu  gleichem  Zwecke  getroften  worden.  Es  sollten  die  Volkstribunedie  Bedite 
der  Plebs  geg^n  Uebertreibungen  der  aristokratischen  Richtung'  des  Saiitei 
sicher  stellen.  In  Patriajechieen  hat  das  Stammeshaupt  bei  besondei^  Wichtigeo 
Anlässen  die  Aeltestenzn  versammeln  uqd  ihrefi.  Rath  zu  hören,  damit  sein 
individueller  Wille  nicht  zu  weit  gehe.  In  Thepkratieen  mag  ein  Concfliiioi 
als,  ein  stärkerer  und  reinerer  Ausfluss  des  göttlichen  Willens  Ober  die  Bfadit- 
anwendung  des  gewöhnlichen  einheitlichen  Statthalters  gesetzt  sein.  Selbst 
in  Despotieen  ist  zuweilen,  der  grundsätzlichen  Willkahrberechtigupg  dd 
Herrschers  durch  die  Stellung  eines- Eirchenhauptes  ein,  wenn  auch  nur  os» 
voUkqmmener,  Damm  gesetzt. 

Nur  in  den  Volksherrschaften  hat  man  wenig*  an  solche  schützende  £in- 
richtnngen  gedacht.  • 

Was. die  reinen  Demolu*atieen. betrifft,  so  ist  zwar  etwadafOr  gesöigt 
worden ,  dass  der  Volksversammlung  nur  vollkommen  vorbereitete  Angelegen- 
heiten .zur  Entscheidung  vorgelegt  werden,  sei  es  durch  die  NcMJtwendigkeit 
einer  Vorberathun^n.  einem  Senater  sei  es  durch  die  Aufstellung  yen  Staats^ 
rednern,  sei  es  .endlich  dntcb  die  Erschwerung  der  Auträge  Einzelner;  allein 
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d  eigeiitiichaBeschrSiikangderyetsammlttng'b^taa'd  docÜ  kaitm  irgendwo. 
rSrflnde  sind  nicht,  schwer  aufzufinden.  Einmal  war ^eine  Beschränköbg 
rVolkswillena  durch  eineseib8t4ändige3<^rechtigung  irgend  einer  Minder- 
I  schwer:  in  ..erträgliche  logische  Uehereinstimmuhg  zu  bringen  mit  dem 
mdsatze^.^s  eine  Sdbstbestiioimiuxig  der  Oesammtheit  der  freien  Bürger 

einzige  natürlich  erlaubte  Quelle  von  besetz  und  Nöthigang  sei.  Sodann 
r  mochte  es  überflüssig  dünken,  die  Rechte  und  Interessen  des  Volkes 
en  diesea  selbst  in  Schutz  zu  nehmen.  Eußnnte  doch  von  einem  selbstbe? 
■len  Willen  sich  ;ni  beeinträchtigen  verständigerweise  nicht  die  Rede  sein, 
[•man  mochte  voraussetzen,  dasses  an  einer  Kenntniss  dei' Bedürfiiisse 
Hiebt  fehlen  werde,  wo  Jeder  seine  Meinung  und  sein  Interesse  unmittel- 

geltend  za  machen  Recht  un4  Gelegenheit  habe.  Ob  diese  Anschauungen 
lüg  waren,  und  ob  man  nicht  vielmehr  trotz  der  inneren  Schwierigkeiten 
i, des. vermeintlich  geringeren  Orad^  von  Nothwendigkeit  auch  hier  wohl 
■p  gethan  hätte,  Schutzmittel  für  Rechte  und  Interessen  aufzusuchen,  ist 
Udi  mehr  als  zweifelhaft.    Die  Geschichte  wimmelt  bekanntlich  von  Bei- 

« 

den  unüberlegter  und  ungerechter  Beschlüsse  durch  Volksversammlungen, 
mtlich  von  Unterdrückungen  einer  Minderheit,  oder  der  Nichtbeacthung 
1  Bechten  Einzeh^er.  Doch  lüag  eine  nähere  Ujitersuchung  hier  füglich 
terbleiben,  da  in  der  jetzigen  Z^t  die. Zahl  und  Bedeutung  der  reineü 
AcBherrschaften  so  gar  klein  geworden  ist  .     * 

Wohl  aber  ist  die  Frage  näher  ins  Auge  zu  fassen  in  Betreff  deritzt 
leoommenen  und  bereits  so  weit  verbreiteten  Form  der  Volksherrschaft, 
r  repräsentativen  Demokratie.  Diese  Staatsart  ist  in  voller  Wirksamkeit 
i  ToraossichtUch  zu  noch  weit  grösserer  Ausdehnung  über  gapze  Welt- 
BÜe  bestimmt.  Wenn  also  auch  hier  ein  Bedürfbiss  des  Schutzes  gegen 
B  Staatsgewalt  selbst  vorliegt ,  demselben  aber  etwa  bis  itzt  noch  nicht 
kirig  abgeholfen  ist,  so  kann  es  wenige  Aufgaben  des  Stiaatsrechtes  und 
r  Staatskunst  von  gleicher  Wichtigkeit  geben. 

.  Die  Zustände  in  der  repräsentativen  Demokratie  sind  allerdings  in  so 
ae.  wesentlich  verschieden  von  denen  der  unmittelbaren  Volksherrschaft, 
In  jener,  das  Volk  nicht  selbst  Beschlüsse  fasst,  also  weder  Gesetze  gibt, 
rtrige  schliesst,  Jü-ieg  und  Frieden  bestimmt,  den  Staatshaushalt  und  «die 
gaben  fesstellt  u.  s.  w.,  (seltene  Fälle  eines  Veto  etwa  abgerechnet;)  noch 
dl  .selbst  verwaltet  Zu  den  wesentlichsten  Handlungen  der  Staatsgewalt 
A  Abgeordnete  ausgewählt,  welche  theils  in  grösseren  Versammlungen  die 
gomeineB  und  grundsätzlichen  Angelegenheiten  besorgen  j  bald  in  kleiner 
nrid  oder  auch  wohl  ganz  einzeln  die  laufenden  Geschäfte  erledigen. 
iQgt  nnn  etwa  schon  in  dieser  Uebertragung  der  Oewält  von  Allen  auf 
Crige  AnserwähHe  ein  genügender  Schutz  gegen  Missregierung,  namentlich 
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gegen  eine  schädliche  Uebertreibong  des  demokratischen  Princips,  so  dass 
anderweitige  Anstalten  überflfissig  werden?  *  • 

Unzweifelhaft  ist  es  ein  Vortheil,  dass  die  yerschiedenen' Arten  tod 
Stellvertretern  des  souveränen  Volkes  nicht  ans  eigenem  Bechte  ba|idelii, 
sondern  nur  eine  übertragene  Gewalt  und  eine  durch  die  Yerfiassong  fgaaut 
begränzte  Zuständigkeit  haben.  Viele  Rechts-  und  luteressever^etzobgeB, 
und  unter* diesen  denn  auch  solche,  welche  aus  einer  sohädüchea  Avsdeb- 
nung  des  Volkswillens  entstehen  könnten ,  sind  ihnen  sdmit  rechtlidi  und 
formell  unmöglich,  wenn  die  Verfassung  verständige  Vorscliriften  eiitW. 
Ein  anderer  Schlitzgrund  ist   die  persönliche  Verantwortlichkeit,  wehte 

m 

wenigstens  die  mit  der  Verwaltung  beauftragten  Erwählten  des  Volkes  imtw- 
worfen  sind,  und  welche  denn  doch  immer,  wenn  man  ^uch  ihre  Wirkfla- 
keit  nicht 'albsu  hoch  anschlagen  kann,  die  Unterlassung  von  Oewahmiii' 
brauch  räthlich  macht.  So  lange  also  die  Gesetze  nicht-  schon  selbst  &m 
schlechte  Richtung  erhalten  haben,  z.  B.  auf  eine  ungerechte  Unteirdrftckni 
von  Minoritäten  ausgehen,  ist  die  Verwaltung  weniger  zu  fÜirqliteD, 


auch  deren  Inhaber  üblen  Sinnes  wären.  Endlich  mag.  es  immerhin  ik  \ 
ein  Sicjierungsgruud  betrachtet  werden,  dass  die  entscheidende  BehMe.  - 
keine  zahlreiche  Menge  ist,  welche  sich,  aus  psychologisch  wohl  za  begia- 
fenden  Ursachen,  schon  durch  die  Aufregung,  welche  Zahl,  Lftnnfli  1mdB^ 
wegung  verursachen,  zu  leidenschaftlichen,  unüberlegten  und  selbst  schreiaii 
ungerechten  Beschlüssen  hinreissen  lassen  kann,  sondern  eine  weit  kl«bere 
Versammlung  von  höchstens  einigen  Hunderten ,  und  dass  bei  der  Verwal- 
tung sogar  ganz  Wenige  handeln,  vielleicht  nur  ein  Einzelner.  Aach  darf 
immerhin  angenommen  werden,  dass  unter  den  aus  d^m  gesammten  Volkt 
Qewähltea  viele  besonnene  und  gewissenhafte  Männer  sindj  welche  die  ibnea 
anvertraute  Gewalt  nur  zu  gesetzlichen  und  vernünftigen  ^io^ssr^elii  anzn- 
wenden  bemüht  sind.  Dennoch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  diesen  günstigCB 
Umständen  zur  Abwendung  möglichen  Uebels  auch  bedrohliche  VerhÜtnisse 
zur  Seite^stehen.  Einmal  nämlich  werden  die  sämmtlichen  Stellvertreter  des 
Volkes,  die  für  die  Gesetzgebung  bestimmten  sowohl  als  die  zur  Verwaltnf 
berufenen,  von  der  Mehrheit  gewählt  und  hängen  hinsichtlich  ihrer  ganiti 
staatlichen  Laufbahn,  z.  B,  der  WiedererwähluDg ,  von  dieser  Mehrheit  ak 
Sie  sind  also  gedrängt,  im  Sinne  derselben  zu  handeln,  .was  dann  a  vt 
überlegtem  und  leidenschaftlichem  Benehmen ,  zu ,  offenbarem  Missbranck  L 
der  Gewalt,  besonders  zu  rücksichtslosen  Verletzujigen  der  Mindertiettci  ^ 
oder  zur  Beseitigung  stabiler,  von  der  augenblicklichen  Richtung  des  Windei 
unabhängiger  Einrichtungen  führen  kann,  wenn  der  Volkssinn  entscbiedü 
dahin  neigt.  Sodann  darf  der  grosse  Einfluss  nicht  übersehen  werden, 
welchen  die  Presse  in  dieser  Staatsform  übt.  Da  diese  nnn  aber  übertU 
das  vorzugsweise  empfiehlt,  was  gerne  gehört  wird«  und  da  die  Meng^  vaaoff 
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ame  hört,  wenn  sie  wegen  ihrer  Einsicht  gelobt  und  wenn  die  augen- 
jckliche  Strömung  ihrer  Wünsche  als  berechtigt  und  weise  dargestellt 
ird:  so  sind  im  Ganzen  keine  Ermahnungen  zur  Sclbstbeschräukung  und 
irAuirechthaltung  beschwerlich  gewordener  Einrichtungen  zu  erwarten, 
jndem  vielmehr  Aufforderungen  zur  rücksichtslosen  Durchsetzung  des  Wil- 
der Mehrheit.  Femer  mag,  ohne  jede  künstliche  Aufetachlung,  das 
in  4er  Lust,  auch  unmittelbar  zu  handeln,  sich  selbst  Entscheidungen 
]rt>ehalten,  welche  zweckmässiger  im  l^eineren  Kreise  erwogen  und  abge- 
aobt  würden.,  z.  B.  Aemterbesetzungen  oder  ein  Veto  bei  gewöhnlichen 
BietseiL  Endlich  kann  das  unzweifelhaft  dem  Volke  grundsätzlich  zu- 
ehende  Becht,  Veränderungen  mit  der  Verfassung  vorzuuehm^,  allzuhäufig 
d-  ohne  dringende  Gründe  ausgeübt  und  dadurch  der  Sinn  für  feste  Ord- 
flg  tmd  eines  über  dem  Willen  des  Einzelnen  stehenden  höheren  Gebotes 
A  mehr  geschwächt  werden ,  als  schon  an  sich  die  Folge  der  ganzen 
■Atsform  ist. 
Xeicht  ist  es  nun  möglich,  dass  die  üblen  Seiten  des  Zustandes  über- 

■ 

lagen;  ja  es  lassen  die  menschlichen  Leidenschaften  und  Schwächen  regel- 
iKig  den  Sieg  derselben  erwarten.  Es  liegt  im  Wesen  der  repräsentativen 
imAratieen  nicht  i^nr  keine  genügende  Sicherheit  gegen  einen  gewftltthä- 
gm  Missbrauch  der  Gewalt  durch  deren  Inhaber;  nämlich  durch  die  Mehr- 
rit^  sondern  es  besteht  sogar  ein  besonderer  äusserer  und  innerer  Anreiz  zu 
iH^bßr  Handlungsweise.  Da  aber  auf  die  Dauer  der  Wille  der  Mehrheit  unauf- 
lllsam  Gesetz  wird,  so  wäre  es  thörigt,  nicht  auch  ein  wirkliches  Eintreten 
m  Uebelständen  zu  erwarten.  Diess  aber  ist  um  so  schlinmier ,  als  sich 
dttare  Schranken  selbstredend  dagegen  nicht  aufstellen  lassen.  Selbst 
Kb-  wenn  sich  Einrichtungen  ersinnen  Hessen ,  welcher  einer  Uebertreibong 
ir  demokratischen  Gelüste  Einhalt  zu  thun  im  Stande  wären,  (und  es  sind 
riche  Einrichtungen  noch  nirgends  getroffen  worden,)  so  würden  dieselben 
mde  dann  nichts  nützen,  wenn  man  ihrer  am  bedürftigsten  wäre,  nämlich 
gen  eine  stürmische  Aufregung  der  VolksleidcnschafL  Hat  es  ja  die  Menge 
BiMh  in  ihrer  Gewalt,  die  Verfassung  in  jedem  Augenblicke  nach  ihrem 
Blieben  zn  ändern,  mit  dieser  dann  aber  auch  die  bestehenden  gesetzlichen 
indeniisae  ihrer  WiUkühr.  Offenbar  sind  nur  zwei  Umstände,  welche  mö|;- 
iierweise  ?on  dem  Betreten  falscher  Wege  oder  wenigstens  von  dem  Be- 
omn  in  sokh'en  abhalten  könnten:  besonnene  auf  Kenntniss  des  Menschen 
■Ijktzte  Mässigung  der  Mehrheit  des  Volkes,  und  schlimme  Erüethrungen.  Lei- 
ir.ist  aber  in  beiden  Beziehungen  nich^  viel  zu  hoffen.  Eine  solche  staats- 
famische  Mässigung  mag  die  Eigenschaft  der  wenigen  höher  Gebildeten  sein ; 
lim  Yon  der  Masse  der  Menschen  ist  sie  nicht  zu  erwarten ,  wenigstens 
cht  auf  die  Dauer.  Schlimme  Erfahrungen  sind  zwar  fühlbarer  als  theo- 
itische  Lehren  der  Staatsweisheit,  und  allen  zugänglich;  allein  theils  fragt  es 
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sich,  ob^  die.  onliebsanicn  Wirkungen  mit  Selbsterkenntniss  auf  die  Eigenen 
Fehler  als  auf  die  Ursachen  zurückgeülhrt  und-  nicht  vielmehr  die  Orflnde 
der  Uebel  ganz  wo  anders  gesucht  werden;  theils  wird ' bekanntlich  aoch 
die*  Erfahrung  wieder  vergessen,  besonders  von  einem  jüngeren  Oeschlecblft 
Auch  hindert  Erfahrung  in  dem  einen  Punkte  keineswegs  ein  V^r&lleB  m 
ahnliche  Fehler  in  einem  andern. 

Dass  dieser  wichtige  Gegenstand  verhältnissmässlg  noch  venige  Beach- 
tung erhalten  hat  und  auch  in  der  Wissenschaft  kaum  der  ErOrterong  wertb 
gefunden  worden  ist,  rtlhrt  ohne  Zweifel  hauptsächlich  von  'der  noch  kums 
Dauer  der    repräsentativen  Demokratie  her.    Die  Folgen  eines  staalUdiia 
Gedankens  entwickeln  sich  nur  allni^hlig  im  Leben^  und  namentlich  koioneB 
fehlerhafte  Uebertreibuhgen   erst  dann  zu  Tage ,  wenn  die  orsprOngliclieB 
Absichten  tnehr  und  mehr,  in  .Vergessenheit  gerathen  sind.    Bei  der -Ter 
Wandlung  monarchischer  Einrichtungen  in   eine  repräsentative  D&aoknüt 
begnügt  man  sich  anfänglich  mit  dem  Siege  des  neuen  Grondsatces  and  ät 
den  nöthigsten  zu  seiner  äusseren  Darstellung-  erforderlichen  Organisalioi. 
Die  ganze  Generation,  welche  sich  von  der  fürstlichen  Herrschaft. hmoil, 
ist  noch,  ihrer  selbst  vielleicht  unbewusst,  gesättigt  mit  monarchischen  Q^ 
wohnheiten  und  wagt  sich  nur  scheu  in  den  neuen  anstand,  obglekh  ne 
denselben  grundsätzlich  will  und  herbeigeführt  hat.    Erst-  nachf<dgende  Ge- 
schlechter, schon  anfgewachseh  im  GefQhle  grosserer  Ungebondenheit  uxi 
mit  gesellschaftlicher  Ungleichheit  durch  eigene  Erfahrung  gar  nicht  iiehr 
bekannt,  fangen  an  Schlüsse  zu  ziehen,  welche  zijerst  iloch  höchst  gewic^ 
vielleicht  ganz  widersinnig  erschienen  wären.    Sie  werden  immer  demokzi- 
tischer.    Sehr  deutlich  kann  man  diesen  Gang  der  Dinge  Verfolgen  in  den 
Hauptsitze  der  Staatsform,  in  den  Vereinigten  Staaten.    Wie  set^  hinges 
noch  die  grossen^  Gründer  der  Republick  an  einem  vollen  Maasse  von  Staats- 
gewalt; wie  aristokratisch  waren  sie,  wenigstens  verhältnissmässig;  nnd  wie 
gemässigt  musste  die  ganze  Bevülkemng  noch  sein,  um  die  ^  zur  AnnsTiinft 
vorgeschlagenen  Einrichtungen,  namentlich  die  des  Bundes,  gntheks^  m 
können!    Niemand  glaubt  wohl,  dass  es  itzt  noch*mOglich  wäre»  ein  einh^ 
liebes  Haupt  der  Kegierung  mit  so  weit  ausgedehnten  Rechtea,  einen  Senai 
mit  so  selbstständigen  BefugnisBen,  einen  von  allem  populärem  Einflnsse  gsoi 
frei  gehidtenen  obersten  Gerichtshof  durchzusetzen.  Langsam  nnd  stückweise 
aber  unaufhaltsam  hat  s^ch  der  ganze  Geist  des  Volkes  in  allen  seinen  Schith- 
ten  geändert,  gleichsam  auf  einer  schiefen  Fläche  zu  stärker  ausgeprägte 
demokratischem   A^iffassungen    und  *  Einrichtungen    hingleitend.     Auf  tue 
V^ashington  und  Hamilton  kamen  die  Jefferson,  und  diesen  folgten  mit  der 
Zeit  die  Jackson  und  Pierce,   alle  aber  als  bezeichnende  AnsdrAdke  des 
allgemeinen  Volkssinnes.  Die  Föderalisten  sind  von  den  Demokraten  besiegt 
worden,  gegen  diese  haben  sich  Mullüiers  und  Enownothings  i^nfigelehnt  Durch 
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liese  yeränderungen  sind  aber  Fragen,  welche  in  ^Ueren  Jahren  noch  gar 
«inen -Gegenstand,  jeden  Falles  'keine  Dringlichkeit  hatten,  immer  nAjier 
«rang^treten,  nnd  Erörterungen  sind  von  unmittelbarer  Bedeutung  fillr  das 
jebeil' geworden ,  welche  als  ganz  überflüssig  früher  Niemanden  angezogen 
litten,  didier  denn  auch  nnterWeben.  l^s  liegen'  itst  Gefahren  klar  vor 
Logen ,  deren  Möglichkeit  noch  yor  einem  halben  Jahrhundert  kein  Scharf- 
inn  ahben  konnte. 

Unter  diesen  Umständen  ist  eine  nähere  Beachtung  des  Ganges  der 
finge  in  den  Vereinigten  Staaten  von  der  gröbsten  Wichtigkeit;  u^  zwar 
ichi  blos  för  den  praktischen  Staatsmann ,  damit  er  eine  sichere  Grundlage 
ir  Benrtheilung  der  wahrscheinlichen  künftigen  Politik  des  jungen*  Riesen- 
aiches  gewinne,  sondern  auch  als  Stoff  für  die  Wissenschaft.  Diese. muss 
idi  die  Aufgabe  setzen,  sämmtliche  Seiten  der  Staatsform  zu  erkunden, 
«Iche  eine  so  mächtige  iSegenwart  und  eine  so  grosse  Zukunft  hat.  Der 
romme  Glauben,  dass  hier  das  wahre  Ideal  des  menschlichen  Zusanunen- 
A)^s  erreicht,  die  repräsentative  Demokratie  dem  allgemeinen  Loofte  der 
Mnschli(;ben  Werke y  der  Unvollkommenheit,  entgangen  sei,  ist  allzu  naiv, 
b  dass  er  in  den  Gebieten  des  geordneten  Denkens  und  des  Wissens 
terrschen  könnte.  Hat  er  doch  selbst  in  den  Anschauungen  der  Menge 
ledeutende  Eiübusse  erlitten,  wenn  ihr  auch  die  eigentliche  Ursachen  nicht 
d^r  erkannt  sein  mögen. 

Dass  hier  genaue  Betrachtung  der  Thatsachen  allgemeinen  Lehrsätzen 
nd  Besserungsvorsrchlägen  vorangehen  muss,  versteht  sich  von  selbst.  Man 
imss  den  wahren  Stand  der  Dinge  kennen,  sonst  läuft  man  Gefahr,  einer 
leits  mit  Windmühlen  zu  fechten ,  anderer  Seits  Schutzmauern  aus  Karten- 
i^er  zu  errichten.  Zu  einer  solchen  Kenntniss  der  Thatsachen  feh)t  es 
ber  nicht  an  Mitteln,  wenn  man  sie  nur  gebrauchen  will. 

Das  erste  Verhalten  des  europäischen  Staatsmannes  und  Staatsgelehrten 
I  dem  öffentlichen  Eechte  der  transatlantischen  Freistaaten  war  allerdings 
nr  das  der  Neugierde.  Man  war  begierig  zu  sehen,  durc}i  welcherlei  Ein- 
chtongen  dieser  neue  Zustand  der  Dinge  wirklich  ins  Lel>en  eingeführt  und 
(regelmässige  Wirksamkeit  gesetzt  werden  wolle.  Hierzu  bedurfte  es 
HT  nur  einer  allgemeinen  Bekanntschaft  mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
SS  Bandes  und  der  Bundesstaaten ;  und  zwar  mochte  man  sich  begnügen 
tt  dem  Texte  der  'Verfassungsurkunden  und  höchstens  einiger  der  haupt- 
cUichsten  Gesetze.  Eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  bestand  in  der 
stra  Zeit,  wie  begreiflich,  noch  nicht,  etwa  mit  Ausnahme  des  zurEm- 
eUnng  der  vorgeschlagenen  Bundesverfassung  bestimmten  «Föderalisten», 
Derding^  in  seiner  Art  eines  Werkes  ersten  Ranges;)  und  auch  die  ge- 
lüdiäicheEntwickelung  der  einzelnen  Sätze  war  noch  sehr  (dürftig.  Schlüsse 
r:  Eigenes  Veilialten  brauchte  man  ohnedeo)  keine  aus  seinem  Wissen  zu 
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ziehen.  Hatten  die  in  Amerika  aafgestellten  Onmds&tze  und  Anstalten  "wirk- 
licfa  Bestand  und  Fortgang,  so  war  es  um  po  besser  fttr  die  nnftebsl  B^ 
theiügten ;  das  Gedeihen  des  noch  in  den  ersten  Anfängen  begrUIEBtfen  Landes 
und  seiner  Einrichtungen  hatte  aber  keine  weitere  Bedeatnng  Ar  Esropi, 
als  eine  rein  menschliche,  höclntens  eine  gewerbliche.  Selbst  £e  denufai- 
tisch  nnd  republikanisch  Gesinnten  diesseits  des  Weltmeeres  sogen  ikre 
Grundsätze  nicht  aus  den  amerikanischen  Vorgängen,  sondern  ins  da 
wesentüch  verschiedenen  Lehren  Roussean's  und  seiner  Schale. 

Das  zweite  Stadium  des  Verhaltens  war  ein  literarisches.    Die  Einrid- 
tungen.in  den  Vereinigten  Staaten  behielten  nicht  nur  Bestand,  sondaii  sie 
befestigten  sich ,  dehnten  und  bildeten  sich  aus.    Es  entstanden  Immer  neae 
Staaten  mit  gleichen  Grundsätzen  und  Einrichtungen;   die  Gesetzesmo- 
lungen  schwollen  an;   die  Berichte  ther  die  gerichtlichen  Entscheidaag« 
fingen  an  Hunderte  von  Bänden  zu  ftdlen.    Ein  löblicher  Eifor  Elnnte 
und  freigebige  Unterstützung  der  Bundesgewalten  förderte  die  gesohidrtUeki 
Quellen  reichlich. zu  Tage.    Endlich  traten  selbst  bemerkenswerthe  SArÜ* 
steller  im  Staatsrechte  auf.  Der  Föderalist  stand  nicht  mehr  alleia;  sonScn 
neben  ihm  traten  ein  Marshall,  Kent,  Story,  um  von  den  Geidtem  swvita 
Rahges  nicht  zu  reden.    Es  war  natürlich,  dass  man  sich  diesen  nmok  Er- 
scheinungen zuwendete;   und  es  dürfen  sich  die  Amerikaner  in  der  nit 
nicht  über  eine  verzögerte  oder  widerwillige  Zulassung  ihrer  KoryphäaB  in 
die  Gesellschaft  der  europäischen  Geistesaristokratie  beklagen.  — '  Das  In- 
teresse an  diesen  Schriften  war  jedoch,  wie  gesagt,  zunächst  Hur  ein  Btenr- 
geschichtliches ;  der  behandelte  Stoff  selbst  lag  noch  ferne  und  wurde  aach, 
gestehen  wir  es  nur  aufrichtig,  nicht  genügend  verstanden.    Man  bendqgte 
sich  dabei ,  dass  die  amerikanischen  Einrichtungen  in  der  That  Lebenskraft 
haben,  und  dass  sie,  so  gut  wie  die  Gestaltungen  der  alten  Welt,  Stoff 
zu  wissenschaftlicher  und  feinerer  Ausbildung  enthalten.    Ob  qnd  welchea 
Einfluss  diese  Zustände  auf  uns  selbst  haben  könnten,  welcher  Oeist  über- 
haupt  die  Formen  belebe,  gebrauche  und  missbrauche ,  kam  nicht  weiter  is 
Betracht.   Allerdings  wurde  das  Land  zusehends  mächtiger;  allein  sein  ganas 
Leben  und  Trachten  bewegte  sich  noch  im  eigenen  unmittelbcuren  Kreise; 
und  es  schien  ziemlich  gleichgültig,  dass  die  Anschauungen  und  Handlnngei 
der  Vereinigten  Staaten  in  ihren  auswärtigen  Beziehungen  nicht  aalten  eiges- 
thümlich  waren  und  von  den  feststehenden  Sätzen  des  europäischen  Völkenrec^ 
abwiechen.    Die  'staatsrechtlichen  Einrichtungen  hatten  wenigen  AnMyng  ind 
waren  liöchstens  bei  Einzelnen  im  Verhältnisse  einer  unsehnldigen,  fast 
poetischen  Liebhabei'ei.    Selbst  die  unruhigsten  und  zu  den  gewaltsanuten 
Neuerungen  geneigten  Köpfe  beschäftigten  sich  in  jener  2<eit  nur  mit  den, 
freilich  weit  genug  hinausgerückten ,  Gränzen  der  Volkstcartreimg  in  der 
Monarchie.    Die  spanische  Cortes-Verfiissung  liag  ihnen  weit  eher  im  fiiaoe, 


im  nordamerikaiiischeii  Staatsrechte.  503 

als  die  £inrichtong.eii  der  Vereinigten  Staaten,  Davon  war  vollends  gar 
keine  Bede,  dass  man  die  in  dem  Geiste,  mit  welchem  das  amerikanische 
Ytßi  selbst  seine  staatlichen  Einrichtungen  betrachtete  nnd  handhabte,  all- 
mAhlig  eintiretende  Yeründerungen  scharf  in's  Ange  geüasst  pnd  aas  dieser 
Thatsache  die  entsprechenden  Schlüsse  fftr  praktisches  Handeln  txler  fttr 
inssensch^ftliche  Auffassung  gezogen  hätte.  Fand  sich  auch  wohl  unter  den 
«tnigen  tiefer  Eingehenden- mehr  Theilnahme  für  die  Föderalisten  als  für 
ihre  Nachfolger  und  Besieg^r,  die  Demokraten,  und  billigte  man 'die  von 
den  Ersteren  ausgegangene  Handhabung  der .  einzelnen  Bestimmungen  der 
Bnndesgesetzgebung  mehr,,  als  die  spätere  Auffassung:  so  ging  doch  Alles 
nicbt  über  die  unmittelbare  theoretische  Kritik  hinaus. 

I|zt  freilich  hat  sich  der  Stand  der  Sache  sehr  verändert,  und  zwar 
■acb  mehreren  Seiten,  hin.  Die  amerikanischen  Dinge  sind  .uns  weit  näher 
f^breten  und  reicher  Stoff  für  ernste  politische  Beachtung  und  für  neue 
wissenschaftliche  Erwägungen  geworden.  -7  Einmal  haben  die  Vereinigten 
Staaten  Biesenschritte  gemacht  in  Beziehung  auf  Ausdehnung  des  Grebieties, 
d^  Bevölkerung,  des  Beichthums,  kurz  .aller  Bestandtheile  einer  grossen 
Xacht  Welches  immer  die  mehrfachen  'und  zusonmiengesetzten  Ursachen 
^  wunderbaren  Erscheinung  sein  mögen :  Thatsache  bleibt,  dass  das  Land, 
welches  die  älteren  des  lebenden  Geschlechts  in  ihrer  Jugend  noch  als  eine 
kupn  von  sparsamen  Gesittigungsflecken  unterbrochene  Wildniss  betrachten 
durften,  bereits  eines  der  mächtigsten  Beiche  der  Welt  ist,  das  sich  kaum 
aehr  mit  dem  Besitze  eines  halben  Welttheiles  begnügt;  und  höchst  wahr- 
loheinlich  ist  es,  dass  diese  Grösse  und  diese  Lust  zum  Weitergreifen 
jmh  .femer  in  demselben  geometrischen  Verhältnisse  fortwachsen  wird, 
wie  in  den  letzten  Jjihrzebnten.  Schon  itzt  ist  dadurch  die  politische  und 
völkerrechtliche  Stellung  Enropa's  thatsächlich  eine  ganz  andere  geworden  in 
seinen  auswärtigen  Beziehungen,  nnd  zwar  nicht  etwa  bloss  in  Amerika 
Mlbsl,  sondern  auch  in  der  Inselwelt  und  in  den  grossen  ostasiatischen 
Bdcben.  Und  kein  Verständiger  kann  bezweifeln ,  dass  in ,  vielleicht 
kirzer ,  Zukunft  der  Einfluss  der  Vereinigten  Staaten  in  noch  ganz  anderem 
Haasse  die  europäischen  Interessen  und  Gewohnhoiten  berühren  und  durch- 
kreuzen wird,  wohl  in  Europa  selbst.  An  Neigung,  Selbstvertrauen  und 
Rücksichtslosigkeit  fehlt  es  ^en  Amerikanern  wahrlich  jiicht;  und^die  Macht 
Hiebst  ihnen  stündlich  mehr  in  die  Hand.  Diess  aber  ist  von  um  so  grös- 
Mrer  Bedeutung,  weil  die  Begierung  der  Vereinigten  Staaten,  immer  ent- 
achiedener  fortfährt,  eigene  Grundsätze  über  völkerrechtliche  Verhältnisse 
affnistellen  und  dieselben  mit  der  upgeschliffeneu  Keckheit  zu  handhaben, 
welche  dort  zu  Lande  Sitte  ist,  und  jeden  Falles  zur  Volksbeliebtheit  ver- 
kO^  —  Von  noch  ^grösserer  Bedeutung  aber  ist  sodann  die  weit  verbreitete 
le,  welche  -ifie  inneren  staatsrechtlichen  Einrichtungen  der  ameri- 
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kanischen  Freistaaten  in  Europa  gefunden  haben.    Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  darttber  Untersuchungen  anzustellen,  wer  die  Schuld  trigt,.  aber  mht- 
streitbar  ist  die  Thatsache,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Measchai  nidit 
mehr  hofft,  dass  die  voi^  ihnen  üs  ihr  Recht  betrachteten  VerbesseroDgeD 
der  staatsbflrgerlichen  uitil  der  wirthschaftlichen  Zustände  dnich  Yeriade- 
rungen  in  den  Fürstenthümern  zu  erreichen  seien.    Unzählige  sind  durch 
das,  nicht  zu  läugn^nde  und  auch .  auf  diesen 'Blättem^  besprochene,  Fehl- 
'schlagen  der  constitutionellen  Einrichtungen  völlig  abgewendet  worden  von 
:  dieser  ^Möglichkeit  der  Herbeiftlhrung  einer  bessern  Zukunft    Eih  bedeu- 
tender Theil  der  Missvergnügten,   und  es*  ist  noch  der  gemässigte«  usd 
vernünftigere,  hat  seinen  Blick  den'  amerikanischen  ätaatsformen  zogeven- 
det,  und  je  weiter  die  Thatsachcn  entlegen  sind  und  je  mehr  sie  sidi  also 
in  ihren  Einzelheiten  der  Einsicht  entziehen.,  je  leichter  das  Unbdmmte 
fOr  vortrefflich  genommen  wird,  je  bunter  die  Yortheile  eines  noch  nenn 
Landes  zusammengeworfen  werden  nul  den  Folgen  der  neueji  Staatseinrid' 
tungen  desselben:  desto  fester  ist  der  Glaube  an  amerikanisches  öffentMes 
Becht,  alsan  eiuePanacee  für  alle  menschlichen  Üebel  in  Gesellschali  md 
Staat.    Die  grosse  und  weit  verbreitete  Partei,  welche  diese  Anschaaia^ 
hegt,  zieht  sich  zurück  oder  drängt  vor,  je  nach  den  YerhfiltiiisBen  des 
Augenblickes  und  nach  der  augenblicklichen  Macht  der  Regiemngen;  sie 
ist  in  sich  Hoch  manchfach  unklar  und  mag  Bestandtheile  in  ihrem  Schoosse 
haben )  welche  sich  noch  sondern  köimen;  sie  wird  selbst -bald  durchkreuzt 
und  befeindet ,  bald  gefördert  und  vorgesohoben'  durch  noch  weil  Unzufiiede-  ^ 
nere  und  mit  ganz  anderen  ÜmstuirzidaiMii  Schwangere ;  es  mag  noch  MtwAi^ 
zwischen  die  Wünsche  und  die  Erfüllung  konunen:  allein  eine  höchst  beMh^lj 
tenswerthe  Erscheinung  ist  jeden  Falles  das  Vorhandensein  einer  soleheo 
Theilnahme  an  fremden  republikanischen  Einrichtungen  in  Mitte  der  euro- 
päischqii  Monarchieen,  und  sie  hat  eine  genaue  Kenntniss  dieser  Staatsform 
zum.  dringenden  Bedürfnisse  ftlr  den  Staatsmann  gemacht  —  Iticht  aber 
eines  Beweises  bedarf  es  ierst,  dass  durch  diese  Umstände,  auch  für  die  Wis- 
senschaft eine  neue  Aufgabe  erwachsen  ist^    Sie  kaün  sich  nfcht  mehr  be- 
gnügen mit  einer  bloscn  Eiäreihung  der  repräsentativen  Demok^tie  in^dss 
System  der  Staatsgattungen  und  Staatsarten,  sondern  sie  muss  auch  dis 
innere  Leben  und  die  Entwicklung  der  Folgen  derselben  erforschen.  *  Wenn 
dieselbe  ^in  so  mächtiges  Wort  in  den  allgemeinen  Völkerverhältnissen  mit- 
zusprechen anfängt,  und  wenn  sie  das  unverholene  Ziel  weit.^verbreitetef 
Wünsche  ist,   so  reicht  eine  Darstellung  der  äusseren  Einrtchtnngen  und 
eine  Untersuchung  der  rechtlichen  Schlussfolgerungen-  für  diese  oder  jene 
.  einzebie  Frage  m  den  Vereinigten  Staaten  selbst  nicht  mehr -ans;  sondem 
es  müssen  auch  die  Vortheile  und  F^er  der  ganzen  EäBrichtong,  die  rM- 
tigen  und  die  falschen  Bestandtheile  des  Gedankens  an  sich  mit  sohaifsD 
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llcke  ind  mit  genfigenden  geschichtlichen  Kenntnissen  erforscht  und  darge- 
ig(  werden.  Wir  müssen. wissen,  welcher  Geist  diese  Organisation  belebt, 
dche  Triebfedern  sie  bewegt  und  welche  innere  Entwicklang  die  leitenden 
taadsitse  haben.  Vor  Allem  ist  zn  untersuchen,  welche  ^Neigungen  zu 
jMlicher  Weiterentwicklung  und  zur  Uebertreibung  etwa  biestehen,  von 
eUhen  Folgen  dieselben  bereits  sind  und  welche  «ie  für  künftig  in  Aussicht 
leÜen.  Nur  dann  kann  von  einer  richtigen  Beurtheilung  der- Sachlage  und 
DD -einer  rechtzeitigen  und  eindringlichen  Warnung,  vielleicht  von  Verbes- 
Bmngsvorschlägen  die  Rede  sein.  Es  ist,  wie  die  Dinge  itzt  liegen,  von 
Nringerer  Dichtigkeit  für  uns,  genau  zu  wissen,  auf  welche  Weise'  der 
Msident  gewählt  wird,  als  die  Einflüsse  zu  keunen,  unter  welchen  er 
atorgemäss  steht;  und  weniger  bekümmert  uns  die  Ausdehnung  der  staats- 
ftrgerlichen  Rechte  des  einzelnen  Amerikaners,  als  der  Geist,  welcher  der 
inzen  Staatsthätigkeit  durch  das  demokratische  Princip  eingebaucht  wird, 
nd  welcher  somit  auch  in  Europa  sich  geltend  machen  würde ,  wenn  ameri- 
iteische  VerfassOngsformeH  je  gültiges  Recht  werden  sollten.  Wir  haben 
1  untersuchen,  welche  Kraft«  in  dem  gigantisch  aufstrebenden  Bundesstaate 
ie  bestinmienden  sind,  welche  Formen  des  Handelns  sich  dieselben  bereits 
esebiaffen  haben  und  weiter  zu  schaffen  bemühen,  und  in  welchen  Richtungen 
te  bis  jetzt  gewirkt  haben.  Daraus  mögen  wir  dann  abnehmen ,  wie  sich 
lese  Kräfte  zu  uns  und  zu  unserer  Weltstellung,  so  wie  zu  unserer  staat- 
idien  und  gesellschaftlichen  Ordnung  und  Gewohnheit  verhalten  "werden. 

Glücklicher  Weise  ist  dieses  Studium  der  amerikanischen  staatlichen 
httftnde  verhältnissmässig  leidit  Einer  Seits  kann  hier  nach  der  ganzen 
ihirichtung  kein  Geheimniss  sein.  In  dieser  Yolksherrschaft  bewegt  mau 
'Ä  auf  offenem  Markte ;  und  in  den  vielen  gesetzgebenden  Versammlungen, 
rden  Reden  der  Bewerber  um  die  grossen  Staatsämter,  in  den  Programmen 
er  Parteizusammenkünfte  drängt  sich  Alles  zu  Tage.  So  sehr,  dabsdie 
laoptkunst  nur  darin  besteht,  nicht  blosse  Redeweisen  für  Wahrheit,  prah- 
mde  Worte  für  Entschlüsse  zu  nehmen.  Anderer  Seits  besteht  der  jetzige 
■stand  der  Dinge  lange  genug,  um  die  Wirkungen  auch  der  tiefer  liegenden 
rsach^n  allmählig  bemerkbai*  zu  machen.  Wenn  es  in  der  ersten  Zeit  nach 
linlührung  der  heuen  Bundes-  und  Staatsverfassungen  nicht  mOglich  war  zu 
BQitheilen,  welcher  Grundsatz  der  Ausdruck  eines  wirklichen  Bedürfiiisses, 
elcher  aber  nur  das  Erzeügniss  einer  theoretischen  Meinung  sei;  welche 
inrichtung  in  der  That  Kraft  haben  werde ,  einen  bestimmten  Zustand  etwa 
idi  gegen  die»  Neigungen  der  Menge  zu  erzwingen ,  und  welche  sich  als 
ihle  Formen  erweisen  oder  ganz  umgangen  werden;  welche  Best^dtheile 
BB  geistigen  und  des  stofflichen  Volkslebens  schliesslich  die  Herrschaft  er- 
llttii:  80  hat  sich  in  diesen  Beziehungen  jetzt  bereits  Vieles '  aufgeklärt. 
Beh  in  der  Entfernung  kann  einem  aufmerksamen  Beobachter  die  Richtung 
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der  grossen  Strdmaogen  in  deip  staatliche  Leben  Amerika's  nicht  ^t- 
gdben. 

Die  der  Wissenschaft  auf  solche  Weise  gesteckte  Angabe  kaon  fireiUch 
nicht,  mit  einenunaie  yoUständig  gel^t  werden.    Dazu  ist  das  Naehdeskon 
Mehrerer  "ond  die  Erörtemng  verschiedener  Seiten  erforderlich.    Namantüdi 
würden  die  räumlich  gesteckten  Grenzen  weit  überschritten  werden,  wollte 
hier  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Entwickelung  der  staatlichen  Zustinde 
und  Einrichtungen  in  den  Vereinigten  Staaten  allseitig  und  geschichtlich  dar- 
zustellen. Ajach  sind  natürlich  nicht  alle  diese  Beziehungen  von  gleicher  Be- 
deutung für  das  Ausland.    A^ein  es  kann  im  Nachfolgenden  .wenigstens,  der 
Punkt  pilher  besprochen  werden ,  welcher  auch  für  die  Verhältnisse  Europas 
von  der  höchsten  Wichtigkeit  ist,  und  dennoch  das  rechte  Verständniss  bei 
uns  nicht  zu  finden  pflegt,  nämlich  die  stätige,  aber  unwiderstehliche 
und  noch  keineswegs  bei  ihren  letzten  Ergebnissen  angelangte 
Weiterentwickelung  des  demokratischen  Principes  in  dei 
Vereinigten  Staaten. 

Es  ist  bereits  oben  angedeutet  worden,  dass  der  Gedaske  der  Volks- 
herrschaft in  den  Vereinigten  Staaten  jetzt  keineswegs  mehr  auf  dieselbe 
Weise  verstanden  und  gehandhabt  wird,  wie  zur  Zeit  der  Lostrennung  von 
England  und  selbst  der  Gründung  der  jetzigen  Bundesverfassung.  ,  Damals 
wurde ^ei'dings  die  repräsentative  Demokratie. als  di^eq^ge  Stäatsform  aof- 
gefasst,  in  welcher  nicht  nur  der  Staat,  seine  Gewalt  und  seine  Form. ledig- 
lich in  dem  Willen  des  Volkes  begründet  sei,  sondern  auch  die  Leituiig  der 
öffentfichen  Angelegenheiten  nur  im  Simio  •  des  Volkes  und  mit  VerfuitiifH| 
wortlichkeit  gegen  dasselbe  zu  geschehen  habe.  Zum  Volke,  in  diesem  staiwl 
rechtlichen  Sinne,  wurde  aber  keineswegs  Jedes  menschliche  Individnoar 
gezählt,  sondern  nur  der  vollkommene,  selbstständige  und  bei  dem  Woliler- 
gehen  des  Ganzen  auch  sachlich  betheiligte  Mann.  Und  als  vereinbar  mit 
dem  Kechte  des  Volkes  wurde  es  betrachtet,  dass  alle,  besonders  schwiodigen 
und  eigenthümliche  Kenntnisse  erfordernden  Geschäfte,  somit  im  Zweifel  alle 
•  die  Gesammtheit  und  nicht  blos  die  einzelnen  Oertlichkeiten  Jl>etr6ffendeii 
Angelegenheiten,  nicht  vom  Volke  unmittelbar,  sondern  von  eigens  dazu  be* 
stimmten,  nach  ihrer  Tauglichkeit  ausgesuchten  Männern  besorgt  werden 
Namentlich  erschien  es  als  zulässig,  dass  alle  Wahlen  da,  wo  eine. genaue 
Kenntniss  von  Personen  und  Sachen .  erforderlich  sei ,  nur  von  den  dazu 
Geeigneten  vorgenommen  werden;  und  wurde  die  Noth wendigkeit  eingeräomt, 
das  Recht  und  die  Verfassung  durcü  eigene  Anstalten  gegen  die  WiUkühr 
und  die  Veränderlichkeit  der  Menge  zu  schützen.  —  Diese  AuSaasuBgen  der 
grossen  Staatsmänner  d^s  Befreiungskampfes  und  des  gesammien  Volkes, 
welches  die  Freiheit  errungen  hatt^,  sind  nun  aber  längst  verlassen,  ood 
es  wird  auf  sie .  als  auf  beschränkte  und  fast  unwürdige  Halbheiten  hinge* 
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blickt  Als  vollberechtigtes  und  namentlich  za  allen  Wahlen  befugtes  Mit- 
glied des  Volkes  ist  jetzt  jedes  nicht  durch  einige  wenige  besondere  Un&hig- 
keitsiirsachen  ausgeschlossene  Individuum  anerkannt.  Es  wird  für  das  Volk 
d6r  giN^sstmögliche  unmittelbare  AntÜeiJ  an  die  Staatsangelegenheiten  ver- 
lugt  und  ihm  eine  ganz  besondere,  fast  mysteriöse  Befähigung  ^  guter 
Besoigäiig  derselben  zugeschrieben.  DemgemSss  wird  dann  die  Wahl  aller 
Beunten  fEkr  das  Volk  selbst  gefordert,  eine 'möglichst  kurze  Amtszeit  bei 
'aUen  Stellen  als  Gebot  deä  Rechtes  und  der  Zweckmässigkeit  dar^^estellt, 
imd  die  Beseitigung  aller  Schranken,  welche  dem  Willen  der  jeweiligen 
Mehrheit  gesetzt  sein  könnten,  als  noth wendige  Folge  der  Volkshcrrschaft 
iDgiestrebt. 

Es  ist  aber  nicht  etwa  bei  der  Veränderung  in  der  Theorie  geblieben 
sondern  schon  mehrfach  Hand  an  die  Ausfahrung  gelegt  worden.  Der  neuen 
Auflassung  der  Demokratie  ist  bereits  eine  ganze  Reihe  von  Staatseinrich- 
tnngen  ;^nm  Opfer  gefallen,  welche  die  Gründer  der  amerikanischen  Unab- 
hlngig^eit  und  inneren  Freiheit  f%lr  unerlässlich ,  und  zwar  eben  zum  Schutze 
einer  vemtlnftigen  und  gesetzlichen  Freiheit,  erachtet  hatten;  und  es, kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  auch  noch  weitere  ForderungjBn  allmählig 
werden  gewfthrt  wenden,  welche  noch  vor  nicht  langer  Zeit  als  völlig  sinn- 
los betrachtet  worden  wären.  Schon  werden,  nachdem  zu  AnfiEing  dieses 
fchrhunderts  in  dem  damals  noch  mehr  als  halbwilden  Staat  Ohio  der  An- 
fang  gemacht  wurde,  in^volTen  zwei  Drittheilen  aller  Staaten  die  Richter 
^tnittelbar  vom  Volke  gewählt.  Und  zwar  nur  auf  eine  kurze  Reihe '  von 
MUiren.  Ebenso  sind  die  allgenefnen  Verwaltungsämter,  welche  sonst  ent- 
Iteder  von  den  Gouverneuren  ,o4|er  von  den  gesetzgebenden  Versammlungen 
besetzt  wurden,  den  allgemeinen  Wahlen  verfallen.  Die  Räthe',*  welche  den 
Goav^meuren  in  manchen  Staaten  zur  Seite  gesetzt  waren,  zur  Erstattung 
von  Gutachten  bei  Begnadigungen  oder  Aemterbesetzungen,  sind  aufgehoben, 
damit  die  obersten  Beamten  ohne  Rückhalt  und  Schirm  der  Verantwortlich- 
keit  von  Gehülfen  persönlich  vollkommen  biosstehen.  Zu  den  Abstimmungen 
werden  auch  Solehe  zugelassen ,  welche  an  den  Staat  niit  keiner.  Art  von 
Bachlichem  Bande ,  oft  kaum  mit  einem  vorangehenden  Aufenthalte ,  geknüpft 
sind.  Und  die  logische  Entwickelung  des  allgemeinen  Menschen-  und  Bür- 
fenrechts  ist  schon  bis  zu  ernstlichen  Versuchen  einer  Ausdehnulig  aller 
«ctiven  und  passiven  politisdien  Rechte  auf  die  Weiber  gediehen.  In  diesem 
Geiste  haben  sich  nicht  nur  die  spät^f  in  die  Union  eintretenden  neuen 
Stoateh  Verfassungen  gegeben,  welche  in  wesentlichen  Punkten  von, den 
Ikeren  Mustern  abwiechen,  und  zwar  je  weiter  abwiechen,  je  später  die 
BflduBg  des  neuen  Staates  vor  sich  ging;  sondern  es  sind  auch  die  Ver- 
ilBSungen  der  meisten  älteren  Staaten  in  derselben  Richtung  abgeändert 
worden,    zum  Theile  mehrere  Male   und   dann   ii)i  immer   stärker   aus- 
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gesprochenem  demokratischem  Sinne.    Hier  and  'ida  widersteht  noch  eine 

I 

schwache  Mehrzahl,  wie  z.  B.  in  Massachusetts;  allein  es  ist  anf  die  Daner 

9 

kaum  Sieg  für  sie  zu  erwarten.  Allerdings  geht  die  Bewegimg  soniGhst  in 
den  einzelnen  Staaten  vor  sich,  und  es  ist  an  den  Formen  des  Bnndes- 
Staates  noch  nichts  geändert  worden;  allein  es  wäre  ein  grosser  Irrtfann, 
wenn  man  desshalb  glaubte,  es  mache  sich  der  nendemokntiflchQ  Geist 
nicht  auch  in  der  Bundesregierung  geltend.  Abgesehen  davon/ dato  uch 
diese,  wie  Alles  in  den  Vereinigten  Staaten,  unbedingt  onter  der  Herrschift 
der  öffentlichen  Meinung  steht,  ist  ein  ganz  unmittelbarer  Einfloss  dadardi 
gesichert,  dass  die  Wahlen  in  die  beiden  Häuser  des  Gongresses,  mittelbtr 
oder  unmittelbar,  durch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen' Staaten  bestimmt 
werden.  Nicht  nur  das  Haus  der  Abgeordneten,  sondern  selbst  der  Senat 
hat  dadurch  bereits  eine  Stimmung  ei'halten,' welche  weit  entfernt  ist  von 
dem  Geiste  in  den  ersten  Jahrzehnten  der  Union,  nnd  von  Jefferson  an  fast 
auch  die  Mehrzahl  der  Präsidenten  die  kurzsichtige  und  selbstische  Politik 
verfolgt,  dem  demokratischen  Strome  zu  folgen  und  möglichst  die  ihm  entr 
gegengestellten  Dämme  zu  beseitigen,  kurzer  persönlicher  Beliebtheit  wegen. 
Die  Folgen  dieser  Veränderungen  fangen  an  sehr  sichtbar  zn  werden; 
und  .sie  «ind  keineswegs  erfreulicher  Art.  Es  ist  nur  Eine  Stimme  darttber, 
dass  die.  jetzt  an  der  Spitze  der  Angelegenheiten  stehenden  Staatsmänner  in 
geistiger  und  sittlicher  Beziehung  w^it  nicht  an  ihre  Vorgänger  hinanreicben. 
In  den  gesetzgebenden  Versammlungen,  mit  Emschluss  des  Congiresses^  jeden- 
falls des  Repräsentantenhauses,  sitzen  manche  rohe  und  unfUiige  Mensohefi, 
dc^en  Betragen  nicht  selten  eine  Schande  ftr  das  Land  ist,  and  deren  Bif 
in  Beziehung  auf  Ehrlichkeit  und  UndgenpAtzigkeit  sehr  tief  ^teht  Wer 
erinnert  sich  nicht  an  die  niederträchtige  Misshandlung  des  Senators  Sonmer 
durch  einen  anderen  Senator  in  dem  Saale  selbst?  Wer  nicht  an  die  scanda- 
lösen  Prtlgelscenen  unter  Eepräsentanten?  Laut  wird,  selbst  von  Congress- 
mitgliedem,  geäussert,  jede  Bill  lasse  sich  durchbringen,  wenn  nnr  GeM 
genug  darauf  verwendet  werden  wolle.  Die  Verschleuderung  der  Bundes« 
gelder  durch  die  Beamten  und  die  Begünstigung  des  Betruges  durch  die  znr 
Ueberwachung  berufenen  Volksvertreter  ist  ganz  unglaublich.  Durch  die 
weite  Ausdehnung  des  Wahlwesens  und  die  Zulassung  so  vieler  Ungeeigneter 
zxj^r  Theilnalune  an  den  Wahlen  ist  eine  höchst  verderbliche  GMang  von 
gewerbmässigen  Politikern  erzeugt  worden ,  deren  Einfluss  gekaoft  oder  a^ 
gekauft  werden  nf^uss,  und  welchen  nach  einem  Wahlsiege  die  Öffentlichen 
Aemter  als  «Beute»  zufallen.  In  keinem  Lande  der  Welt  hat  das  Hecht  eine 

m 

kleinere  Aussicht  anf  Sieg,  wenn  es  mit  einem  grossen  und  von  der  M^ 
lebhaft  ergriffenen  Interes^^  zasammenstösst;  und  .wie  sehr  diese  Unsidieriieit 
selbst  in  den  Verhältnissen  des  täglichen  Leben^  durch  die  Wahlen  der 
Richter  auf  kurze  Fristen  noch  gesteigert  werden  wird,  bedarf  keinl^ 
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iew^ises.  Schon  jetzt  wird  von  umsichtigen  Mfinnem  (Beweise  sind  in  den 
päter  n&her  zu  besprechenden  Verhandlungen  de»  Versammlung  von  Massa- 
hasetts  reichlich  gegeben)  offen  anerkannt,  dass  die  Ernennungen  der  Rfchter 
lorcb  Volkswahl  und  auf  kurze  Zeit^  die  Gerichte  in  Ve];fall  und  auf  eine 
iefere  Stuüe  der  Achtungswürdigkeit  gebracht  haben.  Die  Gemeindever- 
raltmigen  mancher  der  grössten  Städte,  z.  B.  New-York's,  sind  in  die  HjUide 
lei  Pöbels  g^allen  und  in  einem  kaum  glaublichen  Grade  schlecht.  la  den 
inswiürtigen  Verhältnissen  der  Tereinigten  Staaten  ist  ein  Uebermuth ,  eine 
ferachtuHg  des  Rechtes  der  Schwachem,  ein -Nachgeben  der  Staatsgewalt 
;egen  ungerechte  und  unverständige  Forderungen  innerer  Parteien  ei\t8tanden, 
felche  schon  jetzt  zu  sehr  tadelnswerthcn  Schritten  geführt, haben  und  noch 
ireitere  ähnliche  in  Aussicht  stellen.  Die  neue  amerikanische  Demokratie 
st  in  ihrem*  Verhalten  zu  andern  Staaten  ebenso  empfindlich  und  anspruchs- 
voll, als  sie  ihrer  Seits  rücksichtslos  und  ungerecht  ist;  ihre  Weigerung,  die 
ies  Sklavenhandels  verdächtigen  Schiffe  einer  Untersuchung  unterwerfen  zu 
assen,  ihre  offene  Begünstigung  des  Freibeutergesindels,  welches  auf  eigene 
Taust  fremde  schwache  Staaten  angreift  und  zu  erobern,  sucht,  ihre. Zurück- 
rdsung  der  vom  Pariser  Congresse  beschlossenen  Aufhebung  der  Kaperei 
ind  schmachvolle  Handlungen. 

Diess  sind  schlimme  Zustände;  und  doppelt  so,  .weil  sie  offenbar  ihren 
{öhepunkt  noch  lange  nicht  erreicht  haben.  Einmal  wird  sich  in  den  inneren 
Verhältnissen  der  Gedanke  der  .Demokratie,  wie  er  jetzt  aufgefasst  ist,  nöcL 
reiter  entwickeln,  bis  das  Uebermaass  der  folgerichtig  sich  ergebenden  Uebel- 
lande  zu  einer  Untersuchung  der  Bkhtigkeit  des  Ausgangspunktes  und  zur 
Sinschlagung  einer  neuen  Bahn  nöthigt.  Bis  zu  dieser  Umkehr  ist  es  aber 
Her  menschlichen  Wahrscheinlichkeit  nach  noch  weit  hin.  Und  dies  zwar 
DD  .60  mehr,  als  in  dem  angeblich  freiesten  Lande  der  Welt  eine  Tyrannei  der 
öffentlichen  Meinung  herrscht,  welche  gar  keinen  Widerspruch'  gegen  die 
mgenblickliche  Strömung,  keine  Bekämpfung  einer  von  der  Menge  ange- 
lommenen  Ansicht  duldet.  Zweitens  aber  gewährt  die  beispiellose  Zunahme 
ler  Jlklacht  der  Vereinigten  Staaten ,  welche  ebenfalls  noch  lange  andauern 
rird,  den  Tonangebem  und  Gewalthabern  immer  mehr  die  Mittel,  ungerechte 
ind  antisociale  Begehren  der  Menge  durchzusetzen,  dieser  selbst  aber  eine 
nuner  grössere  Meinung  von  sich  und  immer  weitere  Lust  zu  muthwilligem 
fissbrauche.  Ob  und  Wann  aber  eine  Vereinigung  der  Verletzten  und  Be- 
Irohten  zu  gemeinsamer  Demüthigung  eines  solchen  Geistes  zu  Stande  kommen 
ind  welchen  Erfolg  sie  hab^n  wird,  steht  völlig  dahin. 

.  Sich  einen  klaren  3egriff  von  diesem  Fortschreiten  ulträ-demokratischer 
Besinnung  zu  machen,  ist  sehr  nothwendig,  damit  man  nicht  durch  die  sich 
(leich  bleibende  Phraseologie  und ,  durch  bis  itzt  unveränderte  Bundesver- 
iwong  über  den  wahren  Zustand  der  Dinge  getäuscht  werden.    Von  Nutzen 
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hierzu  ist  natflrlich  die  LeotOre  guter  und  ehrlicher  Schriften  Ober  die  öffent- 
lichen Zustände  in  den  Vereinigten  Staaten^);  doch  noch  weit  imgelrttbter 


1)  In  enter  Reihe  unter  dienn  Schriften  stehen  ohneZweifU  die  getitteieheBBrihtnimi 
Calhonn'B  flt>er  dieRe^emng  in  einer  Demokratie,  (Woiki,  Öolnmb.,  185t,  Bd.^ 
er  «uAhrt,  duß  die  Enticheidnnir  <tor  Fragen  durch  die  Mehrfaeil  an  TOlUger 
aller  MinoritAten  (tthre,   und  daas  sur  Abwendung  dieiei  Uebdi  Jeder  lüiidflrialt  «li  Tili 
gegen  die  BeachlÜMe  der  Mehrheit  eingeräumt  werden  mOise.    Oh  dieaea  Mittel  4tm  rialtflii 
igt,  mag  freUieh  lefar  beaweifelt  werden;  auch  lumn  gana  dahin  gesteUt  bleiben,  aoa 
vielleicht  unlöblichen,  letaten  Orilnden  diese  Theorie  aiMla*estent  wurde:  hSehat 
bleibt  Jeden  Falles,  dass  ein  so  völlig  im  Leben  stehender  und  mit  den  Zaitipdeo  aii—i  YtHat' 
landes  so  genau  vertrauter  Btaatnnann  au  dieser  Ansicht  und  an  einem  so  iiiiiimilfliUinHirtmi 
mittel  gekommen  ist    Kaum  irgendwo  dürfte  den  in  den  Vereinigten  Staaten  allgands  si^ 
nommenen  Anschauungen  so  entschieden  entgegengetreten  sein.   Ni|hecea  s.  fai  Btlaer  Qe* 
schichte  und  Literatur  der  StW.,  Bd.  i,  8.  568 1)^^.  —  Ais  ein  aweites  sehr  bemerkmiawwftM 
W6rk  Ist  au  nennen:  T.  Liebei;,  On  dvil  liberty  and  self-govemment  S.  ed.  Phflad.»  UMl 
Der  Verihsser  hat  bekanntlich  den  Vorlheil,  grOndUdie  enropUsohe  Bildung  und  niahe 
rang  an  verbinden  mit  langjährigem  Aufenthalte,  in  den  Vereinigten  Staaten,  somit  «nl 
höhere  Ansicht  au  vereinigen  mit  örtlicher  Sachkenntniss.    Dass  er  die  staattteÜen  IHage 
vom  Standpuncte  der  allgemeinen  Gesittigung  und  nach  denSriUinmgen  des 
als  in  der  schulgemlssen  Art  des  Bechtsgelehrten,  glebt  seiner  Daistellnng  eine  ungewttiBihi 
Friicbe  und  bringt  Seiten  zu  Tage,  welche  nicht  In  die  Kategorieen  des  Letateren  ptmtm.  tm 
Allem  Ist  sein  sittlicher  Ernst  und  seine  Achtung  vor  dem  angeborenen  Beehte  ■»lilliiniii  h 
dem  vorliegenden  Werke  setst  er  sich  nun  die  Au^pibe,  theils  an  und  Ar  aidi^  theüsjltr 
namentlich  an  dem Gegensatae  vom  englischen  und  flransÖsIsGhen FreihettsbegriffB  iiaiiiiliiiw^. 
welche  Einrichtungen  und  Gewohnheiten  erforderlich  seien  aur  Herstellnng  und  ftatan  Bipli- 
dung  einte  ^esetElichen  bfirgerüchen  Freiheit.    Hierbei  wird  denn  die  amerikanisehe  FnMI 
als  eine  unmittelbare  Folge  und  Forisetsung,  aber  auch  als  eine  bedeutende  Erwettenug  te 
englischen  Freiheit  dargestellt    Ais  die  wesentlichsten  BInrIchtimgen  und  OnmiWIn  im  «r 
Usohen  Freiheit  sind  aber  genannt:  das  Geschwomengericht,  die  reprisentattre  Beigiewg,  du 
Landrecht,  (common  law,)  die  Selbstbestenerung,  die  HochsteUung  des  (leselaei,  die  fttie  Q«- 
dnnkenftusserung;  die  Unterordnung  der  bewafiieten  Mmeht  unter  die  Gesetsgebong,  «.  s.  v. 
Diesen  sind  denn  als  Erweiterungen  der  amerikanisclieo  Freiheltieiiirichtnngen  bei^eflgt:  Hf/tr 
bttkanische  Bundesgestältung,  Trennung  von  Staat  lad  Kirche,  grössere  Gieiehheit  der  Mig« 
und  Anerkennung  grundsätzlicher  staatsbfirgeriioher  Rechte,  endUoh  Im  AUgcmeiMo  etai  dan- 
krati^ererTon  des  ganaeir  Staatslebens.    Der  letztere  —  Ar  den  gegenwärtigen  Zweekkaspi- 
sächlichste  —  Pnnct  wird  dann  wieder  in  nachstehende  Einaelnheiten  zerlegt:  in  deaVenlBlfla 
Staaten  ist  abcnwll  Abstimmnng  durdi  StUnmzettel  eingeftlhit;  der  ansflbendenCknivalt  sielt  dM 
Recht  nicht  zu,  die  gesetsgebenden  Versammlungen  aufitulösen  oder  zu  vertagen;  die  Bahl  dv 
Gliederstaaten  des  Bundes  ist  nicht  geschlossed ;  und  es  werden  Fremde  unschwer  In  das  Bli|M^ 
recht  aui^enommen ,  auch  ist  die  Unlösbarkeit  des  Unterthanen- Verbandes  nicht  nnertnil; 
rftckwiikende  Gesetze  (ex  post  fheto  lawft)  sind  verboten;  es  bestehen  sehrifftUche  nii4  la  i* 
abgeschlossene  Verfkssungsurkunden;  desshalb  steht  den  gesetzgebenden  Versammlaj^ea  krisi 
Allgewalt  zu  und  es  haben  die  obersten  Gerichte  das  Recht  über  iln  Vr  i  ftssiiinsiiilMlgliii  tir 
Gesetze  zu  entscheiden.  —  Diese  sohnrfUnnige  Anfreichnung  ist  sehr  richtig  und  belehrend,  ai 
es  mögen  sich  Solche,  welche  die  Verschiedenheit  der  Staaten  nur  bi  AenaseiUehkeilen  wAm* 
namenfllch'  einen  Freistaat  alsbald  finden,  wo  kein  einzelner  Mann  an  der  Bfltmt  slikl,  |V 
wohl  das  lange  Verzelchniss  von  Einrichtungen ,  welche  in  ihrer  Gesammtheit  enl  dtm  leMi 
sehr  freie  Monarchie  zu  einer  Demokratie  machen ,  zu  Herzen  nehmen.   Andi  ataid  dCs  Btih 
terungen  über  die  ehizelnen  Gedanken  und  Anstalten,  welche  ausammen  die  en^lMlie  fteM 
bUden  und  sttttsen,  mU  grosser  Sachkenntniss  und  richtigem  UrtheUe  abgefluat   Allein  wir  vn 
unserem  Standpuncte  aus  können  doch  nicht  umhin  zu  bedauern ,  dass  es  nksht  aneh  ii  dv 
Plane  des  Ver&ssers  lag,  bei  dieser  guten  Gelegenheit  die  ganze  und  volle  Wahrheit  fber  im 
Zustand  der  amerikanischen  Demokratie  darzulegen.    Theils  sind  manche  Folgeräageni  wd^ 
aus  dem  BegrUfe  der  demokratischen  Freiheit  practisch  gesogen  werden, 
gleich  sie  eben  so  sehr  als  die  angeftUirten,  und  wohl  noch  melir  als  diese, 
mit  den . engHschen  Staatszuständen  aufiMigen.    So  namentlich:  die  Bmennoag  der 
durch  Volkswahlen,  und  awar  immer  nur  auf  kurze  Zeit;  die  Ansttbnng  des 
rechtes  nach  volksthttmllchem  Gefithle;    die  Beschränkung  der  Stäatnorg«  'Ar 
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id  eindringlicher  ist  die  unmittelbare  Bekanntschaft  mit  den  Thatsachen. 
i  Schildeningen  bricht  sich  leicht  die  Wahrheit  in  dem  Medinm  der  sub- 
iftiven  Anffassang,  und  ftlr  einen  Amerikaner  ist  es  fiberdiess  sehr  schwttrig, 
rade  in  der  fraglichen  Richtung  ungeschminkt  zu  sagen,  was  er  denkt  und 
aohiet  Allerdings  ist  die  Presse  vollkommen  frei  und  weder  Gesetz  noch 
Usefliches  Einschreiten  hindern  den  Bürger  in  dem  Vorbringen  irgend 
ler  Thatsache  oder  eines  Urtheiles;  allein  ebenso  bekannt  ist  ai^ch;  dass 
i  allgemeine  Unterwerfung  der  Meinungen  und  des  äusseren  Verhaltens  unter 
D  Willen»  der  Mehrheit  eine  Abweichung  von  dem  allgemein  Angenommenen 
dit  rftthlich  mächt  und  kaum  als  erlaubt  erscheinen  Iftsst,  und  dass  Alles, 
dl  einem  Angriffe  auf  das  Regierungsrecht  und  auf  die  Vortrefflichkeit  des 
iDces  irgend  fthnlich  ist,  als  eine  Sflnde  gegen  den  heiügen  Geist  gilt.  Wer 
pmtlich  in  staatlichen  Dingen  einen  Einfluss  zu  haben  oder  eine  Stellung 
ipmehmen  wttnscht,  würde  sich  geradezu  unmöglich  machen,  wenn  er  das 

■ 

ilk  tadeln  wollte,  dass  es  sich  zu  viel  zutraue,  und  er  es  darüber  belehren 
krde,  dass  sein  immer  weiter  gehendes  unmittelbares  Eingreifen  in  die 
hntlichen  Angelegenheiten  von  übeln  Folgen  sei.  Man  kann  daher  von 
snen,  welche  es  zunächst  angeht  und  welche  das  Uebel  auch  gar  wohl 
Omen,  nur  leise  Andeutungen  und  mittelbare  Vorschlüge  erwarten. 

um  aber  die  wirklichen  Thatsachen  kennen  zu  lernen,  bietet  sich  keine 
isere  Gelegenheit  dar,  als  eine  genaue  Beschäftigung  mit  den  Verhand- 
dgen  der  zur  Gründung  neuer  oder  zur  Veränderung  älterer  Verfassungen 
iliendenen  Versammlungen  (der  Conventions).  Hier  werden  der  Natur  der 
idie  nach  die  obersten  Grundsätze  scharf  ausgesprochen;  und  in  der  Fest- 


Üerrielit  «ul  die  VolkMchulen;  die  vollständige  Unbekttmmertheit  dos  Staats  am  die  Kirchaji, 
pH  aber  die  voUliomviene  Abhiogiglteit  der  GeistUchen  ron  der  Laane  der  Utug^  Tkells 
i  haoptsAchlich  aber  bleiben  die  Uebertreibungen  des  Uedanlieiis  und  die  fibleu  Folgen, 
Idie  dieaelbe  offenkundig  nach  sich  sieht ,  so  wie  Überhaupt  die  Schattenseiten,  welche  die 
■OkratSe  schon  an  sich  (wie  Jede  andere  menschliche  Einrichtung)  anfkuweisen  hat,  unbe- 
odien.  Zwar  führt  der  Verfksser  soharfiiinnig  durch,  dass  der  so  oft  gebrauchte  und  mlss- 
■ebte  Spruch  „Volks  Stimme  Gottes  Stimme**  unwahr  nach  allen  Bedehuiigen  ist;  allein  die 
Hitteniare  und  ins  Elnxelne  gehende  Anwendung  auf  die  lunächst  liegenden  VerhXltniMe 
lägt  nicht .  Wie  wohlthXtlg  wäre  nun  aber  eine  krXftige  Schilderung  von  so  einsichtiger 
■d  gewesen,  da.  der  schlimmste  Feind  des  Amerikaners  die  thörigte  und  kenntnisslose  Ueber- 
plsmg  Miner  Einrichtungen  ist ,  und  er  von  den  Bewerbern  um  seine  Gunst  unablüsslger 
1  achaamlpser  bescfameichelt  wird,  als  Je  ein  Herrscher  von  Höflingen.  Dodi,  vielldcht  folgt 
Uttere  aber  heilsame  Arznei  noch  nach.  —  Endlich  ist  noch  mit  Ausseiehnung  der  Abband- 
gm  >a  erwähnen,  welche  Cornelis  de  Witt  in  der  Revue  des  denx  mondes  (Jahrg.  1868 
l  S»)  ttber  Jeffcrson*»  Laufbahn  und  Wirksamkeit  verÖtTeutlicht  hat.  Mit  einschneidender 
•r  nicht  unverdienter  Schärfe  werden  hier  die  Ursachen  und  die  Folgen  der  von  diesem 
rmbten  aber  grundsatslosen  Manne  begonnenen  UmwAlsung  in  der  Leitung  der  öflnontlieheif 
Gelegenheiten  der  V.  8t.  hervorgehoben ,  und  es  iässt  sich  an  der  Schilderung  nur  vielleicht 
i  «MMtaen,  dass  dem  persönlichen  Verhalten  Jelferson's  ein  su  grosser  ElnHuss  auf  die 
flidemoinatlsche Bicfatung  zugeschrieben  wird.  Die  Ursachen  liegen  tiefer,  in  dem  Gedanken 
•  fltMüaftmQ  selbst,  und  Jefferson  hatte  nur  die  Schuld,  aus  fldseher  Sucht  nach  VoUcsgunst 
I  Ml  Mangel  an  sittlichem  Muthe  die  Schleusten  ge^MAiet  su  haben,  duroh  welohe  seine  y«r* 
iger  den  Strom  gedämmt  hatten. 
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Stellung  der  einzelnen  EinrrchtQngen  zeigt  ^ch  der.  li^rr^heode  Geist  ooge- 
hindert.    Allerdings  beziehen  sich  di^siß  YerhJandlangen  nur  auf  .innere  An-. 
gelegenhäiten;    weil   die   einzeli^en   GUederstaatsn   kd^e  yölkerrechtliclieB 
Bezie^on^n-  habeü;  allein  tbeils  lässt  sich  doch  apch  ans  ihiiQ^  ein  Scbloss 
aiof  die  in  den  Vereinigten  Staaten  best^ende  Anffas^g  dfir.  ftnsseren  T^ 
häl^isse  machen,  theilß  und  hauptsächlich  ist.  der  ^bmg:  der  P^Bg^imBiim  . 
schon  all  .s|^h  sehr  wichtig.    Wir. sehen,  za  welchen  unertrftglichen  F(>|g^ 
rnngen  der  leUscbe  Ausgangspunkt  mit  logischer  ^qthwendigkeit^  fiährt 

;Zum  Belöge  deö  Gresagten  mögen  denn  einige  Verluujldliuigöii  dieser  Art 
näher  betrachtet  werden;  und  ea  ist  wohr nicht  unriphtig  gewählt,  weim.n 
diesem  Zwecke  einmsd  die  Protocolle  der  Versammlung  ^'eponuiien .  welrdeiD^ 
welche 'im  Jahre  1849  für  Califomien  eine  Verfassung  entwarf  ^),  zireit^ 

aber  die  Verhandlui^en  der  im  Jahre*  1953  i^ach  Boston  zum  Zwecke  einer 

.«■■■-•-.  .        ,  ■•  .  ■ .   • 

Ver&ndetung  der  Verfassung  von  Massachusetts  einberufenen  Yersanuqlung'l 
Jene  bieten  ein  Beispiel,  wie  sich  die  im  Schwange  gehenden  GrQnds.ätze  i)> 
der  Dürchi^chnittsbildung  der  amerikanischen  Bevölkerung  gestalten»  und  ine 
sich  das  daraus  folgende  Staatsideal  auf  dieser  Gesittu^gsstufe  zuaammei« 
baut.:  Diese  dagegen  lassen  sehen,  wie  sich  hochgebildete  Männer  zu  fiti. 
neiieii  Entwicklung,  der  Dinge  verhalten,  und  wie  überhaupt  die  Bewolaer 
des  gesittigsten  Theiles  von  Nordamerika  die3e  Lehren  auffiisseir.  Bezeichneafl 
genu^  ist,  dass  sieb  in  dem  ersteren  Falle  gar  keine  Spur  von  Zweifel 
öder  gar  Widerspruch  äussert,  und  im  Handumdrehen  ein  Staat  auf  dieser 
Grundlage  errichtet  wird;  während  in  dem  anderen  noch  die  hartnäckigsten 
Kämpfe  gegen  jeden  fiberdemokratischen  Gedanken  geliefert  ^  and  sogar 
schliesslich  sich  noch  im  Volke  selbst  eine ,  freilich  nicht  beträchtlicbe, 

.Mehrheit  findet,  welche  —  belehrt  und  angeregt,  durch  diese  Geistesaristor . 

.,  küttie  —  wenigstens  ffir  diesesmal  noch  die  zu  weit  gehenden  Aenderongs-. 
vorschlage  verwirft.  -..■..• 

Die  Grflndung  des  Staates  Ca.lifornien  hatte  im  Vergleiche  Biil  des 
gewöhnlichen  Vorschreiten  in  solchen  Fällen  das  Eigenthflioliche»  des»  das 
Land  nicht  zuerst  als  «Territorium»  von  den  Vereinigten  Staaten  orgabinit 
und  verwaltet  wurde,  sondern  der  neue  Staat  unmittelbar  und  ohn^  Ueber- 
gang  aus  den  atomistischen  Bestandth^leu,  welche  allerlei  Zufälle  «isammes* 
gewürfelt  hatten,  entstand.  Als  nämlich  die  Vereinigten  *  Staaten  das  be- 
kanntlich kaum  von  einigen  wenigen  Menschen  europäischer  Abetanunung 
bewohnte  Land  von  Mexiko  abgerissen  hatten,  besetzte]^  sie.  es  zojiächst  mir 

militärisch, .  bis*  ein  Entschluss  Über  die  weitere  Behandlung  feststehe.    Sft 

, ■  ■  •  ■  .      • 

■    I      ■  ■ 

1)  BapoK  of  the  Debateis  of  the  Oony^tion  of  OolUbnite,  on  the  fanaatloii  «T  te  iWt 
Constfttttlon.    In  fiept  und  Oct  1U9.    By  J.  Roei  Browne..  WmIu,  1860, 17a  uid'ZLVI  &  gSr.> 

S)  OttdalBeport  of  tke  Debstet- AndProceeding«  in  the  State  Conyedtloii  apMoiMed|I«j'i 
186S  to  reylte  and  amend  the  Oonstitation  of  the  Oommonweallh  of  HTMiiiohiaefti.  MfL,  tlK 
1—111,  Imp.  s,  imammgn  ifflW  S.  in  doppelten  Colmaneo.   ' 
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warf  die  Entdeckang  des  Goldreichtimms  plötzlich  eine  so  grosse  Menge  von 
ifeiMchen  ans  allen  Theilen  der  Union  und  aller  übrigen  Herren  Länder 
iahin,  dass  die  nach  dem. Gesetze  der  V.  St.  zur  Gründung  eines  eigenen 
itaates  berechtigte  Yolkszahl  alsbald  weit  überschritten  war.  und  wenn 
och  ein  ziemlicher  Th^il  dieser  BcvOlkemng  ab  -  und  zuströmte ,  so  blieb 
odi  immer  ein  so  beträchtlicher  Stock  von  wenigstens  leidlieh  Ansässigen, 
asB  die  ünioirsich  weigerte,  erst  noch  eine  Territorialregierung  zu  er- 
idten,  soQdem'dem  militärischen  Befehlshaber  den  Auftrag  gab,  die  Ein- 
"O^er  alsbald  zur  Wahl  einer  Versammlung  aufzufordern,  welche  eine 
'eriüssong  fbi*  den  neuen  Staat  zu  entwerfen  und  solche  dem  Volke  zur 
Lonahme  Torzolegen  hätte.  Dies  geschah  denn  auch,  obgleich  die  Zustände 
och  ao  angeordnet  waren,  dass  selbst  an  eine  regelmässige  Vertheilung  der . 
a^  wählenden  Abgeordneten  nach  der  Volkszafal  keine  Rede  sein  könnte, 
Ai'dem  man  am  Ende 'alle  Diejenigen  zuliess,  welche  sich  mit  irgend  einem 
(alkdate  meldeten  und  ernstlich  Zutritt  verlangten;  und   obgleich  die  Be- 

■ 

(Hkenmg  ganz  gerne  erst  eine  Territorialregierung  von  Seiten  der  Union 
ngenommen  hätte,  da  ihr  diese  die  Ausgabe  und  die  Mühe  einer  eigenen 
ferwaltong  erspart  haben  würde.  Die  Versammlung  trat  am  i.  September 
IMB  in  Monterey  zusammen,  damals  einem  ganz  kleinen  Orte,  welcher  nicht 
d&mal  eine  Druckerpresse  besass;  am  13.  October  war  die  Verfassungs- 
ürioinde  fertig  zur  Vorlage  an  das  Volk  ^). 


1)  Der  QtgejoatanA  tit  cwar  cunäcbst  hier  nicht  näher  so  besprechen,  dodi  mMg  tu 
haeridii  wenigstens  im  Vorbelgeheo  bemerkt  sein ,  dass  diese  Gründung  des  caUfbinischen 
Hutes  von  entschiedener  Wichtigkeit  für  eine  vielerörterte  Streitfrage  der  allgemeinen  Staats- 
Um  ist  BekanntUoh  ist  es  von  conservativen  Staatsgelehrten  schou  tiiluflg  als  eine  vottliom- 
■«8  UnmögUchkeit  dargestelH  worden ,  dass  ein  Staat  ohne  alle  vorgängige  geschiclitllGhe 
ONiai^  lediglich  durch  Vertrag  der  TheUochmer  gegründet  werden  kömie.  Hut  etwa  Ver- 
Nsmnngen  bereits  bestehender  Einrichtungen,  meinen  sie,  mögen  auf  diese  Weise  vor  sich 
fiksn.  Diese  Bebauptmig  wurde  allerdings  schon  früher  durch  die  Bildung  der  neuen  Staaten 
1*  Westen  der  Vereinigten  Staaten  thatsächlich  widerlegt;  hier  aber  liegt  dann  ein  gana  beson- 
^  beseichoender  Beweis  der  Möglichkeit  einer  solchen  Staatsgründuog  vor.  In  Califbrnien 
i^tad,  wie  gesagt,  amerikanischer  Seits  nicht  einmal  eine  vorläufige  Territ6rialregierung; 
Üi.Qhiiädem  kaom  merklichen  Spuren  der  mexikanischen  Einrichtungen  aber  waten  voUkommen 
laichtet  und  wie  Spreu  vor  dem  Winde  zerstoben.  Es  waren  also  thi^tsächlicfa  auch  nicht 
^  ersten  Anfänge  «ines  Staatswesens  vorhanden.  Ein  mit  Staatsleben  imd  Staatsbildung 
Inhnns  nnsusammenhängender  Zu&ll  wehte  aus  der  ganzen  Welt  gans  unverimndene ,  den 
noUedansten  Stimmen  angehörige ,  unter  sich  gans  unbekannte  Menschen  zusammen ;  diese 
«r  wählten  anf  den  ersten  Anstoss  bewusst  und  ruhig  aus  ihrer  Mitte  Stellvertreter  zur  Bil- 
lig elaer  Verfkssung,  der  Entwurf  kam  in  kürzester  Zeit  zu  Stande,  und  die  Menge  des  Volkbs 
tRSiied  in  freier  Abstimmung  über  Annahme  und  Verwerfung.  Man  wende  nicht  ein ,  dass 
•b  der  Inlialt  der  Gesetze  nur  innertialb  einer  bestimmten  Oedankenrcihe  habe  bewegen 
imien,  weil  sonst  der  neue  Staat  nicht  in  die  Union  aui^gpenommeu  worden  wäre;  noch  auch, 
as  bereits  vorhandene  Vorgänge  als  Muster  gedient  haben.  Nicht  diess  ist  die  Frage;  somdem 
•.es  deaUiar  sei,  dass  ein  noch  gar  nicht  bestehender  Staat  durch  freie  Uebereinkunfr  Unver- 
lodoser  ans  Nichts  geschaffen  werden  liönne?  Ob  er  dieser  oder  Jener  Gattung  angehört,  ist 
ang  gleichgUtig;  anoh  ändert  es  an  der  reohtlichen  Bedeutung  lediglich  nichu,  dass  die  den 
Bftng  SeiiUessenden  gewisse  gemeinsame  Anschauungen  haben.  Letzteres  muss  unter  allen 
■Münden  vorMsgesetzt  werden,  da  sonst  eine  üebereinstimmuug  der  Willen  nicht  denkbar 
Ire.  Nat&rUch  soll  durch  die  Hinweisnng  anf  diesen  Vorgang  nicht  gesagt  sein,  dass' Staaten 
T.  Hohl,  Staatsrecht.    Bd.  I.  3^ 
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^siclits  kann  bezek-linenJer  ^in,  sAs  die  Zosanunebsetziuig  and  die 
geistige  Beschaffenheit  dit-ser  zur  Gründong  einer  neaen  repriLsentativeD 
demokratischen  Verfussang  hestinmUn  Versammhing.  Sie  hestand  zum  gros- 
sen Theiie  ans  Einwanderern  ans  allen  Theilen  der  Uni<m;  doch  waren  auch 
einzelne  Fremde,  namenthch  einige  «innische  Eingeborene  darunter ').  Kidit 
ein  einzigiT  Mann  in  der  ganzen  Menge  aberragte  die  gewöhnliche  Durch- 
schnitt sbildong,  nud  die  grosse  Mt-hrzahl  stand  offenbar  noch  tief  onter  ihr. 
Die  boi  weitem  Meisten  waren  jonge  Männer  bis  zu  hCkh^teas  40  Jahreu, 
wie  bei  viner  solchen  abfiitcacmden  Bevölkerung  leicht  begreiflicL  In 
der  i>arlam^ctärifcUeu  Bebaudlung  Ton  Geschäften  waren  sie  jedoch  Iud- 
reichend  gewandt:  und  wrnn  auch  keine  Spar  von  feinerer  Kenntüss 
war.  so  besdsscu  sie  doch  genug  Ueberlieferong  und  Uebong»  imi  npV 
DiAssig  im  Gtrschäfte  vorwärts  zu  kommen  und  leidliehe  Ordnung  in  der 
bunten  Mengt-  za  haheu.  In  dieser  Beziehung  sowohl,  als  in  der  sacUicha 
BerathuDg.  führten  einige  aus  den  älteren  Staaten  nach  Califomien  Te^ 
sprengte  Rechtsgelehrte,  von  offenbar  sehr  zweifdhafter  Achtnngswiudi^ 
und  zum  Theiie  von  einer  wirklich  belustigenden  Unkenntniss,  das  gros» 
Wort.  ^So  U-lehrt  z.  B.  einer  derselben  die  gläubige  Versammlung,  die 
Uabeascor^>us-Acte  stt^he  schon  in  «First  Justinian».)  Ton  einer  allgemeiiei 
staatlichen  Bildung,  welche  eine  Vergleichong  verschiedener  Sta^tseinricb- 
tuugen  odt-r  auch  nur  ein  klares  Yerstäudniss  der  amerikamschen  demokn- 
tischen  Auffassung  möglich  gemacht  hatte,  war  nirgends  die  Bede.  Die 
oben  berdts  bezeichneten  Ansichten  von  Tulksrechten  waren  die  emzig^D 
den  Mitgliedern  bekannten,  und  wurden  auch  von  ihnen  im  besten  GhnbeD 
und  mit  grosser  Naivetat  als  die  einzig  möglichen  gehandhabL  Von  tkeore- 
tischen  Zweifeln  wurden  sie  nicht  geplagt,  und  über  Principien  waren  sie  gar 
nie  im  Streite,  sondern  höchstens  fLber  eine  Anwendung:  am  hin^gsten  ilwr 
abt  r  rein  prakiische  und  zuÜUige  DiLge.  so  über  die  Grösse  der  Taggeldff, 
iü>er  die  Abgreuxucg  der  Wahlbezirke.  Ober  die  Lage  der  Hauptstadt  B.dgt 
Von  «vlcher  B<:Si  baörLheit  diese  Staatsgründer  waren,  ergibt  sich  namentlid 
auch  danus  sthr  l<ezeichnend .   dass  die  wenigen  Spanier  in  der  TersaaB' 


nur  auf  «iws«  1V<vr«  laStajiJe  koomMo  K>i  3u«  Eiia:«fauir  «oftcblietstiek  aaf  tfQKWd* 
r«cbili,.ä  «rkU:t  »«nien  kC*D3«.  E*  ^eU  allcnüu^  &X'fa  Modtn  tfcifiicWIchc  maä  iccWickt 
B«Krax:%i=i^riAzwn.  AVer  «»  irt  ervi^äea.  d*u  uier  A»i«r«ai  «ocb  Jartk  frek  FifcnftiitH^ 
aU«r  B<(bÄLsr«tt  ein  Sfeia:.  oad  ««Ih«  «in  8!«Ml  mit  neltf  «HstkiMefm  FonMB.  n  8»i^ 

Vs«  «i«n  «s  )ri(^:<>ie:ii  \i«r  VerMin^tang  v«rw  kzt  S  löii^^gme  4«  f  ailw ;  daer  wvtfi 

«s»  3iANiaui!UMn».  Virytxi.c.'^  :u-i  Nev-Jvrwjr.  X  J«  sa»  Ptnm^iTBBin .  IWiniii,  OU0,  lsia>i 

Ss^vener  ^Kt?  1^  d««#«n  L&si  l>!lukiui£«k  «Im  tnte  G>»U  ^ttuAim  wmt4c]  10  J«ki«  !■ 
LMsti*.  üt  tbxyptn  oai  i  Vc«  i  Jakrt,  nkkl  weB%«  sribaC  aar  4-^  Moatfe.    Vm  dacr  t^"" 
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lag  den  bei  weitem  günstigsten  Eindruck  machen.  Sie  scheinen  nicht  nur 
df  einer  weit  höheren  sittlichen  Stufe  gestanden  zu  haben,  «Caballeros» 
eWesen  tu  sein,  sondern  äusserten  auch  gelegentlich  sehr  verständige  poli- 
9C&e  Ansichten,  auf  welche  freilich  gar  keine  RQcksicht  genommen  wurde, 
latflrlich .  wären  die  armen  früheren  Bewohner  des  Landes  schon  durch 
limgelhafte  Kenntniss  dek*  englischen  Sprache,  welche,  sie  so  plötzlich 
berfluthet  hatte,  in  den  Schatten  gestellt.  , 

Die  Arbeit  dieser-  Yersamjnlung  ging ,  yric  .schon  die  kurze  Zeit  ihrer 
taer  beweist,  sehr  rasch  vor  sich.  Hierzu  trug  aber  ein  doppelter  Umstand 
I  -ungefähr  gleichem  Maasse  bei;  —  Einmal  die  allgemeine  Uebereinstimmung 
|eht  nur  über  das  Wesen  der  zu  gr&ndendeu  Staatsform,  sondern  auch  über 
ie  meisten  Einzelnheiten.  Es  stand  als  sich  von  selbst  verstehend  fest,  dass 
iiie  repräsentative  Demokratie  zu  schaffen  sei ;  aber  nicht  weniger^  dass  die 
esetzgebende  Versammlung  aus  zwei  Häusern  bestehen,  der  Gouverneur  Hur 
nf  kurze  Zeit  gewählt,  die  Ernennung  der  Beamten  der  unmittelbaren-YolSs- 
rahl  überwiesen,  die  Grenze  der  staatsbürgerlichen  Rechte  jnöglichst  weit 
dnaosgerückt,  kurz,  dem  demokratischen  Principe  die  freieste  Entwicklung 
oid  unbedingte  Herrschaft  gegeben  werden  müsse.  Als  Anhaltspunkt  aber 
dr  alle  Einzelnbestimmungen  und  deren  gesetzlichen  Ausdruck  galt,  eben- 
iüiB  unter  fast  allgemeiner  Zustimmung,  die  Gesetzgebung  des  Staates  Jowa. 
Sind  80  war  es  denn  möglich,  Feststellimgen  in  wenigen  Stunden  zu  bewerk- 
lielligcn,  welche  in  weniger  'einigen  wni  mit  einem  grösseren  Reichttaum  von 
staatlichen  Gredanken  getränkten  Versammlungen  wohl  schon  Monate  in  An- 
spruch genommen  haben.  Während  z.  B.  der  Frankfurter  Reichstag  sich 
flbsr  endlosen  Erörterungen,  der  «Grundrechte»  in  den  Sand  verlief,  wurden 
in  der  califomischen  Versammlung  dieselben  in  Einer  Abendsitzung  abge- 
laicht. Der  zweite  Grund  der  raschen  Förderung  war  freilich  ein  sehr 
[>h>8aischer.  Die  Mitglieder  drängten  sammt  und  sonders  zum. raschesten 
Ibschltisse,  weü  sie  zu  ihren  weit  einträglicheren  Privatgeschäften  in  dem 
ibidlande  zurückzukel^ren  wünschten.  Sie  hatten  dessen  gar  kein  Hehl.  Alle 
reitlftufigen  Reden  und  Streitigkeiten  über  untergeordnete  Punkte  wurden  mit 
rösser  Ungeduld  ertragen  und  durften  sicli  auf  keinen  Erfolg  Hoffnung 
lach^  Vielleicht  trug  auch  das,  wie  es  scheint,  sehr  bescheidene  Maass 
oo  Bequemlichkeit  des  Aufenthaltes  in  Monterey  das  'Seinige  bei. 

Die  von  der  Versammlung  vorgeschlagene  Verfessung  bietet  unter  diesen 
flnstfinden  allerdings  keine  Eigetithümlichkeiten  dar,  wenn  man  sie  mit  den 
brigen  neuen  Grundgesetzen  amerikanischer  Staaten  vergleicht.  Nicht  weniger 
ettichnend  ist  aber  doch,  dass  sie  mit  eii^er  Ausdehnung  der  Rechte  der 
tienge  und  des  Einzelnen  von  vorne  herein  begimit,  welche  die  übrigen 
lUi^ten  erst  nach  langen  Jahren  und  nach  mehrfachen  Veränderungen  .all- 
ifthlig  verlangt  und  erlangt  haben.    Mit  Einern  Blicke  übersieht  man  die 

33* 
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gesammten  Ergebnissen  wdcho  die  ünmei:  weiters€lR'eitend^IIttiwid£el]ing:des 
demokratischen  Gedankens  zuwege  gebracbt  hat  Wir  findcJi  denn  älisölHer, 
wie  sich  von  selbst  versteht,  das  aligemeihstfe  Stinunrecht  «Feder  ^n^nalidie 
Einwohner  yon  21  Jahren,  welcher  seit  wenigstens  6 'Meiiafeii- in  dem ^ab!-. 

bearke  lebt,  hat  bei  allen  in  demselben  varkomlnenden  Wafilefet,^  vbüjf'deneb 

■      .  ,  ■■■.■•••••.. 

de9  gesammten  Yp&es  bis  zu  denen  der  Gepieinde  herab,  'e&»St}iimie;'ttnd 
zwar  wifd  diese  ^schriftlich,  also  w6ni)  man  wiÜ  geheim,  abgegeben.  Die 
^tglieder 'des  Abgeordneten-Hauses  (Ass^ml^ly)  werden  nuif  auf  ei^' Jahr 
gewählt:  die  Sen^toreä  auf  zwei  JahrJe.  Die  Bedingungen  des  äctiv^  Wahl- 
reehts  genügen  auch  für  die  passive  Wählbarkeit,  mit  der  einzigäi  Aosoalfflie, 
dass '  wenigstens  ein  Senator,  «in  Jahr  im  Staate  und  6  Monate  im  Wiltf- 
bezirke  gelebt  haben  müss.  Auch  für  die  Bekleidung  der -(ToavernearsteUe 
werden  Iccine  weiteren  Eigenschaften  verlangt,  als  dass  der  Gewählte  25  Jabre 
alt  u^d  seit  zwei  Jahren  Einwohner  von  Caiiforiüen  sei.    Er  wird  Yon  dea 

.  gesammten  Volke  in  den  Versammlungen  für  die  Wahl  der  Abgeordneten  mit 
Stimmenmehrheit  ernannt.  Ganz  dasselbe  findet  statt,  und  zwar  ebenMs  je 
für  zMfei  Jahre,  loit  den  übrigen  höheren  Verwaltungsbeamtea^  nftmiich'^en 
YicegouverneUr,  dem  Staatsanwälte,  dem  Oberlandvermesser,  dem  Scl^U- 
löeister  und  dem  Controleur  (Finanzminister).  Nur  der  Staatssecretür  wird 
vom.  Gouvei^ieur  mit  Zustimmung  des  Seiiates  ^rnaünt.  Als  ein  allgemeiner 
Grundsatz  gilt,  dass  ke^i  Verwaltuhgsbeamter  auf  längere  Zeit  als* 4  Jahre 
ernannt  werden  kann,  auch  wenn  die  Verfassung*  solches  nicht  besonders 
vorschreibt.  Eudfich  hat  auch  die  unverständigste  Forderung  der  Demo- 
kratie, nämlich  die  Wahl'  der  Richtier  durch  das  V<)lk,  Befriedigong  gefiindeD. 
Die  Mitglieder  deä  obersten  Gerichtshofes  s9lleh  bei  Gelegenheit  der  ällge 
möiaen  Wahlen  von  dem  ganz^  Volke,  die  Bezirksrichter  von  den  Wätüern 
des  Bezirkes,  die  Grafschaftsrichter  von  denen  dei*  Grafschaft  emantit  wer- 
den^ die  bddqn  ersten  Gattungen  auf  sechs  Jahre,  die  letztere^  sogar  nur  auf 
vier.  Ton  dem  Nachweise  einer  Befähigung  zu  solchen  Stellen  Ist  gar  keine 
Red^.  Dass  ausdrückliche  Bestimmungen  gegen  jegliche  Art  von  Beeinträch- 
,tigung  der  Fressfreiheit,  des  Versammlungsrechtes,  der  Glaubensfreiheit  u.  s.  W. 
geniacht  sind,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung.  Eheoso  wenig  aber  natfti^ 
lieh  auch,  dass  völlige  Ausschliessung  der  Nachkommen  von  Afriklmem  TOi% 

.  allen  politischen  Rechten  ausgesprochen  ist.  So  uheAduroeken  nämlich  audi 
die.  Logik  der  amerikanischen  Demokratie  in. Entwicklung  der  Folgeningesi 
aus  dem  angeboruen  Rechte  des  Menschen  auf  Gleichheit  und  Freiheit  ist, 
so  gelten  diese  Sätze  doch  nur  von  Menschen  mit  weisser  Baut.    Wo  nur 

ein.  Tropfen  afrikanischen  Blutes  nachgewiesen  werden  lann.,. findet  jene  Be- 

*     ■  .  ■  ■■      .  • 

weisführung  keine  Anwendung. 

Während  d^s  ganzen  Verlaufes  der  Verhandlungen'  über  die  zii  gründende 

Yerfassuug  wurde  nicht  eim  einzigesmal  'auoh:nur  die  JPfäge  aufgeworfen^  ob 
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nicht  tlem  Willen  des  sonveränen  Volkes  in.  einer  bestimmten  Bichtone  eine 
Sclirsnke;  za  zie)ien,.  irgiend  eine  ^stalt  pder  Dienstleistung  .gegen  (^e  Wan- 
d^lbttckeit .  <}er  Afeinung,  eine  aagenfoückliche  Leijdenschaft.  der  Menge,  oder 
jdii^  Bige^e.fiesumongsschAiväche  der  B^an^agten  sicher  2Q  stellen  sei.  Nicht 
em  ^fmgesn^  wurde  das  leiseste  Bedenken  geäussert ,  dass  Recht  und 
Gesittigiing  .doch  vielleipht  nicht  ganz  sicher  gestellt  seien.  Dass  ein  auf 
eipe  jconservatiye  Einrichtung  gestellter  Antrag  kurzer  Hand  verworfen  wor- 
den 'w&re,  kann  allerdings  bei  dem  Geiste  der  YersamnilaQg  nicht. dem  min- 
desten  Zweifel  unJLerlie£fen ;  allein  merkwürdig  ist  es  doch  immer,  dass  Niemand 

■  .  *  • 

aiieti  nur  einen  Gedanken  dieser  Art  gehabt  hat.  j^öglichste  Ausdehnung  der 
persönlichen  Rechte  des  Einzelnen  bis  zur  Gränze  ^^r  Aufhebung  einer  .zwin- 
gepden  G^sellschaftsgewalt  und  Einräumung  unmittelbaren  und  uqbe^chränkl;^ 
Einflusses  der  Menge  auf  alle  öffentlichen  Angelegenheiten  wareji  die  einzigen 
$elpnnkte;  wo  man  nicht  den  bereits  vorliegenden  Beispielen  solcher  Bestim- 
mnhgdn  blind  folgte,  war  nur  von  einem  noch  weitem  Vorschreiten  jn  jenen 
))eiden  Richtungen  die  Rede.  Als  sich  ganz  von  selbst  yer^t^hend;  wqrde 
betrachtet,  dass  jeder  neue  Staat,  wo  immer  thunlich,.  noch,  weiter  cßheu 
ipQsse,.  als  alle  bisherigen,  und 'dass  eben  darin,  die  höchste  BIflthe  des 
ajnerikanischeu  Staatslebens  bestehe. 

Die   auf  solche  Weise  von  der  Versanu^üung   entworfene  Verfassung 

■  .%  .'  .  _  ■  ■    ■  •  ■ 

wurde  alsbald  dem  Volke  zur  Annahme  vorgelegt.   Von  den  ungeiUbr  15,000 

■  •  -  > 

an. der  Abstinjnpiung  Antheil  nehinenden  Männern  erklärten  sich  12,0ßl  für 
die  Annahme,  811- gegen  dieselbe,   etwa  ]L50Q  gaben  (durch  ein  Versehen 

•  '  •  ■  .  .     ' 

in  de^"  Form  der  Stimmzettel)  ungültige  Stimmen  ab.  Deni  joj  Folge  wur- 
den denn  alsjiald  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Verstümmlung,  ,der  Gou- 
verneur und  die, übrigen  vollziehenden  Beamten  gewählt,  und. der  Staat  trat 
k  Wirl^samkeit.  Seine  Aufoahme  in  die  Union  erfolgte  nach  Beseitigung 
^iger  Schwierigkeiten  über  die  Grenzen  u.  s.  w. 

.  Es  würde  nur  zu  eine;'  Wiederholung  der  oben  bereits  gemachten  Be- 
l^erkung^n  führen,  woUte  noch  ein  Drtheil  über  den.IuHaK  dieser  Verfassung 
abgegeben  werden.  Bemerkt  aber  darf  wohl  werdep,  dass  der  Erfolg  bereits 
tezeigt  hat,  was  mit  solchen  Grundsätzen  und  Einrichtungen  geleistet  wer* 
ieü  kann.  E$  ist  weltbekannt,  wie  uilpiä6htig..und  zum  Theile  vi^eicht 
apeh  unwillig  die  vorübergehend ,  mit  der  Staatsgewalt  Beaufti'ägten  sijid; 
wie  .offen  das  Gesetz,  Obgleich  vom  Volke  selbst  eben  erst  ausgegangen,  mit 
Füssen  getreten  wird ;  wie  geringe  die  Rechtssicl^erheit  in  Californien  ist; 
wie  frech  die, schreiendsten  Verletzungen  begangen  werden..  So  ist  es  denn 
gekonomen«  dass  die  um  Leben  und  Eipenthum  besorgten. Einwohner  ge- 
nöthigt  sind,  durch  aussergesetzliche  Vereine  und  eine  förmliche  Organi-. 
satiOn  der  Selbsthülfe  .(das  Lynch-law)  die  Schwäche  der  Regienuigsgewalt 
imd  die,  Unwirksamkeit  oder  Verdorbenheit  der  GerJcbte  m  ersetzen.    Am 
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■  .  ■ 

hellen  Mittage -yersanuiielii'^ipb/ durch  öffentliche  Zeichen  zusamineaigerBf^n, 

,  ■  .  .  ■  •  .  f  «  • 

selbst  in  der  Haoptsta^t  die  Mitglieder. der  Yertbei^gungsfiehme.  291. Hp- 

'■■'■••.•  • .  •         ■    "'  '       .  '      '  • 

.dertei»,  hölenvMdrder.  und  Brandstifter  mit  Gewalt  aas  deni  QeflngBisseii, 

•  ,■*..'•  '     .  .  '  •  _  •  * .'  '    ' 

•sitzen  fihcir  sie  zu  Gericht,  und.hfipg^n  sie  alsbald  m  einem  JKreise.Y^^n 
BewaJFneten-  aaf, '  ohne '  dass  eine  Hacht  bestttnde;  welche  solchea  barbarisches 
Verfahren  yerhindern  könnte;  Diess  will,  denn  nmi.aflerdipgs  mit  d^  völ- 
ligen  Unmacht  und  Unz^örlässigkeit  der  amtlichen  Behörden  and  mit  der 
pnVfidmgteit  Nöthwendigkeit « .il(iter  einei:  zum  grossen  Theile  aus  dem  Ans- 
warf' der  ^amen  ;Erdp  ^Kusammpngesetzten  Beyölkerang^.weidg$ten8  leidliche. 
Ordntmg  u»i  heUsiaiipen  Schrecken  zu  verbreiten,  eutscholdigt  Werden; 
oiid  es  mag  anch  immerhin  sein,  dass  unter  d€;n  gegebenen  Umständen 
nicht  viel' Anderes  flbrig  bleibt.  Allein  damit  Ut  die  Einwendong  nicht 
.beseitigt,  dass  hand^eiflich  die  d6m  neuen  Staatswesen  za  Grande  liegenden 
u^trademok^atisehen  Anschaunngen  und  die  in  Folge-  derselben  getn>ffene& 
Einrichtungen  nicht  ausreichen  zur  Herstellung  auch  nur  der  ersten  Zwecke 
eines  geordneten  ,Z.usammenlebens.  iGerade  unter  den  in  C^fomien  thal- 
sftchlich  bjbstchenden.  Verhältnissen  würde  eine  gesunder^  Staatsansidit  tot 
Allem  eine  bedeutende  Macht  d^r  Staatsgewalt  und  eine  Besdiränkimg^der 
Mitregierung  auf  die  zu  sdchem  Werke  Befähigten  fdr  geboten  erachtet 
haben,  and. wäre  bemftht  gewesi0n,  durch  Einräumung  entsprechender  Yor- 
theile  die  der  sdiweren  Au|gabe  gews^chsensten  Beamten,  namentlich  Siebter, 
zu  gewinnen.  Und  es  liegt  auf  flacher  Hand,  diass  Einrichtungen,  welche 
grundsätzlich  die  ^ösftmögliohe  Willkühr  des  ^EUnzelnen ,  die  .a.asgedßhnteste 
Ifitwirkung  Aller,  auch  der  in  keiner  Weise  Geeigneten j  bei.der  Feststellnng 
des  Staatswillen^,  en^ich  ein  Minimum  von  nachhaltiger  und  selbstständiger 

Gewalt  bei  den  Behörden  beabsichtigten ,  und  die  für  eine  iptellektaeUe,  und 

• .      ^  ,  ••  ■■ .        '  .  •  ■  ....         .  .    ■  . 

ättliche  .TO<^htigkeit  des  einzelnen  Beamten  gar  keine  Sicherheit  gewährten, 
nicht  geeignet  waren,  aüß  eineni  Chaos  von  atomistischen  und  ahtisocialeii 
Bestaiidtheil^en  einen  gcntlgend^n  Znstand  zu  schaffen w  Es  jmag  ferner  ^sein, 
dass  unter  den  gegebenen .  Verhältnissen  und  bei  der  Bes(;haffeQheit  der 
verfassunggebenden  Versam^ong  nichts  anderes  zu  erwarten  war.  Allein 
.eben. darin  liegt  ja  der  Beweis^  dass  die  in  den  Vereinigten  Staaten  im 
Soi^wange .  gehenclen  Ansi^ten  von  ^Freiheit  und  Voliksherrschaft  ^  Ziel 
.  weit  ttberschie^sen,  und  dass  sie  nicht  eimnal  ztir  Herstellnng  ^iner,  solchen 
Ordnung  d^  Dinge  tauten,  wie  sie  der  dortige  sehr  dürftige  Stand  der 
Gesittigii^g.  erfördert    ^  . 

Einen  wesentlich  anderen  Charakter,  als  den  in  der  halbwilden  califin^ 
nischen .Versammlung  zn Tage  tretenden,  haben  allerdings  die  Verhandtamgen 
der  zur  Verbesserung. der  VerfiasÄung  von. Massachusetts  im  Jahre  1853 
in  Boston  j^sainmengdretenen .  «Gon^ention:^  Während,  dort  die  rohesten 
Bestandtheile  und  Erg^jbmssj?  der  amerikanisohen  Znst^ndt)  ijx  Wirksamkeit 
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sind,  treten  hier  die  .gebildetsten  Männer  der  Vereinigten  Staaten  in  dem 
ältesten-  qnd  bestgeordneten  Gemeinwesen  derselben  auf.  Hier,  kommt  nit^ht 
blos  nng^schnlter  demokratischer  Instinkt. nnd  die- onbewnsste  angenqlmnone 
üeberlieferang  der  DarchscWUsbildung-der  nnteren  Elassen  ii)s  Spiel, 'son- 
dern die  höchste  staatsmännischc  und  mäischliohe' YeHeinemn^,  .welt^hß  das 
Land  überhaupt  m  liefern  vermag.  iMastochusetts ,.  und  namentlich  Boston, 
ist  anerkanntermaassen  der  gesittigste  Theil  der  Vereinigten  Staaten..  Ter- 
hAltnissmässig  schon  alter  Anbau ,  länjger  begründeter  nnd  bef^sU^er  Wohl^ 
stand,  der  Besitz  der  besten  hbberen  Lehranstalt  Amerika^  endlich  ein.gnter 
Rest  alter  puritanischer  Sittenstrenge  haben  hier  eiiie  grosse  geistige  Aus- 
liildung  und  eine  feste  sittliche  Ordnung  bewerkstelligt.  Pless  spricht  sieh 
denn  in  den  Torliegenden  Verhandlungen  nicht  nur  in  dem  Vorhandensein 
eioEelner  in  der  That  bedeutender  intellektueller  Grössen,  sondern  nanient- 
lieh  auch  in  der  Haltung  der  ganzen  VersammliAig  aus.  Der  Gedanke' der  . 
Demokratie  geht  durch  ein  ganz  anderes  Medium  und  ninimt  daher  auch. eine 
wesentlich  verschiedene  Färbung  an.  Die  zur  Kritik  und  Verbösserungder 
bestehenden  Staatsordnung  aus  einer  solchen  Bevölkerung  ansgeschiedetien 
Männer  behandelten  dieselben  Fragen,  welche  ton  den  abenteuernden  Söhnen 
her  Wildniss  kurzweg,  ohne  Ahnung  von  ihrer  innern  Schwierigkeit  und  nur 
nach  üeberliefemng  abgemacht  wurden ,  in  sehr  verschiedener  Weise.  Ihnen 
war  klar,  dass  diese  Aufgaben  verschiedene  Seiten  haben;  sie  hatten  so  viele 
Einsicht  nnd  Eenntniss,  um  die  Folgen  der  möglidien  Richtungen  einzusehen; 
es  lagen  bereits  geordnete  Verhältnisse,  Rechte  sowohl  als  Interessen,  vor,  . 
welche  durch  eine  WeiterfQhrung  der  demokratischen  Ideen  Aendömngen 
erleiden  mussten  und  sich  somit  dagegen  sperrten ;"'  endlich  waren  einzelne 
Mitglieder  vorhanden,  welche  die  Frage  von  einem  hohen  allgemeinen  Stand- 
punkte'anffasstcn  oder  sie  mit  umsichtigem  Scharfsinne  in  ihre  Cpnsequenzen 
XI  verfolgen  wussten.  Von  einer  so  naiven  upd  auf  Unwissenheit  gegrün- 
deten Uebereinstimmung,  wie  sie  in  der  califörnischen  Versammlung  herrschte, 
imr  somit  keine  flede;  vielmehr  ents'pann  sich  eine  gfändliche  und  vielseitige 
Erörterung  fast  aller  Theile  der  ganzen  Staatsordnung;  ein  lebendiger  Kampf 
unter  den  Vertretern  der  entgegengesetzten  Ansichten;  ^freilich  auch* eine 
bi»  ian  die  Grenzen  des  Erträgliehen  ausgedehnte.  Ausfahrlidhkcit  der  Ver- 
handlungen).  Mit  Einem  Worte,  Besseres  an  Kräften  und  Gesittigung*  konntön 
cße  Vereinigten  Staaten  nicht  aufweisen. 

Und  dennoch  hatte  auch  in  dieser- auserlesetieij  Versammlung  die  über- 
triebene demokratische  Richtung  die  Oberhand.  Vergebens  bestrebte  sich 
die  staatsmännische  Auffassiuig  derselben  den  Sieg. streitig  zu  machen.'  Und 
wem  am  Ende  auch  die  Anträge  der  Ver^ammMng  an  einef  kleinen  Mehr- 
bdt  des  Volkes  fär  diesesmal  noch  schiät^rten,'sa  trugen  hierzu  vorzugsweise 
einige  rein  örtliche  Gründe- bei^  und  nichts  iBt  ^ahrscheinlichiBr/  als  dass 
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bei  einem  emeaerten  Versach&.auch  Massaehnsett^  in  die  falsche  Bahn  werde 
hineingeribsen  werden. 

Der  Verlauf  der  Dinge  w&r  aber  folgender: 

Der  Staat  Massachusetts  hatte,  sich  schon  im  Jahre  1780  an  die  Stettc 
seiner  alten  königlichen  Charter  eine  repräsentativ-demokratisdie  Yer&ssuig 
gegeben,  hu  Jahre  1820  wurden  Yerftndeningen  Torgenonunen,  imnwitBdi 
in  der.Richtung  einer  weiteren  Entwickelung  der  Yolksirechte  und  der  Cttei(^ 
heit.  Aber  auch  diese .  genügten  dem  in- die  neueren  Idc^  Tcm  -weiterer 
Demokratisining  ^eingetretenen  Theile  einer  späteren  Generation  njcht-ndr, 
und  es  wurden  daher  Versuche  zur  Einberufung  einer  abermaligen  ver&is- 
sungverändemden  Versammlung  gemacht.  Anfangs  vergeblich,  indem  iA 
namc^ntlich  die  Stadt  Boston  abgeneigt  erwies.  Endlidi  wurde  jedoch,  mt 
der  verhältnissmässig  geringen  Mehrheit  ?on  60,416  gegen  59,112  StinoMB, 
der  Beschluss  gefasst,  auf  den  4.  Mai  1853  eine ''Versammlung  einnbemfeB, 
welche  der  Abstimmung  des  Volkes  Verbesserungen  der  Verfassung  UIte^ 
breiten  sollte.  Der  ans  mehr  als  400  Mitgliedern  bestehende  Coavent  hidt 
seine  Sitzungen  ununterbrochen-  bis  zum  1.  August  (in  der  Regel  zweimil 
täglich),  und  kam  am  Ende,  allerdings  mit  gelingen  Mehrheiten, .flbor  eiK 
Reihe  von  Abänderungsvorschlägen  überein,  welche  unter  acht  Fragen  n- 
sammengefasst  näd  dem  Volke  zur  Annahme  abergeben  wurden..  Bei  der  im 
14.  November  zu  gleicher  Zeit  in  allen  Theilen  des  Staates  vorgeoomBtoKD 
Abstimmung  erklärte  sich  jedoch  eine  kleine  Mehrheit,  etwa  64,000  gc^oi 
63,000  Stimmen,  wider  sämmtliche  acht  Fragen,  so  dass  zunächst  irgend 
eine  Abänderung  nicht  vorgenommen ,  sondern  die  Verfassung  von  1830  wei- 
terhin als  geltendes  Gesetz  bestätigt  wurde.  Auch  diessmal  war  es  haupt- 
sächlich wieder  die  Stadt  Boston  und  ihre  Umgebung,  so  namentlkb  die 
Universitätsstadt  Cambridge,  also  die  reiche  und  gebildete  Klasse, '¥nlebe 
den  Ausschlag  gab. 

Es  ist  natürlich  eine  völlige  Unmöglichkeit,'  aus  einer  VerhandlvnSi 
welche  so  umfangreich  und  so  einfässig  Var,  dass  ihre  Protacolle  wemgstens 
acht  Bände  gewöhnlicher  Grösse  füllen  würden,  alle  an  sich  bemerkens- 
werthen  Gegenstände  auszuheben,  oder  gar  von  den  einzelnen  BeweisAb- 
rungen  einen.  Begriff  zu  geben.  Für  den  hier  vorliegenden  Zweck  -geoflieD 
aber  auch  kürzere  Andentungen  übei'  den  Charakter  der  ganzen  Verbind- 
lungen  und  Hervorhebungen  des  einen  oder  des  andern  ganz  besonders  iricb- 
tigen  Punktes. 

Vor  Allem  ist  denn  zu  bemerken,  dass  der  ganze  Gang  der  Verhand- 
lungen einen  sehr  günstigen  Eindruck  in  Beziehung  auf  die  Befähigung  der 
Mitglieder  macht.  Wie  natürlich  läuft  zwar  auch  die  eine  oder  die  andere 
komische  Person  mit  unter;  auch  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  die  StimflifUier 
der  ehernsten  Partei  des  jungen  Amerika  an  Sitte,  Haltung  und  Dvtb- 
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bUdmig  anf  eine  keineswegs  fllr  sie  schmeichelhafte  Weise  zorttckstehen  gegen 
dieHäapter  der  Gemässigten  und  Erhaltenden.   Allein  im  Allgemeinen  zddinen 
9ich  die  Aensserongen  der  Abgeordneten  nicht  nnr  dnrck  eine  grosse  formelle 
Grewaadtheit,  &am  Theile  selbst  dnrch  ächte  Beredtsamkeit  ans;  sondern  es 
wird  anch  das  Stoffliche  mit  Scharfsinn,  Menschenkenntniss  und  positivem 
Wissen  gehandelt    Die  parlamentarische  Behandlung  der  Geschäfte  ist  vor- 
trefflich, und  beweist  eine  grosse  Uebong  und  Sicherheit  in  diesen  Formen. 
Aach  mnss  es  dem  richtigen  Takte  der  Mitglieder  besonders  boch  angerech- 
net, werden,  dass  die  weniger  bedeutenden  und  zum  öffentlichen  Reden  unge- 
eigneteren Mitglieder  willig  zurückstehen  und  die  Führung  der  Verhandlungen 
den  Begabteren  und  Unterrichteteren  überlassen.  Daher  denn  auch  dieselben 
Namen  immer  wiederkehren ,  und  sich  ganz  wohl  schon  aus  dem  Gedruckten 
der  Grad  des  Einflusses  der  Einzelnen  ermessen  lässt    In  der  That  mochten 
die  Parteien  auch  immerhin  ein  solches  Vertrauen  gegen  ihre  Führer  üben. 
Es  ist  nicht  anders  möglich,  als  diese  Verhandlungen  mit  grosser  Achtung 
gegen  Männer  ans  der  Hand  zu  legen,  wie  Choate,  Hallet,  Parker,  Greenleitf, 
namentlich  aber  «Dana  unter  den  Erhaltenden,  Morton  und  Boutwell  unter 
den  gemässigteren  Liberalen,  Butler  und  Wilson  unter  den  entschiedeneu 
fI>eDK)kraten.    Wenn  man  bedenkt,    dass  Massachusetts  kaum  eine  Million 
Einwohner  hat,  so  wird  man  picht  in  Abrede  ziehen  wollen,  dass  es  sich 
mit  einer  soldien  Versammlung  kühn  neben  jedes  andere  Land  stellen  kann, 
«nd  dass  es  einen  glänzenden  Beweis  liefert,  wie  sehr  die  Öffentliche- Verhand- 
hmg  aller  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  politisch  bildet; 

Damit  soll  aber  nicht  gesagt  sein,  dass  man  mit  jeder  aufgestellten 
Anacjit  und  jedem  Beschlüsse  einverstanden  sein  könne,  dass  überhaupt  der 
Bostoner  Ck)nvent  dem  allgemeinen  Loose  menschlicher  Unvollkommenheit 
entgangen  sei.  Im  Gegentheil  treten  selbst  bei  ihm  die  eigenthümlichen 
amerikanischen  Uebelstände  sehr  fühlbar  hervor.  Die  Mehrheit  der  Ver- 
sammlung huldigte,  wie  bereits  bemerkt,  ebenfalls  dem  neuen  Geiste,  welcher 
durch  das  amerikanische  Staatswesen  geht.  Sie  entschied  sich  also,  trotz 
des  heftigen  Widerspruchs  der  erhaltenden  Partei,  für  eine  Reihe  von 
Yeränderungsvorschlägen,  welche  man  wahrlich  nicht  für  Verbesserungen 
gelten  lassen  kann.  Namentlich  wurde  die  Ernennung  des  dem  Gou- 
verneur zur  Seite  stehenden  Rathes,  sowie  der  obersten  Verwaltungs- 
beamten durch  allgemeine  Volkswahl,  anstatt  der  bisherigen  Ernennung 
durch  den  Senat,  ja  sogar  die  Wahl  der  Riditer  durch  das  Volk  und  nur 
je  auf  kurze  Zeit  beschlossen.  Es  wurde  beliebt,  dass  regelmässig,  und 
somit  auch  ohne  besondere  Veranlassung,  nach  zwanzig  Jahren  dem  Volke 
die  Frage  vorzulegen  sei,  ob  nicht  eine  Revision  der  Verfassung  stattfinden 
soll.  Dem  Geschwomengerichte  wurde  die  Befugniss  zuerkannt,  in  allen 
StraflUlen    über  Thatsache   und    über   Recht  zu    erkennen.     Sämmtliche 
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Offiziere  der  Börgerbewaffnung  sollten  dhi'ch  Wahl  ernannt  werden  n.  s.  w. 
Aach  lässt  sich  nicht  in  Abrede  ziehen ,  dass  nur  sehr  wenige  Mitglieder, 
unter  welchen  namentlich  Dana^  hervorleuchtete,,  den  Muth  hatten ,  sich  offen 
zu  irgend  einer  Ansicht  zu  bekennen ,  welche  die  unbedingte  Fähigkeit  des 
Volkes  zu  allen  Regierungshandlangen,'  dessen  Yortrefflichkeit  ab  efü  Games, 
seine  unbedüngte  Berechtigung  zur  Durchführung  seines  Wülens  angezweifelt 
hätte.  Die  in  dem  amerikanischen  Leben  ebenso  widrig  hervcAlretenle  als 
unsäglich  nachtheilige  Beschmeichelang  der  Meiige  und  die  yerg(yttenmg 
der  Mehrheit  ging  auch  hier  weit,  und  'wurde  nicht  selten  als  ein  wohlfeiles 
Mittel  der  Verdächtigung  und  Verhasstmachung  der  Gegner  angewendet 
Dies  aber  war  um  so  tadelnswerther,  als  gerade  derjenige  Theil  der  Ver- 
samn^ng,  welcher  die  angeblich  unbedingte  Achtung  vor  der  Mehriieit  des 
Volkes  und  die  Pflicht  der  Unterwürfigkeit  unter  dieselbe  ab  nnter  eine 
Art  vpii  heiligem  Gesetze  yor^gsweise  im  Munde  ftüurte,  einen  greifen  that- 
sächlichen  Beweis  lieferte,  wie  wenig  es  in  der  Wirklichkeit  damit  auf  sich 
habe,  wenn  das  Interesse  Anderes  Verlange.  Als  es  sich  nämlich  daton 
handelte,  die  Wahlen  zum  Hause  der  Abgeordneten  strenge  -nach  der  Volks- 
zahl zu  ordnen,  somit  eine  der  unmittelbarsten  Folgerungen  der  allgemeinen 
Rechtsgleicheit  und  des  Mehrheitsgrundsatzes  anzuerkennen,  setzte  es  gerade 
die  ultrademokratische  Partei  darch,  dass  die  bisherige  Wahl  nach  (}elneii)den 
beibehalten  würde,  trotzdem  dass  dieselbe  eine  Ungleichheit,  zum  Theile  in 
Verhältnisse  von  1:8,  zuwege  bringt.  Diess  aber  geschah  ganz  einfach  dess- 
hdlb,  weil  die  dünnbevölkerten,  und  somit  nach  der  .bestehenden  Einrichtimg 
zu  einem  unverhältnissmässig  grossen  Antheile  an  der  Vertretung  berech- 
tigten, Gemeinden '  im  Hinterlande  der  Hanptsitz  der  nitrademokratischen 
Gesiiintüigen  sind,  während  d^  gebildetere  und  reiche  Bevt^lkerung  der 
grossen  Städte  eine  weit  conservativere  Richtung  hat.  So  bleiben  sich  dem 
Ehrgeiz  iind  Eigfennutz  in  der  ganzen  Welt  gleich,  ob  sie  nun  unbeschräliktes 
Fürstenthum  oder  unbeschränkte  Volksherrschaft  für  sich  zu  gewinnen  haben; 
und  sie  nehmai  eben  so  wenig  Anstand,  dieser  als  jenem  durch  üebertrti- 
bung  des  Grundsatzes  und  Nachgiebigkeit  gegen  Leidenschaften  zu  schaden 
Von  den  die  Fortschritte  des  demokratischen  Geistes  bezeichnenden 
Gegenständen  der  Verhandlung  verdient  eine  Frage,  welche  gleich  beim  Be- 
ginne der  Versammlung  auftauchte,  im  ersten  Augenblicke  höchst  unbedeu- 
tend und  blosse  Formsache  zu  sein*  schien,  aber  bald  einen  grossen  Umfasg 
und  eine  tiefe  Wichtigkeit  annahm,  vor  Allem  eine  Beachtung.  Es  handelte 
sich  nämlich  darum,  einen  Wahlbezirk,  dessen  Abgeordneter  die  Wahl  nicht 
angenommen  hatte,  zu  einer  neuen  Wahl  auffordern.  In  den  meisten  Ve^ 
Sammlungen  der  Welt' wäre  hierüber  kein  Wort  verloren,  sondern  das  Be- 
nachrichtigungssthreiben  als  etwas  sich  von  selbst  Verstehendes  erlassen 
worden.     Hier  aber  bemächtigte  sich  juristischer  Scharfsinn  der  kleinen 
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ländhabe ,  um  eine  viele  Tage  läng  dauernde  Berathung  anzuspinnen*  nnd 
n  den  höchsten  Fragen  der  repräsentativen  Demokratie  anfznsteigen.  Es 
nirde  nämlich  geltend  gemacht^  da,ss  die  Einberufung  der  Yersamniliing  auf 
inem  Beschlüsse  des  Volkes  beruhe,  injdiesem  die  Vornahme  der  Wahlen 
41  JEinem  Tage  im  g^zen  Staate  angeordnet^  ftlr  Nachwahlen  aber  keinerlei 
J^tinmiung  getrofifen  worden  sei.  •   Es  stehe  nun  d^  Versammlung  nicht 

• 

a,  aus  eigener  M^chtvollkonmienheit  an  dieser  Bestimmung  des  souveränen 
Todkes  etwas  -zu  ändern;  und.es  können  somit  die.  am  Mormaltage  nidit 
org^nommenen  Wahlen  nicht  ergänzt  werden.  Mit  Eecht  wurde  dieser 
Loffassung  der  vermuthliche  Wille  des  Gesetzgebers,  das  Interesse  und  der 
knsprach.  der  ohne  ihre  Schuld  nicht  vertretenen  Theile  der  Bevölkenni^^, 
ndlich  eineBeihe  von  Vorgängen  aus  allen  Theilen  der  Union  angefahrt;  mit 
unrecht  diesen  gewiss  genttgendeii  Gtttnd^n  von  Andern  audi  noch  der  falsdhe 
rrundrbeigeftgt,  dass  di^  zur  Verbesserung  d^r  Verfassung  berufene  Ver- 
ammlung  eine  revolutionäre  (!),  und  sie  somit  an.  kein  positives  Gesetz  ge- 
tnnden  sei.  An  dieser  Meinungsverschiedeliheit  rankte  sich  dann  die 
Jerathung  bis  zu  der  Erörterung  der  Grundfragen  über  den  Ursprung  der 
Staaten  und  der  Staatsgewalt,  über  das  Verhältnisse  der* gewöhnlichen.  Ge- 
»etzgebung  zu  unmittelbaren  Volksbeschlttssen ,  und  über  die  Hechte  einer 
n  Verfassungsänderungen  berufenen  Versammlung  hinauf.  Unzweifelhaft  ist 
mter  den  Erörterungen  gar  manche  ungesunder  und  sophistische  Beweis- 
Uurong,  und  geht  der  Scharfsinn  der  Bechtsgelehrten  nicht  selten  durch 
nit  dem  gesunden  Menschenverstände  nnd  der  staatsmännischen  Beachtung 
1er  Zwecke:  allein  die  Verhandlung  ist  doch  mehr  als  in  einer  Beziehung 
)ezeichnend  und  belehrend.  Namentlich  ist  über  das  Verhältniss  einer  zur 
ierathung  von  Verfassungsveränderungen  einberufenen  ausserordentlichen  Ver- 
ammlung  zu  der  regelmässigen  gesetzgebende  Gewalt  einer  Seits,  und  djBm 
onvcränen  Volksrechte  anderer  Seits  tiefer  Eingehendes  gesagt,  ^8,.peines 
IITissens  wenigstens,  sonst  wo  zu  finden  ist.  Als  Gesainmteindruck  bkibt 
bcr  immer  die  Ueberzeugung ,  dass  es  ausserordentlich  schwer' ist,  ver* 
tftndige  Staatseinrichtungen  zu  treffen,  wenn  niit  solcher  zähen  Fblge- 
ichtigkeit  der  unmittelbare  Wille  der  Menge  über  alles  Andere  gesetzt 
rird  und  keine  Uebertragung  eines  bindenden  Beschlusses  an  die  daiu  vor- 
Q^sweise  oder  allein  Befähigten  zugelassen  wird.  Was  soll  namentlich  ge- 
chehenj  wenn  einer  Seits  das.  ganze  Volk  nicht  wohl  in  Bewegung  gesetzt 
rdrden  kann  wegen  einer  verhältnissmässig  unbedeutenden  Angelegenheit, 
inderer  Seits  Niemand  berechtigt  ist,  ergänzend  einzugreifen?  Desshalb  ist 
a  eben  die  repräsentative  Demokratie  ersonnen  worden,  weil  bei  grosser 
Bevölkerung  und  in  einem  ausgedehnten  Lände  der  Wille  des  rechtlichen 
nhabers  der  Staatsgewalt  nicht  leicht  in  Erfahrung  gebracht  werden  kann 
ind  doch  zu  jeder  Zeit  eine  Möglichkeit  sein  inttss,  für  -Bine  auftauchende 
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Frage  eine  abschliessende  Entscheidung  zu  erhalten.  .Diesjen^  Gedanken, 
auf  dessen  Festl^altung  der  moderne  Volksstaat  beruht  y  wird  .nun  aber  ^ 
radezu  entgegQngewii;kt,  wenn  bei  jeder  Gelegenheit  die  Menge  selbst  als 
einzig  berechtigt  erklärt  wird. 

Ein  anderer  bezeichnender  und  ebenfalls  durch  qiefaretie  Sitzung^  &ii- 
gespopn^ner  Berathufgsgegenstand  war  die  Frage:  wer  das  Voi&  'sii? 
Die.  Antwort;  ist  natttrlich  in  einer  Demokratie  von  d^r  l^öchsten  Bedeotong, 
iodem  sich. danach  nicht  nur  (las  active  Wahlrecht ^  sk)ndern ^Obeirliatipt  der 
ganze  unmittelbare  Antheilan  den  Staatsangelegenheiten  mit  logischer  l^oth- 
wen^gkeit  richtet.   Zu  allen  Zeiten  ist  es  das  Bestreben  der  ftchten  Staats- 
rnftnncr  in  .dieser  Regierungsform  gewesen,  den  Begriff  des  stinunberechtigten 
und  überhaupt  souveränen  Yolkes  so  festzustellen,  d^ss  die  3sa  verständigen 
Behandlung  der  öffentlichen  Angelegenheit.  Fähigen  zugezogen,  der  Pöbd 
aber  und  die  bei  guter  Leitung  des  Gemeinwesens  persönlich  nicht  Bethö> 
ligten   ausgesdUossen  sind ;  während  die  Demagogen    sich  bemühen ,  den 
Kreis  der  Berechti^^ten  so  weit  als  möglich  auszudehnen,  indem  sie  auf  die 
niederen  und  gehässigen  Leidenschaften  der  Untersten  ihre  Herrschaft  gründen. 
Auch  in-  den  Verhandlungen  der  Bostoner  Versammlung  wurden,  nabh  ier 
allgemeinen  staatlichen  Bichtung.  der  Mitglieder,  zwei  wesentlich  verschiedene 
Begriffsbestinmiungen  geltend  gemacht    Die  Einen  erklärten  kurzweg  jedes 
im  Staate  lebende '  menschliche  Geschöpf  (Olt  einen  Theil  des  Volkes  n&d 
die  Gesamitatheit  derselben  für  das  Volk.   Die  Folgätung  daraas  war  iMtfir- 
lieh,  däss  jedes  überhaupt  vorhandene  Individuum  auch  an  der  obersten 
Gewalt  Antheil  habe,  und.  nur  Solchen,  welche  überhaupt  zur  Ausübung  ihrer 
Rechte   persönlich   nicht   befähigt  seien,    Theilnahme   an   d.e&  pditi^eo 
Rechten  versagt  werden. könne.  Die  Anderen  dageg^  machten  einen  Unler- 
schied  zwischen  dem  Volke  im  natürlichen  .und  tbatsächlichen)  jund  dem  im 
gesetzlichen  Sinne.   Jenes  begreife  allerdings  alle  Einwohner  in  sich;  diestö 
abe;*  bestehe  nur.  aus   den   gesetzlich   berechtigten  Wählern^  mit  andern 
Worten,  au?  den  nacb  Zweckmässigkeitsgründen  jnit  politischer  Volksbe- 
rechtigung ausgestatteten  Bürgern.   Der  Streit  wurde  von  beiden  Seiten  mit 
Geist  und  Gewaiidtheit  geführt,  aber  unvericennbar  war  auch  viel  Hohks 
und  Sdpliistisches  in  den  Beweisführungen. 

Beide  Theile  Jtamen  übrigens  bald  genug  in  praktische  Verlegenheiten 
durch  ihre  Lehre.  —  An  Diejenigen  nämlich,  welche  jeden  innerhalb  der 
Staatsgränzen  voriiandenen  Menschen  auch  zum  staatlichen  berechtigten  Volke 
zählten,  wurde  alsbald  theils  von  ungeschickten  Lärmmachem  der.  eigenen 
Partei,  theils  und  hauptsächlich  von  Gegnern  zum  Spotte  dieFordening  gesteflt, 
auch  den  Weibern  ein  Stimmrecht  und  überhaupt  jeglichen  Antheil  am  Staats- 
idben  einzuräumen;  und  sie  konnten  sich  auf  ihrexbStandpunktedieser Folgerung 
nur  schwer  erwehren.    Da  die  Weibeir  offenbar  auch  menschliche  Q^sdi^c 
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ücherlich  auch  Rechte  and  Interesse  haben,  auf  welche  der. Staat 
,  'SO  war  die  ZütOckweisung  jm  schreienden  Widerspräche  mit  deni' 
Bgemeine»' finuidsatze.    Mit  Recht  bemerkte  «in  Mitglied  (Witne^);  dass 
kjenig^n,  welche  das  gütliche  Recht  der  Könige,- die  Menschen  Ohne  dermi 
SnsUmmiuiig- za  behenrschen , .  ia  Abrede  ziehen,  schwer  den  Beweis  wefden 
Äteen  ionnen,  dass  die  Männer  ein  göttliches  Recht  besitzen^   die  ^«iber 
ime.  deren.  ZHsftimmung  za  regieren.    Nor  wenig  beiriedigenä  vtar  rmter 
liefen  Umstanden  die  bald  auf  eine  üalsche- Sentimentalität  und  heuchleriische 
fergOUerOng  der  Weiber,  bald  auf  Scherze  gestutzte  Motivinzng  der  Yer- 
nerfiiDg.des  Aqtrages.  ■  Die  ganze  Sache  scheint  nur  lächerlich  zu  sein;  .sie 
iÜLäber  doch  wohl  ernster,  als  man  auf  den  ersten  Blick  glauben  möchte. 
IHcbt  zn  sagen  ist  nämlich,  ob  nicht  doch  am  £nde  .die  immer  zweiter  ge- 
triebene AuüsteUung  abstraeter  staatlicher  Rechte  des  menschlichen  IndlTi- 
dnams  die  jungamerikanische  Demokratie  zu  Anerkennung  der  politischen 
CHeichberechtigung  der  Weiber  treiben  wird.   Der  einzige  schlagende  G^ep*- 
ghmd,^ nämlich  die  Stellung  der  Befähigung  Aber  das  blose  Dasein,  wird 
]a  von  ihnen  grundsätzlich  verworfen;   und  so  bleibt  der  logische  Zwan^ 
ihres  anrichtigen  obersten  Satzes  ungeschwächt  gegen  sie  bestehen.    Man 
lUVsst  ijso  auch  hier  auf  eine  ttble  Folge  des  ültrademokratismus,  deren 
er  sich  zwar  noch  zu  erwehren  sucht,  allein  nur  mit  Selbstwiderspruch.  — 
Die  Yertheidiger  des  beschränkteren  Yolksbegriffes  aber  kamen  in  Verlegen- 
heit, weil  sie  sich  dem  Vorwurfe  nicht  entziehen  konnten,  durch  einen  Akt 
Uosser  Willkür  die  Ausübung  der  angeborenen  und  unveräusserlichen  Men- 
lekenreohte   auf  beliebige  Einzelne  beschränken,  und  somit  die  Grundlage 
des  amerikanischen  Staatslebens  verletzen  zu  wollen.    Immer  wieder  wurde 
ihnen  das  Dilemma  entgegengehalten:  entweder  habt  ihr  kein  Vertrauen  in 
ch^  Volk ;  oder  ihr  habt  es.    Im  ersten  Falle  begeht  ihr  eine  Lästerung 
StS^n  die  Grundlage  unseres  Staatslebens;   im  andern  aber  überlasst  denn 
nch  dem  .Volke  die  Entscheidung.   Ein  Vorwurf  volksfeindlicher  Gesinnung 
üt  denn  nun  aber  keine  Kleinigkeit  fflr  einen  amerikanischen  Staatsmann, 
dessen. ganze  Zukunft  und  Wirksamkeit  von  einer  weitverbreiteten  und  nach- 
hiltigen  Beliebtheit  und  von  dem  Rufe  eifriger  Verehrung  des  Volkswillens 
ibhängt.  Ein  Verdacht  entgegengesetzter  Gesinnung  ist  ihm  eben  so  schäd- 
lich, als  dem  Dienstbewerber  in  der  Monarchie  die  Beschuldigung  demokra- 
tischer Meinungen ;  und  das  amerikanische  Volk  ist  durch  die  unaufhörlichen 
liObpreisüngen  seiner  VoilrtiTlichkeit  und  staatlichen  Befähigung  ganz  be* 
sonders  empfindlich  gemacht  gegen  jeden  Schatten  eines  Tadels  oder  Miss- 
Inmens.  Die  mit  so  folgeschwangeror  Anklage  Bedrohten  waren  daher  auch 
nicht  ^Iten  zu  Einräumungen  gegen   bessere  Ueberzeugung  gedrängt  oder 
sahen  sich  in  entscheidenden  Fällen  von  den  vorsichtigeren  ihrer  Anhänger 
vertagten.  —  Ofifenbar  werden  sich  die  amerikanischen  Redner  und  Schrift- 
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'steller  tiber  Staatsrecht  so  lange-  dem  Dilemma  willkürlicher  YerUngnung 
logisch  nothwendiger  Folgerongen  oder  der  Aufstellung  praktisch  nnnög- 
licher  Verlangen  nicht  entwindein  können ,  als  nicht  der  unrichtige  Orondge- 
danke,  eines  natürlichen  Unrechts  auf  Regierung  aufgegeben  ist,  und  ümk  sich 
uicht  entschliesst,  anzuerkemien,  däss  die  Besorgung  öffentlicher  Angelegeo- 
heiten  ein  Auftrag  ist,  welcher  nur  von  däsoi  besonders  Be£fthigteH  Te^ 
ständigepweiöe  übernommen  werden  kann.  Es  ist  eine  handgreiflich^  Begnl^- 
verwirrung,  die  Forderung,  dass  der  Rechtsstaat  die  TernünifUger.Lebeoszwteke 
ein^s  Jeden  seiner  Theilnehmer  nach  Kräften  zu  fördern  habe,  ftr'  gleich- 
bedeutend zu  erachten  mit  dem  Satze,  dass  ein  J^der  eia  angeborenem.  Recht 
auf  die  Bestimmung  und  die  Handhabung  der  Mittel 'hierzu  besitze.  Oeber 
das  Letztere  kann  nur  aus  Zweckmässigkeitsgründen  und  je  nach  dem  ver- 
änderlichen Stande  der  allgemeinen  Gesittigung  entschieden  werden;  und  es 
darf  von  einer  Berechtigung  Dessen,  der  die  Fähigkeit  zur  Leistung  nicht 
hat,  vernünftigerweise  um  so  Weniger  die  Rede  $ein,  als  er  ja  durch  seine 
Unfähigkeit  den  Rechtsanspruch  aller  Anderen  an  den  Staat  gefUirden  würde. 
Um  es  mit  Einem  Worte  zu  *sagen:  die  Wahl  des  Grundcharakiers  des 
Staates  (z.  B.  ob  Theokratie,  Rechtsstaat  u.  s.  w.)  ist  eine  Frage  des 
Rechtes,  weil  des  Lebenszweckes;  die  Wahl  und  die  Handhabung  der  besos- 

*  * 

deren  Yerfassungsform  aber  nur  eine  Frage  der  PoHtik.  Die  Demokratie  hat 
so  viel  und  so  wenig  Recht  zu  sein,  als  die  Monarchie  oder  die  Aristokratie; 
ein  ausgedehntes  Wahlrecht  ist  an  sich  so  möglich,  als  ein  be8clu:äBkte6: 
es  kömmt  ledi^ch  darauf  an,  welche  dieser  Einrichtungen  unter  den  ge- 
gebenen Umständen  den  obersten  feststehenden  Zweck  am  besten  erftllt 
Auf  diese  hat  dann  die  Gesammtheit  ein  Recht,  nicht  aber  der  einsebe 
etwa^  zur  Ausführung  zu  Berufende.  Von  einer  allgemeinen  Anerkennong 
und  fnrchtlosen  Aussprecbung  dieser  gesunden  Ansichten  ist  denn  nun  fireihch 
in  Amerika  keine  Rede;  vielmehr  entfernt  man  sich  täglich  m<^  v(m  ihnen. 
Di^  üblen  Folgen  kommen  denn  aber  auch  zu  Tage,  und  werden  mehr  und 
mehr  sich  zeigen. 

Eine  andere  sehr  ausführlich  und  mit  einem  grossen  Aufwai^de  von  Be- 
weisführung und  von' Geist  behandelte  f^rage  war:  ob  die  Wahlen  nur  dareh 
eine  absolute  Mehrheit  der  abgegebenen- Stimmen  zu  Stanide  kommen 
sollen,  oder  schon  durch  eine  relative  Mehrhpit  (ob  durch  <n^jori^ 
oder  'durch  «plurality»)  ?  Der  Beschlüss  fiel«  trotz,  der  eÜrigen  Bestrebunges 
der  bedeutendsten  Staatsmänner  in  der  Versammlung,  fbr  die^  unl^ediagte 
Mehrheit  aus;  Jedoch  mit  der  Bestimmung,  dass  durch  einfache  Gesetzgebong 
eine  Aenderung  beschlossen  werden  könne.  —  Es  unterliegt  keinem  ZweiH 
dass  der  Grundsatz  einer  Entscheidung  dun^h  absolute  Mehrheit  dem  Grofid- 
.  gedanken  der  Demokratie  überhaupt,  namentlich  aber  in  ihrer  itzigen  ameri- 
kanischen Auffassung  mehr  entspricht,  als  die  Möglichkeit  einer  BestimmEng 
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lurch  eine  iVIinderzahl ,  welche  nur  das  für  sich  anführen  kann,  dass  sie 
[Tösser-.ist,  als  jede  einzelne  der  zwei  oder  mehreren  anderen  Ansichten. 
^o  das  höchste  Prineip  ist,  dass  Jeder  so  viel  Recht  und  so  viel  Gewicht 
tat,  alsr  jeder  Andere,  kann  hei  Meinungsverschiedenheit  nut  die  Mehrzahl 
(ütscheiden.    Eine  Mehrzahl  ahef  ist  nicht  vorhanden  hei  einer  hloss  rela- 

■  ■  •  ■ 

iven  Majorität;  vielmehr  hat  diese  immer,  alle  anderen  Meinungen  zufiammen- 
;ezahlt^  die  Mehrheit  gegen  sich.  Es  begreift  sich  also  sehr  wohl,  dass  man 
n  Massiu^husetts,  wie  in  den  übrigen  Staaten  der  Union ,  nur  Wahleu  abso- 
Hier  Mehrheit  gelten  lassen  will.  Leider  aber  hat  die  Ausübung  im  Leben 
iehr  üble  Folgen  j  und  zwar  nach  mehr  als  einer  Seite  hin.  —  I^ntnal  näm- 
idi  ist  es  natürlich  eine  völlige  Unmöglichkeit,  wirklich  sämmtüche  Berech- 
igte  zur  Abgabe  ihrer  Stimmen  zu  bringen.  Krankheit,  Abwesenheit,  Gleich- 
|[ültigkeit,  kurz  hundert  Ursachen  halten  immer  sehr  Viele  vom  Erscheinen  'bei 
ien  Wahlen  ab.  Man  muss  sich'also,  wenn  irgend  etwas  zu*  Stande  kommen 
^oll)  alsbald  zu  der  Modification  des  Grundsatzes  verstehen ,  dass  der  abso- 
ttten  Mehrheit  der  Erscheinenden  die  Entscheidung  zustehe.  iE^ige^Uich 
wird  damit  freilich  der  letzte  Grund  der  Maassregel  aufgegeben;  allein  man 
cann  eben  nicht  umhin,  der  unabänderlichen  Nothwendigkeit  diese  Rechnung 
n  tragen,  wenn  nicht  die  Staatsmaschine  ganz  still  stehen  soll.  Sehr  übel  ist 
um  aber,  dass  auf  diese  Weise  die  schliessliche .  Wahl  häufig  von  ganz 
Wenigen  geschieht,  und  wohl  gar  von  Solchen,  welche  der  wirklichen  Mehr- 
\mt  der  sämmüichen  Wähler  keineswegs  angehören.  Wenn  nämlich  eine 
ßr^te  Wahl  wegeii  fehlender  absoluter  Mehrheit  kein  Ergebniss  geliefert  hat 
und  ;iun  ein  neuer  Termin  angesetzt  wird ,  sq  pflegen  gar  Manbhe ,  welche 
das  erstemal  gestimmt  haben,  nicht  noch  einmal  zu  erscheinen.  Sie  sind  der 
Sache  müde.  Noch  mehr  ist  diess  der  Fall,  wenn  gar  eine  dritte-^  vierte 
Wahl  wegen  immer  wieder  nicht  erfolgter  absoluter  Mehrheit  ausgeschrieben 
werden  muss.  Am  Ende  sind  es  nur  noch  Wenige,  welche  nicht  nachlassen ; 
uid.da  begibt  es  sich  leicht,  nach  allgemeinem.  Geständnisse  sogar  oft, 
iass  am  Ende  eine  Ansicht  siegt,  welche  sehr  in  der  Minderheit  des  ganzen 
Bezirkes  ist,  und  anfänglich  gar  keine  Aussicht  hatte.  Die  auf  solche  Weise 
im  die  Durchsetzung  ihres  Willens  gekommene  wirkliche  Mehrheit,  kann  sich 
illerdings  fbnnellrechtlich  nicht  beklagen;  allein  in  der  Sache  selbst  ist  sie 
OAtOrlich  desshalb  nicht  zufrieden.  Daher  denn  alle  Arten  von  Yerdrüsslich- 
keilen  und  Reibungen,  Missachtung  der  Gewählten,  Spott  über  die  Vertreter 
^iner  blossen  Minderzalil  u.  s.  w.  Kurz,  es  zeigt  sigh  daim  eben,  dass  eine  recht- 
liche Fictidn  nicht  die  Wirklichkeit  ist,  weder  deren  innere  Berechtigung,  noch 
deren  Macht  hat ;  und  dass  auch  hier  die  Ultrademokratie  ihr  ^e\  überschiesst 
ind  inä  Widersinnige  fällt.  Eine  noch  weit  sclüimmere  Folge  des  Grundsatzes 
der  absoluten  Mehrheit  sind  aber  die  allmählig  in  d^n  gesammten  Vereinigten 
Staaten  Sitte  gewordenen  Yx)rversammlu&^eo ,  die  sogenannten  Caucus  und 


52d  ^^^  Weiterentwicklung  des  demokratischea.IhiBcipes 

Gonventionen.  Da  nämlich  eine  Zersplitterung  der  Stimmen  nicht  blpss  des 
Sieges  im  'W^hlkampfe  wegen,,  sondern  schon  zur  Zaslandebringang  einer 
Wahl  überhaupt  nm  jeden  Preis  yermieden  werden  muss,  so  hatiSich  die  all- 
gemeine Sitte  ausgebildet,  dass  vor  jeder  Withl  die  verscbicdenen  Parteien 
Zusammientritte  von  BeTOllniächtigen  veranstaltei;!,.  in  .welcben  der  ron  der 
Partei  zu  Wählende  bezeichnet  wird.  Von  jedem  Anhfaiger  ^derselben  wird 
dann  strengste  Einhaltung  dieser  Verabredung  yerlangt,  und .  eine,  andere 
Abstimmung  gilt  .für  eine  unverzeihliche  Treulosigkeit.  Auf  diese  Weise  be- 
schränkt sich  denn  nun  aber  thatsächlioh  das  Wahlrecht  des. freien  ameriki- 
nischen. Bürgers  auf  die  Alternative  einer  blinden  Befolgung  der  Yerabredong, 
mag  er  damit  einverstanden  sein  oder  nicht »  oder  einer  völligen  Enthaltoqg 
von  der  Wahl.  Ucberdiess  aber ,  und  diess  ist  noch  bei  weitem  schlimner, 
hängt  die  ffezeichnnug  der  zu  Wählenden  in  diesen  Vorversammlungen  sehr 
häufig  von  BjLnkeschmieden  und  Umtreibem  ab,  welche  aus  dem  Politisira 
ein  Gewerbe  machen,  den  ruhigen.  Bürger  verdrängen  oder  überschreien,  und 
die  gar  nicht  selten  zu  dem  schlechtesten  Theile  der  Bevölkerung  gehAceiL 
Von  ihnen  muss  Zustimmung  oder  wenigstens  Stillschweigen  eiicasft  wenlei; 
sie  bedingen  sich  einträgliche  Aemter  von  dem  durch  ihre  Ftkrsprache  n 
Wählenden  aus.  -7-  Laut  und  unwidersprochen  wurden  diese  UebelstSnde  m 
der  Versammlung  zur  Sprache  gebracht,  und  gefragt:  ob  diess  die  richtige 
Art  sei,  dem  -allgemeinen  Yolkswillen  seinen  Einfluss  in  den  öffentlichen  As- 
g^legenheiteu.  zu  sichern?  Dennoch  ist  es,  wiie  gesagt,  nicht  gelangen,  die 
Vorschri^  der  absoluten  Mehrheit  zu  beseitigen.  Sohlaue  PaFteifÜhier  konnta 
dieses, £influs9mittel  nicht  aus  der  Hand  lassen;  was  lag  dann  an  dem  wirk- 
lichen Rechte  des  Volkes  und  an  dem  öffentlichen  Wohle?.  Die  stereotypei 
Redeweisen  über  die  vollkommene  Gleichheit  und  GleichbereehÜgang.  Alkr 
gaben  ab^r  die  Scheingründe  für  Vertheidigung  des  Unfuges  ab.  Vpd  sehr 
zweifelhaft  ist  es,  ob  das  vorgeschlagene  Mittel  zur  Gehfiii^haltuiK  der  eis- 
zclnen  Abstimmung  eine  genügende  Abhülfe  geleistet  hätte,  nämlich  dieBe^ 
Stimmung,  dass  alle  Wahlzettel  in  gleichförmigen,  von  dem  Staate  dazu  ge- 
lieferten Briefumschlägen  abgegeben  werden  müssen.  Wenn,  wie  diess  A 
Sitte  ist,  die  Abstimmungsplätze  von  Anhängern  aller  Parteien  dicht  unüagot 
bleiben,  (und  wer  vermöchte  diess  zu  hindern?)  so  ist  eine  fireiwiUSge  oder 
erzwungene  Erkundigung  der  einzelnen  Abstimmung  immer  möf^di.  Auch 
hier  ist  ein  fauler  Flecken  in  dem  Systeme  der  Volksregierung,  wie  sich 
dieses  in  Amerika  ausgebildet  hat ,  und  es  mag  derselbe  wohl  zur  Waraung 
in  doppelter  Beziehung  dienen.  Einmal,  wie  sich  in  der- Wirklichkeit  ans 
anfänglich  kaum  bemerkbaren. und  anscheinend  zufälligen  Ur6adien  Mindiw 
ganz  anders  gestalten  kann,  als  man  nach  den  Grundsätzen  und  Werten  det 
Verfassungen  erwarten  sollte.  Zweitens  a()er,  dass  es  sehr  sdiwerund  fist 
unmöglich  ist,  selbst  schreiende  UebelstHnde  zu  beseitigen;  ynam  dieselba 
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blgenmgeji'  aus  einem  falschen  obersten- Satze  sind  und  in  der  Richtang 
ner  allgem^iiien  Strömung  liegen. 

.  -Es  ist  oben  bereits  di^.Ueberz^uguüg  aiisgesprocben^  das  'die  jetzt  in 
5Q.y€reinigtetr  Staaten  sa  allgemein  gewordei^e  Wahl  der  Richter  durch  das 
olk  und  auf  eine  bestimmte  kurze  ^riiät  eine  der  schliiinnsten  Folgen  der 
[Vertriebenen;  Ausdehnung  Und  Ausbildung  des  demokratischen  Principes  ist. 
uie  recht  iuischauliche  Einsicht  in  diese  Frage  gibt  die  ausftlhxUche  Vifer- 
UHjlang' in  dem  vorliegenden  V/'erkc.  Nackt  .und  kahl  treten  die  OrOnde 
kr -die  Wahl  hervor.  «Wir,  das  Volk,  —  so  sägt  z,  B.  der  Abgeordnete 
Tood' —  häb^  das  Rechte  unsere  Richter  zu  wählen,  so  gut,  wie  die  an- 
6ren  Arten  von  Besamten.  Niemand  känu  läugnen,  dass^  das  Volk  das  un- 
oilingte  Recht  dazvhat;  und  die  Frage  ist  nur,  ob  wir.  es  füi"  passend 
lidfen;  dieses  Recht  selbst  auszuüben?^  Diese  Frage  beantwortet,  denn  nun 
.Ijei:  ein  Anderer  (Holder)  dahiü:  «Jch  glaube,  däss  Wahl-  unsere  Richter 
Alt- einer  wahren  und  göttähnliclien  (god^Ukel)  Unabhängigkeit,  gegrdndöt' 
ntf  den  volksthümlichen  Willei)  des  Volkes  (popul^ir  will  of  t)ie  people)  be- 
üeiden  wird.  Dieser  Wille,  ist  immer  wahi*  und  unfelilbär-,  und. 
mttfs  von  Allen,  welche  ein  öffentliches  Amt  haben  «  beständig  im  Auge  be- 
hidt^  werdep.  Wollen  wir  Richtern  einen  Gehalt  geben,  welche,  nicht  vom 
Vobe  gewählt  4ind  nicht  bei  ihm  beliebt  sind  '^^  Die  Anhänger  dieser  kurz- 
siAtigen,  man  darf  wohl  ohne  Ungerechtigkeit  sagen  stupiden,  Ansicht  läugnen 
gv  nicht,  dass  die  von  der  Regierung  auf  Lebenslang  ernannten  Richter  bi^er 
gelrecht,  gelehrt,  ehrenwerth,  kurz  vortrefflich  gewesen  seien;  allein  sie  ver- 
missen rücksichtslose  Höflichkeit  an  ihnen.  Dieser,  sagen  sie' naiv. ge- 
Dügj  sei  man  sieher,  wenn  die  Richter,  durch  immer  wieder  neue  Wahlen  in 
Abhängigkeit  gehalten  werde^u;  in  den  Haupteigenschaften  aber  hoffen  $ie, 
freilich  ohne  Angabe  eines  Grandes,  mindestens. gleiche  Fortsetzung.  —  An 
solcher  Einfalt  oder,  solchen  plumpen  selbstischen  Absichten  prallten  alle  . 
3{ttide,  welche  die  bedeutendsten  Rechtsgelehrten  m  der  Versammlung  aus 
let^Natnr  der  Sache,  und  aus  der  Erfahrung  geltend  machten ,  machtlqs  ab. 
'Sergebens  entwickelte  ein  Ghoate,  ein  Parker,  ein  Greenleaf,  ein. Dana 
li^kUch  glänzende.  Beredtsamkeit  und  schlagend  richtige  Kenntniss  dei^ 
laJOLfichlichen.  Natur.  Für  den  grossen  Haufen  war.  es  ein  Jiinreichen(}er 
rrdpd  zum  Bestehen  auf  der  Aenderung,  dass  andere  Staaten  in  dieser  An: 
rkeüBpng  des  ganzen  freien  Volks^Ilens  bereits  toran^tegangen  seien,  Mas- 
lejüisetts  also  sich  schämen  müsste,  zurückzubleiben;  ehrgeizige  aber  mittel- 
lissige  junge  Advokaten  Hessen  siph  aus  der  Hoffnung,  auf  solqhe  Weise  ^  • 
iniem  Bithierstnhle  zu  gelangen,  nicht  hinausargumentiren}  fanatische  oder 
lokesflchtige  Demagogen  hielten  fest  an  diesem  neuen  Einflussmittel.  3o' 
ing  denn  «chliesslieh  ^elbjst  in  dieser  verhältnissmäsBig  ausgezeiehneten  Ver«- 
aaualiihg . ^der  Beschluss,   die  Richter   sämmtlich  durch  Volkswahlen  zu' 
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ernennen,  mit  204  gegen  143  Stimmen  durch,  (73  Mitglieder  waren  abwesend.) 
—  Zur  Befriedigung  gereicht  es  übrigens,  dass  dieser  Yeränderangsvorscblag 
es  vorzugsweise  war,  welcher  die  Verwerfung  der  ganzen  Arbeit  der  Versamm- 
lung von  Seiten  des  Volkes  herbeiführte.  Dieses  war  klüger  als  die  Mehr- 
heit seiner  Stimmführer,  und  Hess  sich  nicht  verlocken,  die  Sicherheit  seiAes 
Rechtes  einzutauschen  für  eine  scheinbare  Vermehrung  seiner  Macht;  und  es 
mag  der  Vorfall  zu  gleicher  Zeit  als  Beweis  dienen,  dass  die  Uebertreibong 
der  delnokrätischen  Grundsätze  nicht  ursprünglich  im  allgemeinen  Bcwosst- 
sein  und  im  Bedürfhisse  des  Volkes  begründet  ist,  sondern  künstlich  durch 
selbstsüchtige  Ränkeschmiede  gepflanzt  und  gross  gezogen  wird.  Leider  be- 
steht sie  nun  aber,  nachdem  sie  einmal  iu  Gang  gesetzt  ist. 

Eine  bezeichnende  Verhandlung  wurde  ferner  gepflogen  über  die  Frage: 
ob  das  Wort  «Unterthan»  (subject)  in  der  Verfassungsurkunde,  stehen  blei- 
ben, oder  durch  andere  Bezeichnungen,  z.  B.  Individuum,  Person,  Mensch, 
Bürger,  ersetzt  werden  soUe.  Vergeblich  wurde  darauf  auftnerksam  gemacht, 
dass  diese  letzteren  Ausdrücke  schon  an  sich  unpassend  für  den  Zweck  und 
theilweise  geschmacklos  seien;  dass  aber  namentlich  auch  in  einer  ^Demo- 
kratie wohl  zwischen  der  doppelten  Beziehung  des  Einzelnen  zom  Staate  zn 
unterscheiden  sei.  Einerseits  nehn(ie  er  allerdings  an  der  Aasühang  vob 
Regierung^echten  Antheil,  und  sei  somit  ein  Theil  der  souveränen  Gewalt; 
andererseits  aber  sei  er  der  Verfassung  und:  den  Gesetzen  per30nlich'ont«r- 
worfen.  Als  solcher  denn,  und  in  Beziehung  auf  die  Pflicht  des  Gehorsams, 
als  «Unterthan»  bezeichet  zu  werden,  sei  keine  Herabwürdigung,  sondern  die 
einfache  Thatsache  und  das  richtige  Wort.  Die  Mehrheit  war  jedoch  auch 
hier  weder  für  Gründe  noch  für  Spott  zugänglich.  Man  sprach  (wie  seiner 
Zeit  in  Deutschland)  von  dem  Einzelnen,  als  von  eiilem  «Souverän».  Uü 
schliesslich  wurde  der  Ausdruck  Unterthan  in  der  VeHassung  gestrichen. 
Dabei  lässt  ein  der  Redner  gelegentlich  einen  tiefen  Blick  in  ,da&  Innere  des 
amerikanischen  Staatslebens  werfen,  wenn  er  alles  Ernstes  den  Satz  auf- 
stellt:  «ein  Bürger  von  Massachusetts  sei  wohl  der  Unterthan  einer  PaHd, 
öder  einer  thatsächlichen  Gewalt,  niemals  aber  des  Staates».  Hierin  li^ 
sehr  viel  Wahres,  wenn  auch  in  einem  andern  Sinne,  als  der  JUaün  es 
zunächst  meinte;  und  es  ist  der  Schlüssel  zum  richtigen  Verständniäse  tod 
manchem  jetzigen  und  künftigen  Uebelstande. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  däss  die  unbedingten  JPCrderer  der 
Theihiahme  des  Volkes  an  den  Regierungshandlungen  and  die  Yertheidiger 
der  unbedingten  Fähigkeit  desselben  zu  ihrer  richtigen  Vomaliine  so  weit 
gingen,  der  Regierung  (d.  h.  dem  Gouverneur  und  seinem  Rathe)  die  ^Befo^niss 
streitig  zu  machen ,  einen  der  vom  Volke  gewählten  Beamten  wegen  enrie- 
sener  Unfähigkeit  oder  begangener  Verbrechen  für  den  Best  der  Antszeit 
zu  beseitigen.    Höchstens  im  Falle  von  Geisteskrankheit  woUleii  sie  die» 
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igeben ;  und  sie  äusserten  die  in  der  That  für  die  Verwaltung  einer  Deipo- 
ratie  nicht  •  schmeichelhafte  Besorgniss,  dass  eine  Berechtigung  dieser  Art 
aza  missbraucht  werden  würde,  sämmtliche  dem  Gouverneur  politisch  unbe- 
uemen  Beamten  auf  den  Grund  falscher  Anklagen  zu  beseitigen.  «Wird 
twa,  rief  der  Abgeordnete  Parsons,  das  Volk  den  Mann  nicht  kennen,  den 
s  gewählt  hat?  Ich  möchte  doch  wissen,  ob  es  nicht  der  beste  Richter  über 
ie  Fähigkeiten  seiner  Beamten  ist  ?  Den  möchte  ich  doch  sehen ,  welcher 
as  Gegentheil  behauptet.  Ich  wenigstens  gehöre  nicht  zu  Denen,  welche 
chwierigkeiten  machen  und  feilschen,  wenn  vqn  den  Rechten  des  Volkes 
ie  Rede  ist.»  Und  in  dieser  Art  weiter.  —  Der  Unsinn,  einen  Beamten  im 
jnte  zu  lassen ,  trotz  erwiesener  Vergehen  oder  Unfähigkeiten ,  blos  weil  er 
orch  Wahl  ernannt  sei ,  war  'denn  aber  doch  zu  gross ;  und  die  Versamm- 
img  beschloss,  das  flür  die  Regierung  verlangte  Recht  der  Enthebung  zu 
;ewähren. 

Vorstehende  Mittheilungen  werden  wohl  einen  Begriff  geben  von  dem 
reiste,  in  welchem  jetzt  das  demokratische  f^rincip  auch  in  den  gebildetsten 
rheilen  der  Vereinigten  Staaten  gehandhäbt  wird;  und  sicherlich  liefern  sie 
(enflgonde  Beweise  für  die  Eingangs  aufgestellte  Behauptung,  dass  selbst  hier 
dne  falsche  und  zum  Uebel  führende  Bahn  .eingeschlagen  worden  ist ,  wenn 
lach  noch  Widerstand  von  Einsichtigen  und  Gesinnungstüchtigen,  zuweilen 
(elbst  noch  ein  richtiges  Gefühl  bei  der  Menge  stattfindet.  Jedenfalls  erhellt, 
lass  in  dem  inneren  Leben  des  grossen  transatlantischen  Reiches  Bewegungen 
fOT  sich  gehen  und  Zustände  sowie  Handlungen  sich'  vorbereiten,  von  welchen 
dcb  freilich  Diejenigen  unter  uns  nichts  träumen  lassen,  welche  sich  unter 
edem  amerikanischen  Staatsmann  einen  Washington  denken,  von  allen  dort 
forgegangenen  Veränderungen  nur  die  Zunahme  der  Grösse  und  Macht  des 
Landes  kennen,  und  von  dem  Wesen  einer  Demokl*atie  nichts  weiter  wissen, 
ils  dass  ein  gewähltes  Staatsoberhaupt  anstatt  eines  erblicheti  an  der  Spitze 
itdie.  Es  ist  sehr  zu  fürchten ,  dass  solche  unschuldige  Bewunderer  femer 
md  angekannter  Zustände  eines  schönen  Tages  grosse  Enttäuschungen  er- 
lebe werden ,  sowohl  in  Beziehung  auf  Ereignisse  im  Innern  der  Vereinigteü 
Staaten,  als  hinsichtlich  des  Verhaltens  derselben  im  Völkerverkehr6. 

Hiermit  soll  übrigens  keineswegs  gesagt  sein,  dasä  die  Verhandlungen 
1er  Bostoner  Versammlung  blos  solch  bedenklichen  Inhaltes  waren,  und  dass 
ne  sich  lediglich  um  eine  unverständige  Erweiterung  des  unmittelbaren 
Volkseinflusses  auf  die  Regierung  drehten.  Im  Gegentheile  wurden  von  ihr, 
welche  so  viele  ausgezeichnete  Mitglieder  zählte,  manche  Fragen  des  öffent- 
lichen Rechtes  und  Wohles  mit  sehr  vieler  Begabung  und  Sachkenutniss  und 
in  ganz  lobenswerther  Richtung  besprochen.  So  z.  B.'die,  namentlich  für 
die  amerikanischen  Verhältnisse  höchst  wichtige,  Feststellung  des  Bankwesens 
pnd  die  Schaffung  von  Gesellschaften  mit  corporativen  Rechten;   femer  die 
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'steiler  üb^r  Staatsrecht  so  lange-  dem  Dilemma  wiUkflrlicher  YerlAngnung 
logisch  nothwendiger  Folgerungen  oder  der  Aufstellung  praktisch  uunög- 
lidier  Verlangen  nicht  entwinden  können,  ^Is  nicht  der  unrichtige  Grondge- 
danke,  eines  natürlichen  Urrechts  auf  Regierung  aufgegeben  ist,  und  man  sich 
nicht  entschliesst,  anzuerkemien,  dass  die  Besorgung  öffentlicher  Angelten- 
heiten  ein  Auftrag  ist,  welcher  nur  von  dazu  besonders  Befähigtes  ve^ 
stäudigeFweise  Übernommen  werden  kann.  £s  ist  eine  handgreifliclif  Begnlb- 
verwirrung,.die  Forderung,  dass  der  Rechtsstaat  die  vemüi^iftiger.Leb^nBzwe^ 
ein^s  Jeden  seiner  Theilnehmer  nach  Kräften  zu  Jfördern  habe,  Ar  gleich- 
bedeutend zu  erachten  mit  dem  Satze,  dass  ein  Jeder  ein  angeborenes.  Recht 
auf  die  Bestimmung  und  die  Handhabung  der  Mittel 'hierzu  besitze.  tJeher 
das  Letztere  kann  nur  aus  Zweckmässigkeitsgründen  und  je  nach  dem  ver- 
änderlichen Stande  der  allgemeinen  Gesittigung  entschieden  werden;  und  es 
darf  von  einer  Berechtigung  Dessen,  der  die  Fähigkeit  zur  Leistung  nidit 
bat,  vernünftigerweise  um  so  weniger  die  Rede  sein,  als  er  ja  durch  seue 
Unfähigkeit  den  Rechtsanspruch  aller  Anderen  an  den  Staat  ge&hi^den  würde. 
Um  es  mit  Einem  Worte  zu  "sagen:  die  Wahl  des  Grundcharakters  dei 
Staates  (z.  B.  ob  Theokratie,  Rechtsstaat  u.  s.  w.)  ist  eine  Frage  des 
Rechtes,  weil  des  Lebenszweckes;  die  Wahl  und  die  Handhabung  der  1)esoB- 
deren  Yerfässungsform  aber  mir  eine  Frage  der  PoHtik-  Die  Demokratie  hat 
so  viel  und  so  wehig  Recht  zu  sein,  als  die  Monarchie  oder  die  Aristokratie; 
ein  ausgedehntes  Wahlrecht  ist  an  sich  so  möglich,  als  ein  beschirAiiktes: 
es  kömmt  ledi^ch  darauf  an,  welche  dieser  Einrichtungen  unter  den  ge- 

*  • 

gebenen  Umständen  den  obersten  feststehenden  Zweck  am  besten  erhllt 
Auf  diese  hat  dann  die  Gesammtheit  ein  Recht,  nicht  aber  der  einzelne 
etwa,  zur  Ausführung  zu  Berufende.  Von  einer  allgemeinen  AnerkennulBg 
und  furchtlosen  Aussprechung  dieser  gesunden  Ansichten  ist  denn  nun  freiUch 
in  Amerika  keine  Rede;  vielmehr  entfernt  man  sich  täglich  mehr  vcm  QineiL 
Di^  üblen  Folgen  kommen  denn  aber  auch  zu  Tage,  und  werden  mehr  und 
mehr  sich  zeigen. 

Eine  andere  sehr  ausführlich  und  mit  einem  grossen  Aufwände  von  Be- 
weisführung und  von  Geist  behandelte  f^rage  war:  ob  die  Wahlen  nur  dnrdi 
eine  absolute  Mehrheit  der  abgegebenen- Stimmen  zu  Stande  kommeD 
sollen,  oder  schon  durch  eine  relative  Mehrheit  (ob  durch  «nugoritj> 
oder  'durch  «plurality »)  ?  Der  Beschlüss  fiel«  trotz,  der  eifrigen  BestrebimgeB 
der  bedeutendsten  Staatsmänner  in  der  Versammlung,  Air  die  unbediogte 
Mehrheit  aus ;  jedoch  mit  der  Bestimmung,  dass  durch  ein^Etche  Gesetssgebong 
eine  Aenderung  beschlossen  werben  könne.  —  Es  unterliegt  keinem  ZweiH 
dass  der  Grundsatz  einer  Entscheidung  dun;h  absolute  Mehrheit  dem  Gnud- 
gedankeu  der  Demokratie  überhaupt,  namentlich  aber  in  ihrer  itzigen  ameri- 
kaniscHen  Auffassung  mehr  entspricht,  als  die  Möglichkeit  einer  Bestimnumg 
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lurch  eine  Alinderzabl ,   welche  nur  das  für  sich  anführen  kann,  dass  sie 

•  •  •  • 

{Tösser.ist^.  als  jede  einzelne  der  zwei  oder  mehreren  anderen  Ansichten. 
WTo  das  höchste  Princip  ist,  dass- Jeder  so  viel  Recht  und  so  viel  Gewicht 
Hat,  als  jeder  Andere,  kann  bei  Meinungsverschiedenheit,  nnf  die  Mehrzahl 
entscheiden.  Eine  Mehrzahl  abef  ist  nicht  vorhanden  bei  einer  bloss  rela- 
ttven  Majorität;  vielmehr  hat  diese  immer,  alle  anderen  Meinungen  zusammen- 
gezählt^ die  Mehrheit  gegen  sich.  Es  begreift  sich  also  sehr  wohl,  dass  man 

•  •  • 

in  Massachusetts,  wie  in  den  übrigen  Staaten  der  Union,  nur  Wähle«  abso- 
luter Mehrheit  gelten  lassen  will.  Leider  aber  hat  die  Ausübung  im  Leben 
sehr  flble  Folgen;  und  zwar  nach  mehr  als  einer  Seite  hin.  —  £2inl»al  näm- 
lidi  ist  es  natürlich  eine  völlige  Unmöglichkeit,  wirklich  sämmtliche  Berech- 
tigte zur  Abgabe  ihrer  Stinmien  zu  bringen.  Krankheit,  Abwesenheit,  Gleich- 
SQltigkeit,  kurz  hundert  Ursachen  halten  immer  sehr  Viele  vom  Erscheinen  bei 
len  Wahlen  ab.  Man  muss  sich' also,  wenn  irgend  etwas  zu*  Stande  kommen 
soft,  alsbald  zu  der  Modification  des  Grundsatzes  verstehen,  dass  der  abso- 
laten  Mehrheit  der  Erscheinenden  die  Entscheidung  zustehe.  {ligepllich 
inrd  damit  freilich  der  letzte  Grund  der  Maassregel  aufgegeben;  allein  man 
kann  eben  nicht  umhin,  der  unabänderlichen  Nothwendigkeit  diese  JEtechnung 
zu  tragen,  wenn  nicht  die  Staatsmaschine  ganz  still  stehen  soll.  Sehr  übel  ist 
um  aber,  dass  auf  diese  Weise  die  schliessliche .  Wahl  häufig  von  ganz 
Wenigen  geschieht,  und  wohl  gar  von  Solchen,  welche  der  wirklichen  Mehr- 
heit  der  sämmüichen  Wähler  keineswegs  angehören.  AVenn  nämlich  eine 
fsxsXe  Wahl  wegen  fehlender  absoluter  Mehrheit  kein  Ergebniss  geliefert  hat 
und  fmn  ein  neuer  Termin  angesetzt  wird,  sq  pflegen  gar  Mandie,  welche 
das  erstemal  gestimmt  haben,  nicht  noch  einmal  zu  erscheinen.  Sie  sind  der 
Sache  müde.  Noch  mehr  ist  diess  der  Fall,  wenn  gar  eine  dritte^  vierte 
Wahl  wegen  immer  wieder  nicht  erfolgter  absoluter  Mehrheit  ausgeschrieben 
werden  muss.  Am  Ende  sind  es  nur  noch  Wenige,  welche  nicht  nachlassen ; 
and. da  begibt  es  sich  leicht,  nach  allgemeinem,  Geständnisse  sogar  oft, 
dass  am  Ende  eine  Ansicht  siegt,  welche  sehr  in  der  Minderheit  des  ganzien 
Bezirkes  ist,  und  anfänglich  gar  keine  Ausisicht  hatte.  Die  auf  solche  Weise 
lim  die  Durchsetzung  ihres  Willens  gekommene  wirkliche  Mehrheit,  kann  sich 
illerdings  fbrmellrechtlich  nicht  beklagen;  allein  iii  der  Sache  selbst  ist  sie 
iatürlich  desshalb  nicht  zufrieden.  Daher  denn  alle  Arten  von  Yerdrüsslich- 
keilen  und  Reibungen,  Missachtung  der  Gewählten,  Spott  über  die  Vertreter 
i^r  blossen  Mmderzahl  u.  s.  w.  £urz,  es  zeigt  sigh  dann  eben,  dass  einie  recht- 
iche  Ficti^n  nicht  die  Wirklichkeit  ist,  weder  deren  innere  Berechtigung,  noch 

ieren  Macht  hat;  und  dass  auch  hier  die  Ultrademokratie  ihr  ^el  überscfaiiesst 

.  •  .       »  ■        ^ 

ind  ins  Widersinnige  fällt.  Eine  Qoch  weit  sclilimmere  Folge  des  Grundsatzes 
der  absoluten  Mehrheit  sind  aber  die  allmählig  id  d^n  gesammten  Vereinigten 
Staaten  Sitte  gewordenen  Vorversammlulkj;.ei) ,  die  sogenannten  Caucas  und 
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Gonventionen.  Da  nämlich  eine  Zersplitterung  da"  Stimmen  nicht  blpss  4es 
Sieges  im  'W-ahlkampfe  wegen,,  sondern  sohon.  zur  Zastandehringunl^-  einer 
Wahl  überhaupt;  .um  jeden  Preis  yermieden  weiden  tQUss,  do  hat  ^  sich  die  all* 
gemeine  Sitte  ausgebildet,  das$  vor  jeder  W^hl  die  verschiedenen  Parteien 
Zusammentritte  von  Bevollmächtigen  veranst;alteu,.*in  .welchen  de^  von  der 
Partei  zu  Wägende  beieichnet  wird.  Von  jedem  Anhänger  .-detselben  wird 
dann  strengste  Einhaltung  diesei:  Verabredung  verlangt,  und  eine;- andere 
Abstinknung  gilt.ffU^  eine  unverzeihliche  Treulosigkeit.  Auf  diese  Weise  be- 
schränkt  sich  denn  nun  aber  thatsächlioh  das  Wahlrecht  des  freien  amerika- 
Qischen. Bürgern  auf  die  Alternative  e^ner  blinden  Befolgung  der  Yerabrednng, 
niag  er  damit  einverst^den  .sein  oder  nicht,  oder  einer  völligen  Eothaltnog 
von  der  Wahl.  Ucberdiess  aber ,  und  diess  ist  noch  bei  weitem  schlimmer, 
häpgt  die  BezelchnuQg  der  zu  Wählenden  in  diesen  Vorversammlungen  sehr 

häufig  von  BjLnkeschmieden  und  Umtreibem  ab,  welche  aus  dem  PolitiEireD 

*        ■ .    •     ■  •  ,   • 

ein  Gewerbe  machen,-  den  ruhigen.  Bürger  verdrängen  oder  flberschreißn,  nnd 
die  gar. nicht,  selten  zu  dem  schlechtesten  Theile  der  Bevölkerung  gehötien 
Von  ihnen  muss  Zustimmung  oder  wenigstens  Stillschweigen  erkasft  werdei; 
sie.  bedingeii  sich  einträgliche  Aemter  von  dem  durch  ihre  Fttrsprache  n 
Wählenden  aus.  —  Lant.  und  unwidersprochen  wurden  diese  UebelstSnde  in 
der  Versammlung  zur  Sprache  gebracht,  und  gefragt:  ob  diess  die  richtige 
Art  sei,  dem  idlgemeinen  Yolk^willen  seinen  Ilmfluss  in  den  ÖffentUcken  An- 
gelegenheitep.' zu  sichern?  Dennoch  ist  es,  wiie  gesagt,  nicht  gelangen,  die 
Vorschri^  der  absoluten  Mehrheit  zu  beseitigen.  Schlaue  Parteifülii»r  konntni 
dieses.Einflussinittel  nicht  aus  der  Hand  lassen;  waalag  dann  an  dem  wirk- 
liehen  Bechte  de?  Volkes  und  an  dem  öffentlichen  Wohle?.  Die  3tereotypea 
Redeweisen  über  die  vollkommene  Gleichheit  und  Gleichliereehtigung:.  Aller 
gaben  aber  die  Scheiogründe  für  Vertheidigung  des  Unfuges  ab.  Und  s^ 
zw;eifelhaft  ist  es,  ob  das  vorgeschlagene  Mittel  jsur  Gehei^halttiiK  derein- 
zehren  Abstimmung  eine  genügende  Abhülfe  geleistet  hätte,  nämlich  die  Be- 
stimmung,, da3.s  alle  Wahlzettel  in  .gleichförmigen/  von  dem  Staate  dazfi  get 
lidferten. Briefumschlägen  abgegeben  werden  müssen.  Wenn.,  wie  diessdi^ 
Sitte  ist,  .die  Abstimmungsplätze  von  Anhängern  aller  Parteien  dicht  tm^agert 
bleiben,  (und  wer  vermöchte  diess  zu  hindern?). so  ist  eine  freiwillige- oder 
er^wun^ne  Erkundigung  der  .einzelnen  Abstimmung  immer  inöglidi. -ADch 
hier  ist  ein  fauler  Flecken  m  dem  Systeme  der  Volksregifernnjf ,  wie  «(* 
dieses  in  Amerika  ausgebildet  hat,  nnd  es  ms^  derselbe. wohl  zurWarntttig 
in  doppelter  Beziehung  dienen.  Einmal,  wie  .sich  in  der  Wirklichkeit- ans 
anfängfieh  kauin  bemerkbaren. und  anscheinend  ^sul&lligen  Ur&acbeii' Handies' 
gan2r  anders  gestalten  kann^  als  lüan  nach -den  Grundsätzen  und  Worten  dct 
Verfassungen  erwarten  sollte.  Zweitens  aW,  dass  es  sehr  schwer  *  and  fust 
unmöglich  jst,  selbst  schreiende. Uebelstflpde  zu  beseitigen/  .weim  ^iesethea 


im  nordamcrikanischen  Staatsrechte.  529  - 

Igenmge^'ans'  einem  falsch(^n  obersten-  Sätze  sind  und  in  der  Rieht ang 
er  allgemeinen  Strömung  liegen. 

'>-Es  ist  oben  bereits  di^  Uebcrzeugung  aiisgesprocben^  das  die  jetzt  in 
i.Ydreinigt^ti  Staaten  sa  allgemein  gewordene  Wahl  der  Richter  durch  das 
Ik  'und  auf  eine  bestimmte  kurze  Fn^t  eine  der  schlimmsten  Folg^  der 
ertriebenen:  Ausdehnung  Und  Ausbildung  des  demdkratischon  Principes  ist. 
ne  recht  anschauliche  Einsicht  in  diese  Frage  gibt  die  ausfllhrliche  Yer- 
nAfittg  -  in  dem  Yorliegendcn  Werke.  Nackt  .und  kahl  treten  die  Gründe 
rdie  Wahl  hervor.  «Wir,  das  Volk,  —  so  sagt  z,  B.  der  Abgeordnete 
eojf  ^-  häb^  das  Recht,  unsere  Richter  zu  wählen,  so  gut,  wie  die  an- 
ffui  Arten  von  Beamten.  Niemand  kann  läugnen ,  dass  das  Volk  das  un- 
iBngte  Recht  dazu  hat;  und  die  Frage  ist  nur,  ob  wir.  es  für  passend 
lien,'  dieses  Recht  selbst  auszuüben?»  Diese  Frage  beantwortet  denn  nun 
lei:  ein  Anderer  (Holder)  dahin:  «Ich  glaube,  dass  Wahl  unsere  Richter 
keiner  wahren  und  gottähnlichen  (god^like!)  Unabhängigkeit,  gegründet 
if  den  volksthflmlichen  Willen  des  Volkes  (populär  will  of  the  people)  be- 
iiHen  wird.    Dieser  Wille  ist  immer  wahr  und  unfehlbar-,  und 

■ 

hitt  VCD  Allen,  welche  ein  öffentliches  Amt  haben  j|  beständig  im  Auge  be- 
dtpn  werdep.    Wollen  wir  Richtern  einen  Grehalt  geben ,  welche  nicht  vom 

•  '  ■  

obe  gewählt  und  nicht  bei  ihm  beliebt  sind  ?»  Die  Anhänger  dieser  kurz- 
irittjgen^  man  darf  wohl  ohne  Ungerechtigkeit  sagen  stupiden,  Ansicht  läugnen 
BT  nidit,  dass  die  von  der  Regierung  auf  Lebenslang  ernannten  Richter  bisher 
Srecht,  gelehrt,  ehrenwerth,  kurz  vortrefflich  gewesen  seien;  allein  sie  ver- 
isten  rttcksichtslose  Höflichkeit  an  ihnen.  Dieser,  sagen  sie  naiv  ge- 
igi  sei  man  sicher ,  wenn  die  Richter  durch  immer  wieder  neue  Wahlen  in 
Ukingigkeit  gehalten  werden;  in  den  Haupteigenschaften  aber  hoffen  sie, 
eflich  ohne  Angabe  eines  Grundes,  mindestens  gleiche  Fortsetzung.  -7  An 
ilc|i^  Einfalt  oder  solchen  plumpen  selbstischen  Absichten  prallten  alle  . 
rflbde,  welche  die  bedeutendsten  Rechtsgelehrten  in  der  Versammlung  aus 
i^.Mätar  der  Sache  und  aus  der  Erfahrung  geltend  machten ,  machtlos  ab. 
ergebens  entwickelte  ein  Ghoate,  ein  Parker,  ein  Greenleaf,  ein  Dana 
itklicli  glänzende  Beredtsamkeit  und  schlagend  richtige  Eenntniss  der 
BDBchlicfaen  Natur.  Ftür  den  grossen  Haufen  war  es  ein  hinreichender 
röiid  zum  Bestehen  auf  der  Aenderung,  dass  andere  Staaten  in  dieser  An- 
ketmong  des  ganzen  freien  Volkswillens  bereits  vorangegangen  seien,  Mas- 
^üisetts  also  sich  schämen  müsste,  zurückzubleiben ;  ehrgeizige  aber  mittel- 
Issige  junge  Advokaten  Hessen  sich  aus  der  Hoffnung,  auf  solche  Weise  zu 
MD  Bithterstuhle  zu  gelangen,  nicht  hinausargumentiren;  fanatische  oder 
Dfcesflchtige  Demagogen  hielten  fest  an  diesem  neuen  Einflussmittel.  So 
Dg  denn  fichliesslich  selbst  in  dieser  verhältnissmässig  ausgezeichneten  Ver- 
mmiimg    der  Beschluss ,   die  Richter  sämmtiich  durch  Volkswahlen  zu 
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ernennen,  mit  204  gegen  143  Stimmen  durch,  (73  Mitglieder  waren  abwesend.) 
-—  Zur  Befriedigung  gereicht  es  übrigens,  dass  dieser  Yerändeningsvfyrschlag 
es  vorzugsweise  war,  welcher  die  Verwerfung  der  ganzen  Arbeit^  der  Versanmi- 
lung  von  Seiten. des  Volkes  herbeiführte.  Dieses  war  klüger  als  die  Mehr- 
heit seiner  Stimmführer,  und  Hess  sich  nicht  verlOQken,  die  Sicherheit  seines 
Rechtes  einzutauschen  für  eine  scheinbare  Vermehrung  seiner  flacht;  and  es 
mag  der  Vorfall  zu  gleicher  Zeit  als  Beweis  dienen,  dass  die  Debertreibong 
der  delnokratischen  Grundsätze  nicht  ursprünglich  im  aUgemeinen  Bewosst- 
sein  und  im  Bedürfoisse  des  Volkes  begrtlndet  ist,  sondern  künstlich  durch 
selbstsüchtige'  Ränkeschmiede  gepflanzt  und  gross  gezogen  wird.  Leider  be- 
steht sie  nun  aber,  nachdem  sie  einmal  i^  Gang  gesetzt  ist. 

Eine  bezeichnende  Verhandlung  wurde  ferner  gepflogen  über  die  Frage: 
ob  das  Wort  «Unterthan»  (subject)  in  der  Verfassungsurkunde,  stehen  blei- 
ben, oder  durch  andere  Bezeichnungen,  z.  B.  Individuum,  Person,  Mensch, 
Bürger,  ersetzt  werden  soUe.  Vergeblich  wurde  darauf  auftnerksam  gemacht, 
dass  diese  letzteren  Ausdrücke  schon  an  sich  unpassend  für  den  Zweck  und 
theilweise  geschmacklos  seieu;  dass  aber  namepilich  auch  in  einer  ^Demo- 
kratie wohl  zwischen  der  doppelten  Beziehung  des  Einzelnen  zom  Staate  zo 
unterscheiden  sei.  Einerseits  nehme  er  allerdings  an  der  Aasühang  voi 
Regierung^echten  Antheil,  und  sei  somit  ein  Theil  der  souveränen  Gewih; 
andererseits  aber  sei  er  der  Verfassung  und;  den  Gesetzen  persönlich  ant«r- 
worfen.  Als  solcher  denn ,  und  in  Beziehung  auf  die  Pflicht  des  Gehorsaoos, 
als  «Unterthan»  bezeichet  zu  werdein,  sei  keine  Herabwürdijgung,  sondern  die 
einfache  Thatsache  und  das  richtige  Wort.  Die  Mehrheit  war  jedoch  anch 
hier  weder  für  Gründe  noch  für  Spott  zugänglich.  Man  sprach  (wie  seiner 
Zeit  in  Deutschland)  von  dem  Einzelnen,  als  von  eiilem  «Souverftn».  Dod 
schliesslich  wurde  der  Ausdruck  Unterthan  in  der  Verfassung  gestrichelt 
Dabei  lässt  ein  der  Redner  gelegentlich  einen  tiefen  Blick  in  das  Innere  des 
amerikanischen  Staatslebens  werfen,  wenn  er  alles  Ernstes  den  Satx  auf- 
stellt: «ein  Bürger  von  Massachusetts  sei  wohl  der  Unterthan  einer  Parld, 
öder  einer  thatsächlichen  Gewalt,  niemals  aber  des  Staates»,  ffierin  liegt 
sehr  viel  Wahres,  wenn  auch  in  einem  andern  Sinne ^  als  der  JUaün  es 

t  

zunächst  meinte;  und  es  ist  der  Schlüssel  zum  richtigen  Verständnisse  von 
manchem  jetzigen  und  künftigen  Uebelstande. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  däss  die  unbedingten  JPCrderer  der 
Theilnahme  des  Volkes  an  den  Regieruügshandlungen  and  die  Yertheidiger 
der  unbedingten  Fähigkeit  desselben  zu  ihrer  richtigen  Vomalune  so  wdt 
gingen,  der  Regierung  (d.  h.  dem  Gouverneur  und  seinem  Rathe)  die  ^Befo^niss 
streitig  zu  machen ,  einen  der  vom  Volke  gewählten  Beamten  wegien  enrie- 
sener  Unfähigkeit  oder  begangener  Verbrechen  für  den  Best  der  Ajntsjs^ 
zu  beseitigen.    Höchstens  im  Falle  von  Geisteskrankheit  wollten  sie  dk» 
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igeben ;  und  sie  äusserten  die  in  der  That  für  die  Verwaltung  einer  Deipo- 
ratie  nicht  schmeichelhafte  Besorgniss,  dass  eine  Berechtigung  dieser  Art 
aza  misöbraucht  werden  würde,  sämmtliche  dem  Gouverneur  politisch  unbe- 
uemen  Beamten  auf  den  Grund  falscher  Anklagen  zu  beseitigen.  *Wird 
twa,  rief  der  Abgeordnete  Parsons,  das  Volk  den  Mann  nicht  kennen,  den 
5  gewählt  hat?  Ich  möchte  doch  wissen,  ob  es  nicht  der  beste  Richter  über 
ie  Fähigkeiten  seiner  Beamten  ist?  Den  möchte  ich  doch  sehen,  welcher 
as  Gegeütheil  behauptet.  Ich  wenigstens  gehöre  nicht  zu  Denen,  welche 
chwierigkeiten  machen  und  feilschen,  wenn  von  den  Rechten  des  Volkes 
ie  Rede  ist.»  Und  in  dieser  Art  weiter.  —  Der  Unsinn,  einen  Beamten  im 
imte  zu  lassen,  trotz  erwiesener  Vergehen  oder  Unfähigkeiten,  blos  weil  er 
arch  Wahl  ernannt  sei ,  war  'denn  aber  doch  zu  gross ;  und  .die  Versamm- 
img  beschloss,  das  f)ür  die  Regierung  verlangte  Recht  der  Enthebung  zu 
ewähren. 

Vorstehende  Mittheilungen  werden  wohl  einen  Begriff  geben  von  dem 
reiste,  in  welchem  jetzt  das  demokratische  Pfincip  auch  in  den  gebildetsten 
rheilen  der  Vereinigten  Staaten  gehandhabt  wird;  und  sicherlich  liefern  sie 
fügende  Beweise  für  die  Eingangs  aufgestellte  Behauptung,  dass  selbst  hier 
!iiie  falsche  und  zum  Uebel  führende  Bahn  «eingeschlagen  worden  ist ,  wenn 
Mich  noch  Widerstand  von  Einsichtigen  und  Gesinnungstüchtigen,  zuweilen 
idbst  noch  ein  richtiges  Gefühl  bei  der  Menge  stattfindet.  Jedenfalls  erhellt, 
lass  in  dem  inneren  Leben  des  grossen  transatlantischen  Reiches  Bewegungen 
fOT  sich  gehen  und  Zustände  sowie  Handlungen  sich  vorbereiten,  von  welchen 
deb  freilich  Diejenigen  unter  uns  nichts  träumen  lassen ,  welche  sich  unter 
edem  amerikanischen  Staatsmann  einen  Washington  denken,  von  allen  dort 
rorgegaugenen  Veränderungen  nur  die  Zunahme  der  Grösse  und  Macht  des 
Landes  kennen,  und  von  dem  Wesen  einer  Demokratie  nichts  weiter  wissen, 
ÜB  dass  ein  gewähltes  Staatsoberhaupt  anstatt  eines  erblichen  an  der  Spitze 
itehe.  Es  ist  sehr  zu  fürchten ,  dass  solche  unschuldige  Bewunderer  fernem 
md  angekannter  Zustände  eines  schönen  Tages  grosse  Enttäuschungen  er- 
ebeü  werden ,  sowohl  in  Beziehung  auf  Ereignisse  im  Innern  der  Vereinigten 
Staaten,  als  hinsichtlich  des  Verhaltens  derselben  im  Völkerverkehr6. 

Hiermit  soll  übrigens  keineswegs  gesagt  sein,  dasä  die  Verhandlungen 
1er  Bostoner  Versammlung  blos  solch  bedenklichen  Inhaltes  waren,  und  dass 
de  sich  lediglich  um  eine  unverständige  Erweiterung  des  unmittelbaren 
Volkseinflusses  auf  die  Regierung  drehten.  Im  Gegentheile  wurden  von  ihr, 
welche  so  viele  ausgezeichnete  Mitglieder  zählte,  manche  Fragen  des  öffent- 
lichen Rechtes* und  Wohles  mit  sehr  vieler  Begabung  und  Sachkenntniss  und 
in  ganz  lobenswerther  Richtung  besprochen.*  So  z.  B.<die,  namentlich  für 
die  amerikanischen  Verhältnisse  höchst  wichtige,  Feststellung  des  Bankwesens 
nnd  die  Schaffung  von  Gesellschaften  mit  corporativen  Recbten;   femer  die 
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Unterstützung  grosser  Unternehmungen,  z.  B.  der  Eisenbahnen,  mit  Geldern 
oder  dem  Credite  des  Staates;  die  beste  Form  des  Begnadigungsrechtes 
in  einer  Republik;  manche  Punkte  des  allgemeinen  Staatsbürgerrechtes, 
u.  s.  w.  Allein  eben  das  ist  das  Merkwürdige  und  erschreckend  Abnorme, 
dass  eine  an  Begabung  und,  Kenntnissen  so  reiche  Versammlung  eine  Ver- 
bindung der  vorgeschrittensten  Gesittigung  und  der  verderblichsten  staat- 
lichen Richtung  zeigen  konnte.  Wenn  diess  aber  hier  so  war,  was  kann 
man  erst  von  jenen  Theilen  des  grossen  Reiches  erwarten,  welche  sich  kaum 
aus  der  Wildniss  emporriugen,  deren  Mitglieder  durch  ihre  ganzen  äusseren 
Verhältnisse  auf  eine  trotzige  Unabhängigkeit  gestellt,  durch  Unwissenheit 
an  einer  Ueber^icht  über  die  Bedürfnisse  eines  Staatswesens  gehindert,  and 
durch  die  Nothwendigkeit  .zur  Verwechslung  an  Freiheit  und  gesetzloser 
Selbsthülfe  veranlasst  sind  ?  In .  die  Uände  dieses  Theile»  der  Nation  fällt 
aber  der  entscheidende  Einfluss  täglich  unwiderstehlicher. 

An  solcher  Ansicht  der  Dinge  ändert  es  nichts  WesentUches,  dass  die 
von  der  Mehrheit  der  Bostoner  Versammlung  vorgeschlagenen  Vorfassoogs- 
veränderungen  schliesslich  mit  einer  kleinen  Mehrheit  vom  Volke  verworfen 
worden  sind.  Einmal  ist  diess  keinerlei  Beweis  über  die  Stimmung  des 
Landes  im  Allgemeinen;  Massachusetts  hat  in  manchen  Beziehungen  viel 
Eigenthümliches.  Sodann  ist  selbst  hier  wohl  schwerlich  auf  längere  Zeit 
die  Wiederholung  des  Versuches  abgeschnitten.  Endlich  aber  trug  zu  die 
sem  Ergebniss  wohl  hauptsächlich  der  Umstand  bei,  dass  die  s&mmtlichen 
eigentlich  politischen  Aenderungsvorschläge,  ungetrennt  als  Eine  Frage  zor 
Abstimmung  kamen.  Auf  diese  Weise  musste  also  Jeder,  welcher  sich  mit 
irgend  Einem  Vorschlage  durchaus  nicht  versöhnen  konnte ,  gegen  das  Ganze 
stinmien ;  und  namentlich  scheint , .  wie  bereits  bemerkt ,  die  vorgeschlagene 
Wahl  der  Richter  in  den  grossen  Städten ,  vorab  in  Boston  selbst ,  den 
Ausschlag  für  die  Verwerfung  gegeben  zu  haben.  Es  ist  folglich  der,  an 
sich  allerdings  erfreuliche ,  Ausgang  nur  als  ein  glücklicher  und  vereinzelter 
Zufall,  nicht  aber  als  ein  Beweis  davon  zu  betrachten,  dass  mit  Unrecht 
eine  Uebertreibung  des  Gedaiikens  der  Volksherrschaft  in  den  Vereinigten 
Staaten  behauptet  werde.  Diese  findet  vielmehr  in  allen  Theilen  des  Landes 
statt,  in  der  Wildniss  wie  in  den  ältesten  Wohnplätzen,  und  wenn  sie  auch 
noch  zuweilen  auf  einen  Widerstand  stösst,  so  rührt  dieser  von  besonderen 
Verhältnissen  oder  von  einem  mehr  und  mehr  verschwindenden  Geschlechte 
her,  ohne  dass  Hoffnung'  auf  einen  ausgiebigen  Sieg  oder  gar  auf  eine  voU- 
ständige  Umkehr  wäre. 

Diese  Ansicht  von  der  Richtung  des  staatlichen  Lebens  der  Vereinigten 
Staaten  ist  keine  erfreuliche ;  siö  rührt  jedoch  weder  aus  einem  allgemeinen 
Widerwillen  gegen  das  Land  und  4as  Volk  her,  noch  ist  sie  leichthin  ge- 
iasst.   Allein  je  entschiedener  man  in  den  Einrichtungen  Nord^merika's  eine 
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\ene  Foim  des  Rechtslebens  von  weltgeschichtlicher  Bedentang  erblickt;  je 
nerirwtlrdiger  diese  Eirweiternng  der  menschlichen  Versuche  zur  genügenden 
Ordnung  des  Staates  fftr  jeden  Pfleger  der  politischen  Wissenschaften  ist; 
e'  stannenswerther  die  Macht  des  transatlantischen  Reiches  aufblüht:  mit 
lesto  grösserer  Besorgniss  muss  man  die  im  innersten  Wesen  der  Zustände 
fOT  sich  gehende  Veränderung  betrachten.  Der  immer  .weiter  um  sich  grei- 
fende Wahn,  dass  Alles,  was  eine  Menge  thut,  recht  und  vernünftig  sei, 
)lo6  weil  sie  es  thut ;  die  steigende  Abneigung  den ,  doch  aus  dem  eigenen 
Villen  des  Volkes  hervorgegangenen  und  nur  auf  kurze  Zeit  eingesetzten, 
Prägern  der  öffentlichen  Gewalt  eine  zur  Besiegung  ungesetzlicher  Bestre- 
)imgen  genügende  Macht  anzuvertrauen;  der  immer  ungescheuter  hervor- 
retende  Widerwille  gegen  alle  selbstständigen  Stellungen,  wenn  auch 
inr  um  diesen  Preis  eine  tüchtige  Leistung  zu  erlangen  ist;  mit  Ein^m 
Vorte,  die  immer  weiter  um  sich  greifende  Entwicklung  eines  falschen  demo- 
rratischen  Geistes  ist  schon  in  der  Gegenwart  die  Quelle  grosser  Uebelstände, 
md  bedroht  noch  mit  grossem  in  der  Zukunft.  Man  kann  sich  der  üeber- 
seagnng  nicht  erwehren,  dass  aus  einer  im  letzten  Grunde  unrichtigen  Auf- 
ÜEtösung  des  Rechtes  und  der  Freiheit  schliesslich  ein  Zustand  entstehen 
nnss ,  welcher  im  Inneren  der  höheren  Gesittigung  tödtlich ,  fQr  andere  Staaten 
&ber  wegen  Rechtsverachtung  und  Habgier  höchst  gefährlich  ist;  ein  nenes 
Bömerreich,  vorwärts  getrieben  durch  rastlose  Unruhe  und  rücksichtslose 
?hätigkeit  der  Menge,  geneigt  zu  gewaltsamen  Angriffen  auf  Schwächere 
durch  Selbstüberschätzung  und  Mangel  an  sittlichem  Geftlhle,  aufgestachelt 
durch  Ehrgeiz  zu  Eroberungen  nach  allen  Seiten.  Unfähig  zum  Widerstände 
^egen  innere  Partei -Leidenschaft  und  unmenschliche  und  gefühllose  Racen- 
mterdrückung  so  wie  gegen  freischärlerische  Gelüste  ist  die  Regierung 
stark  und  organisirt  genug ,  diese  Fehler  für  das  Ausland  bedenklich  zu 
machen.  Pflicht  und  Recht  wird  langsam  aber  in  steigendem  Maasse  durch 
ingenblickliche  Willkür  ersetzt ,  die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
jcht  aus  den  Händen  der  Staatsmänner  in  die  der  Volksverftlhrer  über. 
9icht8  aber  ist  ungewisser,  als  ob  die  Grösse  des  Uebels  rechtzeitig  eine 
ieälnng  herbeiführen  wird;  und  völlig  verkehrt  gar  ist  die,  in  Europa  nicht 
leiten  gehegte,  Meinung,  dass  schliesslich  eine  .Monarchie  entstehen  müsse. 
[He  Ereignisse  nehmen  den  gerade  entgegengesetzten  Weg;  und  es  ist  weit 
mihrscheinlicher,  dass  die  Geschichte  der  Versuche  das  Zusammenleben  des 
Henscfaengeschlechtes  zu  ordnen  zwar  um  ein  neues  grosses  Beispiel,  nicht 
ibcr  um  einen  Erfolg  reicher  werden  wird. 


Efi  ist  uns  nicht  gelungen,  unsere  Ansicht  richtige  darzulegen,  wenn  der 
T  Erwartet,  itzt  auch  noch  Vorschläge  zur  Abwendung  oder  wenigstens 


534  ^^  Weiterentwicklung  des  demokratischen  Prindpes 

Neatralisirnng  des  geschilderten  Uebels  zn  finden.  So  entschieden  wir  die 
Missstände  erkennen  und  so  aufrichtig  wir  sie  beklagen,  so  wenig  wissen 
wir  Einrichtungen  zu  ersinnen,  welche  einer  Uebertreibong  des  demokraü- 
sehen  Geistes  zu  begegnen  im  Stande  wären.  Die  schädliche  Neigimg  liegt 
im  innersten  Wesen  der  Yolksherrschafl ;  und  da  sie  den  alleinigen  Inhaber 
der  Staatsgewalt  selbst  beherrscht,  so  ist  eine  Abhülfe  durch  organische 
Anstalten  logisch,  oder  vielleicht  richtiger  gesagt  psychologisch,  munöghch. 
Nicht  etwa  desshalb,  weil  sich  keine  Formen  finden  Hessen,  durch  welche 
Veränderungen  in  der  bestehenden  Verfassung  auch  in  einer  repräsentatiTen 
Demokratie  erschwert  würden,  oder  keine  Behörde  gebildet  werden  könnte, 
welcher  man  durch  lange  Wahlzeit  Unabhängigkeit  und  durch  vorange- 
gangene Aemter  der  Mitglieder  Erfahrung  genug  geben  könnte ,  am  ihr  ein 
Veto  gegen  Beschltlsse  der  gewöhnUchen  Volksvertretung  zu  übertragen: 
sondern  weil  es  kein  Mittel  gibt,  einer  zur  Verfolgung  einer  bestimmten 
Richtung  leidenschaftlich  entschlossenen  Mehrheit  des  Volkes  zu  verwehren, 
mit  gesetzlicher  Beseitigung  aller  dieser  Hinderun^sanstalten  zu  beginnen.  £s 
ist  oben  schon  bemerkt  worden,  dass  nur  kluge  Selbstbeherrschung  der 
gesammten  Menge,  namentlich  erzeugt  durch  schlimme  Erfahrungen,  too 
der  Betretung  falscher  Wege  abhalten  könne,  dass  aber  auf  eine  solche 
Sinnesart,  fUr  die  Dauer  wenigstens,  nicht  zu  rechnen  sei. 

Nur  eine  naive  Unkenntniss  des  Staatslebens  könnte  nun  aber  über  diese 
Unmöglichkeit  einer  Abhülfe  staunen.  Jede  denkbare  Staatsart  hat  ihiv 
Schattenseiten,  deren  Beseitigung  keiner  Weisheit  gelingt,  weil  sie  im  Wesen 
des  die  Verfassung  bestimmenden  Gedankens  und  in  der  menschlichai  Natur 
selbst  begründet  sind ;  und  eben  dicss  ist  ja  die  Aufgabe  und  das  Verdienst  einer 
umsichtigen  wissenschaftlichen  Prüfung  des  gesammten  Vorrathes  der  staat- 
lichen Einrichtungen,  dass  die  natürlichen  Vortheile  und  Fehler  einer  jeden 
derselben  nacfi  Ursachen  und  Wirkungen  klar  dargelegt,  dadurch  aber  richtige 
Würdigungen  derselben  und  Entscheidungen  für  die  eine  oder  die  andere 
angebahnt  werden.  Kein  Nachsinnen  oder  Beklagen  wird  z.  B.  verhindern, 
dass  in  einer  Monarchie  die,  möglicherweise  auch  schlimmen,  Eigenschaften 
des  zur  Regierung  berufenen  Individuums  von  schädlichem  Einflüsse  wai 
das  allgemeine  Wohl  und  Wehe  sind ;  oder  dass  es  in  einem  haosvftterhchen 
oder  hausherrlichen  Staate  an  den  zur  Einrichtung  kostspieliger  Anstalten 
nöthigen  Mittel  fehlt ;  dass  in  einer  Aristokratie  gelegentlich  hochfahrende 
Missachtung  der  Mehrheit,  Selbstsucht  der  Bevorrechteten  und  Härte  zn  Tage 
tritt;  dass  in  einer  Theokratie  die  freie  Geistesausbildung  anch  in  zonftcbst 
nicht  kirchlichen  Beziehungen  Noth  leidet.  Die  Frage  ist  nur,  ob  diese  üebel- 
stände  oder  ob  die  denselben  Staatsarten  ebenfalls  innewohnenden  natürlichen 
Vortheile  überwiegen,  und  ob  sich  also  ein  Volk  vemünftigermaassen  ent- 
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düi^sen  kaim ,  trotz  der  Mischung  von  Gnt  nnd  Uebel  eine  solche  Form 
ts  Zusammenlebens  anionehmen? 

Es  ist  daher  auch  mit  der  Erörterung  der  oben  geschilderten  Uebel- 
inde  der  Demokratie  keineswegs  ein  abschliessendes  Verwerfungsurtheil 
ber  dieselbe  ausgesprochen.  Es  soll  nur  auf  eine  wichtige ,  aber  gßwöhn- 
eh  unberücksichtigte  Seite  der  Einrichtung  aufmerksam  gemacht,  vor  Ueber- 
:hfttznng  gewarnt  und  der  Beweis  geführt  werden,  dass  diese  Staatsform 
nneswegs  —  wie  so  manche  Einsichtslose  glauben  —  eine  ganz  mangel- 
nd tadellose-,  das  en^cb  aufgefundene  Ideal  des  menschlichen  ^^usammen- 
bens  sei.  Daneben  können  denn  immerhin  noch  grosse,  ja  überwiegende 
ortheile  bestehen,  und  es  ist  keineswegs  geläugnet,  dass  in  bestimmten 
lesittigungszustftnden  und  Gebietsverhältnissen  die  durch  Vertreter  ausge- 
bte  Volksherrschaft  die  richtige  Staatsform  sei.  Es  war  weniger  die  Ab- 
ioht,  Fehler  in  den  amerikanischen  Zuständen  als  überhaupt  die  Schwäche 
ler  Menschen  nachzuweisen ,  und  das  Ergebniss  soll  nicht  eine  Missachtung 
ler  Vereinigten  Staaten ,  sondern  eine  Bereicherung  der  theoretischen  Staats- 
vissenschaften  sein. 


m 
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Bemerkungen  über  die  französische  Verfassung  von  1M8  ^). 

Füglich  maig  bezweifelt  werden,  ob  je  ein  ^verständiger  Mäxin  an  eine 
längere  Dauer  der -republikanischen  Verfassung  Frankreichs  ygm  Jahr^  1848 
geglaubt  hpLt ;  un4  auch  darüber  werden  die  Meisten  ^mit  sich  einig  sein, 
dass  das  französische  Volk,  nach  seinen  guten  und  nach  seinen  Bchliinmeo 
Eigenschaften  überhaupt,  für  demokratische  Einrichtungen  wenig  taogt  Diess 
hindert  aber,  nicht,  das  Grundgesetz  wissenschaftlich  zu  untersuchen,  welches 
während  des  Bestandes  jener  Staatsform  die  Regierung  des  Landes  ordnete, 
mid  welches  aus  längeren  Berathungen  einer  zahlreichen  Versammlung  her- 
▼orging,  unter  deren  Mitgliedern  manche  ausgezeichnete  Männer,  fineihch 
auch  ziemlich  viele  Narren  waren. 

Der  Versuch,  in  einem  grossen  Reiche,  für  einige  dreissig  Million^ 
Menschen  und  bei  einer  sehr  gesteigerten  und  theilweise  überfeinerten  6e- 
sittigung  eine  einheitliche  repräsentative  Demokratie  einzurichten,  ist  immer 
merkwürdig.  Wenn  man  namentlich  bedenkt,  dass  die  Franzosen  von  allen 
europäischen  Nationen  am  wenigsten  an  Selbstregierung  in  kleineren  Lebeos- 
kreisen gewöhnt  «ind,  sondern  alles  vom  Staate  erwarten,  und  dass  sie  eine 
bis  2um  Aeusscrsten  getriebene  Zusammenfassung  der  Gewalt  für  gleichbe- 
deutend nehmen  mit  Grösse  und  Macht  des  Vaterlandes :  so  ist  man  mit  Recht 
begierig  darauf,  durch  welche  Einrichtungen  man  neben  einem  durch  solche 
Forderungen  und  Neigungen  bedingten  übermächtigen  Regierongsorgamsmas 
doch  auch  noch  der  demokratischen  Freiheit  Raum  zu  verschaffen  gedachte. 

Eine  Prüfung  des  gesammten  Systemes  ist  freilich  an  dieser  Stelle  ausser 
Frage.  Theils  mag  für  eine  durch  die  Erfahrung  nicht  erprobte  Einrichtung 
60  viel  Raum  -und  Mühe  nicht  wohl  in  Anspruch  genommen  werden^  TheiU 
waren  einzebie  Bestimmungen  dieser  Verfassung,  wie  z.  B.  die  Einsetzung  einer 
einzigen,  unbeschränkten,  beständig  vereinigten,  keiner  Vertagung  gegen  ihren 


1)  Die  Grundlage  dieser  Abhandlung  bilden  mehrere  Aafeätze  In  der  KritUehen  ZeltickiiA 
flir  Rechtswissenschaft,  namentlich  in  Bd.  XXI  und  XXIII.  Hier  erscheinen  sie  theÖs  erweitert 
theils  abgekürzt  and  zu  einem  Ganzen  verarbeitet. 
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Willen  und  keiner  Anflösong  unterworfenen  gesetzgebenden  VenHunmlong,  die 
Entziehung  jede^  wirksamen  Einflusses  des  Regierongshauptes  auf  diese  Yer- 
sammlong,  oder  die  überschwängliche  nnd  für  ein  Gesetz  ganz  onbraachbare 
formelle  Abfassung  der  Grundrechte,  so  offenbar  fehlerhaft,  dass  eine  besondere 
Auseinandersetzung  des  Missgriffes  als  ganz  überflüssig  erscheint.  Immerhin 
können  aber  einzelne,  vielleicht  minder  hervorragende  aber  doch  stöff'lich 
wichtige  Bestimmungen  mit  Nutzen  besprochen  und  mag  aus  ihnen  Stoff  zu 
wissenschaftlichen  Sätzen  gewonnen  werden.  Wenn  hierbei  mehr  das  Tadeins« 
werthe  als  das  Löbliche  in  das  Auge  gefasst  wird ,  so  geschieht  es  nicht  in 
lütkluger ,  den  Ergebnissen  nachhinkender  Weisheit  und  aus  selbstgefälliger 
Lust  an  der  Kritik.  Die  umfassende  wissenschaftUche  Bearbeitung  einer 
jeden  Staatsart  erfordert  nicht  blos  die  Aufzählung  und  den  Erweis  der  positiv 
m  verlangenden  Grundsätze  und  Formen,  sondern  es  ist  eine  ^rört^rung  der 
möglichen  fehlerhaften  Einrichtungen  eben  so  nothwendig.  Letztere  bestehen 
nicht  immer  einfach  in  der  Abwesenheit  oder  Negation  der  guten  Aiistalten, 
sondern  sie  können  auch  ein  selbstständiges  Leben  haben,  und  es  mögen  zu 
ihrer  Yertheidigung  mehr  oder  weniger  scheinbare  Trugsätze  aufgestellt  sein. 
Die  repräsentative  Demokratie  insbesondere  besitzt  an  dem  «Föderalisten» 
eine  in  aller  Zeit  unübertreffbare  Auseinandersetzung  ihrer  Yor^e  und  eine 
siegreiche  Yertheidigung  der  namentlich  für  den  amerikanischen  Bundesstaat 
gewählten  Einrichtungen;  allein  es  fehlt  noch  ganz  an  einer  gleichartigen 
Nachweisung  des  zu  Yermeidenden  und  an  einer  Erläuterung  auch  der  Schat- 
tenseite. Hierzu  nun  sollen  die  nachfolgenden  Bemerkungen  einen,  wenn 
auch  nur  unbedeutenden,  Beitrag  liefern. 

Anderen  mag  bei  der  Durchgehung  der  französischen  Yerfassung  von 
1848  Anderes  auffallen,  —  sie  ist  reich  genug  zu  einer  Auswahl,  —  uns  haben 
vorzugsweise  fünf  Gegenstände  in  Anspruch  genommen:  die  Bestimmungen 
über  den  Begriff  des  französischen  Staatsbürgers ;  die  Einrichtung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt,  die  Stellung  des  Präsidenten;  der  Staatsgerichtshof;  end- 
lich die  eigenthümliche  Bildung  und  Bedeutung  des  Staatsrathes. 

•  1, 

Die  Bestimmungen  über  französisches  Staatsbttrgerrecht. 

Es  bedarf  keiner  weitläufigen  Auseinandersetzung,  dass  in  einer  Demo- 
kratie die  Feststellung  der  Staatsbürgereigenschaft  von  der  höchsten  -Bedeu- 
tsDg ,  eigentlich  das  wichtigste  Grundgesetz  ist.  Nicht  nur  nämlich  wird 
dadurch  principiell  bestimmt,  wer  Theilnehmer  an  der  Staatsgewalt  ist 
und  zur  Bildung  des  allgemeinen  Yolkswillens  beizutragen  hat;  sondern  es 
hat  auch  die  grössere  oder  geringere  A^isdehnung  des  Rechtes  entschieden 
praktischen  Einfluss   auf   die   Staatsangelegenheiten,      So   klein    nämlich 
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der  Einflnss  eines  jeden  Einzelnen  auf  die  Fassnng  von  Bcaddfissen  oder 
auf  das'Ergebniss  der  Wahlen  sein  mag,  so  ist  es  doch  hinsichUich  des 
Geistes  solcher  Staatshandlnngen  nichts  weniger  als  gleichgOHig,  wekhe 
Klassen  der  Bevölkerong  und  wie  'zahlreiche  Berechtigte  an  jeder  derselben 
Antheil  nehmen. 

Die  Benrtheilang  concreter  Bestimmungen  über  das  Staatsbttrgerrecht 
zerfiült  in  eine  technisch  •  rechtliche  and  in  eine  politische.  —  Jene  hat  zn 
untersuchen,  ob  die  gesetzlichen  Vorschriften  durchaus' klar,  voUstftndig  und 
unter  siqh  ttbereinstinmiend  sind,  so  dass  kein  Zweifel  bleibt,  wer  znr  Vor- 
nahme bestimmter  Handlungen  berechtigt  ist,  und  also  nicht  leicht  dorcb 
Missverständniss  Befugte  ausgeschlossen.  Unbefugte  aber  beigezogen  werden 
können.  Die  formelle  Richtigkeit  des  Gesetzes  ist  namentlich  dann  von  dop- 
pelter Bedeutung,  wenn  auch  im  bürgerlichen  Rechte  die  Eigenschaft  eines 
vollberechtigten  Staatsbürgers  als  Bedingung  gewisser  Rechtsgescbftite  ge- 
fordert wird.'  —  Politischer  Betrachtung  aber  unterliegt  das  Gesetz  in  Betreff 
der  Fragen,,  ob  die  Bezeichnung  der  Berechtigten  im  Geiste  einer  Volks- 
herrschaft  geschehen  ist;  ob  nicht  offenbar  Untaugliche  zuir  Vornahme  von 
Staatshandlungen  zugelassen  werden ;  endlich  ob  nicht  der  Mechanismus  der 
Re|;ierung  als  schwerfällig  und  allzu  verzögerlich  erscheint? 

Um  nun  die  Bestimmungen  der  französischen  Ver&ssung  von  1848  hin- 
sichtlich der  Staatsbürger-Eigenschaft  einer  umsichtigen  rechtlichen  Prft- 
fung  unterziehen  zu  können,  ist  wohl  die  Aufstellung  einiger  Vorbemerinrngen 
an  der  Stelle. 

Offenbar  ist  die  Erfüllung  dreier  Forderungen  unerlftsslich  zur  richtigen 
und  vollständigen  FeststeUung  eines  Staatsbürgerrechtes.  —  Vor  Allem  mnss 
di^  allgemeine  Staatsangehörigkeit  (die  Nationalität  oder  das  Unteftbanen- 
recht)  genau  bestimmt  sein.  Es  ist,  mit  andern  Worten,  festzusetzen,  wer 
überhaupt  dem  Staate  als  bleibender  Genosse  angehört;  wer  also  denGenoss 
der  staatlichen  Anstaltein  und  der  allgemeinen  sog.  staatsbürgerlichen  Becfate 
in  Anspruch  zu  nehmen,  die  Forderungen  des  Staates  auf  Grehofsam  and 
Leistungen  zu  erfüllen,  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Straf-  und  Process- 
Rechtes  im  Gegensatze  gegen  Fremde  auf  sich  zu  beziehen  hat.  Auch  sind 
natürlich  die  Bedingungen  und  Formen  der  Erwerbung  und  des  Verlustes 
dieser  Staatsangehörigkeit  anzugeben.  Eine  solche  unzweifielhafte  Bezeich- 
nung des  menschlichen  Stoffes,  aus  welchem  der  Staat  besteht,  muss'aba 
vorangehen ,  weil  sonst  eine  genügende  und  sichere  Auswahl  der  zur  Thefl- 
nähme  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  zu  Berufendon  unmöglich  ist;  und 
von  selbst  versteht  es  sich  auch,  dass  das  Verhältniss  eine  eigene  gesetzliche 
Benennung  erhalten  muss,  damit  keine  Verwechslung  mit  andern  Reditszo- 
ständen  und  kein  Zweifel  über  die  Subjekte  einer  Vorschrift  ans  einer  unge- 
naaen  und  wechselnden  Terminologie  entsteht.  —  Zweiten»  müssen  di^enigen 
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totBingehMgen  genau  bestimmt  werden,  welchen  das  Recht  der  Theil- 
üune  an  den  Staatsangelegenheiten  zustehen -soll,  also  die  Staatabflrger 
B  engem  Sinne  des  Wortes.  Wie  weit  auch  eine  Demokratie  diese  munittel- 
ire  Betheiligong  ausdehnen  mag,  immerhin  bleiben  Viele,' Ja  bleibt  die  grosse 
Uhnahl  der  Staatsangehörigen  davon  ansgeschlossen.  Jeden  Falles  können 
Imlich  Weiber,  Unmflndige,  unter  Yormundschaft  GestelUe,  theils  ans  Bechts- 
WÜB  ADS  Zweckmässigkeitsgründen,  zur  Mitbildnng  des  Staatswillens  nicht 
ig^lasaen  werden.  Es  finden  sich  aber  bei  näherer  Untersuchung  auch  noch 
lanche  andere,  zum  Theile  zahlreiche,  Kategorieen,  welchen  ohne  Ge&hr  und 
rnrenanft  eine  Einwirkung  auf  den  Staat  nicht  eingeräumt  werden  kann, 
de^  welche  wenigstens  aus  überlegenden  Gründen  der  Staatsweisheit  ferne 
m  halten  sind.  Ueber  die  Ursachen,  und  den  Umfang  dieser  Unfähigkeit 
nag  Meinungsverschiedenheit  stattfinden  und  eine  mehr  oder  weniger  demo- 
Eiaüsche  Gesinnung  Verschiedenes  verlangen:  allein  dass  Ge&ngene,  mit 
«hweren  peinlichen  Strafen  Belegte,  in  öffentlichem  Almosen  Stehende  u;  dgl. 
rernünftiger-  und  anständigerweise  nicht  .zur  Mitr^erung  des  Staates  zuzu- 
lassen  seien,  ist  wohl  den  Wenigsten  zweifelhaft.  —  Endlich  aber  ist  es 
aötbig,  die  verschiedenen  staatlichen  Handlungen,  deren  Mitvomahme  den 
lahalt  des  vollen  Staatsbürgerrechts  bilden  soll,  genau  aufzuführen.  Natür- 
Heh  macht  es  einen  höchst  bedeutenden  Unterschied,  ob  es  sich  von  einer 
rcnen  oder  von  einer  repräsentativen  Demokratie  handelt  Im  letzteren  Falle 
inrd  ausser  Theilnahme  an  den  verschiedenen  Arten  von  Wahlen  und  etwa 
dnem  Rechte  der  Abstimmung  bei  Yer&ssungs-Aenderungen  kaum  etwas 
Weiteres  übrig  bleiben.  Von  bedeutenden  rechtlichen  Folgen  können  Yor- 
sdiriften  sein,  welche  die  Eigenschaft  eines  Staatsbürger  i.  e.  S.  auch  bei  Ge- 
schäften* des  bürgerlichen  Rechtes  verlangen;  sie  finden  jedoch  nicht  sowohl 
in  der  Yerfassungsurkunde  als  in  den  Rechtsgesetzen  ihre  Stelle. 

Gegenstand  eines  grossen  Staunens  ist  es  nun,  wie  wenig  das  franiösisdie 
Grundgesetz  vom  Jahre  1848  diesen  Forderungen  entspricht.  Kaum  eine 
derselben  ist  leidlich  beachtet. 

Bestimmungen  über  die  aUgemcine  Staatsangehörigkeit  sind 
Dicht  nur  keine  gegeben,  sondern  es  wurde  sogar  durch  einen  doppelten  Gebranch 
les  Wortes  «citoyen»  in  den  Einleitungsbestimmungen  und  in  dem  Texte  der 
Yerfassungsurkunde  selbst  eine  neue  Yerwirrung  in  diesen  im  firanzösischen 
Rechte  so  oft  verschieden  und  so  oft  ungenügend  geordneten  Gegenstand  ge- 
bracht. —  Um  dieses  klar  zu  machen ,  bedarf  es  eines  Zurückgehens  bis  zur 
Verfassung  von  1791. 

Nachdem  die  verfassunggebende  Yersammlung  alle  Unterschiede  der 
Seburts-  und  Rangverhältnisse  sowie  der  provinziellen  Rechtsstellnngen  be- 
seitigt hatte,  fühlte  sie  das  Bedürfhiss ,  allgemeine  gültige  Yorschriften-  über 
Staatsangehörigkeit  zu  geben.    Diess  geschah  durch  die  Bestimmungen 
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der  Yer&ssimg  in*  Titel  n,  Art  2  und  3  über  den  Begriff  und  über  die  Arten 
der  Erwerbung  dieses  Verhältnisses,  sowie  dnroh  die  sog.  ErkULnmg  der 
Menschen-  und  Bürgerrechte.  Zu  gleicher  Zeit  aber  war  sie,  trotz  ihrer 
grossen  Abneigung  gegen  alle  Aiisnahmeberechtigungen,  allza  einsichtig ,  um 
der  gesammten  Masse  nun  auch  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  einzu- 
räumen; sie  üheTtrjig  diese  vielmehr  nur  an  Diejenigen,  welche  eine  Reibe' 
von,  freilich  leichten,  Bedingungen  erfüllten,  z.  B.  Ansässigkeit,  Volljäh- 
rigkeit, Unbescholtenheit,  Steuerzahlung.  Die  gesammten  Staatsangehörigen 
nannte  sie  «französische  Bürger»  (eitoyens  frangais),  die  zu  staatlichen  Hand- 
lungen Berufenen  aber,  vielleicht  nicht  ganz  glücklich,  «thätige  Bürger»  (eitoyens 
actus).  —  Ohne  Zweifel  war  diese  Gesetzgebung  in  ihren  Grundgedanken  eine 
ganz  richtige ;'.  allein  vollkommen  war  sie  noch  keineswegs.  Namentlich  war 
es  nothwendig,  die  wunderliche  Hauptbestimmung,  dass  derjenige  «französi- 
scher Bürger»  sei,  welcher  in  Erankreich  von  einem  «französischen»  Vater 
geboren  sei,  zu  ergänzen.  War  doch  hiermit  die  Frage  nicht  beantwortet, 
wer  denn  die  Eigenschaft  eines  französischen  Vaters  in  Anspruch  zu  neh- 
men habe? 

Diese  Verbesserungen  wurden  nun  aber  zunächst  keineswegs  gegeben. 
Vielmehr  warf  der  Convent  in  seiner  ersten  Verfiassung  —  der  jacobiniscben 
von  1793  —  wieder  Alles  durcheinander.  In  ultrademokratischer  Abneigung 
gegen  staatliche  Vorrechte  und  dem  früheren  Geschrei  über  den  gehässigen 
Unterschied  zwischen  activen  und  nicht  activen  Bürgern  Reclihung  tragend, 
^rtheilte  er  jedem  volljährigen  Manne  (mit  ganz  wenigen  Ausnahmen)  das 
Recht  der  Mitwirkung  bei  Wahlen ,  und  liess  in  so  weit  die  beiden  Benen- 
nungen und  Begriffe  von  citoyen  frangais  und  citoyen  actif  in  dem  Einen 
Verhältnisse  und  Worte  des  «citoyen»  aufgehen.  Damit  war  aber  natürlich 
die  hier  zunächst  zu  beantwortende  Frage  nicht  gelöst.  Wie  weit  auch  die 
politischen  Rechte  ausgedehnt  wurdeii,  immer  waren  noch  weitere  blosse 
Staatsgenossen  vorhanden,  und  sie  bildeten  sogar  die  grosse  Mehrzahl  der 
Bevölkerung.  Hinsichtlich  dieser  war  nun  formell  gar  nichts  bestinunt,  und 
wenn  von  ihnen  auch  unzweifelhaft  die  Menschen  und  Bürgerrechte  ange- 
sprochen werden  konnten,  da  diese  ohne  Unterschied  «jedem  Mendchen»  zo- 
erkannt  waren,  so  war  keinerlei  Erklärung  darüber  mehr  vorhanden,  wer 
zu  ihfer  Klasse  gehöre. 

Zu  etwas  verständigeren  Bestinmiungen  kehrte  die  zweite  vom  Gonvente 
ausgehende  Verfassung,  die  Directorialverfassung  des  Jahres  HI  zurück.  Es 
wurde  nun  wieder  ein  Unterschied  zwischen  Staatsgenossen  im  AügemeiDen, 
itzt  «FrauQais»  genannt,  und  den  staatlich  Berechtigten,  «dtoyens»  gemacht, 
für  letztere  namentlich  eine  Reihe  von  Erwerbungsbedingungen  aufgestellt, 
unter  welchen  die  Eintragung  in  ein  eigenes,  in  jeder  Gemeinde*^  haltendes, 
Bürgerverzeichniss  neu  und  wichtig  war.    Hierdurch  war  also  der  in  der 
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Siehe  liegende  Unterschied  zwischen  Genossen  und  Vollberechtigten  wieder 
ftnnlich  ausgesprochen;  eine  grosse  Lttcke  blieb  jedoch  dadurch,  dass  nur 
Iber  die  letztere  Gattong  Näheres  angeordnet,  dagegen  wieder  keine  Bestim- 
mug  Ober  die  Erwerbung  und  flberhanpt  über  die  rechtliche  Bedeutung  der 
iHgemeinen  Staatsgenossenschaft  getroffen  war. 

Erst  die.  Gkset^ebung  des  Consolates  brachte  in  dieser  Beziehung  Ab- 
iftlfe,  und  zwar  theils  durch  die  Verfassung  des  Jahres  Vlll,  hauptsächlich 
Jier  durch  den  Code  civil.  In  der  Verfassung  war  im  Wesentlichen  das 
iyatem  der  Directorialverfassung  beibehalten ,  somit  der  Unterschied  zwischen 
Fhmgais»  im  Allgemeinen  und  «citoyens».  Hinsichtlich  der  letzteren  waren 
gehende' Bestimmungen  getroffen,  insbesondere  die  Erwerbung  der  Eigra- 
diaft  von  einer,  itzt  ziemlich  erschwerten,  Eintragung  in  die  BQrgerliste 
hhingig  gemacht  Der  Code  civil .  aber  bestätigte  ausdrflcklich  den  Unter- 
diied  der  Staatsangehörigen  im  Allgemeinen  und  der  mit  politischen  Rechten* 
Besehenen  Borger,  holte  die  in  der  Verfassung  abermals  übergangene  Bestim- 
mgen über  die  allgemeine  Staatsangehörigkeit  (qualit^  de  Fran^ais),  deren 
Srwerbung,  Verlust  u.  s.  w.  nach,  and  fQgte  auch  eine  Reihe  von  privat- 
Bchtlichen  Folgen  sowohl  dieser  Eigenschaft  als  der  des  citoyen  bei.  Nur 
Heb  auch  hier  der  schon  von  der  verfassunggebendeü  Versanmilung  gemachte 
Uler  bestehen,  dass  nicht  erklärt  war,  wer  der  «französische»  Vater  eines 
Idichen  Sohnes  und  dadurch  französischen  Bürgers  sei. 

Einen  grossen  Rückschritt  in  Klarheit  und  Logik  machten  wieder  die 
Urten  von  1814  und  1830.  Nicht  nur  war  der  Begriff  der  allgemeinen 
Kaatsangehörigkeit  lediglich  vorausgesetzt,  nirgends  aber  ausdrücklich  aner- 
cumt  und  geordnet;  sondern  es  wnrde  auch  die  bisherige  Bestimmung  des 
ittoyen  stillschweigend  ganz  verlassen,  ohne  dass  ein  anderer  an  die  Stelle 
EMetzt  worden  wäre.  Die  Bürgerlisten  hörten  auf,  und  das  active  Wahlrecht 
vnrde  an  eine  verhältnissmässig  ganz  kleine  Anzahl  gegebep,  deren  Anspruch 
ediglich  auf  einem  bestimmten  Steuerbetrage  beruhte.  Dass  nun  diese 
■Wfthler»  nicht  allein  die  Bürger  im  Sinne  der  früheren  Verfassung  und 
umentlich  des  Code  sein  sollten  und  sein  konnten,  war  kaum  zweifelhaft; 
iDdn  um  so  Jingewisser,  wer  ausser  ihnen  diese  Eigei^chaft  habe.  Eine 
richtige  Beantwortung  der  Frage  war  aber  namentlich  desshalb  von  der 
bOchsten  Bedeutung ,  weil  die  Gültigkeit  einer  Reihe  von  Rechtshandlungen 
die  Theilnahme  von  «citoyens»  verlangte.  Da  die  Gesetzgebung  sich  nicht 
beeilte,  diesen  unklaren  Zustand  aufzuheUeu,  so  trat  nothgedrungen  ein 
Gerichtsgebrauch  ins  Mittel,  welcher  für  die  zunächst  betheiligtcu  privat- 
nchtlichen  Verhältnisse  ausreichend  sein  mochte,  allein  die  Frage  im  All- 
Mieinen  um  so  weniger  löste,  als  er  höchst  unlogisch  und  willkührlich  war. 
&  wnrde  nämlich  angcnonmien,  dass  itzt  zu  den  vom  Code  für  die  citoyens 
Torbehaltcnen  Handlungen  jeder  «Franzose»  (also  jeder  Staatsgenosse  im 
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Allgemeinen)  befähigt  sei,  jedoch  mit  Ausnahme  der  von  der  Consular- 
Verfassung  von  der  Aufoahme  in  die  Bttrgerlisten  Ausgeschlossenen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  es  eine  nahe  liegende  Aufigabe  der  Verfassung 
von  1848  gewesen  wäre,  diese  unklaren  und  kaum  nothdürftig  für  einen 
einzehien  Zweck  geordneten  Verhältnisse  endlich  einmal  ins  Seine  zu  bringen, 
zu  dem  Ende  aber  vor  Allem  die  allgemeine  StaatsangehOri^eit,  die  qualite 
d^  Frangais ,  unzweifelhaft  und  vollständig  festzustellen.  Diess  ist  denn  nun 
aber  so  wenig  geschehen,  dass  sogar  mehr  als  Je  Verwirrung  erzengt  wurde. 
Der,  von  früheren  Gesetzgebungen  unbedenklich  anerkannte,  Unterschied  zwi- 
schen den  beiden  Arten  von  Einwohnern  ist  nicht  klar  ausgesprochen,  sondern 
ergibt  sich  nur  durch  einen  Schluss  aus  einer  gelegentlichen  Nebeneinander- 
setzung der  bürgerlichen  und  der  politischen  Rechte.  Die  seit  lange  bestehenden 
Lücken  in  der  Gesetzgebung  über  die  Staatsgenossen  bleiben  «unaüsgefUIt. 
Und  zum  Ueberflusse  wird  aucb  noch  ganz  zwecklos  der  feststehende  Sprach- 
gebrauch gestört.  Die  Verfassung  gebraucht  nämlich  einerseits  den  seit 
I798i  jeden  Falles  seit  der  Consulargesetzgebung,  von  der  Gesammtbeit  der 
Staatsgenossen  üblichsten  Ausdruck  «Fran^ais»  nicht,  sondern  bedient  sich  des 
Wortes  «citoyen» ,  auch  da ,  wo  ganz  unzweifelhaft  nicht  von  politisch  Voll- 
berechtigten, sondern  von  jeglichem  Staatsangehörigen  die  Red«  ist.  So 
z.  B.  in  den  thöricbten  sittlichen  Vorschriften  der  Einleitung;  so  immer  bei 
den  staatsbürgerlichen  Rechten ,  welche  sie  schon  in  der  Ueberschrift  als 
«Droits  de  citoyens  garantis  par  la  Constitution»  bezeichnet.  Auf  der 
andern  Seite  aber  erklärt  sie  (in  Art.  25),  dass  das  Wahlrecht  a)len  «Fran- 
zosen» zustehe,  welche  gewisse  Bedingungen  erfcülen.  Wenn  also  aoeh  lieht 
gerade  eine  völlige  Umtauschung  der  hergebrachten  Bezeichnungen  beabsich- 
tigt sein  mag,  so  ist  jeden  Falles  die,  im  Rechte  so  wünschenswerthe,  Be- 
stimmtheit des  Sprachgebrauchs  verlassen.  —  Man  wird  zugeben,  dass  die 
Nachlässigkeit  kaum  weiter  getrieben  werden  konnte. 

Nicht  besser,  um  das  Wenigste  zu  sagen,  verhält  es  sich  mit  den  Be- 
stimmungen über  das  Staatsbürgerrecht  im  engeren  Sinne,  also  init 
der  Bezeichnung  derjenigen  Staatsgenossen,  welche  zur  Theilnahme  an  den 
Staatsgesciiäften  berufen  sein  sollen.  —  Abgesehen  nänüich  davon,  dass  der 
oben  bereits  gerügte  unbestimmte,  weil  in  seinem  letzten  Anhaltspunkte  zwei- 
felhafte ,  Ausdruck  «Fran^ais»  gebraucht  ist,  entspricht  es  dem  Wesen  einer 
Verfassung  nicht  und  gibt  es  zu  gewichtigen  Zweifeln  Anlass,  dass  die  b^ 
rechtigenden  Eigenschaften  nicht  einzeln  und  bestimmt  angegeben,  sondern 
nur  mit  einem  einzigen  Worte  angedeutet  sind;  und  den  entschiedensten 
Tadel  verdient  es,  dass  hinsichtlich  des  alten,  unter  der  Herrschaft  der 
Karten  von  1814  und  1830  nur  durch  einen  sehr  anfechtbaren  Gerichtsge- 
brauch bei  Seite  gesehobenen,  Zweifels  über  die  civib-echtUchen  Folgen  des 
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aatsbürgerreclits  nicht  nur  keine  feste  Entscheidung  gegeben,  sondern  sogar 
ch^neue  Schwierigkeit  verursacht  worden  ist. 

Was  die  angenügende  Bezeichnung  äer  Bedingungen  des  vollen  Staats- 
rgerrechtes  betrifft ,  so  ist  die  einzige  in  der  Verf.-Urk.  hierüber  enthaltene 
istinunung  die  des  Art.  25,  welcher  ausspricht,  dass  «aHe  21  Jahre  alten 
anzosen,  welche  sich  im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  der  politischen 
(chte  befinden,  Wähler  seien.»  Diess  ist  denn  nun  in  dreifacher  Bezie- 
ng  unvollständig.  —  Einmal  sind  die  «politischen»  Rechte,  in  deren  Besitz 
r  Bürger  sein  muss,  gar  nicht  angegeben.  Wie  die  Dinge  zunächst  liegen, 
deutet  allerdings  das  Wort  nicht  mehr  und  nicht  weniger,  als  Wahlrechte, 
lern  die  Verfassung  keine  anderweitigen  politischen  Rechte  kennt;  und  es 
isst  also  der  Satz  deutlicher  ausgedrückt:  Wähler  ist  jeder  an  sich  rechts- 
ligc  21jährige  Franzose,  dem  das  Wahlrecht  nicht  ausdrücklich  abgesprochen 
.  Allein  da  eine  gesetzliche  Feststellung  weiterer  Theilnahme  an  Staats- 
gelegenheiten, als  nur  an  den  Wahlen,  nirgends  ausgeschlossen  ist,  eine 
Iche  sogar  in  einer  Demokratie  ganz  natürlich  erscheint,  wie  z.  B.  Theil- 
Jime  am  Geschwornengerichte ,  Berechtigung  ixir  Abstimmung  über  Yer- 
isüngsänderungen ,  ein  Veto  bei  gewissen  Gesetzen  u.  s.  w. :  so  entsteht  die 
*age,  ob  Diejenigen ,  welchen  etwa  ein  später  geschaffenes  politisches  Recht 
cht  zukäme,  dennoch  als  im  Besitze  der  «politischen»  Rechte  befindlich 
trachtet  würden,  und  Wähler  blieben?  Sowohl  für  die  Verneinung  als  für 
e  Bejahung  lassen  sich  bei  der  gewählten  Fassung  gute  Gründe  anftihren.  — 
»dann  ist  nirgends  bestinmit,  aus  welchen  Gründen  die  politischen  Rechte 
tzogen  werden  können,  lieber  dien  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte  ent- 
llt  der  Code  genügende  Bestinmiungen;  allein  die  Feststellung  der  politi- 
hen  Rechtsunf£Üiigkeit  ist  der  gewöhnlichen  Gesetzgißbung  ausdrücklich  durch 
rt.  27  der  V.-U.  überlassen.  Sie  mag  daher  nach  der  Strömung  der  Be- 
benheiten  und  der  Parteiabsichten  geändert  werden,  und  es  besteht  keinerlei 
cherheit,  dass  die  zuerst  getroffene  Bestimmung,  (wie  sie  später  dos  GFesetz 
m  15.  März  1849  enthielt,)  eine  bleibende  sein  werde.  Dass  ein  solcher 
»entlicher  Punkt  wenigstens  in  seinen  Grundzügen  in  der  Verfassungs- 
knnde  selbst,  und  somit  möglichst  unantastbar  und  unveränderlich,  festge- 
ellt  sein  sollte,  kann  nun  aber  nicht  wohl  eines  Beweises  bedürfen.  Wozu 
nst  ist  ein  Grundgesetz  vorhanden  ?  —  Endlich  ist  keineswegs  mit  Bestimmt- 
dt  ausgesprochen,  dass  Wähler  und  vollberechtigter  Staatsbürger  derselbe 
egriff  sei.  Ohne  Zweifel  ist  diess  die  Absicht  des  Gesetzgebers;  allein  in 
inen  Worten  liegt  kein  Hinderniss,  neben  clem  weitausgedehnten  Wahlrechte 
Hstk  eine  andere  engere  Kategorie  von  staatlich  Berechtigten  zu  schaffen, 
b  ein  solcher  Gedanke  mehr  oder  weniger  zweckmässig,  die  ^^^l^i'^u^ 
ehr  oder  weniger  wahrscheinlich  ist,  kann  an  dem  Tadel  der  ungenauen, 
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.  dadurch  aber  grossen  Missbrauch  ennöglichenilen,  Abfassung  Jdes  GiHmdge- 
setzes  nichts  ändern.  ^. 

Von  noch  ifTösserer  Bedeutung,  weil  Yon  unmittelbarer -lirirlning  auf 
das  tagliche  bürgerliche  lieben,  ist  die  Offenhstltung,  ja  sogar  Yer&^blünmernng 
des  alteö  Zwfeifek,  wer  die  nach  gelegentlichen  Vorschriften  des  bürger- 
Uchen  K^chtes  zu  gewissen  Rechtshandlungen  allein  befähigten  Staatsbürger, 
«citojens»  seien?  —  So  lange  in  Fra^reioh  l^ürgerlisten  tlberhaupt  pidit 
geführt  wurden,  konnte  man  sich  mit. 4er  üebung  der  Gerichte,  dass  Jeder 

zu  jenen  H^cbishandlungen  zuständig  sei,  welcher  in  eine  solche  l4ste  hätte 

•  ■  .  "        •  ■  •■••.. 

eingezeichnet  werden  können,  falls  die  Verfassung  de»  Jahres  VUl  noch  be- 
stünde, zür.Noth  züfirieden  geben,  ^s  musste  in  der  Ermanglung  jedes 
Anhaltes  in  der  bestehenden  Gesetzgebung  thatsächlich  irgend  eine  AuskimR 
zat  BeMedigun^  der  Forderungen  des  Cmlgesetzbuches  getroffen  werden, 
und  die  gewählte  war  wenigstens  zweckgemäss.   Allein  durch  die  Verfossoiig 

.  des  Jahres  1848  stellt  sich  die  Sache  wesentlich  anders  und  wird  die  Ms- 
herige  Ordnung  sehr  zweifelhaft  gemacht.  Einer  .3eits  nämlich  ist  itzt  wieder 
eine  w«ite  Ausdehnung  politischer  Rechte  angeordnet  und  die  BeschräAlmiig 
derselben  auf  einige  Tausend  Wähler  aufgegeben;  auch  werden  wieder  Ver- 
zeichnisse der  Berechtigten  in  allen  Gemeinden  geführt  und  sind  (durdi  da? 
Gesetz  Yom  15.  März  1849)  Aus&chliessungsjgründe  bestimmt.  Aufderand^n 
Seite  aber  sind  die  in  Frage  stehenden  Rechte  und  Wahlrechte  und,  nicbt 
überhaupt  staatsbt\rgeriiche  Rechte;  es  heissen  auch  die  neuen  Verzeichnisse 
«MTählerlisten»  und  nicht  «Bürgerlisten» ;  endlich  ist  in  Art.  25  der  V,U. 
nur  von  Wählern  die  Rede  und  nicht  von  Ertheilung  d^r  «qualit<6  de  citc^nai», 
wo. mehr  Art  6  des. Code  spricht.  Es  entsteht  also  die Fra^e:  ob: die  seit 
dem  Jalnre  1814  bestehende  Gerichtsübung  in  Betreff  des  Begriffe  «citoyeo» 
auch  noch  bestehe  und  ob  namentlich  die  der  Verfassung  des  Jahres  TID 
entnommenen  Unfähigkeitsfälle  auch  itzt  hoch  gelten;  oder  ob  an  deren  Stelle 
die  Bestimmungen  der  ^^rfa^sung  von  1848  über  das  Wahlrecht  getrei^ 

.  seien,  dann  aber  natürlich  auch  die  neuen  Fälle  der  Ausschliessung  von  dem 
Wahlrechte  gelten,  wie  sie  das  Gesetz  vom  15.  März  1849  feststellt?  IHe 
Beimtwortung  aber  ist  von  umi  so  grösserer  Wichtigkeit,  als  die  kaiserliclie 
Verfassung  von  1852  in  diesen  sämmtlichen  Bestimmungen  nichts  geSn- 
dert  hat. 

Es  bed^  nur  kurzen  Nachdenkens,  um  einzusehen)  dass  versdiiedeoe 

■ 

-Lösungen  der  Frage  möglich  sind,  und  dass  .«ich  nicht  ungewibhtige  Gründe 
für  jede  derselben  anführen  lassen.  —  Einmal  nämlich  kann,  um  nur  die 
nächstliegenden  denkbaren  Ansichten  Anzudeuten,  davon  ausgegangen  werden, 
dass  die  Verfassung  durch  ihre  Bestimmungen  über  Wfthlen  gar  nicbt 
habe  über  die  vorliegende  Frage  entscheiden  wollen,  dasß  dagegen  -aJier  der 
Gesetzgeber  zu  jeder  Zeit  den  Betriff  des   «Staaitsbürgers»  nach,  seineoi 
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Belieben  bestimmen  möge,  jede  neue  Festsetzung  aller  älterou  Gesetze  und 
[jewohnheitBrechte  für  die  künftige  Anwendung  aufliebe,  und  also  im  gauzen 
Reclitssysteme ,  wo  immer  der  Begriff  des  Staatsbürgers  zur  Anwendung  zu 
bringen  sei,  der  jüngst  bestimmte  ohne  weitere  Beschränkungen  und  Be- 
lingungen  allein  gelte.  Hieraus  gehe  denn  hervor,  dass  unter  der  Ilen-T 
Schaft  der  Verfassung  von  1848  Staatsbürger  und  Staatsangehöriger  (Franzose) 
röllig  gleichbedeutend  seien,  indem  die  Verfassungsurkunde  in  dem  gerade 
rar  Festsetzung  von  staatsbürgerlichen  Rechten  bestimmten  Abschnitte  die 
beiden  Worte  als  völlig  gleichbedeutend  behandle.  Wenn  also  hinsichtlich 
der  notariellen  Fähigkeit  oder  in  was  immer  für  einer  Beziehung  noch 
weitere  besondere  Eigenschaften  wünschenswerth  erscheinen,  so  müsse  durch 
nn  eignes  Gesetz  nachgeholfen  werden,  bis  dahin  aber  jeder  an  sich  rechtsfähige 
Franzose  zugelassen  werden^  —  Eine  zweite  mögliche  Antwort  ist  die,  dass 
äuf  den  unzweifelhaften  Willen  des  Gesetzgebers  gesehen,  und  somit  jeden 
Falles  ein  Unterschied  zwischen  den  bürgerlichen  Gesetzen  und  den  poli- 
Lisclien  Rechtsbestimmuugen  gemacht  werden  müsse.    Die  letzteren  mögen 

immerhin  nach  den  jeweiligen  Verfassungsrichtungen  und  Ereignissen  wechseha, 

• 

Befugnisse  geben  und  nehmen;  dies  aber  gehe  die  bürgerliche  Gesetzgebung 
nichts  an.  Es  sei  z.  B.  klar,  dass  der  Code  die  Gültigkeit  gewisser  Rechts- 
handlungen von  dem  Besitze  bestimmter  sittlicher  und  sachlicher  Eigen- 
schaften habe  abhängig  machen  wollen;  dass  er  diese  Eigenschaften  in 
Denjenigen,  welche  in  die  zur  Zeit  seiner  Abfassung  bestehenden  Bürger- 
Usteu  eingetragen  waren,  vereinigt  gefunden,  und  somit  kurzweg  diese  Ein- 
getragenen als  befähigt  bezeichnet  habe;  dass  diese  freie  besondere  Be- 
stimmung zwar  durch  Auslegungen  und  Gerichtsgebrauch  geordnet,  niemals 
aber  durch  allgemeine  Gesetze  über  die  politische  Seite  des  Bflrgerthnms 
habe  geändert  werden  wollen  und  können;  und  dass  somit  auch  nach  den 
neuesten  Veränderungen  in  den  Grundrechten  und  Wahlbeftignissen  die  vom 
bflrgerlichcn  Gesetzbuche  vorausgesetzten  Bestimmungen  (in  ihrer  späteren 
gültigen  Entwickelung)  im  Bereiche  seiner  Wirkung  gelten.  —  Auf  wesent- 
lich gleicher  Grundlage,  allein  auf  verschiedener  logischer  Weiterführung 
ruht  eine  dritte  Meinung.  Man  geht  nämlich  liier  auch  von  dem  Unter- 
schiede zwischen  bürgerlichem  und  öffentlichem  Rechte  aus;  nimmt  femer 
in  Beziehung  auf  jenes  ebenfalls  an ,  der  Gesetzgeber  habe  bei  bestimmten 
Rechtshandlungen  einen  hohem  Grad  von  Zuverlässigkeit,  eine  sittliche 
Sicherheitsleistung,  verlangt:  stellt  nun  aber  den  Satz  auf,  dass  der  Be- 
weis dieser  besonderen  Zuverlässigkeit  von  den  Urhebern  des  Code  in  der 
Elintragung  in  die  Wählerliste  des  Staates  gefunden  worden  sei ;  dass  somit, 
nachdem  jetzt  wieder  Wählerlisten  wesentlich  ähnlicher  Art  hergestellt  seien, 
die  bisherige  nothgedrungene  Abweichung  von  dem  Willen  des  Gesetzgebers 
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Er.  ist  ;ikht  <:Ik:£  IckLt.  onter  die^eii  drei  Mei2iiiige&  nk  entscbeiden; 
die  vtr%cbkiedec«D  fQr  einr  jrdc  derseibäi  geltend  zu  oudieiuieii  Grönde 
halten  «ich  sO  ziemlicL  die  W^e;  a&i}  doppelt  iu:  sich  ein  Anslinder  n 
bedenken,  ehe  er  einen  entscbieden«ji  Aossproch  w^.  £i  mag  d^her  ge- 
n&gen  zn  beinerkea.  däss  sich  die  M*:hrzahl  der  finuLzö^Khen  RevhtsgeiehrtriL, 
anter  ihnen  2.  B.  Laferriere.  für  die  zveke  Ansicht  dUsgeäprochcn  hat 
Erl&nbt  ist  e«  jfirdfxii  woM  uaznnehmen.  da&i  hierbei  nicht  bh>ss  die  rein 
theoretischen  Grande  d»:u  Aus^hläg  gegeben  haben,  sondern  namentiich  dk 
B&ck.%icht  aof  die  Aa/riA:hterhditang  der  lange  befolgten  Ordnang  ins  Gviiicfat 
gefallen  i^t.  An  sich  genommen,  scheinen  die  Gründe  t^  die  dritte  Mei- 
nung die  einfachsten  and  dorchschlagendsten  zn  sein. 

Wie  dem  aber  ^ein  mag,  so  i»t  zom  mindesten  so  riel  unbestreitbar, 
das«  diese  nnermarteten,  gleich  auf  der  Schwelle  des  neu  begründeten  fran- 
zösischen Staatsrechtes  l*  gegnenden  Zweifel  einen  neoen  Beweis  der  Wahr- 
heit abgeben,  wie  schwer  es  ist,  mitten  im  Storme  einer  aufgeregten  Zek 
ond^  bei  aasschiiessiicher  Richtung  aller  Gedanken  and  Bestrebnngen  aaf 
einige  Tagesfragen  allseitig  richtige  imd  gut  wirkende  Verfisissungsver- 
ändemngen  vorzunehmen.  Es  ist  da  weder  Zeit  noch  Lust  zur  umsichtigea 
Beachtung  auch  der  entfernteren  Folgen :  zu  spät  aber  ist  es,  wenn  Erfahraog 
und  Nachdenken  die  unbewusst  angestellten  Zerstörungen  oder  die  jetzt  erst 
bewerkstelligten  Widersprüche  zwischen  Gesetz  und  Gesetz  aufdecken.  Und 
was  hilft  es  dann  auch,  dass  sich  durch  Scharfsinn  und  praktischen  takt 
allmfthlig  bessernde  Auslegungen  und  Gericht^gewohnheiten  bilden?  £io« 
neue  Aufregung  bringt  eine  neue  Verfassung;  diese  aber  neue  Lücken  oni 
Zernicbtungeu;  der  Stein  des  Sisyphus  ist  also  tou  neuem  zu  wälzen. 

Endlich  ist  oben  noch  eine  Ausstellung  gegen  die  Fassung  der  Yerf.-UrL 
von  ld48  in  der  Richtung  gemacht  worden,  dass  sie  es  unterlassen  habe,  die 
mit  der  Eigenschaft  des  Staatsbürgers  verbundenen  politischen  Rechte  geuaa 
and  vollständig  zu  bezeichnen.  —  Aus  dem  im  Torstehenden  Erörterten  er- 
gibt sich,  dass  lediglich  nur  über  die  Ausdehnung  des  Wahlrechtes  Be- 
stimmungen getroffen  sind;  hinsichtlich  aller  weiteren  in  einer  Demi^uutie 
dem  Bürger  etwa  zusteheudtu  Theilnahme  an  staatlichen  Angelegenheiten 
wird  ein  vollständiges  Stillschweigen  beobachtet.  Dass  nun  aber ,  auch  io 
einer  nur  repräsentativen  Demokratie,  Betheiligung  bei  den  verschiedenen 
Gattungen  von  Waiden  keineswegs  das  einzige  mögliche  politische  Recht  ist, 
bedarf  niclrt  erst  des  Beweises.  Die  ausscliiiessliche  Fälligkeit  zur  Beklei- 
dung öffentlicher  Aemter  und  Dienste,  die  Wirksamkeit  als  Geschworner, 
die  Befuguiss  zur  Betreibung  gewisser  Beschäftigungen,  selbst  die  Abstim- 
mung über  bestimmte  wichtige  Arten  von  Gesetzen  u.  s.  w.  können  gar  wohl 
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lach  neben  einer  Besorgung  der  ordentlichen  Staatsangelegenheiten  durch 
f^ine  Ycrsanunlung  gewühlter  Vertreter  als  gesetzliche  Befugnisse  des  ein- 
zelnen Vollbürgers  bestehen,  und  ihre  Zuerkennvuig  ist  sicherlich  dem  Ge- 
danken einer  Volksherrschaft  nicht  zuwider.  Von  allem  diesem  ist  nun, 
wie  gesagt,  in  der  Verfassung  von  1848  keine  Rede.  Ist  nun  aber  damit 
eiusgesproehen,  dass  auch  keine  Rechte  dieser  Art  dem  französischen  Borger 
zukommen  sollen?  Oewiss  nicht,  und  zwar  schon  aus  dem  einfachen  Grunde, 
dass  in  einigen  Beziehungen  solche  wcHbre,  staatsbürgerliche  Rechte  bereits 
bestehen,  wie  z.  B.  hinsichtlich  der  Aomterbekleidung,  bei  (underen  aber  die 
Nothwendigkeit  dazu  treiben  kann.  So  ist  z.  B.  alsbald  nach  dem  Staats- 
streiche Ton  1851,  ohne,  dass  erst  eine  Verfitssungs- Veränderung  in  dieser 
Beziehung  vorausgegangen  wäre,  die  Gesammtheit  der  Bürger  zu  einer  Ab- 
stimmung über  eine  neue  Staatsform  angefordert  worden,  nh  zu  seiner  sich 
von  selbst  verstehenden,  im  Wesen  des  Bürgerthumes  liegenden  Befagniss. 
Offenbar  genügt  daher  die  ausschliessliche  Aufzählung  des  V^ahlrechtes  nicht, 
ja  sie  ist  sogar  unrichtig,  indem  sie  den  Begriff  des  Bürgers  durch  den 
des  Wählers  zu  verdrängen  geeignet  ist.  Kurz,  es  wäre  die  Aufgabe  des 
Qeaetzgebers  gewesen,  die  Gesammtheit  der  Rechte,  welche  dem  Staats- 
bflrger  zukommen  sollen,  in  einen  Bündel  zusammenzufassen  und  dadurch 
len  ganzen  Inhalt  und  die  Bedeutung  des  Verhältnisses  scharf  und  bestimmt 
lervorznheben. 

Für  den  Staatsmann  sind  allerdings  die  im  Vorstehenden  gemachten 
Hauptsächlich  juristisch  -  technischen  Ausstellungen,  (etwa  die  letzte  ausge- 
aonamen,)  von  geringerer  Bedeutung,  als  für  den  Rechtsgelehrten,  in  dessen 
Gedanken-  und  Thätigkeitskreis  eine  richttge  Bezeichnung  von  Rechten  und 
nne  umsichtige  Beachtung  ihrer  Folgerungen  nächstes  Bedürftiiss  ist.  Jener 
fosst  die  Verfassungsbestimmungen  in  ihrem  Verhältnisse  zu  der  gewählten 
Staatsart  und  in  ihren  Wirkungen  fik*  das  gesammte  öffentliche  Leben  auf. 
Es  besteht  also  in  Betreff  des  vorliegenden  Gegenstandes  auch  noch  eine 
Frage  aus  dem  Standpunkte  der  Politik,  nämlich  ob  die  Bestimmung, 
dass  Jeder  21jährige  Franzose,  dem  nicht  aus  besonderen  Gründen  die 
Ausübung  von  Rechten  unterss^  ist,  an  der  Leitung  des  Staates  durch  sein 
Wahlrecht  Antheil  zu  nehmen  habe,  dem  Gedanken  der  repräsentativen 
!k;mokratie  an  sich  entspricht ,  und  ob  sie  nützlich  zu  wirken  verheisst  ? 

Diese  Frage  kann  allerdings  mit  Bestimmtheit  nicht  beantwortet  werden 
»hae  vorgängige  nähere  Untersuchung,  welche  gesetzliche  Gründe  denn  den 
Borger  der  Ausübung  seiner  bürgerlichen  und  politischen  Reichte  berauben 
lönnen;  denn  nun  erst  lässt  sich  übersehen,  wem  thatsächlich  die  Ausübung 
les  Wahlrechtes  zusteht.  Was  nun  die  Entziehung  der  bürgerlichen  Rechte 
betrifft,  so  gibt  hinsichtlich  dieser  das  bürgerliche  Gesetzbuch  alsbald  ge^ 
nAgende  Auskunft,  (Buch  1,  Kap.  2,  Art.  17—83,)  und  es  ergibt  sich,  dasi 
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diess  nur  in  zwei  Fällen  eintritt;  nämlich  —  wie  sich  diess  von  selbst  ver- 
steht —  bei  dem  Verluste  der  Staatsaugehörigkeit,  sodaun  bei.  dem,  in 
Folge  gewisser  schwerer  Verurtheilungen  eintretenden , .  bürgerlichen  Tode. 
Nicht  unmittelbar  klar  liegt  dagegen  die  Autwort  vor  hiqsichttich  des  Ver- 
lustes der  politischen  Rechte.    Die  Verfassungs-Urkunde  selbst  enthält»  wie 

■ 

bereits  bemerkt,  darüber  keine  Vorschriften,  sopdem  verweist  nur,  in  Art.  27, 
auf.  ein  erst  zu  erlabendes  Wahlgesetz,  welches  über  den  Verlast  des  activeo 
und  passiven  Wahlrechtes  das  Nähere  anordnen  werde.    Da  nun  aber  dieses 
Gesetz  später  wirklicli  erlassen  worden  ist,  (unter  dem  15.  März  1849,)  so 
erhellt,  dass  die  Ausübung  politischer  Rechte  De.i\jenigen  untersagt  sein  soll, 
welche   zu   schweren,   näher   bezeichneten,    peinlichen   Strafen    vemrtheilt 
worden  sind;    welche   eine,  wenn  auch  leichtere,  Verurtheiluug  we^en  ge- 
wisser als  besonders  unehrenhaft  betrachteter  Verbrechen  erhalten  haben, 
z.B.  we^en Diebstahls,  Betrugs,  Fälschung,  Kasseneingriffs,  Wuchers;  endlich 
Gantleuten  und  der  eigenen  Vermögensverwaltung  Entsetzten.    In  Beziehung 
auf  beide  Kategorieen  von  Rechten  sind  es  also  im  grossen  Ganzen  nur  Ver- 
brecher, welchen  die  Theilnahme  an  der  Staatsleitung  verweigert  wird,  und 
es  ist  auf  sonsUge  ungünstige  Verhältnisse,  wie  z.  B.  persönliche  Abhängig- 
keit ,  Vermögenslosigkeit ,  äuiisersten  Grad  von  Unwissenheit  u.  s.  w.  keine 
Rücksicht  genommen.    Die  Folge  hiervon  aber, ist,  dass  ungefähr  der  vierte 
Theil   der  gesammten  Bevölkerung,   nämlich   über  acht  Millionen  Männer^ 
im  den  Wahlen  (und  ^n  andern  Staatshandluugen ,  welche  etwa  den  Wählern 
gleichgestellt  werden  möchten,)  Antheil  zu  nehmen  berechtigt  ward. 

*    Dass  in  einer  Demokratie  auch  die  ausgedehnteste  Betheiligung  an  Staats- 
angelegenheiten nicht  gegen  ^as  Wesen  der  Staatsart  ist,  bedarf  keiner  Er- 
örterung.    Namentlich  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  die,  in  der 
Monarchie  allerdings  schwierige,  Streitfrage,  ob  die  Theilnahme  an  W^ahlts» 
von    Vertretern    eine  Folge   des   Besitzes    von  Rechten    und  des   BedOrf- 
nisses   von  Schutz,  oder  aber  ein  Auftrag   des  Staates   und  eine  Dienst- 
leistung sei,  ob  also  diese  Theilnalime  allen  Berechtigten  gestattet  werden 
müsse,  oder  imr  den  als  besonders  tauglich  Erachteten  übertragen  werden 
dürfe,  in  der  repräsentativen  Demokratie  jeden  Falles  za  Gunsten  der  allge- 
meinen Berechtigung  zu  entscheiden  ist.    Eine  Beanstandung  des  so  weit 
ausgedehnten  Wahlrechtes  der  Verfassung  von  1848  kann  somit  vom  Stand- 
punkte der  Folgerichtigkeit  nicht  stattfinden. 

Damit  ist  denn  aber  allerdings  über  die  Nützlichkeil  der  Einrichtong 
nicht  entschieden.  Immerhin  kann  es  sein,  dass  eine  solche  weite  Ausdehnung 
auch  solche  Bürger  umfasst,  von  deren  Mitwirkung  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  kein  guter  Erfplg  zu  erwarten  steht.  Und  wenn  diess  nachgewiesen 
werden  kann,  so  ist  es,  auch  in  der  Demokratie,  dne  Forderung  der  Stuats« 
kunst,   die  wahrscheinlich  Unbrauchbaren  und  Schädlichen  aasamscheideo. 
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Emer  Hinweissang  auf  das  allgemoine  Recht  der  Bürger,  an  der  ober^en 
Leitung  der  Staatsgeschäfte  wenigstens  n^ittelbaren  Antheü  zn  nehmen,  Ateht 
das  eben  so  «nbestreitbare  Gebot  der  Staatsklugheit  gegenüber,  Solche,  von 
welchen  ans  bleibenden  und  in  der  Natnr  der  Dinge  begründeten  Ursachen 
mit  überwiegender  Wahrscheinlichkeit  ein  verderblicher  Einflass  auf  eine 
Angelegenheit  zu  erwarten  steht,  von  derselben  auszuschliessen.  Kein  Recht 
kann  ein  unbedingtes  sein;  und  wer  zur  zweckmässigen  Ausübung  eines  die 
Gesammtheit  in  seinen  Folgen  berührenden  Rechtes  unfähig  ist,  kann  das- 
selbe nicht  zum  Schaden  allgemeinen  Wohles  in  Anspruch,  nehmen.  In  der 
Demokratie  hat  nicht  Jeder  ohne  Unterschied  mitzuregieren ,  sondern  es 
darf  nur  kein  Befähigter  ausgeschlossen  werden.  Die  zu  beantwortende 
Frage  ist  also:  ob  Minderjährigkeit  und  eine  durch  gewisse  verbrecherische 
Handlungen  bewiesene  ungesetzliche  und  unehrenhafte  Gesinnung  die  einzigen 
Wahrscheinlichkeitsgründe  einer  staatlichen  Untauglichkeit  sind? 

Ohne  Besorgniss  eines  Widerspruches  kann  der  Satz  aufgestellt  werden, 
dass  ein  Mann  zum  ungefährlichen  Gebrauche  eines  Wahlrechtes  nicht  be- 
fähigt ist,  wenti  er  sich  in  einer  von  der  Willkühr  eines  anderen  Bürgers 
wirthschafilich  durchaus  abhängigen  Stellung  befindet«  wenn  es  ihm  an  den 
Vorbedingungen  seljbst  der  elementarsten  Bildung  und  der  Erwerbung  eines 
Uftheiles  in  staatlichen  Fragen  fehlt;  endlich  wenn  er  ohne  alles  Vermögen 
ist.  —  Im  ersten  Falle  ist  zu  besorgen,  dass  er  bei  der  Abgobung  seiner 
Stimme,  nicht  seiner  Ueberzengung  folgt,  sondern  von  seinem  Patrone  zu 
einer  Abstimmung  nach  dessen  Willen  genöthigt  ist.  Nur  Wenige  werden 
ihren  Nahnmgsstand  opfern ,  um  ihrem  politischen .  Gewissen  zu  folgen ;  es 
wird  aber  durch  eine  aufgezwungene  Abstimmung  die  Einwirkung  der  sich 
Fügenden  auf  die  öffentliche  Sache  verfälscht.  Diess  aber  ist  um  so  bedenk- 
licher, als  Viele  in  einer  solchen  Abhängigkeit  von  Einem  und  Demselben 
stehen  können ,  dieser  somit  anstatt  der  einzigen  Stimme ,  zu  welcher  er 
berechtigt  ist,  thatsächlich  eine  Mehrzahl  derselben  abzugeben  und  einen 
ganz  ungebürlichen,  dem  Wesen  der  VoJksherrschaft  zuwiderlaufenden  Ein- 
fluss  zu  üben  vermag.  So  z.  B.  ein  grosser  Fabrikherr,  ein  Gutsbesitzer 
mit  vielen  nur  auf  ihn  angewiesenen  Taglöhnem  oder  lediglich  auf  kurze 
Aufkttndigungsfrist  gesetzten  Pächtern.  Dass  dem  Uebelstande  nicht  durch 
Strafandrohungen  gegen  Beeinträchtigung  der  Wahlfreiheit  Untergeordneter 
begegnet  werden  kann,  wegen  der  Schwierigkeit  des  Beweises,  leuchtet  wohl 
ein;  und  es  bleibt  somit  nichts  übrig,  als  Denjenigen,  welche  unfrei  sind,  die 
Ausübung  des  Wahlrechtes  zu  versagen.  Eine  Härte  liegt  um  so  weniger 
hierin,  als  doch  eine  vorgeschriebene  Abstimmung  nicht  nur  keine  Befrie- 
digung gewährt,  sondern  im  Gegentheile  eine  Demüthigung  und  ein  Gewissens- 
zwang ist;  die  Möglichkeit  eines  Nichtgebrauches  des  Einflusses  von  Seiten 
einzelner  Herrn  aber  ist  kein  zureichender  Grund  zur  Unterlassung  einer 
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Sicherstellung  des  Staates.    Nicht  bloss  Parteisncht,  Eitelkeit  und  Eh^geix, 
sondern  auch  uneigennützige  Uebefzeugung  werden  in  der  Mehrzahl  der  F&Ue 
ZOT  Benützung  der  gebietenden  Stellung  drängen ;  das  Wahrscheinliche  aber^ 
mu68  verständigerweise  vorausgesetzt  werden.  —  Yollät&ndige  Unwissenheit 
macht  unMiig  zum  Begreifen  staatlicher  Fragen,  und  wer  auch  nicht  einm^ 
die   Elementarkenntnisse  besitzt,    ist   ausser  Stand   sich   zu   imterrichte^ 
Namentlich  steht  in  einer  Staatsform,  in  welcher  so  viele-  in  der  Presse  v^^ 
handelt  wird  und  durch  dieselbe  der  Einsicht  und  dem  Willen  der  Bürger 
nahe  gebracht  werden  will,  der  nicht  einmaj  des  Lesens  Kundige  ausserha]^ 
des  wirklichen  Lebens,  und   es  gebricht  ihm  an  der  Möglichkeit,   sich  ezo 
selbststftudiges  Urtheil  zu  bilden.  Ihm  kanu  daher  auch  keine  Stimme  in  dco 
öffentlichen  Angelegenheiten  anvertraut  werden.  —  Dem  völlig  Vermögens- 
losen endlich  fehlt  eine  der  wichtigsten  und  nothwendigsten  Beziehongen  zon 
Staate,  indem  er  bei  dessen  Maassregehi  hinsichtlich  des  Besitzes,  der  Steneni, 
der  öffentlichen  Ausgaben  persönlich  nicht  betheiligt  ist.   Er  kann  dajber  ancb 
nicht  verlangen  mit  I>enjenigcn  auf  gleicher  Stufe  gestellt  zu  sein,  welche  aud 
eine  dingliche  Verbindung  mit  dem  Staate  haben  und  deren  Interessen  bei 
jenen  Fragen  betheiligt  sind.    Es  ist  unbillig  und  widersinnig,  den  Besitz- 
losen flber^  das  Eigenthum  Anderer  und  über  die  Leistungen  aus  demselben 
mit  entscheiden  zu  lassen.    Auch  könmfit  überdiess  noch  dazu  die  Wahr- 
scheinlichkeit grosser  Abhängigkeit,  einer  Versuchung  bei  angebotener  Be- 
stechung ,  endlich  einer  gehässigen  Gesinnung  und  einer  wühlerischen  Last 
zu  Neuerungen. 

Wenn  denn  also  die  französische  Verfassung .  von  1848  in  allen  die^n 
Verhältnissen  keinen  Grund  sieht  zu  Beschränkungen  des  allgemeinen  Wahl- 
rechtes, so  trägt  sie  der  menschlichen  Natur  und  der  Erfahrung  aller  Zeiten 
keipe  Reehnung.  Sie  wirft  in  vielen  und  gerade  den  wichtigsten  Oertlicb- 
keiten ,  so  wie  in  jenen  ausgedehnten  Theilen  des  auf  sein  Geistesprimat  so 
stolzen  Frankreichs,  auf  welchen  immer  noch  die  dickste  Unwissenheit  lastet, 
die  Entscheidung  der  Wahlen,  damit  aber  den  bestimmten  letzten  Grund  der 
Staatsleitung,  den  ungebildetsten,  ärmsten  und  abhängigsten  Volksklassen  zu. 
Damit  aber  eröffnet  sie  der  Unvernunft  oder  ränkesichtigen  und  gewissenlosen 
Wflhlem  Thttre  und  Thor.  Sie  schafft  einen  Ausdruck  des  allgemeinen  Wil- 
lens, welcher  eben  sowohl  zu  einer  rohen  Pöbelherrschaft  als  zu  einer  Unter- 
drückung der  hohem  and  edlem  Forddmngen  durch  eine  schlaue  Gewalt 
fbhren  kann. 

Diess  aber  thnt  sie  gegen  die  Vorgänge  anderer  besser  berathener  Staaten, 
Ja  des  eigenen  Landes.  —  Mit  Ausnahme  der,  bekanntlich  wegen  ihrer  innerem 
Unmöglichkeit  niemals  ins  Leben  gerufenen,  jacobinischen  Verfassung  von  1793 
ist  keine  der  früheren  französischen  V(.Tfassungen  so  weit  gegangen  in  .der 
Ausdehnung  des .  Wahlrechtes,  wie  das  Gesetz  von  1848.  Die  Verfassung  von 
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791  verlangte  vom  activen  Bflrgcr  wenigstens  ein  25jfthrigc8  Alter,  Ansässig- 
eit,  die  BezaUnng  einer  directen  Steuer  hn  mindesten  Betrage  von  drei  Arbeits- 
tgen,  ond  sie  schloss  übcrdiess  alle  als  Dienstboten  in  Lohn  Stehenden  ans. 
%enso  machte  die  Verfassnug  von  1795  die  Eintragung  in  die  Bargerlisten 
bhftogig  von  der  Bezahlung  einer  directeti  Steuer,  von  der  Bekanntschaft  mit 
inem  Crewerbe,  von  Kenntniss  des  Lesens  und  Schreibens,  und  wies  ebenfeJls 
iOhndiener  zurück.  Und  in  wesentlich  Ähnlicher  Weise  regelte  die  Verfassung 
les  Jahres  Vm  die  Theilnahme  an  den  Wahlkollegien.  Gar  nicht  zu  reden 
«n  den,  allerdings  in  der  Beschränkimg  der  politischen  Berechtigung  viel 
n  weit  gehenden,  Karten  von  1814  und  1880.  —  Ebenso  fanden  sich  in  allen 
Verfassungen,  welche  sich  die  bisherigen  englischen  Kolonieen  bei  ihrer  Los- 
eissung  vom  Hutterlande  gaben ,  mehr  oder  weniger  bedeutende  Beschrän- 
ungen  des  Wahlrechtes.  So  z.  B.  verlangte  die  Verfassung  f(tr  Massachusetts 
om  J.  1776,  dass  ein  Wähler  ein  Freigut  von  jährlich  drei  Pfund  Ertrag 
der  sonst  liegende  Gründe  im  Wertho  von  60  Pfund  habe.  Die  Verfassung 
•on  Maryland  vom  J.  1776  bedingte  das  Wahlrecht  mit  dem  Besitze  eines 
Freigutes  von  50  Aci-es  oder  sonstigen  Eigenthumes  im  Werthe  von  30  Pfund, 
n  Nopdcarolina  wurde,  1776,  zum  Wahlrechte  fftr  den  Senat  der  Besitz  von 
)0  Acres,  flkr  das  Unterhaus  die  Bezahlung  einer  Steuer  verlangt.  In  Pen- 
iylvanien,  1790,  Ohio  u.  A.  ist  wenigstens  das  letzter<f  Bedingung.  Erst 
pAter,  als  allmählig  ultrademokratische  Begriffe  und  Verlangen  anfingen  um 
ich  zu  greifen,  Hess  man  in  den  Verfassungen  der  neuen  westlichen  Staaten 
der  bei  Veränderungen  der  ält(^ren  Gnindgesctze  diese  Beschränkungen  all- 
iftblig  fallen,  höchstens  Solche  noch  ausschliessend ,  welche  im  Öffentlichen 
Jmosen  stehen.  Wie  wenigen  Nutzen  aber  diese  rücksichtslose  Ansdeb- 
nng  des  Bürgerrechts  gebracht  hat ,  ist  bekannt  genug.  —  Ebenso  findet 
ich  in  den  Verfassungen  der  schweizerischen  Kantone,  wenigstens  nicht 
elten,  als  Bedingung  der  Ausübung  des  Wahlrechtes  der  Besitz  eines 
Irtsbürgerrechtes  vor,  (bekanntlich  keine  leicht  zu  erwerbende  Eigen- 
chaft,)  und  fiberall  sind  die  aus  öffentlichen  Kassen  Unterstützten  ausge- 
chlossen.   • 

2. 
Die  gesetzgebende  Gewalt. 

Mehr  als  Eine  Veranlassung  zu  Betrachtungen  geben  die  Bestimmungen 
er  Verfassung  von  1848  über  die  gesetzgebende  Gewalt. 

Als  Ausgangspunkt  der  hier  einschlagenden  Bestinunungen  ist  der 
mndsatz  aufgestellt,  dass  eine  Trennung  der  Gewalten  die  erste  Bedin- 
uig  einer  freien  Staatseinrichtung  sei.  Hieraus  wird  gefolgert,  dass  die 
ersammlnng  der  Volksvertreter  nicht  nur  das  Recht  der  ersten  Beantragung 
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der  Gesetze,  sondern  auch  deren  alleinige  Festsetzung  habe.  Dabei  soll 
zwischen  gewöhnlichen  und.  dringlichien  Gesetzen  unterschieden  werden,  so 
dass  bei  jenen  eine  dreimalige,  wenigstens  je  fünf  Tage  auseinander  liegende 
Beratbung  und  Beschlussnahme  nöthig  sei,  bei  diesen  aber,  wenn  erst  die 
Yersammlung  die  Dringlichkeit  anerkannt  habe,  eine  alsbaldige  und  nur  ein- 
malige J^erathung  und  Abstimmung  stattfinden  könne.  Auch. sind  jene  inner- 
halb vier  Wochen,  diese  binnen  drei  Tagen  bekannt  eu  inuchen.  Das  Haupt 
der  ausübenden  Gewalt,  der  Präsident  der  Republik,  hat-  dabei  zwar  auch 
'  da%  Recht  der  Beantragung,  das  Recht  und  die  Pflicht  der  BekanntmachuDg; 
allein  er  hat  kein  Veto,  sondern  nur  die  Befugniss,  innerhalb  vier  Wochea 
eine  neue  Berathung  eines  ihm  missfalligen  Gesetzes  zu  verlangen;  und  weno 
er  die  Bekanntmachung  versäumt,  geht  diese   von   dem  Vorsitzenden  der 

i 

Versammlung  aus. 

Lässt  man  nun  auch,  mit  der  oben  festgestellten  Selbstbeschränkung,  die 
allgemeine  politische  Frage  über  die  Zweckmässigkeit  nur  Einer  völksver- 
tretenden  Versammlung,  und* selbst  die  Erörterung  des,  jeden  Falles  unge- 
höriger  Weise  in  ein  Gesetz  aufgenonmionen ,  theoretischen  Lehrsatzes  von 
der  Trennung  der  Gewalten  ganz  bei  Seite,  beides  anerkennend  als  fest- 
stehendes Recht :  so  bleibt  doch  auch  so  noch  Manches  zu  bedenken  und  m 
bezweifeln.  • 

Zunächst  drängt  sich  unabweisbar  die  Frage  auf:  ob  die  von  der  Ver- 
fassung getroffenen  Bestimnmngen  eine  Schutzwehr  gegen  Ueb er eilnng 
in  der  Gesetzgebung  gewähren  konnten?  Hier  ist  denn  die  Verneinung  ganz 
ausser  allem  Zweifel.    Eine  solche  Schutzwehr  war,  wie  so  eben  gezeigt,  bei 
der  weder  durch  eine  zweite  Kammer,  noch  durch  das  Veto  eines  Regenten 
gehemmten,    überdiess    zur   selbstständigen   Anfassung  jedes  Gegenstandes 
ausdrücklich  ermächtigten  Versammlung  lediglich  in  einer  dreimaligen  Be- 
rathung,   sowie    in   der   Möglichkeit   einer   vom   Präsidenten   ausgehenden 
Aufforderung  zu  nochmaliger  Erwägung  gesucht;  und  wenigstens  jene  Ver- 
zögerung  fiel  auch  noch  weg,  wenn  nur  die  Versammlung  selbst  einen  6€- 
Bchluss  für  dringlich  erklärte.    Es  ist  nun  aber  einleuchtend,,  dass  schon 
an  sich  in  einer  blossen  Verzögerung  von  einigen  Tagen  und  in  einer  wie- 
derholten Besprechung  nicht  die  geringste  Sicherung  gegen  schädliche  Be- 
schlüsse  liegt,  wenn  eine  Versammlung  durch  Parteileidenschaft  aufgeregt, 
durch  eine  eben  im   Schwange  gehende  falsche  Auffassung  verwirrt,  von 
Aussen  eingeschüchtert  ist.    Wie  kann  eine  so  kurze  Zeitfrist  etwas  Wesent- 
liches ändern ,  wenn  sonst  alle  Bestandtheile  der  Sachlage  dieselben  bleiben? 
Allein  hieran  nicht  genug.    Selbst  diese«?  Spinnengewebe  von  Hinderniss  weg- 
zuräumen, stand  bei  der  Versammlung  selbst,  die  nur  die  Dringlichkeit  zu 
bescbliessen  brauchte,  um  .sogleich  Alles  zu  Ende  brix^en  zu  können.    Es 
lautet  aber  in  der  That  wie  Spott,  wenn  man  es  lediglich  in  den  eigenen 
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^tschlnss  des  zn*. einer  Uebereihing  Geneigten  stellt,  ob  er  ein  HindiBmiss 
taben  will.  Und  vielleicht  noch  weniger  war  zu  erwarten  von  der  Auffor- 
lerong  des  Präsidenten  der  Republik  zu  nochmaliger  Erwägung.  Wäre  doch 
ine  solche  Aufforderung  offenbar  Nichts  gewesen  als^  eine  Verletzung  der 
üigenliebe  der  Versammlung  ohne  2l5thigung  und  Nachhaltigkcit.  Nur  sehr 
dien  werden  aber  die  Fälle  sein,  in  welchen  die  blosse  Ermahnung  eines 
>ritien  eine  Versammlung  bewegt,  durch  Rücknahme  eines  eben  gefassten 
^Schlusses  entweder  ihrer  Einsicht  oder  ihrem  Charakter  ein  Armuths- 
engni^s  auszustellen.  —  Was  aber  soU  aus  diesen  tadelnden  Bemerkungen 
(escblossen  werden?  Etwa,  dass  die  Dringlichkeitserklärungen  ganz  zu 
»eseitigen  gewesen  wären?  Nichts  weniger.  Die  Nothwendigkeit  äugen- 
)licklicher  Entschlüsse  ist  für  jede  Regierung  einleuchtend;  doppelt  für  eine 
Ulf  vulkanischem  Boden  stehende.  Oder  vielleicht  ein  Antrag  auf  Beschluss- 
fafisong  durch  grössere  Mehrheiten,  z.  B.  von  zwei  Dritthdlen?  Eben  so 
wenig.  Diess  hiesse  die  Mehrzahl  künstlich  der  Minderheit  unterordnen,  und 
Mrde  somit  zu  den  widersinnigsten  Verwicklungen  und  bald  zu  offenen 
Gewaltschritten  führen.  Nichts  soll  geschlossen  werden,  als  dass  die  fran- 
zösische Republik  schlechten  Gesetzen  nicht  entgehen  konnte  bei  den  Be- 
stimmungen der  Verfassung  über  deren  Entwerfung. 

Eine  zweite  Bemerkung  ist  die,  dass  die  Stellung  des  Präsi- 
denten der  Republik  in  allen  Gesetzgebungssachen  eine 
Sanz  falsche,  nSunlich  für  ihn  wenig  ehrenvolle  und  für  den  Staat  be- 
<Jenkliche,  war.  Die  betreffenden  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde 
'^aren  ein  Gemisch  von  logischen  Folgerungen  aus  einem  theoretischen  Satze, 
ins  Forderungen  des  gesunden  Verstandes,  und  ans  unzeitigen  Erinnerungen 
'llherer  Einrichtungen.  Die  Theorie  der  Gewaltentrennung  führte  Iju  der 
'erweigerung  eines  Veto  des  Präsidenten,  d.  h.  zn  der  Znmuthung  einer 
^U'chfBhrung  auch  des  von  ihm  als  unmöglich  oder  verderblich  £racht(;ten 
*tl  Erklärten.  Im  offenbaren  Widerspruche  mit  dieser  Einrichtung  gab 
•^  aber,  zweitens,  gesuuder  Verstand  dem  Haupte  der  Regierung  de»  grossen 
Elches  die  Befugniss,  Anträge  auf  Gesetze  zu  stellen.  Es  schien,  mit  Recht, 
^^  gar  zu  verkehrt,  gerade  Dem,  welcher  die  beste  Gelegenheit  hatte,  die 
^idürfnisse  der  Gesellschaft  und  des  Staates,  und  die  Lücken  und  Fehler 
^  bestehenden  Vorschriften  kennen  zu  lernen,  auch  nicht  einmal  einen 
"Wunsch  zur  Verbesserung  zu  gestatten.  In  unklarer  Erinnerung  «idlich  an 
ie  früher  von  den  Königen  ausgehende  Bekanntmachung  der  (von  ihnen 
begebenen  oder  wenigstens  gebilligten,  jeden  Falles  in  ihrem  Namen  er- 
scheinenden) Gesetze  war  dem  Präsidenten  auch  die  Auflage  der  amtlichen 
i^rkündigung  gemacht,  zu  gleicher  Zeit  aber,  schon  in  Voraussetzung  der 
ifOglichkeit  eines  Ungehorsames,  der  Vorsitzende  der  Versanmilung  beauf- 
jragt,  an  die  Stelle  des  erstem  einzutreten.    £9  dürfte  schwer  sein,  eine 
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der  Gesetie,  sondern  auch  deren  alleinige  Festsetzung  habe.  Dabd  soll 
zwischen  gewöhnlichen  und.  dringliclien  Gesetzen  untef schieden  werden,  so 
dass  bei  jenen  eine  dreimalige,  wenigtstens  je  fünf  Tage  auseinander  liegende 
Berathung  und  Beschlussnahme  nöthig  sei,  bei  diesen  aber,  wenn  erst  die 
Yersanimlung  die  Dringlichkeit  anei*kannt  habe,  eine  alsbaldige  und  nur  ein- 
malige JBerathung  und  Abstinunung  stattfinden  könne.  Auch, sind  jene  inner* 
halb  vier  Wochen,  diese  binnen  drei  Tagen  bekannt  eu  machen.  Das  Haupt 
der  ausübenden  Gewalt,  der  Präsident  der  Republik,  hat  dabei  zwar  auch 

'  da^  Recht  der  Beantragung,  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Bekanntmachung; 
allein  er  hat  kein  Veto,  sondern  nur  die  Befugniss,  innerhalb  vier  WooheB 
eine  neue  Berathung  eines  ihm  missfalligen  Gesetzes  zu  verlangen;  und  wenn 
er  die  Bekanntnmchung  versäumt,  geht  diese   von   dem  Vorsitzenden  der 

'  Versammlung  aus. 

Lässt  man  nun  auch,  mit  der  oben  festgestellten  Selbstbeschränknng,  die 
allgemeine  politische  Frage  über  dio  Zweckmässigkeit  nur  Einer  volksver- 
treteuden  Versaipmlung ,  und* selbst  die  Erörterung  des,  jeden  Falles  unge- 
höriger  Weise  in  ein  Gesetz  aufgeriommenen ,  theoretischen  Lehrsatzes  von 
der  Trennung  der  Gewalten  ganz  bei  Seite,  beides  anerkennend  ak  fest- 
stehendes Recht :  so  bleibt  doch  auch  so  noch  Manches  zu  bedenken  und  zu 
bezweifeln.  • 

Zunächst  drängt  sich  unabweisbar  die  Frage  auf:  ob  die  von  der  Ver- 
fassung getroffenen  Bestimmungen  eine  Schutzwehr  gegen  Uebereilun 
in  der  Gesetzgebung  gewähren  konnten?  Hier  ist  denn  die  Verneinung  ga 
ausser  allem  Zweifel.    Eine  solche  Schutzwehr  war,  wie  so  eben  gezeigt,  be-^ 
der  weder  durch  eine  zweite  Kammer,  noch  durch  das  Veto  eines  Regente — 
gehemmten,    überdicss    zur   selbst  ständigen   Anfassung  jedes  Gegenstand«^» 
ausdrücklich  ermächtigten  Versammlung  lediglich  in  einer  dreimaligen  Bm^ 
rathung,    sowie   in   der   Möglichkeit   einer   vom   Präsidenten   ansgehend^^j 
Aufforderung  zu  nochmaliger  Erwägung  gesucht;  und  wejiigstcns  jene  V&t^ 
zögerung  fiel  auch  noch  weg,  wcim  nur  die  Versammlung  selbst  einen  Öc- 
Bchluss  für  dringlich  erklärte.     Es   ist  nun  aber  einleuchtend,,  dass  schon 
an  sich  in  einer  blossen  Verzögerung  von  einigen  Tagen  und  in  einer  wie- 
derholten Besprechung  nicht  die  geringste  Sicherung  gegen  schädliche  Be- 
schlüsse liegt,  wenn  eine  Versammlung  durch  Parteileidenschaft  aufgeregt, 
durch  eine  eben  im   Schwange  gehende  falsche  Auffassung  verwirrt,   von 
Aussen  «ingeschüchtert  ist.    Wie  kann  eine  so  kurze  Zeitfrist  etwas  Wesent- 
liches ändern ,  wenn  sonst  alle  Bestandtheile  der  Sachlage  dieselben  bleiben? 
Allein  hieran  nicht  genug.    Selbst  die^io«?  Spinnengewebe  von  Hindemiss  weg- 
zuräumen, stand  bei  der  Versammlung  selbst,  die  nur  die  Dringlichkeit  zu 
beschliessen  brauchte,  um  sogleich  Alles  zu  Ende  bringen  zu  können.    Es 
lautet  aber  in  der  That  wie  Spott,  wenn  man  es  lediglich  in  den  eigenen 
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ff 
DUchlnss  des  zu-. einer  Uebereiinng  Geneigten  stellt,  ob  er  ein  Hindemiss 

iben  will.    Und  vielleicht  noch  weniger  war  zn  erwarten  von  der  Auffor- 

imng  des  Prfisidenten  der  Repablik  zu  nochmaliger  Erwfignng.    Wäre  doch 

ne  solche  Aofforderung  offenbar  Nichts  gewesen  alsf  eine  Veiietzong  der 

igenliebe  der  Yersammlapg  ohne  Köthignng  und  Nachhaltigkeit.    Nor  sehr 

lien  werden  aber  die  Fälle  sein,   in  welchen  die  blosse  Erxnahnang  eines 

ritlen  eine  Versammlong  bewegt,  durch  Rflcknahme  eines  eben  gefassten 

eschlusses  entweder  ihrer  Einsicht  oder  ihrem  Charakter  ein  Armuths* 

logni^s  auszustellen.  —  Was  aber  soU  aus  diesen  tadelnden  Bemerkungen 

^schlössen   werden?    Etwa,    das»  die  Dringlichkeitserklärungen  ganz  zn 

Bseitigen  gewesen   wären?    Nichts   weniger.     Die  Nothwendigkeit  äugen* 

Ikklicher  Entschlösse  ist  fflr  jede  Regierung  einleuchtend;  doppelt  fUr  eine 

if  vulkanischem  Boden  stehende.   Oder  vielleicht  ein  Antrag  auf  Bcschluss- 

isung  durch  grössere  Mehrheiten,  z.  B.  von  zwei  Drittheilen?   Eben  so 

enig.    Diess  hiesse  die  Mehrzahl  künstlich  der  Minderheit  unterordnen,  und 

Urde  somit  zu  den  widersinnigsten  Verwicklungen  und  bald  zu  offenen 

"ewaltschritten  führen.    Nichts  soll  geschlossen  werden,  als  dass  die  fran- 

Iteische  Republik  schlechten  Gesetzen  nicht  entgehen  konnte  bei  den  Be- 

tinunungen  der  Verfassung  über  deren  Entwerfung. 

Eine  zweite  Bemerkung  ist  die,   dass  die  Stellung  des  Präsi- 

enten    der  Republik   in    allen    Gesetzgebungssachen    eine 

anz  falsche,  nämlich  für  ihn  wenig  ehrenvolle  und  für  den  Staat  be* 

eDkliche,   war.     Die  betreffenden  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde 

öftren  ein  Gemisch  von  logischen  Folgerungen  aus  einem  theoretischen  Satze, 

3s  Forderungen  des  gesunden  Verstandes,  und  9mfi  unzeitigen  Erinnerungen 

Uierer  Einrichtungen.    Die  Theorie  der  Gewaltentrennung  fahrte  Isn  der 

^rweigcrung  eines  Veto  des  Präsidenten,   d.  h.  zu  der  Znmuthung  einer 

irchftlhrung  auch  des  von  ihm  als  unmöglich  oder  verderblich  Erachteten 

id  Erklärten.     Im  offenbaren  Widerspruche  mit  dieser  Einrichtung  gab 

in  aber,  zweitens,  gesunder  Verstand  dem  Haupte  der  Regierung  des  grossen 

Viehes  die  Befbgniss,  Anträge  auf  Gesetze  zu  stellen.    Es  schien,  mit  Recht, 

>ch  gar  zu  verkehrt,  gerade  Dem,  welcher  die  beste  Gelegenheit  hatte,  die 

^ürfnisse  der  Gesellschaft  und  des  Staates,  und  die  Lücken  und  Fehler 

V  bestehenden  Vorschriften  kemien  zu  lernen ,  auch  nicht  einmal  einen 

^imsch  zur  Verbesserung  zu  gestatten.    In  unklarer  Erinnerung  endlich  an 

.6  früher  von  den  Königen  ausgehende  Bekanntmachung  der  (von  ihnen 

egebenen  oder  wenigstens  gebilligten,  jeden  Falles  in  ihrem  Namen  er- 

sheinenden)  Gesetze  war  dem  Präsidenten  auch  die  Auflage  der  amtlichen 

'«rkflndigung  gemacht,  zu  gleicher  Zeit  aber,  schon  in  Voraussetzung  der 

lögHchkeit  eines  Ungehorsames,  der  Vorsitzende  der  Versammlung  beauf- 

ngt,  an  die  Stelle  des  erstem  einzutreten.    £s  dürfte  schwer  seai ,  eine 
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grössere  Verwiming  und  eine  falschere  Verbesserung  von  Fehlern  dnr^ 
Ausnahmen  und  Ausnahmen  von  Ausnahmen  zuwege  zu  bringen.    Offenbn^ 
war  hier  der  Präsident  zu  einer  WalU  gedrängt  zwischen  schmählicher  Selbst- 
emiedrignng  durch  Vollziehung  schlechter,  von  ihm  selbst  als  solcher  aneK 
kannter  Maassregeln,  und  strafbarem  Ungehorsam.   Er  hatte  gerade  Befagniss 
genug,  seine  Üeberzeugung  öffentlich  auszusprnehen,  dann  aber  die  Pfliefat, 
das  Gegentheil   selbst  vorzuschreiben  und  durchzuftlhren.    Diess  war  keine 
Stellung  für  einen  Mann  von  Geist  und  Willen;   ein  Anderer  aber  konnte 
Frankreich  nicht  fronunen.    Nichts  aber  wäre  falscher  gewesen,  als  auf  das 
Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  hinzuweisen  zur  Rechtfertigung.    Nicht  nur 
ßndet  keine  Vergleichung^  statt  zwischen  dem  Haupte  einer  nur  ausnahms-  . 
'  weise  '^drksamen  Bundesgewalt  und  dem  Leiter  eines  bis  zum  Uebermaasse 
znsammen^efassten,   ebcjosowohl  mit  Aufgaben  als  mit  Kräften  überffiUten 
Staatseinrichtnng;  sondern  es  ist  auch  die  rechtliche  Stellung  des  ameriki- 
nischen  Präsidenten  eine  weit  folgerichtigere,   als  die  fiär  das  französi^cbe 
Regierungsbaupt  bestimmt  gewesene  war.    Bei  jenem  ist  die  Trennung  der 
Gewalten  in  der  That  ganz  dorchgeftihrt.    Er  hat  mit  der  Oesetzgebang 
formell  gar  Nichts  zu  thun;   und  wenn  er  allerdings  auch  den  Gongress  in    • 
Allgemeinen  aufmerksam  machen   kann  auf  wünschenswerthe  Moassregeln, 
so  hat  er  doch  keineswegs  das  Recht,   und  somit  die  Pflicht,    einer  f5nD- 
liehen  Initiative;  und  ebenso  wenig  macht  er  Gesetze,  gegen  welche  er  sich 
etwa  erklärt  hat,  bekannt. 

3. 
Die  Stellung  des  Präsidenten. 

Diess  führt  denn  nun  aber  überhaupt  zur  Erwägung  der  dem  Präsidenten 
in  der  Verfassung  von  1848  gegebenen  Stellung.  Auch  hier  waren  in  de^ 
That  Fehler  aller  Art  gehäuft,  und  nur  gelegentlich  liefen  minder  tadela^^ 
werthe  Bestimmungen  mit  unter.  Der  Gesetzgeber  fürchtete  sich  vor  de'^ 
^  eigenen  Schöpfung,  und  suchte  in  Schwächung  der,  denn  doch  eben  selfa^ 
als  nothwendig  geschaffenen,  Gewalt  eine  verzweifelte  und  grossentbeil^ 
unwirksame  Hülfe. 

Bekanntlich  übertrug  die  republikanische  Verfassung  die  Führung  de^ 
Regierung  Frankreichs  einem  durch  allgemeine  Volkswahl  auf  vier  Jahr^ 
ernannten,  nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  unmittelbar  wieder  wählbare!^ 
Präsidenten.  Derselbe  wurde  für  verantwortlieh  erklärt;  jedoch  beduritei^ 
seine  Regierungshandlungen  auch  noch  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers^ 
Die  Befugnisse  des  Präsidenten  waren  im  Wesentlichen  die  eine»  constits^ 
tionellen  Staatsoberhauptes,  jedoch  mit  mehreren  wichtigen  Beschränkungei  - 
Abgesehen  nämlich  von  den  eben  erörterten  Beziehungen  zur  Gesetsgebnng^ 
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rir  dem  Präsidenten  die  Ernennung  der  Staatsrathe  entzogen  nnd  der 
htionalversammlnng  flbcrtragen;  ebenso  bestunmte  das  Gesetz  die  Zahl 
nd  die.  Amtsbefugnissc  der  Minister ;  femer  hatte  das  Rcgiemngshanpt 
einen  Einflnss  auf  Zusammentritt  nnd  Vertagung  der  Nationalversan^mlnng 
Bsser  der  ansserordenüichen  Berufung  einer  vertagten;  eine  Auflösung  war 
im  ganz  untersagt;  er  verfttgte  zwar  Aber  die  bewaffnete  Macht,  allein 
iiUte  sie  nie  persönlich  befehligen;  zu  Kriog«ork]fimngen  nnd  allen  V^r- 
ragsabschlassen  bedurfte  er  der  Zustimmung  der  Versammlung;  der  Zn- 
timmung  des  Staatsrathes  aber  zur  Absetzung  der  Maires  und  anderer  vom 
^olke  erwählten  Beamten,  sowie  zur  Auflösung  gleichartiger  örtlicher  Ver- 
•mmlnngen. 

Es  sei  nun  erlaubt,  einige  der  wichtigsten  dieser  Bestimmungen  einer 
(enauem  Prüfung  zu  unterwerfen ;  und  zwar  beginnen  wir  zunächst  mit  dem 
liM>lichen. 

In  erster  Reihe  steht  hier  die  Einheit  der  vollziehenden  Gewalt. 
Obgleich  Frankreich  sich  fUr  Volksherrschaffc  grundsätzlich  ci^chieden  hatte, 
wurde  doch  weder  die  Regierung  an  die  volksvertretende  Versammlung 
»Ibst  abertragen  (etwa  um  durch  Ausschttsse  besorgt  zu  werden),  noch 
■nd  eine  aus  Mehreren  bestehende  höchste  Vollziehungsbehörde,  ein  Direc- 
orium,  irgendwie  Anhänger.  Zu  diesem  Entschlüsse  bedurfte  es  nicht  ein- 
lal  des  Vorganges  der  Vereinigten  Staaten;  von  beiden  hielt  die  unmittelbare 
"anzösische  Erinnerung  ab,  einer  Soits  nämlich  die  an  den  Convent,  anderer 
Bits  die  an  das  Directorinm  und,  noch  frischer,  an  die  provisorische  Regie- 
mg  von  1848.  Frankreich  hatte  durch  theuer  erkaufte  Erfahrungen  die 
iiisicht  gewonnen,  dass  eine  aus  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Kämpfen 
'iTorgegangene  und  in  solchen  lebende  Versammlung  lediglich  nur  eine 
^^altthätige,  stossweise  handelnde,  alle  gewöhnlichen  Geschäfte  verwirrende 
^giemng  liefern  kann ;  und  dass  eine  gleichberechtigte  Mehrzahl  wohl  sich 
inseitig  zu  hindern,  das  Ränkewesen  zu  vermehrCachen ,  aber  niemals 
)Mn  grossen  Gedanken  zu  fassen  oder  durchzufthren  vermag,  tkberdiess 
.n  verantwortliches  Ministerium  damit  ganz'  unvereinbar  isi.  Offenbar  ist 
[so  die  Aufstellung  einer  einheitlichen  Regierung  ein  Beweis  von  Staats- 
eisheit  gewesen. 

Ebenso  kann  es  ferner  nur  Lob  finden,  dass  die  Wahl  des  Inhabers 
BT  Staatsgewalt  nicht  der  Nationalversammlung  übertragen  wurde,  wie  diess 
ne  Minderzahl  in  der  verfassunggebenden  Versammlung  hartnäckig  ver- 
agte.  Abgesehen  davon ,  dass  sich  eine  solclie  Einrichtung  mit  den  Gnmd- 
üzen  der  Gewaltentrennung  und  der  Volksherrlichkeit  schlecht  vertragen 
Ute :  80  liegt  auf  der  Hand ,  dass  eine  Ernennung  durch  die  Versammlung 
aer  Seits  zu  tiefster  Verderbniss  dieser  selbst,  anderer  ISeits  zu  Wahlver- 
^ftgcü  fahren  mussfe,  welche  die  Regierung  abschwächten,  sie  iu  ihrer  freien 
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Bewegung  hinderten.  Und  nichts  wire  unbegründeter  gewesen,  als  die  HoffnoBg, 
dass  die  VersamraliiQg  wenigstens  einen  tüchtigen  Mann  w&hlen  werde,    fan 
G^entheüe  wäre  die  Wahrscheinlichkeit  gewesen,  dass  nmn  sich  nur  in  dem 
engsten  Parteikreise  drehen,  dabei  aber  die  Mittelm&ssigkeit  vorzugsweise  Ans- 
sicht  haben  würde.    Wollte  man  diesen  Urtheilen  die  tüchtigen  Wahlen  der 
Regieningshäqpter  aus  der  Glitte  aristokratischer  Körperschaften  und  diurch 
dieselben  entgegenhalten,    &o  wftre  einmal  zu  bemerken,   dass  die  eiserne 
Festigkeit,  die  unverbrüchlichen  üeber lieferungen  und  der  staatskluge  Eigen- 
nutzen einer  Aristokratie  ganz  anders  sidi  äussern,  al»  die  unruhigen  Partei- 
leidenschaftcn,  die  Zerfahrenheit  und  die  auf  schnelles  Zugreifen  der  Einzebeo 
angewiesene  kurze  Herrschaft  gewählter  Versammlungen ;  zweitens  aber,  da« 
in  Aristokratieen  jene  Häupter  keine  von  der  Versammlung  verschiedene 
Crewalt ,  sondern  nur  deren  eigene  Stütze  zu  bilden  haben ,  somit  hier  eine 
Selbstständigkeit  nicht  verlangt  noch  gewünscht  wird.    Bei  aristokratisdien 
Wahlkörperschalten  kann  ein  heimliches  Abdingen  von  Yerwaltungsrecbten, 
ein  Einbedingen  eines  Stellgdpatronates,  eine  Verschiebung  des  Schwerpuiürtes 
der  Verfassung  gar  nicht  vorkommen.    Sie  sind  ja  schon  Alles  und  haben 
schon  Alles,  was  ihnen  und  den  Ihrigen  frommt,  und  jeder  Einzelne  wIn 
sein  eigener  unmittelbarer  Feind ,  wenn  er  die  Kraft  und  Einsicht  der  Re|i^ 
rung  zu  schwächen  versuchte.  —  Hiermit  soll  übrigens  nur  der  allgemoie 
Gredanke  einer  selbstständigen  Ernennung  des  Präsidenten  gelobt  sein.    Eine 
ganz  andere  Frage  ist,  ob  die  von  der  französischen  Verfassung  bestimmte 
Erwählung  durch  allgemeines  unmittelbares  Stimmrecht  die  richtige  Maass- 
regel  war.    Selbst  die  spätere  kecke  Zurückschneidung  dieses  Rechtes  gab 
noch  keineswegs  eine  Sicherheit  verständiger  Einsicht.    Eine  andere  Ernen- 

■ 

nungsweise  war  also  ebenso  möglich  als  nothwendig. 

Nun  aber  begiimen  die  Bestimmungen,  mit  welchen  man  sich  nicbt 
einverstanden  erklären  kann. 

Schon  die  Vorschrift  über  die  Eidesleistung  des  Präsidenten  and 
des  Vicepräsidenten  gehört  hieher.    Es  mag  sachlich  nicht  von  grosser  Be- 
deutung sein,  allein  es  ist  ein  sehr  bezeichnender  Beweis  des  Mlsstranens^ 
mit  welchem  die  Verfassung  ihre  eigeile  Schöpfting  betrachtete.    WährenS- 
sie  (ohne  Zweifel  fehlerhaft  genug)  es  bei  der  von  der  provisorischen  Regie-— 
rung  angeordneten  Aufhebung  aller  und  jeder  Diensteide,  namentlich  jedei^ 
Eides  der  Treue  gegen  die  bestehende  Ordnung  der  Dinge,  beliess,  schnell 
sie,  in  Art.  48,  jenen  beiden  Regierungshäuptem  die  Worte  eines  feierlichei^ 
Eides  vor ,  in  welchem  sie  der  «demokratischen  einen  und  untbeilbaren  Re — 
publik»  Treue  schwören  mussten.    Die  Folgewidrigkeit  liegt  hier  eben  so  klaitf 
vor,  als  die  innere  Nichtigkeit  des  Mittels.    Warum  nur  von  diesen  beidetf 
höchsten  Beamten  verlangen ,  was  man  gegenüber  von  jedem  andern  Fran-^ 
zosen  lür  unbillig  oder  gar  ftlr  unsittlich  »*achtete,   was  keinem  ändert 
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eamten,  koinein  VoIksvcTtrctcr  angcinutUet  ward?  Und  welche  Wirkung 
MUfte  man  bei  der  eii^er  Aufhebung  aller  politischen  Versprechungseide  zu 
rnnde  «liegenden  Menschenyerachtung  oder  Rechtsansicht  sich  gerade  hier 
Tsprechen?  Es  war  nach  eigener  Schätzung  ein  Strohhalm,  an  den  man 
ßh  hielt;  und  doch  zu  gleicher  Zeit  eine  Beleidigung  und  ein  Geständnis^ 
m  Schwäche.  Also  schlechte  Politik  nach  allen  Seiten  hin.  Den  Erfolg 
it  bald  genug  der  2.  December  geliefert. 

Noch  entschiedeneren  Tadel  aber,  weil  unmittelbar  und  in  das  Leben 
ngreifend,  verdienen  manche  der  Beschränkungen,  welche  die  Yer- 
ssnng  dem  Präsidenten  auferlegte.  Muss  man  nämlich  auch  zugeben ,  dass 
m  die  Befugnisse  desKönigthumes  gegenüber  von  der  Volksvertretung  nicht 
istehen  konnten;  will  man  femer  es  billigen,  dass  Kriegserklärungen  und 
^e  Verträge,  welche  in  bestehendes  inneres  Recht  eingreifen,  der  Zustimmung 
V  Nationalversammlung  unterworfen  sein  sollten :  «o  erscheinen  dagegen  alle 
brigen  Bestimmungen  als  nachtbeilig.  —  lieber  die  Verkehrtheit  der  Maass- 
sgel,  den  Staatsrath  der  Regierung  zn  entfremden  und  in  die  Mitte  dieser 
men  fremdartigen  parlamentarischen  Bestandtheil  zu  stellen,  werden  weiter 
Uten  Bedenken  erhoben  werden.  —  Sodann  erscheint  es  als  ein  höchst  be- 
enkliches  Unternehmen,  die  Gültigkeit  aller  Verträge  mit  dem  Auslande  von 
«f  Billigung  der  Nationalversammlung  abhängig  zu  machen.  Die  Verzöge- 
ling,  das  Bioslegen  der  Absichten  und  Interessen,  die  Unmöglichkeit  geheimer 
Verabredungen,  die  Wahrscheinlichkeit  läppischer  und  beleidigender  Aeusse- 
ungeu  von  Seiten  vorlauter  Unberufener  musste  ;iicht  nur  an  sich  Verlegen« 
leitai  für  Frankreich  erzeugen,  sondern  konnte  unter  Umständen  gefithrliche 
'Taffen  fttr  Gegner  liefern.  Sicherlich  soll  der  völkerrechtliche  Verkeht  eines 
4chtigen  Reiches  und  überdiess  einer  volksherrlichen  Regierung  frei  von 
Anken ,  schlechten  Zwecken  und  genieineti  Mitteln,  ehrlich,  offen  und  gross- 
lig  sein.  Allein  damit  ist  nicht  .gleichbedeutend  Verhandlung  aller  und 
der  Dinge  auf  offenem  Markte  und  mit  dem  nächsten  besten  Schreier  und 
bischer.  Man  lasse  die  strengste  Verantwortlichkeit  auf  jeder  vollendeten 
tutsache  ruhen >  welche  in  Wirksamkeit  tritt;  aber  die  Regierung  sei  im 
^bereiten  und  Handeln  frei.  Man  lege  nicht  die  auswärtigen  Angelegen- 
sten in  die  Volkskammern.  Hoffentlich  wird  man.  wenigstens  hier  nicht 
IS  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  anrufen  wollen.  Den  Senat  in  Washington 
s  Geheimenrath  des  Präsidenten  kann  man  doch  in  der  Behandlung  poli- 
scher Fragen  nicht  gleichstellen  wollen  mit  einer  französischen  National- 
^rsammlung?  Die  in  Frage  stehende  Bestimnmng  konnte  auf  die  Dauer  zu 
idits  Anderem  führen,  als  zu  Umgehungen  oder  zu  empfindlichen  Nacb- 
leilen.  —  Noch  weniger  fiast  möchte  endlich  die  Bestimmung  zu  billigen  sein, 
acb  welcher  der  Präsident  zwar  über  die  bewaffnete  Macht  verfügte,  sie 
ber  niemals. selbst  befehligen  durfte.     Völlig  unbegreiflich  ist,    wie  ein^ 
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solche  Unfähigkeitserklärung  wirklich  die  Freiheit  schützen  sollte  gegen  einen 
ehrgeizigen,  vom  Heere  in  seinem  Unternehmen  unterstützten  Präsidenten. 
Konnte  denn  ein  solcher  keinen  Befehlishaher  finden,  welcher  nach  seinen 
Planen  anführte  ?  Würde  überhaupt ,  wer  im  Begriffe  wäre ,  die  ganze  Ver- 
iiassung  um:tUstürzen ,  sich  um  diese  einzelne  Bestimmung,  derselben  bekfloi< 
mefn?  Der  einzige  ernsthaft  scheinende  Grund,  welcher  etwa  angeführt 
werden  konnte,  war  der,  dass  es  durch  das  Verbot  des  persönlichen  Ober- 
befehles einem  Präsidenten  unmöglich  gemacht  sei,  an  der  Spitze  der  Heere 
grossen  Siegestiihm  ;su  gewinnen,  und  dann  mit  dem  von  ihm  berauschten 
Heere  und  mit  Billigung  des  ebenfalls  für  ihn  schwärmenden  Volkes  über  die 
Freiheif  herzufallen.  Mit  anderen  Worten ,  es  sollte  einem  neuen  Kapoleon 
der  Weg  des  Ersten  versperrt  werden.  Allein  wie  will  man  diesen  mögUcben 
Grewinn  in  Vergleich  setzen  mit  dem  Nachthefle,  welcher  dem  Ansehen  der 
Regierung  und  dem  öffentlichen  Wohle  daraus  erwachsen  mi^sste,  dass  es 
dem  ersten  Manne  in  Frankreich  nicht  erlaubt  sein  sollte ,  sich  ah  die  Spit2e 
des  Heeres  zur  Vertheidiguug  des  Vaterlandes  zu  stellen?  Diess  aber  bei 
einem  so  kriegerischen,  für  Feldhermruf  so  eingenommenen  Volke.  £s  konnte 
nimmer  richtige  Staatsklugheit  sein,  das  Staatsoberhaupt  in  eine  von  ihm 
selbst  und  vom  Volke  für  unehrenhaft  angesehene  Stellung  zu  bringen.  Hier 
haben  die  Vereimgteir  Staaten  richtiger  gesehen;  ihr  Präsident  ist  der  erste 
Befehlshaber  der  ganzen  bewaffneten  Macht.  Dort  weiss  man,  dass.  der  Schoti 
gegen  Machtanmaassung  nicht  in  Entziehung  nöthiger  Befugnisse  und  in  Be- 
schimpfung ,  sondern  in  dem  allgemeinen  Freiheitsgefühle ,  im  Büfgerstolze 
und  im  Rechtsbewusstsein  des  ganzen  Volkes  liegt.  Hatte  das  französische 
Volk  diese  Tugenden  nicht,  so  konnte  keine  Verfassung  der  Welt  es  gegen 
ungesetzliche  Herrschaft  schützen.  Und  der  Erfolg  hat  in  der  Tliat  gezeigt, 
dass  es  sich  nicht  zu  schützen  wusste. 

Was  aber  soll  man  gar  zu  der  Verfassungs-Bestinmimig  sagen,  weldie 
die  Wiedererwfthlung  eines  Präsidenten  nach  Ablauf  seiner  vieijährigen 
kegieruogsj^eit  verbot?   Aus  Furcht  vor  möglichem  Missbrauche   sollte  also 
auch  eine  gute  Regierung  nicht  fortgesetzt,  der  vielleicht  noth wendige  Mann 
dem  Vaterlande  nicht  erhalten  werden!    Aus  Besor^niss  vor  der  eigenen 
Schwäche  sollte  das  Land  mit  sehenden  Augen  einen  falschen  Schritt  thuni 
Und  diess  zwar  da ,  wo  nicht  etwa  eine  kleine  Anzahl  von  Wähli^m  selbsti- 
. sehen  Missbrauch   treiben,    durch  Ränke   gewonnen   und  verderbt  werden 
konnte;   sondern   wo  die  Entscheidung   in   den  freien  Willen  des  ganzen 
Volkes  gelegt  war ,  wo  Millionen  zu  einer  Neuwahl  berufen  wurden.    Ent- 
weder begünstigte  die  Mehrheit  der  Franzosei)  eine  vom  Präsidenten  einge- 
leitete Gcwaltanmaassung ,   oder  sie  wollte  sie  nicht.    Im  ersten  Falle  ging 
trotz  aller  papiemer  Schutzwehren  die  Sache  doch  vor  sich;   im  andern 
Falle  stimmte  die  Mehrheit  gegen  eine  Verlängerung.    Allein,  wendet  man 
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im  Geiste  der  nUn  einmal  gewählten  Staatsform,  wäre  es  n^mentüch  eine 
Durchf&hnmg  des  an  die  Spitze  gestellten  Grundsatzes  der  Gewalten- 
trennuiig  gewesen,  wenn  an  die  Stelle  eines  parlamentariscbea  MiDisteriiuns 
die  persönliche  Regierung  des  vom  Volke  gewählten  und  verantwortlichen 
Hauptes  der  ausübenden  Gewillt  getreten  wäre.  Eben  desshalb  -  ging  ja 
letzterer  aps  unmittelbarer  Volkswahl  und  nicht  aus  Ernennung  der  National- 
versammlung hervor,  weil,  er,  eine  von  letzterer  verschiedene  Kraft,  in  s^em 
Wirkungskreise  unabhängig  von  ihr  sein  sollte.  Wenn  er  nua  aber  der 
^ustiilimung  seiner  Minister  bedurfte,  und  wenn  er,  voraussichtlioh ,  keine 
Minister  fand,  als  solche,  welche  .der  Mehrheit  der  Versammlang  angeh(hteD 
(weil  Andere  ihre  Verantwortlichkeit  nicht  hinreichend  gedeckt  wussten): 
so  war  die  zwar  nur  mittelbare  aber  nothwendige  Folge  der  verfastrongs- 
massigen  Gegenzeichnung  die  parlamentarische  Regierung  der  Minister.  Diess 
konnte  nur  vermieden  werden  durch  eine  vollständige  Selbstständigkeit  iind 
alleinige  Verantwortlichkeit  des  Präsidenten  für  alle  seine  Regienmgshand- 
lungen.  Die  Minister  mussten,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  lediglich  seine 
Ratl^eber,  er  aber  allein  für  die  Befolgung  des  Rathes  verantwortlich  seiD. 
So  wie .  die  Sachen  durch  die  Verfassung  gestellt  wurden,  war  der  Prändent 
von  Frankreich  mehr  nur  der  Vorstand  eines  Ministerrathes,  Als  das  alleinige 
Haupt  der  ausübenden  Gewalt,  wie  er  diess  denn  doch  nach  dem  eigent- 
lichen Gedanken  der  Verfassung  sein  sollte. 

Sicherlich   war    die  Verfassung    von   1848  nicht   glücklich  in  ihren 

Bestimmungen  über  die  Stellung  des  Oberhauptes  der  Republik.    Schwächnng 

.  der  Gewalt,  die  man  doch  stärk  haben  wollte;  Zersplitterung  der  Einheil 

welche  unerlässlich  erschien;  gesetzliche  Aeusserung  eines  beleidigenden Miss- 

trauens,  während  der  allgemeine  Mangel  an  Vertrauen  das  Grundübel  der 

<  staatlichen  Zustände  war:  wie  konnte  man  hoffen,  dass  solche  Fehler  nnge- 
rächt  bleiben?  Ob  Frankreich  eine  Republik  bleiben  konnte,  mochte  unter 
allen  Voraussetzungen  zweifelhaft  sein.  Allein  so  viel  war  gewiss ,  dass  die 
dem  Präsidenten  gegebene  Stellung  Nichts  beitragen  konnte  zur  Aufrecht- 

.  erhahung  dieser  Begierungsform,  sondern  im  Gegentheile  in  kürzerer  oder 
längerer  Frist  wesentliche  Aenderungen  herbeiführen  musste. 

4.  .        * 
Der  Staatsgerichtshof: 

,  Merkwürdig  sind  die  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  des  Staats- 
gerichtshofes. 

Unzweifelhaft  ist  eine  tadellose,  allen  Forderungen  des  Rechtes  und  der 
Staat«klugheit  entsprechende  Bestellung  der  zum  gerichtlichen  Schutze  einer 
Verfassung  und  überhaupt  des  öffentlichen.Rechtes  bestimmten  Behürde  iü 
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*  .  .  ■     .  '■ 

jegliclier  StaatssfoFm  eine  sebt  schwierige  Aufgabe.    Schon,  die  grosse  Menge 
dflr  Yersuche,  "Reiche  in  versohi^uen.  Staaten  mid  in  demselben  Staate  zu    * 
ireredüedepen  Zeiten 'gemacht  worden  sind  *),  teweist,  dass  die*  bei  dieser  Art 
voji. Richtern  auomgänglich  nothv^endige  Vereinigung  von.BcchtskeQntnisäen,  '. 

gefiebützt^  und  unabhängiger  Stellung,  etnlHch  von  staatlicher  Einsicht  Ohne.  • 

•   .  .       .  •        _         ■••.'.        '    .         ,      • 

eigene  BetheiUgung  bei  dejsi  Gange  der  staatlichen  Angelegenheiten  scbwer 
aa&nfinden  iät.  Dazu  kommt  noch'  die  Schwierigkeit,  die  Anwendung  d^r 
ganzen  Einrichtung  und  die  VolbtrecKung  ötwaiger  .Sträfurtheile .  sldher  zu'  . 
steüen.  g^en  schilaue  öder  gewaltsame  HindejTQlsse  yon  S^ite  des.  Bedrohten 
ötfer  der  Parteien.  Um  ^o  grösser  ist- also  das  Verdienst,  wenn  einer  Verr. 
&8snng  diess- Alles  leidlich,  gelingt,  und  es  verdient  eine  naclisichtige  Beur- 
theilung^  wenn  ein  Fehler  begangen  oder  nicht  die  nöthigß  Kraft  gefanden 
ist.     Beide  Pflichten  sind  denn  auch  gegen  die  Ver&ssung  von   1848  zu 

erfnUen. 

■  ■••..  ■  _       ■ . 

Das  constitutionelle  Königüium  Frankreichs  hatte  die  Aufgabe  .geltest 
durch  Uebe'rt3*agung  des  Auftrages   an  seine   Pairskammer.     Mit  welcher : 
Weisheit,  namentlich  seit"^ Aufhebung  der  Erblichkeit  der  Piiirie,  mag  hier 
njuintersucht-  .bleiben.    Jeden  Falles  machte  die  republikanische,. Gestaltung 
de»  Stfkates  eine  Aenderung*  liothwendig,  und  eine .  passende  Einrichtung 

war  itzt  doppelt  wichtig,  aber  auch  zehnfach  schwierig,  weil  dä^  Haupt  der 

■  ■     ■  . 

Hegierung  selbst  vor  Gericht  sollte  gestellt  werden  können..  —  Im  Wesentr 

liehen  wurden  denn  Folgendes  bestünmt: 

■  *  .  .  *• . 

Aliijährlich  .hatte  der  Gassationshof  fOnf  seiner  Mitglieder  als  Staats- 
richter  zu  bezeichnen.  Sie  waren  für  jede  in  diesem  Jahre  von. der  National- 
Versammlung  erhojbene  Anklage  ohne  Weiteres  zuständig;,  jiedoch  nur  zi^r 
Prozessleitung  und  zur  Gesetitsanwendung.  Zur  Urtheilsflndung  über  die 
Thatsache  waren  Nationalgeschworene  bestimmt.  Diese  aber  würden  aus  d^n 
Mitgliedern  der  Departement^äthe  in  äer.  Weise  genommen,  dass  foir  jeden 
einzelnen  Prozess  ein  Mitglied  aus  jedem  der  86  Departementalräthe  durch . 
das  Loos  bezeichnet ,  aus  diesen  wieder  düf  ch  Loos  und  Recusation  .ein  * 
Qescbwomengericht  von  36  Mitgliedern  und  4  Ergl^nzungsmännern  gewonnen' 
ward.  Eine  Schuldigerklämng  sollte  nur  mit  wenigstjsns  zw^i  Drittheil^  der 
Stimmen  erfolgen. 

Es  wäre  in  der  That  unbillig,  diese  Bestimmungen  nicht. zu  lobeii  in 
ihren  Grundgedanken^  Der  Staatsgerichtshof  hatte  eine  wesentlich  politische 
Grandlage  mit  der  nöthigen  rechtskundigen  Beimischung  und  Regelung; 
soinit  sicherlich  die  richtigste  Znsammensetzung.  Es.  konnte,  seiner  Thlt- 
tigkeit  kein  •  Hindemiss  von  der  Regierung  entgegengestellt  werden  ohne 
offräe  Kriegserklärung   gegen  die  Verfassung,  waß'denn  doch  in  gewöhn- 

1)  Ich.  darf  hier  wöfal  y^rwtiBen  anf  die  Eii)i*teniii^n  in  m^er  Schrift:  jtNe  Verantwott- 
llehkeit  der  Hiiüster  in  Einherrschaften  und  Vonuvertretong.    Tab«;  1837,  iuunentUoh  S.  270— 378. 
.>,  Mobl,  StMtsrecht.    Bd.  I.  30 
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liehen  Fällen  nicht  Xu  erwarten  war.  Ein  ungebührlicher  Einfluss  auf  die 
Bezeichnung  der  Mitglieder  fand  nicht  statt.  Die  Geschworenen  waren  zahl- 
reich und  verschiedenartig  genug,  um  sich  gegenseitig  m  fehlenden  guten 
Eigenschaften  zu  ^ergänzen,  in  vorhandenen  ühlen  zu  neutraüsiren.  Und  ist 
etwa  auch  .bei  schäi'fster  Prüfung,  nicht  zu  verkennen,  dass  bei  den  auf  die 
bezeichnete  Weise  gewählten  Geschworenen  nicht  mit  unbedingter  Sicherheit 
auf  höhere  staatliche  Einsicht  gerechnet  werden- könlite,  und  dass  überhaupt 
wie  bei  allen  Geschworenen,  in  wichtigen  Prozessen  Einzelne  möglichemreise 
einer  Bipstechuiig  von  oben  oder- der  Furcht  nach  unten  erliegen  mochten: 
so  war  auch  keine  andere  denkbare  Zusammensetzung  ohne  ihre  eigen- 
thttmlichen  und  zum  Theile  bei  weitem  grösseren  Fehler.    Die  Feststellung 

«  * 

einer  grösseren  Stimmenzahl  als  der  einfachen  Mehrheit  zur  Aussprechung  eines 
Urtheiles  war  wohl  von  Ctberwiegendem  Nutzen.  Mit  Einem  Worte,  die 
Bestimmungen  der  Verfassung  in  dieser  schwierigen  Frage  waren  ein  sehr 
beachtenswertlier  Beitrag  zur  endlichen  richtigen  Liösung  der  Au^be,  und 
man  durfte  sich  von  ihnen  eine  gute  Wirkung  versprechen. 

Man  wird  vielleicht  diesem  Lobe  entgegenhalten,  dass  die  für  so  tüchtig 
ausgegebenen  Bestimmungen  doch  den  Umsturz  der  Verfassung  nicht  haheo 
verhindern  können  und  gleich  bei  dem  ersten  Falle  einer  An\?endbarkeit 
gar  nicht  habeÄ  ins  Le'ben  treten  können.  —  Allerdings  ist  der  Staatsstreich 
vom  2.  Decbr,  gewagt  worden  trotz  der  drohenden  Einrichtung  des  Staats- 
gerichtshofes, und  ist  letzterer  nicht  in  Thätigkeit  gerufen  worden  trotz  der 
schreiendsten  Veranlassung.    Einen  Vorwurf  gegen   die  Anstalt  als  solche 
hierauf  zu  gründeti ,   ist  jedoch  ungerecht  und  beruht  auf  einer  Begriffsver- 
wechslung.    Wie  nämlich   immer   ein  Staatsgerichtshof  geordnet  und  die 
Verantwortlichkeit  bestimmt  sein  mag,  so  viel  ist  jeden  Falles  klar,  dass 
das  Gesetz  lediglich,  nur  eine  feste  und  gerechte  Behandlung  nach  erlangtem 
SiegQ   über   einen   hochverätherischen  Angriff  gewähren   kann;   dass  aber 
nimmermehr  durch  blosse  Verfassungsbestimmungen  den  Versuchen  zm  Um- 
sturz und  Aufrichtung  einer  anderartigen  Rcg\erungsgewalt  wirksam  vor- 
gelbeügt  wird,  falls  solche  Versuche  nach  Beschaffenheit  der  Personen  und 
Verhältnisse  lockend  sind.   Mögen  nämlich  jene  Gesetze  auch  noch  so  strenge 
lauten  und  noch  so  schwere  Folgen  androhen,  so  haben  sie  ja  nur  eine  Be- 
deutung unter  der  Voraussetzung   des  Bestandes  der  jetzigen  Ordnung  der 
Dinge.    Wer  diese  aus  selbstischen  oder  vermeintlich|  allgemeinen  Gründen 
umstoss^  will,  lässt  sich  natürlich  durch  ihre  eigenen  Bestimmungen  davon 
nicht  abhalten.    Eben  diese  will  er  ja  mit. Gewalt  beseitigen;  und  höchstens 
rufen  sie  zu  einem  eigens  auf  sie  berechneten  Schlage  auf.   Die  Abwehr  des 
thatsächlichen  Angriffe«  kann  nur  durch  einen   thatsächlichen  Widerstand 
erfolgen,  und  geht  jener  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  selbst  aus,  anter 
missbrftuchlicher  Anwendung  der  ihm  anvertrauten  Mittel ,  so  ist  Hülfe  nof 
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in  jeiner  allgemeineu  Erhebung  des  Volkes  zur  Veftheidigung  seiner  Rechte 
za  hoffen.  Eine  Billigung ,  Gleichgültigkeit  oder  Feigheit  von  Seiten^  der 
Bürger  selbst  vermag  nicht  durch  das  Vorhaadensein  und  selbst,  nicht  durch 
Bandlungsversuche  einiger  weniger  Männer  ersetzt  zu  werden:  .Wenn  also  der 
gewaltsame  Umsturz  der  Verfassung  am  2.  Dec.  fast  widerstandlos  erfolgt^ 
tmd  nachher  sogar  von  der  ungeheuren  Mehrheit  des  französischen  Volkes 
uisdrücklich  gut  gehieissen  wurde:  so  ist  didss  nicht  Schuld  des  Staatsge- 
richtshofes, und  beweist  es  nichts  gegen*  die  Richtigkeit  der  Bestimmungen 
aber  denselben.  Diese  hätten  sich  erst  zeigen  können,  und  würden  sich 
ohne  Zweifel  erprobt  haben,  wenn  ein  besiegter  Staatsverbrecher  vor  ihn 
gestellt,  und  nun  ein  gerechtes  und  umsichtiges  Urtheil  von  ihm  verlangt 
worden  wftre.  Also  nicht  der  Staatsgerichtshof  ist  es,  welcher  sich  schlecht 
erprobt  hat,  sondern  die  Nationalversammlung  hat  schwach  und  thörigt  ge- 
handelt, und  das  Volk  hat  wollen  unterjocht  sein. 

£ben  so  unumwunden  aber,  als  die  vortheilhaften  Seiten  der  Einrieb- 
tung  anerkannt  worden  sind,  müssen  nun  auch  die  verfehlten  Maassregeln 
hervorgehoben  werden.  Es  sind  diess  aber,  einmal,  die  noth wendige. lang- 
same Bildung  des  im  bestimmten  Processe  zu  verwendenden  Geschworenen- 
gerichtes ;  sodann  einige  nutzlose, ,  u^d  somit  tadelnswerthe  Drohungen,  welche 
die  Verfassmigs  -  Urkunde ,  in  Art.  60,  gegen  Uinsturz- Unternehmungen 
eines  Präsidenten  enthält.  —  Was  die  erstiere  Ausstellung  betrifft,  so  ist 
einleucTitend,  dass  über  der  Ausloosung  der  Geschworenen  aus  dep  Departe- 
mentalräthen,  noch  mehr  aber  über  der  Einberufung  so  vieler  über  ganz 
Frankreich  zerstreuter  Männer ,  deren  augenblicklicher  Aufenthalt  vielleicht 
nicht  einmal  bekannt  wäre,  oder  für  welche  zum  Theile  Ersatzwahlen  nöthig 
werden  konnten,  ziemliche  Zeit  in'  Anspruch  nehmen  musste.  Je  nach 
den  Umständen  kann  aber  eine  Verzögerung  in  einem  Staatsprozesse  von 
grosser  Unzuträglichkeit  sein,  indem  der  Nutzen  der  ganzen  Anstalt  nicht 
bloss,  und  selbst  nicht  einmal  hauptsächlich,  in  der  Verurtheilung  des  Schul- 
ligen an  sich,  sondern  in  der  Beruhigung  der  öffentlichen  Meinung  durch  eine 
ibschliessende  rechtliche  Entscheidung  der  Angelegenheit  liegt.  Der  hier 
i;eniachte  Fehler  ist  um  so  grösser,  als  es  gar  nicht  schwer  gewesen  wäre, 
»ine  Einrichtung  zu  treffen,  welche  eine  schnellere  Thätigkeit  der  Geschwo- 
-enen  möglich  gemacht  hätte.  —  Hinsichtlich  der  gegen  hochverrätherische 
[Intemehmungen  eines  Präsidenten  getroffenen  Anordnungen  aber  gehört  nicht 
riel  Scharfsinn  dazu,  nachzuweisen,  dass  diese  auf  den  ersten  Blick  so 
fiirchtbar  aussehenden  Vorkehrungen  in  der  Wirklichkeit  sich  keineswegs 
als  solche  zeigen  würden.  Wenn  nämlich  angeordnet  war,  dass  eine  Auf- 
lösung, Vertagung  oder  Hinderung  der  Nationalversanmilung  Hochverrath 
von  Seiten  des  Präsidenten  sei;  dass  durch  die  blosse  Thats^he  schon 
d^^sen  Absetzung  erfolge;    dass  alle  Bürger  verpflichtet  seien,  ihm  den 

8^* 
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Gehor^m  zu  verwcigcm^  , endlich,  d^s  der  Staatsgerichtehof  bei  schwerer 
Strafe  augenblicklich  ^sammetizutreten  ^abe:  äo  fallen  offenbar  alle  diese 
Vorbereitungen  einer  verfassungsmässigen  Auflehnung  vor  der  Einen  Be- 
me]*kung  in  blosse  fledensarten  zusammeQ,  dass  wenn  der  Präsident  nicht 
völlig  wahnsinnig  war,  er  einen  (Jmsturz  der  Verfassung  nicht  ohne  eine  grosse 
ihm  unbedingt  ergebene.  Macht  beginnen,  diese  aber  natOrliph  sich  um  die 
Vertheidigungsdrohung^n  der  Verfassung,  welche.sie  eben  beseitigen  wollte,  sehr 
wenig  kümmern  konnte.   £s  war  dann  eben,  wie  in  allen  Staatsumwälzungen, 
eine  Frage  der  Macht  und  der  Begabung.   Der  siegende  hochverrätherische 
Präsident  konnte  durch  die  gesetzlichen  Drohungen  gar  nicht  erreicht  wer- 
den; der  unterliegende  würde,  auch  ohne  diese  Maassregeki,  der  rächenden 
Strafe  verfallen  sein.    Offenbar  sind  diese  Bestimmungen  des  Art.  68  ans  der 
Eriuniexung  an  den  18.  Brumaire  hervorgegangen.    Um  aber  ihre  Hohlheit 
vom  »ersten  Augenl)licke  an,   und  ehe  der  2.  December  den  thatsäcihlicheD 
Beweis  derselben  geliefert  hatte,  zu  erkennen,  hatte  man  sich  nur  die  ein- 
fache Frage  vorzulegen:  ob  wohl  ein  solcher  Artikel  in  der  Verfassung  von 
1795  deü  18.  Brumaire  verhindert  haben  würde?     Wollte  aber  etwa  die 
Ansicht  geltend  gemacht  werden,  dass  eine  »unwirksame  Drohung  wenigstens 
Nichts  schaden  könne :  so  ist  zu  erwidern,  dass  es  allerdings  ein  Fehler  ist, 
Misstrauen  zu  zeigen  ohne  zugleich  die  Gefahr  wirksam  zu  entfernen;  nnd 
ein  noch  grösserer  Fehler,  durch  die   Gesetze  Handlungen  zu  regeln  zn 
suchen,  über  welche  sie  keine  Wirkung  haben.     Wenn  namentlich  Ver- 
fa^ungsurkundeu  diesen  Fehler  machen,  so  kann  es  nur  zur  Steigerung  des, 
ohnedem  schon  vorhandenen,  Misstrauens  in  ihre  Wirksamkeit  beitragen. 

Diese  Fehler  mögen  von  minderer  Bedeutung  sein ;  •  allein  ein  Tadel 
kann  nicht  erspart  werden,  da  sie  ganz  leicht  zu  vermeiden  gewesen  wftren 
und  jeden  Falles  gegen  ihre  Wiederholung  in  ähnlichen  Fällen  gewarnt 
werden  muss. 

5. 

Die  Bestimmungen  über  den  Staatsrath. 

Wenige  Theile  des  französischen  Verwaltungs-Organismns  haben,  wenn  i 
man  auch  nicht  weiter  zurückgeht,  als  auf  die  seit  der  Revolution  einge- 
tretenen Ver^derungen ,  somit  in  dem  gegenwärtigen  Jahrhunderte,  so  viele  ' 
Umarbeitungen  erlitten,  als  der  Staatsrath.  Abgesehen  von  Verände- 
rungen, welche  nur  Einzelnheiten  betreffen,  hat  diese  Behörde  seit  der 
Consular- Verfassung  bis  zum  gegenwärtigen  Augenblicke  vier  wesentlich 
verschiedene  staatsrechtliche  Stellungen  erhalten  *). 

1)  DieOeichichte  detStMtsnthes  der  «ItenMonarohte  ist  bearbeitet  in  ^nillkrd,  Ifietotae 
llu  Conseil  dn  Bol.   Par.,  1710^  i.   Big  lur  neueeten  Zeit  herunter  geht  dai,  freOleh 
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Unter  Napöle.oi)  I.  war  der  Siaatsratb  schon  yer&ssangsgemäss  einer 
IT  wichtigsten  Theile  des  Staatsorganismnß ;  und  er  stieg  noch  mehr  in 
iner^edeatong  theils  dorch  die  allmählige  Abtödtong  der  Volksvertretung," 
eils  dorch  die  Begünstigung,  des  gewaltigen  Herrschers ,  welcher  sich  in 
tr  Mitte  dieser  Versammlang  besonders  wokl  gefiel  und  sie  immer  mehr. 
r  ersten  Behörde  im  Staate  machte.  Ursprünglich  nur  zur  Begntachtong 
id  Yertheidignng  di)T  Gesetzentwürfe  bestimmt,  hatte  der  Staatsra^h  später 
atsächlich  die  einzige  wirkliche  gesetzgeberische  Th&tigkeit.  Zn  der  ihm 
-ganisch  zustehenden  Yerwaltnngsrechtspflege  fdgte  der  Kaiser  nicht  selten 
rmliche  Richteranfträge  r'  die  höchsten  Beamten  hatten  sich  hier  za  -ver- 
itworten.  Er  nahm  Theil  an  der  äusseren  Politik ;  seine  Mitglieder,  sogar 
ose  Auditoren  desselben ,  wurden  mit  ^  der  Verwaltung  eroberter  Länder 
^auftragt.  Mit  Einem  Worte,  der  Staatsrath  war  im  ersten  Kaiserreiche 
In  mächtiges  Regierungswerkzeug;  ihni  an^gehören  war  hohe  Ehre  fär 
ie  bedeutendsten  Männer.  J)ass  der  Kaiser  die  Mitglieder  nach  seinem 
fUtbefinden  ernannte ,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung ;  nicht  immer 
dhfltzte  diets  Gesetz  gegen  willjcührliche  Entlassung^ 

Eine  weit  bescheidenere  Stelle  nahm  der  Staatsrath  ein  unter  dem  con- 

■ 

titutionellen  Königthnme.  Weder  die  Yerfassung  von  1814,  nocB  die*  von 
1890  erwähnte  seiner  ausdrücklich;  ja  erst  im  Jahre  1845  wurde  die  Ein- 

ff 

iditung  und  Zuständigkeit  desselben  'durch  ein  Gesetz  geordnet,  nachdem 
ine  grosse  Anzahl  vergeblicher  Entwürfe  und  Berichte  vorangegangen  war. 
He  parlamentarische  Regierungsweise  hob  die  Kammer  und  die  Ministerien 
eit  über  den  Staatsrath.  Grundsätzlich  zum  Rathe  der  Krone  bei  Gres^tz- 
^Imngsarbeiten  bestimmt,  würde  er  doch  nur  sehr  selten  dazu  benützt, 
^  war  hauptsächlich  thätig  in  der  Leitung  bestimmter  ihm  übertragener 
^rwaltungstheile ,  sowie  als  oberstes  Verwaltungsgericht ,  wobei  er  jedoch 
derlei  selbstständige  Entscheidungen  zu  treffen,  sondern  Alles  nur  als 
^tachten  an  die  Regierung  zu  geben  hatte.  Die  Mitglieder  wurden  nicht 
ar  nach  Belieben  vofe  der  Krone  ernannt,  sondern  auch  eben  so  entlassen; 
D  ausserordentlichen  und  Shrenmitgliedem  war  Ueberfluss.  Immerhin  noch 
ine .  bedeutende  und  nützliche  Behörde ,  war  doch  der  Staatsrath  bei  Mangel 
n  Selbstständigkeit  und  beschränkter  gesetzlicher  Zuständigkeit  nur  eine 
teile  zweiten  Ringes  geworden  >).     . 


•hwache,  Werk  von  RegQftult,  Histolre  du  Conseil  d^tai.  Par.,  18&S.  —  Ueber  diese  tud 
Ddere  verwandte  Bchrifteil  s.  meine  Gescliichte  and  Literatur  der  Staatuw.,  Bd.  m, 
.  «45  ÜRT. 

•  '  1)  Ueber  die  Stellung  de«  Staatsrathes  unter  der  constitutionellen  Monarchie  sehe  man  z.  B. 
lie  Aufritze  Rauter'fl  in  Mittermai er'g  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  des  Auslandes, 
M.  XrV,'8.  95  und  204,  und  Bd.  XIX,  ];  oder  Cormenin,  Du  eonseil  d'6tat.  Par.,  1818; 
71t len,  iätudes  administratives,  8.  SS7— 814.  Näheres  fiber  die  Geschäftsgegehstände  und 
Potqleo  ireben  nattirlich  die  l^erke  Über  firanzösiscbes  Verwaltangsrecht,  die  Monogmpbieen 
ran  Birey  0.8.  w. 
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'In  eine  ganz  veränderte  Stellung  kam  nun  aber,  drittens,  der  Staats- 
rath  durch  die  republikanische  Verfassung  von  1848.  Nitsht  nur  trat  er,  in 
formeller  Beaehung,  ilorcb  ein  eigenes  Kapitel  der  Verfassung  und  manche 
sonstige  zerstreute  Bedingungen  derselben  wieder  in  die  Reihfe  der  grond- 
gesetzlichen  Einrichtungen,  und  wurde  demgemäss  auch  bald  durch  ein  ofga- 
nisches  Giesetz  gestaltet,  sondern  er  erfuhr  auch  die  wesentlichsten  Vertade- 
rungen  in  materieller  Beziehung.  Theils  wurden  seine  Befugnisse  erweitert, 
genauer  bestimmt  imd  seine  Benüt^cung  als  gesetzliche  Notliwendigkeit  er- 
klärt; theils  und  hauptsächlich  aber  trat  er  dadurch,,  dass  die  Emennnng 
seiner  Mitglieder  von  der  Regierung  auf  die  Nationalversammlung  flb^iragen 
und  durch  häufige  Erneuerung  immer  'Ucbereinstimmung  mit  der  Kichtung 
der  letztem  bewirkt  wurdä ,  aus  der  Stellung  einer  Regierungsbehörde  in  die 
einer  Controle  der  Regierung  über..  Es  wurde  der  Versuch  gemacht,  ein 
parlamentarisch^emokratisches.  Element  in  die  Verwaltung  ta  bringen. 

Die  vierte  Aenderung  in  der  Bildung  und  Bestimmung  des  Staatsrathes 
ist  endlich  durch  die  Gesetzgebung  des  zweiten  Kaiserreiches  eingetreten*). 
Er  ist  aufs  Neue,  wie  sich  von  selbst  versteht,,  zu  einer  reinen,  unter  der 
obersten  Leitung  des  Kaisers  stehenden  und  von  ihm  allein  ^zusammengesetzten 
Regierungsbehörde  geworden ,  in  dieser  Eigenschaft  aber  höher  als  je  ge- 
stellt,   so  dass  er  ohne  all^n  Streit  itzt  das  bedeutendste -Glied  in  dem 
Verwaltungs- Organismus  ist.    Er  ist  nicht  nur  überhaupt  der  grosse  Rath. 
des  Staatsoberhaupts  in  allen  einzelnen   von  diesem  vorgelegten  Fragen, 
sondern  er  hat  auch,  stehend,  wesentlichen  Antheil  an  der  Gesetzgebung^ 
(indem  er  nicht  nur  die  von  der  Regierung  ausgehenden  ^esetzesentwQrf^ 
ausarbeitet  und  dieselben  durch  einige  seiner.  Mitglieder  in  der  Abgeordneten^ 
kammer  vertheidigt,   sondern   auch  zu   den   in   den  Commiss^onen  dieser^ 
Eammer  etwa  auftauchenden  Verbesserungsanträgen  seine  Zustimmung  zn^ 
geben  hat;)  eine  grosse  Anzahl  der  wichtigeren  Regierungsmaassregeln  be- 
dürfen seiner  Zustimmung  und  selbst  Anordnung;  er  übt  das  Oberaufsichts — 
recht  des  Staates  über  Behörden  und  einzelne  Beamte,   so  wie  über  die^ 
Korporationen  aus,  und  entscheidet  in  dieser  Eigenschaft  über  die  Inan — 
kkgesetzung  der  Beamten;  endlich  ist  ^r,  wie  zu  allen  Zeiten,  das  oberste,.^ 
öffentlich, verfahrende  Verwältungsgericht.  —  Nicht  im  Senate,  nicht  in  dom^ 
gesetzgebenden  Körper,   sondern  im  Staatsrathe  ^egi  itzt  das  Schwerge-  - 
wicht  der  Regierung. 

Hier  bändelt  es  sich  natürlich  nur  von  den  Bestimmungen  der  republi- 
kanischen Verfassung.    Die^e  sind  denn  aber  einer  näheren  Prüfung  sehr 


1)  8.  die  VerfUrk.  von  1858,  SS  47— 53 ;' Organische«  Deoret  über  des  Staatsntli  tob 
25.  Jänner  1852;  Einrichtung-Verordnungen  Vom  30.  Jänner.  Vgl.  femer:  Lafetri^re,  Coan 
de  droit  public,  M.  4,  Pat.,  185S,  Bd.  I,  8.  191;  Block,  Dict  de'l*«diniiiistration,  Artikel :  Gte- 
seU  diStaL 
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lig,  indem  sie  nicht  nur  an  sich  zmn  Tfaeile  ganz  eigenthümliche  Ein- 
htiuigen  enthalten,  sondern  flherhanpt  der  erste  Versdch  Waren,  einer 

its   eine  so  mächtige  Vervraltangsbehörde  in  eine  repräsentative  Demo- 

t 

itie  einzuführen,  anderer  Seits  der  geset^ebenden  Yersammlnng  einen 
Sentepden  Einflnss  in  der  Verwaltong  zn  verschaffen.  Bei  der  Erörterung 
rselben  aber  ist  es  allerdings  nöthig,  nicht  blos  die  Bestimmungen  der 
»rfassungsurkudde ,  sondern  auch  die  des  organischen  Gesetzes  vom  3^  März 
49  zn  betrachten ') ;  aber  es  erscheint,  zur  Vermeidung  ungehöriger  Aus- 
hrlicbkeit,  zweckmässig,  mit  Uebergehung  aller  minder  wichtigen  Punkte, 
ir  die  Hauptfragen  im  Auge  zu  behalten.  Jene  myogen .  noch  so  trefflich 
»timmt,  oder  noch  so  verfehlt  sein,  sie  können  doch  das  Urtheil  Aber 
^i)  wichtigen  neuen  Versuch  nicht  bestiinm^n.  Als  Hauptfragen  aber  stellen 
ch  namentlich  folgende  drei  heraus: 

Erstens,  war  der  Gedanke,  ^er  französischen  Verwaltung  ein  parlamen- 
irisdh^deidokratisches  Element  mittelst  eines  von  der  Nationalveriammlung 
11^  ausgehenden  Staatsrathes  einzufügen  und  sie  dadurch  in  solchen; 
tnne  zu  fiberwachen  und  zu  bestimmen,  ein  richtiger  und  heilsamer?  - 

Zweitens ,  was  ist  von  dem  Versuche  zu  halten ,  die  Nationalversammlung 
J^h  facultative  Staatsrathsgutachten  vor  Ueberstfltznngen  in  der  Gesetz- 
bung  zu  bewahren? 

Endlich  drittens,  wai'en  die  dem  Haupte  der  Verwaltung,  dem  Präsi- 
titen  der  tlep^blik,. durch  die  dem  Staatsrathe  eingeräumten Terwaltungs- 
dUie  gesetzten  Beschränkungen  zweckmässig? 

Sowohl  die  Bedeutung  dieser  Fragen  an  «ich ,  als  deir  Hinblick  auf  den 
9ssen  Staat,  welcher  hier  einen  kühnen  Versuch  mit  einer  neuen  Einrich- 
ng  unternahm^  machen  eine  umsichtige'  und  ruhige  Prüfung  zur  Pflicht, 
"eno  nun  aber  diese,  und  nicht  etwa  blös  vorlaute  und  eitle  Tadellust,  zu 
Dem  ungünstigen  Ergebnisse  gelangt,  so  ist  auch  aus  denselben  Grüliden 
n  uufimwundenes  Aussprechen  des  Tadels  geboten.  Der  verunglflcktQ  Vor- 
ing-soll  nicht  zum  Muster  werden  für  künftige  ähnliche  Aufgaben.  —  Dass 
Der  in  der  That  eine  solche  gewissenhafte  Untersuchung  nur  zu  einem  un- 
Bfistigen  Urtheile  führt ,  und  zwar  ki  Beziehung  auf  alle  drei  Fragen ,  wird 
cb  aus  nachstehenden  Erörterungen  ergeben. 

In  Betreff  der  ersten,  und  offenbar  wichtigsten,  der  drei  Fragen  ist  eine 
>ppelte  Untersuchung  nöthig:  Einmal  mnss  ein  so  weitgreifender  und  all- 
meiner  Plan  aus  höherem  politischem  Standpunkte  aufgefasst  und  beurtheilt 
'iHien;  sodann  aber  ist  zu  untersuchen,  welche  unmittelbare  Folgto  fb*  das 
Slicbe  Leben  er  in  Aussteht  stellte. 


1)  8.  den  Teif  diaies  Oeo^tses  in  der  Edtfohrift  fHr  ReehttwiM.  das  Antiaiidas,  B4.  ZXI, 
B8S  tg.  Sehr  bemerkenswertb  ist  auch  dsr ,  von  YlTien.  entattete,  Ootanalssioiisberioht  Qb«r 
IMS  OsMts.   8.  denselben  in  der  Bevne  de  MgisUtlon,  1849.      ^    ' 
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In  erster^r  Beziehung  nan  drängen  sich  zwei  unbezweifelbare  Grundsätze 
dc^r  Staatsweisheit  gleichmässig  dor.BeachUing  auf.  Der  eine  lehrt,  dass  ein 
'  Staat  aim  so  fester  eingerichtet  sei  und  um  eo  sicherer  upd  ruhiger  bestehe, 
je  .mehr  die  sämmtlichen  Xheile  seiner  Verfassung  und  Yerwaltong  ans  den- 
selben Grundgedanken' hervorgegangen ,  von  demselben  Geiste  durohdrungen 
sind.  Der  andere  aber  erklärt  es  ftlr  ^nothwendig ,  jede  Staatseinrichtnng  so 
zu  treffen,  dass  im  Nothfalle  zur  Quelle  ihrer  Kraft  aufgestiegen  und  aus  ihr 
Verstärkung  zu  der  Ueberw'indung  von  Schwierigkeiten  gezogen  werden  kann. 

Auf  den  ersten  Blick  scheinen  nun  zwar  diese  beiden  Begdn  im  vor- 
liegenden Falle  wohl  beachtet  zu  sein.  Frankreich,  so  kann,  gesagt  werden, 
war  nacb  der  Verfassung  von.  1848  eine  Dcmdcratie;  es  wurde  also,  ein« 
m^J,  durch  Dempkratisirung  der  Verwaltung,  üebereinstimmung  derselben 
mit. dem  Grundgedanken  der  Verfassung  erzeugt;  zweitens  aber  wurde  eine 
immer  sich,  wiederholende  Erneuerung  und  Kräftigung  dieses  demokratischen 
Verwaituqgsbestandtheile$  durch  die  je  nach  drei  Jahren  sich  wiederholende 
Neuwahl  der  Hälfte  der  Staatsr&thc  bewirkt,  indem  dadurch  eine  etwa  auf- 
tauchende falsche  Richtung  derselben  immer  wieder  rechtzeitig  und  gründlich 
beseitigt  werden  konnte.  —  Eine  nähere  Prüfung  zeigt  jedoch,. dass  diese 
anscheinende  Grundsatzmässigkeit  nur  eine.äusserüche  war,  Kind  dass  gerade 
die  eben  aufgestellten  Heischesätze  verletzt  wui'den.    . 

Was  nämlich  die  innere  Uebereinstimmung  der  Staat^aiisialten  beirifft, 
so  ist  Zweierlei  zu  bedenken.  Erstens  hatte  Frankreich  seine  repräsentative 
Demokratie  ausdrücklich  nach  dem  Gru^idsatze  der  Gewaltentrennung  einge- 
richtet; zweitens  war  die  vollziehepde  Gewalt  in  die  Hände  eines  einzelnen 
(wennschon  gewählten)  Inhabers  gelegt,  welcher  ftlr  deren  richtigen  Gebrancb 
verantwortlich  war-  Der  Nationalversammlung  war  die  gesetzgebende  Gewalt 
anvertraut  und  sie  hatte  mit  (Iqr  Verwaltung  lediglich  Nichts  zu  thun.  Ihr 
einziger  Einßuss  auf  dieselbe  war  der  mittelbar  durch  Bewilligung  der  Aus- 
gaben und  durch  Staatsanklagen  ausgeübte.  Der  Grundsatz  der  einheitlicben, 
vom  Inhaber  der  ausübenden  Grcwalt  ausgehenden,  Regierung  aber  war  so 
strenge  und  so  .allgemein  beibehalten,  dass  die  Einführung  der  republikani- 
schen Verfassung  auch  nicht  die  mindeste  Aenderung  in  dem  Organismus  and 
in  der  Zuständigkeit  der  Behörden  oder  in  den  Verwaltungsgeseizen  noth- 
. wendig  gemsKihi  hatte.  Die  starke,  vom  Mittelpunkte  aus  geleitete  Verwal- 
tung, wie  sie  Napoleon  I.  gegründet  hatte,  bestand  auch  unter  der  Republik 
von  1848  noch  durchaus ;  die  Behörden  wurden  keineswegs  demokratisirt  — 
Nun  leuchtet  aber  ein,  dass  sawohl  von  diesen  Grundsätzen  der. Gewalten- 
trennung, als  von  den  der  einheitlichen  Verwaltung  abgewichen  wi^rde,  wenn 
eines  der  wichtigsten  Organe  der  Verwaltung  völlig  unabhängig  von  dem 
Haupte  der  Regierung  durch  die  gesetzgebende  Grewalt  bestellt,  and  sogar 
durch  häufige  Erneuerungen  daftlr  gesorgt  war,  dass  diese  Behörde  inuner 
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«ip  jeweiligen  Sinne  f)er  Nationalversammlung  entspreche. ,  Der  Präsident 
ler  Republik  war  somit  nicht  nur  genöthigt,  bei  Entwerfung  der  von  Ihm 
nsgehenden  Gesetzesentwürfe  und  Verordnungen  anstatt  der  Männer  seines 
Teitraaeas  und  der  höchste;i-  Geschäftserfiahrang  eine  ihm  aufgedrungene» 
BÖglioherweise.  feindselige,  jedenfalls  aus  einem  der  Verwaltung  ganz  fremden 
Sesicfatspnnkte  bestellte  Behörde  zu  bentttzen;. sondern  dieselbe  Behöisle  be- 
lioimte  auch,  durch  die  ihr  zustehende  Yer^altungs-  tmd  Rechtspflege,  dlie 
Lusl^^g  und  ApweQdung  aller  Yerwaltungsgesetze ,  ja  sie  hatte  in  einer 
Iahe  von  wichtigen  Fällen  unmittelbare  Theilnahme  An  der  laufenden  Yer- 
faltnng.  Dass  diess  aber  gegen  den  Sinn^  und  gegen  die  Erfahrung  und 
lewohnheit  der  .Verwaltung  geschehen  konnte,  dass  somit  die  widrigsten 
tnd  störendsten,  die  Kraft  der  .Regierung  brechenden  Widersprflche  im  Innern 
[erselben  ausbrechen  werden,  war  nicht  nur  möglich,  sondern  selbst  höchst 
vahrscheinlich.  Es  war  somit  verfassungsmässig  die  innere  Uebereinstim- 
nuni  der  Staatsanstalten  und  ihre  •  Gleichartigkeit  gestört  —  Hiergegen 
mölke  man  nicht  etwa  geltend  machen,  dass  ja  auch  der  Präsident  der  Repv- 
>lik  aus  demokratischen  Urwahlen  hervcMTgegangen  sei,  und  somit  ein  duith 
lemokratische  mittelbare  Wahl  gebildeter  Staatsrath  mit  demselben  habe 
Ibereinstimmen  müssen.  Allerdings  sollte  die  Verwaltung  der  französischen 
Bepublik  in  demokratischem  Geiste  geführt  werden.  Allein,  diess  war  durch 
die  Volkswahl  des  Präsidenten  und  durch  das  ReaufsichtiguAgs-,  im  schlimm- 
sten Falle  durch  das  Anklagerecht  der  Nationalversammlung  evzielt;  und 
etwas  ganz  Verschiedenes  davon  war  es,  in  den  Gehorsam  und  in  die  geordnete 
Geschäftsüberlieferung  der  Verwaltungsbehörden  Störung  zu  bringen  durch 
einen  fremdartigen,  schwankenden  Bestandtheil.  Der  richtige  Weg,  den 
demokratischen^  Geist  der  Verwaltung  zu  erzeugen  und  zu  erhalten ,  wajr  der 
Einfluss  der  Nationalversammlung  auf  den  Präsidenten  und  seinen  Minister- 
rath,  nicht  aher  die  EiQschiebung  einer  von  ihip  unabhängigen  Rehörde 
zwischen  ihn  und  die  untergeordneten  Reamten.  -^  Und  wo  möghdi  noch 
weniger  bedeutend  wäre  die  Einwendung ,  dass  der  Präsident  der  Republik 
das  Recht  gehabt  habe,  die  Requ6ten- Meister  zu  ernennen,  und  .dadurch 
habe  Einfluss  auf  den  Staatsrath  üben  können.  Einmal  hatte  diese  Klasse 
ron  Mitgliedern  des  Staatsrathes  nur  ber^^hoide,  nicht  entscheidende  Stimme. 
Zweitens  bildete  sie  nur  eine  Minderzahl.  Drittens  endlich  konnten  sie  nur 
uns  den  von  den  Vorständen  des  Staatsrathes  Vorgeschlagenen  ernannt 
prerden. . 

Eben. so  bestimmt  lässt  sich  zeigen,  dass  der  Grundsatz  des  ungestörten 
Aufstdgens  zur  Quelle  einer  Gewalt  verletzt  war.  Offenbar  kann  eine  unter- 
geordnete Verwaltung  in  dem  häufigen  Streite,  welchen  sie  mit  dem  Eigen- 
sinne oder  dem  Eigennutzen  der  Bürger  zu  bestehen  hat,  ihre  Wirksamkeit 
und  Stellung  nicht  behaupten,  wenn  sie  nicht  erforderlicheil  Fall^  in  Ausr 
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ftthrong  des  Gesetzes  nnterstfltzt  wird  durch  eine  in  Ihrem  Geiste  erfolgende 
Enfschddang  der  streitigen  Fälle  von  Seiten  der  höhern  Behörde,  und  wenn 
nicht  die  allgemeinen  Verwaltnn^sordnnngen  darauf  berechnet  sind,  sie  za 
stützen  und  zu  schützen^  soweit  sie  im  Rechte  ist.    Sie  nmss,  wenn  ihre 
Zuständigkeit  oder  Macht  nicht  mehr  ausreicht,  ungehindert  von  den  hohem, 
am  Ende  von  der  höchsten  Yerwaltungsmacht  Hülfe  erhalten  können.    Dop- 
pelt nothwendig  "war  diess  in  Frajikreid) ,  während  der  Dauer  der  Republik, 
weil  eben  damals  die'gesellsohaftlieheafiestandtheile  in  lebhaftester  Bewegung 
waren,  und  eine  starke  Regierung  ein  unentbehrlicher  Schild  für  die  be(}rc^te 
Gesittigung  geworden  war.    Diese  nothwendige  Verbindung  war  nun  aber 
wenigstens  theilweise  unterbrochen  durch  den  in  die  Verwaltung  eingescho- 
benen fremdartigen  Staatsrath.  Nichts  war  möglicher,  als  dass  dieser,  dessen 
Mitglieder  nicht  aus  den  Bedürfnissen  und  mit  den  Gewohnheiten  der  Regie- 
rung, sondern,  aus  der  Wahl  einer  demokratischen  Versammlung  hervorgingen, 
sowohl  bei  den  durch  Berufung  an  ihn  gelangenden  Fällen ,  als  bei  Entwer- 
ftlngder  VollziehimgsverordiNnDigen  nicht  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Qrdnung, 
sondern  aus  dem  der  Freiheit  handebi  würde.    In  jedem  Falle  war  keine 
bestimmte  Rechnung  darauf  ta  machen,  dass  er  die  Beh^den  gehörig  stützen 
we>de,  aus  deren  Mitte  er  nicht -hervorgegangen  war.    Die  Minister  und  der 
Präsident  aber  waren  entweder,  bei  den  Urtheilen  in  Streitsachen,  gans 
ausser  Stand  zu  helfen,  oder  wiär  es  ihnen  wenigstens  bei  den  V^erordnui^gen 
und  einfachen. VerwaHungsfragen  sehr  erschwert.   Wohin  es  aber  fährt,  wenn 
die  untere  und  mittlere  Verwaltung  Jijrait  und  Entschlossenheit  verliert,  weil 
sie  nicht  auf  entschiedene  Hülfe  von  Oben  rechnen  kann  \  diess  zeigt  jedes 
Land  in  Zeiten  der  Uinwälzung. 

Diese. allgemeinen,  mehr  theoretischen  Gründe  gegen  die  getroffene  Ein- 
richtung, werden  ^ber  noch  bedeutend  verstärkt  durch  einige  wichtige  un- 
mittelbar praktische  Rücksichten. 

Einmal  nämlich  konnte  der  Staatsrath  bei  der  Ernennung  durch  die 
Nationalversammlung  unmöglich  immer  gut  besetzt  sein.  Diess  aber  aus 
mehr  ak  Einem  Grunde.  Vorerst  gab  diese  Ernennungsart  keinerlei  Ge* 
währ  für  Brauchbarkeit  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  oder  Rechtspflege. 
Die  Nationalversammlung  ernannte  völlig  nach  Belieben ,  mit  Ausnahme  der 
einzigen  aber  wenig-  besagenden  Beschränkung,  daäs  höchstens  die  Hälfte 
der  zu  Ernennenden  aus  ihrer  eigenen  «•  Mitte  genommen '  werden  dürfe. 
Somit  waren  diese  Wahlen  zunächst  Parteisache,  und  ein  auch  iioch  so 
verdienter  und  noth wendiger  Mann,  welcher  der  gerade  bestehenden  Mehr- 
heit nicht  angehörte ,  kennte  nur  wenige  Aussicht  haben.  Man  kennt  ja 
die  Art  und  Weise,  wie  Wahlen  in  grossen  jralitischen  Körperschaften  zu 
Stande  kommen.  Wie  leicht  werden  sie  zur  gemeinen  Gotteriesache,  zum 
Mittel,   um  Stimmen  zu  erwerben.    Eine  Partei  räumt  der  andern  eine 


Bemerkangen  über  die  fraiusösischc  Yerfafosupg  ton  1848.  571 

lewisse  Anzahl  Ernennungen  ein  nnter  der  Bedftgnng  einer  gegenseitigen 
fdstimmong  fftr  die  diesseitigen  Begünstigten  n.  s.  w.  Hieran  aber  nicht 
inmal' genug.  Die  Stellei^  der  StaatsrSthe  wurden  nur  auf  sechs  Jahre 
lieben,  und  eine  Wiederetw&hlung  war  natürlich  ungewiss;  ttberdiess 
oaohte  eine  Ernennung  in  den  Staatsrath  einem  Mitgliede  der  I^ationalver- 
ammlnng  den  Austritt  aus  dieser  nöthig.  Nicht  wenige  tflchtige  Manner 
ntsctüossen  sich  daher  nicht  zur  Annahme  eines  so  unsichem  und  dabei 
ait  einem  so  grpssen  Opfei'  verbundenen  Arotes«  Selbst  also,  wenn  die 
fehrheU  der  Yersammlung  gut  wählen  wollte,  fehlte  ihr  zuweilen  dfe  MOg- 
ichkeit  dazil.  —  Pass  die  von  der  {«Nationalversammlung  vorgenommenen  und 
on  den  Ernannten  angenommenen  ersten  Wahlen  im  Wesentlichen  gut  ans- 
olen,  beweist  nichts  itlr  das  System  oder  für  die  Dauer.  Und  eben  se 
renig  ist  ein  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  ein  Yorbereitungsausschuss 
ine  Wahlliste  au&ustellen  hatte«  Auch  dieser  Ausschuss  ging  ja  aus  der 
reimnmlnng  hervor  und  theilte  ihr  politisches  Leben  vnd  Treiben;  und  Aber- 
liess  war  die  Versammlung  niobt  einmal  an  adiie  ToncUflge'  gebunden. 

Sodann  kann  der  im  Gesetze  vorgeschridMiie  hinfige  Wechsel  der 
>taatsrftthe  nur  als  ein  grosser  Nachtheil  anerkannt  werden.  Wenn  irgendwo, 
4)  ist  bei  einer  Behörde,  welche  Gesetzesvorschläge  zu  begutachten,  der 
Verwaltung  Stätigkeii  und  Einheit  zu  geben  hat,  eine  grosse  G^schäftser- 
ahrung  der  Mitglieder  nöthig.  Und  eine  Stelle  gar,  Welche,  wie  der  fran- 
sösisehe  Staatsrath,  die  Jurisprudenz  eines  grossen  Theiles  der  Rechtspflege 
'estzustellen  bat,  muss  vor  Allem  Gleichförmigkeit  der  Ansichten  und  Qe- 
setzesauslegung  haben.  Wie  waren  nun  aber  diese  Eigenschaften  zu  er- 
«Karton  bei  einer  Körperschaft,  welche  alle  drei  Jahre  zur  Hälfte  erneuert 
irerden  sollte?  Hier  war' vielmehr  möglich,  dass  je  nach  so. kurzer  Zeit 
immer  wieder  eine  gänzliche  Veränderung  in  der  Richtung  und  in  dem  Geiste 
ler  Geschäftsbehandlung  vor  sich  ging.  Welche  Störungen  und  üngewjss- 
teiten  diess  aber  für  die  ganze.  Verwaltung  und  ftlr  den  einzehien  Bürger 
lAtte  haben,  müssen ,  brdarf  nicht  erst  eines  Beweises.  Und  wahrlich  nur 
eringes  Gewicht .  kann  man  auf  die  beiden  Verbesserungsgründe  legen, 
reiche  etwa  ipöchten  herbeigezogen  werden;  nämlich  auf  die  Wiedererwählung 
er  austretenden  Mitglieder,  und  auf  das  Bleiben  derRequ^tenmeister.  Erätere 
rar  höchst  unsicher;  dieses  aber  von  untergeordneter  Bedeutung,  da,  wie 
chon  einmal  bemerkt,  dip.Requ^tenmeister  nur  berathende  Stimme  hatten 
iBd  die  Minderzahl  bildeten. 

Endlich  kann  es  nur  ,als  ein  grosser  Uebelstand  betrachtet  werden, 
lass  durch  die  von  der  Volksvertretung  ausgehende  Ernennung  der  Staats- 
'fttSie  eines  der  wesei>tlichsten  Mittel  zur  Aufomnterung  und  Belehrung  der 
ranzösischen  Verwaltungsbeamten,  vernichtet  warf  Ein. Sitz  im  Staatsratjie 
LOiüite  jetzt  nicht  mehr  das  Ziel  des  erlaubten  Ehrgeizes  für  aus|[e;^chnete 
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Talente  und  Kenntnisse  sein ;  nicht  mehr  die  ehrenvolle  Belohnnng  filr  lang- 
jährige  tadellose  Dienste  in  untergeordneten  Posten  oder  als  RequftteniBeister. 
Die  ernennende  Versammlung  kannte  diese  Ansprüche  nicht,  od^aialim  doch 
andere  Rücksichten.    Bedenkt  man  nun  aber,  wie.  wenigen  Reiz  überhaupt 
die  Yerwaltungslaufbahn  in  Frankreich  für  den  pflichtgetreuen   und  sich 
fühlenden  Mann  hat^  wegen  der  Unsicherheit  der  Aemter  und  dfer  häufigen 
politischen  Rücksichten  bei  Besetzung  gerade  der  höhereii  und  einträglichem 
Stellen;  erinnert  man  sich,  dass  es  schon  .lang^  der  Wunsch  unterrichteter 
und  wohlmeinender  Männer  war,  für  den  Verwaltungsdienst  neue  Sichenmgs- 
und  Aufmunterongsmittel.  zu  schaffen,   um  dagegen  auch  andererseits  die 
Forderungen  ateig^m  zu  können:  so  kann  man  nicht  anders,   ak  in  dem 
aQgenonmienen  Systeme  einen  Schlag  gegen  die  gerechten  Ansprüche  gerade 
der  sich  auszeichnenden  und  fähigsten  Beamten  zu  selben.    Diess  aber -war 
nicht  etwa  bloss,  oder  Mch  nur  vorzugsweise,  wegen  der  Beamten  seihst 
zu  bedauern,  sondern  Tidmehr  des  allgemeinen  Wohles  wegen.    Ohne  gote 
Beamte  keine  gute  Yerwaltnng;  ohne  entsprechende  Laufbahn  und  Beloh- 
nung aber  keine  guten  Beamten. 

Fasst  man  nun  aber  alTe  diese,  tbeils  mehr  theoretischen,  theils  umniUtel- 
bajh  dem  Leben  entnommenen  Gründe  zusammen ,  so  ist  es  in  der  That  un- 
möglich, zu  einem  anderen  Ergebnisse  zu  kommen,  als  zu  einer  entschiedenen 
Verwerfung  des  ganzen  Gedankens,  die  Ernennung  des  Staatsrathes  der 
Nationalversammlung  zu  übertragen,  um  einen  demokratisch-parlamentarischen 
Einfluss  auf  die  Verwaltung  zu  gewinnen. 

Auch  auf  die  zweite  Frage,  nämlich  was  von  dem  Plane  zu  halten  sei,  die 
Nationalversammlung  dprch  facultative  Staatsrathsgutachten  von  Ueberstflr- 
zungen  in  der  Gesetzgebuiig  abzuhalten,  kann  nur  eine  verwerfende  Antwort 
gegeben  werden.  Die  Gründe  zu  diesenfi  Urtheile  liegen  sehr  nahe,  und  sind 
folgende: 

An  und  für  sich  wird  sicher  Niemand  in  Abrede  ziehen,  dass  eine  Zügelung 
dieser  Art  höchst  wünschenswerth  gewesen  wäre.  Man  bedenke,  dass  die 
Versammlung  aus  dem  allgemeinsten  Wahlrechte  hervorging;  dass  sie  das 
Gesetzgebungsreoht  beinahe  unbesdbränkt.besass,  (indem  das  kurze  aufschie- 
bende  Veto  des  Präsidenten  kaum  in  Betracht  kommen  konnte;)  dass  nnr 
Eine  Kammer, bestand.  Die  Besorgniss  musste  also  sehr  nahe  liegen,  dass 
sie  sich,  in  der  Aufregung  des  Augenblickes,  aus  Parteileidenschaft,  oder  ver- 
führt durch  Selbstregierungsgelüste  zur  Erlassung  von  unüberlegten  und  un- 
möglichen Gesetzen  hineinreissen  lassen  könne.  Auch  geschichUicb  liessen  die 
Erfahrungen,  welche  gerade  Frankreich  an  seiner  verfassunggebenden  Ver- 
sammlung von  1789  und  am  Convente  gemacht  hätte,  den  Wunsch,  einer  sich 
übereilenden,  mit  der  Sacnla^e 'und  namentlich  mit  den*  Bedürfnissen  der 
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Terwaltang   nicht   bekannten  gesetzgebenden  Versammlung' •Hemmnisse   zu 
l)ereiten,  sehr  begrOndet  fiqden. 

Hiermit'ist  aber  natürlich  nicht  gesagt,  dass  der  Staatsrath,  gerade 
lies  er  Staatsrath,  und  dass  er  mit  dem  gegebenen  Mittel  die  Aufgabe  zu 
Ösen  im  Stande  gewesen  sei.  Im  Gegentheile  zeigt  ein  kurzes  Nachdenken, 
lass  ihn  hier  eine  gar  nicht  zu  erfüllende  Aufgabe  gesetzt  war. 

Es  soll  kein  Gei^cht  darauf  gelegt  werden,  dass  die  aus  dem  Schoose 
1er  Versammlung  hervorgehenden  Gesetzesentwürfe  dem  Staatsrathe  keines- 
?egs  zur  Begutachtung  mitgetheilt  werden  mnssten,  und  somit  wahrscheinlich 
;erade  dann  ihm  nicht  zugestellt  worden  wären,  wenn  die  leidenschaftliche 
^rsammTvBg  eine  berulugendb  Einsprache  am  meisten  bedurft  hätte..  Diese 
lestimmung  hätte  leicht  können  geändert  werden.  Es  soll  auch  nicht  darauf 
ingewiesen  werden,  dass^  der  Staatsrath  keiiie  Mittel  l^tte,  seine  Ansicht 
ei  der  mflndlibhen  Berathung  geltend  zu  machen,  UQd  er  somit,  je  nach  det* 
reschäftsbehandluhg  in  den  Ausschüssen  und  den  ffibnmgfai  der  Versanmilung, 
anz  bei  Seite  gesetzt  werden  konnte:  auch  hier,  wire  zu  helfen  gewesen, 
iilein  zwei  Haüpteinwendungen  waren  nicht  zu^  Iwstreiten ,  noch  jemals 
regzuräumen.  Einmal  war  nicht  zu  erwarten,  dass  der  ans  derVersamm- 
ong  selbst  hervorgegangene  Staatsrath  häufig  eine  wesentlich,  andere  Ansicht 
laben  werde,  als  diese  selbst.  Namentlich  konnte  gerade  dann,  wenn -die 
Kothwendigkeit  einer  Hülfe  dringend  war,  nämlich  bei  einer-  ganz  auf  eine 
Misserste  Seite  sich  neigenden  Versammlung,  der  Staatsrath  diese  am  wenig- 
sten gewSihren,  da  er  nur  ein  Ausdruck  der  Versammlung  selbst  war^  Sie 
wUilte  und  erneuerte  ihn  ja  in  ihrem  Sinne.  Sodann  Und  hauptsächlich  war 
ein  blosses  Gutachten  einer  Verwaltungsbehörde  ein  durchaus  unzureichendes 
Mittel,  eine  leidenschaftliche ,  mit  unbeschränktem  Gesetzgebungsrechte  ver- 
sehene Versammlung  aufzuhalten  und  zur  Besinnung  und  Umkehr  zn  bringen. 
IHess  war  ein  Spinnengewebe  für  einen  Löwen.  Am  guten  Rathe  fehlt  es 
Belten  im  öffentlichen'  Leben,  wohl  aber  an  dem  Willen  ihm  zm  folgen.   , 

Wollte  also  das  französische  Volk  —  und  es  that  sehr  wohl  daran,  es 
JU  wollen  —  wollte  es  wirklich  eine  Beschränkung  der  Allmacht  seiner  Ver- 
reter;  wollte  es  wirklich  sich  schützen  vor  üebereilung,  Ungeduld  und  Lei-* 
lenschaft  der  Gresetzgeber :  dann  musste  es  ganz  sondere  Mittel  ergreifen. 
>aim  war  z.  B.  ein  Senat  mit  Anthoil  an  der  Gesetzgebung  zu  errichten, 
^er  wenigstens  dem  Präsidenten  ein  unbedingtes  Veto  einzuräumen.  Ein, 
loch  dazu  bloss  facultatives ,  Gutachten  eines  Staatsrathes  war  nicht  einmal' 
in  halbes  Mittel.  Der  ganze  Gedanlie  war  falsch  und  hohl;  und  es  gehört 
Q  der  That  eine  gute  Gabe  Gutmttthigkeit  dazu,  um 'zu  glauben,  dass  der- 
elbe  auch  nur  recht  ernstlich  gemeint  gewesen  sei. 

Es  ist  endlich,  drittens,  auch  über  die  durch  die. neue.  Verfassung  dem 
Staatsrathe   gegenüber   von    dem  Präsidenten  der  Bepublik  eingerämnteQ 
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Yerwaltungsbescbränkungen  ein  ungflustiges  Urtheil  angekündigt  worden.    Sb 
wird  sich  dieses  durch  folgende  Bemerkungen  rechtfertigen: 

Der  in  Frage  stehenden  Beschränkungen  waren  drei.  Einmal  war  der 
Präsident  (durch  Art.  55  der  Verf.-Ürk.)  genöthi^t,  vor  Ausftbui^g  des  Be- 
gnadigungsrechtes ein  Gutachten  -des  Staatsrathes  einzuholen.  Zuweilen 
war  er  (nach  Art.  63)  an  die  Zustimmung  des  Staatsrathes  gebunden  bei 
der  Absetzung' eines  Beamten.  Und. drittens  war  dieser  Behörde  dasselbe 
Recht  eingeräumt  bei  der  Auflösung,  von  Departemental- ,  Cantonal-  luid 
Oemeinderäthen  (s.  Art.  99). 

Was  nun  das  Gutachten  in  Begnadigungsfragen  betrifft,  so  war 
allerdings  die  dem  Haupte  der  Verwaltung  hiedurch. auferlegte  Bes^hränkmig 
keine  sehr  bedeutende,  indem  er  einer  Seits  bei-einer  Abgeneigtheit  zube- 
gnadigen  den  Staatsrath  gar  nicht  zii  fragen  hatte,  anderer  S^s  bei  einer 
Geneigtheit  das  abratende  Gutachten  des  Staatsrathes  kein  Veto  w^.  Ebenso 
mögen  ganz  triftige  Grtede  angefahrt  werden,  die  Ausübung  des  Begnadi- 
gungsrechtes flberhitppl  'iüt  ganz  t)ersönlichen  Willkühr  des  Staatsober- 
hauptes  zu  entzi^en^  tM  sie  einer  vorgängigen  Berathung  m  unterwerfen; 
doppelt  so,  bei  einem  bloss  gewählten  und  auf  kurze  Zeit  regierenden  Ober- 
haupte.  Kein  Staatsmann  hat  jemals  die  Schauspielscenen  gebilligt,  in  weichen 
bloss  des  Effisctes  wegen  Begnadigtingen  vorgenommen  werden;  und  es  ist 
kein  vernünftiger  Grund  einzusehen,  warum  eine  verdiente  Strafe  nachgelassen 
werden  soll,  bloss  weil  das  Staatsoberhaupt  ein  Gefängniss  einsieht,  oder  es 
an  seinem  Geburtstage  einen  FackeL^g  wünscht  u.  dgl.  Auch  hat  man  wahr- 
scheinlich  Beweise  genug  in  der  Hand,  dass  weichliches,  um  Qicht  zu  sagen 
feiges,  Amnestiren  in  Masse  die  Verbrechengeltiste  nur  nährt.  Afleifl 
es  war  nicht  dqr  Staatsrath,  dem  die  Begutachtung  hätte  übertragen 
werden  sollen.  Entweder-  war  eine  Begnadigung  Forderung  der  Billigkeit 
und  des  gesunden'  Verstandes  im  Falle  einer  allzu  grossen  Härte  des  Ge- 
setzes, oder  es  war  «ine  Frage  der  Staatsklugheit.  In  jenem  Falle  war  der 
Justizminister,  etwa  nach  Anhörung  d^s  betreffenden  Gerichtes»  die  passende 
Person  zur  Beurtheilung.  In  Fragen  allgemeiner  Politik  aber  konnte  und 
*  du|fte  nur  der'Ministerath  eine  Stimme  haben.'  Der  Staatsrath  aber,  welcher 
weiter  für  eine  vernünftige  Verwaltung  der  Rechtspflege  noch  fiir  die  Füh- 
rung'des  S^tes  im  AllgemeiQen  verantwortlich  war,  konnte  auch  nicht  ftr 
die  richtige  Behörde  zur  Abgabe  eines  Gutachtens  betrachtet  werdoi;  ao 
wenigsten  ein  der  Verwaltung  aufgedrungener  Staatsrath. 

Noch  entschiedener  muss  man>  sich  aber  erklären  gegen  d%s  dem  Staats- 

#  ■ 

rathe  eingeräumte  EinwiUigungsrecht  bei  Beseitigung  von  Beamten 
und  Auflösung  von  Bezirks-  und  Gemeinderäthen.     Der  Gmnd 

m 

ZU  dieser  Beschränkung  des  Präsidenten  war  offenbar  die  Furcht  vor  miss- 
bräuchlicher  Unterdrückung  der  individuellen  und  corporativen  Freiheit  und 
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Ehrenhaftigkeit;  and  zwar  mag  man  die  Noth wendigkeit  eines  Schutzes  def 
Beamten  gegen  wfllkührliche  Absetzung  und  der  örtlichen  BQrgtrvertretungen 
gegen  Oewaltthätigkeit  einer  herrschlustigen  Regierung  zugeben.    Allein  der 
hier  gewährte  Schutz  ging  zu  weit;  und  jeden  Falles  war  es  wieder  nicht 
derStaatsrath,  dem  er  hätie  übertragen  werden  sollen.   Der  Schütz  ging 
ztt  weit ,  weil  jetzt  möglicherweise  die  Regierung  ausser  Stand  gesetzt  sein 
konnte  ,  selbst  in  höchst  dringenden  Fällen  einen  schädlichen  Beamten  oder 
eine  feindselige,  ihre  Befugnisse  überschreitende  örtliche  Vertretung  zu  be- 
seitigen.   Diess  musste  aber  entweder  zu  materiellem  Unheile,  oder  zu  einer 
offenbaren  Verfassungsverletzung  führen.   Ein  richtigeres  Maass  von  Vorsicht 
hätte  sich  wohl  mit  einem  Grutachten  einer  höheren  Behörde  uiid  mit  einer 
bestimmten  parlamentarischen  Verantwortung  begnügt.   Die  freie  Flösse  hätte 
diesen  Schutz  zum  gehörig  wirksamen  gemacht,  ohne  dass  man  dabei  in  den 
Fehler  verfs^Ueu   wäre,    der  Freiheit  dienen  zu   wollen  durch  Schwächung 
der  Regierung  in  Nothwiendigem.     Wie  dem  nun  aber  sein  möge ,  so   war 
jeden  Falles  ein  auf  die  beliebte  Weise  gebildeter  Staatsrath  nicht  die,  Be- 
hörde, von  deren  Mitwirkung  die  Ausübung  des  Reeblbs  und  der  Pflicht  der 
Regierung  hätte  abhängig  gemacht  werden  dürfen.     Er  sollte,  nach  tlem 
ganzen  Gedanken  des  Gesetzgebers,  sich  nicht  verschmelzen  mit  der  Regie- 
rung; es  war  selbst  möglich,  dass  er  sich  in  offenbarem  Zwiespalte  mit  ihr 
befand.  Bewusst  oder  in  unbewusster  Abneigung  konnte  nun  aber  eine  solche  Be- 
hörde die  Regierung  dadurch  lähmen,  dass  sie  ungehorsame,  feindselige  Beamte 
und  aufrührerische '  Bezirks-  oder  Ortsbehörden  in  Schutz  nahm.   Frankreich 
befand  sich  in  einem,  Zustande,  in  welchem  eine  starke  Regierung  der  letzte 
Schild  gegen  den  Umsturz  der  Gesellschaft  und  der  Gesittung  war;   diese 
Regierung  in  sich  selbst  zu  schwächen  und  zu  spalten,   war  ein  grosser 
Fehler.    Dass   sie  überwacht  wurde ,   und  zwar   durch  eine  demokratische 
Gewalt  und  im  Sinne  der  Demokratie,  verlangte  die   staiatliche  Gesinnung 
des  Landes;  allein  hierzu  war  die  Nationalversammlung  eben  so  passend 
als  geneigt ,  und  ^as  weiter  ging,  war  vom*  Uebel. 

Es  wäre  allerdings  mehr  als  thörigt,  anzunehmen,  dass  eine  Vermeidung 
der  im  Vorstehenden  ausgehobenen  Fehler  der  Verfassung  von  1848  der 
repräsentativen  Demokratie  in  Frankreich  ein  längeres  Leben  gesichert  hätte. 
Ihre  Unmöglichkeit  lag  in  ganz  allgemeinen  Ursachen,  namentlich  in  der 
Unvereinbarkeit  dieser  Staatsform  mit  dem  ganzen  Wesen  des  französischen 
Volkes  und  mit  dessen  ganzer  Auffassung  vom  Staate.  Höchstens  hätten 
Verständigere  Bestimmungen  über  die  Amtsdauer  des  Präsidenten  und  über 
die  Wiederwählbarkeit  desselben  die  Krisis  um  einige  Zeit  hinausschieben 
können,  oder  hätte  die  Wahl  einer  anderen  Persönlichkeit  einen  verschie- 
denen Lauf  der  Ereignisse  veranlasst.  Unhaltbar  war  die  Republik  in  Frank- 
reich nnt^r  allen  Umständen.   Damit  aber  ist  der  theoretische  Nutzen  einer 
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Prttfopg  der  ^Verfa8stfQg8bestünmangen  nitht  t^eseüigt.  Eis  ^bt  Y^hUtnisse 
'und  Völker.,  fEbr  welche*  die  dnroh  Stellyeictrieter  ausgeübte  Volksberrschaft 

'dEf^e jutsäendsie,  yielleicbt  die  einzig  mOgücbe  I^onn  de^sf  Zusammenlebens  ist; 

die  Oeset^^r  aoicbef  Lftnder  können  aber  pur  lernen  von  den  anderwärts 
•  beganleinen  Fehlem.  *.  '      . 


■»■^ 


,•    • ' 


%• 


s      . 


»    , 


.^   . 


*. . 


III. 


Yölkerrecht. 


•     • 


f,  kohl,  Btüftbrecbt    Bd.  L 


•37 


•   ■     < 


t 

«■ 


e  Pflege  der  internationaleii  Oemeinsoliaft  als  Aufgabe 

des  Völkerrechtes. 

Bekanntlich  sind  in  neuerer  Zeit  wiederholt  Kritiken  der*  Völkerrechts- 
»enschaft  nntemommen  worden,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Inhaltes 

der  formellen  Behandlung.  So  Von  H.  C.  von  6a gern,  welcher  sMne 
Iseitigen  Kenntnisse  und  seine  weltmflimische  Erfahrong*  zn  Formulimng 
I  ähgerissenen  Sätzen  und  zur  Prflfong  einzelner  ihm  persönlich  näher 
(ender  Fragen  verwendete  *).  Femer  von  dem  zu  frühe  verstorbenen 
llati,  welcher  in  geistreicher  Parallele  die  Hegörsche  Entwickelung  des- 
Eitsbegriffes  auf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  übertrug  und  auf  diese 
ise  zu  zeigen  suchte,  dass  die  bisher  übliche  Darstellung  der  intematio- 
^n  Verhältnisse,  also  des  Zusammenseins  vereinzelter  Staatsindividuen 
Etaum  und  Zeit,  der  Ausdehnung  nach  ungenügend  sei,  vielmehr  zu  einer 
Ire  von  der  Völkergesellschaft  und  schfiesslich  vom  Völkerstaate  vorge- 
ritten werden  müsse*).  Endlich  von  K.  von  Ealtenborn  und  von 
.  1  m er i  n  c q ,  welche  in  ausfQhrlichen  literargeschichtlichen  Untersuchungen 
I  Inhalt,  namentlich  aber  die  Methode  und  Systematik  des  Völkerrechtes 
leiten  und  Verbesserungsvorschläge  machten*).- 

Biese  Thätigkeit  ist  nun  keinc3wegs  eine  zufällige  und  aus  subjectiver 
ibhaberci  entsprungene;  vielmehr  war  sie  eibe  in  dem  Zuätai^de.  der  Wis- 
ischaft  begründete  Nothwendigkeit.  Die  Bea)-beitäbg  des  Völkerrechtes 
r  zwar  der  Zahl  der  neu  erscheinenden  Schriften,  nach  nicht  ins  Stocken 
rathen,  hatte  sich  vielmehr  weit  und  breit  über  neue  Länder  und  selbst 
elttbeile  ausgedehnt;  aber  die  Wissenschaft  als  solche  hatte,  indem  die 


1)  Gaffern,  H.  C.  von,  Kritik  dei  Völkerrechts.  Ifit  pimctlfcher  Anwendimg  anf  ^insero 
t    Lsg.,  1840. 

fl)  Fallati,  J.,  Die  Geneeis  der  VSlkergeieUschaft ,  ein  Beitrag  sor  ReriBlon  der  Völkel^ 
litawiMeiischaft.    In  der  TflUnger  Zeitscbrift  fOr  StaatiwiM.  ^  1S44,  H.  1—8. 

8)  Ealtenborn  Yon  Strachau,  C,  Kritik  des  VGlkerrechts ,  nach  dem  itzigen  Stand- 
leta  der  Wissenschalt  Lpg.,  I8i7.  —  Bai  m  er  ine  q,  A.,  Die  Systematik  des  Völkerrechtes. 

I,  Kritik  der  Ansfflhningen  and  Foischongen  su  Guns^  der  SjrstemaytJmng  des  positiTea 
t.'s    Dorp.,  1858. 

87  ♦ 


580  ^         I^e  Pflege  der  internationalen  Gemeinschaft 

verscliiedentlichen  und  grossen  Bewegungen  auf   dem  Gebiete   der  Rechts- 
philosophie und  der  socialen  Wissenschaft  von  ihr  ganz  unbeachtet  gelassen 
wurden,   einen   langen  Stillstand  gemacht   und  war  entschieden  hinter  ver- 
wandten Disciplinen  weit  zurückgeblieben,    und  zwar  sowohl   in   stofflicher 
als  in  formeller  Beziehung.    Das  Bedürfniss   einer  kritischen  Eevision  des 
Bestandes  lag  somit  klar  vor.    Ist  es  doch  namentUch  augenscheinlich,  dass 
die  Herstellung  einer  guten  wissenschaftlichen  Methode  und  einer  untadel- 
haften  systematischen  Gliederung  des  Stoffes  nicht  nur  die  Uebersicht  tlbe 
die  Gesammtheit  der  vorliegenden  Rechtssätze  erleichtern,  sondern  nament^ 
lieh  auch  zu  einer  richtigen  Auffassung  und  Durcharbeitung  derselben  mächtL^ 
beitragen  musstet    Erst  bei  einer  solchen  Behandlung  konnten  die  Yerbici. 
.  düngen  so  wie  die  gegenseitigen  Bedingungen  und  Beschränkungen  der  Lehre 
klar  und   vollständig  hervortreten,   und  wurde  so   durch  ein  begründetes 
Zusammenstellen  und  Trennen  der  Gegei^^ände  die  Aufstellung  wahrer  md 
richtig  begränzter  Grundsätze   möglich  gemacht.     Davon   ganz  abgeseheD, 
dass  von  einem  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  wissenschaftlichen  Kreise 
und  von  einer  Verbindung  derselben  zu   einem  harmonischen   Ganzen  nur 
unter  der  Bedingung  die  Rede  sein  kann,  dass  dieselben  sämmtlich  auf  der- 
selben Höhe  der  Ausbildung  stehen. 

Ohne  Zweifel  ist  von  den  oben  genannten  Schriftstellern  schpn  manches 
Bed.eutende  zur  Durchführung  der  kritischen  Sichtung  und  des  daran  sich 
knüpfenden  Neubaues  .geleistet  worden ;  doch  war  eine  alsbaldige  Anwendung 
der  allgemeinen  Forderungen  auf  alle  Einzelheiten  nicht  ihr6  Absicht,  und 
liegt  es  überhaupt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  erst  allmählich  und  durch 
die  Arbeit  Mehi^erer  den  Untersuchungen  über  die  Grundlage  und  richtige  Be- 
handlungsweise  einer  Wissenschaft  volle  Wirksamkeit  gegeben  werden  kann. 
Es  bleibt  also  noch  yieles,.sehr  Vieles  zu  thun  übrig. 

Ein  Beitrag  hierzu  wird  denn  n\m  auch  auf  den  nachfolgenden  Blättern 
geboten.  Es  ist  jedoch  keineswegs  der  Plan,  ein  vollständiges  System  des  Völker- 
rechtes in  Einklang  mit  den  neu  aufgestellten  kritischen  Bemerknngen  und  For- 
derungen, soweit  sie  als  richtig  anerkannt  werden  können,  zu  versuchen. 
Die  bescheidenere  Aufgabe  geht  vielmehr  nur  4ahin ,  einen  einzelnen  bisher 
besonders  vernachlässigten  Theil  ins  Auge  zu  fassen  und  richtig  zu  stellen, 
nämlich  die  Lehre  von  der  internationalen  Gemeinschaft  Aller- 
dings, hat  sich  gerade  hier  Kaltenborn  Verdienst  erworben;  allein  theils 
bieten  die  allgemeinen  Sätze,  so  lange  ihr  Urheber  kein  vollständiges  System 
des  Völkerrechtes  bekannt  gemacht  sondern  '  es  nur  für  den  ttann  vom 
Fache  angedeutet  hat,  wenige  Handhabe  zur  Anwendung,  and  ist  ein  Nach- 
weis von  welch  wichtigen  bisher  entweder  ganz  vernachlässigten  oder  doch 
nicht  am  rechten  Orte,  in  der  richtigen  Verbindung  und  in  der  vollen  Trag- 
weite aufgezeichneten  Regeln  es  sich  hier  handelt,  keineswegs  überflüssig; 


als  Aufgabe  des  Völkerrechtes.  581 

theils  lässt  sich  die  wissenschaftliche  Begründang  nicht  ohne  Setzen  auch 
noch  auf  verschie4ene  Weise  ausdehnen. 

Vielleicht  wird  aber  gefragt  werden,  ob  es  eben  itzt  an  der  Zeit  sei, 
Dcue  Forderungen  im  Völkerrechte  aufisustellen,  während  manche  längst  an- 
(erkannte  und  befolgte  Sätze  wieder  ins  Schwanken  gekommen  seien,  und  ob 
^erstäudigerweise  Ideale  verfolgt  werden  können,  während  unmittelbar  Noth- 
wendiges  mit  aller  Kraft  vertheidigt  werden  sollte  ?  Hierauf  wäre  einfach  zu 
erwidern,  dass  zwischen  dem,  was  im  Leben  zunächst  Noth  tbüt,  und  daher 
auch  verständigerweise  verfolgt  werden  muss,  und  dem  was  die  Wissenschaft 
erörtern  und  erweisen  kann,  wohl  zu  unterscheiden  ist.  Dass  unsere,  prak- 
tischen Staatsmänner  zunächst  Nöthigeres  zu  tliun  haben,  als  eine  Ausdeh- 
nung der  völkerrechtlichen  Beziehungen  über  das  bisher  gewöhnlich  ange- 
nommene Maas  hinaus  anzubahnen,  mag  gerne  zugestanden  sein.  Auch 
sollen  gewiss  diejenigen  Theoretiker  nicht  gescholten  werden,  welche  die 
eben  unmittelbar  vorliegenden  Fragen  über  Legitimität  oder  Nationalität  der 
Regierungen  u.  dgl.  behandeln  woUen.  Allein  warum  soll  nicht  auch  zu 
gleicher  Zeit  eine  Bemühung  darauf  gerichtet  werden  dürfen,  den  ganzen 
Grundgedanken  des  internationalen  Verhältnisses  richtig  zu  stellen  und  \^eiter 
auszubilden?    Der  Erweis  einer  Wahriicit  kommt  nie  zu  früh;  nnd  wenn 
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sie  auch  zunächst  noch  das  Gebiet  der  reinen  Theorie  nicht  .überschreitet, 
so  mag  sie  doch  hier  Wurzel  fassen  und  um  so  reifer  zur  Anwendung  werden, 
wenn  einmal  der  Zeitpunkt  hierzu  herbeikömmt.  Auch  wird  die  richtige 
Einsicht  in  die  zunächst  in  Verhandlung  begriffenen  Fragen  .durch  eine 
K>lche  entfernt  liegende  Erörterung  keinewegs  gestört,  violmehr  kann  im 
iregentheile  leicht  selbst  auf  diese  ein  nützliches  Streiflicht  fallen.  Ist  es 
loch  schon  gar  nicht  überflüssig,  wenn  sich  hcraussteUt,  dass  eine  das  Leben 
gerade  jetzt  sehr  bewegende  Forderung  noch  weit  hinter  der  idealen  Auf- 
assung  der  Aufgabe  zurück  ist. 

1.  Feststellung  der  Aufgabe.    , 

Ftlr  jeden  denkenden  Menschen  ist  es  ein  unabweisbares  in  teile  c- 
uelles  Bedürfoiss,  sich  Rechenschaft  zu  geben  über  den  letzten  Zweck 
eines  Daseins  auf  der  Erde;  sittliche  Pflicht  aber  ist  es  für  ihn,  sein 
^ben  dein  erkannten  Zwecke  gemäss  einzurichten. 

Die  Lösung  jenes  Räthsels  wäre  sehr  erleichtert,  wenn  wir  über  die 
Ankunft  des  Menschen  nach  Beendigung  des  gegenwärtigen  Lebens,  also  über 
lie  Art  seiner  alsdann  eintretenden  Existenz  und  seiner  nun  folgenden  Auf- 
;abe,  irgend  etwas  wüssten.  Dann  wäre  eine  Einsicht  in  das,  was  auf  der 
etzigen  Stufe  des  Daseins  nothwendig  ist,  sei  es  als  selbstständiger  Zweck 
ei  es  als  Vorbereitung  für  das  Weitere,  unschwer  zu  gewinnen.  Da  wir 
iiin  aber  nur  einen  einzigen  Satz  -^  nämlich  das  Wesen  unseres  Lebens  auf  der 
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Erde  —  t0jA  diesen  nicht  einmal  sicher,  festzasiellen  vermögen:  so  ist  es 
freilich  schwer,  irgend  eine  Schlassfolgerung  zu  ziehen,  ond  ganz  unmöglich, 
fttr  die  Richtigkeit  der  etwa  gewonnenen  eine  genügende  Bflrgschaft  za  geben. 

Man  wird  vielleicht  zur  Lösung  des  Räthsels  kurzerhand  auf  die  Religion 
v^weisen,  welche  sich  entschieden  über  die  nachirdische  Bestimmong  des 
Menschen  ausspreche;  allein  ohne  Befriedigung.    Leuchtet  doch   ein,  dass 
die  von  den  Religionen  in  Aussicht  gestellten  künftigen  Zustände  ftkr  philo- 
sophische Erörterungen  nicht  genügen.    Theils  müssen  die  letzteren  Wahr- 
heit enthalten  für  alle  Menschen,  auch  wenn  sie  einem  bestinimten  religiösea 
Bekenntnisse  nicht  zugethan  sind,  sie  sich  von  der  objectiven  Richtigkeit  einer 
Lehre  nicht  überzeugen  können;  theils  machen  die  meisten  und  die  uns  ao) 
nächsten  liegenden  Religionen  sich  die  in  Frage  stehende  Aufgabe  in  so  ferne 
alUu  leicht,  als  sie  die  ganze  Existenz  des  Menschen  für  alle  Zeit  und  Ewig, 
keit  in  zwei  sehr  ungleiche  Hälften  theilen,  nämlich  in  das  spannenlange  jetzige 
Verweilen  auf  der  Erde ,  und  in  einen  ewig  dauernden  imveränderlichen  Zo- 
stand,  welcher  sich  unmittelbar  und  ohne  weitere  Entwicklnngsphasen  ond 
Erfahrungen  an  jenes  anschliessen  soll.  Diess  mag  für  ihre  Zwecke,  nämlich 
für  eine  gläubige  Einrichtung  des  Lebens  nach  ihrem  Dogma,  vollständig 
«ausreichen ;  allein  es  entspricht  eben  so  wenig  einem  zwar  nur  dunkeln  allein 
uDvertilglichen  Gefühle  des  Menschen,  dass  er  mit  diesem  Erdleben  noch  nicht 
an  dem  Ziele  seiner  Ausbildung  anlange,  als  einer  Betrachtung  desWeltaUs, 
soweit  wir  dieses  auch  nur  mit  unsern  jetzigen  Sinnen  und  von  unserm  gegen- 
wärtigen Beobachtungsstandpunkte  aus  aufzufassen  im  Stande  sind,  m^en 
wir  nun  unsere  Untersuchungen  auf  die  Erforschung  der  kleinsten  Erschei- 
nungen oder  auf  die  der  unermesslichen  Himmelsräume  richten.  Das  rationelle 
Denken,  und  also  die  Wissenschaft,  muss  einen  weiteren  Gesichtspunkt  nehmen, 
wehigstens  eine  weitere  Möglichkeit  zulassen. 

Beschränkt  nun ,  wie  wir  sind ,  auf  die  Beobachtung  unserer  gegenwär- 
tigen Organisation  und  der  übrigen  irdischen  Zustände,  bleibt  uns  nur  die 
Erwägung  der  Anlagen,  der  Bedürfnisse  und' der  Mittel  des  Menschen  übrig, 
um  zu  einem  Schlüsse  über  den  Lebenszweck  zu  gelangen.  Möglich  aller- 
dings, dass  hierbei  sehr  Wesentliches,  aber  nur  erst  in  unentwickelten  Keimen 
Vorliegendes  übersehen  und  dagegen  Unwesentliches  in  seiner  Bedeutung  und 
Zukunft  überschätzt  wird:  es  ist  aber  kein  Mittel  vorhanden,  aus  diesen 
Schranken  der  menschlichen  Unvollkommenheit  herauszutreten,  und  wir  müssen 
eben  die  Dinge  erklären,  wie  wir  sie  zu  fasseu  vermögen.  -^  Die  Beobachtung 
jener  Zustände  zeigt  aber. Dreifaches: 

1.  das  Vorhandensein  zahlreicher  und  verschiedener,  sowohl  geistiger 
als  körperlicher  Eigenschaften  und  Kräfte ; 

2.  ein  lebhaftes  Bedürfuiss  zur  Ausbildung  dieser  Anlagen  und  eine 
Möglichkeit  dazu,  und  zwar  in  der  doppelten  Weise,  dass  das  menschlidie 
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Individamn  entweder  emzilne  seiner  Eigenschaften  aasschliessl^  und  mit 
Vemachl^sigung,  wo  nicht  gar  mit  Unterdrückung  der  übrigen  gfW^  machen 
kann ,  oder  dass  eine  gleichzeiüge  Ausbildung  mehrerer ,  im  Ideale'  die  har- 
monische Geltendmachung  tdler,  stattfindet; 

3.  hinsichtlidi  der  Mittel  zu  Befriedigung  'dieses  Bedttr&isses  en^ch 
eine  doppelte  Nothwendigkeit  Einer  Seits  nämlich  niuss  der  einzelne  M^sch 
selbstthätig  sein  bei  der  Uebung  seiner  Anlagen  und  der  Erreichung  seliger 
Zwecke;  nur  er  selbst  kana  z.  B.  för  sieb  denken,  wollen,  sittlich  sein^  sich 
körperlich  TemOnftig  halten.  Anderer  Seits  aber  ist  ein  Zasammanrwirken 
mit  Andern  und  eine  gegenseitige  Unterstützung- da  nnerlässliph ,  wo  die 
Einzelkraft  nicht  mehr  ausreicht;  was  denn  sowohl  bei  physischen  und  stoff- 
lichen, als  bei  geistigen  Beschäftigungen  selir  häufig  der  Fall  ist. 

Bleiben  nun,  als  zu  andern  Kreisen  der  menschlichen  Lebensau%abe 
und  ihrer  wissenschaftlichen  Behandlung  gehörig,  alle  diejenigen  Forderungen 
und  deren  Folgen  bei  Seite  gesteUt,  welche  das  vereinzelte  Leben  des  Men- 
schen betreffen;  und  werden  vielmehr  nur  diejenigen  Verhältnisse  ins  Auge 
geCasst,  wo  von  einem  Zusammenwirken  Mehrerer  die  R^de  ist:  so  ergibt 
sich,  dass  der  Mensch  w^gen  seines  Ausbildungsbedürihiss^s  einerseits  jm^ 
seiner  unzureichenden  Kraft  andererseits,  das  Recht  und  die  Pflicht  hat  in 
eine  dem  Umfange  und  der  Mächtigkeit  nach  aufsteigende  Reihenfolge  von 
Verbindungen  mit  andern  Menschen  einzutreten. ,  Einmal  nämlich  tritt-.^r  mit 
einzelnen  Andern  zu  gemeinschaftlichen  Zwepken  zusammen.  Djless  aber 
wieder  in  doppelter  Weise.  Entweder  durch  reclitliche  Uebereinkunff  Je  fUr 
einen  bestimmten  Fall  und  mit  wesentlichem  Vereinzeltbldben  in  allen  anderen 
Beziehungen;  oder,  mit  Benützung  der  Geschlechtsvcrschiedenhcit,  bleibend 
zu  einer  Fapiilie.  Eine  zweite  höhere  Stufe  der  Verbindung  ist  das  Zosa^unen- 
treten  zu  gesellschaftlicl^en  Kreisen,  deren  Mittelpun&tein  gemein- 
schaftliches bleibendes  Interesse  ist,  welches  zu  seiner  Erreichung  ein  Zn- 
sannmenwirken  aller  Betheiligten  erfordert.  Die  Verbindung  kann  hier ,  je 
nach  der  Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles,  eine  engere  oder  laxere,  eine 
mehr  oder  weniger  organisirte  sein;  bezeichnend  für  alle  Art^n  derselben 
ist ,  dass  sich  ihr  ^w^ck  und  ihre  etwaige  Einrichtung  auf  dei^  bestimmten 
Gejgenstand  beschränkt  Dagegen  ist  das  ein^lne  Individutim  durchaus  nicht 
gehindert,  je  nach  seinen  Interessen  und  nach  <]en  äusseren  Verljältnissen, 
gleichzeitig  einer  grösseren  oder  kleineren  Zahl  von  gesellschaftlichen  Kreisen 
beizutreten.  Noch  höher  steht,  drittens,  die  Verbindung  zum  Staate,  d,  h. 
zum  einheitlichen  Organismus  eines  ganzen  Volkes,  zur  gemeinschaftlichen 
Förderung  seines  gesammteif  concreten  Lebenszweckes.  Und  endlich  besteht 
viertens,. das  V^rhäliniss  des  Staates  zu  andern  Staaten  und  deren  Ange- 
böri^,  die  internationale,  völkeirechtliche,  Verbindung  zur  Ordnung 
des  Nebeneinanderbestehens  der  gleichzeitigen,  an  sich  von  einander  (Uiab- 
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hängigen  '^ölktrorganismen  dhd  zu  gemeinschattlicher  Förderang  solcher 
gemeinsamer  Aufgaben,  deren  Erreichung  einem  einzekietn  Staate  nicht  mög- 
lich ist.-  .  •  .  • 

Jedes  dieser  Verhältnisse  untersteht  verscfaiedtoen  Gattongen  von  Ge- 
setzen:  physischen,  wirjbhschafüichen,  logischen,  ethischen,  insbesonde|*e  aber, 
als  einer  bespndem  Gattung  der  letztem,  rechtlichen.  Diese-Gesetze  v^Iangen 
^Ue,  je  ^  ihrem  Kreise,  entsprechende  Befoi^gung;  und  Aufgabe  dör  Wissen- 
sohaft  .ist  öS  füi'  eine  jede  der  obqn  aufgeführten. Verbindung  und  viedemm 
fbr  das  Ver-hähfniss  derselben  zu  4en  yei:schie4enen  Arteii  von  Gesetzen  eine 
dgene  Lehne  zu  begründen  und  dieselbe  in  einem  Systeme  zu  entwickeln. 
'Naiürlioh  ist  d{lbei  auf  die  gegenseitige  Beeinflussung  und  Beschränkung  der 
Lehren  und  Systeme  gehörige  Rücksicht  .zu  nehmen.    Diese  grosse  Aufgabe 

« 

igt  denn  nun  auch  im  Laufe  der  Zeit  und  durch  das.  Zusammenwken  der 
verschiedenen  gesittigten  Völker  so  ziemlich  gelöst^  worden  ^  doch  besteheo 
freilich  noch  mancherlei  Lücken.         ...    * 

Eine  umfassende  Darstellung  aller  Disciplinen,  welche  die  Yerbindimgen 
der  Menschen  mit  Menschen  behandeln,  würde  einen  grossen  Baum  ii  An- 
^ipruch  nehmen,  und 'doch  für  den  zunächst  hier  vorliegenden  Zweck  zum 
grossen  Tfaeile' überflüssig  sein.  Es  genügt  yielmehr  nur  die  rophtliche  Seite 
der  menschlichen  Vei^bindungen  ins  Auge  zu  fassen,  somit  die  dieses  Yer- 
hältni^s  insbe.^ond^re  regelnde  Wissenschaft;  und  hier  ergibt  sich  denn,  dass 
die  tier  angeführten  Stufen  der  Verbinduug  von  Menschen  mit  Menschen  in 
nachstehenden  Rechtstheilen  behandelt  werden: 

JDie  Verbindung  des  einzelnen  !Mensc)ien  mit  andern  Einzelnen  ist  be- 
l^ndelt  im.PrivAtrechte,  u|id  zwat*  namentlich,  je  nachdem  es  sich  von 
der  einen  oder  Von  der  anderen. Art  des  hier  möglichen  Verkehres  handelt, 
hauptsächlich  im,  Familienrechte  oder  im  Obligation^nrecbte.  Nicht  erst  der 
Bemerkung  bedarf,  es  aber,  (un^  zwar  sowohl  für  diese  Stufe  der  VerbindoAg 
als  für  alle  anderen,)  dass  die  entsprechende  Lehre  entweder  philosophisches 
oder  positives  Becht  enthalten  mag,  je  nachdem  die  Sätze  für  die  Regelung 
der  individuellen  Verbindung  aus  der  Natur  der  Sache  -i^gdeitet  werden, 
X)der.den  Willen  einer  im  concretea  Falle maassgebenden  Auct^rität  zur  Quelle 
haben.  Auch  ist  bekannt  genug,  .dass  in  beiden  Beziehungen  und  «zwar  schon 
seit  Jahrtausenden  sd  Vieles  geleist^  ist,  dass  die  Wissensofaaft  des  Privat- 
rechtes  zu  den  am  grundlichsten '  und  zu  gleicher  Zeit  am  feinsten  ausge- 
arbeiteten Systemen  des  mens6hl|chen  Denkens  gehört. 

Wehiger  vollständig  ausgebildet,  ist  das  Recht  der  Verbindungen  zu  g^ 
sellschaftjlichen  Kreisen.  Der  ganze  Credänke,  diese  Gattung^  von  menschlichen 
Verbindungen  abgesondert  zu  betrachten  und  als  eine  eigene. Form  des  Za- 
sammenlebens  auch 'wissenschaftlich  zu  behandeln,  ist  noch  aUzn  nei,  als 
dass  schon  die  wissenschaftlichen  FolgQrungen^ämmtlich  gezogen  sein  ktanten. 
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Wird  doeh  über  das  Dasein  und.  die  richtige  Auffassung  der  Sadbe  selbst 
Doch  Tielüach  gestritten.  Dennoch  fehlt  es  keineswegs  ganz  an  äner  Bc- 
irbeitong  des  Gesellschaftsrechtes,  und'  manche  Theile  desselben 
dnd  sogar  so  ausführlich  erörtert,  als  nur  irgend  ein  anderer  Rechtsgegen- 
itand ;  wax  muss  freilich  der  Stoff  abtheilungenweise  aus  anderen  Disciplinen 
nsammengelesen  werden,  denen  er  bei  früherer  unklarer  Auffassung  dieser 
^erbitidungsstnfe  beigemischt  wurde.  So  namentlich  theilweise  aud  dem 
Privatrechte,  theilweise  aus  dem  Staatsrechte,  imd  namentlich  auch/ aus  dem 
Sirchenrechte,  als  der  am  meisten  behandelten  Lehre  einer  einzelnen  Art  von 
jresellsdhaft. 

Sehr  yollständig  wieder  ist  dagegen  das  Recht  der  Verbindung  zum. 
Staate  erörtert.  Das  Staatsrecht,  sowohl  in  seiner  philosophischen  Auf- 
bssnng  als  auf  positiver  Grundlage,  ist  ein  sehr  bearbeiteter  Theil  der 
Rechtswissenschaft;  auch  ist  über  sein  Bestehen  als  ein  eigenthümlicher  und 
abgesonderter  Theil  derselben,  sowie  über  das  Vorhandensein  eigener  leiten- 
der Grundsätze'  .und  besonderer  daraus  stammender  Folgesätze  nicht  der 
mindeste  Zweifel  vorhanden. 

•  Auffallen  darf  es  daher  immerhin,  dass  das  Recht  des  internationalen 
Verkehres  der  Menschen  in  seiner  wissenschaftlichen  Bearbeitung  so  weit,  zu- 
rflckstebt  gegen  die  nahe  verwandte  Disciplin.  Dieser  Theil  des  Verbindungs- 
rechtes,  das  Völkerrecht,  ist  zur  Stunde  noch  eben  so  unvollständig  in  den 
Grundsätzen  als  lückenhaft  dem  Stoffe  nach.  Nicht  dass  man  das  Vorhanden- 
sein eines  solchen  Verkehres  verkannt  hätte  und  hfltte  verkennen  können; 
Bearbeitungen  des  Völkerrechtes  sind  seit  dritthalh  Jahrhunderten  in  grosser 
Mengß  geliefert  worden:  allein  es  wird  ein  doppelter  Fehler  begangen.  — 
Einmal  wird  der  ganze  Gegenstand  gewöhnlich  lediglich  nur' vom  Standpunkte 
der  Souveränität  der  Staaten  aus  anfgefasst,  also  von  dem  ihrer  Selbststän- 
digkeit und  gegenseitigen  Unabhängigkeit.  Mit  andern  Worten,  die  Frage 
wird  so  gestellt:  wie  viel  oder  wie  wenig  sich  ein  selbstständiger  ßtaat  in 
Beziehung  auf  den  Verkehr  mit  Fremden  gefallen  lassen  müsse,  seinerseits 
aber  in  ^spruch  nehmen  könne,  diess  aber  "sowohl ^  was  seiüen  Verkehr 
mit  fremden  Staaten  selbst  oder  mit  einzelnen  Angehörigen  derselben  betreffe^ 
als  soweit  der  Verkehr  einzelner  Fremder- mit  den  diesseitigen  Bürgern  in 
Frage* stehe?  Bei  dieser  Auffassung  ist  denn  natürlich  die  Bepiühung  dahin 
gerichtet,  so  wenig  als  n>öglich  von  der  Selbstständigkeit  aufzugeben;  wäh- 
rend doch  die  richtige  Auffassung  vielmehr  die  ist,  nach  gesicherter  Selb^- 
ständigkeit,  (welche  aUerdings  als  die  Grundlage  jedes  Gedeihens*  vorangehen 
muss,)  die  Gemeinschaft  unter  den  grössten  organischen  Menschenverbin- 
dopgen,  Staaten  genannt,  möglichst  zu  fördern  als  letztes  Mittel  zu  Erreichung 
der  menschlichen  Lebenszwecke.  Es  bricht  also  die  übliche  Behandlung  d^s 
Völkerrechtes  gerade  in  der  Mitte  ab;  und  es  erhält  überdiess  die  erörterte 
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Hälfte,  wenigstens  theilweise,  eine  falsche  Färbung  ').  ^  Zweitens  aber  ist 
eine  Quelle  von  Unvollkommenheit  der  itzigen  Yölkerrechtswissenschaft  darin 
zu  suchen ,  dass  die  Verbindung  von  Staat  mit  Staat  vorzugsweise/  wo  nicht 
ganz  allein,  ins  Auge  gefasst  wird,  während  doch  die  Lehre  Ton  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  der  Eiiizelnen  und  der  Cresellschaften  eben  so  noth- 
wcndig  ist.    Von  einer  Beachtung  der  Gesellschaft  war  aber  im  Völkerrechte 
bis  itzt  auch  nicht  einmal  die  Rede ;  und  s^uch  das  internationale  Recht  der 
Einzelnen  ist  nur  sehr  unvollkommen  entwickelt.    Muss  nämlieh  auch  Z1lg^ 
geben  werden ,  dass  schon  zu  wiederholten  Malen  ein  grösserer  Anlauf  ge- 
nommen worden  ist,  um  (im  sogenannten  internationalen  Privatrechte)  die 
Rechtsverhältnisse  der  Einzelnen  zu  fremden  Staaten  ausfQhrlich  zu  erörtern; 
und  ist  nicht  zu  läugnen ,  dass  viel  Sch.arfsinn  und  grosse  Gelehrsamkeit  auf 
diese  Arbeiten  verwendet  worden  ist:  so  entspricht  doch  das  Ergebniss  kei- 
neswegs diesem  Aufwände.    Die  Grundlagen  sind  immer  noch  schwankend 
und  bestritten,  und  die  systematische  Durchführung  ist  höchst  lückenhaft; 
wie  es  freilich  nicht  anders  sein  kann ,  da  es  an  deni  klaren  Bewusstsein 
der  Aufgabe,  ja  selbst  des  Vorhandenseins  einer  eigenen  Stufe  der  Menscben- 
verbindung  fehlt. 

Sind  die  vorstehenden  Auffassungen  und  Ausstellungen  richtig,  so  ergibt 
sich,  was  von  der  Wissenschaft  des  Völkerrechtes  hinsichtlich  der  Regelung 
der  internationalen  menschlichen,  Gemeinschaft  zu  fordern  ist.  Es  mflsscn 
die  Rechtssätze  aufgefunden  werden,  welche  die  Verbindung  der  Menschen 
in  ihrer  höchsten  Potenz,  nämlich  .über  das  Leben  des  einzelnen  Staates 
hinaus,  und  zwar  zur  Erreichung  ihrer  Lebenszwecke  zu  regeln  haben.  Diess 
muss  aber  in  doppelter  Beziehung  vollständig  geschehen.  Einmal  sind  die ' 
sänmitlichen  Subjekte  einer  internationalen  Verbindung  zu  beachten ;  nämlich 
nicht  bloss  die  Staaten  selbst,  sondern  «auch  die  gesellschaftlichen  Kndse 


1)  Nicht  yerbetsert  natürlich  wird  die  Schiefhdt  d«r  AufBusimg  and  die  UaToUftindlgkeit 
der  Bearbeitung  dadurch,  dass  nicht  selten,  und  sogar  von  bedeutenden  SehriftsteUem ,  dit 
beiden  verschiedenen  Seiten  des  Völkerrechtes  —  die  Souveränetät  and  die  internationale  6e* 
meinschaft  —  so  verstanden  werden,  als  handle  es  sich  von  dem  Unterschiede  swiaoheo  Sitscs 
des  strengen  Rechts  (obligationes  juris)  und  Gewohnheiten  der  Billigkeit  und  Bfldting  (oomitif 
nationum);  und  wenn  dann  die  Gemeinschaft  als  ungefiihr  gleichbedeutend  mit  der  letsterei 
Art  von  Forderungen  und  Einräumungen  genommen  ist.  Man  Mhe  z.B.  H.  G'rotios,  De  jan 
belli  et  pacis.  Proleg.-,  Pestel,  De  nccess.  et  i^u  juris  gentium,  cap.  S;  Phillimoxe,  Gom- 
mentaries,  Bd.  I;  8.  160  O7.  Bei  dicts'er  Bintheilung  wird  nicht  auf  die  Verschici&eoheit  der 
Sache  selbst, -sondern  nur  auf  einen  angeblichen  Unterschied  in  der  Begründung  der  BitM 
Rttcl^icht  genonmien,  damit  denn  aber  gar  kein  Begriff  von  dem  Inhalte  and  der  Venweignof 
deär  Wissenschaft  gegeben.  Ueberdiess  entspricht  der  angenommene  Unterschied  in  der  Begria* 
dnng  der  Forderungen  den  Tbatsachen  ledigUeh  nicht  Ist  es  schon  nicht  richtig,  von  staunt* 
liehen  ^Sätzen  der 'Bouveränitätslehtfi  ao  behaupten,  dass  sie  streng  logische  Folgenmgeo  sü 
obersten  Rechtsprinclpien  seien,  und  dass  keine  Gewohnheiten  der  Billigkeit  und  OeetttlguoC 
dabei  stattfinden:  so  ist  es  völlig  fklsch,  die  ganse 'Lehre  von  der  VSlkeigemeiBKhäft  daas* 
stellen  als  Jeder  strengen  Rechtsgrundlage  baar  und.  ledlgliel^  in- das  Gebiet  milder  Sitte  gehSiif' 
Gefade'  dahin'  muss  gestrebt  werden ,  dass  die  rechtlich^  Begründung  der  IntematioBalea  6e* 
■rtiwchaft  ebenmässig  erwiesen  vioriiegt. 
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id  die  einzelnen  Individuen.  Sodann  aber  sind  die  sämmtlichen  objektiven 
egenstände  eines  Verkehres  solcher  Art  zu  erörtern.  In  beiden  Beziehungen 
^  ist,  wie  nicht  erst  bemerkt  zu  werden  brancht,  sowohl  philosophisches 
a  positives  Recht  zu  entwickeln,  wenn  eine  absolute  Vollständigkeit  ge- 
ODoen  sein  soll. 

Eine  Lösang  der  so  gesteckten  Aufgabe  ist  denn  nun  fireilidi  ein  grosses  . 
Terk;  denn  die  Darstellung  würde  nicht  weniger  als  den  dritten  Theil  eines 
chtig  geordneten  Völkerrechtes  umfassen,  welches  zerfällt  in  die  Lehren 
m'der  Souveränität  der  Staaten,  von  der  internationalen  Verbindung  der 
[enschen ,  endlich  von  der  Durchführung  dieser  beiden  Gkittungen  von  Rech- 
•n.  Wenig  Zweifel  kann  sein,  dass  dieses  genügend  nur  in  einem  voUkom- 
enen  Systeme  d^  ganzen  Völkerrechtswissenschaft  ausgeführt  werden  kann. 
n  gegenwärtiger  Stelle  muss  ein  beschränkteres,  wenn  schon  immerhin 
icbtiges  Ziel  gesetzt  werden ,  nämlich  nur  die  Hervorhebung  des  eigenthüm- 
chen  Grundgedankens  dieser  Abtheilung  des  Völkerrechtes  und  ein  Umriss 
er  verschiedenen  in  denselben  zu  behandelnden  Gegenstände;  und  zwar  Beides 
er  auf  dem  Standpunkte  des  philosophischen  Rechtes,  da  eine  DärsteUung 
er  Versuche  zu  einer  positiven  Ordnung  einen  .übergrossen  Raum  in  An- 
pTQch  nehmen  würde.  Auch  so  beschränkt  ist  aber  die  Aufgabe  immerhin 
och  eine  missliche,  in  so  ferne  es  sich  beim  jetzigen  Stande  der- Wissen- 
cbaft  .zunächst  von  Gewinnung  einer  festen  Grundlage  und  von  Begründiing 
er  hauptsächlichsten  leitenden  Grundsätze  handelt,  also  gerade  von  den 
chwierigsten  Erörterungen.  Ist  freilich  so  viel  gewonnen,  so  ist  der  weitere 
Losban  verhältnissmässig  leicht ;  doch  wird  auch  dann,  wie  überall  im  Völker- 
echte,  die  Erörterung  der  aus  der  Natur  der  Sache  fließenden  Grundsätze 
iner  Verbesserung  des  positiven  Rechtes  vorangehen  müssen,  weil  die  erste 
feberzeugung  von  der  Nothwendigkeit  eines  Zustandes  die  allmählige  Ver- 
irklichung  im  Leben  nach  sich  zieht. 

2.    Gegensatz  von  Souveränität  und  Gemeinschaft. 

Die  gewöhnliche  Auffassung  des  Völkerrechtes  ist,  dass  dasselbe  die- 
nigen Rechtssätze  entwickle,  welche  die  gegenseitigen  Verhältnisse  sou- 
eräner,  d.  h.  selbstständiger  und  von  einander  unabhängiger  Staaten 
egehi. 

Diess  ist  denn  nun  in  so  ferne  ganz  richtig,  als  es  sich  im  Völkerrechte 
Jerdings,  im  Gegensätze  gegen  das  Staatsrecht,  von  den  Rechtsverhält- 
issen  verschiedener  ganzer  Organismen  des  Zusammenlebens  handelt,  und 
lebt  von  den  Beziehungen  der  einzelnen  Menschen  zu  dem  bestimmten  eih- 
)hien  Organismus,  dessen  bleibende  Mitglieder  sie  sind.  Es  ist  fernerhin 
nzweifelhaft  richtig,  dass  im  Völkerrechte  vor  Allem  und  zur  Gewinnung 
iner  rechtlichen  Grundlage  ftlr  das  Wdtere  das  Recht  des  einzelnen  Staates 
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zu  bestehen,  sich  Zwecke  zu  setzen  und  diese  mit  den  nbthwendigen  Bütteln 
zn 'verfolgen ,  begründet  and  gegen  willkührliche  Eingrifft  anderer  Staaten 
sichergestellt  wird;  nnd  es  kann  dieses  nicht  geschehen, "ohne  dass  manch- 
fache  logische  Folgerangen  alsbald  gezogen  werden.    Die  Souveränität  der 
Staaten  ist  ihre  rechtliche  Persönlichkeit,   and  es  lässt  sich  ein  System 
ihres  äusseren  Bechtes  nicht  entwickeln,  ausser  n^enn  die  Bedingung  der 
Entstehjing  dieser  Persönlichkeit,  ihr  Anspruch  auf  Anerkennung  derselben 
von  andern  in  Raum  und  Zeit  gleichmässig  Vorhandenen,   endlich  die  im 
Wesen  efiner  solchen  unabhängigen  Persönlichkeit  liegenden  Eigenschaften 
und  Forderungen  festgestellt  sind.    Es  verhält  sich  hier  gerade  so,  wie  im 
Privatrechte,   wo   eine  Auseinandersetzung   des  Wesens   der  näenschhchen 
Person  und  der  Nachweis  der  in  derselben  enthaltenen  abstrakten  Rechte 
der  Entwicklung  der  Verhältnisse  zu  den  Sachen  und  zu  andern  Personen 

vorangehen  muss;  oder  wie  im  Staatsrechte,  wo  die  Bestandtheile  des. ein- 

< 

zelnen  Staates,  nämlich  Bürger^  Gebiet  und  oberste  Gewalt  rechtlich  zo 
erörtern  sind,  ehe  zu  den  Folgerungen  für  das  Recht  der  Regierung  and 
der  Regierten  übergegangen  werden  kann. 

Allein  hs  ist  eine  Halbheit ,  wenn  nur  dieses  egoistisch  berechtigte  und 
abgeschlossene  Sein  der  Staaten  zum  Gegenstande  der' Erörterungen  des 
Völkerrechtes  gemacht ,  und  4^^ ^  ^twa  nur  noch  die  Darlegung  der  Mittel 
geknüpft  wird,  wie  die  Persönlichkeit  und  die  ihr  innewohnenden  Rechte 
gütlich  oder  mit  Gewaltmaassregeln  gewahrt  werden  können.  Neben  diesem 
Rechte  zu  sein  und  für  sieb  zu  leben ,  ungekränkt  und  ungezl¥ungen  von 
Anderen,  im  Nothfalle  sich  zu  vertheidigen ,  steht  nämlich  auch  noch  die 
grosse  Aufgabe ,  durc^  geordnete  Verbindung  des  Staates  mit  fremden 
StaateiT  sowohl  die  Lebenszwecke  des  eigenen  Volkes,  als  die  des  gesammten 
Menschengeschlechtes  zu  fördern. 

Die  Nothwendigkeit  und  Erlaubtheit  einer  Sorge  für  den  eigenen  Vor- 
theil  bedarf  kaum  eines  Beweises.  Wie  mächtig  auch  ein  Staat  sein  mag, 
es  kommen  doct  Fälle  vor,  in  welchen  zur.  Erreichung  einer  in  sich  berech- 

tigten  Absicht  das  Maass  seiner  Kräfte  oder  die  Gränze  seiner  Zuständigkeit 

» •  , 

nicht  ausreicht.  Und  wie  hülfreich  er  seinen  Bürgern  bei  der  Verfolgung 
ihrer  Lebenszwecke  beistehen ,  wie  vielfältig  den  einzelnen  Staatsangehörigen 
durch  die  G6sammtkrafb  und  durch  den  einheitlichen  Organismus  znr 
Erreichung  ihrer  individuellen  Aufgaben  verholfen  werden  mag:  immer- 
hin bleibt  eine  ganze  Reihe  von  Verhältnissen  übrig,  in  welchen  Lebens- 
zwecke des  Volkes  im  Ganzen  und  einzelner  Glieder  desselben  innerhalb  des 
Gebietsumfang^  oder  mit  der  verfügbaren  Macht  des  einzelnen  Organismos 
nicht  oder  nicht  vollständig  erreicht  werden  können.  So  ist  es  z.  B.  selbst 
den  inächtigsien  Staaten  rechtlich  nicht  möglich,  einzelne  Aufgaben  der 
^htsordnung  allein  zu  lösen.    Wenn   ein  Verbrecher   sich  ins  Ausland 


•  V 
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eflüchtet  oder  sich  im  Auslände  gegen  diesseitiges  Recht  strafbar  vergangen 
at.^  kann  er  nicht  aus  eigner  Machtvollkommenheit  in  dem  fremden  Gebiete 
uiigegriffen  oder  daselbst  zur  Strafe  gezogen  werden.  .Wenn  in  einer  diesseits 
nhfiiigigen  Rechtssache  Beweise  nothwendig  sind ,  zu  deren  Herstellung  aber 
i^che  Handlun|;en  in  fremden  Ländern,  so  können  unsere  Gerichte  dieselben 
eder  selbst  vornehmen  noch  auch  nur  befehlend  anordnen.  Zur  YoUstr^ckung 
Ines  diesseits  gefällten  Urtheiles,  welches  eine  Anwendung  auf  Personen 
1er  Sachen  in  fremdem  Gebiete  erleiden  sollte ,  seicht  die  Zuständigkeit  der 
erichte  und  der  sie  unterstützenden  Staatsgewalt  nicht  aus.  Femer  kann 
ine  Regierung  in  fremden  Ländern  keine  richtige  und .  gleichmässige  Be- 
wdlung  ansteckender  Krankheiten  vorschreiben,  up  dadurch  das  eigene 
ebiet  sicherzustellen  oder  etwaige  Yerkehrsnachtheile  abzuwenden.  Wenn 
n  Staat  es  für  zweckmässig  erachtet,  seinen 'ein  fremdes  Gebiet  beäucben- 
3n  Handelsleuten  oder  Schiffern  an  Ort  und  Stelle  einen. amtlichen  Rath- 
eber oder  einen  Schiedsrichter  für  ihre  Streitigkeiten  unter  einander  zu 
estellen,  so  kann  er  demselben  eine  anerkannte  Stellung  und  Wirköam- 
cit  nicht  aus  eigenem  .Rechte  geben.  Eine  Handelsstrasse ,  welche  durcli 
erschiedene  fremde  Gebiete  nach  einem  fernen  Zielpunkte  ziehen,  oder 
ine  Yerkehrsanstalt,  welche  eine  sichere  und  schnelle  Mittheilung  auch  in 
remde  Länder  vermitteln  soll,  kann  durch  einseitige  Kraft  und  Gewalt  nicht 
lergestellt  werden.  Eine  Gleichheit  der  Münze,  des  Maasses  und  Gewichtes 
^er  des  Handelsgesetzes ;  eine  Erleichterung  der  Zollbehandlung  im  JLus- 
ande  kann  anderen  Staaten  nicht  einfach  befohlen  werden.  Und  wenn  ein 
$taat  auch  noch  so  gross,  sein  Gebiet  noch  so  verschiedenartig,  sein  £r- 
leugniss  noch  so  reichlich  ist,  so  genügt  doch  diess  Alles,  erfahrungsgemäss, 
licht  zur  Befriedigung  sämmtlicher  körperlicher  und  geistiger  Bedürfhisse 
«ines  Volkes;  das  Fehlende  muss  aus  allen  Theilen  der  Erde  zuabmmen- 
lebracht  werden.  Sehr  selten,  oder  vielmehr  niemals,  findet  eine  blühende 
lewerbethätigkeit  vollständigen  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  innerhalb  des  eige- 
len  Landes,  während  sie  anderwärts  Bedürfuiss  sind  und  gesucht  werden. 
)er  durch  diese  gegenseitigen  Bedürfnisse  erzeugte  Yerkehr  unzähliger  Ein- 
^Iner  und  Gesellschaften  findet  vielfach  in  fremdem  Gebiete  statt,  veranlasst 
In  Gehen  und  Kommen  im  Auslande,  ein  Senden  dahin,  ein  Empfangen 
iher.  Nur  wenn  alle  Welttheile  benützt  und  durchreist  werden  können, 
.ögen  die  Zwqcke  jedes  einzelnen  Yolkes  erreicht  werden.  Ist  aber  gar' 
n  Staat  nur  klein  und  unmächtig,  so  wird  die  Unmöglichkeit  dem  eigenen 
olke  die  Mittel  zur  Erreichung  seiner  Zwecke  selbst  und  allein  zu  liefern, 
3ch  in  vielen  weiteren  Beziehungen  herantreten.  Hier  bleibt  also  dem 
taate  überall  nur  die  Wahl  zwischen  einer  unvollkommenen  Erreichung 
iner  Anzahl  von  wichtigen  Aufgaben,  und  einem  Hinausschreiten  über  den 
ar  ihn   zunächst  gezogenen  Kr^is,  mit  andern  Worten  einem  Yerkehr^ 
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mit  Aussen  und  einer  Verbindung  mit  anderen  Staaten  zu  gemeinschaft- 
lichem Handelp  odet  wenigstens  zu  geordnetem  Dulden  diesseitigen  Han- 
delns. Was  nun  von  Beidem  aber  vernünftigerweise  zu  wählen  sei,  kann 
keinem  Zwdfil  unterliegen, 

Schwieriger  ist  es  allerdings  zu  zeigen,  dass  es  auch  Au^be  des  Staates 
sei,  Lebenszwecke  anderer  Völker  und  der  Menschheit  überhaupt  nach  Kräften 
zu  fördern.  Diess  versteht  sich  allerdings  von  selbst,  so  weit  es  sich  von 
solchen  Zugeständnissen  und  Leistungen  handdt,  welche  nur  die  Erwiede- 
rung beziehungsweise  die  Kehrseite  der  von  uns  im  eigenen  Tortheile  an 
frande  Staaten  zuerst  gestellten  (so  eben  besprochenen)  Forderungen  sind. 
Dass  die  Erfüllung  solcher  Begehren  nicht  einseitig  erlangt  werden  kann, 
vielmehr  in  der  Regel  eine  Erwiederung  derselben  Maassregel  von  unserer 
Seite. die  Bedingung  der  Erreichung  ist,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung. 
Was  also  von  Handlungen  oder  Einräumungen  zwar  an  Fremde  geljdstet 
wird,  eben  weil  es  zur  Erlangung  der  eigenen  Wünsche  nöthig  ist,  bildet 
eigentlich  nur  einen  integrirenden  Theil  des  besprochenen  Verhältnisses,  nnd 
die  rechtliche  und  sittliche  Nothwendigkeit  der  Leistung  ist  durch  die  eigene 
Forderung  gegeben.  Allein  der  zu  erörternde  Gegenstand  ist  ein  wesentlich 
anderer.  Es  soü  nämlich  nachgewiesen  werden ,  dass  der  Staat  eine  Ver- 
pflichtung habe,  selbst  da,  \?o  er  nicht  selbst  betheiligt  ist,  menschliche 
Lebenszwecke  ihrer  selbst  wegen  zu  fördern.  Dieser  Beweis  kann  nun  aber 
wirklich,  und  zwar  auf  folgende  Weise  geliefert  werden. 

Darüber  ist  allerdings  kein  Zweifel ,  dass  eine  Verbindlichkeit  so  hioge 
nicht  besteht,  als  die  fremden  Staaten,  Körperschaften  oder  Einzelne  selbst 
im  Stande  sind,  bei  gehöriger  Anstrengung  ihrer  Kräfte  ihre  Zwecke  zu  er- 
reicheh;  am  allerwenigsten,  wenn  über  der  Leistung  an* Fremde  die  Befriedi- 
gung dar  Forderungen  des  eigenen  Volkes  und  die  Bedingungen  des  eigenen 
Staatsdaseins  Noth  leiden  würden.  Kann  der  Staat  die  Beiträge  seina 
eigenen  Unterthanen  für  die  ihn  selbst  und  die  Seinigen  betreffenden 
Zwecke  nur  dann  und  nur  in  so  weit  in  Anspruch  nehmen,  als  diess  durch- 
aus nothwendig'ist,  xpid  wenn  die  Kräfte  des  zunächst  Betheiligten  nicht 
ausreichen:  so  kann  noch  weit  weniger  davon  die  Rede  sein,  dass  er  frem- 
den Staaten  oder  einzelnen  Angehörigen  derselben  auf  Kosten  seiner  Unter- 
thanen solche  Lebenszwecke  beschaffe,  welche  diese  selbst  befriedigen 
köimten,  wenn  sie  nur  ernstlich  wollten.  Es  hs^delt  sich  also  selbstredend 
nur  von  MenscUiflttszwecken,  welche  ohne  Thätigkeit.oder  mindestens  ohne 
Rechtsbeschränkimg  eines  zunächst  und  für  sich  nicht  betheiligten  Staates 
nicht  befriedigt  werden  können.  In  solchen  Fällen  ist  nun  aber  offenhar 
die,  in  andern  Beziehungen  sehr  berechtigte  und  nothwendige,  Abtheüong 
des  Menschengeschlechtes  in  einzelne  souveräne  Staaten  eine  schwere  Un- 
VoUkoimnenheit  und  ein  Hindemiss,  welches  die  Vernunft  wo  möglich  20 
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leaeitigeii  gebietet.  Der  einzelne  Staat  ist  aUerdings  ein  onerlAssliches 
Ctielglied  zur  Erreidumg  der  Lebensao^abe  des  Menschen  anf  der  £rde; 
lUein  &t  ist,  trotz  seiner  Macht  und  seiner  vielfiach  grossen  Leistungen, 
loch  nur  em  nnyollkommenes  Werkzeug,  da  er  wesentlich  dan  Baume  und 
1er  Kraft  nach  beschränkt  ist;  und  nichts  ist  weniger  logisch  nothwendig^ 
ils  dass  ein  menschlicher  Lebenszweck  desshalb  aufgegeben  werden  muss, 
feil  es  nicht  in  der  Macht,  oder  vielleicht  nur  nicht  in  dem  Souverftnitats- 
»ehte,  des  zunächst  betheüigten  Staates  liegt,  die  Mittel  zu  seiner  Erreichung 
B  beschaffen.  Der  richtige  Schluss  ist  vielmehr,  dass  man  sich  nun  um 
iae  noch  grössere  Kraft  oder  um  die  Zustimmung  des  genOgenden  fremden 
Bechtea  bemühe  muss.  So  wie  die  Einzehien  zur  Ergänzung  ihrer  Kraft 
nsaminentretenzar  Familie,  die  Familie  zu  gesellschaftlichen  Kreisen,  diese 
mm  Staate :  so  haben,  in  Verfolgung  desselben  BedürMsses  und  Gedankens, 
mch  did  Staaten  zusammenzuwirken,  wo  der  einzelne  von  ihnen  nicht  ge- 
iflgt  Allerdings  ist  die  Kraft  des  Menschen  schliesslich  immer  eine  be- 
schränkte, und  selbst  eine  noch  so  vollständige  und  ausgedehnte  Zusammen- 
legung derselben  reicht  oft  nicht  aus  zur  Grewältigung  von  Naturzuständen, 
irelche  sich  thatsächUch  der  Erreichung  eines  erlaubten  Zweckes  entgegen 
Hellen«  Sogar  die  Vereinigung  der  Kräfte  mehrerer  Staaten  mag  sich  ab 
BDznreichend  erweisen.  Dann  bleibt  freilich  nichts  übrig,  als  den  unerreidi- 
baren  Wunsch  ganz  aufzugeben;  allein  in  sehr  vielen  Fällen  ist  durch 
ein  Zusammenwirken  mehrerer  Staaten  wirklich  efreiphbar,  was  der  An- 
strengung des  einzehien  gespottet,  oder  wozu  diesem  wenigstens  aUein 
das  Becht  nicht  zugestanden  hätte.  —  Aber,  fragt  es  sich  natürlich,  kann 
dem  Staate  die  Verwendung  seiner  Kräfte  zu  Zwecken  zugemuthet  werden, 
welche  ihm  selbst  und  auch  seinen  Angehörigen  fremd  sind?  Allerdings, 
wenn  es  überhaupt  Pflicht  des  Menschen  ist,  nicht  bloss  die  eigenen  Zwecke 
m  verfolgen,  sondern  auch  Nebenmenschen  in  der  Verfolgung  ihrer  Lebens- 
an^abe  hiülfreich  zur  Seite  zu  stehen,  wo  Solches  nothwendig  ist.  ^  Besteht, 
eine  solche  Pflicht,  und  sie  wird  ernstlich  nicht  in  Abrede  gezogen  werden 
wollen,  so  kann  die  Verschiedenheit  und  die  Souveränität  der  Staaten  kein 
Grund  zur  Verweigerung  einer  nöthigen  Hülfe  sein.  Die  Absonderung  des 
Menschengeschlechtes  in  eine  Anzahl  kleinerer  Gesammtheiten  .ist  unver- 
mesidlich  wegen  der  mangelhaften  Herrschaft  des  Menschen  über  Baum  und 
Zeit  und  wegen  der  Unmöglichkeit  die  Angelegenheiteft  allia  vieler,  zu  ver- 
schiedenartiger und  in  allzu  grosseki  Entfernungen  auaehiander  wohnender 
Menschen  von  einem  Mittelpunkte  aus  zu  besorgen.  Allan  in  dem  Begriffe 
des  Staates  und  in  der  Nothwendigkeit  des  letzteren  liegt  keineswegs  auch 
die  AfosChliessung  aüer  menschlichen  Bechte  und  Pflichten.  Der  einzelne 
Staat  and' seine. Soi^veränität  ist  zur  Besorgung  gewisser  Angelegenheiten 
eben  so  unerlässlich ,  wie  zur  Erledigung  anderer  Bedttrfiiisse  die  kleiner^- 
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Organismen  der- FamÜlie,  Gemeinde,  Kirche  a.  8.  w.  voi^a^iüeii  sind«.  Was 
aber  dorch  ihn  allein  nicht  besorgt  werden  kann,  ft&t '^  weBig  ans  der 
menschlichen  Lebenfiaoigabe  ans.  als  jene  Bedürfhisse  -unb^edigt  bkiben 
müsseö,  welchen  die  Familie  oder  der-  gesellschaftliche' Kieis  niebt  gerecht - 
werden  kann.  Vielleicht  lüsst  sich  ao^  diesem  Ungenttgenheit  des  einzelnen 
Staates  (mit  Fallati)  ein.ßchluss  auf  die  Nothwendigkeit  h6herc^  Staat^y^ 
bindnngen,  also  der  Yölkergesellschalt  und.  schliesslich'  des  Yölkerstaatei 
ziehen,,  und  es  soll  an  dieser  Stelle  unerledigt  bleiben,  ob  die^  hdhereD 
Gestaltungen  wirklich  die  letzte  Aufgabe  des  Völkerrechtes  sind:  allein  jeden 

.  .Falles  bestehen  diese  Steigerungen  des  menschlichen  Zusaimmenlebehs  that^ 
sächlich  noch  nicht,  wSjurend  die  unbefriedigten  Bedürlhisse  und  weiugsteoi 
zuweilen  die  Möglichkeiten  einer.  Abhülfe  durch  zunächst  nicht  betheiGgte 
Staaten- vorhanden  sind.  Und  so  bleibt  es  denn  jeden  Falles,  da  dieErfOllaBf 
der  sittlichen  Pflichten  nicht  durch  zufällige  Abtheilungen  der  Erddberflädie 
und  häusliche  Einrichtung  in  denselben  beseitigt  sein  kann,  bei  der  vgrläofgai 
Verpflichtung  zur  internationalen  Hülfe  in  den  dazu  geeigneten  Fällen. 

Unzweifelhaft  geht  man  bei  der  vorstehenden  Auffassung  der  Völker- 
rechtlichen  Verhältnisse  weit  hinaus  über  das  im  Leben  gewöhnliche  und  von 
den  bestehenden  Staaten  anerkannte  Maass  der  Iicistungen.  £s  ist  ein  ideale 
Standpunkt j  welcher  hier  eingenommen  wird,  und  ein  allgemeines  Eingehen 
auf  die  eben,  aufgestellte  und,  wie  gehofft  wird,  erwiesene  Forderung  einor 
freiwilligen  Hülfe  zur  Erreichung  ßonst  ünbefriedigbarer  L^enszwecke  hittte 

.  eine  wesentliche  Steigerung  und  Veredlung  der  gegenwärtigen  Verhältnisse 
dfer  Staaten  zur  Folge.  Allein  in  ieinem.  solchen  Fortschreiten  des  Gredankem 
und  in  einer  solchen  Steigerung  der  Gesittigungsiorderungen  liegt  keinesw^ 
ein  Grund  zu  einem  ttückscUusse  auf  einer  Unrichtigkeit  des  Ausgangspunkt« 
oder  zu  einer  Verhöhnung  unpraktischer  Träumerei.  Wenn  das  tiiatsächlicb 
Bestehende  der.  unbedingte  Maassstab  für  sQles  Erlaubte  und  M(]tgliche  wäre, 
so  wäre  das  Menschengeschlecht  niemals  über  die  rohesten  Zustände  allge- 
.  meiner  Barbarei  hinausgekommen.  Jedem  Schritte  vorwärts  mnsste  eine 
relativ  ideelle  Anschauung  uiid  eine  hierauf  gebaute  Forderung  vorangehen. 
Und  dass  wir  das  letzte  Ziel  aller  möglichen  Vortrefflichkeit  bereits  erreicbt 
haben,  wird  doch  selbst  der  Eitelste  unter  uns  nicht  behaupten  wollen'.  Aefafi* 
liehe  Steigerungen  der  Auffassung  von  Pflichten  und  flechten  kommen  auch 
im  inneren  Leben  des  einzelnen  Staates  vor..  Es  hat'  z.  B.  allerdings  dnmil 
staatliche  Zustände  gegeben,  in  welchen  alle  Forderungen  für  beüriedigt  c^ 
.  achtet  wurden,  wenn  nur*  jeder  einzehie  Theilnehmer  in  einem  gesichertest 
privatrechtlichen  Verhältnisse  zu  dem  Inhaber  ^r  Gewalt  stand ,  und  er 
etwa  noch  im  Nothüalle  eine.  ReQbitshülfe  erhalten  konnte;  es  dagegen  flir 
^ne.  v(^oinmene  Abenteuerlichkeit  erachtet  worden  wäre\  wenn' man  dem 
Staate  die. .Angabe  zuerkannt  hätt^,   die   einzelne^  Ttieilnelmier  dnrdi 
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Inwendong  einer  zasanünengclegten  Gesammtkraft  in  allen  solchen  Fällen  zu 
interstützen ,  in  welchen  die  eigene  Anstrengung  zu  Erreichung  eines  nütz- 
idieii  Zweckes  nicht  gentige.  Dennoch  ist  diese  gegenseitige  Hülfe  jetzt 
;an2  unbestritten  und  allgemein  als  einer  der  Hauptewecko  des  Staates  a^- 
rkannt  und.  geübt.  Auch  hier  ist  die  ideelle  Forderung  vorangegangen,  hat 
ich  nicht  nur  als  lächerlich,  sondern  selbst  als  uncilräglich  anfechten  lassea 
Bflssen,  konnte  doch  aber  (schliesslich  den  Sieg  davontragen.  Oder  um  noch 
^Sherliegendes  zu  nehmen:  die  Griechen  und  Küoier  hatten  bekaiuitlich^  trotz 
iHer  ilvrev  hohen  Bildung,  keinen  Begriff  von  Völkerrecht,  weil  sie  allen  an- 
leren, barbarischen ,  Staaten  schon  die  Berechtigung  zu  bestehen ,  gar  nicht 
nerkannten.  Dessen  unerachtet  ist  die  Lehre  von  der  völkerrechtlichen 
ioBveränität  der  Staaten  sammt  allen  ihren  Folgerungen  allmählig  entstanden 
md  anerkannt  worden,  obgleich  die  Einwendung  einer  unpraktischen  Steige- 
img  der  Anschauungen  und  Forderungen  ebenfalls  erhoben  werden  konnte. 

).   Allgemeine  Grundsätze  der  internationalen  Gemeinschaft. 

Aus  dem  bisher  Erörterten  ergibt  sich,  dass  die  Thätigkeit,  welche  von 
lern  Staate  zur  EiTcichung  der  menschlichen  Lebenszwecke  auch  über  das 
eigene  Bedürfniss  hinaus  gefordert  wird,  weder  ein  Zurücktreten  von  den 
?inem  jeden  derselben  obliegenden  unmittelbaren  Aufgaben  bedingt ,  noch  in 
uner  üebernahmo  solcher  Leistungen  bestehen  soll ,  welche  von  den  zunächst 
Betheiligten  selbst  bewerkstelligt  werden  können.  Es  wird  weder  eine  schwär- 
merische Selbstaufopferung,  noch  ein  Eintreten  für  Gleichgültige  und  in  den 
eigenen  Angelegenheiten  Träge  verlangt.  Es  handelt  sich  vielmehr  lediglich 
roD  einer  Hülfe ,  welche  einer  Seits  ohne  Beeinträchtigung  der  eigenen  Zwecke 
seieistet  werden  mag,  anderer  Seits  aber  desshalb  uothwendig  ist,  weil  die 
E[r&fte  des  zunächst  zur  Handlung  Berufenen  zur  En'eichung  eines  ihm  nütz- 
lichen und  nothwendigeu  Zweckes  nicht  genügen.  Wii'd  diese  Grundlage  fest 
im  Auge  behalten,  so  ergeben  sich  denn  auch  die  einzelnen  Regeln,  welche 
üesem  Theile  des  Völkerrechtes  zur  Richtschnur  dienen,  von  selbst. 

In  erster  Linie  steht  der  Grundsatz,  dass  der  Staat  vor  Allem  die  Auf- 
gabe hat ,  den  concretcn  Zweck  seines  eigenen  Daseins  vollständig  zu  erfüllen, 
tiierzu  aber  die  völkerrechtliche  Souveränität  mit  allen  ihren 
Folgerungen  geltend  zu  machen.  Ueber  diese  besondere  Daseins- 
aufgabe entscheidet  jeder  Staat  für  sich.  Sie  ist  aber  bekanntlich  eine 
vresentlich  verschiedene,  je  nach  der  Gesittigungsstufe  der  Völker,  welche 
leren  allgemeinen  Lebenszweck  bestimmt  und  damit  auch  dem  Staate  Inhalt 
und  Form  gibt  Sache  anderer  Staaten  ist  es  nicht,  diese  Bestimnmng  nach 
eigenem  Gütfinden  und  etwaiger  abweichender  Lebensauffassung  vorzuschrei- 
ben ,  und  demgemäss  etwa  Aenderungen  im  thatsäclilleh  Bestehenden  oder  im 
Gewollten  zu  verlangen ,  oder  auf  den  Giimd  einer  solchen  aufgedrungenen 
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Aendening  hin  grössere  Ansprüche  an  die  dadurch  TerfOgbar  werdenden 
Mittel  2a  machen.    Sie  mögen  ihr  eigenes  Leben  leben;  haben  aber  dieselbe 
Freiheit  Anderen  zu  gewähren ,  auch  wenn  ^ie  4nit  deren  Auflösung  oder 
den  Yon  ihnen  gewählten  Mitteln  nicht  einverstanden  sein  sollten,  und  müssen 
tachi  Mr  ihre  eigenen  Zwecke ,  mit  Ansprüchen  an  das  thatsächlich  Torhan- 
dene  und  m  die  Mittel,  welche  es  gewährt,  begnügen.    Einzig  nur  in  den 
Falle ,  wenn  dio  von  einem  Staate  befolgte  Richtung  die  volle  Ausftbung  der 
eigenen  Rechte  bei  anderen  Staaten  stören  würde ,  haben  diese  ^e  Befugniss, 
siob  solchem  Gebahren  zu  widersetzen,  und  ein  Verhalten  zu  verlangen,  hä 
welchem  sie  ihre  eigenen  erlaubten  Zwecke  ungestört  verfolgen  können.    Die 
Analogie  des  Verhaltens  eines  einzelnen  Individuunis  zu  anderen  Einzelnen, 
oder  eines  gesellschaftlichen  Kreises  zu  anderen  Gestaltungen  seiner  Art  trü 
hier  vollkommen,  zu.    Mit  andern  Worten:  die  Lehre  von  der  völkerrecht- 
lichen Souveränität  geht  allem  Anderen  vor;   aber  sie  ist  nicht  der  einzige 
Inhalt  des  internationalen  Rechtes. 

Eine  unmittelbajre  Folge  hiervon  ist  zweitens,  dass  kein  Staat  schuldig 
ist,  diejenigen  Mittel,  welche  er  zur.Erreichung  seiner  eige- 
nen Aufgabe  bedariP,  für  die  Zwecke  anderer  Staaten  zu  Ter- 
w enden.  Die  einem  Staate  ^ur  Verfügung  gestellten  Mittel  rühren  alle, 
mittelbar  oder  unmittelbar,  aus  dem  Vermögen  oder  aus  den  körperlichen 
und  listigen  Kräften  seiner  Bürger  her.  Sie  sind  ihm  nicht  zu  beliebiger, 
wenn  an  sich  vielleicht  guter ,  Verwendung  überlassen ,  sondern  ausschliess- 
lich zur  Befinedignng  der  JLebenszwecke  des  Volkes  bestimmt.  Zu  diesen 
Iiebenszwecken  des  vernünftigen  Menschen  gehört  nun  allerdii^s  die  Förde- 
rung fremder  Interessen  unter  gewissen  Voraussetzungen  ebenfalls;  allein 
vorerst  kommt  doch,  wie  soeben  ^zeigt,  die  Erreichung  der  ^enen  Lebens- 
aufgabe... Nicht  für, Andere,  sondern  zunächst  für  sich  selbst,  lebt  der  Mansch; 
und  zwar  ein  Volk  so  gut  wie  ein  Einzelner.  Dabei  ist  denn  nicht  zu  über- 
sehen,* dass  die  Queue,  aus  welcher  die  dem  Staat«  eingeräumten  Mittel 
fliessen,  nämlich  das.  Volksvermögen  und  die  persönliche  Thätigkeit  der 
Theilnehmer ,  keineswegs  unerschöpflich  ist.  Schon  an  und  illr  sich  nkht, 
weil  der  Gesammtbetrag  dieser  beiden  Leistungstbestandtheile,  wie  gross  er 
immer  sein  mag,  doch  nur  eine  bestimint  begrenzte  ist,  und  l^berdiess  die 
Nachhaltigkeil  der  Verwendung  auch  eipe  Nachhaltigkeit  der  Wiederersetzung 
verlangt.  Dann  aber  und  selbst  vorzugsweise  desshalb  nicht,  weil  der  ge- 
sammte  stoffliche  Vorrath  des  Volksvermögeus  und  der  Volkskräfte  keines- 
wegs dem  Staate  allein  oder  auch  nur  hauptsächlich  zur  Verfügung  stellt, 
sondern  vielmehr  zunächst  die  persönlichen  Bedürfnisse  der  Einzelnen,  und 
wohl  auch  die  der  gesellschaftlichen  Vereine,  (daraus  befriedigt  werden  müs- 
sen, und. dann  erst  von  den  Forderungen  des. Staates  die  Rede  sein  kann. 
Selbstverständlich  ist  nun  aber,  dass  in  eüiem  X^UisionaUle  die  wichtiger« 


9h  Aufgabe  des  Vöikerrechted.  595 

und. näherliegende  Aufgabe  Yorgeht  und  die  Pflicht  zur  EHÜUnng  deranderea 
in  der  Unmdglichkeit  der  Leistung  erlischt.  —  Dieser  Auffaästmg  können 
Ewei  scheinbare  Einwendungen  entgegengesetzt  werden,  sie  halten  af^er  eine 
nähere  PrüAing  nicht  aus.  —  Wenn  nämlich  gegen  die  Beyorzugang  der 
eigenen  unmittelbaren  Lebensaufgaben  des  Volkes,  und  somit  des  Staates, 
^Itend  gemacht  .werden' wollte,  dass  bei  einer  Unzureichenheit  der  Mittel- 
Ar  eine  eigene  und  für  einen  fremden  Zweck  der  verhältnissmässige  werth- 
rollere  von  beiden  den  Vorzug  verdiene,  und  dass  daher  ein  minder  wichtiger 
einheimischer  Zweck  einem  bedeutenderen  der  allgemeinen  intemationalßu 
Semein^chaft  nachstehen  dürfe  und  müsse:  so  wäre  darauf  zu  erwiedem, 
iass  der  Staat  doc|i  offenbar  zunächst  seine  eigene  unmittelbar«  Aufgabe  zu 
erfttllen,  und  sich  diesem  Zwecke  gemäss  vollständig  einzurichten  hat,  ehe 
er  berechtigt  ist,  sich  nach  weiteren,  zwar  allerdings  ganz  legitimen  aber 
doch  nur  femer  stehenden  Thätigkeitsgegenständen  umzusehen.  Es  kann 
nichts  Wichtigeres  für  ihn  geben,  als  dass  er  seine  eigene  Persönlichkeit 
?(^ständig  ausbildet.  Es  ist  die  nothwendige  Form,  in  Welcher  das  Yolk 
im  Ganzen  und  jeder  einzelne  Bestandtheil  desselben  den  Zweck  seines  irdi- 
schen Daseins  erfüllt;  um  dieses  zu  ermöglichen,  bringt  es  grosse  Opfer 
ul  Gut  und  an  Freiheit:  es  wäre  ein  Angriff  auf  dessen  ganzes  vernünftiges 
Dasein  und  zu  gleicher  Zeit  ein  Raub  an  seiner  Habe ,  wenn  die  Erreichung 
der  eigenen  Staatszwecke  der  Förderung  eines  andern  Volkes  nachgesetzt 
würde.  —  Man  wird  aber  vielleicht,  zweitens,  einwenden  wollen,  dass  hiermit 
die,  doch  ernstlich  behauptete,  Pflicht  der  internationalen  Gemeinschaft  that- 
sächlich  wieder  aufgehoben,  weil  für  praktisch  ünanwendbar  erklärt  sei. 
Diess  wäre  jedoch  eine  grosse  Uebertreibung.  Richtig  ist  allerdings,  dass 
fie  Bedürfiiisse  der  znnächstliegendeu  Aufgabe  des  Staats  sehr  'bedeutend 
Bind,  und  die. zu  Gebot  stehenden  Mittel  hart  in  Anspruch  nehmen,  so  dass  für 
anderwdtige  Thätigkeit  nicht  eben  allzu  viel  übrig  bleibt.  Allein  theils  weiss 
reiTiünftige  Sparsamkeit  immerhin  auch  hier  für  Nothwendiges  Mittel  zu  be- 
schaffen;  theils  und  hauptsächlich  handelt  es  sich  bei  der  Förderung  fremder 
Zwecke  keineswegs  immer  oder  auch  nur  hauptsächlich  von  Ausgaben,  son- 

*  '       .      . 

lern  oft  nur  von  der  Einräumung  gewisser  Befugnisse  oder  höchstens  von  der 
Srianbniss  zur  Benützung  ohnedem  bestehender.  Einrichtungen.    * 

Ist  aber  auf  diese  Weisse  zunäclist  für  die  eigenen  Bedürfnisse  des  Volkes 
md  Staates  gesorgt,  so  muss  nun ,  drittens ,  der  Grundsatz  geltend  gemacht 
irerden,  dass  es  die  Aufgabe  eines  gesittigten  Staates  ist,  nöthigen  Falles 
luch  die  Lebenszwecke  Fremder  zu  fördern.  Diess  denn  aber  frei- 
ich  unter  manchfachen  Voraussetzungen  und  näheren  Bedingungen.  Ein  zu 
(mterstützender  Zweck  muss,  nach  diesseitigem  Dafürhalten,  an  sich  vernünftig 
ond  ausführbar  sein.  Die  zu  Unterstützenden  müssen,  aus  Mangel  an  eigenen 
Mitteln,  einer  Beihülfe  wirklich  bedürfen ;  auch  darf  kein  zur  Unterstützung 
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n&ber  Verpflichteter  vorhanden  sein.  .  Yon  de):  geforderten.  Unterstützimg 
muss  Yerständigerweise  unter  den  gerade  vorliegenden  Umständen  ein  gün- 
stiges Ergebniss  zu  erwarten  stehen.   Bei  mehreren  gleichzeitigen  Fordeningen 
geht,  wenn  sie  aas  Mangel  an  Mitteln  nicht  sämmtlich  befriedigt  werden  kOnnei^ 
.  zunftofast  diejenige  vor,  welche  auch,  dem  zu  Hülfe  gerufenen  Staate  und 
86in(^  Angehörigen  voe^  Nutzen  ist ;  hei  sonstiger  Gleichheit  der  Yerhiütnisse 
aber  der  wichtigere  Ge^nstand  dem  unbedeutenderen.    JDagegen  sind  aber 
auch  nicht  etwa  bloss  solche  Zwecke  zu  fördern,  welche  eiuem  fremden  Staaten 
^elbßt  obliegen,  sondern  auch  die  einzelnen  gesellschaftlichen  Kreisen,  ja  selbst 
Individuen  zustehenden.  —  Der  Satz  an  sich  findet  seine  Rechtferti^ng  j)q 
.den  ganzen  eben  entwickelten  Anschauungen  von  den  menschlichen  Lebens* 
.zwedken  und  von  der  Npthwendigkeit  immer  höher  steigende  und  umfassendere 
Yerb&dtmgen  zu  gegenseitiger  Förderung  einzugehen.    InternaÜonale  Hülfe 
ist  die  oberste  Stufe  der  dem  schwachen  Menschen  möglichen  Einrichtungen; 
.  sie  ist  gber  auch  logisch  und  thatsächlich  unentbehrlich ,  ^nd  ihi'e  Anerken- 
niu>g  und  treue  Ausübung  ist,  in  /dieser  Bichtung,  der  Triumph  der  GesittiguDg. 
Was  aber  die  beigefügten  Nebenbestimmungen  betrifft,  so  sind  dieselben  ilKr 
sich  selbst  sc)ion  kliar  mid  bedürfen  kaum  eines  näheren  Erweises.  —  Unwider- 
sprechlich  ist  doch,  dass  die  Gewährung  einer  Hülfe  nicht  von  dem  Willen 
des  Bittenden,   sondern  von  der  Ueberzeugung   des  Gewährenden  und  von 
seiner  Eenntniss  der  eigenen  Leistungsmöglichkeit  abhängt.  Dieses  Verh&lt- 
niss  findet  schoa  im  Innern  eines  jeden  Staates  ^tatt  bei  den  Ansprüchen  an 
StaatshülfezUr  Förderung  individueller  Zwecke;  unmöglich  können  Fremde 
ein  weiter  gehendes  Hecht  haben,  als  die  eigene^  Bürger,  und  es  wäre  ganz 
"  widersinnig,  ihr  Verlangen  entscheiden  zu  lassen  über  die  Anwendung  der 
Staatskri^  eines  souveränen  Staates  und. gegen  dessen  Willen  und  eigenes 
Bedürfhiss.  —  Die  blosse  Subsidiarität  der  Verpflichtung  kann  ni^ch  Allen, 
was  früher  vorgetragen  worden  ist,  gax  nicht  im  Zweifel  sein.  —  Ebenso 
versteht  sich,  wenn  eine  Auswahl  getroffen  werden  muss,  die  Bevonmgnng 
des  auch  dem  eigenen  Volke  Nützlichen  Vor  dem  ih^  völlig  fremd  Bleibenden, 
oder  die  Höherstellung  des  wichtigen  über  dem  unbedeutenderen  Zweck,  ans 
einfachen  Gesetzen  des  Denkens  gam;  von  selbst.    Nur  mag  in  letzterer  Be- 
Ziehung  darauf  aufmerksam  gemacht  sein,  dass  (gerade  wie  im  inneren  Staats- 
lebeä:  und  namentlich  bei  der  polizeiüchep  Thätigkeit)  die  Schätzung  der 
^Wichtigkeit  eines  Lebenszweckeß  keineswegs   allein   nach  dem   stofflichen 
Werthe  der  Ergebnisse  bemessen  werden  darf,  sondern  dass  geistige  und 
.sittliche  Zwecke  ebenfalls  ihre  volle  Berechtigung  haben.     Eine  richtige 
gegenseitige  Abwägung,   namentlich  ungleichartiger  Aufgaben,  ist  freilich 
nicht  immer  leicht,  und  es  mag  die  getroffene  Wahl  auch  zu  Beschwerden 
führen:  allein  es  ist  diess  eine  Schwierigkeit,  welche  dem  Menschen,  and 
.zwar  sowohl    dem    einzelnen   v^ie    dem   genossenschaftlichen,'    keineswegs 
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erspart  werden  baim,  und  deren  mögliches  Eintreten  an  det  Richtigkeit'deti 
Gnindsatzes  selbst  durchaus  nichts  ändert.  —  Einer  genaueren  Bechtfer- 
tignng  bedarf  wohl  nur  die  Forderung,  dass  nicht  bloss  Zwecke  fremder 
Staaten^  sondern  auch  die  von  Gesellschaften  und  von  Einzelnen  eine  inter- 
nationale Berücksichtigung  zu  verlangen  berechtigt  seien.  Diese  Bechtfer- 
tignng  ist  jedoch  zu  liefern.  Darüber  k^n  an  und  fiBr  sich  kein  Zweifel 
sein,  dass  die  vernünftigen  Lebei^szwecke  der  Menschen  keineswegs  aUe 
aufgehen  in  denen  des '«Staates.  Es  treten  vielmehr  mit  der  steigenden  Qe^ 
sittiguBg  die  nur  von  Mehreren  oder  Einzelnen  verfolgten  Zwecke  immer 
mehr  in  den  Yordergi:und,  da  Gcsittigung  nichts  anderes  ist  als  gesteigerte 
Bildung  der  menschlichen  Persönlichkeit.  Wenn  also  überhaupt  das  blosse 
Bestehen  eines  vernünftigen  Lebensizweckes  denselben  einen  Ansprach  aof  * 
eine  .Förderung  gewahrt  und  zwar  durch  alle  Stufen  der  menschlichen  Yer- 
bindongen  hindurch,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum  die  zunächst  ftlr  kleiner^ 
Kreise  bedeutenden  Leb^saufgaben  gerade  von  internationaler  Berücksich- 
tigung ausgeschlossen  sein  sollten.  Sind  doch  unter  ihnen  solche,  welbhe 
zur  Blüthe  des  menschlichen  Daseins  gehören  >  z.  B.  Erwerbung  oder  Ver- 
breitung religiöser,  wissenschaftlicher,  allgemein  menschlicher  Bildung,  .uAd 
ist  es  eine  Forderung  der  Gesittigung,  nicht  bloss  den  Mächtigen,  sondern 
auch  den  Kleinen  und  Schwachen  gerecht'  zu  werden.  Wenn  aber  etwa 
geltend  gemacht  werden  wollte,  dass  im  Völkerrechte  nur  Staaten  mit 
Staaten  in  Verbindung  stehen  und  nur  deren  gegenseitige  Rechte  Gegen- 
stand der  Verhandlung  und  Verbindung  seien:  so  wäre  diess  lediglich  eine, 
petitio  prindpii.  Die  Behauptung  ist  ja  gerade,  dass  eine  vollständige  Ent^ 
Wicklung  des  rein  menschlichen  Verhältnisses  unter  gleichzeitige!!  Staaten 
ein  Hinau^chreiten  über  diese  ersten  roheren  Anfänge  des  geordneten  Zu- 
sammenlebens derselben  fordere.  Ueberdless  ist  eine  so  enge  Zweckbestim-  . 
mung  des  Völkerrechtes  nicht  einmal  thatsächlich  richtig;  selbst  nicht  auf 
dem  blossen  Standpunkte  der  Souveränität.  Auch  wenn  die  Persönlichkeit 
und  Selbstständigkeit  der  Staaten  strenge  als  das  Princ\p  des  Völkei^^echtes 
aufgestellt  wird,  kommen  vielfach  Fälle  vor,  in  welchen  die  Bedürfnisse  Ein- 
zelner, auch  ohne  dass  dieselben  von  ihren  Regierungen  vertreten  oder  als 
ein  B^tandthcil  des  fremden  Gesammtorganismus  in  Betrachtung  zu  ziehen 
wären,  unweigerlich  von  anderen  Staaten  hülfreich  berücksichtigt  werden. 
Schon  bish(?r,  wo  denn  doch  die  Hegung  internationaler  Gemeinschaft  nicht 
als  Grundsatz  aufgestellt  zu  sein  pflegte,  wurde  wohl  nirgends  einem  Fremden, 
welcher  die  allgemeine  Bedingung  der  Zulassung  erfüllte,  die  Benützupg 
wissenschaftlicher  oder  künstlerischer  Anstalton  verweigert;  nirgends  einjem 
fremden  Schiffe  der  Gebrauch  der  Sicherungsänstaltcn ,  einem  fremden  Kauf- 
manne die  -Ausdehnung  der  Schutzmaassregeln  auch  auf  seine  Güter  ver^gt. 
Das  ganze  internationale  Privatrecht  beweist,  dass  alle  gesittigtei^  Staate 
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den. einzelnen  Fremden  Rechtsschutz  sclmldig  za  aein  zageben,  (irami  ndk 
über  die  Einzelheiten  Zweifel  ist.)  Und  wenn  allerdings  büsb^  weniger  toh 
gesellschaftlichen  Rechten  im  Auslande  die  Rede  war,  so  rtthit  diess 
daher,  dass  überhaupt  der  Begriff  der  Gesellschaft  und  des  einzeliien  geseli- 
schaftlichen  ELreises  in  den  Staatswiss^nschafteh  nicht  die  gehörige  Beachtung 
gefunden  hatte.  Eine  vollständige  Lehre  d^r  völkerrechtlichen  SouTerftoitit 
wird  künftig  aUch  die  Cresellschaft  berücksichtigen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  der  sicherste  Weg  ^  einer  klaglosen  und 
•dauernden  Ordnung  der  internationalen  Hülfen  zu  gelangen,  in  ansdrflck- 
lichen  Yeräbredungen  besteht,  und  dass  sogar  in'  manchen  Fällen  nur  eigene 
Cotigresse  von  möglichst  \delen  Theilnehmcrn  einen  gewünschten  Zustand  herza- 
stellen  vermögen.  Daher  muss,  viertens^  die  Forderung  gestellt  werden,  dass 
jeder  St^t  alle  passenden . Gelegenheiten  benütze ,  um  sich  in  mögliclist 
weiter  Ausdehnung  mit  anderen  Staaten  Über  die  Gegenstände 
vernünftiger  Yölkergemeinschaift  zu  verständigen.  —  Je  bestimmter  iud 
je  mehr  ins  Einzelne  gehend  die  Feststellungen  sind,  desto  wäiiger  ist  natfir- 
lich  Zweifel  und  Streit  in  der  Anwendung  zu  fürchten;  doch  ist  ein  Vertrag 
nicht  gerade  die  unerlässliche  f^orm.  EtS  mag  in  den  verschiedenen  Staaten, 
welche  an  sich  über  eine  gewisse  Handlungsweise  einverstanden  sind,  das 
Wünschenswerthe  auch  durch  einseitige  Anordnungen  geschehen;  und  es 
k^n  sogar  dieses  Verfahren  das  räthlichere  sein,  wenn  die  Vollziehung  Or- 
ganen übertragen  werden  muss,  über  deren  Einrichtung  man  ans  Gründen 
innerer  Politik  beständig  freie  Hand  behalten  möchte,  oder  wenn  zunächst 
noch  Versuche  über  die  beste  Art  der  Ausführung  gemacht  ^  Erfahrungen 
über  das  Ergebniss  gesammelt  werden  sollten.  Hier  würde  Verpflichtung  in 
bestimmter  Form  mehr  schaden  als  nützen.  Auch  mag  noch  bedacht  werden, 
dass  bei  dem  itzigen  Stande  der  ganzen  Lehre  von  der  völkerrechtlichea 
Gemeinschah.  An  träge  zu  förqnlichen  und  umfassenden  Verträgen  leicht  eher 
ein  Misstrauen  als  eine  Geneigtheit  zur  Verständigung  hervorrufen  könnten, 
oder  bereits  bestehende  Schwierigkeiten  durch  verunglückte  Formulirung  ver- 
schiedenartiger Auffassung  hartnäckiger  werden  möchten.  In  solchen  FäDei 
Wird  durch  eine  nur  weniger  bindende  Besprechui^  wenigstens  ein  Ziel  e^ 
reicht,  wenn  schon  auch  nicht  das  allervollkommenßte. 

Wie  unzweifelhaft  auch  die  Pflicht  der  internationalen  Gemeinschaft  und 
Hfilfe  sein  mag ,  immerhin  ist  zu  erwarten ,  dass  sich  einzelne  Staaten  der- 
selben  entziehen,  sei  es  nun  grundsätzlich  oder. sei  es  tüatsächlich,  und  ent- 
weder  ganz  allgemein  oder  nur  in  einzelnen  Beziehungen.  Für  sc^he  FUle 
nmss  denn  nun  endlich,  fünftens,  der  Grundsatz  aufgestellt  werden,  dass  m 
Staat  gegenüber  von  solchen  Staaten,  welche  die  Verjpflichtung  einer  geraten 
Gemeinschaft  nicht- einräumen,  auch  seinerseits  zu  Leistungen  entspre- 
chender Art  nicht  verbunden  ist.   Neben  der  PÄcht,  Fremden  Hülfe 
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m  lernten,  bat  der  Staat  ancb  die  Pfliebt,  gleiche  FOrdenmg  der  Zwecke 
seines  eigenen  Volkes  von  jenpn  an  verlangen.  Nun  aber  ist  die  Verweigerung 
einer  Hfllfe;  welche  zwar  nicht  erwidert  werden  \nll,  aber  gerne  angenommen 
wQrde,  das '  nächstliegende  und  im  Zweifel  auch  erfolgreiche  Mittel  zur 
Srecfanng,  der  Selbstsucht  und  Unbilligkeit.  Auch  wäre  es  jeden  Falles  hart, 
wenp  der  Staat  seihen  Bürgern  Beitrage  zu  internationalen  Leistungen  zn- 
mnthete,  ohne  dass  er  ihnen  in  Fällen  gleichen  Bedürfnisses  von  Seite  fremder 
Staaten  eine  Unterstützung  verschaffte.  Die  Pflicht  besteht,  allein  unter  der 
Voraussetzung  eines  vernünftigen  Zusammenlebens.  —  Damit  soll  freilich  nicht 
gesagt  sein ,  dass  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  nicht  auch  unter  Um- 
standen eine  Ausnahme  erleiden  könne.  «Wenn  namentlich  der  Staat  durch 
eine  vereinzelte  Nichtausführung  einer  sonst  allgemeinen  Anordnung  sich  selbst 
Verwirrung  oder  sonstigen  Schaden  zuziehen  würde;  oder  wenn  mit  Wahr- 
scheinlichkeit zu  hoffen  steht,*  dass  der  bisher  die  Erwiderung  verweigernde 
Staat  durch  das  diesseitige  Vorgehen  sich  beschämen  oder  aus  sonst  welchen 
GrtUiden  zur  Nachahmung  bestimmen  lassen  werde:  so  gereicht  ein  Voran- 
schreiten auf  der  Bahn  zur  Gesittigung  nicht  nur  nicht  zur  Unehre,  sondern 
es  ist  vielmehr  ein  vernünftiges  Verfahren  gegenüber  von  Eigensinn  oder 
sonstiger  kleinlicher  Leidenschaft.  Namentlich  mag  ein  mächtiger  Staat  hier 
mit  fest  gewisser  Aussicht  auf  nützliche  Folgen  einseitig  vorangehen. 

4.    Die  einzelnen  Beziehungen  der  internationalen 

Getneinschaft. 

Es  ist  oben,  S.  583,  bereits  bemerkt  worden^  dass  die  gegenseitige  För- 
derung der  Lebenszwecke  dreierlei  Subjecte  zum  Gegenstande  hab^  kann: 
die  Staaten  selbst  als  organische  Einheiten ;  die  verschiedenen  gescUschaft- 
Uchen  Kreise  innerhalb  der  coexistirenden  Staaten;  endlich  einzelne  Unter- 
thanen.  Es  soll  nun  im  Folgenden  der  Versuch  gemacht  werden  die  Ver- 
hältnisse näher  aufzuzählen,  in  welchen  eine  internationale  Unterstützung  des 
einen  oder  des  anderen  dieser  Subjecte  als  geboten  erscheint,  und  die  Hand- 
lungsweisen wenigstens  anzudeuten,  welche  in  dem  einzelnen  Falle  als  die 
zweckgemässen  erscheinen. 

Hierbei  muss  deni^  aber  zuf  Vermeidung  von  Missverständnissen  eine 
doppelte  Bemerkung  vorausgehen. 

Einmal  nämlich  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  grosser  Bedacht  darauf 
genommen  werden  muss ,  jede  Vermischung  Qiit  jenen  Lehren  zu  vermeiden, 
welche  die  Souveränität  defr  Staaten  betreffen.  Die  beiden  internationalen 
Häuptverhältnisse,  nämlich  einer  Seits  Selbstständigkeit  und  Selbstberech- 
tigung  der  eiüz^lnen  Staaten ,  also  ihre  Persönlichkeit  und  Freiheit,  auf  der 
andern  Seite  aber  das  Herausgehen  aus  dem  bestimmt  umschriebenen  Kreise 
der  ertaubten  Selbstsucht  und  die  Anerkennung  des  Nutzens  und  der  Noth- 
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wendigkeit  einer.  Gemeinschaft,  berohen  anf  verschiedenen  obersten  Sfitzen. 
Es  kanii  daher  nur  entweder  zu  einer  Verwirrung  nach  Form  und  Sache  oder 
wohl  gar  zu  wesentlich  falschen  Behauptungen  führen",  wenn  diese  beiden 
Seiten  des  Völkerlebens  nicht  auch  formell  scharf  auseinander  gebalten  werden. 
Dass  diess  bisher  nicht  in  genügender  Weise  geschah,  war  eine  Hauptarsache 
der  Verkennung  der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  als  einei*  eigenen  jcHi- 
tischen  und  rechtlichen  Aufgabe,  damit  natürlich  aber  auch  der  Grund  der 
Untertots&ung  einer  Ausbildung  genügender  Regeln  der  letzteren.  Allerdings 
hat  Sie  Macht  der  Thatsach^n  darauf  aufinerksam  gemacht,  dassiiier  wesent- 
lich versohiedenartigc  Forderungen  neben  und  durcheinander  liegen,  und  man 
ha,t,  in  Ermangelung  eines  tieferen  Eindringens  in  dea  letzten  Grund  dieser 

■  Verschiedenheit  sich  mit  dem  logischen  Nothbehelfe  der  Aufstellung  voo 
Kegel  und  Ausnahme  zu  helfen  gesucht  ^) ;  allein  diess  genügt  offenbar  niclit, 
Zwar  kann  auf  jdiese  Weise  allzu  schreiender  Widerspruch  vermieden  und  eine 
Art  von  äusserer  Ordnung  in  den  Stoff  gebracht  werden ;  dagegen  ist  es  wissen- 
schaftlich unrichtig  zwei  verschiedene  selbstständigc  Seiten  eines  und  desselben 

.  grossen  Gänzen  so  darzustellen,  als  sei  die  eine  die  Kegel  und  die  eigentliche 
Wahrheit,  die  andere  dagegen  nur  unzusammenhängender  Haufe  von  Aus- 
nahmen, für  welche  siqh  in  ihrer  Losreissung  von  den  eigenen  Grundgedanken 

■ 

vielleicht  nicht  einmal  ein  zureichender  Grund  angeben  lässt  und  die  daher 
sehr  zu  ihrem  Nachtheile  als  irrational  und  wo  möglich  bei  erster  Gelegenheit 
beseitigend  erscheint.  Sodann  geht  natürlich  bei  solcher  Behapdlungsweisc 
'  jed^  Ucbersicbt  über  den  so  untergesteckten  Theil  ganz  verloren  und  ist  nichts 
leichter  möglich,  als  dasa  wesentliche  Theile  ganz  vergessen  bleiben.  Endlich 
und  hauptsächlfch  aber  ist  die  Aufstellung  richtiger  Grundsätze  für  einen  so 
durcheinander  gemischten  in  sich  ungleichartigen  Stoff  sehr  schwierig.  Nament- 
lich besteht  die  Gefahr,  dass  für  die  als  blosse  Ausnahmen  oder  an  sich  unge- 
rechtfertigte Erweiterungen  behandelten  vereinzelten  Sätze  allgemeine  leitende 


1)  Auf  eine  merkwürdige  Weise  steht  die  Einsicht,  d^UB  zwei  venchiedene  Elemeote  im 
Völkerrechte  neben  einander  liegen ,  und  dIeselbeA  ftucfa  in  der  formcUen  DarsteUcmg  getreaat 
gehalten  werden  soHten,  im  Widerspruche  mit  einer  schlechten  logischen  Behandlung  beiPhilli* 
more  (Commentaries  üpon  international  law).  AUerdjniti  geht  der  Verfiuscr  von  der  —  oben, 
Seite  586,  Anmerk.  1,  bereits  besprochenen  —  unrichtigen  Auffassung  ans,  das«  der  doppelt« 
Inhalt  in  der  Verschiedenheit  der  strengen  Rechtssätze  (strictum  jus)  und  der  mildernden  BiHif- 
keit  (comitas  nationum)  bestehe^  allein  wie  dem  auch  sei,  jeden  Falles  dringt  <er  auf  entachiedeae 
Bonderung  der  beiden  Arten  von  Sätzen. '  Diess  wird  denn  nun  aber  in  sehr  plumper  und  fUge 
widriger  Weise  bewerkstelligt.  Dl^en^en  Billigkeitsregehi ,  welche  aich  aUm&hUg  hinaidiilfteb 
der  internationalen  Verhältnisse  der  einzelnen  menschlichen  Indiriduen  gebildet  haben,  sdco 
so  umfiissend  und  bedeutend,  dass  sie  eine  ganz  abgesonderte  Abtheilung  des  Werkes  in  Äa* 
Spruch  nehmen ;  ülr  die  aus  der  comitas  nationam  für  die  Verhältnisse  von  Staat  au  Staat  ent- 
standene bei  weitem  weniger  zahlreiche  Gewohnheiten  genügt  dne  Anfühm^g  ala  ÄasnahiuB 
▼on  der  Regel.  8.  Bd.  T,  8.*160.  Es  ist  schwer  begreiflich,  dass  das  doch  nothwendige  Miß- 
behagen an  solcher  stümperhalten  Systematik  den  tüchtigen  Mann  nicht  an  e^em  kiilUges 
Entschlüsse  einer  durchgreifenden  formell-richtigen  Behandlung,  dadurch  aber  wieder  an  der 
Auffindung  des  eigeqtlleheil  We«ens  der  Verschiedenheit  geführt  hat 
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Prindpien  nicht  gefanden,  vielleicht  gar  nicht  gesucht  werden.  Der  gegen- 
irärtige  Stand  der  Lehre  von  der  internationalen  Gemeinschaft  beweist  ain 
ientlichsten  das  Bestehen  dieser  Schwierigkeiten. 

Sodann  aber  ist  ein  fflr  i^llemal  zu  bemerken,  dass  selbst  eine  ganz 
^elangene  wissenschaftliche  Bemühung  um  die  Herstellung  eines  Systcmes. 
der  internationalen  Gremeinschaft  nicht  für  immer  zu  einer  Abschliessung  in 
Btofflieber  Beziehung  führen  kann.  Die  Grundsätze  über  die  Souveränität 
der  Staaten  mögen  allerdings,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  sämmtlich  auf- 
gefunden und  ein  für  allemal  richtig  gestellt  werden.  Dieselben  betreffen 
ein  zu  allen  Zeiten-  und  für  alle  Arten  von  Staaten  gleichmässig  bestehendes 
Verhältniss  und  Bedürfniss;  eine  richtige  Logik  und  eine  ausreichende  Kennt- 
niss  der  Geschichte  reichen  somit  aus,  den  gesammten  Stoff •  aufzufinden  uiid 
zu  ordnen.  Höchstens  kommen  etwa  von  Zeit  zu  Zeit  einzelne  neue  Behaup- 
tBDgen  oder  früher  noch  nicht,  gemachte  Verbuche  zu  Eingriffen  zu  dem  bis- 
herigen Stoffe  hinzu,  und  haben  dann ^ auch  eine  Einordnung  und  Beurthei- 
kmg,  übrigens  nach  den  bereits  feststehenden  Regeln,  zu  erfahren»  Anders*. 
jedoch  bei  der  Lehre  von  der  Hülfsgemeinschaft  der  Völker.  Nicht  etwa, 
dass  es  hier  an .  allgemeinen  Grundsätzen  ganz  gebräche;  im  Vorstehenden 
ist  hoffentlich  das  Gegentheil  thatsächlich  erwiesen:  wohl  aber  weil  durch 
die  immer  sich  verändernde  menschliche  Gesittigung  und  durch  die  beständig 
fortdauernde  Auffindung  neuer  Mittel  für  dieselbe  der  Kreis  der  zu  behan- 
delnden Gegenstände  sich  fortwährend  verändert  und  erweitert.  Eine  stoff- 
lich v-oUständige  Lehre  kann  also  hier  nur  immer  je  für  eine  bestimmte  Zeit 
geschaffen  werden,  und  selbst  die  beste  Darstellung  des  Völkerrechtes  ist  in 
dieser  Abtheilung  unvermeidlich  zu  allmählichem  Veralten  verurtheilt.     Es 
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findet  hier  ein  ganz  analoges  Verhältniss  statt  wie  zwischen  dem  Staatsrechte 
und  de^  Polixeiwissenschaft.  Während  ersteres  ein  für  allemal  in  jeder 
bestimmten  Staatsgattuug  festgestellt  werden  kann,  wird  letztere  beständig 
von  Forderungen  in  Folge  neuer  Bedürfnisse  und  Befriedigungsmittel  bedrängt. 
Solehe  Disciplinen  haben  freilich  den  Vortheil  einer  nie  nachlassenden  An- 
regung, aber  sie  versagen  dagegen  auch  die  Befriedigung  eines  Abschlusses 
und  entbehren  leicht  einer  vollständigen  Durchführung. 

Es  wäre  logisch  vielleicht  richtiger  die  Aufzählung  der  verschiedenen 
Forderungen  an  die  internationale  Gemeinschaft  mit  denjenigen  Fällen  zu 
beginnen,  in  welchen  einzelne  Bürger  eines  fremden  Staates  in  erlaubten 
Zwecken  auswäits  gefördert  werden  sollen;  von  da  zur  Berücksichtigung  der 
GeseUschaften  aufzusteigen ;  und  erst  schliesslich  die  vom  Staate  anderen  Staaten 
geleistete  Unterstützung  zu  betrachten.  Es  trägt  jedoch  wohl  zur  Anerkennung 
des  Gedankens  der  Gemeinschaft  bei,  wenn  die  bekanntere  und  bisher  schon, 
wenngleich  ungenügend,  behandelte  Frage  über  das  Verhältniss  von  Staat 
zu  Staat  vorausgeht  In  der  $s^]xe  selbst  macht  die  Voranstellöng  der  einen 
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oder  der  anderen  Frage ,  das  Hinaufsteigen  vom  Einzelnen  zum  Allgemeinei 
oder  das  nn^gekcbrte  Herabsteigen  keinen  Unterschied. 

I.   Förderung  der  staatlichen  Zwecke  durch  andere  Staaten. 

1.   Gegenstände  der  Rechtsordnung. 

Die  Aufgabe  eines  Staates  'zur  Herstellung  einer  vollständigen  Rechts^.« 
Ordnung  in  seinem  Gebiete  umfasst :  die  Rechtsgesetzgebung ;  die  Bestellung 
der  verschiedenen  Rechtsbehörden;  die  Maassregeln  der  Präventiyjastiz;  di^ 
Yerfahreü  in  der  einzelnen  bürgerlichen  und  Strafrechtssache;  die  Yöllstreckux^ 
der  gerichtlichen  Urtheile.  In  allen  diesen  Beziehungen  aber  kann  einfe  Bei. 
hülfe  fremder  Staaten  sehr  wünschenswerth  sein,  und  in  einzelnen  Fallen 
ist  sie  sogar  unerlässlich. 

a)  Was  zuerst  die  Rechtsgosetzgcbung  betrifft,  so  ist  diese  aller- 
dings eine  der  ersten  Aufgaben  eines  jeden  Staates,  und  überdiess  hinsichtlich 
des  luhaU^  nach  den  Bedürfnissen  des  einzelnen  Volkes  zu  b^essen.  Da 
nun  überdiess  .cii^em  Staate ,  welcher  etwa  die  geistigen  Kräfte  zur  Entwer- 
fung von  eigenen  Rechtsgesetzbttchern  nicht  besitzt,  die  einseitige  Annahme 
solcher  fremder  Gesetze,  welche  einer  Seits  mit  der  geschichtlichen  Grund- 
lage des  nationalen  Lebens  nicht  im  Widerspruche  stehen  und  anderer  Seits 
den  gesteigerten  Forderungen  entsprechen,  völlig  freisteht:  so  ist  allerdings 
in  der  Regel  öin  Benelmien  mit  fremden  Staaten  über  die  Entwerfung  ge- 
meinschaftlicher Rechtsgesetze  oder  über  sonstige  Hülfe  von  ihnen  In  dieser 
Beziehung  nicht  nothwendig,  vielleicht  nicht  einmal  zuträglich;  somit  denn 
auch  für  Fremde  gewöhnlich  kein  Grund  zur  Gewährung  einer  Unterstützung 
oder  zur  Beschränkung  ihrer  eigenen  Selbstständigkeit  vorhanden.  Dennoch 
bestehen  Verhältnisse ,  in  welchen  der  einzelne  Staat  seine  diessfällige  Auf- 
gabe nicht  zu  lösen  vermag,  und  wo  er  sich  desshalb  mit  andern  Regierungen 
über  gemeinschaftliche  Maassregeln  zu  verständigen  suchen  mvss,  von  diesen 
aber  eine  Geneigtheit  zur  Beihülfe  verlangt  werden  kann.  Diess  ist  nament- 
lich da  der  Fall,  wo  ein  grosses  Volk  in  eine  Anzahl  selbstständiger  Staaten 
zersplittert  ist,  deren  Bevölkerungen  aber  doch  bei  gleicher  Nationalität  und 
wespntlich  ähnlicher  Gesittigung  dieselben  Bedürfnisse  der  Lebensordnmig 
haben,  und  bei  räumlichem  Nebeneinanderliegen  in  vielfachem  Verkehre  mit 
einander  stehen.  In  solchem  Falle  bringt  eine  V-erschiedenhcit  der  bürger- 
lichen, namentlich  der  Handelsgesetzgebung,  aber  auch  die  des  gerichtlichen 
Verfahrens  und  selbst  der  Strafgesetze  eine  empfindliche  Verwirrung  der 
Rechtsbegriffe  und  überdiess   vielfache  materielle  Beschwerde  >)•     Grosse 


.1)  Die  Bcseitlfnugr  der  Verschiedenheit  mittelst  einer  gr^^meinschAftlichen  G^setsgehug 
kann  soerar  die  Verhältnisse  einer  wichtigen  politischen  Maassregel  annehmen,  wenn  die  Brack* 
stücke  desselben  Stammos  durch  einen  Bund  engerer  oder  weiterer  Art  zu  einem  gressea  Games 
vereinigt  werden  sollen.  Je  ausgedehnter  dann  die  gemeinschaftliche  Rechtsgesetzgebnng  iitt 
desto  fester  wird  auch  das  staatliche  Band  sein,  welches  durch  Oleichhett  der  Lebensordnosg* 
des  Rechtsbewusstseins  und  der  materiellen  Zustände  tägliche  wenn  auch  onhewuMte  Vexsts^ 
kung  erhält.'    Die  Erörterung  dieser  Seite  der  Bache  ist  Jedoch  hier  nlcÜt  «n  der  BteUe. 
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pimdsfttzliche  Schwierigkeiten  bat  glücklicherweise  eme  Beseitigung  dieser 
Jebelst&nde  nicht.  Bei  der  Gleichheit  der  geschichtlichen  Grandlage  und 
1er  BedOrftüsse  ist  eine  sachlich  und  formell  gleiche  Gesetzgebung  für  alle 
lOlchc  LUnder  anwendbar,  jind  es  bedarf  nur  eines  guten  Willens  und  der 
gewöhnlichen  Befähigung  zur  Zustandebringung  dei^selben.  Auch  icidet  die 
Souveränität  der  zusammentretenden  Staaten  keinerlei  Einbusse  durch  die 
Sinwilligong  zu  einem  gen^einschaftlichen  Gesetze.  Handelt  es  sich  doch  nur 
ron  freiwilliger  üebemahme  und  Einräumungen^  Dennoch  dürfen  zvici  häck- 
ichere  Punkte  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  —  Einmal  ist  nicht  zu 
äugnen,  dass  für  sämmtliche  Betheiligte  die  Unbeschrünktheit  des  Gcbahrens 
m  später  etwa  wünschenswcrth  erscheinenden  Aenderungen  oder  gar  Auf- 
lebnngen  wesentlich  beeinträchtigt  ist.  Namentlich  mag  die  Zumuthung,  ein- 
jeitig,  keinerlei  Verbesserungen  der  Rechtsgesetze  mehr  vorzunehmen,  einem 
Staate,  dessen  Gesetzgebung  von  den  übrigen  ohne  Weiteres  angenommen 
inirde,  als  eine  gar  schwere  erscheinen;  nnd  doch  ist  ihre  Erfüllung  uner-  . 
ässlich,  wenn  nicht  entweder  die  kaum  gewonnene  Einheit  wieder  soll  gestört 
nrerden  können,  oder  man  nicht  sänmitlichen  einer  solchen  Gesetzgebung  sich 
iQSchliessenden  Staaten  die  in  ihren  Folgen  gaf  nicht  zu  ermessende,  daher 
Mich  unzulässige,  Verpflichtung  auflegen  will,  sich  unbedingt  zum  Voraus 
jeder  Aenderung  *zu  unterwerfen ,  welche  der  ursprüngliche  Gesetzgeber  für 
passend  erachten  möchte.  Offenbar  nrass  hier  bei  Vermeidung  eines  Schei- 
terns der  ganzen  Sache  eine  genügende  Abhülfe  gefunden  werden.  Diese 
Endet  sich  denn  nun  aber  wohl  darin,  dass  jedem  der  vertragenden  Staaten 
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lohcim  gestellt  bleibt,  nach  geschehener  Aufkündigung  wieder  von  der  Ge- 
neinschaft zurückzutreten.  Auf  diese  Weise  wird  nicht  nur  die  Gefahr  be- 
leitigt,  in  einer  nothwendigcn  Rechtsentwicklung  aufgehalten  zu  werden  durch 
^änke  oder  Beschränktheit  eines  anderen,  vielleicht  ganz  unbedeutenden 
lud  zu  eigenen  Leistungen  unfähigen  Staates ;  sondern  es  hält  auch  die 
Inssicht  auf  eine  solche  mögliche  Ausscheidung  unvernünftiges  und  unbilliges 
Verhalten  auf  allen  Seiten  in  Schranken.  Aus  dem  letzteren  Grunde  ist  auch 
las  Bedenken,  dass  die  Berechtigung  zum  Austritte  den  ursprünglichen 
«blechten  Zustand  wiederherzustellen  droht,  sehr  abgeschwächt.  —  Zweitens 
iber  ist  es  keine  ganz  leichte  Aufgabe,  für  die  Erhaltung  einer  vollständigen 
jleichförmigkeit  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgiebung  zu  sorgen.  Dass  eine 
lolche  nothwendig  ist,  wenn  der  Zweck  erreicht  werden  soll,  bedarf  keines 
Beweises.  Es  gehört  hierzu  aber  zweierlei.  Theils  muss  feststehen,  dass 
ceiner  der  verbundenen  Staaten  irgend  eine  die  Form  oder  den  Inhalt  eines 
gemeinsamen  Gesetzes  betreffende  Maassregel  einseitig  treffe;  also  etwa 
Änderungen  voniehme,  Zusätze  mache,  authentische  Auslegungen  erlasse. 
Fh^s  «muss  für  eine  gleichmässige  gerichtliche  Anordnung  und  somit,  für 
?inen  übereinstimmenden  bindenden  Gerichtsgebrauch  gesorgt  werden.    Die 
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erste  Adgabe  ist  an  sich  nJcht  scbWer  zu  erflillen.    Eine  etitwejer  Tegel- 
massig  oder  nach  Bedürfhiss  zusammentretende  gemeinscbaftliche  Gesetz- 
gebungscommission  kann  die  nothwendi^en  allgemeinen  Normen  ausarbeiten, 
und  Sache  der  Regierungen,  beziehungsweise  der  StändeTersammlnngen,  ist 
sodann  deren  Annahme  in  einzelnen  Staaten.    Als  eine  Pflicht  aber  für  all^ 
Betheiligten  stellt  sich  die  Billigung  heraus ,  wenn  nicht  die  entschiedenste^ 
Gründe  die  Verwerfung  des  einen  oder  des  andern  Punktes  aufdringen;  un.^ 
in  dieser  Beziehung  besteht  denn  auch  eine  internationale  Verbindlichkeit  ftji^ 
die  betreffenden  Stände.    .Tiefer  in  die  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit 
der  verbundenen  Staaten  schneidet  allerdings  die  Einrichtung  zu  einer  über- 
einstimmenden  gerichtlichen  Anwendung  der  gemeinschaftlichen  Gesetze  ein. 
Sie  kann  nur  durch  die  Bestellung  eines  gemeinsam  obersten  Gerichtshofes, 
mindestens  eines  Cassationshofes ,  erreicht  werden;  und  dass   eine  solche 
manche  Bedenken  und  Unzuträglichkeiten  hat,  lässt  sich  nicht  in  Abrede 
stellen.    Dennoch  kann  verständigerweise  dieses  Mittel  nicht  verweigert  wer- 
den, wenn  man  den  Zweck  will.    Ohne  eine  solche  Anstalt  zur  Zasannnen- 
fassung  dör  Ansichten  und  zur  Aufnöthigung  derselben  Auslegung  wird,  zwar 
langsam  und  nur  stückweise  aber  auf  die  Dauer  unvermeidlich    und  sehr 
fühlbar,  wieder  Verschiedenheit  des  Rechtes  in  den  einzelnen  Staaten  ein- 
treten*).   Auch  hierzu  liegt  somit  eine  Pflicht  vor,  deren  Erfüllung  freilich 
manchfache  Modificationen  zulässt.   Wie  schwer  auch  dem  einzelnen,  nameot- 
lieh  grösseren,  Staate  ein  solches  Aufgeben  eines  Stückes  der  Souveränität 
.  fallen  mag ,  ihre  Verweigerung  hätte  eine  unvollkommene  Leistung  einer  an 
sich  als  bestehend  anerkannten  internationalen  Pflicht  zur  Folge  und  wäre 
ein  Beweis  von  noch  sehr  unvollkommener  Geltung  der  Lehre  von  der  Völker- 
gemeijQSchaft. 

b)  Im- Zweifel  ist  jeder  Staat  im  Stande,  die  für  seine  Angehörigen  er- 
forderiichen  Rechtsbehörden  selbst  zu  bestellen,  und  bedarf  hierzu  (den 
eben  erwähnten  Fall  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtes  zur  Erbal- 
tting  der  Gesetzesgleichheit)  keiner  Hülfe  von  Aussen.  Es  ist  somit  auch 
von  keiner  regelmässigen  völkerrechtlichen  Verpflichtung  in  dieser  Beziehung 


1)  ^nen  schlagenden  Beleg  von  der  Nothwendigkeit  sowohl  gremeinschafUicher  fic^rtgetetiter  ■ 
Gesetzesausbildung'  als  eines  gemeinsamen  obersten  Gerichtes  für  einen  gemeinsamen  Theil  der 
Rechtsordnung  liefern  die  schon  nach  wenigen  Jahren  hei  der  allgemeinen  deatschen  Wechsel* 
Ordnung  eingetretenen  Zustäjide.  Die  Rechtseinheit  ist,  thells  durch  legislatorische  von  elnandtf 
abweichende  Befatimmungon  einzelner  Staaten,  (heils  durch  eine  Verschiedenheit  der  obervt» 
gerichtliciien  Anwendungen  des  Gesetzes,  bereits  merklich  gestört.  Der  erstere  Uebelstand  nif 
vielleicht  durch  Benützung  der  (zufällig  bestehenden)  Commission  znrEntwerftmg  eines  deattekea 
Handelsgesetzbuches  zunächst  wider  beseitigt  werden  können.  Allein ,  abgesel^eA  von  den 
immerhin  zweifelhaften  Erfolge',  ist  damit  eine  danemde  Einheit  nicht  geaicHert ,  soadera  erf^ 
dert  diese  vielmehr  eine  stehende  Einrichtung.  Gegen  die  andere  Ursache  i«t  noch  gar  tda» 
Hülfe  versucht  worden.  Dass  dasBeiftehen  dieses  Missstandes,  vermehrt  noch  durch  die  Aosfiett 
aof  ein  *noch  weit  grössei^es  gleichartiges  Uebel  nach  Gründung  eines  omfimeaden  .HaBÖeb* 
gosetkbuches,  tu  der  Gründung  eines  stehenden  obersten  Bondesgerichts  beitragen  werde,  iit 
aber  leider  mehr  in  wünschen  als  sn  hoffen. 
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UaRede.  Nur  bei  ganz  kleinen  Staaten  miag  eine  Schwierigkeit  in  Betreff 
ler  Beschaffung  eines  genilgenden  höchsten  Gerichtes  eintreten.  Theils  ist 
ü  solchen  die  erforderliche  Anzahl  ausgezeichneter  Rechtsgelehrter  schwcr- 
kih  au&ufinden;  theilB  TermOchte  der  Staat  den  entsprechenden  Aufwand  nicht 
n  xhachen.  Auch  wäre  nicht  einmal  eine  hinreichende  Beschäftigung  für  eine 
olche  Behörde  Vorhanden,  während  doch  die  Unabhängigkeit  der  Richter 
räe  gleichzeitige  Verwendung  der  Mitglieder  zu  Verwaltungsgcschäftcn  ver- 
>öte.  Lässt  sich  denn  nun  auch  möglicherweise  dem  Bedürfnisse  abhelfen 
lurch  die  Benützung  ausländischer  Schöppenstühle ,  Rechtsfacultaten  u.  dgl., 
M>  ist  doch  für  einen  solchen  Staat  die  Erlaubpiss ,  das  oberste  Gericht  eines 
uidem  vollständig  eingerichteten  Staates  in  Anspruch  zu  nehmen,  der  grös- 
seren Gleichförmigkeit  der  Rechtsprechung  wegen  entschieden  vorzuziehen. 
Schwer  ist  es  freilich,  einen  allgemeinen  Grundsatz  darüber  aufzustellen, 
reichem  Staate  die  Hülfeleistung  angemuthet  werden  könne.  Wenn  auch  wohl 
uzugeben  ist,  dass  solche  Staaten  einen  Anspruch  auf  Ablehnung  haben, 
leren  oberstes  Gericht  durch  das  eigene  Land  vollständig  in  Anspruch  ge^* 
ommcn  wird,  oder  deren  Gesetzgebung  wesentlich  verschieden  von  d^  des 
iDsuchenden  ist :  so  ist  hiermit  in  Beziehung  auf  eine  positive  Antwort  noch 
ichts  gewonnen.  Kaum  wird  sich  eine  andere  Entscheidung  finden  lassen, 
is  dass  die  sonstige  Nähe  der  Beziehungen  den  Ausschlag  zu  geben  habe, 
^ass  jeden  Falles  entsprechende  Entschädigung  für  etwaigen  weiteren  Auf- 
rand verlangt  werden  könnte,  versteht  sich  von  selbst.. 

c)  Nichts  weniger  als  beliebt  pflegt  der  internationale  Beistand  zu  sein, 
reicher  zu  Zwecken  der  Präventiv  Justiz  (Rechtspoli^),  also  zur  Abwehr 
rst  drohender  Rechtsverletzungen,  gewährt  wird.  Dieser  Widerwille  beruht 
.enn  aber  doch  nur  theilweise  auf  zureichenden  Gründen ;  in  der  Hauptsache 
Bt  er  verkehrt  und  stammt  aus  Missverständuissen.  Begründet  nämlich  muss 
ilerdings  der  Widerwille  gegen  manche  Vereinbanmg  und  vereinzelte  Dienst- 
eistung  genannt  werden,  welche  übertriebener  Aengstlichkeit  der  Regierungen, 
adelnswerther  Abneigung  gegen  bürgerliche  Freiheit,  eigensinniger  und 
:arzsichtiger  Aufrechterhaltung  von  verrotteten  oder  ungerechten  Zustände^ 
hren  Ursprung  verdanken;  wie  z.  B.  die  Verabredungen  zu  gemeinschaft» 
icher  Beschränkung  der  Pressfreiheit,  dier  ständischen  Rechte,  der  Vereine 
u  8.  w.  Allein  in  einer  grossen  Anzahl  von  andein  Fällen  muäs  die  zu  rechts* 
x>llzeilichen  Zwecken  auswärts  gesuchte  und  geleistete  Hülfe  nicht  nur  im 
hondsatze  sondern  auch  thatsächlich  für  vollständig  gerechtfertigt  und 
n>hlthätig  in  ihren  Wirkungen  erklärt  werden.  Der  Beweis  ist  leicht  zu 
iefem.  Dass  es  Aufgabe  des  Staates  ist,  wahrscheinlich  drohenden  Rechts^ 
itömngen  in  seinem  Gebiete  wo  möglich  vorzubeugen,  ist  unbestritten  und 
mbestreitbar.  Nun  aber  kann  es  sich  leicht  begeben^  dass  die  innerhalb. des 
dgenen  Gebietes  und  der  diesseitigen  Rechtszuständigkeit  möglichen  Vorkeh- 


^. 
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nmgsmittel  nicht  ausreichen,  es  vielmehr  zur  Erreichung  des  Zweckes  auch 
noch  der  einen  oder  der  andern  Handlung  von  Seiten  eines  fremden  Staaten 
hedarf.  Ist  nun  das  ganze  Unternehmen  erlaubt  und  vielleicht  dringend  noth^ 
wendig:  so  ist  natürlich  auch  eine  BeihOlfe  dazu  nicht  nur  nicht  tadelna^ 
werth,  sondern  sogar  Verpflichtung.  Nicht  der  internationale  Beistand  zu 
Zwecken  der  Präventivjustiz  an  sich  ist  daher  zu  bekämpfen ,  sondern  utr 
ein  etwaiger  Missbrauch;  und  e^  handelt  sich  in  der  Wissenschaft  und  im 
Leben  lilos  von  einer  genauen  Einhaltung  der  richtigen  Grandsätze  auch  in 
solchen  Fällen ,  in  welchen  fremden  Staaten  Hülfe  geleistet  werden  soll  — 
Eine  ausführliche  Dai-legung  der  allgemeinen  Lehre  der  Präventivjustiz  würde 
hier  zu  weit  führen;  es  genügt,  die  gewonnenen  Ergebnisse  9  ^^^  zusam- 
menzufassen. So  steht  denn  fest,  dass  der  Staat  keineswegs  auf  die  Wieder- 
gutmachung bereits  erfolgten  Unrechtes  beschränkt  ist,  er  vielmehr  demselben 
rechtzeitig  verhindernd  entgegentreten  darf  und  soll;  dass  er  aber  gegen  erst 
zu  erwartende  Handlungen  nur  dann  einschreiten  kann,  wenn  diese  sowohl 
mit  objectiver  als  mit  subjectiver  Wahrscheinlichkeit  eine  Rechtsstörung  e^ 
warten  lassen,  und  dass  auch  dann  die  Yorbeugungsmaassregeln  verhSltniss- 
massig  sein  müssen,  nur  inNothfällen  und  wo  möglich  gegen  Entschädigung  in 
bestehende  kleinere  Rechte  Dritter  eingreifen  dürfen,  endlich  mit  Wahrscheinlich- 
keit einem  Erfolge  entgegensehen  lassen  sollen.  Diese  zunächst  das  Yerlialten 
im  Ipnern  des  Staates  und  sein  Gebahren  mit  den  eigenen  Kräften  regelBden 
Sätze  gelten  denn  nun  aber  auch  für  die  Fälle  einer  internationalen  Beihfllfe. 
Was  man  mit  eigenen  Kräften  und  aus  eigenem  Rechte  nicht  thun  darf, 
kann  man  auch  von  einem  Fremden  sich  nicht  leisten  lassen;  und  dieser 
kann  keine  Befügniss  haben,  durch  seine  Hülfe  einen  Zustand  herzustellen, 
welcher  von  den  zunächst  Betheiligten  nicht  erstrebt  werden  darf.  Wird 
dann  im  Falle  einer  von  einem  andern  Staate  geforderten  Hülfe  zu  recbts- 
polizeilichcn  Zwecken  neben  Beobachtung  dieser  besonderen  Grundsätze  anch 
noch  strenge  gehalten  auf  das  Vorhandensein  der  allgemeinen  Bedingungen 
einer  Thätigkeit  für  Fremde,  so  ist  sicher  eine  Begünstigung  hassenswCTther 
und  überflüssiger  Dinge  nicht  zu  fürchten;  im  Gegentheile  gehören  die 
noch  übrigen  gemeinschaftlichen  Fälle  den  nützlichsten  und  nothwendigsten 
Maassregeln  zur  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  zuzurechnen;  —  Einige 
Beispiele  mögen  das  Gesagte  erleichtern.  —  Häufig  versetzt  die  EntweicLnng 
Solcher,  welche  sich  eines  beabsichtigten  Yerbrechens  dringend  verdächtig 
gemacht  haben,  den  zunächst  betheiligten  Staat  in  die  Unmöglichkeit,  sich 
derselben  zu  bemächtigen,  um  sie  unschädlich  zu  machen.  Hier  entsteht  denn 
die,  nicht  eben  leichte,  Frage  des  internationalen  Rechtes,  ob  deijenige 
Staat,  in  welchem  solche  Flüchtlinge  thatsächlich  Au&ahme  gefunden  haben, 


1)  6.  mein  Syitem  der  PiürenttT-Jattli.    S.  Aufl.,  Tab.,  1845,  8.  le  %: 


als  Aufgabe  des  Völkerrechtes.  607 

I;  YerpJBichtaiig  hat,  daftlr  ixi  sorgen,  dass  sie  die  Ton  ihnen  gefQrchteten 
tenehmongen  nicht  wirklich  ausführen  können,  und,  falls  dicss  bedingt 
^  unbedingt  zu  bejahen  ist,  welche'  Maassregeln  er  zu  ergreifen  habe? 
Br  wird,  denn  wohl,  wenn  nicht  die  ganze  Annahme  einer  Pflicht  zu 
ernationaier  Gemeinschaft  unrichtig  ist ,  die  Verbindlichkeit  zu  einer  Auf- 
ihterhaltnng  der  Rechtsordnung  im  Allgemeinen  nicht  geläugnet  werden 
nnen.    Der  zunächst  zur  Abwehr  Ton  Unrecht  berufene  Staat  ist  dazu  nicht 

Stande,  während  diesseits  die  Mittel  dazu  vorhanden  sind.  Allein  hier- 
t  ist  noch  keineswegs  gesagt,  dass  selbst  ein  begründeter  und  von  dem  zur 
ihttlfe  aufgeforderten  Staate  anerkaivnter  Verdacht  einer  Gefährlichkeit  die 
Tpflichtung  zur  Fortweisung  aus  dem  jetzigen  Aufenthaltsorte  oder  gar 
r  Ansliefemng  an  den  ängstlichen  Staat  begründe.  Vielmehr  wird  eine 
igiernng,  welche  Ausländem  Aufenthalt  gestattete,  zunächst  nur  dafür  zu 
rgen  haben,  dass  die  gewährte  Zufluchtsstätte  von  diesen  nicht  niissbraucht 
Tde  zur  Bedrohung  oder  gar  Beschädigung  eines  Rechtes;  und  wenn  sie 
^ser  Obliegenheit  wirksam  nachkommt,  kann  Weiteres  nicht  von  ihr  ver- 
igt  werden.  Es  ergibt  sich  also  die  Möglichkeit  eines  doppelten  recht- 
hen  Verhaltens.  Entweder  nämlich  können  von  jedem  Staate  einseitig 
d  lediglich  als  Bestandtheil  der  inneren  Gesetzgebung  Vorschriften  über 
B  Benehmen  der  in  seinem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Fremden  im  Ver- 
Ltnisse  zu  fremden  Staaten  und  deren  Rechtsordnung  aufgestellt  und  ein- 
!tenden  Falles,  sei  es  nach  erfolgter  Aufforderung  von  Aussen  sei  es  ohne 
le  solche,  vollzogen  werden.  Oder  aber  mögen  besondere  Verträge  über 
s  in  solchen  Fällen  gegenseitig  einzuhaltende  Verfahren  abgeschlossen 
Tden,  in  welchen  die  einzelnen  Veranlassungen  zu  einem  berechtigten 
lifeverlangen,  so  wie  die  nach  Beschaffenheit  der  Dinge  zu  ergreifenden 
lassregeln  des  Nähern  bestimmt  sind.  Natürlich  muss  denn  aber  auch 
16  solche  Verabredung  auf  der  Grundlage  der  allgemeinen  Grundsätze 
hen,  und  es  namentlich  dem  zu  einer  Handreichung  aufgeforderten  Staate 
blassen  bleiben,  über  die  Beschuldigung  einer  verbrecherischen  Absicht 
ch  eigener  Anschauung  des  Rechtspunktes  und  der  Thatsachen  zu  urtheilen. 

Ein  anderer  Fall  von  internationaler  Hülfe  zur  Abwehrung  einer  erst 
ohenden  Rechtsverletzung  ist  der,  wenn  eine  Jtcgierung,  gleichgültig  jetzt 
rch  welche  Veranlassung,  sichere  Eufide  von  einer  gegen  einen  fremden 
Mit  irgendwo  beabsichtigten  Rechtsstörung  zugekommen  ist.   Hier  erscheint 

offenbar  als  eine  Pflicht  des  sittlichen  Zusammenlebens  coexistirender 
laten,  dass  an  den  Bedrohten  rechtzeitige  und  genügende  Mittheilung  von 
r  Crefahr  geinacht  wird,  und  zwar  gleichgültig,  ob  der  fremde  Staat  selbst, 
er  ob  Einzelne  seiner  Angehörigen  beschädigt  werden  sollen,  ferner  eben- 
^g,  ob  die  Bedrohenden  sich  unter  der  Botmässigkeit  des  die  Entdeckung 
Lebenden  Staates  oder  ob  sie  sieh  in  einem  andern  Gebiete,  vielleicht  in 
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dem  des  bedrohten  Staates  selbst  befinden.    Ein  unterschied  besteht  nnr  in 
so  fem,    als  bei  einem  Aufenthalte  dct  Gefährlichen  innerhalb  dier  Grftnzen 
des  die  Entdeckung  machenden  StaatQs  di<?ser,  neben  der  Mittheilang,  and^ 
:    noch  unmittelbare  üMaassrcgeln  zur  Yerhinderung  des  Angriffes  zu  treffe^ 
hat.    Die  Pflicht  der  Mittheilung  aber  ist  so  unbedingt,  dass  es  nicht  er^ 
eines  Veilrages  zu  ihrer  Begründung  bedarf.  —  Für  eine  Uebereinkunfl  du, 
gegen  empfiehlt  sich  ein  weiteres  Verhflltniss,  dessen  ungeregeltes  Bestehen 
vielfache  Verlegenheiten   und  Rechtsverletzungen   ganzer  Staaten   und  Efo- 
zclner   hei*vorrufen    könnte.     Es    Ist   diess    die  Behandlung  Heimathloser. 
Offenbar  muss  deren  Staatsangehörigkeit  vor  allen  anderen  Maassregeln  m 

'  Einfügung  solche):  bedenklicher  Menschen  in  die  Staatsordnung  rechtlich 
geregelt  werden.  Durch  ein  blos  thatsächliclies  gegenseitiges  Zuschieben 
wird  dem  Nachbar  eine  Gefahr  zugewälzt ,  ein  mit  geordneten  Becbtszo- 
ständcn  unverträglicher  Zustand  verewigt,  und  schliesslich  überdiess  gegen 
die  zunächst  Betroffenen  selbst  unerträgliche  Misshandlung  geübt.  Allein 
so  einleuchtend  das  Bcdüi-fniss  einer  genügenden  Beseitigung  dieser  Quelle 
von  Rcchtsdrohungen  auch  ist,  so  wenig  sind  die  Grundsätze  über  die  Landes^ 
asgehürigkeit  solcher  Auswürflinge  unbestritten  oder  auch  nur  aus  allge- 
meinen Principien  leicht  herstellbar.  Desshalb  erscheint  denn  eine  Verein- 
barung als  Pflicht.  —  Ein  weiterer  durch  die  allgemeine  Entwickelung  der 
.  Gewerbethätigkeit  sehr  wichtig  gewordener  Gegenstand  internationaler  Hülfe 
sind  sodann  noch  gemeinschaftliche  Vorkehrungen  ^egen  Betrug  in  Ge- 
werbesachen. Ein  grosser  Theil  der  in  dieser  Beziehung  nöthigen  Maass- 
regeln kann  und  muss  allerdings  von  jedem  Staate  in  seinem  Innern  und 

■•mittelst  einseitiger  Gesetze  getroffen  werden;  allein  es  gibt  doch  aoch 
Fälle,  in  welchen  nur  die  Hülfe  eines  fremden  Staates  Beeinträchtigungen 
achtbarer  Interessen  und  wohlerworbener  Bcchte  zn  gewähren  -vermag.  Diess 
findet  namentlich  statt,  wenn  die  Nachahmung  von  Waarenbezeichnongei 
und  von  Napicn  der  Verfertiger  oder  die  Benützung  patentirter  Erfin- 
düngen  im  Auslande  stattfindet.  Hier  ist  offenbar  ein  ausreichender  Schnti 
nur  dann  möglich,  wenn  auch  andere  Staaten  Diejenigen,  welche  üach  den 
Gesetzen  ihres  Vaterlandes  zur  ausschliesslichen  gewerblichen  Bentttning 
eines  technischen  Verfahrens  oder  zur  Führung  einer  Bezeichnung  berechtigt 
sind,,  gegen  Beeinträchtigungen  von  Seiten  ihrer  eigenen  Unterthaneü  sicher 
stellen.  Die  Verpflichtung  solcher  Hülfe  ist  wohl  unzweifelhaft,  weü  sonst 
die  Aufgabe,  betrügerische  Täuschungen  oder  Eingriffe  in  das  geistige  Eigen- 
thum  (um  diesen  Ausdruck  kurz  zu  gebrauchen)  nach  Möglichkeit  zu  Te^ 
iündern,  unerfüllt  bleibt,  und  der  Umstand,  däss  der  hauptsächlich  Bedrohte 
Angehöriger  eines  andern  Staiites.ist,  die  Obliegenheit  nicht  beseitigt,  dl» 
eigenen  Unterthaneu  von  einem  Unrechte  abzuhalten.  Am  wenigsten  knim 
natürlich  die  Erwägung  ins  Gewicht  fallen,  dass  die  Gestattong  des  Ein* 
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riffes  in  fremdes  Rcclit  vortlieilhaft  für  die  Unternelimer  wäre;  würde  doch 
;ne  solche  Ansclmuimg  folgerichtig  zur  Erlaubniss  von  Seeraub  und  von 
Luberischen  EinfuUou  in  fremdes  Gebiet  führen.  Dabei  ist  es  aber  aller- 
LDgs  räthlich,  hier  im  Wege  des  Vertrages  vorzugehen,  damit  unzweifcl- 
iftc  Anhaltspunkte  für  die  zu  ergreifenden  Maassregeln  gewonnen  und 
treitfragen  abgeschnitten  werden,  auch  volllvomnienc  Gegenseitigkeit  des 
chutzos  stattfindet.  —  Endlich  mag  noch  envahnt  sein,  dass  sehr  beschwcr- 
cbc  ünzuträglichkeiten  in  Beziehung  auf  solche  Vennogen,  welche  in  meh- 
eren  Staaten  zugleich  unter  vorsorglicher  Verwaltung  stehen,  und  auf 
lersönliche  Toimundscliaften  über  Tcrsonen,  welche  Unterthancn  vorschie- 
lener  Staaten  sind,  vermieden  werden,  wenn  sich  die  betreffenden  Regierungen 
ni  gemeinschaftlichen  Grundsätzen  über  die  in  solchen  Fällen  zur  Anwendiuig 
kommenden  Gesetze  verstehen.  Wenn  hier  eine  Vereinbaj'ung  nicht  statt- 
findet,  sondern  jeder  einzelne  Staat  seine  Souveränität  und  die  volle  Selbsst- 
stäüdigkeit  seines  Rechtssystemes  festliält,  so  können  ganz  Unschuldige 
sdiwere  Verluste  erleiden. 

d)  Eine  Unterstützung  fremder  Staaten  zu  gerechter  Behandlung  und 
Eutscheidung  einzelner  Fälle  der  w  i  e  d  e  r  h*  r  s  t  e  1 1  e  n  d  e  n  Rechtspflege 
muss  unter  Umständen  sowohl  bei  Strafsachen  als  bei  bürgerlichen  Rochts- 
striitigkeiten  gefordert  werden. 

«)  Strafsachen.  Duss  jeder  Staat  die  Aufgabe  hat,  strafliare  Ver- 
letzungen seiner  Rechtsordnung  zunäclist  selbst  zu  behandeln,  und  dass  er  in 
der  Regel  auch  die  Mittel  hiezu  besitzt ,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung. 
Es  gibt  aber  doch  eine  nicht  unbedeutende  Zahl  von  Verhältnissen,  in  welchen 
liese  Aufgabe  nur  darch  die  Beihülfe  eines  fremden  Staates  gelöst  wiM'dcii 
Quin,  weil  zur  Erreichung  des  Zweckes  Handlungen  ausserhalb  des  Staats- 
[ebietes  und  also  jenseits  der  Zuständigkeit  des  diesseitigen  Staates  vorge- 
ommen  werden  müssen,  vielleicht  selbst  das  ganze  Veifahren  und  das  Urtheil 
1  einem  fremden  Staate  vor  sich  gehen  muss  und  nur  der  Anstoss  hierzu 
on  dem  zunächst  verletzten  Staate  ausgehen  kann.  Hierher  gehört  z.  B.  der 
'all,  wenn  es  einem  auf  frisclier  That  verfolgten  Verbrecher  gelingt,  über 
le  Landesgrenze  zu  gelangen  und  er  sich  somit  der  Bestrafung  leicht  ent- 
leben  könnte,  wenn  den  nacheilenden  Rechtsorganen  nicht  die  Erlaubniss 
nstündc ,  ihn  auch  noch  auf  fremdem  Gebiete  zur  Haft  zu  bringen.  Sodann 
ler,  sehr  häufig  vorkommende,  Fall,  dass  zur  Entdeckung  eines  Verbrechers 
der  zur  Beweisführung  gegen  einen  bestimmten  Beschuldigten  die  amtliche 
lichtigsteUung  gewisser  Thatsachen  durch  die  Behörden  eines  fremden  Staates 
nerlässlich  ist.  Weiterhin  der  Aufenthalt  des  Angeschuldigten  im  Auslände, 
ro  es  sich  denn  entweder  von  der  Auslieferung  an  deii  verletzten  Staiit  oder 
on  der  eigenen  Bestrafung  eines  im  Auslande  oder  wenigstens  gegen  das 
Lusland  begangenen  Verbrechens  handeln  kann.   —    Natürlich   hängt   die 
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Beantwortung  der  Frage,  welcherlei  BeihüUe  ein  Staat  in  dergleichen  Fftikfi 
zu  leisten. hahe,  lediglich  davon  ab,  welche  allgemeine  Anffassong  man  yoi% 
der  völkerrechtlichen  Aufgabe  hat,  zur  Anfrcchthaltung  der  BechtsordnnB^ 
in  der  Welt  Oberhaupt  und  nicht  bloss  in  dem  eigenen  Staate  beizatrage^ 
L&sst  man  'die  Forderungen  der  Souveränität  stärker  ins  Gewicht  fallen  mjg 

die  Anerkennung  einer  rechtlichen  Weltordnung ,  so  werden,  je  nach  der 

■  * 

jenen  Forderui^n  gegebenen  Ausdehnung,  die  verlangten  Beihttlfen  gaot 
oder  theilweise  zurückgewiesen  werden.  Sieht  man  dagegen  in  der  Mitwirlnuig 
zur  allgemeinen  Herrschaft  sittlicher  Qebote  eine  Rechts-  und  eine  Ehren- 
aufgäbe :  so  muss  auch  eine  Erfüllung  gerechtfertigter  Verlangen  zugegeben 
werden.  Welche  von  diesen  beiden  Anschauungen '  die  richtige  sei,  kann 
nicht  im  Zweifel  stehen ;  somit  denn  auch  nicht,  dass  die  internationale  Bei- 
hülfe zur  Strafrechtspflege  fremder  Staaten  eine  eben  so  häufige  als  wichtige 
Veranlassung ,  sei  es  zu  einseitigen  Handlungen  sei  es  zur  Verabredung 
gegenseitiger  Maassregeln,  ist.  Auf  die  Einzelheiten  einzugehen  kann  jedoch 
an  dieser  Stelle  unterbleiben ,  da  sowohl  die  Vorfrage  als  die  einzelnen  Fol- 
gerungen hinsichtlich  des  hauptsächlichsten  und  schwierigsten  Falles  in  der 
nächstfolgenden  Abhandlung  (S.*637  fg.)  werden  einer  ausführlichen  Erör- 
terung unterzogen  werden.  '  ; 
'  ■  ß)  Bürgerliche  Rechtssachen.  Sind  auch  die.  intemationaleo 
'  Hindemisse,  welche  sich  einer  genügenden  bürgerlichen  Rechtspflege  in  den  ; 
Weg  stellen,  theils  geringer  an  Zahl,  thcils  im  Ganzen  weniger  bedeutM 
so  fehlt  es  doch  nicht  ganz  an  solchen,  und  es  bedarf  also  auch  in  dieser 
Beziehung  richtiger  Grundsätze  und  eines  guten  Willens.. —  Zunächst  ist 
es  nämlich  nothwendig,  für  die  bürgerliche  Rechtspflege  ebenfalls  eine  gegen- 
seitige Verbindlichkeit  der  Behörden  zur  Beischaffung  von  Beweismitteln  ond 
zur  Leistung  sonstiger  amtlicher  Beihülfen,  z.  B.  der  Feststellung  von  Tbat- 
sachen,  Mittheilung  gerichtlicher  Beschlüsse  u.  dgl.,  anzuerkennen.  Eine 
solche  Beihülfe  zur  Rechtsordnung  kann  um  so  weniger  einem  Anstände 
unterliegen,  als  sie  gar  kein  nennenswerthes  sachliches  Opfer  von  Seite  des 
Leistenden  erfordert  und  doch  von  Wichtigkeit  für  den  Unterstfitzten  ist 
—  Sodann  gereicht  es  für  Behörden  und  für  Private  zu  grosser  Erleichtemng, 
und  ist  es  sogar  in  manchen  Fällen  die  unerlässliche  Bedingung  eines  ge- 
rechten und  in  sich  übereinstimmenden  Verfahrens,  wenn  zur  Erledigung 
von  Rechtssachen,  deren  Gegenstand  hn  Gebiete  mehrerer  Staaten  zerstreut 
liegt,  ein  einziges  zuständiges  Gericht  verabredet  wird.  So  namentlich  bei 
Gautungen  und  bei  Streitigkeiten  über*  Erbschaften.  Natürlich  innss  hierbei 
bestimmt  werden,  welcherlei  Gesetze  in  den  verschiedenen  Arten  von  FftUen 
zur  Anwendung  zu  bringen  sind.  Ebenso  versteht  es  sich  von  s^st,  dass 
jf'.i,  vollständige  Gleichheit  in  der  Behandlung  der  gegenseitigen  Staatsangehörigen 
statt^findon  hat.   —  Die  Hauptsache  aber  ist ,  dass   mau   sich   darflber 
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rereinigt,  welche  Wirkung  rechiskrftftigen  gerichtlichen  Urtheilen  gegenseitig 
Bingeräiünt  werde.  Ohne  eine  solche  Yernbredong  herrscht  grosse  Yer- 
Mimmg,  denn  die  in  dieser  Frage  bestehenden  Gewohnheiten  nnd  Gesetze 
1er  yerschiedenen  Staaten  weichen  sehr  von  einander  ab.  Während  nimlkh 
in  einer  gsossen  Anzahl  von  Staaten  die  rechtskräftigen  Urtheile  auswärtiger 
bürgerlicher  Gerichte  als  maassgebend  erkannt  werden,  und  nur  (freilich  wie^ler 
mit  verschiedenen  Modificationen)  deren  Vorhandensein  und  formelle  GÜltig- 
iteit  untersucht  wird:  geht  man  anderwärts  (namentlich  in  Frankreich)  in 
starrer  Festhaltung  der .  Souveränität  so  weit ,  die  gerichtlichen  Urtheile 
iaderer,  Staaten  aIs  völlig  unverbindlich  Ar  diessseitige  Behörden  und  ein- 
sehe Unterthalien ,  gleichsam  als  gar  nicht  vorhanden,  zu  erklären,  so  das» 
ein  im  Auslande  vom  zuständigen  Gerichte  bereits  entschiedene  Sache  nocn- 
Buds  und  tranz  von  ^eu^n  bei  den  einheimischen  Gerichten  angebracht  und 
mm  auch  nach  diessseitigen  Landesgesetzen  eqtschieden  werden  inuss,  falls 
und  soweit  das  fragliche  Rechtsverhältniss  in  diessseitigem  Grefciete  irgend- 
wie zur  Anwendung  kommen  oder  in  irgend  welcher  Beziehung  eineAiier- 
kennung  finden  soll  ^).  Dass  bei  einem  Verfahren  der  letzten  Art  nicht 
nur  grosse  Verzögerungen  und  Unkosten  erwachsen ,  sondern  bei  einer  Ver- 
schiedenheit der  formellen  Behandlung  und  des  materiellen  Rechtes  auch 
üidösQcher  Widerspruch  entstehen,  somit  darch  die  Handlungen  des  Staates 
Kechtsverwirrung  anstatt  Rechtsordnung  bewerkstelligt  werden  kann^  liegt 
auf  der  Hand ;  und  man  darf  daher  auch  keinen  Anstand  nehmen,  die  Fest- 
hgltung  der  Souveränität  bis  zu  solcher  Ausdehnung  als  eine  Verletzung  der 
rölkerrechtliehen  Pflicht  einer  Gemeinschaft  zu  erklären.  Aber  9Jich  die 
mildere  Behandlung  der  Angelegenheit  lässt  in  Beziehung  auf  Bestimmtheit 
and  Gleichförmigkeit  Vieles  zu  wünschen  übrig.  Somit  ist  denn  eine  ver- 
bragsmässige,  alle  einzelne  Streitpunkte  umfassende  Feststellung  sachlich 
lehr  wünschenswerth,  Bereitwilligkeit  dazu  aber  vom  allgemeinen  Staudpunkte 
des  Völkerrechtes  Pflicht.  Unzweifelliaft  ist  die  für  eine  TerabreduDg  go- 
itellte.  Aufgabe  eine  schwiei*ige,  und  bedarf  es  zu  einer  völlig  ^ufriedcn- 
itellenden  Lösung,  je  nach  der  Rechtsgesetzgebung  der  verschiedenen  Staaten, 
nicht  nur  manchfacher  näherer  Bestimmungen  und  Modificationen,  sonderu 
lelbst  des  Verzichtes  auf  lange  befolgte  Grundsätze^  welche  bisher  als  noth- 
vendig  für  die  Selbstständigkeit  und  für  die  Ehre  des  Staates  betrachtet 
worden  sind.  Weder  die  saclilicüe  Schwierigkeit  noch  die  falsche  Auffassung 
ditofßn  aber  abhalten  von  der  Forderung,  dass  den  richtigen  Grundsätzen 
Wirksamkeit  verschafft  werde.  Wie  denn  etwa  auch  im  Einzelnen  die  Ueber- 
änkunft  ausfallen  mag,  jeden  Falles  muss  gegenseitige  Anerkennung  der 
rechtskräftig  gewordenen  gerichtlichen  Uilheile  als  Princip  feststehen,  d^nn 


1)  8.  dM  Nähere  ttber  diese  Verachiedenheiten  bei  Föllx,   Droit  interiuitional'priT^,  ^ 
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nur  eine  solche  entspricht  der  Pflicht  einer  Gemeioachaft  und  einer  wechsel- 
seitigen Aushülfe  uBtcr  den  Staaten. 

e)  Ohne  Zweifei  am  schwierigsten  ist  dieL  Beahtwortung  der  Frage^  wa^ 
vom  Standpunkt^  der.  Yölk^rgiemeinschaft  aus  gefordert  werden  könne  hit^ 
sichtlich  des  Vollzuges  der  von  den  Gerichten  eines  fremden  Staates  g^ 
fällten  ürtheile.  In.  bürgerlich^'  Rechtssachen  ist  allerdings  die  Frage  ttiH 
der  ga^en  oder  theilweisen  Anerkennung  fremdgerichtlieher  Urtiieiles  wenig- 
steuä  im  Wesentlichen  erledigt.  Soweit  diese  als  an  sich  gültige  Becbts- 
'  normen  auch  diesseits  anerks^nnt  sind.,  müssen  sie  natürlich  auch  auf  Annzieii 
der 'Betheiligten  Vollstreckung  finden,  und  es  ist- somit  hier  nur  noch  das 
Nil^ere  'über  die  zur  Vornahme,  der.  verlangten  Hai^ilungen  verpflicLteteo 
Behörd^n^  über  die  Gerichtsvolistreckei*,  die  Unkosten  u.  dgl.  festzustellen. 
Desto  grösserem  Bedenken  unterliegt  die  Vollstreckung  fremder  Strafnrtheile 
an  diesseitigen  Unterthanen  oder  wenigstens  in  zeitigen  Schutz-  Aufgenom- 
menen, ferner  die  AnerJcennung  der  mittelbaren,  z!  B.  civilrechtlichen,  Folgen 
eines  h'emdländischen  Strafurtheils.  Eine  unbedingte  und  allgemeine  ye^ 
pfiichtung  zu  solcher  Vollziehung  kann^  offenbar  nicht  anerkannt  werdei. 
Allerdings  wSre  es  das  Ideal  einer  allgemeinen- Weltrechtsordnung,  wenn 
die  in  irgend  einem  Staate  ausgesprochene  Strafe  ohne  Weiteres  in  der 
ganzen  gesittigten  W«lt  gleiche  Wirkung  hätte  und  sie  überall  zur  Anwen- 
dung käme ,  wo  irgend  eine  Beziehung  stattfände.  Allein  es  ist  wohl  zn 
bedenken,  einmal,  dass  der  doch  ganz  allgemein  geltende  Grundsatz,  nicht 
nur  die  eigenen  unterthanen  überhaupt ,  sondern  auch  fremde  Flüchtige 
bei  bestimmten  Arten  von  Anklagen  nicht  .auszuliefern  ^),  durch  eine 
Vollziehung  der  fi*emden  Strafnrtheile  der  Wirkung  nach  ganz  aufge- 
hoben wäre ;  ja  dass  eigentlich  die  Sache  sich  für  den  Staat  noch  sehr 
verschliiAmern  würde,  indem  er  nun  selbst  vollziehen  müsste,  was  er  Aber- 
haupt nicht  zu  Stande  kommen  lassen  will.  Sodann  kommt ,  zweitens ,  die 
grosse  Verschiedenheit  der  Strafgesetze  in  den  verschiedenen  Ländern  sehr 
in  Betnacbt.  Bei  unbedingter  Pflicbt  zur  Vollziehung^  fremder  Urtheile  kCante 
ein  Staat  gar  leicht  in  die  völlig  unhaltbare  Lage  kommen,  einem  Uttter- 
thanen.eine  Strafe  zufi^en  zu  müssen  wegen  eine^  Handlung,  welche  das 
eigene  Gesetz  gar  nicht  als  strafbar  erklärt  hat;  oder  rechtliche  Folgen 
einer  Verurtheilung  auszuführen,  welche  mit  seinen  eigenen  YerurtheilHOgeii 
üicht  verbunden  sind ;  oder  Strafübel  ^zufügen,  wdche  das  diess^tige  Gesetz 
gar  nicht  kennt  und  di^  GesitUguug  des  Volkes  nicht  duldet,  und  zwar 
vielleicht  aus  sehr  guten  ^Gründen.  Davon' gar  nicht  zu  reden,  dass. mög- 
licherweise gan2  ungeheuerliche  aber  formell  begründete  Eingriffe  in  dies- 
seitige Zustände  versnobt  werden  könnten ;  z.  B.  Verurtheilungen  diesseitiger 
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Itaatsraftnner  zu  Qcfilngniss  odei"  Amtsentfenmng  durch  em  beliebige  fremdes 
tericbt,  uttd  vielleicht  wegen  Handlungen  im  Interesse  and  zur  yertheidigung 
es  eigenen  Staates.  Diese  Schwierigkeiten  (und  ihre  Zahl  Hesse  sichlcichl 
och  vennehfen)  sind  offenbar  so  bedeutend,  dass  wenigstens  im  Allgemeinen, 
e&  einer  Vollziehung  fremder  Strafurtheile  nicht  die  Kede  sein  kano,  ui)d 
i^hstens  .dtlrften  etwa  üebereinkttnfte  möglich  sein,  welche  ein  solches 
^erhältniss  bei  bestimmten  x  einzelnen  Vergehensarten  und  Strafgattungen 
eststellten. 


■  ■* 


2.   Gegenstände  der  polieeilichen  Fürsorge. 

Der  Rechtsstaat  der  Neuzeit  ist  ni^ht  bloss  eine  Justizanstalt ,  sondern 
er  tat  audi  die  Aufgabe,  seinen  Unterth^nen  die  Erreichung  ihrer  Lebens- 
tlkcke  durch  Anwendung  der  Gcsammt^lacht  zu  erleichtem,  wenn  die  eigenen 
Kräfte  der  Einzelnen  oder  4er  gesellschaftlichen  Kreise  zur  voUen  Erlangung 
Bleht  ausreichen.  Der  Gruncigedanke  dabei  ist,  grössere  Hindernisse  durch  noch. 
{{rOssere  Kraft  zu  beseitigen;  Nichts  ist  nun  aber  möglicher,  als  dass  gerade 
in  Beziehung  auf  solche  Arten  von  Leistungen  die  Mittel  des  einzelnen  Staates 
nicht  ausreichen.  Entweder  sind  selbst  fQr\die  von  ihm  verfügbar  zu  machenden 
Kräfte  die  Hindernisse  zu  gross,  oder  aber  reicht  das  einseitige  Recht. nicht 
lOB,  weil  die  zur  Bewerkstelligung  des  Zweckes  nothwcndige  Th'kCigkeit  sich 
^het  die  Gebietsgränzen  liinaus  eirstrccken  muss.  Damit  ist  freilich  noch 
lidit  gesagt,  dass  in  allen  diesen  Fallen  ohne  Weiteres  eine  BeihOlfe  irctoder 
Bbuiten  in  Anspruch  genommen  werden  könne.  Vor  Allem  kommt  vielmehr 
fer  oben  aufgestellte  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  jeder  Staat  seine 
Kräfte  und  namentlich  die  Leistungen:  seinet  Unterthäuen  zunächst  zur'vell:: 
ständigen  Erfüllung  der  eigenen  Aufgaben  zu  verwenden  hat.  Da  nun  bei 
dien  gesittigten  Völkern  gerade  die  Anforderungen  an  eine  polizeiliche  Hälfe- 
eistung  nach  «Art  und  Ausdehnung  in  beständigem  Wachsen  begrifPen  sind, 
ID  folgt  schon  daraus  die  thatsächliche  und  die  rechtliche  Unmöglichkeit 
filier  häufigen  und  ausgiebigen  Unterstützung  Fremder.  Es  kommt  aber 
loch  dazu,  dass  von  einer  Verpflichtung  zur  Unterstützung  überhaupt  nur 
Otter  der  Voraussetzung  die  Rede  sein  kann,  wenn  das  voä  dem  fremden 
Haate  POlt  seine  Angehörigen  Erstrebte  nach  diesseitigen  ^schauungeif  voll- 
tindige  Billigung  sowohl  des  Zweckes  als  der '  angewendeten  Mittel  findet. 
iSüe  solche  durchgehende  Uebereinstimmung  wird  nun  aber  keineswegs  immer 
wttehen.  Es  bleiben  somit  thatsächlich  nur  zwei  Gattungch  von  Fällen,  in 
vekhen  sich  eine  Unterstützung  fremder  polizeilicher  Anstalten  als  Völker- 
^htliche  Pflicht  geltend  macht.  —  Einmal,'  wenn  auch  diesseits  fein  igleich- 
MÜniges  Bedörfniss  vorliegt  und  durch  eine  Verbindung  der  beiderseitigen 
Kräfte   das  Beiden  Nützliche  erreicht  werden  kann.    Hier  ist   denn   nicht 

« 

Hmoht  die .  Uebereinkunft   selbst  unter   den  Gesichtspunkt  der  Pflicht  zu 
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stelleD,  (da  sie  ja  vieln^ehr  ein  Mittel  zur  Erreichung  eigener  Yort^eüe  ist,) 
wohl  aber  müss  es  als  eine  ^YerVindUcfakeit  erkannt  werden ,  dass  das  Z««  « 
standekom^en  -der  gcm€|inschaftlichen  Maassregeln  nicht  Ten  Bedingungen 
abhängig  gemacht  wird,  welche  dem  fremden  Staate,  schaden,  ohne  doch 
durch  die  Erfüllung   des  in  Frage  stehenden  Zweckes  für  dia  diesseitigem 
Bedürfoisse  geboten  zu  sein,  oder  welche  mit  denselben  gar  nicht  in  Ter- 
binduqg  stellen.    Mit  andern  Worten,  es  darf  diu  Beihülfe  nicht  um  eioeo 
unbilligen  iPreis  verkauft  und  zur  Abnöthigung  fremdartiger  und  nachthei- 
liger EinrAumqngen  missbraucht  werden,    ^o  erlaubt  es  also  z.  B..  ist,  hei 
der  Zustimmung  zur  Erbauung  einer  von  einem  Nachbarstaate  gewünschten, 
auch  das  diesseitige  Gebiet  berührenden  Eisenbahn  Bedingungen  zu  machen, 
welche  die  Benützung  derselben  nach  den  eigenen  Interessen  sicher  stellen, 
oder  etwa  au6h  noch  solche,  welche  die  Erleichterung  des  Verkehres  zwische^i 
beiden  lindern  überhaupt  betreffen:  so  wenig  kam  das  Verkehtsbedfil*foissde8 
fremden-.Staates  mis&braucht  werden,  um  demselben  eine  Verzichtleistuog  auf 
diue  Schuldforderung  oder  auf  ein  im  Streite  befindliches  Gebietastück  ab- 
zupressen.    Ein  solcbes  Yermhren  ist  keine  Erfüllung,   sondern  Tielmebr 
eine  Läugnung  des  Grundsatzes  einer  internationalen  Gemeinschaft.  —  Die 
zweite  Gattung  von  Unterstützung  Fremder  aber  bilden  jene  zahkeichen 
Fälle,  in  Welchen  andere  Staaten  ein  ihnen  nützliches  Unternelimen  nicht 
zu  Stande  bringen  können,  wenn  sie  in  ihren  Maassregeln  auf  ihr  eigenei 
G^iet  besohränkt  bleiben  oder  ihnen  sonst  keine  Einräitinung  in  Beadehonf 
auf'  diesseitig  Souveränitätsi*echte  gemacht  wird.     Dass   eine   Gkstattsog 
fremden  üebergreifens  in  den .  diesseitigen  Rephtskreis  nicht  Pflicht  ist,  falls 

dadurch  der  Ehre  oder  eigenen  materiellen  Zwecken  ein  fühlbarer  Nachtheil 
• 

zugefügt  würde,  versteht  sich  allerdings  von  selbst;  allein. anders  stellt  sich, 
die  Sache  ,•  wenn  entweder  der  fremde  Staat  zu .  einer  volfst&udigen  Ent- 
schädigung oder  sonstigen  Ausgleichung  fähig  und  bereit  ist.,  oder  abec 
wenn  die  ihm.  ntHzliche  Einräumung  diesseits  gar  keinen  Sehaden  bripgt. 
In  allen  solchen  Fiülen  ist  eine  Verweigerung  der  Hülfe  eine  muUiwillige 
und  somit  unerlaubte  Baeinträchtigung'  menschlicher  Lebenszwecke. 

Es  ist  nicht  wohl  miüglicfa,.  alle  einzelnen  Gegenstände  aufeoz&hlen,  his- 
sichtlich  welcher  eine  gemeinschaftliche  Thätigkeit  oder  wenigstens  eine 
Einräjimung  vom  Standpunkte  der  Gemeinschaft  aus  an -der  Stelle  ist;  iind 
wenn,  eiäe  solche  Aufzälilung  heute  vollständig  wäre^  so  würde  9ie  es  leicht 
in  Folge  neu  entstandener  Bedürfnisse,  einer  neuen  Erfindung  u.  dgl.  in 
kurzer  Zeit  nicht  mehr  sein.  Es  ist  d^^ber  nur  die  Absicht,  im  Nachstehen- 
den  bezeichnende  Beispiele  aufzuführen,  nicht  aber  den  Gegenstand  stofflich 
erschöpfen  zu  wollen. 

a)  Wie  immer  man  von  Uebervölkerung  und  von  Vorbeugungs-  oder 
Abhülfen&itteln  über  dieselbe  denken  mag:  die  Thatsaehe  regelmässigei:  uild 
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2itUreickcr*A«9ivanderan.geu  aus  eüuelqen  Ländern  liegt  ?or.    Wenn 
niin  solchcf  Siaatfeo ,  wte  sie  gewiss  sollten  aber  freilich  bis  itzt  lange  nicht 
in  gehörigem' ICaasse  thnn,  es  für  ihre  Au^be  erachteten,   wegziehenden 
Landeskindem  den  bedenklichen  Schritt  nach  Möglichkeit  za  erleichtern,- 
und  sie  dabei  gegen  Uebervortheilung ,  Misshandlung  und  selbst  vielleicht 
Untergang  ro  schützen:   so  wäre  dies  ein  nützliches  Beginnen,  zu  welchem 
fremde  Staaten  die  Hand  zu  bieten  hätten..  £s  möchte  daher  von  letzteren^, 
in  so'  ferne  der  Zug  der  Auswanderung .  durch  ihr  Gebiet  ginge ,  yielleiofat 
in  demselben  die  Einschiffung  fiär  die  schlieasliche  Bestinunung  läg^,  gefor- 
dert werden,  dass  sie  die  Bestellung  von  Agenten  zur  Berothung  und  Be* 
8€hfttznng  von  Auswanderern  in  ihrem  Gebiet  zugeben  und  denselben  die 
2or  Yolhdebung  ihres  menschen&eundlichen  Auftrages  erforderliche  Steüufig'. 
einräumen;  es  wäre  kein  unzulässiges  Begehren  an  die  Eegiernng  des  £in^ 
waiiderangBlandes,  dass  hie  entweder  Maassregeln  zur  Sicherung  des  ersten 
(Jntericommens  der  Eintreffenden  selbst  ergreifen,  oder  wenigstens  die  Ver-'. 
anslaltiuig  solcher  ßem  Vaterlande  derselben  gestatten  möge,,  z.  B.  den  Aif- 
icftof  von  Gnmdstflcken  auf  Rechnung  des  bisherigen  Staates  zum  Behitfe 
einer  leichten  allmähligen  Erwerbung  von  Sexten,  der  dazu  Lusttragenden; 
es  könnte  )ttit  Recht  «verlangt  werden ,  dass  der  neue  Heimathstaat  duroli 
eigene  Gesetzgebung  oder  wenigstens  durch  .Verwaltungsmaassregeln  unrecht- 
liehen^  Beginne  «einer  Uuterthanen  gegen  Auswanderer  vorbeugen,  so  z.'B.    . 
durch  Bestimmungen  ttber  die  Ausrüstung  von  Einwandererschiffen  ,*"  ^urch 
Verbote  offenbarer  Täuschung  Eingewanderter  u.  s.  w. 

b)  Eine  sehr  nothwendige  polizeiliche  Anstalt  sind  in  manchen  Ländern 
Vorkehnrngen  gegen  die  Einschleppung  ansteckender  Krankheit^iL 
Es  ist  nun  aber  ieicht  möglich,  dass  ein  einzelner  Staat  das  zu  seinem 
Schutze  Erforderliche  nicht  mit  vollem  Erfolge  ausführen  kann,  sonder^ 
dies«  von  der  Ergreifung  Qbereinstimmender  Maassregeln  von  Seiten  anderer 
Mächte  abhängt.  Auch  zeigt  die  Erfahrung,  dass  durch  eine  abweichende 
BehiMidlung  der  Angelegenheit,    je.  B.  durch.  Feststellung  einer  kflrzeilen 

Quarantänezeit,  dritten  Ländern  grosse  'Naqhtheile  in  Beziehung  auf  Handel* 

•  -  •  •  • 

und  Verkehr  zugefügt  werden  können.    Hier  kann   denn,  nun   mit  yoUem..' 
Rechte  an  alle  ihrer  geographischen  Lage  nach  betheiligte  Staaten  die  F.or- 

ff 

danog  gestellt  werden,  ,dass  sie  sich  zu  einem  gemeinschaftlichen  zwec^- 
gem&ssen  Handeln  v^stehen;  und  es.  mag,  wo  ein  Bedärfhiss  dazu  vorliegäi 
sollte ,  die  üebereinkunit  ohne  Beeinträchtigung  von  Ehre  nnd  Selbstständig- 
keit bis  zur  Einräumung  einer  gegenseitigen  Controle  und  einier  gemein7 
sch«ftliche9  Anerkennung  der  amtlichen  Handlungen  der  verschiedenen 
Cresondheitsbehörden. ausgedehnt  werden  ^). 


1)  Ein  lehr  Ipbenawerther  Voiguiir  in  solchen  gemelbschafUichon  MteMregela  war  der  ia 
Paris  ▼enMUDeUeCpigrtM  idler  bfA  derSohilRkhrtaiif  dem  mltteUändiabhen  Meere  betheUifftea 
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^  c)  Manche  Länder  sind  wegen  Ihrer  Unfruchtbarkeit  oder  bei  sehr  2ahl- 
reiijher  Bevölkerung  in  der  Lage,  eirienTheil  ihrer  Lebensmittel  a^ 
dem  Auslande  beziehen,  hierbei  aber  da^  Gebiet  Yolryegenäer  Staaten 
2um  Transit  benü(!^en  zu  müssen.   So  gewiss  nun  im  Allgemeinen  j^er  Staat 
das  Recht  hat,  seine  Handelsge^etzgebung  nach  seinen  besonderen  BedOrf- 
nissen  zu  ordnen,   so  tväire  es  doch  nicht  bloss  hart  sondero  eine. schreiende 
\,  Rechtsvärletzung,  wenn  die  Lage  eines  Landes  und' die  Richtung  der  notfa- 
wetidigen  Bezugswege  zu  einer  Ausbeutung  4er  ti'emden.  Noth  durch  eine 
Besteuerung  gemissbraucht,  oder  gär  .das  Bed[ürfniss  an  Lebensinittefai  benutzt 
wQrde,.  um  mittelst  Verbotes  od&r  sonstiger  Hindernisse  dem  einftthrendeo 
Staate  lästige  l^inrätimungen  in  anderweitfgen  internationalen  Yerhfiltnisseii 

•  abzupressen.    Ungestörte  Durchfuhr  von  Lebensmitteln  jnuss  vielmehr  als 
.ein  unbedingtes  Recht  in  der  Völkergenieinsifehaft  aufgestellt  werden. 

'  d)  In  mehr  als  Einer  Beziehung  gibt  die  Angabe  des  Staates,  das 
geistige  Leben  seiner  Angehörigen  möglichst  ia  fördern,  zu  internatio- 
nalen Ansprächen  Veranlassung.  —  Zunächs);  nämlich  ist  es.  offenbiM'  ein 
schwerer  Nachtheif  kleiner  und  mit  wenigen  Mitteln  ausgerttsteter  Staatea, 
dass  solche  sich  in-  der*  Unmöglichkeit  befinden,  sftmmUiche  zu  einer  tofl- 
ständigen  Ausbildung  nöthige  Anstalten  zu  errichten.  Hochschtilen,  poly- 
technische Anstalten,  grosse  Büchersammlüngen  u.  dgl.  übersteigen  ihre 
•  Kräfte',, oder  die  Unterhaltung ' stünde  wenigstens  im  Missyerhäjtnisae  mit 
' '  der  doch  nur  kleinen  Zahl  der .  benutzenden.  Kann  nun  auch  sicherUdi 
benachbarten  oder  sonstwie  besonders  geeigneten  grösseren  Staaten  keine 
Verpflichtung  zuei-kannt  werden,  auf  ihre  Kosten  und  mit  Beeinträchtigung 
eigener  Zwecke  Vorkehrungen  für  die  Bedürfoissfe  solcher  Fremder  zu  treffen: 
so  ist  es  doch  nur  eine  ^folgerichtige  Enlwickelung  der  völkerrechtlichen 
Geirieinschaft,  wenn  von  den  dazu  befähigten  Staaten  wenigstens  die 
Zulassung  der  ühtefrichtsbedürftigen  aus  solchen  kleineren  Ländern,  etwa 
gegen  eine  billige  Entschädigung,  als' eine  förmliche  Pflicht  erkannt  wird. 
Nur  durch  einö  solche  Hülfe  kann  ja  eine  wichtige  Lebensaufgabe  erreicht 
«werden!    Es  wäre  sogar  keine  übermässige  ^o  unzulässige.  Beschränkung 

•  dcV  Souveränität ,  wenn  ^em  unterstützungsbedürftigen  Staate ,  auf  dessen 
Verlangen,  die;  Befugniss  eingeräumt  Würde;  den  Anstalten  des  grossen  Nach- 

•  bars  auf  seine  Kosten  solche  Lehrer  beizufügen,  oder  sonstige,  die  Hanpt- 
anstalt  nicht  störende,  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  ihm  zur  vollstto- 

'  digen  Ausbildung  seiner  Angehörigen  nothwendig  erscheinen  möchten. — 
Aber  hicht  bloss  kleine  Staaten  sind  in  der  Lage,  eine  Förderung  ihrer 
•geistigen  Erttwickelunfe  von  begünstigten  Nachbarn  erbitten '"zu  müssen;  «w- 
dcrn  es  gibt  auch  Fälle,  in  welchen  selbst  die  nichtigsten  Staaten  eine 


Staaten  ziir  -VeraTjrodimar  ploichxnSasigier  gesaDdhcitqpolUetlldiör  VoikehrangoD  gegen  diePtft- 
Leider  sin^  &cilIoh  d)e  Beschifiasc  der  Abgeordneten  nidit  %ax  AwMbrviMig  gekomien. 
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internationale  HUlfe  za  solchen  Zwecken  in  Ansprach,  zn  nehmen  haben. 
Diese  ist  nam^tlich  der  Fall  hinsichtlich  der  Yerhindemng  des  Nachdruckes. 
Es  ht  liier  nicht  der  Ort,  die  Gründe  und . Gegengrflnde  für'dies6  Maass- 
regel zu  erörtern,  und  deren  Billigkeit,  so  ^e  die  nachhaltige  günstige  Ein- 
wfrküihg  auf  das  Sehriftenthum  eines  Volkes  zu  zeigen;  allein  angenommen, 
dass  ein  Staat  et  für  seine  Aufgabe  erachtet,  seinen  Sehriftstellem  und 
Buchhändlern  einen  gesicherteren  Gewinn .  durch  ein  zeitweise»  Monopol  des 
Yorkaufes  ihrer  "gemeinschaftlichen  Erzeugnisse  zu  sichern:  so  ist  es  eia- 
knchtend^  dass  diese  Absicht  nur  zum  geringen- Theile  erreicht  wird,  w^ui. 
ein  Nachdruck  in  anderen  Gebieten  stattfinden  kann.  Theils  wird  eine  Ein- 
schwärzong  solcher  im  Auslande  nachgedruckter  Büc|ier  schwerlich  ganz 
verhindert  werden  können;  thcils  und  hauptsächlich  aber  dürfte  der  Nach- 
druck  den  gfössten  Theil  dc3  auswärtigen  Marktes  in  Beschlag  nehmen, 
damit  aber 'dem  Verfasser  und  Verleger  unter  Umständen  sehr  grosser  Nach- 
Uieil  zugehen.  Es  ist  diess  so  einleuchtend,  dasir  selbst  schon  jetzt,  wo 
lioeh  die  Chrondsätze  über  die  völkerrechtliche  Gtmeinschaft  noch  keines- 
ivegs  eine  durchschlagende  Anerkennung  finden  und  noch  weniger  bereits 
immer  Anwendung  erfahren,  über  gemeinschaftliche  Maasnregeln  gegen  Nach- 
Irvck  weit  und  breit  Verträge  abgeschlossen  worden  sind.  Dass  aber  dieses 
Hiebt  bloss  aus  dem  Beweggrunde  eigenen  Vortheiles  geschehen  ist,  son- 
iem  in  def  Anerkennung  einer  Verpflichtung  zur  Hülfe  bei  einem  chren- 
irärthen  Zwecke -fremder  Staaten^  zeigt  am  besten  der  Umstand,  dass  sich 
lach  solche  Staaten  zu  der  Besdiützung  fremder  Autoren  und  ihrer  Stell- 
rcrtreter  verstanden  haben ,  welche  für  sich  Naehdrqdk  wenig  zu  fftrehten* . . 
hatten  und  in  deren  Grcbiet  sogar  bisher  ein  ge^innr^ches  Gewerbe  mit  der 
^sbeutung  fremder  Verdienste  und  Unternehmungen  betrieben  worden  war: 
Es  mag  sein,  dass  eine  genauere  Untersuchung  dieser  Veitrftge  einzelne 
Hissgriffe  und  Vernachlässigungen  gerechtfertigter  Forderungen  nachweist; 
und  es  wird  vielleicht  eine  sachliche  Umgestaltung  derselben  mit  der  Zeit 
eiiktretcn:  immerhin  sind  sie  dankenswerth ,  namentlich  weil  die  Bereit- 
willigkeit tüT  Ergänzung  fremdherrlicher  Geset^ebung  einen  erfreulichen' 
Fortschritt  internationaler  Gesittigung  und  eine  alhnähliche  Verbreitung  der 
Qmndsätze  über  Gemeinschaft  beweist. 

e)  pie  Entwickelung  der  Gewerbe  aus  der  Enge  der  mittelalterlichen  ' 
Zünfte   und  des  handwerksmässigen  Betriebes  hat  thciis  Forderungen  der*' 
selben  hervorgerufen,  deren  vollständige  Befriedigung  die  Kräfto  des  eini' 
«hien  Staates  übersteigt,  theils  organisatorische  Maassregeln  wünschenswerth 
gemacht,  deren  Wirksamkeit  von  einer  möglichst  grossen  Ausdehnung  ihres 
Shütigkeitsgcbictes  abhängt.    Zu  den  erstem  gehört  namentlich  Schutz  der    . 
Erfindungen  durch  Patente;   in  der  andern  Beziehung  maqhon  sich  z.  B. 
übereinstimmende  Feststellungen  über  Kinderarbeit,  ..üb^r  die  Dauer  der 
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tAglichen  Arbeitszeit  in  .Fabriken  n,  s.  w.  bemerklich.  Es  ist  Ide&t  eiim- 
§ehen,  dass  auch  .die  zweckmässigste  Oesetzgebong  Ober  diese  Punkte  zb 
einemrgiiten  Tbeile,'  vielleicht  sogar  der  Haoptsache  nach^  wirkim^los  bleibt^ 
vreaa  in  anderen  Ländern,  deren  Gewerbcthätigkeit  eine.mitweFbende  ist,  Ter- 
schiedene  <7runddät;^e  gelten.  Ein  grosser  Theil  xles  Yortheiles  einer  Patenti- 
^ng  geht  verloren,  wenn  die  diesseits  geschützte. Erfindung  anderwflrts  frei 
benutzt  werden  darf;  und  wenn  die  aus  Menschlichkeitsrflcksiditäii  einge- 
führten Beschränkungen  überipässiger  Arbeit  in. einem  mitwerbehden  Lande 
nicht  gelten  r.  somit  .die  gleicl^artigen  Waaren  hier  wohlfeiler  geliefert  werden 
können,  so  hört  entweder  die  gan^e  Art  von  Thätigkeit  diesseits  aof,  od^ 
es  muss  die  beabsichtigte  Wohltha^t  unausgeführt  bleiben.  Zunächst  freilich 
ist  jiuf  ei^e  internationale  Gleichstellung  solcher  Gesetzgebungen  noch  weiüg 
zu  rechnen,  weil  die  Ansichten  über  die  theoretische  Richtigkeit  und  die 
praktische  Ausführbarkeit  der  einschlagenden  Maassregeln  noch  zu  weit  aos- 
einandergeiten,  und  natürlich  kein  Staat  sich  dazu  verstehen  wird,  ihm  aach 
in  der  That  nicht  zugemuthet  werden  kann,,  solche  Einrichtungen  zu  treffen, 
von  deren  Nothwendigkeit,  vielleioht  selbst  Möglichkeit,^  nickt  fibejzeogl 
ist. ,  Ein  Tadel  wegen  Unt^assung  ist  folglich  zur  Zeit  noch  nicht  an  der 
Stelle.  Wird  sich  jedoch  einmal,  wie. doch  ohne  Zweifel  zu  erwarten  stekt, 
eine  allgemein  anerkannte  Lehre  ausgebildet  haben,  .so  tritt  auQh  alsbnU 
die  Yerpflichtuflg  zu  gemeinschaftlichem  Handeln  ein.  DieBefblgang  dieser 
Pflicht  muss  dann  aber  ^nch  um  so  sicherer  gefordert  werden ,  wefl  nieht 
nur  jeder  einzelne  St^at  seinen  wirthschaftlichen  Tortheil  dabei  finden  wd, 
sondern  ein^r  der  hässlicksten  Flecke  unserer  Gesittigiyig  und  eines  der 
grOssten  Hindernisse  *  einer  freieren  Ausbildung  des  Menschenge^hleckteB 
nur  auf,  solche  Weise  beseitigt*  werden  kann. 

f)-Es  lässt  sich  nicht  leiten,  dass  das  internationale  Verfahren  in 
Beziehung  auf  den' Handel  der  Völker  noch  grosse  innere  Wiclersprtldie 
zeigt,  und  da^s  selbst  mancher  Rest  geselliger  tand  volkswirihschaltlidier 
Barbarei  in  voller  Wirksamkeit  ist.  Auf  der  einen  Seite  sucht  man  nodi 
gar  häufig  blos  aus  Missgunst  und  aus  Furcht  vor  kräftiger  Mitwerbung  die 
natürlichen  Handelsvortheile  anderer  Völkev  zu  durchkreuzen  und  sich  Theile 
des  Verkehres  gegen  die  Natur  der  VerhSltni^e  durch  gewahsame  Maass- 
regeln aller  Art  zuzuwenden,  so  dass«  die  Hi^idelspolifik  a,uch  der  gesittigsteo 
Völker  von  diesem  Standpunkte  aus 'sich  mehr  als  ein  Krieg  Aller  gegen 
Alle,  denn  als  eine  gej^enseitige  Förderung  zu»  gemeinsamem  Vortheile  aus- 
nimmt; aiif  der  andern  Seite  aber  ist  mai|  gerne  bereit,  die  grossen  Vor- 
bedingungen des  Handels,  nämlich  Verbesserung  der  Verbindungswege  und 
der  Mittheilungsmittel,  möglichst  zu  fördern,  auch  in  solchen  B|^2iehmigeii 
und  Richtungen,  in  Kelchen  der.  eigene  Vortheil  wenigstens  nicht  über- 
wiegend ist    Zeuge  dessen  sind  die  zahlreichen  Verträge  oder  sonstiges 
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Zogestfladnisse;  ^reiche  hinsichtlich  der  Fortitthrung  firemder.  EiBenbahnen 
odei' 'PBlegcat>henliiiic]l  übet  diesseitiges  Gebiet  besteheb;  die  Uebereinkünfte 
Ober  leichte  gegenseitige  Benatzung  der  Schienenwege  n.  &  f.;  die  Post- 
Voirj^a,  durch'  welche  iiuch'  dem  auswärtigen  Briefwechsel  Schnelligkeit 
md  Wohlfeilheit  der  Beförderung  zugewendet  wird;  die  Verabredungen, 
dmoh  welche  die  DampfschifTfahrt*  mehr  lAid  mehr  zu  einem  die  ganze 
g^tötigte  Weit  umfassenden  Netze  ausgebildet  wird.  Hier  ist  denn  offen- 
*lmr  Doppeltes  za  verlangen.  —  Da,  wo  der  Grundsatz  allgemein  mensch- 
Ikhen  Zusammenwirkens  noch  nicht  Platz  gegiiffen  hat,  vielmehr  zum  min- 
destc^n  starre  Festhaltuug  der  Souvierftnität,  w6  nicht  g^r  rohe  Feindseligkeit, 
obwaltet,  ist  natttrlich  vor  Allem  die  um*ichtige  Auffassung  der  internaüo- 
nalen  Beziehmigeh  im  Handel. zu  bekämpfen  und  durch. einen  gegenseitigen 
trekren  Yerkehr  zu  ersetzen.  Richtigere  Einsieht  in  das  Wesen  der  Volks- 
wirthschaft  und  in  die  Mittel  zur  Reichthumerwerbnng  wird.allmilhlig  lohten, 
ims  fOr  jedes  Volk  naturgemässester  Gregenstand  des  Handels  ist,  welche 
bisher  aufrechierhaltcn&  Schranken  und  Bevorrechtungen  im  eigenen  Interesse 
niedergerissen  werden  mQSBen,  welche  Uebergängszusfände  etWanöthig  sind; 
JaaaA  auf  dieses  bessere  Verständniss  dessen,  was  Allen  frommt,  können  dann- 
auch'  freiere  inteniationalo  Maassregeln  gegründet  werden,  seien  es  nun 
Tertrflge ,.  seien  es  sogar  einseitige  Maassrcgeln.  Kui*z,  hier  «ist  ein  freieres 
nhd  den  menschlichen  Zwecken  wahrhaft  entsprechendes  Völkerrecht  auf 
die  Nationalökonomie  zu  bauen;  aber  allerdings  auch  vor  einem  entschie- 
denen Siege  der  letzteren  nicht  zu  erwarten..  Ja,  selbst  nicht  einmal  2x1 
versuchen;  indeip  keinem  Staate  zngemuthct  werden  kann,  bestehende  £in- 
richtuDgen ,  in  welchen  ein  Theil  der  Bevölkerung  bisher  Schutz  und  För- 
derung gesehen  hat,  und  aus  welchen  jeden  Falles  eine  weite  und  tief 
gehende  Verzweigung  von  Interessen  hervorgegangen  ist,,  zu  zerstören,  ehe 
die  ihnen  entgegengesetzte  Ansicht  vollständig  als  wahr  erwiesen  und  auch 
von  der  öffentlichen  Meinung  anerkannt  worden  ist.  Zu  blossen  Versuchen 
ohne  Ueherzeugung  sind  diese  Dinge  zu  mächtig  und  zu  einfltfssreich.  Aber 
wehn  unablässige  Grcistesarbeit  in  der  Lehre  von  der  Beherrschung  derNatur- 
kräfte  durch  den  Menschen  zu  richtigen  Regeln  (vieUeicht  auch  zu  eben 
80  richtigen  Ausnahmen  in  bestimmten  Fällen)  geführt  haben  wird-:  dann 
kann,  muss  und  wird  der  Freihandel  zuerst  auch  von  dem  philosophischen 
Völkerrechte  als  Grundsatz  gefordert' und  im  Einzelnen  formulirt,  sodann 
m  praktischen  internationalen  Rechte  ins  wirkliche  Leben  eingeführt  wer- 
den, dadurch  aber  die  Völkergemeinschaft  eine  höchst  bedeutende  Ausdeh- 
Anng  gewinnen.  —  In  jenen  Beziehungen  des  Verkehrslebens  dagegen,  in 
Welchen  schon  itzt  Nachdenken  und  Erfahrung  den  gegenseitigen  Nutzen  der 
Httlfe  und  freien  Gebahrung  gelehrt  haben,  ist  natürlich  bei  dem  Errungenen 
2a  beharren  und  dasselbe  weiter  zu  ftthren. 
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.  Albrdipgs  stehen  die  im  ^«(HrBtebendeii  geschilderten  Halfen  noch  vereinzelt, 
tind  es  wird  nicht  Immer  nach  klar  erkannten  and  ridiiigen  ^fnundsätzen  ?er- 
fahren.;  znweilen  sitört  selbst  noch  ein  greller  Misstpn  selbstsflditiger  SopTerl- 
nität;  allein  es  wird  anl^h  bei  dem  itzigen  Zusende  sein  Bewenden  mcbt  haben. 
Dass  noch  [Weiteres  geschehen  muss,.  ist  Jedenä  l^&r,  und  dass  es  geschehea 
wird,  darf  mit  Bestimmtheit  gehofft' werden.  'Di0  bereits  bewilligten  UnteN 
ßttttznngen  siod  doch  immer  Zeichen,  dass  die  Stiaaten  begonnen  haben,  ihre 
gegenseitigen  Verhältnisse  fireisinnig^  anfzufassen,  and  dass  sie  den  For- 
derungen, der  internationalen  Gemeinschaft  mehr  and  mehr  Reckfiong  Iragci. 
^ie  Geschichte  de»  Völkerrechte^  zeigt,  nicht  gerade  zor  Ehre  (jer  Menaek- 
'  heit , .  dass  die  Vorscliritte  zu  ycjiiünftlger  Gesittigang  in  den  V^b&ltnissei 
/  der  gleichzeitigen  Völker  nur  sehr  langsam  sich  ent&lten.  Man  darf  sich 
dah^r  nicht  von  Uiigedald  übermannen  lassen.  Wennaach  noch  seht  Vieles 
zu  thun  ist  und  nicht  selten  keinerlei  Anstalten  zu  Verbesserangen  sieht- 
bar  werden  wollen:  so  ist. 'doch  Aussicht  auf^  ein  allmähliges  ZusammeiH 
schhessen  der  jetzt  nur  ausnahmsweise  bestehenden  Ergebnisse  der  Gesitti- 
.  gung  zu  einem  Ganzen.  Das  lebende  Geschlecht  wifd  es  freiUch  nicht  schsio, 
und  das. nächste  schwerlich. in  seiner  Vollendung;  genug,  dass  diese^ Oberhaupt 
TJX  erwarten  ist.  '        .  , 

n.  Förderung  gesellschaftUch^r' Zwecke  durch  andere  Staaten. 
Der  Grimd,  warum  dieses  ganze  Verhältniss  bis  Jetzt  in  der  wiss^nscbafr 
liehen  Bearbeitung:  des  Völkerrechtes  gänzlich  unberücksichtigt  geblieben  ist, 
wkrde ,  oben  bereits  angedeutet.  Mans  kann  in  der  That  keinen  ernstes 
Vorwurf  darüber  machen.  So  lange  selbst  die  Wissenschalt  des  inneres 
Stäatslebens  das  BedOrfoiss  nicht  hatte,  die  {Irscheinniigen  auf  dem  gesdl- 
schaftUchen  Gebiete  zu  erforschen  und  zurechtzulegen;,  so  lange  $ie.dtf 
W^sen  und  die  Berechtigung  der  .einzelnen  gesellschaftlichen  Kreise  ^sidit 
feststellte,  überhaupt  ihr  Dasein  gar  nicht  beachtete:  war  es  den^  VOlke^ 
rechte  sehr  zu  verzeihen,  daSs.  ihm  die  allerdings'  auch  auf  seinem  Gebiete 
theil weise  bestehende  Aufgabe  entging.  Doppelt  begreiflich  aber  ist  es;  da» 
n^entlich  die  internationale  Förderung  fremdländischer  gesellschaftli^ 
Kreise  kein  bewusster  G^enstand  der  Lehre  oder -des  Lebet^s .  »mr ,  dsii 
die^e  ganze  Seite  des  Völkerverhältnisses  überhaupt  und  nach  allen  Bich- 
tungen  im  Unklak*en  lag.  •—  Nun  aber  ist  doch  die  Zeit,  gekommen,  sich  mit 
dieser  X^ücke  zu  beschäftigen.;  uud  wenn  auch,  wie  natürlich,  die  ersten  Ab- 
fange  delr  neuen  Lehre  nur  sehr  lückenhaft  and  vielleicht  zum  Tkeile  selbst 
unrichtig'  ausfallen  sollten,  so  müss  doch  das  jetzt  Mögliche  yersucht  werd6D, 
und  besteht  wohl  ein  Anspruch  auf  eiüe  billige  Beürtfaeilung  der  Lei^ng. 

Irren  wjr  unö  nicht,  so  sind  hauptsächlich,  zwei  Oiegenstftnde  zo  er- 
örtern; nämlich  die  Verpflichtung  eines  Staates,  die  in  andern.  Staaten  b^ 
stellenden  gesellschäfthcheh  Kreise'  üherhaupt^an^aerkeiuien  inid  sie  als 
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»ißchtigte  EzistODzen  zd  bekandelu;  sodaxin  aber  die  Förderaüg  vcniünf- 
jer  Qua  eilaabter  Zwecke  soRher  Kreise,  falls  dn  Bedürfoiss  dazu  vorliegt 

Die  Berecbtigung  der  gesellschaftlichen  Kreise  zar  Anerkennung  von 
iiten  ftemder  Staaten  hat  Analogie,  aber  f)-eilich  auch  nur  Analogie,  mit 
T  Lelure  von  der  Anerkennung  eines  ganzen  Staates  durch  die  übrigen 
aaten.  So  wie  zwar  ein  ^taat  an  und  fOrsichzi)  seiner  Entstehung  ui)d 
or  .-Feststellung  seiner  Zwecke  und  der  denselben  eutsprecheoden  Einrich- 
Ag  der  Erlanbnifis  anderer  Staaten  nicht  bedarf,  ,er  jedoch  von  diesen  als 
eichbereditigte  Persönlickeit  nur  dann  anerkannt  und  behandelt  wird,  wenn 
r  gewisse  Bedingungen,  z.  B.  hinsichtlich  der*  rechtliclien  Lösui^  frflberer 
'ei4iSltnlsse,  lafdllt  hat:  so  hat  auch  ein  gesellschaftlicher  Kreis  zu  seinem 
IntstQheu  und  rechtlichen  fortgesetzten  Dasein  sicherlich  die  Genehnügung 
temder  Staaten  nicht  nöthig,  wird  aber  doch  keineswegs  ohne  alle  weitere 
fitersuchnng  und  auf  sein  erstes  Auftreten  und  Verlangen  hin  von  fremden 
l^erung^  als  eine  berechtigte  moralische  Person  angesehen,  Fremde 
Itaaten  haben  natarlich,  so  lange  die  in  auswärtigem  Gebiete  etwa  bestehenden 
Ittellscbaftlichen  Kreise  in  keine  Berührung  mit  ihnen  kommen  und  keine 
■'orderungen  an  sie  stellen,  weder  ein  Interesse  noch  ein  Hecht  sich  um  deren 
hatsächliches  inier  rechtliches  Vorliandensein  zu  bekümmern.  Diess  ist  zu- 
Icfast  Saehe  der  eigenen  Staatsgewalt.  Anders  aber,  wenn  eine  Berührung 
A  der  ausserstaatUchen  WeR  eintritt.  Soll  ^n  fremder  Staat  die  Verpflich- 
b(g  haben,  eine  solche  angeblich  bestehende  moralische  Person  ;sum  Genüsse 
or  Rechten  zuzulassen  oder  gar  ihre  Hülfsfiorderungen  zu  erfüllen,  so  musS 
im  einmal  die  Ueberzeugüng  gegeben  werden ,  dass  überhaupt  der  fragliche 
^erein  nach*  den  Gesetzen  und  Verhältnissen  des  Heimathlandes  zu  Recht 
estefat;  zweitens  aber  wird  er  sich  darüber  zu  entscheidev  haben,  ob  er 
ach  seinen  eigenen  Grundsätzen  eine  solche  Verbindung  als  erhuibt  und 
rtnschenswerth  betrachten  kann. 

Der  Beweis,  dass  die  völkerrechtliche  Stellung  eines  gesellschaftlichen 
Lfeises  zunächst  bedingt  ist  durch  die  einheimische  Gesetzgebung  und  deren 
tatsächliche  Handhabung,  ist  leicht  zu  fahren.  Ein  Verein,  .welcher  schon 
1  dem  eigenen  Vaterlande  keine  rechtliche  Existenz  hat,  besteht  von  vorne 
erein  für  irenide  Staaten  nicht.  Diese  mögen  etwa  anerkennen,  dass  eine 
iÄrzahl  von  Personen  ein  gemeinsdiaftliches  Interesse  haben;  sie  mögeu 
Ibst  iun^halb  ihrer  Gränzen ,  wenn  ^men  der  Fall  danach  angcthän  scheint, 
eses  Interesse  fördern ,  als  das  der  einzelnen  Betheiligten ;  sie  können  femer 
kzweifelhafti  wenn  ein  ähnliches  bleibendes  und  gemeinschaftliches  Interesse 
;i  einem  Theile  ihrer  Unterthanen  besteht,  ^nen  fömüicheii  und^organi- 
rten  Verein  derselben  im  eigenen  Lande  anerkennen:  allein  fremde  Zustände 
konen  sie  nicht  anders  auffassen  als  Jso,  wie  diese  zu  Hause  thatsächüch 
Bd.    Dabei  ist  es,  indem  die  Thatsache  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens 
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entscheidet,  ganz  gleicbgflllig,  ob  einemigeseltechaftlichen  Kreve.die  Aoer- 
kennüpp  und  Örganisatioa  ausdracklich  von  d([r  hdaiischcn  Staalegewalt  ?er- 
sagt  wiirde  oder  ob  njor  Eltfällig  nipbtä  besteht. .  Eine  Handlungswdse,  durch 
welche  maH  einen  im.  Heimathlande  nicht  anerkannten  Yerein  diesseits  ils 
eine  moralische  Person  erklärte ,  wäre  eine  offenbare  Verletzung  der  Spo- 

•  •  •      • 

veränität  des  änderen  Staates^  indem  diesem  gegen  seinen  WIHen  und  in 
-öein'em  Gebiete  eine  Ordnifng  innerer  Verhältnisse  anfgednmgen,  an  seiser 
Stdle  eine  ihm  allein  zustehende  Maassregel  ergriffen  wflrde.  Und  dbemo 
kann  es  keinerlei  Unterschied  machen,  ob  die;Nichtanei'kenimng1ra'<eigeBf& 
Lande  an  imd-für  'sich  zu  billigen  ist  oder  nicht;  oder  ob  etwa  ein. formlos 
und  .imänerkannt  gebliebener  gesellschaftlicher  Kr^is  für  menschliche  ^Ztedie 
oder  in  politischer  Beziehang  ^ne  besondere  Bedentnn^  hat  >).  ; 

Mit  der  Anerkennung  eines  gesellschaftlichen  'Vereines  ini  eigenen  Lande 
ist  ab^r  natürlich  jlberdie  Verpflichtung  fremder  Staaten  zur  Anezkennsig 
oder  gar  Förderung  noch  keineswegs  entschieden/  Es  ist  nämlich  ^gar  nohl 
möglich ,  da,as  die  verschiedenen  Staaten  in  Beziehung  auf  die  Zolassbarkdt 
einer  bestimmteii  socialen  Gestaltung  ganz  abweichender  Ansicht  sifid,  xsA 
es  mag  sieh  sogar  begeben,  dass  ein  gesellschaftlicb[er Verein,  weicherinden 
einen  Lande  nicht  nur  anerkannt  und  formell  ausgebildet  ist,,  aondetn  sogar 
als  höchst  wichtig  und  erspriesslich  betrachtet'  wurd,  epiem  andeni'  Staatje  als 
yöliig  unzulässig  Erscheint,  vielleicht  von  ihm  sogar  mit  Feuer  und  Schwert 
verfolgt' wird.  Offenbar  hat  nun  aber  ein  Staat,  welcher  einen  gesellscMt* 
liehen  Kreis,  in  seiner  Mitte  niöht  dulden  zu  liönnen  glaubt,  keine  Veipffieh- 


1)  Fälle,  in  -vrelchen  gmeUschaftlicho  Verei&e  im  A^ud^mde  keine  Förderan^  finden  kStna, 
weil  iie  im  eigenen  VAterlaaäe  nicht  oiganisirt  and  nicht  cneriaumt  tind,  Ittuin  Uch  Ifliofet 
denken  und  sind  nach  in  der  Wirklichkeit  nicht  leiten.  ^  Wenn  s.  B.  in  einem  Staat»  elie 
eintfge  Beli^on  geseUlich  erlaubt ,  somit  auch  nur  eine  einzige  Kirche  thatnAchUch  und  fedt* 
lieh  Vorhanden  ist,  dabei  aber  doch  eine  Anzahl  von  ünterthanen  sich  veratnaelt  nad  oUe 
Ünssem  Organismus  zu  abweichenden  Reli^onen  l)ekennt:  so  steht  es  fremden  Staaten  aicftt 
zu/  die  in  solcherweise  Ueberekiitimmenden  als  eine  Kirche  xn  behandeln.  Man  mag  sie,  ftdli 
sie  das  AualaiAl  besuchen,  dort  nach'  BeMebe«  als  Kinselne  in  die  entspre^enden  LandMkM» 
zalawen;  es  kann  denselben  etwa  auch  als  Einzelnen  im  eigenen  Vaterlande  TlieUnahliiebcsenigl 
werdei^*  allein  eine  öffentliche  Etnriihtung,  welche' der' helmathliche  Btnat  aieht  nur  dicht' k«tf 
sondern  sogar  verbietet;  darf  von  andern  Staaten  nicht  als  an^tocht  bestehend  behandelt  werdsa 
Ob  ^VB«e  Ireindea  Staaten  sich  selbst  zu  einer  solchen  Religion,  ganz  oder  tl^eUweise,  b^enaei, 
macht  dabei  keinen  Unterschied.  Üteselben  haben  wohl  das  Recht,  sich  fBr  Ihre  OUoiBenAxii«: 
bei'  einer  fremden  Regierung  bittend,  in  verwehden  und  etwa  aoC  Anerkenntang  ihrer  Strcte 
hinzuyrirken,:  allein  die  nicht  bestehende  dürf^an  sie,  nicht  an  ^  Stelle  der  aattftndigen  Oemlt 
errichten,  -n  Ein  anderer  denkbarer  Fall  ist,  dasa^der  Staat  A  den  gvossen  .Gnindboritr seines  Las- 
des ^s  Anen  eigene«  gteellsehaftlichön  J£reia  anerkeiint,'  -erganisirt,.  mit  yprrochiett  vendt« 
hat,  im  Staate  B  dagegen  nichts  'dieser  Art  best^t  Wenn  nun  des^SHmt  A  die  grosseoGnmd- 
beäitzer  von  B,  gleicfagftl^  bd  welcher  Gelegenheit  und  in  i^relchcr  BeBiehnajg,  ebeoAdls  ils 
einen  eignen ^  rechtlich  ausgesonderten  Stand*"  bebandelte:  .so  würde  ep  alch  gegen  die  Ssi- 
veiänität  de»  ihm  Gleichstehenden  Verstössen.  - —  W^enn  die  Gewerbegesetsgebnng  eines  StsaM 
änsgcstfndcrte ,  mit  )^genen  Rechten  nnd  Organen  versehene  Verbindung^,  gewiaeer  Oattmffei 
von  Gewerlyenden -nicht  kenift  ond  gestattet, -so  kann  aaeh  eki  fremdet  Staat Peiaonea  dtestr 
Art  in  iiuem Vaterlände  nicht  als  moraliicliertoto^eniiiieckemieii  nnd  ück, mit Ikoeniüs solche 
Ia  Batlchtmgcn  se^en. 
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mg  dsüMbei)  sich  ge&llen  z6  lassen;  wenn  nnd  soweit  .eine  freivde  Regierung 
in  in  ihrem-Bereiche  geltattet,  and  dieser  darauf  hin  sein  Dasein  und  seine 
wecke  geltend  machen  will.  So  ist  2.  B.  eine  Kirche;  weiche  in- einem  be- 
timntten  Lande  unbedingt  verboten  ist,  nicht  berechtigt,  dich  in  diesem  Lande 
It  erlaabt  tm  j  als  juristische  Person  zu  betragen,  weil  sie  in  einem  andern 
laate  anericannt  ist.  Oder  es  kann  der  Adel  eines  fremdem  Landet  sich 
kift  als^  privilegirten  Staiid  in  einem  Staate  benehmen  und  von  diesem  die 
iBeiiEennung  als  solchen  verlangen,  weil  er  in  seinem  Yaterlande  fds  solcher 
ereclitigt  ist.  Es  ist  allerdings  möglich,  dass  eine  solche  Nichtanerkennung 
ier  gesellschaftlichen  Kreise  eines  aiideren  Staates,  zu  verdriesslichen  Yer- 
rickelongen  mit  diesem  letzteren  ftthrt,  wenn  er  sich  der  von  ihm  gebilligten 
testallong  und  Interessen  annimmt;  aUein  das  abstracto  Recht  der  Aner- 
«mung  oder  Nichtanerkennung  kann  kein  Gegenstand  eines  S^eites  sein. 

Wifd  nuii  Aber  ein  gesellsohaftlicher  Kreis  eines  fremden  Staates  als' 
mechtigte  moralische  Person  betfachtet,    so   ist  nun  die  zweite  Ffage, 
ilmlich  die  nber  Verpflichtung  zu  üntersttttzung  ihrer  Zwecke,  zu 
BTörtem.  ■ 

Ueber  die  Vorfrage,  ob  es  Oberhaupt  Aufgabe  eines  Staates  sei,  Lebens- 
nwcke  zu  f6rdem,  welche  nicht  die  eines  gesammten  souveränen  Staates, 
midem  nur  die  einer  grösseren  Anzahl  von  Bestandtheilen  diieö  solchen  seien, 
Idt  anderen  Worten,  ob  ein  fremder  Staat  Oberhaupt  in  der  Liage  sei,  einen 
uuBlindischen.  gesellschaftlichen  Kreis  fördern  zu  soUei),  ist  bereits  oben, 
l  697,  entschieden  worden,  und  zwar  bejafaiend.  Es  ist  eine  der  Aufgaben, 
reiche  zur  Entwickelung  der  menschlichen  Lebenszwecke  gestellt  sind.  Es 
ragt  sich  also  nun  bloss,  welche  geseUsohaftliche  Kreise  erfahrüngsgemäss 
Iti^nstand  solcher  internationaler  Verhältnisse  sein  können,  und.was  sie  etwa 
nr  Förderung  ihrer  Interessen  von  auswärtigen  Staaten  veriiemgen  mögen. 
■  Organisirte  gesellschaftliche  Vereine,  welche  unbedingt  in  allen  Staaten 
ettehen  uhd  als  zulässig  anerkannt  werden,  sind  wohl  nur  die  Kirchen 
nd  die  Oemeindcn.  Allerdings  in  manchen  Staaten  vorhanden,  dagegen 
ber  jn  aMercn ,  so^reit  ihre  eigenen  Angelegenheit^  in  Frage  stehen ,  be- 
eitigt,  sind  Zflnfte  und  ähnliche  Organismen  der  Gew^bethätigkeit;  ferner 
L^elsvQrreiney  z.  B.  RitterschaDten.  Die  fftr  das  gesittigte  und  selbst  fOr 
as  staalii<;he  Leben  unzweifelhaft  sehr  wichtigen  gesellsdiaftlichpn  Kreise 
es- grösseren  und  des  kleineren  Grundbesitzes,  diBS  Grosägewer* 
<0a,  dto  höheren  Bildung  sind  gewöhnlich  nicht  förmlich  organisirt 
ad  koinmi^n  daher  hier  nicht  weiter  in.  Betracht;  wobei,  aber  natürlich 
iehi  aHsgesprochen  i^t,  dass  bei  einem  etwaigen  Bestände  eines  gesellschaft- 
cheb  Organismus  dieser,  oder  noch  anderer,  Art  auch  im 'Auslande ,  Ver- 
illBiaae  entstehen  können. 

Eis  ist  onthunlich,  alle  Fälle  zum   Vorauf   an&uzähkn^  in  welchen 


624  ^^^  Pflege  der  internationalen  Gemcinftd^ 

möglicherweise  eine  Kircfie  vöxl  einem. fremden  Staate  Uuterstützun;;  ilirer 
Zwecke  verlange»  kann.  In  der  Regel  werdcndie  Leistungen  der  inner- 
halb des  eigQuen  Staates  lebenden  Glaubensgenossen  nnd  die  von  diesem, 
fit^iate  m  erlangenden  UnterstiUznngeu  zu  Errekdiaüg  der  Zwecke  eüer 
gemcinsamon  Gottesverehruug  ausreidien;  manche  Kirchen  sind, sogar  giiuz 
wesentlich -bloss  Landeskilrchen  und  schliesscn  sich  mit  den.GreiizeD  des 
Staates  vollständig  ab.  Dennoch  sind  Fälle  nothwendiger  Hülfe  von  Seites 
eines. 4iuswärtigeu  Staates  gar  wojü  denkbar.  Yielleicht  liegen  z^  B.  im  G^ 
biete  desselben  heilige  Orte,  zu  welchen  die  Gläubigen  zu  pilgern  pflege». 
Ein  besonderer  Solmtz  solcher  Orte,  eine . ungestörte  Reise  zu  denselben, 
vleUeicht  Begünstigung  der  diiselbst  vorzunehmendcQ  religiösen  üandluDgea, 
^  Gestattünj^  von  Einrichtungen ,  welche  mit  dem  <jlauben  der  Fremden  enge 
vcrbu&den  sind,  wie  z.B.  QospitSlcr,  Klöster  u.  dgl.,  mögen  nun  4em  betiTe^ 
fenden  Staate  unzweifelhaft  angemuth^t  werden ,  auch  wenn  er  unier  seinen 
eigenen  Ui^terthaneu  gar  keine  Anhänger  dieser  Kirche  zählt.  Nur  verstett 
CS  sich  von  selbst,  dass  keine  Uandlungen  vorgenommen  werden  dürfen, 
welche  er  seinen  eigenen  Bürgern  in  ihren  Kirchen  oder  überhaupt  nach  doi 
Landesgesetzen  nicht  gestattet.  In  andern  Fällen  mag  eine  Kirche  vielleickt 
ein  Interesse  dabei  haben,  eine  Bildungsanstalt  an  einem  bestimmten  OiH 
eines  fremden  Gebieten  zu  besitzen ,  (etwa  weil  hier  bereite  fUr  einheinüsche 
Bedürfnisse  der  gleichen  Kirche  Vorkehrungen,  getroffen  sind,  oder  weil  hier 
der  Mittelpunkt  des  geistigen  Lebens  ist,  bestimmte  Kenntnisse  und  Uebangn 
am  besten  hier  erworbeu  werdeu.)  Die  Gestattung  einer  solchen  Anlage,  die 
Verleihung  der  zu  ihrem  Bestände,  und  Gedeihen  nothwendigen  Rechte,  flve 
Beschtttzung  in  NoihMen  kann  unzweifelhaft  als  Förderung  erlaubter  Zwedä 
verlangt  werden.  Oder  aber  mag  eine  Kirche  zur  Bestreitung  aosserorddli* 
lieber  Ausgaben  besondere  Sammlungeü  hinter  ihren  Angehörigen  vomehmai 
Ein  Verbot,  die  im  diesseitigen  Gebiete  wohnenden  Glaubensgenossen  an 
freiwillige  Beisteuer  anzugehen  und  die  hierzu  nothwendigen  Einrichtung»  a 
treffen,  liessc  sich,  wenigstens  in. allen  jtaen  Fällen,  in  welchen  solches  einhei« 
mischen  Kirchen  nach,  den  Landesgesetzen  gestattet  wäre,  mit  der  Pflicht  der 
Völkergemeinschaft  nicht  vereinigen. 

Gemeinden  haben  ihrem  innersten  Weset^  nacU  ein  rein  örÜicheB 
Leben  und  selbst  in  dem  eigenem  Staate \sind  sie  selten  in  'dem  Falbf 
ausserhalb  ihrer  Gemarkung  Ansprüche  zu  machen.  Auch  bleibt  es  natOrüdi 
ganz  innere  Angelegenheit,  ob  etwa  ausnahmsweise  w^er  Gemeinde,  wcldti 
entweder  als  ein  Mittelpunkt  des  ganzen  staatlichen  Lebens  über  die  rein 
lokalen  Zwecke  hinaus  kostspielige  Vorkehrungen  zu  treffen  hat,  oder'  wekiie 
zu  arm  ist,  auch  nur  die  npthwendigsten  Bedürfnisse  des  örtlichen  Znsammeo* 
lebens  aufzubringen,  eine  Unterstützung  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  zu  ge- 
währen ist.    Dennoch  kann  es  sich  ereignen ,  das^  eine  Qem^iude  anch  ifl 
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inem  fremden  6et)iete  Interessen  oder  Hechte  zu  verfolgen  hat,  z.  B.weil 
ie.  daselbst  £igentham  besitzt,  oder  in  einen  Rechtsstreit  verwickelt  ist.  Mit 
^  .wird  sie  in  solchem  Falle  von  dem  fremden  Staate  verlangen  können, 
icht  nnr,  dass  et  sie  überhaupt  als  moralische  Person  anerkennen  und  han- 
fib  lÄsst,  sQndem  dass  er  auch  die  ihr  nach  den  vaterländischen  Gesetzen 
Dstehend^  Vertreter  als  solche  anerkennt  nhd  deren  Befugnisse  nicht  b6an-: 
tandei,  selbst  Wenn  d^n  eigenen  Gemeinden' solche  Formen  unbekannt  wären 
ider  diese  bei  Hß^dhabung  älmlicher  Rechtsverhältnisse  an- andere  Beding- 
lisse  gebunden  wären.  —  Und  was  hier  von  Gemt^i^den  gesägt  iH,  gilt  auch 
lOn  etwa  bestehenden  anderweitigen  örtlichen  Corporationen , .  z.  B.  Armen- 
repraltungenj  Bcziiicscorporationen  u.  dgl. 

i  Anders  verhält  es  sich  wohl  mit  Forderungen ,  welche  ein  organisirter 
Adele  verein  an  einen  fremden  Staat,  welcher  eine  solche  Einrichtung  nicht 
keant,  viejleicht  sogar  unbedingte  Gleichheit  Aller  vor  dem  Geseitze  ^Is  ver- 
ftssungsmässigeif  Grundsatz  aufstellt,  zur  Begünstigung  seiner  Zwecke  richten 
oA^te.  Zwar  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  Rechtsverhältnisse,  welche 
unter  der  Herrschaft  des  vaterländischen  Gesetzes  gültig  zu  Stande  gekommen 
siiuL,  auch  anderwärts  anzuerkennen  und  erforderlichen  Falles  aufrecht  zu 
eriudten  sind,  wenn  sie  in  ihren  Folgen  über  die  Grenzen  hinausreichen; 
I.  B.  also  ungleiche  Erbtheilung  unter  Kindern,  die  rechtlichen  Folgen  einer 
Ifissl^einith,  Heimüeill  eines  Lehens  ü.  s.  w.  Diese  Zustände  -sind  formell 
nUlges  Recht,  und  ob  sie  unter  anderer  Gesetzgebung  sowie  überhaupt  unter 
loderen  Verhältnisseil  ebenfalls  zu  Stande  gekominen  wären ,  macht  in  Be- 
gehung auf  ihre  Anerkennung  keinen  Unterschied.  Wenn  aber  der  Fall  so 
Ige,  dass  schon  zur  Herstellung  eines  solchen  fremdartigen  Verhältnisses  die 
Iftlfe  des  auswärtigen  Staates  in  Anspruch  genommen  werden  müsste,  yiellAcfat 
ogar  zum  Nachtheile  eigener  Unterthanen  desselben,  so  würde  er  mit  Recht 
ich  einem  solchen  Ansinnen  entziehen.  Seine  eigenen  Einrichtungen  zu  stören 
oä  aaf  Aufforderung  Fremder,  Grundgesetzein  seinem  Innefn  oifd  gegenüber 
im  seinen.Bürgem  zu  verletzen,  ist  er  nicht  schuldig;  ja  nicht  einmal  berechtigt. 
Aehnlicherweise  würde  es  sich  verhalten  bei  Forderungen  von  ZÄnften 
n  einem  auswärtigen  Lande,  welches  allgemeine  Gewerbefreiheit  geniesst. 
Soweit  die  Anerkennimg  einer  Zunft  als  berechtigte  Persönlichkeit  oder  tlie 
Gültigkeit  einer  von  ihr  im  Vaterlande  gesetzlich  vorgenommenen  Handlung 
in  Frage  steht,  hat  auch  der  fremde  Staat  Schutz  und  Hülfe  zu  gewähren. 
Aber  wenn  auf  der  Grundlage  einer  solchen  Organisation  eine  Beschränkung 
te  freiea  £kwerbes  im  Auslande  verlangt  würde,  so  könnte  diesem  Ansinnen 
keine  Folge  gegeben  werden.  Ein  Beispiel  mag  dieses  deutlicher  machen. 
Wenn  eineD(i  Vertrage  zwischen  zwei  Staaten  gegenseitiger  Besuch  der  Märkte' 
I^enigen,  aber  adch  nur  Denjenigen,  eingeräumt  wäre,  welche  nach  den  ; 
^Wtzien  ihrer  Heimath  das  Recht  selbstständigen  Gewerbbetriebes  haben, 
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nun  aber  iii  dem  einen  der  yertragenden  Staaten  Gewerbeireihei^ ,  Ib  dem 
anderen  dagegen  strenge  Zünftigkeit  bestünde:  so  müsste  auch  der  erstere 
diejenigen  Bürger  des  fremden  Staates  von  seinen  Märkten  zurückweisen, 
welche  das  Meisterrecht  nicht  besitzen,  obgleich  er  von  seinen  eigenen  Unter- 
thanen  die  Erfüllung  einer  ähnlichen  Bedingung  nicht  verlangte.    Wenn  da- 
gegen eine  Zunft  von  der  fremden  Begicruug  forderte,  dass  sieihr  angehörige 
Arbeiter  während  einös  vorübergehenden  Aufenthaltes  im  Gtebiete  derselben 
zur  Einhaltung  der  heimischen  Zunftregeln  anhalten  möge,  ßo  konnte  Solches 
nur  zurückgewiesen  wei*den. 

m.  Förderung  der  Zwecke-Einzelner. 

Tausendfach  kommen  die  einzelnen  Angehörigen  eines  g[esittigten  Volkes 
in  die  Lage,  freibde  Gebiete  zu  betreten  und  in  demselben  Zwecke  zu  verfolgen. 
Je  geistig  regsamer  und  gewerbethätiger  ein  Volk  ist,  in  desto  grossem 
Maasse  stellt,  sich  das  Bedürfhisa  ein ,  auch  ausserhalb  der  eigenen  Grenzen 
vernünftige  Lebenszwecke  zu  verfolgen.  Ausserdem  bringt  dief  Yerschiedenheit 
der  Himmelsstriche«  der  natürlichen  Erzeugnisse,  der  zu  Tage  tretenden  Nator- 
kräfte  die  verschiedenartigsten  Bedürfnisse,  einer  Ortsveränderung  und  der 
Benützung  fremder^ustäi^de  mit JBich.  Gesundheit;  Erwerbung  vonEtontnissen; 
Handel  und  Gewerbe;  Verfolgung  von  Bechtsangelegenheiten  oder  sonstigen 
persönlichen  Interessen;  Besuch  bei  Freunden;  blosse  Durchreise  nach  weiter- 
hin liegenden  Ländern  u.  s«  w.  können  Gründe  der  Betretung  eines  fremden 
Landes  und  eines  kürzeren  oder  ausgedehnteren  Aufenthaltes  in  demselben  sein. 

Unter  diesen  Umständen  muss  es'für  einen  förmlich  barbarischen  Grundsatz 
erklärt  werden,  .wenn  auf  die  Grundlage  der  absoluten  Souveränität  hin  jedem 
Staate  das  .unbedingte  Recht  zugesprochen  werden  will.  Fremde  nach  Belieben 
zuzokisßen  oder  auszuschliessen.  Die  Abtheilung  der  Erdoberfläche  in  Ter- 
schiedene*  Staatsgel)iete  ist  allerdings  nothwendig ,  theils  wegen  des  Bedürf- 
nisses eines  engeren  Zusammenlebens  nach  Bildungseinheit  oder  Nationalität, 
theils  wegen  der  Unmöglichkeit,  ^ie  Angelegenheiten  des  gesammten  Menschen- 
geschjecbtes  von  einem  einzigen  Mitte^unkte  aus  zu  regeln.  Diese  Abtbeilung 
in  mehrere  Staaten  hat  denn  natürlich  auch  vielfache  rechtliche  Folgen 
für  die  einem  solc)ien  bestimmten  Organismus  Angehörigen,  so  wie  für  die 
ihm  Fremden.  Es  unterliegt  z.  R  die  Pflicht  der  ersteren,  die  nöthigen 
Mittel  für  die  Staatsgewalt  aufzubringen,  ihr  Gehorsam  gegen  die  einheimisches 
Gesetze  in  allen  und  jeden  Beziehungen ,  dagegen  aber  auch  der  Anspruch 
auf  Rechtsschutz  und  auf  ausreichende  Förderung  der  Interessen  keinem 
Zweifel.  Ebenso  ist  klar,  dass  ein  einem  bestinmiten  Staate  nicht  Angehöriger 
keine  Befugniss  hat,  auf  eine  bestimmte  Ordnung  oder  Aenderung  der  Ein- 
richtung desselben  binzuwirken,  die  Bekleidung  von  Aemtem  in  demselben  in 
Anspruch  zu  nehmen,  von  dessen  Gesetzen  verbotene  Handlungen  vorzunehmen, 
weil  sie  ihm  in  dem  vaterländischen  Staate  erlaubt  sind;  ja  er  kann  einen 
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remden  Staat  nicht  iröthigen,  ihn  wider  den  eigenen  Willen  zum  Untcrtbanen 
Afzunehmen  oder  auch  nur  ihm  bleibenden  Aufenthalt  zu  gestatten.  Daneben 
gesteht  aber  auch  die  natürliche  Bestimmung  des  Menschen  auf  der  Erde 
md  sein  Becht,  so  wie  seine  Pflicht,  derselben  zu  leben.  Es  können  also 
loch  die  künstlich  gezogenen  Striche  auf  der  Landkarte  kein  grundsätzliches 
lindemiss  sein,  die  von  dem  Schöpfer  der  Weltordnung  -gestellte  Aufgabe  des 
)aseins  zu  erreichen.  Es  mu^s  vielmehr  der  Satz  aufgestellt  werden,  dass 
ledem  menschlichen  Individuum,  als  Regel,  das  Recht  zusteht,  an  und  für 
dch  vernünftige  also  erlaubte  Lebenszwecke  überall  zu  verfolgen,  wo  er  die 
^eigneten  Mittel  hierzu  zu  finden  glaubt,  zu  dem  Ende  aber  namentlich  auch 
die  Gebiete  fremder  Staaten  zu  betreten  und  sich  die  seinen  Zwecken  ent- 
sprechende Zeit  hindurch  daselbst  aufzuhalt^.  Eine  Zurückweisung  oder 
infreiwillige  Wiederentfemung  kann  dem  betreffenden  Staate  nur  dann  zu- 
stehen ^  wenn  er  selbst  oder  seine  Angehörigen  unter  der  Anwesenheit  des 
ßVemden  und  unter  seinem  (Jebahren  leiden,  namentlich  also,  wenn  entweder 
lie  Zwecke  oder  die  für  sie  gewählten  Mittel  des  Ausländers  unvernünftig  und 
merlaubt/ sind ,  oder  wenn  dieser  schon  durch  seine  blosse  Persönlichkeit  im 
^Widerspruche  mit  gesetzlich  bestehenden  Einrichtungen  ist,  oder  zureichender 
Grand  zu  der  Annahme  besteht,  dass  er  die  gesetzliche  Ordnung  stören  und 
der  Verfolgung  der  eigenen  Zwecke  des  Staates  Hindemisse  bereiten  werde. 
Bei  der  vielfachen  Yerschlungenheit  der  Verhältnisse  mögen  solche  zureichende 
Gründe  in  verschiedenen  Formen  und  Voraussetzungen  eintreten ;  jeden  Falles 
aber  steht  fest,  dass  keine  Willkür  stattfinden  darf,  noch  eine  neidische  Ver- 
kflmmeruDg  fremden  Vortheiles.  Eine  unmittelbare  Folge  hiervon  aber  ist, 
dass  ein  Staat,  welcher  sich  vollkommen  abschlie63t  gegen  alle  Fremden  und 
diesen  regelmässig  den  Zutritt  verweigert  auch  bei  vö)lig  vernünftigen  Zwecken 
eines  Eintrittes,  als  ein  Feind  des  ganzen  Menschengeschlechtes ^zu  betrachten 
ist  und  im  Nothfalle  mit  Gewalt  zur  Aufhebung  seiner  Verkümmerung  der 
natürlichen  Lebenszwecke  genöthigt  werden  darf  ^). 

Was  nun  aber  die  Verhältnisse  eines  Individuums  in  einem  fremden  Lande 
im  Einzelnen  betrifft,   so  können   diese   wesentlich    dreifacher  Art  sein: 


1)  Ans  diesem  Oedchtoptincte  ist  denn  der  yoq  europäischen  Mächten  gegenüber  von 
GUna,  Japan  nnd\  ähnlicher  Weise  abgeschlossenen  asiatischen  Reichen  geltend  gemachte  An- 
spruch anf  einen  geregelten  tmd  den  Bedürfhissen  entsprechendep  Verkehr  an  sich  vollständig 
fwechtfertigt,  und  es  kann  sogar  eine  zitangsweiBe  Durchbrechung  der  Schranken  vertheidigt 
wodeo.  Aber  fireilich  muss  mit  derselben  Bestimmtheit  yerlangt  werden,  dass  die  zum  Verkehre 
ngcOaMenen  Europäer  und  ihre  Regierungen  die  Selbstständigkeit  solcher  Staaten  und  d|e 
sliraiien  Lebenstwecke  ihrer  Völker  achten  und  unangetastet  lassen.  Sie  haben  das  Recht,  die 
in  diesen  Ländern  yprhandenen  Mittel  su  Erreichung  ihrer  yemttnffigen  Aufleben  auftUchen 
and  dldMlben  in  rechtlicher  Weise  erwerben  su  dilrfeu;  aUein  keineswegs  das  Recht,  diese 
Gehiete' sich  anzueignen  oder  die  ihren  Bewohnern  genügenden  Lebensbestimmungen  mit  Gewalt 
SB  Indem.  Da  nun  die  ErfUimng  zeigt,  dass  diese  letztere  Pflicht  keineswegs  immer  befolgt 
wird,  to  kann  man  auch  den  Bemühungen  um  OefEonng  der  Terpchlossenen  Reiche  nur  sehr 
bedingten  BeükU  geben. 
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entweder  wieder  zu  Einzelnen;  zu  dortigen  gesellschaftlichen  Kreisen;  oder 
endlich  zum  Staate  selbst.  In  allen  drei  Beziehungen  aber  ist  eine  Förderung 
vernünftiger  Zwecke  durch  den  fremden  Staat  möglich. 

1.  Das Yerhältniss  des  Einzelnen  zum  einzelnen  Angehörigen  eines 
fremden  Staates  bietet  im  Allgemeinen  keine  Eigenthümlicheiten  dar.  Ist  es 
doch  klar,  dass  der  Fremde  in  allen  Beziehungen,  in  welche  er  während  seines 
Aufenthaltes  mit  den  Landesangehörigen  tritt,,  die  Gesetze  erfEQlen  moss, 
welche  überhaupt  für  den  betreffenden  Fall  angeordnet  sind.  Der  Einge- 
borene ist  nicht  schuldig  sich  desshalb,  weil  er  mit  einem  dem  Staate  Dicht 
bleibend  Angehörigen  in  Berührung  kommt,  einer  anderen  Or<faiang  zu  unter- 
werfen, al^  der,  welche  für  ihn  Gültigkeit  hat  und  in  welcher  er  seine  Be- 
dürfnisse befriedigt  findet ;  ja  er  hat  sogar  das  Becht  gar  nicht,  verbietende 
oder  unbed|ingt  gebietende  Gesetze  zu  brechen,  weil  der  ihm  Gegenüber- 
stehende ein  Fremder  ist.  Es  steht  also  mit  Einem  Worte  der  Fremd» 
während  seines  Aufenthaltes  in  allen  Beziehungen  zu  Einzelnen  lediglich 
unter  den  allgemeinen  Gesetzen  des  Staates.  Hieraus  folgt  denn  aber  aoch 
andererseits,  dass  der  Staat  die  Verpflichtung  hat,  dem  Fremden  während 
der  Dauer  seines  Aufenthaltes  den  gleichen  Schutz  der  Gesetze  angedeiheo 
zu  lassen  wie  den  eigenen  Unterthanen ,  und  namentlich  darauf  zu  halten, 
dass  einem  Ausländer  bloss  dieser  Eigenschaft  wegen  kein  Becht  verweigert 
werde,  welches  dem  Eingebomen  unter  gleichem  Verhältnisse  geschützt  und 
zuerkannt  wird.  Falls  dem  Ausländer  etwa  in  einer  bestifkunten  Beziehung 
durch  die  Gesetze  seines  Vaterlaudes  eine  diesseits  nicht  übliche  Bechts- 
unfähigkeit  anklebte  oder  er  aus  diesem  Grunde  eine  bestimmte  Rechtspflicht 
nicht  erfüllen  könnte,,  so  wäre  es  allerdings  Sache  des  Staates  sich  darOber 
zu  entscheiden ,  ob  er  einen  solchen  nicht  au/  demselben  Bechtsboden  mit 
seinen  Untertlianen  Stehenden  überhaupt  zulassen  wolle  oder  nicht  Im  Falle 
der  Zulassung  müsstei;!  natürlich  die  Folgen  der  Bechtsverschiedenheit  von 
dem  getragen  werden,  welcher  mit  ihr  in  Berührung  käme. 

2.  Noch  sehr  wenig  untersucht  ist  überhaupt  das  Verhältniss,  in  wel- 
ches ein  Fremder  zu  gesellschaftlichen  Kreisen  seines  vorübergehenden 
Aufenthaltes  zu  stehen  kommt;  am  wenigsten  die  Frage,  in  wie  ferne  sich 
internationale  Unterstützung  in  diesen  Beziehungen  verlangen  lässt.  Leicht 
möglich,  dass  eine  von  verschiedenen  Gesichtspunkten  ausgehende  Durch- 
denküng  zu- mehr  oder  weniger  bedeutenden  Modificationen  fuhren  wird;  zu- 
nächst scheinen  denn  nun  aber  nachstehende  Sätze  richtig  zu  sein:  Wo  ein 
gesellschaftlic}ier  Kreis'  eine  vom  Staate  ausgehende  oder  einen  Bestand  der 
Staatseinrichtung  bildenden  festen  Organismus  hat,  kann  ein  Ausländer  eine 
Aufnahme  in  denselben  und  eine  Ausübung  der  Genossenschaftsbefiignisse 
nicht  als  ein  Becht  in  Anspruch  nehmen.    Es  ist  lediglich  3ache'  der  Re- 

«  ■ 

gierüng ,  unter  Umständen  des  mit  Autonomie^  versehenen  Kreises ,  darüber 
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n  entsicheiden,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  eine  Aufnahme  freiwillig 
n^^eben  werden  will.  Allerdings  ist  ihm  zur  Verfolgung  seiner  Zwecke 
1er  Eintritt  in  das  Land  und  Aufenthalt . in  demselben  gestattet;  allein  in 
len  Staatsverband  wird  er  durch  diese  Zulassung  keineswegs  aufgenommen, 
md  er  hat  also  auch  nicht  das  Recht,  sich  einem  wesentlicben  Theile  des 
^taatsorganismus  gegen  denWiUender  zuständigen  Gewalten  einzuverleiben. 
Sollte  bierdurdi  etwa  die  Verfolgung  seiner  subjektiven  Zwecke  Noth  leiden, 
o  kann  diess  kein  Grund  zur  Beeinträchtigung  fremder  Rechte  oder  der 
Liimassung  nicht  gebührender  Eigenschaften  sein.  Der  Grundsatz  einer  Inter- 
lationalen  Gremeinsch^ft  fordert  allerdings  Zulassung  von  Fremden  und  Ein- 
rillignng  zur  Verfolgung  ihrer  erlaubten  Zwecke ;  allein  diese  Pflicht  geht 
loht  bis  zur  Au^bung  der  eigenen  Rechte.  Hier  bleibt  also  dem  Ans- 
änder  nur  die  Wahl,  entweder  einen  solchen  Staat  zu  meiden  und' einen 
äderen  seinen  Absichten  günstigeren  Aufenthalt  zu  suchen,  oder  aber  sich 
voi  völlige  Aufnahme  in  den  Staatsverband  zu  bewerben.  Doch  ist  hierhei 
dne  wichtige  Ausnahme  nicht  zu  vergessen.  Es  gibt  nämlich  organisirte 
gesellschaftliche  Kreise,  welche  schon  ihrem  Wesen  nach  über  die  Grenzen 
önes  einzelnen  Landes  hinausreichen;  so  z.  B.  manche  Kirchen.  In  einem 
M)lehen  Falle  ist  dann  unzweifelhaft  ein  Fremder,  welcher  schon  in  seinem 
^aterlande  dem  Vereine  angehörte,  von  selbst  Mitglied  desselben  während 
ieines  Aufenthaltes,  tmd  es  ist  weder  von  einer  beliebigen  Aufnahme  öder 
Surfickweisung,  noch  von  eigenthümlichen  Beziehungen  irgend  die  Rede.  — 
ist  dagegen  ein  gesellschaftlicher  Kreis  nicht  förmlich  organisirt  und  er  somit 
lur  die  natürliche  aber  formlose  Gruppirung  der  Betheiligten  um  ein  gemein- 
icbaftlicheff  Interesse,  so  wird  auch  der' Fremde,  welcher  dieses  Interesse 
heilt,  als  ein  Mitglied  des  Kreises  während  seines  Aufenthaltes  zu  betrachten 
lein.  Seine  Zulassung  im  Lande  begreift  ja  die  Verfolgung  erlaubter  In- 
eressen  in  sich,  und  aus  dieser  ergibt  sich  eben  diese  Genossenschaft  von 
elbst.  Hieraus  folgt  denn  aber,  dass  wenn  sich  eine  Veranlassung  darbietet, 
►ei  welcher  von  einem  Vereinsmitgliede  ein  Schutz  oder  eine  tHülfe  des 
Staates  verlangt  werden  kann,  diess  auch  von  dem  Fremden  in  Anspruch 
;enommen  werden  kann  ^). 


1)  Beispiele  fSnnlich  orgranisirter  flresellscbmftlicher  Kreise  sind  Zttnfte,  Rittencluiften, 
«mtfiideii.  Sie  aUe  sind  entweder  yom  Staate  selbst  oiganisirt  oder  ist  wenigstefis  deren 
itouomor  Organismus  seiner  Qesammtgestaltung  eingefügt;  in  beiden  FäUen  Jedoch  ans- 
tblüessUch  ^r  die  eigenen  8taatBan^eh6rigen ,  nnd  zwar  schon  ans  dem  Grunde  mangelnder 
oilindigkclt  über  Fremde.  Unsweifelhaft  konnte  es  non  aber  auch  die  Interessen  eines  Aus- 
i^den  (5rdem,  wenn  er  während  seines  AuifentlialteB  im  Lande,  oder  während  der  Dauer 
»stlger  Besiehimgen  su  demselben ,  in  eine  solche  Genossenschaft  ani]|renommen  würde.  Ein 
tewerbetreibender  Würde  dfdftrch  i.  B.  erst. das  Recht  zur  Arbeit  erhalten  oder  wenigstens, 
renn  er  etwa  auch  sonst  schon  hierzu  Erlaubnlss  hätte,  manche  VortheUe  bei  der  Ausübung 
BiMS  Gewerbes.  Ein  fremder  Adeliger  könnte  vieUeieht  als  Mitglied  der  Ritterschalt  Ansprüche 
uf  PrlTflegien  yerschiedener  Art  maehen,  so  hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit,  gewisser  Ehren- 
Bchte  n.  8.  w.    Ein  in  einer  (Gemeinde  sich  längere  Zeit  aufhaltender  Ausländer  hätte  wohl  fkst 
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3.  Das  Verhältniss  eines  Fremden  zum  Staate  und  zur  Staatsgewalt 
kann  ein  vielfaches  9ein;  und  es  ist  aach  dasjenige  ^  welches  schon  bisher 
in  der  Wissenschaft  und  im  Leben  am  meisten  beachtet  war. 

,  a)  Zunächst  handelt  es  sich  natürlich  von.  der  Zulassung  Ober  die 
Landesgränzen  und  von  der  Gestattung  eines  Aufenthaltes,  so  wie  von  den 
Bedingungen  derselben.    Dass  die  Zulassung  Fremder  als  Regel  und  als 
allgemeines  Recht  verlangt  werden  muss,  ist  oben,  S.  626,  bereits  bemerkt 
worden.   Ist  sie  doch  die  nothwendige  Bedingung  der  Verfolgung  von  Lebens- 
zwecken im  Auslande  und  somit  die  erste  internationale  fiülfe.   Diess  schliesst 
jedbch  eine  doppelte  Befugniss  jedes  Staates  in  Beziehung  auf  einzelne  an- 
reisende  Fremde  nicht  aus.    Einmal  hat  der  Staat  das  Recht,  sich  sichere 
Auskunft  über  die  Persönlichkeit  des  Einzelnen  zu  verschaffen.    Es  wäre 
lächerlich,  ihm  streitig  machen  zu  wollen,  solche  Individuen  zurückzuweisen, 
.  von  welchen  nach  ihrem  bisherigen  Leben  oder  gar  nach  bestimmter  Kunde 
mit  Wahrscheinlichkeit  Verbrechen  und  Ordnungsstörun'gen  zu  erwarten  stehen. 
Hier  liegt  die  Pflicht^  sich  selbst  und  die  einzelnen  Angehörigen  zu  schützen, 
weit  näher  als  die  Aufgabe,   die  (hier  nicht  einmal  sehr  wahrscheinlichen) 
vernünftigen  Zwecke  Fremder  2u   fördern.     Zweitens   aber  miuss   es  dem 
Staate  unverwehrt  sein,  die  Verfolgung  von  Zwecken,  welche  mit  den  seinigen 
unvereinbar  sind,  zu  verbieten,  also  einen  darauf  gerichteten  Besuch  eines 
Fremden  abzuwenden.   Wie  bestimmt  auch  die  Aufgabe  vorliegt,  die  Lebens- 


in  allen  Beziehon^n,  wie  die  Eita^boreneo  selbst,  ein  Interesse  dabei.  Über  dje  ffinrlehtanseB 
des  örtlichen  Zusammenwohnens  mitsoreden.    Dennoch  ist ,  als  'ELegtü  ^  Von  ihrer  Zolassimf  n 
solchen  Genossenschaften  nicht  die  Rede ;  und  wenn  es  aach  avsnahmsweise,  entweder  bei  ge- 
wissen Voraussetsnn^en  oder  als  besondere  Begünstigung,  geschehen  sbUte,  so  entsteht  dsnu 
kein  Recht  für  Andere,  für  i^ialoge  Fälle,  selbst  nicht  anf  Nichtabändemng  der  betrefliondea 
Gesetzgebung.    Eine  Zulassung  fremder  Fabrikanten  giebt  Handwerkern  keinen  .Ansprodi; 
eine  Aufbahme  ausländischer  Gesellen  in  ein  aflnftiges  Verhältniss  berechtigt  weder  Lehrlinge 
nodi  Heister  zu  gleicher  Stellung ;  es  mag  ein  Fremder  in  die  Ritterschaft  sogelaisen  werdei 
mm  Ewecke  eines  Gutserwc/bes,  ohne  dass  ein  Anderer  desshalb  auch  au%6nominen  weides 
•mtisste;  Fremde,  belebe  gewisse  Bedingungen  erfüllen,  etwa  eine  bestimmte  längere  ZeK  Is 
einer  Gemeinde  wohnen,  derselben  Dienste  leisten  u.  dgl.,  mögen  als  Genossen  behandelt  werden, 
Ändere  nicht.  —  Dass  dagegen  bei  nicht  organisirten  gesellschaftlichen  KrMsen  im  Lande 
sieh  aufhaltende  Ausländer^  welche  an  dem  gemeinschaftlichen  Interesse  Th6U  nehmen,  ohne 
Anstand  zugelassen  werden  und  in  so  ferne  denn  auch   an  eine  FÖrderong  durcb  den  Stsit 
Anspruch  machen  können,,  mögen  folgende  Fälle  beweisen.    Wenn  die  G^aetagebnng  tiatt 
Staates  auch  Fremden   die  Erwerbung  von  Grundeigenthum  gestattet,  eine  gewisse  Gattong 
von  Eigenthttmem  aber  gemeinsame  Interessen  verfolgt,  etwa  Versammlnng^  hält,  PetitioocB 
bei  der  Regierung  oder  den  Ständen  einreicht,  Leihkassen  grttndet:  so  ist  keinreohttiekerGnnd 
einzusehen,  warum  Ausländer,  welche  ein  Eigenthum  der  fraglichen  Art  l>esitsen,  aasgeseklosMp 
sein  soüten.-   Oder  wenn  die  in  einem  Lan^e  lebenden  Schriftsteller  sieh  gemetnuffhalHfeh  la 
die  Regierung  wenden  um  eine  Verbesserung  jAes  Pressgeselzes,  eine  leiektere  ZogiiiglkkMI 
wissenschaftlicher  Anstalten  bitten  &.  s.  w.:  so  wird  Niemand  daran  denken,  einen  in  demsalbflo 
Verhältnisse  befindlichen  und  also  dasselbe  Interesse  habenden  Ausländer,  alt -solebien,  sariiek- 
zuweisen.   Ebenso  wenig  dnenfreniiden,  aber  im  Lande,  an  Geldgeschäften  sich  betheiligeBd« 
Kapitalisten ,  wepn  diese  Gattung  von  Eigenthümem  gemeinschaftliche  Schritte  thaL   NatOrliek 
ist  diess  Alles  nur  dann  der  Fall,  wenn  das  Wesentliche  der  Theilnahme  an  einein'gQseiUBchaft- 
lichen  Kreise,  nämlich  das  .gemeinschaftliche  Interesse ,  vorhanden  ist    Von  eimm  AnspmeiM 
Durchreisender  z.  B^  ist  keine  Rede. 
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zwecke  der  Mcnsclieu  Überhaupt  zu  begünStigea,  so  ist  dieselbe  doch  keine 

unbedingte,  und  namentlich  geht  jedenfalls  bei -Oollisionci)  der  eigene  Zweck 

vor.  —  Welcher  Kittel  sich  ein  Staat  zur  Vei^ewisserung  Über  Persönlichkeit 

und  Zwecke  bedienen'* will,  ist  von  untergeordneter  Bedeutung ;. nur  dürfen 

natürlich  dies.elben  nicht  so'  gewählt  sdin  und  nicht  so  gehandhabt  werden, 

dass   sie  auf  mittdl^rem  Wege  die  Berechtigung  zii  freier  Bewegung  auf- 

heben.    Diess  gilt  denp  namentlich  von  dpn  Pässen.    Demselben  kann  an 

sich,  als  amtlichen  Urkunden  über  Zuverlässigkeit  der  f^erson  und  Erlaubt- 

beit  der  Reiseabsicht,  Zweckmässig^keit.und  somit  völkerrechtliche  Billigung 

nicht  abgesprochen  werden;  sie  sind  aber  nicht  nur  häufig  leere  Form  und 

dann  eine  tadelnswerthe  Quälerei  geworden,  sopdern  sie  können  auch  durch 

Auflegung  schwierig  au  erfüllender  Formalitäten  oder  durch  Benützung  zu 

bedeutenden  Steuern  geradezu  in  ein  Hindemiss  auch  des  erlaubtesten  und 

I 

nothwendigsten  Verkehres  verwandelt  werden.  Ist  somit  auch  nicht  die  völlige 
Beseitigung  der  Pässe  als  eine  Fordei:ung  des  Yölken'echtes  zu  verlangen, 
8a  müssen  doch  jeden  Falles  solche  Yprschriften  und  Einrichtungen,  welche 
den  freien  Verkehr  wesentlich  stören  und  doch  dem  Staate  keine  sichere 
Auskunft  über  die  Person  und  über  die  Zwecke  der  Reisenden  geben,  als 
den  itllgemeinen  internationalen  Verpflichtungen  zuwiderlaufend  gdten  ^). 

b)  ünentbehrfiph  ist,'Wie  dem  Eingeborenen  so  auch  dem  Fremden,  ein 
ausreichender.  Rechtsschutz;  und  einen  solchen  nimmt  er  denn  auch 
von  dem  Staate  in  Anspruch,  der  ihn  aufgenommen  hat.  Es  ist  aber  die 
Forderung  eine  doppelte:    Einmal,  dass  dieselben  allgemeinen  Anstalten, 


1)  An  Beieplelen  yerkehrter  und  onerlaubter  PassquiUereieb  f^lt  es  leider  bekanntlich 
nicht.  —  AI«  völkerrechtswidrig  können  z.  B.  unzweifelhaft  die  be4euteliden  Gebühren  bezeichnet 
werden,  welche  in  mehr  als  lE^nem  Lande  für  die  znm  JBintritte  in  das  Land  nothwendige  Vifia 
eines  Ministeriums,  Gesandten  oder  Consnis  verlangt  werden.  (So  z.  B.  in  Frankreich ,  Neapel, 
Sardinien  d/s.  w.)  Bedient  sich  ehi  Fremder  nach  seiriem  Uebertritte  über  die  Gränze  einer 
Sillentliehen  Einrichtung,  für  welche  auch  der  Einheimische  Steuer  zu  bezahlen  hat,  oder  begeht 
er  überhaupt  eine  Handlung »  if  ^che  nach  den  Gesetzen  des  Landes  eine  Abgabe  nauh  eleh 
lieht,  so  ist  natürlich  auch  er  zur  Zahlung  verbunden;  allein  die  blosse  Erlaubniss  das  Land 
aa  betreten,  mi^  anderen  Worten  die  ganz  allgemeine  Erlaubniss  vemünftigo  Lebenszwecke  zu 
▼erfolgen,  lisst  sich  gerechteiVeise  nicht  besteuern.  Am  wenigsten  zu  dem  Zweck^^,  einen 
bestimmten  Beamten  ohne  Last  für  die  Staatskasse  zu  besolden,  denn  die  Bezahlung  der 
DIeoer  ist  Sache  des  Staates ,  nicht  der  Fremden.  —  Selbst  noch .  ladelnswerther  sind  Ge- 
bühren, welche  für  üb<^rtrieben  wiederholte  und  sinnlose  Vorzeigungen  der  Pässe  bloa  Durch- 
reisender gefördert  werden;  wie  z*  B.  in  den  italienischen  Staaten-  der  Fall  war.  Diess  kann 
kuner  Hand  als  Bentelschneiderei  bezeichdet  werden,  ist  aber  nicht  blos  unwürdig,  sondern 
auch  formeU  unrechtlich.  —  Endlich  lioss  sich  sicherlich  die  französische  .Verordnung  vom  J. 
IS^,  nach  welcher  jeder  nach  Frankreich  Reisende  und  zwar  vor  ^den)  einzelnen  Wieder- 
hflangafidle  aufii  Keuej  sich  persönlich  bei  einem  französischen  dlplomatischeq  Agenten  im  Aus- 
lande SU  stellen  hatte,  als  durchaus  vittkerrechtswidrig  bezeichnen.  Einer  Seits  w^il  sie  (nameüt- 
neh.bel  der  bald  genug  eintretenden  Art  der  Handhabung)  den  Zweck  der  Sfcherstellung  d^s 
Slaateoberhauptes  gegen  Mordplane  In  keiner  Weise  erfüllte,  somit  eine  nutzlose,  d;  h.  unerlaubte 
Erschwerung  des  menschlichen  Verkehr^a  war;  anderer  Seits.  nnd  selbst  hauptsächlich,  well 
der  dadurch  in  vielen  Fällen  hervorgerufene  Zeitverlust  die  Erreichung  nicht  nut  unschädlicher 
sondefn  selbst  höchst  wichtiger  Zwepke  unmöglich  machen  musste,  z.  B.  bei  Krankheiten, 
TodesfUlen,  nothwendigem  rechtzeitigem  Eintreffen  zd  einer  gerichtlichen  Hftndlung,  der 
Abfkhrt  eines  Schiffes  u.  dgl. 
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welche  zur  Abwendung  drohender  Eechts^erletzongen  vcm  der  Person  oder 
von  dem  YermÖgen  der  ÜQterthanen  selbst  getroffen-  sind,  aac}i  auf  ilm,  den 
Fremden,  Anwendung  finden.  Bie  Gewährcmg  dieses  Verlang^is  ist  der  Staat 
den  Zugelassenen,  er  ist  sie  aber  auch  sich  selbst  schuldig,  indem  eine  un- 
bedingte Aüfrecht^luiltung  ier  Hechtserdnung  innerhalb  seiner.  Grenzen  sdoe 
erste.  Pflicht  ist,  er  überdiess  den  Zw^ck  npr  erreichen  kann,  wenn  nirgendwo 
eine  Lücke  und  ein  Angriff  auf  irgend  ein  Recht  geduldet  wird,  schon  des 
üblen  IQeispie^  wegen;  Zweitens  aber  wird  verlangt,  dass  im  Falle  einer 
bereits  eingetretenen  Bechtsstörung  der  Fremde  von  den  Behörden  und 
namentlich  Gerichten  des  Lanclea  dieselbe  Hülfe  und  dieselbe  gerechte 
Behandlung  erfahre,  wie  der  Eingeborene.-  Hierbei  kann^  dann  zunächst 
darüber  kein  Zweifel  sein^  dass  in  Strafsachen  der  Fremde  wegen  seiner 
innerhalb  des  Staatsgebietes  l^gangenen  Handlungen' ganz  nach  den  Grund- 
sätzen dies  Lahdrechtes  behandelt  wird.  Er  h^t  keine  Entschulcligung  oder 
leichtere  Behandlungf  in  Anspruch  zu  nehmen,  als  die  vom  Staate  fiberhanpt 
für  z^iilässig  erachtete ;  es  dürfen  aber  auoh  keine  härteren  Uebel  geg^  ihn 

r,  ■ 

zur  Anwendung  kommen,  als  die  an   und  für  sich  gerecht  und  menschlich 
anerkannten.    Nur  wenige  Ausnahmen  liegen  in  der  Natur  dei*  Sache  und 
sind  somit  auch  vom  Standpunkte  des  Völkerrechtes  ans  nicht  anzufechten. 
Einmal  nämUch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  gesetzlichen,  unter 
gleichen  Voraussetzungen    auch  gegen  Einheimische    angewendeten  Strafe 
gegen  eihen  Fremden  die  Ausweisung  aus  dem  Lande  beigefügt  werden  darf. 
Der  Staat  ist  zu  einer  solchen  Sicherstellung  gegen  eine  bereits  durch  die 
That  erprobte  gesetzes-  und  rechtswidrige  Gesinnung  vollkommen  berechtigt, 
ja  in  Hinblick  apf  seme  Bürger,  sogar  vprpfliöhtfet.  jSodann  gibt  es.  einzelne 
verbotene  Handlungen,   welche  bei  einem  freroden  Schuldigen  unter  eine 
verschiedene  rechtliche  Kategorie  fallen,  als  bei  einem  einheimischen,  somit 
auch  einer  anderen  Strafe  unterliegen.  Diess  ist  z.  B.  der  Fall  bei  Hochverrath 
und  bei  Landesverratji ,  als  zu  deren  Begehung  verletzte  ünterthanenpflichi 
ui^d  Staatsangehörigkeit  logisch  nothwendig  ist  und  welche  daher  von  einem 
Ausländer  gar  nich^  bangen  werden  können,  während  seine  Handlung  unter 
andere  Begriffe  fällt,  je  nacTi  deren  Inhalt.  —  In  bürgerlioh-en  Rechts* 
Streitigkeiten  können,  je  nach  der 'Art  des  Falles,  sdWöhl  die  Geset« 
des  Heimathlandes,,  als  die  des  jetzigen  Aufenthaltes  zur  Anwendung  kommen, 
und  es  ist  die  schwierige  Aufgabe  des  international^  Privatrechtes,  ftür 
jedes  einzelne  Verhältniss  zu  bestimmen,  welches  von  beiden  gesetzlichen 
System^  zu  geltai  hat.^).    Im  Allgemeinen  kann  hier  nur  so  viel  bemerkt 

•  •  • 

werden,  dass  die  Gerichte  des  frenMlen  Staates  in  Beziehung  auf  die  allge- 
meine  Kechtsf^higkeit  und  auf  den  persönlichen  Rechtsstand  des  vor  sie 


1)  Ueber  die  Litemtar  tiofl  fiber  die  yersdüedenen  Systeme  de«  intenuUioiialeii  PifriitiecUei 
8.  meiDe  Goschicbte  und  Literalor  der  Staktsw.,  0d.  I,  8.  441  tg. 
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estellten  Freden  die  Heimathsgesetze  desselben  anzuerkennen  haben,  wenn 
iMelben  auch  verschieden  von  den  eigenen  sein  sollten.  Sie  haben  allerdings 
icht  den  Auftrag,  die  Gesetze  eines  frjsmden  Staates  zur  Ausführung  zu 
ringen;  allein  sie  haben  auch  nicht  das  Recht,  an  den  Bestimmungen, 
dche  ein  fremder  Staat  zur  Ordnung  der  Rechtspersönlichkeit  seiner  Unter- 
lanen  zu  treffen  fbr  gut  findet,  etwas  zu  ändern,  sondern  sie  müssen  diese 
enönliche  Zustände  in  der  Weise  anerkennen,  wie  sie  beim  Uebertritte 
ber  die  Grenze,  und  also  bei  der  Annahme  unter  diesseitigen  Schutz,  be- 
timmt  waren.  Was  aher  Handlungen  betrifft,  so  konmit  es  in  der  Haupt- 
iphe  darauf  an,  ob  dieselJjK^n  unter  der  Herrschaft  des  heimathlichen  oder 
nter  der  des  in  jetzigem  Aufenthaltsorte  geltenden  Gesetzes  unternommen 
orden.  sind.  Während  bei  den  letztern  dasjenige  Recht  zur  Anwendung 
iimmt,  unter  dessen  Schutz  und  Torsehrift  sie  entsanden  sind,  mflssen  aus 
leicher  Ursache  frühere  Thatsachen  nach  den  dortigen  Gesetzen  beurtheili 
rerden.  Dabei  kann  es  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  auch  die-  ent- 
smteren  rechtlichen  Folgen  derjenigen  Gesetzgebung  in  Anwendung  zu  bringen 
ind,  weldie  im  Princip  entscheidet.  Hinsichtlich  der  Formen  endlich  einer 
rihrend  des  Aufenthaltes  im  Auslande  vorgenommenen  Rechtshandlung  ist  ledig- 
ieh  die  örtliche  Gesetzgebung  maassgebend,  welche  über  die  äussere  Gültigkeit 
•der  Ungültigkeit  des  unter  ihrer  Herrschaft  zu  Stande  Kommenden  allein 
rorschriften  zu  geben  hat.  —  Höchst  wünschenswerth  wäre  es  freilich,  wenn 
«i  der  mannchfachen  Yersehiedenheit  der  Ansichten  über  das,  was  ein  Fremder 
'On.  den  Gerichten  des  Auffenthaltortes  in  formeller  und  materieller  Beziehung 
a  verlangen  berechtigt  ist,  und  bei  der  grossen  Schwierigkeit  der  theore- 
ischen  Lehre  gemeinschaftliche  ausreichende  Grundsätze  von  möglichst  vielen 
Maaten  verabredet  werden  wollten.  Eine  solche  Uebereihkunft  könnte  nur 
hnen  selbst  zur  Beruhignng  dienen,  und  eine  grosse  Anzahl  von  Menschen 
ichwerer  Sorge  und  Ungewissheit  entziehen.  Und  eine  solche  zii  jeder  Zeit 
fflnschenswerth  gewesene  Maassregel  ist  sogar  zum  dringenden  Bedürfhisse 
{forden,  seitdem  durch  die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel  und  durch 
Ue  Stefgerung  der  Gewerbthjlthigkeit  die  Zahl  der  im  Auslande  sich  Auf- 
laltenden  in  so  ungeheurem  Maasse  zugenommen  hat  Es  wird  eine  schöne 
^cht  gestie|[ener  internationaler  Gesittigung  und  namentlich  einer  Aner- 
|[eminng  des  Grundsatzes  der  Völkergemeinschaft  sein,  wenn  einmal  Hand 
in  die  Bearbeitung  eines  internationalen  Privatrechtes  gelegt  werden  kann, 
md  man  wird  nach  dessen  Zustandekonunen  Mühe  haben,  den  vorange- 
gangenen unsichem  und  zum  Theile  sogar  halbbarbarischen  Zustand  zu 
begreifen. 

c)  Nicht  so  günstig  wie  in  den  Justizangelegenheiten  stallt  sich  das 
7^hftHniss  von  Privaten  zu  fremden  Staaten  hinsichtlich  der  polizeilichen 
[Tnterstüt2ung  ihrer  Interessen.  —  Darüber  kann  zwar  kein  Zweifel  sein, 
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dass  auch  Fremde  ohne  weitere  Schwierigkeiten  oder  härtere  Bedingungen 
zum  Genüsse  der  einmal  bestehenden  öffentlichen  Anstalten  zngela^en  werden. 
Nirgends  wird  z.  B.  einem  Ausländer  der  Gebrauch  der  Post,   der  Eisen- 
bahnen untersagt,  oder  ein  grösseres  Entgelt  Yon  ihm  verlangt,  auch  ihm 
kömmt  die  Lebensmittel-  und  Theurungspolizei  zu  Gute ,  von  den  öffentlichen 
Anstalten  zur  geistigen  Auslnldung  oder  zur  Erholung  und  zmn  YergnOgen 
ist  er  nicht  ausgeschlossen;   und  eine  Ausnahme  tritt  nur  da  ein ^  wo  der 
Staat  für  einen  bestimmten  inländischen  Zweck,  und  nur  auf  diesen  berechnet, 
eine  Einrichtung  -getroffen  hat,  wie  z.  B.  zur  Bildung  seiner  Beamten,  Offi- 
ziere, Schullehrer  u.  dgl.    Zur  Thcilnahme  an  solchen  Anstalten  ist  natfirhch 
Staatsangehörigkeit  die  erste  Bedingung ;  und  nur  etwa  aus  besonderer  Will- 
fährigkeit mag  in  einzelnen  Fällen  eine  Theilnahme  gestattet  werden.  — 
Ander«  verhält  es  sich  dagegen  mit  solchen  Unterstützungsmaassregelir,  bei 
welchen  der  Staat  aus  den  Mitteln  der  Gesammtkraft  einzehie  Bürger  unter- 
stützt,  und  wo  somit  die  öffentlichen  Mittel  im  Verhältnisse  der  Zahl  der 
an  der  Wohlthat  Theilnehmenden  zur  Verwendung  kommen  *).    Femer  da, 
wo  der  Staat  zur  Erreichung  eines  wttnschenswerthen  Zustande»-  eine  b^ 
stimmte  Gattung  seiner  Bürger  mit  einem  Organismus  versieht  *)".   Auf  solche 
Unterstützungen  kann  der  Fremde  keinen  Anspruch  nehmen,  auch  wenn  seine 
Zwecke  ihm  diess  wünschenswerth  machen.    Im  ersten  Falle  nicht,  weil  die 
durch  die  Ausdehnung  auf  Fremde  entstehende  Steigerung  der  l^osten  den 
Staat  in  die  Unmöglichkeit  versetzen  würde,  seinen  eigenen  Bürgern,  sei  es 
in  der  fraglichen .  Beziehung  selbst  sei  es  bei  andern  begründeten  Anford^ 
rupgen,  die  schuldige  Hülfe  zu  leisten,  er  also  näher  liegende  Zwecke  über 
einen  ferneren  versäumen  müsste.    An  der  bezeichneten  Organisation  ab« 
kann  der  Fremde  keinen  Antheil  nehmen,  weil  er,  dem  Staate  nicht  blei- 
bend angehörig,  auch  keinen  Theil  wesentlicher  ^der  Wenigstens  nur  für 
die  eigenen  Bürger  bestimmte  Einrichtungen  desselben  bilden  kann.  —  Ob 
ein  Ausländer  ein  freies,  d.  h.  unter  keiner  abgeschlossehen  Ordnung  ge- 
stelltes, Gewerbe  im  Lande  zu  treiben  berechtigt  ist,  hängt  vorzüglich  davon 
ab,  ob  er  die  gesetzlichen  Bedingungen  zu  erfüllen  vermag,  welche  auch 
für  den  Eingeborenen  vorgeschrieben  sind,  da  es  sich  von  selbst  versteht, 

• 

dass  er  keine  Stellung  verlangten  kann,  welche  der  Staat  eigenen  Bürgern 
verweigern  würde.    G^T^öhnlich  wird  er  allerdings  davon  ausgeschlossen  sein, 


1)  Beispiele:  Yertheilung  von  Lebeosmittdii  hei  TfaenemnK;  Jede  Art  tod  Ameonnter 
stfltsung;  VerwiUigung  von  Reisegeldern  an  Künstler,  Gelehrte,  Gewerbei^de  sa  deren  Fack* 
aiisbildang;  Beiträge  aus  der  Staatskasse  cur  Ablösung  Ton  Gmndlasten ;  Abtretung  offentlklicr 
Gewässer  zu  Gewerliezwecken. 

,2)  Aach  abgesehen  von  Zünften  und  Innungen,  welche  richtiger  su  den  geeeUscbaftlicheo 
Vereinen  gerechnet  werden,  auch  wenn  ihr  Organismus  nicht  antenom  sondc^m  Tom  Stasi« 
gegeben  ist,  l^onunen  zuweilen  staatliche  ZosammenfiBSSungen  von  BUrgern  durch  eine  itaatNclie 
Ordnung  und  zu  polizeilichen  Zwecken  vor.  So  z.  B.  regulirte  Handelsgesellsohallea  mit  Mo- 
nopolen, Bangschlfflahrten  u.  dgl. 
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kdem  za  einem  selbstst&ndigen  Betriebe  Ansässigkeitsrecbt  zu  geboren  pflegt, 
ieses  aber  wieder  von  dem  Besitze  des  Staatsbttrgerrecbts  abbängig  ge- 
lacht ist. 

d)  Endlich  ist  aber  auch  noch  die  Frage  zn  erörtern,  welche  Yerpfiich- 
mgen  ein  Fremder  in  Betreff  der. Beisteuern  zu  Staatszwecken  durch 
nne  innere  Anwesenheit  und  durch  den  Gebrauch  der  öffentlichen  Anstalten 
bemimmt?  £s  muss  hier  wohl  unterschieden  werden.  In  einer  Anzahl  von 
Allen  ist  eine  Beitragspflicht  Fremder  uobezweifelbar;  bei  andern  Veran- 
iBsnngen  sind  sie  dagegen  frei  zu  lassen.  Wenn  nämlich  nach  dem  Steuer- 
rsteme  des  Staates  für  bestimmte  Leistungen  der  Behörden  von  allen  Den- 
nigen,  welche  solcher  Amtshandlungen  bedtlrfen,  Abgaben  verlangt  werden, 
(portein  und  Taxen);  oder  wenn  fQr  die  Benatzung  einer  Staatsanstalt  un- 
ittelbar  und  im  Verhältnisse  dieser  Benützung  bezahlt  wird,  (Weggeld, 
dBtporto,  Schntzgeld;)  endlieh  wenn  gewisse  Handlungen,  ein  bestimmter 
esitz,  eine  besondere  Gattung  von  Einnahmen  besteuert  werden,  (z.  B. 
5lle  von  eingeführten  Waarei\,  Accise  von  Yerkäufen  im  Lande,  Grund- 
id  Häuser-  oder  Gewerbesteuern :)  so  unterliegt  es  gewiss  keinem  Be&nken, 
iss  auch  der  im  Lande  sich  aufhaltende  Fremde,  welcher  durch  sein  Gebahren 
1er  seinen  Besitz  unter  ein  solches  Gesetz  fällt,  dergleichen  Lasten  zu  tragen 
Bit.  Auf  der  andern  Seite  ist  es  eben  so  gewiss ,  dass  es  sich  weder  recht- 
trtigen  la83e,  wenn  er  zu  Steuern  fär  Staatszwecke  beigezogen  werden 
ollie , ,  welche  ihm  ihrem  ganzen  Wesen  nach  ferne  bleiben ,  wie  z.  B.  zu 
imen-  und  Kriegssteuem,  Beiträge  fär  die  Yolkswehr  u.  dgl.;  noch  ihm 
Bfechter  Weise  solche  persönliche  Leistungen  auferlegt  werden  können, 
eren  Rechtfertigungsgrund  in  der  Ünterthaneneigenschaft  zu  suchen  fst, 
ie  z.  B.  Kriegsdienste  odei'  unentgeldliche  Yersehui^g  öffentlicher  Aemter. 
fe  erstgenannten  einzelnen  Abgaben  sind  gerecht,  weil  sie  fflr  einen  un- 
uttelbaren  Dienst  von  Seiten  des  Staates  bezahlt  werden,  oder  durch  sie 
Dtii  Staate  die  von  ihm  abhängige  Erlaubniss  zur  Begehung  einer  gewissen 
[andlung  erworben  wird,  ^i  beiden  Fällen  aber  der  Fremde  offenbar  nicht 
erlangen  kann,  günstiger  behandelt  zu  werden,  als  der  einheimische  Bürger, 
nsserdem  würde ^  wenn  Ausländer  befreit  blieben,  eine  Rechtsungleichheit 
itstehen,  welche  leicht  zum  empfindlichen  Nachtheile  der  mit  grösseren 
asten  beschwerten  und  ^^her  in  ungünstige  Mitwerbungsbedingungen  ver- 
itzten  einheimischen  Bürger  ausschlagen  könnte.  Dagegen  ist  es  einleuch- 
!nd,  dass  nur  die  bleibenden  Angehörigen  des  Staates  die  allgemeinen  Lasten 
ir  den  Bestand  des  Staates  und  für  die  Grundlagen  desselben  unter  sich 
ifzubringen  haben.  Für  sie  und  nach  ihren  Zwecken  ist  derselbe  einge- 
chtet;  die  dadurch  bedingten  Ausgaben  werden  geleistet,  auch  wenn  nie- 
lals  ein  Ausländer  das  Gebiet  betritt;  Fremde  werden  nicht  um  ihre  Zu- 
immung  zu  den  Zwecken  oder  zu  den  Mitteln  gefragt. '  Eine  Beanspruchung 
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Fremder  bei  solchen  wesentlich  f£br  das  eigene  Leben  gemachten  Einrieb- 
tntigen  wäre  somit  wed^r  gerecht  noch  würdig.' —  Allerdings  bleiben  bei 
dieser  Unterscheidung  unter  den  Abgaben  noch  mancherlei  Fälle  übrig,  bei 
welchen  die  Zahlungspflicht  d^  Fremden  zweifelhafter  ist;  doch  lässt  sich 
wohl  eine  allgemeine  Regel  fQr  die  Beantwortung  der  Frage  aufstellen. 
Wenn  nämlich  die  Person  des  Fremden  oder  swn  Vermögen  durch  die  Be- 
zahlung einer  Abgabe  mitgeschützt  oder  mitgefördert  wird,  ist  dieselbe  zu 
leisten;  wo  dagegen  er,  in- seiner  Eigenschaft  als  Ausländer,  durch  den 
Zweck  der  Ausgabe  gar  nichC  berührt  wird,  er  vielleicht  sogar  förmlich  aas- 
geschlossen ist  von  der  Theilnahme  an  dem  Gegenstande  der  Leistung,  kann 
nichts  von  ihm  verlangt  werden.  Dennoch  wird  dann  'namentlich,  zu  ent- 
scheiden sein,  in  wie  weit  ein  (nicht  bloss  als  Durchreisender  sich  anfkl- 
tender)  Ausländer  an  Gemeindeabgab^n  oder  an  ausserordentlichen  Zwangs- 
Zahlungen,  z.  Bt  ConMbutionen,  Zwangsanlehen,  Brandschatzdngen  u.  ^ 
Antheil  zu  nehmen  hat;  ebenso,  wie  weit  er  bei  allgiemeinen  Yermögens- 
oder  Einkommenssteuern  iii  Mitleidenheit  gezogen  werden  darf.  Dass  lof 
die  fitisonderheitäü  jedes  einzelnen  Falles  Rüticsicht  zu  nehmen  ist,  venteht 
sich  rot  selbst. 


Dass  im  Yprstehehden  nicht,  nur  manche  einzelne  Behauptungen  aufge- 
stellt sind,  welche  bei  näherer  Prüftmg  angezweifelt,  umgestaltet,  vielleicht 
verworfen  werden. können;  sondern  dass  der  ganze  Grundgedanke  eine  inter- 
nationale Gemeinschaft  und  der  Ausbiklung  eines  eigenen  Rechtes  dersdben 
lahge^  nickt  bei  allen  Pfl^em  der  Yölkerrechtswissenschaft  Eingang  Me& 
wird:  darüber  ist  Niemand  weniger  im  Zweifel,  als  der  Verfasser  selbst 
Er  hat  es  aber  fQr  eine  Pflicht  gehalten ,  die  ihm  nothwendig  scheinende 
Verbesserung  und  Erweiterung,  des  Tölkerreehtes  nicht  bloss  in  einiget 
kurzen  Sätzen  zu  verlangen,  sondern  mit  wenigstens  einer  Skizze  der  sich 
aus  der  allgemeinen  Forderung  ergebenden  Folgerungen  und  des  daraus 
formell  zusammenzubauenden  Abschnittes  im  Systeme  voranzugehen.  Sache 
der  Männer  vom  Fache  ist  es  nun,  über  den  Gedanken  an  sich  und'  Aber 
die  Ausfährung  zu  urtheäen. 


j. 


2. 

« 

Sie  yftlkerrechtlich6  Lehre  vom  Asyle  ^). 

In  der  vorangehenden  Abhandlnng  ist  der  Versuch  gemkcht,  die  gesammte 
^hre  von  der  internationalen  Gemeinschaft  alö  ^inem  wesentlichenTheile  des 
Völkerrechtes  in  leidhtem  Unuisse  darzustellen  und  namentlich  ihr  sachliches 
>wohl  als  systematisches  YerhAltniss  zu  der  Souveränitätslehre  nachzm^en. 
ierbei  wurde  denn  auch  (S.  602  fg.)  auf  die  Verpflichtung  der.  P|^^^en, 
ir  Herstellung  einer  allgemeinen  Rechtsordnung  nach  Krftften  miimwir- 
sn,  aufmerksam  gemacht  Ein  tieferes  Eingehen  in  eine  einzehie  Frage 
ar  aber  natürlich  bei  dieser  blosen  Uebersioht  über  das  gesanmite  Grebiet, 
»aen  «Annexaüot»  an  die  bisherige  Wissenschaft  des  Völkerrechtes  veAangt 
urde,  nicht  möglich;  selbst  nicht  in  den  für  das  tägliche  Leben  der  Staaten 
ichtigsten  Fällen.  Es  .ersc];ieint  daher  nicht  als  überflüssig,  auch  wenlg- 
ens  Eine  Fi^e  in  alle  Einzelnheiten  zu  verfolgen,  um  dadurch  den  Beweis 
L  liefern,  das^  die  allgemeinen  Grundsätze  die  Feuerprobe  einer  Entwicklung 
irer  Folgerungen  gar  wohl  vertragen ,  und  um  i^i  einem  wichtigen  Falle  die 
edeutsamkeit  dieser  Folgesätze  aufzuzeigen,  gelingt  diess,  so  ist  nicht  nur 
e  Richtigkeit  der  ganzen  Anschauung  und  die  Nothwendigkeit  der  geforderten* 
mgestaltung  der  herkönmüichen  Wissenschaft  durch  eine  That^he  darge- 
lan,  sondern  a,uch  gleich  ein  Beispiel  des  Verfahrens  gegeben. 
•  Als  eine  solche  besonders  zu  bearbeitende  Eüizelnlehre  erscheiiit  nun 
Der  die  vom  völkerrechtlichen  Asyle  vor  anderen  geeignet.  Sie  ist 
cht  nur  wissansehafidich  bedeutend  und  schwierig,  sondern  auch,  und  zwar 
xade  in  der  Gegenwart,  von  höchster  praktischer  Wichtigkeit. 

Die  theoretische  Bedeutung  und'Schvriengkeit  yrird  sich  von  selbst  aus 
\m  Verlaufe  der  Untersuchung  ergeben.  Aber  fiuch  die  Wichtigkeit  im  Jjeben 
idarf  nicht  erst  eines  Nachweises.  Die  gewaltsamen  Umwälzungen,  und 
Bt  noch  mehr  die  missglückten  UmwäLzungsversiiche,  welche  unsere  Zeit 


1)  Diese  Abhandlnng  erschien  in  einer  ersten  Bearbeitanff  in  ^or  Tttbinger  Zeitschr.  für 
aatswiiseMchaft,  1868,  8.  461  fg.  Hier  ist  sie  mannchfseh  umgestaltet  und  auf  den  gegen- 
Irtigen  Standpunct  der  Frage  gebracht 
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80  häufig  gesehen  hat,  sind  die  Veranlassung  zu  wiederholten,  manchmal 
massenhaften  Auswanderungen  politisch  tief  Verwickelter  geworden;  und  wer 
wagt  es  zu  hoffen,  dass  die  Reihetifolge  solcher  Ereignisse  hereits  geschlossen 
sei?  Die  siegenden  Gewalten  sind  nun  aher  keineswegs  immer  zufrieden  mit 
hloser  Vertreibung;  sie  verlangen  auch  wohl  die  von  ihnen  als  Verbrecher 
Bezeichneten  bestrafen  zu  können,  mindestens  vor  weiteren  Angriffen  der- 
selben sicher  gestellt  zu  sein.  Ausserdem  aber  hat  auch  noch  die  fieberhafte 
gewerbliche  Thätigkeit  die  Zahl  Deijenigen  sehr  vermehrt,  veelche  nach  be- 
gangenen oder  wenigstens  versuchten  Eigenthumsverletzungen  der  strafenden 
Gerechtigkeit  ihres  Vaterlandes  zu  entrinnen  suchen  müssen.  Auch  solche 
werden  häufig  aus  den  Staaten,  in  deren  Gebiet  sie  ßich  aufhalten,  zurflck- 
gefordert  zur  Untersuchung  und  Buse.  Mit  solchen  Ansinnen  der  verfolgen- 
den Staaten,  sind  aber  die  den  th^tsächlichen  Schatz  gewährenden  kaneswegs 
immer  einverstanden. 

So  ist  es  denn  gekommen,  dass  die  Frage  tlber  das  Asylrecht  und  seine 
etwaigen  Bedingungen  und  Beschränkungen  in  die  erste  Reihe  der  intenui- 
tionaien  Beziehungen  getreten  ist.   Sie  beschäftigt  Eabinete,  setzt  Parlamente 
und  Pr€Ke  in  Bewegung,  ist  Gegenstand  vielfachster  Besprechong  unter 
Kundigen  und  Unkundigen,    ihre  praktische  Behandlung    kann   in  jedem 
Augenblicke  zu  den  ernstesten  Verwicklungen  Veranlassung  geben.  —  Aller- 
dings ist  diese  Frage  nichts  weniger  als  eine  neue.    Zu  allen  Zeiten  haben 
Flüchtlinge  io  einem  fremden  Staate  Schutz  gegen  die  Gewalten  in  ihrem 
Vaterlande  gesucht    Auch  waren  vou  jeher  die  verschiedtosten  Veranlaa- 
sungen  zur  Entfernung  aus  der  Heimath,  bald  allgemeine  Verhältnisse,  bald 
Handlungen  Einzelner.    Beligion  und  Staatsverfassung  sind  der  Grund  der 
Zerwürfnisse  gewesen;   Eöniglichgesinnte,  Aristokraten,  Demokraten  haben 
sich  ins  Ausland  flüchten  müssen.    Hier  waren  es.  die  Edelsten  ihres  Volkes, 
dort  hassenswerthe  Verbrecher.  Auch  hat  es  an  Verhandlungen  und  Streitig- 
keiten unter  den  Staaten  über  den  den  Flüchtlingen  gewährten  Aufenthalt 
und  Schutz  schon  früher  eben  so  wenig  gefriüt,  als  die  Lehrer  des  Völke^ 
rechtes  und  des  Strafrechtes  unterlassen  haben,  theoretische  Sätze  aufEustellen. 
Allein  der  Gegenstand,  ist  unläugbar  in  eine  ganz  andere  Stellmig  getreten, 
theils  durch  die  früher  unbekannt  gewesene  grosse  Zahl  der  Flüchtlinge,  thob 
durch  die  demokratische  Solidarität  des  politischen  Theiles  derselben,  haupt- 
sächlich aber  durch  die  itzige  Schnelligkeit  der  Gedankenmittheilnng  und  der 
Ortsveränderung,   welche  die  Vorbereitung  und  Ausführung  von  Untemeb- 
mungen  in  weiteste  Feme  gestattet. 

Selbst  wenn  keine  Ungewissheit  über  die  einzuhaltenden  Grundsätze  be- 
sttlnde,  wäre  es  unter  diesen  Umständen  Aufgabe  der  Wissenschi^  die  früher 
aufgestellten  Lehren* über  das  völkerrechtliche  Asyl  und  was  daran  hängt, 
einer  Durcharbeitung  mit  Berücksichtigung  der  neuen  Verhältnisse  zu  unter- 
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rerfen.  Allein  von  nichts  sind  wir  überdiess  weiter  entfernt,  .als  von  einer 
Tondsätzlichen  Meinungseinheit  unter  den  Staaten,  unter  den  Stimmführern 
er  öffentlichen  Meinjomg,  und  unter  den  Männern  der  Wissenschaft.  Viel- 
lehr  ist  offenkundig,  dass  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  das,  was 
efordert  und  gewährt  werden  könne,  unter  den  Regierungen  schon  oft  zu 
Tosser  Erbitterung,  in  dem  allgemeinen  Bewusstsein  zu  entschiedener  Ver- 
rirning  geführt  hat,  und  dass  die  Theoretiker  von  Anbeginne  an  im  Streite 
nd  im  Schwanlven  waren.  Abscheuliche  Verbrechen  haben  nun  die  Gereizt- 
eit  und  die  Unsicherheit  noch  gesteigert,  aber  auch  die  Nothwendigkeit  einer 
efriedigenden  Lösung  der  Frage  verdoppelt.  —  Allerdings  ist  die  an  die 
Wissenschaft  gestellte  Aufgabe  nicht  ganz  von  ihr  überhört  worden,  vielmehr 
1  kurzer  Zeit  eine  ziemliche  Anzahl  von  Schriften  erschienen,  welche  sich 
utweder  ausschliesslich  oder  doch  einlässlich  mit  der  Asylfrage  beschäfti- 
en  ^);  allein  auch  die  itzt  aufgestellten  Ansichten  gehen  immer  noch  sehr 


1)  Die  Literatur  über  das  yölkerrechtUdie  Asyl  und  über  die  damit  zusammeohiDiffenden 
raipen  gthi  hocE  hinauf,  und  zwar  sötir  begreiflicherweise  namentlich  in.Deutsohland.  Die 
rase ,  was  Rechtens  sei  bei  einem  im  Auslande  gegen  das  diesseitige  Recht  begaÄgMMB  Ver- 
reehen  oder  bei  der  Flucht  eines  Verbrechers  auf  fremdes  Oebiet,  war  iin  deutidMa  Reiche 
^  der  grossen  2ahl  der  lu  demselben  vereinigten  Staaten  und  bei  ihrer  yielfMsheii  ünterein- 
ndermischung  von  täglicher  practischer  Bedeutung,  und  die  Auffindung  richtiger  Grundsätze 
ber  Bestrafting  yon  Verfehlungen  gegen  fremde  Staaten  und  über  Auslieferung  ein  dringendes 
ad&rfiifss.  Es  wurde  also  auch  viel  über  den  Gegenstand  geschrieben.  Man  sehe  z.  B.  das 
Btr&ehtUche,  und  doch  nicht  einmal  yollstündige ,  Verzeiebniss  yon  Monographieen  über  die 
etreffenden  Haupt-  und  Nebenpuncte  bei  Kamp  tz ,  Literatur  des  VÖlicerrechts,*  8. 115  fg.  Diese 
tteieu  Sctirlfted  hal>en  Jedoch  geringen  Wertb  in  itziger  Zeit;  und  zwar  nicht  blos  desshalb, 
'eU  itzt  sowohl  an  Strafgesetzen  als  an  Staatsverträgen  ein  anderer  Stoff  zur  Behandlung 
CMrliegt,  sondern  hanptsächUdi  weil  sie  sich  zur  Auffindung  leitender  Grundsätze  lediglich  auf 
em  B<»den  des  deutschen  Reichsstaatsreohtes  anstatt  auf  den  internationaler  Grundsätze  steUten, 
adorch  abeV  yieUeicht  richtige  Regeln  für  einen  concreten  Zustand,  welcher  itzt  verschwunden 
ttf  erhielten,  keineswegs  aber  eine  bleibende  nnd  allgemein  gtUtige  wissenschaQUche  Lehre. 
-  V<ni  anderer  Art  und  grösserer  Bedeutung  sind  die,  eben&lls  zahlreichen,  Bearbeitungen, 
relehe  die  nenbelebte  dei^tsche  Sträfrechtswissenschaft  den  Fragen  über  das  VeihiUtniss  des 
taates  zu  auswärts  begangenen  Verbrechen  und  auswärts  sich  aufhaltenden  Verbrechern 
rldmete.  Die  von  Feuerbach,  Tittmann,  H^e,  Abegg,  Homann ,  Wens,  Mittermaier,  Ueffter, 
ISstlin  a.A.  angesteUten  Untersuchungen  sind  auch  für  das  Völkerrecht  aller  Beachtung  werth, 
ud  werden  sie  auch  weiter  unten  finden.)  In  so  ferne  sie  Jedoch,  wie  aUer^ngs  ihre  Aufgabe 
■nächst  war,  lianptsächlich  die  Forderungen  des  Strafrechtes  ins  Auge  fiusen,  die  internationalen 
Verhältnisse  aber  mehr  oder  weniger  ausser  Acht  lassen,  bedürfen  sie  einer  wesentlichen  Er- 
iäsnng.  —  Auch  die  aUgemeiiten  Bearbeitungen  de«  Völkerrechtes  haben  die  yorliegenden 
^OLgen  nicht  ganz  übergehen  können;  doch  ist  längere  Zeit  hindurch,  wie  die  Schilderung  des 
tandes  der  Lehre  gehörigen  Ortes  zeigen  wird,  weniger  hier  geleistet  worden,  als  man  zu 
rwarten  wohl  berechtigt  gewesen  wäre.  —  Desshalb  ist  es  denn  begreiflich,  dass  am  Ende  der 
'ichtige  Gegenstand  in  einer  Anzahl  von  Sonderschriften  eigens  und  grossen  Theiles  im  voUen 
'mfange  in  Behandlung  genommen  wurde.  Ui^d  wenn  dless  yon  Mehreren  zu  gleicher  Zeit, 
ber  ganz  unabhängig  von  einander  geschah,  so  kann  darin  nur  ein  Beweis  des  inneren  wissen- 
diaftUchen  nnd  des  äusseren  practisohen  Bedürfhisses  erkannt  werden.  Diese  Monographieen 
ber  sind: 

Cosmiin,  De  delictis  extra  civitatis  flnea  admissis.    Amst,  18S9. 

ProTÖ  Klait,  H.,  Diss.  de  deditione  proAigorum.    Lugd.  Bat.,  18S9. 

Witte,  Th.,Meditationes  de  Jure  criminali  respectu  Juris  intemationaüs  institntae.  Dorp.,  1851. 

B  e  rn  er,  A.  F.,  Wirkungslueis  der  Stra^areietze,  nach  Zeit,  Raum  und  Personen.   BefL,  1851^ 

Mohl,  R.,  Revision  der  völkerrechtUchen  Lehre  vom  Asyle.   In  der  Tüb.  Zeitschrift  fUr 
Staataw.,  1853;    (Die  erste  Bearbeitung  der  gegenwärtigen  Abhandlung.) 
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weit  aaseiiiander  und  ein  Yersach,  die  richtige  Leute  m  findete,  i$C  oaber 

«  .      ■  .        ■  .  "  ■    •        * 

gar  wohl  gestattet. 

Ehe  aher  in  die  Sache  selbst  «ingegajigen  wird ,  soten  einigte  Wpite  cor 
genauem  Feststellang  des  Gegenstandes  der  UnteTsnclinng  toran- 
.  geschickt. 

.    Die  ^nächst  vorhegende,   in  jedem.  Falle  die  wichtigste,  'Frage  ist: 
Welche  Forderungen  ein  Staat  an  einen  befreundeten  Staat,  stellei]^  könne 

*  #  '        *  ■  ■  ■         • 

hinsichtlich  seiner  Sicherstellung  gegen  feindselige  Handlung^  politischer 
Flflchtlinge,  die  sich  zur  Zeit  im  Gebiete  der  um  Sicherung  angegangenen 
Macht  Befinden  ?  *) 

Hier  leuchtet  denn  vor  Allem  ein,  dass  eine  wirklich  äbBchliessende 
Beantwortung  nur  auf  dem  Bodän  des  Völkerrechtes  gewonnen  werden  mag. 
Nur  wo  nachgewieseh  werden  kann;  dass  eine  bestimmte  Handlungsweise 
nach  allgemeiji  anerkannten  Grundsätzen  strenge  Bechtspflicht  ist,  kann  auch 
eine  unabweisbare  Forderung  gestellt  werden.  Beweisführungen ,  welche  auf 
die  Billigkeit  (ctomitas  nationum),  auf  Politik,  oder  selbst  auf  Staatsmoral 
gestelll'iilid,  lassen  weit  leichter  eine  Widerlegung  oder  wenigstens  Ass- 
welchong  zu,  und  haben  jeden  Falles  keine  formelle  zwingende  Kraft.  Diess 
hat  sich  in  concreten.  Fällen  schon  hinreichend  gezeigt. 

Es  ist  für  unbillig  erklärt  worden,  dass  ein  einzelner  Staat  dnrdi 
die  unbeschränkte  Freiheit  des  Aufenthaltes  und  des  Gebahrens ,  welche  er 


Bnlmerlncq,  A..  Das  Asylrecht  und  die  AusUefonuig  flilchtiser  Verbrecher.   Dorp.,  ittS. 
.  y  nie  fort,  A.t  Des  crime»  et  des  döUts  commls  k  Vi^tnnger,   Par.,  1895. 
Arnold,  -F.  Chi  v.,  Verbreehen  ^  Inlinder  im  Auslände  niid  der  Ansländer  Im  Inlsnde, 

im  Gerichtssaal,  1855,  Bd.  I,  8.  S29 1^. 
PVb],  Dollmann  und  Bliintsoiilif  in  den  Art  Asylrecht,  AnsUeferang  nnd  Awüeftrus 

poUtisoher  Veibrecher  in  Blnntschli's  Staatswörterboch,  Bd.  I,  1857. 
Ammann  uhdMar.qüarilsen,  üx  dtai  Art  Asylrecfat;  undBotteck'.ittdMarqnardBei 

in  dem  Art  Aöaliefernngin  Welcker's  StaatsleTJconj  S.  Aufl.,  Bd.  I  ft  n>  1857. 
8  am  ha  b  er ,  F.,  Ueber  ataatiVerbrechen  bayerischer  Unterthanen  «regen  answfirtig«  Btistes* 

Aschaff.,  1858. 
Lewis,  SirG.  CÖmewaU,  On  fb|reign  Jorisdiotion  and  the  eztradictiön  of  eriminals.   Looi, 

186^.;      ' 

1)  Kß  ist  somit,  aelb^tredehd,  von  dem  kirchlichen  oder  inneren  staatllch^en  Ai^l- 
redite  hier  gor  keine  Bede.  Dieses  ist  etwas  nach  Bec^ff,  Begrttndnng  ond  Geschidüe  tSOc 
Verschiedenes,  und  das  einkige  thatsttohlich  Gemeinschaftliche  besieht,  darin,  dass  der  8tsst  ia 
beiden  Besiehiingen  gehindert  ist,  seine  Band  auf  einen  Angeschuldigten  oder  VemrtheUtsli  a 
lehren.  'Was  immer  hinsichtlich  solcher  im  Innern  des  Staates  bestehenden  Asyle  Bechteas  oder 
wftnschenswerth  sein  mag,  dfe  yölkerrechtliche  Frage  wird  4adnrch  gar' nicht  bcoilhit.  -  Im 
Uebrigen  ist  auch  dieser  innere  Aqrlrecht  Gegenstand  TieUkoher  und  sumTheD^  sehr  grflad- 
licher  Bearbeitung,  und  swar  sowohl  yom  Juris^chen  als  vom  gesehichtüche»  Stanflponrts 
ans,  gewesen.  Man  sehe  s.  B.:  Bittershusius,  Idouiia,  hoc  est,,  de  Jure  aisylortim«  Aigest, 
1624.  ^.  van  Espen',  Dies,  de  intereessione  -episcbporum,  seu  asylo  templonun«  Lot.,  17SL  — 
Asemanni,  Comment'  de  eodesüs,  earum  reyerenti»  et  asylo.  Bom.,  1788.  -^  HAUe,  Tnritf 
de  proc  crlqp.^  Bd.'  H,  8.  6411^.  —  WaUon,  Jl,\  Du  droit  d'asyle-  Par.,  1887.  —  Daan, 
Ueber  den  Ursprung  äes  Asylrechtes  und  dessen  8chicksale,  in  der  Zeitschr.  t  deotsdL  B, 
Bd.  m,  8.  8»7.fg.  —  Berner,  Wirkungskreis  des  Stra^reseties ,  8.  iTSüg.  —  BnlmeriBC« 
Das  Asylrecht,  8.'  11-7185.  —  Beaurepaire,  Essai  .s.  Pasyle  religieuE  daiis  rempiie  iüdsIb 
et  la  monä^clüe  fran^aise,  in  der  BibL  de  l'dcole  des  ehaitsii  8^.  lU;  Bd.  IV  oad  V. 
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SeflÜinicbeir  Un)wäl)mi)igsmänRern  gewähre,  viele  andere  Staaten  in  I^estän- 
lU^r  Gefahr  erhalte  und  sie  zu  kostspieligen  Sichcrungsmaassrcg^hi  nöthlgq. 
ffieranf  bat  af^&r  die  Antwort  nicht  gefehlt:  es  sei  in  dieser  Anmuthting  eine 
doppelte  öejene  Unbilligkeit  enthaften.  Einmal,  indem  man  der  beanspruchte^ 
Regierung  zumuthe  Schritte  zu  thun,  welche  dem  öelste  ihres  7olkesL  zu- 
wjider,  und  deren  btoFser  Yersuch  schon  lör  ihren  eigenen  Bestand1}edenkliqh 
1«8xe;  zweitens  aber,  weil  mjsiii  das  f[^r  alle "Partt^ieii  ntttzliche  und  von  allen 
det  Bdbe  nach  dankbarst  in  Anspruch  genommene  unbeschränkte  Asyl  nur 
ter  Äfch  selbst  gelten  lassen  wolle. 

Wenn  man  es  sokkinn  fCür  eine  politische  Nöthwendigkeit  erklärt   • 
bkt,   dass  alle  Regierungen  gegen  den  Geist  der  Umwälzung,   welche-  sie 
sim'mtlich*  bedrohe ,  zusammenstehen:  so  ist  diese  Becbrbhuug,  un^  mit  ihr 
jeae  Nöthwendigkeit,  für  bestimmte  Staaten  und  Regierungssystepie  in  .Ab- 
rede gestellt,  und  als  Atitwort  auf  die  Belehrung  im  Fache  der  Staatsklugheit , 
der  Rat^  ertheilt  worden  ^  durch  eine  Aendenrng  des  eigenen  Regierungs-^ 
sfystcfmes  die  Yeranlassuxig  zur  Unzufriedenheit  und  diamit  'die  eigentliche 
Önelle  der  Gefährdung,  vn  beseitigen.  '  ■    - 

Eine  Hinweisung  endlich  auf  die  Unsittlichkeit,  einj^  Haufen  von 
Veirschwörcm ,  Mördern  und  Falschmünzern  Schutz  und' Möglichkeit  der 
Begehung  ihrer  Verbrechen  zu  geben,  ist  erwiedert  worden  durch  den  Vor- 
trag ianderer  ^bsöhhitte  aus  der  politischen  Moral,  ^reiche  die  Pflichten. der 
Begierungen  gegen  die  Unterthanen  beliajideln. 

Solchem  Gezanke,,  welches  .er))ittert.  aber  nichts  entscheidet,  kajon  nur 
dHTch  eine  gründliche  und  vollständige  Feststellung  d^  Rechtes  abgeholfen 
werden.  Eine  Lösung  dieser  Aufgabe  fordert  dann  aber- m  mehrfacher -Be- 
dehüng  hinreichenden  Umfang  der  Untersuchung. 

Vor  Allem  ist  natürlich  die  Thatsache  des  jetzigen  Zustandes 
dar  und  nbersichJJich  darzulegen.  Diese  Thatsache  zerftllt  aber  wieder  in 
jwei  Theile:  . 

.  einmal  n^lich  sind  sowohl  die  positiven  Gesetze  und  Rechts- 
;ewo]iiifa^iteii  der  bedeutendsten  Staaten  über  die  Au&ahme,  Bestrafung 
ittd.  Auslieferung',  von  Ausliludern ,  als  die  über  diese  Verhältnisse  geschlbs- 
jenen  Verträge  solcher  Mächte  anzugeben; 

zweUens  aber  müssen  die  bis  jotzt  aufgestellten  Ajisichten  der  leitenden    • 
Schriftsteller  im  Wesentlichen  dargelegt  und  nack^hrer  inneijen  Ver-- 
waiidf(s(diaft  zusammengestellt  Verden.  '      •  .. 

Ist  diese  Uebetsicht.  gewonnen  und  somit  der  zur  Ausbildung  einer  sell^st- 
ständigen.  Ansicht  nötbige.  Stoff  gesanunelt,  so  mag  dann  zum  zweiten  Haupt- 
segenstand,  zur  eigenen  Lehre  übergegangen  werden.  Einleuchtend  ist, 
hss  hierbei,  wenn  wirklich  Ordnung  geschafft  werden  will,  ebenfialls  zweierlei 
{eschehexi  ipuss. 

T.  Mobl,  SUAterecht.    Bd.  I.  41 
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Zopäcbst  ist  es  mit  einer  blosscu  Ergänzung  des  jetzigen  mangel- 
haften positiven  Völkerrechtes  aus  der  vorhandenei^  Masse  von  Verträgen, 
einseitigen  Erklärungen  u.  s.  w.  nicht  gelhan.    Dass  diese  Bruchstücke  uoi 
sich  geradezu  widersprechenden  Satzungien  zur  Gewinnung  eines  ftasreicheudea 
Sy Sternes  und  eines  festen  Standpunktes  nicht  genügen,  ist  ja  eben  durch 
den  Zwiespalt  der  Meinungen  und  I{;aidlungen  der  (europäischen  Staaten  er- 
wiesen.   Ein  sicherer  Boden  wird,  nur  gewgnnen  durch  eine  Darlegung  der 
Sätze  des  philosophischen  Bechtcs  über  den  Gegenstand,  al^o  durch  eiue 
Entwicklung  und  Nachweisqng  des  rein  Vernünftigen.    Allerdings  hat  Letz- 
teres zunächst  nicht  die  Bedeutung  dner  formellen  internationalen  Verab- 
redung  oder  Gewohnheit.    Allein,  einmal,  k^nu  nur  auf  diese  Weise  eine 
Grundlage  für  eine  bewusste  und  folgerichtige  Kritik  ^^s  thatsächlich  Vor- 
handenen  gewonnen  werden,  wie  sie  einc^r  gründlichen  Verbesserung  voran- 
gehen muss.    Daiin  abet*  haben  die  Ergebnisse  einer  solchen  Forschung  doch 
auch  ihre  unmittelbare  Bedeutung  für  das  Leben.     Dieselben  können,  als 
die  nothwendigon  Folgerungen  aus  dem  Wösen  der  Staaten  nnd  ihres  gegen- 
seitigen Verhältnisses,  nicht  nach  Beheben  bei  Seitfe  geschoben  i^erden,  weil 
sie  etwa  neu  oder  missliobig  sind.  Sie  müssen  durch  richtigere  Aufstellungen 
widerlogt,  oder. als  Verpflichtung  eingeräumt  werden. 

Zweitens  aber  darf  sich  die  Untersuchung  nicht  auf  die  Asyl  frage  an 
sich  beschr^od^eb ,  sondern  muss  eine  feste  Grundlage  dnroh  die  Prüfung  und 
Feststellung  des  ganzen  Verhältnisses 'gewinnen,  in  welchem  ein  Staat  zu 
d^  Rechtsordnung. des  Menschengeschlecjites  überhaupt  steht  Die 
Frage,  in  wie  ferne  ein  Staat  verflichtet  ist.  gewisse  Handlungen  gewisser 
Menschen  gegen  einen  gewissen  Zustand  ausserhalb  seiner  Grunzen  zu  ver- 
hindern., Ist  nur  ein  Theil  der  v|tjl  weiter  gehenden  Fr^ge:  ob  und  wie  weit 
er  überhaupt  eine  Verpflichtung  zur  Herstellung  des  Rechtes  innerhalb  und 
ausserhalb  seines  Gebietes  hat  ?  Alle  BeantWortmigen  jener  Frage  sind  ge- 
wagt und  ohne  sichern  Grund,  so  lange  nicht  der  höhere  Sat2  feststeht,  von 
welchem  jene  nur  Ableitungen  sind.  Dieser  höhere  Satz  ist  denn  aber  frel- 
Itch  seines  Theiles  wieder  nur  eine  Seite  der  Lehi:e  von  der  internationalen 
Gemeinschaft,  welche  somit  der  Ausgangspunkt  der  ganzen  Untersuchung  ist 

•   ■ 

Die  im  ersten  Anblicke  rielleicbt  sehr  weit  erscheinende  Ausholung  bezahlt 
sich  reichlich;  und  die  vielleicht  für  ganz  ideal  gehaltene  Auffassung,  wd 
sich  als  unmittelbar,  praktisch  erweisen. 

Steht  auf  diese  Weise  fest,  was  bei  einer  vernünftigen  Auffassung  der 
staatlichen* und  überhaupt  der  menschlichen  Verhältnisse  sein  soll,  dann  ist 
endlich  noch  .der  dritte  Haupttheil  der  ganzen  Aulgabe  zu  lösen:  nämlich  die 
KrUilc  des  Bestehenden  in  .Wissenschaft  tmd  Gesetzgebung.  Dass  die 
Beül-theilUng  auch  in  Vorschläge  zu  Aeuderungen 'und  Verbesserungen  aas- 
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läaft,  liegt  in  der  NatBr  der  Sache,  und  wird  wohl  nach  umsichtiger  Yor- 
bereitung  nicht  als  Anmaassnug  udd  leeres  Gerede  betrachtet  werden.    . 


Der  thatsäcliUehe  geyenwirtige  2iutiui<L 

\  > 

a)  Das  poalttTe  fteoht  der  ^edevteidstn  Hattet. 

Die  GkiwähruHg  eines  A^yles  Mr  die  ppUzeiUch  oder  gerichtHch  ver- 
folgten  ünterthanen  anderer  Staaten,  so  wie  das  Recht,  befiehtingsweise  die 
Pfiicht,  zur  Auslieferung  solche^  Personen,  sind  nur  Theile  ded  g^sammteö 
Verhaltens  der  Staaten  zur  Bestrafung  der  Verbrechen  überhaupt*  Ein 
richtiges  Verständniss  der  Bestinmiungen  über  jene  Fragen  ist  somit  'bedingt 
durch  eine  Kenntniss  des  ganzen  Systemes;  ^und  es  bu^s  daher  auch  im 
Nachstehenden  der  Darstellung  der  Gesetzgebung  über  das  Aiybrecht  ein 
kurzer  üeberbliek  Ober  die  von  d^  verschiedenen  StaatBi  gegenüber  von 
Verbrechen  eingehaltenen  Grundsätze  vorangehen.  Die^e  Principien  betiBffen 
aber  theils  das  innerhalb  des  eigenen  Staate's  und  in  Beziehung  |iiCj^8en 
eigene,  bleibende  oder 'vorübergehende  Ünterthanen  einzuhaltende  Terfidiren; 
theils  beziehen  sie  sich  auf  strafbare  Handlungen^  welche  im  Auslande  und 
von  Ausländern  begangen  sind.  Ebenso  liegt  es  in  der 'Natur  der  Sache, 
dass  es  theils  selbstständige,  auf  einseitig  erlassene  Gesetzeii  beruhende 
Aufsitellungen  sind,  theils  (und  zwar  zu  Erlangung  grösserer  Bestimmtheit 
und  namentlich  einer  Gegenseitigkeit)  vertragsmässige  Verabredungen. 

f 

i 

a)  Staats-  und  völkerrechtliche  Gr*u.ndsätze  überBesirafung 

rechet^ widriger  Handlungen. 

1.  'Vollkommene  Einstimmung  herrscht  unter  allen  Staaten  c^rüber, 
dass  ein  Jeder  Staat  das  Recht  hat,  die  von  seinen  eigenen  Unterthaneq,  im 
eigenen  Gebiete,  gegen  ihn  selbst  pder  gegen. Mitunterthan'en  unternommenen 
Verbrechen  nach  sei^m  Gutdfünken  zu  verhindern,  beziebifflgsweise  zUbe- 
strafeii.  -^  Dieser  Satz  ist  so  unbestritten,  dass  es  ^nes-  Beweises  und  der. 
Anführung  von  Belegstellen  nicht  bedarf. 

2.  Ebenso  ist  Einstinmiigkeit  darüber ,  4ass  jeder  Staat  berechtigt  ist, 
A9^ünder  während  ihres  Aufenthalts  in  se^p.em  Gebiete  seiner  Polizei-  und 
RechtsgesQtzgebung  zu  .unterwerfen!  demgemäss  auch  die  einjtieimischen  Strafe 
gesetze  gegen  sie  einzuwenden  wegen  der  von  ihnen  gegen  ihn  gelbst  oder- 
geg^n  seine  Ünterthanen  Während  dieses  Aufenthaltes  begangenen  Verbredien^ 
Eine  Milderung  der  Strafen  oder  völlige  -Ünzurechnm^gsfäfaigkeit  wegen  an- 
geblicher  Tlnkenntniss  der  Gesetze  ist- jeden  Falles  nicht  die  Regel.  Belege 
der  gesetzlichen  Stellung  der  Fremden  unter  das  einheimische  Recht'  sind 
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unter  anderen' folgende : 'für  Oesten-eich,  Crim.Ges.Bucb,  §  31;  f&r  Preosseii, 
Landrecb^  II,  Tlt  29,  §  13  und  13;  für  Bayern,  Publicat.  Pät.,  Art.  4;  fü? 
K.  Sachsen,  Straf. G.B.,  Art.  9;  für  Württemberg,  Straf.G.B.,  Art.  4;  flhr 
Frankreich,  Code  civil,  Aa*t.  3;  ebenso  für  Belgien;  für  den  Kirchenstaat, 
Straf.Pr.O.,  Art.  60.  ,  üebep  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
ainerika  vergi.  Story,  Conflict .  of •  laws,  ed.  2,  §  620. 

3.  Ferner  ist  (jArüber  keinerlei  principiclle  Mfeinüngsverschiedenlieit  unter 
den  eui^päiscb  gesittigten  Staaten  ^  dass  ein  Staat  =  das  Recht  and  dass  er 
die  Pflicht  hat,  Verbrechen. zu- bestrafen,  welche  von  seinen,  bleibenden 
oder  vorübergehenden,  Unterthanen  in  seinem  eigenen  Gebiete  gegen  aus- 
wärtige StaateQ  oder  deren  Angehörige  begangen  werden.    Die  dabei  vor- 

•  •  •  •  •  #  • 

gekommenen  Streitigkeiten  betreffen  nicht  den  Grundsatz,  sondern  unter- 
geordnete  Fragen ,  z«  R  ob  auf  eine  Beschwerde  des  verletzten  Staates  zu 
warten  oder  das  gerichtliche  Verfahren  von  Amtswegen  zu  bieginncn  sei. 
Und  ebenso  ist  es  kein  Beweis  eines  verschiedenen  Grundsatzes,  wenn  ver- 
letzte StaatCA  zuweilen  nicht  BestrafOng,  sondern  Wegsendung  des  Beleidi- 
gers  verlangen.  Theils  finden  sie  in  solcher  gänzlicher  Entfernung  eine 
^össere  und  'Nachhaltigere  Sicherheit  für  sich ,-  theils  mögen  sie  zuweilen 
ei^e  solche  Ver^altungsmaasstegel  der  Oeffentliohkeit  eines  Strafverfahrens 
Verziehen  ^).  Nur  England  macht  in  dem  vorliegenden  Punkte  theilweise 
eine. Ausnahme.  Es  besteht  zwar  keine  Weigerung,  ein,  im  eigenen  Gebiete 
gegen  einen  'Ausländer  begangenes  Verbrecben.  der.  einheimischen  Straf- 
-  gericbtsbarkeit  zu  unterwerfen,  und  es  liegen  sogar  viele,  zum  Theile  ge- 
schichtlich sehr  bertthmte,  Beispiele  solcher  ■  Rechtsverfolgung  vor:  allein 
theils  ist  kein  allgemeiner  gesetzlicher  Grundsatz  aufgestellt,  welcher  in 
aüen  einschlagenden  FäUeir  zui;  Anwendung  käme,  sondern 'es  entscheidet 
lediglich  der  (xerichtsgebranch  über,  die  Strafibarkeit  jeder  einzelnen  Ait 
von  Handlang ;  theijis  wird  wenigstens  bei  Verletzungen  fremder  RegierungeB 
der  tirund  der  Strafbarkeit  nicht  in  der  BechtsstOning  an  sich,  sondern  in 
der  intematiopal^n  GefährUqhkeit  einer  solchen  Handlung  gefouden. 

4.  ]^einerlei  Ueberstimmung  besteht  dagegen  hinsichtlich  der  Frage,  ob 
eiBÜnterthän  wegen  eüies  im  Auslande  begangenen  Verbrediens  bestraft 
werden  kann?  Die  Staaten  zerfallen  vielmehr  in.  dieser  Beziehung  in. vier 
verschiedene  Gruppen ,  welphe  von  einer  üeinung  zu  ^  entgegengesetzten 

1)  DioM  aind  offenbar  die  Grfio^e«  aiu^  welchen'  im  J.  18S4  diie-  iiiei«teD  MAchbatilMtae 
'hit  We^swtigung  der  TheüneluDer  an  dem  Savoyer  Zo^,  nicht  iCber  Bestraflug  derselben  ron 
der  Sel^weit  Terlangten.  Daas  aber  auch  letztere  ale  im  Beeilte  beyr^ndet,  anD;eaehen  wird«, 
beweist  z.  B.  die  aardinische  Note  voip  S8.  AprB  18S4  (Mortons;  N.  SufiiL^  Bd.  UI,  8.  Sit); 
and  noch  niehr  'das  Verhalten  vod  Frknkreio&,  welches  seiner  Seits  wirklich  g«richtUehe  Schiilts 
anordnete«  Wenn  die  Schwcfts  nidit  bestrafte,  so  übte  sie  damit  kein  Recht  ihrer  Ünabbin^ 
iLeit,  soAdem  blieb  einfach  in  dieser  Besiehmiflr  hinter  ihren  yölkttrrechtlic&ett  V^rplieh- 
tun^n  särflok',  Was  ihr  denn  bekannüioh  auch  von  aUen  Seiten  lUMttiwandea  goiog  fessgt 
worden  ist. 
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durch  verschiedene  mehr  oder  weniger  folgewidrige- Modifitationen  fortr 
schreiteB.  —  Die  erste '  derselhen  wird  YOh  denjetfigen  Staaten  .gebildet, 
welche  grundsätzlich  eih  im  Anslande  begangenes  Verbrechen  nicht  be- 
strafen, gleichgültig  von  wem  es  und  gegen  wen  es  verübt  •  würde,  weil  sie 
die  Strafgewalt  des  Staates  auf  das  eigene  Gebiet  beschränkt  erachten.  Es 
gehören  aber  hierher  England,  Nordamerika  und  Frankreich,  freilich  wieder 
mit  Verschiedenheiten  unter  sich,  tmd  zanl  Theile.mit  empfihdUcher  AbschwA- 
chung  des  Chrundsatzes.  Am  strengsten  halten  die  Vereinigten  Staaten'  an 
dem  Principe  des,  auch  in  dieser  Beziehung  von  ihnen  angenommenen,  ge- 
meinen englischen  Rechtes  fest;  selbst  in  Beziehung  auf  die  in  einem  der 
Glicderstaatea  begangenen  Handlungen.  Schon»  etwas  mehr  entfernt  sich 
England,  indem  hier  allmählig  eine  Reihe  voir  einzelnen  Ausnahmen  gesetzlich 
eingeführt  und  somit  eine  Zuständigkeit  englischer  Gerichte  bei  Verbrechen, 
welche  ein  Engländer  im  Auslande  beging,  festgestellt  worden' ist  *).  Diese 
Ausnahmen  beruhen  jedoch  auf  keinerlei  allgemeinem  Satze,' sofidem  sind 
lediglich  aus  folgewidrigen  Zweckipässigkcits-  oder  Gefühlsgründen  im  einaobien 
Falle  entstanden.  Es  sind  nämlich  diese  Verbrechen :  Hochverrath ,  Mord 
und  Todscblag,  Bigamie,  die  in  gewissen  barbarischen  Ländern  begangenen 
Verbrechen,  endlich  die  gesetzwidrigen  Handlungen  der  Bemannung  eines 
englischen  Schiffes;. wozu  denn  poch,  nach  allgemeiner  völkerrechtlicher  Sitte, 
kommt  die  Gerichtsbarkeit  über  Seeraub  und  den  ihm  gleichgesetzten  Sclavcn- 
hahdel,  so  wie  die  d^r  Consuln  in  der  Levante  ').•  Am  weitesten  geht  Frank- 
reich von  dem  Grundgedanken  ab,  'indem  es  nicht  nur  einzelne  mehr  oder 
weniger  ;sufällige  Ausnahmen  zülässt,  sondern  sogar  ganze  Kategorieen  von 


1)  OeWSbnlich  wird  von  Englund  behaoptet,  dän  es  die  TenitorlalitSt  de«  StraflsMetzes 
nobediogt  festhalte.  Dem  ist  denn  nun  alleidin^  so  nacb  dem  gremelDen  lUchte  and  apaüX  in 
der  Regel;  allein  einmal  ist  es  doch  thatsachKch  unrichtig,  wenn  die  bedeutenden  Ausnahme^ 
nicht  erwähnt  werden,  und  awcitens  ist  zu  bemerken,'  dass  4ie8e  Ausnahmen  ^icht  etwa  Folgen 
eine«  elnselnen  bestinunten  diunit  aber  auch  genau  umschriebenen  Grondsatses  sind,  sondern 
nach  3elieben  der  Gesetzgebu^ig  bald  da  bald  dort,  itzt  aus  dieser,  ein  andersmal  A^s  einer 
verschiedenen  Ursache  aufgestellt  werden,  sie  sich  also  auch  ins -Unbestimmte  yermehren 
können.  Unzweifelhaft  sind  die  englischen  Gerichte  und  Rechtsschriftstelle^  der  möglichsten 
Festhaltung  des  Grundsatzes  zugeneigt;  allein  es  lüsst  sich  nicht  leugnen,  da^  die  vom  Pär- 
Uamente  imsgespfQchene  Ausnahmen  mehr  und  mehr  an  Umfling  zimehmeif.  Während  dl<x 
Parllanieotsacten  93  Uen.  VUI,  c.  83,  und  35  Uen.  vni,'  c  2  pur  Mord  ^nd  Hodivearath ,  wenn 
im  'Aaslande  begangen  für  strafbar  erklärten,  und  zwar  den  Mord  nur  bei  ausdrücklicher  imter  ' 
dem  grossen  königHohen  Siegel  .erlassenen  Anordnung  eines  besondem  Gerichtes,  dehnte  die 
Acte  43  Geo.  10,  c  116,  sect.  6,  die  letztere  Möglichkeit  schon  auf  Tödtung  aud ,  und  wurde 
darcfa  Str  B.  P.Bers  consolidating  act  -von  1829  die  gewöhnliche  richterliche  Zuständigkeit  dabei 
eingeführt.  Im  AnAUnde  begangene  Bigamie  wurde  als  strafbar  erklärt  durch' 9  Geö.rv,  c.  91, 
stoet..8^;.  und  die  aaf  aUe  Arten  von  Vergehen  und  Verbrechen  von  Seeleuten  sich  erstreckende 
Acte  Ist  von  1854  (17  und  18  Vic.  c.  104,  sect.  S67.)  Ebenso  haben  sich  die  Zustän^gkeits- 
erklärtmgen  bei  Verbrechen  in  barbarischen  Ländern  immer  weiter  ausgedehnt,  und  zwar  von 
einer  BeBcbränkung  )Hif  Neufundland  aus  (1699)  bis  auf  die  gesammte  dUdsee'<9  Geo.  IV.  c  83.) 
Dass  manche  dieser  Gesetze  nur  selten  zur  Anwendung  kommen ,  ändert  nichts  Ina  Grunijisatze. 

S)  Eine  Anfieählung  nicht,  nur  dieser  Ausnahmsgesetze,  sondern  auch  der  in  Folge  der- 
selben vorgenommenen  Anklagen' s.  bei  8ir  G.  C.  Lewis,  Ön  foreign  Jurisdiction.'  Lond., 
1859,  S.  SO  fig. 
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HandloBgen  ptincipiell  *  unter  die  Land^sgcrichte  stellt,  aach  wenn  sie  im 
Auslwde  begangen  werden.  Naöhdem  nän^ich  im  älteren  französischen  Rechte 
und  gelbst  noch  pach  dem  QcsetsbuchQ  vom  Bnunaire  des  Jahres  lY  die  Be- 
strafung als  aligemeiiie  Regel  stattgefunden  hatte,  wurde  sie-dtirch  den  Code 
de  proc.  crim.,  Art.  6  und  7,  auf  einzelne  bestimmte  Verbrechen  beschränkt; 
und  zwar  sind  vorab  alle  gegen  Fremde  im  Auslande  begangene  Yerbrecbeo 
ganz  straflos,    von   den,   ge^en   den  französischen  Staat  aber  'begang^oen 
^ze}ne  bestimmte  strafbar,  (nctmentlich  YeHetzüng  der  Sicherheit  des  Staates 
und  Fälschung  seiner  Siegel,   Münzen  und  Geldpapiere,)   und    die    gegen 
einzelne  französische  Unterthanen  begangenen  werden   nur  dann  verfolgt, 
wenn  die  Beschädigten  klagbar  auftreten ,    und  auch  dann  blos    «crimes» 
nicht  aber  auch  «delits.»  —   Eine  zweite  Abtheilung  besteht  aus  solohcs 
Staaten,  welche  zwar  grundsätzlich  sowohl  die  gegen  sie  selbst  als  gegen 
einen  der  Iln*igen  im  Auslande  von  einem  Unterthan  begangenen  verbotenen 
Handiungen  bestrafen,  dagegen  nur  in  einzelnen  bestimmten  Fällen  eintreten, 
weim  die  Handlung  einen  Fremden  betraf.    Hi6r  sind  vor  Allem  zu  nennen 
Bdgien ,  (Gesetz  vom  SO.  Dec.  1836)  und  Holland  (Strafproc.O.  von  1838, 
welche  die  gegen  Fremde  begangenen  Yerletzungen  nur  in  bestimmten  schwe- 
rem FWen,  Zw  B.  Mord,  Brandstiftung,  Nothzucht,  Fälschung  u.  dgL,  Belgien 
niunentlich  dann,  wenn  es  auch  eine  Auslieferung  fremder  Fluchtiger  bewilligen 
wtlrd^ ,  bestrafen.    Femer  gehört  hierher  Sardinien ,  ^welches  nach  Art.  6 
seines  St.G.B*s.  zwar  die  von  einem  seiner  Unterthanen  in  der  Fremde  be- 
.gangene  Yerbrechen  (crimes)  unbedingt  bestraft,  dagegen  die  Yerfolgung  von 
blossen  Yergehen  (d61its)  von  der  Reciprocität  des  verletzten  Staates  abhängig 
macht,  in  beiden  Fällen  auch  um  eine  Stufe  im  Strafmaasse  hemntergebt. 
Endlich  ist  wohl  auch  noch  das  darqistädtische  St.(j.B.  von  1841  zu  dieser 
Gruppe  zu  zählen,  dessen  Ausnahmen  von  der  Bestrafung  freilich  «elir  eigen- 
thtUnlich  bestimmt  sind.    Gcundsätzlicb  werden  nämlich  hier  nur  die  gegen 
einen  deutschen  Bundestaat  begangenen  Yerbrechen  bestraft;  beiden  tlbrigen 
Staaten  hängt  die  Yerfolgung  von  der  jeweiligen  Billigung  des  Justizministeriums 
ab.    Und  snindestens  als  wunderlieh  tiarf  es  bezeichnet  werden ,  dass  eine 
tiemOderte  Strafe  noch  erfolgen  kann,  wenn  der  im  Auslande  sich  verfehlende 
Hesse  dort  bereits  gestraft^ oder  begnadigt,  und  sogar,  wenn  er  dort  freige- 
sprochen istv  -^  *Noch  weiter  yon  einem  festen  Principe  entfernt  sich  die 
dritte  Gruppe.  Dieselbe  wird  ausschliesslich  von  Württemberg  gebildet,  welches 
die  Ausübung  seiner  Strafigewalt  davon  abhängig  macht,  ob  die  fragliche 
Handlung  in  dem  verletzten  Staate' selbst  mit  einer  Strafe  bedroht  ist,  ins- 
besondere  .aber,  ob  sie  bestraft  würde,  wenn  sie  dort  gegen  Württemberg  be- 
gangen worden  wäre.     Auch  gestattet  es  die  Anwendung*  eines  etwaigen 
mildei^en  Strafmaasses  des-Staates^  in  welchem  das  Yerbrechen  verübt  wurde. 
—  Zu  eiifem  in  sich  übereinstimmenden  Grundsatze  dagegen  bekennt  sich 
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endlich  die  vierte  Gnippö,  in  welcher  tot  Allem  die  überwiegende  Mehi-zähl- 
der  deutschen  Staaten  fetcht'),  dann  aber  auch  Neapel,  Portugal,  Russ- 
land  und  Norwegen  und  eine  Anzahl  schweizerischer  Kantone.  Diese  Staaten 
bestrafen  jedes  im  Auslande  von  einem  fhrer'  Unterthanen ,  sei  es  nun  gegen 
feie  selbst  und  ihre  Angehörigen,  sei  es  gegen  Fremde  begiangene  Vergehen, 
und  zwar  einfech  nach  dem  eigenen  Gesetze.  Man  sehe  die  Strafgesetzbüchel* 
von  Oesterreich,  §  30;  von  Preusscn,  §  4;  von  "Bayern,  Art.  30').;  voi} 
Coburg,  Art.  2  und  3;  von  K."  Sachsen,  Art.  2;  von' Hannover,  Art.  2;  von 
Baden,  Art.  4;  von  Oldrtiburg,  Art.  3;  von  Neapel,  Straf-Pr.-O-  von  1819, 
Art.  6  und  7;  Portugal,  St.G.B.,  Art.  24;  Russland,  Art.  179^181;  Nor- 
wegen, Kap.  1,  §  1  und  4;  Aargau,  §  2;  St.  Gallen,  Art.  4.  Siehe  ferner 
die  verschiedenen  Vertrage  über  die  Bestrafung  der  von  den  eigenen  Unter- 
thanen  in  fremdem  Lande  begangenen  FoVst- ,  Jagd- ,  Feld-  u.  s.  w.  Frevel. 
So  z.  B.  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  vom  21,  M&rz  1842,  zwischen 
Kurhessen  und  Sachsen- Weimar,  vom  1.  Sept.  1842,  zwischen  Preussen  und 
S!  Koburg,  vom  27.  Dec.  1847  (sämmtlich*  bei  Martens,.  N.  R.  G.)  Unzweifel- 
haft kommen  in  den  zu  dieser  Gruppe  gehörigen  Gesetzen  einige  Verschieden- 
heiten über  untergeordnete  Punkte  vor ;  sie  sind  aber  nicht  bedeutend  genug, 
um  den  Grundsatz  selbst  anzugreifen,  oder  sind  sie  zum  Theile  sogar  nur 
Folgerungen,  welche  man  in  dem  einen  Staate  ausdrücklich  ausgesprochen, 
in  andern  aber  übergangen  hat;  So  ist  es  z.  B.  keine  Beschrflnkung,  son- 
dern vielmehr  eine  Bestätigung  des  Grundsatzes,-  wefnn  das  preussische, 
das  badische  tind  das  hannoversche  Gesetz  den  Eintritt  einer  Strafe  in  dem 
Falle  beseitigt,  wenn  die  fragliche  Handlung  nur  nach  dem  fremdem.,  nicht 
aber  auch  nach  dem  preussischen  u.  s.  w.  Gesetze  für  strafbar  erklärt  ist. 
Ebenso  sind  einige  eigenthümliche  Bestimmungen  des  badischen  Gesetzes 
unerheblich  oder  selbstverständlich. 

5.  Eme  bemerkliche  Verschiedenheit  der  Ansichten  findet  sodann  unter 
den  europäischen  Staaten  über  die  Frage  statt,  ob  ein  Staat  die  von  einem 
Ausländer  im  Auslande  gegen  ihn  selbst  oder  gegen  einen  seiner  ünter- 
tbanen  begangenen  Verbrechen  zu  bestrafen  berechtigt  ist,  falls  er  den  Thäter 
später  in  seinen  Gewahrsam  bekömmt,  sei  es  durch  Auslieferung,  sei  es  nach 
freiwilligem  Betreten  des  diesseitigen  Gebietes?  —  In  eiöer,  freilich  nur  kleinen, 
Anzahl  von  Staaten  findet  in  solchem  Falle  gar  keine  Bestrafung  statt.  So 
hält  das  englische  und  amerikanische  Recht  hier  strenge  fest  an  dem  Grund- 
satze von  der  Territorialität  der  Verbrechen,  was  in  diesem  Falle  um  so. 


1)  In  Beziehung  auf  die  bayer'sche  Gesetsgebung  Ist  Allerdings  l)e6tjritten,  ob  die  BestraAing 
von  Ausländem  sich  nur  auf  Privatrerbrechon  beschränlie,  oder  ^uch  auf  Staatsverbrechen 
ausdehne.  8.  8amhäber,  a.a.O.  Der  Beweis  für  die  Nlchtausdelinung  erscheint  Übrigens 
kemeswegs  als  vollständig  geführt. 

2)  Eine  verdienstliche  ZusammensteHong  der  einschlagenden  deutschen  Gesetzgebungen 
und  der  dazu  gehSrtgeh  Literatur  giebt  Berner,  Wirktmg^kreis  de4  Stralj^eties,  8.  112  fg. 
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bemerkenswerther  ist-,  als  das  nnibedingte.  A&ylreetit  Engtands  und  Nord- 
amerika's  ihnen  auf  diese  W^ise  die  unantastbare  Duldung  fremder  Yerlctzer 
ihrer  eigenen  Reehtsürdnung  aqfnöthigeu  kmin.    Auch  das  Strafgesetz  fär 
Oldenburg  erklärt  die  im  Auslände  von  Ausländem  gegen  einheinüscbes  Recht 
begangene  Verbrechen  flir  straffrei  (Stpaf-G.B.,  Art.  3),  macht  jedoch  die, 
wohl  am  wetügsten  von  alleü  zu  vertheidigende,  Ausnahme,  dass  die  als  HocIf« 
verrath  qnd  Maje6tät;sbeleidigung  im  Gesetze  bezeichneten  Handlungen  be- 
straft  werden  k(innen.  ■*-  Eine  zweite,  von  st>hr  vielen  Staaten  angenommene, 
Ansicht  gebt  gerade  entgegengesetzt  dahin,  dass  der  Staat  vollkommen  be- 
rechtigt sei,  auch  ausländische  Yerlet^r  seiner  Gesetze  nach  eigenem  Becbte 
zu  bestrafen,  wenn  er  derselben  auf  erlaubte  Weise  habhaft  worden  kann. 
'    Nicht  nur  sämmtliche  deutsche  Staaten,-  sondern  auch  Holland,  Russland  und 

•  Norwegen  halten  diesen  Grundsatz  fest.  Man  sehe  z.  B.  das  österreichiscbe 
Straf-G.B.,  §31;  darS  bayerisclie  Publicät.-Patent,  A]^.  4,  und  das  Strafgesetz, 
Art .31;  das  bah^joversche  Straf-G.B.,  Art.  3;  das  k.  sächsische  Straf-G-B^ 
Art.  4  (somit  d«m  auch  das  weimar'sche,  altenburg'sche  Gesetz) ;  das  wOrt- 
tembergische  Straf-G*B.,  Art  4;  das  oldenburgische,  Ai^.  4;  die  braon- 
Bchweig'sche  Verf.ürk. ,  Art.  305;  das  badische  Straf-G.B.,Art  5;  die  hol- 
ländische Strafprozess-0.  von  X838 ;  das  russische  Criminal- Gesetzbuch  tob 
1G|45,  §  175.  Und  nur  untergeordnete  Beifügen  sind  es,  wenn  z.B.  Oe^^r- 
reich  in..$olchen  Fällen  das  mildere  auswärtige  Gesetz  anzuwenden  erlaubt, 

,  -dagegen  aber,  ebenso  auch  Bayern,  jeden  Falles  Ausweisung  des  Bestraften 
anordnet ;  oder  wenn  das  Gesetz  von  St.  Gallen  der  Regierung  einen  besoo- 
dem  Beschluss  über  die  Anstrengung  des  Verfahrens  vorbehält.  —  Verschieden 
hiervon  ist  denn  aber  wieder,  drittens,  die  Bestinunung  des  französiscben 
Rechtes,  welche  sich,  wie  sie  freilich  folgerichtlgei^eise  thun  naüsste,  an  die 
Vörscbriftcn  über  die  Bestrafung  der  eigenen  ünterthanen,  welche  sich  im 
Auslände  verfehlten,  anlehnt  Nachdem  nämlich  das  ältere  Recht  keine  be- 
stimmte Sätze  darüber,  enthalten,  das  Strafgesetzbuch  vom  Jahre  IV,  Art.  12, 
aber  dieBestlräfung  von  Ausländern  ausdrücklich  nur  auf  die  Fälscher  von 
Geld  oder  Geldtpapieren  foeschribikt,  für  alle  übrigen  nur  Ausweisung  aus  dem 
Gebiete  der  Republik  angeordnet  hatte :  dehnte  der  Code  d'instr.  crim.,  Art.  6, 
'  die  ßestraftmg  auch  auf  Diejenigen  au^  welche  die  Sicherheit  des  französischen 
Staates  angegriffen  oder  seine  Siegel  gefälscht  hatten.   Gegen  einzelne  Fran- 

4 

*  zosen  ini  Auslande  von  Ausländern  begangene  Verbrechen  sollen  diigegen  on- 
'  gestraft  bleiben.    Auch  findet  kein  Contumacialverfahren  statt,  da  nur  gegen 

Solche,  welche  wirklich  in  der  Gewalt  des  Staates  sind,  vorgeschritten  werden 
soll.  Ganz  dieselben  Bestimmungen  gelten  denn  auch  in  Belgien;  und  in 
Sardinien  ist  nur  die  Abweii^hung,  dass  auch,  wenn  es  sich  von  einem  gegen 
einen  einzelnen  Sardinier  begangenen  Verbrechen  handelt,  die  Bestraftmg  an- 
gestrebt ,  zu  dem  Ende  aber  zunächst  die  Auslieferung  an  das  forum  delicti 
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■  • 

mmisn  angeboten   nnd  erst  nach   dessen  AblieCenitig  seilet  eingeschrit- 
A  wird. 

6.  Nnf  sehr  selten  findet  sich  endlich  eine  Bestimmnng  Aber  den  Fall, 
ma.  efai  Anslflnder  im  Ausland»  gegen  ausländische  Staaten  oder 
*ri?atper8onen  gefehlt  hat.  Die  bei  weitem  meisten  Staaten  betrachten  einen 
okhen  FaÜ  ids  ihnen  ganz  fremd  bleibend ;  und  irar  etwa  bei  der  Erwftgung, 
ib  eineil]  Fremden  Aufenthalt  gestattet  werden  wolle, -wird  Rücksicht  auf 
rohere  von  ihm  begangene  Rechtswidrigkeiten  genommen,''  oder  kann  bei  den- 
«nigen  Staaten,  welche  ungestrafte  Verbrecher  ausliefern,  das  im  Auslande 
Segen  Ausländer  nnd  von  einem  Ausländer  Yerttbte  zur  Sprache  kommen. 
Deimoch  haben  einzelne  wenige  Staaten  die  Abneigung  gegen  Störung  der 
Bechtsordnung  Oberhaupt  so  weit  getrieben,  dass  sie  sich,  wenn  kein  näher 
Berechtigter  oder  Verpflichteter  eine  Strafe  erkennen  will,  für  berufen  er- 
uhtien,  auch  in  dem  vorliegenden  Falle  zur  ZufQgimg  der  verdienten  Strafe 
beizutragen.  So  namentlich  Oestorreich,  Bayern  und  Sachsen  sammt  den 
sich  anschliessenden  verwandten  Staaten.  (Siehe  die  nächst  vorstehenden 
Stellen  dor  betreifenden  Gesetzbücher.)  Doch  findet  ein  verschiedenes  Ver- 
Uiren  statt  In  den  sächsischen  Staaten  ist  zunächst  nur  Anfrage  bei  dem 
Jastizministorium  vorgeschrieben,  welche  aber  freilich,  wenn  die  Bestimmung 
emen  Sinn  haben  soll ,  einen  Befehl  zur  Auslieferung  oder  zu  eigenem  Ein- 
schreiten veranlassen  kann.  Nach  bayerischem  Gesctzis  muss  immer  -die  Aus- 
lieferung an  den  verletzten  Staat  angeboten  werden;  im  Falle  einer  Annahnie- 
verweigerung  aber  erfolgt  nur  Ausweisung,  nicht  eigene  Bestrafung.  Am 
weitesten  geht  Ocsterrcich ,  welches  allerdings  auch  in  erster  Linie  Auslic- 
fenmg  anbietet,  auf  Weigerung  der  Annahme  aber  nun  selbst  be^aft  und 
Iberdiess  schliesslich  ausweist. 

9)  Staats-   und   völkerrechtliche  Grundsätze   übor  Auslie- 
ferung von  Verbrechern. 

An  die  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Rechte  und  Pflichten  der 
»taateu  zur  eigenen  Bekämpfung  der  Verbrechen  durch  Strafen  schliessen 
ich  denn  die' Grundsätze  an,  nach  welchen  durch  Auslieferung  an 
en  zunächst  Verletzten  mitgewirkt  werden  will  zur  Herstellung  der  Rechts- 
rdnung. 

Die  Auslieferung  ist  i^ine  Ergänzung  des  eigenen  Handdns ,  welche  da 
int^tt,  wo  ein  Staat  sich  fär  verpflichtet  erachtet,  zur  Bestrafung  einer  ge- 
jtzwidrigen  Handlung  mitzuwirken ,  er  aber  eine  eigene  Zuständigkeit  zur 
rkennung  dieser  Strafe  nicht  in  Anspruch  nehmen  kann  oder  will.  Es  ist 
&her  auch  begreiflich ,  dass  die  verschiedenen  Staaten  sich  zu  dieser  Frage 
irschieden  verhalten,  je  nachdem  sie  tlberhaüpt  eine  Pflicht,  auch-ausser* 
üb  des  Kreises  ihrer  Unterthanen  oder  ihres  Gebietes  zur  Aufrechterhaltung 
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der  Rechtsordnung  mitzuwirken,  anerkennen  oder  nicht ;  und  eigentlich  sollten 
sich  die  von  jedem  Staate  in  Beziehung  auf  Auslieferung  befolgten  Grund- 
sätze alsbald  angeben  lassen,  sobald  dessen  System  in  Beziehung  auf  die 
eigene  Bestrafung  der  im  Vorstehenden  unter  4 — 6  aufgezählten  Fälle  h- 
kannt  ist.  Eine  solche  strenge  Folgerichtigkeit  findet  jedoch  keineswegs  statt 
Die  Darstellung  der  verschiedenen  Systeme  ist  vielmehr  dadurch  nicht  wenig 
erschwert,  dass  sich  bei  der  Auslieforüngsfrage  in  vielen  Fällen  theils  Hng- 
heitsrtlcksichtcn  theils  Leidenschaften  gehend  gemacht  haben,  und  weder  dB 
sich  beständig  gleich  bleibendes  noch  ein  freies  bloss  der  eigenen  Uebeneo- 
gung  folgendes  Handeln  statt  findet.  Es  kann  daher  im"  Folgenden  nicht  nur 
von  einem  einfachen  logischen  Anlaiüpfen  an  die  Grundsätze  über  die  Straf- 
rechtstheorieen  der  einzelnen  Staaten  nicht  die  Rede  sein ,  vielmehr  nur  an- 
gegeben werden,  was  thatsächlich  als  Regel  aufgestellt  ist;  sonde^  es  laufen 
auch  noch  neben  diesen  Bestimmungen  oft  genug  einzelne  abweichende  Hand- 
lungen oder  selbst  auf  anderen  Grundsäten  ruhende  Verträge  her.  —  Zn 
richtiger  Einsicht  und  Vollständigkeit  ist  dabei  im  üebrigen  ndthig,  nicht 
nur ,  dass  immer  die  Auslieferung  der  eigenen  ünterthanen  Von  der  Aus- 
lieferung Fremder,  gewöhnlich  Flüchtiger,  unterschieden  wird,  bei  bHdea 
aber  wieder  die  Auslieferung  wogen  angeblicher  staatlicher  und  wegen  söge 
nannter  gemeiner  Verbrechen;  sondern  dass  auch  die  Grundsätze  aufgcfftlirt 
werden,  nach  welchen  die  ^inzeinen  Staaten  hinsichtlich  der  Aufnahme  Fremder 
in  ihr  Gebiet  und  in  ihren  Schutz  verfahren.  Es  fällt  nänllidi  in  die  Augw, 
dass  eifie  grosse  Bereitwilligkeit  in  dieser  Beziehung  dem  Verhalten  bei  Aus- 
lieferungen eine  ganz  andere,  praktische  Bedeutung  gibt,  als  wenn  thatsfichlick 
keine  oder  nur  wenige  I^ltlchtlinge  überhaupt  zugelassen  werden.  Namcntlkh 
wo  Leichtigkeit  der  Aufnahme  und  Erschwerung  der  Auslieferung  zusammen- 
fallen ,  müssen  die  Folgen  für  den  Staat  selbst  und  für  andere  Staaten  von 
grosser  Bedeutung  seiü. 

Ordnet  man  nun  dip  Staaten  in  eine  fortlaufende  Reihe  von  Gruppen, 
je  nachdem  sie  in  steigendem  Maasse  zur  Aufrechterhaltung  der  Rechts- 
ordnung in  fremden  Gebieten  mittelst  Nichtzulassung  Flüchtiger  und  dnrdi 
Auslieferungen  mi^twirken,  so  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  andi 
hiel*  vrieder 

1)  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
zuerst  zu  nennen  sind.  Es  verstehen  sich  dieselben  nämlich  am  wenigsten 
von  allen  Staaten  zu  einer  Beihülfe  der  bezeichneten  Art;  und  zwar  in 
doppelter  Weise.  Einmal  wird  das  Asylrecht  gegenüber  von  allen  anderen 
Staaten  ganz  unbedingt  in  Anspruch  genommen  und  kein  Begehren  ein^ 
Zurückweisung  oder  Wiederwegsendung  erfüllt;  ja  sogar  der  Regierung 
selbst  das  Recht  nicht  gegeben,  wegen  eigener  Belästigung  oder  GefÄlu^ 
düng  durch  einen  Fremden  eine  Beschränkung  oder  Ausweisung  desselben 
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oxQordiieD.  Das  Asyl  ist  sowohl  Recht  als  Pflicht.  Sodann  ist  die  Ans- 
efeniBg  von  Yerforechcrn  auf  das  geringste  Maass  heschrjüikt.  Eine 
Lssliefemng  eigener  Bärger  0  findet  fast  niemals  nnd  wegen  keines  Ver- 
rechlns  statt,  weil  die  Nichtansliefemng  eigener  Unterthanen  weitaus  bei 
m  meisten  Staaten  Grundsatz  ist,  dieselbe  dann  aber,  wegen  des  Weg- 
dies  der  Gegenseitigkeit,  auch  gegenüber  ^ron  ihnen  nicht  stattfindet.  Es 
ind  also  die  eigenen  Unterthanen  in  der  nnendlichen  Mehrzahl  der  Fälle, 
renn  sie  ihr  Vaterland  glücklich  erreichen  können,  keinerlei  Strafe  wegen 


1)  Lediglich  nach  der  GeuCz;rehixiig  des  betreffenden  Staate«  i«t  natfirlirh  tu  entscheide« 
re^alfi  Bürger  and  wer  als  Aoslinder  za  bebandeln  bt.  Es  sti*ht  gans  in  ihrem  Rollebon. 
ie  3edhigimgen  der  Indigeaatserwerluing  schwer  oder  leicht  su  setsen ,  auch  Aendernngea  in 
OMelben  Tonanebmen.  Ebenso  mag  sie  einem  erst  natnralisirteo  Burger,  Torflbeigefaend  oder 
denUngUchf  bestimmte  politische  Bechte  rerweigem,  ohne  dass  seine  Haopteigeaicbaft  da- 
ireli  Teriadert  würde  und  er  gegenüber  vom  Auslande  keinen  Si'hnts  erhielte.  KIcht  das 
Bidesle  ist  d^ber  ron  Seiten  fremder  Staaten  dagegen  einxuwenden ,  wenn  Jetst  in  England, 
Mb  Aet,  7  und  8.  Vict.  c  55,  eine  blosse  Urkunde  des  Staatssekretars  anstatt  der  Arükor  noth- 
mdigen  Padiamentsakte  Naturalisatiün  rerieibt;  und  eben  bo  wenig  ist  England  gehindett, 
Ie  Ansttefernng  eines  solchen  naturallsirten  Bürgers  su  Terweigem ,  weil  es  (ür  gut  Andet, 
aem  solchen  das  staatsbürgerliche  passive  Wahlrecht  vorsnenthalten.  —  Dagegen  liegt  es  in 
r  Katar  der  Sache ,  dass  der  Staat  Solche,  welch«  er  in  seinen  Verband  noch  nicht  als  wirk- 
}k$  Mitglieder  anfgenommen  hat,  auch  noch  nicht  als  solche  erklären  und  beschützen  kann; 
id  ans  den  elementarsten  BechtsbegrMTen  ergiebt  sich,  dass  die  erst  theüwelse  Erfüllung  der 
iMtsUehen  Aalhahme- Bedingungen  noch  keine  Verände;-ang  im  RiH;htsstande  her>*orbringt. 
■dl  ist  nnsweUelhaft,  dass  es  keinen  rechtlichen  Zustand  zwischen  Bürger  und  Nichtt>ärgcr 
drt;  wer  nicht  Bürger  ist,  ist  Ansiander.  Desshalb  beruht  denn  die  von  den  Vereinigten 
aatea  in  dem  Koszta-Uaadel  aufgestellte  Theorie,  dass  ein  Ausländer  durch  einfiiche«  Domioil 
Dipraeh  anf  Stastsschotx  gegen  Aussen  erwerbe,  selbst  wenn  er  nicht  einmal  die  Absieht 
ibe  das  Bürger^-ht  zu  erlangen,  auf  entschiedenster  Begriffsverwirrung  oder  unertrKgtieher 
■■aassang.  Die  sur  Rechtfertigung  des  Satzes  aat^cstelUe  Behauptung,  (s.  die  Note  des 
aatsaekretfrs  Marcy  vom  25.  Sept.  1853,  in  New- York  Weekly  Herald,  Nro.  880,)  dass  eine 
lebe  Person  nach  allgemein  anerkannten  völkerrechtlieben  Sätzen  «war  nieht  naturalisirt, 
DÜl  aber  nationalisirt  sei,'  ist  geradezu  aus  der  Luft  gegriffen.  Ein  solcher  Unterschied 
■  Naturalisation  und  Nationalisirung  ist  noch  gar  nie,  weder  In  der  Wissenschaft  noch  im 
sben,  aufgestellt  worden;  und  ist  überhaupt  Nationalität  und  Nationalisirung  gar  kein  Rechts- 
griff,  sondern  eine  gesehichtUcho  oder  psychologische  Thatsache.  Die  zum  Beweise  der  Be- 
(optong  beigebrachten  Gründe  sind  höchst  kläglich.  Die  Stelle  aus  Kent's  Commentarien 
rieht  gar  nicht  von  Bürgerrecht  oder  Nationalität,  sondern  von  der  Unterwerfung  firemder 
wfleute  unter  das  Landesrecht  Die  Gewohnheit  der  Consuln  in  der  Levante,  auch  Nleht- 
Bdsleate  in  Ihren  Schutz  zu  nehmen,  ist  eine  völlige  Singularität  Jener  halbbarbarlscben 
■tXnde.  Und  wenn  endlich  der  amerikanische  Minister  glaubt,  die  so  naheliegende  Elnwcn- 
ng  eines  nnerträgliohen  Missbrauches  seiner  Theorie  durch  die  Behauptung  entkräften  zu 
yinen ,  dass  im  Falle  eines  gegen  das  Ausland  begangenen  Vofbrochens  von  Seiten  eines 
atoralisirten**  das  Verhältniss  werde  als  erschlichen  erklärt  werden:  so  ist  diess  nur  aus 
Uigem  Mangel  aller  Bechtsbildung  zu  erklären.  Wie  kann  bei  der  Thatsache  des  Domicils 
d  den  rechtlichen  Folgen  derselben  von  gutem  oder  schlechtem  Glauben  die  Rede  sein?  Wo 
leht  die  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  die  Erworbung  dos  Bürgerrechtes  oder  der 
rtionaUtät  von  einer  Absicht  oder  einer  UnsträÜlchkoit  des  Betragens  abhängig?  Wie  kann 
i  Bürgerrecht  durch  ein  Verbrechen  im  Auslände  verloren  gehen?  Dlo  ganze  Streitftrago 
rührt  die  Lehre  vom  Asylrechte  nur  gelegentlich ,  und  ihre  Bedeutung  liegt  ganz  wo  anders: 
nnoch  ist  auch  auf  Jenem  Felde  hinreichender  Grund  zu  emstlichster  Bekämpfung  der  ameri- 
oischen  Begriffsverwirrung.  Leuchtet  doch  ein,  dass  wenn  hier  nicht  durch  gomoinschaft- 
lien  Widerstand  der  europäischen  Mächte  Recht  und  Logik  aufrecht  erhalten,  Überhaupt  der, 
*  diesem  amerikanischen  "Gebaren  zu  Grunde  liegenden ,  ungezogenen  Abneigung  gegen  Jede 
tht  deirioknUische  Regierung  scharf  entgegengetreten  wird ,  man  beständig  wiederholten  An- 
tassangen  und  Bechtswidrlgkeiten  ausgesetzt  Ist,  zunächst  und  unmittelbar  aber  alle  Verträge 
er  AosUefening  von  Privatverbrechem  völlig  illusorisch  sind. 
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einer  im  Auslände  begangenen  Handlang  aasgesetzt»  da  der  ei^ne  Staat 

'  sich  um  Solche  Yerbr^h^  nicht  bekümmert,  der  verletzte  fremde  Staat 
aber  nicht  in  die  Läge  gesetzt  wird,  sein  ßtrafrecht  «uszafiben.  Aber  auch 
AuslIUider  werden  nur  sehr  selten  ansgeliefert;  nämlich  nur  ib  Folge*  eines 
besonderen  mit  dem  betreffenden  Staate  geschlosseben ,  von  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  besonders  gebilligten  Vertrages,  and'  anch  dann  niemals 
wegen  staatlicher  Vergehen ,.  sondern  nur  wegen  gemeiner  VeArechen  in 
•weniger  besonders  schreienden  Fällen  gröbster  Art.  —  Doeh  .werden  frei- 
lich diese  Grundsätze  nicht  so  ganz  ausnahmslos  eingehalten,  wie  man  oft 
annlnnnt  und  aacb  wohl  mit  zweifelhaftem  ^Ibstlobe  aufstellt  ^).  England 
hat  schon  mit  grosser  Heftigkeit  Schutz  von  fremden  Regierong^  gegen 
Umtriebe  verlangt,  welche  in  dem  Gebiete  der  letztem  gegen  seine  Beeile 
unternommen  wurden  ').    Und  dasS  es  seine  vielgerflhmte  Asylpflicht  wA- 

.  rend  der  Dauer  der  französischen  Kriege  nnd  noch  manclies  Jahr  nachfier 
durch  die  Alien-bill  gar  sehr  beschränkt  und  der  Regierung  das  Recht  der 
Austreibung  eines  Fremden  als  blose  Yerwaltungsmaassregel  einger&umt  bat, 
ist  bekannt  genug.  Auch  ist  unläug[bar,  dass,  wenn  gleich  jetzt  keineriei 
Beschränkungen  in  der  Zulassung  Fremder  bestehen,  nnd  zonftchst  eine  ' 
Erneuerung  solcher  Maassregeln  nicht  wahrscheinlich  ist:  diess  doch  bot 
aus  freiem  Willen  uncl  politischer.  Ansicht  geschieht,  ein  rechtliches  Hinder- 
niss  aber  einer  neuen  Gesetzgebung  jener  Art  nicÜt  entgegen  steht    Aach 

•  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  schon  vielfach  der  Gedanke  einer  Beschrtn- 
kung  der  Einwanderung  zur  Sprache  gekommen.  Zunächst  mögen  allerdings 
nur  Gründe  der  Armenpolizei  u.  dgl.  hierzu  bewegen;  allein  damit  sind 
natürliobr  auch  politische  und  rechtliche  Erwägungen  nicht  ansgeschlosses, 

.  sobald  sie  als  richtig  und  bedeutend  anerkannt  Werden.  Was  aber  die 
Auslieferung  betrifft^  so  sind,  abgesehen  von  jenen-  einzelnen  Fällen,  in 
welchen  nunentlich  die  englische  Regierung  Auslieferungen  verengte,  (somit 
natürlich  auch  unter  gleichen  Umständen  hätte  gewähren  mftssen,)  mehrere 
Verträge  von  England  und  von  den  Vereinigten  Staaten,,  theils  unter  sich 
selbst  theils  mit  fremden  Mächten,  über  die  regelmässige  AuslieferuBg  Von 
flüchtigen  Verbrechern  geschlossen  worden.  Und  zwar  ist  der  Kreis  der 
Fälle,  in  welchen  gegenseitige  Auslieferung  bedungen  wird,  in  der  Erweitemog 
begriffen.  —  ^England  steht  itzt  mit  drei  fremden  Mächten  in  Ausliefennig»- 
Verträgen;  nämlich  mit  den  Vereinigten  Staaten,  mit  Frankreich  and  niit 
China.    In  dem  Vertrage  mit  den  Vereinigten  Staaten  vom  19.  Dec  1794 


1)  Mab  »ehe  c.  B.  Losd  Coke,  Inftttnte,  Bach  m,  Cap.  ISO«. 

2)  Mit  B^ht  iat  En^ründ  dieser  Beweis  schreiender  Fol^ewldrlgkeit  und  BellMtsiieht  biit«r 
▼orgpeworfen  worden.  8.  ADg.  Zeit. ,.  1853,  Nro  80  and  81.  Hier  sidd  selbst  die  sniftUlirbff 
Worte  einer  englischen  Note  an  dasKAbimet  in  Washington  mitgetheflt,.in  weleÜerSdniti  f««« 
die  Umtriebe  aösgewandetrter  kapadischer  Empörer  gefordert^  nnd  die  Y^rttarigten  Bteaten  in 
Weigerungsfälle  mit  EntschädigOngs-Ansprttohen  ondHiBWeisaiig  aaf  Mitschuld  bedroht  werden' 
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Dd  28.  Oct.  1795  (Martcns,  Rec.,  Bd.  VI,  S.  383)  war  Auslieferung  be- 
■Bgen  bei  Mord  und  F&isctiung;   in  dorn  Vertrage  vom  9.  August  1842 
MtftenSy  N.  Rec.  C^^n.,  Bd.  DI,  S.  463)  ward  sie  auch  noch  auf  ßeeraub, 
Irandatiftiuig  und  Fälschung  erstreckt.    Und  zwar  ist  wohl  zu  bemerken, 
iss  dabei  die  Auslieferung  eigener  Staatsangeliöriger  keineswegs  ausge- 
cUossto  ist    Mit  J^rankieich  (so  wie  mit  Spanien  und  der  batavischen 
lepablik)  ging  England  in  dem  Frieden  von  Amlens  vom  27,  März  1802 
of,  Auslieferung  wegen  Mords,  Fälschung  und  hetrügerisclien  Bankerottes 
in^    S.  Martens,  Bd.  Vn,  S.  404.    In  den  Verträgen  zwischen  England  und 
"rankreich  vom  31.  August  1787  und  7.  März  1815  wurde  für  die  gegen-* 
eiUgen  ostindischen  Besitzungen  sogar  die  Auslieferung  aller  Flflchtigen, 
achit  nur  weg^n  jeder  Art  von  Verbrecheu,  sondern  selbst  wegen  Schulden, 
iestgesetzt  S.  Martens,  Rec.,  Bd.  IV,  S.  281  und  Kouv.  Rec,  Bd.  n,  S.  104. 
lud  der  Vertrag  vom  13.  Febr.  1843  endlich  (Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  V, 
i.  20)  erneuert  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  des  Vertrages  von  Amiens 
hr  den  ganzen  Umfang  der  beiderseitigen  Reiche  ^).    Mit  .China  endlich 
hat  England  zr/ei  Auslieferungs- Verträge  geschlossen.    Einmal  ist  in  dem 
Vertrage  Vom  8.  Oct.  1843  gegenseitige  Auslieferung  von  flüchtigen  Ver- 
kechem^für  gewisse  Fälle  und  Orte  zugesagt;  sodann  in  dem  Vertrage  von 
Ürisin  (Art.  9)  weitere  Anslieferuni^   chinesischer  Flachtlinge  ohne  Gegen- 
leitigkeit.    Auch  darf  nicht  ganz  übersehen  werden,  dass  Verträge  über  die 
Aaslieferung  von  Ausreissern  sogar  sehr  häufig  während  des  18ten  Jahr- 
iiiiiderts  von  England  mit  deutschen  Staaten  geschlossen  worden  sind.   S.  das 
^erxeichniss  bei  Foelix,   Droit  intern.  priv6,  §  600.  —  Die  Vereinigten 
Itaaten  aber  haben,  ausser  den  eben  erwähnten  Uebereinkünften  mit  Eng- 
ind  in  den  Jahren  1788  und  1823  Verträge  mit  Frankreich  über  Au9liefe- 
ung  von  Ausreissem,  und  unter  dem  9.  Nov.  1843  (Martens,  N.  R.  G., 
Vi  VI,  S.  660)  sogar  eine  Uebereinkunft  über  die  Auslieferung  wegen  ein- 
efaier,  genau  bezeichneter,  gemeiner  Verbrechen  geschlossen;  letzteres  aber 
o  wenig  bereuet,  dass  sie  unter  dem  25.  Nov.  1850  mit  der  Schweiz  und 
inter  dem  16.  Juni  1852  mit  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten  ganz 
Ihnlicbe  Verabredungen  trafen ,  freilich  in  diesen  Fällen  mit  Ausschliessung 
ter  Auslieferung  eigener  Staatsangehöriger.    Ueberdiess  ist  die  Auslieferung 
Ton  Verbrechern  jeder  Art  unter  den  Staaten  der  Union  Selbst  schön  durch 
die  Verfassung  festgestellt  (Art.  4,  sect.  2),  und  auch  gegenüber  von  fremden 
Staate  hat  sich  der  Staat  New- York  durch  ein  eigenes  Gesetz  zur  Aus- 


1)  Da  die  VoUziehaiig  des  Vertniges  von  1843  numchfaohe  Schwicrig^keiten  bot  den  eng- 
ÜKken  Gerichten  fluid,  w  wurde  zu  deren  Beseitigung  ein  neues  UelMreinkommen  getroffen 
Hau  ueh,  unter  dem  2S.  \iai  1S52,  untßrseichnet.  &  diuwelbe  bei  Ilertslet's  Tteatises,  Bd.  IX, 
&  M.  .  AUeio  die,  ▼erfasiungsmftss^g  bei  einem  Auslieferungsvertcftge  nothwendige,  Billigung 
dasPariiaDiiAiiM  konnte  nicht  erlangt  werden,«  und  so  ist  es  xunächst  bei  dem  Vertrage  von  IMi 
CebUeben.    Vgl.  die  Debatten  im  Oberhau{>e  am  8,-11,  14  nn4  S5.  Juni  ib6S  bei  Uausard, 
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lieferong  wdg^  aller  gemeiner  Verbrecher  bereit  erklftrl,  wenn  solche  nach 
dem  Rechte  des  verletzten  Staates  mit  Tod  oder  G^efiingmss  za  bestrafen  sei^. 

2)  Eine  zweite,  zahlreichere  Abtheilong  bilden  diejenigen  Staaten,  liefehe 
Fremden  keineswegs  ein  unbedingtes  Reicht  •  des  Zotritt^  ttnd  Avfentludtes 
gestatten,  sondern  sowohl  allgemeine  YeiffDgimgrä  ajs  einzelne  Maassregein 
je  nach  eigenem  Yortheile  treffen,   in-  Beziehong  aof 'Anslieferug  aber  du 
System  befolgen,  eigene  Unterthanen  niemals,  Fremde  nfcbt  wegen  eiaes 
Verbrechens  gegen  den  Staat,   wohl  aber  wegen  sdkwerer  gemeiner  Vo^ 
brechen  auäzuHefern.    Allerdings  finden  kleinere  Verschiedenlieiten  ih  der 
Ansf&hkwig  dieser  Sätze  statt;    sie  betreffen  jedodi  nicht  den  Kern  d« 
Chrnndsatzes,  sondern  nttr  untergeordnete  Ponkte.    So'  sind  z.  B.  die  sd  f*^ 
zor  Aaslieferung  eignenden  Fälle  nicht  ganz  g^eichmässig  bestimmt    IW-  f^ 
rend   einzelne   Staaten  nur   bei  ausdrücklich  anerkannter    Gegenseitig 
handeln ,  und  sie  somit  die  obigen  Grundsätze  nur  als  Ausgangspunkte  Ar 
besonders'  abzuschllessende  Verträge  erklären;   vollziehen  andere  die  tu 
ihnen  aufgestellten  Regeln  ohne  alle  'Rücksicht  auf  das  Verfahren  Dritter. 
Eben  so  ist  die  Aufnahme  von  fremden  Flflchtlingen  bei  den  Einen  dmd  p 
allgemeine  Vorschriften  geordnet;  bei  Anderfi  wird  sie  dagegen  je  nach  der    ^ 
Beschaffenheit  des   einzelnen  Falles  und  nach  besonder^  AnweiAng  (kr 
Regierung  behandelt.  —  In  diese  Abtheilung  gehören  d^nn  namentlich  Frtfft* 
reich)  Belgien  und  die  Schweiz,   deren  Grundsätze,  wegen  der  besfflidea 
Wichtigkeit  gerade  dieser  Länder  in  der  Asylfrage,  im  Einzelnen  dargekgt 
werden  müssen ;  femer  Russland  ^). 

Frai&reich  anerkennt,  zunächst,  kein  Recht  eines  Fremden  sich  g^ 
den  Willen  des  Staatsoberhauptes  aufzudrängen.  Vielmehr  ertheilt  das  GM 
vom.  21:  April  1832  ausdrtkcklich . die  Bcfhgnlss ,  Fremde  aus  dem  Stiüb» 
gebiete  zu  entfernen,  wenn  ihre  Anwesenheit  der  öffentlichen  Rnh6  ti 
Ordnung  nachtheilig  sein  sollte;  und  2war  steht  die  Entscheidung  lediglkk 
JlegieruDgsbchörden  und  nicht  etwa  den  Gerichten  zu.    Aber  auch  gednUcte 


^ 


in 


1)  Gcwöhnttch  wird  Russland  anter  den  Staaten  auiOg^hrt,  welche  nlenuüs  MuiieteB,  40 
FaU  besonderer  VertrS^  ans^eAommen.    8.  a.  a.  Bfarteos,  Pr6ci8,  1 101.    Es  vaag  daUn  itilff 
b^eibea,  in  wie  fem^  diese  Handlungsweise  wirldich  als  Omudaata  aa%eiteUt  iat^  (ela  Bev* 
dafUr  ist  nirgends  gegeben,  nnd  selbst  in  den  dem  Gegetastand.  besonders  crowidiiiele&  Scbittm 
nichts  za  finden,  wie  namentlich  bei  Witte ,  Die  BechtsverkUltuisse  der  Aöalloder  In  Basilwi 
Dorp.,  1847);  t)iatsÄchUch  finden  AusUeflarungen  in  vieleii  FftUen  statt,  da  46r  irilsisilsii  da    %n 
Absclüuase  betreffender  Verträge  ganz  geneigt  ist.    Solche  VelteSge  beatelieo  ■>•-»— ^ma  ^ 
atfen  Nachbarstaaten.    So  mit  China,  s.  Criminal-Gkpetabnch  von  1819;  %^  175.  AmiMflL ;  iait  der 
Tttrkei  der.  Vertrag  von  Kainardschi,  vom  10.  JW  1774,^  welcher  noch  im  Jahr  Ift4t  giilw^ 
gemacht  wurde;  mit  Oesterreieh  und  Preussen  ein  Vertrag  vom  4.  Jan.  1SS4  In  Betreff  da 
Bewohner  ehemalig  poinisdier  Provinzen;   mit  Schweden,  vom  90.  Not.  1810,  beaUftkh  der 
AflsÜeüBtung  wegen  grober  -gemein^  Yerbreoher;  mit.  Preossen  ▼oüp  10.  Mal  1844  da  fvi 
aUgemeiner  Ansliefbmngsvertrag  ohne  alle  Beschiiiiiining;  änsserdem  äaU^eldie  YttUMge  Wr 
die  Ausliefsrtng  von  Fahnonflüehtigen.   Da  RusiUand  fiberdiltes  sa  den  Staaloi  g«Uft, 
denZutrftt  und  den  Anfötatluat  von  Fremden  ledigiieh.nacfa  ihrem Beitoban.ordiMB:  (i.  die 
ftthrte  Schrift  von  Witte,  S.  9»  fg.)  so  Ist  dasselbe  In.  aUeo  pirairtiarf»^  '■FitTlrbflugHT  »■  * 
gegtowürtige  zweite  Klasse  an  setaair. 
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üflchUiDge  sind  bestimmten  Vorsichtimaassregeln  nnterwprfen;  namentlich 
r^tden  sie.  immer  in  das  Innere-  gebracht  S.  Rundschreiben  des  Polizei- 
unMeM  tom  Apnl  1853;  -nnd  Block,  Dictiomiaire  de  Tadministr.,  Art. 
hfifiigjiis.  —  Was  aber  die  Anslieferong  betrifft,  so  ist  von  einer  solchen 
iL  !fie2i^hnng  aa£  Franzosen  gar  keine  Bede.  Einige  frühere  Verträge, 
velche  ^  gestatteten,  sind  langst  erlosehen  und  standen  inmier  vereinzelt. 
Jnd  ebenso  ist  ein  kaiserliches  Dekret  vom  23.  Oktober  1811,  welches  dem 
ftaatisoberhanpte  die  Ueberlassung  eines  Unterthanen  an  einen  fremden.  Staat 
vorbehielt,  ausser  Uebung,  wenn  es  überhaupt  je  zur  Anwendung  kam. 
^^räoade  dagegen  liefert  Frankreich  aus;  jedoch  nnr  unter  folgenden  Be- 
Ghrftnknngen.  Vorerst  ist  die  ausdrückliche  Genehmigung  des  Staatsober- 
mjptes  in  jedem  cinzdneh  Falle  nOthig.  Sodann  werden  nur  «eigene  Unter- 
hanen  des  verlangenden  Landes,  nicht  aber  etwa  auch  Solche,  welche  sich 
rttber.in  dieses  Land  anderwärts  her  geflüchtet  hatten,  ausgeliefert.  Drit- 
eos  geschieht  es  nicht  wegen  staatlicher  Verbrechen  und  nicht  wegen  blosser 
Vergehen ,  sondern  nur  wegen  gemeiner  Verbrechen  (crimes).  Endlich  muss 
iie  frepidc  Jlcgierung  selbst  die  Auslieferung  verlangen,  und  nicht  etwa 
fite  ontergeordnetc  Behörde.  S.  Rundschreiben  des  Justizministeriums  vom 
»•.April  1841,  bei  Dalloz,  Dict.,  Art.  EiLtraditiou';  ferner  Block,  a.  a.  0., 
krt  Elctradition.  —  Die  vielen  von  Frankreich  abgeschlossenen  Vertrüge 
äpd  nur  besondere  Festsetzungen  dieser  allgemeinen  Grundsätze ;  und  wen'h 
itwa  auch  noch  in  früherer  Zeit  einige  Abweicbungen  vorkamen,  wie  z.  B. 
■1  dem  Vertrage  mit  der  Schweiz  vom  18.  Juli  1828  Auslieferung  wegen 
staatlicher  Verbrechen  verabredet  war:  so  ist  diese  Bestimmung  sogar 
Ivch  einen  besondem  Vertrag,  vom  3.  Sept.  1833,  ausdrücklich  zurück- 
genommen worden;  und  je  näher  der  Gegenwart,  um  so  weniger  findet  eine 
Abweichung  mehr  statt.  Die  Ausliefermigsvertrüge  Frankreichs  gehen  über 
Ije^Mitte  des  18teu  Jahrhunderts  hinauf.  Abgesehen  von  den  vielen  Ver- 
ihredungen  über  die  Auslieferung  Fahnenflüchtiger,  wurde  unter  dem  17. 
Ingust  1736  ein  Auslieferungsvertrag  mit  den  Niederlanden  bekannt  ge- 
nacbt,  (s.  Helle,  Traite  de  l'instr.  crim.,  Bd.  U,  S.  656.)  Sodann  liegen 
mei  wesentlich  gleichlautende  Verträge  vor  mit  dem  fränkischen  Kreise 
rom  4.  Oct.  1741,  (s.  Moser,  Versuch,  Bd.  VU,  S.  152)  und  mit  Württein- 
»ei^  Tom  3—9.  Dec.  1763,  (Martens,  Bec.,  Bd.  I,  S.  310),  welche  die  Aus- 
iefening  voa  Räubern,  Uebelthätern  (malfaiteurs),  Dii.'ben,  Brandstiftern, 
rodtschlägern ,  Mördern  und  Vagabunden  verabredcm.  Unter  dem  5.  Juli 
.783  trat  Frankreich  einem  Vertrage  zwischen  Spanien  und  Portugal  bei, 
reicher  die  Auslieferung  von  Falschmünzern ,  Schmugglern  und  Fahncu- 
Iflchtigeu  bestimmte.  Mit  der  Schweiz  besteht  seit  dem  2.  Fruct.  des  Jahres 
n»  oder  19.  August  1798,  ein  Vertrag,  welcher  am  27.  Septbr.  1803  und 
im  18.  Juli  1828  erneuiTt  wurde,  (Snellj  Handbuch,  Bd.  I,  S.  495  fg.)  und 
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durch  welchen  eine  Reihe  von  schweren  gemeinen  Verbrechen  als  6n^ 
gegenseitiger  Auslieferung  festgestellt  ist.  Zur  Grundlage  fOr  eine  aDgi^ 
meine  Kegel  dient  aber  itzt  der  Vertrag  ^it  Belgien,  vom  22.  Nov.  18H 
Durch  denselben  sind  bestimmte  Fälle  als  gemeine  Verbrechen  bezeidme^ 
Dämlich:  Mord,  Kothzucht,  Vergiftung,  Brandlegung,  FalschuQg,  Falsck- 
müuzerei,  Meineid,  Diebstahl,  betrflgerischer  Bankrott,  Eassenveruntreanng; 
und  ausserdem  ist  noch  bei  diesen  Vergehen  ausdracklich  festgestellt,  dm 

ff 

Auslieferung  nur  in  den  bis  zu  einer  peinlichen  Strafie  gehenden  FlUti 
stattfinde.  Wesentlich  dieselben  Bestimmungen,  zum  Theilc  mit  den  gleicba 
Worten,  sind  denn  seitdem  in  einer  ganzen  Reihe  von  Vertrjlgcn  z^isd» 
Frankreich  und  anderen  Staaten  aufgenonmien  worden.  So  die  Uebcieii- 
künfto  mit  Sardinien,  vom  23.  Mai  1838;  mit  England,  vom  13.  Febiw 
1843;  mit  Lucca,  yom  10.  Nov.  1843;  mit  den  Vereinigten  Staaten,  loä 
9.  Nov.  1843;  mit  Baden,  vom  27,  Juni  1844  und  17.  Nov.  1853;  mit  Toi- 
cana,  vom  11.  Sept.  1844;  mit  Luxemburg,  vom  26.  Sept  1844  und  irit 
Holland,  vom  7.  Nov.  1844;  mit  Neapel,  vom  14.  Juni  1845;  mit  Prensseii 
vom  21.  Juni  and  20.  August  1845;  mit  Bayern,  vom  26.  März  1846  und  20. 
Juni  1854;  nüt  Mecklenburg-Schwerin,  vom  26.  Jan.  1847;  mit  Mecklcnboif- 
Strelitz,  vom  10.  Fpbr.  1847;  mit  Oldenburg,  vom  6.  März  1847 ;  mit  Brancn, 
vom  10.  Juni  1847;  mit  Lübeck,  ?  1847;  mit  Hamburg,  vom  5.  Febr.  1848; 
mit  E.  Sachsen,  vom  28.  Febr.  1850;  mit  Neu-6ranada,  vom  9.  April  1860; 
mit  Spanien,  voih  26.  August  1850;  mit  Kurhessen,  vom  12.  Nov.  1852;  mit 
Württemberg,  vom  25.  Jänner  1853 ;  mit  6H^  Hessen,  vom  26.  Jänner  1853; 
mit  Frankfurt,  vom  9.  April  1853 :  mit  Hessen-Homburg,  vom  18.  April  I85S; 
mit  Nassau,  vom  30.  Juni  1853;  mit  Lippe -Detmold,  vom  14.  Apiai  1854; 
mit  Waldeck,  vom  10.  Juli  1854;  mit  Portugal,  vom  13.  Juli  1854;  nit 
Hannover,  vom  13.  März  1855;  mit  Oesterreicli  1855. 

In  Belgien  ist  das  ganze  Verhältniss  bald  nach  der  Gründung  des 
Staates  durch  Gesetzgebung  ausdrücklich  und  unzweifelhaft  festgestellt  wor- 
den, so  dass  hier  weder  ein  Schwanken  noch  eine  Ausnahme  aufstösst - 
Die  Aufnahme  Fltlchtiger  ist  zwar  al^  Regel  angenommen;  jedoch  der  Regie 
rung  die  Befugniss  zur  Ausweisung  in  allen  Fällen  eingeräumt,  in  wolcba 
ein  Fremder  entweder  durch  sein  Betragen  die  öffentliche  Ruhe  gefafardel, 
oder  wenn  er  wegen  eines  der  gemeinen  Verbrechen,  welche  Grund  zu  einer 
Auslieferung  sind,  in  seinem  Vaterlandc  bestraft  oder  angeklagt  ist.  Diese 
anfänglich  nur  auf  drei  Jalire  gültige  Bestimmung  ist  später  wiederholt  ve^ 
längert  worden;  —  Eine  Auslieferung  darf  die  Regierung  bei  Belgiern  nte* 
mals  bewilligen',  und  auch  bei  Fremden  nicht  wegen  staatlicher  HAndlimgei; 
wohl  aber  ist  ihr  gestattet,  gegenseitige  Verträge  mit  frenfiden  Stäateio  ii 
scLüessen  über  Auslieferung  wegen  bestimmter  gemeiner  Verbreehen.  (A 
bind  diie  so  eben  bei  dem  Vertrage  mit  Frankreich  aufgeführten.)    S.  GesHi 
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Tora  1.  Oct..lß33.  -7-  Auf  flieses  Gesetz  gestülzt  ist  denn  'eine  Anzahl"  voii 
VerträgeR  solchen  Inhalte^  wirklich  abgeschlossen  worden.  Ho  z.  B.  mit 
Fiankreich,  unter  dem  22,  Nov.  1832;  mit  Preussen ,;. vom  29.  Juli  lö30; 
nit  Bayern,  vofe  B.  Febr.  1846;  mit  Kurtesseji,  vom  30.  April  1845;  mit 
Hannover,  vom  10.  Oct.  1845;  mit  SachseurCoburg,  vom  lü.  Juli  1841);  mit 
der  Schweiz,  vom  11.  Sept.  i846;  mit  AnhaltrBernburg,  vDm  12.  Oct.  1840; 
mit  Anhalt-Dessau,  vom.24.  Oct.  1846;  mit  Sachsen -Weimar^  vom  3.  Nov. 
1846;  mit  Anbalt^-Köthen ,  vom  8:  Nov.  I84<j;  mit  Sachsen-Meiiiingen ,  voia 
4.  Nov.  1846.. 

.  Öie  Schweiz;  als  völkerrechtliche  Gesanmitheit,  nimmt  das  Recht  des 
Asyles  ii\  Anspruch,  und  übt  es  aHch  bekanntlich  sehr  vieiniltig  und  in  aus-- 
gedehntem  litaasse  aus.  Allein  sie  erkennt  weder  die  Pflicht  an ,  einen 
Fltlchtling  gegen  ihren  Willen  in  ihrem  Gebiete  zu  dulden,  hat  vielmehr, 
schon  in  sehr  vielen  Fällen  udd  bis  in  die  neueste  Zeit  Fremde  ausg(;trieben, 
welche  entweder  :sich  Ünzuträglichkeiten,  auch  leichterer  Art,  .im  Lande  selbst 
zu  Schulden  köntn;ien  liessen,  oder  welehe  nach  ihrer  Aufnahme  in  den  schwei-'  ' 
zerischen  Schutz  Weitere  üntemehmung(*n  gegen"  fremde  Staaten  Yormihmeji; 
noch  gestattet  sie  den  geduldeten  Flüchtlingen  vollkommene  Freiheit,  indeiii 
sie  dieselben  theils  voti  den  Grilnzen  entfernt,  theil^  ihnen  besthnmte  Wohn- 
orte im  Innern  anweist.  Die  allerdings  vielfach  von  anderen  Staaten  ge- 
ffthrten  Klagen  über  das  Verhalten  der  Schweiz  Ixjtreffen  nicht  tiowohl  die 
von  ihr  aufgestellten  Giiindsätze,  als  eine  nachlässige  und  übelwollende  Voll- 
streckung derselben  in  einzelnen  Fällen  *).  —  Weniger  klar  ist  das  VerhalUrn 
defr  Schweiz,  hinsichtlich  der  Anslieferungsfrage.  Kehiem  Zweifel  unterliegt 
zwar  zunächst,  dass  tbatsächlich  weder  eigene  Bürger  noch  fremde  i>olitische 
Flflchtbnge  ausgeliefert  werden,  wenigstens  seit  einer  langen  lüahe  von  Jahren 
nicht  mehr.  Auch  mag  zugegeben  werden,  dass  diese  Verfalirensweise  auf 
der  allgemeinen  Annahme  beruht ,  es  sei  dieselbe  grundsät/iich  die  richtige. 
Dennoch  liegen  auf  der  andern  Seite  Verträge  vor,  und  selbst  aus  neu(;rer 
Zeit,  in  welchen  die  Schweiz  Anslieferungen  Fremder  wegen ^Staatsverbreclien 
zasagt.  So  z.'B.,  wie  bereits  bemerkt,  der  Vertrag  mit  Frankreich  vom  18. 
Juli  1828,  bis  zu  dessen  Abänderung  im  Jalire  1833.  So  ftmier  der  Vertrag 
üit  Ocisterreich  vom  23.  Sept.  1828  auf  J?.^>  Jahre  abgeschlossen,  in  welchem 
ü&  gegenseitige  Auslieferung  wegen  Ilochverraths  und  Aufruhrs  bedungen 


1)  Die  WichÜffkelt  dieser  Behaapttifi^  ergiebt  iicb  am  hcutHn  auM  (J«n  JUiiifUltrlff;h«;n  Vi;r- 
umdhnigen,  .welche  die  Schweiz  wiederiK/lt  und  tsut  mit  MÜmnitllchen  eun/jjÜiMrht'n  H^uUen  in 
len  letston  Jahnehoten  geHutU  baL  Man  «ehe  z.  Ü.  die  iK;i  UmrU>n»,  S.  Muppl.,  IM.  III, 
I.  199— S68,  xn—mmepgednicltten  Acteiwtiicice.  Sicht  tiur  xJelit  AU:  KUtiftiuoHm-juo.liHn  ilire 
pgidit,  die  NachltantaateD  Tor  UnternehmunKen  d4T  von  ihr  lj#7hGriHrrKten  yuif.htUttttn  tu  ^m- 
Vfthnsq,  BJemaU  in  Abrede ,  aondtn  ut  iierOhut  «lf:fa  n^^f^r  ihrer  Thiitiffki;it  nn'l  Wülfiihriiclirtt. 
Dtar  8treft  bestand  aar  fan  J.  IHM,  wie  amJi  mh-W  hi^Ujt,  lamtfuUli'.h  in  d'n  Jiihr«^n  iMn  n«d 
MS,  darin,  daat  die  Nachbvataaten  mehr  Worte  and  Ht'hfAn  ala  wirlilfeie  and  wirfc«uii« 
BaadlBOgea  erkennen  woUuo.    Vad  «Uerdiaf»  tehr  intt  Recht. 

▼.  Mohl,  BtMUsreehL   Bd.  L 
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ist,  tmd  zwar  nibht'nnr  für  dci;  Fall  ciiier  Begehung  uach' Aufhaha» 
Schutz,  sondern  auch  wegen  Verbrechen,   «welche  in  dem  contra] 
Staate  gegen  das  Vaterland  begangen  worden  sind.>    Endlich  ein 
mit  Baden  vom  30.  August  1808,  und  erweitert  unter  dem  25.  Nov. 

10.  Febr.  1821,  iu  welchem  ebenfalls  Auslieferung  wegen  Aufruhrs  m 
verrathes  versprochen  ist.  (S.  Sn eil,  Handbuch,  Bd.  I,  S.  485.)  Hin 
der  Auslieferung  wegen  gemeiner  Verbrechen  bestehen  nicht  nur 
ttber  von  den  eben  genannten  Staaten,  ferner  gegenüber  von  Belgi 

11.  Sept.  1846,  Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  IX,  S.  322)  ausdrückliche  "5 
welißhe  Auslieferung  bei  bestimmten  Verbrechen  festsetzen ;  sondern  € 
viele  einzelne  .Fälle  vor,  in  welchen  auch  gegenüber  von  solchen  Stai 
keine  besonderen  Verträge  geschlossen  halben,  gemeine  Verbrechei 
antwortet,  ja  die  Uebernahme  und  Fortbringung  dei^solben  durch 
Beamten  im  Innern  des  Öchweizergebietcs  zugegeben  wurde.  Aber  an 
fehlt  CS  doch  an  allgemein  aufgestellten  Grundsätzen  und  an  best 
Formen  des  Verfahrens. 

3)  Eine  dritte  ■  Gruppe  bilden  diejenigen  Staaten ,  welche  einf 
eine  Asylpfiicht  nicht  anerkennen,  vielmehr  jeden  Falles  nur  solcj^i 
ländernden  Zutritt  gestatten,  die  mit  bestimmt  vorgeschriebenen  Av 
über  ihre  Pei*son  versehen  sind,  selbst  Solche  aber  nicht  zulassen  oder 
ausweisen,  wenn  .ihnen  dies?  unter, gegebenen  Umständen  räthlich  ^ 
anderer  Seits  zu  Auslieferungen  grundsätzlich  bereit  sind,  und  zwi 
bloss  bei  gemeinen,  sondern  auch  bei  politischen  Verbrechen.  Noi 
Untei-thanen  bleiben  auch  hier  unbedingt  von  Auslieferung .  ausgesc 
Hierher  gehören  Oesterreich,  Preusseu,  im  Allgemeinen  die  S 
des  detitschen  Bundes,  Neapel  u.  s.  w.  ^).  Doch  sind  allerdis 
hier  nicht  ufiwichtige  Unterschiede  iu  den  Einzelnheiten,  von  welcli^ 
stehende  eine  besondere  Hervorhebung  verdienen. 

Oesterreich  hat  ein  genau  geordnetes  System ,  auf  dessen  Grün 
gegenseitige  Uebereinkünfte  mit  djem  Auslande  abzuschliessen  suchte 
es  ab6r  auch,  in  Ermanglung  von  Veiträgen,  selbstständig  befplgt  ' 


1)  Aus  den  hier  und  in  der  nächsten  Abtheilung  angeführten  Thatsachcn  ergiebf  < 
das«  die  von  Lprd  Palmerston  in  seinem  Schreiben  vom  6.  Oct.  1849  an  Lord  Bloo^n^ 
spondenee  resp.  BefUgeea  from  Hungary.  Lond.,  1861,  fol.v  8.  31)  aufgestellten  Bebü 
über  ein  gleichf5rmiges  Vplkergewohnhel tsrecht  in  FlUchtlingsfiragen  Tiel  xu  weit  fdk 
selben  lauten  nämlich  folgendermaassen :  „Wenn,  es  irgend  eine  Regel  giebt,  weiche  tf 
Zeit  von  aUen  geslttigton  Staaten,  gross  oder  kleine  vorzugsweise  befolgt  wird,  loii 
dass  kein  Staat  einen  politischen  Flüchtling  ausliefert,  es  müsste  denn  eine  gani  V 
yertragsmässige  Verbindlichkeit  dazu  bestehen;  und  Ihrer  Majestät  Begierung  giiri 
nur  wenige,  wenn  überhaupt  welche,  Verträge  dieser  Art  bestehen.  Die  QesetM  i 
freundschaft,  die  Forderungen  der  Menschlichkeit ,  das  allgemeine  Gefühl  rerbieteo  Ml 
lieforungen  gleichmissig;  und  ein  unabhängiger  Staat,'  welcher  mit  freiem  WiUen  dMl 
dieser  Art  rom&hme,  wäre  verdientermaasseu  und  ganz  allgemein  gebrandmarkt  ll 
gewürdigt  nüd  entehrt.**  In  wie  ferne  diese  Ansicht  eine  theoretisch  richtige  ist,  wird  jl 
Migen ;  aUeln  potlÜTes  etUropäisches  Völkerrecht  ist  sie  ofCenbas  nicht. 
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a  Folge  werden  Inländer  nie  ausgeliefert;  Ausländer  dagegen  immer,  und 
«rar  sowohl  wegen  gemeiner ,  als  wegen  staatlicher  Verbrechen.  Die  Aus- 
eferung  aber  geschieht  sowohl  auf  Verlangen  des  verletzten  Staates,  als 
kuie  ein  solches  -Ansuchen  und  somit  von  Amts.wegen  bei  jeder  Steckbrief- 
eben  Verfolgung.*  In  letzterem  Falle  wird  vorerst  Verhaftung  oder  sonstige 
icherstellung  gegen  den  betreffenden  augeord^iet,  dann  dem  verfolgenden 
taate  die  Auslieferung  angeboten..   Wird  letztere  nicht  angenommen,  so  er- 

# 

>lgt.  Bestrafung  nach  österreichischem  Gesetze  und  nachherige  Ausweisung. 
Zuständigkeit  der 'Behörden  und  Verfahren  sind  geordnet  durcji .  Hofdecret 
om  10.  Dec.  1808.)  —  Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  sind  denn  Verträge 
eschlossen  mit  Parjna^  vom  3.  Juli  1818;  mit  der  Schweiz, 'vom  13.  Septbr. 
828;  mit  toscana,  vom  12.  Oct.  1829;  mit  Sardinien,  vom  6.  Juni  1838'). 
üt  Russland  und  Preussen  besteht  ein  besonderer  Vertrag  'über  die  gegen- 
eitige  Auslieferung  von  Staatsverbrechern  aus  den  ehemaligen  polnischen 
*rovinzen,  jedoch  nur  auf  Anfordenmg.  S.  über  das  Ganze:  Vesque  von 
Tuttlingen,  Die  gesetzliche  Behandlung  der  Ausländer  in  Oesterreich,  S.  165  ff. 
Preussen  hat  ;zwar  keine  allgemeine^  Regeln  aufgestellt ,   vielmehr  — 

• 

ttit  Ausnahme  der  vertragsmässig  geordneten  Punkte  —  die  Verwilligung 
iner  Ausüefenmg  im  einzelnen- Falle  der  Regierung  vorbehalten;  allein  es 
st  dodi  wesentlich  dieser  dritten  Staatengruppc  beizuzählen.  Nicht  nur  ist 
lie  Auslieferung  schon  ih  den  frei  zu  entscheidenden  Fällen  keineswegs  auf 

* 

;emeine  Verbrechen  beschränkt ;  sondern  es  bemüht  sich  auch'  die  Regierung 
la^hhaltig  und  folgerichtig,  allgemeine  Auslieferungsverträge  mit  möglichst 
ielen  fremden  Staaten  zu  Stande  zu  bringen.  Solche  sind  zum  Beispiele, 
ast  wortgleich,  von  dem  Jahre  1824  an  abgeschlossen  worden  mit. Weimar, 
ütenburg,  Gotha,  Reuss  -  Plauen ,  Sachsen,  Waldeck,  Rudolstadt,  Bernburg, 
{raunschweig,  Grossherzogthum  Hessen,'  Sondershausen.  (S.  Simon,  Preuss. 
Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  470  ff.)  Ferner  mit  Russland  die  oben  bereits  ange- 
DLhrte  üebereinkunft  vom  20.  Mai  1844  (Martens,  N,  R.  G.,  Bd.  Vn,  S.  28.) 
Ii^d  ntir  ausnahmsweise*  bestehen  auch  solche  Uebereinkünfte ,  welche  die 
Luslieferung  auf  gemeine  Verbrechen  beschränken.  •  So  mit  Mecklenbufg- 
Ichwerin,  vom  14.  Febr.  1811  und  vom  28.  Febr.  1831  (Martens,  N.  R.  G., 
Id.  IX,  S.  215);  nüt  Russland  und  Polen,  vom  5.  Mai  1815  und  17.  Mär? 
830  (Martens ,  N.  R.  G; ,  Bd.  IV,  S.  293,  und  Bd.  VIH,  S.  244) ,  übrigens 
m  Jahr  1843  wieder  angehoben;  mit  Belgien,  vom  29.  Juli  1836;  mit 
.uxemburg,  vom  11.  März  1:844  (Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  VI,  S.  308).  Es 
it  somit  nicht  Abneigung  gegen  Auslieferung  jeder.  Ai-t  von  ausländischen 


1)  In  Beziehung  aaf  diesen  Vertrag  ereignete  sieh  der  eigentbttmliche  Umstand,  daas,  als  darch 
en  Friedensvertracr  vom  6.  Aug.  1819 .  die  früheren  Ter^räge  in  globo  für  her^estoik  erldärt 
mrden,  die  sardinischen  Kammern  den  Vertr^  Yon  18S8  at»  nnanwendbar  anf  die  Ansliefernng 
otttiacher  Verbrecher  erklürten,  die  Regieronif  dagegen  unbedingt  ratifioirte. 
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Verbrechern,  oder  auch  nur  Schwanken  in  den  Grundsätzen,  wie 
Stellung  eines  ganz  «elbststäüdigen  Systeines  verhindert;  sondern 
schlau^  nur  im  Falle  der  Gegenseitigkeit  sich  zu  binden.  —  Bemer 
sind  bei  Preussen  noch  die  vielen  Verträge  über  die  Auslieferung  von  At 
Der  deutsehe  Bund  hat  allgemeine  und  somit  sämmtlichfe  ] 
verpflichtende  Bestimmui^gen  über  die  Auslieferung  von  Bundessl 
einander  getroffen.  Zuerst  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  18.  i 
eine  allgemeine  gegenseitige  Auslieferung  aller  Personen  ahgeord9C 
sich  «gegen  die  Souveränität  oder  gegen  die  Existenz,  Integrität  odi 
heit  eines  anderen  Bundesstaates  verfehle^.»  Später  erfolgte  ein 
Ausli^erungsvorschrift  in  Beziehung  auf  sämmtliche  gemeine  Vergc 
alleinigem  Ausschluss  von  Abgaben  -  Defraudationen  und  Uebertreto 
Polizei-  und  Finan£geseti:en.  (Bundesbeschl.  vom  26.  Jänner  1854, 
Staatsr.,  Bd.  II,  S.  657.)  Einzig  die  eigoheu  Unterthanen  sind  vc 
Auslieferung  ausgenommen;  v^as  denn  auch  um  so  nothwendiger  ws 
VerfassungsurkundBn  oder  die  Strafgesetzbücher  der  meisten  deutsch« 

« 

jede  Auslieferung  der  eigenen  Bürger  an  fremde  Staaten  ausdrückt 
sagen.  Eine  Reihe  von  näheren  Bestimmungen  regelt  die  Art  des 
rungsVerlangens,  die  Priorität  der  Berechtigung  bei  mehrseitiger  Beant 
derselben  Person  u.  s.'.w.  —  Ausser  diesen  Bundesgesetzen  besteht  i 
unter  s£^mmtlic;hen  Bundesstaaten  eine  allgemeine  Cartell  -  Convent 
12.  März  1831. 

b)  Der  gejgenw&rtige  Stand  der  Lehre. 

Nicht  viel  weniger  Raum,  als  das  positive  Recht  der  verschied^c 
in  Anspruch  nimmt,  erfordert  die  Darlegung  der  so  manchfach  aü 
gehenden  Ansichten  der  Theoretiker  über  das  Asylreclit  und  was 
sanmienhängt.    Eine  Ueb^rsicht  ist  aber  wohl  am  leichtesten  zu 
wenn  die  Frage  in  ihre  Bestandtheile  aufgelöst,  und  dann  in  Bezi 
jeden  derselben  das  Betreffende  niitgetheilt  wird.    Dabei  erschein^ 
massiger,  die  Meinungen  nach  ihrer  inneren  Beschaffenlieit  und  Bi 
zusammenzustellen,  als  die  Schriftsteller  nach  den  Disciplinen  zu  | 
welche  sie  in  d^r  Hauptsache  bearbeiteten.    Es  hätte  allerdings  i 
Vortlieilc,,  wenn  übersichtlich  dargestellt  würde,  wie  sich  die  Crii 
diu  Stadtsrechtslehrer,  die  Bearbeiter  des  Völkerrechtes  u.  s.  w.  zu 
verhalten;  allein  von  grösserer  Bedeutung  ist,  es  doch,  zu  wissen,  ^ 
ist,  als  wo  und  bei  welcher  Gelegenheit  es  geschah.  —  Demgei 
denn  im  Folgenden 

a)  vor  Allem  dargelegt  wei:.den,    welche  Ansichten  besteben 
Umfang  der -Rechtsaufgabe -des  Staates  überhaupt.    lüerauf  mäc 
den  Einzelnheiten  übergegangen  und  zunächst 
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ß)  erörtert  werden,  welche  Sätze  aufgestellt  sind  hinsichtlich  des  Rechtes, 
beziehungsweise'  der  Pflicht  des  Staates,  züni  Schutze  der  Rechtsordnung 
anderer  Staaten  vorbeugende  Maijssregeln  zu  ergreifen.     Hieran  reiht  sich 

y)  die  Darlegung  der  liehreh  über  die  Zuerkennung  von  Strafen 'ir6gen 
wirklich  eingetretener  Vef-letzung  fremden  Rechtes.     Endlich  sind 

<J)^die  Meinungen  über  das  Hecht  und  über  die  Pflicht  des  Staates, 
fremden  ünterthanen  Aufenthalt  tfnd  Schutz  ge^cn  Verfolgung  ihrer -Regie- 
rangen  zu  geben,  darzustellen  *).  ■       • 

«)  Die  Ansichten  über  den  Unafaug  def  Rcchtsaufgab-e  des 

Staates  tiberhaupt. 

Man  seilte  glauben ,  dass  eine  so  wichtige  und  wissenschaftlich  anspre- 
chende J'rage,  wie  die  nach  dem  räumlichen  Unifahge  der  dem  Staate  zufal- 
lenden Rechtsaufgäbe,  eine  häufige  und  gründliche  Bearbeitung,  eine  zahlreiche 
Ijtpratur  veranlasst  haben  müsse.  Dem  ist  aber  keineswegs  so.  .  Fehlt  es 
auch,  und  zwar  schon  seit  langer  Zeit,  nicht  an  gelegentlichen  Erörterungen 
oder  wenigstens  Meinungsäusserungen,  so  ist  doch' erst  in  den  letzten  Jahren 
<iie  Frage  in  ihrer  ganzen  Tragweite  aufgefasst  und*  Gegenstand  besonderer 
Bearbeitungen  geworden ').   Die  Gründe  dieser  wenigstens  verhältnissmässigen 

Dürftigkeit  sind  aber  wohl  verschieden  gewesen. 

Einmal  ist  es  überhaupt  eine  ziemlich  *  häufige  Erscheinung,  dass  eine 

Aufgabe^  weiche  auf  der  Gränze  verschiedener  Wissenschaften  liegt,  nur  eine 

inzureichende  Bearbeitung  findetr;  namentlich  wenn  sie  an  sich  schwierig  ist. 

Während  sie  gegenseitig  zugeschoben  wird,  bleibt  siiß  allerseits  liegen.    Die 

I 

Jntersuchung  über  die  Ausdehnung  der  Rechtsaufgabe  des  Staates  mochte 
n  sich  i^  philosophischen  Staatsrechte,  im  Völkerrechte,  im  Strafrechte,  in 
cwissen  Beziehungen  in  der  allgemeinen  Lehre,  des  bürgerlichen  Rechtes 
rörtert  werden..  Dennoch,  oder  vielmehr  eben  desswegen,  wurde  sie  nur 
Bltcn,  ui^l  noch  seltener  in  irgend  einer  Ausfühi-lichkeit,  behandelt,  sondern 
ielmchr  in  der  Regel  mit  einigen  ganz  allgemeinen  Behiauptungen  abgefertigt, 
eren  Bekundung  und  Ausführung  angeblich  anderen  Wissenschaften  zu- 

* 

Cebcn  sollte,  dort  dann  aber  auch  nicht  zu  finden  war. 

Ein  zweiter  (jrund  der  Nichtbeachtung  war,  wenigstens  in  Beziehung 
,uf  zwei  der  einschlägigen  Rcchtsdisciplinen ,  ein  innerer  und  wssenschaft- 
ichcr.    Sowohl  das  philosophische  Staatsrecht  als  das  Völkerrecht  wurden 


1)  Mit  Vorbedacht  wird  die  Frage:  ob  der  Staat  eigene  Unterthaiien ,  welche  im  Auslände 
Verbrechen  gregen  ihn  selbst  oder  gegen  Mituaterthanen  begangen  haben,  bei  späterer  Habhaft- 
rerdiing  zu  bestrafen  berechügt  und  schuldig  sei?  hier  übergangei^  weil  dieser  Fall  dieRechts- 
'erliältnisse  verschiedener  Staaten  zu  einander  niclit  berührt,  sondern  nur  die  Ausdehnung  der 
Staatsgewalt  und  ihrer  Gebote. fiir  die  eigenen  Angehörigen  bctiifit.  Dieser  Panct  ist  somit 
lei  der  Uhtersnchnng  der  völkerrechtlichen  Lehre  von  keiner  Bedeutung. 

2)  8.  die  oben,  Seite  639,  Anmefk.  1,  angeführten  Schriften^  welche  sich,  wenn  auch  lycht 
nMchUesalich  so  doch  wesentlich  auch  mit  der  allgemeinsten  Frage  beüschäftigen  mttsaten. , 
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nämlich  während  sehr  langer  J^eit  von  Grundänsichten  heherrscht,  welche 
eineteinlässlrche  Erörterung  der  Frage,  ob  und  wie  weit  der  Staat. etwa  eine 
über  Mine  Gränzen  hinausreichende  Bechtsaufgabe  habe,  nicht  erforderten, 
;;":-äie^eise  gar  nicht  zuliessen.    So  lange 'nämlich  im  philosq)hi6chen  Staats- 
^Ijfiechte  der  gtaat  nicht  als  ein  Glied  in  der  aufsteigenden  Reihenfolge  von 
.^inenseUichBn  Ordnungen  des  Zusammenlebens  aufgefasst. wurde,  sondern  mit 
'lEinem  Sprunge  von  dem  einzelnen  Individuum  zum  einheitlichen  Organismus 
eines  ganzen  Volkes  fortgeschritten,  in  letzterem  dann  aber  auch  das  Endziel 
alles  gemeinschaftlichen  Lebens  gefunden  Wurde,  musste  jene  Frage  kurzer 
Hand  verneint  werden.    Es  war  ja  klar ,  dass  jeder  Staat  nur  für  sich  und 
die  Seinigen  nach  den  besonderen  Verabredungen  zu  sorgen  hatte,  die  Be- 
dürfnisse Auswärtiger  aber  lediglich  durch  die  von  ihnen  gebildeten  Vereine 

*  * 

und  deren  Einrichtungen  zu  beschaffen  Waren,  eben  weil  sie  den  diesseitigen 
Zuständen  und  deren  Abfechliessung  in  höcbster  Instanz ,  dem  Staate ,  nicht 
angehörten.  .  Im  Völkerrechte  aber  war,  und  ist  sogar  bei  Vielen  jetzt  noch, 
die  Amiahme  eines  völlig  unverbundenen ,  atomistischen  Nebeneinander- 
bestehens  verschiedener  von  einander  ganz  unabhängiger  Staatsindividuen  die 
Grundlage  aller  rechtlichen  Begreifang  und  Beweisführung.  Nicht  erst  einer 
Erörterung  bedarf  es  nun  e^ber,  dass  bei  dieser  Auffassung  grundsätzlich 
jeder  Staat  seine  ganze  positive  Thätigkeit,  also  auch  die  auf  Herstellung  der 
Rechtsordnung  gerichtete,  streng  auf  sich  selbst  zu  beschränken  hat;  dass 
alfeo,  mit  anderen  Worten,  auch  hier  die  Frage  nach  einer  Ausdehnung  der 
ReChtsaufgabe  grundsätzlich  und  vorne  herein  abzuweisen  ist.  Allerdings 
.  besteht,  auch  nach  dieser  Ansicht ,  die  Pflicht ,  andere  Staaten  nicht  zu  be- 
leidigen noch  durch  Unterthanen  beleidigen  zu'  lassen.  Allein  hierdirch  wird 
nur  ein  rein  negatives  Verhalten  veranlasst,  und  es  ist  bloss  die  Aufzählung 
einzelner  Handlungen  nöthig,  welche  zu  unterlassen,  beziehungsweise  zu  ver- 
hindern, sind.  Diese  Bezeichnung  kann  denn  aber  ohne  ein  Aufsteigen  zu 
den  obersten  Grundsätzen  erfolgen ,  und  ist  denn  auch  so  behandelt  worden. 
-^  Der  jetzige  wissensctaftliclje  Stand  beider  Disciplinen  ist  nun  zwar  ein 
wesehtlich  verschiedener  geworden,  und  dadurch  für  beide/die  Möglichkeit 
und  Nothwendigkfit  einer  Lösung  des  Problemes  entstanden  ;'allein  noch  sind 
die  besseren  Grnndansichten  zu  neu,  als  dass  schon  alle  einzelnen  Lehren 
von  ihnen  hätten  durchdrungen  'werden  können  *). 

Ein*  solcher' innerer  Grund  war  nun  allerdings  weder  beim  Strafrechte 
noch  beim  bürgerlichen  Rechte  vorhanden.  Im  Gegentheile  musste  man  sich 
bei  dein  erstem  zu  allen  Zeiten  -und  bei  jeder  Theorie  klar  darüber  sein, 
welcjierlei  Arten  von  Handlungen  zu  bestrafen  seien;  und  es  konnte  somit 


1)  So ,  aber  f^lliah  auch  jinr  so ,  lasst  es  sich  erklären  ^  dass  selbst  in  den  Werken  von 
Stahl,  Blnntschli,  Rös&ler,  Morgenstern,  Schützenberger,  Soria  di  Cjcispan  die 
Frage  über  dje  AnsdehAong  der  Bechtsordnoilgspflicht  des  Staates  nnbesprochen  bleibt 
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die  Frage  über  das  Tcrntorial-Princip  der  Strafe  nicht  umgangen  werden. 
Elbenso  war  die  Collision  der  Statuten  eine  der  wichtigsten  allgemeinen  Lehren 
des  Civilrechtes ,  -welche  nicht  nnborticksichtigt  bleiben  durfte.  Und  so  kam 
es  denn  auch,  das  das  Meiste  und  das  Beste,  wa5r  bisher  über  den  ümfiiqr, 
der  staatlichen  Rechtsaufgabc  geleistet  war ,  von  Bearbeitern  -dieser  befitajt,' 
Reelitstheile,  Vor  Allem  von  Cfiminalisten ,  heirührte.  Dennoch  lagen  Mfi& 
hier  Gründe  vor,  welche  die  Ausbeute*  nicht  so  n>ich  werden  liessen,'ih 
eigentlich  zu  erwarten  stand.  Einmal  nftmlich  erschien  es  sehr  Vielen,  um 
nicbt  zu  sagen  den  Meisten,  in  beiden  Wissenschaften  möglich,  die  vorliegende  ; 
Frage  lediglich  auf  dem  Boden  des  positiven  Rechtes  zu  behandeln,  ohne  dass 
za  den  höchsten  jGrründen  aufgestiegen  werde. .  In  wie  ferne  diese  Auffassung 
zo  einer  genügenden  Lösung  der  Mgcnen  Aufgaben  dieser  Wissenschaften 
führte,  kann  hier  dahin  gestellt  bleiben;  allein  klar  ist,  dass  sie  die  Durch- 
arbeitung der  allgemeinen  Frage  empfindlich  vcrkümnjerte.  Zweitens  aber 
wurde,  und  zwar  vorzugsweise  von  Civilisten.  bei  gi'undsiltzlicher  Behandlung 
der  Frage  der  Fehler  begangen,  dass  man  nicht  "höher  als  zu  dem  Satze  auf- 
stieg: es  könne  ein  Richter  nur  sein  Landesgesetz  anwenden.  Nun  ieuchtet 
aber  ein,  dass,  selbst  wenn  dieser  Satz  ganz  richtig  gewesen  wäre,  er  darüber, 
wie'  weit  dieses  Landesgesetz  ausgedehnt  worden  könne  und  solle,  gar  nicbts 
aussagte.    Diess  aber  ist  eben  der  Kern  der  Frage. 

Eine  genauere  Prüfung  der  vorliegenden  Ansichten  über  die  Ausdehnung 
des  Rechtes  und  der  Pflicht  der  Staaten  zur  Aufrechterhaltung  der  Rechts- 
ordnung und  namentlich  zur  Anwendung  vou  Strafen  zu  diesem  Zwecke  lüsst 
denn  nun  erkennen,  dass  dieselben  in  drei  wesentlich 'verschiedene  Gruppen 
zerfallen.  Innerhalb  der  einzelnen  dieser  Abtbeilungen  mögen  immerhin 
untergeordnete  Abweichungen  in  der  formellen  Fassung  der  Sätze,  in  der 
Beweisführung,  vielleicht  selbst  im  Grundsatze  sein:  allein  im  grossen  Ganzen 
wird  do(jh  entweder  eine  strenge  Abschliessung  der  Sorge  des  Staates  für 
Rechtsordnung  auf  sein  .eigenes  Gebiet  aufgestellt ;  oder  aber  zwar  ein  Hin- 
ansgreifen des^  Staates  über  sein  Gebiet  und  über  die  dasselbe  betreffende 
Rechtsordnung  zu  Rechtszwecken  und  aus  Rechtsgründen  gestattet,  diese 
Handlungsweise  aber  nur  bei  bestimmten  Uebertretungen  und  aus  einzelnen 
Gründen  zugegeben;  oder  endlich  wird  die  Forderung  einer  allgemeinen  Welt- 
rechtsordnung und  die  Pflicht  zu  deren  Herstellung  nach  Kräften  und  tlm- 
stfinden  beizutragen  aufgestellt.  Es  stehen  sich  also  auch  in  der  reinen  Wis- 
senschaft, wie  in  den  Gesetzen  und  den  Verträgen  der  Staaten,  zwei  äusserste 
einander  widersprechende  Anschauungen  gegenüber,  und  zwischen  diesen  liegen 
gutgeraeiflte  aber  mehr  oder  weniger  folgewidrige  und  schwächliche  Versuche 
zu  einer  Ausgleichung. 

1.  Zahlreich  sind  die  Rechtslehrer,  sowohl  unter  den  Bearbeitern  des 
Strafrechtes  als  unter  denen  des  Völkerrechtes,  welche  dem  Staate  eine  über 
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die  eigene  Behexung  hiiiäusgeh^iide  Befiigpiss  xur  Wiederherstelläng  einer 

j^gjMrtörten  Rechtsordnung  beizutragen,  nicht  eioräünjen;  und  es  rauss  zug^- 

.<».  ^^^eben  werden,,  ^ass  nicht  Wcnig<^  von  den  Anhängern '.dieser  Auffassung  die 

^ifljfeftgc  scharf  Und  .gründlich  behandejt  bab.en.    Es  begegnen,  hier  sehr  be* 

t^erttcnd^  Namen.  • —  Vdr  Allen  ist.  KI  ei  ijschrod^  Archiv  fftf  Crim.-R., 
Bd.'  Vil,  S.-881  ff.)  der  Ajfcicht,  dass  zwar  allerdings  während  der  Dauer 
ölte  deutschon  Reiches  ein  irgendwo  ih  Deutschland  -gegen  das  gemeine  Recht 
■  begangenes  Verbrechen  in  jedem 'deutsdicn  Staate  au  bestrafen  gewesen  sei; 
diese  Aufgabe  sei  jedoch  ^mr' eina  5'olge  dos  geschichtlichen  Umstandes  der 
damaligen  Hechts-  und  Staat scinhcit  "gewesen.   Püt  die  souverän  gewordenen 

.  Striaton  (und  somit  überhaui>t  für  -alle  unabhängigen  Staaten)  bestehe  eine 
solche  Verpflichtung ,  die  Ordimng  ausserhalb  ihres  Ge*bietes  aufrecht  zu  er- 
halten," nicht  -:-  Feuerl>achv(Lehrb.  des  pcinl.  Rechtes,  14.  Aufl.,  S.  54,) 
drängt  seine' Ansicht  dahin  zusammen,-  dass  der  Bürger  nur  den  Strafge- 
set;?en  seines  •  eigenen  Staates  unterworfen  isei,  daher  gegen  einen  Ausländer 
lediglich  die  StrafgOwalt  'deS -Staates  ^Qt  begangenen  Ttfat,  gegen  einen  im 
Auslande  fehlenden  Inländer  aber  nur  dann,  eine  Strafge walt  begründet  sei, 
wenn  er  gegen  das  eigene ,  Vaterland  oder  dessen  Angehörige  sich  vergangen 
habe.  —  Die  von  Mittermaier  in  den  Noten  zu  Feuerbach.  (a.  a.  0.,  Seit« 
55  sq.)  aufgestellten  Sätze  sind  wohl  folgende :  Der  Staat  hat  keine  allgemeine 
Rechtspflicht;  er  thut  also  vollständig  genug,  wenn"  er  bei  einem  im  Aus- 
lande begangenen  Verbrechen  a)  den  Ausländer  (wenigstens  unter  Umständen) 
ausliefert;  b)  den  Inländer  selbst  bestraft.;  Letztere^  darf  er  aber,  selbst 
ohne  besondere  Bestimmung  der  Laudesgesetzgebung,  wenn  entweder  der 
Unterthan  sich  im  Ausla^nde  gegen  den  eigenen  Staat  oder  dessen  im  Inlande 
befindlichen  Angejiörigen  verging ;  oder  wenn  er  gegen  eine  im  Inlande  über- 
nommene Pflicht  sich  verfehlte;  endlich  wenn  er  in  fraudem  legis  in  das 
Ausland  giiig.  — ^.  Einer  eigenen,  ausführlichen  Prüfung  hat  Abcgg  (üebcr 
die  Bestrafung  der  Im  Auslande  begangenen  Verbrechen.  Laudsh.,  If^  19)  den 
ganzen. Gegenstand  unterworfen.    Der  Satz,  von  welchem  er,  (freilich  ohne 

.  ihn  zu  bewciscii,)"  ausgeht,  ist  der,  dass  der  Staat  nur  innerhalb  seines  Gc- 
bietes  den  Rechtsstand  zu  sichern  habe.    Ausserhalb  seiner  Gränzen  werden 
weder  seine  Gesetze  verletzt^  noch  seine  Pflichten  in  Ansprach  genonomen; 
besonders  aber  dürfe  die  StraTgerichtsbarkeit  des  Staates,  nicht  aus  blossen 
'  Gründen  der  Politik  über  die  rechtlichen  Gränzen  ausgedehnt  werden; .  Dicss 

wird  dann  mit  Folgerichtigkeit  auf  die  einzelnen  Fälle  angewendet,  und 
namentlich  behauptet,  dass  der  Staat  keinerlei  vorzügliches  Recht  aji  seine 
Unterfhanen  jenseits  der  Landesgränze  habe,  und  sie  also  auch,  stus  diesem 
Grunde  wenigstens ,  nicht  bestrafen  könne  wegen  Uandlungen ,  .welche  sie  im 
Auslande  begaiigen ;  femer,  dass  bei  einem  von  einem  Ausländer  im  Auslande 
begangcuen  Verbrechen  gar  keine,  rechtliche  Beziehung  zu  unserem  Staate 
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)^stebe,  jsei  es  nach  Subjeefcj  nach  Object,.n*ach  Ort,  oder  Gesetz.  —  Beson- 
lers  klar  spricht  sich  ferner  Hefftcr  aus  (Lehrb:  d.  Crim.-R.,  §  25  und  26; 
m  1^.  Archiv  für  C.-R.,  Bd.  XIV,  S:  '551  ff.;  und  im  VölkeErechtc,  2te  Aufl., 
l.  68  fg,).  Ihm  zu  Folge  darf  sich  kein  einzelner  Staiat  den  Beruf  beulen, 
lie  Gerechtigkeit  allenthalben  zu  yjerwirklichen.  Nicht  nur  würden  ihm  die 
üittel  daza  fehlen:  sondern  er  kann  auch  nicht  fordern,  dass  seine  Aoffas- 
iung  des  Rechtes  ausserhalb  seiner  Gränzen  anerkannt  -tecrde.  Jeder  Staat 
tat  vielmehr  die.  Ausübung  seiner  Rechtspflege  auf  die  Gränzen  seiner  völkor- 
'echtlich  abgeschlossenen  Wirksamkeit  zu  beschränken.  Er  kann  namentljcJi 
mr  da  strafen,  wo  er  eine  Pflicht  auferlegen  darf;  diess  ist  aber  nur  bei  den 
Jnterthanen  der  Fall.  Selbst  die  sog.  delicta  juris  gentium  geben  kein, Recht 
5ur  Bestrafung,  (so  wichtige  anderweitige  rechtliche  Folgen  sie  halben  mögen,) 
weil  kein. 'Gesetz. besteht,  wie  und  von  wem  gestraft  werden  soll,  eine  allge- 
meine rechtliche  Ueberzeügung  aber,-wdchc  etwa  das  Gesetz- ersetzen  könnte^ 
keiiieswegs  vorhanden' ist  *).  -—  Sodann,  hat  auch  Kost lin  (Netie  Revision 
der  Grundbegriffe  des  Crim.-R.,  S.  738  sq.  und  System  xles  Straf.-R's.j  Allgeni. 
Theil,  S.  28  fg.,)  sich  bestimmt  und  geistreich  für  die  Beschränkung  auf  das 
Staatsgebiet  ^ausgespfochen.  Seine  Beweisführung  ist  im  Wesentlichen  fol- 
gende: Das  Recht  igt  zijvar  in  der  Idee  ein  Allgemeines;  allein  in  der  Er- 
eheinung  nur  ein  Besoijderes,.  Positives.  Namentlich  in  allen  staatsrechtlichen 
Beziehungen  gibt  es  kein  anderes  Gesetz,  als  das  eigene,  weil  nur  dieses  das 
idividuelle  Leben  des  Staates  ausdrückt.  Die  specifischen  Staatsfunctionen 
rud  wesentlich  territorial,  und  zwar  in  dem  doppelten  Sinne,  ^ss  sie  ans- 
chliessende Geltung  innerhalb  des  Gebietes  hab^n,  und  dass  sie  über  dasselbe 
inaus  gar  nichts  gelten.  So  kann  zwar  möglicherweise  der  Staat  in  Fragen 
es  bürgerlichen  Rechtes  Ausländer  billig,  d.  h.  nach  ihrem  eigenen  Rechte, 
ehandeln,  weil  hier  der  Staat  «seine  Besonderheit  relativ  negativ»  sjctzen 
ann;  dagegen  hat  sich  die  Strafrechtsi)flege  auf  das  Staatsgebiet  zu  be- 
jhränken,   und  die  individuelle  Besonderheit  anderer  Staaten  zu  a]bhtcn.* 

» 

^^^ch  Bestrafung  einer  ausserhalb  seines  Gebietes  begangenen  Handlung 
Urdc  d^r  Staat  in  die  Rechte  eines  andern  Staates  eingreifen.  Das  Völker- 
echt  verlangt  nur  gleichen  Rechtsschutz  auch  für  den  Ausländer,  und  ihn> 
eiiügt  bei  einem  im  Auslände  begangenen  Verbrechen  entweder  Auslieferung 
der  Uebemahme  der  Bestrafung  im  Namen  des  berechtigten  Staatcß.  •  Selir 
asführlich  .werden  noch  die  beiden  Sätze  bestritten,  dass  ein  im  AusLlnde 
shlender  Inländer  diesseits  bestraft  worden  kömic,  und  dass  selbst  ein  im 
luslande  von  einem  Ausländer  begangenes  Verbrechen  unter  Umständen 
iosseitiger  Strafgerichtsbarkeit  zu  verfallen  vermöge. 

Weniger  ausführlich  in  der  Begründung,  allein  nicht  minder  bestimmt 


I)  Ueber  eine  ron  Heffter  gemachte  besondere  Anwendong  «.  weiter  unten. 
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in  der  Aufstellung  des  Grundsatzes  ist  eine  Anzahl  von  Schriftstellern  Aber 
Völkerrecht,   und'  zwar  gerade  von  den  Neueren  und  Angeseheüeb.    So  ist 
jL'B.  Story,  (Conflict  of  ktws,  ed.  .2,  S..  516,)  itabedingter  Anhänger  der 
Beschränkung  aller  und  jeder  Strafgerichtsbarkeit,  auf -das  Gebiet  des  Staates 
und  die  in  demselben  begangenen  Handlungen.     Ausdrücklich  billigt  er  die 
Lehre  des  englischen  common  Iftw  ,*  dass  der  Staat  weder  ein  Recht  habe, 
ein  ausser  seinen  Gränzcn  begangenes  Verbrechen  zu  bestrafen,   noch  eine 
Verpflichtung,  irgendwie  sich  dämm  zu  bekümmern.    Sodann  ist  Oppen- 
heim (System  des  V.R.'s,  S.  195  und '384  fg.)  für»  strengste  Territorialitit 
der  Strafgerichtsbarkeit  und   dafür,    dass  jeder  Staat  nur   sich   selbst  zn 
schützen  habö.    Ferner  scheint  Wh ea ton,  (fil6mens,  ed.  2,  Bd.  II,  S.  137 fg.) 
dieselbe  Ansicht  zu  vertreten.    Mit  grosser  Entschiedenheit  verwirft  Wild- 
mann  (Institutes  of  international  law,  Bd.  I,  S.  60. fg.)  alle  and  jede  Ge- 
richtsbarkeit über  Handlungen,  welche  ausserhalb  des  Staatsgebietes  begangen 
worden  seien.    Die  StrStfgerichtsbarkeit   sei  ein  Ausfluss  der  Staatsgewalt, 
diese   aber  habe  keine  rechtliöhe  Macht  ausserhalb  dei*  Staatsgränzen  oßd 
könne  nur  ünterthanen  Vorschriften  geben. '  Als  einzige  Ausnahme  wird  die 
Bestrafung  von  Seeräubern  zugelassen,   und  auchr  diese  eigentlich  nor  als 
eine  strenge  Ausübung  des  "Eriegsrechtes  gegen  einen  allgemeinen  Feind. 
Auch  PhillifliOBe,  (Commentaries  upon  international  law,  Bd.  I,  S.  355,) 
steht  auf  dieser  Seite,  jedoch  mit  folgewidriger  Zulassung  der  Bestrafung 
eines  eigenen  ünterthanen,  Welcher  im  Auslande  gegen  die  diesseitige* Rechts- 
ordnung gefehlt  habe. '  Und  endlich  ist  es  die  eigentliche  Absicht  der  neuesten, 
oben  bereits  angeführten,  SchHft  von  SirC.  Lewiis  (On  foreign  Jurisdiction, 
a.  V.  St.),  für  die  Aufrcchterhaltung  des  Territorialpfincipes  wider  die  da- 
gegen versuchten  Angriffe  einzutreten.    Die  von  ihm  gestatteten  Ausnahmen 
(Seeraub,  Verbrechen  auf  nationalen  Schiffen  u.  s,  w.,  betreffen  den  eigent- 
lichen Streitpunkt  kaum  oder  gar  nicht,  und  lassen  somit  den  Grundsatz 
ungebrochen.  * 

2.  Nicht  wenige  Rechtslehrer,  und  zwar  zum  ^össern  Theile  Völker- 
rechtslehrer, haben  sich  jedoch  zu  einer  starren  Festhaltung  des  Territorial- 
principes  der  Strafrechtspflege  nicht  entschliessen  können,  tbeils  wohl  in  .dem 
Gefühle,  dass  .dasselbe  zu  Folgeruügeu  führe ,  welche  mit  menschlicher  .Gesit- 
tigung  und  mit  der  sicheren  Verfolgung  erlaubter  Lebenszwecke  schwer  ver- 
einbar seien,  theils  wegen  praktischer  Schwierigkeiten,  wekhe  daraus  fttr 
das  friedliche  Verhältniss  zu  andern  Staaten  entstehen  möchten.  Da  sie 
nuh  aber  doch  anderer  Scits  nicht  zu  dem  Grundsatze  einer  aUgemeinen 
Weltrechtsordnung  und  zu  der  Anerjfennung  einer  Pflicht,  zu  deren  Aof- 
rechterhaltuiig  mitzuwirken,  aufsteigen  wollten :  so  haben  sie  sich  mit  der 
Aufsuchung  einzelner  Fälle  begnügt,'  in  welchen  ausnalimsweise  Verbrechen 
zu  bestrafen  seien,  wenn  dieselben  auch  nicht  innerhalb  des  Gebietes  and 
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licht  Yon  eigenenf  Unterthanen  begangen  werden.  Die  Gründe«  für  solche 
Insnahmen  sind  denn  freilich  sehr  verschiedenen  Erwägungen  eninommen; 
)ald  der  Staatsklugheit,  bald  dem  sittlichen  Absclicu  gegen  besonders  schwere 
^htsverletzungen,  bald  einer',  in  anderen  Fällen  nicht  beachteten,  Schute- 
)fficht;  und  mehr  als  Einer  hat  bei  solchem  Bemühen  wenige  rechtswissen- 
jchaftliche  Sicherheit  und  logische  Folgerichtigkeit  bewiesen.  Die  Darstellung 
ler  auf  solche  Weise  gebildeten  Sätze  ist  keineswegs  immer  leicht,  und  es 
srforderte  namentlich  di^  einzelne  Aufzählung  der  gemachten  Ausnahmen  und 
lasnabmen  von  Ausnahmen  mehr  Raum  und  Mühe,  als  darauf  hier  verwendet 
f erden  kann;  auch  ist  die  Zahl  Derer,  welche  diesen  Weg  eingeschlagen 
laben,  zu  gross ,  um  eine  vollständige  Auflführung  zu  gestatten :  doch  werden 
lie  nachstehenden  bezeichnenden  Beispiele  ein  genügendes  Verständniss  dieser 
irt  von  Behanälung  geben.  —  Schon  Renazzi  (Elementa  juris  crim.,  Bd.  HI, 
aip.  5,  §  3,)  verlangt,  dass  der  Stdat  im  Auslande  begangene  Verbrechen 
t)estrafe,  wenn  dieselben  so  schwer  seien,  dass  jedes  Volk  ein  Interesse  dabei 
liabe,  sie  ganz  beseitigt  zu  sehen.  —  Rudolph,  (De  poena  delictorum  extra 
Territorium  admissorum,  CoL,  1790,)  erachtet  es  für  eine  Pflicht  der  Mensch- 
lichkeit, (d.  h.  also  wohl  för  eine  sittliche  wenn  auch  nicht  strenge  rechtliche 
Pflicht,)  dass  auch  zur  Bestrafung  solcher  Verbrechen  mitgewirkt  werde, 
»reiche  zwar  unsere  Sicherheit  und  Wohlfahrt  nicht  verletzen,  woW  aber  die 
inderer  Staaten,  vorausgesetzt,  dass  solche  Mitwirkung  von  diesen  fremden 
Staaten  verlangt  werde.  -—  Schmalz  (V.-R.,  Berl.,  1817,  S.  157  fg.)  geht 
im  Allgemeinen  von  dem^  Grundsatze  aus,  dass  wer  im  Auslande  Verbrechen 
begehe ,  uüser  Gesetz  nicht  verletze  und  nicht  feindselig  gegen,  uns  handle, 
daher  auch  von  uns  nicht  bestraft  werden  könne.  Dennoch  gibt  er  zu,  dass 
»in  diesseitiger  ünterthan  wegen  eines  im  Auslande  begangenen  schwei'en 
Verbrechens  auf  Verlangen  des  verletzten  Staateg  be3traft  werden  könne.  Er 
KTÜl  femer  Auslieferung  fremder  flüchtiger  Verbrecher;  endlich  die  Bestrafung 
des  Landesangehörigen j  welcher  vom  diesseitigen  Gebiete  aus  fremdes  Recht 
rerietzt  habe.  —  Martens  (Precis  du  droit  des  gens.,  ed.  3,  S.  182  fg.) 
erkennt  Sswar  keine  eigentliche  Rechtspflicht  an,  ein  im  Auslande  gegen 
»ine  fremde  Rechtsordnung  begangenes  Verbrechen  zu  bestrafen,  ist  aber 
loch  der  Meinung,  dass  man  dazu  berechtigt  sei,  besonders  auf  erfolgtes 
Ansuchen,  und  namentlich  werde  man  die  Bestrafung  einer  gesittigten  und 
t)efreundeten  Macht  nicht  abschlaget!.  —  In  ziemlich  unklarer  Weise  spricht 
sich  Schmelzing,  (Europ.  Völkerrecht,  Bd.  I,  S.  188  und  195,)  dahin  aus, 
dass  die  Staatsgewalt  nur  innerhalb  des  Staatsgebietes  wirksam  (?) , '  und 
daher  keinerlei  Art  von  Jurisdiction  im  Auslande  erlaubt  sei ;  gibt  aber  do'ch 
einem  verletzten  Staate  das  Recht,  G^nugthuung  im  Auslande  zu  fordern; 
welche  zu  gewähren  sei,  wenn  nicht  etwa  besondere  politische  oder  feind- 
selige  Beziehungen    eine  Ausnahme    begründen.      Wie   immer   diess    nun 
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zusammonhäHgen  und  verstanden  sein  mag,,  jeden  Falles  geht  daraus  die  Aner- 
kennung des  Sa^tzes  hervor,  dass  der  S^at,  wenigstens  in  gewissen  "Fällen, 
zur  Herstellung  der  Rechtsordnung  verpflichtet  Bei ,  auch  wenn  er  seihst  zu- 
nächst keine  Störung  erlitten  habe.    Noch  schwerer  ist  es,  Kl-über's  Ansicht 
(V.-R.,  Ausg.  vop  Morstadt,  §  60  —  63)  in  bestimmte  Sätze  zusammenzu- 
drängen und  in  einen  logischen  Zusammenhang  zu  bringen,  ulid  es  dürfte 
sich  wohl  auch  an  dieser  Stelle  erwahren ,  dass  bei  ihm  geschichtliches  nnd 
literarisches  Wissen  entschieden  überwog  über  recKls^ssenschafllichen  Sinn; 
allein  so  viel  ist  doch  unter  allen  Umständen  klar,  dass  er  die  TerritorialiUt 
des  Strafrechtes  als  Regel  aufstellt,  dabei  aber  Ausnahmen  zulässt.  Nament- 
lich räumt  er  einem  verlctirten  Ötaate  das  Recht  ein,  .<cGenugthuung>  zn 
nehmen ,  wenn  er  den  Verjetzer  an  einem  Orte  treffe ,  wo  gar  keine  Staats- 
'gewalt  sei.    Femer  will  er  ebenfalls  den  Staat  verpflichten-,  «Genngthuung> 
zu  verschaffen,  .wenn  ein  fremder  Staat  auf  diesseitigem  Gebiete  in  seinen 
Jlechtcn  beschädigt  \yorden  sei ;  und  sogar  «Strafe»  zu  erkennen ,  wenn  er 
die  fragliche  Handlung  in  seiüe^  Strafgesetzen  verpönt  habe.    Endlich  ver- 
pflichtet er  sogar  den  Staat, '  den  eigenien  Ünterthanen  im  Auftrag  eines  fremden 
Staates  ( 1 )  zu  strafen,  wenn  dieser  sich  in  dessen  Gebiet  verging,  oder  wenn 
sein  eigenes  6cs^  die  Handlung  ^auch  im  Falle  der  Begehung  mit  Strafe 
bedrohte,  —  Wenn  ferner  Saal f cid,  (Handbuch  des  posit.  Völkerredites, 
S.  80;)  erklärt ,  dass  der  Staat  zwar  nicht  verpflichtet  sei ,  die  im  Auslande 
l)egangenen  Verbrechen  zu  bestrafen,  namentlich  falls  sie  von  Fremden  be- 
gangen seien ;  dads  er  aber  ein  Recht  dazu  habe ,  sowohl  wenn  er  den  Fall 
in  seinen  Gesetzen  vorgesehen j  $,h  auf  Ansuchen  eines  fremden.  Staates,  be- 
sonders  bei  Staatsverbrechern:  so  ist  zwar  auch  hier  Verwirrung  uniG«- 
dankehlosigkcit;  allein  es  steht  jedenfalls  die  Ansicht  fest,  der  Staat  habe 
die  Bcfugniss,  für  Rechtsordnung  ausserhalb  seiner  eigenen  unmittelbaren 
Betheiligting  bei  der  Verletzung  zu  sorgen.  —  Titjbmann  (Die  Strafrechts- 
pflege in  völkerrechtl;  Hinsicht.    Dresd.,  1817,)  führt  zwei  Gründe  für  die 
AAsdehnuüg  des  Strafrechtes  über  die  eigene  Rechtsordnung   an.     Einmal 
nämlich ,  weil   der  Staat  auch  im  Auslande  eine  Oberherrschaft  über  seine 
eigenen  Unterthancn  habe  (?).    Zweitens,  die  Vermeidung  von  Beschwerden 
fremder  Staaten.  .Ausserdem  behauptet  er  noch  anderwärts,  '(Handbuch,  der 
Stralfrechtsw. ,  2.  Aufl.,  §32,)  dass  dejicta  juris  gentium,  d.  h.  Verbrechen, 
welche  der  men^dilichen  Natur  gemäss  überall  als  Verbrechen  erachtet  seien, 
dem  'Strafrechte  jedes  'Staates"  unterliegen ,  auch  weijn  sie  ini  Auslände  be- 
gangen seien.  —  Schärfer  fesst  Egger  die  Sache^s^af ,  wenn  er  (in  Zeiller's 
Jährl.  Beiträgen,  1809,  Bd.  lU,  Nr.  3)  dem  Staate  ein  Strafrecht  wegen  der 
in).  Auslande  begangenen  Handlungen  sedner  Bürger  desshalb  beilegt^  weil 
derselbe  durch  solche  Veiigehen  selbst  -beleidigt  sei ,  er  überdiess  eine  Bürg- 
schaft des  Rechtes  in  Beziehung  auf  seine  Unterthanen'  übernommen  habe. 
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Nur  unter  der  Yoranssetzung  dieser  Nachhülfe  sei  der  Verkehr  unter  den 
Mensahen  gesichert.  GrOnda  der  Staatsklugheit  werden  nebenbei  angeführt. 
—  H^lie  (Trait6  de  Tinstruct.  crim.,  Bd.n,  S..495  sq:)  behandelt  zwar 
zunächst  nur  Sätze  des  positiven  französischen  Rechtes;  allein  seine  Beweis- 
führung findet  auph  aufdie  Frage,  im  Allgemeinen  Anwendung. .  Seiner  An- 
sicht nach  i6t  es  nämlich  allgemeines  menschliches  Interesse,»  dass  jedes 
Verbrechen  auch  bestraft  werden  kann.  Nun  wUrde  aber'  eine  im  Auslande 
begangene,  dort  aber  thatsSchlich  nicht  zur  Strafe . gebrachte  That  straflos 
bleiben,  wenn  nicht  entweder  ausgeliefert  oder  vom ' diesseitigen  Staate  be- 
straft wtlrde.  Jenes  sei  nicht  thunlich  (?),  also  müsse  Strafe  erfolgen.  — 
Endlich  gehört  auch  der  neueste  SQhriftsteller  über  den  Gegenstand  zä  dieser 
Klasse,  nämlich  Berner,  (Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach  Zeit,  Ort 
und  Personen.  Berlin,  1853.)'  Derselbe  ist  einer  allgemeinen  Weltrechts- 
pflicht  des  Staates  entgegen ;  nimmt  aber  eipen  doppelten  Griind  zur  Uebei^ 
schreitung  des  Territorialprincipes  an.  Einm&l  geht  er  davon  aus,  dass  der 
im  Auslande  sich  vergehende  Diländer  durch  die  Persönlichkeit  der  Straf- 
gesetze  der  diesseitigen  Gerichtsbarkeit  unterliege.  Zweitens  nimmt  er  an, 
dass  hinsichtlich  des  im  Auslände  gegen  uns  fehlenden  Ausländers  efn  natür- 
liches  Strafrecht  bestcfie,  indem  der  Staat  gegen  ihn,  welchen  sein  eigener 
Staat  nicht  im  Gesetze  erhalte,  in  einen  Naturzustand  zurücktrete.  Ver- 
brechen von  Ausländem  gegen*  Ausländer  im  Auslände  begangen ,  betrachtet 
er  als  gar  keinen  Gegenstand  der  diesseitigen  Staatsthätigkeit.  (In  wie  ferne 
hiermit  freilich  der  für  Auslieferung  geltend  gemachte  Grund ,  nämlich'  die 
Verpflichtung  des  Staates,  fremde  Rechtspflege  zu  unterstützen,  überein- 
stimmt, ist  eine  andere  Frage.) 

3..  Die  dritte  Gruppe  von  Schriftstellern  hat  mit  der  ersten  die  Auf- 
stellung eines  allgemeinen  durchgreifenden  Grundsatzes  gemein;  allein  sie 
stellt  ein  nicht  nur  wesentlich  Verschiedenes,  sondern  geradezu  widerspre-* 
chendes .  Princip  auf.  Sie  erkennt  nämlich  nicht  bloss  ein  Recht ,  sondern 
eine  Pflicht  der  Staaten  an,  zu  einer  allgemeinen 'Weltrechtsordnung  beizu«: 
tragen  und  zu  dem  Ende  erforderlichen  Falles  auch  zur  Bestrafung  der 
ausserhalb  ihrer  Grenzen  begangenen  Rechtsverletzungen  mitzuwirken.  Diese 
Forderung  ist  zWar  keineswegs  immer  mit  diesem  kurzen  Augdrucke  for- 
mulirt,  zuweilen  mag  einem  Anhänger  der  Lehre  nicht  einmal  ihre  ganze 
Bedeutung  oder  Tragweite  genau  im  Bewusstsein  gewesen  sein:  allein  deren 
Anerkennung  liegt  wenigstens  seiner  Stellung  zu  der  Frage  über  die  räumliche 
Ausdehnung  der  ^trafgerichtsbarkeit  zu  Grunde  und  er  igt  somit -hierher 
zu  rechnen. —  Schön  Bugo  GrOtius  bekennt  sich  zu  dieser  Lehre,  wenn 
er  auch  vielleicht  nicht  sämmtüchc  in  ihr  liegenden  Folgerungen  deht.  Er 
sagt  nämlM  (Buch  II,  Kap.^,  §  40):  Man  muss  wissen,  dass  den  Königen 
und  den' übrigen  Staatsoberhäuptern  das  Rocht  zu  strafen  nicht  bloss  bei 
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Yerletzungen  ihrer  selbst  oder  ihrer  ünterthanen  zusteht,  sondern  auch  bei 
Vergehen,  welche  sie  «nicht  besonders  betreffen,  falls  diese  eine  sehr  schwere 
Verletzung  des  natürlichen  und  des  Völkerrechtes  sind,  gleichgültig  gegen 
wen  inuner  gerichtet.    Ich  sage  ausdrücklich :  gegen  w^  immer  gerichtet; 
also  nicht  bloss  wenn  gegen  die  eigenen  Ünterthanen.  —  Ebenso  erkennen 
Hert  (De  coU.  leg.  §4,  Nr.  18—21)  und  P.  Voet(De  sUtuüs,  §4,  cap.  2, 
Nr.  6)  die  Strafbarkeit  der  von  ünterthanen  im  Auslände  begangenen  Rechts- 
verletzungen an.    Allerdings  ist  der  nächste  Grund,  welchen   sie  zur  Be- 
gründung ihres  Satzes  angeben,  nämlich  die  Einordnung  der  Strafgesetze 
unter  die  statuta  .personalia,  ein  schiefer;  allein  im  letzten  Grunde  kann 
auch  diese  Behauptung  nur  auf  der  Anerkennung  einer  allgemeinen  Rechts- 
ordnung beruhen.  —  Vattel  (BuchU,  Kap.  6,  §  72 fg.)  bespricht  die  Frage 
von  dem  Standpunkte  der  Verpflichtung  eines  jeden  Staates,   seine  ünter- 
thanen von  den  Verletzungen  fremder  Rechte  abzuhalten,  und  erklärt  sie  in 
Folge  dessen  für  berechtigt  und  verpflichtet,  alle  schweren  von  den  eigenen 
Bürgern,  gegen  Fremde  und  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  selbst  za 
bestrafen,  oder  die  Thäter  auszuliefern.     So  wenig  nun   diese  eine  Ent- 
scheidung die  ganze  Frage  deckt,  so  liegt  ihr  doch  eine  entschiedene  Laug- 
nung  des  Territorialprincips  zu   Grunde.  —  Ganz  klar  und  unumwunden 
stellt  besonders  E.  S.  Zachariä  (Vierzig  Bücher  vom  Staate^  2.  Aofl., 
Bd.  V,  S.  235  fg.)  es  als  die  letzte  Aufgabe  des  rechtlich  geordneten  inter- 
nationalen Lebens  iuf,  dass  ein  «Weltbürgerrecht»  von  jedem  Staate  an»- 
kannt  und  vorkommenden  Falles  geschützt  und   gefordert   werde.     Seine, 
auch  bei  dieser  Gegenheit  nicht  unterlassene,  wunderliche  Art  der  Behand- 
lung und  die  bloss  fragmentarische  Art  der  Entwicklung  hat  freilich  einer 
Anerkennung  im  weiteren  Kreise  Eintl*a^  gethan;  doch  ist  er  keineswegs 
ohne  Zustimmung,  und  Nachfolge  geblieben.  —  Zunächst  darf  auf  die  erste 
Bearbeitung  der  gegenwärtigen  Abhandlung  hingewiesen  werden,  in  welcher 
der  Versuch  gemacht  wurde,  das  Aufsteigen  zu  einer  Weltrcchtsorduung  als 
eine  wissenschaftliche  Nothwendi^^kelt  und   als  ein  praktisches  Bedürfhiss 
gesittigter  Sta^ten^  nachzuweisen.  —  Fast  gleichzeitig  und  ganz  unabhängig 
von  diesem,  Vorgange  fahrte  denn  die  Untersuchung   der  A^lfrage  auch 
A.  Bulmerincq  (Das  Asylrecht,   1853,  S.  140 fg.)  zu  wesentlich  gleichen 
Ergebnissen.    Er  erkannte  es  als  die  oberste  Aufgabe  des  Völkerrechte^  in 
dieser  Beziehung  an:  das  Recht  zu  veryrirklichen.    Da  dieses  nun  aber  nur 
durch  die  Rechtsordnung  möglich  sei  ^   diese  wieder  nur  durch  die  Rechts- 
Verfolgung,  so  haben  die  Staaten  einen  Organismus  zur  Rechtsverfolgung  zu 
bilden,  dessen   Glieder  sich  ^gegenseitig  fördern  und  stützen.    Namentlich 
müssen  also  alle  Staaten,  um  das  Recht  iti)  eigenen  Lande  wirksam  .ver- 
folgen zu  können ,  sich  gegenseitig  das  Recht  einräumen ,  auch .  über  die 
eigenen  Grenzen  hinaus  j  jedoch  mit  Wahrung' der  ^Oberhoheit  des  fremden 


Die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle.  671 

Staates,  ihre  Rechtsverfolgang  auszudehnen.  —  Endlich  hat  auch  noch 
Vill^fort  (Des  erimes  commis  ä,  T^tranger,  1855)  sich  dieser  Auffassung 

« 

zugewendet,  indem  er,  von  den  Unzuträglichkeiten  der  auf  das  Territorial- 

princip  im  Wesentlichen  gestützten  ^anzösischen  Gesetzgehung  ausgehend, 

»  • 

zd  der  Yerweiiung  des  Grundsatzes  seihst. und  zur  AnfstelluAg  einer  weitem 
Forderung  gelangt.       •        .  ' 

Eine  ausfabrlioher^  Beurtheilung   diesi^r  verschiedenen  Anschauungen 

■  .  »  . 

wird  unten,  im  dritten  Abschnitte,  versucht  werden.  Indessen  ergibt  freilich 
schon  der  flüchtige  Ueberhlick,  dass  die  Frage  über  die  Terpfliphtung  zur 
Rechtsordnung  beizutragen,  in  keinem  Falle  durcH  eine  abgesonderte  Be- 
trachtung und  Feststellung  des  Strafrechtes  in  ihrem  ganzen  Umfange  gelöst 
werden  kann,  vielmehr  sowohl  der  Standpunkt  der  Vorbeugung,  als  der  der 
Wiederherstellung,  und  in  letztere^  Beziehung  sowohl  das  bürgerliche  als 
das  Strafrecht  ^  ins  Auge  ge&sst  werden  muss.  Die  Rechtsordnung  ist  ein 
Ganzes;  sie  stdit  unter  einem  gemeinsamen  obersten  Grundsatze;  und  nur 
ans  diesem  können  ausreicheüd  und  völlig  verlässig  die  Regeln  für  die  ein- 
zelne Seite  des  Zustandes  geschöpft  werben.      * 

Wie  dem  nun  aber  auch  sein  mag ,  jeden  Falles  gibt  die  Beantwortung 
der  Allgemeinen  Frage  keineswegs  Ankunft  über  die  Lösung  der  einzelneu 
in  derselben  enthaltenen  Probleme.  Eine  glückliche  Behandlung  ^incr  Bc- 
sondertheit  ist ,  bis  auf  einen  gewissen  Grad  wenigstens ,  vereinbar  mit  einer . 
Verfehlung  des  Hauptpunktes ;  und  umgekehi't  ist  es  immerhin  möglich,  dass 
der  Urheber  einer  im  Ganzen  richtigen  Ansicht  in  einer  einzelnen  Beziehung 
sich  geirrt  haben  und  folgewidrig  geworden  sein  käim.  Es  ist  also  immerhin 
auch  die  Doctrin  und. die  Literatur  der  einzelnen,  oben  angegebenen  Fragen 
darzustellen.  —  W^snun  aber  zunächst 

• 

ß)  die  Lehre  von  den  Vorbeuguhgs-Ma^tssregeln  zum  Schutze 

anderer  Staaten 

betrifft,  so  versteht  sich  von  sclbÄ,  dass  hier  überhaupt  nur  die  Rede  sein 
kann  von  Maassregeln,  welche  der  Staat  gegen  beabsichtigte  Unternehmungen 
einzelner  (bleibender,  oder  vorübergehender)  Unterthanei^  zu  treffen  haben 
mag.  Von  Vorbeugungs  -  Maassregeln  des  Staates  gegen  seinen  eigenen  Ge- 
sammtwiUen  zu,  reden,  wäre  sinnlos,  und  die  von  dritten  Staaten  ausgehenden 
Handlungen  hat  er  mcht  zu  bestimmen.  —  Nichts  ist  bekanntlich  im  prak- 
tischen Völkerverkehre  häufiger,  als  dass  ein  Staat  von  einem  anderen  Staate 
die  Vornahine  von  Maassregeln  verlangt,  welche  er  zu  seinem  Schutze  g^gei^ 
Unternehmungen  der  Unterthanen  des  inquirirten  Staates  für  nöthig  erachtet; 
oder  dass  ein  Staat  sich  über  die  Unterlassung^  solcher  Maassregeln  als  über 
die  Unterlassung  ^iner  Pflicht  von  Seiten  der  lässigen'  Regierung  beklagt. 
Nicht  selten  kommen  auch-  in  der  That  Staatsanordnungen  tor,  welche  ohne 
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vbrgSngige  Aijiforcl^ng  ypn  Aussen  die  Verlnndeniog  einer  vopi  Unterthanen 

gegen  das  Ausland  beabsiditigten  Verletzung  l)cabfijchtige&.     Sa  ä  B.  die 

Versetzüiig  v6n,flti£hüiögen  hi  das  innere  Ljuidj  Besetzung  der  Grenze  zur 

ZurückbaHuiig  der  .Unfcrthaneii  von /Einteilen  in  den  Nachbarstaat;   Verbote 

von-  Vcfein'^n;  B^^hlagnahma  von  'Waffep ,'  yqij  .Sebiffen;' 'WrliaftnbgeD  \on 

Verdächtigen  u.  s.-w.    üober  das  Jlt^cht  und  die  Pflicht  der."  Staaten  ist  also 

,"     im  Leben  gar  kein  Zweifel  und'Slreit  0;  Jiöchst^s  Wirä  jttber  die  Anwend- 

.  barkeit  im  ein/clneh  Falle  oder  über  Zeit  likd  ^&(ass  der  Vorkehrungen  ge- 

■.strftten.'*  Um  so,auffallien^r  ist  demnach,  dasö  diese  ganze  f*rage  bis  jetzt 

so  gut  wie  gar  keine  WiSsensphaftliche  Erörterung  gefunden  hat.    Eine  Be- 

.  ."rücksichtSgung  derselben  hn  Strafrechte  und  im  internaöpnalen  Privatrecht<? 
ist  allerdings  ausser  Frage,  da  die^»  Xichri^ji  sich  nur  mii  Wiederberstelloug 

'V  gestörten  oder  angezweificjten  Brebhtcl  bp6qhäftigen; .  Alleiu  im  Völkerrechte, 

'  im  n^lftitlichön  Staatsrechte,  endlich  in  der  Politik  war  Ort  und  Ven^nlasspg. 

Hier.  \wr  nämlich,,  und  zwar  in  jeder  dießücr  WssensclMiften  von  ihrem  Stand- 

,  ■  '.  • '     ■  •  *         ■  •        ■  .■        .     ' . . 

punkte  ans,  zu  untersuchen :  bb  Überbatipt  Maassregelft  dei:  fraglichen  Art  zu 
•     treffen  sind?' in  welchen  Fällen?  uqd  von  welcher  Art?  AH^s -dieses  aber  iii 
'.  der  .doppelten  Riohtiuig  der  Beziehungen  zum  Auslande  und  d^s  Rechtsstandes 
der  eigohen'  Unterthanen.    Diess  ^st  pjber  nicht  und  nirgends  geschehen. 

,     V<m  deü  Lehrern  des- Völkei*r^chtes»  wird  der  Gegenstand  ganz  allgemein 

•übßrgangen.   Selbst  Diejenigen,  welche  dem  St^iate  dks  Retht  und  die  Pfficbt 

•au^drttoklich  zusprechen,  -spuic  Unterthanen  2u  b  eis  trafen,  wenn  dieselben 

.die  Ecchte  anderer  Staaten  verletzt  haben,  berühren  die  Verhinderung 

solcher  strafbarer  Öandjiungen  nicht.    Lediglich  Va^tt«!  streift,  Buch  IL 

•  >Kap.  G,  §  72,  im  Vorbeigehen  an- die  Fraget  -^Ebenso  bldbt  die  Frage  im 

jvhitosophischcn  Staatsi-echtc  völlig  uiierörtert.  .Diess,  erkßVrl  sich  allerdings 
•0  thcils  ausser  allgemeinen  .Vernachlässigung,  ja  selbst  leidenschaftlichen  Zn- 
rttckweisung^  aller  Erörterungen^  )telche  sioh  au^  die  Präventivgewalt  des 
Staates,  beziehen,-  theäs  daraus,  däss  sowqJ>rdic  Verhilltnisse  der  Staatsgewalt, 
alsdie  del"  tjöterthanen  nur  von  der  SAc  ihrer 'Rechte,  nicht  auch  ihrer 
I^flichtenbetraditet  izu  werden  pfl^en;  allein  gereditfcrtigt  wird  das  Ücber- 

•  ^  gehei)  dadurch  Reineswegs.  ■  Und  am  wenigstens  ist  zu  verzeihen  das  ebeli&llä 

unbtjingte  StillseKweigen,  welches  in  den  Systemen  der  Politik  im  Gan;&en  und 
'der  PMvcütiv- Justiz  (Rechtspolizei)  insbesondere  beobachtet  wil-d.  •  Will  man 
nämlich  auch  cftwa  die  rechtlichen  Gründe  und  Folgerungen  einer  Verhiadcroog 
der  Unterthanefi  von'auswartigöni  ünreclit  unerörtert- lassen;  so  sollte!  dotii 

jede»  Falles \on^  Standpunkte  der  Klugheit  undZweckmässigkeit  oatersucht 

■'■■'•...■  .-     •  .  •       '. 

\  vrei'den.,*  <ib;  und  •  Was  hierin  zuthun.sei.'    Sowohl  dite  Bewahrung  ^iies  nn- 
.  'ftetrübtep  iVifedtrns  mit  anderqti  Staaten ,  als  die  Äifordnang  der.  ftötbigcn 


■* 


1)  Man  Tergleicho  hi^ber  diia.  Wöttteinb^iscke  No^e'ao'dle  Bcüw^  Tom  3^ '4pri|  ida) 
(kUg,  Zelt, -1853,  BeU.  zit Kr: ASiJ.  ■      ;!  .   '■  .^ 
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Vprkehnmgen  im  Inlande  sind  denn  doch  vOn-  hinreichender  Bcdoiitung,  um       . 
wohl  erwogen  zu  werden  ^). 

Di6  Frage  über  diel Yorbengimg  ist  somit  als  ^ssenschaftlich  völlig 
brach  liegend  zu  erklären.  '     .^    . 

Fast  ttbe^Jlas  entgegengesetzte  Uebel  möchte, man  «klagen,  hinsichtlich 
der  wissenschaftlichen  Erörterungen  über  die  Lehre  '•    .  ; 

y)  von  der  ßest.rafuirg  einer  gegen  einan  fi*emden  Staat' o.der 

dessen  Ang-ehlörige  i)egä2jgenen  Yerletzu^jg.  ':'".   -    . 

Nicht  qur  ist  der  Gegeüstand  im  Völkcn'cchte  und  im  Sti^afrechte  über- 
haupt vicl&oh  und  ausführlich  besprochen  Worden,  sondern  es  laufen  aucjii  ^■ 
die  Ansichten  auf  das  verschiedenartigste  ans  öinander.     Alle  möglichen:'  ^  /'.' 
MeinongeJi. zwischen  dem  Satze,  dass  def  Staat  FTemde'j;ar  nicht  zn  schützen.        !... 
habe,  selbst  nicht  gegen  Handhingeh  der  eigenen  Üntertbanen  j  und  der  Be- 
hauptqng,  dass  er  sogar  ein  im  Auslande  von 'einem  Isländer  gegen  ^aus- 
lündisches  Becht  begangenes  Terbrccl^en  im'  Nothfalle  bestrafe^  müsse,  haben  ; .. .  . , 
ihre  Vertreter  gefunden.    Es  wird  jedoch  geriügcn,'  wenn  im  Folgenden  nuu:- .  [,'\ '. . 
Aufführung  bekannter  Stimmführer,  nicht  aber  yollzähligkeit  der  Anführungen ..  . 
erstrebt  wird.  .  '.     •   * 

Die  Frage:  Ob-  der  Staat  die  gegen  einen  fi*etnden  Staat  und  seine  Ange-;  ■ 
hörigen  begangenen  Rechtsverletzungen  zu  bestrafen  habe?  kann  möglicher-  ' 
weise  fünf  verschiedene  Beantwortungen  erhalten,  von  welchen  bei  den  vier.    '  t  • 
letzten  immer  die  später  angeführte  alle  früheren.  Bejahungen  ebenfalls  an-; 
nimmt,  aber  je  noch  einen  weitern  Fall  beifügt.    Es  kann  nämlich:  aa)  jede.   .  ' 
destrs^ng  in  solctem  Falle  geläugnet  werden;   oder  bb)  dieselbe  anerkannt       .  '  '* 
sirerden,  aber  nur  gegen  Inländer,  Welche  im  Inlande  gefehlt  haben;  oder.;      "  '  ' 
m;)  ausser  diesen'  auch  noch  Strafe  gerechtfertigt  werden  gegen  lüländeVi  . . 
welche  (bisher  tmgfesträft)  das  'Verbl'echeri  im  Auslande  begapgen  hab'eii;-. : . 
>der  dd)  die  Bestrafung  erstreckt  werden  auf  ünterthanen  des   fremden  .'.; 
Staate,  welche  sich  im  Auslande  geg^  denselben  verfehlten;  endlich  ee)  diess- 
sogar  gefordert  werden  in  Beziehung  auf  Solphe,  welche  we4er  des  bestra-    - 
lesxdbu  noch  des  verletzteh  Staates  Unterthün^  waren ^  als  sie  im  Axtslande  ', 
Üe  B^chtsordnung  des  letzteren  beeinträchtigten.    Alle'diefee  logischen  Mög^       -     '• 
lichkeiten  sind  denn  auch  wirklich  als  Lösungen  der  f'ragen  aufgestt;llt    •       :. 

worden.  ^      .  .  -.  . 

..■.■'        •• . . 

Zu  aa).   Weit  am  geringsten  ist  die  Zald  Deijenigen,  welche  in  strengster       :  '   . 

■"       -■  •         .  ,      "     .  ■    •  ■  ■      •         *-■     .  • 

Beschränkung  tles  Staates  aü£seme'eigenen2weckei  gar  keine  Strafe -^Hcgen    •    -    ''. 
d^r  Verletzung  einer  auswärtigeü  Rechtsordnung  anerkennen  .wollen.    Voil. 


1)  Aach  ich  selbst  habe  mich  dieser  Veni^hUissiguiig  aBcuschuIdigeii,  indem  ich  in  meinem'   '. 
Systeme  der  PräyenUy-Justiz^  ■  die  Abwendung  von  Unrccl^t^  \welchos  gegen  fremde '  t^taateo 
beabsichtig:!  sein^könicte,  TöUig  übergangen  habe. 

Y.  Mobl,  Staatsrecht    Bd.  I.  43 
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bfikannteren  Strafrechtslehrern  bekennt  sich  nur  Tittmann  (die  Straf- 
rechtspflege in  völkerr.  Hinsicht,  S.  15)  grundsätzlich  zu  dieser  äussersten 
Ansicht,  und  zwar  auch  er  nui:  auf  rechtlichem  Standpunkte,  wflhrcHd  er 
—  freilich  wohl  sehr  ungcrechtferti^erwcise  • —  aus  politischen  <xründen 
jeine  Strafe  zulassen  will.  Ausserdem  beklagt  zwar  Witte  (Meditationes, 
S.  49  fg.)  die  geringe  Ausbildung  des  Völkerrechtes ,  welche  einen  gegen- 
seitigen  Schutz. npch  nicht  verlange,  scheint  aber  diesen  Zustand  doch  als, 
wenigstens  itzt  noch,'  zu  Recht  bestehend  zu  fcetrachtei^. 

Zu  bb).    Weit  zahlreicher  sind  diejenigen ,  welche  eine  Bestrafung  der 
'  Verletzungen  fremden  Rechtes  zulassen,  jedoch  nur  in  so  ferne  dieselben  Ton 
bleibenden  oder  vorübergehenden  Unterthanen  des  Staates  und  zwar  inner- 
halb seiner  eigenen  Grenzen  begangen  Wurden.    Solche 'finden  Sträfloo^eit 
bei  eiher  unter  dei*  Herrschaft  des  Staates. begangenen  ungerechten  Huidhuig 
unvereinbar  mit  d^  BegFiffe  des  Rechtes  und  Gesetzes,  überdiess  gefähr- 
lich wegen  möglicher  Retorsionen  Von  Seiten   fremder  Staaten.    Allerdings 
folgt  aus  dieser  allgemeinen  BilUgung  der  ^Be^trafiarig  noch  keineswegs  mit 
Nothwendigkeit,  dass  der  einheimische  Staat  dns  Straifriahtcramt  selbst  fiber- 
nehme; es  Würde  der  Gerecttiglceit- und  der  Klugheit  (so  weit  diese  Beach- 
tung verdient)  durch  eine  Auslieferung  des  Angeschuldigten  an  den  verletzten 
Staat  zur.  Verfolgung  vor  seinen  Gerichten  minde8te^s   eben  so  vollständig 
Recjinung  getragen.    Dieses  Auskuriftsinittel  wird  jedoch  fast  einhellig  von 
den  auf  diesem  Standpuiikte  Stehenden  als  der  Pflicht  und  der  Würde  des 
Staates    zuwiderlaufend   verworfen,    (man    sehe    Bern  er,   Wirkungskrei-S 
S.  184  fg.  und  die  dasejbsj»  angeführte  Litefatur,)  und  eigenes  Vorgehen  des 
Staates  selbst  gefordert.   Zu  dieser  Anflicht  bekennen  sich  aber  z.  ß.  Black- 
stone,  (Commentaries,  Buch  IV,  Cap.  6 ;  Stephens,  Commentaries,  Bd.r\', 
S.'  242 ff.;)  Schmalz,  (Völkerrecht,  &.  157  sq;;)  Vattel  (Buch  H,  Kap.  »n 
§  101),  freilich  aus  dem  falschen  Gjrunde",   weil  der  Staat'  eine  Mitschuld 
üjbemehme,  wenn  er"  nicht  bestrafef;  Ab  egg,   (Ueber  die  Bestrafung  der  im 
Auslande    begangehen  Verbrechen,    S,  32  ff. ;)    Feuer  bach,    (Lehtboch, 
14.  Aufl., 'S.  54)1);  Wildm an,'' (Institutes  of  intern,  law,  Bd.  I.,  S.  200.) 
welcher  wenigstens  die ,  freilich  in  mehrfacher  Beziehung  folgewidrige ,  An- 
sidht  .der  englischen  Gerichte  Tertritt,   dass  eine  Rechtsv^letzung  fremder 

§ 

Fürsten  oder  sonstiger  bedeutender  Personen  sti*afbar  sei,  namentlich  wenn 
geeignet,   die  friedlichen  Beziehungen  der  beiderseitigen  Staaten  zu  stören. 

1)  Wenn  Feuerbach,  ^  a.  O.,  die.^^trafun^  eines.  Uiitertliaiien  we^en  einei  im  Aov 
lande  gegen  den  eigenen  Qtaat  oder  dessen  Angehörige  b<^angcneh  Verbrecheju  ralassen  will: 
ao  betrifft  diese  Ausnahme  den  hier  in  Frage  stehenden  Fall,  nämlich,  den  Schuta  eipea  fremiitn 
Staates,  niebt.  Im  Uebrtgen  moss  der  von  Feuerbach  für  seine  enge  Ansicht  'angelQhite  Gruod 
•(die  aussphliessliche  Verpflichtung  des  Bürgers  durch  das  Gesetz  seines  Staates)  als  sehrsdiwach 
bezeichnet  werden.  I^enn  man  fra^t  natürlich:  i)  Wie  abör/  wenn-  das  einheimische  G«sftt 
Verbrühen  auch  im  Auslande  Törbietet?  Und  8)  ist  der' Staat  hienu  nicht  ichotdig  sw  *il- 
gemeineu  rechtUchen  und  sittlichen  Gründen? 
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Nor  ganz  Wenige  sind  /geneigt ,  dieser  Sclbstbestrafun^  die  Auslieferung 
des  angeschuldigten  Untectbanen  vorzuziehen.  So  namentlich  Marqnardsen 
(Art.  «Ansliefening»  im  Welcker'schen  Staatslexicon)  und  C.  Lewis  (Foreign 
jarisdiction,  S.  29fg.);  und  auch  von  diesen  schiebt  wenigstens  der  Erstere 
den  allgemeinen  Vollzug  der  Maassregel  nojch  auf  bis  zum  Eintritte  einer 
grösseren  Gleichheit  in  der  ■  Gesittigung  der  Staaten. 

Zu  cc).  •  Nicht  wepige  fügen  den  im  Inlande  vorgefallenenen  Handlungen 
auch  noch  die  im  Auslande  von  diesseitigen "Unterthanen  begangenen  b^; 
natflrlich  unter  der  Voraussetzung,  dass  nicht*  a^'  Orte  der  begangenen 
That  bereits  Straff  erfolgt  sei.  .  Die  Begründung  und  Begrenzung  ist  aller- 
dings  ziemlich  verschieden.  So  beschränkt  z.B.  Schmel^ing,  (Europ. 
VölkerrecU,  Bd.I,  S.  188  ff.,)  gfuhdsätzlich  d?e  Sträfgewalt  des  Staates  auf 
dessen  Grenzen,  räumt  aber  doch  einem  verletzten  Fremden  das  Kecht  ein, 
Genugthuung  zu  fordern.  Saalfeld  (V.R.,  S.  80)  gibt  dem  Staate,  zwar 
Dicht  die  Pflicht,  aber. das  Recht  der  Strafe,  falls  seine  Gesetze  überhaupt 
bestimmte  Handlungen  untersagt  haben,  namentlich  aber  bei  Staatsverbrechen. 
Oppenheim,.  (V.R.,  S.  195  vgl.  mit  384 ff.,)  misst  dem  Rechte  neben  der 
Territorialität  auch  noch  Persönlichkeit  bei ,  somit  eine  den  Unterthanen  in 
fremdes  Gebiet  verfolgende  Verpflichtung.  Von  den  Strafrechtslehrern  ist 
Rudolph,  (De  poena  delict.  extra  territ.  commiss.,  §10 — 12,)  für  Bestra- 
haig  der  im  Auslaijde  und  gegen  dasselbe  begangenen  Verbrechen ,.  Ihlls  der 
verletzte  Staat  die  Bestrafung  fördere ,  indem  der  Unterthan  überall  dem 
raterländischen  Strafgesetze  unterworfen  bleibe,  dessen  Anwendung  in  solchem 
Falle .  allgemeine  sittlicbe  Pflicht  sei.  Egger  (in  Zeiler's  Beiträgen, 
Bd.  ni,  Nr.  3)  findet  die  Strafe  gerechtfertigt,  weil  der  Staat,  der  durch 
Verbot  bestimmter  Handlungen  Bürge  des  Rechtes  geworden,  durch  die  Ver- 
Letzung  selbst  beleidigt  sei.  Hölie,  (Traite  de  lünstr.  crim.,  Bd.  11,  S.  495 ff.,) 
ist  für  die- Bestrafung,  weil,  das  allgemeine  Interesse  die  Möglichkeit  der 
Bestrafung  eines  jeden  Verbrechens  verlange,  eine  Auslieferung  des  eigenen 
Unterthanen  an  den  Verletzteii  aber  nicht  statthaft  sei.  Von  Unrecht  gegen 
den  Bestraften  sei  aber  keine  Rede,  weil  neben  der  Territoritalität  des  Straf- 
gesetzes  auch  eine  persönliche  Eigenschaft  desselben  laufe.  Mitte-rmaier 
begründet  (in-  den  Noten  zu  FeueHbach's  Lehrbuch,  14.  Aufl.,  S.  55)  die  Be- 
Btrafn'ng  der  eigenen  Unterthanen  durch  die  Unmöglichkeit  der  Auslieferung 
an  den  Verletzten.  Er  führt. näher  an,  welche  Handlungen  auch  ohne  be- 
sonderes Landesgesetz,,  also  gemeinrechtlich,  bestraft  werden  dürfen.  H  e  f  f  t  e  r 
(V.K. ,  2.  Aufl.,  S.  188 fg.)  ist  für  die  Verpflichtung  zur  Verschaffung  einer 
Genugthuung,  weil,  sonst  das  Recht  selbst  ein  Unding  oder  ohne  Realität 
wäre.  Köstliü  (Neue  Revision,  S.  738  ff. j  legt  dem  Staate  die  Verpflichtung 
auf,  im  Namen  des  fremden  Staates  die  gegen  denselben  begangenen  Vä*- 
brechen  zu  straffen.  Bern  er  (Wirkungskreis  der  Strafgesetze,  S.  132)  erkennt 

48  ♦ 
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die  Strafbarkeit  an,  weil  das  Strafgesetz  ein  personales  sei,  und  somit  der 
Staat  in  der  Verletzung  eines  auswärtigen  Becbte^  im  Auslände  ebenso  gnt 
eine  Rechtsverletzung  tmd  eine  Störung  des  v5lkerf  echtlichen  Emvernehmens 
sehe,  als  wenn  die  Handlung  im  Inlände  vorgefallen  wäre.  Phillimore 
endlich  (Comm€ntaries,  Bd.'I,  S.  2[56)  verwirft  zwar  die  Bestrafung'ekies  gegen 
einen  fremden  Staat  im  Auslande  fehlenden  Dnterthanen  im  Grundsatze,  gibt 
aber  doch  eine  weitverbreitete  üebung  eines  solchen  Strafireclites  zu  und  hilt 
-diese .auch  für  gerechtfertigt  b^l. Staatsverbrechen,  weil  diese  sowohl  g^en 
das  fremde,  als  gegen  das  diesseitige  Gfesetz  Verstössen  (?). 

Zu  dd)  und  ee).  Weit .  geringer  allerdings  ist  vneder  die  Zahl  Der- 
jenigen, welche  dem  Staate  das  Hecht  u|id  die  Pflicht  beimessen,  sogar  einen 
Ausländer,  welcher  im  Auslande  gegen  sein  eigenes  .oder  gegen  ein  fremdes 
Gesetz  gefehlt  habe,  zu  bestrafen.  Die  Meisten  läugnen  eine  solche  Aufgabe  d^ 
Staates  ohne  Unterschied  der  beiden  Fälle ,  und  begnügen  sich  (wie  alsbald 
näher  erhelfen  wird)  mit.  Auslieferung,  T)der  sind  wohl  gai"  für  gänzliche  ün- 
zuständi^eit.  Doch  -rerlangen  einzelne  namhafte  Rechtsgelehrte  allerdiBgs 
auch  in  solclien  Fällen  Strafe.  So  stützt*  Schmid  (Deutsches  Staats-R, 
§  87  und  38)  eine  Bestrafung  sowohl  des  Inländers  als  des  Ausländers  auf 
die  Verpflichtung,  zu  einer  sittlichen  und  rechtlichen  Ordnung  unter  denMen^ 
sehen  beizutragen.  Andere  fordern  wenigstens  dann  Strafe,  wenn  in  der 
einen  oder  der  andern  Voraussetzung  ein  Verbrechen  gegen  eine  allgemeine 
menschliche  Verpflichtung  verstösst  und  somit  seine  Unterdrflckung  im  allge- 
meinen Interesse  liegt.  So  schob  R^nazzi,  (Elementa  jur.  crim.,  L.  HI, 
c.  5,  §  3;)  und  jetzt  Heffter  (Lehrbuch  des  Strafr.,  §  27,  Note  2,  und 
Völkerrecht,  2.  Aufl.,  §  X04)  *).  Hierbei  können  sie  denn  folgerichtig  keinen 
Unterschied  machen  zwischen  dem  Fremden,  der  gegen  das  eigene  Gesetz, 
undxlem,  der  gegen  ein  auswärtiges  verstiess,  da  der.  Grund  und  der  Fall 
der  Bestrafung,  welchen  sie  annehmen,  auf  beidQ  Arten  von  Vergehen  eben- 
mäSsig  passt.  Endlich  will  Bern  er  (a.  a.  0.,S.  147  fg^)  wenigstens  eine 
Bestrafung  des  im  Auslande  gegen  dessen  Recht  fehlenden  Inländers;  dagegen 
verwirft  er  jede  Zuständigkeit  über  den  Iti  solchem  Falle  befindlichen  Ausländer. 

Ein  Gegenstand  der  vielfachsten  Verhandlungen  ist  endlich  hoch 

S)  die  Verpflichtung  ies  Si;«atcs  zur  Auslieferuifg  eines 

geflüchteten  Ausländers.    . 
» 

Es  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises ,  dass  die  Gründe  für  oder  gegen 
die  Auslieferung,  eines  Inländers  an  fremde  Strafgerichte  keineswegs  auch 

t)  Dieser  Satz  widerspricht . keineswegs  der  von  Heffter  iMi^i^teUteii ,  9ben  8.6^ 
aosfiihrlieh  iingenUirteii  Lehre  von  der  Beschränkung  des  Staates  .auf  die  BatchÜtzuig  der 
eigenen  Rechtsordnung.*.  Die  Verletzung  eipef  „gemeinheitlichen  Verpflichtung*'  berfihrt  Ja  deo 
bestrafenden  Staat  selbst  ebenfiüls.  Nicht  zu. läugnen  ist  freilich,  das«  zunächst  das  Recht  d« 
yerletsten  Staates  dadurch  wiederhergestellt  wird. 
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auf  die- Frage  Anwendung  erleiden,  ob  ein  Ausländer  ausgeliefert  werden 
dflrfe  oder  nicht?  Die  dem  StÜEiate  gewöhnlich,  zugeschriebene.  Yerpflicbtung, 
das  Rechtsgesetz  auf  seine  eigenen  Bürger  selbst  anzuwenden,  kommt  in  dem 
letzteren  Falle  gar  nicht  zur  Frage ;  und  umgekehrt  treten  hier  Rücksichten 
der  Menschlichkeit  gegen  unschuldige  Opfer  fremder  Verfolgung  ein,  welche 
bei  Inlftndern  nicht .  vorkommen  köanen^  Kurz,  die  Fr^ge  über  die  Aus- 
Bdenmg  Ton  Ausländern  steht  auf  eigenem  Grunde  und  ist  aus  ihrem  be- 
Mmdem  Wesen  zu  *  beantworten.  Weit  laufen  nun  aber,  die  Ansichten  und 
QrQnde  ans  einander..  .    . 

Zoerst  eme  Aufzählung  Derjenigen,  welche  eine  Auslieferungspflicht 
nicht  anerkennen,  und  zwar  mit  Sondeiiing  nach  der  Art  der  Schriften,  in 
denen  sie  sich  aussprechen.  -        , 

Von  den  Systemen  des  Völkerrechtes  erklärt  sich  eine  grosse  Anzahl, 
und  zWar  sowohl  splche ,  welche  auf  philbsophiscii- ,  als  solche ,  welche  auf 
positiv-recHtUcber  Grundlage  stehen,  gegen  eine  rechtliche  Verpflichtung 
des  Staates,  Ausl£Uider,  die  er.  in  sein  Gebiet  zugelassen  und  somit  in 
seinen  Schatz  aulgenommen',  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  an  den  von 
ihnen  angeblich  verletzten  Staat  auszuliefern.  —  Schon.Pufendorf  (Jus 
imt.  et  gent.,  L.  VIII,  c.  6,  §  12)  erkennt  keine  vollkonnnene  Pflicht  der 
iusliefemng  an.  Nur  'wenn  de^  Schützling  auch  nach  d^r  Aufnahme  seine 
[Ilitemefamnngen' gegen  den  fremden  Staat  fortsetze,  sei  die  Matassregel  ge- 
rechtfertigt.^ (Frage:  ob  nicht  vielmebr  Bestrafung?)' —  Entschiedön  spricht 
dch,  was  Manchem  wohl  unerwartet  sein  mag,  gegen  Auslieferung  aus: 
Schmalz,  V.R'.,  S.  158,  weil  sonst  despotische  Ungerechtigkeit  auch  un- 
schuldig verfolgte  Männer  aus  ihrem  Zufluchtsorte  reissen  könnte.  Und  wenn 
ui  derselben  Stelle  diß  gegenseitige  Auslieferung  der  deutschen  Staaten  als 
Bin  Beweis -vx}n  Freundschaft  und  Gefälligkeit  bezeichnet  ist,  so  kann  dieser 
scheinbare  Widerspruch  seine  Erklärung  in  der  Ueber^eügung  des.  Verfassers 
Qipdenj  dasd  nie  ein  deutscher  Staat  despotisch  und  ungerecht  sein,  niemals 
sinen  Unschuldigen  verfolgen  könne.  —  Auch  Saalfeld  (Handbuch,  S.  81  ff.) 
erkennt  grundsätzlich  keine  Auslieferungspflicht  an.  Seine  weitere  Ausführung 
1er  angeblichen  Uebung  ist  freilich  verwirrt  und  grundsatzlos.  — Ebenfalls 
keine  vollkonunene  Pflicht  erkennt  Märten s  (Precis  du  dr.  d.  g.,  S.'184ff., 
im(}  Erzählungen  merkw.  Fälle,  Bd.  I,S.  21);  doch  gibt  er  afti,  dass  Aus- 
lieferungen häufig- vorkommen ,  theils  in  Folge  von  Verträgen,  theils  gegen 
Reversalien,  theils  aus  blosser  comitas,  so  zwar,  dass  eine  Weigerung  als  Beweis 
iWen  Willens  betrachtet  werde.  —  Fester  gibt  Klub  er  (V.R.,  '2.  Aufl.,  S.  76) 
keinerlei  Verpflichtung  ohne  Vertrag  zu.  —  Dass  Pinheiro  Ferreira  (Cours 
ie  dfoit  publ.,  Bd.  II,  S..  32  fg.  und  179)  unbedingt  gegen  jede  Auslieferung 
ist,  kann  nick^ Wunder  nehmen;  wohl  dagegen,  däss  Wheatön  (filements 
Id  *dr.  intern.,  ed.  ^,  .1,  S.  138  fg.)  bldss  nur  die^ Meinungen  für  und  gegen 
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aufzählt ,  seine  gegeir  die.  Aaslieferungspflicht  gehende  Meinung  aber  nur  er- 
rathen  lässt.  —  Auf  einen,  theoretisch  und  praktisch'bedenklichen  Boden  stellt 
sich  Oppenheim  (V.R.  S.  192  und  385),  wenn  er  zwar,  eine  natürlich« Aus- 
licferungsverpflichtung  ISjignet,  dem  Staate  aber  zum  Behufe  des  Rechtsschutzes 
den  Abschluss  von  Verträgen  zu  gegenseitiger  Auslieferung  zur  Pflicht  machen 
will,  jedoch  wieder  nur  i^it  solchen  Staaten ,  welche  aijf  gleicher  Geslttungs- 
stufe  stehen,  und  sich  selbst  ein  gebildetes  Recht  zur  Aufgabe  stellen.  —In 
klarer*  Ausführung  setzt  endlich  Heffter  (V.R.,  2.  Aufl.,  S.  119  fg.)  ans- 
ein^def,  dass  keine  unbcdipgte  Rechtspflicht  zur  Au^efemng  bestehe,  es 
vfelmehr  Sache  des  Gewissens  und  des  klugen  Ermessens  sei,  Vertrfige  za 
schliessen ,  und  zwar  namentlich  zum  Behufe  gegenseitiger  Aaslieferung  in 
solchen  Fällen,  in  welchen  dem  Staate  selbst  oder  dem  menschlichen  Geschlechte 
an  der  Bestrafung  liege,  üntefr  ^  dieser  Voraussetzung  sei  dann  aber  keine 
Art  von  Verbrechen  ausgenommen;  auch  die  politischen  nicht.  —  Philli- 
more  (Commentaries,  Bd.  I,  S.  408 fg.)  endlich  ist  der  Ansicht,  dass  eine 
natürliche  Rechtsverpflichtung  zur  Auslieferung  nicht  bestehe,  sondern  sie 
eine  Sache  der  Gefillligkeit  und  Billigkeit  (comity)  sei. 
.  .  Weniger  bedqutend,  als  man  berechtigt  wäre  zu  erwarten',  sind  die 
Ausführungen  über  das  Schutzrecht  und  die  Auslieferungspflicht  in  den  -eigenen 
Werken  über  das  internationale  Priv'atrecht,  weiche  sichdeimdoch 
auch  auf  strafrechtliche  Fragen  erstrecken.  Doch  sind  dieselben  wohl  alle 
gegen  die' Annahme  einer  unbedingten  und  natürlichen  Pflicht.  So  z.  B.  Voet 
(De  statutis  eorumque  coucursu,  Sect.  XI,  c.  1,  no.  6);  Leyser  (Medidat. 
ad  Pand.,  med.  10);  Story  (Conflict  of  laws,  2.  Aufl.,  S.  516 fg.);  FoeliJ 
(Droit  intern,  prive,  S.  579).  ^ 

Ausführlich  dagegen  wird  die  Ni'chtverpflichtung  zur  Auslieferung  b^ 
hauptet  in  einigen  Sonderschriften..  —  Mit  grosser  Lebendigkeit,  allein 
mit  mehr  Wortgepränge  und  Leidenschaft,  als  mit  stichhaltigen  Gründen 
wird  jede  Auslieferung  bekämpft  von  Gauchois  Lemaire  und  Guy^t 
(Appel  üi  ropinion  publique  j  ä' la  Haye,  1817).  Ihnen  ist  die  Aufiiahme 
eines  Flüchtigen  förmliche  Rechtspflicht,  die  Auslieferung  ein  Verbrechen 
gegen  die  persönliche  Freiheit  und  eine  Anmaassung  von  Gerichtsbarkeit, 
wo  keine  begründet  ist.  —  Wissenschaftlicher  und  umsichtiger,  aber  nicht 
immet  folgerichtig  ist  Provö  Kluit  (wohl  eigentlich  den  Tex)  De  dedi- 
tionß  profugorum.  Lugd.  Bat.^  1839.  Ihm  zufolge  hat  der  Staat  ein  voll- 
kommenes Recht  des  Asyles,  und  der  verletzten  Regierung  steht  nur  eine 
Bitte  auf  Auslieferung  zu.  Die  Gewährung  derselben  ist  keine  vollkommene 
Verpflichtung,  weil  der  Staat  nicht  die  Aufgabe  hat,  fremdes  Recht  zu 
schützen  und  zu  fördern ;  doch  1)esteht  allerdings  eine  sittliche  Pflidht  in 
BezFehurig  auf  solche  gemeine  Rechtsverietzupgen,  welche  übei^  als  solche 
gelten.    Unbedingt   ausgeschlossen  iät  somit  Auslieferung  wegen  kleinerer 
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Vergeben  und  wegen  angeblicher  staatlicher  •  und  kircblicber  Verletzungen. 
Der  Widerlegung  entgegengesetzter  Meinungen  ist  viel  Raum  gewidmet. 

Bedeutend  nun  aber  ist  auch  die  Zahl  und  da$'  Ansehen  Derer,  welche 
im  Widerspruche  mit  den  bisher  angeführten  ^^nsichten  eine  rechtliche 
Verpflichtung  zur  Auslieferung  anedcenneh. 

Unter  den  Systematik-ern  spricht  jsicb  schon  der  Vater  ^esVölkfer- 
rechtes  in  diesem  Sinne  ans  (s:  H.'  Grotius,  De  jure  .b.  et  p. ,  Lib.  II, 
c.  21).    Er  erachtet,  dass  der  die  Auslie|eruDg  verweigernde  Staat  sich  zum 

Hitschaldigen  des  Verbrechers  mache.    Der  verletzte  Staat  habe  ein  Kecht 

■*. 

auf  Bestrafung,  welches  ihm  durch  keine  Herrschaftshandlnng  der  diesseitigen 

__  '  '  '  ' 

Jlegierung  geschmälert  werden  dürfe.   Ein  Schuldiger  habe  keinen  Anspruch 

auf  Asyl;  zum  mindesten  sei  er  fortzuschaffen.  -^  Dieselbe  Ansicht  verficht 
im  Wesentlichen  Gocceius  in  seinen  Praelect.  ad  H.  6r.  libros  de  jure 
belli  et  pacis,  1.  c.  Man  sei  dem  fremden  Staate  Hülfe  sehtddig  in  seinen 
Bemühungen  um  Herstellung  des  Rechts;  femer  Burlatnact^ui  (Du  droit 
natnrel,  T.  ü,  p.JV,  cap.  3^  §23  fg.)  und  Rüther forth'  (Institutes  of  nat. 
law,  Bd.  n,  S.  12fg.).—-  Buddeus  (Jurispr.  hiistor.  spec,  317*fg.)  erklärt 
die  Verweigerung  einer  Auslieferung  ftlr  eine  Beleidigung  des  verletzten 
Staates,  welcher  ein  grosses  und  gerechtes  Interesse  bei  der  Bestrafung 
habe.  —  AuchVattel  (Buch  E,  §  230  fg.)  erklärt  sjch  für  die  Auslieferung 
als  für  eine  Rechtspflicht,  jedoch  nur  bei  groben  gemeinen  Verbrechern,  als 
Mördern,  Giftmischern,  Brandstiftern,  Seeräubern.  Allerdings  sei  die  Rechts- 
pflege  zunächst  territorial;  allein  ausgenomipen  sei  die  Bestrafung  von  Ver- 
brechern, welche  wegen  Schwere  und  Häufigkeit  ihrer  Handlungen  als  Feinde 
der  ganzen  menschlichen  Gesellschaft  erscheinen.  Solche  könne  Jeder  ver- 
tilgen, der  Haqd'  auf  sie  lege;  verlange  sie  aber  der  zunächst  verletzte 
Staat  zur  Bestrafung,  so  seien  sie  ihm  zu  überlassen,  sowohl  weil  er  vor- 
nigsweise  bei  der  Bestrafung  betheiligt  sei,  als  weil  bei  ihm  das  jgeeignete 
Verfahren  stattfinden  könne.  Der  Staat,  welche  weder  ausliefere  noch 
selbst  bestrafe,  mache  sich  zum  Mitschuldigen.  —  Sodann  ist  auch  noch 
Kent  (Commentaries ,  Bd.  1 ,  S.  36  fg.)  sehr,  entschieden  für  Auslie(erung. 
Jnd  schliesslich  ist  doch  auch  Cornwall  Lewis  {Foreign  Jurisdiction, 
5.  31  Cg.)  dieser  Ansicht.  Zwar  will  er  eine  förmliche  «Rechtspflichl  nicht 
«geben;  er  führt  jedoch  so  viele  und  so  schlafende  vermeintliche  Zweck- 
nässigkeitsgrtindc  für  die  Auslieferung  an,  namentlich  die  weit  grössere 

Sicherheit  der  Untersuchung^  und  eines  gerechten  ürtheils  an  dem  Orte  der 

•  •  •  .  * 

virklich   oder  angeblich   begangenen   Handlung,   ferner  die  Nothwendigkeit 

lie,  Strafrechtspflege  ausschliesslich    nach  dem  Territorialprincipe  zu  hand- 

laben,    dass    sich    für   einen   unbefangen  Prüfenden    aus   denselben    nicht 

)loss  ein  BiUigkeit§grund  (con^ty)^   sondern   vielmehr  ein  strengrechtUcher 

Beweis  für  die  Auslieferung  ergibt. 
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An  besonderen  Schriften  über  die  Frage, . welche  eine  Pfficl|t  zur 
Ausliefönin^  aiierkennen,  .sind  aber  namentlich  fol^nde  zn  nenüeai:  Titt- 
mann  (Die  Strafrechtspflege,  in  Tölkerr.  Rücksicht,  S.  8fg.,  20  fg.);' Ho  man 
(De  delictis' peregrinorum.  Green.,  1823);  G.  Convert  (De  delinq.  traditione 
in  Belgio  pennissa.  Gand. ,  4828);,  Bern  er  (Wirkung3kreis  des  Straf- 
gesetzes, S.  .173  fg.);^  Bulmerin(Jq-  (Das  Asylrecht,  S.  151  fg.),  so  wie 
BluHtschli  (Staatswörterbuch,  Art.  «Auslieferung  polit.  Verbrecher»)  nnd 
Marquardsen  (in Welcker's ' Sti^atsleücon,  Art.  «Ausliefening^).  Frdlich 
ist  die  Beweisführung  dieser  Schnftstell^r  sehr  yersc}iieden.  "S^TfUirend  nfim- 
liqh  Berner  j  Bulmerincq  und-Bluntschli*  die  Auslieferung  ganz  einfach  mf 
die^  Pflicht  des  Staates  stützen,  zui*  Rechtspflege  mitzuwirken;,  lliarquardsra 
aber  nur  eine  sittliche  Pflicht  zur  Auslieferung  anerkennt,  welche  erst  dtuvh 
•  einen  Verttag  zu  einer  rechtlichen  Verbindlichkpit.  verstärkt  werde:  gebt 
die*  Ansicht  der  Ücbrigenim  Wesentlichen  dahin,  dass  der  verletzte  Staat 

ein  vollkommenes.  Recht  auf  Bestrafung  habe;   wer  sich  ihm  hierin  wider- 

'.    *       •       .  .  .  •    . 

setze,  begehe  al&o  selbst  ein  Unrecht;  man  widersetze  sich  aber,  wenn  man 
den  Flüchtling  nicht  ausliafere  (oder,  nach  Converts's  Alternative,  (Jeaselben 
von  dem  verletzten  Staate   auf.  diesseitigem  Gebiete^  aufgreifen  lasse). 

Schwer  ist  es^  Sohmelzing  und. H^lie  den  einen  oder  den  anderen 
Gesinnungsgeno^en  beizuordnen.  Per  erste  (Bd.  I,  S.  191  fg.)  spricht  sich 
näm)ich  einei'seits  entschieden  g^g^n  die  Verbindlichkeit  zur  Auslieferung 
oder  Bestrafiuig  aus-»,  findet  abei:  eine  Willfährigkeit  ganz  unbedenklich  bei 
Gegenseitigkeit  und  wo  keine' nfaingeiiden  politischen  Verhältnisse  das  G^en- 
theil  erheischen.  H^e  dag^g^  .erkennt  es  .für  fiine  Pflicht  des  Staates, 
die  allgemeinen  Grundsätze  des  Rechts  ^r  Geltung  zu  bringen,  ebenso  die 
sichere  Bestrafung  der  Verbrühen  für  ein  allgemeines  Interesse;  allein  den- 
nocb  will  er  keine  vollkommene  Pflicht  zu  einer  Auslieferung  sehen,  sondern 
,  nur  einen  freiwilligen'  Beitrag  zur  allgemeinen  Rechtsordnung.  Daher  «ei 
die  Auslieferung  ins  ßelieben  gestellt  und  den  allgemeinen  Grundsätzen  über 
Strafrecht  unterworfen.  —  Nicht  ungerecht  ist-  es  wohl,  jene  Sätze  für  un- 
verständig, diese  für  unverständlich  zu  erkläre,n. 

Nur  eine,  Jreilich  vnchtige,  "Nebenfrage  ist  es,  ob  etwa  die  Auslieferungs- 
pflicht  ausnahmsweise  in  Beziebuug  auf  gewisse  Arten  von  Verbrechern  zu 
beschränken  sei.  Die  neuern  Schriftsteller ,  auch  die  oben  genannten «  sind 
dieser  Ansicht,  freilich  aus  nicht. ganz  gleichen  Gründen. 

■    .  •  •     ■        2.' 

Die  Lehre.  • 

Es  ist  wohl  keine  Anmaassung,  wenn  sowohl  der  inr  Vorstehenden  dar- 
gelegte  Stand  des  positiven  Rechtes  als  der.  Befund  dier  Wissenschaft  als 
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ein  hiSiphst'' angenügender  be'^isichnet  wird«  Scbon  d^tä.so  weite  Aaselnander- 
gehen' der  Satzungen  imd  der  Meinungen,  dann  abeir'äuch  der,*  zum  Theile 
wenigstens,  sehr  auffallende  Inhalt, derselben  beweist  gross^  Unsicherheit  und 
Stieuerlosigkeit.  Offenbar  kann  in  diesem  Chaos  nur  durch  eine  tn  sich  fest 
begründete,  den  ganzen  Gegeustand  umfassende  Leh|iB  Ordnung  geschäffei) 
werden;  zuerst  in  der  Theorie,  später  und  allmählig  denn  wohl  suich  in  den 
Bestimmungen  und  Verträgen  der  Völker.  ^      ! 

.  Die  Herstellung  einer  solchen  Lehr6  ist  denn  nun.  aber  Jceineswegs  ^e  .. 
leichte  und  einfache  Aufgabe.  Sie  Erfordert  einpr  Seits  die  AufßnduAg  und 
untadelhaft  logische  Eutwioklung  richtiger  Grundsätze  j  anderer  Seits  Berück- 
sicktigung  der  präMischen  ZuträgUcbkeiten  im  Verkehre  von  St^at  zu  Staat. 
Eine  ausschliessliche  Berücksichtigung  der  Folgerichtigkeit  könnte  Ißlobt 
der  Anwendbarkeit  im  L^beq  schaden;  ein  blosser  Nützlichkeitsstandpunkt 
würde  des  Haltes  und  eines  Maassiabes  für  die  Wabrbeit  entbehreil. 

Zweckmässig  ist  es  natürlich ,' vor  AUein  die  Ursachen  des  bisherigen 
Fehlschlagens  au^zijifinden,  und  isie  zur  Vermeidung  in^^  Ange.zu  fassen.   Ihrer 

sind  denn  aber  zwei  in  ungefähr  gliichem  Umfange  wi)*k8aQie  tu  bemerken  :\ 

,1  •  . .  .    ■    , 

Voj'erst  die  bieinahe  gänzliche  Vernachlässigung  der  Untersuchung  über 
die  Ausdehnung  der  RechftiQiufgabe  des'  Staates  *fm  AUgemeüien.  IEs  ist 
einleuchtend,  dass  man  ohne  eine  feste/Beantwortong  dieser  Frage  btfi  der 
Besprechung' der  einzelnen  Funkte  lediglich  im  Dunkeln  tappt,  und  leicht 
zu  Willkührlichkeiten  und.  Folgewidrigkeiten  kommt.  .Wie  kann'  von .  einer 
sicheren  und  gegen  Zweifel  geschützteiüi  Feststellung  der  Befugnisse  und  der 
Pflichten  des^Staates  hinsichtlich  dieses  oder  jenes  Falles  von  inteniationaler 
Bechtähülfe  die  Hede  sein,  wenn  man  darüber  mit  sich  gar  nicht  im  Reinen 
ist,  welche  Aufgabe  ^i' überhaupt  in-B^äehuhg  auf  die  Herstelhmg  und  Auf-' 
rechterhaltung  der  Rechtsöi*dnung  in  der  Welt  hat^  An  ganzen  Reihen  von 
Beispielen  liesse  es  sich  nachweise^,,  d^ss  namentlich  drei  Fehler  die  Folgen 
eines  solchen  mangelhaften  Ausgangspunktes  sind.  Einmal,  cQe  Aufstellung 
von  angeblich'  obersten  Sätzen,  welche  im  besten  «Falle  nur  einen  Theil  der 
Frage  beherrschen.  Zweitens,  die  Begnügung  mit  blossen  Behauptungen,' 
anstatt  bewiesener  letzter  Gründe.  Drittens  endlich,  die  völlige  Uebergehung 
ganzer*  wichtiger  Seiten  des  Gegenstandes  ^).    Solange,  hier  nicht 'gründlich 


f)  Nachstehende  Beispiele  liessen  sieh  beinahe  nach  Belieben  yeMnehreii.  -V  Als  Beleg  der 
Annahme  eines  nur  theilweiiie  ausreichenden  Satzes  erscheint  es,  wenfa  man  von  dem  Axiom 
anaerebt,  der  Staat  habe  e|n  Becht  zur  Stri^,  also  überhaupt  zufpertchtsbarkelt,  nur  ^,  wo 
er  zur  Anfle^ng  von  Pflichten  berechtigt  sei.  Diess  müchte*etwa  von  Beddt^tnng  sein  für,  die 
strafrechtliche  internationale  Fragen  aUein  es  ist  klar,  dass 'damit  fUr  die* ganze  Vofbeagimgs- 
fr^ge  and  für  einen  gnten  Theil  des  intemationiüen  Privatrechtes  gaz  ^ein  Anhaltspunkt  ge- 
ffonnen  ist.  Der  Satz,  wenn  er  überhaupt  wahr  iM,  kann  höchstens  in  z.iMreifer  Linia^  als  B«gel 
für  eine  Unterabtheilung  stehen.  —  Begpügung  mit  einer  blpssen  Behauptung  uistatt  .der 
Auffindung,  bines  richtigen  obersten  Grundsa^tzes  ist  es  .aber,  weni>  mah  ohne  weltbres  setzt,  der 
Staat  dflrfe.die  sog.  ^elicta  jaris  gentium  >rQgen  ihre):  AbscheuU^eit  überall  verfolgen,  ge- 
ringere Becktsv'eigehen  Aber  nicht;  odQr  behauptet,  dass  der  Staat  nur  innerhalb  seiner  Gtobieb- 
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geholfen'  ist,   ist  alles  Andcirie. umsonst,  höchstens' Stückwerk.    Dabei  aber 
sei,  zur  Vermeidung  jedes  Missverständnisses ,  gleich  itzt  ansdrtlcklich  be- 
merkt, dass  der  Grundsatz  der  «Territorialilät  des  Rechtes»  kein^sw^  als 
jdie  längst  gefondeme  Lösung  der  hier  gestellten  Aufgabe  betrachtet  werden 
kann.  .  Dieser  Grundsatz,  sprfcht  sich  nur  darüber  aus^  welche  Aufgabe  der 
Staat  in  seinem  Innern  upd  mk  Rücksicht  auf  die.  Zwecke  seiner  Angehörigeo 
hinsichtlich  det  Rechtsordnung  habe,  und  welche  Rechte. und  Pflichten  ihm 
in  dieser.  Beziehung  zufallen;  allein  bei  der  Asylfrags  handelt  es  sich  ja 
eben  davon,  ob  und  was  über  dies^  Aufgabe  hinaus,  nämlich  in  Beziehnog 
auf  fremde  Rechtsordnungen ,  zu  leisten  sei  ? 

Die'  zweite  Ursache  des  jetzigen  ungenügenden  Zustandes  ist  der  Maogel 
an  Zusammenfassmig  der  ganzen  Lehre,  die  Losreissung  der  einzelnen  Auf- 
gabe vom  Stämme.  Die-  einzelnen  grossen  Fragen,  in  welche  sich  die  Bei- 
hülfe zu  einer  Weltrechtsorflnung  logisch  zerlegt,,  v^erden  — :  mit  sehr  seltener 
Ausnahme  —  voUstÄndig  getrennt  von  einander  behandelt;  in  der  Regel  in 
ganz  vorwhiedenen  WisseAschaften.  So  die  Vorbeugung,  so  weit  von  ihr 
überhaupt  die  Rede  ist,  in  der  Poli^;  die  Rechtshülfe  in  bürgerhchen 
Streitigkeiten  jm  Privatrechte;  die  internationalen  strafrechtlichen  Fragen 
im  Strafrechte  und  Strafverfahren ;  das  Asylreclit  und  die  Auslieferung,  viel- 
leicht noch  zuweilen  ein  Lappen^  einer  der  anderen  Fragen,  im  Völkerrechte. 
Hierdurch  geht  nun  aber  nicht  nur  die  Uebersicht  und  das  volle  Bewusstsein 
von  der  Wichtigkeit 'des  Gegenstandes  verloren;  sondern  es  vnrkt  natürlich 
die  Abtrennung  ungünstig  sowohl  auf  di&.  allseitig  richtige  und^omfassende 
Ausprägung  des  obersten  Grundsatzes,  als  auf.  eine  folgerichtige  und  har- 
mouische  Ausbildung  der  einzelnen  Abtheilungen.  Es  ist  nun  keineswegs 
die  Absicht,  zu  behaupten,  dass  es  wissenschaftlich  unmöglich  sei,  die  ein- 
zelnen  der  genaniften  Fragen  abgesondert  zu  behandeln,  (wird  ja  doch  auch 
hier  zunächst  nur  Eine  derselben  erörtert;)  yielmehi:  ist  es  natürlich,  dass 
sie  in  denjenigen  Wissenschaftskreisen,  welchen  .sie  dem  Stoffe  nach  ange- 
hören,  gehörigen  Ortes  dargestellt  und  in  die' hierbei  passende  Verbindung 
gebracht  werden ;  allein  eine  richtige  Lösung  dieser  Probleme  ist  uumöghch,  . 


gränzen  Recht  zu  schaffen  im  Stande  s^i;  oder  annimmt,  der  Staat  Icönne  firemdes  Becht  woU 
in  Fragen  des  bürgerlichen,  jiicht  aber  auch  des  öffentlichen  Rechtes  anerkennen:  'wählend 
doch  der  erste  Satz  vollkommen  willkührlich  und  sogar,  wenn  einmal  eine  ausgedehntere 
Recbtsaufgabe  angenommen  tst,.  offenbar  unrichtig  ist;  der  zweite  gegen  die  täglichen  Eifüi- 
rungen  im  Volksleben,  z.  B.  bei  Staatsyerträgen,  läuft,  und  gelegentlich  selbst  die  M^giichkeit 
eines  internationalen  Privatrechtes  läugiiet;  Hir'  den  dritten  aber  gar  kein  Omnd  einzosebeo 
ist,  da  doch  offenbar  die  Beschützung  des  bürgerlichen  Rechtes  kine  eben  si  wesentliche 
Staatshandlnhg'ist,  als  das  Gebahren  mit  politischen  Rechten.  —  Zu  welchen  grollten  Lücken 
aber  der  li^angel  ati.umfaasenden  olwrsten  Grundsätzen  führen  kann,  beweb^t  gewiss  die  bi»- 
horige  Unterlassung  jeglichen  Versuches,  die  Vorbeugung  von  Unrecht  gegen  fremde  Recht»- 
Qrdnungen  wissenschaftlich  zu  untei;suchen  und  zu  ordnen.*  Jeder  allgemeine  oberste  GrandMtx 
über  die  Ausdehnung  der  ReehtspfUcht  des  Staates  hätte  mit  logischer  NothwQodigkeit  zur 
Behandlun^f  di^er  Frage  geführt,  und  swar  sogar  vor  allem  Andern. 
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?eim  siQ  nid^t  iir  .Verbindang  mit  dem  Grundgedanken  gehalten  werden ,  und 
lieht  gehörigen  Ortes  nach  den  verwandten  Fragen  ausgeschaut  wird. 
'  Mit  derYermeidung  offenbarer  Fehler  fSlllt  -dann  aber  4ie.  richtige  Lehre 
loch .  keineswegs  selbst  in  den  Schooss.  Die  grosse  Verschiedenheit  der 
Lnsichten^  wie  sie  hier  t}iatäftchlich  vorliegt,  und  die  Hartnäckigkeit,  mit 
reicher  mapche  derselben  Jahrhunderte  hindurch  festgehalten  wird,  lassen  sich 
inr  dadurch  erklären,  dass  möglicherweise  mehrere  von  einander  ganz  ab- 
reichende  Ausgangspunkte  genommen  werden  l^önnen,  und  zwar  mit  einem 
prössem  oder  ^geringeren  Grade  von  Verständigkeit  und  unter  der  Anführung 
'on  mehr  oder  weniger  scheinbaren  Gründen.  Desshälb  ist ^  es  denn  zur 
rewinnung  eines  unanfechtbaren  Ergebnisses  wo  nicht  unbedingt  nothwendig, 
0  doch  gewiss  3ehr  zweckmässig,  diese  yersehiedenen  Ansichten  einzeln  und 
Q  ihrer  vollen  Begründung  darzustellen ,  um  auf  diese  Weise  durch  Ver- 
(leichung,  und  vielleicht  Verbindung,  zur  Wahrheit  zu  gelangen.  Die  Sache 
iegt  aber  folgendermaasfeen :  , 

Dass  jeder  Staat  eine  Rechtsordnung  unter  seinen  Angehörigen  und  für 
ieselben  aufrecht  zu  halten  hat,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Ist  auch  die 
Lufifassung  des  Staateä  als  einer  blossen  Rechtsanstalt  zu  Qnge,  so  bleibt 
loch  die  AufgabjB,  das  Recht  zu  sichern,  immer  seine  erste,  und  ihre  Erfüllung 
it  die  Bedingung  alles  Weiteren.  — ^  Nicht  so  deutlich  und.  unbestritten  ist 
ber  die  Antwort ,  wenn  es  sich  fragt ,  ob  der  Staat  eine,  natürliche  Ver- 
»flichtung  habe,  izur  Herstellutig  einer  Rechtsordnung  für  das  gesammte 
Menschengeschlecht  beizutragen.  ,  Davon  kann  freilich  niem^s  die  Rede  sein, 
lass  der  Staat  einen  Rechtsschutz  in  solchen  FiOlen  handhabe,  welche  unter 
ler  Botmässigkeit  eines  andern  unabhängigen  Staates  stehen.  Hierzu  hat 
T  nicht  nur  keine  Pflicht,  sondern  nicht  einmal  ein  Recht.  Es  wäre  eine 
iTerletznng  der  Selbstständigkeit  und  der  für  alle  gleichmässig  bestehenden 
»berhoheitlichen  Gewalt,  und  würde  überdiess  endlose  Verwirrungen  und  Ver- 
meidungen herbeiführen.    Selbst' wenn  ein  Staat  eine  Aufgabe  gegen.  Ange- 

lörige,  welcher  er  an  sich  wohl  gewachsen  wäre,   aus  üblem  Willen  oder 

<  '  *  • 

kus  Ungesc^iicklichkeit  nicht  erfüllt,  kann  und  darf  eine  fremde  Regierung 
[eine  Handlungen  oberster  Gewalt  innerhalb  seinem  Gebiets  und  ^Öefugniss- 
Lreises  vornehme;i.'  Sie  ist  nicht  zur  Vormünderin  über  andere  '  ihr  an 
Selbstbestimmung,  und  Unabhängigkeit  gleichstehende  Vereine  und  defen 
Lrenker  bestellt-,  eine  nicht  erfüllte  Aufgabe  derselben  ist  eine  Unvollkom- 
denheit,  fürder^n  Heilung  sie  nicht  zu  sorgon  hat.  (Und  wenn  gegenüber 
•on  der  Türkei  andere .  Forderungen  geltend  gemacht  werderi,  so  ist  diess 
jben  nur  .desshälb ,  weil  sie  im  Grunde  doch  nur  als  eiaBarbarenläget  und 
licht  als  ein  gleichberechtigter  Stfi^t  gilt,  uild  —  weil  sie  von  der  Gnade 
ler  f rössQn  Mächte  .ihr  Leben  fristet.)'  —  Allein  •  wesentlich  verschieden 
lievon  sind  solche  FäUe,   in  welchen  ein  Recht  zwar  .nicht  zur  eigenen 
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Rechtsordnung- -gehört,  jedoch  nur  durch  eine  diesseitige  Handlung  geschfiUt 
werden  kann.  Erijignen  kann  sich  diessaber,  wenn  entweder  der  ein  aus- 
wärtiges Recht  Bedrohende  oder  Verletzende  sich  innerhalb  des  diesseitigen 
Gebietes  befindet  und  somit  nur  von  der  diesseitigen,  nicht  aber  auch  yon 
einer  auswärtigen  Gewalt  erreicht  werden  kann :  oder  wenn  >nur  durch  nnser 
Mitwirken  ein.  uns  zunächst  nieht  berührendes  wohl  aber  ftir  Andere  wfln- 
schenswerthes  allgemeines  Rcchtsverhältniss  ermöglicht  jirerden  kann.  In 
solchem  Falle  ist  allerdings  von  der  Beeinträcütigung  eines  firmden  Staates 
nicht  die  Rede ,  da  .da^  von  diesem  Gewünschte  nur  durch  fremde  Handlung 
bewerkstelligt  werden  kann;    a^)er  damit  ist  eine  Pflicht  zunächst  ünb^ 

■ 

theiligter  zur  Vornahme  des  rechtlich  unanfechtbaren  noch  keineswegs 
gleichbedeutend.  Diese  ist,  wenn  ihre  Leistung  gefordert  werden  will,  be- 
sonders nachzuweisen, 

•  .  Es  sind  nun  aber  drei  verschiedene  ijoisichten  über  die  Verpflichtong 
zu  solcher  Thätigkeit  möglich:  eine  kosmopolitische,  eine  selbstsüchtige  und 
eine  vermittelnde.  ,     • 

a)  Die  kosatopolitiselie  Anffoisuig 

geht« von  dem  Satze  aus,  dass  es  überiiaupt  eine  sittliche  Aufgabe  des 
Menschen  sei,  zur  Herstellung  eines  VÜllkoihmenen  Rechtszustandes  naeli 
Kräften  beizutragißn ;  theils  schon  an  sich,  Vreil  die  Vernunft  einen  solchen 
fordere, 'theils. weil  er  praMisch  die  nothwendige  Bedingung  der  Erreichung 
alles  körperlichen  und  geistigen  Guten  sei.  Auf  diese  Grundlage  wird  dem 
auch  an  den  Staat,  als  an  einen  Vereih  von  vetnünftigen  Menschen  zu  ge- 
meinschaftlicher Erreichung  ihrer  Lebenszwecke,  das*  Ansinnen  gestellt,  mit 
seinen  gi:össeren  Kräften  das  ihm  in  dieser  Richtung  Mögliche  zu  bewerk- 
stelligen. Dieses  Mögliche,  aber  besteht  -  nun  feben  darin.,  dass  der  Staat 
nicht  blos  für  den  eigenen  .Kreis  und  in  demselben  das  Recht  fördeft  und 
schützt,  sondern  auch  ausserhalb  desselben  wirkt,  so' weit  man  seiner  be- 
darf und  er  nicht  auf  ein  näheres  Recht  zu  solchen  ^ndlungen  stösst  % 


.  •  1)  Diese  letstere  BegritnKungr  der  B^ihttlfepflicht  darf  nipht  flbenehen.werdep,  wenn  mai 
nicht  die  koimopolitische  'Anschaaun^  ganz  fialBch  apfiksaea  und  ihr  unrecht  thnn  wfiL  Vfeda 
soll  der  einzeln^  Staat  dadurch  gehindert  werden  „9ich  local  und  national  an  fixiren^/noch  wird 
eine  allgehieine  staatsrechtliche  ^servitos  patiendi**  dadurch  hestdlt,  wie  dien  beides  Ma^ 
qaai.'d)ien,  in  dem  A^  „Asyüechf  ^  Welcker'schcn  Btaatolezicon  annimmt  Voii  emerVer' 
hindenug  ^es  Ahscl^usses  eines  jedeü  Staates  ist  gar  keine  Rede.  Dieser  wird  viehodir 
wesentlich  .Toraosgesetzt;  und  nur  eb'en  desshalb  weil  die.  auf  solche  Weise  abg^echlosseaei 
Staaten  in  gewissen  Fällen  physisch  und  rechtlich  nicht  in  der  Lage  sind  das  Becht  anfrockt 
zu  erhalten,  wird  die  Forderung  einer  auf  gegenseitige  Unferstfltzung  berechneten  weitem 
Oemeliischaft  gesteHt.  Die  berechtigten  seTbstischen  Zwecke-  des  Staatei  werden  in  keiiier 
Weise  dabei  berlihrt,  sändem  nur.  weitere,  auf  ehie  höhere  Gesitägiingtstafp  eintretende  saer- 
kannt..  Ebenso  findet  der  Begriff  einer  servltus  patiendi'liidr  in  keiner  Beziehung  eine  Anwen- 
dung, indem  vielmehr  eine  gegenseitige  active  UnterstQtsnngspflicht  Jn  bestlmmteb  Noihftlla 
aufgestellt  wird.  Wenn  abur  gesagt  wird;  dass  eben  kein  Wcdtstaat  sondekn  eiifc  Staalenwett 
bestehe,  so  ist  es^i'ade  die  Aufgabe,  die  anorgatiische  Staafenwelt  (niclU  zu  einem  Welt- 
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ch  dieser  Ansicht  ist  also  die  Pflicht  erst  dann  vollständig  erfttllt,  wenn 
r  der  ganzen  Erde  die  .Herrschaft  des  Rechtes  ansgebreitet.lst-  and  es 
188  das  unablässige  Anifegen  des  Staates,  sein,  d^  jetzigen,  allerdings 
dl  sehr  mtvollkommenen,  Zustand  jenem  Ziele  zu  Dähern. 

Die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  erfordert  airer  verschiedene  rMaassregeln, 
nach  der  Ajrt  der  mö^ichen  Fälle,  deren  sich  viererlei  unterscheiden 
sen.  Einmal  die  Verletzung  der  fiechtsprdnung  eines  andern  Staates  durch 
isseitige  Unterthanen  und  von  diess^tigem  Gebiete  aus.  Zweitens,  Rechts- 
*letzungen,  begangen  im  fremden  Gebiete  von  diesseitigen  Unterthanen, 
lebe  nach  der  That  und  unabgenrtheilt  in  die  äeimath  zurückgekehrt 
d.  Dritten^,  Vergehen,  in- fremdem  Gebiete  begangen  von  Angehörigen 
»selben,  welche  nach  der  Handlung  und, ungestraft  sich  in  den  diesseitigen 
lat  begeben,  i^ndlich  viertens.  Vergehen  gegen  einen  fremden  Staat,  be- 
Qgen  vpn  Angehörigen -eines  dritten  Staates,  welche  seitdem  in  diesseitige 
twalt. gekommen  sind. 

a)   Der. erste  Fall. 

Vor  Allem  mnss  natürlich  dafür  gesorgt  werden,  dass  keiner  Derjenigen, 
lebe  jthatsächlich  und  rechtlich  untet  den  Gesetzen  und  der  Bbt^ 
Slßsigkeit  des  Staates  stehen,  die  Rechte  anderer  gtaaten  und 
'er  Angehörigen  vom  diesseitigen  Gebiete  aus  verletzt.  .  Das 
enigste,  was  zur  Herstellung  eiQer  Weltrechtsordnung  geschehen  kann,  ist 
enbar,  d^ss  man  denjenigen  Stöfungen  derselben,  welche  man  selbst  hin- 
m  kann,  und  sogar  aUein  hindei^  kann,  entgegentritt.  Dabei  ist  es  natür- 
tk  im  Gedanken  und  in  dem  Erfolge  ganz  einerlei,  ob  die  zu  Hindernden 
ständig  oder .  nur  zeitweise  der  Staatsgewalt  und  ihren  Gesetzen  unter- 
»rfeu  sind.  Verletzungen  sollen  auch  nicht  blos  zeitweise  yorkommen ;:  und 
)T  im  Schutze  eines. Staates  steht,  hat  sich  auch  während  der  Dauer  dieser 

$rhältnisse  der  Ordnung  desselben  zu  fQge'n  und  darf  Zweqken  desselben 

•  *    .  *■ 

cht  entgegentreten.^  Von  einer  Weltrechtsordnung  könnte  keine  Rede  sein, 
»m  jedes  einzelne  Staatsgebiet  ein  Schlupfwinkel  wäre^  von  welchem  aus 
m  zwar  nicht  in  nächster  Nähe,  wohl  aber  in  der  Entfernung  Unrecht  ver- ' 
^n  idürfte,  eine  Art  von  Banbscbloss.  Die -schädlichen  Folgen' aber  wären 
iFcb  die  neueren,  sich  immer  noch  vermehrenden,  und  steigernden,  Er- 
idmigen  hüisichtiich^^chneller  Gedankenmittheilung  und  örtsveränderüng 
isserordentlich  vermehrt. 

Die  Aufgäbe  isi  aber  natürlich  nur  dann  vollständig  gelöst,. wenn  der 
aat,.  so  wie  ef  seine  eigenfe  Rechtsordnung  in  doppelter  Weise'  schützt, 
ich  zur  "(V^rung  des  friemden  Rechtes  nicht  blos.  repressive,  sondern 


SAte^  aber  m  e&iem  höheren  fireien  Organinniis  su  erheben  und  die  UiiyoUköiiuneiiheft,  um 
cht  Bu  gagea  die  Barbarei  der  VereinsehiBg  \ukd  gegenseitigen  Unbekümmertheft  cn  tt\)eVW^den. 
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auch  präventive  Maassregeki  anwendet.  JDie  fiereditignng'  zur  Yomahine 
der  letzteren  jGrattong  von  Rechtssichenmg'  bedarf  keines  besondem  Beweises. 
Sie  beruht  auf  der  allgemeinen  Yemunftfordefung , ;  das  Uebel  wo  möglich 
nicht  erst  geschehen  zu  .lassen,  um  es  alsdann  zu  spät  und-  häufig  sehr  on- 
vollkommen,  vielleicht  gar  nicht,  wieder  gut  tu. machen,  sondern  ihm  zu- 
vorzukonnnen  ^). 

Eine  ins  Einzelne  gehende  Au&ählung  der  Yorbeugungs- Maassregeln 
ist  nicht  nöthig.  Nachstehende  allgemein^  Bemerkungen  w(^rden  ausreichen'). 
— ^  Vor  Allem  versteht  sich  von  selbst ,  dass*  die  obersten  Gründsätze  über 
Präventiyjustiz  überhaupt  auch  bei  dem  Schutze  fremden  E^chtes  ihre  volle 
Anwendung  finden.  Dieselben  gründen  sich  ja  nicht  auf  die  persönlichen 
Beziehungen  des  zu  Schützenden,  sondern  auf  die  Rechtsäufgabe  des  Staates 
an  sich,  pemgemäss  hat  denn  der  Staat  das  Recht,  und  die  Pflicht,  alle 
ttad  jede  Art  von  verbrecherischen  Störungen  fremder  RechtsofdnoDgeo, 
welche  seine  Unterthanen  unter  seiner  Botmässigkeit  vornehmen  wollen,  za 
hintertreiben;  und  zwar  nicht  etwa  blos  solche,  welche  einen  fremden  Slaat 
selbst  verletzen  würden ,  sondern  auch  Unternehmungen  gegen  die  in  dessen 
Schutz  stehenden  Rechte  von  Privaten.  In  allen  diesen  Fällen  aber  hat  der 
Staat  das  Recht  und  die  Pflicht^  schon  bei  blosser  Wahrscheinlichkeit  zn 
handeln,  vorausgesetzt,  dass  dieäe  in  objectiver  und  subjectiver  Beziehung 
gcpügend  vorliegt.  Er  hat  femer  die  Aufgabe ,  immer  die  entsprechenden 
J^ttel  anzuwenden.  Er  soll  allerdings  nicht  überflüssige  Belästigungen  zum 
Behufe  des  Schutzes  anordnen;  dagegen  müssen  ^eine  Anstalten  unter  allen 
Umständen  dem  Zwecke  gewachsen  sein,  und  namentlich  ist' Bedrohungen 
besonders  wichtiger  Rechte,  oder  ungiewöhnlich  gewaltsamen,  frechen  und 
häufigen  Angriffen  mit  entsprecheüden  Vorkehrungen  entgegen  zu  treten. 
Endlich  darf  nicht  erst  auf  Klage  oder  Bitte  dps  Bedrohten  gewartet  wer- 
den. Erhaltung  der  Weltrecbtsordnung  im  eigenen  Crebiete  ist  unbediogte 
Pflicht,  welche  auch  ohne  Aufforderung  vollzogen  werden  iquss,  sobald 
überhaupt  sichere  Kenntniss  irgend  einer  Art  von  der  objectiven  Nothwen- 
digkeit  zugekommen  ist.    Und  aus  demselben  Grunde  entbindet  auch  die 


1)  A.  M.  ist  allerdings  Mar9nard8eii,  in  Welikir's  Btaatslexicon  S.  Aufl.,  Ait  A|^ 
recht;  'Es  ist  aber  in  der  That  nich^  abxusehen/  wie  efä'fitaat  desshalb,  weU  er  yenanft^ 
Vorsicht  übt  and  beabsichtigtem  Unrecht  Ip  deo  Weg  tritt,'  M  den^n  gehören  soU ,  wslcke 
„propter  yitam  vivendi  perdant  caus^*".  Eine  mf  BecbtsgrunMUse  gebaute  rrftventivjnitU 
ist  keine  Polizeiptackesei  sondern  eine  der  heilsamsten  und  In.  sich  gerechtfertigsten  Zi^eiict 
der  Staatsthätigkeit.    Eben  so  ist  kein  Grund  einzusehen,  warum  die  auf  F^^emde  beredncieo 

.Vorbeugungsanstalten  nicht  andere  seip  können,  als  die  f&r  die  Ehiheimischen  notbweadif 
beftindenen.  Eine  Verschiedenheit  derVerhäStnisse  rechtfertigt  nicht  nur  aopli  eine  Yersehiedeo- 
heit  der  Mittel ,  sondern  lässt  sie  sogar  als  noth wendig .  erscheinen.  Verschieden  können  sich 
aber  fremde  Flüchtlinge  und  die  Eingeborenen  sn  bestüomten  ansWiürtigea  Sttetto  Verhaltes. 

2)  Hinsichtlich  der  ^inselnen  Vorbeugungsnuuwsregeltr  und  .deren  Bechtftrtigaig  nseh 
Grundsatz  uhd  Gegen96ind  beziehe  ich  mich  im  Allgemeinen  auf  mein  M8y:stem  dei'  PrSvsntiT* 

.  Jostit**,  in  welchem  freilicll  zooächst  nur  die  BtaatsthMtigkeit  zur  Siefteraug  der  el^eoenoBBiittel- 
baren  Staatf-Bechtsordnung  erörteft  ist .  Die  Gfiudüige  bleibt  jedoch  die  nfaiHehe 
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etwaige  Möglichkeit,  .dass  der  fremde  Slaat  die  diesseits  nicht  verhinderte 
Gefahr  doch  selbst  noch  nach  dem  Ausbruche  in  seinem  Gebiete  und  mit 
seinen  Mitteln  besiegen  könnte  ,•  nicht  von  pflichtgemässeF  Thätigkeit.  — 
Hinsichtlich,  der  einzelnen  zu /.ergreifende»  Maässregel  entscheidet  natürlich 
die  Erreichung  des- Zweckes,  besshalb  können  auch,  wenn  dieser  es  er- 
fordert, solche  M?ias8regeln  verlangt  werden,  welchß  fttr  die  Bewahrung  des 
innern  Rechtes  nicht  erforderlich  sind.  In  solchem  Falle  wärö  die  Einrede 
der  Nichtanwendung  einer  bestimmten  Vorkehrung  für  die  eigene  Sicherhwt 
nicht  zutreffend;  nicht  diese  Sicherheit,  sondern  eine  fremde  soll  ja  ge- 
wahrt  werden,  und.  eben  so  wenig  wäre  es.  ein  genügender  ünteriassungs- 
grund,  dass  zum  Schutze  eines  frelnden  Staates  ein  Recht  der  diesseitigen 
Bürger  beschränkt  werden  müsse..  Wenn  diesef  Schutz  eine  Aufgabe,  des 
Staates  ist',  haben  die  Bürger  die  entsprechenden  Opfer  zu  briijgen,  welchiSr 
Art  sie -auch  seien.  Beispiele  solcher,  für  die  eigene  Rechtsordnung  ent- 
wMer  sinnloser  oder  doch  ungewöhnlichci' ,  für  den  Sohutz  eines  fremden 
Staates  -  aber  möglicherweise  nothwendiger  Vorkehrifpgen  sind  z.  B. :  diß 
Entfernivig  gefährlicher  Personen  von  der  Landesgränze;*  militärischie  Be- 
setzung derselben;  gewaltsame  Zerstreuung  von  Freischaarenzügen ;  üeber- 
wachung  der  Reisegelegenheiten.   ■  #       . 

Da  nun  aber  in  keinem  Verhältnisse  der  Welt  Vorbeugungs-Maassregeln 
alle  Verletzungen  des  Rechtes  verhindern,  so  müssen  bei  der  Aufgabe,   das 
Recht  ausserhalb   des   eigenen  Rechtskreises  zu  schützen,  -jedenfalls  auch  . 
Repressiv-Maassregeln  als  Strafe  angewendet  werden. 

üeber  das  Recht  eines  Staates,  einen  -7-  bleibendem  oder  vorüber- 
sehenden  —  ünterthan^n  gesetzlich  mit  Strafe  zu  bedrohen  wegen  einer 
eon  demselben  im  Staatsgebiete  selbst  begangenen  Verletzung  einer  fremden 
Etechtsordnung,  kaHn  an  und  für  sich  kein  Zweifel  obwalten.  Zunächst 
schon  ist  es  eint)  Störung  der  nächsten  Aufgabe  des  Staates ,  Welcher  inner*. 
haJb  seines  Gebietes  keine  Verletzung  von  Rechten  duldet,  wer  immer  auch 
d^r  Inhaber  sei.  Hierzu  kommt  denn  aber  noch,  und  hauptsächlich,  der 
kosmopolitische  Grundsatz.  Nach  diesei'  Ansicht  ist  es  eine  {«örmliche  Pflicht 
les  Staates ,  für  die  Rechlsordnung  auch  ausserhalb  seines  eigenen  unmittel-* 
baren  Interesses  in  allen  jenen  Fällen  zu  sorgen,,  in  welchen  jene  ohuQ 
seine  Thätigkeil .  nicht  bews^hrt  werden  könnte.  Nun  kann  aber  'einer  Seits 
ein  fremder- von  einem  diesseitigen  Angehörigen  verletzter  Staat. ohne  völlige 
Vernichtung  der  diesseitigen  UnabhÄngigkeit  und  ohne  Anmaassung^der  Staats- 
gewalt keine  Amtfehandiungeri  in  unserem  Gebiete  vornehmen,  z.  B.  diesseitige 
Bürger  verhaften  und  bestrafen;  anderer  Seits  ?st  die  Auslieferxing  eines 
unter  diesseitigem  Gesetzcf  sich  Vergehenden  an  einen  fremden  Staat  zur 
Bestrafung  durch  den^fben  unstatthaft^,  da  jeder  gesittigte  Staat,  fürMie. 
Gerichtsbarkeit  über  seine  Ünterthanen  allgemeine  Bestiinmungeij  getroffen 
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hat,  auf.  deren  .VollzieJiTing  sie  ein  Recht  haben  ^).  Es  ist  somit  anchmit 
Rticksii[:ht  auf  das  vedetzte  fremde  ]^echt  die  Anwendung  der  eigenen  Btrsf- 
gewalt  al^.  einer  B^ihtÜfe.  zur  Herstellang  der  iiUgemeineii  RechtsordnuDg  klar 
erwiesen;  mit  der  Pflicht  aber  auch  das  Reicht.  .  *  . 

'Waß  aber  die  besondere^  Grandsätze  betrifft  y  jwelche  bei  einer  soleheo 
•gerichtlijohen  Verfolgung  der  eigenen  Unterthanen .  wegen  einer-  im  eigenen 
Gebiete  YprgeRomjnenen  Handlang  zu  befolgen  sind,  so  ist  nicht  entfernt  ein 
Gnind  vorhanden^  wavumvon  den  im  Staate  sonst  bestehenden  und  von  ihm 
als.zweckipdässig^and  rechtlich. nothwendig. anerkannten  Nonnen  abzuweichen 
lir£ü*e.  Dcür  ^aat  ist 'yerpflichtet,  zur  allgemeinen  Rechtsordnung  mitza- 
wl(^;  allein  er  ist  es  •nur,  so  weit  und  wie  er. überhaupt  die  Rechtspflege 
handhabt.  -^  Vor  Allem. gelt'em  also  äueh.  Wr-  die  allgeineiiien  Grandsitze 
über  gtraflMarkeit  üb  w-haupt.  -Es  dürfen,  zum  Beispiele,  hier,  «so  gut  wie 
bei  ¥ei;gel^en.  gßgfen  die  Bp^htsordnüng  des  eijgenai  Staates,.  'Strafen  nur  för 
bestinunte,  iin  Gesetze  genau  bezeichnete  Fälle. erfolgen ')^  Die^PestsetzuQgen 
.  über  Zürechnungsfähigkeit,  über  Urheber  und<johttlfen,  nämeiitlidi  auch  Aber 
blossen  Tersuch  und  ToUendetes  Vergehen^  finden  vollständig  ihre  Anwendung. 
^—  Eben  &q  wenig  besteht  eine  grössere  WAlkühr  der  Richter,  hinsichtlich 
des  zu^^rkennenden  Strafübels.  Bie  v^fn- Gesetze  angedrohten  Strafen^  und 
nur  4|ese,  sind  auszusprechen;  die  Biewegnng  innerhalb  des  Strafrahmens 
inuss  Aach  den  gewöhnlichen  Normen\ge&cheben.  r^  Femer  ergibt  sich  bei 
näherer  Prüfung,  das6  auf  dem  Boden  dieser  ganzen  Rechtsanschainng  so- 
wohl die  Grösse  der  ^afübel,  als  das  einzhhdtende  Yerfaliten  bei  den 
Verletzungen  gegen  eine,  fremde  Rechtsordnung  vollkommen  dieselben  sein 
müssen,  wie  die  fttt.  einheimische  Verbrechen  vorgezeiphneten*  Wenn  näm- 
lic.h  der  Staat  überhaupt  die  Aufgabe  hat>  eineWeltrechteördnung  -zri  wahren, 
sa  kajin  es  keinen! Unterschied  n[iachen,.  ob  die  Verletzung  gegen  die^  oder 
jene  der.  grossen .  Gesittängseinnchtungen  b^angen  ist.     Weüii  also  z.  B. 


( ■ 


i)  AIler<Ü4g8  gehöta,.  wie  bereits  )iiiig6(Uhrt  worden  isV  einiireB^aalep  in  fttrenger  Fetthaltmg 
des  Tlerrltorialpiäncipes  der  Strafe  90 Veit,  daas  sie  «UT'Analiefieruttg  eigeie!r  Untet^bimon  Wtit 
sindf  und  es .  findet  diese  Maassregel  aacji  bei-  efaügen  wenigen  Bciiriflstenern  V,ertbeidi^taf, 
So  ■amentUdh  bei  Mftrqn«rdsen*(Art.  nAosUeferuner"  im  Welcker'sdieii  Staatal^rieoü)  imdtei 
%\i  p..Lewi8.(Fchreign  Jurisdiction,  8.  S9  ud;(l  49  fg.)*  Bei  den  meisten Öes^txigebern  ond'fliM- 
.vetiiiera,  welche  Jenem  l*rlncipeJiuldigen,  widersteht  Jedoch^  wo  nicht  ein  klarer 'Gediuike  10 
^o(<b  eiji  natürliches  GeftUrf.  einer  so  weif. ^triebenen  Folgerichtigkeit  ..Es  mag  «nimteisiiekt 
bielbeM,  ob  eq  ificht  richtiger  wäre,'  von  der  logisch  nntadelbaften  i^r'-pntctisch  widrigen  FÖI^ 
znrtickxuschliessen'.aiif  die  Falsc&heSt  deä  Ausg^ingsgranäsatzte,  apstatf  sich  ans  biosfia  Oefflhlt- 
gründen  tlenselben  zn  entziehen.  Jedte  Falleä  ist  ^  kein'  geringer  Vortni];  der  kofmopoÜlteheB 
'  Anffassak^g,  dnss  sie  dieser  ScBKi^rigkeit  nioht'kea]lt/«Qtfdem  eipen  sifreldienden-Beäitsgrfliid 
lUr.NichtkaqUefemng  Aach^nw^ea  vermag. 

^'  t%)  ^  kann  sich^l^o  namentlicli  ein.  fremdet  Btaat  darüber  nicHt  beftchweivn ,  wteasiM 
ge^en  ihn^ begangene  llandlüng,  -die  Aer  dlBstfätige  Btaat  in  seinen  eigeDeb'Beriehimgeii  sieht 
.▼erbiete  aixd  bestraft,  gaqs.  ung^äh^det  'blei}>t.  '^  Isl^a.  B.  eine  pi^ea  den  %igeiiiB  Blast 
«rl|mbtjä'Aeas8eriiB9  In  der^^-estfe'-auch  OBstrafblur  gegenüber  Toa^^m  frekiden  dtaate^  welebe 
Gbes^tte  diCier'zii.Hatase  auch  hjsben  mag/  .     *    "*  .     .         "'     .' 
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ter  Staat  cGe.  Vergehen  gegen  seine  eigene  unmittelbare^  Ordnung  Von  Amts- 
fegen  verfolgt,  sq  muss  diess  auch  geschehen  bei  Vergehen  gegen  die  Ord- 
nuig- eines  andern  Staates ,  falls  diese,  überhaupt  "anter  rseine  Gerichtsbarkeit 
aU^;  uAd  es.  ist  nicht  etwa  erst  ^ine' Aiiffo^deirung  von  der  zunächst  yer«- 
ßteten  äegieruQg  abzuwarten.  .'Ebenso  ist  der  in  'Strafgesätzefn  oft  fedtge- 
üdt^ne  Grandsatz,  da^s  ein  gegen  den  eigenen  Staat  verüb^.  Verbrechen 
trdnger  zu  bestrafen  ^ei ,  als  das  -gleiche  .'j^gen  -  einen 'fremden -Staat  began- 
;ene,  bei  dei'  hier; zu  Grunde  liegenden- Auffassung  tffenbai' "unlogische  Hef 
Jnterthan  hat,  t?enn  man  sich  auf  den  kosniopplitischen  Standpunkt  stellt, 
überhaupt  die  Pflicht^ -die  zur  Aüfi«echterhaltuiig  der  Bechtsoränung  und  M   • 
SrreichuBg  der  Menschh^it^2^cke  bestellten  GewalCjen  in  ihrem  gesetzlichen 
biStande  nicht  zu  stören;  gleichgültig  ^dchem  Staate  sie  zunächst  votrstehen; . 
ind  er  begeht  s;.  B.  also,  w^^n  er  Regierungsrechtc  irgend  din^s'^taate^  an- . 
ireill,  immer*  dässjBJbe  Verbrechen  »).  —  Endlich  kann  keinem  ZwelfW  unter-: 
iegeu.^  dass  die  allgein^iuen  gesetiliöbenVorschr^^fbenUber  Begnadigung  (so. 
rie  ^ber  Abolition,  wo  , eine.  solchlB  recbtlicii  möglich  IbÖ  aJQClr  bei  Fätl^ 
ieaer  Art  ihre  Tolle  gewöhnliche  Anwendung  finden.    £€.  ist  a[so.iia;ment^ 
cb^.  ein  EinTerständniss  über  die  Ausübung  dieses  Rechtes  mit  diem  teri^tzteiv ' 
"binden  Staate,  oder  einrBefugniss  dessdben  2u  irgend  e^hei^.  Einmischung 
oineswega  vorhanden/  Der  Staat  hält  die  Weltrechtsordnung  aufrecht  nicht 
twa  aus  Gefälligkeit  gegen  Dritte,  Sondern  aus*  Eigener  Üeberzöügung,  als '/   • 
igene  A.u%atNä  und  nach  eigenen  Gesetzen,  und  hat  also  aaich  nur  seiner     i  , 
Lüsicht,  seinet  Pflicht  y^A  seinem  Bechte.  dabei  zu  folgen: 

.'•■■■•■■  ••     •     '         ;  -  .^  ■    •  ■  •    • 

...  f)  Der  zweiteFalL 

•.*•'•'■■■■         • '     .  •     ■  .  ■ 

Sch(fti;  schwieriger  ist  die  Auffindung  di^r  richtigen  Grundsätze  ih  dem 
weiten- der  oben  bezeichneten  FälleV  weirnntoüch  diesseitige  Unter- 
h-ane;i  in'fremdem  Staatsgebiete  gegen  das  aortige  RrCclit   . 
ich  verfehlt;  haben,  aber  unl)eQiTaft  in  dreHein^ttth  zurück-- 
;ek=ehrt  sind.  '         .        •   ''    . 

.  Von.Vorb.eugungs.-Maassregeln  kaiin  hier,  Wenigstens  in  der  Regel; 
dcbt  di^  Rede  sein.    Es  handelt  sich  ja  von  Unternehjnung^ ,   welche,  in 
inem  fremden' Gebiete  vor  sich  gehen;  und  fttr  den  ^iiesaeitigeii'StjEuit  Hegen,, 
f^im  ibmdi^  Kunde  wird ^  lauter  bereite  vollendete  Handlungen  vor.   .Eine     • 
).^(Ufe  izur  Vorb.eugung  ist  also  nur. etwa  in  so  ferne  möglich  und  nötfiig, 

'.*"*'    V  .•         .  ,'  .      •'       .         .   .        ■  .  .  r       .  .  • 

■     j      *   .        *  ■ ..••••  » 

'   •  •  i        •*        .  •  ■  ..■••.,'■..•,  •     : 

,  '  1)'  Wohl  hWxltait.  Vereinbar  Lst  die  Bextfit^nWiink  vdtr  Begekdpg '  Xun'd  ^ömit  auch'  dei-  Be^* 
tndhLDsr)  ^dii  Hqchyerraür  \md  Von  M^estätBverleUang.  uof  ^die-  ieigenen'  Unterthanen. .  DIom' 
IhafiäuA  jffftaen'beserrtSUefa  ^ide  besoudore  Vezif&iphtuiig  des  Unterthanen,  .a|s.  solchen, 
Xfgfüti  'd«0  8|aa<Boborhafipt  yomia.  fiinKlchtontectluMUuuin  sie  alfo  gac  nidit  begeheb  'luid  folgüdit ' 
neh  HftM  'deMhaltt  liestraft  werden.    Natürlich  ^  desafai4b  seincf  Uandkm^j  -Wehe  1>ei  eii^em 
ütertluaieB  Bo^iTenratfa  p.  t.  w*  'gewesen  •;iyftre',  nVfht  ati  .b1c)i<  und  noth^ endig;  straQpik'^  'A9 
'  Bik  iiiite^.0iii!e .  aaderr  Kategoile  von  -  Verbre<^ien  fflAen, .  x.  & .  ttagesetslicher'  Witettand  gein. 
T.  Mohlf-ataattreeht.  Bd.L  .44 


690  ^13  völkerrechtliche  Lehre  T.om  Asyle. 

als  vielleicht  diesseitigen  Angehörigen ,  Ivelche  V<Tdacht  einer  bösen  Absicht 
erwecken,  der  Eintritt  in  das  fremde  Gebiet  untersagt  werden  kasn,  oder 
als  Nachricht  über  ein  in  dem  jenseitigen  Gebiete  beabsichtigtes  Unternehmen 
rechtzeitig  gewonnen  wird.    .60  viel,  aber  aiich  nicht  weiter,  ist  denn  aucb 
zu  leisten.  —  Was  aber  die  Strafen  betrifft,  so  sind,  der  Reihe  nach, 
folgende  Fragen  zu  beantworten.    Vorerst  und  als  Vorfrage:    hat  der  Staat 
überhaupt  die  Aufgabe  (Recht  sowohl  ah  Pflirht),  Vergehungen  gegen  das 
Recht  eines  ^dern  Staates,  begangen  in  dessen  Gebiet  selbst,  zur  Bestrafung 
zu  bringen?   Zweitens,  falls  dieses  in  irgend  einer  Ausdehnung  bejaht  wird, 
ist  diese  Bestrafung  durch  Auslieferung  des  Beschuldigten  an  den  verletzten 
Staat  ^er  durch  Verfahren  vor  den  eigenen  Gelichten  zu  bewerkstelligen? 
Drittens  endlich,  wenn  diess  Letztere  inmier  oder  theilweise  stattfindet,  hat 
der  Staat  seine  eigenen  Strafjgesetze  oder  die  des  verletzten  Staates  bei  Be- 
messung der  Strafeh  zur  Anwendung  zu  bringen? 

Den  geringsten  Anstand  hat  wohl  die  Bejahung  der  Vorfrage,  sobald 
man  .sich  einmal  auf  dem  kosmopolitischen  Standpunkte  behndet.  Allerdiugs 
hatte  der  verletze  Staat  zunächst  und  vorzugsweise  die  Aufgabe,  seine  eigene 
Rechtsordnung  zu  wahrien ;  und  es  unterliegt  namentlich  keinem  Zweifel,  dass 
er  vollkommen  berechtigt  war,  gesetzliche  Strafen  gegen  Fremde  aaszu- 
sprechen,  welche  sich  in  seinem  Gebiete  gegen  dieselbe > vergangen  habeu. 
Allein  zur  Vethängung  solcher  Strafen  w^e  nothwendig .  gewesen ,  dass  er 
den.Thäter  ergriffen  hätte.  In  dem  vorliegenden  Falle  wird  nun  aber  vor- 
ausgesetzt, dass  dem  nicht  so  sei,  vielmehr  der  Thäter  unbestraft  nnter  die 
Botmässigkeit  seines  eigenen  Staates  habe  zurt^ckkehren  können.  Hier  i>t 
denn  Beihülfe  des  Letzteren  Recht  und  Pflicht,  da  einer  Seits  eine  Befugniss 
des  fremden  Staates,  deit^  Fltlchtigen  im  diesseitigen  Gebiete  2u  ergreifen, 
unter  allen  Umständen  ausser  Frage  ist,  auf  der  andern  Seite  die  Weltrechb- 
Ordnung  tlurch  eine  Straflosigkeit  beeinträchtigt  bliebe.  Uqd  zwar  besteht 
diese.  Pflicht  nicht  etwa  blos  aus  dem  Grunde,  weil  das  Strafgesetz  den 
Bürger  persönli9h  anklebt  und  ihm  so  ins  Auslaiid  folgt,  (dieser  mittelalter- 
liehe  Gedanker  hält  keine  Prüfubg  aus)-  *) ;  sondern  weil  der  Staat  die  Ver- 


1)  Allerdings  sucht- Bern  er  diesem  G^anken  wieder  Gültigkeit  so  TenGbalTen  Und  Qn 
zn  eUkfem  maass^gebenden-  \m  intematloiialeii  Btrafrecbte  su  machen.  3eijDe  Ben^elaAbnuf 
(Wirkungskreis  des  Strafgesetzes,  8.  Ii6  i^i)  ist  nachstehende:  Es  folgt  ans  der  ganaBo  Katv 
des  Btra^esetzes,  dass  dasselbe  den  Inlander  persönlich  verbindet,  und  nicht  blos  tenitodsl 
nräiirend  seines  MifenthalfeB  imhilande. .  Der  Staat  bezeichnet  nämlich  iih  Straf^etetie  ^ 
Handlung,  welche  er  als  un1)ürg«rlich,,  als  onvereinb^  mit  -d«r  Eigenschaft  ein«  Staati- 
bttr  gers,  betrachtet  Oiebt  man  nun  diese  ^gensthaft  nicht  auf,  so  darf  ntaa  avuA  Iceine  ibr 
widersprechende  Handlungen  bege'hep;  gelbst  im  Auslände  nieht.  Diess  gilt  aber  nldit  tos 
rein  localei^  Vergefaeif,  namentlich  gegev  ibcalpoUkeiliche  Vorschiifteq,  welche  bot  am  Ort« 
der  That  verletzt  werden  können.  —  Letzterer  Kebenpunkt  mÄg  an  einer  andern  Stelle  Erir- 
terungflnden;  liier  musa,  gegen  den 'Grundsatz  selbst,  sowie  gegen  die  Beweistthreag  Ar 
denselhan  Vei^>rithrung  eingelegt  werden,  -r  Es  iA  allerdings  richtig,  das«  Bener'sieh  niekt 
auf  die  gewölmliche  (nur  in  oivilreohtlloher  Bezidiung  richtig^)  Eintl^eSiiiiig  1»  Penoofl*  ind 
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pflichtung  hftt,  zur  allgcmeiiiCTi  Herrschaft  des  Rechtes  mitzuwirken.  Die, 
Sü  sich  ganz  gerechtfertigte,  Einwendung  aber,  dass  eine -Strafe  nicht  ohne 
ausdrückliches  Strafgesetz  düi-fe  erkannt  werden,  lässt  sich  vellständig  besei- 
tigen durch  die  einfache  Verkündigung  einer  allgemeinen  Strafdrohung  gegen 
die  ijH  Ajaslande  begangenen  Rechtsverletzungen. 

-Hiermit  ist  aber  die  zweite  Frage ,  ob  Angeschuldigte  dieser  Art  selbst 
gerichtlich  zu  verfolgei)  oder  ob  sie  an  den  zunächst  verletzten  S(a,at  auszu- 
liefern seien ,  keineswegs  auch^  schon  entschieden..  Auch  ^nrch  eine  Aus- 
lieferung gewährt  der  Staat  die  Möglichkqit  einer  Rechtssühne,  uiid  erfüllt 
dadurch  also  seine  allgemeine  Pflicht.  Ja  es  scheinen  sogar  triftige  Gründe 
«erade  für  diese  Maassregel,  zu  sprechen.   Vor  Allem  di^  Wiederherstellung  dßs 


Real-Statuteh  stützt,  und  dass  daher  auf  illn  die  Gründe  keine  Anwendung  erleiden ,  welche 
g>9^n  die  Anwendung  dieses  Untferschiedbs  auf  Strofjgresetze  gemacht  werden ,  (wie  z.  B.,  in 
sehr  schar&inni^er  Weise,  von  Viü^fort,  a.  a^  O^,  Ü.  17  fg.    Allein  auch  die   von  ihm  der 
Sache  gegebene  \Yendung  ist  unzul^^g.   —  Vor  Allcni  widerspricht  das  angegebene  Wesen 
des  Strafgesetzes  den  elementarsten  .DegrHfch.    Der  Staat  verbietet  gewisse -llandlungen,   well 
sie  der  objectiven  H^chtsordn.UEig 'zuwiderlaufen^  und  er  belegt  die  Ungehorsamen  mit 
einem  bestiqnmten  Uebcl  -^  der  Strafe  —  aus  einer  (inn<  ren  oder  äusseren)  Noth wendigkeit,  welche 
allerdings  von  'Verschiedenen  verschieden  äufgofasst  wird ,   allein  doch  immer  ^r  sicli  Wieder 
auf  diese  ol]jective  Rechtsordnung  bezieht.    Von  irgend  einer  Bezugnahme  a^f  die  Eigenschaften 
und  die  Würde  des  Einwohners  und  BUrgers  ist  bei  all'  diesem  gar  keine  Rede.    Kicht  weil 
Einer  die  Ehre  )iat,  ein  Pf ensse,  ein  BYanzose  oder  Chinese  zu  sein ,  soll  er  nicht  stehlen ;   son- 
dern weil  Diebstahl  eine  Verl^'tzung  der  von  dem  betreffenden  Staate   anerkanuten  Rechts- 
Ordnung  48t.  —  Sodann  ist  zu  bemerken,  dass  die  Bögriffsbestinmiung  Berner's  die  Möglicbkei 
einer  Strafe,  Jedenfalls  alle  Abstufungen  der  Sti'afa  aafhebt.    Es  ist  nfimlich  nicht  abzusehen, 
wie  die  ZufUgnng.  eines  physischen  Uebels,  also  einer  Streife,  gedankenrichtig  die  Folge  eines 
Ungehorsames  sein  kÖnntc>  da  effenbar  Bürgerrechtsaufktindigung  der  logisch  richtige  Schluss 
aus  einer  mit  der  B&rger^igonschaft  unvereinbaren  Handlungsw^eiso  wäre.    Wie'  also  z.  B.  das 
Gesetz  die  Annahme  eines' fremden  Staatsdienstes  oder  (Ge  Erwerbung  eines  fircmden  Indigenates, 
oder  eine  thatsächliche  bleibende  Kfederl^ssung  im  Auslande  als  unvereinbar  mit  der  Eigen- 
schaft eined  JEUaatsbttrgers. erklärt,  und  in  solchen  Fällen  der  AusschlifsB  aus  dem  Untcrthaneh- 
▼erhältniss  erfolgt  (nicht  als  Strafe»  sondern  als  logische  ,]^oth wendigkeit):  -so  wäre  auch  bei 
Mord,  Raub,  üochverrath  u.  s.  w.  zu  Verfiihrpn.   Xnd  zwar,  'irohlbemcrkt,  in  aflien  Fällen  einer 
Hiebt  blos  auf  Örtliche  Verhältnisse  sich-  beziehenden  Gesetzesübertretung  immer  mit  Bürger- 
rechtsaafkündiguAg,  und  nur  mit  ihr.  -Eine  Verbalii\)u]ae  und  ein  MeuchelmArd  wäre  eine  ^un- 
bflirgerliche'*  mit  der  Eigenschaft  eines  Unterthänen .  nUuverträglicfae**.  Handlung.    Ein  oberster 
Satz,  welcher  zu  solchen  Folgerungen  führt,  ist  aber  pothwendig  fklseh,  —  Ferner  folgte. gelbst 
daraus,  dass.  der  Staat  eine  gewisse  Handlung  für 'unvereinbar  mit  der  Eigenschaft  des  Staats- 
bürgers erklärt  hat ,  noch  keineswegs  diese  sogenannte  P^önliclikeit  des  Strafgesetzes.    Jene 
Handlung  ist  dann  doch  nur  unzulässig  fUr  den,  welcher  Staatsbürger  Ist,  und  in  so 'ferne  et'^es 
ist.    Im  Auslände  begangen,  bezieht  sie  sich  auf  die^ dortigen  Anifassungen  und  Zustände i  die- 
Verhältnisse  zu  seinem  Vaterlande  werden  dadurch  gar  nicht  berührt;  er  kann ,  nach  seiner 
Bfickkehr,  sich  wieder  vollkommen  in  seine  normale  Stellong  zum  Staate  und  dessen  Geboten 
begeben,  Und  dieser  hat  gar  keinen  Grund  zu  einem  Tadel.    Wenn,  wie  doch  nicht  zweifelhaft 
ist,  der  fir'emde  Staat  die  fragliche  Handlung  seinerseits  verbieten  und  bestrafen  Icann,  so  ist 
dies«  Ja-  der  deutlichste  Beweis,  dass  die  Handlung  ihn  berührt,  und  nicht  uns.  —  Endlich  muss 
man  der  von  Sir  C.  Lewis,  a.  a.  O.,  S.  29 fg.,  gemachten  Bemerkung  beistimmen,  dass  wenn 
d^  Strafgesetz  „einem  Unterthanen  um  den. Hals  gebunden  wäre  und  ihm  Verpfliehtutigen 
aofbrlegte,  wohin  er.  sich  immer  begeben  möchte"*,  daraus  fblgen  würde,   dass  er  b^  einem 
AitfentluLite  im  Auslände  zwei  verschiedenen  Strafgesetzgöbungen  unterworfen  wäre,  was  noth- 
wendig  einen  unlö^chen  Widerspruch  zwischen  diesem  einheimischen  Gesetze  und  dem  jedes 
fremden  Staates  erzeugen  würde.    Denn  dass  dei  Bürger  während  seines  Verweilens  in  einem 
fremdeiL  Staate  unter  dessen  Strafgeketzen  stehe,  sei  ja  ^ar,  nicht  ibr  Zweifel  und  Streite. 

44* 
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Rechtes  durch  diejenige  Gewalt,  welcher  die  Wahrung  desselben  zunächst 
zustand  und  unter  deren  Botmässigkeit  sich^  der  Verletzende  im  Augenhlicke 
seiner  Handlung  rechtlich  und  that^ächlieb'  befand.  Dann ,  in  den  meisten 
Fällen  wenigstens,  die"  leichtere  Beischaffhng  der  Beweise,  sowohl  für  die 
Scliuld  des  mit  Kecht  Angeklagten,,  als  zu  seiner  Rechtfertigung,  wenn  er 
unschuldig  wäre.  Endlich  die  Schwierigkeit,  dem  Verletzten  Staate  eine  rich- 
tige Stellung:  in  der  Verfolgung  des  Vergehens  vor  ^inem  fremden  Gerichte 
anzuweisen.  Dennochi!  muss  eine  genauere  Pji^fung  eine  Auslieferung  in  dem 
vorliegenden  Falle  verwerfen.  Einmal  ginge  dieselbe,  gegen  das  Recht 
und  die  Pfficht  eines  jeden  Staates,  seine  Angehörigen  zur  Achtung  des 
Rechtes  durch  die  eigenen  Gesetze  und  Einrichtungen  anzuhalten,  so  weit 
irgend  eine  Möglichkeit  dkza  besteht.  Diese  Möglichkeit  besteht  nun  aber 
hier,  da -der  ,  eigene «  jetzt  wieder  im  Gebiete  anwesende,  Unterthan  in  die 
Gewalt  des  Staates  zurttckgekehrt  ist.  Sodann  ist  es,  wenigstens  bei  Staats- 
vergefaen ,  nicht  undenkbar,  däss  gegei^  ausgelieferte  Fremde  nicht  das  Recht 
allein ,  sondern  ivuch  Rache  und  Fremdenhass  das  Urtheil  bestimmen  könnten, 
während  zu  einem  Zweifel  gegen  die  heimathliehen. Behörden  kein  Grand  ist. 
.  Da  nun  ttberdiess  die  fQr  Auslieferung  geltend  zu  machenden  Gründe  grossen 
Tbeils  zu  beseitigen  sind,  —  und  zwar  die  Rücksicht  auf  den  zunächst  be- 
rufenen  Staat  durch  die  Einweisung  auf  den  noofa  )iöhem  Gedanken  einer 
koemopolitischen  Rechtsordnung;  die  grössere  Schwierigkeit  der  Beweis- 
fftbrimg  durch  eine  entsprechende  Thätigkeit  des  verletzten  Staates ;  das 
processualische  Bedenken  über  dessen  Stellung  aber  durch  ein  vollkom- 
menes Eintreten  des  diesseitigen  Staates  für  die  fremde  Regierung  und 
Führung  ihrer  Sache  wie  einer  eigenen:  —  -so  kann  die  Entscheidung  nur 
dahin  ausfallen,  dass , Unterdianeu ,  welche  in  einem  .fremden  $taat^  Ver- 
brechen  begangen  haben  abel*  ungestraft  zurückgekehrt  sind,  durch  die 
einheimischen  Gerichte  ^r  Stfafe  gebracht  urerden  müssen.  —  Was  mm 
aber  die  Kenntnissnahme  von  den  in  fremdem  gebiete,  80^lit  ausser  dem 
Bereiche,  der  Beobachtung  und  der  Organe  des  diesseitigen  Staates,  began- 
genen  Verbrechen  betrifft,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  es  zunächst 
dem  vorletzten  Staate  obkegt,  nicht  nur  die  Anz^igQ  von  dem  gegen  sein 
Recht  begangnen  Frevel  zu  machen,  sondern  aucb  die  Beweise  g^en 
den  Angeschuldigten  beizubringen,  und  zwar  letzteres  in,  der  Art,  wie 
es  nach  der  Gerii^btsordnung -des  diesseitigen  Staates  erforderlick  ist,  weil 
spnst  eine  Verurtheifung  nicht  erfolgen  kann. .  Kömmt  der  beleidigte  Staat 
diesen  JBedingungen  nicht  nach,  so  hat  jeden  Falls  er  iein  Recht,  sich  zo 
beklagen.  Damit  soll  jedoch  nicht  etwa  gesagt  sein,  dass  der  Staat  kein 
Recht  und  keine  Pflicht  habe,  streifend  gegen  einen  Angehörigen  einio- 
schreiten,  wenn  er  auf  andere  sichere  WeiS^  Nachricht  und  Beweis  einer 
von  demselben  im  Ausläinde  begangenen  Rechtsverletzung  erhält ;  etwa  durch 
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Klage  eines  verletzten  PHvaten.    Im  Gegeqtheile  steht  die  aDgemeine  Auf- 
gabe«  tsar  Weltrechtsordnong.  beizutragen ,  auch  in  diesem  Falle  fest^). 

Am  zweifelhaftesten  ist  die  Beantwortung  der  letzten  Frage:  ob  die 
Gresetz^  xieai  terletzten.  oder  die  des  urtheilenden  Staates  dem  ürtheile  zu 
(jrunde  zu  legen  seien?  —  D^ass  bei  dem  formellen  Verfahren  lediglich  die 
gewöhnlichen  Versphriften  des  handelnden  Staates  angewendet  werden  Icömieh, 
versteht  sich  von  selbst  £s  besteht  ja  keine  andere  Möglichkeit  gültiger 
Amtshandlungen  fOr  das  Gericht,  und  niemals  verfährt  daher  auch  ein  sol- 
ches, in  bürgerlrchen  oder  in  peinlichen  Sachen,  nach  der  Prozessorjdnuüg 
eines  fremden  Staates.  Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass  nicht  unter  Um- 
ständen  in  materieller  Beziehung  das  Gesetz  eines  andern  Staates  angewendet 
werden  könnte;,  und  zwar  diess  uin  so  weniger,  als  bei  anderen  Arten  v(m 
ttechisfragea  fremde  Gesetze  ^^tandlos  als  entscheidend  gelten.  Leicht 
kann  man  sich  auf  den  .ersten  Blick  zu. der  Ansicht  bestimmen  lassen,  dass 
allerdings  das  fremde  Recht  zur  Anwendung  zu. bringen,  sei..  Es  scheint 
nämlich,  als  müsse  4®r  Umstand  entscheiden,  dass  der  fremde  Staat,  nicht 
der  diesseitige,  die  in  Frage  stehende  Handlung  verboten  und  mit  einer 
Strafe  belegt  habe;  Nien^and  aber  in  eiqe  Strafe . verfällt  werden  könne, 
welbhe  nicht  angedroht  gewesen  sei ,  oder  iil  eine  andere ,  als  in  die  ange- 
d|t)hte.  Man  kann  femer  geltend  machen,  dass  der  Thäter,  welcher  in  einem 
fremdei^  Gebiete  eine  verbotene  Handlung  begangen  habe,  diess  unter  der 
Herrschaft  des  betreffenden  Landesgesetzes  gethan  habe.,  welches  dann  also 
auch  zur  Anwendung  zu  bringen  sei.  Dennoch  muss  eine  reiflichere  £Jrw%lgung 
die  Ueberzengung  bringen,  dass  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nur  .das^  dies- 
seitige Recht  zur  Anwendung  kommen  kann.  Eine  Strafe  ist  eine.  Reohts- 
verminderung ,  welche  dem  Verurtheilten  vom  Richter  Zuerkannt  wird.  ZU 
einem  solchen  Eingriffe  in  das  Recht  ist  der  Richter  nui;  befugt  durch  eine 
ausdrückliche  Erklärung  der  Staatsgewalt,  und  die  Vornahme  eines  Rechts- 
eingriffes  in  einem  nicht  dazp  ba:eichneten  Falle  und  in  einer  nicht  erlaubten 

,      _  •  •  • 

Form  oder  Grösse  wäre  unter  allen  Umständen  rechtlich  nichtig,  mögücherr 


1)  Wenü  daher  in  dem  Code  de  proo.  crim.,  Art  7,  die  fraazösischeo  Gerichte  angewiesen 
■ijid,  strafend  gegen  einen  Franzosen  wegen  eines  von  denselben  im  Ao^ande  gegen  einen 
Franzosen-  hegangenen  Verbrechens  einzuschreiten ,  fiüls  dieser  letzter^  Idagbnd  bei  ihaea 
watbAtt'.  so  ist  gegen  diesen  Grundsatz,  so  weit  et  geht,  lediglich  nichts  einzuwenden.  Wohl- 
aber  i^t  klar,  dass  derselbe  —  auf  dem  kosmopolitischen  Standpunkte  —  in  doppeltet  Beziehung 
alt'  za  enge  bezeichneC. werden  muju.  Einerseits  näBi|ich  sollte  ^  Ver&hren  auch  daün' statt- 
fbiden,^  weim  der  Verletzte'  nicht  selbst  klagt,  sopdem  nur  sonst  der  Staatsbehörde  eine  g^enü- 
gen^e  Naclirieht  z^gekomn^en  ist  Zweitens  aber  fst  die  Beschränkung'  auf  die  Verletzung 
eiaes  Franzosen  zu  tadelh.  Jedes  im  Auslande  begangene  und  bis  jetzt  nicht  bestrafte  Vor- 
brechen  eines  Zurückgekehrten  sbUte  Gmnd  zu  einefn' Verfahren  abgeben  können.  Die^Be- 
scbräiikang  des  Schutzes  auf  den  Landsmann  hat  ihre'  Quelle^  entweder,  in  einem innklar^ü  and 
imrichtigeD  GefUl^le,  oder  uoT  einer  mehr  als  zweifelhaften  Anwjendung  der  mehr  alA  zweifelhaften 
^hr^  von  der  PersönÜcHkeit  des- Rechtes,  welches  dem  Untierthanen  auch  in/das  Ausland  fi>%e.. 
Wirklich  haarsträubendb  Folgea,  .welche  sich  aus  dem  itzt  gültigen  Bechte  ergeben,  s.  bei 
Villefort,  8.  iSüff. 
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weise  ein  Verbrechen  voü  Seiten  des  Richters.  Die  Erklärung  eines  ft'emden 
Staates  kann  dem  Richter  keine  Zuständigkeit  über  Personen  und  kein  Recht 
zu  einer  Rechtsverniüidcrung . im  diesseitigen  Staate  verleihen,  und  dessen 
Gesetzgebung  kann  ^e  diesseitige  Staatsgewalt  nicht  nöthigeö ,  Handlungen 
zu  bestrafen ,  welche  sie  selbst  nicht  für  strafbar  erächtet ,  oder  Straföbel 
anwenden  zu  lassen,  wielche  sie  nach  Art  oder  Grösse  unzulässig  findet.*  Auch 

•der.  zu  Bestrafende,  kann  sich  nicht  darauf  berufen,  dass  er  seine  Handlungen 
unter  der  Gewalt  des  fremden  Rechtes  begangen  habe  und .  somit  dessen 
Anwendung  verlangen  dürfe.  Di«  Bestrafung  seiner  Rechtsverletzung  erfolgt 
aus  eigener  Aufgabe'  des  diesseitigen  Staates,  weil  sein  Einschreiten  zur  Her- 
stellung'dner  Weltrechtsordnung  unerljlsslich  ist.  Dabei,  verfährt  er  denn 
aber  nach  seinen  eigenen  Ansichten  von  Recht,  und  es  kann  ihm  k^jin  Vor- 
wurf einer  Pflichtversäumniss  gemächt  werden,  wenn  er  seine  Beibehülfe  zom 
Recht sschutze  in  der  Art  leistet,  wie  er  sich  selbst  schützt,  aho  naph  seinen 
eigenen  Strafgesetzen.  Dazu  kommt  denn  auch  noch,  der,  freilich  nicht  als 
wesentlich  entscheidende  doch  immerhin  zu  beachtende,  Umstand^  dass 
die  AnwQodüng  fremder  Gesetze  und  vielleicht  verschiedener  Strafmittel  für 
den  inländischen  Richter  Schwierigkeiten  hätte  *).  Die  Anwendung  des  bür- 
gerlichen Rechtes,  fremder  Staaten  in  den  dazu  geeigneten  Fällen*  ist  etwas 
wesentlich  verschiedenes.  Hier  handelt  -  es  öich  nämlich  lediglich  davon, 
zu  erkennen,  welche  Absicht  die  Parteien  bei  ihfem  Rechtsgeschäfte  that- 
sächlich  hatten,  öder  ob  tUatsächlich  ^ein  solches  Geschäft -überhaupt  unter 
obwaltenden  Umständen  zu  .Stande  kam.  Nur  zur  Herstellung  dieser  That- 
sachen  hat  d^r  Richter  das  fremde  Recht  zu  erkunden  und  es  fÄr  ange- 
wendet  oder  nicht  angewendet  zu  erklären ;  keineswegs  aber  spricht  er  sein 
Urtheil  darnach,  weil  es.  für  ihn  selbst  eine  genügende  Kraft  hätte  und  ihm 
amtliche  Handlungen  vorschrdben  könnte.  Das  fremde  Recht  ist  eine 
thatsächliche  Voraussetzung  für  ihn,  aber  keine  Norm,  wie  immer  es  sein 
mag.  Und  es  ergibt  sich  namentlich  auch  die  Unrichtigkeit  der,  freilich 
maiichfäch  nicht  nur  von  Schriftstellern    sondern    auch  von   Gesetzgebern 

.  vertretenen,  Ansicht,  dass  im  Falle  einer  Verschiedenheit  des  inländischen 
Gesetzes  .das  mildere  "fremde  Gesetz  anzuwenden  sei.  -^  Hiermit  soll  aber 
allerdings  nicht  geläugnet  sein,  dass  ein  Staat  immerhin  wohl  thut,  wenn  er 
ausdrücklich  durgh  Geaetze  ausspricht,  dass  vorKommendep  F^tles '  nach  den 
Landesgesetzen  werde  geurtheilt  werden.  Eine  solche  Feststellung  schneidet 
jeden  Zwoifelfür  Richter  und  ünterthahen  ein  für  allemal  ab! 

y)  Der  driUe  Fall   * 
Sehr  häufig  er^ignet  es -sich,  dass  ünterthanen  eipcs   fremden 

Staates  eineüechts^tOrung  im  figenen-^iand«  begehen,  aber 

! uJ — .  .    '     .      ■     •         •■  »     . 

1)  Vgl.  Berne^,  a.  a.  O.,  welcher  aber  doch  dieser  RttcKMcht  eine  tu  'grosse  Bsdenhmg 
verleiht 
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.aoT  diesseitiges  Gebiegt  Ab^rtreten.  Es  ist  diess  so  recht  eigentlich 
die  Flachtlingsfrage.  Die  richtige  Behandlung  >dieses  Fallest  abqr,  abgesehen 
zur  Zeit  voti  positiTcn  Rechten  iihd  Verträgen,  somit  lediglich  nach  Omnd- 
sftiäsen  des  philosophischen  Rechtes^  4st  folgende  : 

Pr&ventiy -Maassregeln  sind  hier,  der  Nat^r  der  Saqhe  nach,  ganz 
ausser  Frage ;  raad  mttsste  denn  e^wa  Beuachricirtigungen  von  beabsichtigteil 
Yerbreohen  (fi&lls  man  zufällig  diesseits  zu  ihrer  Ertheihmg  im  Stande  wäre) 
dazu  rechnen. 

Was  aber  die  nach  begangener  That  vöi^sunehmenden  Schritte  betrifft, 
so  fragt  es.  sich  vor  Allem ,  ob  der  Staat :  Oberhaupt  berechtigt  und  ob  er 
verpflichtet  ist,  -frejnde  ünterthanen  unter  den  eben  bezeichneteh  UmstäjHlen 
in  sein  Gebiet  zuzulassen,  und  ob  also  nicht  die  ganze  Frage  durch  allge- 
meine  Zur&ckweisung  solcher  Flüchtlinge^  beseitigt  werden  kann  und  muss? 
Eine  Verpflichtung  im  rechtUchen  Sinqe  ist  allerdings  nictit  vor- 
handen. Bic  Verbindlichkeit  zur  Aufnahme  könnte  ji^  nur  bestehen  gegen 
den  verietzten  Staat,. gegen  die  zum  Übertritte  Geneigten,  oder  mit  Bezi^- 
hnng  auf  die  eigene  Aufjgabe  des  Staates/  ^n  Wäre' es  aber  vpllkoinmen 
Iftcheriich^  auch  ntfr  zti  sprechen  Von  einer  Verpflichtung  gegen  -den  fremden 
Staat  selbst,  die  vor  seiner  strafenden  Gerechtigkeit  Flüchtenden  diesseits 

•     •  • 

aufzunehmen.  Wünscht  er  ja  sogar  im  Gegentheile,  in  der  Regal  wenigstens, 
die  HabhäftwerduAg  der  Flüchtlinge,  t^benso  wenig  be^t(!ht  eine  Verpflichtung, 
Fremde  in  den  Staatsverband  gegen  eigenen  Willen  aufnehmen  zu  müssen. 
Ueber  einen  solchen  äussern  2iuwachs  zur  Bevölkerung  hat  lediglicb  die  Staats- 
gewalt  in  eigenem  Interesse  zu  entscheiden,  und  zwar  ebenmässig,  ob  es  sich 
von  einer  bleibenden  Auihahme  in  das  Siaatsbürgcrrecht  oder  nur  von  einem 
vorlibergeheuden  Aufenthalte  und  Schutze  handelt  Kein  Frem'der  hat  ein 
Recht,  sich  einer  Staatsgesellschaft  aufzudrängen;  und  am  wenigstens  kai)n 
ein  Zwangsrecht  dadurch  entstehen,  dass  der  Fordernde  ein  Vergehen  gegen 
sein  bisheriges  Vaterland  begangen  hat,  und  sich  nun  auch  nodi  überdiess 
der  gesetzlichen  Strafe  zu  entziehen  sucht.  Die  Aufgabe  des  Stia^tes .  endlich 
begreift  jeden  Falles  nur  die  Zwecke  des  eigenen  Volkes  ^  und  in  diesen  ist 
eine  allgemeine  Verptfichtung  zum  Schutze  Fremder  nicht  enthüllten,  welcherlei 
Lebenszwecke  sich  auch  ein  Volk  gesteckt  haben  mag.  und  Wenn  Vattel 
darauf,  dass  ein  Verbannter  doch  ii'gendwo  leben  müsse-,  eine  (freilich  nicht 
anbedingte)  Verptkchtung.zur  Aufnahme  gründen  will,  so  ist  «icht  jip  ein- 
leuchtend, dass  aus  diesem  tdat^ächlichQii  Bedürfnisse  noch  keine$Weg§  eine 
Rechtspflicht  für  einen  bestinmitcn  Staat  entstünde ;  sondern  pamehtlich  auch, 
dass  eine  Berechtigung,  sich  irgendwo  der  gesetzlichen  Strafe  für  begangene 
Handlungen  zu  entziehen,  überhaupt  nicht  anerkannt. werden  kann.  Hiei*bei 
soll  kemeswegs  geläugnet  werden,  .dass  in  einzelnen  Fällen  eine  sittliche 
Pflicht  bestehen  mag,  gewisse  Flüchtlinge  aus' gewissen  Staaten  aufzunehmen; 
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allein  eben  \^eil  es  nur  eine  sittUche  Pflicht  ist,.  eQtsteht  daraus  kein  Re^ 

rar  irgend  Jemand«', —  D^^egen  Ics^in  im  .Allgemeine];^  dnem  Staate  das 

B echt  nicht  abgesprochen  werden,  Solche  Ui  seinem  Oebiete  zuinil^^a&e^ 
.*'*  •'•  •#  ,*         .  ■.'■ 

welche  bisher  einem  andern  Staate  angehörten,  nnd  ^ie  'auch,'  .wenn  er.  €s 

.    tOLT  gnt  findet^ .  bleibend  nnter  *  seihe  .Bürger  aa&anehmen,    Eiue  solche  Zu- 

lasanng^ist  Ydcht  etwa  schon  eine  anbefagta  Öaiidlang  an  sich;  Yielmehr*li^ 

es  im  Begriffe  des  Staates^  ^lle  Di^enigei»,  welche  sich  seiner  cpncreten 

I^ebenäautfasdnng  anschliessen  and  thatsächlich  sein  Gebiet  berwohnea,  za 

*         •  ■  * 

einer  Einheit  zn' vereinigen.  Ebenso  kann  ftdch  der  bisherige  Staat  dea  Auf- 
zunehmenden  nut  Grand  eine  !E!inwendang  nicht  erheben,  indem  der  Mensch 
nic^  Leibeigener  des  Orgamsmas  ist,  welchem  er  zn  Erreichaqg  seiner  Lebens- 
•zwf cKe  angehörte,  sondern  eine  nnreräasserlicl^e  Befdgniss  bat,  sich  von  iiun 
ZQ.  trennen^  Wenn. er  sich  durch  denselben  nicht. befriedigt  findet,  und  einen 
geeigneter^A,  aii£zusachen.  ;Mögen  aach  einzelne  Staaten  eine  solche  Unlös- 
bärkeit  der  Unterthanenvierbi^^ng  aüfstellea,  so  ist  diess  kein  aus  allge- 
meinen  Gründen  \za  vertheidigendes  Recht,  sondern  (jfewaltthätigkeit  o^er 

Stolz. .  Eine  allgemein^  Baimüng  in  das  ^nMige  Gebortsländ  ist  2u  gleiche: 

•      ^"      •  •  " '        .  •  '       "  '         ' 

Zeit  ein  Frevel  an,  der  einzelnen  Persönlichkeit;  ein  Hinderniss  jder  sdlm&ligen 

•  *  *  <  "  »         '  . . 

Gesilitigang. der  Erde;  -endlich  eine  Yerdrtheilang  zur  Erdoldang  jeder  noch 
so  entsetzlichen'  GewaltherrQchcft..  Und  jeder  Staat,,  welcher  dem  Rechte, 
Frenide  aufzonehmen,*  im  Allgemeinen  und  grundsätzlich  entsagte^  würde  sieh 
ds^dorch  zam  Mitschuldigen  jedei^  ^och  so  unverantwortlichen  UnterdrücJknng 
machen.  IsteS  nämlich  auch,  unvermeidlich .  dass  nicht  bald  da  bald  dort 
auf  der  Erde  ein  unerträglicher  Druck  staatlicher,  rdigiöser  oder  gesell- 
sd^aftlicher  Art  stattfinde,  so  ijmss.doch  wenigstens  eine  Möglichkeit  für  die 
•  Leidenden  offen  stehen,  auswärts  Schutz  und  Recht  .^u  finden.  Und  zwah 
liegt  es  in  dem  Interesse  jeder  PaAei  und  jeder  üeberzeugung,  welche^;,'Art 
■  sie  auch  sd,  dass  derXjrundsatz  unlöslicher  Gebundenheit,  niöht.itur  Geltong 

•  •  •     •     '  •  •  * 

kdinme,  denn  keinem  ist  sicher,-  nicht  auch  selbst  früher  oder  später,  in  die 
Lage  zu  kommen^  Schutz,  gegeh  Gewaltthät  zu  suchen,  pie  Geschicl^e  aller 
Zeiten  gibt  hierüber  die  unzweifelhaftesten  Ausweise.  —  Durch  grundsätzliche 

Nichtaufnahpie  aller  Flüchtlinge  aus  fremden  Staaten  l^st  sich  also  die  zcor 

.'      •       .  '       *  • '  •         .■• 

Untersuchung 'gestellte  Frage  nicht  beseitigen. 

.  Damit  ist  aber  allerdings  nicht  gesagt,  dass  die  kosmopolitische  Auffas- 
sung der  Rechtswahrung  keine-' Anwendung  erleid^. auf  den  Fall  eines  von' 
jetzt 'flü^igen  Ünterthanen  6ines  fremden  Staates  «in  dessen  Gebiet,  be^ 
gangen^  Verbrechens.*  Im  Gegentheile  steht  auch  hier  die  Verpflichtung 
zu  einer. \BeihÜlfe  vollkommen  fest.  Dieso  eben  versuchte  Begründung  eijies. 
Asylrechtes  spU  oücht  da^  dienen;  Solche  welchis  sich  eine  gerechte  Strafe 
zugezogen  haben,  dieser  zu  entziehen;  sdndemvnur  dazu,  imschuldig  Ver- 
folgten einei^  Zufluchtsort  pffen  zu  halten.  Wenn,  also  einem  Staate,  weicher 
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fliiäi.  überbftupt  zu  -dieser  ganzem  A-nschattang.  der  .Welt;reöl\tsordnung  be- 
kennt, äii£|2;enügeiide  Weise  >a&bgewißsen  ist,  chss  von  FlÜohtUngen,  welche 
sich  in  deiner  EQtm&ssigkeit  befinden,  ander.wfiarts  wirklich  gegen  dos  Recht 
gehandelt .  wordto  ist^  so  hat  et  seine ,  MitwiF&nn^  zur  Wiederherstellung 
nicht  zu  yersagen.  — r  Diöser  -Gmnd^^tz  wirkt  dann  aber-nach  zwei  ter- 
schiedenen  Richtongen -liiit.  -^  £iiier  Seits  versteht  isich,  ^6ti  selbst',  i^ss 
der  Staat  nicht  als  nftheils-  nnd  willenloser  Vollziehei*  fremden  Willens 
handeÜ.  Es  ißt  seine  eigene  IJißboFzeugang,  sein  freier  Wille-,  das  Recht '2u 
sdiützen ,  nidbt  Gehorsam  gegen  das  Verlai)gen'  eines  ^AQdem.  £ine  noth-  - 
wendige  Bedingung. jeder  Th^tij^eit  vpi^  seiner  Seite  ist  daher  die  eigene 
Ansicht,  dass  wirklich  eine  R^ohtsrerl^Hzung  Vorlie|B;e.  Somit,  genügt  die  . 
blosse  Behauptung  einer  fremden  Regierung,  dass  gewisse  flOcbÜilige  Ver.- 
brechenf  begangen  haben,  keineswegs,  sondern  es  .muss  der  .zur  Mithülfe 
aufgeforderte  nach  Prüfutag  der  ihm  geliefert^  Beweise  sich'  von  dem  wiiic- 
icfaen  Yorhändensei)!  einer  strafbaren  Handlung  überzeugt  haben.  SO',  lange 
ihm  daher  dar,  sei  «s-objective  sei  es^sutgectiv«,  Thatbestaiid  ungenügend  • 
tiCFgestellt  oder^  die  Strafbarkeit  der  in  Frage  stehenden  Handlung  nicht 
dachgei^esen  i^^  verbietet  .ihm  die  eigene  Selbstst^digkeit  jedes  Einschreiten. 
[Jnd  zwar  ist.  v^ojü  dabei  zu  bemerken,  dassdasUrtheil  über  diese  Yoxdlrage 

inchVaus  den  Rechtsanschauungen  und  Gesetzen  des  fremden  Staates,  son- 

■■    •  •         •  '  ,  •  *  .     * 

iem  aus  der  eignen  Auffassung  von  Recht  und*  Unrecht  hervorzugeb^ 
iai.  Allerdings  ist  der  Staat  nicht  dazu  erm'ächti^,  übe^.die  innere  Güte 
ier  positiven  Gesetze  eines  ändern  Staates  ^u  Gericht  zu  sitzen,  und  kann 
sr  etwa  die  ihm  picht  zusagenden  für  nichtig  erHlärep;  allein  er  ist  ^üch 

«  *  *         ,  ■      ■ 

[licht  schuldig,  Anordnungen  Fremder  zum  Vollzüge  zu  bringen,  welche  ihm 
^egen  die  aligeineitien  Begriffe  von  Recht:  zu  laufen  scheineü.  .  Gerade  weil 
er  sich  dazu  v^stehtvdie  Rechtsordnung  in  der  Welt  aufr.echt  erhalten  zu 
beifen,'  ist  6s  seiner  Gesinnung  zuwider,  ü;irech't  zu  fördern.  —  Anderer 
Seits  geht  aus  dem  aufgestellten  Grundsatze  der  «elbstständigen  Mitwirkung 
oir.Rechtsordnung 'die  Verpflichtung  hervor,   die  ngth wendige  ptilfe  auch 

•  •  • 

)hne  besondere  Aufforderung  zu  leisten,  «sobald  nur  die  erforderlichen  Gründe, 
Eur  Ueberzeugung  in  objectiver  und  subjectiver  Beziehung  vorhanden  sind. 
Bs  hat  also  der  Staat  auch  dann  einzuschreiten,  wenn  er  ohne  alle  Mit- 
;heilung  von  Seiten  des  Verletzten  sonstige  Sichere  Nachricht  von  einem 
^etbi'echen  erhält,  welches  ein  in  seinem  Gebiete  sich  aufhaltender  Flüchtling  • 
In  fremdem  Gebiete  begangen  *  hat.  Ja,  es  ist  sein  Recht  und  seine  Pflicht, 
selbst  bloss  Durchreisende,  von  deren;  im  Auslande  begangenen  rechtswidrigen 
Elan^ungen  er  genügend  unterrichtet  ist^  anzuhalten.  '  Das  Vorhandensein 
jines  richtigen  Passies  oder  dergleichen  .ändert  nichts' an  dieser*  höheren 
Aufgabe  des  Staates.  -.  •      .  *     •        '  '     . 

Hiemach  entsteht  nun  freilieh  die  wi^tige  Frage,  auf '  welche.  Weise 
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der  Staat  in  denjenigen  Fällen ,  in  welchen  ihm  wirklich  eine  HersteUmig 

•  •  '  *  '  .  ' 

verletzter  Rephtsordnnng  nothwendig  zu  sein  ^heint,  seine  BeihQlfe  zo  leisten 
hat?    Entwedei"  nämhch  kann  er  auch  liier  seine  Mitwirkung  durch  Yer- 
Weisung  an  seine  eigenen  (rerichte  hethätigen  und  7\i  diesem  Zwecke  die 
nöthigen  Mittheilungen  und  Beweismittel  von  dem  zunäehst;  verletzten  Staate 
verlangen;  oder  mag  der  Beschuldigte  an  diesen  letzteren  ausgeliefert  werden. 
Es  ist  nuÄ  keineswegs  ^in  Widerspruch  mit  der  oben  S.  692  aufgestellten 
Ansicht^  wenn  in  Fällen  der  jetzt  vorliegenden  Art  die  Auslieferung  als 
das  richtig^  Verfahren  erklärt  wird.    Zwar  w&rci  auch  hier,   wie   in  der 
oben  berührten  Unterstellung,  eine  Herbeischaffung  zureichender  Beweise 
zur  Fällung  eines  Urtheils   gegenp.den  Flüchtigen   durch   die   diesseitigen 
Gerichte  nicht  unmöglich ,   und  spmit  ein  von  den  eigenen  Gerichten  ein- 
geleitetes Verfahren  nicht  etwa  bloss  eine  verkappte  Verweigerung  der  Bei- 
bCQfe.    Auch  würde  aus  der,  allerdings  bestehenden,  Unfähigkeit  der  dies- 
seitigen  Gerichte,  fremdes  Strafgesetz  zur.  Anwendung  zu  bringen,  noch  keine 
Unmöglichkeit  einer  Strafanwendung  gegen  einen  Flüchtling  überhaupt  ent- 
stehen, indem  die  Verpflicbtmi^i  zur  ^eltrechtsordnung  in  NothfiUlen  nyt- 
zuwinken,  eine  Anwendung  der' einheimischen  Gesetee  an  sich  rechtfertigte. 
AlleiQ*es  niuss  doch  eine  Thätigkeit  der  diesseitigen  Gerichte  jn  dem  unter- 
stellten  Falle  als  ungeeignet  erscheinen.    Die,  unläugbar'  immer  misslicbe, 
stellvertretende  Anwendung  unserer  Strafgesetze  auf  Haujdlungen,  welche  in 
fremdem  Gebiete  und  somit  zunächst  unter  der  fierrschafk  fireaider  Gesetze 
begangen  wurden,  ist  txxr  dann  erlaubt,  wenn  wirklich  ein  Kothfall  vorhegt, 
dag  helsst,  wenn  ohne  diesseitig,e.Staatsthätigkeit*gar  keine  Bestrafung  einer 
Missethat  einträte.    Diese  Voraussetzung  trifft  nun  aber  g'erade  hier  keines- 
wegs ein.    Der  zunächst  bei  dem  in  Frage  stehenden  Verbrechen  betheiligte 
Staat  ist  zu  einer  strafenden  Thätigkeit  bereit  Nach  unserer  eigenen  Ansicht 
ist  derselbe  zu  gerechter  Behandlung  der  Sache  geneigt  und  befähigt.    Eine 
natürliche  Verpflichtung,  einem  Ausländer  seinen  zuständigen  Richter  vorza- 
enthalten,  besteht  unserer  Seits  sicher  nicht,  das  Wenigste  gesagt.  Die  Aus- 
lieferung erfolgt,* wie  bereits  festgestellt  ist,  nicht  auf  blosse  jenseitige Eor- 
derung-,  sondern  nur  wenn  man  sich  auch  diesseits  aus  den  mitgetheilten 
.Umständen  und  Beweisen  von  der  Wirklichkeit  eines  begangenen  Vergehens 
und  von  der  Wahfscheiulicheit  einer  Schuld  des  Angeklagten  überzeugt  hat. 
Man  hat  es  somit  in  jedem  einzelnen  Falle  ^anz  in  der  Hand,  nicht  der  Mit- 
schuldige und  Scherge  bei  ungerechter  Verfolgung  zu  sein,  vielmehr  unschuldig 
Bedrohte  gegen  solche  zu  schützen.    Es  versteht  sich. ferner  von  selbst,  dass 
der  .fremde  Staat  gegen  einen  Auszulieifernden  nur  wegen  derjenigen  Anschul- 
digungen, t\ber  welche  er  Mittheilungen  gemacht  und  Beweise  geliefert  Jbat, 
nicht  aber  auch  wegen  beliebiger,  anderweitiger  gerichtlich  vorgehen  darf;  auch 
dass  man  hierüber  bestimmte  Sicherheitsleistungen  diesseits  verlangen  und 
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bj8  zu  der^n  befriedigender  Stellung  die  Ansliefemng  im  Anstände  lassen 
kann.  Unter  diesen  Umständen  wäre  eine  Vorentlisiltang  des  vor  seinen 
natürlichen  Richter  Gefordertep  und  eine  stellvertretende  Rechtspflege  von 
anserer  Seite  völlig  ungerechtfertigt,  und  letzlere  so  wenig  ein  verpflichteter 
Beitrag  zn  einer  Weltrechtsordnnng,  dass  sie  vieiraehr  diea^lbe  stören  würde 

■  • 

durch  Behinderung  des  in  jeder  Beziehung'  zur  richtigsten  Behandlung  geeig- 
oeten  Richters. 

S)  Der  vierte  Fall. 

Wenn  es  sich  endlich  von  Bestrafung  von  Verbrechen  handelt,  welche 
^egen  einen  fremden  Staat  durch  Menschen  begangen  wurden, 
welche  weder  ihm  noch  uns  als'Ünterthanen  .zur  Zeit  der  That 
ingehj5rten,  dagegen  sich  später  i,n  das*  diesseitige  jG^ebiet 
richteten:  so  kommt  es  vor  Allem  darauf  an,  ob  solqhe  Hapdlungen 
überhaupt  als  rechtlich  strafbar-e  Handlungen  betrachtet  werden  können,  oder 
aelmehr  als  feindselige  Unternehmungen,  ..gegen,  welche  den  Bedrohten  zwar 
iT^heidignng  und  den  Verletzten  Retorsion  oder  Schadensersatz-Forderung, 
iber  kein  Strafrecht  zusteht.  In  der  ersten  Voraussetzung  ist  die.  Sache 
;anz- ähnlich  zu  behandeln,  wie  der  so  eben  .besprochene  dritte  Fall  *).  .  Im 
indem  Falle  kann,  selbstredend,  unser  Staat  aus  Gründen  einer  Weltredits- 
)rdnung  iiur  zu  einem  bürgerlichen  Rechtsnrtheile  über  den  sadilichen  Schaden 
verpflichtet  sein,  nicht  aber  zu  Strafe  oder  Auslieferung.  Höchstens  mag  es 
iich  fragen,  ob  etwa,  wenn  ein  besonderes  Schutzbtindniss  z^^'ischen  beiden 
Staaten  besteht,  ein  Fall  vertragsmässiger  Hülfeleistung  gegen  einen  gemein- 
ichaftlichen  äusseren  Feind  vorliegt  Zu  bemerken  ist  jedoch  hierbei,  dufes 
ji  Beziehung  auf  Seeräuberei  nach  a^^emeiner  Gewohnheit  eine  Ausnahme 
gemacht  wird,  und  diese  kurzer  Hand  einer  Strafe  von  Seiten  ^^  der  Schul- 
ligen habhaft  werdenden  Staates  erfolgt ,  Selbst  wenn '  das  Verbrechen  von 
^'remden  gegen  Fremde  begangen  wurde.  Diess  lässt  sich  «denn  .auoh  recht- 
ertigen.  Seeräuberei  ist  nämlich  als  ein  gewerbmässigefe  Verbrechen  gegen 
iie  ganze  Menschheit  zu  betrachten,  und  es  hat  somit  jeder  Staat  das  Recht 


1)  Es  besteht  hier  eine  ziemlich  massige  Casuistik  aber  die  Aasllefenmgspflicht  in  nuuicherlei 
Aebr  oder  w^niflrer  unwahrscheinlichen  FäUen.  Man.  sehe  z.-  B.  Schmalz^  Völkerrechti 
U  156f|f.;  Tittmann,  Strafrechtä^flege  in  y.  r.  Hinsiclit,  8.26;  Provd  Klait,  De  dcditione, 
k.  64;  Bern  er,  Wirkungslo'eis .  8.  185  (];.*  Mit  einem  Theile  der.g^ebeneo  Entsclieldüngen 
uum  man  unmöglich  einverstanden  sein.  Wenn  z.  B.  Berner  ^er  Änsicnt  ist,  dass  in  Beziehung 
«f  einen  Flüchtlinge  "welcher  in  einäm  ftemden  Staate,  dem  er  aber  selbst  nicht  angehöre,  ein 
Verbrechen  begangen  habe,  der  Zweifel'  bestehe,  ob  er  dem  Verletzien  oder  seinem  heimath- 
icfaen  Staate  auszuliefern  sei ;  und  wenn  er  nun  dem  heimathlichen  Staate  den  Vorzug  geben 
rUl,  falls. dieser  zur  Bestrafung^  bereit  sei:  so  rührt  der  Zweifel  und  die  falsche  Lösung  von  der 
üiaahme  der  Personalitfit  des  Strafgesetzes  her.  Es  ist  denn  doch  offenbar  nur  deijenige  Staat, 
»^^n  welchen  gefelilt  wurde,  zu  einer  StrafhaiidlUng  zuständig;  nnd  wenn  Je  an  diesen  keine 
kasUefenmg  stattfinden  kann,  so  ist  derjenige  Staat,  welcher  den  Schuldigen  itzt  in  seiner 
Sewalt  hat,  aus  Pflicht  der  Weltreohtsordoang  zur  Bestrafung  berufeh,.  nicht  aber  abzusehen, 
rie  er  diese  Pflicht  auf  den  orsprttiiglicheD  Ueimathstaat  s6Ute  überwallen  können. 
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.  and  die  Pflicht  eigener  üntercUlicktiiig  and  BeetrafoBg.  Fflr  die.8ohiildigen 
hat  es  ohDedenr  keine  Bedeatong,  wer  di»  Stra&mi  fibt,  da  die  Strafe  überall 
dieselbe' ist.  *  :  •         -  ' 

Da^^  Ergebniss  der  vorstehenden  E^örtcfrangen  ist  denn  alsa,  d^ss  Tom 
Standpunkte  einer  kosmopolitischen  Reditsansicht  aus  der  Staat^ine  ^ppdte 
Aufgabe  hat '  Einmal  soll  er  immer  ^  wo  der  Natur  der  Sache  naoh  eine 
Möglichkeit  dazu  besteht  und  wo  seind  Mitwirkung  zum  Zweeke  n^Mliig  ist, 
'Yorbeugungsmaassregeln  zum  Schutze  des  Rechtes  treffen,  auch  wenn  dasselbe 
zuHächst  ausserhalb  seines*  Gebietes  liegt.  Sodann  aber  muss  er  auch  duidi 
Beihttlfe  zu  den  gesetzlichen  Strafen  zur*  Herstellung  der  WeltrechisordnuBg 
mitwirken.'  Uifd  zwar  hat  er  durch-  die  eigenen  Gerichte  nhd  nach'  seinen 
eigenen  Gesetzen  seine  blühenden 'oder  yorübergehenden,  ünterthaaeii  znr 
Strafe  zu  bringen,  welche  ein. auswärtiges  Becht  v^letat  haben,  sei.cäs  im 
diesseitigen,  sei  «s  .im  fr^njiden' Gebiete.  Du^ch*  Auslieferung  an  den  ?er- 
letztcQ-  Staat  {ib^r  soll  «r  (aufgenommen  den  fall  einer  beabsichtigteiD  Un- 
'gerechtigkeit  oder  unmenschlicher  Barte)  Beihflife  leisten,  wenn  eine  strafbare 

.  Verletzung  des  fremden  Rechtes  zwar  auf  fremdem  Gebiete  )ind  von  Fremden, 
d.  h.  seiner  Gewalt  zur  Zeit,  der  Begehung  in  keitfer  Woise  Unterworfenen, 

begangen  wurde,  er -aber  der  Thäter  später  irgendwie  habhaft  gewogen  ist 

.•         •  .  *       ■  ■ 

10  DiMelbsMdifice  AifliissiBiK. 

*  Die  bjsher  erörterte' Vd  in  ihren  Folgerungen,  dargelegte  Aiisicht  ist 

•  •   -       •*  ■  ,   ■  ■''  .    '     •  .  * 

aber  keineswegs  cße  einzige  grundsätzlich  mögliche.     Yielmehr  kann  das 

Verhalten  des 'Staates  zur  allgemeinen  Rechtsordnung  au^h  auf  eine  g«Bi 
andere  Grundläge  gestellt  und  folgerichtig,  auf  dieser  entwickelt  werden. 
Diess  geschieht  aber,  wenn  man  dem  Staate  lediglich  die  Aufgabe  se^t,  tieine 
eigene'  Re^tsördnung  gegen  Angriffe  zu  schützen,  und  nach  ^waiger  Ver- 
letzung wieder  herzustellen,  über  diese  T^ätigkeit  hinaus  ihm  aber  weder 
Rechte  noch  Pflichten  einräumt. 

'  Hier  stellt  man  als  obersten  Satz  cmd  Ausgang^unkt  auf,  dass  jeder 
Staat  ausschliesslich  die  Aufgabe  ^habe,  die  Lebenszwecke  seiner  Theilnebmef 
zu  fördern^  zu  dfim  Ende  aber  die  entsprechenden  Mittel  zu  ergreifen^  Eine 
weitere  Bestimmung»  also  namentlich  eine  Fördeirung.  all^tüeiiier  Zwecke  der 
gesammten  Menschheit  ocler  der  Gesittigung.  aller  yöjkerui  s.  w.,  wird  ledig- 
lich zurückgewiesen  blU  unklare  Ph^tasterei  oder  besten  Falles  al^  ein  erst 
in.:  unabsehbarer  und  unbestknmtbarer  ^eif  Tielle^cht  eintretQhder  Züstini 
—  Das  unentbehrlichste  aller  Mittel  zur  Erreichung .  der  *  concreten  Lebens- 
zwecke ist  nun  die  Herstellung  einer 'bestimmten  ,  Rechtsordnung.  Eine 
solche  besteht '  aber ,  wenn  die  Verhältnisse  <ler  dem  Sta^e  angehOrigen 
Einzelnen' zu. f^LUzelnen,  der  verschiedenen  im  Staate  befindlichen '  mensch- 
'  liehen  Vereine  unter  sich  und  zu  EinzeLien,  endlich  die  der  €resammtheit  zn 
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den  EfBzelnen  and  zu  den  gesellschaftlichen  jGrliederungea  des  Volkes  be- 
stimmt  sind  nnd,  nöthigen  Falles,  vom  Staate  aufrecht  erhalten  werden.  Das 
hierzu  £rf<u*derliche  an 'Gesetzen,  Yorbeugungsmaassrcgeln,  Gerichten  und 
Yollstreekungseinrichtungen  musa  vorhanden  sein  *und  nacL  den  jeweiligen 
BtfdOrfnissen  in  gutem  Stande'  erhalten  werden.  -^  So -wie  nun  aber  der 
Staat  flberhauptein  in  sich  abgeschlossener  Organismus  ist  und  zu  Erreichung 
seiner  Zwecke  nch  selbst  genügen  mnss  ohne  Beihülfe  .anderweitiger.  Eia^- 
zelner  oder  Vereine:  so  namentlich  auch  bei  seiner  Beohtsordnung.  Was 
über  die  eigenen,  auf  die  nichtige  Weise^in  Anspruch  genoipinenen  Krfifte 
hinausgeht,  ist  ^e  relative  Uihnöglichkeit  für  ihn,  und  kann  nicht  gefordert 
werden.  Ebenso  beschränkt  er  aber  auch  seine  Leistungen  auf  jicd  und  die 
Sdiugen,  und  ist  völlig  zufrieden,  wenn  innerhalb  seines  einheitlichen  Kreises 
keine  Rechtsverletzungen  vorkommen  oder  solche  wenigstens  wieder  gut  ge- 
macht werden.  Gleiches  für  sieh  za  thun,  überlässt  er  j^em  andern  Staate, 
welcher  Ja  ebenfalls  selbststftndig  seine  eigenen  Zwecke  zu  erreichen  hat 
Das  Rechtsverhältniss  zu  anderen  Staaten  besteht  also  lediglich  darin,  dass 
keiner  in  die  Selbstständigkeit  des  Andeni  eingreift,  lioch  sich  seiner  Seits 
eingreifen  lässt.  Gegenseitige  völlige  Unabhängigkeit  ist  der  oberste  Grund- 
satz, und  kein  Staat  hat  ein  Hecht,  von  dem  andern  eine  Mitwirkung . inir 
Erreichung  seiner  .eigenen  Zwecke  zu  verlangen. 

Notbwendige  Folgenmgen  dieser  Auffassung,  welche  ohne  Zweifel  eine 
«selbstsüchtige»  genannt  werden  darf,  sind  nun  aber  nachstehende. 

Vor  Allem  bekümmert  sich  der  Sta^t  um  Handlungen ,  welche  nicht 
gjBgen  seine  eigene  Rechtsordnung,  gerichtet  sind,  gar  nicht;  gleichgültig, 
wo- und  von  vrem  dieselben  vorbereitet  oder  begangen' werden  mögen.  Er- 
Ofdnet  weder  Vorbeugungsmaassregeln  zu  ihrer  Verhinderung  an,  noch  ent- 
hält seisi  S|[rafgesetz  ein  Verbot  derselben ,  oder  ist  seinen  Gerichten  irgend 
eine  Zuständigkeit  in  Beziehung  auf  solche  Handlungen  gegeben.  Selbst 
wenn  'sie  in  seinem  Gebiete  und  von  seinen  Angehörigen  unternommen  sind, 

•  -  .  ■ 

iät  es  nicht  seine  Sache,  denselben  entgegen  zu  treten,  -da  sie  mit.  seiner 
«igenen  Aufgabe  in  keinem  Widerspruche  stehen,  er  aber  nicht  zum  Hüter 
und  Vormund  fremder  Staaten  gesetzt  ist.  Diese  mögen  sich  selbst  Schützen; 
und  sie  haben  namentlich  auch  unbestritten . das  Recht,  Yerletzer  ihrer  Ge- 
setze,  wer  immer  sie  sein  mögen,  nach  ihren  eigenen  Bestimmungen  zu 
behandeln,  wenn  sie.  derselben  im  Bei:eiehe'  ihrer  Zuständigkeit  und  ihrer 
Gewalt  habhaft  werden  können.  Lediglich  in  dem  Falle,  wenn  eine  gegen 
auswärtiges  Recht  gerichtete  Handlung  auch  den  Innern  I<>ieden  zu  stören 
oder  dem  Staate  sonstigen  Schaden  zu  bringen  geeignet  ist,  mag  solche 
gesetzlich  verboten  und  vorkommenden  Falles  bestraft  werden;  aber  natür- 
lich mir  eben  im  Verhältnisse  dieser  inneren  Beziehungen. 

Eine  zweite  notbwendige  Folge  dieser  Auffassung  ist  es,  dass  Menschen^ 
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and  die  Pflicht  eigener  ÜBter<lr.ackaBg  und  BeetrafoDg.  Für  die.  Sohnldigen 
hat  es  ohnedem  keine  Qjedeatang,  wer  das  Stra&mt  übt,  da  die  Strafe  überall 
dieselbe' ist.   . 

Da^Ergebniss  der  vorstehenden  E^örternngen  ist  denn  alsa,  dass  rom 
Standpunkte  einer  kosmopolitischen  Reditiansicht  aus  der  Staat  «ine  doppelte 
Aufgabe  hat. '  Einmal  soll,  er  immer  ^  wo  der  Natur  der  Sache  nach  eine ' 
Möglichkeit  dazu  besteht  und  wo  sein^  Mitwii'kung  zum  Zwecke  nöthig  ist, 
Yorbeugungsmaassregeln  zum  Schutze  des  Rechtes  treffen,  auch  wenn  dasselbe 
zuflächst  ausserhalb  seines  Gebietes  liegt.  Sodann  aber  muss  er  auch  dorch 
Beihülfe  zu  den  gesetzlichen  Strafen  zur  Herstellung  der  Weltrechtsordnung 
mitwirken.  Uigd  zwar  hat  er  durcb'  die  eigenen  Gerichte  and  nach  seinen 
eigenen  Gesetzen  seine  bleibenden 'oder  vorübergehenden,  ünterthanen  zur 
Strafe  zu  bringen,  welche  ein. auswärtiges  Recht  verletzt  habc^n,  sei  eis  im 
diesseitigen,  sei  es  im  frenjiden  Gebiete.  Du^ch  Auslieferung  an  den  ver- 
letzte^  Staat  {ib^r  soll  «r  (ausgenonmien  den  Ji'all  einer  beabsichtigten  ün- 
'gerechtigkeit  oder  unmenschlicher  Barte)  Beihülfe  leisten,  wenn  eine  strafbare 
Yerletzuhg  des  fremden  Rechtes  zwar  auf  fremdem  Gebiete  und  von  Fremdes, 
d.  h.  seiner  Gewalt  zur  Zeit  der  Begehung  in  keiiier  W^ise  Unterworfenen, 
begangen  wurde,  er > aber  der  Thäter  später  irgendwie  habhaft  geworden  ist. 

•  .  •  *  • 

•  's 

(  ■  1 

'         b)  Di»  selbsMcbtise  AiffiBSimg. 

^  Die  b|sher  erörterte  &i.d  iu  ihren  Folgerungen,  dar^le^^te  Ansicht  i^t 

aber  keineswegs  die  einzige  grundsätzlich  mögliche.     Vielmehr  kann  das 

Verhalten  des 'Staates  zur  allgemeinen  Rechtsordnung  auph  auf  eine  ganz 

andiere  Grundtage  gestellt  und  folgerichtig,  auf  dieser  entwickelt  werden. 

Diess  geschieht  aber,  wenn  man  dem  Staate  lediglich  die  Aufgabe  set^  seine 

«  .  •    •  • 

eigene'  Re^tsordnimg  gegen  Angriffe  zu  schützen,  und  nach  ^waiger  Yec- 
ietzung  wieder  herzustellen,  über  diese  T^ätigkeit  hinaus  ihm  aber  weder 
Rechte  noch  Pflichten  einräumt. 

'  Hier  stellt  man  als  obersten  Satz  und  Ausgangspunkt  auf,  dass  jeder 
Staat  ausschliesslich  die  Aufgabe  habe,  die  Lebenszwecke  se^iner  l^heilnehmer 
zu  fördern^  zu  djem  Ende  aber  die  entsprechenden  Mittel  zu  ergreifen.  Eme 
weitere  BestimmAng^  also  namentlich  eine  Förderung  all^meiner  Zwecke  der 
gesammten  Menschheit  oder  der  Gesittigung.  aller  Yö|ker  u.  s.  w.,  wird  ledig- 
lieh  zurückgewiesen  alä  unklare  Phantasterei  oder  besten  Fiedles  al§  ein  erst 
in^  unabsehbarer  und  unbestimmtbarer  ^eit  jnelle^cht  eintretehder  Zustand. 
—  Das  unentbehrlichste  aller  Mittel  zur  Erreichung .  der  *  cpncreteni  Lebens- 
zwecke ist  nun  die  Herstelh^ng  einer '.bestimmten  .  Rechtsordnung.  Eine 
solche  besteht  aber,  wenn  die  Verhältnisse  <ler  dem  Staate  angehöri^en 
Einzelnen' zu. Einzelnen,  der  verschiedenen  im  Staate  befindlichen  mensch- 
liehen  Vereine  unter  sich  und  zu  EinaeLien,  endlich  die  der  Ge&ammtheit  zn 
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len  Einzelnen  nnd  zu  den  gesellschaftlichen  Gliederungea  des  Volkes  be- 
ümmt  sind  und,  nöthigen  Fsjles,  vom  Staate  aufrecht  erhalten  werden.  Das 
lierzu  Erforderliche  an 'Gesetzen,  Yorbeugungsmaassrcgehi,  Gerichten  und 
rollstreekungseinrichtungen  muss.  vorhanden  sein  *und  nacb  den  jeweiligen 
tedürfoissen  in  gutem  Stande'  erhalten  werden.  —  So-  wia  nun  aber  der 
Itaat  überhaupt -ein  in  sich  abgeschlossener  Organismus  ist  und  zu  Erreichung 
einer  Zwecke  sich  selbst  genügen  muss  ohne  Beihülfe  ^derweitiger.  Ein- 
elner  oder  Vereine:  so  namentlich  auch  bei  seiner  Reehtsordnung.  Was 
iber  die  eigenen,  auf  die  nichtige  Weise^in  Anspruch  genommenen  Kräfte 
inausgeht,  ist  6ine  relative  Uihnöglichkeit  für  ihn,  und  kann  nicht  gefordert 
rerden.  Ebenso  beschränkt  er  aber  auch  seine  Leistungen  auf  .sied  und  die 
einigen^  und  ist  Völlig  zufrieden,  wenn  innerhalb  seines  einheitlichen  Ererses 
:eine  Rechtsverletzungen  vorkommen  oder  solche  wenigstens  wieder  gi^t  ge- 
lacht wierdeuv  Gleiches  für  sieh  zu  thun,  überlässt  er  j^dem  andern  Staate, 
reicher  ja  ebenfalls  selbstst&ndig  seine  eigenen  Zwecke  zu  erreichen  hat. 

>a8  Rechtsverhältniss  zu  anderen  Staaten  besteht  also  lÖ^iglich  darin,  dass 

» 

einer  in  die  Selbstständigkeit  des  Andern  eingreift,  noch  sich  seiner  Seits 
ingreifen  lässt.  Gegenseitig^  völlige  Unabhängigkeit  ist  der  oberste  Grund- 
atz,  und  kein  Staat  hat  ein  llecht,  von  dem  andern  eine  Mitwirkung . fui* 
Erreichung  seiner , eigenen  Zwecke  zu  verlangen. 

Nothwendige  Folgerungen  dieser  Auffassung,  welche  ohne  Zweifel  eine 
selbstsüchtige»  genanM  werden  darf,  sind  nun  aber  nachstehende. 

Vor  Allem  bekümmert  sich  der  Sta^t  um  Handlungen,  welche  nieht 
;egen  seine  eigene  Beclitsordnung.  gerichtet  sind,  gär  nicht;  gleichgültig, 
ro  und  von  wem  diesefben  vorbereitet  oder  begangen' werden  mögen.  Er 
»rdnet  weder  Vorbeugungsmaassregeln  zu  ihrer  Verhinderung  an,  noch  ent- 
lält  sein  S^afgesJBtz  ein  Verbot  derselben,  oder  ist  seinen  Gerichten  irgeikid 
dne  Zuständigkeit  in  Beziehung  auf  solche  Handlungen  gegeben.  Selbst 
?enn  'ßie  in  seinem  Gebiete  und  von  seinen  Angehörigen  unternommen  sind, 
it  es  nicht  seine  Sache,  denselben  entgegen  zu  treten,  -da  sie  mit,  seiner 
Ägenen  Aufgabe  in  keinem  Widerspruche  stehen,  er  aber  nicht  zum  Hüter 
ind  Vormund  fremder  Staaten  gesetzt  ist.  Diese  mögen  sich  selbst  schützen; 
md  sie  haben  namentlich  auch  unbestritten . das  Recht,  Verletzer  ihrer  Ge- 
«tze,  wer  immer  sie  sein  mögen,  nach  ihren  eigenen  Bestimmungen  zu 
)eliandeln ,  wenn  sie  derselben  im  Bereiehe'  ihrer  Zustäüdigkeit  und  ihrer 
Gewalt  habhaft  werden  können..  Lediglich  in  dem  Falle,  wenn  eine  gegen 
auswärtiges  Recht  gerichtete  Handlung  auch  den  Innern  Frieden  zu  stören 
»der  dem  Staate  sonstigen  Schaden  zu  bringen  geeignet  ist,  mag  solche 
(esetzlicl^  verboten  und  vorkoiämenden  FaUes  bestraft  werden;  aber  natür- 
ich.  nur  eben  im  Verhältnisse  dieser  inneren  Beziehungen. 

Eine  zweite  nothwendige  Folge  dieser  Auffassung  ist  es,  dius  Menschen^ 
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welche  .in  einetn^  fremden  Staate  dne  Verletzung  de?  dortigen  Rechtsord- 
nung begangen,  sich  aber  später  iö  4as  diesseitige  Gebiet  begeben  >- haben, 
hier  unangefochten  bleiben.-  Ob  solche  Zuziehende  diesseits  überhaupt  aof- 
genommen  werden ,  ist  eine  Frage  för  sich ,  deren  Beäntwortimg  in  der 
Regel  von  dem  Belieben  dar  Regierung,  zuweilefi  Ton  feststehenden  Gesetzen 
abhängt.  Nichtbekümiherung  um  fremde  Rechtsordnung  und  allgemeine  oder 
gar  gesetzliche  Gewährung  von  Asyl  sitid  keineswegs  gleiehbedent^nde  Be- 
griffe; namentlich  kann  erstere  gar  wohl  ohne  letztere  bestehen  "und  Grund- 
satz*  sein.  Wenn  abei^  solche  Fremde  einmal  zugelassen  sind,  vielleicht 
nach  den  Gesetzen  zugelassen  werden  müssen,  dann  stehen  sie  allerdings 
unter  der  diesseitigen  Rechtsordnung,  tmd  nur  unter  dieser;  und  was  sie 
früher  getban  oder  unterlassen  haben ,  berührt  unsem  Staatszweck  nicht, 
ist  also  auch  kein  Gegei^sfand  einer- Handlung  unserer  öffentlichen  Gewalt 
Desshalb  ist  es  denn  auch  ganz  gleichgültig,  ob  sie  bei  tler  Begehung 
solcher  früheren  Handlung  ünterthanen  des  verletzten  Staates  waren,  oder 

•  •  * 

Fremde  audi  für  ihn.  Diess  aber  gilt  nicht  nur  von  der'  Bestrafung ,  son- 
derA  auch  von,  der  Auslieferung.  Den  in  diesseitigen  Schutz  Anigenonmienen 
mag  etwa,  je  nachdem  über  ihre  Persönlichkeit  ^Nachrichten  von  fremden 
Staaten  einlaufen ,  aus  Gründen  der  •  eigenen  Rochtssicherung  die  Aufent- 
haltserlaubniss  wieder  entzogen  werden;  allein  diese  Maassregel  kann  nicht 
weiter  gehen,,  als  bis  zu  einftkoher  Ausweisung.  Eine  Mtwirkung  zur  Straf- 
gerechtigkeit eines  andern  Staates  und  zur  Tollstreckuhg  seiiter  Zwecke 
wäre  eine  offenbare  Folgewidrigkeit. 

Endlich  versteht  es  sich  yon  selbst,  dass  ein  Staiat,  Welcher  diese 
selbstsüchtige  Auffassung  von.  der  Rechtsordnung  hat,  auch  seiner  Seits 
keinerlei  Ansprüche  an  andere  Staaten  machen  darf,  ihn  in  dem  Schutze 
^eineä  verletzten  Rechtes  zu  unterstützen.  So  wie  er  diese  Aufgabe  anf- 
fasst,  muss  er  sie  auch  von  Anderen  auffassen  lassen;  und 'i6r  kann  sich 
selbst  dann  nicht  beschweren ,  wenn  ein  fremder .  Staat ,  welcher  im  Allg^ 
meinen,  eine  weitergehende  Ansicht  von  seiner  Rechtspflicht  hat,  ausnahms- 
weise und  als  Retorsion  gegen  ihn  die  von  ihm  selbst  befolgten  Grundsätze 
apwendeC. 

'3. 

•  •.  .     . 

Folgen  der  bisher  erörterten  AnBioIiteiL 

Es  sei  gestattet,  die  Erörterung  der  verschiedenen  möglichen  Ansichten 
über  das.  nothwfendige  Verhalten  des  Staates  zur  Rechtsordnung  an  dieser 
Stelle  auf  einen  Augenblick  zu  unterbrechen ,,  um  die  Folge-ii  scharf  ins 
Auge  zu  fassen,  welche  sich  sowohl  aus  dem  ein^,  als  aus^  dem  andern 
der  beiden  bisher  besprochenen  Systeme  ergeben.    Es  ist  diese  Schluss- 
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ziefaimg  desshälb  nöthig,  wdl  dne  Einsicht  in  dieselbe  den  ^terea  An- 
scbanongen  zu  Grunde  liegt: 

Kiemand  kann  verkennen,  dass  sowohl  das  kosmopolilifiche  als  das 
selbstsflchtige  System  in  sich  folgerichtig  sind.  Sobald  man  dem  einen  und 
dem  andern  seinen  obersten  Grundsatz  einräumt,  ergeben  «ich  die  weiteren 
Sätze  mit  logischer  Nothwendigkeit.  Allein  höchst  verschieden  ^nd  die 
praktischen  Folgen,  welche  sich  sowohl  für  die  betreffenden  Staaten  selbst, 
als  für  andere  in  weitem  Kreise  aus  ^deAselbeB  entwickeln. . 

Nahe  liegen  die  guten  Folgen  in  beiden  Fällen. 

Das  kosmopolitische  System  kani^  vor  Allem  den  Anspruch  machen, 
dass  es,,  so  wie  es  selbst  hervorgeht  aus  einer  höhern  Ansicht  von  dem 
Mensc)ienzWecke ,  so  auch  diese  Ansiciit  seiner  Seits  yerstärkt.  £ine  solche 
aiieigemifltzige ,  die  ganze  Welt  umfassende  Förderung  der  Bechtsordnting 
kani^  nur  den  Glauben  an  eine  allgemeine  Brüderlichkeit  und  an  die  Ge- 
meinsamkeit  der  Lebenszwecke  aller' Menschen  befestigen  und  zur  F<)rderung 
dieser  (resittigung  auch  in  anderen  Beziehungen  aufmuntern.  —  Sodann  muss 
nothwcndig  durch  eii^e  so  allseitige  Anerkennung  und  Stützung  des  Rechtes 
von  Seilen  des  Staates  das  Recht  sl)ewusstRein  der  Bürger  überhaupt  gestärkt 
und  erhöht  werden.  Sie  sehpn,  dass  kein  Opfer  geschont  wird,  um  dem 
Rechte  zur  Herrschaft  zu  verhelfen ,  selbst  dann ,  wenn  der  Staat  unmittelbar 
gar  nicht  betheiligt  ist  bw  der  Verletzung.  Diess  stellt. den  Rechtsgedanken 
unwiilkührlich  für  Jeden  hoch.  Endlich  'wird  natürlich  durch  eine  solche 
Mitht^fe  des  Staates  die  materielle  Rechtssicherheit  so  sehr  «befestigt  und 
ausgedehnt,  als  es  überhaupt  menschlichen  Kräften  möglich  ist;  Die  Yorthcile 
eines  solchen  ausgedehnten  Schutzes  bedürfen  aber  nicht  erst  eines  Nachweises. 

Knapper  allerdings  Mnd  die  Yortheile  des  selbstsüchtigen  Syste- 
mes;  doch  sollen  sie  in  ihrer  Art  nicht  verkannt  werden.  Sie  bestehen 
einmal  darin,  dass  der  Staat  die  ihm  zu  Gebote  stehenden  Kräfte  züsain- 
menhält  zur  Erreichung  der  ihm  und  den  Seinigei)  zunächst  anliegenden 
Bedürfnisse,  utid  dass  er  also  keine  weiteren  Forderungen  an  seine  Bürger 
stellt,  als  Qnbedingt  nothwendig  ist.  Sodann  kann  es,  zweitens,  nur  als  ein 
Nutzen  erkannt  werden,  dass  bei  dem  eng^m  Wirksamkeitskreise,  welcheu 
sich  der  Staat  hier  zieht,  keinerlei  Berührung  mit  den  inneren  Angelegeii- 
heiten  anderer  Staaten  stattfindet,  und  man  sich  mit  der  Beurtheilung  des 
Rechtszustahdes  derselben  nicht  zu  befassen .  braucht.  Diess  erspart  Ver- 
legenheiten, möglicherweise  selbst  Gefahrßn. 

.  Leider  haben  aber*  beide  Systeme  keineswegs  blos  Vortheile;,  vielmehr 
führt  sowohl  die  kosmopolitische  als  die  selbstsüchtige  Ansicht  in  ihrer 
Starrheit  zu  grossem  Unzuträglichkeiten,  und  zwar  nicht  minder  für 
die  danach  handelnden  Staaten  selbst,  als  für  Dritte  und  überhaupt,  für  die 
menschliche  Gesittigung. 
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Was   B%iilicfi .  's^et^t.  die   au^  d^   k  q  s  m  ö  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e^  .  Anffiassong 

entsteiiQndett  Scliwierigkeiten   und  NaoMt^idie   betri;fft,^i  so   ist   vor  ABem 

einleuchtend,'  ;dass  der.  Stallt  siel),  dadurch  dne   grosse  Menge  von  be- 

schwerlichen  latiti  weit  aus-seh'eiid'en  Gneschäften  iCiifladet/  welclie 

'  . .  '      •      ■     ■  •  '  *      . 

litil'''in  sehr  «(Httelbarer  Weise  fflr  ihn  selbst?  von  Nutzen  sind.  —  So  wdt 

ea  sich  nämlich  von  Yorb'eu güngs- Maassregeln  hkndelt,  mnss  er  nicht 

nur  die  politischen  Yel-hältnisse  aller  Staaten,  InitMrelchen  6ei&e'  bl^benden 

oder  vor&bergelienden  •UntM:banen  in  Bertlhrun^  komni^  können,  bestindig 

.im  Ange  behalten^  um  dadurch  zu  beurtheilen ,  pb  .«und  WelOhe  Eingriffe 

etwa  gemacilit  werden  können^  uni}  um  entsprechende  YorbeuguUgsanstalten 

ZU'  treffen;  sonden^  er  anuss  selbst  da,  wo  nvtr  dii  Yerlotzungen  £iBZ€$ber 

;ih /freioden  Staaten  als  wahrscheinlich  erscheinen,  einschreiten',  Q!tii  also 

beobacht^p.  -Wie- weit  dies^  aber  gehen  kann,  tind  zu  welchen  IPoIgerpngen 

es  führt, "davon  mOgen  nachste^hende 'Ajidcutungen  ungefähr  einen  Begriff 

geben.    Bei  dkr  Mitwirkung  zürn  Schutze-,  fremden  öffentlichen  Rechtes  wird 

es  sich  lücht  etwa  blos  von  der  Verhinderung  vön^YerschwOninj^,  £rei- 

'  schaarenzügen  u..<}gl.  handeln,  sondemrz.  B.  auch  von  Maassregeln  gegen 

Schleichhandel,   welcher  vom.diesseitigeil  Gebiete'  aus  iu  fremdes  Liknd  g^ 

führt  werden  wolUie.    Die  Ye|*letzung  der  Einkommei^g^et2e  Jdjßs  Sreraden 

Staates  und  die  Störung  des  von  ihm  beliebten  Gewerbeschutzes  ist  nnzwdfel- 

hafi,  äbstract  aufgefa^st,  eiueJEteclits^rletzung.    Will  man  nun  auch  gross- 

•  -  ... 

müthig  davon  absehen^,dass' diese  Anstisklten  vielleicht  unmittelbar  zur  Be- 
nachtheiligung unserer-  'eigenen  Angehörigcai  wirl^en  mid  dazu  \bpstellt  sind: 
so  springt  jeden  Falles  diie  Ausdehnung  imd  die  Beschwerlichkeit  der  Yor- 
kehrnngen  in  die  Augen,  welche  zu;*  YeVhinäerung  des  Schleichhandels  der 
eigenen  UnterthaAen  nöthig  rv^erden  köiin^n.  Ist  schon  die  Abhaltung  fremden 
Schmuggels*  schwer  und  kostspielig  genug-,  so  ist'eine  wirksame  Beaufsichti- 
guiig  sämmtlicher  eigener  Gewerbender  noch  ganz  anders  eingreifend.  Und 
diess  vielleicht  zu  Gunsten  eiiies  Staaten,  welcher  unia  nicht ^inniai  gleiche 
Hülfe  seiner  Seits  gewährte!  Hinsichtlich  der  Terhinderung  Von  Privatver- 
brechen aber  würde  es  'sich  nicht  etwa  blos  vonr  Räuber-  oder'Di^sbanden 
handeln,  welched  man  den  W^jg  nach  benachbarten  Staaten  zu  verlegen  hätte, 
sohdem  auch  von  der  Beaufsichtigung  aUes  Betruges  im  Handel 'mit  den 
Ajigehörigen  des  fremden  Staates  u.  dgl..^—  Eine  ebenfalls  grosä^  Last  kann 
die  Untersuchung  und  Bestrafung  der  von ' diesseitigen  Unterthanen 
im  frelhden. Gebiete  begaügenen  R^htsverletzungjdn  aufladen,  obgleich  der 
.  diesseitige  Staat  unmittelbar  gar  nicht  betheiligt  ist,  ipuar  er  mit  Mflhe  und 
Kosten  Beweismittel  aus  fremdem  Lande  herbeischaffen,  äeine  Gerichte  ihreni 
eigentlichen  Berufe  entgehen,  die  erkannten  Stjrä&niif  «einen  Anstalten  voll- 
ziehen. .■  '.  -      '         '•' 

Diese- Beschwerden  sind  aber,  um  so  weniger  ^u.unter8cb&tzen,'ids  höchst- 
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wi^hrscheiiüich,  zweiiei\6,  alle  Bemflhui^gcn  niti  den  Rechtsschutz  Fremder 

doch  nicht. Mnreichen  werden,  tun  manchfäx^hen  Beschwerden,  Verlangen 

niid  Verwicklungen  von  Seiten  auswärtiger  Staaten  vorzubeugen. 

Auch  bei  hestem  Willen  der  obersten  (jewalt  wird  es  keineswegs  immer  ge- 

Magen,  beabsichtigte  Verletaungen  abzuwenden  oder  dur<;h  gerichtliche  Thätig- 

keit  einen  den  Beschädigten  genügende^  Spruch  zu  erwirken.    Dann  aber 

macg  man  nrit  Bestimmtheit  Klagen  und  Forderungen  entgegensehen ,  deren 

allgemeine  Begründuüg  nicht  einmal  in  Abrede  zu  aehep  ist,  da  ja  die  Ver- 

pflichtung  zur  Bechtshülfe  diesseits  anerkannt  wird. 

Ein  di^tter  sehr  bedeutender  Üebelstand  ist,  dass  man  durch  das  System 

aUgemein^r  Rechtshttlfe  gedrängt  werden  kann ,  sich  über  zwjeifelhafte  und 

• 

bedrohliche  Zustände  in  einem  andern  Staate  ,amt lieh  auszusprechen, 
und  sie  domit  entweder  als  zu  Recht  bestehend  anzuerkennen  oder  sich  feind-^. 
selig  gegen  sie  ^  benehmen  ^  während  längeres  Zuwarten  Gebot  der  Klug- 
heit wäre,  oder  vielleicht  die  Dinge  an  sich  noch  keineswegs  .sprüchreif  sind. 
Wenn  in  einem  Laude  Parteien  um  den' Sieg  kämpfen,  Herrscher  entsteh'^n 
und  g(}^firzt  werden,  ist  ^  nicht  immer  leicht^  auch  nur  den  bequemen  in- 
ternationalen Grundsatz  aufrecht  zu  erhalten ,  naich.  welchem  die  jeweil  that-w 
sächlich  bestehende  G^ewak  imiremden  Staate  ebenfalls  thatsächlich  anerkannt, 
über  den  Recht^bestand  aber  kein  bind£;ndes  Ürtheil  abgegeben  wird.   AHein 
ganz  anders, noch  wird  die  Schwierigkeit,  und  unter  Umständen  die  Gefhhr, 
wenn  ein  Sta^t' vpn  einer  solchen  zweifelhaften  aber  starken  auswärtigen 
Gewalt  kategorisch  aufgefordert  wird,  sich  über  deren  rechtliche  Anerkennung 
zu  erklären;  oder  wenn  er  in  die  Lage  kommt,  semer  Seits  amtliche  Schritte 
zu  thnn,  welche  ^iue  solche  A^rkennung  läugnen  oder  aussprechen..  Eine 
Läugnung  mag  Krieg,  eine  Anerkennung  V^wjcklung  in  fremde  Unruhen, 
^rwürfniss  mit  bisherigen  Verbündete^,  Untreue  gegeq  bisher  festgehaltene 
politische  Grundsätze  zur  Folge  haben.    Jeder  Schritt  dieser  Att.  will  also 
wohl  überdacht,   mit  anderen  Regierungen  besprochen  sein..   Eine  solche 
Umsicht  ist  aber  für  einen  Staat,  welcher  sich  zu  kosmopolitischer  Rechts- 
hfiUe  bekennt,  sehr  erschwert.  Natürlich  kann  nur  g^gen  rechtlich  bestehende 
Regierungen  ein  Staatsverbrechen  begangen,  Qur  von  Solchen  Gewalten  eine 
Aufforderung  zum  Reqhtsbeistande  •  angenoHnnen  wer^n.    Eine  Rechtshülfe 
zur  Unterstützung  einer  ungesetzlichen  GeWaJt  wäre  Thieilnahme  an  ihrem 
Vergehen  und  zu  gleicher  Zeit  Unrecht  gegen  den  Gestraftien.    Umgekehrt 
äbef  nnisä  einer  begrüQdeten  Aufforderung  einer  rec^tsbegrttndeien  Regierung 
Folge  geleistet,  ja  eine  solche  auch  ohne  Verlange?  von  ihrer  Seite  durch 
'Wbeugungsmaassregelii  geschützt  werden.    Nur  ajlzu  leicht  kajin  also  irgend , 
ein  Zufall,  ein  vcrhältnissn^ässig  unbedeutender  Umstand  zu  einer  frühzeitigen  . 
und  dadurch  sehr  bedenklichen,  ausdrücklichen. öder  stillschweigenden  Er- 
klärung nötbigen. 

▼.  Hohl,  StMterecbt.    Bd.  L  45 
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Endlich  noch,  und  es  durfte  diess  das  Bedenklichste  "sein,  setzt  sich  ein 
zu  kosmopolitischer  Rechtshülffe.  entschlossener  Staat  der  Ohlen  AftematlT« 
aus ,  einer  fremden  gewalttMtig  'rfnd  gesetzwidrig  herrschenden,  aber  formell 
rechtmässigen  Regierung  entweder  solche  Flüchtlinge  durch  Ausliefefang  zun 
Opfer  zu  bringen,  welche  einen  verunglückten  Versuch  gemacht  hatteö, 
den  ungesetzlichen  Druck  abzuwerfen ,  vielleicht  also  die  besten  Männer  eines 
unglücklichen  Volkes;  oder  aber  die  Verweigerung  4er  Auslieferung  durch 
die  unumwundene  Erklärung  begründen  zu  müssen,  dass  eine  solche  Regie- 
rung nur  eine  Gewaltherrschaft  sei  und  jeder  Angriff  gegen  sie 
diesseits  als  berechtigt  betrachtet  werden  müsse,  tm  letztem  Falle  können 
die  Folgen  für  den  gewissedhaften  Staat  unabsehbar  sein.  Im  erstem  da- 
gegen macht  er  sich,  aus  blos  formelleq  Gründe^  oder  aus  Schwäch^,  zum 
Mitschuldigen  der  Gewaltherrschaft  und  VieÜeicht  der  Grausamkeiten  einer 
Regierung,  welche  er  selbst  hasst  und  verachtet,  und  trägt  das  Seinige 
dazu  bei,  dje  Erde  zu  einem  grossen  6effti|gnisse  zu  machen,  aus  welchem 
kein  Entrinnen  ist;  er  stellt  sich  auf  Seite  der  Unterdrücker  und  Henker. 

Ein  bis  zur  äussersten   Gränze  gehettdes  ^Pflichtgefühl  gegen  die  Rechts- 
•  •  •  •     * 

ördQung  kann  also  in  Beihülfe  zum  i^chrMendsten  Unrechte,  eine  Sorge  für 
ein  Mittel  der  Gesittigung  zur  grausamsten  Barbarei  bringen! 

Anderer  Art  zwar,  jedoch  nicht  eben  geringer,  sind  die  Nachtheile, 
welche  eine  folgerichtige  Diirchftthrung  deV  selbstsüchtigen  Systemes 
bringt.  Ein  Theil  derselben  tritt  unbedingt  und  mit  Nothwendigkeit  ein; 
andere  dagegen  erscheinen  in  verschiedener  Gestialt  und  Grösse,  je  nach- 
dem  noch  andere  Einrichtungen  mit  diesem  Grundsatze   verbunden  werden. 

In  ersterer  Beziehung  leuchtet  vor  Allein  ein,  dass  sich  ein  solcher 
Staat  unter  all^  Umständen  nicht  nnr  selbstauf  einen  sehr  tiefen  Stand- 
punkt  im  Völkerleben  stellt.,  sondern  auch  zur  Festhaltung  desselben  in 
weiterem  Kreise  beiträgt. 

Die  ganze  Auffassung  des  jnensehlichen  Lebens  «nd  seiner  wichtigsten 
Gestaltung,  des  Staates,  ist  hier  eine  enge  und  kleinliche.  Weder  aner- 
kennt man  die  Aufgabe  de»  MenschetQgeschiechtes ,  durch  eine  Ausbildung 
der  Gemeinschaft  immer  mehr  zu  allg^meinet  Gesittigung  vojzoschreiteo; 
noch  wird  überhaupt  *  ein  das  starre  Recht  überragendes  Gebot  der  Sitt- 
lichkeit als  eine-  Regel  des .  Völkerverkehres  erklärt.  Wie  der  Zofkll  die 
einzelne  Volks-  und  Staats -Individualität  zu  Wege  gebracht  hat,  und  wie 
diesem  Werke  des  Zufalles  auch  die  concreten  Zwecke  entsprechen  und 
genuinen :  so  lebt  jeder  Verein  für  sieh ,  und  überlässt  allen  anderen  zo 
ihrem  Ziele  zu  gelangen,  so ^  gut  sie  es  vermögen.  Eine  solche  Lebens- 
ansieht  steht  zwar  um  eine  Stufe  höher,  als  die  jener  rohen  Völker,  welche 
im  Fremden  immer- nur  einen  Feind  sehen;  allein  sie  ist  zu  dem  Begriffe 
eines  hohem  geistigen,   sittlichen  und  wirthschaftlichen  Measchheitslebess 
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noch  nicht  durchgedrungen.  Fremd^  Recht  wird  an  sich  anerkannt;  allein 
man  giht  keine  Pflicht  zu,  dasselbe  zu  schützen,  auch  wenn  es  durch  Mangel 
eines  solchen  Schutzes  vernichtet  werden  sollte.  Durch  eine  solQhe  Hand- 
lungsweise  hält  denn  aber  der  betreffende  Staat  nicht  nur,  so  weit  sein 
eigener  Umfang  und  Einfluss  geht,  eine  allgeineine  Entwickelung  d^s  Men- 
schengeschlechtes zurQc^;  sondernder  veranlasst  apch,  gar  leicht  wenigstens, 
eine  weitere  Handhabung  desselben  roheren  ßebah^pens  bei  anderen  Völkern, 
welche  an  sich  zu  einer  sittlicheren  Auffassung  geneigt  wären.  '       • 

Es  führt  n&mlich  ein  selbstsüchtiges  Verhalten  der  geschilderten  Art,  — 
und  diess  ist  der  ^eite  unbedingte  Nachtheil,' —  andere  Staaten  aus  Gründen 
der  Retorsion  zu  der  Anwendung  gleicher  Grunds^t^e  gegen  ihn. 
Es  mag  sein,  dass  es  ein  Bdweis  von  noch  höherer  sittlicher  Bildung  wäfe, 
wenn  Andere  sich  durch  eine  Verweigerung  geforderter  Beihülfe  nicht  davX>n 
abbringe^  Hessen,  auch  einem  solchen  efighefzigen  Staate  gegenüber  die 
grundsätzliche  Mitwirkung  ihrer  Seits  nicht  zu  versagen;  Allein  es  wird 
darauf  in  der  Regel  nicht  zu  rechnen .  sein.  Theils  wird  verletzte  Empfind- 
lichkeit und  das  Gefühl  der  Gleichstellung  so  wie  der  mternationalen  Ehre 
den  Sieg  davon  tragen;  -theils  mag,  verständiger,  die  Ilrwiederung  unge- 
nossenschaftlichen Benehmens  und  sächlicher  Nachtheile  als  das  einzige 
Mittel  zur  Bekehrung  des  selbstsüchtigen  Staates  erscheinen.  Die  Folge 
aber. ist,  so  lange  solche  Retorsion  geübt  wird,  eine  weitere  Ausdehnung 
des  weniger  gesittigten  Zustandes  und  eine  erhöhte  Erschwerung  der  Ge- 
langung zum  Rechten. 

Ausser  diesen  jeden  Falles  sich  ergebenden  Nachtheilen* können  aber 
auch  npch  weitere  dazu  kommen,  je  nachdem  bei  dem  selbstsüchtige]^  Sy- 
steme noch  andere  naheliegende  Einrichtungen  getroffen  werden.  £s  hängt 
nämlich  viel  davon  ab,  ob  ein  Staat,  welcher  lediglich  für  seine  eigene 
Rechtssicherheit  sorgt,  auch  noch  ein  allgemeines  A^l  für  die  FlüchUioge 
aus  aiideren  Staaten  eröffnet,  oder  ob  er  ein  solches  Recht  unci;  eine  splche 
Pflicht  nicht  beansprucht.  ,  .       '  . 

. ;  Im  ersten  Falle  ist  nicht  ^zu  vermeiden,  dass  das  betreffende  Land  eine 
Hpi'berge  für  alle  Arten  von  VjBrbrechern  werde.  W^  sie  weder 
Bestrafhng  noch  Auslieferung  zu,gewai:ten  haben,  werden  sie  sich  von  allen 
Orten  hierher  ziehen;  zunächst  natürlicli  aus  den  Nachbarstaaten.  Es  ist 
nun  nicht  nur  möglich,  sondern  sogar  sehr  wahrscheinlich,  dass  sich  aus 
einer  solchen  Ansammlung  grosse  Nachtheile  entwickeln,  .und  zwar  sowohl 
für  den  schützenden  Staat  selbst  als  für  andere  Staaten.  —  Was  den  ersterfen 
betrifft,  so  kann  die  Anwesenheit; von  Menschen,  welche  ihre  Nichtachtung 
des  Rechtes  bereits  in  ihrem  Vaterlande  bewiesen  habkij  nicht  anders  als 
gefährlich  und  beschwerlich  sein.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  sich 
solche  Flüchtlinge,  namentlich  auf  die  Dauer,  jeder  Rechtsverletzung  gegen 
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den  sie  jetzt  beschützenden  Staat  und  gegen  dessen  Angehörige  enthalten. 
Zum  Danke  fflr  die  Oastfrenudschaft  ist  man  also  eigenen  Verlusten  and 
Gefahren  ausgesetzt,  and  hat  überdies»  die  .Hübe  und  den  Aufwand  h&ofi- 
gerer  Yorbeugungs-,  Entdeckungs*   und  Bestrafungsmaassregeln.    Es  kann 
ferner  der. Anblick  grosser»  jfetzt  aber  ungestraft  umhergehender  Verbrecher 
das  Recbtsbewusstsein  des  eigenen  Volk^  empfindlich  stören.    Endlich  sind 
bedenkliche  I^büngen  mit  dem  Auslande,  dessen  Verbrecher  man  vor  Strafe 
und  Unschädlichmachung  bewahrt ,  unvermeidlich ,  und  keineswegs  werden 
sie  immer  durch  Hinweisung  auf  den  nun  einmal  fest  stehenden  Grundsatz 
des  Asylrecbtes  zu  beseitigen  sein.    Das  Geringste  ist  noch,  dass  sich  die 
fremden  Staaten  bewogen  sehen  können ,  zum  eigenen  Schutze  gegen  die  ihrer 
Rechtsordnung  beständig  jdrohenden  Gefahren  Maassregeln  zu  ergreifen,  welche 
auch  den  rechtlichen  Verkehr  der  diesseitigen  Bürger  beeinträchtigen.  — 
Was  aber  die  Benachtheiligungen  anderer  Staaten  betrifft,  jso  liegen  diese 
auf.  der  Hand.    Einmal  ist  schon  überhaupt  der  Rechtsstand  weit  umher 
gefährdet .  durch  die  Möglichkeit,    tielleicht  Leichtigkeit,    sich  der  Strafe 
durch  Flucht  in  ein  sicheres  Asyl  zu  entziehen.    Sodann  aber  mögen  zur 
Fortsetzung  ihrer  rechtswidrigen  Ansichten   entschlossene  Flüchtlinge  ihre 
Vorbereitungen  in  dem  Zufiuchtslande  mit  Bequemlichkeit,   wenn  sie  wollen 
delbst  offen,  betreiben  und  den  gün&itigen  Augenblick  zur' Vollziehung  ab- 
warten,    lin  schlimmsten  Falle  steht  ihnen  wieder  der  Rückzug  in  das  qd- 
bedingt  schützende  Gebiet  offen,  und  bleibt  die  Aussicht  auf  immer  neue 
Wiederholungen.    Daraus  entsteht  aber  nicht  abreissende  Gefahr   für  die 
fremde^  Staaten  und  die  Nothwendigkeit  beschwerlicher  und  kostspieUger 
Vorkehrungen.  — ^  Diess  Alles  aber  natürlich  in  dem  Verh&ltniss  der  Aus- 
dehnung des  gewährten  Asyles,  und  je  nach  der  geographischen  Lage  des 
Landes.    Wenn  das  Asyl,  wie  diess.  die  richtige  Folgerung  aus  dem  selbst- 
süchtigen Grundsatze  ist,  auf  alle  unter  fremder  Botmässigkeit  begangenen 
Arten  von  Rechtsverletzungen  ausgedehnt  wird;  und  wenn  das  Gebiet  ohne 
Schwicrigkeitzu  erreichen  und  wieder  zu  verlassen  ist:  so  muss  aus  dem 
,  schützenden  Gebiete  eine  Art  von  Diebs-  und  Räuberhohle  werden,  Welche  nicht 
nur  den  Auswurf  aller  Völker  gegen  diß  verdiente  Strafe  schützt,  sondern 
aus  welcW  sie  zu  neuen  Unthaten  ausziehen.    Ausserdem  kann ,  je  nachdem 
die  staatlichen  Zustände  in  der  Welt  überhaupt  sind,  auch  noch  ein  Heerd 
für  politische  Unruhen  und  umwäl^erische  Unternehmungen  in  grösster  Träg- 
weite gebildet  werden.   Es  ist  möglich,  dass  sich  die  Flüchtlinge  yerschiedener 
Staaten  in  einem  solchen  Asyle  sammeln,  $ich  unter  sich  verbinden  und  da- 
durch verstärken,  von  hier  aus  die  Bewegungen . allerwärts  unterhalten,  eod- 
lich  bald  dahin  bald  dorthin'  zu  wohl  vorbereiteten  und  vielleicht  umfassendes 
Angriffen  sich  wenden. 

Nicht   erst   eines  Beweises   bedarf  es    aber,   dass   diese   Uebelstände 
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besonders  krftftig  hervortreten,  ja  znm  Theile  noch  mit  weiteren  yermehrt 
werden,  wenn  ein  Staat  das  allgemeine  Asylrecht  so  weU  treibt,  dass  er 
flüchtige  Fremde  nicht  blos  ausnahmelos  beherbergt,  sondern  sie  auch  gmnd^ 
sätzlich  und  somit  ohne  persönliche  Unterscheidung  in  sefn  Staatsbürgerrecht 
förmlich  aufnimmt  In  diesem  Falle  verliert  nämlich  der  Staat  einer  Seits 
selbst  die  geringe  Möglichkeit  von  Anfeichtsmaassregehi  tfnd  Beschränkungen, 
welche  er  etwa  noöh  gegen  blos  geduldete  Fremde  zürn  Rechtßschutze;  und 
zur  Verminderung  der  oben  angedei)tetch  Nachtheile  anwenden  könnte;  und 
anderer  Seits  kann  er,  vielleicht  gegen  Wunsch  und, bessere  sittliche  Ueber- 
Zeugung,  in  die  Lage  kommen,  sii^h  eines  mit  auswärtigen  Behörden  in 
Ungelegenheit  gekommenen  neuen  Staatsangehörigen  dieser  Art  annehmen 
zu  müssen,  während  er  einen  blos  geduldeten  Fremden  Verdientem  Schick- 
sale hätte  überlassen  können  '). 

Verbindet  dagegen  der  Staat,  welcher  sich  zu  jener  engen  Auffassung 
seiner  Rechtspflicht  bekennt ,  damit  die  Bewilligung  eines  unbedingten  Asyles 
für  Fremde  nicht,  —  «nd  es  hängen  pliese  beiden  Einrichtungen  keineswegs 
mit  solcher  Nothwendig|ieit  zusammen,  dass  sie  gar  nicht  getrennt  werden 
können,  —  so  min.dem  sich  allerdings  die  Üebei.  Der  Staat  herhält  die  Mög- 
lichkeit,  seiQ  eigenes  Land  rein  zu  halten,  so  wie  das  Ausland  jon  beständiger 
Furcht  zu  befreien.  Aber  auch  hier  bleibt  doch  immer  noch  Bedenken  genug 
übrig.  —  Unter  allen  Umständen  wird  es  fortgesetzter  Ao^erksamkeit  auf 
die  in  das  St^tsgebiet  iBintretenden  Fremden  bedürfen^  um  sich  unerwünschten 
Zuzuges  zu  erwehren.  Trotz  dem  nämU|^,  dass  kein  .unbedingtes  AsylrQcht 
besteht,  wird  doch  schon  die  Aussicht  auf  völliges  Unterbleiben  jeder  Art 
von  gerichtlicher  Untersuchung  und  Bestrafung  allerwärts  Rechtsverbrecher 
anlocken.  Möglicherweise  finden  sie  ja  Schutz  durch  Nachsicht  oder  Täuschung 
über  ihre  Persönlichkeit;  im  schlimmsten  Falle  steht  nur  einfache  Wegwei^ 
sung  bevor.  D^r  Zudrang  wird  also  jeden  Falles  gross  sein  und  bedenkliche 
Bestandtheile  enthalten.  —  Allein  daran  nicht  genüg.  Offenbar  hängt  der 
ganze  Zustand  lediglich  von  den  Grundsätzen  ah,  welche  der  St^at  in  Be- 
Ziehung  auf  das  Asylrecht  überhaupt  aufstellt.  Behält  er  sich  ein  freies 
Entscheidungsrecht  über  die  Annahme  und  Duldung  eine^  jeden  Fremden 
vor,  (eine  alien  bill,)  dann  hängt  aUerdingi  nur  von  ihm  ab,  sich  selbst  und 


1)  Nicht  etst  d^r  Bemerkuiflr  bedarf  es,  daas  sich  die  Sache  noch  weit  Bchlimmer  flrestalt^t, 
wenn  ein  solcher  SHuit  nicht  blos  förmlich  angenoMimene  Bürger  schütet,  sondern  eine  Ver- 
pAichtnng  hierzu  schon  anerkennt,  so  bald  ein  Flüchtling  auch  nur  die  ersten  uurollkommenen 
8chritte>si|  einer  künftigen  Aoftiahme  gemacht  hat,  z.  B.  eine  Meldung  nm  einstiges  Bürger- 
recht, ErgreiAing  eines  Domiciles  im  Lande  u.  dergl.  Hier  ist  die  Möglichkeit  eines  Missbraaches 
der  so  unTorsichtig  angebotenen  Schntzgewa1t.se  gross;  die  Wahrscheinlichkeit  vielfkcher  ver- 
drieMÜcher  Verwicklungen  mit  andern  Staaten  so  ddngend ;  die  Grundlage  der  ganzen  Hand- 
lungsweise logisch  and  juristisch  so  unhaltbar:  dass  in  der  That  mir  eine  Verbindung  von 
leidenschaftlicher  Anmaassung  und  von  gedankenloser  Unwissenheit  auf  einen  iolch^nOmddsats 
Teäfidlen  kann.   Dieses  UrtheU  kann  den  Vereinigten  Stkaten  lüeht  en^art  werden. 
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Andere  vor  Schaden  und  Gefahr  zu  bewahren;  and  es  bleiben  dann  nur  in 
so  ferne  Nachtheile,  als  etwa  einem  wirklich  gefährlichen  Menschen  Aufent- 
halt verwinigt  wird-,  oder  weil  die  Duldung  eines  bestimmten  Flüchtlings 
einem  fremden  Staate*,  gleichgültig  jetzt  ob  mit  Recht  oder  Unrecht,  Yeran- 
lassung  zu  Besorgnissen  und  zu  Beschwerden  gibt.  Macht  dagegen  der  Staat 
die  Auf^nthaltserlaubni^s  abhängig  von  der  Erfüllung  gewisser  gesetzlicher 
Bedingungen,  (wie  diess  wohl  bei  der  gesämmten  Kechtsanffassung  eines 
solchen  Sta!ätes  der  wahrscheintichere  Fall  iät,)  dann  tritt  wieder  die  Möglich- 
keit manchfacher  Uiiztiträglichkeit  ein.  Wie  immer  solche  Bedingungen  ge- 
setzt jsein  mögen,  ton  ^ihzelnen  Unerwünsofaten  werden  sie  umgangen  oder 
erfüllt  werden,  daraus  dann  aber  die  oben  nachgewiesenen  Nacbtheile  Ür 
das  eigepe  Lan^  und  für  fremde  Staaten  entstehen. 

0)  Das  ▼•rmittelnde  Sjatem. 

Sehr  leicht  begreift  sich,  dass  die  bedeutenden  Kachtheile,  welche  eine 
folgerichtige  Durchführunjg  sowohl  der  kosmopolitischen  als  der  selbstsüch- 
i;ig^  ^scliauung  zur  nothw^digen  Folge  hat,  stutzig  machen.  Soll  man 
in  der'That  einer  ideellen  Auffassung  der  Menschheits-  und.  d^r  Staatszwecke, 
deren  vollständige  Erreichtmg  doch  jeden  Falles  in  weiter  Feme  steht,  so 
bedeutende  xmd  unmittelbare  Opfer  bringen?  Ist  es  im  andern  Falle  klug, 
eine  so  wenig  genosseüschaftliche  Stellung  einzunehmen,  dass  man  durch 
den  uhvermeidlichen  Rückschlag  selbst  empfindlich  leidet?  Ist  es  überhaupt 
die  Aufgabe,  die  menscblichen  M#elegenheiten  zur  ZuMedenstellung  eines 
dogmatiäbhen  Grundsatzes  einzurichten,  was  inlmer  die  Kosten  und  die  Leiden 
^ner  logisch  untadelhaften  DurchfQhrung  sein  mögen;  oder  ist  es  nicht  viel- 
mehr Förderung  der  gesunden  Vernunft  und  der  Sittlichkeit,  nach  einer 
solchen  Gestaltung  der  Dinge  zu  suchen,  welche  4ie  mehrsteii  Yortheile  bei 
den  geringsten  Naclitheilen  verspricht^  wenn  auch  dabei  nicht  ganz  folge- 
richtig verfahren  werden  kann  ? 

Nicht  nur  tön  allen  europäischen  Staaten  (freilich  mit  sehr  verschiedener 
Ausführung),  sondern  auch  fast  ausnahmslos  von  der  Lehre,  (freilich  in  der 
R^d  ohne  genaues  Bewusstsein  und  scharfe  Gedankenfölge),  ist  die  letztere 
Frage  bejaht  worden.  Man  ist  darüber  einig,  dass  weder  eine  ausnahms- 
lose kosmopolitische  Unterstützung  der  Rechtsordnung,  noch  aber  auch  eine 
enge  Beschränkung  auf  die  fiütung  des  eigenen  Hauses  die  praktische  Ani^ 

•  r 

gäbe  sein  ^ürfe.  Es  soll  das  Mögliche  erstrebt  werden;  das  heisst,  es  soll 
Rechtsschutz  auch  ausserhalb  der  unmittelbar  betheiligten  Staatsordnung 
geleistet  werden,  wo  dieselbe  nothwendig,  und  so  lange  sie  nicht  mit  über- 
wiegenden  Nachtheilen  für  den  zur  Mitwirkung  Aufgeforderten  verbunden  ist 
Mit  anderen  Worten,  man  ist^iahin  einverstanden,  dass  ein  vermittelndes 
oder  mittleres  System  zu  erstreben  sei. 


Die  Tölkerrechtliehe  Lehre  Tom  Aqyle.  711 

£s  iqt  nun  aber  einleuchtend,  da^s,  wepn  anch  .die  Richtigkeit  dieser 
'Ansicht  lediglich  nicht  beanstandet  «wird,  dne  praktische  Lösung  der  Aufgrabe 
bedingt  ist  durch  die  Beantwortung  dei^  Vorfrage:  ob  ids  Grundlage  des 
gemischten  Verfahrens  die  kosmopolitische.oder  aber  die  selbstsüchtige  Auf- 
fassung angenonunen  wird?  Nicht  nur  hängt  dayon  die  formelle  Ordnung  des 
Gedankenganges  ab;  sondern  es  ist  überhaupt  ein  grosser  Unterschied,  was 
als 'Regel  und  was  als  Ausnahme  zu  betrachten  ist,  fär  welche  Antwort  also 
in  einem  Zweifelsfalle  entschieden  werden  muss. .  . 

Nachstehende  Gründe  sprechen  nun  aber  dafür,  die  kosmopolitische 
Auffassung. der  Rechtsaufgabe  als  die  richtige  Grundlage. für  gesittigte  Staaten 
zu  erklären!  —  Vorerst  sind  die  ihr  wesentlich  anklebenden  Uebelstände, 
Allee  wohl  überlegt  und  verglichen.,  die  geringeren;  denn  sie  begreifen  nur 
Unannehmlichkeit^  :und  minder  grosse  Opfer  in.  sich,  während  die  natür- 

I 

liehen  Nachtheile  de&  selbstsüchtigen  Systemes  in  manchfacher  und  bedenk- 
licher Bedrohung  der  Rechtstucherjieit  bestehen.  Wenn  also  auch,  etwa  die 
ftlr  zweckmässig^  erachtetet  Abweichungen  von  Gnmdßätzen  nicht  all^  und 
jede  UQzuträglichkeit  beseitigen  sollten ,  so  sind  doch  bei  dieser  Grundlage 
die  übrig  bleibenden  Missstände  erträglicher,  -r-  Sodann  ist  hier  überhaupt 
die  richtigere. Ansiqht  vom  menschlichen  Leben. und  von*  der  Staatsaufgabe. 
In  der  möglich^t^  Ausbildung  des  einzelnen  Volks-  und  Staalslebens  gehjt 
die  Bestimmung  des  Menschengeschlechtes  nicht  auf,  und  es  dürfen  also 
auch  nicht  alle.  Einrichtungen  im  letzten  Gedanken  nur  darauf  berechnet 
sein.  Sine  völlige  Gleichheit  aller  Völker  in  Gesittigung  und  gesellschaft- 
licher sowohl  als  staatlicher  Gestaltung  mag  ein  Hirngespinnst  sein ;  und  es 
ist  selbst  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  die  Verschiedenheit  der  Ragen,  der 
Himmelsstriche  und  der  tellurischen  La^e  «ucb  eine  wesentlich  verschiedene 
Ausbildung  grosser  Abtheilungen  des  Menschengeschlechtes'  für  immer  be- 
-dingt,  und  nur  eine  Harmonie,,  nicht  aber  eine  ßleichheit^  als  letztes  Ziel 
erscheinen  lässt.  Allein  damit  ist  die  Verpflichtung  .zur  Hegung  guter  und 
wirksamer  Gemeinschaft  nicht  beseitigt,  vieOnehr  eine  allgemeine  Handreichung 
zur  Bewerkstelligung  der  für  Alle  gleichmässig  aojthwendigen. Zustände  gar 
wohl  vereinbar.  Unter  diese  für  alle  Völker  und  bei  aUen  Gesittigungs^wecken 
gleich  nnei)tbehrlichen  Voraussetzungen  gehört  aber  vor  Allem  Rechtsschutz. 
—  Endlich  ist  nur  bei  der  Zugrundelegung  des  kosmopolitischen  Grundsatzes 
ein  ruhiges  Fortschreiten  zu  immer  freieren  und  gesitügteren  Gesinnungen 
möglich.  Wenn  .'von  dem  selbstsüchtigen  Gedaiiken  ausgegangen  wird,  so 
erscheint  jede  B^ihlUfe,  zu  welcher  Erfahrung  und  steigende  Gesittigung 
drängen  mögen  ^  als  eine  weitere  Ausnahme  und  ein  neuer  Angriff  auf  die 
Grundlage;  während  umgekehrt  bei  der  grundsätzlichen  Annalpne.des  kos- 
mopolitischen Principes  jede  Erweiterung  in  der  BeihüKe  zu  einer  Weitrechts- 
ordnung die  Entfernung  einer  bisher  bestandenen  folgewidrigen  Beschränkung 
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und  somit  die  immer  vollständigere  tmd  reinere  Gestaltung  des  richtigen  Ge- 
dankens ist.  Da  nun  aber  doch  jeden  Falles  die  Bewegong  nafih  allen  Er- 
fahrungen der  Geschiclitein  der  .Richtung  der  immer  weitern  Gesittigong  vor 

«  ff 

sich  ge^t,  und  sie  nach  den  Förderungen  -di^r  Vernunft  in  dieser  Richtung 
vor  sich  gehen  soll:  so  ist  auch:  die  Annahme  einer  Grundlage,  welche  damit 
übepeinstimiidt,  Pflicht  und, Elugbeit. 

Als  Aiifgabe.  für  «in  mittleres  System  stellt  sich  somit  heraus:  bei 
wesentlicher  Annahme  des  kosmopolitischen  Grundsatzes 
diejenigen  Folgerungen  demselben  zu  beseitigen,  welche  dem 
siedurchfükrenden  Staate-allzugrosse  Opf«r  oder  nicht  wohl 
zu  ttberwindende  Yerlegenheitßn  bringen.. 

Es  ist  oben  gezeigt  wörd^,  dass  die- Nachtheüe  einer  stafren  Durch- 
führung des  kosmopolitischen  Systemes  hauptsächlich  folgende  sind:  d|ie  Ueber- 
nähme  vielfacher  und  weitläufiger  Yorbe«gungsmaasM*egeln  und  gerichtlicher 
Yerfohren;  die  unerfüllbaren  jund  unbilligen  Forderungen  fremder  Staaten; 
die  Nethwendigkeit,  über  fremde  zweifelhafte  Staatshändel  euie  bindende 
Ansicht  auszusprecbei\;  die  Härte  der  Avslieferung  in  mandien  Fällea  h 
diesen*  Beziehungen  mnse  also  nach  Vermindenmg  der  üebelst&nde  gestrebt 
w^den,  und  wäre  es  auch  auf  Kosten  der  streng  logischen^ Folgerichtigkeit, 
und  um  d^n  Preis  eines  gelegentliaheii  Verf^Uens  in  Forderungen  des  selbst- 
süchtigen SysteiAes. 

Jedoch  ^§am  hier  ^eder  ein  grosser  Unterschied  nicht /ibersehen  wer- 
den.  Es  bedarf  nämlich  nicht  eben  langer  Untersuchungen,  um  herauszu- 
finden^ dasV  es  vorzüglich  die  Verletzungen  des  öffentlichen  Rechtes 
anderer  Staaten  sind,  bei  .welchen  diese  Nachtheile  hervortreten^  während 
die  Primat-  (gemeinen)  Yärbrechen  nur  in  weit  geringerem  Maasse  qi  den- 
selben  föhren  *)!         ' 

Bei  diesen  letzteren  ist  nämlich  .vor  Allem  von  einer  bedenklichen  Ent- 
scheidung über  zweifelhafte  politische  Zustände  eines  anderen/Staat^  gar 
nicht  die  Rede.  Wie  immer  cü^s^  ^ein  mögen,  sO  kann  doc^i  Mörd,^  Dieb- 
stohl  und  Notjihicht  in, solchem  Lande  nicht  als  erlaubt  betraichtet  werden; 
und  es  wird  übet  Rechtmässigkeit  öd^  Unrechtmässigk^it  der  fremden  Regie- 
rung kein  Urtheil  geftllt,  ^nn.  man  diesseits  zur  Bestrafung  von  Kasseu- 


1>  E6  'entgeht  mir  niclit,  a«M  Dicht  nur  die  itsige  Strafrechto-WiMMückafl  begrifllldi  Tid 
einzuwenden  hat  geiren  die£inUieilanff,deiV^brecfae&  hi  private  and  öffentliche^,  sondern  da« 
anch  praktiache  Gründe  gegen  die  Anfbahme  der  Eintheflnng  In  nene  Straf^pwetabflcher  Tor- 
gebracht  werden.  Ich  laesO-dites  AUäe,  wie  billige  an  seltaen  Ort  getteUt;  aUhin  wean  tta 
auah  so  ist ,  so  ist  damit  die,  Zwecicmäsiiigkeit  oder  gar  KothwendigkaU  einer  ihatich«i 
Eintfaeilmig  zn  TÖ11c]Bfrec]\tUchen  Zwßel^n  nicht  berültrt ,  noch  weniger  widerlegt ;  sondern  ei 
folgt  liööhfltens  daraqs ,  data  man  sicn  nteht  begnügen  darf,  nor  im  AUgemetnen  Jene  Uilv- 
scbeidong  in  Vertxagen  n.  s.  w.  zu  machen,  sondern  dass  yielmehr  die  einaelnen  Arten  tos 
Vergehen,  welche  so  oder  anders  b^hadddlt  werden  S(Hlen,  namentlich  und  dnaeln  anftizJQd« 
sind^  sei  68  in  der  Theorie,  sei  ei  in  Qeietseo  and  Vertiigen. 
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liebstahl,  Fälschung  und  Betrug  beiträgt.  Mit  ein'  wenig  Vorsicht  in  den 
•"ormen  Iftest  sich  jede  Verlegenheit  vermeiden.  —  Eben  so  sind  hier  uner- 
ftllbare.  Anmathungen  oder  eine  grausame  und  ungerechte  Härte  nicht  zu 
lefibnchten.  Soweit  von  eigenen ,  bleibenden,  oder  vorübergehenden ,  ünter- 
hanen  die  Eede  ist,  bleibt  deren  gerichtliche  Verfolgung  und  Bestrafung 
^glich  den  einheimischen  Gerichten,  und  kann  es  sich  also  von  irgend  einem 
(issbraucbe  od^r  einer  ausserordentlichen  Maassregel  gar  nicht  handeln. 
tber  a«eh  im  Falle  einer  gerechtfertigten  Auslieferung  ist  kaum  etwas  zu 
esorgen,.  wenn  nur  die  Thatsache  wirklich  feststeht,  dass  es  sich  nur  von 
inem  gemeinen  Verbrechen  handelt.  Die  Aufforderung  zur  gemeinschaft- 
chen Verfolgung  eines  gemeinen  Verbrechers  kann  weder  die  £hre  noch 
en  Vortheil  des-  diesseitigen  Staates  bedrohen.  Bei  dem  Verfahren  gegen 
ein  Ausgelieferten  aber  ist  eine  böse  Absicht  oder  gesetzwidrige  Einmischung 
I  den  Gang  der  Rechtspflege  von  Seiten  der  fremden  Regierung  in  solchem 
alle  nicht  leicht  zu  besorgen,  wie  sie  sonst  auch  sein  mag.  Sie  hat  hierzu 
dneD  Grund,  in  der  Regel  auch  gar  kein  Mittel.  Die  einzige  Möglichkeit 
ines  Missbrauches  ist,  dass  unter  Vorschiebung  eines  gemeinen  Verbrechens 
,a6lieferDQg  verlangt^  diese  dann  aber  zum  Verderben  eines  politischen 
regners*  behüü^  werden  könnte.  Hiergegen  mag  'sich  denn  aber  der  zut 
[Qtbhülfe  aufgeforderte  Staat  genügend  sicher  stellen,  wie  unten  näher  er- 
rtert  werden  wird.  —  Somit  bleibt  also  nur  die  Mühe  der  Vorbeugung  oder 
ütwirkung.  Mag  nun  auch  diese  unter.  Umständen  nicht  unbedeutend  sein, 
3  kann  sie  doch  kaum  in  Betracht  kommen  gegenüber  von  den  Vortheilen 
[her  allgemeinen  Bechtssicherung. 

Anders  bei  Staatsvergehen.  Schon  hinsichtlich  der  beschwerlichen  Gre- 
chäftevermehmng  liegt  der  Schaden,  hier  am  TagQ.  Vorbeugungsmaassregeln 
ind  hauptsächlich  nur  wegen.  Solcher  nöthig ,  welche  fremde  Regierungen 
om  diesseitigen  Gebiete  aus  bedrohen.  Kicht  w^gen  der  Diebe,  Betrüger 
nd  sonstiger  Verletzer  der  Einzelnen,  sondern  zur  Abwendung  von  Angriffen 
of  fremde  Staaten  und  deren  Regierungen  werden  Gränzbesetzungen,  Auf- 
;ellangea  von.  Truppen,  Reisecontrolen  u.  s.  w.  veranstaltet.  Aber  auch  die 
enchtliche  Verfolgung  eines  nicht  Auszuliefernden  wegen  einer  angeblich 
egen  einen  fremden  Staat  unternommenen  Rechtsverletzung  kann  die  weit- 
Äfigsten  und  kostspieligsten  Vorkehrungen  veranlassen.  —  Nicht  leicht  wird 
)dann  wegen  lässigen  Schutzes  gegen  gemeine  Verbrecher  eine  bedenkliche 
eschverde  von  einem  mächtigen  Nachbarstaate  erhoben  werden;  aber  gar 
lufig  und  zum  Theilc  sehr  misslich  sind  die  Forderungen  pünktlicherer 
orbeugungsmaassregeln  gegen  staatliche  Unternehmungen.  —  In  der  Natur 
er  Sache  liegt  es,  dass  auschliesslich  bei  angeblichen  UntemehmuDgcn-  wider 
en  Staat  seihst  und  seine  obersten  Behörden  die  Frage  zur  Entscheidung 
onunt :  ob  die  angegriffene  Gewalt  oder  Person  sich  mit  Recht  als  .  eine 
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gesetzlich  bestellte  und  bestehende  ausgibt?  —  Endlich  können  auch  Zweifd 
über  die  sittliche  Erlaubtheit  einer  Auslieferung  kaum  je  in  einein  andern 
Falle  entstehen,  als  bei  Flüchtigen,  welche  entweder  nur  als  Besiegte  in  eisern 
Kampfe  von  mindestens  zweifelhaftem  Rechte,  oder  als  Schwärmer,  vielkidit 
als  Verzweifelte,  nicht  aber  als  Verbrecher  betrachtet  werden  können.  Soldie 
^  mögen  aller-dings  mit  grundloser- Leidenschaftlichkeit  verfolgt  werden,  und  es 
kann  sich  gegen  ihre  Auslieferung  auch  ein  vernünftiges  Gefühl  sträuben. 

Hieraus  ergibt  sicl^  denn,  dass  ein  verschiedenes  Ver&bren  hinsicht- 
lich der  Privat-  und  der  Staatsverbrechen  stattfinden  kann  and  muss. 

Bei  der  Mitwirkung  zur  Verhinderung  oder  Bestrafung  yon  Privat- 
verbrechen,  welche  gegen  eine  fremde  Rechtsordnung  begangen  worden  sind, 
bedarf  es  keiner  bedeutender  Abweichungen  von  dem  kosmopolitischen  ^jsteme. 
Ohne  Besorguiss  wesentlicher  Nachtheile  kann  der  Staat  die  zur  YerhtttuDg 
von  Rechtsverletzungen  überhaupt  bestehenden  Anstalten  auch  auf  sie  aus- 
dehnen; und  im  Falle  eines  dennoch  eingetretenen  Vergehens  bestraft  er 
einheimische  Thäter  nach  Vorschrift  der  gewöhnlichen  ^Gesetze,  A9sl|bider 
aber,  welche  er  in  seiner  Gewalt  hat,  mag  er  ebenfalls  bestrafen  oder  in  den 
dazu  geeigneten  Fällen  ausliefern.  Auch  in  den  Einzelnheiten  der  AusAlhnug 
sind  keine  bedeutenderen  Schwierigkeiten  zji  überwinden.     £s  t>edarf  Uer 
lediglich  eine  doppelte  Vorsicht.  Einmal  muss  nctan  sich  6ewiss)ieit  dartto 
verschaffen,  dass  es  sich  in  der  That  von  einer  Forderung  zur  lj[nterstfltzii9| 
der  Rechtspflege  handelt  und  nicht  etVa  von  anderweitigen  Vorsichts-  oder 
Sicherungsmaassregeln  des  fremden  Staates,    ^ur  zur  internationalen  Ärd- 
rechthaltung  der  Rechtsordnung  liegt  eine  Vetpflichtüng  vor ,  nicht  aber  nr 
Beihülfe  bei  sonstigen  beliebigen  Handlungen,  welche  unbegründete  Furcht, 
persönliche  Abneigung ,    verkehrtes  Regierungssjstem   veranlassen   mOgen. 
Daher  denn  jeden  Falles  eine  Auslieferung .  nur  staittfindea  kann ,  wenn  Toa 
einem  zuständigen  Gerichte  ein  beweisender« Act  vorgelegt  wird;  also  ent- 
w£der  ein  Verhaftbefehl,  oder  ein  Anklagelteschlns^ ,  oder  endlich  vielleidit 
selbst  3chon  ein  Gontumazialurtheil  ^).  Zweitens  aber  muss  sich  der  um  Au- 
lieferung  angegangene  Staat  jedesmal  genau  überzeugen  ^   ob  andi  wirkhdi 
ein^  Privatverbrechen  vorliegt,  und  er  nickt  etwa  unter  dein'  Vorgeben  eines 
solchen  zu  Mitwirkung  gegen  Staatsverbrechen  missbraucht  werden  wilk  £r 
hat  also  nicht  nur  die  nöthig^n  Nachweise  über  die  in  Frage  stehende  Thit- 
Sache  und  über  die  desshalb  erhobene  oder  beabsichtigte  Anklage  zu  Te^ 
langen;  sondern  es  ist  auch  ganz  zweckmässig,  wenn  er  entweder  durch  dne 
allgemeine  vertragsmässige  Bestimmung  oder  durch  eine  besondere  Erkläraog 
im  ei^^elnen  Falle  sich  die  Gewissheit  verschafft,   dass  ein  von  ihip  Ausge- 
lieferter einzig  und  allein  wegen  der  in  dem  Ausli^erungsansinnen  bezeich- 


1)  Ueber  die  Bediogoiigen  und  Fonnen  einer  AiuUe£orimg  8.  Harqaivrdseii,  a.  «.  0«, 
8.>5S(fer*  * 
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neten  and  diesseits  anerkannten  Vergehen  in  Untersuchung  nnd  Strafe 
genomipen  wird.  Zur  Vermeidung  von  Streit  darüber  aber ,  was  als  Privat- 
verbrecben  und  was  als  Verletzung  des  Öffentlichen  Rechtes  zu  betrachten 
sei,  wird  leicht  im  Wege  des  Vertrages  eine  Au£z&hlung  und  Eintheilung 
festgestellt. 

Was  dagegen  nun  die  Verfehlungen  gegen  das  öffentliche  Recht  an- 
derer Staate»  betrifft,  so  ist  allerdings  im  Vorstehenden  die  grosse  und  über- 
wiegende Unzuträglichkeit  einer  vollen  Anwendung  des  kosmopolitischen 
Sjstemes  auf  dieselbe  nachgewiesen.  Es  muss  also  versucht  werden,  durch 
eine  Beschränkung  der  Rechtshülfe  in  dieser  Richtung  ein  verständiges  und 
erträgliohes  Maass  zu  finden ;  und  die  Frage  ist  nur,  wie  weit  in  der  Weige- 
rung gegangen  werden  soll  und  darf? 

Von  einer  völligen  Verweigerung  jeder  Rechtshülfe  in  allen  Fällen, 
in  welchen  die  öffentlichen  Rechte  eines  fremden  Staates  bedroht  oder  ver- 
letzt sind,  kann  natürlich  nicht  die  Rede  sein.  Eine  solche  grundsätzliche 
Nichtanerkennung  des  Rechtes  fremder  Staaten  wäre  nicht  nur  eine  Bar- 
barei, sondern  auch,  weil  damit  auch  der  Ansprfich  auf  Achtung  d^s 
eignen  Rechtes  aufgegeben  wäre,  eine  grobe  Verkennung  wohlverstandenen 
Vortheiles.  Ueberdiess  hiesse  diess  den  kosmopolitischen  Gedanken  ganz 
verlasssn,  nicht  ihn  aber  auf  Nothwendiges  beschränken.  Der  Grundsatz  der 
Httlfe  muss  also  bestehen  bleiben;  und  nur  wo  es  sich  findet,  dass  dieselben 
für  den  fremden  Staat  und  desseu  Recht  von  untergeordnete^  Bedeutung  ist, 
während  die  daraus  für  den  diesseitigen  St^at  drohenden  Misstände  sehr 
empfindlich  wären,  mag  eine  Ausnahme  biUigerweisc  gemacht  werden. 

Wirft  man  nun  einen  Blick  auf  die  (oben  S.  685  ff.  näher  erörterten) 
verschiedenen  Fälle,  in  welchen  möglicherweise  bei  Anerkennung  des  kosmo- 
politischen Grundsatzes  einem  fremden  Staate  zur  Aufrechthaltung  seines 
Rechtes  Hülfe  zu  leisten  sein  kann:  so  sieht  man,  dass  dieselben  zwei  Gruppen 
bilden.  In  der  einen  stehen  diejenigen,  präventiven  uod  repressiven,  Maass- 
regeln, welche  der  helfende  Staat  gegen  die  unt^r  seiner  eigenen  Botmässigkeit 
Stellenden  za  ergreifen  hat.  Also  theils  die  Verhinderung  oder  Bestrafung 
solcher  Angriffe  auf  fremde  Staaten,  welche  im  diesseitigen  Gebiete  von  blei- 
b^den  oder  vorübergehenden  Unterthanen  vorbereitet  und  vollzogen  werden; 
theils  die^ Bestrafung  solcher  Angehöriger,  welche  zwar  in  fremdem  Gebiete 
gegen  die  dortige  Gewalt  sündigten,  allein  unentdeckt  Qder  mindestens  unge- 
straft, unter  die  vaterländische  Gerichtsbarkeit  zurückkamen.  Die  andere 
Abtheilung  aber  wird  gebildet  von  den  Fällen,  in  welchen  entwedei^  Unter- 
than^  des  fremden  Staates  selbst  oder  Angehörige  dritter  Staaten  sich  gegen 
die  Rechte  jenes  Staates  verfehlten ,  unbestraft  entlvamen ,  nuii  aber  sich  in 
diesseitiger  Gewaljb  befipden;  —  Vergleicht  man  nun  aber  die  eigenthümüche 
Wichtigkeit  der  Beihülfe  in  den  beiders^tigen  Fällen  ftlr  den  verletzten, 
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und  die  Beschwerlichkeiten  der  Mitwirkung  fUr  den  helfenden  Staat:  so  ist 
wohl  hinsichtlich  der  in  die  erste  Gmppe  gehörigen  Fälle  onzweifelhaft,  einer 
Seits,  dass  sie  für  den  bedrehten  Staat  gefiibrlich  sind,  weil  er  zum  grosse 
Theile  ihre  Verhinderung,  jeden  Falles  ihre  Bestrafung  nicht  in  seiner  Macht 
hat,  die  Aussicht  auf  solche  Freiheit  und  Straflosigkeit  aber  eine  Aufinim- 
temng  zur  Unternehmung  ^on  Rechtsverletzungen  und  beliebigen  und  immer 
wiederholten  Versuchen  sein  kann.  Die  in  die  zweite  Gruppe  gehörigeD 
Fälle  sind  dagegen  in  so  ferne  weniger  bedenklich,  als  der  Natur  ider  Sadie 
nach  eine  bedeutende  materielle  Gefahr  für  den  verletzten  Staat  w^iigsteos 
unmittelbar  hier  nicht  besteht.  Es  mag  sein,  dass  ein  wichtiges  Recht  ver- 
letzt oder  ein  grosses  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  die  Träger  seiner 
Gewalt  wirklich  begangen  worden  ist ;  allein  jeden  Falles  kann  der  Ver- 
letzende nicht  Sieger  geblieben  sein ,  indem  er  ja  zur  Flucht  ausserhalb 
Landes  genöthigt  war.  Es  bleibt  hier  also  nur  der,  freilich  nicht  geringe 
anzuschlagende,  ideelle  Nachtheil  der  begangenen  Rechtsstömng ,  ohne  dass 
eine  Strafe  auf  das  Verbrechen  folgte,  und.  die  Möglichkeit  eines,  wiederhoIteD 
.  Versuches.  —  Mit  den  Unzuträglichkeiten  der  Beihülfe  verhält  es  sich  mm 
aber  leider  beinahe  umgekehrt.  Die  Mitwirkung  bei  Fällen  der  ersten  Grappe 
mag  allerdings  beschwerlich ,  zuweilen  weitaussehend  und  kostspielig  sein; 
auch  wird  es  an  verdriessUchen  und  ungerechtfertigten  Ansinnen  anderer 
Staaten  nicht  fehlen;  dagegen  hat  der  mitwirkende  Staat  die  ganze  Behand- 
lung  des  einzelnen  Falles  und  selbst  die  Aufstellung  der  allgemeinen  Grond- 
sätze,  naoh  weldhen  er  in  dergleichen  Vorkommenheiten  verfthrt,  völlig  in 
seiner  Gewalt.  Er  kann  also  bei  seinem  kosmopolitischen  Streben  nach  all- 
gemeiner Rechtsordnung  niemals  über  ReCht  und  Sittlichkeit  hinausgedrftogt 
werden,  und  kommt  nicht  in  Gefahr,  seine  wohlgemeinte  und  ehrliche  Bei- 
hülf6  zum. Rechte  zu  Verfolgungen  Und  Grausamkeiten  missbrauchen  zu  sehen, 
da  ja  immer  nur  ihm  die  Bewilligung  eines  Strafverfahrens ,  so  wie  seinei 
Organen  das  Verfahren  und  die  Beürthdlung  zusteht.  Bei  den  Fällen  der 
zweiten  Gruppe  dagegen  ist  die  Mühe  und  der  Aufwand  blosser  Nachspflnof 
und  Auslieferung  nicht  nennenswerth ;  dag^en  aber  können  theils  die  sitt- 
lichen Etedenken  ungewältigKar  sein,  theils  mag  nicht  selteja  die  Verlegenheit 
und  Unzuträglichkeit,  ein  amtliches  Ürtheil  über  die  Gesinnungen  der  Madit- 
habet  oder  über  die'Rechtpiässrgkeit  der  staatlichen  Zustände  eines  anders 
Landes  zu* fällen,  sich  als  höchst  bedeutend .  herausstellen.  Jenes  ist  der 
Fall,  wenn  bei  der  angeblich  verletzten' Regierung  nicht  ehrliches  Verlangen 
nach  Herstellung  der  Rechtsordnung,  sondern  Rachedurst,  bei  den  Gericht» 
Feigheit  und  AMängigkeit  zu  fürchten  ist';  •  wenn  m^  somit  in  Gefahr 
steht,  der  Vollziehung  einer  formellen  Verpflichtung  das  innere  Recht  und  die 
Menschlichkeit <  zum  Qpfer  zu  bringe]^,  sich  vielleicht  Tum  handlanger  des 
Henjcers  edler  Menschen  und  berechtiger  Vaterlandäretmde  za  emiedrigeB. 
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In  die  schwere,  unter  Umstünden  selbst  sehr  gefährliche,  Verlegenheit  eines 
Urtheiles  über  fremde  Zustände  und  Persönlichkeiten  kommt  ein  kosinopo- 
litischer  Staat  aber  da,  wo  es  sich  von  Auslieferungen  nach  erfolglosem 
Angriffe  oder  Widerstände  gegen  die  thatsächlich  herrschende  Gewalt  handelt. 

Es  ist  nun  offenbar,  dass  der  um  Mithülfe  2üm  Schutze  des  öffentlichen 
Rechts  eines  andern  Staates  angegangene  Staat  seine  Pflicht  nicht  erfüllte, 
wenn  er  nicht,  und  zwar' durch  eigene  gerichtliche  Verfolgung,  gegen  seine 
eigenen  Angehörigen  Hülfe  verliehe.  Ein  aus  der  Straflosigkeit  in  jedem 
einzelnen  Lande  entstehender  Zustand  aUgenleiner  Rechtsunsicherheit  wäre 
unerträglich  und  überdiess  höchst  schädlich  für  Gesittigung  und  Wohlstand, 
da  er  nothweudig  zu  einer  scheuen  Abschliessung  jedes  Staates  und  zur 
möglichsten  Unterbrechung  alles  Verkehres  mit  dem  Auslände  führen  müsste. 
Von  der  Retorsion  gar  nicht  zu  reden.  Je  gewissenhafter  aber  ein  Staat 
bei  dieser  selbstthätigen  SchützuDg  des  Rechtes  gegen  die  seiner  Qewalt 
Unterworfenen  verfährt,  namentlich  auch  bei  den  Vorbeugungsmaassregeln, 
desto  unbedenklicher  mag  er  dagegen  die  Auslieferung  seiner  Unterthanen 
verweigern. 

Wesentlich  anders  verhält  es  sich  mit  den  zu  der  zweiten  Gruppe  ge- 
hOrigien  Fällen,  wo  nämlich  ein  Ausländer  im  Auslande  die  öffentlichen 
Rechte  eines  fremden  (sei  es  seines  heimathlichen ,  sei  es  eines  dritten) 
Staates  verletzt  hat,  und  er  sich  nun  unbestraft  im  diesseitigen  Gebiete 
vorfindet.  Hier  kann  an  sich  zur  Wiederherstellung  der  Rechtsordnung  ent- 
weder von  Auslieferung  oder  von  gerichtlicher  Verfolgung  vor  den  einhei- 
mischen Behörden  die  Rede  sein;  und  es  ist  oben,  S.  698,  nachgewiesen 
worden,  dass  auf  dem  reinen  kosmopolitischen  Standpunkte  die  Auslieferung 
als  das  richtige  Mittel .  erscheine ,  indem  eine  Thätigkeit  der  eigenen 
Gerichte  bedeutenden  Schwierigkeiten  unterliege,  wenn  sie  auch  nicht  grund- 
sätzlich unmöglich  sei.  Eine  umsichtige  Erwägung  der  wirklichen  Verhält- 
nisse zeigt  denn  nun  aber  die  grossen  Schwierigkeiten  und  leicht  eintretenden 
grossen  Schaden  jenes  Beihülfmittels.  Die  Auslieferung  politisch  Angeklagter 
kann  zu  den  schwersten  Beeinträchtigungen  des  wahren  Rechtes  und  ächter 
BOrgertugend,  zur  Vertheidigung  gewissenloser  Gewaltherrschaft,  zur  Bei- 
hfllfe  zu  leidenschaftlichen  Parteiverurtheilungen  führen,  dem  ausliefernden 
Staate  für  inmier  einen  Mackel  aufprägen.  Selbst  einem  im  allgemeinen 
gesittigten  Staate  ist  in  dieser  Beziehung  keineswegs  immer  und  gegenüber 
von  jedem  Angeklagten  zu  trauen,  wie  die  Geschichte  aller  Zeiten  und  Völker 
zeigt.  Wenn  also  nicht  auf  die  streng  logische  Ourchfahrung  eines  Prin- 
cipes,  sondern  auf  die  richtige  Handhabung  der  menschlichen  Verhältnisse, 
wie  sie  nun  einmal  sind,  Gewicht  gele^^  werden  will,  so  muss  von  der  Aus- 
lieferung in  dem  vorliegenden  Falle  ganz  abgesehen .  werden.  Aber  auch 
die  Vornahme  einer  selbstthätigen  Verfolgung  durch  die  eigenen  Gerichte 
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erscheint  als  kaum  ausführbar.  Neben  den ,  an  der  angeft&hrten  Stelle  be- 
reits  bewirkten  theoretischen  Bedenken  kommen  nämlich  auch  noch  sehr 
bedeutende  praktische  Schwierigkeiten  in  Betracht  £s  kann  nAmlich  einem 
yerletzten  Staate  kaum  zusagen,  dass  fremde  BdiOrden  Aber  die  Becht- 
mftssigkeit  seiner  öffentlichrechtlichen  Zustände  und  über  seine  Ansprüche 
auf  Gehorsam  der  Unterthanen  zu  Gericht  sitzen;  und  leicht  könnte  es  sich 
begeben,  dass  er  durch  die,  doch  immer  mögliche,  Freisprechung  des  Ange- 
klagten weit  grösseren  moralisdien  Schaden  erlitte ,  als  durch  die  thatslcb- 
liehe  Straflosigkeit  eines  Flüchtlings. '  Eine  solche  Beihülfe  wird  er  also 
kaum  je  suchen ,  vielleicht  selbst  die  angebotene  zurückweisen.  Dass  aber 
ohne  seine  Mitwirkung,  namentlich  iä  Herbeischaffung  der  BeweismiUel,  das 
ganze  Verfahren  in  der  Regel  völlig  nutzlos  wäre,  liegt  auf  der  Hand.  Somit  ist 
es  denn  weitaus  das  Zweckmässigere,  auch  auf  dieses  Mittel  zur  Kechtsher- 
stellung  zu'  verzichten.  —  Damit  aber  ergibt  sich  allerdings  eine  bedeutende 
Verschiedenheit  zwischen  dem  rein  kosmopolitischen  und  dem  gemischten 
Systeme,  denn  gerade  die  Flüchtlinge  aus  politischen  Ursachen  sind  sehr 
zahlreich,  unter  Umständen  der  bei  weitem  überwiegende  Fall. 

Nicht  unmittelbar  mit  der  Frage  über  Verhinderung,  Bestrafung  und 
Auslieferung  hängt  die  Frage  über  Gestattung  eines  Aufenthaltes 
fttr  Flüchtlinge  aus  fremden  Staaten  zusammen.  Das  vorstdiende 
vermittelnde  System  kann  an  und  für  sich  durchgeführt  werden,  ob  der 
Staat  den  flüchtigen  Angehörigen  fremder  Länder  einen  Aufenthalt  gestattet 
oder  nicht;  und  ersteren  Falles,  ob  der  Staat  sich  ^e  freie  £ntscheitog 
über  den  einzelnen  Fall  vorbehält,  oder  sich  ein  für  allemal  durch  ein  Gesetz 
bindet.  Dennoch  ist  eine  gleichzeitige  richtige«Bestimmung  dieses  Pankte 
sehr  wünschenswerth,  indem  hiervon  die  Uebernahme  oder  Vermeidong 
mancher  bedeutender  Unzuträglichkeiten  abhängt.  ^  £s  ist  nämlich  klar,  dus 
bei  jeglicher  Gewährung  eines  Asyles  den  Vorbeugungsniaassregefai  eil 
grösserer  Umfang  gegeben  werden  muss,  und  zwar  in  dem  Verhältnisse  ei 
grösserer,  als  die  Aufiiahme  häufig  und  ausnahmslos  ist.  Aach  werden  vor- 
aussichtlich, und  'Zwar  ebenfalls  in  diesem  Verhältnisse ,  Verwicklungen  mit 
Nachbarstaaten  aus  der  Aufnahme  flüchtiger  Unterthanen  dersdben  ent- 
stehen. —  Es  bewahrt  aber  wohl  der  Staat  den  Geist  der  praktischei 
Weisheit  und  der  Mässigung,  welcher  zur  Aufgebung  der  starren  Folge 
richtigkeit  in  der  Hauptfrage  führt,  wenn  er  weder  eine  unbedingte  Zurück- 
weisung aller  Flüchtlinge  aus  fremden  Gebieten,  noch  eine  unbedingte  Auf- 
nahme Aller  und  Jeder,  so-  wie  eine  alsbaldige  grundsätzliche  GleichsteltaBg 
der^lben  mit  den  eigenen  Unterthanen  in  sänuntlichen  btirgerlichen  und 
staatlichen  Rechten  ausspricht,  6on4enr  zugibt,  was  Menschlichkeit  ud 
eigener  Vortheil  verlangen,  dagegen  sich  weder  die  Uebernahme  übeigrosser 
Lasten  und  Verlegenheiten,  nodi  die  BeihOlfe  zu  gemeinsch&dlichen  Zostindes 
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nnd  gefthrlichen  Rechtsbedrohongen  aufdrängen  lässt.  Dem  gemäss  dürfte 
es  aber^das  Itichtige  sein,  w^nn  in  einem  Staate,  welcher  hinsichtlich  der 
Bestrafnng  und  Yerhindenmg  ein  mittleres  System  verfolgt,  auch  hinsichtlich 
des  Asyles  nachstehende  Bfttze  aufgestellt  werden : 

Der  Staat  spricht  im  Allgemeinen  das  Recht  an,  Unterthanen  fremder 
StaaUsu  in  sein  Gebiet  aufzunehmen  und  denselben  Aufenthalt  zu  gestatten, 
auch  wenn  dieselben  von  ihrer*  bisherigen  Regierung  wegen  angeblicher 
Rechtsverletzungen  verfolgt  Werden.  Er  erkennt  es  ferner  im  AUgemeijien 
als  eine  sittliche  Pflicht,  solchen  Flüchtlingen  Aufenthalt  und  Schutz 
ni  gewähren,  zu  deren  Bestrafung  mitzuwirken  er  nach  den  von  ihm  suier- 
kannten  Grundsätzen  nicht  berufen  ist. 

Dagegen  anerkennt  der  Staat,  kein  förmliches  Recht -eines  Aus- 
länders, Schutz  und  Aufenthalt  zu  fordern,  sondern  er  behält  sich  viel- 
mehr in  jedem  einzelnen  Falle  die  Nichtzulassung  oder  Wiederausweisung 
vor.  Ebenso  hat  ein  geduldeter  Ausländer  nicht  das  Recht,  die  volle  und 
ausnahmslose  Anwendung  der  Landesgesetze  auf  seine  Person  in  Anspruch 
zu  nehmen;  vielmehr  steht  dem  Staate  frei,  entweder  im- einzelnen  Falle 
Bedingungen  der  Duldung  zu  machen,  oder  durch  allgemeine  Vorschriften, 
welchen  sich  alle  Flüchtlinge  zu  unterwerfen  haben,  ihre  Verhältnisse  zu 
ordnen.  Zugegeben  mag  dabei  werden,  dass  alle  diese  Beschränkungen 
grundsätzlich  nicht  weiter  gehen  sollen,  als  es  die  dem  Staate  obliegende 
und  von  ihm  anerkannte  Beihülfe  zur  Rechtsordnung  erfordert. 

Im. Allgemeinen  ist  Nichtzulassung  Grundsatz:  theils  wenn  sich  der 
Flüchtling  gemeinschaftlich  mit  diesseitigen  Unterthaneii  einer  Verletzung 
eines  fremden  Staates  schuldig  gemacht  hat,  wegen  welcher  letztere  dies- 
seitiger Strafe  verfallen  werden;  theils  bei  solchen  Vergehen  gegen  fremde 
Staaten,  welche  nicht  bloss  das  positive  Recht  verletzten,  sondern  auch  die 
sittliche  Ordnung  der  menschlichen  Gesellschaft  in  ihrer  Grundlage  angreifen; 
theils  endlich,  wenn  der  Staat  bereits  sichere  Kunde  davon  hat,  dass  der 
sich  Anmeldende  grober  Verietzungen  von  Privatrechten  schuldig  ist.  Im 
letzteren  Falle  mag  entweder  einfache  Verweisung  oder,  nach  Beschaffenheit 
des  Falles,  Verhaftung  und  Auslieferung  verfügt  werden. 

Eine  Wiederaufkühdigung  des  Asyles  aber  tritt  regelmässig,  auch 
ohne  Verlangen  von  Aussen,  ein,  wenn  Flüchtlinge  nach  ihrer  Aufiiahme 
weitere  Rechtsverletzungen  gegen  fremde  Staaten  vorbereiten  oder  begehen, 
oder  wenn  sie  die  ihnen  im  Allgemeinen  oder  Einzelnen  gesetzten  Bedin- 
gungen brechen.  Im  letztern  Falle  hängt  es  vom  Staate  ab,  ob  er  wohl 
die  verwirkte  Strafe  erstehen  lassen  oder  sogleich  mit  der  Ausweisung  be- 
ginnen will.  Handelt  es  sich  von  einer  gerichtlichen  Maassregel  gegen  einen 
Flüchtigen,  so  findet  natürlich  da^  allgemeine  gesetzliche  Verfahren  auch 
gegen  ihn  statt,  da  die  Gerichte  kein  anderes  kennen  und  befolgen  dürfen. 
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Namentlich  sind  die  landesüblichen  Grundsätze  des  Beweisyerfohrens  gegei 
ihn  einzuhalten,  und  auc)i  fremde  Staaten  können  keine  Abweidiong  von 
denselben  verlangen.  Zu  einer  einfachen  Wiederausweisnng  reichet  der  Grad 
and  die  Art  der  Gewissheit  hin,  welche  Überhaiq^  2a  Yerwaltangsmaass- 
regeln  berechtigen.  . 

^   .     Hiermit  sind  denn  wohl  die  Grundzflge  des  vermittelnden  Systemes,  so- 
wohl was  die  active  Mitwirkung  zur  Henstelluqg  derRechtscMrdnang,  alsdie 
pa$siy.e  Gewährung  von  Asyl  betrifft,  im  Wesentlichen  entwickelt,  und  also 
auch  die  Hauptanhaltspunkte  fQr  das  praktische  Yer^ren  gegeben.  —  Niidii 
gesagt  ist  abejr  freüicb,  dass  nicht  bei. genaui^rem  Eingehen  in  die  Einzefah 
heiten  sich  noch  das  Bedürfhiss  von  Ausnahmen  oder  Modificationei 
herausstelle.  Nur  eelten  decken  sich  jdie  logischen  Schlussfolgeb  w^  ^Tstcütes 
und  die  Wirklicldieiien  des  Lebens ;  und  namentlich  in  dem  TörUegendai 
Falle,. wo  es  id(ih  nicht  von  der  ausnamelosen  Durchführung  eines  Groiidgatay«, 
sondern  vitiitiellr  von  der  Aufstellung  einer  praktisch  zatrftglichoi  |!inrich- 
tuBg  handeit,  t^äre  es  sehr  unverständig,  ein  sich  aafdräqg^utei»  Jtedflrfiiiss 
dälroh  einfache  Yjeiweisung  auf  eine  logische  Schiiissfolge  abweisen  zu  wolleiL 
Solche  Fragen  si&d.  vielmehr  nach  ihren  sachlichen  Verhältnissen  -imd  is 
dem  Geiste  der  Yenneidong  von  ttbermegenden  Unzuträglichkeiten  zn  eit- 
scheiden. 

Theils  genauere  PrOfung  der  Lehre,  theils  Betrachtung  der  in:  öei 
positiven  Verträgen  niedergelegten  Bestimmungen  •  fahrt '  denn  auch  fäifs 
That  zu  der  Ueberzeugung,  dass  in  einer  Reihe  wichtiger  Fragen  eine  rtd* 
sichtslose  Durchfährtmg  •  der  oben  aufgestellten  allgemeinen  Sätze  za  ent- 
schiedenen Unzuträglichkeiten  fahren  wftrde.  Und  zwar  finden  sich  der- 
gleichen Fälle  sowohl  bei  den- Maassregeln  tünsichüich  der  gemeinen  Verg^ei, 
als  bei  der  Behandlung  Solcher,  welche  sich  gegen  das  öffentliche  Recht  daes 
andern  Staates,  angeblich  oder  wirklich,  verfehlt  habeq.* 

In  ersterer  Beziehung  sind  es  besonders  zwei  Punkte,  welche  eine  enst- 
liehe  Ueberlegung  verdienen.  Einmal  nämlich  fragt  es  sich ,  ob  eine  Ais- 
lieferung  wegen  eines  gemeinen  Verbrechens  stattfinden  darf,  auf  welches  ii 
dem  zur  Bestrafung  befugten  Lande  gesetzlich  eine  graujiame  and  vooder 
diesseitigen  Gesittigung  entschieden  verworfene  Strafe  bestimmt,  ist?  Sodtu 
ist,  zweitens,  zu  untersuchen,  ob  die  sämmtlichen  Vorbeugangs-,  Bestrafings- 
und  Auslieferungs-Grundsätze  auch  bei  kleineren  und  onbe^keirtend^lren  Bedtts- 
yerletzungen  zur  Anwendung  kommen  sollen? 

Die  erste  dieser  beiden  Fragen  ist  unzweifelhaft  za*  verneinen.  AHe^ 
dings  wird  durch  eine  Weigerung  der  Grundsatz  verlassäiv  ^<4Ma  goniss 
das  Gesetz  und  das  gesetzliche  Verfahr^i^  eines  andern  Stäaiti^  ctoe  weitere 
Untersuchung  als  gerecht  fmd  d^r  Rechtsordnung  angemesaivi  a  liietndlH 
und  zu  wehten  ist.    Ferner  ist  nicht  zu.  läügne»,  dass  der  1Cfetg«naf  eii 
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verletzendes  Ürtl^il  über  die  Gesütiguiigsstiife  des  (ra^liehen  Staatds  te 
Grande  liegt.  Allein'  einmal  ist'der  Staat  durch  seine  Bereitwiiligkeit,  zur 
Weltrecktsoränoiig  beizutragen^  nicht  verbunden^  zu  einer  yon  ihm  selbst  als 
grausam,  soijdi  Bk  sachlich  ufigerecht,  erkannten  Handlang  mitzuwirken; 
Tiehnehr  würde  ftte  BeihtUfie  dieser  Art  geradezu  pflichtwidrige  sein.  So- 
dann hat  dea^  Stadt  das  Reiht,  sieb  einer  Handlungsweige  zu  enthalten,' 
welche  ihn  der  Achtung  seiner  eigCAen  Unterthanen  beraitben,  ihm  selbst 
vielleicht  ernstliche  üngelegenheiten  zuziehen  würde.  •—  Im  Uebrigen  mögen 
die  Zwistigkeiten  mit  dem  fremden  Staate,  welche  aus  einer  Weigerung  ent- 
stehen könnten',  durch  ^in  kluges  Benehmen  vermieden  werden.  £ntwe4er 
kann  nämlich  durch  einen  YeHrag  ein  i^r  allemal  die  Yerpflichtung  zur  Aas- 
lieferung  wegep  der  ip  Frage  stehenden  Verbrechen  beseitigt^  werden;  oder 
ab^  ist,  und  zwar  noch  besser,  die  Nichtanwendung  der  von  uns  beanstan- 
detetf  Strafe  für  alle  FftUe  von  Auslieferungen  durch  besondere  Uebereinkunft ': 
festzusetzen.' 

Die'  Yerträge  über  die  gegenseitige  Unterstützung  der  Rechtspflege  be- 
schränken ,  wohl  ausnahmslos,  die  Yerabredungen  über  Auslieferung  auf  die 

schwerern  Ye^brechieu.  Entweder  sind  dieselben  ausdrücklich  und  unter  dieser 

■  .1 

Bezieicfahung  blossen  Vergehen  entgegengestellt ;  odei^  sie  sind  nach  der  Höhe 
der  gesetzlich  angedrohten  Strafe  bezeichnet;  oder  es  wird  endlich  ein  Yer- 
mchniss  solcher  groben  Rechtsverletzungen  gegeben,  auf  welche  ausäcliliess- 
lieh  HÜe  Bestimmufl^^ien  .des  Vertrages  Anwendung  finden  sollen.  Beruht  nun 
diese  GewoimHeitt  auf  einer  richtigen  Aufifassuäg ,  und  ist  daher  auch  in  der 
*Lehre  eine  allgemeine  Ausnahme  grundsätzlich  zu  verlangen?  —  Allerdings. 
Zwar  begreift  eine  vollständige  Rechtsordnung  auch  die  Bewahrung  des  Ge- 
setzes gegen  leichtere  Verletzuiigeu ;  und  kann  möglicherweise  eine  Handlung 
die:ser  Art  eben  so  vielen  unsitthchen  und  ungesellschaftlichen  Willen  be- 
weisen,  oder  eben  so  grossen  sachlichen  Schaden  anricht|Vi,  als  die  Verlet^^ng 
eines  höhetren  Rechtes.  Ferner  ist  die  GränzliniiB  nicht  in  der  Natur  der 
Sache  begründet,  und ^ wird  daher,  als  wiUkttrUeb  gezogen,  nicht  selten  zu  ' 
Wunderlichkeiten  und  vielleicht  Willkürlichkeiten  führen.  ■  Allein  vorerst 
erscheint  es  kaum  als  passend,,  dass  der  Staat  we^en  einer  unbedeutenden 
Angelegeniieit  eines  fremden  Staate  bepiüht  werde.  Sodann  yrürden  bei  klei- 
neren Vergehen  gar  leicht  die  Folgen  einer  Auslieferung  weit  über  Billigkeit 
und  Verhäliniss  hinausgehen.  Wegen  eines  nach  Absicht  und  Gegenstand 
kaum  nennenswerthen  Vergehens  könnten  ehrenhafte  Menschen  eine  besfchim- 
pfende  Maassregel  zu  befahren  haben,  eine  neu  ge'gründiete  Ansiedlung  unter- 
JiTTOchen  sehen.  Endlich  würde  der  Schutz,  welchen  die  Rückisichten  der 
Menschlichkeit  und  Zweckm^sigkeit  politischen^lüchtlingen  angedeih^  lassen 
wollen,  gar  oft  vereitelt  werden.  .Wie. leicht  wäre. es  nämlichr,  einen  solchen» 
irgend  einer  kleinen  GesetzÄsübertretung  zu  bezüchtigen,  um  ihn  auf  solche 
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Weise  wieder  in  die  Häade  zu  bekommen  ^).  —  Zwqi  Bei^erlning«!  werdea 
übrigens  dabei  an:  der  Stelle  sein.  Zuiäcbfit  ärscheint  e«'«rSthlich,  die  Fille, 
in  welchen  AasUeferung  stattfi^pden  soll,  durch  AnfiEfthlnng  der  ein^lnen  let- 
hrechensgattungen,  nicht  aber  durch  das  Strafmaass  oder  durch  die  aUge- 
meinen  £intheiluBgen  der  Gesetzbücher  oder  der  Lehre  festzusteUen.  Entere 
ist.  kein  sicherer  Maasstab  lOr  die  Schwere  der  in  der  Rechtsordnung  aage 
richteten  Verletzung,  indem  noch  manche  weitere  Gründe  aof  das  Strafinaais 
einwirken  können;  überdiess  muss  bei  grossen  Strafirahmen,  wie  'sie  die 
neueren  Gesetze  oft  haben,  Ungewissheit  und  Folgewidrigkeit  eid^tehen.  Die 
allgemeinen  Eintheilungen  aber  fiuden  in  vielen  Fällen  erst  dann  Anwendung, 
wenn  schwierige  und'  zweifelhafte  Eechtspunkt^  bereits  entschieden  sind. 
Dies^  kann  a^er  nur  zu  Zögerungen  und  Zwistigkeiten  fahren.  Eine  zweite 
Bemerkung  aber  geht  dahin,  dass  nur  die  Auslieferungen,  nicht  aber  ancb 
die  Vorbeugungsmaassregeln ,  so ,  wie  die  Bestrafungen  der  eigenen  Unter- 
thanen  wegen  Verletzungen  Rinder  Gesetze  sich  nach  dieser  Grftnzlinie  zu 
richten  haben.  Möchte  man  nQmlich  elwa  auch  behaupten  können,  dass  der 
freihde  Staat  angenonmdenermaassen  tü[)erhänpt  nur  Schatz  g^n  gröbere 
Verletzungen  zu  verlangen  habe :  so  ist  doch  zu  bemerken ,  dass  der  dia- 
seitige  Staat  bei  Vorbeugungen  und  Strafen  ta  seinem  eigene  Nutzen  weit« 
gehen  muss.  Die  Verschiedenheit  des  Verfiedirens  bei  einer  und  derselben 
Handlang,  je  nachdem  der  (jegenstand  des  unreehtlichen  Willens  der  engen 
oder  weitem  Rechtsordnung  angehörte,  könnte  nmr  Verwirrung  des  Redits- 
bewusstseins  und  Unwirksamkeit  der  Maassregeln  zur  Folg^  haben.  Die 
Beschränktheit  des  auswärtigen  Anspruches  mag  es  also  rechtfertigen,  diss 
zur  Abwehr  oder  Bestrafung  kleinem  Unrechtes  gegen  Fremde  nichts  Eigeih 
thümliches  angeordnet  wird;  allein  so  weit  die  einheimische  Gesetzgebimg 
zum  Schutze  des  eigenen  Rechtes  ^ht,  hat  sie,  ergänzungsweise,  anch  d» 
fremde  zu  berücksichtigen,  und  zwar  gl^ichmä^sig  sowohl  nach  Form  als  b- 
halt  der  Maassregeln. 

Auch  in  der  Lehre   von  dem  Verhalten  zum    öffentlichen  Bedite 


1)  Nor  Wei^ige  wohl  dürften  geneigt  sein,  lich  dem  yoii  Bern  er,  a.  a.  O.,  8.  iff ,  Ib 
die  Straflosigkeit  der  im  Auslände  begangenen  kleinereff  tlebertretnngen  ani^eAlirteB  Bnmk 
ansoschliespn.  Ilim  zu  Folge  sind  die  hier  in  ]^*rag«  stehenden  Vergehen  «''Ain  localer*  Ait 
weiche  somit  auch  nur  „saß  Orte  der  That  verletzt  werden  köfinen*.  Hiergegen  Ist  den  bbi 
aber  vor  Allein  zn  bemerken,  dass  es  irrig  ist^  geringe  Verg;ehen  für  gleiehb«deiilend  an  oehav 
mit  Geboten  von  örtlicher  Bezlehnng.  Ctoring  ist  ein  Vergeheli,  wenn  das  Terletxte  Raebt  m 
sich  ein  nnbedeotendes,  oder  die  Schuld  bei  der  Handlang  einQ  leichte  ist.  Non  kann  aber 
Seits  ein  .nnbedentendes  Recht  ein  sehr  allgemeines  und  weit  verbreitetes  sein;  anderer 
ist  es  gar  wohl  möglich,  dass  bei  Geboten  oder  Verboten  rein  brtlieher  Art  die  schwersten  vai 
mit  den  höchsten  Striemen  bedrohten  JJebertretungen  vorkommen  können.  Sodann  aber  ist  oickl 
einzusehen,  wamm  nicht  audi  bei  kleioerön  •Vergehen'' die  vom  Verf.  angemommemePHrsSaiieb* 
keit  des  Strafrechtes  soUte  stattfinden  können.,—  Die  Sache  ist  sehr  einfiich.  Die  AhrtfOff 
solcher  kleiner  .Rechtsverletzungen  lit  von  keinei?  Bedentnng  für  die  Brlialtirag  der  Beeki^ 
Ordnung  im  Grossen  und  Ganzen,  nad  desshalb  tritt  keine  Hfllfe  von  Staat  au  Staat  dabei  äa 
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anderer  Staaten  sind  es  zwei  Prägen,,  welche  eine  be$Oiidere  Beachtung 
schon  bei  der  allgemeinen  Feststellung  der  Theorie  verdienen.  I)ie  einie 
geht  dahin:  ob  die  Nichtauslieferung  von  Flüchtigen  sich  auch  auf  Diejenigen 
erstrecke,  welche  gegen  die  Er iegsdiens.t Ordnung  ihres  Yi^terlandes 
gefehlt  haben,  und  also  entweder  nach  bereits  geschehener  Einreibung^ in 
das  Heer  fahnenflüchtig  geworden  sind,  oder  sich,  der  Aushebung  dttreh 
Flucht  entzogen-  haben.  Zweitens  aber  fragt  sich.-^  ob  die  vorbeugenden  Vor- 
kehrungen eines  Staates  zu  Gunsten  fremder  Gresetze  sich  aiuch  auf  die 
Abhaltung  diesseitiger  Angehöriger  von  Schleichhandel  in  den  fremden  Staat,* 
überhaupt  auf  den  Schutz  seiner  Abgab^enge setze,  i^  erstrecken  haben? 
—  Eine  Verneinung  der.  ersten  Frage  wäre  also  eine  Ausnahme  von.  dem 
Grundsatze  der  Nichtauslieferung;  eine  Verneinung  der  andern  aber  würde 
eine  bedeutende  Lücke  in  deui  Systeme  der  Abhdltung  der  eigenen  Ange- 
hörigen von  Verletzung  Friemder  zur  Folge  haben. 

.  Was ,  nun  den  ersten  Fall  betrifft,  :S0  ist  zwar  bekannt,  dass  viele  Staaten 
gerade  die  Auslieferung  flüchtiger  Heerpflichtiger  zum  Gegenstaude 
von  besonderen  Verträgen  gemacht  haben,  und  zwar  selbst  solche  darunter, 
welche  sonst  keine  Verpflichtungen  dieser  Art  eingehen;  auch  lässt  sich 
etwa  zur  Rechtfertigung  einer  Ausnahnle  sagen,  dass  ein  ungehorsamer  Kriegs- 
dienstpflichtiger nicht  blos  eine  Öffentliche  Pflicht  verletzt,  sondern  auch 
einem  seiner  Mitbürger,  welcher  jetzt  für  ihn  eintreten  muss,  einen  schweren 
Schaden  unrechtlicher  Weise  zufügt;  so.  wie,  dass  wenigstens  zuweilen  Dieb- 
stahl öffentlichen  Eigenthumes  mit  der  Fahnenflucht  verbunden  Ist :  dennoch 
muss  man  sich  gegen  die  Verlassung  des  Grundsatzes  erklären.  Nicht  nur 
würde  man,  selbst  jetzt  noch,  in  einzelnen  Fällen  mithelfen  zu  barbarischen 
Strafen;  sondern  es  könnte  überhaupt  eine  grundsätzliche  Auslieferung  der 
Eriegsdienstpflichtigen  leicbt  missbraucht  werden  zur  Umgehung  der  ganzen 
Nichtauslieferung  bei  Staatsvergehen.  Es  bedürfte  nämlich  von  Seiten  einer 
beliebigen  Regierung  nur  einer  scheinbaren  Ausdehnung  der  Dienstpflicht 
auf  die  Männer  aller  Alter  und  Verhältnisse,  um  jeden  politischen  Flüchtling 
als  Ausr^isser  in  Anspruch  nehmen  zu  können.  Und  gerade  in  den  schlimm- 
sten  Fällen  dürfte  man  wohl  solchen  Versuchen  entgegensehen.  Ton  einer 
höhern  Notbwendigkeit  der  Ausnahme  aber  kann  nicht  die  Rede  sein,  da 
die  Erfahrung  genügend  zeigt,  dass  Staaten,  welche  die  Eriegsdiehstpflicht 
nicht  auf  eine  harte  Weise  übertreiben,  und  welche  den  Soldaten  gerecht 
und  menschlich  behandeln,  keine  ihre  Vertheidigungskraft  beeinträchtigende 
Fahnenflucht  zu  fürchten  haben. 

Üagegen  ist  allerdings  die  andere  Ausnahme  zu  vertheidigen,  nämlich 
die  Unterlassung  von  Vorbeugungsmaassregeln  gegen  die  Verletzp^ng  von 
Einkommensgesetzen  fremder  Staa;ten,  namentlich  also  gegen  Schleich- 
handel diesseitiger  Ui^terthonen  in  das  jenseitige  Gebiet.    Nicht  etwa,  weil 
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der  Schleichhandel  nicht  unter  den  Begriff  der  Störonjo^  der  Rechtsordnaiig 
fiele.  Die  ZolIgeset2Q  sind  ein  wesentlicheis'  Mittel  zur  Feststellung  der 
Beitragpflicht  der  verschiedenen  Gattungen. von  Unterthanen  zu  den  StaaU- 
lasten;  und  tlber-die^  hängt  von  ihrec.DuichfÜhrong  die  Aofrechterbaltang 
manch&cherBechte  und  Privilegien  ah,  welche  j^der  Staat  vollkommen  b^igt 
ist,  seinen  Unterthanen  zu  verleiben.  Auch  nicht  damit  kann  die  Amsuahme 
gerechtfertigt .  werden,  dass  der  .diesseitige  Staat  hei  der  ganzen  Maassregel 
kein  Interesse  habe.  Abgesehen  davon,  dass  diese  BQcksicht  liei  d6r  kosmo- 
politischen AuffsÄBung  aberbaupt  äirttckgestellt  wird,  wäre  diese  Ansicht 
nicht  einmal  thatsächlich  richtig.  Tbeils  ist  nichts  verkehrter,  als  die,  freüich 
nicht,  eben  seltene,  Freude  einer  Regierung  an  der  erfolgreichen  Durch- 
brechung des  Handelssysteme^  >ander£r  Staaten.  Die  Yergeltimg  Itat  in 
,d^r  Regel  nicht  lange  anf  sich  warten.,  da  die  zu  erfolgreichen*  Schleich« 
häodlern  Gebildeten  keinerlei  Anstand  nehmen,  üire  'Künste  auch  gegen  die 
eigenen  Gesetze  zu  kehren;  und  überdiess  von  dem  diesseits  nicht  beschtttzten 
Nachbarstaate  nicht  erwartet  werden  mag,  dass  er  nun  doch  seiner  Säts 

.  seine  Unterthanen  von  Beeinträchtigung  unserer  Abgabeng^tze  abzahaltai 
suche.  Theils  aber  bildet  sicjli  durch  den  Schleichhandel  eine  yerw^^ene, 
ai'beitsfecheue,  allmählig  auch  zu  jedef  andern  Art^  von  GesetsesvMetzoDg 
geneigte  Bevölkerung  aus^  welche  dem  eigenen  Staate.  lästig  und  gefthrlich 
werden  kann.  JUn  wenigsten  endlich  darf  die  Yorbengung  dessbalb  nnte^ 
bleiben,  weil  etwa  Vortheil  a^s  dem  Schleichhandel  gezogen  yritd.  Ans 
gleichem.  Grunde  köniite  Diebstahl)  Betrug  und  Raubmord  im  firemden  Gt- 
biete  begünstigt  werden.  —  Wohl  aber  rechtfertigt  sich  die  AofsteÜnng  einer 

.  Ausnahme  voa  dem  Präventivsysteme  in  diesem  besondem  Falle  dadurch, 
dass  eine  ^wirksame  Yorkehrung  nur  duroh  solche  Ueberwachnngen  and  Be- 
schränkungen des. eigenen  inneren  GeWerbewesens  nfid  Handels,  der  sftmiDl- 
liehen  Yerkehrsanstalten  und  Yerbindungswege  hergestellt  werden  könnte, 
dass  sie  den  diesseitigen  Unterthanen^  und  zw4r  all^  ohne  Unterschied,  die 
empfindlichsten  Hemmungen  und  Nachtheile  bereiten  mfllsste.  Diess  wftie 
nun  aber  ünyernünftig,  und  somit  unerlaubt;,  um  so  mehr^  als  dieser  Schades 
j^den  Falles  und  \n  weiteste^  Ausdehn9ng  einträte ,  während  die  abnwen- 
dende  Gcsetzesverletzung  nur  eine  mögliche  und  vereinzelte  wäre ,  Obardiesi 
der  zunächst  Betheiligte  seiner  Seits  selbst 'Vorkehrungen  treffen  kann.  Aach 
darf  nicht  vergessen  werden,  dass,  wenn  die  Vorbeugungsmaassr^eln  unbe- 
dingte diesseitige  Rechtspflicht  wären,  sie  auch  von  solchen  Staaten  zu  ihren 
Gunsten  in  Anspruch  genommen  werden  könnten,  welche  durch  Qbertnebeoe 
und  selbstsüchtige  Sperre-  und  Yerbotsystjeme  dem'  allgemeinen  mensohlicheo 
Yerkehre  unerlaubte  Scliwierigkeiten  in  den  Weg  l^en,  und  gegen  dereo 
gemeiuschädliche.  und  irerkehrte  Maassregel  in  derlhat  der  Schleichhandel 
ein   naturgemässes  YertheidigungsmitC^  ist  —  Wen^   es   also  allenfings 
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niemuh  dem  Staate  gestattet  sein  kann,  den  Scfaleiehhandel  seiner  Unterthanen 
in  einen  fremden  Staat  positiv  za  fördern :  and  wenn  et  yielmehr  dem  Rechte 
nnd  sich  selbst  schuldig  ist,  denselben  immer  als  eine  nUerlaabt^  Handlang 
ZQ  betrachten  und  za  behandeln:  sokann  doch  kein  Sjstem  von  Yorbeugungs- 
maassregehi  ton  ihm  als  Rechtspflicht  verlangt  werden,  sondern  es  mnss  ihm 
fiberlassen  bleiben,  zu  beartheilen,  oh  and  wie  weit  er  anter  den  jeweil  gege- 
benen Umständen  die  Ergreifung  von  Yerhindeningseinrichtangen  mit  dem 
Wohle  and  Rechte  seiner  eigenen  Unterthanen  vereinbar  findet. 

Aaf  diese  Weise  ergiebt  sich  denn  als  eine  Folge  der  Auffassung ,  nicht 
sowohl  die  folgerichtigste  Durchführung  eines '  obersten  Grundsatzes  als  die 
Aufstellung  der  am  sichersten  zum  allseitigen  Bes.ten  fahrenden  Normen  an- 
zustreben, in  Efirze  folgende  Reihe  von  Sätzen:  Der  Staat  erkennt  im  Allge- 
meinen die  Verpflichtung  an,  zur  Herstellung  der  Rechtsordnung  auch  ausser- 
halb seiner  eigenen  unmittell^en- Verhältnisse  beizutragen,  wenn  ohne  seine 
Mithfilfe  diese  Ordnung  nicht  geschaffen  werden  könnte.  Diese  Mitwirkung 
kann,  je  pach  demBedfirfhisse,  aus  Vorbengungsmaassregelfi  oder  aus  Strafen 
bestehen.  Erstere  sind/sowohl  bei  solchen  Rechtsverletzungen,  welche  fremde 
Staaten  im  Ganzen,  als  welche  einzelne  Angehörige,  derselben  bedrohen, 
anzuwenden;  nur  bei  Unternehmungen  gegen  fremde  Zollgesetze  behält  sich 
der  Staat  freie  Hand  vor,  je  nach  der  Beschwerlichkett  und  Schädlichkeit 
der  an  sich  uöthigen  Maassregeln.  Die  Strafen  werden  entweder  durch  die 
eigenen  Gerichte  des  Staates  und  nach  seinen  Gesetzen  zugefügt,  oder  durch 
Auslieferung  des  Verbrechers  an  den  verletzten  Staat  möglich  gemacht. 
Ersteres  findet  statt  bei  denjenigen  Rechtsstörungen,  welche  von  den  Ange- 
hörigen des  mitwirkendea  Staates  begangen  worden  sind.  Ausgeliefert  da.-, 
gegen  werden  Ajigehörige  des  verletzten  Staates  nnd  Solche,  weldie  beiden 
Staaten  fremd  sind;  beide  jedoch  nur  dann',  wenn  sie  der  Verletzung  voU' 
Rechten  Einzelner  beschuldigt  sind,  wogegen  fluchtige  politische  Verbrecher,, 
welche  dem  Staate  ihres  jetzigen  Aufenthaltes  fremd  sind,  von  letzterem  weder 
bestraft  noch  ausgeliefert  werden.  Ihre  Duldung  oder  einfache  Wegweisung 
ist  lediglich  Sache  der  Gesetzgebung  nnd  Politik  des  einzelnen  um  Aufenthalf. 
angegangenen  Staates;  denn  der  Staat  hat  nur  ein  Recht >  nicht  aber  eine 
Pflicht  zur  Aufnahme  Fremder;  die  Geduldeten  nnterliegeh  jeden  Falles  den 
nöthigen  Vorbeugungsmaassregeln  gegto  Wiederholung  ihrer  Unternehmungen: 

Als  ein  wichtiger  Anhang  ist  schliesslich  noch  die  Frage übe^  Gegen- 
seitigkeit des  Verfahrens  za  erörtern. 

Die  im  Vorstehenden  dargelegten  Grundsätze  sowohl  über  Verhinderung 
und  Bestrafung  im  Allgemeinen  als  fiber  die  Aufhalime  Flüchtiger  im  Beson- 
deren fliessen  aus  der  Katur  der  Sache,  d.  h.  aus  der  wesentlichen  Aufgabe 
des  Staates  und  aus  überall  gültigen  Zweckmässigkeitsgründen.  Jeder  Staat 
ist  daher  nicht  nur  berechtigt,  dieselben  als  Regeln  seines  eigenen  Verhaltens 
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aufzuistelleii  und  zu  befolgen;  sondern  er  kann  auch  yersiändiger- und  billiger- 
weise an  andere  Staaten  das  Verlangen  stellen,  dass  dieselben  in  Ihrem  Ver- 
h&ltHisse  zu  ihm  das  gleiche  Verfahren  einhalten.  Leicht  wird  dahei*  aadi, 
bei  der  Innern  Richtigkeit  der  Sache,  eine  6rewohnheit  oder  gar  ein  !bnn- 
licher  Vertrag,  auf  dieser  Grundlage  zwischen  bestimmten  Staaten  zu  Stande 
gebracht  Wi^rden  können.  :— '  Allein.es  ist  allerdings  möglicb,  dass  irgend 
eine  fremde 'Regierung  die^e  Ansicht  von  Recht  und  Pfficht  nicht  theilt,  tum! 
ihrer  abweichenden  Auffassung  ini  äussern  Verkehre  Folgen  giebt;  also  ent- 
weder Qine  von  uns  geforderte  Mitwirkung  nicht  leistet,  oder  eine  diesseits 
nicht  als  zulässig  erachtete  weitergehende  Hülfsforderung  stellt.  £s  eütstelit 
nun  die  Frage,  welche  Folgen  ein  solcher  Widerspruch*  haben  könne,  be- 
zie^iungsweise  haben  müsse? 

£s  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  eine  Foi^derung  oder  Weigerung  dieser 
Art  sachlich  so  bedeutend  oder  so*  v^letzen4^für  klares  Recht  sein  kann, 
dass  sieh  selbst  ein  Krieg  darccas  entspinn!..  Da  jegliche  Rechtsverletzung 
grundsätzlich  zur  Selbsthülfe  führen  mag ;  und :  da  'femer  jeder  Staat  über 
die  Thatsache  und  die  Schwere  einer  ihm  zugefügten  Rechtsyerletzung  selbst 
Richter  ist:  so  l&sst  sich  natürlich  nicht  im  Allgemeinen  sagen,  weiche  Fälle 
gerade  diese  äussersten  und  bedenklichen  Mittel  rechtfertigen  möchten.  Allem 
man  kann  wohl  zugaben,  dass  z.B.  die  ungehinderte  -  Boldun^  von  Frei- 
schaaren-  oder  Seeräuberzügen;  oder  ein  Versuch,  fie-  Auslieferung  eines 
eigenen  Unterthanen  des  angegangenen  Staates  zt(  erzwingen,  oder  die  Ge- 
währung eines  Aayles  für  alle  Arten  von  gejneinen  Verbrechern;  den  Streit 
bis  zur  Ergreifung  der  Waffen  erhitzen  könne.  Mehr  ^tljicbkeits-  and 
Elugheits-,  denn  Rechtsregeln  sind  es  daher,  wenii-,'^uüi]|qil,;jgefordert  wird, . 
dass  ein  Fall  von*  geringerer  Bedeutung  oder  gar  vdU  zw^elhafteih  Rechte 
nicht  als  Grund  zu  einem  Kriege  befrachtet  werdp;  uiud/vew,  zweitens,  der 
Rath  gegeben  wird,  Fordercmgen,  welche  picht  in  jflemijl^  auseinander 
gesetzten  gemäs'^igten  SysteiJoieiht^.Beclitfeiiigung.  finden,  überhaupt  pidit 
zum  Gegienstande  eines  ep^stJi^hen  Streites  zu  voäch^n,  wdl  man  sonst  leidrt 
in  4ie  Gefahr  kojnint,  sicbr 'selbst  al^.^ails^erlialb  des.  oestdiendenGesitt 
und  Verständigkeitskreises  ,8tehend  zu  erweisen  ^wid  durch  eine  ungewöhn- 

lichö  Forderuiig  den  Wideir^ra^h  .und*  die,  Abneignhg  aller  anderen  .Staaten, 

'       * .  ■    "«■■■'.      • .  , 

selbst  der  zunächst  nicht  betheiligte^,  id  erwecken.  . 

In  der  Regel  ist  übrigens  natürlich  von  diesem  äussersten  Mittel  zur 
Entscheidung  einer  Meinungsverschiedenheit  über  internationale  Itechtshülfe 
keine  Rede,  soüdenues  hMidelt  sich,  wenn  Vorstellungen  und  Unterhandlungen 
mcht  zur  Ausgleichung  führen,  nur  von  Retorsion "  als  Zwangsinaassregel  nnd 
Herstellung  der  Gegenseitigkeit.  Hier  werfen  sidi  denn .  aber  zwei  Fragen 
auf.  Erstens,  ist  es  erlaubt,  gegenüber  von  einem  Staate,  v^elcher  in  seiner 
Bei&ülfe  zum  Recbtsschutze  nicht  so  weit  geht,  als  der  ^diesseitige  Statt 
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Mr  recht  hält  nnd  zu  gehen  bereit  l^t,  aach  einen  Theil  der  sonst,  d.  h. 
anderen  Staaten,  gewährten  Mitwirkung  zu  entziehen?  Zum  Beispiele  also: 
dürfen  gegenüber  von  einem  Staate^  welcher  in  seinem  Gebiete  keine  Vor- 
bengnngsmittel  Mir  Bewahrung  unseres' Rechtes  trifft,  ebenfalls  unerlaubte 
ünternebmnngen  unserer  Angehörigen  ungehindert  zugelassen  werden?  oder, 
würden  einem  Staate,  welcher  uns  die  Auslieferung  flüchtiger  gemeiner  Ver- 
brecher verweigert,  seine  Unterthanen  gleicher  Art  ebenfalls  vorenthalten? 
Zweitens,  kann  verlangt  werden,  dass  gegenüber  von  einem  Staate,  welcher 
eine  ausgedehntere  Beihülfe  leistet,  als  wir  nach  unserem  Systeme  für» 
gerechtfertigt  erachten,  ebenfalls  erweiterte  Grundsätze  befolgt  werden?  Zum 
Beispiele:  sollen  einem  Staate.,  welcher  seiner  Seits  politische.  Flüchtlinge 
ausliefert,  ausnahmsweise  seine -Unterthanen,  -welche  wegen  pditisöh^  Ver- 
gehen zu  uns  geflüchtet  sind,  auch  ausgeliefert  werden?  —  Beide  iVagen 
sind  aber  sowohl  Tom  Standpunkte  des  Rechtes,  als  der  Staat«khigheit  zu 
beantworten. 

'^  Es  ist  nicht  in  Abrede-  zu  ziehen,,  dass  die  evste  Frage  sowohl  Von  der 
rechtlichen  als  von  der  politischen  Seite  zweifelhaft  ist.  —  Stellt  man, sich 
nümlich,  in  jener  Beziehung,  auf  den  Boden  des  Völ&^frechtes, .  so  unterliegt 
die  Berechtigung  zur  Retorsion  gar  keinem  Zweifel..  *£s  steht;  nfilh^i^hre 
und  Gewohnheit  der  europäischen ■  VGlker  gloichmässig  festv^^a^il  cftn. Staat, 
welchem  eine  gerechte  Forderung  versagt  wird,  gegenüber  Ton  dem  Ver- 
letzenden .das  gleiche  Verfahren  einhalten  darf.  Anders  nun  aber,  wewi 
man  die  Rechtsanfgabe  de^  Staaten  an  sich,  somit  den  eigentlichen  Kein 
der  Sache  ins  Auge  fasst.  Hier  nämlich  müss  man  sich  erinnern,  dass  die 
Mitwirkung  zur  Rechtsordnung  in  fremden  Staaten  nicht  diesen  2U  Liehe, 
noch  weniger  als  Vergeltung  eines  von  ihnen  erwiesenen  Dienstes  oder  als 
Folge  einer  Verabredung  anerkannt  wird;  sondern'  weil  der  Staat  die  Pflicht 
dazu  an  und  fär  sich,  d.'h.  in  dem  Üenscbheitszwepke,  begründet  erachtet. 
Desshalb  hängt  denn  auch  die  Erfüllung  der  verschiedenen  Auflagen  nicht 
von  der  mehr  oder  weniger  löblichen  Handhings^^eise  Änderer  ab;  sondern 
es  muss  eine  etwMge  Unterlassung  ihrer  Sechtspflicht  durch  anderweitigie, 
an  sich  unantastbare  Idljttel  erzwungen  werden.  —  Vom  Zweckmässigkeits- 

4 

Standpunkte  aber  erscheint  einefr  Seits  eine  Retorsion  i^Uerdings  als  ein 
natürliches  und  wh'ksames  Mittel  zur  Nöthigüng  des  Gegners;  und  zu  gleicher 
Zeit  ist  man  geneigt,  sie  auch  für  nothwendig  zur  Wahrung  der  Ehre  zu 
betrachten.  Auf  der  andern  Seite  verliert  man  durch  das  Eingehen  auf 
Ansnahmsmaassregeln  die  sichere  und  abgeschlossene  Haltung,  welche  am 
leichtesten  über  Zweifel  und  Schwierigkeiten  weghilft,  nnd  namentlich  auch 
die  einfachste  und  am  wenigsten  verletzende  Vertheidigung  gegen  zu.  weit 
gehende  Forderüngei)  anderer  Staaten  abgiebt.  Wenn  einmal  ;aus  Nutzens- 
gründen  abgewichen  wird  Vom  Grundsatze,  $o  ist  dasE^ddie  vo^  Forderungen 
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nnd  l^achgiebigkeiten  nicht  abzHsehen.  Als  höchste  Wabiung  der  Ehre 
aber  mag  es  flCngeseh^n  Verden ,  ^enn,  sich  ^er  Staat  unter  keinen  UrasUn- 
den,  selbst  durch  eine  Verletzung  nicht,  von  dBr  Handhabung  des.  als  Recht 
und  Pflicht  Ei'kanntep  abdrängen  Ifisst.  —  ErwAgt  man  nun,  dass  das 
Völkerrecht  2WaF  eine  Befagniss,  dagegen  die  Förderung  der  RechtsordDODg 
eine  Verpflichtung  giebt;  femer,  dass  die  Feslhaltung  des  System^  eine 
höhere,  weil  eine  weitersehende,  Klugheit  ist,  auch  ein  edleres  EhrgeftU 
verräth:  so  muss  man  wohl  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  die  ausnahm- 
lose  FesthaHung  sämmtlicher  Grundsätze  ftber  RechtsfÖrdening  auch  gegen- 
über  Von  solchen  Staaten,  >  welche  dieselben  gegen  uns  nicht  YoUstfindig 
einhalten,  die  richtige  Handlungsweise  sowohl  aus. Gründen  des  Rechts  als 
der  Staatskunst  ist.  Dass  damit  übrigens  die  Benützung  jedes  an  sich  er- 
laubten sonstigen  Mittels  zuf  Gewinnung  oder  zur  Nöthigung  des  Gegners 
vereinbar  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Es  wAl  nicht  feige  Friedensliebe 
un;  jeden  Preis  und  marklose  Geduld  empfohlen  werden ;  sondern  vielmehr 
das  richtige  Verfahren  nach  verständiger  Erwägung  von  Pflicht  und  VortiM% 
Geringerem  Zweifel  unterliegt  die  Beantwortung  der  Frage:  was  Re^ 
und  Klugheit  gebieten,  wenn  ein  {^derer  Staat  in  seiner  BeihtUfe  zur  Rechts- 
ordnung weiter  geht,  als  wir;  er  jed)ei  Gleiches  von  un$  verlangt?  Geht  man 
hier  nämlich.  davoA  aus,  dass  das  gemäissigte  System  Aljl^s  leistet,  was  uMxk 
Recht  und  Zweckmässigkeit  vertangt  werden  kann:  so  ist  klar,  dass  Niemand 
befugt  ist,  weiter  gehende  Forderungen  zu  stellen.  Von  einem  Rechte  dritter 
Staaten,  uns  ihre  Auffassung  aufkunöthigen,  kann. somit  keine  Rede  sein. 
Sie  mögen  ihr  Ansinnen  stellen;  allein  wir  sind  .rechtlich  nicht  verpflichtet, 
demselben  uns  zu  fügen.  Namentlich  kann  von  einet  völkerrechtlichen  Ver- 
pflichtung,  weiter  zu  gehen,  gar  nicht  die  Rede  sein,  da  die  üebnng  vieler 
und  sehr  bedeutender  Staaten  nicht  einmal  ganz  einräumt,  was  das  genannte 
System  verlangt.  —  Was  nun  aber  die  Klugheitsrücksichteh  betrifft;,  so  mag 
eji.sich  immerhin  begeben,  dass  unserer  Weigerung  missliebige  Maassregeln 
voii  der  andern  Seite  folgen..  Hier  tritt  denn  nun  aber  die  Alternative  ein, 
dass  entweder. der  fremde  Staat  uhs,  im  Wege  der  Retorsion,  gerade  so 
behandelt,  wie  wir  uns  gegen  ihn  verhalten;  oder  daßs  er.  anderweitige  und 
mittelbare  Nöthigungsmittel  anzuwenden  versucht,  z.,  B.  Verweigerung  von 
Vortheilen,  welche  er  uns  sonst  bewilligt  hätte,  Bestürmung  mit  Vorstel- 
hingen.  u.  s.  w.  In  dem  ersten  Falle  erdulden  wir  offenbar  gar  kein  üebel, 
indem  dann  eben  zwischen  beiden  Staaten  der  Zttst£^id  hergestellt  ist,  welcher 
uns  von  Anfang  an  als  der  richtige  erschien.  Es  werden  z.  B.  von  beiden 
Seiten  politische  Flüchtlinge  nicht  ausgeliefert  Dass  dieser  Zustand  keinen 
Grund  abgeben  kann,  abzuweichen  von  unseren*  Grundsätzen ,  versteht  sich 
von  selbst.  IiA  andern  Falle  mögen  wir  allerdings  mehr  oder  weniger  em- 
pfindlich leiden^  uhd  zwar  ist  natürlich  nicht  im  Allgemeinen  ift  sagen,  wie 
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wei^  dies^  gehen  kanu.  Dennoch  scheint  auch  hier  ^kein  Zweifiel  über  das 
Festhalten  an  dem  richtigen  Systeme  bestehen  zu  können.  Wenn  in  einer 
so  wichtigen  Frage,  wie  das  Verhalten  zur  Weltrechtsordngng  ist,  ein  Staat 

4  * 

gegen  seine  Auffassung  von.  Pflicht  und  Recht  frenulem  Ajisinnen  nachgibt 

• 

so  ißt  seine  Selbstständigkeit  verloren,  damit, aber  auch  joder  unberechtigten 
und  schädlichen  Forderung  fremden  üeberniuthes  Thür  und  Thor  geöffnet. 
9ier  gilt  es  also,  (wenn  irgend  die  Macht  zur  Wahrung  der  Gleichberechti- 
gung und  Unabhängigkeit  vorhanden  ist,)  tapfer  Stand  zu-halten.  Welche 
bessere  Stellung  kann  er  aber  haben ,  als  die  Yertheidigung .  einer  Hand- 
lungsweise, welche  sich  einfach  auf  die  Vorschriften  der  Vernunft  gründet, 
und  für  welche  überdiess  das  Mitgefühl  der  gesittigten  Völker  und  der  Mehr- 
zahl der  Regierungen  spricht?  Und  nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  ös, 
dass  unsere  Pflicht,  der  eigefnen  üeberzeugung  zu  folgen,  nicht  im  Mindesten 
gelindert  wird  durch  das  Anerbieten  des  fremden  Staates ,  das  an  uns  Ver- 
langte auch  seiner  Seits  zu  vollziehen.  Wenn  Recht  .und  Sittengesetz  uns 
'}/^  Begehung  einer  bestimmten  Handlung  überhaupt  untersagen ,  kann  dier 
selbe  durch  die  vertragsmässige  Verpflichtung  eines  Andern , .  sie  ebenfalls 
auszuüben ,  nicht  zu  einer  erlaubten  werden  *). 

Das  Ergebniss  ist  somit,  dass  der  Staat  sich  durch  die  NichtZustimmung 
fremder  Staaten  zu  dem  mittlem  Systeme  weder  seiner  Seits  zu  Retorsionen 
treiben^  noch  aber  zur  Einstimpaung  in  fremde  Forderungen  durch  Nöthigungs^ 
Maassregeln  oder  Vertragsanerbieten  bewegen  lassen,  sondern  vielmehr  un- 

#  '  

wandelbar  die  richtigen  Grundsätze  befolgen  soll,  gleichgültig,  ob  sie. Erwie- 
derung finden  oder  nicht,  ob  er  Nachtheile  zu  befahren  hat  oder  nicht. 

4. 
Kritik  und  Vorsclilftge. 

Es  bleibt  nun  noch  übrig ,  die  im  Vorstehenden  entwickelten  An- 
schauungen, namentlich  aber  die  als  die  Lösupg  des  Problems  schliesslich 
aufgestellte  mittlere  Theorie.,  zusammenzuhalten  theils  mit  den  bemerkens- 
werthesten  Meinungen  Anderer,  theils  mit  den  wichtigsten  Bestimmungen  des 
positiven  Rechtes,,  wie  es  in  Gesetzbüchern  und  Verträgen  festgestellt  ist. 


1)  Hieraiu  erf^iebt  sich  denn  auch ,  im  Vorbeigehen  gestigt ,  wid  vollkommen  gfondaatilot 
die  bis  in  die  neueste  Zeit  von  VÖlkerreehtslehrcrn  aufj^estellte  Ansicht  ist,  dass  zwar  keine 
nnbedinfirte  Rechtspflicht  zur  Auslieferunfc  flüchtigrer  Verbrecher  fUr  den  Staat  bestehe,  wohl 
aber  im  VITege  des  Vertrages  eine  solche  Verbindlichkeit  äbemommen  werden  könne.  (8.  oben, 
8. 578.)  Wenn  der  Staat  keine  Pfliöht  hat,  eine  gewisse  Bestrafung  zu  bewirken,  so  hat  er  auch 
kein  Recht  dazu;  denn  nur  in  so  ferne  seine  Rechtsaufgabe  es  gebieteyisch  verlangt,  kann  er 
aar  Zufügung  von  Uebel  und  £<eiden  befugt  sein.  Eine  ZufUgnng,  welche  rechtlich  und  sittlich 
auch  unterlassen  werden  kann',  ist  eine  Grausamkeit,  aber-  kein  Rechtsact.  Durch . das  Ver- 
fprecben  eines  Dritten,  in  ähnlichen  Fällen  gleich  unerlaubt  zu  handeln,  wird  aber- sicherlich 
eine  Befügniss  diesseits  nicht  begründet,  sondern  nnr  doppeltes  Uqrecbt  geechrnffen. 


730  Die  Tdlkerrecjitliche  Ldire  yfm  Asyle. 

In  Betreff  d^s  Ersteren  wird  es  gehflgen,  wenn  ()ie  nenestea  und  dem  Ckgen- 
Stande  besonder»  gewidmeten  Schriften  Ins  Aage  gefasst  werden;  nehmen  sie 
doch  natargemäss  Ton  ihren  Vorgängern  das  Haltbarste  anf.  Aach  versteht 
sich  von  selbst,  daes  hier  nar  die  leitenden  Gmndsätze  besprochen  werden  kön- 
nen. Zu  zeigen  abei;  wird  sein,  dass  sie  der  Wahrheit  nicht  näher  gekommen 
sind ,  vielmehr  die  diesseitigen  Sätze  den  Yorzng  verdienen.  Hinsichtlich 
des  positiven  Rechtes  aber  besteht  die  Anfgabe  nicht  blos  darin,  die  wichtig- 
sten Abweichungen  desselben  von  der  Lehre  aufzuzeigen,  sondern  es  sind 
auch  Yerbesserungsvorschläge  zu  machen.  In  beiden  aber  wird  man  heffent- 
'  lieh  keine  Aälnaassung ,  erUiqken.  Eine  selche  vergleichende  Kritik  ist  nur 
ein6  erlaubte  Yertheidigupg  gegen  mögliche,  vielleicht  bereits  gemacht^*), 
Einwendungen  und  zu  gleicher  Zeit  die  beste  eigene  Probe;  über  die  Haltbar- 
keit des  Vof'getragen^li'. 

,,V"   ■■'■'■-  '-  ■    '"  **      .  .  ■ 

•)  BelpIfiK^^        der  wisseiis^liaftliekei  AifMlBiftKöi.  . 

Die  neuereift  Schweiften  üj^r  den  räumlichen  Umfang  'der  StrafrecbtspiM|||^ 
zerfallen  in  zwei. Massen: 'in. ^Iche,  welche  im  Weseirtlicben ,  wenn  vA 
schon  vielleicht  äft  untergeoif'äneten  Abweichungen ,  einverfäüdden  sind  mit 
der  im  Yorstehen^^^ vorgetragenen  Lehre;  und  in Entwickelnngen  abweichen- 
der Theorieen.  •  :    -  . 

In  jener  erdfea  Klasse  steheh  ^  Schriftwi'Vön  Witte,;  Bnlmerinc* 
Yillefort  nnd  Döfnnantt'^).  .Eine  BÄhäre  Äerareq^img  dersielbeÄ  erschdiA 
als  überflüssig,  eben  weil  ^ie  nichU  Abweichendes  "enthalten.  -Es  sei  daher 
nur  bemerkt,  dass  von  denselben  bloss  Witte  eine  in  aüe  Einzelheiten  eiDr 
gehende  Erörterung  beabsichtigt,  während  Bülmerincq,  (der  sich  eine  Ge- 
schichte des  Asylrechtes  zur  Hauptaufigabe  gesetzt  hat)  und  Dollmann  die 
dogmatische  Lehre  in  gedrängter  Kürze  darstellen,  Yillefort  aber  nur  die 
Bestrafung  der  *  im .  Auslände  gegen  das  diesseitige  Kedät  begangenen  Hand- 
lungen untersucht.  Bei  Bülmerincq  ist  die  feste  Ergrdfiiüg  des  die  Frage 
beherrschenden  Grnndsatzes,  bei  Yillefort  die  kkure  und  reinliche  Darstel- 
lung alles  Lobes. werth;  grössere  Bestimmtheit, und  schärfere  Hervorhebong 
der  -ciptscheidenden  Grundsätze  wäre  bei  den  beiden  Andern  wttnscbenswerth. 

Die  abwi^lchend^jkjfi^ichteu  aber  zerfallen  in  drei  Abtheilongen.  lo 
der  ersten  steht  Sir  CorneWsai  Lewis,  welcher  das  rdne  Territorialprindp 
vertheidigt;  in  dcir  zw3gtt^ri;^nd  Provö  Klui't  und  Marqu&rdsen,  welche 


1)  Da  die  gegenwärtige  At)hatodlang  hier  schon  in  etntt  xwetten  Bearbdtimir  enebetat, 
80  ist  es  möglich  nicht  blos  solche  Einwendungen  zu  berflcksicht}gen,  welche  gemacht  wcrd« 
könnten,  d:  h.  welch«  sich  «ns  dem  abweichenden  Standpnncte Mherer  ScIirilliteUflr  A« 
den  Gegenstand  ergeben,  Sondern  auch  solche,  welche  in  der  That  gegen  meine  Ansieht  fsr> 
gebracht  woMen  sind. 

8)  Das  Kihere  übet,  diese,  so  wie  die  weiteren  in  diesem  Abschnitte  bespTOchenen  adnita 
9.  ol>en,  8.  639,  AnmerL  i.    . 
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eine  sittHcbe  aber  keine  vollkainociene  Rechtspflieht  2ar  Rechtsanterstütznng 
unter  den  Staaten  anerkennen;  in  der  dritten  Berner  und  Arnold,  welche 
die  Aufstellung  von  mehreren  gleich  niaassgebenden  Grundsätzen  zur  Rege^ 
lung  der  Frage  nothwendig  erachten.     * 

Am  schwächsten  ist  das  Territorialprincip  vertreten.  Diess  k^nn 
kaum  Wunder  nehmen,  nachdem  schon  früher  so  Gewichtiges  gegen  diese 
Auffassung' vorgebracht  war  und  namentlich  auch  Köstlin'  in  seinen  beiden 
jüngste  Schriften  über  Strafrecht,  zwar  mit  gewohntem  Scharfsinne,  allein 
ohne  gewohntes  Glück  den  Versuch  einer  Yertheidigung  gemacht  hatte.  Den. 
Meisten  war  also  wohl  klar,  dass  auf  diesem  Wege  die  Lösung  der  Aufgabe 
nicht  zu  erreichen  sei.  Und  auch  in  Beziehung  auf  die  vorliegende  Arbeit 
ist  es  nur  Gerechtigkeit^  zu  bemerken,  dass  es  Sir  C.  Lewis  nicht  sowohl 
um  eine  wissenschaftliche  Bearbeitung,'  als  um  die  Erreichung  eines  prak- 
tischen Zweckes  zu  thun  ist.  Schon  länger  hatten  englische  Staatsmänner 
^angesehen,  dass  der  Zustand  der  vaterländischen  Gesetzgebung  und  des 
HlprkhtBgebrauches  in  Betreff  dies  internationalen  Sirafrechtes.  Vieles  zu 
wflnschen  übrig  lasse;  namentlich  hatte. die  verunglückte  Anklage  gegen 
Beniard,  einem  Mitschuldigen.  Orsini's,  sogar  gefährliche  Verlegenheiten 
bereitet.  Die  Absicht  des  Verfassers  ist  es  nun,  nachzuweisen,  dass  diesem 
üblen  Zustande  durch  eine  Verbesserung,  der  Gesetzgebung  abgeholfen  wer- 
den, müsse;  und  er  stellt  sich  zu  dem  Ende  njitten  in  das  positive  englische 
Recht  hinein ,  um  auf  dessen  Grundlage  weiter  zu  bauen.  Dal;{ei  kgt  er, 
wahrscheinlich  um  die  gerade  in  diesem  Punkte  sehr  empfindliche  öffentliche 
Meinung  nicht  au&uregen,  noch  nicht  einmal  bestimmt  fomiulirle  Anträge 
vor,  sondern  bringt  nur  vorläufig  eine  genaue  Feststellung  des  gegenwärtige^ 
Standes  der  Rechtsübung  in  Vorschlag.     . 

Uniäugbar  wird  dieser  Zweck  mit  Geschicklichkeit  omd  Sachkenntniss 
verfolgt.  Die  einzelnen  zerfahrenen  Sätze  des  englischen  Rechtes  sind  unter 
Kategorieen  gebracht  und  nach  Thunlichkeit  erläutert;  die  Lücken  klar  an- 
gegeben;, auch  zeigt  der  Verfasser  eine  vollständige  Bekanntschaft  mit  dem 
wissenschaftlichen  Stande  der  Frage,  namentlich  mit  der  neuesten  festlän- 
dischen Literatur.  Dennoch  darf  wohl  ohne  ü^ibescheidenheit  bezweifelt 
werden,  ob  der  von  dem  berühmten  Staatsmanne  eingeschlagene  Weg.  prak- 
tisch der  richtige  war;  und  entschieden  muss  geläugnet  werden,  dass  ihm 
die  Rechtfertigung  des  Territorialprincipes ,  deren  er  zum , Verständnisse  des 
englischen  Rechtes  bedurfte,  wissenschaftlich  gelungen  ist.* 

Was  nämlich  zunächst  die  Bearbeitung  der,  öffentlichen  Meinung  be- 
trifft, so  ist  es  mehr  als  zweifelhaft,  ob  durch  einen -solchen  beschränkten 
Angriff  auf  die  bestehenden  üufertigkeiten  ein  grosser  Eindruck  gemacht 
werden  kann.'  Es  ist  nun  einmal  eine  Principienfragc ,  von  welcher  es 
sich  hier  handelt;  sie  kann  also  auch  nur  durch  Aufsuchung  des  richtigen 
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Principes  genügend  gelöst  werden.  Durch  einen  blossen  Versuch,  dem  Gestrüppe 
von  vef einzelten  Setzen  iind  folgewidrigen  wie  folgelosen  Ansnahmen  eine 
neue  Bestimmung  einziTreihan,  wird  die  Unklarheit  nur  vermehrt;  es  bleibt 
im  Ganzen  bei  der  falschen  Richtung;  und  nichts  ist  überdiess  mOglicbec, 
als  dass  die  Ausfüllung  der  einzelnen  zunächst  fühlbaren  Lücke  auf  eben 
so  grossen  Widerstand  stösst,  als  ihn  eine  vollständige  theoretisch  richtige 
Anfechtung  des  ganzen  Zustandes  gefunden  haben  würde.  Uns  wenigstem 
will  bedünken,  dass  es  nicht  nur  die  Würdigste  Aufgabe  an  sich,  sondern 
auch  das  mit  der  Zeit  wirksamste  Verfahren  gewesen  wäre ,  wenn  der  Ve^ 
fassfer  versucht  hätte,  England  die  Ueberzeugung  beizubringen,  dass  es  in 
dem  fraglichen  Theile  cies  internationalen  Rechtes  hinter  den  übrigen  ge- 
sittigte^  Völkern  zurückstehe,  Andjeren  zum  vielfachen  Verdrusse  ,*  9het  anch 
sich  selbst  sowohl  zqr  Unehre  als  zu  mannchfachem  Schaden.  Möglich,  dasi 
die  grosse  Menge,  wir  meinen  namentlich  auch  der  Rechtsgelehrten ,  sidi 
anfänglich  mit  grosBem  Lärmen  gegen  solche  Ketzerei  erklärt  hätte;  alletä,, 
warum  sollte  nicht  dm*  Wahrheit  schliesslich  doch  der  Sieg  bleiben?  ^ 

Es  mag  jedoch  diess  dahingestellt  bleiben ;  allein  sicher  ist  jedenMi, 
dass  es  dem  Verfasser  nicht  gelungen  ist,  die  theoretische  Richtigkeit  des 
Territöriälprincipes  zu  erweisen.  Die  von  ihm  vertretene  Ansicht  ist  näm- 
lich in  Kurzem  folgende:  Jeder  Staat  habe  innerhalb  seiner  Grenzen  die  ans- 
schliessende  Befugniss,  die  Rechtsordnung  herzustellen;  über  sein  Gebiet 
hinaus  erstrecke  sich  dagegen  weder  Macht  noch  Befugniss.  Der  immer 
steigende  Verkehr  unter  den  Menschen  nöthige  jedoch  zu  einer  «gewissen» 
Anerkennung  auch  fremder  Rechte,  somit  zu  einer  Abweichmig  von  der 
Strenge  des  Grundsatzes.  Für  das  Privatrecht  sei  bereits  gesorgt  (?);  im 
Strafrechte  dagegen  werde  noch  heftig  gestritten.  Hier  sei  denn  vor  Allem 
der  Gedanke  einer  allgemeinen  Weltrechtsordnung  zu  verwerfen,  schon  wegen 
der  grossen  Verschiedenheit  der  Rechtsbegriffe  bei  den  verschiedenen  VÄ- 
kern  und  ihrer  Verfassungseinrichtnngen.  Wepn  viehnehr  die  comitas  lOr 
tionum  und  die  Rücksicht  auf  die  Bewahrung  friedlicher  Verhältnisse  n 
anderen  Staatem  es  wünschenswerth  mache,  dass  deren  Rechte  gegen  An- 
griffe geschützt  werden ,  Welche  im  diesseitigen  Staate  gegen  sie  nnte^ 
nommen  werden;  und  wenn  auch  der  einheimische  Staat  in  gewissem  Maasse 
gegen  Verletzungen  seiner  Rechtsordnung  im  Auslande  geschützt  werden 
müsse:  so  sei  doch  immer  die  rein  örtliche  Natur  des  Straft^ebtes  ak 
Grundsatz  beizubehalten  und  nur  durch  Ausnahmsgesetze  das  Nöthige  vor- 
zusehen. Hierbei  sei  namentlich  wohl  zu  bedenken,  dass,  wenn  ein  Ver- 
brechen .von  einem  it^t  unter  der  Botmässigkeit  des  diesseitigen  Staates 
Befindlichen  im  Auslande  begangen  worden  sei,  nicht  die  eigene  Bestra- 
fung, sondern  eine  Auslieferung  -von  dem  verletzten  Staat  als  das  richtige 
Mittel  erscheine,  selbst  falls  der  Angeklagte  ein  diesseitiger  Unterthaa  wäre, 
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indem  niar'  am  Orte  der  begäugenen  HandloDg  sich  Schuld  oder  Unschuld 
richtig  beweisen  lasse.  Mit  diesen  Ausnahmen  sei  übrigens  ein  allgemeines 
Asylrecht  sehr  wohl  vereinbar,  in  politischen  Dingen  sogar  Gebot  der  Melisch- 
lichkeit.  —  Im  Wesentlichen  sei  diess  denn  auch  d^r  Stand  def  englischen 
Gesetzgebung,  welche  jedoch  in  einzelnen  Theilen  an  Lücken  und  Unklar- 
heiten leide. 

Gegen   diese  Auffassung  ist  nun  im  Ganzen   und  im  Einzelnen   gar 
Manches  einzuwenden. 

Vor  Allem  ist  es  offenbar  ein  Missverständniss ,  wenn  Sir  C.  Lewis  die 
Möglichkeit  einer  Weltrechtsordnung  ojis  dem  Grunde  läugnet ,  weil  die 
Rechtsb^iffe  und  die  Rechtseinrichtungen  der  Volker  allzu  verschieden 
seien.  Dass  in  jedem  Lande  die  Reditsgeset^ebung  nach  den  besonderen 
Bedürfhissen  abgefasst,  und  dass  die  bestehende  von  den  verfassungsmäs- 
sigen- Behörden  gehandhabt  werden  muss,  versteht  sich  ganz  Von  selbdt. 
Allein  die  verlangte  Weltrechtsordnung  besteht  ja  gar  nicht  in  einer  iGrleich- 
IDtinnigkeit  der  Gresetze  aller  Länder,  sondern  lediglich  in  der  Anerkenntniss 
des  Grundsatzes,  dass  die  Absonderung  des  Menschengeschlechtes  in  ver-. 
schiedene  Staaten  und  die  Verfolgung  eigener  nächster  Aufgaben  kein  Grund 
za  dnem  Rechtsmangel  sein  dürfe,  sondern  .sich  vielmehr  die  Staaten  zur 
Herstellung  eines  verletzten  Rechtes  gegenseitig  zu  unterstützen  haben,  wo 
die  Befugnisse  des  Einen  territorial  nicht  ausreichen ,  dagegen  der  Andere 
9nr  Bewirkung  einer  Herstellung  im  Stande  sei.  Hier  kann  denn  die  Ver- 
schiedenheit der  Verfassungen  und  der  Rechtsgesetze  kein  Hindemisssein, 
weil  natürlich  nicht  nur  die  Fprm  der  Hülfeleistung  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  und  Einrichtungen  eines  jeden  Landes  zu  geschehen  hätte,  sondern 
auch  niemals  ein  Staat  genöthigt  wäre,,  Strafmaassregcln  zu  unterstützen, 
oder  gar  selbst  auszuführen,  wo  nach  seinen  Rechtsanschauungen  gar  kein 
Verbrechen  begangen  wurde.  Ueberhaupt  ist,  in  der  vorstehenden  mittleren 
Lehre,  weitläufig  erörtert,  dass  sich  mit  dem  Systeme  der  gegenseitigen 
B^ülfe  gar  wohl  auch  Ausnahmen  vertragen,  welche  den  Staat  von  der  Ge- 
fahr befreien;  der  Leidenschaft  anstatt  der  Gerechtigkeit  dienen  zu  müssen. 

Allein  auch  abgesehen  von  dieser  misslungenen  Widerlegung  einer  mir 
gegenstehenden  Ansicht  ist  es  dem  britischen  Staatsmanne  nicht  gelungen, 
das  Territorialprincip  positiv  zu  rechtfertigen.  Auch  bei  ihm  unterläuft  die 
Begriffsverwechslung,  dass  der,  an  sich  ganz  richtige  und  von  keiner  Seite 
bestrittene,  Satz:  jeder  Staat  habe  ausschliesslich  in  seinem  Gebiete  für  die 
Bechtsordnung  zu  sorgen,  nicht  bloss  (ebenfalls  richtig)  so  verstanden  wird, 
der  Staat  sei  weder  berechtigt,'  innerhalb  fremden  Gebietes  eine  Justizhand- 
king  vorzunehmen,  noch  auch  befuigt,  dem  fremden  Staate  die  Mittel  zu  dessen 
Rechtsordnung  vorzuschreiben;  sondern  dass  er  auch  so  ausgelegt  wird:  1)  der 
Staat  sei  nicht  ermächtigt,  eine  in  seinem  Gebiete  gegen  einen  fremden  Staat 


7-34  I^  völkerrechtliche.  Lehre  Tom  Asyle. 

,  -.       ^  * 

begangene  Handlang  zu  bestrafen ;  nnd  2)  es  '$tebe  ihm  nicht  za,  einen  unter 
seiner  Botmässigkeit  Stehenden  wegei;  eitler  im  Auslände  begangenen,  noch 
unbestraften  Handlang ,  zur  Strafe  zu  briogeni  Diese  beiden^  letzten  Sfttze 
sind  nun  aber  nichts  Weniger  als  in  dem  Principe  der  Souveränität  jedes 
Staates  in  seinem  Gebiete  .enthalten,  und  keineswegs  •  gleichbedeutend  mit 
den  richtigen  Folgesätzen  aus  diesem  Principe,  sondern  vielmehr  an  aicli 
unrichtig.  Was  den  ersteh  derselben  b^ifft;  so  hat  der  Staat  viehbebr  die 
Verpflichtung,  dafür  zu  sorgen,  dass  Oberhaupt  Xmter  seiner' Botmässi^LNt 
keinerlei  Recht  verletzt  werde,  wer  immer  der  Berechtigte  sei.  Eine  Be- 
strafung der  gegen  fremdes  Recht  im  Inlande  begangenen  Verbrechen  ist 
somit  nicht  nar  nicht  untersagt,  sondern  selbst  geboten.  Hinsichtlich  des 
anderen  Satzes  ist  es  aber  ganz  unzweifelhaft  Rechtens ,  dass  jeder  im  dies- 
seitigen (Gebiete  Befindliche  auch  unseren  Gerichten  untergeordnet  ist.  Wenn 
ncm  also  der  fremde  verletzte  Staat  keine  SU-afgewaH;  t&ber  unseren  bleiben- 
den oder  vorübergehenden  Unterthan  hat,  es  dagegen  in  Folge  der  PffieK 
zu  internatioinaler  Gemeinschaft  Verbindlichkeit  des  diesseitigen  Staates  ist, 
im  Noth&lle  zur  Wahrung  auch  fremden  Rechtes  mitzuwifken:  so  ist  die  Zi- 
ständigkeit  über  Verbrecher  und.  Handlung  unläugbar.  —  Einen  weiterei 
Grund  zur  Vertheidigung  des  Territorialprincipeshat  aber  Sir  C.  Lewis  nickt 
beigebracht;  und  es  kann  ihm  somit  die  theoretische  Stfttze  für  die  Beibe- 
haltung  des  englischen  Rechtes  nidit  ^gegeben  werden.  Am  wenigsten,  ii 
diess  noch  gdeg^ntjich  zu  bemerken  ^  desshalb ,  weil  etwa  die  Unrichtigkdi 
des  Grundsatzes  der  Personalität  gezeigt  werden  konnte.  Diess  ist  Sir  C. 
Lewis  allerdings  in  schlagender  Weise  gelungen;  allein  es  besteht  ja  nicht 
die  Alternative,  dasß  entweder  das  eine  oder  das  andere  Priucip  richtig  säo 
muss;  vielmehr  können  beide  unrichtig  und  die  Angeleg^heit  nach  einen 
dritten  Grundsatze  zu  ordnen  sein. 

Schon  der  Umstand  hätte  den  Verfasser  von  der  Unhaltbarkeit  seiner 
Ginuidlage  überzeugen  können,  dass  er  selbst  zugeben  musste-,  das  praktische 
Bedürftiiss  erfordere  Ausnahmen  nach  verschiedenen  Seiten  hin,  nnd  diss 
selbst^  der  ganze  Zweck  seiner  Schrift  ist,  eine  noch  weitere 'zu  verlassen. 
Er  will  diess  fpeilich  auf  die  comitas  nationum  gründen ;  >allein  bedarf  es  erst 
'4er  Bemerkung , .  dass  Billigkeit  und  Freundlichkeit  zwar  wohl  Grobd'  mr 
Kichtansübung  eines  unbezweifelten  Rechtes  sein  können,  nidit  a!ber  ut 
Ausübung  eines,  nicht  bestehenden  Rechtes?  Wenn  der  Staat  eine  gewta 
Zuständigkeit  an  sich  nicht  hat,  so  kann , er  sie  unmöglich  aas  HöflieUeeit 
ausüben;  und  es  ist  keine  billige  Rücksicht  gegen  einen  Nachbar,  soaden 
ei]^  klarer  Justizmord,  wenn  er  auf  Verlangen  desselben  einen  Meoschen 
straft  V  welcher  seinen  Gesets^en  rechtlich  nicht  unterworfen  ist  —  üeber^ 

j 

diess  beweist  das  Beispiel  von  England  selbst  am  besten,  wie  durch  willkflhr- 
lieh  gemachte  Ausnahmen  dem  Bedürfnisse  keineswegs  auch  nur  praktisch 
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abgholfen  wird.  Eine  Bewilligung  in  einem  Falle  und  eine  Verweigerung  in 
einem  ganz  analogen  anderen  Falle  stellt  so  wenig  ein  friedliches  Yerhältniss 
her,  dass  vielmehr  gerade  die  Beschwerden  um  so  bitterer  werden.  Nichts 
kann  unzweifelhafter  sein,  als  dass  nicht  dnrcb  Feststellung  von  einzelnen 
Bestimmungen  und  darauf  folgende  Ausnahmen,  oder  auch  durch  analoge 
Ausdehnungen  von  vereinzelten  Sätzen  geholfen  werben  kann,  sondern  uur 
durch  einen  allgemeinen  Grundsatz,  der  denn  fr^Ilch  ein  richtiger,  d.  h.  dem 
Rechtsbejgriffe  entsprechender,  sein  muss.  Au§  jenem  Verfahren  kann  nur 
Verwirrung  und  Verlegenheit  für  alle  BetheiKgtea,  namentlich  für  die  Ge- 
richte, entstehen ;  es  bildet  sich  kein  allgemeines  Rechtsbewnsstseiu  hinsicht- 
lich der  Frage,  so  dass  gelegentlich  die  öffentliche  Meinung  gajiz  fe^sche 
Wege  einschlägt;  die  Regierung  kann  in  jedem  Augenblicke  wegen  einer 
ihr  ganz,  fremden  und  ihr  sonst  vielleicht  durchaus  verhassten  Handlung  in  die 
grössten  Sehwierigkeiten  mit  einem  fremden  Staate  verwickelt  werden. .  Gewiss? 
lauter  sichere  Zeichen,  dass  man  sich  auf  einen  falschen  Boden  gestellt  hat. 

Unter  diesen  UmsßLnden  ist  es  denn  wohl  überflüssig ,  auch  noch  über 
einzelne  untergeordnete  Punkte  mit  Sir  Cornewall  Lewis  zu  rechten ;  dieselben 
können  doch  in  der  Hauptsache  nichts  bessern.  Wenn  es  ihm  z.  B.  auch 
gelungen  sein  sollte ,  genügende  Gründe  für  die  Fälle  ausfindig  zu  machen, 
in  welchen  auch  England,  trotz  des  Territorialprincipes,  im  Auslande  began- 
gene Verbrechen  bestraft  (zum  Theil  mit  Anwendung  höchst  wundel:barer 
Bechtsfictionen) ;  so  ist  diess  für  uns  ganz  gleichgültig,  die  wir  überhaupt 
das  Princip  läugnen,  und  der  Ansicht  sind,  dass  die  im  Auslande  von  In- 
ländern begangene  Verbrechen  sämmtlich  bestraft  werden  sollten.  Ferner 
ist  es  eine  Sache  ganz  für  sich,  ob  die  mit  muthiger  Folgerichtigkeit  von  dem. 
Verfasser  verlangte  Auslieferung  eigener  ünterthanen  sich  jechtfertigen  lässt 
oder  nicht.  Auf  das  Princip  hat  die  Entscheidung  dieser  Frage  keinen  Ein- 
fluss.  Eine  Auslieferung  ist  eine  bestimmte  Form  der  Rechtshülfe ,  und  es 
ist  klar,  dass  nur  da,  wo  überhaupt  ein  Recht  zu  einer  Bestrafung  ist,  eine. 
Auslieferung  stattfinden  kann;  sie  dann  aber  auch  zu  erfolgen  hat,  wenn  sie 
das  richtigere  Mittel  zum  Zwecke,  nämlich  zur  wirklichen  Wiederherstellung 
des  gekränkten  Rechtes,  ist,  und  keine  anderweitigen  überwiegenden  Bedenken 
entgegenstehen.  Die  Gründe,  warum  eigene  Ünterthanen  in  der  Regel  nicht 
aasgeliefert,  sondern  lieber  selbst  bestraft  werden,  sind  somit  nur  Zweck- 
mftssigkeitserwägungen.  , 

Wir  glauben  nach  allem  diesem  nieht  von  vorgefasster  Ansicht  irre  ge- 
fthrt  zu  sein,  wenn  wir  behaupten,  dass  das  Territorial^ystem  durch  diesen 
neuesten  Versuch  zu  seiner  Vertheidigung  wenig  gewonnen ,  das  Princip  der 
internationalen  Rechtshilfe  keine  Schädigung  erlitten  habe.  Was  aber  selbst 
einem  Manne,  wie  Sir  Cornewall  Lewis,  nicht  geglückt  ist^  darf  wohl 
überhaupt  als  unmöglich  augesehen; werden. 


•    •• 
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Yön  den  bciclei^  Schriftstellern,*  wielche  eine  "Beihülfe  zur  'Rechtsordinmg 
anderer  Staaten  nicht-al5  Rechtsverbindlichkeit.  soxidem  ntir  als:sittliche  Auf* 
gäbe  anerkiefnnen  nnd  die  VoU^ehong  je  von  derErwfigong  der  Umstände  ab- 
hängig machen  wollen^  ist  ohne  Zweifel  PraiFÖ  Elait  der  juristiscli  scliirächere. 
— r  Derselbe  geht  von  dem  Grundsätze  aus.,  es  bestehe  keine  rechtliche  Ter- 
l^flichtnng  zur  Auslieferttng^  weij  jeder  Sfaat^  in  seih  Gebiet  zulassen  ktaae 
wei}  ei*  grolle,  und  vrcilef  i^cht  versprochen,  habe,  das  Recht  anderer  Staaten 
zu  schützen.  Pagegen  sei  die.  Ueberiässung  eines  Verbrechers  zaf-B^straihng 
'  auch  kein  nattrlichbs  Unrecht ,  Sondern  es  hänge  Ton  deni  Ermessen  der 
.  iRegierung  ab,  ob  sie  dem  fremden  Staate  helfen  wolle  oder  nicht.  .  Im  Be- 
jahungsfalle  können,  selbst  eigene.  IJnterthaiien  ausgeliefert  werden,  wenn  man 
einer  gere^htä;  Behandlung  derselben  sicher  sei:  So  bilde  sich  denn  ans 
sittlichßh  und  ^^s  Zweckmä^igkeitsgründeh  folgendes  Systoüi:  Nicht  ans- 
zuliefetn  seien  eigene  Ünterthanen  und  die  Angeh(^en  dritter  Staaten; 
dacfegen  mdgen  die  Angehörigen  ,des  requirirenden  ßtaates  ihm  zugesendet 
w^rdcA,  theils.  wenn  sie  m  dessen  Gebiet  sich  verfehlt. haben,  tbeils  wenn 
^ie  diesseits  nicht  bestraft  werden  köqnen.  Jeden  Falles  jedoch  nur  wegen 
^Eüeiner  und  schwerer  Verbrechen.  ^ 

£s  ist  wohl  nicht  iidthig,  erst  zu  zeigen,  auf  ^e^^hwachen  Füssen  diese 

■  ■'  ■        .  *  ■    •   ■  '  .    ■ 

Anschauung  lind  Ausführung;  ^eht,  wie  sclilotter^  die  ganze  B^weisfOhiiuig 

.  ißl!  —.Die. rechtliche  Begründung  ist  weder  zur  Vertheidigung  des  eigen* 

S&tzes  noch  zur  Widerlegung  anderor  Meinungen  von  irgend  einer  Bedeutung. 

.Einmal  #mlich  wird  die  NichtVerpflichtung  zur  Auslieferung  darauf  gestfll2i| 

_  ■  , «  '        *■  ,      • 

dasß  der  Staat  über  die  Zulassung  Fremder  in  sein  Gebiet   naöh  eigenes 
tfntbetinden  entscheide.    Diess  unterliegt  nun  nicht  dein  mindesten  Zweifel; 

'  allein  es  lieisst  doch  nur  so  viel,  dass  er  Solchen  dien  Aufenthalt  verweigeii 
kOnn^  welche  ihm  nicht  zusagen^  und  keineswegs  ist  damit  gleichbedeutend, 

'  dass.er  ein  Becht  habe.  Diejenigen  der  strafenden  Gerechtigkeit  zu  entäehen, 
y^elche  «r  seiner  Zleit  nicht  abwies.  Regelmässige. Aufuahme  und  ausnahmst 
weise. Auslieferung  können  gar  wohl  neben  einander  bestehen,  ifrenn  der 
Staat  tiberijaupt  die.  Verpflichtung  hat,  die  RechtsordnjOHg  Anderer  im  Noth- 
faUe  zu  unterstützen.  Däss  aber  eine  solche  Verpflichtung  rechtlich  nicht  zt 
begründen  sei,  hat  der  Verfasser  gar  nicht  unternommen  zu  beweisen,  üna 
^ias  gar  den  zweiten  Grund  einer  Nichtverpfliphtung  zur  Auslieferung  betritt, 
nämlich  den  Mängel  eines  ausdrücklichen  Versprechens,  so  ist  es  ganz  Aber- 
flüssig  erst  zu  bemei-ken,  dass  es  dbch  wahrlich  auch  rechtliche  Verpflich- 
tungen gibt,  welche  nicht  aijf  einem  Versprechen  beruhen ,  sondern  aus  dem 
Wesen  der  Verhältnisse  selbst  entstehen.  Gerade  eine  solche  nattlrliche  Ve^ 
pflichtung  wird  aber  in  Beziehung  auf  internationale  Beihülfe  zur  Rechts- 
ordnung" behauptet  Mit  EiÄem  Worte,  der  Verfasser  begreift  den  recht- 
licheh  Kern  der  Frage  gar  nicht.  —  Der  von'ilün.  aber  angesfelÜ^  Tersocb, 
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aus  angeblich  sittlichen  und  politischen  Gründen  die  F&lle  einer  eingeränintei^ 
oder  zu  TerweigemdenAoslieferimg  festzustellen,  beruht  lediglich  an{  dnb- 
jectiven  Gefühlen,  und  erträgt  daher  eine  nähere  Prüfung  gar  nicht.  Jeder  < 
m^  nach  Belieben  auf  solcher  Grundlage  so  oder  auch  anders  meinen.  — 
Somit  war  e&  vielleicht  ein  Verdienst  des  Verfassers,  die'AusHeferungsfiragfe, 
und  damit  natürlich  das  ganze  Princip,  nach  längerer  Vernachlässigung  aus- 
führlich  besprochen  zu  Haben ;  auch  ist  die  Arl^eit  in  Aufzählung  .der  posi- 
ÜTen  R0chtsbestimmungen  verschiedener  Länder  fieissjjg'und  zuverlässig;' 
aber  einie  Lösung  der  Aufgabe  ist  sie  nicht. 

Weit  schärfer  und  mit  völlig  richtigem  Verständnisse  der  Frage  ver- 
fthrt  Marquardsen.  £r  nimmt  praktisch  den  englischen  Standpunkt  ein^ 
sucht  jedoch  denselben  eine  bessere  wissenschaftliche  Begründung  zu  geben,  ' 
als  er  im  eigenen  Lande,  zu  erhalten  pflegt,  und  di^ss  führt  ihü  denn  ta  einer 
eigenen  theoretischen  Aufstellung.  ,Da  er  seine  Theorie  in  zwei  getrennten 
Abhandlungen  dargelegt  hat,  so  ist  auch  jede  derselben  abgesond.^  ins  Au^e 
zu  fassen. 

In  der  Darstellung  des  Asylrechtes  geht  er  von  der  völkerrechtlichen  " 
Souveränität  der  JStaaten  und  von  äer  Territorialität  de^  Rechtes  aus^  und 
leitet  daraus  dieAbschliessung  der  Rechtsordnung  eines  jeden  Staates  mit 
dessen  Gebiet  .her,  sowie  die  Unzulässigkeit  fremder  Rechtshandlungen^inne^r- 
halb  der  diesseitigen  Grenzen.    Allerdings  sei  es  eine  sittliche  Pflicht  d^ 
Staates,  fremde  Staaten  in  ihr^n  Ben^ühungen  um  die  Aufrechterhaltung  ihrer 
Rechtsordnung  zu  unterstützen;*  allein  eine  rechtliche  Forderung  darauf  stehe, 
ihnen  nicht  zu,  vielmehr  sei  es  die  Sache  der  freien  Entschliessung,  darüber 
zu  entscheiden,  wie  weit  mian  über  die  eigene  unmittelbare  Rechtsaufgabe 
hinausgehen  wolle,  und  es  habe  sich  hierbei  jeder  Staat  durch  sein^  Indivi- 
ddalität  bestimmen  zu  lassen.    Eine  Weltrechtsordnung  bestehe  nichts  son- 
dern nur  eine  Staatenwelt,  in  welcher.jeder: Staat  nach  seiner  Individualität  • 
bestehe  und  lebe.    So  sei  denn  n^tmentüch  die  Verhütung,  der  Beeinträch-' 
ügung  fremder  Staaten  durch  eigene  Unterthanen  nur  eine  sittliche  Pflicht, 
und  jedenfalld  könne  der  fremde  Staat  keine  weitergehendeü  Maassregeln  zu 
seinem  Schutze  verlangen,  als  der  Staat  für  sich  selbst  für  nothwendig  ' 
erachte.  i  . 

In  der  Abhandlung  über  die  Auslieferung  geht  der  Verfai^ser  davon  . 
aus,  dass  von  alten  Zeiten  her  zwei  Grundsätze  als  maassgebend  betrachtet 
worden  seien.:  förmliche  Rechtsverpflichtung  zur  Auslieferung  in  Fplge  aus- 
drücklicher Verträge;  blosse  rechtliche  Möglichkeit,  ohne  solche  Verträge, 
also  bei  freiem  sittlichen  Willen.  Da  nun  das  let^ere  ungenügend  und  un- 
sicher sei,  so  müsse  allerdings  die  Abschliessung  von  Verträgen  angerathen  . 
werden  und  das  Aüslieferungsrecht  sei  nichts  abderes,  als  das  Recht  .der 
Auslieferungsverträge. 
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Es  soll  nicht  Ih  Abrede  gezogen  werden,  dasä  Marquardsen'  seine  An- 
sicht mit  Scharfsinn  entwickelt  lind  sie  aneh  in  manchen  (im  Obigen  nicht 
näher  angegebenen)  Einzelheiten  folgerichtig  festhält;  allein  das  Ganze  leidet 
an  einem  doppelten  Grnndirrthame.  —  Einmal  tritt  auch  hier  wieder  die 
wunderliche  Ansicht  entgegen,   dass  die  ansschliessende  Sonyerftnitftt  des 
Staates  in  seinem  lunem  neben  der  Hfllfe  zur  Aofrechterhaltnng  fremder  Bechls- 
ordnong  nicht  bestehen  könne.  Es  ist  nan  aber  wohl  nicht  nothwendig,  noch 
einmal  nachzuweisen ,  dass  jenes  Recht  und  diese  Pflicht  sehr  wohl  neben 
einander  bestehen  können ,  ja  dass  sie  sogar  nur  Folgerungen  aus  einer  und 
derselben  Aufgabe,   n'&mlich   der  Ermöglichung   yemOnftigen  menschlichen 
Zusammenlebens,  sind.  —  !Zweitens , aber  ist  die  versuchte  Unterscheidoiig 
zwischen  bloss  sittlicher  Pflicht  zur  Rechtshülfe  und  einer  förmlichen  YerhiDd- 
lichkeit  zu  solcher  entschieden  zu  verwerfen;  oder  vielmehr  ist  zu  behaupten, 
dass  die  fragliche  Verpflichtung  aus  dem  Gebiete  der  Sittenlehre  heraustrete 
und  förmliche  Rechtsverpflichtung  werde.   Die  Aufgabe  des  Staates,  f&r  Auf- 
rechterhaltung  der  Rechtsordnung  zu  sorgen,  ist  allerdings  in  so  ferne  zuletzt 
im  Sittengesetze  begründet ,  als  das  Bestehen  einer  solchen  Ordnung  eine 
unerlässliche  Bedingung  der  Erreichung  ve^rnünftiger  Lebenszwecke  ist  Dt 
der  Staat  dazu  bestimmt  ist,  diese  Lebenszwecke  zu  fördern*,   so  ist  es  m- 
tärlich  auch  seine  Pflicht,  die  nothwendigen  Mittel  zu  ergreifen,  und  n 
mag   diess  immerhin  schon  aus  dem  Standpunkte  des  allgemeinen  Sitto- 
gesetzes  erwiesen  werden.    Allein  es  ist  einirrthum,  die  in  Frage  stehende 
Verpflichtung  als  im  Kreise  der  weiteren  sittlichen  Pflicht  stehen  bleibend 
zu  betrachten.    Wenn  das  Recht  im  Gegensatz  gegen  die  Sittlichkeit  darin 
besteht,  dass  das  erstere  aus  solchen  veri)unftgemässen  Handlungen  besteht, 
welche  einerseits  nothwendig  zur  Erreichung  vemttnfbiger  Zwecke,  andrer- 
•seits  ^rzwingbar  durch  äussere  Gewalt  sind:,  so'  fragt  es  sich  in  Beziehung 
*  auf  die  vorliegende  Frage  lediglich,  ob  4ie  internationale  Rechtshülfe  noth- 
wendig ist  zur  Erhaltung  einer  vollständigen.  Rechtsordnung,  und  ob  sie  im 
Nothfalle    durch  äussere  Mittel  erzwungen  werden  kann?     Beide  Fragen 
sind  nun  aber  sicherlich  zu  bejahen.    Es  ist  ein  offenbarer  und  unter  Um- 
ständen  sehr  fühlbarer  Mangel-,  folglich  eine  Beeinträchtigung  der  vemflnf- 
tigen  Lebenszwecke,  wenn  g^nze  Kategoricen  von  lElechtsstörungen  desshaib 
nicht  verhindek,  beziehungsweise  nicht  bestraft  werden  können,  weil  sich 
der  Verbrecher  der  Wirksai|ikeit  des  zunächst  betheiligten  Staates  entzieht 
Es  ist  somit  nothwendig,  ^ss  hier  von  Denen  nachgeholfen  werde,  welche 
in  der  Lage  dazu  sind.   Dass  aber  die  zu  solchem  Zwecke  getroffenen  Maass- 
regeln ,  nämlich  entweder  eigene  Bestrafung  der  gegen  .das  Ausland  began- 
genen Verletzungen  oder  Auslieferung  des  Angeschuldigten  an  den  verletzten 
Staat,  nöthigen  Falles  erzwungen  werden  können,  (soweit  in  intemationaleo 
Verhältnissen   überhaupt   von  Zwang  die  Rede  ist,)   kann  keinem  Zweifei 
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onterliegeii.  Somit  ist  denn  voUei*  Grund  yorhanden,  hier  ein  förmliches 
Bechtsverhältniss  und  nicht  bloss  eine  sittliche  Pflicht  an2uerkennen.  Am 
wenigsten  sollte,  der  Verfasser  dieses  selbst  läugpen.  Er  gibt  ja  selbst  zu, 
dass  Auslieferung. u.  s^  w.  eine  förmliche  Bechtspflicht  sei,,  wenn  sie  durch 
einen  Vertrag. festgestellt  worden.  Nuq  wird  er  aber  doch  gewiss  nicljt  in 
Abrede  ziehen,  dass  ein  Vertrag J^eineswegs  immer  das  Recl^t  erst  schafft, 
sondern,  und 'zwar  sehr  häufig^  nur  bereits,  bestehendes  Recht  bestimmt  an- 
erkennt ^und  in  seinen  Einzelheiten  feststellt.  Es  kommt  also  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  nur  darauf  an,  ob  der  Gegenstand  des  Vertrages  aiM^h  schon 
aus  allgemeinen  Gründen  zu  Recht  bestand,  oder  ob  wilikfirliches  Recht  erst 
durch  denselben  geschaffen  wird,  Dass  aber  gerade  hier  alle  Bedingung 
einer  natürlichen  Rechtsforderung  yorhanden  sind,  ist  oben  nachgewiesen. 
Die  so  scharf  aecentuirte  Individualität  der  Staate^  aber  kann  von  keiperlei 
Einwirkung  auf  die  Verpflichtung  sein,  zur  Aufrechterhaltung  der  Rechts- 
ordnung überhaupt  l)eizutragen.  Diese  Individualität  hat  lediglich  die  mög- 
liche Folge,  dass  be^tinnnte  Handlungen  von  dem  einen  Staate  als  strafb^'e 
Rechtsverletzungen  betrachtet  werden,  von  anderen  dagegen  nicht,  und  dass 
also  die  ersteren  sich  grundsätzlich  weigern,  zur  Bestrafung  Qines  von  ihnen 
für  erlaijibt  erachteten  Verhaltens  mitzuwirken;  keineswegs  aber  kaiqn  daraus 
eine  willkürliche  Freiheit  entstehen,  flechtshülfe  Überhaupt  zu  leisten  oder 
nicht.   Der  Staat  mag  sein,  wie  er  will',  immer  hat  er  gegenüber  von  coexi- 

stirenden  Staaten  die  Verpflichtung,  in  vernünftiger  Gemeinschaft  nlit  ihnen 

■  *  .  •     •        • 

zu  leben.  Ein  Vertrag  mag  also  in  dem  vorliegenden  Falle  räthlich^  sein 
zur  Beseitigung  von  Streitigkeiten;  allein  nothwendig  .zur  Schaffung  djßr 
Hülfspflicht  ist  er  an  sich  nicht. 

lieber  untergeordnete  P,unkte  mit  dem  Verfasser  zu  r.echtcn.  Wäre  zwar 
auch  möglich;  allein  es  mag  füglich  unterbleiben,  da  mit  der  Antwort  über 
die  Hauptfrage  sich  *d^s  Einzelne  von  selbst  ergibt.  Nur  die  Bemerkung 
ist' wohl  noch  gestattet,  dass  diejenige  Theorie,  welche  die  Herstellung  des 
Rechtes  in  der  grösstmöglichen  Ausdehnung  und  durch  umfassendes  «Zu- 
sammenwirken aller  gesittigteu  Staate4  yerlaugt,  ^ich  an  Achtung  der  Rechts- 
idee wohl  mit  jenen  Anschauungen  messen  kann,  weiche  nur  theilweise  und 
unter  Bedingungen,  dadurch  aber  mit  manijgfachen  Lücken,'  sich  dazu  ver- 
stehen wollen. 

y  .  ... 

Was  endlich  die  von  Berner  und  Arnold  aufgestellte  Lehre  betrifft, 
so  besteht  ihre  Eigenthümlichkeit  dai^n,  dass  kein  gemeinschaftlicher  oberster 
Grundsatz  aufgestellt  ist,  aus  welchem  die  Frage:  ob  und. wie  weit  ein  Staat 
einem  anderen  Staate  zur  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  des  letzteren 
Hülfe  schuldig  sei,  im  Ganzen  und  in  allen  einzelnen  Theilen  beantwortet 
werden  soll,  sondern  dass  vielmehr  je  für  die  einzelnen.  Fälle  gleich  hoch 
stehende  Principien  auigesucht  sind.     Diu  beiden  genannten  Schriftsteller 
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stimmen  in  der  Hauptsache  ^nd  in.  der  Entwicklongsweise  ganz  mit  ein- 
ander. Überein,  doch  treten  gegen  das  Ende  ihrer  Beweisfiahnmg  einige 
Yerschledenheiten  ein.  Ycm  Beiden  übereinstinunend  wird  nfimlich,  zuerst, 
das  Territöriälpriiicip  des  Strafrechtes  als  entscheidend  für  alle  im  eigenoi 
Gebiete  begangenen  Verbrechen  betrachtet.  Sodann  ist,  zweitens,  das  Per- 
sooalitätsprincip  anerkannt  IHr  alle  verbotenen  Hkndlnngen,  welche  ein  In- 
Iftitder  im  Auslände  gegen  (ks  inl&ndi3che  Jtecht  begehen  möchte;  dieses 
aber  gestützt .  anf  den  -durch  einen  Aufenthalt  ausser  Landes  nicht  un(ter- 
brochenen  ünterthatfenverbahd.  Ferner  wird,  drittens,  fOr  die  Bestnifang 
Ton  Handlungen,  welche  Inl&nder  im  Auslände'  gegen  dieses  begangen  haben 
möchten,  eine  internationale  Verpflichtung  des  Staates  anerkannt,  freside 
Staaten  zu  unterstatzen  in  ihrer  Rechtspflege.  Von  hier  ab  tritt  aber  die 
Verschiedenheit  ein.  Einer  fieits  \vill  nSmliCh  Berner  das  letztgeiiannte 
Princip,.  damit  nicht  ein  Uebermaass  und  dadurdb  eine  Dnmftc^hkeit  der 
Erfüllung  eintrete,  beschränke  auf  die  Fälle,  in  welchen  der  Staat  selbst 
ein  Intere^e  bei  der  Bestrafung  habe  und  ihm  ein  nattlrliches  Strafrecht 
zustehe.  Auf  der  andern  Seite'  begnügt  sich  Arnold  nicht  mit  den  drei 
Normen  der  Teiritonalitat ,  PersQnaütät  und  IntemationälitAt ,  sondern  er 
ytilL  auch  noch  eih  viertes,  welchem  er  keine  bestinmite  Bezeicli^iing  gibt, 
das  er  aber  als  auf  der  Selbsterhakung  beruhend  betrautet,  beifügen,  ui 
dieses  zwar,  anwende^  auf  Händlungen  von  Aus^ndem  im  Auslande  gegei 
diesseitiges  Recht  begangen.  —  In  Beziehung  tiüf  die  Auslieferung  insbe- 
sondere aber  wird  von  Bemer  angenommen,  dase  der  Staat  gleichsam  still- 
schweigend (?)  einen  grossen  Bund  mit  den  übrigen  Staaten  geschlosseo 
habe  zur  Verwirklichung  des  Rechts  unter /deni  IMfenschengesehledite,  md 
dass  also  jeder  Staat  die  Pflicht  habe,  anderen  Staaten  bei  ihrer  Rechts- 
pflege beizustehen,  damit  die^e  c^urch  die  berechtigten  und  berufenen  Organe 
geübt  werde.   Erst  da -also,  wo  eine  Auslieferung  nicht  mehr  der  Grerechtig- 

eit  dienen  würde,  sei  auch  die  Grenze  der 'Auslieferungspflicht;  von  einem 
Redhte  des  Verbrechers  aber,  nicht. ausgeliefert  zu  werden,  könne  niemals 
die  Rede  dein,  weü  ihm  keine  Forderung  auf  Straflosigkeit  zustehe. 

'  Mit  diesäi  Ai;isführungen  muss  mti^  so  weit  vollkommen  ein?e^ 
standen  seln^  ah  die  Verfasser  das  Nichtausreichen  des  Teiritoriäl-  und 
des  Personalitätsprincipes  erweisen ,  und  eine  natürliche  Pflicht  des  Staates 
fremden  Staaten  bei  Handhabung  der  Rechtsordnung,  beizustehen,  aner- 
kennen. Allein  es  genügt  das  Eingeräumte  nicht.  Zunädhst  inüssen  jene 
Prinoipien  vollst^dig  verlassen  werden ;  sie  sind  auch  zur  Erklärung  nur 
einer  bestimmten  Kategorie  von  Handlungen  nicht  benutzbar.  Dass  das 
Territorialprinaipj  in  der  Weise  wie .  es  auf  die  Frage  angewendet  zu  werden 
pflegt,  nur  ein  Bündä  von  Begriffsverwirrung  ist,  wurde  oben  bereits  ge- 
zeigt. Das  Personalitätsprincip  aber  ist  ohnedem  durch  und  durch  unhaltbar, 
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wie  dioss  itzt  wieder  Sir  C.  Lewis  mit  wenigen  schlagenden.  Grflnden  dar- 
gethan  hat.  Der  Unterthan  kann  unmöglich  im  vAuslande  zwei  verschiedenen 
und  sich  vielleicht  widersprechenden  Strafgesetzen  unterworfen  sein;  üher- 
diess  hält  der  (von  Berner  besonders  geltjend  gemachte)  Gedanke,  dass  die 
Stralverbote  des. Staates  sich  aus  der  Unvereinbarkeit  einer  JQandlang  mit 
der  Staatsbürgereigenschaft  erklären  lassen,  und  dass  d^ssbalb  Deijenige, 
welcher  diese  Eigenschaft  nicht  aufgegeben  habe^  auch  im  Auslande  an  das 
Yerbot  gebunden  sei,  eine  nttchteme  Prüfung  nicht  abs.  Strafe  ist  noth- 
wendig  und  begrjttndet,  weil  sie  ein  unerlääsliches  Mittel.zor  Aufrechthaltung 
der  Rechtsordnung,  diese  aber  wieder  die  Vorbedingung  der  Erreichung 
säjnmtlicher  menschlicher  Lebenszwecke  i$t;  nicht  aber  weil  es  nicht  an- 
ständig für  den  Bürger  ist,  gewisse  Handlungen  zu  begeben.  Sodann  aber 
verliert  das  an  sich  richtige  Princip  der  Hülfeleistung  seinen  Werthy  wenn 
es  in  doppelter  Beziehung'  willkürlich  beschränkt  wird.  Eüimal  in  so  ferne 
es  nur  auf  eine  einzelne  Klasse,  voh  Fällen  abgewendet  wird,  während  es 
doch  die  gesamm(e  Frage  beherrscht.  Dann  aber,  weil  die  HüUispQficht  aulf 
die  Fälle  beschränkt  werden  will,  bei  welchen  er,  selbst  ein  Interesse  hab^.. 
Wenn  eine  solche  Pflicht  besteht,  so  besteht  sie  ja  gerade  des.Noth  lei- 
denden  fremden  Rechtes  wegen,  Wq  der  Staat  selbst  betheiligt  ist,  kann 
er  auch  aus  unmittelbarem  eigenem  Rechte  handeln,  und  die  Hülfe  für 
fremdes  Recht  kommt  dabei  gar  nioht  zur  Anwendung.  Dass  ohne  die^e 
Beschränkung  die  Pflicht  eine  ungeme^sen  grosse  und  daher  unausführbare 
sein  würde,  ist  ganz  ohne  Beweis  angenc^men.^  Die  2iahl*  der  Fälle ^  in 

welchen  ein  Staat  Hülfe  zu  leisten  hat  bei  Verbrechen,  welche  im  Auslande 

.        .  ■  •       •    • 

von  Ausländem  begaAgen  und  dort '^icht  bestraft  sind,  ist  unter  keiner  Vor- 
aussetzung eine  unmässig  grosse,  da  weitaus  in  der  Regel  jeder  Staat  bei 
den  in  seinem  Gebiete  begangenen  Verbrechen  selbst  zugreift,  eine. Flucht 
des  Thäters  aber  entweder  nicht  gelingt  oder  gar  nicht  versucht  wird.. 

Allein  ganz' abgesehen  hiervon,  ist  äne  Hatqpteinwendung  desshalb  zu 
machen,  dass  die  Lösung  der  Frage,  ob  und  wieweit  der  Staat*  zu  einer 
Bechtshülfe  über  sein  eigenes  unmittelbares  Bedürfniss  hinaus  berechtigt  und 
verpflichtet  sei,  nicht  aus  drei  verschiedenen/ in  gleicher  Höhe  stehenden 
Gesichtspunkten  betrachtet  werden  kann,  sondern  aus  einem  einzigen  obersten 
Grundsatze  entschieden  werden  muss.  Es  liegt  hier  nur  ein  einziges  Proble'D;! 
vor,  welches  sich  allerdings  im  weiteren  Verfolge  in  einzelne  untergeordnete 
Aufgaben  spaltet  j  aber  doch  immer  ein  wesentlich  zusammenhängendes 
Ganzes  bildet.  Wenn  nun  diese  einzelnen  Ausläufer  der  Frage  unter  ver- 
schiedene Grundsätze  gestellt  werden,  sp  entsteht  nicht  nur  Unklarheit  über 
die  eigentlich  entscheidende^  Norm  und  vielleicht  materieUer  Widerspruch^ 
sondern  es  wird  überhaupt  thatsächUch  der  Beweis  geliefert,  dass  maanoph 
nicht  zu  dem  Standpuiikte.  aufgestiegen ^  ist,  von  welchem  aus  sich  das 
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Ganze  zasaintnenhängend  entfaltet,  and  von  welchem  ans  es  mit  einer 
durchgreifenden  Regel  versehen  werden  kann.v  Wenn  also  (was  man  gerne 
Zügeben  kann,  ja  sogar  in  noch  weiteren!'  Maasse,  als  es  die  Yerfasser  ver- 
laQgen,)  das  Territorialprincip  und  das  Pe1*sonalitfitsprincip  nicht  taugen  m 
einer  vollständigen  Lösung  der  Aufgabe,  so  ergibt  sich  ab  richtiges  Verfahren 
nicht  die  Nebeinänderstellung  mehrerer  unter  sich  unvereinbarer  Regeln  und 
eine  Vertheilung  des  Stoffes  unter  dieselbe^,  sondern  vielmehr  die  Aufsuchung 

0 

eines  Principes ,  welches  durchweg  gelaugt.  Als  ein  solches  aber  erscheint 
die  Beihülfe  zur  Weltrechtsordnung  mit  einigen  durch  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  des  Lebens  nöthig  werdenden  Beschränkungen,  welche  somit 
nicht  als  eine  bloss  theilweise,  sondern  als  die  alleinige  und  durchgreifende 
Norm  aufgestellt  werden  muss. 

1 

b)  Kritik  dM  posittfea  Reebtes. 

Wie  sich  nun  aber  immer  das  wissenschaftliche  Urtheil  über  die  aaf- 
gestellten  Theorieen  gestalten,  uhd  welcherlei  Einfliiss  diejenige,  welche 
Billigung,  verdient  und  findet,' auf  mehr  als  Eine  Rechts-  und  Staats^ssen- 
QchafC  ausüben  kann:  die  Hauptsache  ist  natürlich  der  EinflusSf  welchen  eine 
Theorie  auf  das  Leben  auszuüben  geeignet  ist. 
*  Es  wäre  freilich  thöricht ,  auqh  von  der  offenbar  fichtigsten  Lehre  e« 
alsbaldige ,  eine  durchgängige  und  eine  unverbrüchbche  üebereinstimmnog 
der  Grundsätze  und  Handlungen  sämmtlicher  Staaten  zu  erwarten.  Die 
Wirkung  kann  nicht  augenblicklich  sein^  (Wenh  schon  gerade  im  Yölk^rrecbte 
neue  tJebetzeugungen  an  sich  leichter  in's  Leben  treten.)  Noch  weniger  ist 
eine  völlige  Gleichförmigkeit  zu  erwarten,  weil  die  Biereitwilligkeit  zur  ünter- 
stiEltzung  fremder  Staaten ,  zu  welchen  Zwecken  es  auch  immer  sei ,  viel&di 
bedingt  ist  durch  allgemeine  Verhältnisse,  überhaupt  bestehende  Gemein- 
gefühle  oder  Abneigungen,  mit  Einem  Worte  durch  Interessen  und  Vorurtheile, 
und  nicht  immer  durch  Ueberzeugungen.  Und  am  wenigsten  darf  darauf 
gehofft  werden,  dass  niemals  Leidenschaft  odet  die  Beschaffenheit  des  ein- 
zelnen Falles  zu  einer  Abweichung  von  den  Regeln  verleiten  ^rden ,  selbst 
wenn  diese  grundsätzlich  allgemein  anerkannt  wären.  Zur  scheinbaren  Recht- 
fefiigung  einer  Abweichung  von  völkerrechtlichen  Regeln  hat  es  erfordff- 
lichen' Falles  niemals  an  Worten  und  Scharfsinn  gefehlt. 

Dem\och  kann  es  qür  nützlich  sein,  die  bestehenden  Yerabrednngen 
unter  den  Völkern  und  deren  Gesetze  zusammenzuhalten  mit  der  von  der 
Wissenschaft  gefundenen  Xichre.  Ein  grosser  Theil  der  jetzigen  Verschieden- 
.  heiten  und  Unzuträglichkeiten  rührt  nicht  her  von  einem  besondem  Interesse 
oder  aus  einem  bewussten  Widerwillen :  sondern  ist  lediglich  die  Folge  der 
mangelhaften  und  vielgestaltigen  Theorie.  Alle  nur  aus  diesem  Gmnde 
irre  gehenden  Staatsmänner,  Richter  und  schliesslich  Gesetzgeber  kOnoen 
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sich  aher  eines  Bessern  üherzengen  nnd  darnach  auch  handeln.  Seihst  ftir 
die  an  sich  weniger  Geneigten  ist  die  Festhaltung  einer  eigenthümlichen  und 
vielleicht  offenbar  selbstsüchtigen  Ver&hrensweise  schwer  gemacht  gegen- 
fiber  von  einem  in  der  Wissenschaft  allgemein,  von  den  gesittigten  Staaten 
wenigstens  überwiegeiid  angenommenen^Grundsatze.  Ja  sogar  die  Öffentliche 
Meinung  jener  Völker ,  welche  nur  ihre  eigene  Bechtspflege  als  eine  zuver* 
lftssige,'ihre  Bichter  als  unabhängig  und  ehrenhaft  zu  betrachten  gewohnt 
und  daher  einer  Unterstützung  fremder  Gesetze  sehr  abgeneigt  sind,  dadurol 
aber  auch  ihren  Regierungen  die  Hände  binden ; '  selbst  die  öffentliche  Mei- 
nung also  in  England ,  Nordamerika ,  Frankreich .  kann  doch  wohl  auf  die 
Dauer  sich  einer  klaren  Nächweisung  des  wirklichen  Eechtes  und  der  Ver- 
nunftmässigkeit  nicht  entziehen. 

Dass  eine  Annahme  der  im.  Vorstehenden  entwickelten  Grundsätze 
eine  grosse  Vef änderong  in  dem  positiven  Bechte  zur  Folge  hätte,  ist  aller- 

■ 

dings  richtig,  und  ergibt  sich  auch  ohne  nähere  Untersuchung  schon  ahs  der 
jetzigen  grossen  Verschiedenheit  desselben.     Allein   eben  aus  dieser  Ver- 

■ 

schiedenheit  muss  auch  auf  da?  Bedürfniss  eine^  Verbesserung  geschlossen 
werden,  'da  doch  von  diesen  sich  widersprechenden  Verträgen,  Gewohn- 
heiten und  Gesetzen  höchstens  nur  Eine  Gattung  das  Richtige  feststellt 
Die  Mühe  der  Umgestaltung  kommt  daher  nicht  in  Betracht,  wenn  nur  eine 
Lehre  als  die  bleibend  richtige  betrachtet  werden  kaiui. 

Es  würde  zu  weit  führen  und  kaum  von  genügender  Bedeutung  sein, 
wenn  die  untergeordneten  Einzelnheiten  des  bestehenden  positiven  Bechtes 
nochmals  aufgeführt  und  mit  der  Lehre  zusammengehalten  werdeti  wollten. 
Der  Zweck  wird  erreicht,  wenn  auch  nur  d^e  Hauptpunkte  ausgehoben  und 
beurtheilt,  auch  vielleicht  gehörigen  Ortes  Vorschläge  gemacht  werden.  — 
Als  solche  Hauptpunkte  lassen  sich' nun  aber  folgende  drei  bezeichnen:  ein- 
mal die  Frage  über  die  eigene  Bestrafung  der  Staatsangehörigen  wegen  eines 
im  Auslande  begangenen  Verbrechens;  zweitens,  die  Bestrafung  eines  von 
einem  Ausländer  gegen  das  Ausland  und  in  demselben  begangenen  Verbre- 
chens'; drittens,  das  Asylrecht,  und* die  Auslieferung  ^). 


1)  Die  diesseitige  BeAtraftmg  eines  Ausländen,  wegen  eines  im  Aoslmnde  gegen  ans  be- 
gangenen, bisher  nielit  bestraften  Verbrechens  ist^hier  nicht  mit  aufgenommen,  obgleich  dllsse 
Frage  von  den  verschiedenen  Staaten  sehr  verschieden  1)ea&twortet  wird  (s..oben,  6. 647  fg.)«  80 
wichtig  nämUch  auch  die  Frage  in  internationaler  Beaiehnng  ist ,  wegen  der  mSglicherWeife 
▼erschiedeuua  Auffass^g  des  Rechtsponlctes  von  Seiten  der  beiden  betheiligten  Staaten;  so 
macht  sie  doch  keinen  Theil  des  hier  zunächst  xu  besprechenden  Sjistemes  'dfer  ergänzenden 
Bechtspflege  aus.  In  einem  solchen  Falle  -nimmt  Ja  der.  Staat  keine  fremde  Regierung  in  An- 
spruch-zur  Ergänzung  seiner  eigenen ,  nicht  ausreichenden  Rechtspflege;  90udem  er  sieht,  skdi 
im  Oegentheile  Jetzt  im.  Stande«  seine  Gesetze  durch  seine  Gerichte  in  Anwendung  zu  bringen. 
Der  emzige  Punkt,  in  weichem  die  Bestraftang  eines  Ausländers  mit  der  Iiohre  von  der  inter- 
nationalen Rechtsbeihölfe  in  Verbindung  stellt,  ist  der  etwaige  Anspruch  auf  Ausliefemng^  eines 
solchen  Verbrechers.  Dieser  FaU  wird  aber  bei  der  As^lflcBge  erörtert.  —  Gute  Erörterungen 
ttber  dIese'Frage  s.  bei  Villefört,  Des  crimes  commis  k  rityanger,  8.  8011;. 
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a)    BiBstrafung  eigener   Staatsangehörigen   wegen   eiiies  im 

Au^Unde  begaiJigenen. Verbrechens. 

tMe  positiven,  g^enwäftig  bestehenden  BesünumUigen  hinsichtlich. di^es 
Falles  bilden  (^de  oben,  S.  644  das  Nähere  angegeben  ist),  nicht  weniger 
als  Tier "Gmppen.  Nach  der  einen  Auffassung  werden  sie  gar ^nicht. bestraft; 
nach  einer  zweiten*  allerdings  nnd  unbedingt;  nach  einer  dritten  unter  ge- 
wissen ]bedingnngen ,  namentlich  der  ^genseiti^keit;  nach  einer  Yierten  nur 
bei  einzelnen  bestimmten  Arten  von  Verbrechen.  —  Die  im  Vorstehenden  ah 
die  richtige  angenommene  mittlere  Theorie  aber  enthält  {8/715  fg.)  nach- 
stehende Sätze;  I>er  Staat  gewährt  jeder  fremden  Rechtsordnung  in  so  f^roe 
Schutz,  als  er  die  von  eigenen  Unterthanen  gegen  si^  begangeüen  Verhrecbeo 
bestraft,  gleichgültig,  ob  dieselben  im  eigenen  Gebiete  oder,  onentdecht,  im 
fremden  £<ande  begangen  wurden,  gleichgültig  ferner,  ob. sie  Privat-  od» 
.öffentliche  Rechte  verletzen;  und  zwar  bestraft. nach  eigenem  Verfahren  und 
nach  eigenen^  Gesetze,  auch  ohne  4^fforderung  des  Verletzten,  und  selbst 
bei  Verweigerung  der  Oegeüfieitigkeit.  Hiervon  ihachen  nur  ganz  unter- 
geordnete  Vergäben  und  die  Fahnenflüchtigkeit'  eine  Ausnahme.  —  Es  fiÜU 
also-  die  Theorie  vollkommen  zusammen  mit  dem  positiven.  Rechte  der  zweiteo 
Gi;]appe,  d.  h.  Oesterreicfis,  Pre^ssens,  Bayerns,  Sachsens  u.  s.  w.,  indem  ii 
diesen  Staaten  der  Unterschied  zwischen  eigentlichen  Rechtsverletzungen  m 
unbedeutenden  Vergehen  QJbenfalls  gemacht  ist.  Nur  gmnge  Abweichungen 
finden  statt  zwischen  der,  Theorie  und  den  Gesetzgebungen  dar  dritten  ood 
der  vierten  Gruppe ,  indem  jene .  den  Grundsatz  zujg^bi  und  nur  einige  Be- 
dingungen beifügt,  diese  abör  zivar  den  ^Grundsatz  als  solchen  ziurückweist, 
allein'  durch. zfihlreiche  Atifzl^lungen  eihzelner  zu  bestrafender  Handlungen 
im  Erfolge  beinähe  Gleiches  leisitet.  Dagegen  befolgt  die  erste  Gruppe  vqfi- 
ständig  entgegengesetste  Grundsätze:  -r  Die  Aufgabe-  ist  also,  den  Werth 
dieser  drei  abweichenden  Bestimmungen  zu  prüfen  und  dieselben  namentlich 
mit  den  Sätz^  der  Theorie  zu  verglichen. 

Was  nun  zuerst  die' Bedingungen 'betrifft,  unter  welchen  der  in  der 
dritten  Gruppe  stehende  Staat  (Württemberg)  sich  zur  Bestrafung  der  gegen 
Fremde  begangenen  Reehtsverletzungen  versteht >  so  sind  dieselben:  Gegen- 

^  •  •   • 

seitigkeit;  Stnifbarkeit  det  Handlung  auch  nach  ^em  Gesetz^  des  verletzten 
Staates ;  Milderung  der  eigentlich  auf  die  betreffenden  Handlungen  gesetzlich 
gelegten  Strafen.  —  Ueber  die  Forderung  der  Gegenseitigkeit  ist  bereits 
oben,  S.  725  fg.,  das  Nöthige  bemerkt  und  nachgewiesen  worden,  dass  der 
Staat  die  unbedingte  Pflicht,  des  Rechtsschutzes  hat,  und  ihn  also  tadebs- 
werthes  Handeln  eines  anderen  Staates  hiervon  nicht  entbinden  kann. .  Etwt 
fQr  nOthig  erachtete  Zwangsmaassregeln  und  Retorsionen  haben  in  Anderen 
zu  bestehen ,  als  in  Preisgebung  der  Rechtsordnung.  —  Sehr  vertheidigbir 
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enoheint  aaf  den  ersteh  Blick' die  BedinguDg,  dase  eine  gegen  ein  fremdes 
Recht  gerichtete  Handlang  audi  nach  dem  Gesetze  dieses  Staates  selbst  mit 
einer  Strafe  bedroht  sein  müsse.  Wenn  nUmlich  aach  der  zur  Begründung 
des  Satzes  zon&chst  angeführte  Grund:  vplenti  non  fit  injuria^),  im  Straf- 
rechte keineswegs  richtig  ist:  so  mag  für  die  erwähnte  Forderung  allerdings 
angeführt  werden,  dass  die  Aufgabe  .des  Staates  nicht  darin  besteht,  seine 
eigene  Rechtsordnung  auch  in  anderen  Staaten  zur  Anwendung  zu  bringen, 
sondern  vielmehr  in  der  Unterstützung  der  fremden  Ordnung  in  ihren  gesetz- 
lichen Bestimmungen.  Dennoch  mnss  man  sich  gegen  die  fragliche  Bestimm 
mung  erklären.  Allerdings  soll  der  Staat  nur  die  un^reichende  fremde 
Rechtspflege  unterstützen ;.  allein  ^r  thut  diess,  und  darf  es  nur  thun,  nach 
seinen  eigenen  Bestimmungen  über  Recht  und  Strafe.  Nicbt  was  der  fremde 
Staat  Torschrdbt  oder  unterlässt,  ist  für  ihn  und  für  seine  Gerichtsunter- 
gebenen  bestimmend;  sondern  was  er  selbst  diesen  verboten  hat.  So  wie  er, 
anerkannterma^ssen ,  nicht  bestraft,  wenb  eine  Handlung  zwar  im  Auslande, 
allein  nicht  von  ihm  selbst,  vierboten  ist:., so  muss  er,  anderer  Seits,  strafen, 

•  "  ' 

wenn  er  eine  Strafe  angedroht  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechtsansicht ' 
des  Verletzten.  Strafe  erfolgt  ja  überhaupt  nicht ,  weil  der  Verletzte  es  für 
gut  findet,  sondern  weil  gesetzliches*  Recht  verletzt  worden  ist.  Die  aus- 
wärtige  Freilassung  einer  diesseits  Verbotepen  Handlung  hat  somit  höchstens 
die  thatsächliche  Wirkung,  dass  der  fremde  Staat  keine  Aii^ige  von  den' 
vorgefallenen. Handlungen  macht,  und  dass  er  nicht  zur  Bestrafung  auffor- 
dert;  allein  wenn  der  diesseitige  Staat  anderweitige  Eenntniss  erhält,  so  ist 
er  zur  Bestrafung  berechtigt  und  verpflichtet.  —  Dass  es  kein  Grund  zu  einer 
Verminderung  der  Strafe  jist,  wenn  das  verletzte  Recht  dem,  Lebenskreise 
eines  fremden  Staates  und  Volkes  angehOrt,  und  nicht  dem  eigenen,  bedarf 

vrohl  nicht  erst  eines  Beweises.    Nicht  desshalb,  weil  ein  verletztes  Recht 

I  ...» 

unter  unserem  Schutze  stellt,  sondern  weil  es  überhaupt  ein  Recht  ist,  wird 
eine  Strafe  nothwendig  und  gerecht.  Die  Höhe  des  Strafübels  aber  wird . 
bestimipt  theils  durch  die  Bedeutung  des  zu  schützenden  Rechtes  an  sich, 
theils  durch  das  Maass  der  unrechtliohen  Gesinnudg.  des  Thäters;  Beide 
Rücksichten  werden  denn  aber  durch  die  räumliche  Lage  des  verletzten  Rechtes 
gar  nicht  berührt.  £s  i^t  somit  erwiesen,  dass  die  von  Württemberg  (übri- 
gens gelegentlich  auch  von  anderen  Staaten  in  verschiedenen  Beziehungen) 
gemachte  Ausnahme  und  Bedingung  keine  innere  Begründung  hat.  Nimmt 
man  nun  hierzu  noch,  dass  überhaupt  durch  solche  Modificationen  die  rich- 
tige Auffassung  des  ganzen  Verhältnisses  getrübt  und  erschwert  wird:  so 
erscheint  die  Verwerfung  des  ganzen  Gredankens  um  so  begründeter.- 

Wenige  Wprte  werden  genügen ,  dasselbe  zu  beweisen  von  den  Staaten, 
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welche  die  oben  bezeichnete  vierte  Gmppe  bilden,  nämlich  Belgien,  Holland 
und  Sardinien.  Es  besteht  ihr  S3nstein  darin,  da^s  einzelne  Verbrechen  be- 
sonders hervorgehoben  und  nnr  diese  aach  ff^  den  Fall  ihrer  Begehung 
gegen  Fremde,  mit  Strafe  bedroht  werden.  — '  Hier  ist  nicht  sowohl  gegen 
den^Inhalt,  als  gegen  die  Form  zu  kämpfen,  bn  Grandsatze  ist  keine  Ter- 
schiedenheit.  Auch  die  hier  in  Betracht  kommenden  Staaten  wollen  in  alles 
bedeutenden  Fällen  Beihttlfe  leisten  zur  Wiederherstellung  einer  fremden 
Rechtsordnung.  Allein  die  von  ihnen  gewählte  Art  des  Ansspmches  ihres 
Willens  ist  fehlerhaft.  Die  theoretische  Ldi|e  zeigt,  dass  fQr  den  Staat  die 
Aufgabe  bestehe,  auch  fremde  Bechtsordnung  zu  fördern,  hierbei  jedoch,  ans 
Zweckmässigkeitsgründen,  von  der  Bestrafung  unbedeutender  Yerletzongen 
Fremder  abgestanden  werden  könne.  Nun  sollte  es  doch  keinem  Streite 
unterliegen ,  dass  unter  diesen  Umständen  das  einzig  riehtige  Verfahren 
darin  besteht,  die  Ausnahme,  nämlich  die  freizulassenden  kleineren  Yer- 
gehen,  scharf  zu  bestimmen  und  zu'umgräiizen;  nicht  aber,  die  Regd  auf- 
zulösen in  eine  zufällige  Zahl  vöi^  einzelnen  FäUen,  somit  das  Verhältnis» 
gerade  umzudrehen.  Der  Tadel  beruht  nun  aber  nicht  etwa  blos  auf  emer 
logischen  ^Peinlichkeit,  sondern  er  mus»  aus  höheren  Granden  festgehaltei 
werden.  Einmal  verliert  sich  bei  solcher  Behandlung  det  grosse  Grundsati 
aus  dem  Auge  und  dem  Bewusstsein.  Der  Staat  erkläH  nicbt,  dass  ereäe 
Weltrechtsordnung  anerkenne  und  ihr  zn  dienen  verpflichtet  sei;  sondcn 
er  bestimmt  Strafen  für  gewisse  Fälle.  Hieraus  lässt  sich  weder  ein  aUfe- 
m'einer  Sat2  ableiten,  noch  dürfen  daraas  Schlüsse  auf  weitere  Handhuiga 
gezogen  werden.  Zweitens  aber  uHrd  der  anwendende  Staatsmann  und 
Bichter  durch  die  Bezeichnung  mir  einzelner  Fälle  anstatt  eines  Grondsatffs 
gar  leicht  genöthigt,  zur  Anwendung  der  Ahalögie  zu  greifen.  Dass  im 
aber  dieses  Verfahren  von  allen  Auslegungsarten  die  unsicherste  und  dem 
Streite  am  meisten  ausgesetzte  ist,  weiss  Jeder.  Endlich  ist  bei  Verlade- 
rungen  in  der  Gesetzgebung  Gefahr,  .dass  nutz-  und  absichtslos  Schwierig- 
keiten entstehen,  welche  bei  der  Aufstellung  eines  einheitlichen  Gnmdsaties 
gar  nicht  eintreten  könnten.  —  Somit  ist  auch  hier  klar,  dass  die  einMie 
Anschliessung  an  die*  Lehre  bei  Weitem  das  Zuträglichste  wäre. 

Nicht'  so  leicht  fi*eilieh  ist  ein  Abkommen  mit  denjenigen  Staaten,  weldte 
die  erste  Gruppe  bilden,  also  mit  England,  Nordamerika  und  Fnünkreidt 
Hier -handelt  es  sjch  nicht  blos  von  Fassung  oder-  von  kleineren  AbAnd^ 
rangen  und  Zusätzen,  sondern  es  wird  der  Ghrundsatz  selbst  geläognet 
Während  nämlich  nach  dem  Rechte  dieser  Reiche  allerdings  solche  Ver- 
gehen gegen  Fremde,  welche  innerhalb  des  Gebietes  begangen  werden,  nr 
Strafe  gebracht  werden  können,  wird  (wenigstens  im  Grandsatze  und  ab- 
gesehen von  Ausnahmen)  jedes  Verfahren  gegen  eine  im  Aaslande  begangene 
Handlung  eines   Staatsangehörigen   verweigert«     £s   steht   also   hier  die 
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Territorialität  desitechtes  (in  der  Auffaräang  als  Beschränknng  anf  das  eigene 
Gebiet)  dem  Gntndsatze,  dass  ein  unbestraft  gebliebenes,  im  Aaslande  gegen 
Ausländer  begangenes  Unrecht  deä  ünterthanen  zum  Behufe  einer  Förderung 
der  .Weltrechtsordnung  zu  bestrafen  sei,  geradezu  entgeg^. 

Die  Eijnrendiingen ,  welehe  sich  gegen  dieses  System  erheben  lassen, 
sind  nun  aber  mancbfach  und  bedeutend.  —  Vor  Allem  trifft  es  der  Vor- 
wurf  der  Folgewidrigkeit ;  und  zwar  in  doppelter  Beziehung.    Einmal  in  so 
ferne,   als  es  ganz,  dieselbe  Handlung  begangen  von  demsdben  Mensichen 
bald  bestraft,  bald- nicht.    Wflrde  sich  das  Recht  dieser  Staaten  lediglich 
beschr^ken  auf  den  Schutz  des  eigenen  Staates  und  der  Angehörigen  des- 
selben,  uüd  würde  also   keinerlei  Verletzung   eines  fremden   Rechtes  als 
Gegenstand  von  Untersuchung  und  Strafe  betrachtet:   so  n^öchte  zwar  eine' 
solche  Selbstsucht  immerhin*  aus  Gründen  der  allgemeinen  Gesittigung  imd 
Humanität  getadelt  werden;  allein  es  wäre  ganz  folgerichtfg,' wenn  auch  ein 
im   Auslande  begangene?  Verbrechen    uhberficksichtigt  bliebe.     Allein   so 
weit  wird  die  Abschliessüng  nicht-  getrieben.    Ein  im  Landb  selbst  gegen 
auswärtiges  Recht  begangenes  Verbrechen  ist   strafbar.    Ein  Recht  also, 
welches  nicht  innerhalb  der  geographischen  Schutzgränzen  liegt,   findet  in 
diesem  Falle  Schutz;  eine  Handlung,  welche  innerhalb  dieser  Gränzen  keine 
Wirkung  hat,  wird  als  Strafbar  betrachtet.   Offenbar  kann  der  einzige  Rechts- 
grund dieser  Anwendung  des  Strafrechtes  sein,  dass  der  Staat  seinen  Unter- 
thaaen  die  Verletzung  auch  fremder  Recbte  untersagt  hat  in  Anerkennung 
seiner  Pflicht,  das  Recht  überhaupt  innerhalb  .des  ümfanges  seiner  aus- 
schliesslichen Wii^samkeit  zu  wahren.«    (Denn  dass  der  wohl  auch,  nament- 
lieh  von  engUschen  Rechtsgelehrfen ^ . geltend  .gemachte  Grund,   es  könne 
durch  eine  solche  verbrecherische,  im  Lande  selbst  begangeüe  oder  vor- 
bereitete, Handlung  dem  Staate  in  seinen  friedlichen  Beziehungen  mit  anderen 
Staaten  geschadet  werden,  gar  keine  rechtliche  Bedeutung  bat-,  und  dasB 
eine  an  sich  straffreie  Handlung  dadurch,  dass  sie  unangenehme  Folgen 
haben  kann,  keine  strafbare  wird,  liegt  auf  der  Hand.)    Nun  ab6r  besteht 
ganz  derselbe  Fall  eines  verletzten  Rechtes  und  einer  ausschliessendeaMög- 
lichkeit- der  Wiederherstellung,  wenn  der  Unterthan  zwar  im  Auslände  ge- 
handelt hat,  allein  ungestraft  in  das  Staatsgebiet  zurückgekehrt  ist.    Das 
Verbrechen  ist  dasselbe,  da. 'dasselbe  Recht  desselben  Besitzers  von  dem- 
selben Thäter  verletzt  wurde.    Die  Unfähigkeit  de's  freinden  Staates,  dem 
Verbrecher  in  England  u.  s.  w.  durch  seine  Gerichte  zur  Strafe  zu  bringen, 
ist  dieselbe.     Die  Verletzung  des  Rechtsbewusstseins  der  übrigen  Unter- 
thaüen,'  welche  ein  Verbrechen  unbestraft  sehen,  ist  eben  sowohl  dieseljbe, 
wie  die  politische  Beideuklichkeit ,  die  Handelnden  selbst  an  die  ungestrafte 
Begehung  von  Verbrechen  zu  gewöhnen.    Der  Unterschied  besteht  ajso  ledig- 
lich in  der  Oertlichkeit  der  begangenen  Handlung.   Diese  aber  ist  von  keiner 
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BedeutoDg  b^i  der  sittlichen  and,  rechtlichen  Würdigung  der  HftBdhmg;  and 
es  ist  also  eine  Folgewidrigkeit,   in  dem  «inen  Falle  Za  strafen,  in  dem 
andern  nicht.    Die  zweite  Inconseqoenz  aber  liegt,  wenigstens  in  England 
und  Frankreich ,  darin ,  dass  einzelne  Gattungen  ¥ön  E^dlttngen  ?te  der 
grundsätzlichen  Straflosigkeit  aasgenommra  werden ,  aucli*  wenn  sie  im  Aas- 
lande vorgenomm^  sind.   So  in  England  Motd  und  Tödtung,  Bigamie  n.5.  w^ 
in  Frankreich  bestimmte  Vergehen  gegen  den  franz6»schen  Staat.    Waron 
nur  hier  die  Auswahl?   Entweder  ist  eine  im  Aualuide  begangene  Handlang 
von  Rechts  wegen  den  einheimischen  Gerichten ^imter^or£en,' oder  sie  ist  es 
nicht.     Im  ersteren  Falle  sollte  in  Bei^ehung  auf  alle  voa  den  Landes- 
gesetzen überhaupt  mit  Strafe  bedrohten  Handluifgen'  dieser  Art  in  gleicher 
Weise  verfahren  werden^  im  andern  .Falle  aber  bei  keiner  derselben  ane 
Strafe' erfolgen.    Dass  England  die  genannten  Verbrechen  nur  betraft,  wem 
sie  gegen  einen  Engländer  begangen  werden,   nicht  aber  w^ui  g^gen  einen 
Fremden,  tmd  dass  Frankreich  nur  di&.  gegen  den  Staat,  und  nicht  aacb 
gegen  die  Privaten  gerichteten  Verleitzungen .bestraft,  macht  .die  F<dgeind- 
rigkelt  nur  noch  schreiender  ^  und  .ist  ül^erdieas  gar  .za<  plumpe  Selbstsacfat 
—  £>ne  zweite  .gewichtige  Ausstellung,  gegen  dieses  ßystem  besteht  darin, 
dass.  unter  dem  Schutze  desselben  unbeschädigt  und  unge&traft  Yerbreckia 
gegen  fremde  Staaten  und  deren  Angehörige  vorbereitet,  deren  VcUziehnii 
im  Auslande  versucht,  u^d  endlich,  nach  gflücklichem  oder  unf^Aoküdiei 
Ausgange,  Straflosigkeit  von  dem  zurückj{e]£ehrtei^  Schuldigen  verlangt  mo* 
den  kann.    Allerdings  verbieten  die  Landesgesetze  einzelne  Arten  von  Yo^ 
bereitungshandlungen  unbedingt,  auch  wenn  das ;  Unternehmen  gegen  dis 
Ausland  gerichtet .  werden  will.    Allein  theils  sind  di6s6  liur  Ausnahmei, 
welche  überdiess  mehr  oder  weniger  leicht  umgangen  werden  raOgen;  tfa^ 
bleibt  immer  der  Rückzug  nach  vollendeter  That.    Es  mag  nun  sein,  dass 
sich  politische  Leidenschaft  zu  einer  Entschuldigung  und  selbst  ta  einer  Lob- 
preisung dieses  .Verhaltens  hinreissen  Upst.;' allein:  einem  tmgetrttbten  redit- 
liehen  Urtheile  inuss  es  als  .ein  Verkennen,  der  allgemeine^  Rechtsau^gabe 
jede)s  geaittigten  Staates  und  als  eine  grobe  Sdbstsüeht  erscheinen,  wdcbe 
um-,  so  wenigefr  zu  entschuldigen  sind,  als  jed^  wirklich  wttnschenswectbe 
und  löbliche  Ausdehnung  des  A»ylrechteä  mit  einer  Bestrafung  wirklieber 
Verbrechen  durchaus  vereinbar  ist.  —  Der  Fehler  aber  ist  um  90  grösser, 
als  die  genannten  Staaten  durch  solche  Steaflosigkeit  offenbarer  Rechtsnid- 
rigkeiten  sich  selbst  manchfach  schaden.    Einmal ,  ind^  sie  ihne  ei|ene 
Sicherheit  und  l^echtsordnung  in  Gefahr  bringen ,  wie  bereits  oben  ang^ 
deutet  ist.  Die  gegenüber  dem  Ansl^xMle  wo  nicht:  gehegte ,  doch  wenigstens 
Qjcht  unterdrückte  unrechtliche  Gesinnung  und  Gewohnheit  mnss  .nothweDÜg 
auch  in  inländischen  Verhältnissen  sich  geltend  machen.    Sodann  a6er,  vefl 
leicht  missliche  Verhältnisse  zu  auswärtigen  Staaten  ent^hen,  welche 
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und  in  der  That  mit  Recht,  über  Verweigerung  von  Schutz  und  Hülfe  be- 
schweren. So  gewiss  ein  grosses  Reich  Alles  daran  setzen  soll,  um  dem 
Rechte  nichts  zu  vergeben:  so  wenig  löblich  und  so  unklug  ist  es,  wenn 
es  sich  ui^d  den  Seinigcn  Schaden  zuzieht  durch  Festhaltung  offenbaren 
Unrechtes,  welches  nicht  einmal  von  ihm  ausgeht,  ihm  selbst  schadet,  und 
schliesslich  nur  in  einer  verkehrten  theoretischen  Ansicht  seinen  Grund 
hat.  Mehr  als  naiv  aber  ist  es,  wenn  man  glaubt*,  Vorwurf  ün^ 'Schaden 
durch  Berufung  auf  die  nun  einmal  so  bestehenden  Grundsätze  d^  Landes- 
gesetze  abwenden  zu  können.  Eben  Aber  di^se. Gesetze  beschwert  man  dich 
ja;  und  zu  ihrer  Abänderung  bedarf  es  nur  der  Einsicht  und  des  guten 
Wülens. 

Eine  Verbesserung  dieser  tadelnswertfaen  Zustände  ist  wo^il  nur  langsam 
und  theilWeise  zu  hoffen.  In  Frankreich  hat  man  nämlich  z^ar  schon  seit 
Langem  an  äer  Richtigkeit  der  bestehenden  Gesetzgd}ung  zu  zweifeln  be- 
gonnen; eine  Aenderung  ist  jedoch  bis  itzt  noch  nicht  zii  Stande  gebracht, 
worden  ^),  da  sich  offenbar  die  richtigie  Jüteinung  in  den  maassgebendeii 
Kreisen  noch  nicht  gehörige  Bahn  gebrochen  hat.  Doch'  ist  hier  wenigstens 
eine  Möglichkeit,  und  also  auch  ein  Beharren  auf  der  richtigen  Lehre  Pflicht 
und  putzen.  Was  aber  England  und  die  Vereinigten  Staaten  betrifft,  so 
wäre  es  eine  ^osse  Selbsttäuschung,  wollte  man  den  theoretischen  Grftnden 
eineA'  baldigen  und  .^^irksamen  Sieg  versprechen.  Dem  widersetzen  sich  die 
geringe  Ausbildung  der  Rechtsgelelirten  dieser  Länder  in  den  allgemeinen 
Lehren;  die  Ueberschätzung  der  persönlichen  Ungebundenheit;  die  Miss- 
achtung anderer  Staaten  und  RecHts^stähde ;  tor  Allem  aber  die  Gewohn- 
heit und  das  Herkommen. '  Streitigkeiten  mit  anderem  Staaten  bewirken ,  so 
lange  die  öffentliche  Meinung  nicht  geändert  ist,  nur  ein  um  so  erbitter- 
teres und  hochmtttbigeres  Beharren.  Ob  und  wann  unter  solchen  Umständen 
es  fortgesetzten  Bemühungen  gelingen  wird,  richtigere  Anschauungen  zu 
verbreiten,  ist,  mindestens  gesagt,  sehr  unsicher  '). 


1)  ^cbon  dreimal,  nämlicfb  ip  den  JAhren  I84i,  1843  nnd  1852,  hat  die  französiselie  Regiehmf 
den  Kammern  Geßetzeseotwürfe^  Yori^etefft,  weldie  die  Bestrafung  sJbnmtlicker  im  Aiulande 
begangener  Verbrechen  and  seihet  Vergehen  eines  Franzosen  xonl  .Gegenstande  hatten;  allein 
ntemals  ist  die  Sache  zu  Ende  geführt  worden.  —  Verdiensäich  ist  die- Kritik,  welche  V i lie- 
fert,  Des  crimes  et  deHM  commis  k  l'ötranger,  8.  SOf^.  und.  57fig.  giebt. 

2)  Kein  gutes  Pro^osticon  Ist  es  gewilBS,  dass  selbst  ein  Mann  von  der  bewtmdemswerthen 
aUgemeinen  Büdaüg  und  namentlich  auch  logischen  Schärfe,  welche  Sir  Cornewall-Lewis 
auszeichnen,  noch  in  der  neuesten  Zeit  starr  an  dein  Territorialprincipe  des  Strafireobtes,  als 
an  dem  praktisch  richtigen  Verfahren ,  fa&ngt  Seine  ganze  auf  die  vermeintliche  Schwierigkeit 
der  Ausführung  und  auf  die  Geringfügigkeit  des  Ergebnisses  gesttttate  Beweisfdbrung  ist  ziyar 
nicht  mehr  und  nicht  weniger,  als  ein  mittel baies  BlingeständnisS^  der  wissenschaftlichen  Unan- 
fechtbarkeit der  Gegner;  allein  er  meint  schliesslich  doch  (On  foreign  Jurisdiction,  8.  38):  die 
von  festl&ndischen  0cliriflsteIlem  an  diese  Frage  verschwendete  Beweisführung,  unterliege  der 
Bemerkung  Bacon's  über  die  Erfinder  von  Staatsromanen,  dass  j^re  Reden,'  wie  die  Steril^ 
wenig  Licht  geben,  weil  sie  so  hoch  seien**;  and  von  eiAer  Belehrung  zu  der  ri<}htigen  Ansicht 
und  einer  Benützung  des  persönUdieo  and  arntttohen  Einflusses  zu 'deren  Gunsten  ist  keine  Eede. 
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ft)  Bestrafung  eines  AuslUnders  wegen  eines  im  Aaslande  und 
gegen  dasselbe  began^^nen  Verbrechens. 

Nicht  sowohl  wegen  ihrer  grossen  Wichtigkeit  filr  das  Leben  und  wegen 
der  Häufigkeit  des  Vorkommens,  als  wegen  der  Bedeutung  f&r  das  System 
muss  die  zweite  der  oben  aüsgehobenen  Fragen :  ob  der  Staat'  berechtigt 
und  verpflichtet  ist,  ein  von  einem  Ausländer  im  AujBlaBde  begangenes  Ter- 
breche!)  zu  bestrafen,  falls  der  Thäter  noch  unbestraft  in  diesseitige  Gewalt 
gerathen  ist  und  kein  unmittelbar  betheiligter  Staat  die  gerichtliche  Va- 
folgung  für  sich  in  Anspruch  nimmt?  als  ein  Hauptpunkt  bezeichn^^  werden 
Weniger  wichtig  für  das  praktische  Leben  ist  diese  Frage  nämlich,  weil 
es  nicht  oft  vorkommt,  dass  Weder  der  verletzte  Staat,  noch  dei;jenige, 
welchem  der  Thäter  als  Unterthan  angehört,  ihn  zur  Bestrafimg  einfordern; 
dagegen  von  hoher  Bedeutung  für  die  Theorie,  weil  eine  Blähung  der- 
selben  offenbar  die  äusserst«  Folgerung  aus  de^l  mittleren  Grundsatz 
ist , .  und  die  Antwort  als  schärfste  Probe  der  gemachten  Rechnapg  gehen 
mag. 

Dass  nur  wenige  Staaten  den  Fall  in  ihren  Gesetzbüchern  aasdrflcklicb 
erwähnt  haben ,  ist  oben  S.  649  fg.  bereits  ben^erkt.  Ein  Stillschweigen  ist 
Jedoch  als  Verneinung  zu  betrachten,  i^dem  nicht  nur  bei  d^  Staaten lia 
euglisch-französisghen  Systemes  ein  Anspruch  auf  eine  Gerichtsbarkeit  äxss 
Art  ganz  ausser  Frage  ist;  sondern  au^h  in  den  übrigen  Staaten  die  (k- 
richte  eine  Zuständigkeit  über  Fremde  nur  entweder  ili  folge  eines  allge- 
meinen Grundsatzes,  welcher  nicht  ausgesprochen  ist,  oder  nach  ausdrüd- 
liehen  Einzelnbestimmungen  in  Anspruch  nehmen  könnten.  Wean  etwa  anck 
ein  Gewohnheitsrecht  eine  allgemeine  Zustlüadigkeit  über  Seeräuber  anerkennt: 
so  i^t  diess  nur  eine  Ausnahme,  welche  sich  darauf  gründet,  dass  Verbrecher 
dieser  Art  nicht  nur  als  ganz  ausser  allem  Gesetze  und  Rechte  befiadlicii 
sondern  auch  als  die  Feinde  jedes  einzelnen  Staates  angenomnäen  werden.  — 
Um  so  bemerkenswerther  ist  daher  die  Gesetzgebimg  Qesterreichs,  Bayeras 
und  Sachsens,  welche  —  mit  untergeordneten  Abweichungen  —  die  oben 
aufgestellte  Frage  bejaht,  uiid.  somit  die  Mitwirkung^  zu  einer  Weftredits- 
Ordnung  bis  zu  ihrer  äussersten  Spitze  anerkennt. 

Ist  nun  jene,  ausdrückliche  oder  stillschweigende,  Verwerfiuig  das  Richtige, 
oder  das  Beispiel  dieser  deutschen  Staaten  als  ein  allgemein. nachahmongs- 
würdiges  anzupreisen? 

Die  Antwort  richtet  sich  offenbar  danach,  ob  etwa  iü  diesem  Falle  der, 
an  sich  unzweifelhaft  logisch  richtigere,  kosmopolitische  Grundsatz  flbe^ 
wiegende  praktische  Nachtheile  in  seinem  Gefolge  hat,  oder  nicht  Diess  ist 
denn  nun  aber  nicht  der  Fall. 

Dass  vor  Allem  keine  Verwicklungen  entstehen  können^  sei  es  mit  dea 
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zunächst  verletzten  Staate,  sei  es  mit  demjenigen,  welchem  der  Verbrecher 
als  Unterthan  angehQrt,  ergiebt  ^ch  daraas,  dass  unter  allen  Umständen 
der  diesseitigen  Strafe  ein  Anerbieten  der  Auslieferung  an  diese  beiden 
Staaten  muss  vorangegangen  j  dieses  aber  abgewiesen  worden  sein.  Wenn 
es  nun  aber  diesen  Staaten  ausdrücklich  anheim  gegeben  wurde,  den  Be- 
schuldigten  nach  ihrer  Auffassung  von  Becht  zu  behandeln  und  ihn  der 
diesseitigen  Gerichtsbarkeit  zu  entziehen , .  so  können  sie  sich  weder  über 
einen  Eingriff  in  ihr  eigenes  näheres  Recht,  noch  über  ^ine  der  bestraften 
Person  zugefügte  Unbill  beschweren.  —  Eben  so  wenig  kann  von  einem  allge- 
meinen Vorwurfe  die  Rede  sein,  dass  der  zu  solcher  Handlungsweise  sich  be- 
rechtigt und  verpflichtet  haltende  Staat  seinem  Rechte  eine  allgemeine  Geltung 
auch  ausserhalb  seiner  Gränzen  beizulegen  versuche.  Einer  Seits  beurtheüt 
er  natürlich  die  Frage,  ob  überhaupt  ein  unbestraftes  Verbrechen  vorliege, 
nicht  nach  seinem  Landesrechte,  sondern  nach  dem  Rechte  des  Ortes  des 
Verbrechens.  Nur  wenn  unter  den  besoaderen  VerhälUiissen  des  fraglichen 
Falles  überhaupt  ein  Verbrechen  begangen  worden  ist ,  kann  ja  von  einer 
Strafe  die  Rede  sein.  Eine  ungebürliche  Ausdehnung  der  eigenen  Gesetz- 
gebung in  das  Gebiet  eines  anderen  Staates  hinein  findet  also  gar.  nicht 
statt.  Anderer  Seits  übt  der  strafende  Staat  Gerichtsbarkeit  nur  in  seinem 
Gebiete  und  nur  gegen  einen  in  seiner  Gewalt  Befindlichen.  Also  ist  auch- 
in  dieser  Beziehung  kein  Grund  zu, eiuer Beschwerde  und  hieraus  folgenden 
Verlegenheit.  —  Endlich  kötmen  aber  die  überwiegenden  Nachtheile  nicht 
etwa  darin  bestehen,  dass  ein  zu  dem  fraglichen  Grundsatze  sich  bekennender 
Staat  sich  eine  lächerliche  und  doch  sohliesslich  unmögliche  douquixotische 
Verfolgung  alles  un^esti-aften  Verbrechens  in  der  weiten  Welt  auflüde.  Nicht 
zu  einer  allgemeinen  Rechtsherstellung  verpflichtet  er  sich;  sondern  nur  zur 
Bestrafung  solcher  Verbrecher ,  welche  sich  ihm ,  ohne  i^e  Handlung  ge- 
sühnt  zu  haben,  selbst  in  die  Hände  geben,  und  zu  deren  Ucberführung  ihm 
voraussichtlich  die  Beweismittel'  zu  Verfügung  stehen.  Diese  Fälle  .sind  aber 
nicht  nur  selten,  namentlich  wenn,  wie  natürlich,,  auch  hier  alle  kleinem 
Gesetzesübertretungen  unbeachtet  bleiben;  sondern  es  macht  auch  ihre  Be- 
handlung keine  ungewöhnliche  und  übergrosse  BeBchwerde.  Nicht  einmal 
besondere  Ausforschun^s-Maassregeln  werden  verlangt ;  es  genügt,  wenn  der 
Staat  seine  .Thätigkeit  im  Falle  einer  ihm  im  gewöhnlichen  Geschäftsgange 
zukommenden  sichern  Nachricht  entwickelt.  Und  wenn  etwa  der  betreffende 
fremde  Staat  die  Beischaffung  der  in  seinem  Bereiche  befindlichen  Beweis- 
mittel verweigert,  so  hört  ohnedem  die  Verbindlichkeit  zu  handeln  auf 
gegeüüber  von  der  Unmöglichkeit  eines  Erfolges. 

Demgemäss  ist  von  irgend  nennenswerthen  Nachtheilen  einer  Anerk^- 
nung  und  Befolgung  des  mittleren  Systemes  nirgend  die  Rede;  und  es  ist 
somit  auch  nicht  abzusehen,  welche  Gründe  hindern  könnten,  an  die  Stelle 
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einet  folgewidrigen  und  mit  feigerem  Bechtsbewusstsein .  im  Widerspruche 
stehenden  Gleichgültigkeit  eine  Beihülfe  zur  Becl^tdordnang  treten  zu  lassen, 
welche  um  so  verdjenstlicher  ist,  als  der  Handelnde  durch  keinerlei  selbstischen 
Vortheil,  sondern  lediglich  dorch  Pflichtgefühl  zar  Avifwendong  von  Knit 
und  Mitteln  bewogen  wird.  - 

-  r)  Bas  Asylr^eht  an^  die  Ansli^fertiiigi 

Dass  die  i]'rage  über  Asylnnd  Avsliefemng  eine*  der  .wichtigsten  des 
ganzen  Gegenstandes  ist,  bedarf  nicht. einer  nochmaligen  Aasführnng.  Sie 
schlingt  sich  durch  alle  anderen  Fragen  durch,  indem  sowohl  theoretisch  bei 
der  Bestrafung  eigener  Unt^rthanen  unid  Aremiier  Frevler,  über  Schutz  oder 
Ai^slieferung  entschieden  wird,  al9  praktisch  die  Anwendung  der  verschie- 
.  Oenen  Sätze,  in  der  Regel,  duj^ch  Auslieferung  bedingt  ist.  Leicht  begreift 
sich  daher  auch,  däss  diese  Frage*  Yor2ugsweise  bei  Eröiterung^  Ober  inter- 
nationale Re«htshÜlfe  in's  Auge  gefässt  wird,  und  dass  sich  die  Meinungen 
hartnäckig  um  die  Yertheidignng  od^  Bekämpfung  der  Yerschiedenen  posi- 
tiven Bestiminungen  sammeln. 

Es  ist  gezeigt  worden,  dass  Oeset^et>ungen  'und  Yefträge  die  Staaten 
.  hinsichÜiGb  des  Völkerrechtlichen  ,Asy|es  in  drei -we3entlich  verschiedene 
Gruppen  stellen.'  —  In  der- einen  Abtheilu^g  stehen  diejenigen  Staaten,  der« 
Grundsatz  ^iner  Seits-  unbedingte , Aufimhme  fremder  Flüchtlinge  ist,  oä 
welche  anderer  Seils  die  AusHßfeinn«  auf  ^  «ehr  geringes  Maass  beschrtoka 
indem  sie  nämlich  uur  naCh  vorangegangenem,  eine  jGegenseitigkeit  zusichenn 
dem  Vertraga,  .uitd  •  auch  dann  blos  in  einzdnen  schreiende  Fällen  tu 
Privatverbf^chen  ausliefern.'  Diess  ist  namentlidi  England  und  Nordamerika. 
'^1  £in^  zweite  Gattung  besteht  «us  denjenigeu  Staaten^  welche,  wie  Fnnl- 
reich,  Jßelgien,  die  Schweiz,  zwar  in  der  Reg^l  Flüchtige  zulassen,  doch  sidi 
hierin  Ausnaliimen  nach  ihrem  Gutbpfinden  im  einzelnen  O^alle  vorbehalten; 
politische  Yeifbrecher  jedoch  niemals,  gemeine  nur  in  bestiHnnten  schwereren 
Fällen  ausliefern. '  Eine  dritte  Gruppe  bilden  namentlich  die  döut^cken 
Staaten^  welche  sich  ^wohl  die  Zulassung  ate  die  Auslieferung  aller  Aitei 
von  fremden  Flüchtlingen  grundsätzlich  vorbehalten,  daher  denn  zu  beliebigen 
Verträgen  mit  anderen  Staated  befähigt  'und  geneigt  sind.  Auch  poetische 
Flüchtlinge  -sind  hier  Voh  der  Möglichkeit  einer  Auslieferung  keineswegs 
ausgenommen.  / 

.Als  Grundsatz  der  mittlem  theoretischen  Lehre  aber 'ist  aufgestellt 
worden:  unbedingte  Yerweigerung  der  Auslieferung  eigener  Ui^terthaoen; 
freie  JElntscheidung  der  Regienmg  über' die  Zulassung  fremder  Unterthaoen, 
und  Vorschreibung  beliebiger  Bedingungen  der  Aufnahme',  Nichtausliefemng 
politischer  Flü^chtlinge  und 'Auflieferung  wegen  grösserer  gemeiner  Ve^ 
brecheh.  •  •  .-       "  -< 
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Da  die  Verwerflichkeit  der  Auslieferung  eigener  ünterthanenen  gaüz 
ausser  Zweifel  ist ,  so  sind  die  zur  Beurtheilung  gestellten  Fragen  folgende : 
Ist  der  Grundsatz  des  englischen  Rechtes,  nach  welchem  d6r  Fremde  einen 
unbedingten  Anspruch  auf  Zulassung  hat,  Arom  Standpunkte  des  Rechtes  und 
der  Vernunft  zu  vertheidigen  ?  —  Ist"  im  Verneinungsfalle ,  also  bei  nur  be- 
dingter Zulassung,  das  belgische  System  einer  Regelung  der  Bedin^^ungen 
durch  Gesetz,  oder  eine  freie  Ueberla^ung  des  einzelnen  Falles  an  das  Be- 
lieben der  Regierung,  wie  diess  z.  B..in  Frankreich  besteht,  vorzuziehen?  — 
Endlich  lässt  die  Auslieferung  politischer  Flüchtlinge,  wie  sie  die  deutschen 
Staaten  theils  als  Möglichkeit  zulassen,  theils  als  Verpflichtung  Obemommen 
haben,  eine  Vertheidigung  zu,  sei  es  eine  allgemeine  und  grundsätzliche ,.  sei' 
es  eine  ausnahmsweise? 

m  t  *  • 

aa)   Das  •ngliBcfa»Amerlkanbche  System. 

Es  gehört  vielleicht  einiger  Muth  dazu,  d^s  Systeih  Englands  und  ,der 
Vereinigten  Staaten,  welchem  so  viele  Tausende  eben  jetzt  dankbar  sind,  und 
welches  noch  weit  Zahlreicheren  eine  sichernde  letzte  Hoffnung  in  möglichen 
Wechselfällen  erscheinen  mag,  anzugreifen  als  unvereinbar  mit  Recht  und 
Vernunft,   und  dennoch  ist  dieses  herbe  ürtheil  darüber  zu  fällen.   Es  ist-^ 
wie  hiervon  die  Beweise  oben  S.  707  und  721  hinreichend  -geliefert  sind  — 
unvernünftig,  wenn  ein  Staat  sich  die  Pflicht  auferlegt,  jeden  Fremden  nach- 
dessen  Belieben  aufzunehmen  und  zu  beherbergen,  mag  auch  dessen  Ver-  . 
gangenheit  noch  uoch  so  sc)iuldbedieckt ,  dessen  Anwesenheit  ^och  so  nach- 
theilig und  selbst   gefährlich  sein.      Ein  Fi:emder,  der  Angehörige  eines 
andern   Volkes,    der    von  verschiedenen   Sitten,    Rechtsanschauuugen    und 
Neigungen  Belebte  hat  auch  nicht  einen  Schein  von  Recht,   sich  einer  -poli-  ' 
tischen   Genossenschaft   einseitig   und    gegen    den   Wunsch  der   bisherigen 
Theilnehmer  und  ihres  Stellvertretes,  des  Regenten,  als  Genosse  aufzudrängen. 
Es  kann  höchst  bedenklich  für  die  eigene  Sicherheit  und  Ordnung  werden,  • 
wenn  der  Staat  ohne  seine  eigenen  augenblicklichen  Zustände  und  die  Zahlen- 
verhältnisse berücksichtigen  zu  dürfen,  zusehen  muss,  wie  jede  beliebige  Menge 

••  •    • 

und  jede  Art  von  Ausländern  einwandert,  sieh  nach  Belieben  zusammenrottet 
oder  vertheilt,  dieser  oder  jener  innern  Partei  sich  anschliesst  oder  dient' 
Höchst  wahrscheinlich  ist,  dass  eine  solche  unterschiedslose  Aufnahme  anderen 
Staaten  zu  beständigen  und  zum  Theile  ganz  gerechten  Klagen  Veranlassung, 
gibt,  indem  sie  auf  diese  Weise  in  fortwährender  Besorgniss  vor  erneuerten 
Unternehmungen  gehalten  sind,  wohl^zu  beschwerlichen  und  kostspieligen 
Sicherungsmaassregeln  genöthigt  werden.  Dass  au»  solchen  Missstimmungen 
aber  auch  für  den  aufnehmenden  Staat  früher  oder  später  ungünstige  Folgen 
sich  ergeben^  ist  wenigstens  wahrscheinlich.  Möglich,  dass  eine  weite  geo- 
graphische Entfej[:nung ,  ein  ausgedehntes  Gebiet  und  eine  grosse  Volkiszahl, 

▼.  Mobl,  Staatireeht.    Bd.  I.  48 
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clunf?  vorzuschreibi  n ,  welche  vielleicht  allein  im  Stande 
ron  oder  von  Aussen  drohenden  Nachtheile  zu  beseitigen. 
'^n  Umstünden  weder  an  Zerwürfnissen  mit  dem  Auslande, 
fast  unwürdigen  Streitigkeiten  mit  einzelnen  Flücht- 
ist eine  halbe  Maassregel,  welche  denn  auch  alle 
»entlieh  Undank  von  jeder  Seite.  —  Entschieden 
M  Unbeschrünktheit  der  Staatsgewalt  vorzu- 
"ür  und  unbegründete  Härte  verstanden 
der  Bemerkung.     Auch  da,   wo  der 
'^es  zusteht,  und  wo  Bedingungen 
•ieben  werden  können,  ist  die 
»glich,   nach    welchen   in    der 
.11  Staat  nicht  aussprechen  können, 
.lall  gestatte,  dass  er  jeden  P'alles  einen 
.111   wegen   bestimmter  untergeordneter  Ver- 
iiefcre  u.  dgl. ;   dagegen  allerdings  sich  eine  Ent- 
iiizelnen  Falle  vorbehalte,   ob  nicht  Gründe  des  allge- 
jder  die  Verliältnisse  der  Person  und  der  in  Frage  stehenden 
.lg  eine  Ausnahme   oder  wenigstens  die   Auflegung  von  Bedin- 
erheischen?    Nichts  ist  freilich  möglicher,   als   dass  sich   auch   bei 
.11  seltensten  und  billigsten  Gebrauche  solcher  Rechte  ein  Geschrei  erhebt, 
und  zwar  wohl  ein  um  so  lauteres,   als  der  von  der  Maassregel  Betroffene 
dieselbe  wirklich  verdient;  allein  diess   kann   doch   kein   Grund  zur  Ver- 
zichtung auf  ein  nothwendige^  Recht  und  zur  Nichterfüllung  einer  grossen 
Pflicht  sein.    Auch  soll  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,   dass  die  ein- 
geräumte Freiheit  missbraucht  werden  kann,  schon  oft  missbraucht  worden 
ist,   aus  Feigheit  nach  Aussen,   aus  kleinlicher  polizeilicher  Quälerei,  aus 
Abneigung  gegen  edle  Bestrebungen  und  tüchtige  Männer.   Allein  hier  liegt 
einfach  die  Alternative  vor,   ob   die  sittlichen  Zustände  und  die  staatlichen 
Einrichtungen  des  Landes  so  beschaffen  sind,  dass  sich  eine  gesunde  öffent- 
liche Meinung  gegen  einen  solchen  Missbrauch  kräftig  und  nachhaltig  gel- 
tend macht ;  oder  ob  dem  nicht  so  ist.   Im  ersten  Falle  wird  die  Regierang 
in  bessere  Bahnen  gedrängt  werden;   im  andern  würden  auch  formelle  Be- 
stimmungen thatsächlich  keinen  Schutz  gewähren.    UelK'rhaupt  ist  es  keine 
richtige  Staatskunst,  dem  Staate  aus  Besorgniss  vor  Missbrauch  die  noth- 
wendige  Macht  zu  versagen.    Vielmehr  sorge  man  durch  allgemeine  Ein- 
richtungen für  einen  Geist  gesetzlicher  Freiheit  und   männlichen  Bürger- 
bewusstseins,  dann  wird  sich  der  richtige  Gebrauch  schon  von  selbst  ergeben. 
Hierin  allerdings  kann  England  ein  Master  sein. 

48* 
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in  welchen  siöh  die  fremden  Flüchtlinge  Tertheilen ,  diese  Nachtheile  fOtr  den 
eigenen  Staat  und  für  Andere  mindern ;  allein  die  Erfahmng  zeigt  auch,  dass 
sich  dieselben  im  Verhältnisse  einer  leichten  und  schnellen  Yerbindnng  stei- 
gern. Günstige  Lage  und  Macht  mögen  die  Mittel  geben,  alle  Beschwerden 
anderer  Staaten  zu  missachten  nnd  selbst  zu  verhöhnen ;  allein  hierin  kann  nur 
Yerblendnng  nnd  Bohheit  einen  Beweis  von  höherer  Gesittigimg  und  Rechts- 
aohtung  erblicken,  während  in  der  That  das  Ganze  ein  Beispiel  von  unor- 
ganischen Zuständen  und  von  Yerkennnng  der  höheren  RechtSr  und  Mensch- 
heitsfordeningen  ist.  — Die  Frage  also:  ob  die  enghsehen  nnd  amerikanischen 
Gewohnheiten  sich '  vertheidigen  lassen ,  muss  unbedingt  vemeint  werden. 
.Wenn  aber  schon  an  amtlicher  Stelle  erklärt  worden  ist,  dass  kein  seiner 
Sinne  mächtiger  englischer  Minister  wagen  würde,  dem  Pariiamente  eine  Aen- 
demng  in  diesem  Rechte  vorzuschlagen :  so  mag  immerhin  ein.  solches  Beispiel 
von  dem  Festhalten  eines  Volkes  an  dem,  was  es  für  recht  und  f&r  freisinnig 
halt,  mit  Achtung  erfüllen;  allein  ein  Beweis,  dass  dieser  Ueberzeugung  wirk- 
lich etwas  VemOnftiges  zu  Grunde  liegt,  ist  natOrlich  nicht  gegeben.  Im 
C^gentheile  hat  die  Wissenschaft  ujn  so  sicherer  die  Aufgabe,   Ober  die 

« 

Wahrheit  aufzuklären ;  damit  sich  allmälig  die  allgemeine  Meinung  ändere, 
dadurch  aber  eine  Verbesserung  des  Rechtes  möglich  werde. 

hW)  Yerglelekanf  de»  belglfchen  und  dei  Draasitltcben  Systeme«. 

*  Wnrd  nun  aber  dem  Staate  ein  Redit  auf  nöthige  Freiheit  der  eigenen 
Entscheidung  pnd  auf  Verfahren  nach  örtlichen  und  persönlichen  Verhält- 
nissen zuerkannt,  so  kann  —  und  diess  ist  die  Antwort  auf  die  zweite  der 
oben  aui^esteilten  Fragen  —  darüber  wohl  kein  Zweifel  obwalten ,  dass  es 
fast  ein  Widerspruch  in  sich  ist,  wenn  man  die  Entscheidungen  der  Regienug 
durch  allgemeine  Gesetze  möglichst  zu  regeln  und  zu  beengen  sucht,  wie  diess 
das  belgische  Recht  thut.  Darin  besteht  ja  eben  das  Tadelnswerthe  der 
englischen  Auffassung ,  dass  man  einem  Fremden  ein  förmliches  Recht  gibt, 
sich  aufzudrängen,  und  zwar  desshalb,  weil  er  mit  den  Gesetzen  seines  Vater- 
landes in  Zwiespalt  gekommen  ist;  anstatt  der  Regierung  in  jedem  besonders 
Falle  eine  Prüfung  über  die  Annehmbarkeit  der  Person  und  über  die  wahr- 
scheinlichen Folgen  des  Schutzes  nicht  nur  einzuräumen ,  sondern  sogar  znr 
Pflicht  zu  machen.  Nun  ist  es  aber  klar,  dass^  wenn  ga^e  Kategorieen  tod 
Personen  ein  für  allemal  als  zulassungsfähig  erklärt  sind,  wenn  femer  die 
Aufkündigung  des  Schutzes  bestimmten  Voraussetzungen  gesetzlich  unterliegt, 
ein  grosser  Theil  der  freien  Bewegung  wieder  genommen  ist  Es  ist  un- 
möglich, diese  Kategorieen  so  zu  bilden ,  dass  ,sich  nicht  in  vielen  einzehien 
Fällen  Unzuträglichkeiten  ergeben ;  keinem  Scharfsinne  wird  es  gelingen,  iiie 
triftigen  Gründe  einer  Wiederwegweisung  zum  Voraus  auszusinnen.  Die  ein 
für  allemal  gegebenen  Ansprüche  benehmen  der  Regierung  die  Möglichkeit, 
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Bedingungen  der  Duldung  vorzuschreiben ,  welche  vielleicht  allein  im  Stande 
wären ,  die  im  Inneren  oder  von  Aussen  drohenden  Nachtheile  zu  beseitigen. 
Es  kann  unter  diesen  Umständen  weder  an  Zerwürfnissen  mit  dem  Auslande, 
noch  an  widrigen  und  fast  unwürdigen  Streitigkeiten  mit  einzelnen  Flüchte 
lingen  fehlen.    Das  Ganze  .ist  eine  halbe  Maassregel ,  welche  denn  auch  alle 
Folgen  einer  solchen  hat,  namentlich  Undank  von  jeder  Seite.  —  Entschieden 
ist  also  das  System  der  völligen  Unbeschränktheit  der  Staatsgewalt  vorzu* 
ziehen.    Dass  darunter  nicht  Willkür  und  unbegründete  Härte  verstanden 
sein  will,   bedarf  hoffentlich  nicht  erst  der  Bemerkung.    Auch  da«  wo  der 
Kegierung  eine  Prüfung  des  einzelnen  Falles  zusteht,  und. wo  Bedingungen 
der  Aufnahme  und  femern  Duldung  vorgeschrieben  werden  können,  ist  die 
Aufstellung   von   allgemeinen   Grundsätze^   möglich,   nach   welchen   in   der 
Regel  gehandelt  wird.     Warum   sollte  ein  Staat  nicht  aussprechen  können, 
dass  er  im  Zweifel  Fremden  Aufenthalt  gestatte,  dass  er  jeden  Falles  einen 
politischen  Flüchtling  oder  einen  wegen  bestimmter  untergeordneter  Ver- 
gehen Verfolgten  nicht  ausliefere  u.  dgl. ;  dagegen  allerdings  sich  eine  Entr 
Scheidung  in  jedem  einzelnen  Falle  vorbehalte,   ob  nicht  Gründe  des  allge- 
meinen Wohles  oder  die  Verhältnisse  der  Person  und  der  in  Frage  stehenden 
Beschuldigung  eine  Ausnahme   oder  wenigstens  die   Auflegung  von  Bedin- 
gungen erheischen?    Nichts. ist  freilich  möglicher,   als   dass  sich  auch   bd 
dem  seltensten  und  billigsten  Gebrauche  solcher  Rechte  ein.  Geschrei  erhebt, 
und  zwar  wohl  ein  um  so  lauteres,  als  d6r  von  der  Maassregel  Betroffene 
dieselbe  wirklich  verdient;  allein  diess  kann  doch  kein   Grund  zur  Ver- 
zichtung  auf  ein  nothwendiges  Recht  und  zur  Nichterfüllung  einer  grossen 
Pflicht  sein.    Auch  soll  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,   dass  die  ein- 
geräumte Freiheit  missbraucht  werden  kann,  schon  oft  missbraucht  worden 
ist,  aus  Feigheit  nach  Aussen,  aus  kleinlicher  polizeilicher  Quälerei,  aus 
Abneigung  gegen  edle  Bestrebungen  und  tüchtige  Männer.   Allein  hier  lie^ 
einfach  die  Alternative  vor,  ob  die  sittlichen  Zustände  und  die  staatlichen 
Einrichtungen  des  Landes  so  beschaffen  sind,  dass  sich  eine  gesunde  öffent- 
liche Meinung  gegen  einen  solchen  Missbrauch  .kräftig  und  nachhaltig  gel- 
tend macht ;  oder  ob  dem  nicht  so  ist.   Im  ersten  Falle  wird  die  Regierung 
in  bessere  Bahnen  gedrängt  werden;   im  andern  würden  auch  formelle  Be- 
stimmungen thatsächlich  keinen  Schutz  gewähren.    Ueberhaupt  ist  es  keine 
richtige  Staatskunst,  dem  Staate  aus  Besorgnrss  vor  Missbrauch  die  noth- 
wendige  Macht  zu  versagen.    Vielmehr  sorge  man  durch  allgemeine  Ein- 
richtungen für  einen  Geist  gesetzlicher  Freiheit   und   männlichen  Bürger- 
bewusstseins,  dann  wird  sich  der  richtige  Gebrauch  schon  von  selbst  ergeben. 
Hierin  allerdings  kann  England  ein  Muster  sein. 

48* 
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ee)  Da«  Sjitem  der  devttelkeii  Staatcni» 

Auch  für  die  mittlere  Theorie  ist  der  Satz  anfgestellt  worden,  dass 
keine  Aaslieferang  wegen  politischer  Anklagen  stattfinden 'dQrfe.  Non  findet 
sich  aber,  dass  im  Widerspräche  mit  dieser  Lehre  solche  Ansliefenmgen 
Yielüach  zugestanden  werden,  and  zwar  auch  von  solcheH  Staaten,  welche  den 
Vorwarf  schwer  ertragen  würden,  schnöder  Willkür  and  Hjürte  za  fröhnen. 
So  z.  B.  die  deutschen  Staaten,  .namentlich  seit  dem  Bandesschiasse  vom 
18;  Aag.  1886,  welcher  die  allgemeine  gegenseitige  Aaslieferang  yon  Staats- 
verbrechern anordnet  -^  Ist  nun  diese  Abweichung  yon  einer  anter  den 
übrigen  gMÜtigten  Yölkem  fast  anwandelbar  bestehenden  Sitte  za  tadehi, 
oder  liegen  etwa  in  den  besonderen  Verhältnissen  dieser  Länder  Rechtfer- 
tigungsgründe? 

£b  ist.  Yor  AUem  za  unterscheiden. 

Wenn  es  deutsehe  Staaten  gibt,  Welche  ihre  Geneigtheit  za  Aasliefe- 
rongen  politischer  Flüchtlinge  auch  gegenüber  von  nichtdeatschen  Staaten 
bethätigen,  so  kann  hier  natürlich  der  Rechtfertigungsgrund  nicht  in  den 
eigenthümlicben  inneren  Verhältnissen  gefunden  werden.  Der  Bund  ist  in 
diesen -Fällen  nur  etwa  in  so  ferne  von  Bedeutung,  als  er  selbst  kleineren 
Ländern  eine  bedeutende  Stütze  gewährt,  welche  sie  in  den  Stahd  setzt  auch 
im  Verhältnisse  zu  mächtigeren  Staaten  ihr  Recht  und  ihre  Unabhängigkeit 
zu  wahren  und  die  allgemein\Bn  völkerrechtlichen  Befugnisse  in  Anspruch  n 
nehmen.  In  solcher  günstiger  SteUung  befinden  sie  sich  denn-  aach  in  d^ 
Aaslieferungsfrage;  und  bei  den  grossen  deutschen  Mächten  bedarf  es  nicht 
einmal  einer ,  solchen  weiteren  Unterstützung  ihres  Rechtes.  —  Wenn  also 
dennoch  eine  Auslieferung  politisch  Angeklagter  an  fremde  Staaten  statt- 
findet, sei  es  grundsätzlich^  wie  in  Oesterreich,  oder  wenigistens  gerne  ver- 
tragsmässig,  wie  in  Preussen :  so  treten  ohne  Zweifel  die  gegen  eine  solche 

• 

folgerichtige  Anwendung  des  kosmopolitischen  Systemes  geltend  za  machenden 
Gründe  auch  hier  in  Kraft.  £s  wäre  .also  zwar  eine.  Beeinträchtigung  des 
logisch'-richtigsten  Gedankenganges,  allein  ein  Vorschreiten  zu  einer  prak- 
tisch zweckmässigem  und  mildem  Auffassung  der  menschlichen  Verhältnisse, 
wenn  sich  solche  Staaten  zur  Anwendung  des  mittlem  Systemes  in  die- 
sem Punkte  verständen.  Was  sie  etwa  in  einzelnen  Fällen  an  Sicherheit 
oder  wenigstens  an  Bequemheit  der  Zustände  verlören ,  würden  sie  wohl 
reichlich  in  sittlicher  Achtung,  selbst  der  eigenen  Unterthanen,  gewinnen. 

Wesentlith  anders  stellt  sich  die  ganze  Frage  bei  den  Aaslieferangen 
der  deutschen  Stäateli  anter  sich.  —  Gegenstand  der  besonderen  Verah- 
redung  sind  Solche,  welche  sich  «gegen  die  Soaverftnität,  oder  gegen  die 
Existenz,  Integrität  oder  Sicherheit  .eines  andern  Bundesstaates»  verfehltes 
und  dem  ihrer  habhaft  gewordenen  Staate  nicht  selbst  angehören.  Die  an- 
geordnete Maasaregel  aber  ist :  Auslieferung  an  den  verletzten  oder  bedrohten 
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Staat,  auf  vorgängiges  Yerlangen  desselben.  —  Hieraas  ergibt  sich  denn 
zunächst,  dass  der  Bundesbeschluss  eine  Aasliefemng  nicht  vorschreibt  ffir 
Solche,  welche  einer  Unternehmung  gegen  den  Bund  selbst  beschuldigt  sind. 
Allerdings  verfügt  das  Gesetz,  dass  solche  Handlungen,  weil  die  Bundes- 
verfassung wesentlicher  Bestandtheil  der  Verfassung  jedes  einzelnen  Bundes- 
staates sei,  unter  den  Begriff  des  Hochverrathes ,  Landesveirathes  u.  s.  w. 
fallen  splleh ;  allein  eben  hieraus  geht  hervor,  dass  jeder  einzelne  Staat,  der 
eines  Beschuldigten  dieser  Art  habhaft  wird,  zur  Anstellung  eines  ge- 
richtlichen Verfahrens  zuständig  ist.  Selbst  wenn  die  in  Frage  stehende 
Handlung  ausserhalb  Landes,  und  wenn  sie  von  einem  Nicht-Ünterthanen 
begangen  wurde,  ist  Auslieferung  keine  Nothwendigkeit ;  sondern  66  tritt 
dann  vielmehr  der  FaU  einer  gegen  den  Staat  im  Auslande  und  vtm  einem 
Fremden  gerichteten  Verletzung  ein,  zu  deren  Untersuchung  und  Bestrafung 
die  einheimischen  Gerichte  vollkommen  zuständig  sind,  wenn  der  Thäter 
(wie  hier  vorausgesetzt)  ip  Gewahrsam  gebracht  ist.  Femer  erhellt  aus 
den  Worten  des  Gesetzes,  dass  die  Auslieferung  keineswegs  eine  unbedingt 
nothwendige,  in  Folge  des  Bundesschlusses  von  selbst  eintretende ,  und  so- 
mit die  einzig  erlaubte  Verfahrensweise  ist;  äondem  dass  sie  nur  erfolgen 
muss,  wenn  sie  vom  Verletzten  verlangt  wird.  Bis  dahin,  und  in  Ermang- 
lung eines  Auslieferungsansinnens,  ist, jeder  Bundesstaat  ermächtigt,  nach 
den  von  ihm  im  Allgemeinen  befolgten  Grundsätzen  zu  verfahren,  also  na- 
mentlich, wenn  er  es  für  gut  findet,  Asyl  zu  gewähren,  sei  es  mit  sei  es 
ohne  Bedingungen,  oder  aber  den  Flüchtigen  ganz  wegzuweisen.  Endlich  ist 
bestimmt,  dass  eigene  Unterthanen  auch  in  diesem  F.£Üle  niemals  auszuliefern 
sind.  —  Die  Frage  ist  also,  ob  die  vom  Bunde  in  solcher  Weise  beschränkte 
Auslieferung  in  den  eigenthttmlichen  Verhältnissen  Deutschlands  begründet 
ist,  so  dass  eine  Ausnahme  von  dem  mittleren  Systeme  als  eine  besondere 
Nothwendigkeit  und  nicht  als  ein  Verkennen  der  von  der  europäischen  Ge- 
sittigung  im  Allgemeinen  geforderten  Handlungsweise  erscheint? 

Hier  kommen  denn  nun  dreierlei  Umstände  in  Betracht:  die  Kleinheit 
des  Gebietes  sehr  vieler  Bundesglieder;  die  vielßtche  Verschliogung  der 
Landesgrenzen;  endlich  die  gemeinschaftliche  politische  Grundlage  der  deut- 
schen Staaten.  —  Die  Kleinheit  des  Gebietes  hat  zwei  bedeutende  Nachtheile 
für  die  Beschützung  der  bestehenden  Staaten  gegen  ungesetzliche  Unter- 
nehmungen. Zunächst  die  Leichtigkeit  der  Flucht  nach  vollzogener  oder  ge- 
scheiterter Verletzung.  Zweitens  die  Unmöglichkeit,  einem  politischen  Flücht- 
linge in  solchem  beschränkten  Baume  einen  unschädlich  machenden,  etwa  von 
der  Gfenze  oder  von  den  grossen  Verkehrswegen  entfernten,  Aufenthaltsort 
anzuweisen.  —  Letzterer  Umstand  fällt  aber  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als 
die  Unregelmässigkeit  der  Grenzen  und  die  selbst  theilweise  vorhandane  Zer- 
rissenheit der  Gebiete  dazu  kommt  Diese  erschwert  eben  so  seh^  Vorsichts- 
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maassregeln,  als  sie  Wiederholungen  der  Yorbereitnhgen  nnd  Angriffe  er- 
leichtert. Dass  namentlich  die  kleineren  deutschen  Staaten  durch  diese 
Verhältnisse  in  Schwierigkeiten  verwickelt  sind,  welche  in  grösseren  Staaten 
gar  nicht  bestehen,  lässt  sich  nicht  verkennen.  —  Was*  aber  scbliessück  die 
gemeinschaftliche  staatliche  Stellang  der  Bundesstaaten  betrifft,  so  ist  aller- 
dings in  Betrachtung  zu  ziehen ,  und  ist  durch  Erfahrung  vielfach  nachge- 
wiesen, dass  bedeutendere  Unruhen  in  einem  Lande  die  Ordnung  auch  in 
anderen  schnell  und  bedenklich  gefährden  können.  Iii  welchen  letzten  Ur- 
sachen ein  solches  Gemeingefühl  begründet  ist ,  thut  hier ,  wo  es  iich  nicht 
von  Wünschen  nach  Umgestaltung  der  deutschen  Zustände,  sondern  von  den 
MaassFegeln  znt  Yertheidigung  der  bestehenden  handelt,  nichts  zur  Sache; 
es  genügt  die  Anerkennung  einer  eigenthümlichen  Gefahr. 

Unter  diesen  Umständen  mögen  denn  allerdings  Sicherangsmaassregeln, 
welcher  ausgedehntere  und  seJlbstständigere  Staaten  nicht  bedürfen,  ergriffa 
werden.  Und  dass  eine  grössere  Wahrscheinlichkeit-  der  Bestrafung  ein 
Sicherüngsmittel  sei,  ist  ebenfalls  nicht  zu  bestreiten.  Als  eine  ganz  grund- 
lose und  verkehrte  Härte  ist  also  diese  Ausdehnung  der  Äusliefi^hing  an 
sich  nicht  zu  erklären.  Allerdings  kann  dieselbe  auch  unter  den  deot- 
schen  Staaten  missbraucht  werden  und  zur  Tollbringung  gehässiger  Rache- 
handlungen und  offenbarer  Ungerechtigkeiten  dienen ;  und  -  es  ist  somit  sehr 
wünschenswerth,  dass  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  etwa  Uebelthaten  zu 
biefürchten  stehen,  besser  gesinnte  Regierungen  nicht  nur  durch  geeignet« 
Yorsteilungeh  £inhalt  thün,  sondern  namentlich  auch  'der  ungefährdeten  Ent- 
fernung unschuldiger  Flüchtiger  nichts  in  den  Weg  legen:  allein,  wenn  schliess- 
lich ein  Bedauern  auf  der  Maassregel  liegen  bleibt,  so  ist  er  mehr  verschuldet 
durch  die  ganze  Gestaltung  der  deutschen  Dinge,  als  durch  diese  besondere, 
in  der  That  nicht  willkürlich  hervorgerufene,  Folge  derselben.  Es  wäre  so- 
mit auch  ungerecht,  aus  dieser  Abweichung  von  dem  mittlem  Systeme  anf 
eine  tiefer  stehende  sittliche  und  menschliche  Bildung  Deutschlands  und  in 
Sonderheit  seiner  Regierungen  zu  schliessen.  Nothwefar  schliesst  in  allen 
Verhältnissen  feinere  Rücksichten  aus: 

0)  Toncklag. 

■ 

Doch,  es  ist  mehr  als' Zeit,  die  Erörterung  zu  Ende  zu  bringen.  Es 
sei  aber  gestattet,  dieses  zu  thun  durch  eine  Hindeutung  auf  das  Mittel  wel- 
ches allgemein  eine  besaere  Ordnung  des  jnchtigen  Gegenstandes  herbeizu- 
führen geeignet  erscheint. 

Wie  immer  die  Ansicht  des  Einzehien  über  die  theoretisch  beste  Lösung 
der  Asyl-  und  FlüchtBngsfrage  und  dessen,  was  daran  hängt,  oder  über  die 
Händbarkeit  der  Sache  im  Leben  beschaffen  sein  mag;  darüber  kann  nor 
Eine  Stimme  sein,  dass  die  jeüdge  Meinungsverschiedenheit  der  Begienmgen, 
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80  wie  die  grosse  Anzahl  der  verschiedenartigsten  Gesetze,  Yeriräge  und 
Gewohnheitsrechte  ein  grosser  Uehelstand  ist.  Denn  Meinungsverschiedenheit 
Aber  Recht  and  Pflicht  der  Staaten  hinsichtlich  der  internationalen  Rechts- 
pflege fahrt  erfahmngsgemäss  zn  häufigen  und  zum  Tbeile  höchst  bitteren 
Streitigkeiten.  Die  Verweigerung  einer  Hülfe  wird  von  dem  Anfordernden 
als  Begünstigung  seiner  Feinde,  vielleicht  als  unverantwortliche  Genossen- 
schaft mit  Yerbrechem  betrachtet;  während  der  Angeforderte  sich  beleidigt 
findet  durch  eine  Zumuthung,  welche  ihm  eine  Barbarei  und  deren  Erfüllung 
eine  Feigheit  erscheint.  Die  Klagen  über  Belästigungen  und  Gefährdungen 
durch  die  jenseits  beherbergten  Flüchtlinge  reissen  nicht  nb;  und  schon 
in  mehr  als  Einem  Falle  ist  die  Erbitterung  fast  bis  zur  Kriegserklärung 
gestiegen,  hat  wiederholt  sehr  herbe  Gegenmaassregeln  als  Retorsion  hervor- 
gerufen, und  da  sich  die  pohtische  Leidenschaft  bis  zu  Mordanfftllen  ge- 
steigert hat,  so  hat  auch  das,  an  sich  gewiss  sehr  gerechte.  Verlangen  nach. 
Beseitigung  der  Gefahr  die  Färbung  der  persönlichen  Beleidigung  erhallten. 
Man  erinnere  sich,  statt  alles  Andern,  an  die  Stimmung  der  französischen 
Regierung  gegen  England  nach  dem  Orsini'schen  Mordanschlage.  Durch 
alles  Dieses  aber  ist  ein  hässlicher  Misston  in  grosse  Völkerverhältnisse  ge- 
konunen  und  ein  neuer  Zündstoff  den  ohnedem  nur  allzu  zahlreichen  Streit- 
gründen  zugefügt.  Und  je  weniger  eine  schnelle  Beruhigung  der  staatlichen 
Bewegungen  und  Versuche  zu  erwarten  steht,  während  die  Schnelligkeit  und 
Leichtigkeit  der  Verbindungen  unter  Ländern,  ja  Welttheilen  ins  Fabelhafte 
wächst:  desto  sicherer  wird  das  Uebel  fortdauern  und  selbst  zunehmen.  Die 
grosse  Menge  und  Verschiedenheit  der  positiven  Rechtsquellen  aber  ist  eine 
Qual  nicht  nur  für  die  Uebersicht  und  Beherrschung  des  Gegenstandes,  sondern 
noch  weit  mehr  für  die  Amtsthätigkeit  der  Behörden  aller  Art.  Es  streift 
doch  fast  an  das  Lächerliche,  wenn  über  diese  einzige  Frage  ganze  Samm- 
langen von  Verträgen  von  Einem  Staate  abgeschlossen  und  angewendet  wer- 
den, unter  sich  voll  unmerklicher,  spitzfindiger  Unterschiede  und  abweichender 
kleiner  Bestimmungen. 

Nun  ist  aber  wohl  unbestreitbar,  dass  die  ganze  Frage  unter  Staaten  we- 
sentlich gleicher  Gesittigung  auf  eine  gleichmässige  Weise  bestimmt  werden 
könnte.  Es  ist  ja  —  vielleicht  mit  einzelnen ,  genau  zu  bezeichnenden  Aus- 
nahmen —  dieselbe  keine  Frage  der  Zeit,  des  Ortes,  der  Regierungsform, 
sondern  eine  ganz  allgemeine ,  menschliche.  Eine  einzige ,  keineswegs  aus- 
gedehnte Vereinbarung  würde  freundliche  Gesinnung  unter  den  Regierungen 
und  Staaten  und  eine  grosse  Vereinfachung  der  Geschäfte  herbeiführen, 
überdiess  sowohl  dem  Ganzen  als  dem  Einzelneu  eine  grössere  Sicherheit 
wirklicher  Rechte  gewähren. 

Wo  nicht  als  das  einzige,  so  doch  jeden  Falles  als  das  zuverlässigste  und 
zu  gleicher  Zeit  leichteste  und  schleunigste  Mittel  zur  Zustandebringung  einer 
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solchen  üebereinstiinxniing  erscheint  denn  aber  einbe  sonderer  za  die- 
sem Ende  abzuhaltender  Congress,  öder  —  findet  man  diese  fie- 
neuBong  za  umfassend  und  zu  anspruchsvoll  —  eine  Zusanunenkunft  Ton 
besonders  bevolhnächtigten  Abgeordneten  der  verschiedenen  Staaten. 

Es  sind  allerdings  gegen  diesen  Gedanken ')  verschiedene  EinwendongeD 
gemacht,  und  es  ist  theils  seine  Richtigkeit  an  sich  bestritten,  theils  wenig- 
stens  die  praktische  Ausführbarkeit  und  der  Nutzen  solcher  allgemeiner  Ver- 
abredungen geläugnet  worden.  Mit  Unrecht,  wie  nachstellende  .Ben^erkungen 
wohl  zeigen  werden. 

Wenn  nämlich  die  Zweckmässigkeit,  vielleicht  die  Erlanbtheit,  einer 
Vereinbarung  unter  den  sämmtlichen  europäischen  Staaten  von  ^vorneherein 
desshalb  bestritten  werden  will,  weil  der  Grund  der  itzigen  Verschie- 
denheit der  Anschauungen  und  Bestimmungen  in  der  noch  immer  be- 
stehenden Verschiedenheit  des  Charakters  der  Staaten  Hege,  und  weil  der 
Individualität  der  Staaten  die  Möglichkeit  einer  Geltendmachung  durch  be- 
sondere Verträge  über  Auslieferung  itzt  wenigstens  noch  zu  belassen  sei*): 
so  ist  es.  schwer.,  diesem  Grunde  eine  Tragweite  zu  geben.  Die  Verschieden- 
heit  der  europäischen  Staaten  ux  Beziehung  auf  ihre  inneren  Aufgaben  und 
auf  die  Mittel  zu  deren  Lösung,  namentlich  also  auf  cUe  Yerfassongsform, 
ist  allerdings  noch,  beträchtlich  genug;  allein  dieselbe  konmit- hinsichtlich 
der  hier  vorliegenden  Frage  in  keinerlei  Betracht.  Rechtsstaaten  sind  sie 
sämmtlich,  und  ihre  ideelle  Aufgabe  hinsichtlich  der  Herstellung  eiuer  Rechts- 
ordnung, überhaupt  ibr  Verhäitniss  zum  Rechtsgedank^,  ist  durchaus  über- 
einstimmend. Die  Ge^ittigung. derselben,  wenigstens  der  Regierungen,  ist 
keineswegs  eine  specifisch  verschiedene.  Ueberdiess  bandelt  les  sich  gar 
nicht  davon,  irgend  eine  Veränderung  in  den  inneren  Einilchtungen ,  welche 
jed^r  Staat  nach  seinen  besonderen  Bedürfnissen,  Anschauungen  und  Gewohn- 
heiten trifft,  zu  verabreden;  alles  dieses  })liebe  bei  einer  Uebereinkonft 
über  das  Verhalten  zwischen  Staat  und  Staat  ganz  mberührt.  VlTelches 
Interesse  sollte  nun  die  «Individualität»  eines  jeden  einzelnen  Staates  dabei 
haben,  durch  eine  Ißieihe  von  einzelnen  Verträgen  und  nicht  durch  eine  ge- 
,  meinschafthche  Verabredung  das  allgemein  Vernünftige  und  Ausführbare 
anzuerkennen?  Dass  ein  jeder  Staat,  welcher  mit  den  in  dem  Congresse 
beschlossenen  Bestimmungen  nicht  einverstanden  wäre,  seine  Unterzeichnung 
verweigern  und  sich  auf  das  itzige  Verhältniss  zurückziehen  könnte,  versteht 
sich  von  selbst;  aber  kein  Grund,  noch  weniger  eine  Pflicht,  zu  einer  Ver- 
einzlung  }iegt  vor,  wenn  das  Verabredete  als  recht-  und  zweckmässig  an  sich 
erkannt  würde. 


1)  Vgl.  die'  Anmerknng  1  auf  8.  790. 

S)  8.  Marqnardien,  in  Welokei^  SdpttleiiooD,  Bd.  II,  8.  Uflg. 
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Ebenso  wenig  mag  den  angeblichen  praktischen  Schwierigkeiten  eig 
entscheidendes  Gewicht  eingeräumt  werden.  Es  sind  deren  zweierlei  geltend 
gemacht  worden:  die  Nothwendigkeit  verschiedener  Auslieferungsformell  je 
nach  den  Yerfassungseinrichtungen ;  und  die  Verschiedenheit  des  Ausliefe- 
rungsbedttrfnis^es  je  nach  der  geographischen  Lage  der  Staaten,  ob  dieselben 
nämlich  durch  weite  Entfernungen  zu  Land  oder  See  von  einander/getrennt 
seien,  oder  nahe  beisammen  liegen,  namentlich  lange  gemeinschaftliehe  Land- 
gränze  haben  ^).  —  Was  das  erstere  betrifft,  so  wäre  natürlich  das  Aus- 
lieferungsverlangen in  jedem  Staate  an  die  seiner  Organisation  noch  dazu 
geeignete  Behörde  zu  richten;  allein  die  FeststeUung  der  Bedingungen,  ui;ter 
welchen  dasselbe  gestellt  werden  könnte,  z.  B.  die  Vorzeigung  eines  ge- 
richtliphen  Haftbefehles  oder,  wohl  noch  besser,  eines  gerichtlichen  Anklage- 
beschlusses, wäre  wohl  in  einer  allgemein  anwendbaren  Weise  zu  Stande  zu 
bringen.  (S.  oben,  S.  697.)  —  Die  Verschiedenheit  der  geographischen  Lage 
aber  scheint  doch  in  der  Thiat  nur  die  Häufigkeit  der  Auslieferungsfälle, 
keineswegs  aber  den  Grundsatz  selbst  zu  berühren.  Ob  ein  flüchtiger  Ver- 
brecher eine  trockene  oder  eine  nasse  Grenze  zu  überschreiten  liatte,  macht 
in  Beziehung  auf  seine  Strafbarkeit  und  auf  die  Pflicht  der  Ueberlassung 
in  die  Berichte  der  verletzten  Bechtsordnung  keinen  Unterschied.  Ebenso 
mag  bei  grosser  räumlicher  Entfernung  die  Auslieferung,  so  weit  der  sitt- 
liche üebelstand  unbestraften  Verbrechens  und  die  Gefahr  einer  Wieder- 
bolung  in. Frage  steht,  seltner  erforderlich  erscheint;  allein  ein  grund- 
sätzlicher Unterschied  kann  in  der  Verschiedenheit  des  Raumes  nicht  liegen, 
und  überdiess  verschwindet  die  Bedeutung  dieses  Umstandes  bei  der  täg- 
lichen Erleichterung  und  Beschleunigung  des  Verkehres  immer  mehr. 

Wirklich  im  Wege  stehen  nur  zwei  Hindernisse,  und  auch  diese  nicht  der 
Sache  selbst,  sondern  nur  dem  augenblicklichen  Vollzüge  und,  höchstens,  ein^ 
aisbaldigen  aUgemeinen  Ausdehnung  der  Verabredung  auf  sämmtliche  gesit- 
tigte  Staaten.  Einmal  der  Stand  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung.  Di6 
5ieinungsverschiedenheit  über  Grundsatz,  Folgerungen  und  Ausnahmen  dauert 
fort  bis  zu  diesem  Augenblicke;  dadurch  wird  aber  die  Gewinnung  einer 
gleichförmigen  Auffassung  unter  den  Staatsmännern,  die  Annahme  eines 
von  Allen  anerkannten  Ausgangspunktes  erschwert.  Zweitens,  die  bis  zum 
Fanatismus  in  einzelnen  Ländern  gesteigerte  volksthümliche  Entschiedenheit 
%x  eine  bestimmte  Ansicht,  und  leider  nicht  für  die  richtige.  Diejse  hindert 
die  Regierungen«  an  freier  Verfolgung  einer  bessern  Ansicht,  zumal  in  par- 
lamentarischen Staaten. 

Diesen  beiden  Hindernissen  muss  allerdings  entgegengearbeitet  werden, 
wenn  eine  Vereinbarung  zu  Stande  konunen  soll.   Glücklicherweise  ist  dieses 


1)  P.  Sir  O.  Cornewall  Lewii,  On  Ibrdgn  |azii4iottoiii,  i.  76i|r. 
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möglich,  und  gehen  sogar  die  Mittel  gegen  beide,   wenigstens  anfinglich^ 
Hand  in  Hand. 

Das  erste  Erforderniss  ist  eine  fortgesetze  wissenschaftliche  Durchar- 
beitung der  ganzen  Lehre,  deren  schliessliches  Ergebniss,  welches  ^  non  auch 
sachlich  sei,  doch  am  Ende  in  so  einfacher  Sache  eine  Gewinnnng  grosser 
Uebereinstimmong  sein  mass.  Der  Anfang  ist  ja  bereits  gemacht,  and  die 
so  lange  Zeit  hindarch  nicht  mit  Ernst  angefasste  Frage  seit  wenigen  Jahren 
vielfach  und  gründlich  erörtert  worden.  Noch  weiteres  kann  und  soll  folgen. 
Auch  hier,  wie  fiberall,  wird  es  freilich  an  Querköpfen  and  eigensinnigen 
Rechthabern  nicht  fehlen;  allein  wenn  die  grosse  Mehrzahl  der  gesunden 
Menschen  sich  für  ein  Ergebniss  wird  entscheiden  können ,  ist  für  die  B^ 
nützung  im  Leben  das  Nöthige  erreicht.  Diese  wissenschaftliche  Erörterung 
kann  denn  nun  aber  ohne  aUe  Hindernisse  vor  sich  gehen. 

Schon  diese  Verhandlungen  aber,  und  noch  mehr  ein  endliches  allgemein 
anerkanntes  Ergebniss  derselben ,  würden  viel  beitragen  zur  Aufklärung  der 
öffentlichen  Meinung.  Dass  es  langsam  ginge,  ist  freilich  itiehr  als  wahr- 
scheinlich. Es  braucht  lange,  ehe  neu  gewonnene  Sätze  durch  die  verschie- 
denen -Gattungen  des  Schriftenthums  eine  Umstimmung  der  Massen  bewirken. 
Aber  eß  ist  keineswegs  unmöglich.  Namentlicli  wird  man  hier  wohl  anf  die, 
in  anderen  Beziehungen  freilich  unwünschenswerthen ,  fühlbaren  Wirkungei 
der  im  gegenwärtigen  Zustande  unvermeidlichen  Streitigkeiten  rechnen  könnes. 
Auch  Völker  werden  durch  Schaden  klug ;  und  die  bei  solchen  GelegenheiteB 
nothwendig  entstehenden  vielfachen  Erörterungen,  welche  durch  die  Unmittel- 
barkeit der  Beispiele  sehr  belehrend  sind,  müssen  mächtig  dazu  helfra.  ffier 
ist  es  denn  Sache  der  täglichen  Presse,  aufklärend  und  überzeugend  auf  die 
Massen  zu  wirken. 

Wenn  diess  nun  aber  nicht  überall  so  schnell  und  so  vollständig  gelingen 
sollte,  als  zu  wünschen  wäre,  z.  B.  also  Russland  auf  einer  Auslieferang 
politischer  Flüchtlinge  bestehen  wollte,  oder  in  England  und  Nordamerika 
sich  grosse  Reste  falscher  Meinungen  halten  sollten :  sc  hinderte  diess  die 
übrigen  Staaten,  welche  im  Wesentlichen  zu  gleicher  Auffassung  gelangt 
wären ,  keineswegs  mit  einer  Vereinigung  unter  sich  zu .  beginnen.  Worin 
sollte  die  Unmöglichkeit,  oder  auch  nur  die  Schwierigkeit  liegen,  durch  einen 
Congress  der  westeuropäischen  Staaten  zu  einer  gemeinsamen  Uebereinkunft 
zu  gelangen?  Schon  jetzt  sind  die  Ansichten  und  Gesetzgebungen  dieser 
Regierungen  ziemlich  übereinstimmend;  eine  völlige  Vereinigung  auf  eine 
mittlere  Handlungsweise  aber  dürfte  (auch  ganz  abgesehen  von  der  Nach- 
hülfe eine^  bessern  Theorie)  dadurch  erleichtert  werden,  dass  vortheilhafte 
Ausgleichungen  für  das,  was  etwa  ungeme  aufgegeben  würde,  in  der  Tbat 
vorhanden  wären.  Wenn  nämlich  z.  B.  einzelne  Staaten  zu  dem  Grundsatz 
der  Nichtauslieferung  wegen  staatlicher  Vergehen  nur  ongenae  ihre  Zustim- 
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mnng  gäben ;  so  könnte  eine  allgemeine  Yereinbarong  anch  ein  gemeinschaft- 
liches und  wirksames  Syste^l  vorbeugender  Maassregeln  enthalten,  dadurch 
*aber  eine  jetzt  iingekannte  Sicherung  und  Beruhigung  bringen.  Man  nehme 
an,  dass  eine  der  yerabredeten  Bedingungen  festsetze,  ein  politischer  FlOcht- 
ling  sei  in  einem  unmittelbar  anstossenden  Staate  gar  nicht,  und  überhaupt 
nur  in  einer  bestimmtet  geographischen  Entfernung  ?on  den  Grenzen  des 
Staates,  gegen  den  er  sich  vergangen,  zu  dulden:  würde  dadurch  nicht  (um 
eben  jetzt  bestehende  Verhältnisse  anzuführen)  Oesterreich  gegenüber  von 
Piemont,  Frankreich  gegen  Belgien  gewinnen  ?  Aber  eben  so  auf  der  andern 
Seite,  ^h.  b^i  denjenigen  Staaten,  welche  ihrer  bisherigen  Beihülfe  zu  frem- 
dem Rechtsschutze  etwas  beifügen  müssten.  Unzweifelhaft  würde  sich  z.  B. 
die  Schweiz  zu  den  eben  genannten,  und  vielleicht  noch  weiteren,  Vorbeugungs- 
maassregeln  schwer  verstehen.  Allein  wäre  es  unverständig  und  unehrenhaft, 
die  bisher  eingehaltene  grössere  Freiheit  aufzugeben,  wenn  dagegen  nicht  nur 
eigene  Befreiung  von  nicht  abreissenden  Beschwerden  und  Unannehmlichkeiten 
aller  Art  erlangt,  die  Veranlassung  zu  harten  und  auch  für  Unschuldige  ver- 
derblichen Repressalien  beseitigt;  sondern  auch  der  Grundsatz,  dessen  Durch- 
setzung die  edleren  Geister  des  Volkes  als  Forderung  der  Gesittigung  be- 
trachteten, nämlich  die  Asylberechtigung  politischer  Flüchtlinge,  zum  allge- 
meinen europäischen  Rechte  erklärt  werden  könnte  ?  Schwierigkeiten  würden 
fireilich  sein.  So  miisste  z.  B.  vielleicht  den  besonderen  Verhältnissen  Deutsch- 
land in  so  ferne  Rechnung  getragen  werden,  als  sich  der  Bund  nur  als 
Gresammtheit  und  gegen  Aussen  den  allgemeinen  Grundsätzen  anschlösse,  in 
seinem  Innern  aber,  d.  h.  fUr  die  Verhältnisse  der  Mitglieder  unter  sich, 
freie  Hand  für  besondere  Verabredungen  behielte.  Ist  doch  der  Grund- 
gedanke, welcher  in  der  ganzen  Sache  festgehalten  werden  muss,  der  der 
Mässigung,  der  Anerkennung  der  Bedürfnisse  des  Lebens  im  Gegensatze 
gegen  blosse  logische  Statrheit.  £s  soll  dadurch  im  Einzelnen  und  Ganzen 
das  erreichbare  Gute  an  die  Stelle  von  Streit  über  das  unbedingte  Recht, 
und  Anerkennung  der  verschiedenen  Bedürfnisse  an  die  SteUe  von  hoch- 
müthiger  und  eigensinniger  Einseitigkeit  gesetzt  werden.  Und  von  deijenigen 
Auffassung  der  internationalen  Verhältnisse,  welche  die  Zollvereine,  die 
Verträge  über  die  Posten,  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Nachdruck,  die  Ver- 
abredungen über  Heiniathlose  zu  Stande  gebracht  hat,  welche  eine  gemein- 
schaftliche Quarantäneordnung  verabredete,  darf  schliesslich  auch  hier  das 
Bessere,  wenn  schon  schwierig  zu  Stande  zu  Bringende  erwartet  werden. 

Im  schlimmsten  Falle  aber  würde  sogar  eine  Verabredung  unter  nur 
wenigeren  Staaten  ein  grosser  Gewinn;  zunächst  ftlr  die  Betheiligten  dann 
aber,  und  hauptsächlich  als  Anfang  und  zwingender  Vorgang. 

.    Einer  besondern  Erwägung  könnte  bei  jeglicher  Ausdehnung  des  Ver- 
eines auch  noch  die  Frage  unterzogen  werden,  ob  nicht  zur  Entscheidung 
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über  zweifelhafte  Fragen  ein  yölkerrechüiches  Schiedsgericht  zo  bestellen 
wäre;  wenigstens  für  die  erste  Zeit,  biSt  zar  Bildung  eines  Gewohnheits- 
rechtes. Es  ist  wohl  erlaubt,  Elihn  Burritt's  Plan  im  Ganzen  zu  belächeln, ' 
und  doch  sich  zu  der  Ansicht  zu  bekennen ,  dass  eine  Ausdehnung  des 
schiedsrichterlichen  Verfahrens  zur  Ordnung  einzelner  bestimmter  Fragen 
ein  grosser  Gewinn  und  kteine  thatsächliche  Unmöglichkeit  wäre. 

So  viel  ist  jeden  Falles  gewiss,  dass  der  jetzige  Znstand  der  inter- 
nationalen Rechtshtllfe  eine  Unehre  für  die  Wissenschaft  und  ein  Uebel  f^ 
das  Leben  ist;  und  dass  es  also  einer  Abhülfe  bedarf.  Will  also  dem  Tor- 
stehendeu  Vorschlage  kein  Gehör  gegeben  werden,  so  ist  jeder  andere  bessere, 
das  heisst  ausführbarere,  willkommen  zu  heissen.  Möge  er  nur  gemacht 
werden ! 


3. 
Heber  Tölkerrechtswidrige  KriegimitteL 

Die  Reden  and  Beschlflsse  jener  Yersammlongen  Ton  Friedentfireonden 
sind  Ifingst  yerballt  ohne  irgend  einen  Erfolg ;  im  Gegentheile  hat  Eoropa, 
dessen  Gesittignng  man  der  Barbarei  des  Krieges  entwachsen  erklärte,  in 
den  letzten  Jahren  so  blutige  Kriege  als  je  zuTor  erlebt,  und  es  sieht  wahr- 
lich nicht  danach  ans,  als  wenn  sie  die  letzten  Beispiele  dieser  entsetzlichen 
Selbsthalfe  der  Staaten  sein  sollten.  Wie  immer  man  nrtheilen  mag  Ton  ^ter 
Unzweckmassigjceit  des  Krieges  als  Bechtsmittel,  nnd  Ton  der  Folgewidrig- 
keit der  Hinschlachtnng  vieler  Taosender  Ton  Unscholdigen  aof  den  Befehl 
derselben  Staaten,  welche  selbst  dem  Schuldigsten  ihrer  Unterthanen  mir 
nach  den  genaoesten  üntersnchongen  nnd  nnter  Anwendung  aOer  denkbaren 
Sichemngsmittel  das  Leben  absprechen;  wie  sehr  man  dayon  Oberzengt  sein 
mag,  dass  die  dnreh  einen  Krieg  möglicherweise  zo  gewinnenden  YortheUe 
ganz  Terschwinden  gegen  die  nnberechenbaren  Nachtheile  desselben  fBr  Staaten 
und  Yöfter;  kurz,  wie  sehr  man  den  Krieg  Terabschenen  mag:  anf  eine 
Wiederkehr  Ton  Kri^^  mnss  man  gefasst  sein.  Wer  in  der  jetzigen  Weh^ 
läge  an  eine  -EHhllang  der  Bemfihongea  der  Friedensfirennde  glaobt,  mag 
Tielleicht  Ton  wohlw<41ender  Gesimumg,  aber  sicher  nicht  Ton  praktischem 
Yerstande,  Zaigniss  ablegen. 

Yerhilt  sich  dem  nnn  aber  eben  so  bei  Solchen,  welche  wenigstens  be- 
stimmte einzelne  Debel  der  jetzigen  Kriegfilhrang  beseitigen  md  fiftr 
deren  Unterlassnng  eine  allgeiBeilie  TdlkerrecfatUcbe  Aneribemrang  erwirken 
möchten?  Yiek  werden  allerdings  dieser  Menmng  sein.  £9  wird  ihnen  eben 
so  unpraktisch  bedttnken,  die  Gewaltigen  der  Erde  fon  der  nntzfc>scn  Un- 
menschlichkeit einzefaier  bestimmter  Kriegshandlnigen  ftberzesgen  zs  woDen, 
ab  Ton  der  Barbarei  des  Krieges  fiberhanpt  Und  selbst  besten  Falles  wird 
ihnen  der  einzige  za  einem  solchen  Ziele  fülhrende  Weg.  nimlich  die  Gewin- 
nnng  einer  uwidentefalichen  OffemUchen  Meinung,  so  unabsehbar  wtit  er- 
scheinen, dass  sie  seine  Betretang  fb  eitel  Ztät:^tffBsi  und  Terstuunrng 
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nützlicherer  weil  erreichbarer  Zwecke  erklären.  Dennoch  liegen  wohl  in  der 
That  die  Dinge  anders ;  es  will  vielmehr  bedünken,  dass  es  möglich  sei ,  Ver- 
besserungen der  fraglichen  Art  wenigstens  zur  Sprache  zu  bringen,  ohne  dass 
man  dem  Vorwurfe  nutzloser  Phantasterei  nothwendig  verfiele. 

Wer  nämlich  nicht  absichtlich  seine  Augen  gegen  widrige  Thatsachen 
verschliesst ,  muss  b^nerken,  dass  keineswegs  blos  die  Hoffnungen  auf  ein 
gänzliches  Unterbleiben  der  Kriege  sich  als  leer  erwiesen  haben,  sondern 
dass  sogar  die  Kriege  noch  weit  unheilvoller  als  firüher  theils  bereits  gewor- 
den sind,  theils  künftig  zu  werden  drohen.  Diess  aber  in  doppelter  Beziehung. 

Einmal  hat  es  sich  durch  eine  gransame  Ironie  des  Zufalles  begeben, 
dass  gerade  die  gestiegene  Gesittigung  und  vor  Allem  die  hohe  Ausbildoog 
aller  Technik,  welche  man  als  Hauptgründe  für  die  künftige  Unmöglichkeit 
eines  Ejieges  gepriesen  hatte ,  die  Mittel  zu  einer  weit  verheerenderen  und 
früher  unbekannte  Leiden  mit  sich  bringenden  Kriegsfühmng  liefern.    Die  all- 
gemeiner  verbreitete  und  tiefergehende  Kenntniss  der  Naturwissenschaften  hat 
neben  den  grossen  Friedenserfindungen  auch  neue  Zerstönmgsmittel  geliefert, 
welche  die  früheren  an  Furchtbarkeit  weit  hinter  sich  lassen.    £s  sind  z.  fi. 
die  Feuerwaffen,  und  zwar  sowohl  die  Geschütze  als  die  kleineren,  dordi 
unermüdliche  Versuche  und  durch  Anwendung  der  gelehrtesten  und  scharf 
sinnigsten  Verfahrensarten  nach  Tragweite,  Sicherheit  des  Treffnis,  Zerstö- 
rungskraft so  vervollkommnet  worden,  dass  sie  die  Yernichtoag  von  Mensch 
und  Dingen  in  früher  unmöglichen  Ausdehnungen  gestatten.  Die  Fortschrittie 
der  Schiffbaukunst,  der  Physik  und  der  Mechanik  haben  die  Erbauung  tod 
schwimmenden  Kriegsmaschinen  ermöglicht,  welche  den  Kriegen  eine  Irfiher 
ganz  unbekannte  und  unmögliche  Ausdehnung  zu  geben  erlauben.   £s  könoefi 
durch  die  von  Dampf  bewegten  Kriegsflotten  und  ungeheuren  TransportschÜe 
itzt  ganze  Heere  mit  einem  Male  und  unabhängig  von  Wind  und.  Wetter  an 
eine  fremde  Küste  geworfen,  dadurch  aber  Länder  in  Crefahr  von  Yerwüstang 
und  Unteigochung  gebracht  werden,  welche  sich  früher  frei  von  jedem  in- 
mittelharen  Kriegsübel  glauben  durften.    £s  ist  wahrscheinlich ,  dass  sUhl- 
gepanzerte  Schiffe  aUer  bisherigen  Vertheidigungseinricbtungen   zu  spottes 
und  Verheerung  in  Seehafen  und  Flüsse  zu  tragen  vermögen,   welche  noch 
vor  einigen  Jahren. für  unangreifbar  galten.    Ausserdem  ist  nicht  zu  Te^ 
gessen,  dass  der  durch  einen  langen  glücklichen  Frieden  sehr  gesteig^e 
Beichthum  der  Völker  nicht  blos  die  Mittel  zu  l^öherem  Genosse  und  zor 
Errichtung  staunenswerther  Friedensmittel  gewährt,    sondern   auch  dorch 
fabelhaft  grosse  Anlehen  und  um  das  Vielfache  gestiegene  Auflagen  das  zur 
JKriegftlhrung  unerlässliche  Geld  in  früher  unbekannter,  fast  nngemessener 
Fülle  liefert,  dadurch  aber  die  Kriege  theils  Idcbter,  theils  umfangreicher 
macht  —  Mit  Einem  Worte,  die  Fortschritte  der  gesittigten  Völker  haben 
auch  die  Kriegführung  ausgebildet,  so  dass  sie  an  Furchtbarkeit  das  noch 
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vor  einigen  Generationen  Mögliche  in  demselben  Grade  übertriflft,  wie  dieses 
seiner  Seits  über  den  Zerstörungsmitteln  des  Mittelalters  oder  der  halbwilden 
Völker  stand. 

Zweitens  aber  haben  die  Begebenheiten  der  letzten  Kriege,  namentlich 
aber  die  des  italienischen ,  gezeigt ,  dass  sich  europäische  Mächte  .nicht  be- 
denken, nach  ausgebrochenem  Kriege  zur  Beschädigung  und  Schwächung  des 
Friedens  Maassregeln,  politischer  Art  zu  ergreifen ,  welche  man  in  früheren 
Zeiten  gar  nicht  oder  doch  nur  in  sehr  kleinem  Maasse  benützte,  und  die 
man  kaum  als  ehrenhaft  betrachtet  hätte.  Es  ist  diess  die  Verwendung 
von  barbarischen  Kriegsvölkern  zur  weiten  Verbreitung  eines  lähmenden 
Schreckens;  die  Verführung  der  gegenüberstehenden  Truppen  zur  Fahnen- 
flucht; endlich  die  Aufwieglung  weit  entlegener  Gebietstheile  -des  Gegners. 
Von  welcher  Tragweite  diese  Maassregeln  sind,  und  wie  sehr  sie  zu  eiper 
Ausdehnung  der  Kriegsübel  beitragen  müssen,  bedarf  nicht  erst  einer  Er- 
örterung; namentlich  aber  würden  sie  sich  erst  in  ihrer  ganzen  Tragweite 
zeigen,  wenn  sie,  wie  doch  bei  wiederholter  An we^^duug  nicht  fehlen  könnte, 
durch  Retorsionen  und  Repressalien  in  allgemeinen  Gebrauch  kämen. 

So  entsteht  denn  die  Frage,  ob  wirklich  das  Menschengeschlecht,  nicht 
nur  trotz  steigender  Bildung,  sondern  vielmehr  theilwßise  gerade  durch  Be* 
nützung  derselben,  zu  einer  unberechenbaren  Steigerung  der  Kriege  und  ihrer 
Uebel  verurtheilt  ist? 

Mehr  als  naiv  wäi'e  es,  zu  hoffen,  dass  die  Staaten  durch  Vorstellungen 
über  die  Fuixhtbarkeit  der  neu  erüindeneri  Zerstöruugsmittel  bewogen  wer- 
den könnten,  sich,  etwa  im  Wege  des  Vertrages,  zu  einer  Nichtbenutzung 
derselben  zu  entschliessen.  Einmal  erfundene  Kriegswerkzeuge  und  Kriegs- 
einrichtungen w^jrden  gebraucht  werden,  was  man  immer  vom  sittlichen  und 
sentimentalen  Standpunkte  aus  dagegen  einwenden  kann.  Wenn  sie  auch, 
von  beiden  Seiten  gleichmässig  gebraucht,  keine  Veränderung  in  den  Macht- 
verhältnissen hervorbringen,  sondern  nur  füi*  alle  Theile  grössere  üebel  zur 
Folge  haben,  sq  muss  doch  jeder  Staat  zu  ihnen  greifen,  um  nicht  durch 
einseitige  Beharrung  beim  Alten  relativ  schwächer  zu  werden.  .  Wie  seiner 
Zeit  die  Klagen  über  die  üuritterlichkeit  des  Feuergewehrs  keineswegs  von 
Einführung  desselben  abhielten;  wie  die  vom  revolutionären  Frankreich  er- 
sonnene  allgemeine  Kriegsdienspflicht  die  kleinen  geworbenen  Heere  überall 
beseitigte  und  bei  allen  Völkern  eine  neue  grosseste  Last,  die  Blutsteuer, 
einführte :  so  ist  es  bereits  geschehen  und  wird  es  noch  weiter  der  Fall  sein 
hinsichtlich  der  gezogenen  Kanonen,  der  Spitzkugcln,  der  verbesserten 
Büchsen,  der  stahlgepanzerten  Widderschiffe  und  schwimmenden  Batterieen, 
der  Schraubeulinienschiffe  u.  s.  w.  Und  selbst  wenn,  wie  kaum  zu  bezweifeln 
ist,  noch  anderweitige,  vielleicht  noch  furchtbarere  Zerstörungsmittel  wer- 
den ersonnen  werden,   so  Ist  auch  deren  möglichst  schneller,  allgemeiner 
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Einführung  und  ausgedehntester  Verwendung  entgegen  zu  sehen.  Die  Steige- 
rung der  technischen  Geschicklichkeit  ^d  idlerdings  auf  diese  Weise  zum 
Fluche  für  die  Menschheit ;  allein  sie  kann  nicht  rückgängig  gemacht  werden 
und ,  einmal  vorhanden ,  nicht  unbenutzt  bleiben. 

Vernünftigerweise  kann  also  nur  untersucht  werden,  ob  nicht  die  mit 
den  neuen  technischen  Zerstörungsmitteln  ausgerüsteten  Regierungen  wenig- 
stens die  Pflicht  haben,  auf  die  andere  Gattung  der  ebenfalls  drohenden 
gesteigerten  Eriegsmittel  zu  verzichten? 

Das  europäische  Völkerrecht  hat  zu  keiner  Zeit  die  Anwendung  aller 
und  jeder  Mittel,  welche  einem  Feinde  zu  schaden  vermochten,  gebilligt*). 
Es  ist  bekannt,  dass  der  Gebrauch  gewisser  Waffen  und  Geschosse,  z.  B.  der 
Eettenkugeln,  des  gehackten  Bleies,  der  Nägel,  Glasstflcke  u.  dgl.  f^  völker- 
rechtswidrig gilt  ^.  Es  ist  nicht  erlaubt,  Meuchelmord  gegen  einen  Feisd 
zu  begehen ,  und  es  darf  desshalb  auch  kein  Preis  auf  den  Kopf  eines  feind- 
lichen Anführer^  gesetzt  werden  >).  Vergiftung  von  Brunnen  und  Lebens- 
mittel, Zusendung  von  F^tkranken  ist  untersagt  *).  Es  darf  keine  falsche 
Flagge  beim  Angriffe  auf  ein  feindliches  3chiff  aufgezogen  und  dadurch  das- 
selbe in  falsche  Sicherheit  gewiegt  werden  *).  Die  Niedermetzelang  wehrloser 
Gefangener  oder  Solcher,  welche  sich  ergeben  wollen,  ist  gegen  das  Völker- 
recht, Fälle  von  Retorsion  oder  von^Sorge  für  eigene  Sicherheit  abgerechnet*). 
Es  gilt  für  eine  schimpfliche,  eines  gesittigten  Staates  unwürdige  Barbarei 
ohne  unmittelbare  Nothwendigkeit  für  Kriegszwecke  das  feindliche  Land  n 
verheeren ,  das  Eigenthum  der  Bftrger  wegzunehmen,  sie  persönlich  zu  miss- 
handeln  ').  Es  gilt  femer  als  unehrenhaft  und  den  Gesetzen  eines  offenen 
Zweikampfes  zuwiderlaufend:    eine  Hintergehung  des  Feindes   durch  eine* 


1)  Von  allen  SchriftsteUern  über  VQlkerrecht  iatBynkefshoek,  Qnaett  Jnr.  p«bl^  LiKL 
c  1,  der  einzige,  welcher  jede  Art  yon  Vemichtong  und  BeBchAdigang  des  Feindes  ftr  erlaibt 
erklärt;  es  ist  ihm  jedoch  zu  jeder  Zeit  von  allen  Seiten  entschieden  widersprochen  worden, 
und  auch  .die  unzweifelhafteste  Gewohnheit  ist  gegen  ihn. 

2)  8.  Härtens,  Pr6cis  du  droit  des  gens,  6d.  S,  8.  469,  Anmerk.  d;  Klüber,  Eorop. 
Völkerr.,  §244;  Ortolan,  Diplomatie  de  la  mer,  Bd.  II,  8.  32  f^.;  Heffter,  £arop.  Ydlkor^ 
2.  Aufl.,  8.  220. 

S)  8.  Vattel,  Buchm,  §165 fg.;  J.J.Moser,  Versnch  des  neaesteo  earop.VJäjs,  Bd.IX, 
1,  8.  I30f]g. ;  Härtens,  Pr^is,  8.  468. 

4)  8.  H.  Grotius,  De  jure  belli  et  pacis,  Lib.  III,  c.4,  «16;  Vattel,  a.  a.O.;  Martesf. 
a.  a.0.,  8.468;  Rlüber,  a.  a  O.,  §244;  Oke  Hanning,  Gommeutaries  on  thß  law  of  natioai. 
8.  150;  Heffter,'  Völkerrecht,  2.  Ausg.,  6.  219%.  Eine  Anzahl  älterer  besonderer  Abhssd- 
langen  über  den  Gegenstand  s.  bei  Ompteda,  Literatur  de8V.B.'s,  Bd. II,  8. 6S6;  anter  dieses 
aber  insbesondere:  Trinkhusius,  Deilliclto  venenatonim armoram  osil  Jen.,  1668;  Coceeji. 
H.,  De  armis  illicitis.    Franef.,  1698,  4. 

5)  8.  Ortolan,  Diplomatie  de  la  mer,  6d.  2,  Bii.  II,  8.  29. 

6)  8.  J.  J.  Hoser,  Versuch,  Bd.  IX,  2,  8.  250;  Vattel,  Bach  m,  §  1S9%.;  Marteni, 
Pr6cis,  §  275;  Klüber,  a.  a.  O.,  §  249;  Wheaton,  ^6mens  da  droit  intern.,  Pait.  IV,  eh.  i, 
§1;  Oke  Hanning,  a.a.O.,  8.155;  Heffter,  a.a.O.,  8.224.  Honographlens.  bei  Ompteda, 
Literatur,  Bd.  U.  8.  eutg.  und  bei  Kamptz,  8.  343  fjg. 

7)  8.  H.  Grotius,  Buch  HI,  Kap.  5  u.  6;  Vattel,  Bi^  m,  Kap.  9,  §  16611g.;  Msrteo», 
§  279;  Heffter,  8.  22711g. 
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positive  Lüge  oder  durch  Nichteinhalten  eines  bestimmt  gegebenen  Wortes; 
absichtliches  Trachten  nach  dem  Leben  des  feindlichen  Staatsoberhauptes; 
die  Eröffnung  des  Krieges  ohne  vorangegangene  Erklärung;  die  Bestechung 
feindlicher  Feldherren.  Mag  auch  die  Gewohnheit  in  dem  einen  oder  dem 
andern  dieser  Punkte  schv?anken,  so  trifft  doch  Diejenigen,  welche  hinterlistig 
oder  über  die  Gebühr  gewaltthätig  verfahren,  harter  Tadel,  und  es  geht 
sicherlich  die  Richtung  nicht  auf  eine  Minderung  oder  Abschwächung  dieser 
Fälle  y  sondern  im  Gegentheile  auf  ihre  Befestigung  und  Hochhaltung.  Biess 
Alles  aber  hat  seinen  guten  Grund,  und  man  hat  mit  den  Folgen  eines 
Principes,  nicht  aber  mit  einzekicn  und  inconsequenten  Menschlichkeits- 
Rücksichten  mitten  in  einem  Zerstörungswerke  zu  thun.  Es  sind  nämlich 
alle  jene  Erleichterungen  der  Kriegsübel  nur  folgerichtige  Ableitungen  aus 
dem  völkerrechtlich  feststehenden  Begriffe  und  Zwecke  des  Krieges. 

Der  Krieg  ist  die  Anwendung  von  Gewaltmitteln  zur  Yertheidigung  eines 
bedrohten  oder  bereits  verletzten  Rechtes.  Es  soU  der  unrechtlich  handelnde 
Staat  durch  die  Anwendung  von  Waffengewalt  genöthigt  werden^  von  einer 
Fortsetzung  seines  verletzenden  Benehmens  abzustehen ,  wo  möglich  auch, 
dem  Begriffe  nach  sogar  nothwendigerweise,  zur  Sicherleistung  wegen  künftigen 
friedlichen  Benehmens  und  zu  vollständigem  Schadenersatze.  Alle  Mittel, 
welche  geeignet  sind,  den  Widerstand  des  Feindes  niederzuschlagen  und 
seine  Waffenmacht  zu  schwächen,  sind  erlaubt,  mögen  sie  auch  noch  so  zer- 
störend und  schädlich  für  ihn  sein.  Aber  das  Begehen  eines  Unrechtes  von 
seiner  Seite  berechtigt  keineswegs  selbst  Unrecht  zu  thun,  also  namentlich 
über  die  zur  Besiegung  des  Gegners  nöthigen  Gewaltmittel  hinauszugehen 
und  einen  Schaden  anzurichten,  welcher  die  militärische  Widerstandsfähig- 
keit des  Feindes  nicht  verminderte,  somit  eine  zwecklose  Beschädigung,  und 
zwar  im  Zweifel  ganz  Unschuldiger,  wäre.  Auch  kann  eine  völlige  Vernich- 
tung der  staatlichen  Existenz  des  Gegners  nicht  als  eine  erlaubte  Folge  eines 
an  sich  rechtmässigen  Krieges  betrachtet  werden.  Es  mögen  ihm  zu  unserer 
künftigen  Sicherheit  oder  zur  Entschädiguog  Gebietstheile  und  Rechte  abge- 
nonmien  und  beim  Frieden  rechtlich  von  ihm  erworben  werden;  allein  die 
blosse  Thatsache  eines  einmaligen  Rechtsstreites  genügt  nicht  zu  einer  blei- 
benden Eroberung  des  ganzen  Staates  oder  zu  einer.  Zerstückelung  seines 
Gebietes.  Diese  mag  nur  etwa  dann  stattfinden,  wenn  die  Erfahrung  be- 
weist, dass  die  Sicherheit  anderer  Staaten  ganz  unvereinbar  ist  mit  dem 
Bestände  des  jetzt  besiegten  Feindes. 

Ist  dem  nun  aber  also,  so  wird  es  sich  auch  vertheidigen  lassen,  wenn 
die  oben  bereits  genannten,  in  den  letzten  Kriegen  entweder  wirklich  vor- 
gekommenen oder  doch  wenigstens  in  Aussicht  gestellten  Maassregehi  zur 
Klasse  der  nicht  gestatteten  gezählt  werden,  und  demnach  ihre  künftige 
Unterlassung  im  Namen  des  europäischen  Völkerrechtes  verlangt  wird. 

T.  Hohl,  8taattrecht.    Bd.  L  49 
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Was  zuerst  die  Ver^endang  barbarischer  Kriegsvölker  betrifft, 
80  handelt  es  sich  zunächst  von  den  zum  französischen  Heere  aus  Afrika 
beigezogenen  sog.  Turcos,  einer  aus  Eingeborenen  des  französischen  Alge- 
riens, Kabylen  und  Negern  zusammengesetzten  Truppe. 

In  wie  ferne  die  Bildung  solcher  einheimischer  Eriegshaufen  und  ihre 
Verwendung  im  Lande  selbst,  somit  zu  deR  dort  zu  führenden  Kriegen,  ffir 
Frankreich  nothwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  ist,  mag  dahin  gestellt 
bleiben.  Es  kann  sein,  dass  barbarische  Feinde  am  besten  bekämpft  wer- 
den durch  ähnliche  Barbaren;  das  Klima  kann  die  möglichste  ErleichteruDg 
europäischer  Truppen  bei  gewissen  Diensten  erfordern;  die  eigene  Aower- 
bung  und  Bezahlung  vermindert  die  verfOgbären  Kräfte  der  feindlich  gesinoten 
Stämme;  in  dem  selbst  noch  wilden  Lande  ist  die  Anwesenheit  von  Wilden 
Ton  geringer  Schädlichkeit;  möglicherweise  ist  sogar  die  Gewöhnung  an 
europäische  Kriegszucfat  und  an  manche  gesittigte  Gewohnheit  eine  Art  von 
Civilisationsmittel  für  die  Eingeborenen.  Allein  diess  Alles  ist  rein  örtlich 
und  rechtfertigt  einen  Gebrauch  der  afrikanischen  Barbaren  in  einem  euro- 
päischen Kriege  und  in  einem  europäischen  Lande  noch  nicht.  Das  Völker- 
recht beruht  wesentlich  auf  der  Gesittignng  und  entspricht  der  Stufe  der- 
selben; es  ist  daher  auch  zu  allen  Zeiten  verschieden  gewesen  je  nach  dm 
Bildungsstande  der  betheiligten  Nationen. 

Natürlich  wird  gegen  die  Verwendung  von  barbarischen  Truppen  nickt 
desshalb  Einsprache  gethan,  weil  ihre  Kampfweise  eine  fremdartige  ist 
Sie  ma^  wild  und  den  Gewohnheiten  europäischer  Heere  anangemessen  sein; 
allein  dass  sie  an  und  für  sich  unerlaubt  sei,  etwa  eine  Analogie  habe  mit 
den  vom  Völkerrechte  untersagten  oben  angeführten  Kriegsmitteln,  wird 
nicht  behauptet.  Der  Feind  hat  kein  Recht  darauf,  nur  in  deijenigen  Art 
angegriffen  zu  werden,  auf  welche  er  gefasst  war,  und  er  kann  nicht  ver- 
langen, dass  man  nur  solche  Truppen  gegen  ihn  führe,  an  deren  Kampf- 
sitten er  gewöhnt  ist.  Seine  Sache  ist  es,  die  eigenen  Soldaten  einzuüben 
gegen  neue  Gegner.  Es  kann  auch  von  einer  kriegführenden  Macht 
nicht  erwartet  werden,  dass  sie  Hülfsmittel  unbenutzt  lasse,  blos  weil  sie 
dem  Gegner  besonders  unangenehm  sind.  Endlich  wäre  es  lächerlich,  aas 
der  nicht  grossen  Zahl  der  nach  Italien  gezogenen  Algierer  die  Ueberflüssig- 
keit  ihrer  Benützung  und  die  Möglichkeit  der  ausschliesslichen  Verwendnsf 
bloss  europäischer  Begimenter  beweisen  zu  wollen.  Auch  die  Ersparnng 
einer  kleinen  Anzahl  von  Franzosen  ist  ein  Vortheil,  dessen  Anwendung  in 
dem  Belieben  des  Kriegsherrn  liegt.  In  so  ferne  möchte  es  also  scheinen, 
als  sei  die  Verwendung  auch  ganz  barbarischer  Hülfsvölker  lediglich  in  das 
Ermessen  Desjenigen  gestellt,  welcher  sie  zu  verwenden,*  also  seinem  Be- 
fehle gehorsam  zu  machen  und  in  Verbindung  mit  seinen  übrigen  Streit- 
kräften zu  bringen  gedenkt.  —  Allein  es  liegen  sonstige  schwere  Bedenken 
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vor.  Es  liegt  nämlich  in  der  Natar  der  Sache  ^  dass  solche  oncivilisirte 
Truppen  von  zweierlei  schwerem  ünfoge  nicht  abgehalten  werden  können. 
Einmal  ist  ihre  Behandlung  von  Yerwundeten  and  Oe&ngenen  grausam, 
und  es  steht  nicht  zu  erwarten,  dass  auch  noch  so  strenge  Vorschriften 
sie  davon  abhalten  können.  Durch  solche  'Handlungen  wird  nun  aber  kein 
Einfluss  auf  die  militärische  Entscheidong  ausgeübt,  sondern  nur  eine  An- 
zahl von  unnöthigen  Uebein  herbeigeführt.  Auch  darf  nicht  vergessen  wer- 
den,  dass   ein  derartiges   wildes  Yerfiihren  unvermeidlich  zu  Setorsionen 

m 

führt,  dadurch  aber  der  Krieg  immer  unmenschlicher  wird.  Sodann  aber 
sind  solche  Barbaren  eine  entsetzliche  Plage  fhr  die  Bevölkerung  der  Län- 
der, und  zwar  fast  gleichmässig  für  Freund  und  für  Feind.  Tödtungen, 
Schändungen,  Plünderungen  der  Einwohner  können  nicht  verhütet  werden; 
in  der  Nähe  solcher  Wilder  hört  jede  Sicherheit  der  Personen  und  des 
Eigenthumes  auf,  das  Heiligste  wird  nicht  geachtet.  Wenn  nun  selbst  die 
Krieger  gesittigter  Nationen  nur  allzu  grosses  Uebel  über  die  von  ihnen 
überzogenen  Landstriche  verbreiten,  so  ist  es  gewiss  der  Menschlichkeit 
und  der  Eildung  eines  europäischen  Staates  unwürdig ,  dieses  Unglück  durch 
Wilde  noch  bis  zum  Unerträglichen  zu  steigern. 

Allerdings  lassen  sich  aus  der  Kriegsgeschichte  Beispiele  von  der  Ver- 
wendung ähnlicher  Soldtruppen  oder  Bundesgenossen  anführen ,  so  z.  B.  die 
Gewinnung  von  indianischen  Wilden  in  nordamerikanischen  Kriegen,  die 
Benützung  von  Tscherkessen  gegen  die  aufständischen  Polen  u.  s.  w.  Allein 
es  ist  dieses  auch  zu  jeder  Zeit  als  völkerrechtswidrig  betrachtet  worden. 
Wer  kennt  z.  B.  nicht  die  erschütternde  Erklärung  Lord  Chatham's  im  eng- 
lischen Parliamente  gegen  die  Verwendung  der  «indianischen  Blutbunde?» 
Wie  laut  war  die  Missbilligung  des  Gebrauches  jener  wilden  Bergvölker, 
als  deren  grausame  Behandlung  der  Einwohner  eroberter  Städte  bekannt 
wurde! 

Die  Gränze  mag  nicht  ganz  leicht  zu  ziehen  sein,  namentlich  für  jene 
Staaten,  deren  Gesittigung  sich  in  den  entfernten  Gegenden  des  eigenen  Landes 
allmähiig  in  Barbarei  verliert.  Ob  und  wie  weit  es  z.  B.  Russland  nach 
europäischem  Völkerrechte  zusteht,  seine  Nomadenhorden  in  einem  mitten 
in  Europa  zu  führenden  Krieg  hereinzuziehen,  ist  schwer  zu  sagen.  AUein 
darüber  sollte  doch  kein  Zweifel  sein,  dass  es  der  Gesittigung  Frankreichs 
nicht  würdig  ist,  zur  Ausfechtung  von  Zerwürfnissen  mit  europäischen  Mächten 
seine  afrikanischen  Wilden  herbeizuführen  und  sich  dadurch  selbst  auf  eine 
tief  unter  seiner  eigenen  Bildung  stehende  Stufe  der  Gesittigung  zu  stellen. 
Die  Aufrechterhaltung  seiner  Macht  erfordert  dieses  Mittel  sicher  nicht; 
und  es  würden  die  übrigen  europäischen  Staaten  in  ihrem  Rechte  sein, 
sie  nämlich  nur  auf  dem  gemeinschaftlichen  Standpunkte  der  Gesittigung 
handeln^   wenn  sie  die  Wiederholung  einer  Verwendung  von  Turcos  und 
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fthnlichen  algierischen  Trappen  als  ein  der  erlaabt^i  EriegsfUinmg 
widersprechendes  Verhalten  erklärten.  Die  Erörterung  und  Feststellnng 
der  Frage  wäre  eine  dankenswerthe  Aufgabe  fCbr  den  ersten  stattfindenden 
Congress. 

Eine  auffallende  und  wohl  nicht  Wenige  gegen  die  Feinde  Oesterreicht 
in  dem  letzten  Feldzuge  erbitternde  Erscheinung  waren  die  Versuche,  ganze 
Truppentheile  des  österreichischen  Heeres  zu  Eidbruch  und  Fahnen- 
flucht zu  verführen.  Nicht  blos  italienische  Legionen  wurden  zu  dem 
Zwecke  errichtet,  ^-  dieses  liesse  sich  etwa  bei  dem  Zwecke  des  ganzoi 
Kampfes  noch  vertheidigen ;  —  sondern  es  wurden  namentlidi  auch  sehr 
ernstliche  Versuche  gemacht,  die  ungarischen  Regimenter,  yielleicht  auch 
die  Polen,  zum  Uebertritte  in  Masse  zu  bewegen. 

Dass  dieses  Verfahren  ein  unritterlichea  und  hinterlistiges  war,  wird 
wohl  kaum  Jemand  ernstlich  in  Abrede  ziehen.  Auch  sollte  darflber  kein 
Zweifel  sein,  dass  sich  selbst  aus  dem  Standpunkte  der  gemeinen  Klugheit 
Vieles  dagegen  einwenden  Hess.  Nicht  nur  gewann  sicherlich  die  sittliche 
Haltung  des  eigenen  Heeres  der  Sardinier  an  dem  Beispiele  begflnstigten 
und  belohnten  Treubruches  nicht  viel;  sondern  es  musste  notbwendig  aodi 
früher  oder  später  die  grosse  Verlegenheit  entstehen,  was  mit  so  vieki 
Heimathlosen  zu  beginnen  sei.  Denn  dass  ernstlich  auf  einen  bleibenda 
Abfall  Ungarns ,  und  daher  an  die  Möglichkeit  einer  Rficksendung  der  üeber 
getretenen  in  ihr  Vaterland  gehofft  wurde,  ist  in  der  That  nicht  wahrschein- 
lich. Doch  sind  diese  Erwägungen  allerdings  nicht  die  entscheidenden,  wenn 
es  sich  davon  handelt,  ob  eine  solche  Verlockung  feindlicher  Truppen  zum 
Uebergange  als  völkerrechtswidrig  bezeichnet  werden  kann.  Hier  kommt  es 
lediglich  auf  den  Rechtspunkt  an. 

Vielleicht  vdvd  man  die  ganze  Untersuchung  der  Frage  dadurch  kurzer 
Hand  abschneiden  wollen,  dass  man  sich  auf  eine  feststehende  Gewohnheit 
in  diesem  Punkte  beruft.  Man  wird  sagen,  dass  zu  allen  Zeiten  UeberlAofer 
vorgekommen  seien,  ihre  Annahme  und  Einreihung  aber,  sei  es  in  die  eige- 
nen Truppen  sei  es  in  eigens  dazu  gebildete  Abtheilungen,  niemals  als  uner- 
laubt gegolten  habe.  Diess  ist  allerdings  richtig,  so  wenig  die  Sache  andi 
an  sich  jemals  löblich  und  jemals  logisch  vereinbar  war  mit  den  Forderungen 
an  (Ce  eigenen  Soldaten ;  allein  es  handelt  es  sich  hier  von  einem  anderes 
Falle.  Man  hat  nicht  etwa  blos  einzelne  Ueberläufer,  welche  aus  subjectiven 
Gründen  ihre  Fahne  verliessen,  aufgenommen  und  verwendet;  sondern  es  ist 
der  staatliche  Zustand  des  Gegners  in  seiner  Berechtigung  geUlugnet  und 
eine  Abtrennung  ganzer  Landestheile,  wohl  bemerkt  solcher,  um  welche  der 
Krieg  nicht  geführt  wurde ,  als  Lockspeise  in  Aussicht  gestellt  und  angehahnt 
worden.  Noch  während  des  Krieges,  also  ehe  irgend  eine  Verftnderong 
im  Landerbestande  des  Feindes  rechtlich  ausgesprochen,  Ja  selbst  ehe  anch 
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nnr  ein  Anfang  von  solcher  Zersplitternng  gemacht  war,  wurden  schon  die 
Fahnen  eines  selbstständigen  Ungarns  entfaltet  and  den  übrigen  gesetzlichen 
und  anerkannten  Feldzeichen  beigesellt.  Mit  andern  Worten:  es  wurde  das 
eben  so  wenig  eroberte  als  auch  nur  im  Zustande  der  Empörung  befindliche 
Kronland  als  selbstständiger  Staat  anerkannt.  Die  Frage  ist  nun:  ob  ein 
solches  Gebahren  vertheidigbar  und  die  daran  sich  knüpfende  Aufforderung 
von  Seiten  gesetzlicher  Regierungen  an  die  Truppen  einer  solchen  Provinz, 
ihrem  bisherigen  Ejiegsherrn  ungetreu  zu  werden,  und  die  Abtrennung  ihres 
Vaterlandes  aus  seinem  bisherigen  staatsrechtlichen  Verbände  anzuerkennen, 
sich  rechtlich  vertheidigen  lässt? 

Diess  müss  denn  aber  entschieden  bestritten  werden.  Es  steht  dem 
Feinde  nicht  zu,  die  Existenz  des  diesseitigen  Staates  und  seine  Integritftt 
nach  Belieben  zu  läugnen  und  einzelne  Theile  des  Gebietes  bereits  als  nicht 
mehr  dazu  gehörig  zu  behandeln.  Eine  solche  Losreissung  und  Verminde- 
rung des  feindlichen  Gebietsstandes  mag  durch  einen  Frieden  nach  glücklich 
geführtem  Kriege  stattfinden ,  bis  dahin  aber  ist  derselbe  rechtlich  durchaus 
nur  im  Besitze  des  bisherigen  Oberhauptes.  Wenn  die  verbündeten  Mächte 
das  Recht  hatten,  schon  während  des  Krieges  Ungarn  als  einen  von  Oester- 
reich  losgerissenen  Staat  zu  betrachten ,  eigene  ungarische  Truppen  anzuer- 
kennen und  sich  mit  ihnen  zu  verbinden:  so  hatten  sie  auch  das  Recht,  die 
Oesterreich  treu  gebliebenen  ungarischen  Truppen  als  in  unberechtigtem 
Kriegsdienste  stehend  zu  behandeln.  Da  sie  nun  daran  natürlich  nicht  dach- 
ten ,  so  verfuhren  sie  offenbar  unlogisch  und  unberechtigt  durch  Aufnahme 
der  ungai'ischen  Fahne  neben  der  französischen  und  sardinischen. 

Es  kann  auch  die  Sache  nicht  so  gewendet  werden,  als  sei  überhaupt 
ein  kriegführender  Staat  ermächtigt,  die  militärischen  Mittel  des  Feindes 
nach  Thunllchkeit  zu  schwächen.  Allerdings  ist  diess  eine  Aufgabe  der 
Kriegführung,  ohne  deren  glückliche  Lösung  der  Zweck  des  Krieges  gar 
nicht  erreicht  werden  kann.  Nicht  jedes  Mittel  zu  Erreichung  dieses  Zweckes 
ist  jedoch  völkerrechtlich  erlaubt.  Der  Krieg  ist  ein  gewaltsamer  Zustand 
zwischen  souveränen  Staaten,  welche  in  Ermangelung  eines  Richters  einen 
Streit  über  Rechte  oder  Interessen  mit  den  Waffen  in  der  Hand  zu  schlichten 
suchen,  ein  grossartiges  Gottesurtheil  im  Sinne  des  Mittelalters;  allein  es 
ist  kein  Zustand  völliger  Rechtlosigkeit ,  und  noch  weniger  befreit  der  Krieg 
von  der  Einhaltung  sittlicher  Gebote.  Das  europäische  Kriegsrecht  besteht 
nicht  darin,  dem  Feinde  so  viel  Schaden  zuzufügen,  als  nur  immer  möglich; 
sondern  darin,  die  durch  die  Anschauungen  gesittigter  Völker  gebilligten 
Gewaltmaassregeln  anwenden  zu  dürfen.  Dass  nun  diese  Anschauungen  nicht 
alle  und  jede  dem  Feinde  schädliche  Handlung  gestatten,  ist  oben  hinreichend 
an  zahlreichen  Fällen  nachgewiesen  worden.  Als  unzweifelhaftes  Motiv 
gerade  der  bedeutendsten  dieser  Gebote  macht  sich  nun  aber- die  Ueber- 
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zeagang  geltend,  dass  es  des  Staates  anwOrdig  sei,  durch  Lug,  Trog  mi 
Wortbrach  einen  Yortheil  über  den  Feind  zu  erlangen.  Eine  SapftalatiaB 
muss  heilig  gehalten ,  und  es  darf  die  durch  eine  solche  zur  Bflckkehr  zam 
eigenen  Heere  berechtigte  Besatzung  nicht  in  Kriegsgefangenschaft  geschleppt 
werden.  Es  ist  nicht  erlaubt,  den  Feind  durch  Parlamentairzeichen  zu  tSii- 
schen,  und  auf  diese  Weise  unversehens  zu  überfallen.  Es  wäre  ein  Ver- 
brechen gegen  das  Völkerrecht,  einen  Waffenstillstand  zu  missbrauchen  zur 
Ueberrumpelung  des  auf  gegebenes  Wort  bauenden  Feindes.  Mit  Einem 
Worte:  die  europäische  Gesittigung  geht  zwar  noch  nicht  so  weit,  den  Krieg 
im  Ganzen  und  grundsätzlich  zu  verwerfen;  allein  sie  will  wenigstens,  dass 
er  ehrenhaft,  d.  h.  nicht  mit  hinterlistigen  Mitteln  geführt  werde.  Sie  ent- 
ledigt die  Regierungen  nicht  von  der  Befolgung  der  Gesetze  des  Anstandes, 
welche  sie  in  Friedenszeiten  zu  beobachten  haben.  Kurz  sie  vnll ,  dass  der 
Krieg  ein  Zweikampf,  nicht  aber  ein  Hinterhalt  zu  Meuchelmord  sei.  Ist 
es  nun  mit  dieser,  wenn  auch  nicht  ganz  vollkommenen  und  folgerichtigen, 
aber  doch  im  Ganzen  ehrenhaften  Gesittigung  vereinbar,  wenn  eine  Regie- 
rung so  tief  herabsteigt,  dass  sie  selbst  zu  Meineid  auffordert?  Mit  welcher 
Stime  will  sie  ihren  eigenen  Kriegern  von  Ehre  reden  und  an  deren  Traie 
sich  wenden,  wenn  sie  in  dem  nämlichen  Augenblicke  selbst  andere  zu  Ehr- 
losigkeit und  Untreue  zu  verführen  sucht? 

Auch  bedenke  man  wohl ,  dass  ein  solches  Verfahren  nothwcndig  zu  da 
widrigsten  und  den  Streit  auf  das  Tiefste  vergiftenden  Handlungen  führen 
muss.  Wäre  der  Plan ,  die  Ungai*n  zu  verführen  und  sie  sodann  alsbald  dem 
österreichischen  Heere  gegenüber  zu  stellen,  gelungen,  so  wären  ohne  allen 
Zweifel  diese  Ueberläufer  von  den  Oesterreichern  nicht  als  rechtmässige 
Feinde,  sondern  als  Verbrecher  behandelt  worden,  und  zwar  mit  vollem 
Rechte.  Die  Folge  wäre  dann  kriegsrechtliche  Hinrichtung  der  Gefangenen 
gewesen,  jeden  Falles  bei  Offizieren  oder  bekannten  Rädelsführern.  Ebenso 
unzweifelhaft  hätten  sich  aber  die  Verbündeten  der  in  ihre  Reihe  Zugelassenen 
angenommen  und  Repressalien  zuerst  angedroht,  in  sehr  wahrscheinlichem 
Nichtbeachtungsfalle  sie  auch  vollstreckt.  Welche  schaudervolle  und,  weil 
für  den  schliesslichen  Erfolg  doch  unerhebliche,  unnöthig  grausame  Krieg- 
führung diess  aber  zur  Folge  haben  musste ,  bedarf  keiner  Ausführung.  Was 
aber  zu  solchen  Zuständen  mit  Nothwendigkeit  führt,  kann  nur  als  völker- 
rechtswidrig betrachtet  werden. 

Die  fraglichen  Vorfälle  selbst  beweisen  freilich,  dass  eine  unantastbare 
völkerrechtliche  Gewohnheit  in  dieser  Beziehung  nicht  besteht;  allein  sind 
die  vorstehenden  Erwägungen  richtig,  so  ist  auch  der  Beweis  geliefert,  dass 
eine  allgemeine  Feststellung  solcher  Gewohnheit  eine  Forderung  der  Ehre 
sowohl  als  des  gegenseitigen  wahren  Vortheiles  wäre.  Sie  wird  aber  allmählig 
zur  Kräftigung  kommen ,  wenn  sich  die  öffentliche  Stin^ne  entschieden  dafOr 
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erklärt,  und  wenn  auch  die  Regiemiigen  selbst  unumwunden  sich  bei  jedem 
neuen  Versuche  einer  üebertretung  gegen  denselben  als  gegen  ein  inter- 
nationales Unrecht  aussprechen. 

Frankreich  aber,  welches  so  gerne  sich  damit  brüstet,  an  der  Spitze  der 
europäischen  Gcsittigung  zu  stehen ,  mag  wohl  zusehen ,  welche  Stellung  es 
in  den  Augen  der  Mitlebeuden  und  in  dem  ürthcile  der  Geschichte  einnehmen 
muss,  wenn  es  Handlungsweisen  begünstigt,  wohl  gar  selbst  vornimmt,  welche 
die  üebel  des  Krieges  immer  höher  steigern ,  und  eine  Wiederaussöhnung  in 
Streit  gekommener  Staaten  schwieriger  und  schwieriger  machen.  Freilich 
ist  ein  grosser  Unterschied  zwischen  selbstbewundemden  Phrasen  und  einer 
sittlichen  Selbstbeherrschung. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  freilich  wäre  endlich  eine  entschiedoie 
Feststellung  des  Grundsatzes,  dass  die  Anzettlung  von  Empörung 
und  Umwälzung  im  Gebiete  des  Feindes  ein  völkerrechtlich  uner- 
laubtes Kriegsmittel  sei. 

Um  jedoch  hier  nicht  in  Verwechselungen  und  dadurch  in  übertriebene 
und  somit  nicht  durchmführende  Forderungen  zu  verfallen,  ist  es  nöthig  zu 
unterscheiden.  —  Eine  unerlaubte  Benützung  des  Kriegsglückes  kann  wohl 
nicht  behauptet  werden,  wenn  ein  siegreich  vordringender  Staat  ein  von  ihm 
erobertes  feindliches  Gebiet  zur  Kräftigung  seiner  eigenen  Macht  bci^tzt 
und  aus  demselben  Mittel  zur  Weiterführung  des  Krieges  und  zur  Erleich- 
terung seiner  eigenen  Kräfte  zieht,  zu  dem  Ende  denn  auch  die  Behörden 
der  feindlichen  Regierung  entfernt  und  eine  eigene  Verwaltung  einsetzt. 
Niemand  hat  z.  B.  in  den  von  Napoleon  angeordneten  Verwaltungen  öster- 
reichischer oder  preussischer  Provinzen,  und  später  in  der  Einsetzung  von 
Behörden  der  Verbündeten  in  den  von  ihnen  besetzten  französischen  Depar- 
tements eine  völkerrechtswidrige  Handlung  gesehen.  Gewöhnlich  wird  zwar 
wohl  schon  aus  Klugheitsgründen  diese  Benützung  einer  Eroberung  nicht 
bis  zu  einer  Aushebung  von  Truppen  und  einer  Verwendung  derselben  gegen 
die  bisherige  Regierung  ausgedehnt  werden;  allein  strenge  genommen  möchte 
sich  vom  Rechtsstandpunkte  aus  selbst  hiergegen  nichts  einwenden  lassen. 
Sodann  ist  es  nicht  sowohl  völkerrechtswidrig,  als  gefährlich  und  voreilig,  wenn 
eine  eroberte  Provinz  für  detinitiv  dem  Feinde  entrissen  und  mit  den  eigenen 
Besitzungen  vereinigt  erklärt  wird.  Geßlhi'lich  nämlich  ist  ein  solcher  Schritt, 
weil  er  möglicherweise  Widerstand  bei  den  Einwohnern  hervorrufen  und 
dadurch  die  eigene  Lage  verschlimmern  anstatt  verbessern  kann;  und  vor- 
schnell ist  er,  theils  weil  das  Kiiegsglück  sich  wieder  wenden,  dadurch  aber 
das  mit  solcher  Zuversicht  für  bereits  erworben  erklärte  Gut  unter  Hohn 
und  Spott  wieder  verloren  gehen  kann,  theils  weil  die  völkerrechtliche  An- 
erkennung von  Seiten  anderer  Staaten  erst  nach  der  förmlichen  Abtretung 
im  Friedensschlüsse  erfolgt,  ein  früherer  Anspruch  aber  möglicherweise  zu 


776  lieber  völkerrechtswidrige  Kriegsmittel. 

ODnöthigen  Verwickelungen  führen  kann.  Allein  ein  Unrecht  an  sich  kann 
darin  nicht  erblickt  werden,  weil  das  Völkerrecht  Eroberungen  als  Entschä- 
digungs-  und  Sicherungsmittel  grundsätzlich  anerkennt.  —  Eben  so  ist  es 
wohl  nicht  als  unerlaubt  zu  betrachten,  wenn  selbst  vor  Erfolg  der  Eroberung 
die  Einwohner  solcher  Staaten  oder  Gebielstheile,  deren  Loslösung  von  der 
bisherigen  Herrschaft  der  Zweck  des  Krieges  ist,  aufgefordert  werden,  sich 
selbst  bei  dem  Kampfe  zu  betheiligen,  und  sich  mit  den  für  ihre  Unab- 
hängigkeit streitenden  Gewalten  zu  verbinden.  Sache  der  Aufgeforderten 
ist  es,  sich  zu  entscheiden,  ob  sie  mit  dem  Vorhaben  einverstanden  sind, 
und  ob  sie  für  seine  Förderung  Gefahren  und  Opfer  übernehmen  wollen. 
Die  bisherige  Kegierung  wird  natürlich  die  Rechtmässigkeit  eines  solchen 
Abfalles  nicht  anerkennen,  und  denselben  nicht  nur  mit  Waffen  bekämpfen, 
sondern  auch  im  Falle  des  Sieges  an  den  Wiederunterworfenen  bestrafen; 
allein  die  Aufforderung  zur  Mitwirkung  ist  kein  illoiales  Verfahren  von 
Seiten  des  Feindes. 

Wesentlich  anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn  von  einem  Feinde  der 
Versuch  gemacht  wird,  solche  Provinzen,  von  deren  einstiger  Erwerbung 
gar  nicht  die  Bede  und  deren  Selbstständigmachnog  keineswegs  Zweck  des 
Krieges  ist,  zur  Empörung  zu  reizen. 

^  Dass  durch  eine  solche  Maassregel  die  militärischen  Kräfte  des  Gegners 
sehr  geschwächt  werden  können,  und  zwar  in  doppelter  Weise,  indem  ihm 
nicht  nur  Hülfsmittel  entzogen  werden,  sondern  er  auch  einen  Theil  der 
treu  gebliebenen  Truppen  zur  Bekämpfung  des  Aufstandes  verwenden  muss, 
ist  allerdings  unläugbar;  und  es  mag  eine  solche  Aufwieglung  sogar  von 
schnell  entscheidendem  Erfolge  für  den  ganzen  Krieg  sein.  Dennoch  wird 
offenbar  dadurch  das  Maass  des  Erlaubten  überschritten.  Durch  die 
Entzweiung  über  irgend  einen  Bechts-  oder  Intcressepunkt  erhält  der  eine 
Streitende  keineswegs  das  Becht,  das  Dasein  des  Gegners  zu  läugnen  und 
seine  Persönlichkeit  zu  vernichten.  Die  Vorenthaltung  eines  Bechtes  oder 
auch  eine  gefährliche  Bedrohung  mag  einem  Staate  wohl  unter  Umständen 
die  Befuguiss  geben,  den  Gegner  so  zu  schwächen,  dass  er  künftig  dem  Bechte 
und  dem  Frieden  ungefährlich  sein  wird;  allein  wenn  dessen  Dasein  über- 
haupt nicht  unvereinbar  ist  mit  sicheren  und  geordneten  Zuständen ,  so  geht 
das  Becht  der  Sclbstvertheidigung  nicht  bis  zu  einer  völligen  Auflösung  des 
entgegenstehenden  Staates.  Ueber  das  streitige  Becht  mag  gekämpft  werden; 
allein  was  nicht  im  Streite  ist,  wird  auch  durch  einen  Krieg  nicht  aufgehoben 
und  rechtlos  gemacht.  Hat  nun  also,  wie  doch  darüber  kein  Zweifel  ist,  ein 
Staat  nicht  das  Becht  die  Existenz  oder  auch  nur  den  Länderbestand  eines 
andern  Staates  bloss  desshalb  anzugreifen,  weil  dessen  Nichtvorhandensein 
ihm  vortheilhaft  wäre:  so  kann  er  auch  eine  Kriegsfrage  nicht  über  deren 
eigene  Tragweite  nach  Belieben  ausdehnen.    Wollte  man  hiergegen  einwenden, 
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dass  eine  solche  Aufforderung  zur  Empörung  nur  ein  vorübergehendes  Kriegs- 
raittel  sei,  keineswegs  aber  die  Nothweudigkeit  einer  bleibenden  Zerstörung 
in  sich  trage:  so  würde  dem  die  Alternative  entgegengesetzt  werden  können, 
dass  bei  der  Aufforderung  zum  Aufst:ande  entweder  eine  bleibende  Lostrennung 
wirklich  beabsichtigt  sei,  oder  dass   sie  den  Verführten  bloss  vorgespiegelt 
werde,  mit  vorbedachtem  Entschlüsse  beim  Friedensschlüsse  sie  unter  die 
bisherige  Herrschaft  zurückfallen  zu  lassen.    Im  ersten  Falle  würde  dann 
aber  eben  das  Kriegsrecht   überschritten;   im  anderen  Falle  dagegen  eine 
unverantwortliche  Treulosigkeit  begangen,  welche  sicherlich  nicht  als  erlaubtes 
Mittel  erklärt  werden  könnte.  —  Die  Sache  liegt  also  strenge  genommen  so, 
dass  eirf  Staat,  welcher  Mittel  dieser  Art  anwendet,  keineswegs  in  seinem 
Rechte  ist,  sondern  im  Gegentheile  sich  selbst  als  unvereinbar  mit  dem  Be- 
stehen anderer  Staaten  und  mit  internationaler  Rechtsordnung  erweist,  und 
dass  er  also  sämmtliche  übrige  Staaten  in  das  Recht  und  selbst  in  dieNoth- 
wendigkeit  versetzt,  sich  gemeinschaftlich  gegen  ihn  zu  wenden,  um  ihn  in 
die  Unmöglichkeit  solchen  völkerrechtswidrigen  Gebahrens  zu  versetzen. 

Werden  diese  Sätze  auf  die  Ereignisse  in  dem  jüngsten  italienischen 
Kriege  augewendet,  $o  ergibt  sich  denn  wohl,  dass  ein  Aufruf  an  italienische 
Bevölkerungen  zur  Tbeilnahme  an  dem  Kampfe  nicht  als  eine  Verletzung  des 
Völkerrechtes  betrachtet  weylen  kann;  dass  dagegen  der  zwar  nicht  ausge- 
führte aber  mehr  oder  weniger  vorbereitete  Plan,  Ungarn  zu  revolutioniren, 
der  internationalen  Gesittigung  und  Berechtigung  zuwider  lief.  Ob  Frank- 
reich und  Sardinien  zu  einer  Befreiung  Italiens  von  mittelbarer  und  unmittel- 
barer österreichischer  Herrschaft  an  sich  berechtigt  waren  oder  nicht,  ist 
eine  Frage  für  sich.  Allein  wenn  einmal  ein  Krieg  darüber  geführt  wurde, 
so  war  es  nicht  folgewidrig  und  überstieg  es  die  an  sich  erlaubten  Kriegs- 
mittel nicht,  die  zunächst  Selbstbetheiligten  aufzufordern,  in  den  Kampf  ein- 
zutreten. Das  Verhältniss  Ungarns  zu  Oestreich  dagegen  war  gar  kein  Gegen- 
stand einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  kriegführenden  Mächten, 
wähi'end  eine  erfolgreich  angezettelte  Empörung  dieses  Landes  Oesterreich 
in  seinem  ganzen  staatlichen  Dasein  vernichtete.  Letztere  war  also  ein 
Unternehmen,  zu  welchem  die  Feinde  unter  keinen  Umständen  berechtigt  waren. 

Eine  Regelung  dieser  Frage  ist  sicher  von  der  grössten  Wichtigkeit. 
Bei  der  durch  alle  Völker  gehenden  oft  leidenschaftlichen  Beschäftigung  mit 
Staatsfragen  ist  es  gar  nicht  anders  möglich,  als  dass  die  bestehenden  Zu- 
stände mannchfach  mit  den  Wünschen  eines  grösseren  oder  kleineren  Theiles 
der  Bevölkerung  nicht  übereinstimmen,  und  dass  also  eine  geschickt  angelegte 
Verführung  zu  Aufruhr  wenigstens  nicht  selten  von  Erfolg  sein  kann.  Wenn 
es  nun  als  völkerrechtlich  erlaubtes  Kriegsmittel  gilt,  solche  Empörungen 
nach  Gelegenheit  hervorzurufen,  auch  wenn  das  Missvergnügen  der  in  Frage 
stehenden  Bevölkerung  in  gar  keinem  Zusammenbange  mit  dem  Streite  unter 
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den  Staaten  steht:  so  ist  bei  jedem  Kriege  eine  ganz  unberechenbare  Aos- 
dehnnng  der  Uebel  und  der  Folgen  in  möglicher  Aassicht.  Man  darf  keclr 
behaupten,  dass  in  solchem  Falle  Europa  in  eine  neue  sehr  uDerfreoIiciie 
Phase  der  internationalen  Verhältnisse  eingetreten  ist,  und  zwar  zu  einer 
Zeit,  als  man  sich  mit  der  Hoffnung  einer  Beschränkung  und  Seltenheit  der 
Kriegsfibel  trug. 

Zu  einer  bindenden  Vereinbarung  unter  den  Regierungen  in  Betreff  dieser 
Frage  des  internationalen  Rechtes  ist  freilich  kaum  Aussicht  vorhanden :  und 
to  bleibt  denn  auch  hier  zunächst  nur  theoretische  Aufstellung  des  Satzes 
und  Bemühung  um  die  zwar  langsame  aber  schliesslich  doch  entscheidende 
Gewinnung  des  allgemeinen  Rechtsbewusstseins. 


